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Vorrede. 


Das  vorliegende  Buch  ist  die  Frucht  mehrjähriger  Beschäftigung 
mit  der  inneren  Staatsentwicklung  Englands  während  des  XIX.  Jahr- 
hunderts. Was  die  Entstehung  und  Absicht  dieses  Buches  betrifft, 
so  habe  ich  den  in  der  Einleitung  gemachten  Ausführungen  kaum 
etwas  anderes  als  einige  persönliche  Bemerkungen  hinzuzufügen. 
Als  ich  vor  fast  einem  Decennium  das  erste  Mal  England  aus 
eigener  Anschauung  kennen  lernte  —  dazumal  vollständig  be- 
herrscht von  den  durch  Gneist  vermittelten  Anschauungen  und 
Urteilen  über  englisches  Staatswesen  — ,  empfing  ich  alsbald  den 
Eindruck,  dafs  Gneists  Schriften  nicht  nur  in  vielen  Stücken  ver- 
altet, hinter  dem  geltenden  Rechte  und  der  Praxis  zurückgeblieben 
waren,  sondern  dafs  auch  die  darin  vertretene  Gesamtauffassung 
von  der  Entwicklung  der  englischen  Verfassung  und  Verwaltung 
in  neuerer  Zeit  mit  der  thatsächlichen  politischen  und  socialen 
Entwicklung  Englands  vielfach  in  unlösbarem  Widerspruche  stand. 
Diese  Eindrücke  wurden  durch  fortgesetztes  Studium  und  wieder- 
holten längeren  Aufenthalt  im  Lande  immer  mehr  befestigt,  so 
dafs  sich  aus  dem  ursprünglichen  Zweifel  an  der  Richtigkeit  der 
Urteile  und  Theorien  Gneists  zuletzt  eine  selbständige  und  zu 
dessen  System  in  entscheidenden  Punkten  völlig  gegensätzliche  Be- 
urteilung der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  und  Probleme 
ergab.  Über  die  Berechtigung  dieser  Auffassung  habe  ich  hier 
des  näheren  nicht  zu  reden;  darüber  mufs  vielmehr  das  Buch 
selbst  Rechenschaft  ablegen.  Nur  möchte  ich  auch  an  dieser  Stelle 
nochmals  aussprechen,  dafs  die,  wenn  auch  in  aller  Schärfe  aus- 
gesprochene, Ablehnung  der  Theorien  Gneists  das  Gefühl  dankbarer 
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VIII  Vorrede. 

YerehruDg  nicht  beeinträchtigen  kann,  die  diesem  deutschen  Alt- 
meister der  Wissenschaft  vom  englischen  Staatsrechte  dauernd  ge- 
zollt werden  mufs.  Gneists  Forschungen  haben,  um  ein  von  ihm 
selbst  einmal  gebrauchtes  Bild  zu  wiederholen,  thatsächlich  den 
ersten  „Gang  durch  einen  Urwald"  gebahnt:  des  Pfadfinders  wird 
man  aber  auch  dann  dankbar  gedenken,  wenn  man  den  Weg,  dessen 
Anfang  jener  uns  gewiesen  hat,  später  in  ganz  anderer  Richtung 
fortsetzt,  als  sie  von  ihm  ursprünglich  eingeschlagen  wurde.  Die 
grofsen  Verdienste,  die  sich  Gneist  als  Historiker  der  eng- 
lischen Verfassung  erworben  hat,  sichern  ihm  ein  dauerndes  Denk- 
mal in  der  deutschen  Wissenschaft  auch  dann,  wenn  sich  seine  Dar- 
stellung und  Beurteilung  des  modernen  englischen  Staatswesens 
in  vielen  und  entscheidenden  Punkten  als  irrig,  seine  Theorie 
von  der  „Selbstverwaltung"  als  unhaltbar,  sein  Einflufs  auf  die 
deutsche  Staatsrechtswissenschaft  und  Politik  als  ungünstig  vom 
Standpunkte  einer  objektiven  entwicklungsgeschichtlichen  Erfassung 
der  Institutionen  des  öffentlichen  Rechtes  erwiesen  hat.  Die  theo- 
retischen Ergebnisse  der  Gneistschen  Forschung,  mit  denen  sich 
der  dritte  Teil  dieses  Buches  besonders  befafst,  stellen  sich  als 
eine  Konsequenz  der  philosophischen  und  rechtstheoretischen  Grund- 
anschauungen dar,  von  denen  der  Schüler  Hegels  und  L.  von  Steins 
seinen  Ausgang  genommen  hat,  sowie  als  Folge  des  eigentümlich 
starren  Doktrinarismus,  der  Gneist  gleich  anderen  Vertretern  der 
historischen  Schule  der  deutschen  Rechtswissenschaft  in  hohem 
Mafse  zu  eigen  gewesen  ist.  Im  Zusammenhange  hiermit  sei  es 
gestattet,  darauf  hinzuweisen,  dafs  die  vorliegende  Darstellung 
vor  allem  dahin  strebt,  eine  realistische,  von  jeder  aprioristischen 
Staats-  und  Rechtsphilosophie  unbeeinflufste  Entwicklungsgeschichte 
und  ein  objektives  Bild  des  gegenwärtigen  Zustandes  der  inneren 
Verwaltung  Englands  zu  geben. 

Wenn  Lorenz  von  Stein  die  öffentliche  Verwaltung  die 
thätig  werdende  Verfassung  genannt  hat,  so  darf  man  wohl  die 
Verwaltungslehre  als  die  Wissenschaft  von  der  verfassungsmäfsigen 
Thätigkeit  des  Staates  bezeichnen.  Dieser  Satz  aber  mufs  so  ver- 
standen werden,  dafs  die  Verwaltungslehre  gewissermafsen  Morpho- 
logie und  Physiologie  in  sich  vereinigt,  dafs  sie  die  einzelnen  Rechts- 
institute und  Organe  der  staatlichen  Verwaltung  nicht  nur  in  ihren 
Formen,  sondern  auch  in  ihren  Funktionen  zu  beschreiben  hat. 
Mit  anderen  Worten :  die  Verwaltung  eines  Staates  kann  immer  nur 
in  ihrem  lebendigen  Zusammenhange  mit  den  in  der  Verwaltung 
jeweils   wirksamen   politischen  und  socialen   Faktoren  verstanden 
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werden.  Vollends  gilt  dies  aber  von  der  Verwaltung  eines  Landes, 
in  dem,  wie  in  England,  seit  jeher  die  Organisation  der  öffentlichen 
Gewalt  im  unmittelbaren  Zusammenhange  steht  mit  der  jeweiligen, 
durch  die  wirtschaftliche  und  politische  Machtverteilung  gegebenen, 
gesellschaftlichen  Gliederung  der  Nation.  Ich  habe  daher  versucht, 
soweit  dies  innerhalb  der  hier  notwendig  einzuhaltenden  Grenzen 
möglich  war,  die  socialen  und  politischen  Elemente  hervorzuheben, 
die  in  der  inneren  Verwaltung  Englands  in  Vergangenheit  und 
Gegenwart  zu  lebendiger  Wirksamkeit  gelangen.  Denn  nur  auf 
solche  Weise  kann  meines  Erachtens  das  Material  für  eine  wahr- 
haft irissensphaftliche,  d.  h.  von  allen  willkürlichen  Voraussetzungen 
gereinigte  Erkenntnis  des  Staates  als  der  höchsten  Erscheinung 
des  menschlichen  Gemeinlebens  gewonnen  werden :  nicht  aber  durch 
Aufstellung  formalistischer  Definitionen  von  Staat  und  Recht,  Ver- 
fassung und  Verwaltung,  Centralismus  und  Autonomie  u.  s.  w.,  seien 
es  nun  philosophische  Axiome,  politische  Schlagworte  oder  rein 
juristische  Begriffe,  um  die  es  sich  da  jeweils  handelt.  Mit  wie 
geringem  Nutzen  und  me  grofsen  Gefahren  für  ein  unbefangenes 
Verständnis  der  konkreten  staatlichen  Erscheinungen  diese  Methode 
verknüpft  ist«  habe  ich,  jedoch  nur  mit  strenger  Beschränkung  auf 
das  hier  vorliegende  Problem,  die  innere  Verwaltungsorganisation 
Englands,  im  dritten  Teile  klarzustellen  gesucht.  Damit  ist  aller- 
dings eine  methodologische  Grundfrage  aller  Staatswissenschaft 
berührt  und  sind  Anschauungen  ausgesprochen  worden,  deren 
principielle  und  ins  Einzelne  gehende  Begründung  hier  selbstver- 
ständlich nicht  unternommen  werden  konnte. 

Was  das  diesem  Buche  zu  Grunde  liegende  Arbeitsgebiet  be. 
trifft,  so  bezeichnet  schon  der  Titel,  dafs  hier  ausschliefslich  die 
Verwaltung  Englands  im  engeren  Sinne  zur  Darstellung  gelangt. 
Die  besonderen  Verwaltungsorganisationen  Schottlands  sowie  Irlands 
bleiben  durchaus  von  der  Betrachtung  ausgeschlossen;  überdies 
ist  aber  noch  ein  weiteres  Problem  der  englischen  Verwaltung  von 
vornherein  ausgeschieden  worden ,  nämlich  die  Verwaltungsorgani- 
sation Londons.  Wenn  auch  die  administrative  Organisation 
der  Metropolis  in  ihren  Grundelementen  naturgeniäfs  vollständig 
gleichartig  ist  mit  der  allgemeinen  Organisation  der  Landesverwal- 
trnig,  so  liegt  dennoch  gerade  in  der  Entwicklung  der  Londoner 
Verwaltungsorganisation  im  XIX.  Jahrhunderte  ein  ganz  besonderes 
Problem  der  Verwaltungslehre  vor,  das  einer  selbständigen  Behand- 
lung unterzogen  werden  mufs.  Der  Versuchung,  in  Gestalt  eines 
Anhanges  wenigstens  einen  Abrifs  der  älteren  sowie  der  durch  die 
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Gesetze  von  1888—1899  neu  geschaffenen  Verwaltungsorganisation 
Londons  zu  geben,  habe  ich  aus  äurseren  Gründen  nicht  nachzugeben 
vermocht. 

Was  die  benützte  Litteratur  betrifft,  so  sei  hier  nachträglich 
noch  bemerkt,  dafs  mir  das  Buch  Sinzheimers:  „Der  Londoner 
Grafschaftsrat**,  I.  Band,  Stuttgart  1900,  sowie  auch  das  soeben 
erschienene  neue  Werk  von  Leslie  Stephen:  „The  English 
Utilitarians**,  London  1900,  erst  zu  einer  Zeit  zugekommen  sind,  da 
der  Druck  fast  vollständig  abgeschlossen  war ;  und  so  konnten  beide 
Bücher  nicht  mehr  für  die  vorliegende  Darstellung  benutzt  werden. 

Es  erübrigt  mir  schliefslich  die  angenehme  Pflicht,  an  dieser 
Stelle  für  die  wertvolle  und  vielseitige  Unterstützung  zu  danken, 
deren  ich  mich  bei  meinen  Studien  in  England  selbst  zu  erfreuen 
hatte.  Vor  allem  mufs  ich  hier  der  Vorstände  städtischer  und 
grafschaftlicher  Verwaltungsbehörden  gedenken ,  deren  freund- 
licher Beistand  mir  im  Laufe  meiner  Arbeiten  zuteil  geworden 
ist.  Die  aufserordehtliche  Bereitwilligkeit  und  Liberalität,  mit 
welcher  dem  in  den  meisten  Fällen  persönlich  unbekannten  Aus- 
länder von  den  Town  Clerks  gi-ofser  und  kleiner  Städte,  sowie 
von  den  Clerks  der  meisten  County  Councils  wertvolles 
Material  durch  Übersendung  von  Sitzungs-  und  Jahresberichten, 
Ortsstatuten  und  sonstigen  amtlichen  Druckschriften  zugemitteH 
wurde,  ist  selbst  wieder  ein  aufserordentlich  charakteristischer 
Zug  in  dem  Gesamtbilde  der  modernen  englischen  Lokalverwaltung. 
Allen  diesen  Herren  sei  hier  der  wärmste  Dank  ausgesprochen. 

Nicht  minder  bin  ich  dem  verehrten  Direktor  der  London 
School  of  Economics,  Professor  W.  A.  S.  He w ins,  zu  herz- 
lichem Danke  verpflichtet  für  die  mir  in  liebenswürdiger  Weise 
ermöglichte  Benutzung  der  für  das  Studium  der  Lokalverwaltung 
aufserordentlich  wichtigen  Bibliothek  der  genannten  Hochschule. 
Endlich  mufs  ich  meinem  lieben  Freunde  F.  W.  Hirst  in  London 
auch  an  dieser  Stelle  nochmals  besonderen  Dank  sagen.  Dem  mehr- 
jährigen Freundesverkehr  mit  ihm,  der  inmitten  der  lebendigen 
Tagesarbeit  der  englischen  Lokalverwaltung  und  des  praktischen 
Rechtslebens  seines  Vaterlandes  steht,  verdanke  ich  in  hohem  Mafse 
Erfahrungen  und  Kenntnisse,  die  sich  aus  dem  blofsen  Studium 
der  Litteratur  und  der  Gesetzgebung  keineswegs  gewinnen  lassen. 

Wien,  Ende  Dezember  1900. 

Josef  Redlich. 
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Das  innere,  staatliche  Leben  Englands  hat  innerhalb  einer 
verhältnismärsig  kurzen  Periode,  nämlich  während  der  beiden 
letzten  Drittel  des  XIX.  Jahrhunderts,  eine  ebenso  umfassende  als 
tiefgreifende  Umgestaltung  erfahren.  Seitdem  die  erste  Reformbill 
Gesetz  geworden,  hat  England  durch  einen  Zeitraum  von  rund 
sechs  Decennien  eine  Periode  unablässiger  Reform  durchmessen: 
einer  Reform,  die  bei  dem  Wahlrecht  für  das  Unterhaus  des  Parla- 
mentes einsetzend  nach  und  nach  alle  Institutionen  des  staatlichen 
Lebens  und  alle  Gebiete  des  Rechtes  ergriffen  und  einheitlich  ge- 
wandelt hat.  Diesem  ganzen  Prozesse  liegt  aber  zu  Grunde  einer- 
seits eine  völlige  Umgestaltung  der  Auffassung  vom  Wesen  und 
von  den  Pflichten  des  Staates  gegenüber  der  Volksgemeinschaft, 
andererseits  eine  radikale,  aber  friedliche  Umwälzung  des  ganzen 
poliüBchen  Lebens  der  Nation:  beides  als  die  Folgeerscheinungen 
der  in  dieser  Epoche  vollzogenen  Ausgestaltung  Englands  zum 
ersten  kapitalistischen  Industrie-  und  Handelsstaate  der  Welt. 
Sucht  man  nach  einem  Worte,  welches  diese  Geschichtsepoche  Eng- 
lands in  ihrem  Wesen  charakterisiert,  so  wird  einem  gewöhnlich  das 
Schlagwort  von  der  Demokratisierung  Englands  entgegengehalten. 
Das  ganze  politische  Entwicklungstadium  der  Nation  im  XIX.  Jahr- 
hunderte, das  unter  dem  Namen  der  Reform  zusamviengefafst  wird, 
erscheint  nach  diesem  Ausdrucke  als  ein  grofses  und  wichtiges  Stück 
in  dem  gesamten  Werdeprozesse  der  demokratischen  Staatsauffassung, 
die,  von  der  amerikanischen  und  französischen  Revolution  ausgehend, 
alle  Nationen  West-  und  Mitteleuropas,  wenn  auch  in  verschiedener 
Stärke,  ergriffen,  in  ihrem  staatlichen  Leben  tiefgreifend  beeinflufst 
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T'.d  auch  in  der  Gegenwarf  andauernd  beeinflufst.  Wenn  nun 
ch  dieses  Wort  von  de.r  Demokratisierung  zweifellos  in  vielen 
ichtungen  helles  Licht  wirft  auf  die  thatsächliche  Entwicklung 
blnglands  in  diesem  Jahrhundert  und  diese  dem  Verständnisse 
läher  bringt,  so  ist  damit  doch  weder  ein  erschöpfender,  noch  ein 
in  die  Tiefe  dringender  Einblick  in  das  Wesen  des  Umgestaltungs- 
prozesses der  staatlichen  Institutionen  Englands  gegeben,  der  sich 
während  der  beiden  letzten  Menschenalter  vollzogen  hat;  es  be- 
darf dazu  vielmehr  einer  nach  den  verschiedenen  grofsen  Gebieten 
des  socialen  Lebens  getrennten  Untersuchung  aller  jener  Er- 
scheinungen, die  als  Ausdruck  der  Demokratie  und  ihres  Sieges 
als  politische  Weltanschauung  hervorgetreten  sind. 

'^ie  Erfassung  des  demokratischen  England  in  socialer  und 
^  .y  idftlicher  Hinsicht  bildet  nun  seit  Decennien  den  Gegenstand 
eiÄ  ger  und  erfolgreicher  Forschung  sowohl  in  England  wie  in 
Deutschland.  Von  verschiedenen  Ausgangspunkten  her  ist  an  dem 
grofsen  Probleme,  das  hier  der  staatswissenschaftlichen  Erkenntnis 
vorliegt,  gearbeitet  worden;  und  so  haben  trotz  ihrer  entgegen- 
gesetzten oder  voneinander  weit  abweichenden  Standpunkte  die 
Untersuchungen  der  socialdemokratischen  Theoretiker,  eines  Engels 
und  Marx,  ebenso  dazu  beigetragen,  das  Verständnis  des  modernen 
England  in  socialökonomischer  Hinsicht  zu  begründen,  wie  die 
Untersuchungen  der  deutschen  Kathedersocialisten ,  vor  allem 
Brentanos  und  seiner  Schule,  sowie  die  zahlreichen  Schriften 
der  englischen  Socialpolitiker  und  Socialstatistiker,  die  klassischen 
Werke  von  Sidney  und  Beatrice  Webb,  von  Thorold 
Rogers  und  Charles  Booth.  Während  aber  gerade  die 
deutsche  Wissenschaft  auf  diesem  Gebiete  unablässig  vorwärts 
gedrungen  ist  und  zweifellos  befruchtend  und  fördernd  auf  die 
englische  Litteratur  eingewirkt  hat,  ist  sie  gegenüber  dem  da- 
mit -Aimittelbar  zusammenhängenden  Problem  fast  vollständig 
unthätig  geblieben:  nämlich  gegenüber  dem  Probleme  von 
der  Entwicklung  der  englischen  Verfassung  und  Ver- 
waltung unter  dem  Einflüsse  der  Reformideen  des 
Liberalismus,  sodann  der  Demokratie  und  des  Socialis- 
mus.  Die  deutsche  Wissenschaft  ist  in  dieser  Hinsicht  beharrlich 
dort  stehen  geblieben,  wohin  sie  nicht  lange  nach  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  im  wesentlichen  durch  die  Schriften  eines  einzigen 
Mannes  gebracht  worden  ist,  nämlich  durch  die  Schriften  Rudolf 
vonGneists  über  die  englische  Verfassung  und  Verwaltung.  Das 
fast  beispiellose  Ansehen,  in   welchem  Gneists  Anschauungen  und 


Digitized  by 


Google 


Einleitung.  XVII 

Urteile  über  England,  seine  aus  der  geschichtlichen  Erforschung 
des  englischen  Staatswesens  gewonnene  Doktrin  allenthalben  auf 
dem  Kontinente,  vor  allem  aber  in  Deutschland,  gestanden  haben 
und,  kaum-  durch  eine  ernstliche  Kritik  erschüttert,  auch  heute 
noch  stehen,  hat  eine  von  Gneist  unbeeinflufste  Auffassung  der 
neueren  Staatsorganisation  Englands  und  seines  modernen  politischen 
Lebens  dauernd  und  fast  vollständig  verhindert.  Die  Eigenart  der 
Gneistschen  Schriften,  die  in  der  Verbindung  historischer  Erfassung 
der  älteren  Entwicklung  Englands  mit  einer  sehr  stark  aus- 
gesprochenen politischen  Subjektivität  des  Verfassers  beruht,  hat 
aber  gerade  für  die  wissenschaftliche  und  politische  Beurteilung 
des  modernen  englischen  Staatswesens  schwerwiegende  Folgen  nach 
sich  gezogen.  Sie  hat  Gneist  dahin  geführt,  in  dem  England 
des  XVIII.  Jahrhunderts  die  eigentliche  Reifezeit  der  englischen 
Verfassung  und  Verwaltung  zu  erkennen  und  die  weitere  Entwick^ 
lung  als  ein  Herabgleiten  von  der  damals  erreichten  Höhe,  als 
Verfall  der  staatlichen  Institutionen  auf  das  schärfste  zu  kritisieren. 
Dieses  Urteil  ist  nun  dank  der  Autorität  Gneists  auf  dem  ganzen 
Festlande  und  vor  allem  in  Deutschland  zur  communis  opinio  ge- 
worden und  ist  es  im  ganzen  und  grofsen  bis  zum  heutigen  Tage 
geblieben.  Damit  aber  erscheint  gerade  von  dem  Standpunkte  der 
realistischen  deutschen  Staatswissenschaft  aus  ein  unverkennbarer 
Widerspruch  gegeben.  Denn  auf  der  anderen  Seite  zeigen  die  deutschen 
Volkswirtschaftslehrer,  gestützt  auf  eigene  Beobachtung  und  das 
nnerschöpfliche  Material  der  Parlamentspapiere,  wie  sich  in  Eng- 
land als  dem  kapitalistischen  Musterlande  eine  gewaltige  Eman- 
cipationsbewegung  der  Arbeiterschaft  entwickelt  hat,  wie  dadurch 
grofse  Schichten  des  Volkes  kulturell  emporgehoben  und  zugleich 
der  Gesetzgebung  völlig  neue  Aufgaben  gestellt,  neue  Wege  ge- 
wiesen worden  sind.  Aus  dieser  ganzen  grofsen  Litteratur  wissen  wir 
längst,  wie  sich  im  Zusammenhange  mit  der  socialen  Entwick- 
lung in  England  ein  neuartiges  politisches  und  sociales  Leben 
der  Massen  entwickelt  hat  und  wie  femer  unter  der  befruchtenden 
Wirkung  dieser  Thatsache  sowie  auch  unter  der  litterarischen  und 
praktischen  Mitwirkung  zahlreicher  Angehöriger  der  herrschenden 
Klasse  neue,  wichtige  Institutionen  des  öffentlichen  Lebens  durch 
die  Gesetzgebung  geschaffen  worden  sind,  die  in  ihrer  Gesamt- 
heit das  Bild  einer  vielseitigen  staatlichen  Socialpolitik  zeigen, 
welche  Hand  in  Hand  wirkt  mit  gleichartigen  Bestrebungen  rein  ge- 
sellschaftlicher Kräfte,  mit  den  freien  Associationen  der  arbeitenden 
Klassen  in  Trade  Unions,  Gooperative  Societies,  Friendly  Societies 
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und  allen  sonstigen  Erscheinungsformen  der  ^Industrial  Demo- 
cracy". 

Unwillkürlich  richtet  sich  da  der  Blick  von  diesem  Bilde  weg 
nach  der  staatlichen  Verwaltungsorganisation,  unwill- 
kürlich erhebt  sich  die  Frage ,  wie  sich  denn  inmitten  dieser  ge- 
waltigen Umgestaltung  des  socialen  und  wirtschaftlichen  Lebens  nach 
Form  und  Inhalt,  inmitten  des  Fortschreitens  und  der  Ausbreitung 
demokratischer  Gesellschaftsauffassung  die  innere  Thätigkeit  dBS 
Staates,  seine  innere  Verwaltung  gestaltet  hat,  ob  und  inwiefern  die 
Organisation,  die  Technik  und  die  Funktion  dieser  Verwaltung  sich 
gleichzeitig  unter  dem  Einflüsse  jener  neuen  politischen  und  socialen 
Faktoren  geändert  haben.  Mit  einem  Worte,  es  erhebt  sich  die  Frage, 
in  welcher  Weise  und  bis  zu  welchem  Grade  unter  dem  Drucke  der 
Demokratie  und  der  demokratischen  Weltanschauung  auch  eine 
Demokratisierung  der  inneren  Verwaltung  Englands  ein- 
getreten ist.  Auf  diese  Frage  aber  giebt  Gneist  im  Grunde  genommen 
nur  eine  Antwort:  nach  ihm  ist  die  innere  Verwaltung  Englands 
von  der  Höhe,  die  sie  als  Verkörperung  der  „Selbstverwaltung"  im 
vorigen  Jahrhundert  eingenommen,  von  Stufe  zu  Stufe  gesunken. 
Im  übrigen  erfahren  wir  von  ihm,  dafs,  während  gleichzeitig  die 
kontinentalen  Staaten  sich  die  in  dem  englischen  „Selfgovernment'' 
verwirklichten  Principien  zu  nutze  gemacht  hätten,  in  England 
eine  starke  Gentralisation  der  inneren  Verwaltung  nach  konti* 
nentalem  Muster  eingetreten  sei,  so  dafs  die  Verwaltung  Englands 
und  die  der  Festlandstaaten  sich  immer  mehr  einander  genähert 
haben.  Über  das  unmittelbare  und  tiefgreifende  Einwirken  der 
politischen  und  socialen  Ideen  der  Demokratie  auf  die  Organisation 
und  Funktion  der  englischen  Verwaltung  erfahren  wir  selbst  für 
jene  Zeit,  für  welche  Gneist  sein  Urteil  aus  unmittelbarer  An- 
schauung der  englischen  Zustände  gewonnen  hat,  nur  sehr  wenig 
und  vollends  nichts  über  die  grofse  Umgestaltung  der  englischen 
Verwaltung  des  Inneren  in  den  letzten  drei  Decennien  dieses  Jahr- 
hunderts. Immer  wieder,  selbst  in  seinen  allerletzten  Schriften, 
bezeichnet  er  alle  Abänderungen  der  Institutionen  des  alten  Eng- 
land, des  von  ihm  sogenannten  „Selfgovemment",  ausnahmslos  als 
mehr  oder  weniger  bedenkliche  Irrtümer,  die  Reform  des  Parla- 
mentes durch  die  Erweiterung  des  Stimmrechtes  nicht  minder  als 
etwa  die  neue  Gestaltung  des  Polizei-  oder  Armenwesens. 

Damit  ist  denn  nun  der  oben  bemerkte  Widerspruch  in  aller 
Klarheit  zutage  gefördert.  Auf  der  einen  Seite  hat  die  deutsche 
Wissenschaft  in  der  Entwicklung  der  demokratischem  Socialpolitik 
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Englands  eine  bewunderungswürdige  und  zum  grofsen  Teile  für 
das  Festland  mustergültige  Entwicklung  erkannt,  auf  der  anderen 
Seite  steht  Gneists  Darstellung  der  englischen  Verfassung  und 
Verwaltung,  und  damit  sein  vernichtendes  Urteil  über  die  englische 
Demokratie  und  ihren  Einflufs  auf  beide  noch  immer  in  kaum 
gemindertem  Ansehen.  Dieser  Widerspruch  löst  sich  nun  voll- 
ständig, wenn  man  die  innere  Verwaltung  Englands  der  Gegenwart 
in  ihrer  Organisation  und  Funktion  vorurteilsfrei,  vor  allem  frei 
vom  Banne  der  Gneistschen  Dogmen  und  Theorien  untersucht,  und 
wenn  dies,  entsprechend  der  organischen  Entwicklung  aller  Institu- 
tionen des  englischen  Staats-  und  Rechtslebens,  in  umfassender 
Weise  geschieht. 

Dieser  Aufgabe  versucht  nun  das  vorliegende  Buch  gerecht  zu 
werden.  Es  soll  ein  Bild  der  englischen  Lokalverwaltung  der 
Gegenwart  gegeben  werden,  wie  es  sich  aus  der  Erforschung  des 
geltenden  Rechtes  und  der  Beobachtung  der  thatsächlichen  Ge- 
staltung dieses  letzteren  in  der  Praxis  lebendiger  Verwaltung  er- 
giebt.  Es  soll  aber  vorher  noch  in  historischer  Darstellung  gezeigt 
werden,  dafs  sich  die  gegenwärtige  englische  Lokalverwaltung  in 
ihren  Formen  und  Funktionen  als  eine  notwendige  Entwicklung- 
stufe in  der  Ausgestaltung  der  Grundideen  und  Grundprincipien  der 
englischen  Verfassung  erweist,  dafs  in  der  Ausgestaltung  des  „Self- 
government"  des  XVUI.  Jahrhunderts  zu  den  heutigen  Institutionen 
Englands  nicht  ein  krankhaftes  und  revolutionäres  Eindringen  neuer, 
dem  englischen  Staatswesen  innerlich  fremder  Elemente  zu  erblicken 
ist,  sondern  vielmehr  eine  natürliche  Evolution  der  alten  und 
einfachen  Grundgedanken  der  englischen  Verfassung,  entsprechend 
den  wirtschaftlichen  und  socialen  Bedürfnissen  der  neuen  Zeit. 
Hieraus  wird  sich  dann  weiters  von  selbst  eine  Kritik  jener  Theorie 
des  „Selfgovemment"  ergeben,  die  Gneist  zur  Erklärung  der  eng- 
lischen Verfassung  und  Verwaltung  in  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart entworfen  hat.  Hiermit  sind  die  drei  Teile,  in  welche  die 
nachfolgende  Darstellung  zerfällt,  bereits  bezeichnet :  die  Schilderung 
des  geschichtlichen  Werdeganges  der  Verwaltungsorganisation  Eng- 
lands, sodann  die  Darstellung  dieser  Verwaltung  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Gestalt,  endlich  die  Beurteilung  der  heute  in  Deutschland 
noch  immer  herrschenden,  von  Gneist  festgelegten  Anschauung  über 
die  englische  ,,Selbstverwaltung". 

Es  bedarf  hier  zum  Schlüsse  noch  einer  kurzen  Auseinander- 
setzung dessen,  was  im  Nachfolgenden  unter  „Lokal  verwaltung*' 
verstanden  wird.    Der  Ausdruck  Lokalverwaltung  ist  der  deutschen 
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Staatsrechtswissenschaft  nicht  geläufig,  sondern  er  wird  in  der 
deutschen  Rechtssprache  höchstens  ganz  allgemein  als  Bezeichnung 
der  örtlich  thätigen,  öffentlichen  Verwaltung  gebraucht,  ohne  dafs 
damit  über  die  Organisation,  staatsrechtliche  Stellung  oder  Funktion 
dieser  Verwaltung  schon  etwas  gesagt  wäre.  Hier  wird  jedoch  Lokal- 
verwaltung als  ein  technischer  Ausdruck  gebraucht,  nämlich  als 
die  Übersetzung  des  englischen  Ausdrucks :  Local  Government.  Der 
Begriff  des  Local  Government  aber  fällt  zusammen  'mit  dem  Be- 
griffe der  inneren  Verwaltung  nach  deutscher  Terminologie ^ 
Seit  Gneist  ist  man  auf  dem  Kontinente  gewohnt,  von  der  eng- 
lischen Verwaltung  als  „Selbstverwaltung"  zu  sprechen;  damit  ist 
aber,  wie  noch  später  gezeigt  werden  wird,  ein  Name  geschaffen 
worden,  der  weder  der  englischen  Gesetzessprache  noch  der  Aus- 
drucksweise der  englischen  Politik  zur  Bezeichnung  der  inneren 
Verwaltung  als  des  Inbegriffes  bestimmter  Staatsthätigkeit  eigen 
ist.  Ebensowenig  giebt  die  Bezeichnung  Kommunalverwaltung 
eine  richtige  Vorstellung  davon,  was  hier  unter  Local  Government 
(Lokalverwaltung)  verstanden  wird;  denn  ganz  abgesehen  von 
anderen  durch  diesen  Ausdruck  nahegelegten  Mifsverständnissen 
würde  damit  höchstens  ein  der  Organisation  des  Local  Govern- 
ment eigentümliches  Merkmal,  nicht  aber  ihr  staatsrechtliches  und 
politisches  Wesen  bezeichnet  werden.  Das  nämlich,  was  das  be- 
sondere Charakteristikum  der  Organisation  der  öffentlichen  Ge- 
walt in  England  seit  den  frühesten  Zeiten  seiner  staatlichen  Ent- 
wicklung gewesen  und  bis  zum  heutigen  Tage  geblieben  ist,  liegt 
in  der  Thatsache,  dafs  alle  jene  Funktionen  des  Staates,  die  der- 


V  Eine  positive  Definition  des  Begriffes  der  inneren  Verwaltung  oder  eine 
erschöpfende  Aufzählung  aller  Gegenstände  derselben  zu  geben,  ist  für  Eng- 
land vollends  unmöglich:  denn  die  ganze  innere  Staatsthätigkeit,  deren  Um- 
fang in  den  einzelnen  Perioden  der  staatlichen  Entwicklung  notwendigerweise 
sehr  verschieden  sich  gestaltet,  ist  hier  Objekt  der  inneren  Verwaltung.  So 
ist  auch  die  historische  Heeresverfassung  Englands,  seine  Miliz  seit  Jahr- 
tausenden ein  Stück  der  lokalen  Verwaltung.  Weil  aber  die  Milizorganisation 
seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  völlig  unpraktisch  geworden  ist,  wird  sie  auch 
längst  nicht  mehr  als  ein  lebendiger  Bestandteil  der  inneren  Verwaltung 
empfunden  und  zählt  daher  nicht  zu  den  Bestandteilen  des  Local  Government  als 
des  technischen  Begriffes  der  inneren  Verwaltung  Englands  im  XIX.  Jahr- 
hundert. Aus  diesem  Grunde  findet  diese  längst  völlig  veraltete  Gesetzgebung 
auch  in  der  nachfolgenden  Darstellung  keine  Berücksichtigung.  Das  englische 
Heereswesen  beruht  heute  auf  einer  von  der  Lokalverwaltung  vollständig  ab- 
gesonderten Organisation,  die  einen  wichtigen  Bestandteil  der  centralen  Reichs- 
verwaltung  bildet  Mit  dieser  haben  wir  uns  aber  im  folgenden  nicht  zu  be- 
schäftigen. 
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«elbe  in  seiser  nach  innen  gewendeten,  eur  Erhaltung  der  Ordnung, 
zum  Schatze  und  zur  Förderung  der  Interessen  des  nationalen 
Gemeinlebens  dienenden  Thfttigkeit  verrichtet,  dars,  kurz  gesagt, 
die  ganze  innere  Verwaltung  einzig  und  allein  Lokalverwaltung  ist: 
d.  h.  Verwaltung,  die  von  den  Localities,  den  durch  lokalen  Zu- 
sammenhang natürlich  gegebenen  Verbinden  der  Staatsborger 
imierhalb  der  dadurch  bezeichneten  Territorien  geführt  wird  zinr 
Verwirklichung  der  von  der  souveränen  Staatsgewalt  in  Form  von 
Parlamentsakten  gegebenen  Aufträge  und  verliehenen  Befugnisse. 
Nicht  in  dem  Gegensatze,  der  durch  das  Wort  „Selbstverwaltung" 
allgedeutet  ist,  liegt,  um  dies  schon  hier  auszusprechen,  da^ 
charakteristische  Merkmal  der  englischen  Verwaltungsorganisation, 
sondern  in  dem  Gegensatze,  der  durch  die  örtliche  und  die 
centrale  Thätigkeit  d(T  Organe  des  Staates  naturgemäfs  gegebeia 
erscheint  Das  ist  das  Entscheidende,  dafs  in  England  alle  staat- 
liche Verwaltung  des  Inneren  lokale  Verwaltung  ist  und  sein 
mufs,  d.  h.  Verwaltung,  die  von  den  natürlich  gegebenen,  örtlichen 
Verbänden  der  Staatsbürger  geführt  wird.  Der  Staat  als  souveräne 
Centralgewalt  kann  in  England  nach  diesem  Grundprincipe  der 
Verfassung  nur  durch  diese  Medien  lokal  administrieren  und  nicht 
durch  direkte  Willensträger.  Die  von  diesem  Princip  aus  auf- 
gebaute Organisation  der  öffentlichen  Gewalt  ist  aber  ein  vitales 
Stück  der  gesamten  Rechtsordnung  des  Landes,  sie  ist  seit  Jahr- 
hunderten die  Grundlage  des  gesamten  innerstaatlichen  Lebens 
und  ist  es  in  diesem  Jahrhundert  der  grofsen  Reformen  immer 
noch  geblieben,  trotz  der  Veränderungen,  welche  die  Auffassung 
von  Zweck  und  Wesen  der  öffentlichen  Verwaltung  und  teilweise 
auch  die  Auffassung  von  der  Stellung  der  Centralgewalt  zur  inneren 
Administration  erfahren  haben.  Diese  Organisation  ist,  als  poli- 
tisches Institut  angesehen,  eine  der  unerschütterlichen  Garantien 
für  die  Aufrechthaltung  des  Grundelementes  der  englischen  Ver- 
fassung: nämlich  der  zur  Besorgung  der  öffentlichen  Interessen 
frei  cooperierenden  Selbstthätigkeit  der  Staatsbürger.  Diese  Ver- 
waltungsorganisation bildet  den  elastischen  Apparat,  durch  welchen 
der  mechanische  Druck ,  der  naturgemäfs  von  jeder  centralen 
Staatsgewalt  ausgeht,  umgesetzt  wird  in  die  lebendige  Kraft 
einer  von  den  Regierten  selbst  geführten  Verwaltung.  Diese 
Organisation  der  inneren  Verwaltung  darzustellen,  den  Wirkungs- 
kreis, der  jedem  einzelnen  Organe  zugewiesen  ist,  und  die 
thatsächliche  Funktion  aller  Organe  dieser  Verwaltung  zu  be- 
schreiben: das  ist  der  Gegenstand,  mit  dem  sich  das  vorliegende 
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Buch  beschäftigt  Das  formelle  Recht  der  inneren  Verwaltung 
des  gegenwärtigen  England,  „Local  Goyemment*^  als  rechtliche 
Organisation,  als  sociale  und  politische  Erscheinung,  ist  also  im 
wesentlichen  das  Objekt  der  nachfolgenden  geschichtlichen  und 
deskriptiven  Darstellung:  nicht  aber  das  materielle  Recht  der 
inneren  Verwaltung,  das  deren  einzelne  Aufgaben  umschreibt  und 
detailliert  regelt.  Die  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  über 
Sanitäts-  und  Bauwesen,  über  elementares  und  mittleres  Unter- 
richtswesen, über  Arbeiterwohnungen,  Gaswerke,  Wasserleitungen, 
über  Armenpflege  und  Strafsenerhaltung  u.  s.  w.  können  uns  hier 
nur  insoweit  beschäftigen,  als  sie  zum  Verständnis  des  Wirkungs- 
kreises der  einzelnen  Verwaltungskörper  unentbehrlich  sind.  Denn 
dies  bleibt  das  eigentliche  Ziel,  dem  die  nachfolgende  Darstellung 
zustrebt:  ein  umfassendes  Bild  zu  geben  von  der  Organife^ation 
und  Funktion  der  Lokalverwaltung  Englands  und  damit  seiner 
ganzen  inneren  Verwaltung,  die  verfassungsrechtlichen,  politischen 
und  socialen  Grundlagen  klarzustellen,  auf  welchen  letztere  ruht, 
endlich  die  Art  und  Weise  zu  veranschaulichen,  in  welcher  in 
England  die  öffentliche  Gewalt  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  inneren 
Staatslebens  thätig  wird  zur  Erfüllung  der  ihr  vom  Gesetze  auf- 
erlegten oder  frei  vorgezeichneten  Aufgaben. 
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Erster  Abschnitt. 

Die  Entwieklung  der  engllsohen  Verwaltungs-Orgaiiisation 
bis  zum  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  ^  * 


I. 

Die  erste  Aufgabe,  die  hier  gemärs  dem  in  der  Einleitung 
gegebenen  Programme  vorliegt,  ist  die  übersichtliche  Darstellung 


^  Litteratur.  Eine  erschöpfende  Übersicht  über  die  Litteratur  zur 
Entwicklung  der  englischen  Verfassung  ist  hier  weder  beabsichtigt  noch  auch 
durch  die  vorliegende  Aufgabe  bedingt.  Vielmehr  soll  hier  wie  in  den  folgen- 
den Abschnitten  des  geschichtlichen  Teiles  nur  auf  die  wichtigsten,  der  Dar- 
steUnng  zu  Grunde  liegenden  QueUen  und  litterarischen  Hilfsmittel  hingewiesen 
werden.  Für  die  Geschichte  des  englischen  Staats-  und  Verwaltungsrechtes 
steht  der  grofse  Name  Rudolf  von  Gneis ts  gewifs  noch  immer  an  erster 
Stelle:  auch  bis  zur  Gegenwart  besitzt  weder  die  deutsche  noch  die  eng- 
lische Wissenschaft  eine  andere,  das  ganze  Jahrtausend  englischer  Staats- 
entwicklung in  voller  Breite  und  Tiefe  durchmessende  Darstellung,  wie  sie 
Gneist  in  seinen  grofsen  Werken  gegeben  hat.  So  bildet  Gneist  nach  wie  vor 
den  unentbehrlichen  Ausgangspunkt  für  das  Studium  der  englischen  Verfassung 
ond  Verwaltung.  Allerdings  ist  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  rechts- 
historischen Forschung  unsere  Kenntnis  der  älteren  englischen  Staats-  und 
ßechtsentwicklung  in  vielen  Stücken  tiefer  gedrungen  und  hat  nicht  wenige 
Züge  in  dem  von  Gneist  entworfenen  Bilde  der  ältesten  und  mittleren  Epoche 
derselben  verändert  Was  nun  die  neuere  und  neueste  Geschichte  der  Ver- 
fassung und  besonders  der  Lokalverwaltung  Englands  betrifft,  so  steht  die 
obige  DarsteUung  in  vollem  und  vielfachem  Gegensatze  zu  der  von  Gneist 
gegebenen  Darstellung,  sowohl  zu  seiner  seither  allgemein  angenommenen  Lehre 
vom  englischen  „Selfgovemment*^  wie  zu  seiner  Auffassung  der  Entwicklung 
der  inneren  Verwaltung  Englands  seit  der  Reformbill.  In  der  Behandlung 
dieser  Epochen  ist  Gneists  politische  Subjektivität  und  der  EinfluTs  der  von 
öun  seiner  Darstellung  zu  Grunde  gelegten  Staats-  und  GeseUschaftslehre  so 
stark  hervorgetreten,   dafs  infolge   davon    die  ganze   Entwicklung  der  Ver- 
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des  Zustandes  der  englischen  Staatsverfassung  und  Verwaltung  am 
Ende    des    XVIII.    Jahrhunderts.     Das    Bild    der   gegenwärtigen 


waltung  Englands  in  neuerer  Zeit  von  ihm  weniger  objektiv  dargestellt  als  viel- 
mehr von  einem  bestimmten  politischen  Gesichtspunkte  aus  kritisiert  erscheint. 
Die  eingehende  Prüfung  dieser  Anschauungen  Gneists  und  der  daraufhin  ent- 
wickelten Theorie  ist  jedoch  einem  besonderen  Abschnitte  dieses  Buches  vor- 
behalten. Aus  diesem  Grunde  ist  sowohl  im  Texte  wie  in  den  Anmerkungen  jede 
kritische  Bemerkung  und  Hervorhebung  der  bestehenden  Differenzpunkte  ver- 
mieden und  jener  zusammenhängenden  Auseinandersetzung  vorbehalten  worden. 

Von  Gneists  Werken  kommen  hier  vor  allem  in  Betracht: 

Selfgovernment,  Kommunalverfassung  und  Verwaltungsgerichte  in 
England.    Berlin  1871. 

Das  englische  Parlament  in  tausendyährigen  Wandlungen,  1886. 

Engjische  Verfassungsgeschichte.    Berlin  1882. 

Englisches  Verwaltungsrecht  I,  II.  Berlin  1867|  und  dritte,  nach 
deutscher  Systematik  umgestaltete  Auflage  1883. 

An  der  Spitze  der  englischen  verfassungsgeschichtlichen  Litteratur 
steht  das  Meisterwerk  des  Bischofs  von  Oxford,  Stubbs'  Constitutional  History  of 
England  I— III.  1891,  sodann  das  noch  immer  klassische  Buch  Hall a ms:  The 
Constitutional  History  of  England  from  the  accession  of  Henry  VII.  to  the  Death 
of  Georg  II.  London.  Für  die  älteste  Gestalt  der  englischen  Institutionen  ist 
jetzt  das  Hauptwerk  der  englischen  Rechtsgeschichte:  M-aitland  and  Pollock, 
History  of  the  English  Law  before  the  Time  of  Edward  I.  Second  Edition 
1898.  I  u.  II.  Das  geltende  englische  Staatsrecht  findet  eine  ebenso  gelehrte 
als  auf  praktischer  Kenntnis  des  englischen  Staatslebens  beruhende  Darstellung 
in  dem  ausgezeichneten  Buche  von  Hearn:  The  Government  of  England,  its 
Structure  and  Development.    See.  Edition  1886. 

Nicht  minder  wertvoll  für  das  Verständnis  der  englischen  Verfassung  und 
Verwaltung  vom  juristischen  Standpunkte  sind: 

Dicey,  Introduction  to  the  Study  of  the  Law  of  the  Constitution.    1889. 

Anson,  The  Law  und  Custom  of  the  Constitution.    I,  II.    1890. 
Von  älteren  Verfassungstheoretikem  sind  noch  immer  wichtig: 

Lord  John  Kussell,  An  Essay  on  the  History  of  the  English  Govern- 
ment.   1823. 

Lord  Brougham,  The  British  Constitution.    1861. 

Austin,  Lectures  on  Jurisprudence.    1885. 

Taswell-Langmead,  English  Constitutional  History.    3.  Edition  1896. 
Allgemeine  Darstellungen  der  politischen  Geschichte  Englands: 

S.  R.  Gardin  er,  A  Students  History  of  England.    3  Vols.     189L 

Macaul ay,  History  of  England.    8  Vols. 

Fronde,  History  of  England  from  the  fall  of  Wolsey  tili  the  death  of 
Elisabeth.     1862—70. 

Lecky,  Geschichte  Englands  im  18.  Jahrhundert  (übers,  v.  Konrad  Löwe). 
4  Bde.    1885. 

Mac  Carthy,  The  four  Georges.    Vol.  I— IL    1889—90. 

Goldwin  Smith,  The  United  Kingdom:  a  Political  History.     1899. 
Wirtschafts-  und  socialgeschichtliche  Werke: 

Th.  Rogers,  Economic  Interpretation  of  History.     2  Vols.    1890. 
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Organisation  der  englischen  Lokalverwaltung  kann  in  seiner  Eigen- 
art nur  dadurch  zur  vollständig  klaren  Anschauung  gebracht  werden, 
dafs  es  auf  dem  Hintergrunde  der  historischen  Landesverfassung 
Englands  entworfen  wird.  Erst  so  tritt  deutlich  hervor,  was  in 
den  heutigen  Verwaltungseinrichtungen  Englands  und  den  durch 
sie  zum  Ausdruck  gebrachten  politischen  Vorstellungen  ererbtes 
Gut  und  was  davon  im  XIX.  Jahrhundert  neu  erworben  worden  ist, 
femer  wie  beides  mit  einander  zu  einem  neuen  Gebilde  von  aus- 
gesprochener politischer  Individualität  lebendig  verschmolzen  worden 
ist.  Wenn  es  eine  der  für  die  Geistesgeschichte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts charakteristischen  Umgestaltungen  in  der  Auffassung 
menschlicher  Institutionen  ist,  dafs  wir  gelernt  haben,  alle  staat- 
lichen Einrichtungen  als  das  Gewordene  zu  begreifen,  so  ist  die 
histx}rische  Anschauung  vollends  unentbehrlich  für  das  Verständnis 
des  englichen  Staatswesens  von  heute  und  der  gegenwärtigen 
Gestalt  seines  Hechtes  und  seiner  Verwaltung.  Denn  nirgends 
wieder  finden  wir  so,  wie  in  England,  eine  ununterbrochene  Ent- 
wicklungskette, die  die  einfachsten  Elemente  staatlicher  Organi- 
sation und  Thätigkeit  mit  den  kompliziertesten  Institutionen  der 
Gegenwart  verknüpft,  und  zwar  sowohl  äufserlich  durch  den  tausend- 


Kogers,  Die  Geschiebte  der  englischen  Arbeit  (übers,  v.  Pannwitz).    1896. 

Brodrick,  English  Land  and  English  Landlords.    188L 

Garnier,  History  of  the  English  Landed  Interest.    2  Vols.    1892—98. 

Toynbee,  The  Industrial  Revolution  of  the  18.  Century.    1890. 

Speciell  für  die  Entwicklung  des  Parlamentes  vgl.  neben  den  vorgenannten 
allgemeinen  Werken: 

Boutmy,  Le  developpement  de  la  Constitution  et  de  la  Sociät^  politique 
en  Angle terre.    1898. 

Franqueville,  Le  Gouvernement  et  le  Parlement  Britanniques.    1887. 

A.  Todd,  Die  parlamentarische  Regierung  in  England  (übers,  v.  Assmann). 
Berlin  1871. 

Clifford,  History  of  Private  BiU  Legislation.    2  Vols.    1887. 

Eine  umfassende  geschichtliche  Darstellung  speciell  der  Lokalverwaltung 
in  alter  und  neuer  Zeit  ist  in  England  auch  heute  nicht  vorhanden.  Doch 
giebt  eine  gute  Übersicht  das  vortreffliche  Büchlein  von  Chalmers,  Local 
Government.    1882. 

Ein  in  der  Form  nicht  glücklich  gelungener  Versuch,  die  alte  und  die 
neue  Lokalverwaltung  einheitlich  darzustellen,  ist  Gomme,  Lectures  on  the 
Principles  of  Local  Government.  1897.  Einen  geistvollen,  allerdings  not- 
wendigerweise skizzenhaften  Überblick  über  die  Entwicklung  der  englischen 
Lokalverwaltung  giebt  Sidney  Webb  in  seinen  sechs  in  der  London  School  of 
Economics  gehaltenen  Vorträgen:  „The  Evolution  of  Local  Government".  Diese 
Vorträge  sind  in  den  November-  nnd  Dezember-Nummern  des  Municipal  Journal 
Jahrg.  1899,  allerdings  anscheinend  in  abgekürzter  Form,  erschienen. 
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jährigen  Aufbau  der  Gesetze  und  Rechtsgewohnheiten,  wie  innerlich 
durch  die  klar  zutage  tretende  Abwandlung  der  ökonomischen, 
socialen  und  ideellen  Faktoren,  durch  welche  Rechts-  und  Staats- 
entwicklung einer  Nation  bestimmt  wird. 

Wenn  wir  also  damit  beginnen,  den  Zustand  der  englischen 
Staatsverfassung  am  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  zu  überblicken, 
so  kann  dies  nicht  anders  geschehen  als  so,  dafs  wir  zu  erkennen 
bemüht  sind,  wie  die  Verfassung  Englands  in  ihren  Hauptzügen 
bis  dahin  geworden  ist 

Dafs  aber  gerade  diese  Epoche  zum  Ausgangspunkte  ge- 
nommen wird,  bedarf  wohl  keiner  weit  ausholenden  Begründung. 
Wie  in  den  kontinentalen  Eulturstaaten ,  so  ist  auch  für  England 
das  XVIII.  Jahrhundert  die  Zeit  des  wahren  Ancien  regime  ge- 
wesen: nämlich  jener  Abschnitt  der  nationalen  Geschichte,  in 
welchem  die  seit  Jahrhunderten  in  Entwicklung  begriffenen  politi- 
schen Anschauungen  und  Rechtsideen  auf  Grund  der  in  ihrem  Kerne 
gleichartig  gebliebenen  ökonomisch-socialen  Struktur  des  Volkes  ge- 
wissermafsen  ihre  Vollendung  und  ihren  Höhepunkt  erreicht  haben, 
in  welchem  die  ererbten  Institutionen  überreif  geworden  sind.  Es 
ist  nun  einer  der  merkwürdigsten  geschichtlichen  Zusammenhänge, 
dafs  die  französische  Revolution,  während  sie  dem  französischen 
Ancien  regime  ein  Ende  mit  Schrecken  bereitet  hat,  die  historische 
Staatsorganisation  Englands  fast  um  ein  halbes  Jahrhundert  länger 
in  Kraft  erhalten  hat,  als  dies  sonst  wohl  der  Fall  gewesen  wäre. 
Wieso  dies  gekommen  ist,  werden  wir  im  anderen  Zusammenhange 
vollauf  erklären  können.  Hier  aber  genügt  es,  die  Thatsache  fest- 
zustellen, dafs  das  XVIII.  Jahrhundert,  um  es  paradox  auszu- 
drücken, für  England  erst  mit  dem  Jahre  1832  zu  Ende  gegangen 
ist.  Die  Decennien,  welche  zwischen  dem  Ausbruche  der  fran- 
zösischen Revolution  und  dem  Sturze  der  Bourbonen  im  Jahre  1880 
liegen,  sind  also  eine  Zeit,  während  welcher  die  Organisation  der 
öffentlichen  Gewalt  in  England,  gewissermafsen  künstlich  erstarrt, 
in  jener  Gestalt  verharrte,  zu  welcher  sie  eine  mehrhundertjährige 
Entwicklung  gebracht  und  in  der  ersten  Hälfte  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts vollends  ausgebildet  hatte. 

Bei  diesem  historischen  Rückblicke  ist  es  aber  unerläfslich, 
den  Verfassungsbau  Englands  in  seiner  ganzen  horizontalen 
Gliederung,  wenigstens  was  die  Hauptmomente  betrifft,  ins  Auge 
zu  fassen.  Auch  hierfür  wieder  ist  der  unvergleichliche  organische 
Charakter  aller  öffentlichen  Institutionen  Englands  die  zwingende 
Ursache.    In  jedem  Staate  ist  die  Organisation  der  inneren  Landes- 
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Verwaltung  ein  lebendiges  Glied  der  gesamten  Staatsordnung  und 
der  Ausdruck  der  socialen  Machtverteilung  innerhalb  derselben; 
aber  nirgends  tritt  dies  so  augenfällig  ans  Licht  wie  gerade  in 
England.  Sowie  die  grofsen  politischen  Grundvorstellungen  und 
Grunderscheinungen,  die  in  der  gesamten  staatlichen  Verfassung 
eines  Volkes  zum  Ausdrucke  gelangen,  in  ihrer  realen  Bedeutung 
nur  dann  verstanden  werden  können,  wenn  sie  als  die  notwendigen 
Ergebnisse  der  jeweils  herrschenden  Verwaltungs-  und  Rechts- 
ordnung begriffen'  werden,  so  kann  hinwiederum  die  Bedeutung 
dieser  letzteren  nur  dann  vollständig  erfafst  werden,  wenn  sie  im 
Zusammenhange  mit  dem  politischen  Charakter  der  gesamten 
Organisation  der  öffentlichen  Gewalt  sowohl  in  ihrer  gesetzgebenden 
als  ihrer  gesetzausführenden  Funktion  betrachtet  wird. 

Hierbei  müssen  wir  aber  einen  auch  für  die  spätere  dogmatische 
Darstellung  wichtigen  methodischen  Grundsatz,  der  im  folgenden  zur 
Anwendung  kommen  soll,  zur  Aussprache  bringen.  Derselbe  besteht 
darin,  dafs  wir  uns  nicht  damit  begnügen  werden,  etwa  die  wesent- 
lichen Institutionen  des  englischen  Staates  und  das,  was  man  als  die 
Grundlinien  seines  Staatsrechtes  bezeichnen  könnte,  zu  registrieren 
und  zu  analysieren.  Diese  juristische  Methode,  die  überall  und  für 
alle  Epochen  der  Staatsentwicklung  versagt,  wenn  es  gilt,  mehr  als 
eine  rein  anatomische  Vorstellung  von  dem  Staatskörper,  eine  Vor- 
stellung von  der  lebendigen  Funktion  desselben  als  Ganzen  und  in 
seinen  Gliedern  zu  gewinnen,  mufs  am  sichersten  dort  versagen,  wo 
die  Verfassung  äufserlich  nichts  Anderes  ist  als  ein  schwer  entwirr- 
bares Gemenge  von  ungeschriebenen  Gewohnheiten,  jahrhundert- 
alten richterlichen  Präjudizien,  stillschweigenden  Übereinkommen, 
feierlichen  Verträgen  zwischen  Volk  und  König,  Parlament  und 
Krone,  zahlreichen  über  800  Jahre  hin  verstreuten  Bestimmungen 
in  geschriebenen  Gesetzen:  mit  einem  Worte,  wo  es  sich  um  die 
englische  Verfassung  handelte  Hier  mehr  noch  als  anders- 
wo ist  die  Verfassung  überhaupt  nur  zu  begreifen  als  das  ange- 
wandte Recht,  als  eine  funktionelle  Erscheinung  des  gesamten 
nationalen  Lebens  und  darum  ist  es  für  jeden ,  der  das  englische 
Staatsrecht  begreifen,  oder  begreiflich  machen  will,  notwendig,  die 
jeweils  herrschenden  staatsrechtlichen  Grundsätze  und  Institutionen 
der  Verwaltung  nicht  nur  in  ihrem  juristischen  Gefüge,  sondern 
auch  zugleich  als  den  abstrakt  gewendeten  Ausdruck  der  realen 
politischen  und  socialen  Zustände  aufzuzeigen,  die  nicht  aus  irgend 


^  Vgl.  Anson,  Tbe  Law  and  Custom  of  tbe  Constitution,  I.  p.  33  ff. 
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einer  Doktrin  heraus  ins  Leben  gerufen,  sondern  in  langsamem 
Wachstum  emporgekommen  sind  als  das  unmittelbare  Produkt  des 
Kampfes  der  die  Nation  bildenden  Stände  und  Besitzklassen  sowie 
der  von  diesen  getragenen  politischen  Ideen. 

Obgleich  also  England  nie  ein  geschriebenes  systematisches 
Staatsrecht  besessen  hat,  giebt  es  keinen  Staat,  dessen  Aufbau  so 
klar  und  gewissermafsen  logisch  von  seinen  historischen  und  recht- 
lichen Grundlagen  aus  sich  entwickelt  hat  wie  der  englische.  Im 
letzten  Grunde  rührt  dies  davon  her,  dafs  die  englische  Verfassung 
ein  organisches  Gebilde  ist,  das  seit  dem  Zusammenschlüsse  der 
Angelsachsen  und  Normannen  zu  einer  Nation  mit  dem  allmählichen 
Wachstum  der  äufseren  und  inneren  Lebensbedingungen  des  Staates 
stetig  und  ununterbrochen  sich  entwickelt  hat  aus  den  einfachen 
und  unerschüttert  gebliebenen  Grundlagen  und  Grundvorstellungen 
des  unter  der  Bezeichnung  Common  Law  zusammengefafsten 
nationalen  Gewohnheitsrechtes.  Alle  Hauptinstitute  des  englischen 
Staatswesens,  wie  sie  auch  heute  noch  vor  uns  stehen,  sind  von 
diesem  Standpunkte  aus  betrachtet  in  gleicher  Weise  Bestandteile 
des  Common  Law:  nach  Common  Law  besitzt  der  König  seine 
Krone,  Common  Law  sind  die  Grundsätze,  nach  welchen  durch  den 
King  in  Parliament  neues  Becht  gesetzt,  durch  den  King  in 
Court  Recht  gesprochen,  durch  den  King  in  Council  der  Wille 
des  Gesetzes  ausgeführt  wird.  Auch  die  territoriale  Einteilung  des 
Landes  nach  den  urwüchsigen,  häufig  noch  mit  alten  Stammesgebieten 
identischen  Bestandteilen  des  Staates,  den  Grafschaften,  ist  ein 
Stück  des  Common  Law.  So  wie  die  Grenzen  abgeschieden  sind 
durch  uralte  Gewohnheit,  gegen  die  keines  Menschen  Zeugnis  oder 
Erinnerung  streitet,  so  sind  sie  von  Rechts  wegen  gesetzt.  Die 
ganze  Entwicklung  der  englischen  Staatsverfassung  besteht  nun, 
vom  rechtsgeschichtlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  in  nichts 
Anderem  als  in  der  Differenzierung  dieser  einfachen  ürelemente 
seiner  Rechtsordnung,  sowohl  der  Institutionen  als  der  Grundsätze. 
Gerade  darin  prägt  sich  eben  der  durchaus  organische  Charakter 
seiner  Verfassung  aus.  Alle  Kämpfe,  Revolutionen,  Gesetze  haben 
nichts  Anderes  bewirkt,  als  die  mit  ihren  Urelementen  gegebenen 
Keime  in  der  Weise  fortzuentwickeln,  welche  den  jeweils  herrschen- 
den Klassen  der  Nation  und  damit  ihren  realen  Bedürfnissen  ent- 
sprach; aber  bis  zum  heutigen  Tage  ist  keines  dieser  Anfangs- 
elemente der  Verfassung  formell  aus  dem  staatlichen  Leben  der 
Nation  beseitigt  worden.  Kein  einziges  der  alten  Institute  des 
Staates  ist  je  abgeschafft  worden,  und  was  immer  an  völlig  neuen 
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EinricMungen  und  Principien  ins  Recht  des  Landes  aufgenommen 
worden  ist,  hat  man  immer  wieder  eingefügt  in  dieses,  der  ganzen 
nationalen  Entwicklung  zu  Grunde  liegende  einfache  System  der 
Verfassung  und  Regierung.  Unendlich  haben  sich  in  den  letzten 
beiden  Jahrhunderten  die  realen  Funktionen  der  grofsen  Ver- 
fassungseinrichtungen, ihr  wirkliches  Verhältnis  zu  einander  und 
ihre  Bedeutung  für  die  Nation  geändert:  aber  immer  noch  sind 
die  Formen  gleich  geblieben,  mag  auch  der  Inhalt  vollkommen  ge- 
ändert worden  sein.  Am  schärfsten  tritt  dies  hervor  in  der  formalen 
Stellung  des  Königtums.  Die  Krone  ist  es  noch  immer,  in  der 
alle  staatliche  Thätigkeit  kulminiert,  die  fundamentale  Dreiteilung 
der  letzteren  in  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Rechtsprechung 
erscheint  formell  noch  immer  als  die  dreifache  Funktion  eines 
Organes,  nämlich  des  Königs.  Parlament,  Ministerium  und  Gerichts- 
höfe erscheinen  noch  immer  als  die  drei  grofsen  Räte  des  Königs. 
Aber  diese  ganze  sorgsam  gehütete,  mit  Pietät  konservierte  Tradi- 
tion ist  nichts  als  ehrwürdiges  Formenwesen.  Der  König  ist  auch 
heute  noch  der  Gesetzgeber  des  englischen  Volkes,  noch  immer 
erläfst  die  Königin  Gesetze  mit  der  Zustimmung  der  weltlichen 
und  geistlichen  Lords  und  der  getreuen  Gemeinen;  aber  seit 
200  Jahren  ist  kein  einziges  Gesetz  mehr  erflossen,  das  auf 
Wunsch  des  Königs  und  nicht  vielmehr  auf  Wunsch  des  Parlaments 
geschaffen  wurde.  Noch  immer  kennt  das  englische  Staatsrecht 
kein  Ministerium  als  geschlossenen  Ministerrat,  und  allezeit  noch 
fungieren  die  Minister  im  Cabinet  als  Mitglieder  des  geheimen 
Staatsrates  der  Krone,  des  Privy  Council ;  aber  seit  200  Jahren  hat 
keine  den  Staatsgeschäften  gewidmete  Vollversammlung  dieses  Staats- 
rates mehr  stattgefunden  ^.  Noch  immer  erscheint  als  mit  der  vollen 
Regierungsgewalt  betraut  der  König,  der  zu  diesem  Ende  anscheinend 
nach  freier  Wahl  Staatsmänner  in  seinen  Staatsrat  beruft :  aber  seit 
mehr  als  hundert  Jahren  ist  es  feststehender  Grundsatz,  dafs  der 
König  nur  solche  Männer  zur  Führung  der  Geschäfte  berufen  kann,  die 
persönlich  dem  Parlamente  angehören  und  das  Vertrauen  der  Mehr- 
heit beider  Häuser  desselben  oder  zum  mindesten  des  Unterhauses 
besitzen.    Die  Aufklärung  für  diese  tiefen  Widersprüche  zwischen 


*  Die  im  XVIII.  und  XIX.  Jahrhundert  vorgekommenen  Fälle  einer  Voll- 
versammlnng  des  gegenwärtig  aus  rund  200  Mitgliedern  bestehenden  Privy 
Council,  wie  anläfslich  der  Vermählung  des  Monarchen,  sind  nichts  anderes  als 
feierliche  Staats-  und  Zeremonialakte.  Alle  dem  King  in  Council  zustehenden 
Begiemngshandlungen  werden  ausschliefslich  durch  das  Cabinet  vorgenommen. 
Tergl.  He  am  op.  cit.  p.  204. 
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Form  und  realem  Inhalte  der  Staatseinrichtungen  Englands  liegt 
aber  in  dem  dieselben  charakterisierenden  Zusammentreffen  zweier 
nationaler  Grundzüge  der  englischen  Rechtsgeschichte:  des  pietät- 
vollen Konservatismus  in  Bezug  auf  die  von  den  Vorfahren  seit 
Jahrhunderten  überkommenen  Formen  einerseits,  der  klugen  Ein- 
führung des  neuen,  durch  unablässige  Differenzierung  der  Grund- 
gedanken der  Verfassung  gewonnenen  Rechtsinhaltes  in  diese 
alten  Formen  andererseits  ^ 

Wer  also  die  heutige  englische  Verfassung  richtig  verstehen 
will,  mufs  imstande  sein,  diese  Formensprache  richtig  zu  deuten, 
er  mufs  gleichsam  den  Sinn,  welchen  die  als  eine  Art  von  ehr- 
würdiger Bilderschrift  vor  uns  stehenden  Institutionen  des  Landes 
in  sich  tragen,  dadurch  erfassen,  dafs  er  sie  in  die  politischen 
und  socialen  Elemente  auflöst,  die  sich  gegenwärtig  unter  der 
Form,  wie  sie  sich  seit  vielen  Jahrhunderten  vererbt  hat,  ver- 
bergen, die  aber  nunmehr  allein  mafsgebend  sind  für  die  reale 
Funktion  des  betreffenden  Organes  im  Gesamtgefüge  des  Staats- 
lebens. Geschichtlich  betrachtet  ist  aber  diese  Diskrepanz  zwischen 
Form  und  Inhalt  im  letzten  Ende  hervorgerufen  worden  durch  den 
tiefgreifenden  Abänderungsprozefs ,  welchem  die  englische  Ver- 
fassung seit  dem  Anfange  des  XVIII.  Jahrhunderts  unterzogen 
wurde,  sowie  durch  die  eigentümliche  Methode ,  mit  welcher  diese 
Abänderung  vor  sich  gegangen  ist.  Für  die  Umgestaltung  der 
Verfassung  ist  das  XVIII.  Jahrhundert  entscheidend  gewesen,  aber 
nicht  in  dem  Sinne,  dafs  etwa  in  diesem  Zeiträume  bedeutende 
gesetzgeberische  Veränderungen  vorgenommen  worden  wären. 
Während  das  XVII.  Jahrhundert  mit  seinen  beiden  Revolu- 
tionen und  den  vor  der  Thronbesteigung  der  neuen  Dynastie 
festgestellten  staatsrechtlichen  Grundsätzen  gewissermafsen  als  das 


*  Sehr  schön  setzt  He  am  op.  cit.  p.  1  fiF.  den  organischen  Charakter  der 
englischen  Verfassung  und  Verwaltungsordnung  auseinander:  „The  Status  of 
the  Crown  and  the  Status  of  either  House  of  Parliament  are  as  clearly 
defined,  as  the  Status  of  a  corporation  or  an  ordinary  Citizen.  From  the  days 
of  Bracton,  who  declared  that  „lex  facit,  quod  ipse  sit  rex,"  to  the  days  of 
Lord  Denman,  who  ruled  there  is  nobody  in  this  country,  which  is  not  subject 
to  the  law,  the  principle  has  been  unchanged."  Dieses  Princip  ist  aber  das  der 
uneingeschränkten  Souveränität  und  geschlossenen  Einheitlichkeit  des 
Rechtsbegriffes.  Nach  englischer  Auffassung  ist  heute  wie  vor  500  Jahren 
Recht  immer  für  jeden  und  gegen  jeden  dasselbe:  es  giebt  kein  schwächeres 
Privatrecht  und  kein  stärkeres  öffentliches  Recht,  wie  in  dem  durch  die  Re- 
zeption des  römischen  Rechtes  in  seiner  durch  die  kaiserlichen  Konstitutionen 
gegebenen  Gestalt  entscheidend  beeinflufsten  Rechte  der  kontinentalen  Staaten. 
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grofse  Jahrhundert  der  Ausbildung  und  Sicherung  der  Rechte  des 
Volkes  und  des  englischen  Parlamentes  gegenüber  der  Krone 
erscheint,  als  jene  Epoche,  in  der  die  rechtliche  Herrschergewalt 
des  Königtums  und  seine  legale  Machtsphäre  dauernd  eingeschränkt 
worden  sind,  ist  das  XVIII.  Jahrhundert  jene  Epoche  der  eng- 
lischen Geschichte,  in  welcher  zuerst  unbemerkt,  dann  unter 
heftigen  parlamentarischen  und  politischen  Kämpfen,  aber  ohne 
irgend  eine  ausdrückliche  Abänderung  des  bestehenden  Rechtes,  die 
ateolute  politische  und  administrative  Suprematie  des  Parlamentes 
sowie  der  in  diesem  herrschenden  Klasse  gegenüber  den  dem  Könige 
verbliebenen  Prärogativen  und  seinem  persönlichen  Einflüsse  durch- 
gesetzt und  dauernd  gesichert  worden  ist.  Dieses  Ziel  wurde 
erreicht,  wie  gesagt,  nicht  durch  legislatorische  Abänderung  be- 
stehenden Rechtes  oder  ausdrückliche  Kodifizierung  neuer,  die 
Verteilung  der  Macht  zwischen  Krone  und  Parlament  regelnder 
Bestimmungen,  sondern  durch  Ausbildung  einer  parlamentarischen 
Praxis,  die  jene  formell  nicht  angetasteten  Prärogativen  zu  inhalts- 
losen, obsoleten  Formeln  Schritt  für  Schritt  ausgestaltete,  der  persön- 
lichen Willensrichtung  des  Trägers  der  Krone  die  Möglichkeit, 
gegen  den  Willen  des  Parlamentes  wirksam  zu  werden,  benahm, 
endlich  auch  den  persönlichen  Einflufs  der  Krone  auf  die  Mit- 
glieder des  Parlamentes  wesentlich  verringerte,  wenn  auch  nicht 
vollständig  aufhob.  Nicht  Gesetzesrecht  also,  sondern  Ge- 
wohnheitsrecht, nicht  die  Schöpfung  neuer  Staatsorgane, 
sondern  die  totale  Umgestaltung  der  Funktion  der  bestehenden 
Organe  sowie  ihrer  gegenseitigen  Abhängigkeit  hat  die  englische 
Verfassung  im  Laufe  von  zwei  Jahrhunderten  innerlich  vollständig 
umgewandelt  und  ihren  überlieferten  Formen  und  staatsrechtlichen 
Grundsätzen  neuen  Sinn  und  eine  ganz  neue  Bedeutung  verliehen. 
Die  Entfremdung,  die  während  der  Regierung  der  beiden  ersten 
Könige  aus  dem  Hause  Hannover  zwischen  dem  Träger  der  Krone 
and  den  Landesangelegenheiten  herrschte  und  den  Führern  im 
Parlamente  die  unbeschränkte  Regierungsgewalt  verschaffte,  hat  zu 
diesem,  lange  Zeit  unter  der  Oberfläche  des  politischen  Lebens  ver- 
laufenden Entwicklungsprozefs  den  Grund  gelegt.  Der  Kampf, 
den  Georg  III.  jahrzehntelang  hartnäckig,  aber  schliefslich  erfolg- 
los wider  das  Princip  der  parlamentarischen  Allgewalt  führte,  hat 
den  Verlauf  jenes  Prozesses  beschleunigt  und  zur  Vollendung  ge- 
bracht. Die  durch  viele  Jahre  andauernde  faktische  Regierungs- 
anfähigkeit dieses  letzten  Königs,  der  in  England  nicht  nur 
nominell  herrschen,  sondern  faktisch  regieren  wollte,  half  schliefs- 
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lieh  auch  den  letzten  unparlamentarischen  Einschlag  in  dem 
politischen  Leben  Englands,  den  persönlichen  Einflufs  des  Regenten, 
entfernen.  So  stellt  sich  als  das  grofse  Ergebnis  der  inneren 
Staatsgeschichte  Englands  während  des  XVIII.  Jahrhunderts  die 
Vollendung  und  logische  Ausbildung,  jenes  Systems  der  Staats- 
verfassung dar,  das  seither  als  die  Verfassung  %cec  i^oxrjv,  als 
das  konstitutionelle  System  durch  das  ganze  kultivierte  Europa 
und  Amerika  hin  gefeiert  und  nachgeahmt  worden  ist :  das  System 
der  parlamentarischen  Regierungsweise. 

Es  ist  nun  hier  nicht  unsere  Aufgabe,  auch  nur  andeutungs- 
weise zu  verfolgen,  welchen  Einflufs  dieser  gewaltige,  mit  dem 
Schlagworte  vom  parlamentarischen  System  nur  oberflächlich  be- 
zeichnete Entwicklungsprozefs  nach  den  verschiedenen  Richtungen 
des  staatlichen  und  socialen  Lebens  Englands  geübt  hat.  So  mufs 
auch  die  nähere  Untersuchung  der  Frage,  wie  sich  unter  dem  Ein- 
flüsse der  Entstehung  und  Festigung  der  parlamentarischen 
Regierungsweise  das  Verhältnis  zwischen  Krone  und  Parlament 
bezüglich  der  Gesetzgebung  sowohl  rechtlich  als  praktisch  gestaltet 
hat,  hier  unterbleiben.  Wir  müssen  uns  damit  begnügen,  festzu- 
stellen, dafs  schon  seit  dem  Beginne  des  XVIII.  Jahrhunderts  praktisch 
die  volle  und  ausschliefsliche  Kompetenz  des  Parlaments,  als  des 
realen  Gesetzgebers,  festgestellt  erscheint.  Mit  der  Bill  of  rights 
(1689.  1  u.  2  Will.  a.  Mar.  st.  2  c.  2)  wurde  ein  für  allemal  statuiert, 
dafs  der  König  keinerlei  Recht  besitzt,  ein  Gesetz  im  einzelnen  Falle 
durch  Dispens  kraftlos  zu  machen.  Schon  seit  dem  Anfange  des 
XVII.  Jahrhunderts  ist  als  Bestandteil  des  Common  Law  der  Satz 
unerschütterlich  aufgestellt,  dafs  der  König  nicht  die  Befugnis 
habe,  irgend  eine  gesetzliche  Bestimmung,  sei  sie  Bestandteil  des 
Gewohnheitsrechtes  oder  des  geschriebenen  Rechtes,  durch  könig- 
liche Verordnung  abzuändern  oder  aufzuheben.  So  ist  durch  beide 
Revolutionen  die  unumschränkte  Herrschaft  des  formellen  Ge- 
setzes und  die  ausschliefsliche  Kompetenz  des  Parlamentes 
zur  Gesetzgebung  und  Gesetzänderung  ein  Kardinalsatz  der  eng- 
lischen Verfassung.  Alles  dies  giebt  die  unerläfslichen  Voraus- 
setzungen für  die  Ausbildung  der  parlamentarischen  Regieining; 
aber  diese  selbst  ist  im  Grunde  doch  etwas  davon  ganz  Ver- 
schiedenes. Der  Begriff  der  parlamentarischen  Regiemngsweise, 
vom  Standpunkte  des  Verhältnisses  zwischen  Krone  und  Parlament 
betrachtet,  bedeutet  nicht  eine  Änderung  in  dem  formalen  An- 
teile des  Königs  und  des  Parlaments  in  Bezug  auf  Gesetzgebung, 
sondern  eine  schrittweise  eingetretene  organische  Veränderung  in 
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der  Art  und  Weise,  wie  sich  diese  Teilnahme  vollzieht  und 
der  realen  Bedeutung,  die  jeder  der  beiden  Faktoren  bei  der 
Festsetzung  des  gesetzgeberischen  Willens  hat.  Parlamentarische 
Regierung  bedeutet  verantwortliche  Regierung  und  ihr  innerstes 
Wesen  gipfelt  in  dem  Satze,  dafs  der  König  selbst  Staatshand- 
lungen nicht  vollziehen,  ja  überhaupt  rechtlich  nicht  anders 
handeln  kann,  als  durch  solche  Organe,  die  dem  Parlamente  direkt 
verantwortlich  sind.  War  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  der 
Kampf  zwischen  Krone  und  Parlament  noch  ein  Kampf  um 
die  Prärogative  des  Königs,  d.  h.  um  das  Ausmafs  seiner 
persönlichen  Regierungsrechte  gegenüber  dem  Parlamente  und 
aufserhalb  desselben,  so  ist  dieser  Kampf  seit  dem  Regierungs- 
antritte Wilhelms  III.  beendigt.  Gewifs  ist  seit  der  Bill  of  rights 
kein  Gesetz  mehr  erlassen  worden,  das  irgendwie  ausdrücklich 
oder  implicite  das  Verhältnis  zwischen  Krone  und  Parlament  be- 
trifft und  doch  hat  sich  von  jenem  Momente  an  ein  ungeheurer 
Umschwung  im  Laufe  des  XVIIL  Jahrhunderts  vollzogen,  von  dem 
kein  Gesetz  direkt  Zeugenschaft  ablegt;  denn  nicht  durch  Gesetz, 
sondern  durch  stillschweigend  anerkannte  Praxis,  durch  politische 
Konvention  sind  im  Laufe  des  XVIIL  Jahrhunderts  eine  Reihe 
von  Grundsätzen  aufgestellt  worden,  die,  ohne  den  formellen  Rechts- 
boden auch  nur  im  geringsten  anzutasten,  ohne  der  Krone  oder 
deren  Staatsrat  (Privy  Council)  etwas  von  deren  Rechten  zu 
nehmen,  oder  dem  Parlamente  neue  Rechte  zu  verleihen,  nach  und 
nach  dem  Königtum  und  dessen  persönlicher  Umgebung  jede 
staatsrechtlich  begründete  und  im  weiteren  Verfolg  auch  fast 
jede  persönliche  Einwirkung  auf  die  Gesetzgebung  entzogen  haben. 
Ebenso  ist  in  der  gleichen  Epoche  die  Stellung  der  Krone  in 
Bezug  auf  die  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt ,  sowohl  was  die 
Rechtsprechung  als  die  Verwaltung  betrifft,  völlig  geändert  worden. 
Auch  hier  sind  die  in  das  innerste  Wesen  der  Staatsverfassung 
eingreifenden  neuen  Principien  nur  zum  allergeringsten  Teile  als 
Gesetz  oder  als  Entscheidung  der  Gerichtshöfe  formuliert,  viel- 
mehr wesentlich  durch  Praxis  des  Parlaments  gewonnen  worden  ^ 


*  Dicey  op.  cit.  Part  III.  p.  340 — 894  hat  in  scharfsinniger  Weise  die 
Scheidung  des  wirklichen  geschriebenen  oder  ungeschriebenen  Rechtes  in  der 
englischen  Verfassung  und  dieser  „Conventions"  d.  i.  der  in  der  parla- 
mentarischen Praxis  ausgebildeten  Grundsätze  versucht,  nachdem  Freeman 
zuerst  darauf  hingewiesen  hatte.  Er  stellt  fest,  dafs  dieselben  durchweg  sich 
auf  die  Ausübung  der  der  Krone  noch  immer  rechtlich  zustehenden  Prärogative 
beziehen  und  sämtlich  den  Zweck  verfolgen,  dafs  der  im  Beschlüsse  des  Parla- 
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Diese  ganze  folgenschwere  und  die  ganze  innere  Struktur  des 
englischen  Staatslebens  verändernde  Entwicklung  tritt  Äufserlich 
gleichsam  wie  in  einem  Brennpunkte  in  einem  Institute  hervor, 
das  bezeichnenderweise  nie  von  einem  Gesetze  definiert  worden  ist, 
auch  heute  noch  vom  englischen  Rechte  nicht  gekannt  wird,  näm- 
lich in  dem  verantwortlichen  Träger  der  formal  noch  immer  vom 
König  ausstrahlenden  Regierungsgewalten  auf  dem  Gebiete  der 
Gesetzgebung  und  der  Administration,  in  dem  Gab  inet. 

Aber  auch  hier  bleibt  es  uns  versagt,  näher  einzugehen  und 
die  Einheitlichkeit  dieses  merkwürdigen  staatsrechtlichen  Werde- 
ganges zu  verfolgen:  wie  der  Gedanke  einer  parlamentarisch  ver- 
antwortlichen Exekutive  entstanden,  durch  Zufälligkeiten  und  durch 
bewufstes  Handeln    zu  einem  logischen  System  sich   entwickelt. 


mentes  zum  Ausdrucke  gekommene  Yolkswille  von  den  formell  immer  noch 
als  „Servants  of  the  Crown**  erscheinenden  Ministem  jederzeit  verwirklicht 
werde,  indem  diese  letzteren  durch  diese  „Conventions**  gebunden  sind,  die 
Prärogative  der  Krone  nur  nach  dem  Willen  der  Mehrheit  des  Parlamentes 
auszuüben.  Der  tiefere  Grund  f&r  die  Entstehung  und  die  Notwendigkeit 
dieser  bisher  niemals  rechtsförmlich  kodifizierten  Regeln  liegt  aber  darin, 
dafs  trotz  der  seit  1689  eingetretenen  politischen  Umgestaltung  des  Verhält- 
nisses von  Krone  und  Parlament,  das  alte  formelle  Yerfassungsrecht,  wie  es 
in  den  Prärogativen  des  Königs  zum  Ausdruck  kommt,  formell  erhalten  ge- 
blieben ist.  Es  wurde  ein  vermittelndes  Bindeglied  notwendig  zwischen  dem 
alten  formellen,  auf  der  Idee  der  königlichen  Souveränität  beruhenden,  Staats- 
rechte und  dem  neuen  Staatsrechte,  das  die  Souveränität  praktisch  genonmien 
ausschliefslich  dem  Parlamente  zuerkennt  So  liegt  in  diesen  „Conventions** 
die  Essenz  des  parlamentarischen  Regimes  und  in  ihrer  Wirkung  auf  das 
formelle  Yerfassungsrecht  der  Ausdruck  dafür,  dafs  in  England  fortan  die 
legale  Souveränität  von  der  politischen  Souveränität  verschieden  ist. 
Darum  ist  es  aber  auf  der  anderen  Seite  unmöglich,  diese  Regeln  zu  Rechts- 
sätzen zu  erheben,  solange  die  englische  Nation  sich  keine  geschriebene  Ver- 
fassung erteilt  oder  —  was  praktisch  dasselbe  wäre  —  die  Monarchie  abschafft 
Als  Beispiele  für  das  Wesen  dieser  „Conventions**  oder  „Constitutional  Under- 
standings**  mögen  folgende  Sätze  dienen:  „Das  Cabinet  ist  dem  Parlamente 
als  Einheit  für  die  Führung  der  Regierung  verantwortlich.**  „Die  Partei,  die 
zeitweilig  aber  die  Mehrheit  des  Unterhauses  verfügt,  hat  ein  Recht  darauf, 
dafs  ihre  Führer  die  Regierung  erlangen.**  „Eine  Regierung  handelt  ver- 
fassungswidrig, wenn  sie  eine  Kriegserklärung  oder  einen  Friedensschlufs  gegen 
den  Willen  des  Parlamentes  unternimmt**  u.  s.  w.  Obgleich  nun  alle  diese 
Sätze  nie  vor  einem  Gerichtshof  festgestellt  worden  sind  oder  festgestellt 
werden  können,  so  haben  sie  doch  die  volle  Kraft  von  Rechtssätzen,  da  hinter 
ihnen  die  Omnipotenz  des  Parlamentes  als  Trägers  der  Souveränität  steht 
Man  könnte  dieser  Darstellung  Diceys  hinzufügen,  dafs  in  diesen  Conventions 
gerade  so  die  absolutistische  Allmacht  des  Parlamentes,  praeter  legem  Rechts- 
sätze ohne  formelles  Gesetz  zu  schaffen,  zum  Ausdruck  kommt,  wie  in  der 
Befugnis  des  absoluten  Königs,  das  Gesetz  durch  Verordnungen  abzuändern. 
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dann  als  YoUendeter  Mechanismus  die  Funktionen  der  Krone  auf 
dem  ganzen  Gebiete  der  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  thatsächlich 
ausgeschaltet  hat,  wie  aber  auch  hier  trotz  Aufrechthaltung  der 
äufseren  historischen  Gestalt  der  Institutionen  durch  den  völlig 
veränderten  politischen  Charakter  des  neuen  Trägers  derselben  unauf- 
haltsam eine  tiefgreifende  Abänderung  der  staatlichen  Funktionen  und 
der  gesamten  politischen  Struktur  der  Verwaltung  sich  vollzogen 
hat.  Wohl  aber  haben  wir  die  diesem  Prozesse  korrespondierende 
Erscheinung,  welche  den  eigentlichen  Gegenstand  unserer  Dar- 
stellung bildet,  näher  zu  untersuchen:  nämlich  klarzulegen,  in 
welcher  Weise  die  historische  Organisation  der  öffent- 
lichen Gewalt  in  Gericht  und  Administration  durch 
die  parlamentarische  Regierungsweise  und  deren 
Korrelat,  das  Entstehen  eines  parlamentarisch  ver- 
antwortlichen Ministeriums,  beeinflufst  worden  ist.  Hierbei 
aber  ist  die  notwendige  Voraussetzung,  dafs  wir  zunächst  die 
historische  Verwaltungsorganisation  Englands  in  ihren  Haupt- 
zügen uns  vor  Augen  führen.  Dieser  Aufgabe  wenden  wir  uns 
nunmehr  zu. 


II. 

Ein  fundamentaler  Gegensatz  durchzieht  die  ganze  Geschichte 
der  englischen  Landesverwaltung  und  ihre  Organisation ;  ein  Gegen- 
satz, der  im  tiefsten  Grunde  jeder  staatlichen  Organisation  inne- 
wohnt, aber  in  England  aus  besonderen,  die  Entstehung  des  Staats- 
wesens und  die  Bildung  der  Nation  begleitenden  Umständen  zu 
ganz  unvergleichlicher  Bedeutung  gediehen  ist,  und  gewissermafsen 
eine  der  gewaltigen  Triebfedern  für  die  durch  Jahrhunderte  fort- 
schreitende Differenzierung  der  elementaren  Vorstellungen  vom 
Staate  und  der  staatlichen  Einrichtungen  der  Nation  bedeutet. 
Es  ist  dies  der  Gegensatz  zwischen  Central gewalt  und  lokaler 
Autonomie  in  der  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt.  Von  vorn- 
herein mufs  aber  hier  ein  Mifsverständnis  ausgeschlossen  werden, 
welches  das  Wort  „Autonomie"  nur  allzuleicht  herbeiführen  könnte. 
Es  ist  nämlich  bei  dieser  Gegenüberstellung  nicht  an  jenen  in  der 
Geschichte  des  angelsächsischen  Königtums,  sodann  wieder  des 
britischen  Reiches,  seit  der  Union  Englands  mit  Schottland  und 
Irland,  auftretenden  Gegensatz  zwischen  dem  Ganzen  und  den  ein- 
zelnen Teilen  desselben  gedacht,  den  das  Bestreben  der  letzeren, 
sich  aus  dem  Verbände  zu  lösen  und  ein  eigenes  Bechtsgebiet  zu 
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bilden,  hervorruft.  Der  lose  Zusammenhang  der  angelsächsichen 
Stammesgebiete  hat  einen  solchen  Gegensatz  derselben  unter  der 
Oberhoheit  des  Königs  zweifellos  begünstigt  und  auch  die  erste 
Epoche  des  normannischen  Königtums  mit  ihren  Rassengegensätzen 
und  feudalen  Kämpfen  ist  nicht  frei  von  der  Erscheinung  solchen 
Widerstreites  zwischen  dem  von  der  Königsgewalt  repräsentierten 
Staatsganzen  und  dem  politischen  Selbstgefühle  einzelner  Gebiete 
innerhalb  desselben.  Die  Verschmelzung  der  drei  selbständigen 
Königreiche  zu  einem  grofsbritannischen  Staatswesen  ist,  wie  be- 
kannt, bis  zum  heutigen  Tage  weder  vollendet  noch  unbestritten.  Alles 
dies  aber  bleibt  hier  für  uns  beiseite.  Unsere  Betrachtung  setzt  erst 
da  ein,  wo  das  Bewufstsein  des  einheitlichen  Staates  festgegründet 
ist  und  ebenso  bleibt  auch  beiseite  jedes  Eingehen  auf  die  im 
XIX.  Jahrhunderte  so  mächtig  hervorgetretene  Bewegung  zur  Er- 
langung der  Autonomie  für  einzelne  Teile  des  durch  die  Unionen  von 
1706  und  1801  geschaflFenen  vereinigten  Königreiches;  denn  nicht  mit 
einem  Prozesse,  der  sich  gegen  den  Staat  richtet,  haben  wir  es 
hier  zu  thun.  Der  Gegensatz,  von  dem  wir  hier  sprechen,  setzt 
vielmehr  die  vollständige  Konsolidierung  der  staatlichen  Herrschaft 
voraus  und  bedeutet  einen  Prozefs,  der  innerhalb  eines  in  sich 
geschlossenen,  seiner  Zusammengehörigkeit  wohl  bewufsten  Staats- 
wesens sich  entwickelt,  und  zwar  in  der  Weise,  dafs  mit 
der  fortschreitenden  Entwicklung  der  nationalen  Kultur  die  ein- 
fachen Elemente  staatlicher.  Organisation  sich  einerseits  lokal 
und  sachlich  differenzieren,  andererseits  zu  höheren  Staatsorganen 
integrieren. 

Von  allem  Anfange  an  findet  nun  dieser  Gegensatz  in  Eng- 
land seinen  Ausdruck  in  dem  Widerstreit  des  herrschgewaltigen, 
die  ganze  Ausübung  der  öflFentlichen  Gewalt  in  seinen  Händen 
vereinigenden  Königtums  einerseits,  und  des  starken  individuellen 
Bewufstseins  der  überkommenen,  teils  alten  Stammesgebieten  ent- 
sprechenden, teils  aus  Zersplitterung  solcher  entstandenen  Graf- 
schaften Englands,  deren  Nebeneinander  unter  dem  Drucke  der 
Königsgewalt  zur  ersten  daueniden  territorialen  Organisation  des 
Staates  wurdet  Dieser  Gegensatz  fand  einen  erstmaligen  monu- 
mentalen Ausdruck  in  den  Bestimmungen  der  Magna  Charta 
(1216),  welche  verlangen,  dafs  die  Gerichtsbarkeit  nicht  mehr  dem 
Königshofe  folgen,  sondern  einen  festen  Sitz  haben  soll,  dafs  die 


*  Für  das  folgende  vgl.  Stubbs  Constitutional  History  I.  eh.  IX — XIII, 
II.  eh.  XV,  bes.  p.  290-298,  337,  365,  407,  418,  478  u.  585,  IL  p.  218-230. 


Digitized  by 


Google 


Die  Entwickl.  d.  engl.  Yerwaltungs-Organisation  bis  z.  Ende  d.  XVIII.  Jahrb.    17 

Gerichtstage  (Assizes)  durch  reisende  Richter  im  ganzen  Lande 
gehalten  werden,  dafs  bei  Verurteilung  zu  Polizeistrafen  die  Mit- 
wirkung der  Nachbarn  bei  Festsetzung  der  Bufse  stattfinden  müsse. 
Die  ganze  weitere  Periode  der  Entwicklung  des  normannisch-eng- 
lischen Staates  ist  erfüllt  von  Versuchen,  diesen  Gegensatz  durch 
Umgestaltung  der  normannischen  Centralverwaltung  in  eine  dem 
Selbstbewufstsein  der  historischen  Territorien  der  Grafschaften 
mehr  entsprechende  Verwaltungsorganisation  zu  überbrücken.  Ohne 
auf  diese  in  ihren  Einzelheiten  vielfach  verdunkelte  Epoche  der 
englischen  Verfttssungsgeschichte  näher  einzugehen,  können  wir 
doch  das  dauernde  Resultat  dieser  Kämpfe  sehr  präcise  bezeichnen. 
Es  ist  dies  die  unter  Eduard  III.,  dem  ersten  grofsen  Reformator 
der  inneren  Zustände  Englands  geschaffene  Neuorganisation  der 
öffentlichen  Gewalt.  Diese  stellt  einen  Kompromifs  vor  zwischen 
den  übermäfsig  centralisierenden  Bestrebungen  der  normannischen 
Tradition  und  dem  angelsächsischen  Territorialbewufstsein.  Dieses 
Kompromifs  besteht  im  wesentlichen  in  folgendem :  die  Gestalt  des 
die  Centralgewalt  in  den  Grafschaften  unmittelbar  vertretenden 
Kronbeamten,  des  Vice-Gomes  (SherilBF)  tritt  zurück,  um  unter  Bei- 
behaltung einiger  zur  Exekution  gerichtlicher  Urteile  und  zur 
Milizverwaltung  gehörigen  Befugnisse  einer  neuen  Institution  als 
Träger  der  staatlichen  Lokalverwaltung  Platz  zu  machen,  dem 
Friedensrichteramt  (1360.  39  Ed.  III.  c.  1).  Fortan  soll  die 
Bewahrung  des  Friedens,  die  Ausübung  der  Polizeigewalt  und  die 
Bestrafung  der  gegen  die  Gesetze  verstofsenden  Friedensbrecher 
diesen  Magistraten  zustehen:  nämlich  Männern,  die  in  der  Graf- 
schaft angesessen  sind  und  vom  König  zu  diesem  Amte  auf  Wider- 
ruf ernannt  werden.  Eine  Anzahl  von  ihnen  mufs  rechtsgelehrt 
sein,  und  die  Anwesenheit  derselben  wird  erfordert  zur  Gültigkeit 
einer  Reihe  von  friedensrichterlichen  Geschäften  (Quorum).  In 
vierteljährigen  Sitzungen  urteilen  sie  konkurrierend  mit  den  reisen- 
den Richtern  des  königlichen  Gerichtshofes  über  Kriminalstrafen 
mit  Zuziehung  einer  Jury.  Sehr  bald  entwickelt  sich  daneben  eine 
selbständige  polizeistrafrichterliche  Jurisdiktion  summarischen 
Charakters,  welche  ohne  Zuziehung  von  Geschworenen  Strafen  ver- 
hängt. Noch  unter  Eduard  III.  wird  die  Kompetenz  dieser  neuen 
Träger  der  öffentlichen  Gewalt  wesentlich  erweitert,  sie  werden 
zur  Durchführung  der  ersten  grofsen  Verwaltungsgesetze  des  mittel- 
alterlichen England,  der  Arbeit-  und  Bettölgesetze  (Statutes  of 
Labourers)  berufen.  Wie  in  allen  modernen  Staaten,  so  hat  auch 
in  England  alle  öffentliche  Gewalt  damit  begonnen,  dafs  der  Be- 

Bedlieh,  Engl.  Lokalverwaltung.  2 
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griff  der  Polizei,  der  präventiven  Thätigkeit  der  öffentlichen  Gewalt, 
entsprechend  den  stetig  hervortretenden  Bedürfnissen  der  ökono- 
misch und  social  sich  differenzierenden  Gesellschaft  erweitert  und 
vertieft  wird.  So  wurden  die  Friedensrichter,  ursprtlnglich  blofs 
als  die  Polizeiherren  eingesetzt,  zu  den  ersten  und  einzigen  von  der 
Krone  ernannten  lokalen  Verwaltungsorganen  des  englischen  Staates  ^ 
Mit  dieser  Institution  sind  drei  grofse,  bis  auf  den  heutigen 
Tag  fortbestehende  Grundlagen  der  englischen  Verwaltungsorgani- 
sation geschaffen: 

1.  Von  da  ab  ist  es  ein  unerschütterlicher  Grundsatz  der  eng- 
lischen Verfassung,  dafs  die  überlieferten  Territorien  —  die  Graf- 
schaften und  neben  ihnen  die  als  Korporationen  aus  ihnen  heraus- 
gehobenen Städte  —  die  einzige  gesetzliche  Landeseinteilung  des 
englischen  Staatsgebietes  bilden.  Jeder  Versuch,  das  letztere  zum 
Zwecke  der  königlichen  Gewalt  und  der  dieselbe  handhabenden 
staatlichen  Centralorgane  und  ohne  Bücksicht  auf  jene  historischen 
Gebiete  einzuteilen,  also  das  Verwaltungsgebiet  der  Cen- 
tralverwaltung  anzupassen,  ist  damit  von  vornherein  als  Ver- 
fassungsänderung hingestellt. 

2.  Zur  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  in  diesen  Gebieten 
werden  Männer  berufen,  die  dieses  Amt  als  Angehörige  der  grund- 
besitzenden Klasse  in  den  Grafschaften,  oder  als  ansässige  Bürger 
in  den  Städten  erhalten  und  dasselbe  als  Ehrenpflicht  ausüben. 
Zwar  ist  eine  Vergütung  der  mit  diesem  Amte  verbundenen  Aus- 
lagen und  Kosten  von  vornherein  nicht  versagt;  aber  Praxis  und 
seit  dem  XVI.  Jahrhunderte  auch  die  Gesetzgebung  haben  aus  der 
Ehrenpflicht  ein  unbesoldetes  Ehrenamt  gemacht.  Der  Kompromifs- 
charakter  des  Amtes  liegt  darin,  dafs  zwar  einerseits  die  Be- 
strebungen der  Grafschaften,  die  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt 
Organen  anzuvertrauen,  die  von  den  Grundbesitzern  der  Grafschaft 
gewählt  werden,  dauernd  abgelehnt  erscheinen,  vielmehr  die  könig- 
liche Centralgewalt  die  Organe  der  staatlichen  Lokalverwaltung 
ernennt,  dafs  aber  andererseits  diese  letztere  daran  gebunden  ist, 
ausschliefslich  Angehörige  des  Territoriums  mit  Einschränkung 
ihrer  Funktionen  auf  den  Umfang  des  letzteren  zu  ernennen. 

Damit  ist  entschieden,  dafs  für  alle  Zukunft  die  Ausübung 
der  öffentlichen  Gewalt  im  ganzen  Lande,  dafs  also  die  Lokal- 
gerichtsbarkeit und  -Verwaltung  nicht  Delegierten  der  Centralgewalt, 


^  Die    älteste   Geschichte    des  Friedensrichteramtes   bei   Gneist,   Yer- 
fassungsgeschichte  S.  298  ff. 
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nicht  vom  Gentnim  des  Staates  aus  an  die  Peripherie  entsandten 
Beamten,  wie  der  Vice-Comes  einer  war,  anvertraut  ist,  sondern 
ansässigen  Grundbesitzern  und  sonstigen  YoUbürgem  als  eine 
Ehrenpflicht  auferlegt  wird. 

3.  Die  lokale  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  ist  aber 
Richtern  anvertraut.  Damit  ist  gesagt,  dafs  alle  Lokalverwal- 
tung Jurisdiktion,  d.  h.  Ausführung  von  Gesetzen  sein  soll.  Die 
Friedensrichter  sind  eingesetzt  worden,  um  herrschenden  gesetz- 
losen Zuständen  ein  Ende  zu  machen  durch  Anwendung  der  zur 
Bewahrung  des  Friedens  erlassenen  Gesetze  und  Ausübung  der 
ihnen  delegierten  Strafgewalt:  und  sie  sind  dauernd  eingesetzt, 
um  die  Beobachtung  aller  ihren  Wirkungskreis  bildenden  Gesetze, 
des  Common  Law  sowohl  als  der  vom  König  erlassenen  Verord- 
nungen und  der  vom  Parlamente  beschlossenen  Statuten  zu  sichern. 
Ihre  Einsetzung  erfolgt  durch  Gommission,  d.  h.  durch  einen  Auf- 
trag des  Königs,  die  Gerichtsbarkeit  auszuüben.  Somit  ist  die 
Stellung  der  Friedensrichter  zunächst  gleich  der  rechtlichen  Posi- 
tion, welche  die  von  der  curia  regis  zur  Abhaltung  der  Assisen 
im  Circuit  entsandten  Richter  zur  Centralgewalt  einnehmen.  In 
beiden  Fällen  ist  die  Gommission  ein  Mandat,  das  zur  Bericht- 
erstattung (certiorari)  an  den  König  und  seinen  Gerichtshof  ver- 
pflichtet. Hieraus  ergab  sich  einerseits  die  Ausbildung  des  Be- 
schwerderechtes der  von  den  Verfügungen  der  Friedensrichter  be- 
troffenen Parteien  an  den  König  in  Gestalt  eines  Bittgesuches  (ut 
certiorari  faciat);  daneben  steht  aber  zweitens  dem  Könige  und 
seinem  Rate  die  Disciplinarobergewalt  wie  über  alle  Richter  so 
auch  über  die  Friedensrichter  zu.  Alle  Commissions  sind  erteilt 
durante  bene  placito  regis  oder  quamdiu  bene  se  gesserint  und 
somit  auf  Widerruf  seitens  des  Königs  gestellt.  Die  Legalität 
der  Entlafsbarkeit  der  Richter  stellt  ein  festes  Sub- 
ordinationsverhältnis zwischen  Lokalverwaltung  und 
Centralverwaltung  her.  Hierbei  aber  darf  nicht  verkannt 
werden,  dafs  die  Friedensrichter  in  erster  Linie  Richter,  d.  h. 
zur  Durchführung  von  Gesetzen  berufen  sind.  Insofern  allerdings 
in  dieser  Epoche  dem  königlichen  Rate  die  Befugnis  zusteht, 
zur  Ergänzung  des  Common  Law  und  der  Statuten  Verordnungen 
(Ordinances,  Proclamations)  zu  erlassen,  sind  sie  auch  zur  Durch- 
führung dieser  letzteren  verpflichtet.  Schon  in  jener  Periode  aber 
erscheint  die  Ausdehnung  dieser  Verordnungsgewalt  der  Krone 
auf  schwankender  Grundlage  und  letztere  wird  vom  Parlamente  be- 
reits hier  und  da  überhaupt  in  Zweifel  gezogen. 
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Das  Institut  der  Friedensrichter  ist  aber  noch  von  einem 
anderen  Gesichtspunkte  aus  als  dem  des  Gegensatzes  von  Central- 
gewalt  und  unabhängiger  Lokalverwaltung  für  die  Organisation 
der  letzteren  von  entscheidender  Bedeutung  gewesen.  Sowie  die 
Einsetzung  von  grafschaftsansässigen  Gentlemen  zu  Trägem  der 
Lokalverwaltung  die  alten  Territorien  als  Bestandteile  der  inneren 
Staatsgliederung  dauernd  erhalten  und  die  Führung  der  Landes- 
verwaltung von  einem  absolutistischen  Centrum  aus,  durch  Dele- 
gierte des  letzteren  dauernd  verhindert  hat,  so  hat  andererseits 
das  Institut  der  Friedensrichter  England  den  wichtigen  Dienst  ge- 
leistet, dafs  in  diesem  Lande  der  Feudalismus  als  Kechtsprincip 
der  Verwaltung  um  Jahrhunderte  früher  beseitigt  worden  ist  als 
auf  dem  Festlande.  An  dieser  bedeutungsvollen  Thatsache  ändert 
der  Umstand  nichts,  dafs  eine  Art  von  wirtschaftlichem  oder  prak- 
tischem Feudalismus,  d.  h.  die  vorherrschende  Stellung  des  Grofs- 
grundbesitzes,  durch  die  eigentümliche  Gestaltung  des  englischen 
Immobiliarrechtes  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  als  wenig  er- 
schütterter und  nachhaltig  wirkender  socialer  und  politischer  Faktor 
bestanden  hat;  weit  wichtiger  aber  für  die  Gestaltung  der  Landes- 
verfassung und  Landesverwaltung  war  die  von  dem  Friedensrichter- 
amte bewirkte  schnelle  Aufsaugung  feudaler  Lokaljurisdiktion  und 
Lokalverwaltung*.  Wenn  auch  dieser  Prozefs  in  der  specifisch 
englischen  Weise  sich  so  vollzogen  hat,  dafs  die  altnationalen  Formen 
dieser  feudalen  Administration,  nämlich  die  Gutsgerichte  (Manorial 
Courts)  und  die  Court  Leets  noch  jahrhundertelang  als  ehrwürdige 
Antiquitäten  fortbestanden,  so  sind  es  eben  nur  Formen  gewesen, 
die  hier  erhalten  blieben,  nachdem  ihr.  lebendiger  Inhalt  durch  die 
machtvolle  Entwicklung  des  Friedensrichteramtes  von  diesem  bis 
auf  unbedeutende  Reste  völlig  aufgesogen  war.  Kicht  nur  üben 
die  Friedensrichter  einzeln  und  kollegial  die  ganze  präventive 
Polizei  und  Polizeijustiz  aus  anstatt  jener  Orts-  und  Gutsrichter, 
sondeiTi  ihre  regelmäfsigen  Vierteljahrssitzungen  treten  nunmehr 
auch  an  die  Stelle  des  alten  Hundred  Moot,  der  Hundertschafts- 
versammlung, indem  die  Ortsvorsteher  der  Townships  und  Tithings 
nunmehr  zu  jenen  zu  ei-scheinen  und  Kriminalanzeigen  (Present- 
ments)  anzubringen  verpflichtet  sind.  Auf  diese  Weise  gelangt  die 
älteste  Formation  der  Ortsgemeindeverwaltung  Englands  in  direkte 

*  Über  die  Fortdauer  des  halbfeudalen  Court  Leet,  der  formell  aller- 
dings stets  eine  nomine  regis  ausgeübte  Lokaljurisdiktion  besafs  und  des  rein 
feudalen  Gutsgerichtes  (Manorial  Court,  Court  Baron)  siehe  Garnier,  History 
of  the  Landed  Interest  I.  362—390,  II.  1—15. 
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Unterordnung  unter  die  Friedensrichter  und  bildet  so  das  unterste 
Glied  der  mit  dem  Amte  der  letzteren  als  Mittelpunkt  geschaflfenen 
staatlichen  Organisation  der  Lokalverwaltung.  Die  vollständige 
Entfeudalisierung  der  öffentlichen  Gewalt  in  England  ist  auf  solche 
Weise  bereits  zu  Beginn  des  XV.  Jahrhunderts  vollzogen. 

Das  Friedensrichteramt  wird  endlich  auf  demselben  Wege  von 
gröfster  Bedeutung  für  das  englische  Stadtewesen.  Die  englische 
Stadt  erscheint  von  allem  Anfange  an  als  Exemtion  aus  der  Graf- 
schaft und  der  Verwaltung  derselben  durch  den  königlichen  Be- 
amten, den  Vice-Comes,  wenngleich  sie  zunächst  dadurch  nur 
in  eine  engere  Beziehung  zur  Central gewalt,  vor  allem  zum 
Exchequer,  dem  königlichen  Schatzamte  tritt;  im  übrigen  aber 
entwickelt  sich  die  Stadtverfassung  aus  dem  wie  in  allen  Town- 
ships  auch  hier  dem  Zwecke  der  Polizei,  niederen  Gerichtsbarkeit 
und  Lokalverwaltung  dienenden  Institute  der  Leet  Jury  oder  des 
Court  Leet  zu  einer  Art  von  Repräsentativ  Vertretung  der  Bürger- 
schaft. Auch  in  den  Städten  wirkt  nun  das  Friedensrichteramt 
hemmend  auf  die  Fortentwicklung  dieser  Institution  ein.  Zum 
Teil  erhalten  die  Städte  allerdings  besondere  Friedenskommissionen, 
die  sie  auch  in  der  neuen  Organisation  der  Lokalverwaltung  aus 
der  Grafschaft  als  besondere  Territorien  herausheben;  viele  Boroughs 
bleiben  aber  der  Amtsgewalt  der  Grafschaftsfriedensrichter  wie 
jedes  andere  Township  unterworfen,  und  damit  tritt  notwendig  eine 
Verkümmerung  der  selbständigen  repräsentativen  Gemeindever- 
fassung, sogar  eine  Rückbildung  ihrer  Funktionen  zu  Gunsten  des 
administrativen  Übergewichtes  der  Grafschaft  ein.  Die  volle  Be- 
deutung dieser  im  Friedensrichteramte  konzentrierten  Landes- 
verfassung, wie  sie  unter  Eduard  III.  begonnen  und  stark  aus- 
gebaut, unter  seinen  unmittelbaren  Nachfolgern  vollendet  wurde, 
läfst  sich  aber  erst  erkennen ,  wenn  wir  sie  in  Zusammenhang 
bringen  mit  der  schon  früher  hervortretenden,  aber  ungefähr  in 
derselben  Epoche  erst  zu  bleibender  Gestalt  gelangenden,  grund- 
legenden Institution,  nämlich  mit  dem  Parlamente^. 

Es  ist  selbstverständlich  hier  nicht  die  Stelle,  das  Problem 
der  Entstehung  des  englischen  Parlamentes  auch  nur   in  seinen 


^  VgL  für  das  folgende  Stubbs  I.  S.  248  ff.,  über  die  ältesten  Befugnisse 
des  Parlamentes.  Über  die  Annahme  neuer  Gesetze  in  den  Shire  Moots  der 
Grafschaften  vor  der  Existenz  des  Parlamentes  daselbst  S.  257—258,  sowie  die 
daselbst  citierte  SteUe  in  Coke  Inst.  p.  26.  Vgl.  ferner  S.  264  über  die  durch 
das  Parlament  beseitigte  Form  der  Zustimmung  der  lokalen  Verbände  (com* 
munitates)  zu  den  aufgelegten  Steuern. 
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äufsersten  Umrissen  zu  berühren  und  dieses  grörste  Staatsrechte 
liehe  Phänomen  aller  politischen  Geschichte  seit  der  Antike  auch 
nur  andieutungsweise  zu  erörtern;  nut  ein  Moment,  das  dabei  zu- 
tage tritt,  mufs  hervorgehoben  werden,  es  ist  dies  der  Zusammen- 
hang, in  welchem  die  Bildung  des  House  of  Gommons  mit  jenem 
von  ims  an  die  Spitze  gestellten  fundamentalen  Gegensatze  in  der 
Organisation  der  öffentlichen  Gewalt  Englands  steht.  Die  seit 
Eduard  I.  regelmäfsig  erfolgende  Zusammenberufung  von  Dele- 
gierten der  Counties  und  Boroughs  zu  einer  beratenden  Körper- 
schaft, der  im  Vereine  mit  dem  Great  Council  der  weltlichen 
Barone  und  der  kirchlichen  Würdentr&ger  alsbald  ein  weitgehen- 
der Einflufs  auf  die  Gesetzgebung,  auf  die  königlichen  Einkünfte 
und  damit  auf  die  Verwaltung  eingeräumt  wird,  ist  einer  der  wirk- 
samsten Faktoren  gewesen  zur  Ausbildung  einer  staatlichen  Organi- 
sation, welche  die  Centralgewalt  mit  den  nach  Common  Law  be- 
stehenden lokalen  Jurisdiktionen  dauernd  und  organisch  ver- 
bunden hat. 

In  der  Bildung  des  Unterhauses  nämlich  durch  Delegierte  der 
Grafschaften  und  Städte  war  die  stärkste  Anerkennung  der 
Individualität  der  alten,  zu  Gerichts-,  Heeres-  und  Finanz- 
zwecken bestehenden  Territorien  gelegen.  Das  House  of  Commons 
war  gleichsam  eine  Art  von  Staatenhaus,  das,  durch  Vereinigung 
der  Bevollmächtigten  aller  Territorien  zu  einer  Körperschaft  ge- 
bildet, die  Existenz  lokaler  Inferessenkreise  nicht  nur  nicht  ge- 
fährdete, sondern  vielmehr  diesen  in  ihrer  Gesamtheit  und  damit 
jedem  einzelnen  das  gewährte,  was  es  ohne  diese  Zusammenfassung 
■nicht  besitzen  konnte ,  nämlich  einen  Einflufs  auf  die  Leitung  der 
im  König  und  seinem  Rat  verkörperten  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten des  gesamten  Verbandes.  Diese  Funktion  bildet  sich  aller- 
dings nur  allmählich  in  wechselndem  Tempo  des  Fortschrittes  aus, 
parallel  den  vom  Königtume  dem  Parlamente  eingeräumten  Rechten 
und  Befugnissen.  Wie  sich  aus  den  ursprünglichen  Hauptrecfaten 
der  Commons,  Auflagen  und  Steuern  zu  bewilligen,  sowie  Petitionen 
An  den  König  und  seinen  Rat  zu  richten,  schon  seit  Eduards  III., 
unverhüllt  aber  seit  Heinrichs  V.  Regierung  das  volle  Gesetzgebungs- 
recht des  Parlamentes  entwickelt  hat,  wie  dann  diese  Befugnis 
Schritt  für  Schritt  erweitert  und  vertieft  worden,  haben  wir  hier 
nicht  zu  verfolgen. 

Daneben  aber  liegt  gerade  von  dem  hier  eingenommenen  Ge- 
sichtspunkte aus  ein  aufserordentlich  wichtiges  Moment  in  der 
historischen  Bildung  des  Unterhauses  darin,  dafs  auf  solche  Weise 
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jedem  einzelnen  Territorium,  Grafschaft  und  Stadt,  ein  neuer  locus 
standi  zur  unmittelbaren  Anbringung  lokaler  Wünsche  und  Be- 
sehwerden an  die  Centralgewalt ,  verstärkt  durch  das  Gewicht  der 
durch  Zusammenfassung  aller  Territorien  gebildeten  Körperschaft» 
regelmäfsig  offen  stand.  Wie  in  der  vorgenannten  Funktion,  gemäfs 
welcher  die  Delegierten  jedes  Territoriums,  als  Teile  des  Ganzen 
fungierend,  dadurch  erst  zu  Mitschöpfem,  dann  zu  ausschlaggeben- 
den Urhebern  neuer,  allgemeiner,  das  gesamtstaatliche  Interesse 
befriedigender  Gesetze  in  den  Public  General  Statutes 
werden,  so  wird  gleichzeitig,  wo  es  sich  um  lokale  Wünsche, 
Gravamina  und  Bedürfnisse  handelt,  welche  jedes  einzelne  Terri- 
torium im  Parlamente  der  Centralgewalt  gegenüber  zur  Sprache 
bringt,  dieses  letztere  zum  Schöpfer  von  lokalen  Normen  — 
Private  oder  Local  Statutes  —  durch  welche  die  Ver- 
waltungsbedürfnisse der  einzelnen  Territorien  befriedigt  werden  \ 
Der  formelle  und  historische  Anknüpfungspunkt  ist  in  beiden 
Fällen  der  gleiche:  es  ist  das  Recht  der  Einzelnen,  der  Kom- 
munen und  des  Parlamentes,  sich  durch  Petitionen  an  die  im 
Könige  verkörperte  Centralgewalt  zu  wenden.  Je  nach  der  Natur 
der  in  solchen  Petitionen  vorgebrachten  Wünsche,  je  nachdem  es. 
sich  nämlich  um  allgemeine  Landesbeschwerden  oder  um  partikuläre 
Bedürfnisse  handelt,  schafft  der  King  in  Parliament  stets  in  der- 
selben Form,  durch  Erlafs  eines  formellen  Gesetzes,  die  als  erwünscht 
befundene  Vorschrift.  Mit  der  steigenden  Intensität  der  staatlichen 
Wirksamkeit  überhaupt  steigt  auch  die  Thätigkeit  des  Parlamentes 
in  beiden  Richtungen;  immer  aber  ist  das  Resultat  das  gleiche,  so- 
bald sich  einmal  —  und  dies  ist  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  der 
Fall  —  die  regelmäfsige  parlamentarische  Procedur  voll  entwickelt 
hatte;  das  Ergebnis  ist  in  beiden  Fällen:  formelles  Gesetz,  Statute 
Law.  Es  werden  in  derselben  Form  allgemeine  Rechtsnormen, 
sowie  partikuläre  Lokalvorschriften  erlassen.  Daraus  resultiert 
dann  eine  in  ihrer  Tragweite  kaum  übersehbare  Folge:  es  bildet 
sich  nämlich  als  Grundstein  der  Verfassung  das  Princip  aus,  dafs 
alle  den  Staatsbürger  zu  Leistungen,  Handlungen  oder  Unter- 
lassungen verpflichtenden  Vorschriften,  seien  sie  nun  von  allgemeiner 
oder  blofs  lokaler  Wirksamkeit,  vom  Parlamente  beschlossen,  d.  h. 
in  der  Form  eines  Gesetzes  erlassen  und  daher  auch  wie  ein  Gesetz 
durchgeführt  werden  müssen.  Durch  die  unbeschränkte  Anwendung 
des  Petitionsrechtes  einerseits,  die  volle  Konservierung  der  terri- 


^  Über  die  Entstehung  und  Entwicklung  der  Private  Bill  Legislation  s. 
Clifford  op.  cit  p.  267—490;  Stubbs  III.  p.  443,  469. 
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torialen  Verbände  als  administrativer  Individualitäten  andererseits 
werden  also  die  Bedürfnisse  dieser  letzteren  gleichfalls  in  Form 
eines  Gesetzes  erledigt;  solche  Bedürfnisse  sind  aber  das,  was  in 
allen  anderen  europäischen  Staaten,  seit  dem  Erwachen  einer  regel- 
mäfsigen  inneren  Staatsthätigkeit ,  das  unbestrittene  und  un- 
beschränkte Thätigkeitsfeld  der  landesfürstlichen  Centralverwaltung 
bildet.  Auf  diesem  Wege  erlangt  also  das  Parlament  zugleich  mit 
der  Teilnahme  an  der  allgemeinen  Gesetzesgebung  und  dem  Ein- 
flüsse auf  die  königliche  Centralverwaltung  auch  noch  eine  direkte 
Ingerenz  auf  die  Lokalverwaltung  durch  das  Medium  der  sogenannten 
Private  Bill  Legislation  und  wird  so  zur  obersten  Verwaltungs- 
instanz für  die  Lokalverwaltung  auch  in  ihrem  engeren  Sinne, 
nämlich  der  Befriedigung  lokaler  Gemeininteressen  durch  die  öffent- 
lich-rechtlich geregelte  Thätigkeit  der  kommunal-organisierten  Inter- 
essenten selbst. 

Halten  wir  nun  einen  Augenblick  inne,  indem  wir  die  beiden 
bisher  in  Betracht  gezogenen  Grunderscheinungen  der  Verwaltungs- 
organisation Englands  in  Verbindung  setzen.  Auf  der  einen  Seite 
war,  wie  wir  sehen,  die  seit  der  Eroberung  Englands  durch  die 
Normannen  de  facto  und  de  iure  in  der  königlichen  Gentralgewalt 
vollständig  vereinigte  Regierungsmacht,  insoweit  selbe  mit  der  Er- 
haltung des  Friedens  und  der  Ausführung  der  Gesetze  zu  schaffen 
hatte,  durch  das  Institut  der  Friedensrichter  gleichsam  territoriali- 
siert  und  dadurch  ein  für  allemal  die  lebendige  Individualität  der 
territorialen  Verbände  für  Gericht  und  Verwaltung  feierlich  an- 
erkannt worden ;  andererseits  war  durch  die  Zusammenfassung  dieser 
Verbände  im  Parlamente  denselben  ein  neuer  direkter  Einflufs  auf 
die  Gesetzgebung  und  •Centralverwaltung,  sowie  ein  neues  Central- 
organ  zur  Befriedigung  lokaler  Bedürfnisse  und  Schaffung  lokaler 
Einrichtungen  gegeben,  an  dem  jeder  Territorialverband  mitbestim- 
mend teilnehmen  durfte  und  das  sich  unabhängig,  bald  aber  auch 
superior  fühlte  gegenüber  den  traditionellen  Organen  der  Central- 
verwaltung, den  Beamten  der  Krone.  Beide  Einrichtungen  stehen 
miteinander  im  lebendigen  Konnex,  vor  allem  durch  die  hierbei 
persönlich  thätig  werdenden  Elemente:  es  sind  die  Ritter  der 
Grafschaften  und  die  ansässigen  Bürger  der  Städte,  die  einmal 
in  ihren  Territorien  als  Justices  of  Peace  die  öffentliche  Gewalt 
ausüben  in  Gericht  und  Verwaltung,  sodann  als  Delegierte  ihrer 
Gesellschaftsklasse  und  ihrer  Kommune  im  Parlamente  das  allgemeine 
Landrecht  fortbilden  helfen,  sowie  die  lokal  notwendigen  Vor- 
schriften auf  Ansuchen  der  betreffenden  Verbände  festsetzen.    Die 
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Entwicklung  beider  auf  solche  Weise  lebendig  miteinander  korrespon- 
dierenden Institutionen  erfolgt  nun  unter  dem  Zeichen  unablässiger 
Wechselwirkung.  Die  fortschreitende  Ausdehnung  der  Kompetenz 
des  Parlamentes  führt  zu  immer  mehr  erweiterter  genereller  und 
partikulärer  Gesetzgebung.  Diese  letztere  wieder  erhöht  die  Be- 
fugnisse und  Gewalten  der  zur  lokalen  Durchführung  dieser  Normen 
verfassungsmAfsig  einzig  kompetenten  Organe :  nämlich  der  Friedens- 
richter. Auf  beiden  Seiten  ergiebt  sich  eine  unablässige  Differen- 
zierung der  Thätigkeit  und  Kompetenz,  mit  der  eine  fortschreitende 
Integrierung  und  Befestigung  beider  Institute,  des  Friedensrichter- 
amtes und  des  Parlamentes,  Hand  in  Hand  geht. 

Nunmehr  erübrigt  aber,  einen  Blick  zu  werfen  auf  die  gleich- 
zeitig erfolgende  Entwicklung  der  vom  Könige  ressortierenden 
Gentralorgane  der  öffentlichen  Gewalt.  Die  ursprüngliche  elemen- 
tare Form  derselben  ist  der  Bat  des  Königs  (Curia  oder  Concilium 
Regis),  der  sich  nach  Ablösung  von  dem  Magnum  Concilium,  der 
Reichsversammlung ,  der  ältesten  Gestalt  des  Oberhauses,  als 
Continual  Council,  Privy  Council,  konsolidiert  \  Auch  jenes  letztere 
hat  sodann  einen  weitläufigen  Prozefs  der  Differenzierung  durch- 
gemacht, indem  sich  zuerst  die  Gerichtsgewalt  des  Königs  von 
seiner  Person  löste  und  in  den  grofsen  Reichsgerichtshöfen  objek- 
tive Gestalt  annahm,  wobei  jedoch  dem  House  of  Lords  die  Appell- 
instanz verblieb.  Ebenso  entwickelte  sich  aus  dem  Continual 
Counei  1  eine  Reihe  von  centralen  Behörden,  indem  sich  die  Finanz- 
Verwaltung  in  Gestalt  des  Court  of  Exchequer  von  der  übrigen  Central- 
verwaltung  abzweigte;  letztere  blieb  unter  dem  Lordkanzler  ver- 
einigt, bis  sich  auch  von  ihr  das  Staatssekretariat  als  ein  besonderes 
Glied  abschied.  Es  geht  nicht  an,  die  Einzelheiten  dieses  merk- 
würdigen, durch  fünf  Jahrhunderte  fortgesetzten  Prozesses  zu  ver- 
folgen ;  es  mufs  genügen  hier  festzustellen,  dafs  trotz  der  Verselb- 
ständigung der  einzelnen  Funktionen  der  königlichen  Centralgewalt 
in  einzelne  Kronämter,  die  formelle  Einheitlichkeit  der  ersteren  in 
der  formellen  Einheit  das  Privy  Council  erhalten  blieb,  welches 
die  jeweiligen  Träger  sämtlicher  oberster  Kronämter,  darunter 
auch  den  Lord  Chancellor,  den  obersten  Richter,  als  Mitglieder 
des  königlichen  Rates  vereinigte.  Für  den  hier  vorliegenden  Zweck 
ist  es  hingegen  erforderlich,  dafs  wir  näher  darauf  eingehen,  das 
Verhältnis  zu  kennzeichnen,  in  welchem  die  von  den  Kronämtern 
verkörperte  Centralgewalt  zu  der  Lokalverwaltung  einerseits,  zum 

^  Zur  Geschichte  des  königlichen  Rates  vgl.  A.  V.  Dicey,  History  of  the 
PriTy  Council  1887;  He  am  op.  cit.  p.  288—319. 
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Parlamente  andererseits  stand  und  wie  sich  dieses  Verhältnis  bis 
zum  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  gestaltete;  denn  damit  um- 
schreiben wir  den  gesamten  Kreis  der  historischen  Organisation 
der  öffentlichen  Gewalt  Englands.  Auch  hier  ist  naturgemäfs  ein 
Eingehen  in  Einzelheiten  ausgeschlossen,  denn  dies  hiefse  nicht 
weniger  als  die  Verfassungsgeschichte  Englands  schreiben ;  nur  die 
hervorstechenden  und  entscheidenden  Momente  können  in  Betracht 
gezogen  werden. 

Als  allgemeine  Charakteristik  dieses  Verhältnisses  läfst  sich 
zunächst  der  Satz  aufstellen,  dafs  die  Macht  der  Gentralorgane 
der  Verwaltung  gegenüber  den  territorialen  Trägem  der  öffent- 
lichen Gewalt  und  dem  House  of  Commons  als  der  Vereinigung  der 
Territorialverbände,  je  nach  der  persönlichen  Herrscherbefähigung 
und  Machtvollkommenheit  der  Träger  der  Krone  durch  lange  Zeit 
schwankte.  So  schliefst  das  XV.  Jahrhundert  eine  Periode  der 
mit  Hecht  frühreif  genannten  Suprematie  des  Parlamentes  in  sich» 
für  welche  eine  gleichzeitig  zu  beobachtende  Lockerung  des  Bandes 
zwischen  Centralverwaltung  und  Lokaljurisdiktion  charakteristisch 
ist.  In  ersterer  Beziehung  wirkten  die  unaufhörlichen  festlän- 
dischen Kriege  und  das  dadurch  verursachte  Geldbedürfnis,  sowie 
die  auswärtigen  Interessen  der  Könige  als  ebensoviele,  die  reale 
Macht  der  Parlamente  steigernde  Faktoren  imd  wurden  die  Ur- 
sachen fortwährender,  als  Lohn  für  finanzielle  Willfährigkeit  der 
letzteren  gemachter  Konzessionen  an  die  legislatorische  Thätigkeit 
des  Parlamentes  sowie  an  seinen  allgemeinen  Einflufs  auf  die 
Centralverwaltung.  Finden  wir  doch  schon  in  jener  Zeit  Versuche 
des  Parlamentes,  das  bisher  dem  Könige  unbeschränkt  zugestandene 
Recht,  seine  Regierungsorgane  nach  Belieben  zu  ernennen,  in  Frage 
zu  stellen  und  den  Einflufs  des  Parlamentes  auch  hierauf  aus- 
zudehnen. Ebenso  fällt  in  jene  Periode  der  erste  Versuch  des 
Unterhauses,  Organe  der  königlichen  Gewalt  durch  Anklage  (Im- 
peachment)  von  ihrem  Amte  zu  entfernen  ^  Alle  diese  Erschei- 
nungen traten  aber  sogleich  zurück,  als  mit  der  Dynastie  der 
Tudors  eine  Reihe  befähigter,  willensstarker  und  selbstbewufster 
Regenten  auf  den  Thron  gelangte.  Da  treten  denn  wieder  die 
persönlichen  Regierungsgewalten,  die  Prärogative  des  Königs,  dem 
Parlamente  gegenüber  in  voller  Kraft  zutage,  bis  unter  der  langen 
und  kraftvollen  Regierung  der  Königin  Elisabeth  gewissermafsen 
die  Höhe  der  königlichen  Macht  erreicht  und  der  weiteste  Kreis 


Stubbs  III.  eh.  XVII  und  besonders  die  Bemerkungen  auf  S.  652 — 654. 
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der  Kompetenz  der  königlichen  Centralverwaltung  umschrieben  war« 
Die  während  des  XIV.  und  XY.  Jahrhunderts  gleichsam  weit  ins 
feste  Land  der  königlichen  Gewalt  übergeströmten  Wogen  des  auf- 
strebenden parlamentarischen  Einflusses,  weichen  in  dieser  Periode 
bis  in  das  durch  Common  Law,  sowie  durch  feststehende  Praxis 
der  Gerichte  und  der  Gesetzgebung  tief  gegrabene  Bett  zurück. 

Dieselbe  Bewegung  wird  deutlich  erkennbar  in  der  Stellung 
der  Organe  der  Gentralgewalt  gegenüber  der  Lokalverwaltung. 
Die  im  Friedensrichteramt  geschaffene  Organisation  der  öffentlichen 
Gewalt  hatte,  wie  vorhin  bemerkt,  durch  das  Entstehen  eines  Be- 
schwerderechtes der  Parteien  und  das  Princip  der  Entlafsbarkeit 
der  Richter  ein  Band  der  Subordination  zwischen  dem  Rate  des 
Königs  und  der  lokalen  Jurisdiktion  geschaffen.  Auch  in  dieser 
Hinsicht  finden  wir  nun  im  XV.  Jahrhundert  verfrühte  Versuche 
der  Lockerung  dieses  Bandes,  mit  der  Erstarkung  der  Königsmacht 
unter  den  Tudors  jedoch  ein  rasches  und  scharfes  Zurückgreifen 
auf  die  alten  Grundlagen.  Zeugnis  dafür  sind  die  unter  Heinrich  VIL 
und  VIII.  erlassenen  Statuten,  die  deutlich  erkennen  lassen,  dars 
eine  genaue  Überwachung  der  Lokaljurisdiktion  durch  die  Central- 
verwaltung, die  in  der  vorausgehenden  Zeit  gefehlt  hatte,  nunmehr 
zur  Förderung  der  Justiz  und  des  Gemeinwesens  dringend  notwendig 
geworden  war  und  sowohl  beim  Parlamente  als  in  der  Volks- 
meinung Billigung  fand.  Die  Oberaufsicht  des  Privy  Council  über 
die  Thätigkeit  der  Friedensrichter  nahm  so  im  XVI.  Jahrhundert 
einen  bisher  nicht  gekannten  Umfang  und  erhöhte  Intensität  an; 
sie  findet  ihren  bedeutungsvollen  Ausdruck  in  der  Ausbildung  der 
„Star  Chamber"  als  einer  mit  dieser  Aufgabe  besonders  betrauten 
richterlichen  Kommission  im  Schofse  des  geheimen  Staatsrates  ^ 

Im  Zusammenhange  mit  dieser  Steigerung  der  Befugnisse  und 
Aktivität  der  administrativen  Gentralgewalt  stehen  überhaupt  die 
gleichzeitigen  Versuche  einer  teilweisen  Reorganisation  des  Trägers 
derselben,  des  Privy  Council.  Unter  Heinrich  VIII.  wird  durch 
ein  Parlament-Statut  (31  Henr.  VIII.  c.  19)  die  Zusammensetzung 
desselben  neu  geordnet  und  die  Rangliste  der  darin  vertretenen 
obersten  Kronbeamten  festgesetzt,  zugleich  wird  diesem  Rate  eine 
feste  Geschäftsordnung  verlieben,  die  unter  Eduard  VI.  1553  neu 
geregelt  wird.  Am  merkwürdigsten  sind  jedoch  die  Versuche, 
eine  der  Landesverfassung  geradezu  widerstreitende  Verwaltungs- 

*  Vgl.  Gneist,  Das  englische  Verfassungsrecht  I.  S.  489,  511—529;  Dicey, 
Priry  Council  p.  80—90;  Leonard,  Early  History  of  English  Poor  Relief.- 
1900,  eh.  IV— VIII. 
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Organisation  einzuführen  durch  Schaffung  von  Provinzialbehörden, 
die  als  Delegierte  des  Privy  Council  fungieren  und  Jurisdiktion 
haben  sollten:  es  sind  dies  die  von  Heinrich  VIIL  errichteten 
Eäte  des  Westens  und  Nordens,  von  Wales,  Lancaster  und  der 
schottischen  Mark.  Schon  diese  Erscheinungen  zeigen,  dafs  die, 
-wenn  auch  populäre  und  mit  Zustimmung  des  Parlamentes  über- 
mäfsig  entwickelte  königliche  Centralgewalt  anfing,  die  Wurzeln 
des  uralten  englischen  Rechtstaates  zu  bedrohen  und  Ideen  heran- 
reifen liefs,  welche  den  elementaren  Grundvorstellungen  der  Nation 
von  ihrer  staatlichen  Organisation  zuwiderliefen. 

Diese  Tendenz,  eine  starke  von  oben  nach  unten  durchgreifende 
Centralverwaltung  zu  schaffen,  erlangte  aber  um  so  gröfsere  Be- 
deutung durch  einen  Entwicklungsprozefs ,  der  sich  zu  gleicher 
Zeit  auf  der  untersten  Stufe  der  Lokalverwaltung,  im  Bereiche 
der  Gemeindeverfassung,  vollzog.  Die  Reformation,  die  auch 
ganz  allgemein  durch  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Einziehung 
der  Klostergtiter  und  die  Schaffung  eines  Staatskirchentums  die 
ganze  englische  Staatsentwicklung  auf  das  tiefste  beeinflufste,  hat 
ebenso  direkt  umgestaltend  eingewirkt  auf  die  Organisation  der 
inneren  Landesverwaltung.  Geradeso  wie  den  absoluten  Staaten 
des  Festlandes  hat  die  Reformation  auch  dem  englischen  Staate 
eine  neue  und  wichtige  Verwaltungsaufgabe  auferlegt,  die  bis 
dahin  zum  allergröfsten  Teile  der  Kirche  obgelegen,  wenngleich 
schon  lange  Zeit  vorher  die  mangelhafte  Erfüllung  dieser  Aufgabe 
durch  die  Kirche  die  ersten  Versuche  der  Staatseinmischung  in 
dieses  Gebiet  notwendig  gemacht  hatte :  es  ist  dies  die  Pflicht  der 
Armenversorgung.  In  England  ist  nun  unter  dem  staatsklugen 
Regimente  der  Königin  Elisabeth  dieses  Problem  mit  unerreichter 
Gründlichkeit  und  Thatkraft  in  Angriff  genommen  worden:  die 
Armenversorgung  wurde  als  eine  der  Gesamtheit  obliegende 
Pflicht  angesehen,  deren  Durchführung  aber,  entsprechend  dem 
ganzen  Geiste  der  englischen  Landesverfassung,  als  eine  Last 
der  Ortsverbände  statuiert.  Als  solcher  tritt  aber  nunmehr  die 
bisher  rein  kirchliche  Formation  des  Kirchspiels  (Parish)  hervor. 
Die  bisherigen  untersten  Einheiten  der  Lokalverwaltung,  die  ört- 
lichen Nachbarverbände  verschiedenen  Namens  (Tithing,  Zehnt- 
schaft, Township)  bestanden  blofs  als  unterste  Amtsgebiete  der  in 
dem  Grafschaftsverbande  sowie  zum  Teile  in  der  Hundertschaft  organi- 
sierten, und  nunmehr  seit  zwei  Jahrhunderten  von  der  Friedens- 
richterbank geübten  öffentlichen  Gewalt  ohne  eine  geschlossene 
territoriale  Grundlage,  weil  die  Bildung  zahlloser  gutsherrlicher 
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Gerichtssprengel  (Manorial  Courts)  diese  Ordnung  tiberall  durch- 
brochen hatte.  So  hatte  sich  ein  nachbarliches  Gemeindeleben 
auf  Grund  der  Bedürfnisse  und  der  Funktionen  der  Kirche  in 
natürlicher  Entwicklung  an  die  Pfarrkirche  angeschlossen  und  der 
Pfarrsprengel  ist  bald  als  die  eigentliche  Gemeinde  hervorgetreten, 
gleichviel  ob  derselbe  eine  Ortsgemeinde  (Township)  oder  mehrere 
derselben  umschlofs.  Die  Gemeininteressen  des  so  abgegrenzten 
Territoriums  schufen  dann  bald  eine  urwüchsige,  an  die  Kirche 
sich  anschliefsende  Lokalorganisation«  Diese  letztere  wird  reprä- 
sentiert durch  die  Gemeindeversammlung  (Parish  Assembly),  an 
welcher  alle  Einwohner  der  zu  der  betreffenden  Kirche  einge- 
pfarrten  Niederlassungen  teilnehmen,  und  durch  die  von  der  Kirch- 
spielsgemeinde erwählten  Kirchenvorsteher  (Churchwardens),  die  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Pfarrer  (Parson)  die  äufseren  Angelegen- 
heiten des  Kirchendienstes  zu  verwalten  haben.  Formell  oblag  ihnen 
die  Einsammlung  von  Beiträgen  zur  Bestreitung  der  Auslagen  des 
Gottesdienstes,  zur  Erhaltung  des  Kirchengebäudes,  aus  welchem 
ursprünglich  rein  freiwilligen  Akte  sich  langsam  die  älteste  Lokal- 
steuer Englands,  die  Church  Rate  entwickelte  *.  Diese  Organisation 
fand  nun  die  Elisabethinische  Gesetzgebung  vor  und  benutzte  sie 
zum  Ausbau  der  staatlichen  Verwaltungsorganisation '  im  Interesse 
der  dem  Staate  neu  erwachsenden  Aufgaben.  Vor  allem  wird  durch 
das  denkwürdige  Statut  48  Eliz.  c.  2  vom  Jahre  1601  das  Kirch- 
spiel als  Armenpflegebezirk  statuiert,  werden  die  Churchwardens 
zu  Organen  der  Armenpflege  gemacht  und  neben  den  letzteren  be- 
sondere Overseers  of  the  Poor  aufgestellt,  endlich  wird  zur  Deckung 
der  Kosten  der  Armenpflege  eine  Lokalsteuer  eingeführt,  die  Poor 
Rate ,  die  genau  so  wie  die  Church  Rate  auf  jedem  christlichen 
Hausstande  innerhalb  des  Pfarrsprengels  ruht ,  also  auf  jeden  mit 
eigenem  Herde  Ansässigen  umgelegt  wird  nach  Mafsgabe  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  des  Einzelnen.  Zur  Feststellung  des  mit 
letzterem  Principe  gegebenen  Aufteilungsschlüssels  wird  es  not- 
wendig, die  ökonomischen  Kräfte  jedes  einzelnen  zu  schätzen,  und 
zu  diesem  Zwecke  gebietet  das  Gesetz,  sich  an  den  Wert  des  sicht- 
baren Vermögens  in  der  Gemeinde  (Visible  Property  in  the  Parish), 
also  des  Besitzes  an  unbeweglichem  nutzbaren  Gut  zu  halten. 
Damit  wurde  das  unzerstörbare  Gewölbe  geschaffen,  auf  dem  sich 


^  Über  die  älteste  Gestaltung  der  englischen  Landgemeinde  und  die  Ent- 
stehung des  Parish  vgl.  Maitland  and  Pollock,  History  of  the  English 
Law  L  p.  612—614. 
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in  drei  Jahrhunderten  das  ganze  Gebäude  des  lokalen  Steuerwesens 
und  damit  bis  auf  die  allemeueste  Zeit  die  Deckung  der  gesamten 
Kosten  der  inneren  Verwaltung  Englands  Stufe  für  Stufe  aufge- 
baut hat.  Es  giebt  wenige  gesetzgeberische  Thaten,  die  sich  an 
einfacher  Gröfse  und  vorbauender  Staatsklugheit  mit  der  Armen- 
gesetzgebung der  Königin  Elisabeth  messen  können.  Koch  heute 
bilden  diese  elementaren  Normen  gerade  wegen  ihrer  AnknQpfung 
an  die  unerschütterlichen  Lebens-  und  Besitzverhaltnisse  einen  der 
grofsen  Tragpfeiler,  auf  denen  der  ganze  komplizirte  Bau  des  eng- 
lischen Gemeinwesens  ruht.  Alle  Fortschritte  der  Civilisation  und 
Kultur  drücken  sich  in  einer  Vergröfserung  der  Aufgaben  der  Ge- 
meinschaft und  demgemäfs  in  einer  Erweiterung  der  Wirkungs- 
sphäre der  öffentlichen  Gewalt  aus.  In  England,  in  dem  klassischen 
Lande  organischer  Entwicklung  von  Recht  und  Sitte  ist  es  nur 
natürlich  gewesen,  dafs  die  Durchführung  aller  Verwaltungsauf- 
gaben, die  dem  Staate  im  Laufe  von  drei  Jahrhunderten  erwachsen 
sind,  von  der  Gesetzgebung  jener  Organisation  angepafst  und  als 
Arbeitslast  auferlegt  wurden,  die  zur  Administration  der  ersten 
von  dem  modernen  Staate  übernommenen  socialen  Verwaltungs- 
pflicht, des  Armenwesens,  geschaffen  worden  war.  Dazu  aber  war 
die  feste  Verbindung  dieses  Mechanismus  der  örtlichen  Gemeinde- 
verwaltung mit  der  grafschaftlichen  Friedensorganisation,  als  dem 
bisherigen  Träger  der  gesamten  Lokalverwaltung,  notwendig.  Dies 
geschieht  in  der  Weise,  dafs  die  ganze  neue  Ortsgemeindeverfassung 
den  Friedensrichtern  subordiniert  wird;  nicht  nur  werden  die  Over- 
seers  von  ihnen  ernannt,  sondern  die  ganze  von  diesen  zu  führende 
Verwaltung  wird  unter  die  Aufsicht  der  Friedensrichter  ge- 
stellt, die  in  alle  Einzelheiten  mit  Orders  einzugreifen  befugt 
werden.  Schliefslich  wird  für  alle  aus  der  Besteuerung  sowie 
aus  der  Durchführung  der  Armenpflege  und  des  damit  ver- 
bundenen Heimatrechtes  hervorgehenden  rechtlichen  Streitig- 
keiten zwischen  den  Einzelnen  und  den  Gemeinden  sowie  den 
letzteren  untereinander  die  ausschliefsliche  Jurisdiktion  der 
Friedensrichter  festgesetzt.  Noch  in  der  Zeit  der  Königin  Elisabeth 
wird  der  Wirkungskreis  dieser  Kirchspielsverwaltung  auf  Strafsen 
und  Wegebau,  sowie  die  Erhaltung  der  Brücken  ausgedehnt: 
Armenwesen  und  Polizeiverwaltung  bilden  jedes  von  nun 
ab  einen  festen  Kern,  an  welchen  die  englische  Gesetzgebung  die 
immer  weiter  schreitende  Ausdehnung  der  Fürsorge  und  präven- 
tiven Thätigkeit  des  Staates  organisch  anfügt.  Hierbei  bleibt  der 
durch  Verknüpfung  des  Friedensrichteramtes  mit  der  Kirchspiels- 
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Terfassnng  geschaffene  Organismus  der  Lokalverwaltung  durch  mehr 
als  zwei  Jahrhunderte  intakt  und  aufnahmsfähig  zur  weiteren 
Arbeits 

Im  Zusammenhange  mit  dieser  eine  neue  Ordnung  des  nach- 
barlichen Gemeindeverbandes  schaffenden  Politik  der  Tudors  steht 
auch  die  planmftfsige  Vollendung  des  schon  seit  Eduard  III.  mit 
aller  Macht  geförderten  Prozesses  der  Entfeudalisierung  der 
Lokalverwaltung.  Gerade  in  diese  Epoche  fällt  eine  massen- 
hafte Anh&ufung  der  polizeilichen  und  administrativen  Agenden 
in  der  Hand  der  Friedensrichter  und  eine  planmäfsige  Zurück- 
drängung  der  mehr  oder  weniger  feudal  bestellten  Ortsgerichte,  der 
Court  Leets.  Das  in  diesen  steckende,  durch  die  Teilnahme  der 
Freisassen  (Freeholders)  am  Gericht  zum  Ausdruck  gelangende 
Prindp  lokaler  Unabhängigkeit  Stand  zu  deutlich  im  Widerspruche 
mit  der  in  der  Tudor-Politik  verkörperten  Tendenz  nach  Schaffung 
einer  einheitlichen  centralistisch  organisierten,  dem  königlichen  Willen 
dienenden  Administration.  Für  die  adeligen  Grimdherren,  die  seit 
Jahrhunderten  das  Recht  als  Lehensherren  der  Krone  lokale  Juris- 
diktion zu  üben  besafsen,  bedeutete  der  Ersatz,  der  ihnen  dafür 
durch  die  Aufnahme  in  die  Friedensrichterliste  gegeben  wurde, 
nur  teilweise  Genugthuung. 

Als  unzertrennliche  Begleiterscheinung  dieser  neuen  Politik 
des  Königtums  erscheint  endlich  die  verhängnisvolle  Wendung, 
welche  in  dieser  Epoche  das  engliche  Städterecht  nahm,  und 
zwar  sowohl  in  Bezug  auf  die  kommunale  Organisation  als  auch 
auf  die  Teilnahme  der  städtischen  Wahlflecken  an  der  Bildung  des 
Unterhauses.  In  ersterer  Richtung  ist  die  Geschichte  der  englischen 
Städte  geradezu  eine  Leidensgeschichte.  Die  Idee  der  freien 
Städteverwaltung  hatte  sich  bis  gegen  die  Mitte  des  XV.  Jahr- 
hunderts auf  Grund  zahlreicher  königlicher  Privilegien  der  Städte 
aus  ihrer  ursprünglichen  Rechtsgrundlage,  der  lokalen  Gerichts- 
versammlung aller  Freisassen,  dem  Court  Leet,  heraus  entwickelt 
und  zunächst  dadurch  einen  wesentlichen  Fortschritt  erzielt,  dafs 
die  Städte  gegen  Leistung  von  Geldsummen  an  den  König  sich 
das  Recht  erkauften,  an  Stelle  des  königlichen  Bailiff,  des  bis- 
herigen Vertreters  der  Centralgewalt ,  einen  von  der  Gesamtheit 


^  Die  Geschichte  der  älteren  Lokalsteuem  und  der  Armensteuer  bei 
Cannan,  History  of  Local  Rates  in  England,  1896.  Besonders  lehrreich  ist 
der  Nachweis,  dafs  das  Statut  Ton  1601  nur  die  endgültige  Kodifikation  von 
Normen  gewesen  ist,  die  sich  seit  mehr  als  2  Jahrhunderten  langsam  entwickelt 
haben.    Vgl.  Royal  Gommission  on  Loc.  Taxation:  I.  Rep.  P.  P.  1899  C.  9141. 
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der  Burgesses  gewählten  Mayor  als  Oberhaupt  der  Stadt  zu 
setzen.  In  den  ersten  beiden  Jahrhunderten  regelmäfsiger  Be- 
rufung von  Delegierten  der  Städte  zum  Parlamente  war  auch  dieses 
den  Städten  verliehene  Recht  von  der  Gesamtheit  der  Burgesses  aus- 
geübt worden.  Seit  Heinrich  VI.  begann  aber  die  Krone  den  Städten 
zur  Verbesserung  ihrer  civilrechtlichen  Stellung  vor  den  Grerichten 
Charters  of  incorporation  zu  verleihen,  d.  h.  sie  durch  einen  be- 
sonderen Akt  zu  juristischen  Personen  zu  erheben,  und  zwar  in 
der  Gestalt,  dafs  der  zur  Verwaltung  des  Vermögens  und  Aus- 
übung der  Gerechtsame  der  Städte  bestehende,  von  der  Bürger- 
schaft gewählte  Ausschufs  (Leet  Jury)  förmlich  zu  einem  Body 
Corporate  erhoben  wurde.  Schon  im  Jahre  1466  legte  der  Court 
of  Common  Pleas  in  einem  Urteile  die  Meinung  nieder,  dafs  jede 
bestehende  Stadt  implicite  als  Korporation  anzusehen  sei. 

Die  Politik  der  Tudors  verstand  es  nun,  diese  Doktrin  in 
einer  allmählich  den  ganzen  Geist  der  freien  städtischen  Lokal- 
verwaltung vernichtenden  Weise  auszubauen.  Im  XVI.  Jahr- 
hunderte wurden  zahlreiche  neue  Incorporation-Charters  verliehen, 
durch  welche  die  Stadtverwaltung  einem  besonderen  engeren 
Körper  (Select  Body)  als  der  Personifikation  der  Bürgerschaft  über- 
tragen wurde  und  zugleich  die  periodische  Ergänzung  desselben 
durch  Kooptation  seitens  des  letzteren  ohne  Teilnahme-der  Bürger- 
schaft vorgeschrieben  wird.  Die  der  Krone  zu  jener  Zeit 
dienstbaren  Gerichte  entwickelten  sodann  die  Theorie,  dafs  auch 
alle  anderen  bestehenden  Städteverfassungen  als  Gorporations  by 
Prescription  anzusehen  seien,  und  dafs  auch  in  diesen  der  engere 
Ausschufs  (Select  Body)  das  wahre  Rechtssubjekt  der  Ver- 
waltung der  Stadt  und  ihres  Eigentumes  sei.  In  einer  berühmten 
Entscheidung  zur  Zeit  der  Königin  Elisabeth  wurde  die  Doktrin 
feierlich  formuliert  und  ausgesprochen,  dafs  den  Select  Bodies 
allenthalben  das  Recht  zustehe,  durch  Bye  Laws  Änderungen  in  der 
Stadtverfassung  mit  bindender  Kraft  für  die  Bürgerschaft  zu  treffen. 
Auf  diese  Weise  wurde  bewirkt,  dafs  in  allen  Städten  die  Bürger- 
schaft von  der  Teilnahme  an  der  Wahl  zur  Gemeindevertretung, 
zum  Select  Body,  ausgeschlossen  wurde.  So  erschien  schliefslich 
das  Recht  der  aktiven  Gemeindebürgerschaft  eingeschränkt  auf 
den  engen  Kreis,  aus  welchem  sich  diese  geschlossene  Körperschaft 
zusammensetzte.  Sehr  bald  bildet  sich  auch  zum  Unterschiede  yon 
der  jetzt  völlig  inhaltlos  gewordenen  Gemeindemitgliedschaft  ein 
neuer  Name  für  die  aktive  Bürgerschaft,  die  Bezeichnung  der 
Freemen,  aus.    Damit  war  die  Stadtverwaltung  fast  überall  in  die 
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Hände  der  sich  selbst  ergänzenden  kleinen  Gruppe  oder  Fraktion 
überantwortet,  jede  Kontrolle  von  aufsen  her  beseitigt  und  so  der 
Verschleuderung  des  Gemeindevermögens,  dem  Mifsbrauche  des 
Amtes  und  der  Korruption  in  allen  Teilen  der  Stadtverwaltung 
Thür  und  Thor  geöfihet.  Hierzu  kam  noch,  dafs  die  Mitglieder 
dieser  allmächtig  gewordenen  Select  Bodies  in  einigen  Städten 
sämtlich,  in  anderen  zu  einem  grofsen  Teile  mit  den  Municipal* 
ämtem  die  Würde  des  Friedensrichters  ex  officio  verknüpften,  so- 
mit die  volle  öffentliche  Gewalt  in  ihrer  Person  vereinigten.  Diese 
ganze,  vom  Standpunkte  des  englischen  Common  Law  aus  wider* 
sinnige  Entwicklung  wird  aber  erst  verständlich,  wenn  man  den 
Zweck  der  damit  verfolgten  Politik  ins  Auge  fafst.  Der  tiefere 
Grund  war  nämlich  in  dem  eifrigen  Bemühen  der  Tudor-Könige 
gelegen,  auf  solche  Weise  das  Parlament  vollkommen 
in  ihre  Hand  zu  bekommen.  Gerade  unter  dem  Kegime  der 
Königin  Elisabeth  begann  das  Parlament  nach  einer  Periode  der 
Übermacht  der  Kröne  langsam  zu  immer  gröfserer  Bedeutung  und 
stärkerem  Bewufstsein  seiner  Macht  sich  zu  entwickeln.  Zunächst 
ging  die  Politik  der -Krone  dahin,  sich  durch  Berufung  neuer 
Boroughs,  als  parlamentarischer  Wahlkörper,  ergebene  Abgeordnete 
zu  sichern.  Diesem  Zwecke  vornehmlich  ist  die  häufige  Ver- 
leihung von  Charters  mit  Einsetzung  eines  Select  Body  zuzu- 
schreiben ;  denn  nur  eine  kleine,  der  Bürgerschaft  nicht  verantwort- 
liche Körperschaft  liefs  sich  teils  durch  Drohungen,  teils  durch 
Bestechung  nur  allzuleicht  gefügig  erhalten.  Die  Ausdehnung  der 
Institution  des  Select  Body  durch  die  vorhin  angeführten  Korpo- 
rationstheorien der  Gerichte  war  nun  der  nächste  konsequente 
Schritt  in  derselben  Richtung.  Unterstützt  wurde  dieses  Bestreben 
dadurch,  dafs  gerade  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVI.  Jahrhunderts 
ein  starker  ökonomischer  Verfall  der  englischen  Städte  eintrat. 
Daraus  vor  allem  ist  zu  erklären,  dafs  die  wirtschaftlich  zumeist 
zurückgehende  Bürgerschaft  diese  Beseitigung  ihres  guten  alten 
Rechtes  passiv  über  sich  ergehen  liefs.  Im  allgemeinen  ist  ja  das 
englische  Städtewesen  auch  im  Mittelalter , .  verglichen  mit  dem 
deutschen,  niederländischen  oder  französischen  Städtewesen,  in 
seiner  wirtschaftlichen  und  socialen  Bedeutung  aufserordentlich 
stark  zurückgeblieben.  England  blieb  bis  gegen  das  Ende  des 
XVII.  Jahrhunderts  ein  fast  ausschliefslicher  Agrikulturstaat  und 
sein  wichtigster  Exportartikel  war  durch  Jahrhunderte  die  Schaf- 
wolle, deren  Verarbeitung  im  Lande  erst  seit  dem  XVI.  Jahr- 
hundert einigen  Aufschwung  nahm.    Mit  Ausnahme  der  wenigen 
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alten  Seehäfen  sind  die  englischen  Städte  fast  ausnahmslos 
kleine  Ackerstädte  gewesen,  oder  dem  geringen  Binnenhandel 
dienende  Marktflecken,  die  social  und  politisch  um  so  mehr  unter 
der  Herrschaft  des  Grafschaftsadels  standen,  als  ja  die  allermeisten 
von  ihnen  von  der  Friedensrichterbank  der  Grafschaften  aus  polizei- 
lich administriert  und  regiert  wurden.  Zweifellos  schwebte  nun 
den  Tudors  als  Ziel  vor,  so  wie  in  den  Grafschaften  auch  in  den 
gröfseren  Städten  die  Verwaltung  in  die  Hand  einer  engen,  durch 
das  Friedensrichteramt  kollegial  verbundenen  Körperschaft  zu  legen, 
die  sich  aus  den  ökonomisch  herrschenden  Schichten  ständig  er- 
gänzen sollte  ^ 

Ein  fast  vollständig  gleichartiger  Prozefs  wie  in  den  Städten 
vollzieht  sich  in  den  Landgemeinden  Englands.  Ungefähr  zur 
gleichen  Zeit,  wie  vorhin  bemerkt,  im  XIII.  und  XIV.  Jahr- 
hundert hatte  sich  die  Kirchspielsverfassung  als  eine  ganz  England 
umfassende  Organisation  ausgebildet,  eine  Organisation,  die  ur- 
sprünglich zur  Verwaltung  der  weltlichen  Bedürfnisse  des  kirch- 
lichen Lebens  erwachsen,  allmählich  immer  mehr  von  den  Agenden 
der  civilen  Administration  erfüllt  wurde.  •  Diese  Kirchspielsver- 
fassung erwuchs  aber  auf  dem  durch  den  historischen  Nachbar- 
verband geschaffenen  und  abgegrenzten  Boden.  Die  ältesten  aus 
der  angelsächsischen  Periode  herausentwickelten  Nachbarverbände 
(townships)  bildeten  zunächst  —  wenigstens  im  Süden,  wo  durch 
Jahrhunderte  der  Kern  der  Bevölkerung  Englands  safs  —  auch 
den  regelmäfsigen  Sprengel  einer  Pfarre.  Während  aber  der 
Pfarrer  (Incumbent,  Parson)  von  alter  Zeit  her,  jedenfalls  aber  im 
XIIL  Jahrhundert  die  Last  der  Erhaltung  des  Kirchengebäudes  und 
der  Kirchenutensilien  den  Grundbesitzern  seines  Sprengeis  auf- 
legte, bildete  sich  allmählich  die  Übung  heraus,  diese  Angelegen- 
heit in  einer  vom  Pfarrer  von  Zeit  zu  Zeit  abgehaltenen  Versamm- 
lung aller  Kirchspielinteressenten  gemeinsam  zu  erledigen  und  die 
Last  der  „Kirchen-Fabrik"  gleichmäfsig  aufzuteilen.  Diese  Ver- 
sammlung begann  auch  bald  andere  Angelegenheiten  in  ihre  Sphäre 
einzubeziehen. 

Wie  in  der  Kirche  zum  Gottesdienste,  so  versammelte  der 
Priester  nach  demselben  mindestens  einmal  jährlich  in  der  Sakristei 

^  Die  ältere  Geschichte  des  englischen  Städtewesens  bei  Gneist,  Self- 
govemment  S.  580;  Stubbs  III.  577—615;  Somers  Vine,  The  English  Muni- 
cipal  Institutions,  their  Growth  and  Development  p.  3—12.  —  Die  erste  In- 
korporationscharte erhielt  Eingston-upon-HuU  1439.  Über  den  Verfall  der 
englischen  Städte  siehe  Fronde  op.  cit.  I.  p.  8. 
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(Vestry)  alle  Mitglieder  der  kirchlichen  Gemeinschaft,  Männer  und 
Frauen,  gleichviel  welchen  Banges  und  Standes,  zur  Beratung  ge- 
meinsamer Angelegenheiten  der  kirchlichen  und  weltlichen  Gemein- 
schaft im  Nachbarverbande,  vor  allem  zur  Aufbringung  freiwilliger 
Beiträge  zur  Erhaltung  des  Kirchenwesens,  woraus  sich  allmählich 
eine  gleichmäfsige  Umlage  auf  die  Bewohner  der  Kirchspiels- 
gemeinde in  Gestalt  der  Church  Kate  entwickelte,  sodann  zur  Er- 
wählung von  weltlichen  Funktionären  für  Angelegenheiten  des 
Kirchendienstes:  des  Küsters,  des  Kirchenschreibers,  sowie  der 
Verwalter  des  zu  Kirchenzwecken  gesammelten  und  gestifteten  Ver- 
mögens, der  Churchwardens.  Nach  und  nach  erlangte  die  Ver- 
sammlung des  Kirchspiels  von  dem  Orte  ihrer  Versammlung  den 
Namen  der  Vestry.  Wie  nun  die  nach  der  Reformation  beginnende 
staatliche  Armengesetzgebung  diese  urwüchsige  Bildung  einer  Land- 
gemeinde für  die  neuen  Verwaltungsaufgaben  des  Staates  adoptiert 
und  ausgebaut  hat,  ist  vorhin  schon  berührt  worden ;  aber  dadurch 
erlitt  in  weiterer  Folge  die  Kirchspielsverfassung  allmählich  eine 
folgenschwere  innere  Umgestaltung.  Unleugbar  repräsentierte  das 
Parish  Meeting  oder  die  Vestry  einen  sehr  demokratischen  Typus 
der  Lokalverwaltung.  Unter  dem  Vorsitze  des  Pfarrers  erscheint 
sie  als  eine  Versammlung  zur  Beratung  der  Parochial  Affairs  mit 
gleichem  Anteile  jedes  einzelnen  an  der  Beratung  und  Beschlufs- 
fassung.  Auch  der  Grundherr,  der  Lord  of  the  Manor  und  dessen 
Beamte  sind  hier  nichts  Anderes  als  blofse  Gemeindemitglieder  der 
christlichen  Gemeinschaft.  Dieser  Versammlung  stand,  wie  bald 
durch  gerichtliche  Entscheidungen  festgesetzt  wurde,  die  Kon- 
trolle über  die  Gebarung  der  Churchwardens  sowie  aller  sonstigen 
Kirchspielsbeamten  principiell  zu.  Zur  dauernden  Administration 
einzelner  Verwaltungszweige  macht  sich  sehr  bald  in  gröfseren 
Kirchspielen  das  Bedürfnis  fühlbar,  durch  Differenzierung  des 
Parish  Meeting  in  eine  Anzahl  von  gewählten  Ausschüssen  (Committees) 
taugliche  administrative  Verwaltungsorgane  zu  schaffen;  insbesondere 
begann  fast  allgemein  in  den  Kirchspielen  sich  ein  Committee  of 
Assessement,  ein  solches  für  Watch  and  Ward  zur  Auf  rech  thaltung 
der  polizeilichen  Ordnung  und  ein  Committee  of  Assistance  zu 
bilden.  Diese  Committees  bildeten  an  sich  zunächst  ebensowenig 
eine  Verletzung  des  demokratischen  Grundprincipes  in  der  Vestry, 
wie  dies  bei  den  Leet  Juries,  den  alten  Common  Councils  der 
Boroughs,  von  Anfang  an  der  Fall  gewesen;  sondern  sie  stellen 
nur  eine  Mittelstufe,  einen  Übergangstypus  zwischen  der  einfachen 
vollberechtigten  Gemeindeversammlung  und  dem  ausgebildeten  Re- 
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präsentativsystein  in  der  Gemeindeverfassung  vor.  Was  aber  nun 
in  den  Städten  geschah,  blieb  auch  hier  nicht  aus;  an  die  Stelle 
der  allgemeinen  demokratischen  Kirchspielsversammlung  trat  all- 
mählich, unterstützt  durch  die  Abneigung  hochkirchlicher  Bischöfe 
gegen  jeden  Einflufs  der  Gemeinde  auf  kirchliche  Angelegenheiten, 
ein  ständiger  Ausschufs,  die  Select  Vestry,  die  sich  durch  Koopta- 
tion ständig  ergänzte.  Die  Kontrolle  der  Gemeindeversammlung 
verschwand  tiberall  dort,  wo  letztgenannte  Institution  sich  ein- 
bürgerte, praktisch  immer  mehr  und  mehr.  Sowohl  die  Bischöfe 
als  die  Gerichte  erkannten  diese  geschlossenen  Körperschaften  als 
vollwertige  Vertretungen  und  Verwaltungsbehörden  des  Kirchspiels 
an.  Im  XVIII.  Jahrhundert  wurden  Select  Vestries  durch  Lokal- 
akte des  Parlamentes,  sowie  auch  durch  allgemeine  Parlamentsakte 
für  den  Fall  der  Erbauung  neuer  Kirchen  ausdrücklich  eingeführt. 
So  unterschied  man  schon  im  Anfange  des  XVIII.  Jahrhunderts 
allgemein  zwei  Klassen  von  Kirchspielen :  solche  mit  Open  Vestries, 
in  denen  sich  —  meist  in  den  kleinen  Kirchspielen  —  die  alte  demo- 
kratische Gemeinde  Verfassung  erhalten  hatte,  und  solche  mit  Select 
Vestries,  die  ein  getreues  Seitenstück  zu  den  Stadtverfassungen  der 
Tudors  und  Stuarts  darstellen.  Doch  ist  hier  —  das  darf  nicht 
übersehen  werden  —  die  Entartung  des  Gemeindeprincipes  und 
des  Bepi-äsentativgedankens  in  der  Gemeinde  lange  nicht  sa  all- 
gemein geworden,  wie  in  den  Boroughs,  vor  allem,  weil  hier  das 
grofse  Interesse  der  Centralverwaltung  in  der  Regel  fehlte.  Während 
es  zu  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  kaum  irgend  welche  Stadt- 
korporation Englands  gab,  in  der  von  einer  realen  Gemeindever- 
tretung gesprochen  werden  könnte,  sind  die  Ortsgemeinden  mit 
Select  Vestries  an  Zahl  immer  gering  geblieben  und  eigentlich 
am  meisten  für  die  Vororte  Londons  und  die  neu  erwachsenden 
industriellen  grofsen  Städte  praktisch  geworden.  Die  Masse  der 
Landgemeinden  behielt  ihre  Open  Vestries;  allerdings  verkümmerte 
aber,  wie  wir  später  sehen  werden,  trotzdem  das  Gemeindeleben 
in  diesen  Landgemeinden  gerade  im  XVIII.  und  XIX.  Jahrhundert 
fast  allerwärts  im  Landet 

Nimmt  man  nun  alle  diese  Erscheinungen  zusammen,  so  wird 
darin  die  Verwaltungspolitik  der  Krone  als  Versuch ,  ein  dem 
Landesrechte  in  seinem  wahren  Geiste  vollkommen  widerstreiten- 


}  Zur  Geschichte  der  Kirchspielverfassung  siehe  Gneist,  Selfgovern- 
ment  S.  653 — 683,  der  hier  grofsenteils  dem  englischen  Rechtshistoriker  des 
Kirchspiels,  Toulmin  Smith,  in  seinem  Buche  „The  Parish"  folgt. 
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des  neues  System  der  staatlichen  Administration  einzuführen,  voll- 
kommen sichtbar.  Je  weiter  der  Kreis  staatlicher  Verwaltungs- 
thädgkeit  von  der  Gesetzgebung  gezogen  wurde,  je  intensiver  sich 
die  lokale  Durchführung  der  Gesetze  durch  Ausbildung  der  Kirch- 
spielsverfassung und  des  Armensteuerwesens  gestaltete,  desto  tiefer 
suchte  das  centralisierende  Regiment  Heinrichs  YIII.  und  Elisabeths 
in  das  innere  Leben  der  Gemeinschaft  einzugreifen  und  desto  mehr 
Terstiefs  eine  solche  Regierungsweise  gegen  das  in  England  so  tief 
gewurzelte  Gefühl  für  die  Unabhängigkeit  des  einzelnen  in  allen 
seinen  durch  die  lokale  Interessengemeinschaft  gegründeten  Be- 
ziehungen von  centraladministrativer  Willkür,  verstiefs  gegen  das 
ungeschriebene  Staatsgrundgesetz  von  der  lokalen  Autonomie.  Je 
weiter  das  Königtum  auf  solcher  Bahn  fortschritt,  desto  mehr  be« 
gann  es  den  eigentlichen  Geist  der  Institutionen  des  Landes  und  der 
nationalen  Rechtsidee  zu  verletzen.  So  wird  es  erklärlich,  warum 
England  durch  die  Nachfolger  der  Tudors,  welche  deren  Politik 
bis  zum  Äufsersten  fortführen,  durch  die  Könige  aus  dem  Hause 
Stuart  zu  einer  Revolution  getrieben  worden  ist,  die  das  Volk  bis 
in  seine  letzten  Tiefen  aufwühlte ;  die  in  derselben  Epoche  erfolgte 
aufserordentliche  Steigerung  des  königlichen  Einflusses  durch 
Schafifung  des  Staatskirchentums  liefs  jene  Tendenzen  noch  mehr 
sich  entwickeln.  Indem  die  Stuarts  die  Organe  der  verstärkten 
Centralgewalt  zu  religiösen  Verfolgungen  auszunützen  begannen, 
bewirkten  sie  eine  Verschärfung  des  längst  zwischen  dem  König* 
tnme  und  allen  Institutionen  des  Landes  bestehenden  Gegensatzes 
in  so  unheilvoller  Weise,  dafs  endlich  der  Zusammenstofs  erfolgen 
mufste.  Wie  sehr  es  sich  hierbei  einzig  und  allein  um  einen  Kampf 
ums  Recht  gehandelt  hat,  zeigt  deutlich,  dafs  trotz  der  Hinrich* 
tung  des  Königs  und  der  Errichtung  der  Republik  unter  Cromwells 
Protektorat  diese  Republik  doch  nur  eine  kurze  Episode  geblieben 
ist^.  Erst  die  Unfähigkeit  der  restaurierten  Dynastie,  die  unter 
Jakob  II.  alle  verfassungsfeindlichen  und  katholisierenden  Ten- 
denzen nochmals  in  merkwürdiger  Verblendung  starrsinnig  durch- 
zusetzen  sich  bemühte,   führte  zur  endgültigen  Vertreibung   der 


^  Sehr  gut  bringt  He  am  diese  charakteristische  Erscheinung  zum  Aus- 
dnick,  wenn  er  sagt:  „In  all  cur  great  constitutional  struggles  the  question 
has  been  invariably  argued  on  either  side  as  a  question  of  dry  law.  On 
such  occasions  large  views  of  public  policy  have  usually  been  put  aside.  It  has 
been  the  uniform  policy  of  our  Constitution»  to  claim  and  assist  our  liberties 
as  entailed  inheritance,  derived  by  us  from  our  forefathers  and  to  be  trans-» 
mitted  to  our  posterity.    (The  Government  of  England  p.  6.) 
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Dynastie  und  damit  zur  Einsetzung  eines  Königtums,  dessen  Rechts- 
stellung sich  nicht  mehr  auf  ererbten  Thronanspruch,  sondern  auf 
einen  Vertrag  zwischen  Volk  und  Königtum ,  auf  Parlamentsakte 
gründete  und  damit  zu  der  folgenschwersten  Änderung  der  Ver- 
fassung führte.  Mit  der  Berufung  Wilhelms  von  Oranien  war  de.* 
grofse  Kampf  zwischen  dem  vom  ausländischen  Boden  nach  Eng- 
land gedrungenen  Postulate  des  absolutistischen  Königtums  von  Gottes 
Gnaden  und  der  neuen  auf  die  nationale  Bechtsidee  gestützten,  durch 
die  Entstehung  einer  rationalistischen  Anschauung  vom  Königtume 
als  einem  zur  Ausübung  begrenzter,  rechtlich  normierter  Funktionen 
berufenen  Staatsorgane  ausgekämpft  und  der  Begriff  der  konstitu- 
tionellen, d.  h.  einer  an  die  Befolgung  des  Landesverfassungsrechtes 
gebundenen  Monarchie  dauernd  festgestellt.  Damit  war  aber  auch 
für  jenen,  von  uns  zum  Ausgangspunkte  genommenen  fundamen- 
talen Gegensatz  innerhalb  der  Organisation  der  Verwaltung  die 
Entscheidung  gefällt  worden.  Die  grofse  politische  Frage,  ob  der 
Wille  des  Königs  oder  der  Wille  der  verfassungsmäfsig  vereinigten 
Repräsentanten  der  Nation  den  Staatswillen,  das  Gesetz  bedeute, 
schlofs  auch  die  Frage  in  sich,  ob  und  inwieweit  neben  den  Parla- 
menten und  den  Gerichten  der  in  dem  ständigen  Rate  des  Königs 
personifizierten  Gentralgewalt  in  England  eine  administrative 
Oberaufsicht  über  die  den  Organen  der  Lokalverwaltung  ob- 
liegende Durchführung  des  Gesetzes  überhaupt  zusteht.  Die  Lösung 
des  grofsen  politischen  Problems  zu  Gunsten  der  Suprematie 
des  Parlamentes  gab  nun  auch  unvermeidlich  die  Lösung  des 
administrativen  Problems.  Es  ist  bezeichnend,  dafs  die 
erste  grofse  That  der  gegen  Karls  L  Absolutismus  siegreichen 
Commons,  die  Abschaffung  der  „Stemkammer"  und  der  übrigen 
mit  richterlicher  Jurisdiktion  begabten  Provinzialdelegationen  der- 
selben zum  Gegenstande  hatte,  und  dafs  zugleich  für  alle  Zeit 
das  Princip  festgelegt  wurde,  wonach  jede  Jurisdiktion  des  King 
in  Council,  jede  Art  von  Entscheidung  über  Rechtsstreitigkeiten 
auf  Beschwerde  oder  Petition  dem  Privy  Council  bei  Vermeidung 
der  Anklage  des  betreffenden  Mitgliedes  wegen  Hochverrates  ver- 
boten war.  Damit  war  das  Ende  aller  centralen  administrativen 
Aufsicht  über  die  Lokaljurisdiktion  und  -Verwaltung  ausgesprochen. 
Hieran  hat  auch  die  Restauration  nichts  zu  ändern  gewagt;  zu- 
gleich aber  erwuchs  auf  Grund  desselben  Statutes  (16  Carolus 
I.  c.  10),  welches  dieses  folgenreiche  Princip  festsetzte,  die  aus- 
schliefsliche  Judikatur  des  obersten  Gerichtshofes,  des  Court  of 
Kings  Bench,  an  Stelle  des  Privy  Councils  in  allen  mit  der  Aus- 
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übuBg  der  öffentlichen  Gewalt  verknüpften  Rechtsfragen.  Dadurch 
wurde  die  letzte  Lücke,  die  bisher  noch  in  dem  Systeme  des  eng- 
lischen Ordo  Judiciorum  bestanden  hatte,  ausgefüllt  und  endgültig 
die  Möglichkeit  einer  Entstehung  administrativer  Ge- 
richtsbarkeit ausgeschlossen.  War  auch  seit  jeher  der 
Grundsatz,  dafs  jeder  Diener  der  Krone  für  seine  Handlungen  vor 
dem  ordentlichen  Richter  verantwortlich  sei,  als  ein  Bestandteil 
des  Common  Law  festgehalten  worden,  so  fiel  jetzt  die  aufser- 
ordentliche  Gerichtsbarkeit  des  königlichen  Rates  als  konkurrieren- 
des Institut  völlig  hinweg.  Damit  erscheint  die  administrative 
Oberaufsicht  über  die  Lokalverwaltung,  die  sich  in  der  Funktion 
der  Star  Chamber  ausgesprochen  hatte,  durch  ausdrückliche  Ge- 
setzesbestimmung beseitigt  und  als  kontrollierende  Oberinstanz  für 
die  letztere  einzig  das  ordentliche  Gericht  des  Landes  bestellt. 

Die  Folgen  dieser  Änderung  sind  aber  nicht  nur  negative  ge- 
wesen, indem  sie  die  absolutistischen  Zuthaten  von  dem  Gesamt- 
aufbau des  englischen  Gerichtswesens  und  der  englischen  Ver- 
waltung entfernte,  sondern  sie  hat  positiv  auf  die  Organisation  der 
Lokalverwaltung  gewirkt,  indem  sie  den  Anstofs  gab  zu  jener 
merkwürdigen  Ausgestaltung  des  Friedensrichter- 
amtes, die  das  charakteristische  Merkmal  der  englischen  Ver- 
waltungsordnung der  neueren  Zeit  geworden  ist.  Es  war  nämlich 
ebenso  unmöglich,  die  oberste  Instanz  des  Reichsgerichtes  für  alle 
Akte  der  Lokalverwaltung  praktisch  dienstbar  zu  machen,  als  es 
unmöglich  war,  die  Orders  und  Convictions  der  Friedensrichter 
für  inappellabel  zu  erklären.  So  wurde  eine  neue  Mittelinstanz 
dadurch  gebildet,  dafs  von  den  letzteren  der  Rekurs  an  die  Quart  er 
Session  s  offen  gestellt,  zugleich  für  die  meisten  dieser  Agenden 
den  Parteien  der  weitere  Rechtszug  mittelst  Writ  of  Certiorari  an 
den  Court  of  Kings  Bench  genommen  wurde ;  immerhin  aber  stand 
letzterer  in  einer  Reihe  wichtiger  Verwaltungszweige  jederzeit  offen 
und  überdies  konnten  die  Friedensrichter  in  schwierigen  Rechts- 
fragen stets  den  Fall  als  Special  Case  selbst  an  das  Reichsgericht 
leiten.  Für  die  Organisation  der  Lokalverwaltung  war  aber  damit 
ein  neuer  wichtiger  Faktor  geschaffen,  eine  neue  Mittelbehörde,  die 
über  die  regelmäfsigen  Agenden  der  einfachen  friedensrichterlichen 
Kompetenz  aller  Art  endgültig  entschied,  überdies  als  erste  Instanz 
eine  Reihe  neuer,  vom  Parlamente  auferlegter  Verwaltungsaufgaben 
erledigte.  Durch  die  diese  Institution  ausbildende  Gesetzgebung  unter 
Karl  II.  und  dessen  Nachfolgern  wird  jene  vollständige  rechtliche 
und  faktische  Unabhängigkeit  der  Lokalverwaltung  von  der  Central- 
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administration  des  Landes  geschaffen,  die  der  Funktion  und  Organisa- 
tion der  Lokalverwaltung  Englands  seit  dem  Anfange  desXVIIL  Jahr- 
hunderts deren  eigentümliches  Gepräge  verleiht  \ 

Weniger  energisch  als  gegen  diese  die  Landesverfassung  ge- 
fährdende Tendenz  der  königlichen  Centralisationspolitik  hat  das 
Parlament  gegen  die  übrige  Verwaltungspolitik  der  Stuarts  reagiert. 
Cromwell  hatte  allerdings  richtig  erkannt,  dafs  eine  Hauptquelle 
des  Mifsbrauiches  der  königlichen  Gewalt  in  der  eigentümlichen 
Zusammensetzung  des  Parlamentes,  vor  allem  dem  numerischen 
Übergewichte  der  städtischen  Wahlbezirke  im  Parlamente  gelegen 
war,  und  war  in  seinen  Verfassungsversuchen  dagegen  sehr  energisch 
vorgegangen ;  aber  das  sind  Episoden  geblieben  ^.  Zwar  hat  selbst 
unter  Karl  IL  das  servile  Parlament  gegen  jede  Vermehrung  der 
Boroughs  durch  neue  Writs  so  energisch  Stellung  genommen,  dafs 
damals  der  letzte  Versuch  dieser  Art  gemacht  wurde,  aber  gegen 
die  fortschreitende  Korrumpierung  des  Geistes  und  der  Praxis  der 
städtischen  Lokalverwaltung  wurde  kein  Widerspruch  erhoben. 
Unter  Karl  IL  und  Jakob  IL  hat  die  verderbliche  Municipalpolitik 
der  Krone  ihren  Höhepunkt  erreicht.  Durch  die  Test-  und  Corpo- 
rationsakte,  welche  alle  Katholiken  und  Nonkonformisten  von  der 
Bekleidung  eines  städtischen  Amtes  ausschlössen,  wurde  der  Kreis 
der  aktiven  Bürgerschaft  noch  mehr  verringert  und  diese  dadurch 
in  der  Folge  noch  mehr  korrumpiert.  Im  Jahre  1684  zwang 
Karl  IL,  um  ein  gefügiges  Tory-Parlament  zu  erlangen,  selbst 
London  eine  neue  Verfassung  auf,  die  der  City  das  uralte 
Recht  der  Ernennung  der  SherifFs  und  aller  wichtigen  Beamten- 
stellen benahm  und  er  lie^fs  weiters  allen  Städten  durch  die 
Assisenrichter  vermittelst  einer  richterlichen  Komödie  ihre  Charters 
konfiszieren  und  neue  Verfassungen  aufoctroyieren,  die  dem  Könige 
die  Erneuerung  der  städtischen  Magistrate  vollständig  und  dauernd 
in   die  Hand   gaben.     Zwei  Jahre  später,  als  Jakob  IL  sich  ein 

*  Zur  Abschaffung  der  „Star  Chamber"  siehe  Dicey,  Privy  Council 
p.  130;  Hearn  op.  cit.  p.  310.  Über  die  Ausdehnung  der  ordentlichen  Gerichts- 
barkeit des  Kings  Bench-Gerichtshofes  und  die  Ausbildung  der  Appellate  Civil 
Jurisdiction  der  Quarter  Sessions  siehe  Gneist,  Yerfassungsgeschichte  S.  654  ff. 

^  Über  den  im  Jahre  1653  im  Instrument  of  Government  niedergelegten 
Verfassungsentwurf  Cromwells  vgl.  Goldwin  Smith,  The  United  Kingdom 
I.  p.  605  ff.  Es  ist  bezeichnend,  dafs  Cromwell  in  seiner  Verfassung  nicht  nur 
das  Oberhaus  abschaffte,  sondern  auch  das  Wahlrecht  zum  Parlamente  auf 
alle  Arten  von  Grundbesitz  und  auf  Mobiliarvemiögen  über  200  £  ausdehnte, 
die  kleinen  und  „rotten"  Boroughs  abschaffte  und  die  Vertretung  der  Counties 
stark  vermehrte. 
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Parlament  schaffeD  sollte,  das  seinen  Katholisierungsplänen  freien 
Raum  gewähren  sollte,  wurde  dieser  Rechtsbruch  fortgesetzt. 
Es  wurden  besondere  Regulators  ernannt,  die  in  allen  Städten, 
welche  zugleich  Parlamentswahlflecken  waren,  neue  Select  Bodies 
bildeten,  um  so  die  Wahl  gefügiger  Abgeordneter  dem  König  zu 
sichern.  Dieser  auch  nach  der  Empfindung  der  Zeitgenossen  allem 
Rechte  und  aller  Moral  widerstreitende  Schritt  hat  wohl  am  meisten 
zu  der  bald  darauf  erfolgten  Revolution  beigetragen.  Klar  war 
gerade  durch  diese  Vorgänge  der  wunde  Punkt  der  englischen 
Verfassung  aufgedeckt  worden;  denn  immer  wieder  war  es  die 
Verknüpfung  des  städtischen  Verwaltungskörpers  mit  parlamentari- 
schem Wahlrecht,  was  zur  Korruption  der  Stadtverfassung  durch 
den  jeweiligen  Träger  der  Regierungsgewalt  hinlenkte*. 

Dennoch  ist  es  auch  nach  dem  Siege  der  Revolution  im  Jahre 
1688  zu  einer  gründlichen  Reform  auf  diesem  Gebiete  nicht  ge- 
kommen; zwar  wurden  die  unmittelbaren  Folgen  der  Staatsver- 
brechen Jakobs  IL  von  dem  siegreichen  Parlamente  beseitigt,  aber 
das  System  blieb  bestehen.  Das  erste  Parlament  Wilhelms  III. 
beschlofs,  dafs  die  Sheriflfs  betreffs  der  Städtewahlen  sich  an  die 
für  jede  Stadt  zuletzt  vom  Parlamente  anläfslich  von  bestrittenen 
Wahlen  getroffenen  Entscheidungen,  sowie  an  den  bisherigen  Ge- 
brauch halten  sollen.  Damit  wurde  das  ganze  Wirrsal  des  städti- 
schen Parlamentswahlrechtes  aufrecht  erhalten.  Ebenso  wurden 
vom  Parlamente  die  Select  Bodies  und  das  ganze  seit  zwei  Jahr- 
hunderten ausgebildete  System  städtischer  Oligarchie  mit  allen 
Konsequenzen  anerkannt.  Der  Grund  davon  ist  nicht  schwer  zu 
erraten :  die  durch  den  Sieg  der  Revolution  zur  Herrschaft  gelangte 


*  Über  diese  Vorgänge  vgl.  die  Bemerkungen  der  gelehrten  Historiker 
der  Municipal  Corporations ,  Stepben  and  Merewetbers,  bei  Somers  Vine 
Dp.  cit.  p.  8 — 9,  sowie  vor  allem  den  Beriebt  des  Biscbofs  Burnet,  Zeit- 
genossen Karls  II.  und  Jakobs  II.,  in  seiner  „History  of  His  own  time^,  Edition 
of  18S3.  II.  82B,  III.  191  ff.  Mit  treffenden  Worten  tadelt  Bumet  nicht  nur 
den  Recbtsbrucb  der  Stuarts,  sondern  aucb  den  moraliscben  Verfall  des  eng- 
lischen Bürgertums,  der  in  dem  Mangel  ernsten  Widerstandes  gegen  die  könig- 
liehe  Mnnicipalpolitik  und  der  freiwilligen  Preisgebung  ibrer  verbrieften  Recbte 
zum  Vorschein  kam.  „It  is  certain  whatever  migbt  be  said  in  law,  there  is 
no  Bort  of  theft  or  perjury  more  criminal  than  for  a  body  of  men,  wbom  tbeir 
neighbours  have  trusted  witb  tbeir  concerns,  to  steal  away  tbeir  charters  and 
afißx  tbeir  seal  to  such  a  deed,  betraying  in  tbat  their  trust  and  tbeir  oatbs. 
In  former  ages  corporations  were  jealous  of  their  Privileges  and  customs  to 
excess  and  superstition,  so  tbat  it  looked  like  a  stränge  degeneracy,  wben  all 
these  were  now  delivered  up  and  thi?  on  design,  to  pack  a  parliament  tbat  migbt 
make  way  for  a  popish  king^  (II. 
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führende  Klasse,  die  sich  gleichzeitig  durch  Loslösung  der  Richter 
aus  dem  Bannkreise  königlicher  Willkür  gegen  eine  Wiederholung 
der  Attentate  Jakobs  IL  auf  die  Verfassung  sicherte,  wufste  durch 
mehr  als  hundertjährige  Erfahrung,  dafs  gerade  in  diesem  ver- 
rotteten Bestandteile  der  Verfassung,  nämlich  in  dem  parlamenta- 
rischen Städtewahlrecht  und  der  zu  Parteizwecken  erfolgten  Aus- 
bildung der  municipalen  Organisationen  die  mächtigste  politische, 
legal  unangreifbare  Handhabe  gelegen  war,  das  Parlament  zu  be- 
herrschen, und  so  trat  der  Sieger  nur  allzu  gerne  diese  Erbschaft 
des  Königtums  an,  dessen  Wettbewerb  in  der  Ausnützung  dieses 
Mittels  er  nicht  mehr  befürchten  zu  müssen  glaubte. 

Damit  sind  wir  aber  bereits  unmittelbar  an  die  Schwelle  jener 
Epoche  getreten,  in  welcher  die  Ausbildung  des  specifisch  parla- 
mentarischen Regierungssystems  und  der  durch  die  „Glorious  Re- 
volution", die  Bill  of  Rights  (1689)  und  die  Act  of  Settlement  (1709) 
rechtlich  gegründeten  Suprematie  des  Parlamentes  über  das  König- 
tum sich  vollzieht.  Auf  solche  Weise  sind  wir  nicht  nur  an  die 
unseren  Ausgangspunkt  bildende  Frage  nach  dem  Einflüsse  jenes 
Systems  auf  die  Organisation  der  englischen  Verwaltung  un- 
mittelbar herangekommen,  sondern  zum  Teil  schon  in  die  Be- 
antwortung dieser  Frage  selbst  eingetreten. 

Die  grofsen  politischen  Umwandlungen  des  XVIL  Jahrhunderts 
haben  dem  jahrhundertlangen  Konflikt  zwischen  Centralverwaltung 
und  unabhängiger  Lokalverwaltung  in  der  Weise  einen  Ab- 
schlufs  geschaffen,  dafs  letztere,  der  administrativen  Central- 
aufsicht  des  Privy  Council  entzogen,  nunmehr  für  alle  Rechtsfragen 
vollends  in  den  Organismus  der  Gerichte  eingefügt  ist,  dafs  femer 
für  die  regelmäfsige  Funktion  der  Lokalverwaltung  in  den  Quarter 
Sessions  der  Friedensrichter  eine  neue,  praktisch  in  den  meisten 
Fällen  inappellable  Instanz  geschaffen  wurde.  Auf  solche  Weise  ist 
nicht  nur  der  von  dem  absolutistischen  Königtume  gemachte  Versuch 
einer  centralistischen  Staatsverwaltung  abgewehrt,  sondern  das  in 
der  Verfassung  enthaltene  Element  der  Decentralisation  der  öffent- 
lichen Gewalt  aufserordentlich  gestärkt  worden.  Durch  jene  an- 
scheinend geringfügige  Umgestaltung  der  bestehenden  gerichtlichen 
Institutionen  war  die  Vorbedingung  geschaffen  für  eine  weitere 
Ausbildung  der  Autonomie  der  Lokalverwaltung  unter  der  Ein- 
wirkung der  als  Träger  dieser  Verwaltung  erscheinenden  socialen 
Faktoren,  sowie  der  Einflüsse ,  die  von  dem  rasch  konsolidierten 
parlamentarischen  Regime  ausginge^.  Und  da  tritt  uns  nun  die- 
selbe merkwürdige  Erscheinung  entgegen,  die  schon  als  das  Charakte- 
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risticum  der  Entwicklung  der  englischen  Verfassung  überhaupt 
seit  der  Bevolution  von  1688  bezeichnet  worden  ist:  nämlich  die 
Thatsache,  dafs  es  nur  wenige  Gesetze,  nur  in  sehr  geringem 
Marse  ausdrückliche  Abänderungen  des  geltenden  Rechtes  sind, 
was  die  grofse,  im  XVIII.  Jahrhunderte  vor  sich  gehende  Um- 
gestaltung der  Verfassung  Englands  hervorgebracht  hat;  dafs  die 
Praxis,  das  von  den  Parteiführern  von  Fall  zu  Fall  definierte 
parlamentarische  Gewohnheitsrecht,  oft  unscheinbare  Präcedenz- 
ftUe,  deren  Gewicht  erst  nachträglich  erkannt  wurde,  stillschweigend 
allseits  ohne  Widerspruch  acceptierte  Grundsätze  (Conventions)  für 
die  Funktion  der  obersten  Staatsorgane  und  damit  das  merk- 
würdige Werk  geschaffen  haben,  das  als  die  „verehrungswürdige 
englische  Verfassung^  am  Ablaufe  dieser  Epoche  vollendet  dasteht, 
ohne  dafs  den  Zeitgenossen  auch  nur  die  wichtigsten  Phasen  dieses 
ümgestaltungsprozesses  und  seine  folgenschweren  Resultate  klar 
zum  Bewufstsein  gekommen  wären.  Ein  ähnlicher  Vorgang  spielt 
sich  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Landesverwaltung  ab ;  zwar  sind 
hier  durch  Gesetze  wiederholt  die  Tendenzen  der  Entwicklung  be- 
wufst  verstärkt  worden,  aber  im  Grunde  genommen  ist  es  auch 
hier  die  in  der  Trägerin  der  Verwaltung  als  Gesellschaftsklasse 
sieh  vollziehende  Entwicklung,  was  der  Lokalverwaltung  Englands 
im  XVIIL  Jahrhundert  ihre  eigenartigen  Züge  verleiht.  Was 
durch  die  gesetzlichen  Grundlagen  dieser  Verwaltung  in  allgemeinen 
Umrissen  festgesetzt  ist,  wird  durch  die  Einwirkung  politisch- 
socialer  Faktoren  mit  aller  Schärfe  herausgetrieben.  Das  war 
eben  die  grofse  Folgewirkung  der  durch  zwei  Revolutionen  voll- 
zogenen Loslösung  sowohl  des  Parlamentes  wie  der  Lokalverwaltung 
aus  dem  Machtkreise  königlicher  Gentralgewalt,  dafs  nunmehr  die 
socialen  und  politischen  Faktoren,  wie  sie  sich  in  der  das  Parlament 
und  damit  auch  die  Lokalverwaltung  beherrschenden  Klasse  ver- 
körperten, frei  und  ungehindert  fortentwickeln  und  dadurch,  ohne 
das  Gesetz  formell  zu  ändern,  den  innersten  Geist  und  Kern  der 
Konstitution  abändern  konnten. 

Überblicken  wir  nun  diesen  Prozefs  und  die  durch  ihn  bewirkte 
Änderung  in  der  Organisation  der  Landes  Verwaltung,  so  werden 
wir  drei  entscheidende  Momente  hervorzuheben  finden: 

1.  Die  Bildung  eines  parlamentarisch  verantwortlichen  Mini- 
steriums (Cabinet),  als  des  Organes,  das  ausschliefslich  be- 
rufen erscheint  zur  Ausübung  der  dem  Königtume  formell 
nicht  entzogenen  Prärogative  und  zur  Führung  der  Gentral- 
verwaltung    sowie   im   Zusammenhange   damit   die   Unter- 
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werfung  der  ganzen  Verwaltung,  sowohl  der  Centralver- 
waltung  als  der  Lokalverwaltung  unter  die  mittelbare  Kontrolle 
des  Parlamentes. 

2.  Die  gesteigerte  originäre  Verwaltungsthfttigkeit  des  Parla- 
mentes in  Form  der  „Private  Bill  Legislation." 

3.  Die  unbeschränkte  Suprematie  der  Klasse  der  Grofsgrund- 
besitzer  in  Parlament  und  Verwaltung  und  die  daraus  für 
die  Organisation  und  Funktion  in  der  Lokalverwaltung 
hervorgehenden  Konsequenzen. 

Fassen  wir  den  ersten  Punkt  ins  Auge:  das  bedeutendste  und 
folgenreichste  Ergebnis  der  parlamentarischen  Suprematie  ist  die 
Bildung  des  Cabinet  \  Damit  wird  zunächst  eine  Entwicklung  be- 
endigt, die  lange  vorher  begonnen:  nämlich  die  endgültige  Be- 
seitigung des  Privy  Council  als  realen  Organes  der  Regierung  und 
Centralverwaltung.  Die  sehr  merkwürdigen  Einzelheiten  dieses 
historischen  Prozesses  können  hier  nicht  dargelegt  werden;  doch 
folgende  Hauptstadien  desselben  müssen  festgehalten  werden.  Mit 
der  Beseitigung  der  Stemkammer  war  eine  Hauptfunktion  des 
Privy  Council,  die  Überwachung  der  lokalen  Jurisdiktion  und  Ver- 
waltung durch  geheime  Räte,  deren  Berufung  und  Entlassung 
einzig  im  Belieben  des  Königs  stand,  abgeschafft.  Doch  verblieb 
dem  Privy  Council  noch  immer  die  Führung  der  übrigen  Regierungs- 
geschäfte im  Auftrage  des  Königs  sowohl  der  parlamentarisch  zu 
erledigenden  Geschäfte  wie  der  in  der  Prärogative  der  Krone 
ruhenden  Funktionen.  Der  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  aufser- 
ordentlich  anschwellende  Umfang  der  Regierungsthätigkeit  sowohl 
in  der  äufseren  Politik  als  in  Handels-,  Schiffahrts-  und  Kolonial- 
angelegenheiten liefs  bald  die  Unmöglichkeit  erkennen,  mit  der 
ungefügen  Körperschaft  des  Privy  Council  zu  administrieren. 
Nun  hatte  sich  schon  unter  Karl  I.  zuerst  ein  ständiger  Ausschufs 
gebildet,  aus  den  vertrauten  Räten  des  Königs  zusammengesetzt, 
mit  dem  der  König  persönlich  alle  Regierungsgeschäfte  beriet 
Die  Abgrenzung  der  Geschäfte  vollzog  sich  hierbei  nicht  nach 
Fächern  sondern  so,  dafs  alle  wichtigeren  Angelegenheiten 
welcher  Art  immer  von  jenem  Ausschusse  der  vertrauten  Räte 
erledigt  wurden.  Diese  Einrichtung,  die  als  eine  ungesetzliche 
Abweichung  vom  Herkommen  angesehen  wurde,  blieb  auch 
unter  der  Restauration  bestehen ;  vor  allem  schon  des  praktischen 
Bedürfnisses  halber.  Reformversuche,  die  Clarendon  in  der  Richtung 

*  Die  Geschichte  des  Cabinet  bei  Hearn  op.  cit.  197—229;  Dicey, 
Privy  Council  136  ff. 
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der  Aufteilung  der  Geschäfte  und  der  Errichtung  der  ständigen 
Gommittees  machte,  scheiterten  ebenso  wie  ein  Versuch  Temples, 
die  Mitwirkung  des  gesamten  Privy  Council  an  den  Staats- 
geschäften zu  sichern.  Unter  Karl  II.  kam  dann  als  Bezeichnung 
für  diese  Institution  des  die  Geschäfte  thatsächlich  führenden 
Kollegiums  von  Geheimräten  zuerst  der  Name  Cabal  als  ein  aus  den  An- 
fangsbuclistaben  der  Namen  der  Mitglieder  des  Ministeriums  Clifford 
gebildeter  Spottname,  der  -aber  bald  durch  das  der  italienischen 
Sprache  entlehnte  Wort  „Cabinet"  im  Gebrauche  verdrängt  wurde. 
So  unerläfslich  war  diese  Einrichtung,  dafs  auch  unter  Wilhelm  III., 
trotz  dessen  Abneigung  hiergegen,  das  Cabinet  in  Erscheinung 
trat  Aber  der  ungeheuere  Umschwung,  der  durch  die  Revolution 
von  1688  vollzogen  war,  prägte  sich  bald  darin  aus,  dafs  von  da 
ab  das  Cabinet  ausschliefslich  gebildet  wird  durch  die  einflufs- 
reichsten  Mitglieder  jener  Partei,  welche  Wilhelm  III.  auf  den 
Thron  gerufen  hatte,  der  Whigs,  und  zwar  trotz  der  Versuche 
Wilhelms  III.,  auch  Tones  in  seinem  Cabinet  beizubehalten  und 
eine  Parteiregierung  zu  vermeiden.  So  wurde  der  erste  grofse, 
nie  gesetzlich  definierte  Grundsatz  des  parlamen- 
tarischen Systems  1695  zum  erstenmal  verwirklicht: 
dafs  Dämlich  die  Ratgeber  der  Krone  auch  die  Führer  der  je- 
weiligen Mehrheit  des  Parlamentes,  vornehmlich  des  Unterhauses, 
sein  müssen.  Die  häufige,  oft  jahrelange  Abwesenheit  Wilhelms  III., 
sowie  der  ersten  Könige  aus  dem  Hause  Hannover  und  das  geringe 
Interesse  der  letzteren  für  die  englischen  Angelegenheiten  schuf 
den  zweiten  Satz  als  Gewohnheitsrecht,  dafs  die  Beratungen 
des  Ministeriums  ohne  des  Königs  Beisein  stattzufinden  haben. 
Am  längsten  dauert  es,  bis  sich  als  dritter  Grundsatz  der 
parlamentarischen  Regierung  das  Princip  der  politischen  Einheit 
des  Cabinet  festsetzt.  Noch  mehrere  Jahrzehnte,  nachdem  die 
Cabinetsregierung  längst  zum  festen  Gebrauch  geworden,  pflegten 
dissentierende  Minister  ruhig,  auf  das  Vertrauen  des  Königs 
gestützt ,  im  Cabinet  zu  bleiben ,  ja  sogar  der  betreffenden  Mafs- 
regel  im  Parlamente  zu  opponieren.  Erst  unter  den  heftigen 
Parteikämpfen  zur  Zeit  Georgs  III.  gelangt  der  Satz  zur  An- 
erkennung, dafs  das  Ministerium  eine  solidarische,  die  Regierung 
führende  Körperschaft  bilde.  Damit  ist  die  praktische  Folge 
ausgesprochen,  dafs  der  Sieg  der  Opposition  im  Parlamente  die 
vollständige  Neubildung  des  Ministeriums  und  Entlassung  aller 
von  diesem  ressortierenden,  nicht  im  Cabinet  mit  Sitz  und  Stimme 
begabten  obersten  Kronbeamten  und  Würdenträger  nach  sich  ziehen 
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müsse.  Damit  ist  der  Krone  die  letzte  Möglichkeit  benommen 
worden,  Männer  in  die  Regierung  zu  berufen,  oder  in  derselben  zu 
erhalten,  die  der  Majorität  des  Unterhauses  nicht  genehm  sind. 

Ohne  nun  weiter  in  die  Struktur  des  englischen  Cabinet  ein- 
zugehen, läfst  sich  schon  hieraus  der  gewaltige  Einflufs  ermessen, 
den  diese  Umgestaltung  des  regierenden  Organes  auf  die  Ver- 
waltung nehmen  mufste.  Die  administrative  Centralgewalt  —  die 
Befugnisse  des  King  in  Council,  soweit  Sie  vorhanden  sind  —  ruht  von 
da  ab  in  der  Hand  einer  gesetzlich  nicht  definierten  Körperschaft, 
die  im  wesentlichen  nichts  anderes  ist ,  als  der  Ausschufs  der  je- 
weiligen Parlamentsmehrheit.  Das  parlamentarische  Regime  ist 
eine  Regierung  durch  Parteien ;  die  Centralverwaltung  ruht  in  der 
Hand  der  jeweiligen  Mehrheitspartei.  Daraus  ergiebt  sich  also, 
dafs  die  Suprematie  des  Parlamentes  gegenüber  der  Krone  als 
nächste  Folge  die  merkwürdige  Erscheinung  zeitigt,  dafs  diese 
Suprematie  auf  einen  Bruchteil  der  überhaupt  zur  Herrschaft  be- 
rufenen Klasse,  auf  die  jeweilige  Parlamentsmajorität  übergeht. 
Auf  solche  Weise  erlangt  das  Parlament  die  ungeschmälerte  Ober- 
gewalt und  Kontrolle  über  die  ganze  Verwaltung,  soweit  sie  in  den 
Händen  der  Centralregierung  liegte  Gleichviel  ob  das  Cabinet 
die  Prärogative  des  Königs  ausübt  z.  B.  durch  Orders  in  Council, 
oder  Handlungen  vollzieht  in  Durchführung  von  Gesetzen,  welche 
ihm  dieselben  auferlegen,  in  jedem  Falle  ist  das  Parlament  be- 
rechtigt, das  Vorgehen  der  Centralgewalt  zu  kritisieren,  zu  unter- 
suchen, und  es  besitzt  zwei  grofse  Handhaben,  um  seiner  Kritik 
den  schwersten  Nachdruck  zu  verleihen,  nämlich  die  Verweigerung 
der  betreffenden  hierfür  notwendigen  Geldbewilligung,  oder  die  blofse 
Resolution,  durch  welche  der  derzeitigen  Verwaltung  das  Vertrauen 
des  Parlamentes  abgesprochen  wird. 

Wir  sehen  also,  wie  das  parlamentarische  System  den  einen 
grofsen  Faktor  der  Verwaltung,  den  centralen  Organismus  der 
öffentlichen  Gewalt,  vollständig  unter  die  Botmäfsigkeit  des  Parla- 
mentes gebracht  hat.    Nichts  ist  irriger  und  für  das  Verständnis 

^  Dafs  diese  Kontrolle  sich  grofsenteils  in  Gestalt  formeller  Gesetzgebung 
vollzieht,  ändert  nichts  an  dem  rein  administrativen  Charakter  dieser  Acts  of 
Parliament.  Dafs  aber  die  Ausbildung  der  parlamentarischen  Parteiregierung 
nicht  zu  einer  parteimäfsigen  inneren  Verwaltung  geführt  hat,  findet  seine  Er- 
klärung nicht  nur,  wie  Gneist  wiederholt  hervorhebt,  in  der  streng  gesetzlichen 
Grundlage  aller  inneren  Verwaltung,  sondern  weit  mehr  noch  in  der  Gleichartig- 
keit der  klassenmäfsigen  Anschauungen  beider  historischen  Parteien  über  fast 
alle  Fragen  der  inneren  Verwaltung.  Vgl.  dazu  die  nachfolgenden  Ausführungen 
über  die  englischen  Parteien  S.  64  ff. 
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der  englischen  Verfassung  verhängnisvoller  gewesen  als  die  von 
Montesquieu  ersonnene,  von  Blackstone  mit  dem  Scheine  der  Rechts- 
gelehrsamkeit aufgestellte  Theorie  von  der  Teilung  der  Gewalten, 
als  dem  Wesen  der  englischen  Verfassung.  Als  Blackstone  diese 
Theorie  niederschrieb,  war  für  den  tiefer  eindringenden  Beobachter 
das  Parlament  bereits  ebenso  sehr  zur  Oberleitung  der  Exekutive 
gelangt,  wie  es  längst  die  Legislative  besafs;  denn  das,  was  das 
Entscheidende  in  der  Verwaltung  des  Staates  ist,  ist  nicht  die  un- 
mittelbare, das  Objekt  ergreifende  administrative  Arbeit,  sondern 
der  Wille,  der  letztere  lenkt ;  und  dieser  Wille  liegt  seit  der  vollen 
Ausbildung  des  Gabinets  als  konstitutioneller  Regierung  potentiell 
ausschliefslich  beim  Parlamente.  Nimmt  man  dazu  in  Betracht, 
dafs  die  Absetzung  eines  Richters  seit  dem  Gesetze  von  1709  nur 
mehr  durch  Anklage  (Impeachment)  seitens  des  Unterhauses  beim 
Oberhause  durchgeführt  werden  kann,  und  so  zu  Beginn  der 
parlamentarischen  Regierungsweise  dessen  Stellung  praktisch  in- 
amovibel  gemacht  worden  war,  so  wird  auch  der  Anteil  des  Parla- 
mentes an  der  Gerichtsbarkeit,  insbesondere  mit  Beziehung  auf  die 
oberste  Justizverwaltung,  so  selten  er  auch  praktisch  geworden  ist, 
vollkommen  klar.  Daneben  darf  aber  nicht  übersehen  werden, 
dafs  gerade  in  dieser  Periode  das  Parlament  nicht  nur  indirekt 
die  volle  Kontrolle  und  Autorität  über  die  ganze  Centralver- 
waltung  erlangt  hat,  sondern  auch  in  die  Lokaladministration 
als  oberstes  Verwaltungsorgan  immer  mehr  direkt  einzugreifen 
begann  vermittelst  des  Institutes  der  Private  Bill  Legislation.  Das 
XVIII.  Jahrhundert  ist  die  Epoche,  in  welcher  der  Grund  gelegt 
worden  ist  zu  der  industriellen  und  kommerziellen  Gröfse  Englands; 
schon  begann  die  Manufaktur,  zunächst  den  Wasserkräften  folgend, 
in  der  ökonomischen  und  socialen  Struktur  des  Landes  schärfer 
hervorzutreten.  Seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  beginnt  das 
Wachstum  der  städtischen  Bevölkerung  gröfsere  Dimensionen  an- 
zunehmen, und  endlich  vollzieht  sich  in  dieser  Epoche  eine  der 
gewaltigsten  Änderungen  der  Grundbesitzverhältnisse  im  Lande 
durch  die  berüchtigte  Einhegung  der  Gemeindeländereien  (Commons) 
vermittelst  der  Enclosure   Acts*.     Die   steigende   wirtschaftliche 


^  Über  die  zweimal  in  die  engliscbe  Socialgescbicbte  verbängnisvoll  ein- 
greifende Prozedur  der finclosures  vgl.  Ochenkowski,  Englands  wirtschaftliche 
Entwicklung  im  Ausgange  des  Mittelalters,  1879  p.  1 — 48;  Hasbach,  Die  eng- 
lischen Landarbeiter  in  den  letzten  hundert  Jahren,  1894;  Th.  Rogers,  Die 
Geschichte  der  englischen  Arbeit  S.  268  ff,  381;  Clifford,  History  of  Private 
BiU  Legislation  I.  13—27. 
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Kultur,  die  erhöhte  kommerzielle  Thätigkeit,  der  gewaltige  Auf- 
schwung der  Seehäfen  seit  der  Navigations-Akte,  die  dadurch  be- 
wirkte Verbessemng  des  Strafsenwesens ,  der  Anfang  der  damals 
mit  der  Schaffung  von  Kanälen  als  Binnenverkehrswegen  gemacht 
wurde,  endlich  die  bald  auch  durch  eine  künstliche  Schutzzoll- 
Gesetzgebung  geförderte  intensivere  Ausnützung  von  Grund  und 
Boden  —  alles  dies  bedeutete  zahllose  neue  und  wichtige  Aufgaben 
der  öffentlichen  Verwaltung,  die  sich  teils  als  allgemeine  Landes- 
bedürfiiisse,  teils  als  lokale  Interessen  geltend  machten.  Denselben 
konnte  einmal,  soweit  es  sich  um  allgemeine  Angelegenheiten 
handelte,  durch  allgemeine  Normen  (Public  General  Statutes)  und 
die  darauf  gegründeten  Einrichtungen  zur  Verwirklichung  ver- 
holfen  werden;  noch  weit  wichtiger  aber  wurden  für  die  lokale 
Verwaltung  die  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden  Anforderungen,  welche 
die  vorwiegend  örtlichen  Interessen  an  die  Landesverwaltung  stellten. 
Welches  Organ  sollte  nun  diese  Anforderungen  prüfen  und  erfüllen, 
welche  Behörde  die  hierbei  oft  in  Widerstreit  geratenden  Interessen 
gegeneinander  abwägen,  oder  gar  über  die  durch  solche  Be- 
strebungen tangierten  erworbenen  Rechte  ein  Urteil  fällen?  Die 
Beantwortung  dieser  Frage,  wenn  sie  je  in  England  zu  jener  Zeit 
bewufst  aufgeworfen  worden  wäre,  konnte  nicht  zweifelhaft  sein. 
In  einer  Zeit,  in  der  das  Parlament  die  Fülle  aller  öffentlichen 
Gewalt  in  sich  vereinigte,  nachdem  die  administrative  Centralgewalt 
ihrer  alten  Aufsichtsfunktionen  bezüglich  der  Lokalverwaltung 
längst  entkleidet  war ,  im  übrigen  in  den  Händen  eines  parlamen- 
tarisch verantwortlichen  Bates  der  Krone  lag,  konnte  niemand 
anderer  berufen  sein,  diese  Aufgabe  auf  sich  zu  nehmen  als  eben 
das  Parlament  selbst,  und  zwar  direkt  ohne  das  Medium  des 
Cabinet.  Darin  lag  nicht  nur  keine  rechtliche  und  praktische 
Änderung,  sondern  einfach  die  Fortbildung  einer  Funktion  des 
Parlamentes,  die  bis  in  dessen  früheste  Tage  zurückreicht  und 
rechtlich  nichts  Anderes  als  das  Korrelat  zum  freien  Petitions- 
rechte jedes  englischen  Bürgers  und  jeder  Korporation  vorstellt. 
So  finden  wir  denn  im  XVIIL  Jahrhunderte  Hunderte  von  Local 
Acts  als  einen  Hauptbestandteil  der  Private  Bill  Legislation:  alle 
diese  sind  nichts  Anderes  als  originäre  Verwaltungsakte  des  Parla- 
mentes als  oberster  Verwaltungsinstanz.  Während  aber  in  den 
Staaten  des  Kontinentes  sich  als  ein  besonderes  Gebiet  der  Staats- 
thätigkeit,  als  politische  Verwaltung,  Kameralwesen  oder  höhere 
Polizei  eine  besondere  Funktion  der  Landesfürsten  und  ihrer  Be- 
amten frei  vom  ständischen  Einflüsse  entwickelte  und  dort,  wo  es 
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sich  dabei  um  Rechtsfragen  handelt,  fast  durchwegs  die  ordentliche 
Gerichtsbarkeit  des  Landes  ausgeschlossen  wurde,  werden  in  Eng- 
land alle  diese  durch  die  Steigerung  der  wirtschaftlichen  Kultur 
neu  geschaffenen  Agenden  der  Staatsthätigkeit ,  obschon  es  im 
einzelnen  Falle  hierbei  nicht  der  Regelung  durch  allgemeine  Normen 
bedarf,  sondern  der  Gewährung  besonderer  Vorschriften,  der  Er- 
teilung einer  singulären  Erlaubnis,  sowie  der  Regelung  lokaler, 
wenn  auch  stets  gleichartig  wiederholter  Verhältnisse,  dennoch 
einzig  und  allein  in  der  Form  von  Gesetzen  und  unter  allen 
Garantien  der  Gesetzgebung  erledigt.  Hierzu  tritt  aber  immer 
dann,  wenn  sich  durch  solche  Ansuchen  um  Befriedigung  lokaler 
oder  singulärer  Verwaltungsbedürfnisse  ein  Widerstreit  erworbener 
Rechte  ergiebt,  noch  als  weitere  Garantie  die  richterliche  Funktion 
hinzu,  die  sich  für  diese  Thätigkeit  des  Parlamentes  längst  in 
festen  Formen  und  geregelter  Prozefsordnung  konsolidiert  hat.  Die 
gegen  eine  eingebrachte  Private  oder  Local  Bill  eingelegten  Gegen- 
petitionen werden  wie  Prozefseinreden  behandelt  und  endgültig 
nach  Anhörung  aller  Beteiligten  und  geregeltem  mündlichen  Ver- 
fahren von  den  mit  der  Beratung  dieser  Bills  beauftragten  Select 
Committees  beider  Häuser  des  Parlamentes  der  Entscheidung  durch 
jedes  derselben  als  Plenum  zugeführt. 

Auf  solche  Weise  vollzieht  sich  die  wichtigste  Abänderung 
in  der  Organisation  der  inneren  Verwaltung;  das  Parlament  wird 
praktisch  zur  einzigen  Oberinstanz  der  Lokalverwaltung  gerade 
auf  jenem  Gebiete  und  in  jener  Zeit,  da  sich  die  Verwaltung  im 
modernen  Sinne  als  ein  besonderer  Zweig  der  Staatsthätigkeit  zu 
entwickeln  beginnt.  Verwaltung  als  solche  ist  Anwendung  von 
öffentlichen  Mitteln  und  öflfentlicher  Gewalt  zur  Herbeiführung 
materieller,  der  lokalen  Gemeinschaft  oder  dem  Staatsganzen 
dienenden  Leistungen,  Anstalten  und  Einrichtungen  auf  Grund 
von  rechtswirksamen  und  gesetzlich  begründeten  Verfügungen  der 
zur  Ausübung  öflfentlicher  Gewalt  befugten  Organe.  Der  mittel- 
alterliche Staat  kennt  Verwaltung  als  solche  nur  in  Gestalt  der 
vorbeugenden  Polizei,  deren  Mandate  durch  Strafandrohung  in 
Wirksamkeit  gesetzt  werden.  Aber  langsam  entwickelt  sich  das 
Bedürfnis  nach  positiver  Einwirkung  der  lokalen  und  staatlichen 
Gemeinschaft  auf  die  wirtschaftlichen  und  socialen  Zustände  durch 
Mafsnahmen  der  öflFentlichen  Gewalt,  bis  endlich  im  XVIIL  Jahr- 
hundert der  Wohlfahrtsstaat  diese  Tendenz  soweit  übertreibt,  dafs 
er  durch  Vorschriften  und  Einrichtungen  bis  in  die  wirtschaftliche 
und  sociale  Existenz  des  Einzelnen  einzugreifen  strebt  und  so  ein 

Bedlieli,   Engl.  LokalTerwaltnng.  4 
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System  unerträglicher  Bevormundung  heraufführt.  Diese  ganze 
Entwicklung,  die  England  zum  Teile  früher  und  intensiver  durch- 
gemacht hat  als  die  kontinentalen  Staaten,  bedeutet  hier  nicht 
ein  stärkeres  Hervortreten  der  Verwaltung  als  einer  besonders 
privilegierten,  speciell  der  Krone  reservierten  Funktion  der  öffent- 
lichen Gewalt,  sondern  nur  als  vermehrte  Thätigkeit  des  inzwischen 
zum  einzigen  Quell  allen  Rechtes  und  aller  öffentlichen  Gewalt 
gewordenen  Parlamentes.  Dies  ist  eine  der  tiefstreichenden 
Wirkungen  des  Grundprincipes  der  englischen  Verfassung:  dafs 
nämlich  alle  Thätigkeit  öffentlicher  Gewalt  gesetzlich  sein, 
d.  h.  auf  einen  Rechtssatz  zurückführbar  sein  müsse.  Dieses  ' 
Princip,  das  Dicey  trefflich  als  Rule  of  Supremacy  of  the 
Law  bezeichnet,  ist  erst  dadurch  zu  seinem  vollen  und  unein- 
geschränkten Ausdruck  gelangt,  dafs  auch  die  Verwaltung  im 
neueren  Sinne  des  Wortes  als  positive  Thätigkeit  der  öffentlichen 
Gewalt  ausnahmslos  als  ein  Bestandteil  des  ordentlichen  Landes- 
rechtes, als  ein  Glied  des  gesamten  Rechtsorganismus  der  Nation 
sich  entwickelt  hat.  War  dies  für  die  Lokalverwaltung  dadurch 
gesichert,  dafs  Gericht  und  Verwaltung  unaufgelöst  in  der  Juris- 
diktion der  Friedensrichter  funktionieren,  so  hat  die  in  der  Gestalt 
der  Private  Bill  Legislation  nunmehr  vom  Parlamente  ausgeübte 
Funktion  oberster  originärer  Verwaltung  in  Verbindung  mit  der 
Bildung  eines  parlamentarischen  Ministeriums  als  Trägers  der 
Centralgewalt  das  gesamte  Gerüste  der  Administration  vollends  in 
den  verfassungsmäfsigen  Organismus  eingefügte 

Ist  nun  auf  solche  Weise  einer  der  beiden  Hauptträger  aller 
Staatsverwaltung,  der  Organismus  der  centralen  Administration 


^  Über  die  frühzeitige  Ausbildung  des  Systems  der  Private  oder  Local 
Bills  als  des  Werkzeuges,  mittelst  welchen  das  Parlament  als  oberste  Ver- 
waltungsbehörde in  legislatorischer  Form  fungiert  vgl.  Clifford  op.  cit.  I. 
1—12,  II.  255—290.  Die  grofse  theoretische  Bedeutung  der  Funktion  des  Parla- 
mentes als  oberster  Verwaltungsbehörde  hat  bisher  keine  genügende  Beachtung 
gefunden:  auch  Dicey  unterläfst  es,  die  von  ihm  der  kontinentalen  Vorstellung 
des  Droit  administrative  treffend  gegenübergestellte  „Rule  of  the  Law^  als 
Grundlage  der  englischen  Verwaltung  in  ihrer  vollen  Bedeutung  klarzumachen, 
weil  er  diesen  Gegensatz  hauptsächlich  vom  Standpunkte  des  dem  Individuum 
gewährten  Rechtsschutzes  gegenüber  der  öffentlichen  Gewalt  betrachtet.  Nicht 
minder  aber  liegt  in  der  Private  Bill  Legislation  des  Parlamentes  der  bedeut- 
same Ausdruck  für  die  Alleinherrschaft  des  gemeinen  Rechtes  und  des 
formellen  Gesetzes  (Rule  of  the  Law)  auf  dem  Gebiete  des  allgemeinen  sowie 
des  partikulären  Verwaltungsrechtes.  Auf  dieses  wichtige  Moment  wird  im 
siebenten  Abschnitt  noch  näher  eingegangen  werden. 
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diireh  das  parlamentarische  Regierungssystem  vollständig  in  seiner 
politischen  Struktur  umgeändert  worden,  so  ergiebt  sich  daraus 
4tuch  notwendigerweise  eine  bis  auf  den  Grund  reichende  Ver- 
schiebung des  Verhältnisses  von  Gentralgewalt  und 
Lokalyerwaltung.  Im  Laufe  des  XVII.  Jahrhunderts  war,  wie  vor- 
hin ausgeführt  wurde,  die  Loslösung  der  Friedensrichterverwaltung 
aus  der  administrativen  Subordination  unter  das  Privy  Council  so- 
wohl rechtlich  wie  faktisch  vollzogen  worden.  Die  Einsetzung  der 
Quarter  Sessions  als  Oberinstanz  gegenüber  der  Kirchspiels- 
verwaltung sowie  über  die  Jurisdiktion  der  Friedensrichter  in 
Petty  Sessions,  die  Ausdehnung  der  Judikatur  des  Kings  Bench- 
Gerichtshofes,  des  ordentlicjien  Gerichtshofes  nach  Common  Law,  als 
Api)ellationsinstanz  für  principielle  Rechtsfragen  der  Verwaltung, 
endlich  die  gleichzeitige  Steigerung  der  Befugnisse  der  Vierteljahrs- 
versammlungen der  Justices  of  Peace  bezüglich  nichtstreitiger  Ver- 
waltungssachen, des  sogenannten  County  Business,  sind  der  Ausdruck 
für  das  völlige  Ausreifender  administrativen  Autonomie  der 
Grafschafts-  und  Städtekollegien,  letzterer  dort,  wo  ein  besonderer 
Quartalgerichtshof  der  Stadt  verliehen  war.  In  Rechtsfragen,  in 
allen  principiellen  Streitpunkten  erscheint  die  Jurisdiktion  der 
Friedensrichter  nunmehr  fest  eingefügt  in  das  System  der  ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit  des  Landes;  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  in 
technischem  Sinne  aber  tritt  zugleich  die  Eigenberechtigung  der 
territorialen  Verwaltungskollegien,  bei  der  ihnen  auferlegten  Durch- 
führung der  Gesetze  keiner  administrativen  Einmischung  und 
Aufsicht  der  Centralgewalt  zu  unterliegen,  immer  schärfer  hervor. 
Auf  der  anderen  Seite  erwächst  aber  dieser  Verwaltung,  abgesehen 
von  der  durch  die  Reichsgerichte  geübten  Kontrolle,  eine  neue  und 
eigenartige  Oberaufsicht  in  der  Oberinstanz  des  Parlamentes,  dessen 
politische  und  administrative  Kontrolle  sich  während  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts unbestritten  über  das  ganze  Gebiet  der  Verwaltung  aus- 
dehnt. 

Fafst  man  nun  näher  ins  Auge,  in  welcher  Weise  diese  Ober- 
aufsicht vom  Parlamente  geübt  wird,  vor  allem  durch  das  Mittel 
der  Private  Bill  Legislation,  so  wird  vollends  klar,  dafs  diese 
Autonomie  der  englischen  Lokalverwaltung  des  XVIIL  Jahrhunderts 
des  sogenannten  „klassischen  Seif  Government",  sehr  bestimmte  und 
in  gewissen  Beziehungen  sehr  eng  gezogene  Schranken  findet  -an 
der  administrativen  Kompetenz  des  Parlamentes.  Verfassungsmäfsig 
erscheint  die  Verwaltung  der  Friedensrichter  als  eine  blofse  Aus- 
führung von  Gesetzen,   und  zwar  nach  englischer  Tradition  von 
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zahllosen  Specialgesetzen.  Darum  mufs  immer  wieder^ 
wenn  ein  Verwaltungsakt  oder  eine  neue  Einrichtung  oder  irgend 
eine  aus  Lokalsteuem  zu  bestreitende  öffentliche  Unternehmung 
nicht  durch  allgemeine  Gesetze  auferlegt  oder  gestattet  ist,  die  be- 
sondere Ermächtigung  hierzu  vom  Parlament  in  Gestalt  von  Public 
Bills  oder  von  Private  Bills  eingeholt  werden.  Andererseits  ging  die 
Oberinstanz  des  Parlaments  keineswegs  dahin,  das  fehlende 
administrative  Imperium  der  Regierung  über  die  Lokalverwaltung 
zu  ersetzen;  dazu  war  das  Parlament  weder  fähig,  noch  auch  aus 
Gründen,  die  sogleich  erörtert  werden,  gewillt  In  der  Durch- 
führung der  Gesetze  waren  die  Friedensrichterkollegien  in  Stadt 
und  Land  völlig  autonom :  darüber  wachte  kein  anderes  staatliches 
Organ  als  der  Gerichtshof  auf  die  Klage  desjenigen,  der  sich  durch 
etwaige  ungesetzliche  Durchführung  eines  Gesetzes  in  seinen  Rechten 
beeinträchtigt  fühlte. 

Durch  dieses  System  war  also  einerseits  jede  willkürliche  Aus- 
dehnung der  Verwaltungsbefugnisse  seitens  der  Lokalverwaltungs- 
kollegien verhindert,  andererseits  aber  die  konkrete  Lokalverwaltung 
von  jedem  central-administrativen  Imperium  des  Ministeriums  befreit. 
Die  Folge  davon  war,  dafs  eine  regelmäfsige  Überwachung  des 
Effektes  der  lokalen  Verwaltung  bei  dem  Mangel  eines  die  Ober- 
vormundschaft über  dieselbe  führenden  Centralorganes  von  selbst  weg- 
fiel. Allerdings  vermochte  das  Parlament  jederzeit  den  Zustand  der 
Verwaltung  in  irgend  einem  Zweige  oder  in  irgend  einem  Territorium 
durch  Einsetzung  von  Untersuchungskommissionen  aus  seiner  Mitte 
zu  prüfen,  denn  schon  zu  Anfang  der  parlamentarischen  Regierungs- 
weise steht  der  Grundsatz  des  unumschränkten  Inquisitionsrechtes 
des  Parlamentes  fest;  aber  eine  systematische  Inspektion 
fehlte  gänzlich  und  konnte  auch  durch  diese  Befugnis  des  Parlamentes 
nicht  ersetzt  werdend 

Wenn  wir  bisher  die  Stellung  des  Parlamentes  zur  Regierung 
und  zur  Lokalverwaltung  in  Betracht  gezogen  haben,  so  fafsten 
wir  hierbei  das  Parlament  gewissermafsen  als  abstrakte  Einrichtung 
auf.  Die  Auflösung  dieses  Begriffes  in  die  ihm  zu  Grunde  liegen- 
den realen  Erscheinungen  ist  unerläfslich ,  um  den  eigentümlichen 
socialen  Charakter  der  geschilderten  parlamentarischen  Herrschaft 
klarzustellen. 


*  Der  erste  Fall  der  Untersuchung  eines  Verwaltungsaktes  durch  ein 
Select  Committee  des  Unterhauses  geht  auf  das  Jahr  1689  zurück.  Vgl.  He  am, 
op.  cit.  p.  145. 
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Das  Parlament^  bestand  am  Anfang  des  XVIII.  Jahrhunderts 
aus  509  Mitgliedern,  die  von  England  und  Wales  entsendet  wurden. 
Hierzu  sind  im  Jahre  1706  durch  die  Union  mit  Schottland  weitere 
45  Mitglieder  hinzugekommen.  Jene  509  Mitglieder  bestanden  aus 
80  von  den  40  Counties  Englands,  12  für  die  Grafschaften  von 
Wales  und  417  für  die  218  Parliamentary  Boroughs  entsendeten 
Abgeordneten.  Die  halbtausendjährige  merkwürdige  Geschichte 
der  Zusammensetzung  des  Unterhauses  darzustellen,  ist  hier  ebenso- 
wenig am  Platze,  als  die  Geschichte  des  Wahlrechtes  zum  Unter- 
hause zu  verfolgen.  Wir  müssen  uns  hier  mit  der  Andeutung 
der  Hauptmomente  begnügen.  Vor  allem  ist  festzuhalten,  dafs 
das  Unterhaus  niemals  ein  durch  subjektives  Wahlrecht  einzelner 
Individuen  gebildetes  Abgeordnetenhaus  gewesen  ist;  das  House 
of  Commons  ist  vielmehr,  wie  sein  Name  besagt,  von  Rechtswegen 
nie  etwas  Anderes  gewesen  als  eine  Körperschaft,  die  durch  die 
Vereinigung  der  Vertreter  der  historischen  Territorialverbände  ge- 
bildet wird.  Ein  englischer  Staatsbürger  besafs  weder  damals  — 
noch  besitzt  er  heute,  wenigstens  vom  Legalstandpunkte  —  das 
Wahlrecht  in  seiner  Eigenschaft  als  solcher,  sondern  er  war  und 
ist  Wähler  in  seiner  Eigenschaft  als  ein  durch  Grundbesitz  oder 
Zahlung  von  Lokalsteuer  qualifizierter  Ansässiger  in  einer  Graf- 
schaft, oder  als  Bürgerschaftsmitglied  (Freeman)  einer  Stadt  oder 
eines  städtischen  Wahlfleckens.  Aber  diese,  dem  ursprünglich 
ständischen  Charakter  des  Parlamentes  entsprechende  Grund- 
auffassung, in  welcher  die  Anerkennung  der  territorialen  Indivi- 
dualitäten deutlich  zum  Ausdruck  kommt,  unterliegt  seit  dem  Ende 
des  XIV.  Jahrhunderts  einer  langsamen  Umbildung  zu  einer  neuen 
Auffassung,  nach  welcher  jeder  Abgeordnete  als  Vertreter  der 
Gesamtheit  des  Staates  im  Unterhause  fungiert.  Der  erste  ent- 
scheidende Schritt  hierzu  geschah  dadurch,  dafs  das  Parlament 
unter  Elisabeth  ausdrücklich  die  Besidenzqualifikation  aufhob.  Bis 
dahin  mufste  jedes  Mitglied  des  Unterhauses  in  dem  von  ihm  ver- 
tretenen Territorium  faktisch  ansässig  sein.  Noch  tiefer  aber  griff 
in  diesen  Umwandlungsprozefs  das  parlamentarische  Wahlrecht  in 
den  Städten  ein.  Mit  dem  Übergange  der  Stadtverwaltung  in  die 
Hände  eines  Select  Body  ist  auch  die  Ausübung  dieses  Wahlrechtes 
diesem  engeren  Kreise  anheimgegeben  worden.    Dadurch  nun,  dafs 


^  Über  die  Zusammensetzung  des  Parlamentes  zu  Beginn  des  XYIII.  Jahr- 
hunderts vgl.  Gneist,  Verfassungsgeschichte  S.  667 fif.;  Hearn  op.  cit.  466 — 545; 
Goldwin  Smith  op.  cit.  p.  112  ff.;  Taswell-Langmead,  English  constitu- 
tional  History,  p.  599—623. 
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man  die  aktive  Bürgerschaft  durch  freie  Verleihung  der  Rechte 
eines  Freeman  auch  auf  Nichtansässige  ausdehnte  —  ein  Hauptmittel 
zur  Stärkung  des  politischen  Einflusses  des  Grofsgrundbesitzes  in  den 
Städten  —  wurde  das  Princip,  das  dem  House  of  Commons  zu  Grunde 
lag,  nämlich  die  Vertretung  der  Bürgerschaft  in  ihrem  Gemeinde- 
zusammenhange, schon  lange  vorher  zu  Gunsten  der  herrschendea 
Klasse  durchbrochen,  ehe  die  Auffassung  von  der  Repräsentation  der 
nationalen  Gesamtheit  durch  jeden  Abgeordneten  theoretisch  zum 
Durchbruch  gelangt  ist.  Von  vornherein  hat  nun  die  Zahl  der 
städtischen  Abgeordneten  die  der  Grafschaftsabgeordneten  erbeblich 
übertrofFen;  das  numerische  Verhältnis  zwischen  beiden  verschob  sieb 
aber  von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  immer  mehr  zu  Gunsten  der 
ersteren;  denn  während  die  Zahl  der  Grafschaften  und  ihrer  De- 
legierten durch  mehr  als  ein  halbes  Jahrtausend  unberührt  geblieben 
ist,  fand  eine  fortwährende  Neuberufung  von  Städten  als  Konstituenten 
des  Unterhauses  statt.  Die  Auswahl  dieser  letzteren  und  die  Be- 
rufung lag  durch  Jahrhunderte  unangefochten  in  den  Händen  der 
Krone.  Die  Ausübung  dieses  Hoheitsrechtes  und  die  daraus  end- 
lich hervorgegangene  Zusammensetzung  der  Wahlkörper  des  Unter- 
hauses gehört  zu  den  seltsamsten  und  folgenreichsten  Erscheinungen 
der  englischen  Staatsgeschichte,  kann  uns  aber  hier  im  einzelnen 
nicht  beschäftigen.  Seit  dem  Jahre  1673  ist  durch  die  Verhand- 
lungen des  Unterhauses,  und  zwar  anläfslich  der  der  Stadt  Newark 
verliehenen  Befugnis,  Abgeordnete  zu  entsenden,  festgestellt,  dafs 
jene  Prärogative  des  Königs  nicht  mehr  in  Kraft  sei.  Sie  ist  that- 
sächlich  seither  nicht  mehr  ausgeübt  worden.  Das  Resultat  der 
mehrhundertjährigen  Ausübung  dieser  königlichen  Prärogative  ist 
nun  der  völlig  unsystematische  Charakter  in  der  Zusammensetzung 
des  Unterhauses  gewesen,  wie  er  uns  zu  Beginn  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts entgegentritt.  Zufällige  Umstände,  die  vor  Jahrhunderten 
die  Berufung  einer  Stadt  ins  Parlament  bewirkt  oder  verwirkt^ 
Rechtsverhältnisse,  die  längst  obsolet  geworden,  sociale  und  wirt- 
schaftliche Zustände,  die  seit  vielen  Generationen  sich  völlig  in 
ihr  Gegenteil  verkehrt  hatten,  parteiische  Beschlüsse  des  Unter- 
hauses und  Gunstbezeigungen  der  Könige:  das  sind  die  im  ein- 
zelnen aufserordentlich  variierenden  historischen  Grundlagen  für 
die  Teilnahme  einer  Stadt  oder  eines  Fleckens  an  der  Bildung  des 
Unterhauses,  Dieses  ganze  Geflechte  von  Privilegien  und  ver- 
jährtem Unrechte  begann  nun  seit  der  Mitte  des  XVII.  Jahrhunderts 
in  der  damals  vorhandenen  Form  gleichsam  zu  erstarren.  Eine- 
Abänderung  wurde  nicht  mehr  vorgenommen.    Wie  nun  zuerst  die 
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überreiche  Schafiung  von  städtischen  Wahlbezirken  zu  Zwecken  der 
Beherrschung  des  Parlamentes  durch  die  Krone  die  fortschreitende 
Verderbnis  der  Stadtverwaltung  herbeigeführt  hat,  ist  bereits  oben 
zur  Sprache  gekommen;  nicht  minder  folgenreich  hat  aber  die 
willkürliche  Anhäufung  von  stadtischen  Wahlkörpern  ohne  Rück- 
sicht auf  die  wirtschaftliche  und  sociale  Unterlage  dieses  Hechtes 
auf  den  Charakter  des  Parlamentes  selbst  und  damit  auf  die  Ge- 
staltung des  englischen  Regierungssystems  überhaupt  gewirkt. 
Dadurch,  dafs  die  Bildung  des  Parlamentes  niemals  systematisch 
den  veränderten  ökonomischen  Verhältnissen,  der  Verschiebung  der 
Bevölkerung  angepafst  worden  war,  verlor  dieses  immer  mehr 
und  mehr  den  Charakter  einer  gleichmäfsigen ,  ja  sogar  zuletzt 
den  einer  realen  Vertretung  der  verschiedenen  Interessen  des 
Landes.  Viele  der  in  früheren  Jahrhunderten  mit  Sitzen  im 
Parlamente  beliehenen  Ortschaften  waren  zu  unbedeutenden 
Dörfern  herabgesunken,  nicht  wenige  auch  vollständig  unter- 
gegangen; trotzdem  ruhte  das  Wahlrecht  noch  immer  nominell 
bei  den  Insassen  jenes  Weilers  oder  Dorfes  oder  dem  Eigen- 
tümer jener  Ruinen,  die  von  der  durch  einen  königlichen  Writ 
im  XIII.  oder  XIV.  Jahrhunderte  berufenen  Stadt  allein  noch 
übrig  geblieben  waren.  Durch  solche  Pocket  oder  Nomination 
Boroughs  übte  die  Krone,  seitdem  das  Parlament  ihr  gegenüber 
selbständig  aufzutreten  wagte,  unmittelbaren  Einflufs  auf  dessen 
Zusammensetzung  und  damit  auf  dessen  Beschlüsse  aus. 

Dem  gleichen  Zwecke  diente  die  vorhin  geschilderte  Umwand- 
lung der  Stadtverfassungen  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert;  auch 
sie  war  vor  allem  bestimmt,  dem  Einflüsse  des  Königs  und  der 
ihm  nahestehenden  Partei  gefügige  Abgeordnete  und  leichtes  Spiel 
bei  den  Wahlen  zu  sichern.  Durch  die  seit  dem  Ende  des 
XVI.  Jahrhunderts  verliehenen  oder  besser  gesagt  octroyierten 
Stadtverfassungen  war  in  der  grofsen  Mehrzahl  der  Boroughs  die 
Wahl  eines  Abgeordneten  zum  Unterhause,  der  „Corporation",  das. 
heifst,  dem  regierenden  Common  Council  und  den  Freemen  voll- 
ständig mit  Ausschlufs  aller  anderen  Elemente  der  Bevölkerung, 
in  die  Hand  gegeben  worden  ^  Auf  solche  Weise  ist  hauptsächlich 
im  XVII.  Jahrhundert  die  Grundlage  für  ein  ausgebildetes  Kor- 
ruptionssystem  innerhalb  der  Städte  in  Bezug   auf  die  Ausübung 


^  Diese  Politik  fand  ihren  Höhepunkt  in  den  Mafsregeln  Karls  II.  und 
Jakobs  n.,  die  unmittelbar  zur  Revolution  führten:  man  nannte  dies:  „packing 
Parliament".    Vgl.  Gardin  er,  History  of  England  II.  p.  645. 
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des  Wahlrechts  zum  Parlamente  geschaffen  worden.  Je  länger  nun 
dieses  System  andauerte,  desto  stärker  mufsten  seine  Schäden  sich 
fühlbar  machen ,  desto  weniger  konnte  das  Parlament  als  Gesamt- 
vertretung der  verschiedenen  Teile  des  Staates,  der  verschiedenen 
Stände  und  Interessen  gelten. 

Dieser  Zustand  des  Parlamentes  ist  nun  durch  das  Erlöschen 
der  königlichen  Prärogative  nicht  nur  ein  für  allemal  stabilisiert 
worden,  sondern  nicht  minder  folgenschwer  war,  dafs  die  siegreiche 
Whigpartei  nach  Vertreibung  der  Stuarts  nicht  im  entferntesten 
daran  gedacht  hat,  die  durch  die  Politik  der  letzteren  hauptsäch- 
lich geschaffenen  parlamentarischen  Übelstände  gründlich  zu  bessern ; 
vielmehr  haben  die  adeligen  Führer  der  Revolution  von  1688  ebenso 
wie  die  passiv  mitwirkenden  Tories,  ihrer  Zwecke  wohlbewu&t, 
das  in  diesem  Augenblicke  bestehende  Wahlrecht  zum  Parlamente 
sorglich  unreformiert  gelassen.  Sie  erkannten  klar,  dafs  das  Parla- 
ment zu  einem  ausgebildeten  Herrschaftsmechanismus  gediehen  war, 
der  jetzt  dem  Sieger  in  der  Revolution  von  1688  zur  freien  Ver- 
fügung stand.  Nur  der  Lenker  dieser  Maschine  änderte  sich  also, 
diese  selbst  aber  blieb  unverändert.  An  die  Stelle  der  Krone  trat 
nunmehr  die  politisch  und  wirtschaftlich  führende  Klasse  als  Be- 
herrscherin des  Parlaments  und  damit  Englands.  Und  bald  zeigte 
es  sich,  dafs  Adel  und  Gentry  diesen  Mechanismus  ebenso  gut  aus- 
zunutzen und  zu  leiten  verstanden,  als  es  bisher  das  Königtum  ver- 
mocht hatte.  Die  Hunderte  von  nominellen  oder  halb  nominellen 
Wahlflecken  wurden  nunmehr  zu  sicheren  Burgen  der  regierenden 
Klasse.  Teils  durch  das  ökonomische  Übergewicht,  das  die  adeligen 
Familien  und  der  neue,  auf  dem  Lande  sich  festsetzende  Reichtum 
in  den  kleinen  Landstädten  besafsen,  teils  durch  direkten  Kauf  des 
betreffenden  Grundbesitzes,  an  welchem  das  Wahlrecht  haftete,  teils 
endlich  durch  Korruption  im  Grofsen  erlangt  die  jeweils  herrschende 
Partei  die  Majorität  im  Parlamente  und  gelangt  dadurch  zur  Regie- 
rung. So  wird  seit  dem  Anfang  des  XVIIL  Jahrhunderts  der 
Wahlkampf  zu  einem  Kampfe  zweier  mit  den  Waffen  der  Bestechung 
arbeitenden  Faktionen  ein  und  derselben  Gesellschafts- 
klasse und  die  Mehrzahl  der  Parlamentssitze  wird  käufliches 
Eigentum,  dessen  Ausnützung  nach  dem  Gesetze  vom  gröfstmög- 
lichen  Profit  noch  lange  vor  der  theoretischen  Feststellung  dieser 
Lehre  der  klassischen  Ökonomie  in  der  praktischen  Politik  all- 
gemeine Übung  wird.  So  sind  die  ^»Rotten  Boroughs"  und  ist  die 
Korrumpierung  der  Staatsverfassung  überhaupt  das  böse  Erbteil 
gewesen,  das  die  Stuarts  ihrem  Besieger,  dem  Parlamente,  über- 
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liefsen,  und  das  letzteres,  nur  auf  den  augenblicklichen  Vorteil  be- 
dacht, sorglos  übernommen  hat.  Und  dennoch  lag  gerade  in  diesem 
immer  ireiter  um  sich  greifenden  Krankheitsherde  für  die  Stellung 
des  Parlamentes  gegenüber  dem  EOnigthum  eine  grofse  Gefahr. 
Die  passive  Haltung  der  neuen  Dynastie  in  den  ersten  Decennien 
unter  Georg  L  und  Georg  IL  liefs  diese  Gefahr  nicht  hervor- 
treten ;  als  aber  mit  Georg  III.  ein  eigenwilliger,  hochfahrender  und 
seinen  Vorteil  schlau  verfolgender  König  auf  den  Thron  kam,  da 
zeigte  sich  sehr  bald,  welch'  zweischneidiges  Schwert  die  im  Parla- 
mente herrschenden  Parteien  in  den  korrumpierten  Wahlflecken 
besafsen.  Der  König  in  seinem  Rechte,  Orden,  Titel  und  Pensionen 
zu  verleihen,  immer  noch  die  erste  gesellschaftliche  Potenz  im 
Staate,  überdies  auf  das  aufserordentlich  starke  Loyalitätsgefühl 
der  Masse  gestützt,  begann  einfach  als  Mitbewerber  um  die  Macht 
im  Parlamente  mit  den  Parteien  zu  ringen,  indem  er  in  den  Kampf 
um  die  Parlamentssitze  mit  aller  seiner  Macht  und  seinen  Geld- 
mitteln eintrat.  So  bildete  sich  bald  die  spöttisch  so  genannte  Partei 
der  Königsfreunde  (Kings  Friends)  aus  Männern,  die  der  König  voll- 
ständig als  seine  ergebenen  Diener  beherrschte,  indem  sie  sich  teils 
mit  des  Königs  Hilfe,  teils  aus  eigenen  Mitteln  gegen  darauf- 
folgende Belohnung  und  Gunstbezeigung  Wahlflecken  kauften  und 
dann,  als  geschlossene  Clique,  einen  ausschlaggebenden  Einflufs 
dem  Könige  im  Unterhause  sicherten.  Wie  sich  daraus  zum  letzten- 
mal ein  Kampf  zwischen  Königtum  und  Parlament,  allerdings  fast 
vollständig  unter  dem  Deckmantel  der  parlamentarischen  Regierungs- 
weiße verhüllt,  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts  ent- 
wickelt hat,  bildet  eines  der  interessantesten  Kapitel  der  eng- 
lischen Verfassungsgeschichte.  Allerdings  ist  auch  dieser  letzte 
Versuch  der  Krone,  das  Parlament  zu  überwinden,  mifslungen  und 
eigentlich  nur  insofern  von  bleibender  Wirkung  gewesen,  als  in 
den  dadurch  heraufbeschworenen  Krisen  Theorie  und 
Praxis  des  parlamentarischen  Systems  in  einerReihe 
wichtiger  Streitfragen  vom  Parlamente  für  alle  künf- 
tigen Zeiten  festgestellt  worden  sind. 

Das  abnormale  Übergewicht  der  städtischen  Wahlbezirke,  ihre 
unsystematische,  weder  der  alten  Grundlage  des  Unterhauses  als 
Vertretung  der  Kommunen  noch  dem  neuen  Principe  der  gleich- 
mäfsigen  Repräsentation  aller  Staatsbürger  entsprechende  Verteilung 
über  das  Land  hin,  endlich  die  völlige  Degenerierung  des  parlamen- 
tarischen Wahlrechtes  in  den  Städten  im  Zusammenhange  mit  der 
Entartung  der  Stadtverfassung:  das  sind  die  Erscheinungen,  welche 
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in  dem  Umbildungsprozesse  der  englischen  Verfassung  im  XVIL 
und  XYIII.  Jahrhundert  am  schärfsten  hervortreten  und  zugleich 
den  Ausdruck  einer  langsamen  Entartung  des  gesamten  historischen 
Systems  der  Lokalverwaltung  bedeuten.  Zu  deren  vollem  Ver- 
ständnis ist  aber  notwendig,  dafs  ins  klare  gesetzt  wird,  welcher 
wirtschaftliche  und  sociale  Faktor  der  Träger  und  Nutzniefser  dieses 
Umwandlungsprozesses  in  der  Zusammensetzung  des  Parlamentes, 
der  Umgestaltung  der  Gentralgewalt  und  der  dadurch  bedingten 
inneren  Umänderung  der  Lokalverwaltungsorganisation  gewesen 
ist.  Thatsächlich  erscheint  als  solcher  niemand  Anderer,  als 
der  adelige  Grofsgrundbesitz  und  dessen  socialer  Anhang,  die  zu- 
sammen das  sogenannte  „Landed  Interest"  Englands  bilden,  sie,  denen 
die  Revolution  von  1688,  später  die  Einführung  einer  neuen 
Dynastie  und  gleichzeitig  die  Durchsetzung  ihrer  unumschränkten 
Klassenherrschaft  vermittelst  des  parlamentarischen  Regierungs- 
systems gelungen  ist.  Die  Revolution  von  1688  hat  an  Stelle  des 
absolutistisch  vorwärts  drängenden  Gottesgnaden-Königtums,  dessen 
Theorie  Filmer  in  seinen  politisch-theologischen  Schriften  vollendet 
vorgetragen  hat,  die  Herrschaft  einer  aristokratischen  Klasse  gesetzt. 
Nicht  nur  dem  Rückblickenden  allein  erscheint  dies  als  das  Resultat 
der  Verfassungsänderung,  auch  die  scharfsichtigen  Zeitgenossen 
waren  sich  dessen  bewufst  und  vielleicht  am  klarsten  der  staats- 
kluge Wilhelm  IIL,  der  mifsmutig  davon  sprach,  dafs  er  nicht  als 
Doge  einer  venezianischen  Verfassung  fungieren  wolle*. 

Es  ist  selbstverständlich  unmöglich,  die  Einzelheiten  dieses 
Vorganges,  dessen  Vorbedingungen  in  socialer  und  wirtschaftlicher 
Hinsicht  sowie  dessen  alle  Richtungen  des  nationalen  Lebens  er- 
greifenden Wirkungen  zu  berühren.  Auch  hier  bildet  unseren  ein- 
zigen Gesichtspunkt  die  Berücksichtigung  der  Folgen,  welche 
dieses  Ereignis  für  die  Organisation  der  Verwaltung  ge- 
habt hat.  Und  da  mufs  denn  vor  allem  festgehalten  werden,  dafs 
die  im  parlamentarischen  Regierungssysteme  vollendete  Hegemonie 
des  grofsgrundbesitzenden  Adels  und  der  Gentry  das  Produkt  einer 


*  Diese  Entwicklung  gelangte  auf  ihren  Höhepunkt  unter  der  jahrzehnte- 
langen Premierminister  Schaft  Robert  Walpoles»  der,  selbst  die  Verkörperung 
des  „Squire'',  das  System  der  „Squirearchie",  d.  h.  der  Beherrschung  Eng- 
lands durch  die  grundbesitzende  Gentry  und  damit  deren  Werkzeug,  die  parla- 
mentarische Korruption,  zur  Vollendung  brachte.  Vgl.  darüber  die  lebendige 
Charakteristik  VS^alpoles  und  seiner  Zeit  bei  Goldwin  Smith  II.  p.  170—180. 
Vgl.  ferner  Mac  Carthy,  The  four  Georges,  Vol.  II;  Lecky,  Geschichte  des 
XVIIL  Jahrhunderts,  I.  p.  341-411,  466—509. 
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langen  und  unaufhaltsamen  Entwicklung  gewesen  ist.  Die  zweite 
Revolution  hatte  nur  zur  Reife  gebracht,  was  seit  der  Reformation 
immer  stärker  hervorgetreten  war:  nämlich  das  politische,  wirt- 
schaftliche und  gesellschaftliche  Übergewicht  des  „Landed  Interest^ 
in  England.  Längst  waren  vor  allem  die  ökonomischen  Voraus- 
setzungen geschaffen,  als  deren  politische  Ergebnisse  hervorzutreten 
begannen:  die  Aufhebung  der  Klostergüter,  die  Bildung  grofser 
zusammenhängender  Latifundien  und  der  Beginn  grofskapitalistischer 
Agrikultur,  sowie  die  Einziehung  der  Gemeindeländereien  zu  Gunsten 
der  Gnindherren  und  das  dadurch  verursachte  Schwinden  des 
kleinen  Grundbesitzes  als  eines  starken  Pfeilers  der  alten  socialen 
und  wirtschaftlichen  Gesellschaftsordnung.  Die  seit  dem  Auf- 
blühen von  Englands  Seetiiacht  emporkommenden  Interessen  des 
Handels  und  der  Manufaktur  waren  zur  Zeit,  als  die  überwiegende 
Mehrheit  des  englischen  Adels  das  Regiment  der  Stuarts  beseitigte, 
noch  zu  schwach,  um  sich  politisch  gegen  diesen  durchzusetzen; 
aber  immerhin  sind  schon  damals  die  neuen,  von  den  Traditionen 
der  herrschenden  Klasse  abweichenden  Tendenzen  dieser  Interessen 
genügend  ausgeprägt,  um  die  siegreichen  Repräsentanten  des  „Landed 
Interest*  zu  einer  ihre  eigene  Herrschaftsposition  in  ausgesprochener 
Weise  verstärkenden  Gesetzgebung  zu  veranlassen.  So  ist  zugleich 
mit  der  Einführung  der  neuen  Dynastie  und  der  vollständigen 
Etablierung  des  parlamentarischen  Regierungssystems  durch  desseu 
Träger,  den  grundbesitzenden  Adel,  eine  Gesetzgebung  inauguriert 
worden,  die  deutlich  zeigt,  wie  sehr  sich  derselbe  der  wahren 
Wurzeln  seiner  Macht  und  der  Notwendigkeit  einer  Kräftigung 
derselben  bewufst  war.  Den  klugen  Führern  der  beiden  Parteien 
der  herrschenden  Klasse  lag  nichts  näher  als  nunmehr,  wo  sie  die 
alleinigen  Herren  der  Gesetzgebung  und  der  obersten  Regierungs- 
gewalt geworden  waren,  auch  ihre  Position  als  die  ausschliefslichen 
Träger  und  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  in  den  Grafschaften 
sicherzustellen  und  gesetzlich  einzuhegen.  Dies  geschah  durch 
einige,  wenige  Statuten.  Zunächst  versuchte  die  Majorität  des  aua 
Grundherren  und  deren  Anhang  bestehenden  Unterhauses  schon  im 
Jahre  1696  die  Wählbarkeit  zum  Mitgliede  dieses  letzteren  an 
einen  erhöhten  Census  in  der  Weise  anzuknüpfen,  dafs  nur  ein 
Grundeigentum  von  600  £  jährlicher  Rente  für  die  Abgeordneten 
der  Counties,  von  300  jk  für  die  Abgeordneten  der  Boroughs  die 
Qualifikation  zum  Abgeordneten  gewähren  sollte.  Unter  Wilhelm  IIL 
scheiterte  dieser  Versuch  an  dem  Widerstände  der  whiggis tischen 
Lords,  welche  die  ihnen  gehörigen  Wahlflecken  auch  mit  geringeren. 
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Leuten  besetzen  wollten;  unter  dessen  Nachfolgerin  aber  wurde 
das  Gesetz  1710  perfekt  (9  Anne  c.  5.).  Von  allergröfster  Bedeu- 
tung für  die  Stabilisierung  des  whiggistischen  Regimes,  zugleich 
aber  auch  eine  tiefeinschneidende,  bald  als  Verletzung  der  Volks- 
rechte empfundene  Mafsregel  war  die  schnell  hintereinander  er- 
folgte Verlängerung  der  Funktionsdauer  des  Parlamentes:  erst 
durch  den  (1694)  Triennial  Act  auf  3  Jahre,  dann  durch  den  Septen- 
nial  Act  (1716)  auf  7  Jahre,  was  bis  zum  heutigen  Tage  geltendes 
Recht  geblieben  ist.  In  gleicher  Absicht  wurde  unter  Georg  II. 
der  Zugang  zum  Friedensrichteramte  erschwert.  Ein  Grundbesitz 
von  100  SS  Jahresrente  aus  erblichem  oder  lebenslänglichem  Free- 
hold  wurde  als  Census  für  die  Friedensrichter  in  den  Grafschaften 
festgesetzt,  dagegen  sind  Söhne  und  Erben  von  Lords  ohne  Census 
qualifiziert,  ebenso  die  älteren  Söhne  und  Erben  eines  600  SS  Jahres- 
rente steuernden  Grundbesitzers.  Gleichzeitig  wird  der  Census 
für  die  Teilnahme  an  der  Jury  von  40  sh.  auf  10  SS  erhöht.  End- 
lich hielten  die  religiösen  Intoleranzgesetze  aus  der  Zeit  der 
Restauration,  die  Uniformitäts-  und  Test  Acte  (14  Car.  IL  c.  4  und 
25  Car.  IL  c.  2)  einen  grofsen  Bruchteil  des  mittleren  und  niederen 
Bürgertums  in  Stadt  und  Land  von  jeder  Teilnahme  an  der  öflFent- 
lichen  Gewalt  zurück,  da  gerade  in  diesen  Schichten  die  ver- 
schiedenen nonkonformistischen  Sekten  ihre  Bekenner  besafsen. 
Der  plutokratische  Grundzug  dieser  Legislation  ist  unverkennbar. 
Seit  der  Restauration  hatte  das  Friedensrichteramt  einen  stark 
aristokratischen  Charakter  angenommen;  sobald  aber  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  neuen  Reichtum  zu  schaffen  begann,  mufste 
auch  diese  neue  Gentry  darnach  streben,  zur  Teilnahme  an  der 
öflFentlichen  Gewalt,  zum  Friedensrichteramte  und  zur  Mitgliedschaft 
im  Unterhause  zu  gelangen.  Diesem  Bestreben  schob  nun  das 
Parlament  einen  Riegel  vor.  Es  erhöhte  das  von  den  neuen  Gesell- 
schaftsklassen bei  ihrem  Streben  nach  der  Macht  zu  überwindende 
Hindernis*.  Aber  auch  jetzt  wurde  nicht  ein  adeliges  Regime  in 
der  Art  der  kontinentalen  Staaten  geschaffen,  und  es  tritt  keine 
kastenmäfsige  Abschliefsung  der  herrschenden  Klasse  nach  unten 
ein;  vielmehr  ist  die  kluge  Politik,  welche  die  letztere  mit  solchen 
Gesetzen  verfolgte,  einzig  darauf  gerichtet,  nur  solche  Mitglieder 
der  social  aufsteigenden  Schichten  in  ihren  Kreis  und  damit  in  die 


^  Über  die  oligarchische  Tendenz  der  parlamentarischen  Gesetzgebung  in 
dieser  Zeit  vgl.  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte  S.  661  ff.;  Goldwin 
Smith,  op.  cit.  II.  p.  110  fi. 
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herrschende  Oligarchie  aufzunehmen,  die  sich  durch  Grundbesitz 
und  Lebenshaltung  mit  der  herrschenden  Klasse  zu  identifizieren 
streben  und  sich  bewufst  mitten  in  deren  traditionellen  Interessen- 
kreis hineinstellen.  So  erhielt  und  befestigte  sich  die  Klasse  des 
»Landed  Interest**  als  eine  in  ihren  organischen,  religiösen  und  gesell- 
schaftlichen Interessen  und  Anschauungen  homogene  Klasse  und 
sicherte  sich  zugleich  durch  eifrige  Benutzung  der  nationalen 
Bildungsinstitute,  der  streng  hochkirchlichen  altberühmten  Public 
Schools  von  Eton  und  Harrow  und  der  Universitäten  von  Oxford 
und  Cambridge  die  geistige  Führung  der  Nation,  Mehr  als  in 
irgend  einem  anderen  Lande  ist  bis  in  unsere  Tage  hinein  in 
England  der  Erwerb  von  Bildung  und  Wissen  ein  Monopol  der 
besitzenden  Klasse  gewesen  und  so  dienten  Oxford  und  Cam- 
bridge, Harrow  und  Eton  indirekt  zur  Befestigung  des  Regimes  der 
grofsen  Adelsfamilien  und  der  ihnen  angegliederten  Gentry  im 
Parlamente  und  in  der  Verwaltung.  Endlich  aber  kam  noch  hinzu  die 
eigentümliche  finanzielleGestaltungdes  öffentlichen  Dienstes 
in  England.  Während  an  die  Bekleidung  der  Amtsstellen  der 
Cantralgewalt,  der  grofsen  und  kleinen  Kronämter,  längst  die 
denkbar  höchsten  Gehälter  geknüpft  waren  und  überdies  eine  un- 
übersehbare Masse  von  Sinekuren,  Pensionen,  Hofämtern,  ein- 
träglichen Pfründen  und  Titulaturen  dem  Träger  der  Regierungs- 
gewalt, dem  Könige  und  seinem  Ministerium  zur  Verfügung  und 
Vergebung  standen,  hatte  sich  die  Gepflogenheit  herausgebildet, 
weder  für  die  Teilnahme  an  den  Verhandlungen  des  Unterhauses 
noch  für  die  Thätigkeit  in  der  Verwaltung  auch  nur  eine  blofse 
Entschädigung  für  aufgewendete  Zeit  und  Mühe,  geschweige  denn 
ein  festes  Einkommen  zu  gewähren.  Beides  war  ursprünglich 
anders  gewesen.  So  sind  für  die  Friedensrichter  durch  die  Gesetze 
Eduards  III.  und  Richards  IL  ausdrücklich  Diäten  (Wages)  fest- 
gesetzt worden,  und  gleichermafsen  oblag  den  Städten  und  Graf- 
schaften die  Zahlung  von  Diäten  an  die  Abgeordneten.  Bildete 
doch  gerade  diese  letztere  Pflicht  den  Hauptgrund  der  merk- 
würdigen Erscheinung,  dafs  sich  zahlreiche  der  zum  Parlamente 
berufenen  Städte  weigerten,  Abgeordnete  zu  entsenden  und  um 
Befreiung  von  dieser  Last  baten.  In  beiden  Fällen  war  nun  längst 
der  Empfang  von  Diäten  obsolet  und  Standes  widrig  geworden.  Wir 
finden  hier  wiederum  eine  tiefgreifende  Veränderung  des  Wesens 
einer  Institution  durch  das  blofse  Aufkommen  einer  Sitte,  eines 
Usus,  einer  sozusagen  rein  gesellschaftlichen  Anschauung,  die  zwar 
nie  durch  ein  Gesetz  legalisiert  wird,  dennoch  aber  ebenso  unver- 
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verbrüchlich  und  allgemein  wirkt  wie  ein  solches  ^  Auf  diese 
Weise  ist  faktisch  sowohl  die  Mitgliedschaft  im  Unterhause  als 
auch  die  Teilnahme  an  der  Lokal  Verwaltung  immer  mehr  nur  den 
Angehörigen  der  besitzenden  Klassen  —  solche  sind  bis  zum  Ent- 
stehen der  modernen  industriellen  Gesellschaft  nur  die  grund- 
besitzenden Klassen,  die  Geistlichkeit  und  die  liberalen  Berufe  ge- 
wesen —  wegen  der  damit  verknüpften  Kosten  und  des  Zeitaufwandes 
allein  ermöglicht  geblieben.  Seitdem  einerseits  sich  die  jährliche 
Tagung  des  Parlamentes  und  die  überlangen  Sessionen  desselben 
eingebürgert  hatten,  sowie  andererseits  die  intensivere  Verwaltungs- 
thätigkeit  der  Friedensrichter  zu  häufigen  Versammlungen  in  Petty, 
Special  und  Quarter  Sessions  in  der  Grafschaftsstadt  zwang,  war 
die  unentgeltliche  Teilnahme  an  solcher  öffentlicher  Thätigkeit 
noch  mehr  als  bisher  jedermann  versagt,  der  nicht  dem  grund- 
besitzenden Herrenstande,  dem  „Leisured  People"  oder  den  „Gentle- 
men  of  the  Law"  angehört.  So  wirkt  der  „ehrenamtliche**  Charakter 
der  englischen  Lokalverwaltung  mit  Macht  in  dieselbe  Richtung 
wie  die  Erhöhung  des  Census:  nämlich  zur  Bildung  einer  aus 
Grundbesitzern  und  deren  socialem  Anhange  sich  zusammensetzen- 
den aristokratischen  Klasse,  in  deren  Händen  sich  alle  Früchte 
der  durch  die  Kämpfe  des  XVIL  Jahrhunderts  über  das  absolu- 
tistische Königtum  errungenen  Siege  ansammeln.  Gleichzeitig  be- 
wirkt dieses  Mittel  die  dauernde  Abwehr  der  Angehörigen  des 
Mittelstandes  und  der  unteren  Volksschichten  von  der  Ausübung 
öffentlicher  Gewalt,  so  dafs  solche  nur  mit  Hilfe  der  regierenden 
Klasse,  die  ja  auch  zugleich  die  ökonomisch  herrschende  Klasse 
ist,  in  den  Stand  gesetzt  werden,  in  Parlament,  Regierung  und 
Verwaltung  zu  gelangen.  So  bildet  sich  eine  Art  von  politischem 
Patronats-  und  Klientel  Verhältnis  vornehmlich  zwischen  den  von 
unten  aufsteigenden  Talenten  proletarischer  oder  kleinbürgerlicher 
Herkunft  und  der  herrschenden  Aristokratie.  Wie  wenig  aber 
dieses  unentgeltliche  Ehrenamt  als  ein  ökonomisches  Opfer  dieser 
Klasse  angesehen  werden  kann,  ergiebt  sich  einfach  daraus,  dafs 
es  eben  dieselben  Elemente  sind,   die  einmal  unbesoldet 


^  Die  Beseitigung  der  „Placemen^  (Sinekuren träger)  und  die  Abschaffung 
des  ungeheuerlichen,  Eorruptionszwecken  dienenden  Pensions-Etats  bildet  die 
erste  Forderung  der  politischen  Beformer,  die  dann  von  Edmund  Burke 
energisch  aufgenommen  worden  ist.  —  Über  die  Beseitigung  der  parlamen- 
tarischen Diäten  vgl.  He  am  op.  cit.  p.  526—530.  Der  Gebrauch,  solche  Wages 
an  die  Abgeordneten  zu  zahlen,  ist,  wie  in  den  Debatten  des  Jahres  1677  fest- 
gestellt wurde,  erst  um  die  Mitte  der  Begierung  Elisabeths  erloschen. 
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als  Friedensrichter  und  Parlamentsmitglieder  fungieren,  anderer- 
seits über  die  ganze  Gentralverwaltung  uneingeschränkt  verfügen; 
letzteres  aber  bedeutet  nebst  dem  Genüsse  zahlreicher  Sinekuren, 
Pensionen,  Hofämter  u.  s.  w.  vor  allem  die  Verfügung  über  die 
unzähligen,  von  der  Centralverwaltung  zu  besetzenden  kleineren 
und  größeren  Staatsämter,  wie  Bedienstungen  in  der  Zollverwaltung, 
Anstellung  in  den  Kolonien,  Stellen  in  der  Armee,  Flotte  und 
Intendanz  sowie  in  den  immer  stärker  besetzten  Bureaux  der 
centralen  Ämter  und  des  auswärtigen  Dienstes.  Alles  dies  wird  unter 
dem  Namen  der  Patronage  zusammengefafst.  Damals  sowie  bis 
vor  wenigen  Jahrzehnten  hat  England  keinerlei  Be&higungs- 
Dachweis  als  Bedingung  für  die  Erlangung  aller  solcher  Stellen 
gekannt;  vielmehr  lag  deren  Vergebung  einzig  und  allein  in 
dem  Belieben  der  Inhaber  der  grofsen  Kronämter  und  bildete 
nicht  nur  eine  der  wichtigsten  Hilfsquellen,  aus  ^(reicher  die 
herrschende  Klasse  sich  selbst  und  ihrem  Gefolge  das  Ein- 
kommen aus  Staatsmitteln  vergröfsert,  sopdem  vor  allem  auch 
ein  wichtiges  politisches  Werkzeug  für  letztere,  indem  sie 
sich  durch  Versorgung  tüchtiger  Litteraten,  Geschäftsmänner, 
Politiker  und  ähnlicher  Hilfskräfte  mit  Parlamentssitzen  oder 
Ämtern  deren  Talente  dienstbar  und  auf  diese  Weise  wieder  das 
in  solchen  socialen  Elementen  steckende  Ferment  der  Unzufrieden- 
heit unschädlich  machte.  Schliefslich  aber  verschaffte  sich  die 
herrschende  Klasse  auf  solche  Weise  die  Möglichkeit,  ohne  irgend 
em  materielles  Opfer  ihrerseits  die  Lokalverwaltung  in  Stadt  und 
Grafschaft  unentgeltlich  zu  besorgen  und  dadurch  zugleich  mit 
dem  Scheine  äufserlicher  patriotischer  Dienstbereitschaft  den  Mit- 
bewerb  der  weniger  günstig  situierten  Klassen  um  die  Teilnahme 
an  der  Verwaltung  auszuschliefsen. 

Diese  Klasse  also,  die  hohe  Aristokratie  und  die  mit  ihr  ver- 
wachsene Gentry,  Lords  und  Squires,  sind  es  nun  auch  gewesen, 
welche  die  vorhin  geschilderte  Gestaltung  der  Stadtverfassungen 
und  die  damit  zusammenhängende  Gestaltung  des  städtischen 
Parlamentswahlrechts  skrupellos  für  sich  und  die  eigene  Herrschaft 
ausgenützt  haben.  Die  zahlreichen  Parliamentary  Boroughs,  die 
sich  als  kleine  Dörfer  oder  Weiler  auf  den  Gütern  dieser  Aristo- 
kratie befinden,  gerieten  einfach  als  Pertinenz  des  Grundeigen- 
tums in  ihre  schrankenlose  Verfügung.  Und  auch  in  den 
übrigen,  dem  Begriffe  einer  Stadt  mehr  entsprechenden  Orten  war 
seit  langem  der  umwohnende  Adel  der  Grafschaft  zur  wider- 
spruchslosen  Herrschaft   gekommen.    Viel   hat   dazu  beigetragen, 
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dafs  sich  das  englische  Städtewesen  im  Mittelalter  um  so  viel 
schwächer  entwickelt  hatte,  als  auf  dem  Festlande.  Seit  dem 
XVI.  Jahrhunderte  war  überdies  ein  deutlicher  und  stetiger 
Verfall  des  städtischen  Gewerbewesens  Englands  eingetreten; 
die  erste  Blüte  der  neuen  Industrieentwicklung  Englands  aber 
nahm  vom  flachen  Lande  ihren  Ausgang,  da  sie  bis  zur  Erfindung 
der  Dampfmaschine  an  die  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  gebunden 
war.  So  vermochte  der  Adel  der  Grafschaft  allenthalben  Dank 
seinem  ökonomischen,  socialen  und  politischen  Übergewichte  die 
städtische  Bevölkerung  sich  mehr  und  mehr  politisch  und  administra- 
tiv dienstbar  zu  machen;  vollends  seit  durch  die  Umgestaltung 
der  Stadtverfassung  eine  kleine  geschlossene  Oligarchie  als  Bechts- 
subjekt  der  Verwaltung  und  des  Eigentums  der  Städte  eingesetzt 
war,  gerieten  die  Städte  allenthalben  in  Abhängkeit  von  den  grofsen 
Grundherren,  die  als  Lords  of  the  Manor  als  Patrone  und  Schutz- 
herren (High  Stewards)  von  den  Städten  häufig  formell  anerkannt 
und  geehrt  wurden.  Die  Unterordnung  der  Städte  unter  das 
grafschaftliche  Friedensrichteramt  vollendet  gewissermafsen  den 
Bing  der  städtischen  Abhängigkeit.  Die  vorhin  geschilderte  Er- 
weiterung der  Kompetenz  der  Friedensrichter  als  Folge  der  Auf- 
hebung der  Jurisdiktion  des  Privy  Council  schlofs  sodann  gewisser- 
mafsen den  ganzen  Bereich  des  im  lokalen  Kreise  sich  ab- 
spielenden öffentlichen  Lebens  innerhalb  desselben  ab,  unter- 
worfen den  Eechtssprüchen  und  den  Befehlen  der  im  Friedens- 
richteramte organisierten  Grundbesitzerklasse.  Somit  blieb  dieser 
letzteren  gegenüber  noch  eine  Kontrolle  übrig:  die  Kontrolle  des 
Parlamentes.  Aber  aus  dem  stark  bürgerlichen  Parlamente  zu  den 
Zeiten  Jakobs  I.  und  Karls  I.  war  durch  die  korrupten  Verhältnisse 
der  städtischen  Wahlflecken  zu  Anfang  des  XVIII.  Jahrhunderts 
ein  Parlament  geworden,  in  welchem  das  „Landed  Interest"  fast  aus- 
schliefslich  vertreten  war,  und  zwar  ebenso  bei  den  Tori  es  wie 
bei  den  Whigs.  Dieser  Parteiunterschied,  so  scharf  er  auch 
anfangs  bezüglich  des  Verhältnisses  zur  vertriebenen  Dynastie, 
dauernd  betreffs  gewisser  Fragen  der  äufseren  Politik  und  des 
Staatskirchentums  die  politisch  interessierten  Kreise  schied,  war 
und  blieb  allezeit  nur  fraktioneller  Unterschied  innerhalb  ein  und 
derselben  Auffassung  der  inneren  Staatsordnung :  vom  Standpunkte 
der  inneren  Landesverwaltung  aus  sind  Tories  und  Whigs  damals 
gewifs  keine  principiell  entgegengesetzten  Parteien  gewesen,  sondern 
blofs  Parteiungen,  Faktionen  innerhalb  derselben  Klasse,  von  denen 
eine  jeweils  die  andere  in  der  Ausübung  der  politischen  Macht  ab- 
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zulösen  suchte.  So  blieben  scbliefslich  nur  die  City  und  West- 
minster,  sowie  die  wenigen  Grorsstädte,  in  welchen  es  noch  eine 
reale  Wählerschaft  gab,  als  feste  Burgen  der  kommerziellen  und 
industriellen  Kreise,  des  sogenannten  „Moneyed  Interest"  übrig, 
soweit  letzteres  damals  als  ein  selbständiges,  politisch  wirksames 
Gemeininteresse  schon  vorhanden  war;  die  grofse  Masse  der  Be- 
völkerung aber,  man  darf  vielleicht  sagen:  neun  Zehntel  derselben, 
war  sich  keines  den  Klasseninteressen  der  herrschenden  Gentry 
widerstrebenden,  wirtschaftlichen  Selbstinteresses  bewufst  und  be- 
safs  darum  auch  keine  eigenen  politischen  Tendenzen.  Die  ttber- 
grofse  Mehrheit  des  Mittelstandes  war  wirtschaftlich  enge  ver* 
knüpft  noit  der  seit  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  immer  mehr 
prosperierenden  Landwirtschaft  und  bildete  daher  sowohl  ökono- 
misch als  politisch  das  willige  Gefolge  der  regierenden  Gentry; 
sobald  aber  ein  die  ökonomische  Existenzgrundlage  dieser 
letzteren  berührender  Gegensatz  sich  zeigte,  wie  in  der  Frage 
der  Landwirtschaft  und  der  Einhegung  der  Gemeindeländereien, 
ging  das  Grundbesitzerparlament  des  XYIII.  Jahrhunderts  mit 
rücksichtsloser  Energie  und  Selbstsucht  über  alle  von  gesamt- 
staatlichen Bücksichten  getragenen  Bedenken  hinweg  imd  liefs 
einen  ernsten  Widerstand  nicht  aufkommen.  Je  stärker  jedoch  im 
Laufe  des  XVIII.  Jahrhunderts  im  Zusammenhange  mit  den  grofsen 
und  erfolgreichen  Kolonialkriegen  kommerzielle  Interessen  hervor- 
treten, desto  mehr  zeigt  sich  —  und  dies  ist  eine  der  charakteristi- 
schen Erscheinungen  der  politischen  Befähigung  der  Nation  —  das 
Parlament  fähig,  auch  diese  Interessen  durch  die  von  ihm  geleitete 
äafsere  und  innere  Politik  zu  befriedigen;  und  zwar  hat  hier  wieder 
die  unzerstörbare  Tradition  des  englischen  Adels  segensreich  gewirkt. 
Denn  dieser  ist  nie  eine  abgeschlossene  Kaste,  sondern  stets  eine  durch 
Privilegien  gefestigte  Besitzklasse  gewesen  und  hat  sich  darum  nie  ge- 
weigert, die  aus  neuen  wirtschaftlichen  V.erhältnissen  hervorgehen- 
den oberen  Schichten  langsam  in  sich  aufzunehmen,  sobald  sie  als 
Repräsentanten  konsolidierten  Besitzes  angesehen  werden  mufsten. 
So  sorgte  die  herrschende  Klasse  selbst  für  Zufuhr  frischen  Blutes 
und  neuer  Elemente  zur  Belebung  ihrer  eigenen  Kraft  und  zur  Er- 
weiterung ihres  Interessenkreises,  entsprechend  der  fortschreitenden 
ökonomischen  Entwicklung  des  Landes. 

Überblicken  wir  nun  diese  historischen  Ausführungen,  so  ergiebt 
sich,  dafs  der  ganze  Inbegriff  der  staatlichen  Funktionen  in  England 
seit  dem  Beginne  des  XVIII.  Jahrhunderts  in  die  Hände  einer  ein- 
zelnen, innerlich  und  äufserlich  gefestigten,  auf  dem  Boden  einer 

Sedliek,  Engl.  Lokalrenraltang.  5 
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geschlossenen  Staatsauffassung  stehenden  Klasse  konzentriert  war. 
Parlament  und  Gabinet,  Bichtertum  und  Kirche,  Lokalverwaltung  in 
Grafschaften  und  Städten,  Oberaufsicht  Ober  die  traditionelle  Ver- 
waltung der  aus  dem  örtlichen  Nachbarverbande  sich  ergebenden 
Gemeinbedürfnisse  innerhalb  der  Kirchspiele :  alles  das  sind  formell 
streng  auseinander  gehaltene,  auf  ihren  historischen  Grundlagen 
getreulich  konservierte  Formationen  der  Ausübung  öffentlicher  Ge- 
walt, die  aber  vollkommen  glatt  und  ohne  Reibung  miteinander 
arbeiten  und  ineinander  greifen,  weil  sie  immer  wieder  nur  von 
denselben  gesellschaftlichen  Kräften  beherrscht  und  im 
Dienste  derselben  Interessen  gelenkt  werden.  Dadurch  aber,  dafs 
die  herrschende  Klasse  sich  als  Hüterin  der  nationalen  Bildung 
und  Tradition  fühlt  und  getragen  wird  von  dem  starken  Be- 
wufstsein  des  innerlichen  Zusammenhanges  mit  der  ganzen  Nation, 
ist  diese  Klasse  geistig  und  moralisch  befähigt,  diese  Herrschaft 
so  zu  führen,  dafs  sie  die  nationalen  Gesamtinteressen  in  ruhigen 
und  stürmischen  Zeiten,  in  einem  vor  dem  Feinde  natürlich  ge- 
sicherten Lande  mit  Staatsklugheit,  Tapferkeit  und  Macht  fördert. 
Nie  darf  man  übersehen,  dafs  es  das  von  den  Lords  und  Squires 
regierte  England  gewesen  ist,  das  im  XYIIL  Jahrhundert  zu 
dem  ungeheuren  Kolonialreich  des  „Greater  Britain"  den  festen 
Grund  gelegt  hat^  Conquistadorentum ,  Wagemut,  Unterneh- 
mungslust, kommerzielle  und  kriegerische  Tüchtigkeit  sind  ebenso 
vollwichtige  Charaktereigenschaften  der  England  regierenden  No- 
bility  und  Gentry,  als  ihr  religiöser  und  innerpolitischer  Konser- 
vatismus. Endlich  aber  ruht  dieses  ganz  merkwürdige  System  auf 
einem  mächtigen  Unterbau:  nämlich  auf  der  gerade  in  dieser 
Epoche  endgültig  allerseits  anerkannten  und  gestützten  Oberherr- 
schaft des  nationalen  Bechtsgedankens  und  der  un- 
antastbaren Autorität  seiner  berufenen  Hüter,  der 
Bichter.  Durch  die  Acte  von  1701  wurde  die  richterliche  Un- 
abhängigkeit von  der  Krone  vollständig  gesichert,  indem  die  Gehalte 
jder  Bichter  als  feste  Summe  auf  das  Budget  übernommen  wurden  und 
zugleich  der  Grundsatz  in  Kraft  trat,  dafs  die  Bichter  nicht  wie 
bisher  durante  beneplacito  regis,  sondern  auf  Lebenszeit  angestellt 
seien.  Eine  Entlassung  eines  Bichters  war  in  Zukunft  der  Krone 
nur  möglich,  wenn  sie  darum  durch  eine  von  beiden  Häusern  des 
Parlamentes  beschlossene  Adresse  ersucht  werden  sollte.  Zum 
Bichteramte   selbst  wurden,  wie  seit  Jahrhunderten,  nur  aktive 


^  Vgl.  Seeley,  Expansion  of  England  1894 
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Mrtglieder  der  Adyokatenzmft  berufen.  WenB  dieselben  auch  als 
hervorragende  Mitglieder  der  Gentry  meist  aucÄ  durch  Abstam- 
mung der  herrschenden  Klasse  angehörten,  so  war  doch  gerade 
durch  diese  organische  Zusammenfassung  des  Richterstandes  mit 
dem  Advokatenstande  seit  Jahrhunderten  eine  feste  und  geschlossene 
Tradition,  ein  so  hohes  Standesbewufstsein  geschalBfen,  dafs  eine 
bewufste  Klassenjustiz  ausgeschlossen  erschien.  Die  Erinnerung 
an  die  grofsen  historischen  Gestalten  englischer  Bichter,  deren 
mannhaftes  und  gerechtes  Wirken  mit  den  gröfsten  Momenten  der 
nationalen  Geschichte  innig  verknüpft  war,  haben  nicht  wenig  dazu 
heigetragen,  die  Stellung  und  den  Ruf  des  englischen  Richtertums 
unangetastet  von  den  Parteistreitigkeiten  des  Tages  sawie  von  dien 
Interessen  der  ihnen  social  nahe  stehenden  Klasse  zu  bewahren. 
Dies  gilt  uneingeschrAnkt  von  den  Mitgliedern  der  grofisen  Central- 
gerichtshöfe;  minder  objektiv  mufste  sich  aber  notwendigerweise 
die  Stellung  und  das  Wirken  der  Organe  der  Lokalverwaltung,  der 
Friedensrichter  gestalten.  In  den  Städten  fahrte  die  Verknüpfung 
derselben  mit  den  Korporationsämtern  naturgemäfs  zu  fortwähren- 
den Konflikten  zwischen  dem  Interesse  der  städtischen  Oligarchie, 
der  sie  angehörten,  und  den  Anforderungen  der  Gerechtigkeit, 
In  den  Grafschaften  entwickelte  sich  durch  die  vorhin  geschilderte 
Beseitigung  der  administrativen  Oberaufsicht  eine  Art  von  patri- 
archalischem, unkontrolliertem  Regiment  der  Grofsgrundbesitzer 
und  der  Gentry  über  die  ländlichen  Massen.  Die  unausweichliche 
Folge  davon  ist  eine  Klassenjustiz  und  Klassenverwaltung  ge- 
wesen, die  überall  dort  hervortrat,  wo  materielle  Interessen  der 
in  den  Friedensrichtern  herrschenden  Klasse  in  Frage  kamen.  Am 
schärfsten  zeigte  sich  dies  in  der  strengen,  ja  grausamen  Hand- 
habung der  Eigentumsgesetze,  des  Jagdrechtes  und  in  der  Juris- 
diktion gegen  Waldfrevel  und  Wilddiebstähle.  Im  übrigen  sind  die 
Klagen  über  egoistische  und  hartherzige  Handhabung  der  Game 
LawB  bis  zum  heutigen  Tage  nicht  verstummte  Seit  Wilhelm' 
dem  Eroberer  bis  auf  die  Gegenwart  ist  die  Vexation  der  länd- 
lichen Bevölkerung  durch  die  auf  ihr  Jagdrecht  eifersüchtigen 
Grundherren  eine  der  Hauptbeschwerden,  die  gegen  die  Juris- 
diktion der  Justices  of  Peace  vorgebracht  werden;  aber  auch  ab- 
gesehen von  diesen  grellsten  Erscheinungen  der  Klassenjustiz  traten 
im  Laufe'  des  XVTII.  Jahrhunderts  in  Stadt  und  Grafbchaft  immer 
mehr  €Be  schweren»  Schäden  hervor,  die  aus  einer  vollständig  aus- 


>  Tgl.  ÖAB  Citat  bei  Roylance  Kent,  The  English  Radicals  p.  149. 
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gebildeten  Klassenregierung  sich  ergeben  mufsten.  Wie  schlierslich 
dieses  ganze  System  in  einer  Reihe  von  lebenswichtigen  Fragen 
der  Verwaltung  zu  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts  innerlich  voll- 
ständig zusammengebrochen  ist,  darauf  werden  wir  im  nächsten 
Abschnitte  ausführlich  zurückkommen. 

Was  aber  bei  dieser  Organisation  der  öffentlichen  Gewalt  als 
besonderes  charakteristisches  Merkmal  dafür  erscheint,  dafs  sie 
die  Organisation  der  Herrschaft  einer  einzigen  Klasse  vor- 
stellt, ist  der  Mangel  jeder  regelmäfsigen  und  wirksamen  Eontrolle 
über  die  Thätigkeit  ihrer  einzelnen  mit  öffentlichen  Funktionen 
betrauten  Verwaltungsorgane.  Die  innere  Landesverwaltung  er- 
scheint vollständig  lokalisiert,  d.  h.  von  jeder  administrativen 
Einmischung  eines  centralen  Willensfaktors  unabhängig  gestellt,  so- 
wohl in  Bezug  auf  die  Durchführung  der  Gesetze  als  auf  die  Recht- 
sprechung in  Polizeisachen;  wohl  sind  andererseits  den  die  Lokal- 
verwaltung führenden  Kollegien  die  Hände  vielfach  gebunden 
durch  die  Kompetenz  des  Parlamentes  und  sie  besitzen,  wie  wir 
wissen,  keine  allgemeine  Vollmacht  zu  Verordnungen  oder  zur 
Schaffung  von  Verwaltungseinrichtungen  unter  Benutzung  öffent- 
licher Gelder  ohne  Bewilligung  des  Parlamentes;  aber  die  Identität 
der  das  Parlament  beherrschenden  gesellschaftlichen  Elemente  mit 
den  Funktionären  der  Lokalverwaltung  liefs  diese  Abhängigkeit 
praktisch  wenig  oder  gar  nicht  fühlen.  Ob  man  nun  Local  Bills 
im  parlamentarischen  Committee  erledigte,  oder  im  Unterhause 
neue  Gesetze  beriet,  oder  in  den  Quarter  Sessions  administrierte: 
immer  blieb  man  dabei  unter  sich,  immer  sind  es  dieselben 
Menschen,  der  Klasse  und  oft  auch  der  Person  nach,  die  in  diesen 
verschiedenen  Wirkungskreisen  fungieren. 

Insofern  nicht  etwa  ein  durch  die  Reichsgerichte  geschütztes  Inter- 
esse in  Frage  kommt,  giebt  es  also  keine  Kontrolle  der  Jurisdiktion 
und  Administration  der  die  lokale  Verwaltung  führenden  Kollegien, 
die  einem  aufserhalb  der  herrschenden  Klasse  stehenden  Faktor 
eine  Ingerenz  ermöglichen  würde.  Zugleich  ist  damit  auch  die 
Kirchspielsverwaltung  völlig  in  dem  lokalen  Herrschaftskreise  der 
Landed  Gentry  eingeschlossen.  Parochial  affairs  —  und 
darin  sind  fast  alle  Agenden  der  inneren  Verwaltung 
des  XVIII.  Jahrhunderts:  Armenwesen,  Polizei,  Heimatsrecht  so- 
wie das  gesamte  Lokalsteuerwesen  mit  inbegriffen  —  dringen  nur 
in  seltenen,  zu  wahren  Landesbeschwerden  gediehenen  Ausnahms- 
fÄllen  über  das  Gebiet  der  Grafschaft  oder  der  mit  eigenen  Quarter 
Sessions  versehenen  Stadtkorporation  hinaus.     So  bleibt  nur  ein 
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einziger  Faktor  der  kritischen  Überwachung  der  Verwaltung  übrig : 
nämlich  die  allerdings  an  Zahl  sehr  geringen,  unabhängigen  Mit- 
glieder des  Unterhauses,  die  von  den  wenigen  städtischen  Wahl- 
kreisen mit  realen  Wählerschaften  entsendet  wurden.  Wie  erfolg- 
reich und  ihr  numerisches  Gewicht  an  Bedeutung  weit  übersteigend 
die  Thätigkeit  dieser  Männer  gewesen  ist,  seitdem  in  England 
eine  öffentliche  Meinung  über  innere  Politik  in  weiteren  Schichten 
sich  zu  bilden  begonnen  hatte,  darauf  werden  wir  im  nächsten  Ab- 
schnitte näher  hinweisen  können ;  neben  ihnen  aber  und  bald  auch 
im  gemeinsamen  Wirken  mit  diesen  wirklichen  Volksvertretern 
beginnt  die  öffentliche  Meinung  und  ihre  in  der  periodischen 
Litteratur  niedergelegte  Kritik  zu  immer  gröfserer  Bedeutung  auf- 
zusteigen sowohl  in  Bezug  auf  die  Politik  des  Landes  überhaupt, 
wie  insbesondere  auf  die  Bekämpfung  von  Mängeln  und  Mifs- 
ständen  in  der  Verwaltung  und  von  socialen  Übeln.  Im  Jahre 
1695  ist  für  alle  Zeit  die  Präventiv-Censur  in  England  erloschen 
und  so  ist  das  XVIII.  Jahrhundert  das  erste  Saeculum  der  freien 
Meinungsäufserung  in  Presse  und  Litteratur  geworden,  wenn  auch 
immer  noch  bis  zu  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts  Kämpfe  im 
Einzelnen  notwendig  wurden,  um  diese  Garantie  der  bürgerlichen 
Freiheit  zu  sichern*.  Von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  wird  der  steigende 
Einflufs  dieses  Faktors  bemerkbar.  Vornehmlich  ist  bei  der  völligen 
Eonzentrierung  des  ganzen  politischen,  justiziellen  und  admini- 
strativen Getriebes  in  London  die  Thatsache  von  folgenschwerer 
Bedeutung  gewesen,  dafs  die  Londoner  Wahlbezirke  zu  jenen 
wenigen  gehörten,  in  welchen  auch  im  XVIII.  Jahrhunderte  eine 
wirkliche  Volkswahl  der  Abgeordneten  stattfand.  Hier  fand  daher 
die  politische  Presse,  die  natürlich  gleichfalls  fast  ausnahmslos  in 
London  ihren  Schwerpunkt  hatte,  einen  geeigneten  Resonanzboden ; 
und  so  bildete  der  Ausfall  der  Londoner  Wahlen  im  XVIII.  Jahr- 
hundert bald  das  wichtigste  Merkzeichen  für  die  wirkliche  Meinung 
der  Volksmassen,  d.  h.  vor  allem  der  Schichte  des  industriellen 
und  kommerziellen  Mittelstandes,  die  samt  ihren  Interessen  sonst 
hinter  dem  politischen  Parteikampf  des  Adels  und  der  Gentry,  der 
die  ganze  Bühne  des  politischen  Lebens  ausfüllte,  verschwand.  Von 
London  aus  hat  denn  auch  das  erste  Eingreifen  neuer  politischer 
Machtfaktoren,  aus  der  Tiefe  des  socialen  Lebens  heraus  wirkender 


'  über  die  definitive  Aufhebung  der  Censur  im  Jahre  1695  vgl.  Goldwin 
Smith,  op.  cit.  11.  p.  114  und  das  inhaltsvolle  Buch  von  Collet,  History  of 
Taxes  on  Knowledge,  1899,  Vol.  I.  p.  1—7. 
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socialer  Kräfte,  und  damit  der  grofse  Prozefs  der  Regeneration  des 
jenglischen  Staatswesen  seinen  Ausgang  genommen. 

Wir  haben  im  Vorhergehenden  zu  erkennen  versucht,  welche 
tiefgreifende  Veränderung  der  gesamte  Organismus  der  öffentlichen 
Gewalt  und  Administration  durch  die  Ausbildung  des  parlamentari- 
schen Regierungssystems  erfahren  hat  und  wir  haben  erkannt,  dafs 
sich  diese  Umgestaltung  vollzog,  ohne  dafs  äufserlich  irgend  eines 
der  bestehenden  staatlichen  Organe  beseitigt  oder  in  seinen  Funktionen 
beschränkt  worden  wäre;  vielmehr  gerade  dadurch,  dafs  die  wirt- 
schaftlich und  social  herrschende  Klasse  die  historischen  Institu- 
tionen der  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  von  denen  sie  seit  der 
Vertreibung  der  Stuarts  uneingeschränkten  Besitz  ergriffen,  konser- 
vativ festgehalten  und  sich  dienstbar  gemacht  hat.  Auf  diese 
Weise  ist  der  Geist  und  das  Wesen  dieser  Institutionen  so  sehr 
von  den  Ideen,  Vorurteilen  und  Interessen  der  herrschenden  Klasse 
durchsetzt  worden,  dafs  am  Ende  dieser  Entwicklung  die  zur  Ab- 
wehr absolutistischer  Bestrebungen  der  Krone  durch  Jahrhunderte 
ausgebildeten  Rechtsinstitute  und  Staatsorgane  fast  nur  mehr 
als  Befestigungen  und  Schutzwehren  der  ökonomisch  und  social 
herrschenden  Klasse  gegenüber  der  Masse  der  Bevölkerung  er- 
scheinen. Wie  nun  zugleich  mit  dieser  inneren  Entartung  der 
Institutionen  doch  auch  wieder  neue  politische  Ideen,  neue  staat- 
liche und  gesellschaftliche  Kräfte,  durch  eine  beispiellose  wirt- 
schaftliche Hebung  der  Nation  hervorgebracht  und  gefördert,  an 
die  Oberfläche  des  politischen  Lebens  gelangt  sind  und  nun  wieder 
auf  das  ganze  Gefüge  des  englischen  Staatsorganismus,  in  erster 
Linie  aber  auf  die  Organisation  der  Verwaltung  und  deren  Funktion 
auf  das  tiefste  abändernd,  ja  revolutionär  eingewirkt  haben,  das 
ist  der  Gegenstand,  dem  wir  uns  im  nächsten  Abschnitte  zu- 
wenden. 
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Die  Entstehung  des  englischen  Radikalismus  und  dessen 
Einwirkung  auf  Verfassung  und  Verwaltung  \ 


I. 

Die    historische  Verfassung  Englands  war,    wie  im  Vorher- 
gehenden dargestellt  wurde,  im  Laufe  des  XVIII.  Jahrhunderts 


^  Zu  den  in  Anm.  1  des  vorigen  Abschnittes  genannten  allgemeinen  ge- 
schichtlichen und  rechtsgeschichtlichen  Werken  kommen  hier  die  folgenden 
Bacher  aber  die  poUtische  Geschichte  der  neuen  Zeit  und  des  Radikalismus  hinzu. 

W.  Harris,  The  History  of  the  Radical  Party  in  Parliament.    1885. 

Roylance  Eent,  The  English  Radicals,  an  Historical  Sketch.    1899. 

Spencer  Walpole,  History  of  England  since  1815.    6  vols.    1890. 

Molesworth,  History  of  the  Reform  BiU  of  1882.    (1865.) 

Will  Heaton,  Three  Reforms  of  Parliament    1885. 

Harriet  Martineau,  History  of  England  during  the  Thirty  Years  of 
Peace.    I.  H.    1850. 

Holland  Rose,  The  Rise  of  Democracy.    1897. 

Henry  Jephson,  The  Platform:  Its  Rise  and  Progrefs.    I.  H.  1892. 

Samuel  Bamford,  Passages  in  the  life  of  a  Radical.     1844. 

Ramsden  Balmforth,  Some  Social  and  Political  Pioneers  of  the 
19.  Century.    1900. 

Far  die  Entwicklung  der  radikalen  Ideen  sind,  abgesehen  von  den  littera^. 
Tischen  Abschnitten  bei  Lecky,  Roylance  Kent  und  den  Biographien  in 
dem  Dictionary  of  National  Biography  die  eigenen  Schriften  der  Radikalen  und! 
ihrer  Gegner  benutzt:  Locke,  Two  Treatises  on  Government  (Ausgabe  von 
1713).  Eine  sorgfaltige  Darstellung  von  Lockes  Leben,  Wirken  und  Schriften 
giebt  Fechtner,  John  Locke  (Stuttgart  1898). 

ßurke,  Works  and  Correspondence.    I— VIII.    Library  Edition  1881. 

Price,  Qbservations  on  Civil  Liberty.    1776. 
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ZU  einem  von  der  grundbesitzenden  Aristokratie  und  deren  socialem 
Anhange,  der  Gentry,  in  allen  ihren  Teilen  beherrschten  Mechanis- 
mus geworden. 

Alle  Institute  des  Staates,  sowohl  die  der  Centralregierung 
dienenden  Organe  als  die  Einrichtungen  der  Lokalverwaltung 
waren  von  dem  Geiste  der  herrschenden  Klasse  durchsetzt  und 
funktionierten  in  dem  Sinne  und  in  der  Weise,  wie  dies  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Interessen  der  herrschenden  Klasse  vornehmlich  be- 
stimmt erschien.  Insolange  nun  diese  Interessen,  abgesehen  von  dem 
rein  persönlichen  Machtinteresse  der  die  herrschende  Klasse  bilden- 
den socialen  Elemente  mit  den  Gesamtinteressen  der  Nation  parallel 
liefen,  mochte  dieses  Regierungssystem  sich  ruhig  entwickeln  und 
seine  Wurzeln  tiefer  schlagen.  Die  Aristokratie,  welche  mit  der 
Vertreibung  der  Stuarts  die  Verfassung  und  die  Staatskirche  vor 
der  drohenden  Gefahr  eines  absolutistischen  Gottes  Gnaden-König- 
tums gerettet  hatte,  durfte  mit  Recht  auf  Grund  dieser  That  sich 
als  den  berufenen  Repräsentanten  der  ganzen  Nation  und  ihrer 
höchsten  Interessen  ansehen ;  aber  nicht  nur  politisch,  sondern  auch 
ökonomisch  war  dies  der  Fall. 

Am  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  war  England  im  Grunde 
genommen  noch  immer  ein  Agrikulturstaat  und  die  Bevölkerung 
social  noch  immer  wenig  dilBferenziert.    Die  Kraft  des  Staates  lag 


Bentham,  Works.  Edited  by  Bowring.  I— XL  1862.  Hierzu  Montague, 
Benthams  Fragment  on  Government    1891. 

R.  y.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratur  der  Staatswissenschaften. 
I— m.    1858. 

Paine,  The  Rights  of  Men  1790.  Hierzu  die  Monographien  John  Morleys 
über  Burke  und  Rousseau. 

Godwin,  Inquiry  conceming  Political  Justice:  1796.    I.  II. 

Eine  allgemeine  Darstellung  der  politischen  Ideenentwicklung  in  England 
versucht  Graham,  English  Political  Philosoph j  from  Hobbes  to  Maine,  1899, 
in  sechs  Essays,  von  denen  sich  je  eines  mit  Hobbes,  Locke,  Burke,  Bentham, 
Mill  und  Maine  beschäftigt. 

Die  wertvollste  Bereicherung  der  in  den  letzten  Jahren  ansehnlich  ver- 
mehrten englischen  Litteratur  über  die  Entwicklung  des  Radikalismus  bedeutet 
das  vortrefiPliche  Buch  von  Graham  Wallas,  The  Life  of  Francis  Place, 
1898.  Dasselbe  verwertet  die  riesige  Masse  der  von  diesem  merkwürdigen 
Manne  hinterlassenen,  im  British  Museum  bewahrten  Briefe  und  Papiere,  der 
„Place  Papers**,  sowie  der  vom  Verfasser  aufgefundenen  autobiographischen 
Aufzeichnungen  und  Briefe  des  „radikalen  Schneiders",  dessen  Einflufs  auf 
die  innere  Politik  Englands  während  der  ersten  Jahrzehnte  des  Jahrhunderts 
erst  jetzt  vollauf  gewürdigt  werden  kann.  Vgl.  auch  Beatrice  and  Sidney 
Webb,  Geschichte  der  Trade-Ünions  (deutsche  Ausgabe).    1895,    S.  73—78. 
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auf  dem  flachen  Lande  und  in  der  Landwirtschaft;  aufser  London, 
wo  die  Schiffahrts-  und  Handelsinteressen  der  Nation  fast  voll- 
ständig konzentriert  waren,  gab  es  damals  kaum  irgend  ein  be- 
deutendes städtisches  Gemeinwesen,  dem  entsprechend  auch  kein 
Bürgertum  von  selbständiger  Bedeutung  gegenüber  dem  Grofs- 
gmndbesitze. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint  die  Grofsgrundbesitzerklasse 
jener  Zeit  als.  der  natürliche  Führer  der  Nation.  Darum  ertrug 
denn  das  Volk  auch  ruhig,  was  als  Eonsequenz  der  durch  die 
Kevolution  vollzogenen  Änderung  hervortrat:  den  Wechsel  der 
Dynastie,  die  rasch  emporgekommene  Gewalt  der  grofsen  Whig- 
familien  in  Staat  und  Gesellschaft  und  die  von  dieser  letzteren  ge- 
führte innere  und  äufsere  Politik.  Das  Buhebedürfnis  der  Massen 
nach  den  schweren  Kämpfen  des  XVII.  Jahrhunderts  und  die 
langsam  auf  den  alten  Grundlagen  fortbauende  Entwicklung  der 
wirtschaftlichen  Kultur  des  Landes  verstärkten  die  der  Nation 
eigenen  konservativen  Tendenzen.  So  konnte  es  geschehen,  dafs 
die  grofsen  Veränderungen  im  Geiste  und  inneren  Wesen  sowie 
in  der  Funktion  der  Verfassung  unbemerkt  und  widerspruchslos 
vor  sich  gingen,  umsomehr  als  alle  historischen  Formen  und  deren 
äufsere  Thätigkeit  unberührt  blieben,  von  dem  Träger  der  Krone 
an  bis  zum  Parish  Constable  hinab  ^ 

Das  einzige  neue  Element,  das  seit  der  „Glorious  Revolution"  in 
das  politische  Leben  Englands  offenkundig  eingeführt  worden  war, 
lag  in  dem  Begriffe  und  der  Funktion  der  Partei;  aber  auch  dieses 
bildete  zunächst  eine  der  Struktur  und  den  Anschauungen  des 
Volkes  kongruente  und  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  Eng- 
lands vollauf  begründete  Erscheinung.  Die  beiden  grofsen  Parteien 
der  Tories  und  Whigs  sind  zwar  vom  Anfange  an  im  Grunde  ge- 
nommen nur  das  Mittel  zur  Krystallisierung  zweier  um  die  zeitweilige 
Macht  im  Staate  ringenden  Gruppen  der  herrschenden  Klasse  ge- 
wesen; aber  ihrer  Entstehung  lag  unleugbar  die  Thatsache  zu- 
grunde, dafs  in  Bezug  auf  mehrere  Grundfragen  der  Begierung, 
des  öffentlichen -Lebens  und  der  Beligion  eine  scharfe  Trennungs- 
Imie  das  ganze  Volk  in  zwei  Teile  schied.  Die  beiderseitige  Auf- 
fassung von  der  faktischen  Stellung  der  Krone  und  der  Ausübung 
ihrer  Prärogative  sowie  die  Ansichten  über  die  Staatskirche  und 
die  Stellung  der  religiösen  Sekten  zu  derselben  hatte  längst  vorher 

^  Vgl.  die  ausgezeichnete  Charakteristik  jener  Zeit  bei  Goldwin  Smith, 
The  United  Kingdom,  II.  p.  154—174. 
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zwei  grofse  Parteien  im  Volke  geschaffen,  ehe  dieselben  realea 
Ausdruck  in  den  Tories  und  Whigs  gewannen.  Der  Sturz  Jakobs  II. 
hatte  diesen  G^ensatz  noch  verschärft;  denn  er  machte  die 
Tories  zu  Legitimisten  und  führte  zugleich  zu  jener  äufseren  Politik 
der  Whigs,  die  lange  Zeit  einen  neuen  und  wichtigen  Partei- 
unterschied zur  Folge  hatte.  Die  abnormen  Verhältnisse,  unter 
welchen  die  Dynastie  Hannover  sodann  den  Thron  bestieg  und  die 
dadurch  notwendig  gemachte  Erhaltung  der  Whigs  als  der  «Königs- 
macher**  an  der  Macht  bewirkte  aber,  dafs  der  Einflufs  des  Partei- 
wesens auf  die  Funktion  von  Parlament ,  und  Verwaltung  nur 
wenig  hervortrat.  Dem  zeitgenössischen  Beobachter  erschien  nicht 
minder  wie  dem  rückblickenden  Forscher  das  England  Georgs  I. 
und  Georgs  II.  als  ein  von  den  Grofsgrundbesitzem  und  den  in  Kirche, 
Advokatenzunft  und  den  sonstigen  liberalen  Berufen  wirkenden 
Gentlemen  regiertes  und  verwaltetes  Land ,  wobei  ein  Bruchteil  der 
herrschenden  Klasse,  der  die  endgültige  Vertreibung  der  alten 
Dynastie  nicht  anerkennen  wollte,  sich  teils  selbst  von  der  Teil- 
nahme an  der  Regierung  ausschlofs,  teils  geflissentlich  durch  die 
als  Whigs  organisierte  Mehrheit  der  herrschenden  Klasse  mit 
Hilfe  des  parlamentarischen  Wahlmechanismus  von  der  Macht 
zurückgehalten  wurde. 

War  also  die  englische  Verfassung  zu  der  in  jeder  Hinsicht 
wohl  begründeten  und  gefestigten  Organisation  der  ökonomisch 
mächtigsten  Klasse  geworden,  so  war  damit  auch  bezeichnet,  an 
welchem  Punkte  dem  so  geschaffenen  ßegierungssystem  Abänderung 
drohte  und  drohen  mufste.  Erstens  war  es  unvermeidlich,  nach- 
dem der  Schwerpunkt  dieses  ßegierungssystems  in  dem  socialen  und 
ökonomischen  Übergewichte  der  Grofsgrundbesitzerklasse  lag,  dafs 
eine  tiefgehende  Veränderung  der  wirtschaftlichen  und  gesellschaft- 
lichen Struktur  der  Nation  dieses  Übergewicht  gefährden  mufste, 
indem  sie  neue  Machtfaktoren  innerhalb  der  Nation  schuf,  deren 
Interessen  nicht  mehr  mit  denen  der  herrschenden  Klasse  parallel 
liefen.  Zweitens  war  die  allgemeine  politische  Gesamtanschauung, 
auf  welcher  das  System  der  aristokratischen  Parlamentsherrschaft 
beruhte  und  die  in  der  zur  Zeit  der  zweiten  Bevolution  aus- 
gebildeten Staatslehre  Lock  es  wurzelte,  einer  tiefgreifenden  Um- 
bildung ausgesetzt  und  damit  die  organische  Verbindung  der 
herrschenden  Klasse  mit  den  Anschauungen  der  Intelligenz  von 
Staat  und  Staatsgewalt  mit  völliger  Auflösung  bedroht.  Schliefs- 
lich  war  es  möglich,  dafs  das  Königtum  noch  einmal  sich  als  aus- 
schlaggebenden Faktor  zur  Geltung  zu  bringen  vermochte,  indem 
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es  anstatt  gegen  die  Verfassung  anzukämpfen,  nunmehr  versuchte, 
die  durch  das  Parteiwesen  und  die  Korruption  des  parlamentari- 
schen Mechanismus  verursachte  innere  Entartung  der  Verfassungs- 
einrichtungen zu  seinen  eigenen  Zwecken  zu  benutzen. 

Thatsächlich  ist  in  allen  drei  Eichtungen  der  Widerstand 
gegen  das  herrschende  System  hervorgebrochen,  und  zwar  fast  zu 
gleicher  Zeit.  Den  äufseren  Anstofs  dazu  hat  aber  Georgs  IIL 
persönliche  Politik  und  sein  starrsinniges  Bemtlhen,  seinen  Willen 
in  der  Kegierung  durchzusetzen,  kurze  Zeit  nach  seinem  Regierungs- 
antritte gegeben.  Dieser  Versuch  traf  zusammen  mit  den  ersten 
Erscheinungen  einer  grofsen  wirtschaftlich-socialen  Umgestaltung 
einerseits,  einer  tiefgehenden  Erneuerung  des  geistigen  Lebens 
und  der  politischen  Ideen  der  intellektuellen  Schichten  der  Nation 
andererseits.  Mit  Georg  III.  war,  nachdem  unter  seinen  beiden 
Vorgängern  England  von  landesfremden  Fürsten  nominell  beherrscht 
worden  war,  zum  erstenmal  wieder  ein  als  Engländer  sich  fühlender 
König  auf  den  Thron  gelangt.  Dies  und  nicht  minder  der  Um- 
stand; dafs  mit  dem  unglücklich  verlaufenen  schottischen  Auf- 
stand des  Prätendenten  im  Jahre  1745  die  Sache  der  Stuarts  end- 
gültig auch  von  den  bisher  noch  legitimistisch  gesinnten  ländlichen 
Massen  und  konservativen  Squires  aufgegeben  erschien,  hatte  zur 
Folge,  dafs  zugleich  mit  dem  Regierungsantritte  Georgs  IIL  eine 
mächtige  Loyalitätsbewegung  allenthalben  sich  kund  that,  und  dafs 
nunmehr  die  Torlos  darauf  verzichteten,  sich  als  Legitimisten 
von  Hof  und  Regierung  fernzuhalten.  Mit  dem  Aufhören  der 
dynastischen  Frage  war  aber  der  tiefste  Unterschied  zwischen 
Tories  und  Whigs  beseitigt;  die  eingetretene  Stimmung  religiöser 
Toleranz  und  der  Indifferentismus  in  den  höheren  Klassen 
wirkte  gleichfalls  in  der  Richtung  der  Abschwächung  des  Partei- 
gegensatzes. So  war  seit  den  letzten  Tagen  Georgs  IL  das 
herrschende  System  der  parlamentarischen  Parteiregierung  immer 
mehr  und  mehr  in  seiner  wahren  Natur  als  oligarchische 
Klassenherrschaft  hervorgetreten.  Indem  nun  Georg  III.  anfangs 
mit  Erfolg  auf  diese  Momente  sich  stützend,  es  unternahm,  die 
parlamentarische  Regierungsweise  zur  Förderung  seiner  persön- 
lichen Herrschermacht  auszunützen,  zu  diesem  Zwecke  sich  vor 
allem  der  schon  Georg  II.  unerträglich  gewordenen  Vormundschaft 
der  grofsen  Whigführer  zu  entziehen  und  die  Tories  zur  Regierung 
zu  bringen  wufste,  brachte  er  zunächst  die  Wirkung  hervor,  dafs 
nunmehr  das  Scheinwesen  der  historischen  Parteiung 
innerhalb   der   herrschenden  Klasse   zum   erstenmal 
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klar  hervortrat;  in  weiterer  Folge  rief  er  aber  hervor,  was 
ihm  und  seinen  Ratgebern  gewifs  am  wenigsten  am  Herzen  lag: 
die  durch  Georgs  III.  Politik  fast  mit  einem  Schlage  vollzogene 
Blofslegung  des  korrupten  Parlamentsmechanismus  gab  Anlafs 
zum  Hervortreten  neuer,  und  zwar  demokratischer  Ideen  und  Be- 
wegungen, welche  dem  Königsregimente  ebenso  wie  der  parlamen- 
tarischen Oligarchie  oppositionell  entgegentraten  ^ 

So  ist  Georg  III.  wider  seinen  Willen  zum  Erwecker  dessen 
geworden,  was  zum  erstenmal  seit  Hampdens  und  Cromwells  Zeit 
wieder  die  Masse  der  Bevölkerung  Englands  in  politische  Er- 
regung, die  staatlichen  Anschauungen  allenthalben  im  Lande  mächtig 
in  Flufs  brachte  und  als  unwiderstehlicher  Gegner  die  völlige  Be- 
seitigung des  gerade  in  Georg  III.  und  seiner  Zeit  verkörperten 
Ancien  regime  nach  sich  gezogen  hat:  nämlich  des  politischen 
Radikalismus  und  der  von  ihm  verkündigten  Idee  der 
modernen  repräsentativen  Demokratie.  Die  ganze  ge- 
waltige Revolution,  die  sich  in  dem  klassischen  Lande  der  bürger- 
lichen Freiheit  und  des  unerschütterlichen  Rechtsgefühles  friedlich 
vollzogen  hat,  die  Umgestaltung  des  Wesens  und  des  Geistes  der 
Verfassung  in  solcher  Weise,  dafs  sie,  ohne  auch  nur  in  irgend 
einem  organischen  Gliede  verletzt  oder  abgeändert  zu  werden,  aus 
einem  Herrschaftswerkzeuge  der  aristokratischen  Besitzklasse  zu 
einem  Mechanismus  der  Selbstregierung  des  Volkes  wurde,  ist 
nichts  anderes  als  die  konsequente  Fortbildung  und  Folgewirkung 
der  politischen  Bewegung,  die  ausgelöst  worden  ist  unmittelbar 
durch  Georgs  III.  Eingreifen  in  die  innere  und  äufsere  Politik 
des  Landes.  Die  Geschichte  der  modernen  englischen  Demokratie 
überhaupt  ist  in  ihrem  ersten  Stadium  identisch  mit  der  Geschichte 
dieser  Bewegung,  mit  der  Entwicklung  des  Radikalismus.  Deren 
erste  Phase  besteht  in  der  Abwehr  der  verfassungverletzenden 
Eingriffe  des  korrupten  Parlamentes  von  aufsen  her  durch  den 
Druck  der  öffentlichen  Meinung  und  in  der  Aufstellung  eines  neuen 
politischen  Ideales;  die  zweite  Phase  in  dem  ersten  bald  mifs- 


^  Über  die  Entstehung  der  zwei  historischen  Parteien  und  das  Princip 
der  Parteiregierung  vgl.  Macaulay,  History  of  England  I.  eh.  I— III;  Goldwin 
Smith  op.  cit.  IL  p.  45;  Harris  op.  cit  p.  13,  91.  Daraber,  wie  wenig 
diese  Parteiunterschiede  in  den  Augen  einsichtiger  Politiker  in  verschiedenen 
Epochen  bedeuteten,  vgl.  die  Citate  bei  Roylance  Kent  op.  cit.  p.  9—11, 
16  Anm. 

Eine  ausführliche  Geschichte  des  Partei wesens  giebt  Wingrove  Cooke 
in  seiner  History  of  Parties,  I — III. 
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limgenen  Versuche,  dieses  nach  dem  Beispiel  der  französischen 
Vorgänge  rasch  zu  geschichtslosem  Jakobinismus  hinaufgeschraubte 
Ideal  praktisch  zu  verwirklichen;  die  dritte  Phase  bringt  das 
Wiederanknüpfen  der  in  20jähriger  Eriegszeit  abgerissenen  Fäden 
des  politischen  Radikalismus  und  die  praktische  Formulierung  des 
von  diesem  getragenen  Gedankeninhaltes  zu  einem  Programm 
grundlegender  Parlaments-  und  Verfassungsreform.  Mit  der  Durch- 
fahrung dieser  letzteren  Aufgabe  in  Gestalt  der  Reform  Bill  des 
Jahres  1832  ist  diese  dritte  Phase  des  politischen  Radikalismus 
und  zugleich  die  erste  grofse  Epoche  der  demokrati- 
schen Entwicklung  Englands  abgeschlossen;  von  da 
ab  tritt  als  der  zweite  grofse  Faktor  in  der  Ausbildung  der 
Demokratie  die  Arbeiterbewegung  und  als  ein  Hauptelement 
derselben  der  Einflufs  des  Socialismus  hervor.  Aber  auch  in  dieser 
zweiten  bis  zur  Gegenwart  reichenden  Epoche  der  englischen 
Demokratie  hat  bis  in  die  letzten  Jahre  hinein  der  politische  Radi- 
kalismus die  geistige  Führerschaft  auch  der  Arbeiterklasse  gegen- 
über besessen  und  hat,  gestützt  auf  die  politische  und  genossen- 
schaftliche Organisation  der  Massen  es  verstanden,  die  jeweils 
herrschende  Klasse  immer  stärker  mit  seinen  Ideen  zu  durchsetzen, 
Schritt  für  Schritt  die  öffentliche  Meinung  zu  Gunsten  derselben 
zu  gewinnen  und  durch  den  so  gesteigerten  Druck  den  Ausbau 
der  Verfassung  und  Verwaltung  im  demokratischen  Sinne  auf 
rein  gesetzlichem  Wege  herbeizuführen. 

Dieser  Werdegang  prägt  sich,  —  um  dies  gleich  hier  voran- 
zuschicken —  gleichsam  auf  die  kürzeste  Formel  reduziert, 
am  deutlichsten  aus  in  der  stetigen  Erweiterung  des  Parlaments- 
wahlrechtes. Niemals  hat  sich  auf  dem  Gebiete  praktisch-politi- 
scher Agitation  die  Thätigkeit  der  radikalen  Elemente  von  dem 
Angriffspunkte  entfernt,  der  ihr  durch  die  Geschichte  der  Nation 
gegeben  war,  von  dem  Parlamente.  Von  allem  Anfange  an  ist  der 
politische  Radikalismus,  abgesehen  von  der  kurzen  Phase  der 
jakobinischen  Revolutionsströmung  zwischen  1789  und  1795  nicht 
darauf  ausgegangen,  mit  der  historischen  Landesverfassung  zu 
brechen,  etwas  völlig  Neues  an  deren  Stelle  zu  setzen;  sondern  die 
praktische  Agitation  der  Radikalen  gab  sich  von  Anbeginn  als 
eine  Agitation  für  Reform  des  Bestehenden,  für  Abänderung  der 
Verfassung  durch  teilweise  Abtragung  des  Veralteten,  teilweisen 
Neubau,  und  zwar  in  erster  Linie  gerichtet  auf  die  Reform  des 
Parlamentes.  Ziel  und  Taktik  des  Kampfes  sind  so  von  vorn- 
herein gegeben  und  sind  darum  seit  dem  letzten  Viertel  des  vorigen 
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Jahrhunderts  bis  auf  die  Gegenwart  im  wesentlichen  gleichgeblieben. 
Das  Streben  der  radikalen  Führer  war  dauernd  darauf  gerichtet, 
mit  Hilfe  der  bestehenden  Verfassung  und  des  geltenden  Rechtes 
schrittweise  eine  Steigerung  des  demokratischen  Elementes  im 
Parlamente  herbeizuführen  und  so  die  Waffe  für  den  Kampf  gegen 
wirtschaftliche  und  sociale  Machtinteressen  auf  friedlichem  Wege 
zu  erlangen.  Während  nun  die  Grundlage  dieser  demokratischen 
Entwicklung,  die  erste  Reform  Bill  selbst, der  damals  herrschen- 
den Oligarchie  nur  durch  eine  Volksbewegung  abgerungen  werden 
konnte,  die  knapp  einen  Schritt  vor  dem  Ausbruche  der  Revolution 
durch  Nachgiebigkeit  seitens  der  herrschenden  Klassen  zum  Stehen 
gebracht  worden  ist,  sind  die  späteren  Wahlreformen  durch  das 
Parlament  selbst  ohne  jede  erregte  Agitation  im  Lande,  zuletzt 
selbst  ohne  dafs  ein  nennenswerter  Druck  von  aufsen  auf  das 
Parlament  geübt  worden  wäre,  konzediert  worden.  Sowohl  1867 
als  1884  ist  die  Erweiterung  des  parlamentarischen  Wahlrechtes 
und  damit  deren  Konsequenz,  die  Demokratisierung  der  Verfassung 
in  ihren  Wurzeln  von  den  im  Parlamente  herrschenden  Elementen 
beider  Parteien  aus  freien  Stücken  vorgenommen  worden.  Darin 
liegt  einer  der  grofsen  und  charakteristischen  Züge  für  die  eigen- 
artige Entwicklung  der  politischen  Demokratie  Englands ;  zugleich 
auch  ein  Zeugnis  für  die  tiefe  Einsicht  in  die  Bedingungen 
moderner  staatlicher  Thätigkeit,  für  den  unzerstörbaren  Common 
Sense  in  allen  Schichten  der  Nation  und  für  die  wahre  Staats- 
klugheit, welche  der  traditionell  herrschende  Faktor  Englands,  der 
grundbesitzende  Adel,  nicht  minder  als  die  Vertreter  der  industriellen 
Besitzklasse  immer  wieder  bewiesen  habend 

Es  ist  nun  im  vorliegenden  Falle  nicht  daran  gedacht,  eine 
Geschichte  der  Demokratie  Englands  auch  nur  in  den  allgemeinen 
Umrissen  zu  geben  und  es  ist  nicht  einmal  beabsichtigt,  auch  nur 
die  Geschichte  des  politischen  Radikalismus  als  des  treibenden  Ele- 
mentes in  der  Umbildung  Englands  aus  einem  aristokratisch  regierten 
und  verwalteten  Staate  zu  einer  in  den  Formen  repräsentativer 
Demokratie  vom  Volke  selbst  getragenen  Regierung  darzustellen. 
Beides  sind  Aufgaben  von  gröfster  Bedeutung  nicht  nur  für  das 
Verständnis  des  heutigen  englischen  Staatswesens  in  seiner  legalen, 
socialen  und  ökonomischen  Struktur,  sondern  sie  sind  auch  die  unent- 
behrlichen Bestandteile  jeder  Erkenntnis  des  modernen  Staates  und 
der  Politik  als  Wissenschaft  überhaupt.  Beides  aber  sind  Aufgaben, 
die  über  das  hier  gesteckte  Ziel  weit  hinausführen ;  dieses  letztere 
besteht  blofs  darin,  zu  erkennen,  in  welcher  Weise  und  aus  welchen 
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Bedingungen  heraus  die  neuzeitliche  Lokalverwaltung  Eng- 
lands unter  der  Einwirkung  des  politischen  Radikalismus  entstanden 
ist  als  ein  lebenswichtiger  Bestandteil  der  demokratischen  Staats- 
ordnung. Wir  haben  es  also  in  erster  Linie  mit  der  Entwicklung 
politischer  und  juristischer  Ideen  und  mit  dem  inneren  Zusammen- 
hange einer  aber  zwei  Menschenalter  sich  erstreckenden  Gesetz- 
gebung zu  thun;  nur  in  zweiter  Linie  aber  mit  dem  Ablaufe  der 
hierbei  mitwirkenden  äufseren  Ereignisse.  Wir  werden  daher  im 
Nachfolgenden  vorwiegend  die  innere  Entwicklung  der  An- 
schauungen, die  in  ihrer  praktischen  Durchfahrung  die  Organi- 
sation und  Funktion  der  inneren  Verwaltung  Englands  vollständig 
regeneriert  haben,  zu  verfolgen  suchen.  Insoweit  es  zum  Ver- 
ständnisse dieser  Entwicklung  notwendig  ist,  werden  wir  auch 
deren  äufsere  Umstände  berahren  massen,  ohne  allerdings  in 
Einzelheiten  einzugehen,  und  dabei  vor  allem  die  charakteristischen 
Momente  der  socialen  und  wirtschaftlichen  Umgestaltung  hervor- 
zuheben versuchen,  in  welchen  der  letzte  Grund  und  das  Mafs  far 
die  Entwicklung  der  neuen  Ideen  in  Verfassung  und  Verwaltung 
zu  finden  ist.  Und  nun  wenden  wir  uns  zunächst  der  Entstehung 
und  Ausbildung  des  politischen  Radikalismus  zu. 

II. 

Es  ist  oben  bemerkt  worden,  daCs  den  äufseren  Anstofs  zu  der 
Erneuerung  des  politischen  Lebens  und  vor  allem  des  politischen 
Interesses  der  Massen  die  persönliche  Einmischung  Georgs  III.  in 
die  Regierung  des  Landes  gebildet  hat.  Aber  was  dieser  That- 
sache  und  den  von  ihr  hervorgerufenen  Ereignissen  zu  solch^  tiefer 
Wirkung  zu  verhelfen  vermochte,  war  vornehmlich  die  grofse  Ver- 
änderung, die  sich  inzwischen  in  England  zu  vollziehen  begonnen 
hatte,  sowohl  in  Bezug  auf  die  wirtschaftlichen  Lebensbedingungen 
der  Nation  als  auch  in  betreff  des  geistigen  Charakters  jener 
Schichten,  die  als  Repräsentanten  des  Besitzes  und  der  Bildung 
die  geistige  Fahrerschaft  der  Nation  inne  hatten. 

In  ersterer  Hinsicht  erscheint  der  Umschwung,  der  da  vor 
sich  ging,  kurz  damit  gekennzeichnet,  dafs  das  kommerzielle 
Element,  welches  naturgemäfs  mit  der  städtischen  Bevölkerung 
zusammenfiel  und  vorwiegend  in  London  seinen  Sitz  hatte,  seit 
dem  Beginna  des  XVIII.  Jahrhunderts  zu  solcher  Bedeutung  heran- 
gewachsen war,  dafs  es  sich,  seiner  Sonderinteressen  im  Staate 
wohlbewufBt,  neben  der  Landed  Gentry  und  der  Aristokratie  als  selb* 
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ständigen  politischen  Faktor  zu  fühlen  begann.  Cromwells  Naviga- 
tions-Acte  hatte  England,  das  jahrhundertelang  in  der  Schiffahrt 
hinter  den  anderen  europäischen  Küstenstaaten  zurückgeblieben 
war,  auf  den  Weg  des  See-  und  Kolonialhandels  gewiesen  und  im 
Laufe  eines  Jahrhunderts  war  sowohl  Englands  maritime  Macht, 
als  sein  überseeischer  Handel  zu  vollem  Triumphe  über  seine  Ri- 
valen, Holland,  Spanien  und  Frankreich  gelangt.  Die  unablässigen 
Kriege  mit  der  letzteren  Macht  hatten  das  erste  grofse  Kolonial- 
reich Englands  geschaffen,  durch  das  Princip  der  gesetzlichen  Ein- 
schränkung des  Handels  zu  Gunsten  des  Mutterlandes  war  der 
überseeische  Handel  Englands  aufserordentlich  stimuliert  worden; 
endlich  hatten  die  Eroberungen  Glives  und  Warren  Hastings'  in 
Indien  eine  neue  Quelle  des  Reichtums  der  englischen  Nation 
eröffnet.  Alle  diese  Faktoren  hatten  bereits  um  die  Mitte  des 
XYIII.  Jahrhunderts  eine  englische  Handelsaristokratie  geschaffen, 
die  mit  dem  grofsgrundbesitzenden ,  historischen  Adel  gesell- 
schaftlich rivalisierte  und  bald  auch  anfing,  mit  Hilfe  des  korrupten 
Wahlmechanismus  und  freigebiger  Verwendung  ihrer  neuen  Reich- 
tümer sich  Eintritt  in  das  Parlament  und  Einflufs  auf  die  Politik 
zu  verschaffen.  In  London  aber,  das  damals  noch  die  einzige  Grofs- 
stadt  des  Landes  war  und  fast  das  ganze  industrielle  und  kommer- 
zielle Interesse  Englands  in  sich  vereinigte,  war  gleichzeitig  ein 
prosperierender,  weit-  und  geschäftskundiger  mittlerer  Handels-  und 
Gewerbestand  aufgekommen,  der  als  Wählerschaft  der  Londoner 
Wahlkreise  in  seinen  Abgeordneten  das  Mittel  besafs,  praktisch  iu 
die  parlamentarische  Politik  einzugreifen.  Endlich  war  die  eng- 
lische Industrie  seit  dem  Anfange  des  XVIII.  Jahrhunderts  zunächst 
langsam  gewachsen,  um  seit  Beginn  des  letzten  Drittels  desselben 
in  raschem  Tempo  emporzukommen.  Eine  Reihe  von  Erfindungen, 
welche  die  Technik  der  Produktion  vollständig  revolutionierten, 
und  die  wirtschaftliche  Kraft  aufserordentlich  steigerten,  fallen  in 
diese  Periode.  1738  wurde  die  erste  wichtige  Verbesserung  der 
Baumwollspinnerei  gemacht.  1767  machte  Hargreaves  die  epoche- 
machende Erfindung  der  Spinning  Jenny;  1769  erfand  Arkwright 
den  mechanischen  Webstuhl,  den  Crompton  1779  verbesserte;  1785 
endlich  vollendete  Watt  seine  erste  Dampfmaschine  und  machte 
damit  zunächst  die  Textilindustrie  unabhängig  von  der  Wasserkraft. 
So  fällt  in  die  Mitte  des  Jahrhunderts  der  Beginn  des  in 
seinem  Umfange,  seiner  Schnelligkeit  und  seinen  die  ganze  Kultur 
auf  das  tiefste  beeinflussenden  Wirkimgen  unvergleichlichen  Pro- 
zesses der  Umbildung  Englands  aus  einem  Agrikulturstaate  in  den 


Digitized  by 


Google 


Die  Entsteh,  d.  engl.  Radikalisrnns  u.  dessen  Einwirk,  auf  Yerfass.  u.  Yerwalt.   81 

gröfsten  Industrie-  und  Handelsstaat  der  Welt.  Mit  dem  Einsetzen 
des  modernen  grofsindustriellen  Kapitalismus  war  auch  notwendig 
Yorknüpft  der  Beginn  einer  vollständigen  Umwälzung  der  Be- 
Yölkerungsverhältnisse,  der  gesellschaftlichen  Struktur  der  Nation 
und  ihrer  ganzen  geschichtlichen  Traditionen^. 

Auf  solche  Weise  war  zunächst  in  London  der  fruchtbare 
Boden  vorbereitet  für  das  Verständnis  und  die  Verbreitung  neuer 
gesellschaftlicher  und  politischer  Anschauungen,  die  auf  ganz 
anderem  Boden  erwachsen  waren.  Hier  tritt  uns  nun  zum  ersten- 
male  die  merkwürdige  Erscheinung  des  tiefgreifenden  Einflusses 
entgegen,  den  die  geistigen  Strömungen  Frankreichs  auf  Eng- 
land genommen  haben;  allerdings  steht  ihr  die  Erscheinung  einer 
Rückwirkung  der  englischen  Kultur  auf  die  Umgestaltung  der 
französischen  Verhältnisse  von  nicht  geringerer  Stärke  gegenüber. 
Buckle  hat  treffend  darauf  hingewiesen,  dafs  in  der  grofsen  vor- 
revolutionären Litteratur  Frankreichs  ungefähr  um  die  Mitte  des 
XVIII.  Jahrhunderts  eine  unverkennbare  Scheidelinie  zwischen 
zwei  Epochen  sich  ziehen  läfst^.  Bis  dahin  war  die  Kirche  das 
eigentliche  Angriffsobjekt  des  aus  der  neuen  Philosophie  heraus- 
entwickelten Skepticismus  gewesen.  Voltaire  steht  als  Haupt  in- 
mitten dieser  Bewegung;  seit  1750  etwa  beginnt  aber  wie  mit 
einem  Schlage  der  Skepticismus  und  die  wissenschaftliche  Kritik 
sich  wider  die  Erscheinungen  des  socialen  Lebens,  vor  allem  wider 
den  Staat  zu  richten.  Bousseau  und  der  von  ihm  gepredigte 
äufserste  naturrechtliche  Individualismus  bedeutet  den  Höhepunkt 
dieser  neuen  Gedankenrichtung.  Endlich  beginnt  aber  auch  um 
diese  Zeit  aus  der  Opposition  gegen  das  staatswirtschaftliche  System 
Colberts  und  die  unter  dessen  Herrschaft  entwickelten  Zustände 
eine  völlig  neue  Auffassung  der  Volkswirtschaft  hervorzutreten. 
Die  Physiokraten ,  an  ihrer  Spitze  Turgot,  sind  die  Träger  dieser 
neuen  Lehre  von  der  wirtschaftlichen  Freiheit,  die  ihre  Forderungen 
in  das  Schlagwort  des  „laissez-faire*'  zusammenfafst:  unablässig 
wird  von  ihnen  die  Notwendigkeit  betont  und  bewiesen,  dafs  der 
Staat  die  Fesseln,  mit  welchen  er  bisher  die  wirtschaftlichen  Kräfte 
des  Individuums  band,  allenthalben  und  vollständig  lösen  müsse. 
Diese  ganze,  neue  Gedankenwelt  begann  nun  mit  aller  Macht  nach 
England  überzuströmen.    Die  durch  den  steigenden  Reichtum  an- 


'  Spencer  Walpole  Vol.  I.  eh.  I  u.  II  p.  1 — 114;  Toynbee,  Lectures 
on  the  Industrial  Revolution  p.  27—105. 

'Buckle,  Geschichte  der  Giyilisation  Englands,  I.  S.  294 ff. 
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gewachsenen  Schichten  der  Intelligenz  und  des  Mittelstandes  nahmen 
diese  Ideen  mit  um  so  gröfserer  Begeisterung  auf,  als  gerade  in 
der  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts  nähere  Beziehungen  zwischen 
Frankreich  und  England  und  eifriger  Austausch  in  wissenschaftlicher 
und  litterarischer  Hinsicht  zwischen  beiden  Nationen  eingetreten 
war.  Und  so  fand  jede  dieser  drei  gekennzeichneten  Strömungen 
sehr  bald  auch  in  England  ihre  Vertretung.  Schon  zu  Boling- 
brokes  Zeiten  bemerkten  scharfsichtige  Beobachter  eine  grofse 
Zunahme  des  religiösen  Indiiferentismus ,  vornehmlich  in  den  ge- 
bildeten Schichten  der  Nation,  ein  Nachlassen  des  Gegensatzes 
zwischen  den  einzelnen  Bekenntnissen  des  Landes  und  eine  völlige 
Verflachung  des  Geistes  und  der  Theologie  in  der  englischen  Staatß- 
kirche.  Allerdings  ging  damit  parallel  eine  mächtige  religiöse 
Strömung  in  den  unteren  Schichten  des  Volkes  vor  sich:  das 
Werk  John  Wesleys,  des  Begründers  der  methodistischen  Sekte 
und  des  Quäkertums.  Der  ganze  Aufschwung,  den  die  nonkonfor- 
mistischen Sekten  unter  dem  nachhaltigen  Einflüsse  dieses  tief- 
religiösen Mannes  nahmen,  hatte  auch  in  gewissem  Sinne  eine  poli- 
tische Folge.  Das  starke  Hervortreten  der  Gemeinde  in  diesem 
Sekten wesen,  die  vollständige  Leugnung  alles  Priestertums  und  die 
mit  dem  Gottesdienste  dieser  Sekten  verbundenen  Massenversamm- 
lungen des  Volkes,  endlich  die  Institution  der  freien  Predigt  jedes 
Gemeindemitgliedes  —  alles  das  waren  Faktoren,  welche  den  Massen 
Englands  in  jener  Zeit  der  unbeschränkten  Herrschaft  der  Aristokratie 
in  Staat  und  Staatskirche  allein  die  Möglichkeit  freien  Zusammen- 
wirkens gewährten  und  sie  zum  erstenmal  wieder  an  demokratische 
Formen,  wenn  auch  zunächst  zu  kirchlichen  Zwecken,  gewöhnten. 
Notwendigerweise  ging  aber  infolgedessen  der  Einflufs  der  Staats- 
kirche auf  die  Massen  immer  mehr  zurück  und  immer  unverhüllter 
trat  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Herrschaftsposition  hervor,  welche 
die  regierende  Aristokratie  in  der  den  Massen  entfremdeten  Staats- 
kirche besafs^  —  Sehr  bald  begann  nun  auch  die  neue  Staats- 
und Gesellschaftslehre  der  französischen  Encyklopädisten  in  Eng- 


^  Über  die  Entwicklung  der  nonkonfonnistiscken  Sekten,  Tornehmlich  des 
Methodismus,  siehe  Lecky  op.  cit.  II.  Bd.  neuntes  Kapitel,  „Die  relig^Vse 
Wiederbelebung*^ ,  p.  563—691.  Über  den  religiösen  Indifferentismus  vgl. 
Koylance  Kent  p.  12.  unter  dem  Einflüsse  der  französischen  Litteratur, 
vor  allem  Voltaires,  wurde  auch  die  herrschende  und  gebildete  Klasse  dem 
Skepticismus  nahe  gebracht  David  Harne,  politisch  ein  Tory,  ist  einer  der 
Exponenten  dieser  Entwicklung  gewesen.  Über  den  Einflufs  des  Methodismus 
auf  das  öffentliche  Versammlungswesen  siehe  Jephson,  The  Plateform,  I.  p.  5. 
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hnd  begeisterte  Interpreten  und  Anhänger  unter  den  Gebildeten 
zu  finden,  und  dies  murste  um  so  eher  geschehen,  als  Rousseau 
im  Grunde  nichts  Anderes  gethan  hat,  als  in  England  längst 
ausgesprochene  Gedanken,  nämlich  die  von  der  grofsen  Autorität 
Lockes  getragene  naturrechtliche  Staatsdoktrin,  bis  in  ihre  letzte 
logische  Konsequenz  auszubilden. 

Die  Theorie  von  der  wirtschaftlichen  Freiheit  gelangte  in  Eng^ 
land  durch  das  Genie  eines  einzigen  Mannes  mit  einem  Schlage 
zu  gröfster  Autorität  und  zu  solcher  Vollendung,  dafs  fortan  ihr 
Siegeslauf  durch  die  Welt,  nicht  von  Frankreich,  sondern  von  Eng- 
land ausging.  Adam  Smith  gab  in  seinem  Wealth  of  Nations, 
dessen  Gedanken  er  als  Ergebnis  der  in  Frankreich  unmittelbar 
empfangenen  Eindrücke  niedergeschrieben,  eine  so  lichtvolle  ur- 
sprüngliche, litterarisch  und  sachlich  gleich  vollendete  Darstellung 
des  neuen  wirtschaftspolitischen  Gedankensystems,  dafs  der  praktische 
Einflufs  dieses  Buches  allsogleich  hervorzutreten  vermochte.  Pitt 
und  Shelburne  betrachteten  sich  als  Schüler  Smiths  und  in  dem 
1786  abgeschlossenen  Handelsvertrage  zwischen  Frankreich  und 
England  traten  auf  beiden  Seiten  die  Wirkungen  der  neuen  Lehre 
zum  erstenmal  unverkennbar  in  einer  Abschwächung  der  merkanti- 
Hßtischen  Anschauungen  hervor.  Allerdings,  auch  hier  lagen  theore- 
tische Anknüpfungspunkte  bereits  in  der  eigenen  Litteratur  Eng- 
lands vor,  die  aber  bisher  unbeachtet  geblieben;  jetzt  erst,  in  dem 
blendenden  Lichte  der  Darstellung  Adam  Smiths,  gelangte  die 
Lehre  sogleich  zu  voller  und  ui\bestrittener  Anerkennung  ^ 

Alle  diese  ideellen  Faktoren  begannen  nun  ihre  Wirksamkeit 
in  der  Richtung  der  völligen  Umbildung  der  herrschenden  An- 
schauungen über  den  Staat  zu  äufsern,  als  inzwischen  auf  dem 
ureigenen  Boden  des  englischen  Staatslebens  Ereignisse  eintraten, 
die,  obgleich  in  ihren  Anfängen  an  eine  unbedeutende  Persönlich- 
keit geknüpft,  dennoch  sofort  in  ihrer  principiellen  Bedeutung  er- 
fafst  und  zum  Anlasse  der  ersten  politischen  Volksbewegung  ge^ 
irorden  sind,  in  welcher  die  neuen  Ideen  von  Staat  und  Gesell- 
schaft bereits  deutlich  hervortraten.  Diese  Ereignisse  standen  im 
Zusammenhange  mit  der  Wahl  eines  dem  Könige  mifsliebig  ge- 
wordenen Pamphletisten,  Wilkes,  zum  Mitgliede  des  Unterhauses 
für  deor  Londoner  Wahlbezirk  Middlesex.  Mit  Verletzung  allen 
Rechtes  und  unbestreitbarem  Bruche  der  Verfassung  erklärte  das 


^  Vgl.  Toynbee   op.   cit.  p.  72 — 85;  Ingram,   Geschichte   der  Volks- 
wirtschaftslehre, 1891. 

6* 


Digitized  by 


Google 


84  Zweiter  Abschnitt. 

servile  Parlament,  dem  Könige  zu  Gefallen,  Wilkes  als  unfähig, 
sein  Mandat  auszuüben,  und  ordnete  neue  Wahlen  an.  Und  nun  brach 
in  der  Hauptstadt  eine  Bewegimg  aus,  die  in  der  Kaufmannschaft 
der  City  ihren  festen  Mittelpunkt  hatte.  In  London,  dessen  Wahl- 
kreise, wie  vorhin  bemerkt,  zu  den  wenigen  mit  wirklicher  Wähler- 
schaft gehörten,  wurde  der  Kampf  gegen  Krone  und  Parlament 
mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  und  aller  Vehemenz  geführt 
Die  whiggistische  Minorität  des  Parlamentes  begnügte  sich  nicht, 
gegen  den  Verfassungsbruch  zu  protestieren,  sondern  trat  mit  der 
in  der  Wählerschaft  und  Bevölkerung  hervorbrechenden  Bewegung 
in  Fühlung.  Es  ist  dies  das  erste  Mal  seit  den  Tagen  Karls  I. 
gewesen,  dafs  auf  solche  Weise  versucht  wurde,  durch  Druck 
von  aufsen,  durch  Anrufung  der  Strafse,  wie  man  heute  sagen 
würde,  einen  realen  Einfiufs  auf  die  Thätigkeit  des  Parlamentes 
und  damit  auf  die  Regierung  zu  üben.  Darum  wird  auch  der 
Anfang  der  demokratischen  Bewegung,  soweit  eine  solche  orga- 
nische Erscheinung  überhaupt  sich  bestimmt  datieren  läfst,  von 
den  englischen  Historikern  in  dieses  Jahr  (1769)  verlegt.  Darin 
also  liegt  die  fundamentale  Wichtigkeit  jener  an  sich  ephemeren 
Ereignisse,  und  nicht  in  dem  praktischen  Ergebnis,  dafs  nämlich 
Wilkes  endlich  im  Kampf  ums  Recht  Sieger  blieb  und  als  Mitglied 
des  Unterhauses  seinen  Platz  einnahm.  Es  ist  von  verfassungs- 
geschichtlich eminenter  Bedeutung  geworden,  dafs  im  Gefolge  dieser 
Ereignisse  die  Grundlage  der  oligarchischen  Parteiregierung  zum 
erstenmal  einer  einschneidenden  Kritik  sowohl  im  Parlamente  als 
auch  aufserhalb  in  der  Bevölkerung  unterzogen  wurde,  dafs  dabei 
zum  erstenmal  die  modernen  Ideen  der  radikalen  Doktrin  hervor- 
traten und  dafs  sich  an  sie  die  ersten  Versuche  einer  dauernden 
Organisation  zur  Förderung  dieser  Doktrin  schlössen. 

Mit  einem  Male  waren  nun  alle  Faktoren  der  demokratischen 
Partei  rege  geworden,  längst  schon  war  die  Presse  in  England  zu 
politischen  Zwecken  thätig,  sowohl  in  periodischen  Zeitungen, 
meistens  Wochenschriften,  als  in  zahllosen  Pamphleten.  Nun  traten 
auch  die  beiden  anderen  Hebel  der  Demokratie  wie  mit  einem 
Zauberschlage  in  Wirksamkeit.  Politische  Vereine  wurden  ge- 
gründet und  zum  erstenmal  öffentliche  Versammlungen  zur 
Diskussion  politischer  Angelegenheiten  und  zur  Beeinflussung  der 
öffentlichen  Meinung  abgehalten ;  letzteres  gestützt  auf  das  in  Eng- 
land nie  in  Frage  gestellte  Grundrecht  des  Staatsbürgers,  zum 
Zwecke  der  Beratung  von  Petitionen  an  das  Parlament  freie 
Volksversainmlungen   abzuhalten.     Zur   Unterstützung   der   Sache 
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Wilkes'  bildete  sich  1769  die  Society  of  the  Supporters  of  the  Bill 
of  Rights  unter  der  Führung  Home  Tookes,  der  in  Wort  und 
Schrift  die  Führung  der  Agitation  übernahm;  aber  auch  im  Parla- 
mente traten  bereits  mehrere  der  Londoner  Abgeordneten  hervor, 
die  sich  als  Freunde  der  neuen  politischen  Ideen  bekannten.  Und 
bald  erschien  auch  eine  Reihe  von  Schriften  der  gleichen  Richtung. 
Ein  als  Physiker  so  bedeutender  Mann  wie  Priestley,  ein  popu- 
lärer Prediger  wie  Price,  dann  Cartwright  und  Jebb  traten  im 
Laufe  der  siebziger  Jahre  gleichzeitig  als  Vorkämpfer  der  demo- 
kratischen Ideen  auf.  Ohne  nun  auf  diese  ganze  Bewegung  näher 
einzugehen,  haben  wir  dennoch  mehrere  in  derselben  hervortretende 
Momente  ins  Auge  zu  fassen:  zunächst  den  allgemeinen  Ideen- 
gehalt derselben.  Wie  schon  der  Name  der  angeführten  Vereinigung 
andeutet,  ist  die  radikale  Doktrin  in  ihren  Anfängen  darauf  be- 
dacht gewesen,  die  verbrieften  Volksrechte,  die  durch  die  willkür- 
lichen Mafsregeln  des  Königs  und  des  Parlamentes  gefährdet 
schienen,  zu  schützen.  In  zahlreichen  Schriften  dieser  ersten  Phase 
des  englischen  Radikalismus  tritt  die  Anschauung  hervor,  dafs  die 
alten  Freiheitsrechte  des  Volkes  seit  langem  durch  Parlament  und 
Krone  verkümmert  würden.  Man  erinnerte  sich,  dafs  vor  Heinrichs  VI. 
Gesetz  alle  Freeholders  zum  Parlamente  wahlberechtigt  gewesen, 
und  dafs  vor  Wilhelm  III.  das  Parlament  jährlich  neu  gewählt 
worden  war.  Man  begann  vor  allem  den  Septennial  Act  von  1716, 
durch  welchen  das  Parlament  willkürlich  seine  Funktionsdauer  und 
die  aller  künftigen  Parlamente  auf  sieben  Jahre  festgesetzt  hatte, 
als  einen  nach  allen  Grundsätzen  des  Rechtes  unleugbaren  Ver- 
fassungsbruch zu  bezeichnen.  Man  wies  öffentlich  auf  die  Korrup- 
tion des  Parlamentes  hin  und  darauf,  dafs  die  zahllosen  kleinen 
Wahlflecken  den  Herd  dieser  Korruption  bildeten.  Von  allem  An- 
beginn richteten  sich  die  Forderungen  der  Radikalen  auf  Reform 
des  Parlamentes  und  Wiederherstellung  der  ursprünglichen  Grund- 
sätze der  Landesverfassung.  Daneben  aber  trat  mit  aller  Macht 
die  naturrechtliche  Staatsphilosophie  in  den  Vordergrund.  Als  ein 
ins  naturale  wurde  das  Wahlrecht  jedes  Staatsbürgers  gefordert. 
Aus  natürlichen  Rechtsgrundsätzen  wurde  gefolgert,  dafs  jeder 
Abgeordnete  seinen  Wählern  verantwortlich  und  deren  Mandatar 
sei,  und  dafs  die  Funktionsdauer  des  Parlamentes  zur  Stärkung 
des  Einflusses  der  Wählerschaft  verkürzt  werden  müsse.  Auch 
hier  knüpfte  die  neue  Theorie  an  das  Vorhandene  an  und  trat  als 
Gedanke  organischer  Reform  des  Parlamentes  auf.  Eine  Kritik 
der  Verwaltung  wird  in  jener  Periode  noch  nicht  laut;  man  er- 
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hofft  alles  von  einer  Verbesserung  der  Zusammensetzimg  des  Parla- 
mentes, als  centralen  Trägers  der  Gesetzgebung  und  öffentlichen 
Gewalt  ^ 

Nicht  minder  wichtig  als  das  Auftreten  dieser  Lehre  ist  die 
Rückwirkung,  welche  dieselbe  auf  die  theoretische  Fortbildung  der 
den  herrschenden  Klassen  als  geistiges  Rüstzeug  bis  dahin  dienenden 
Anschauungen  gehabt  hat.  Seit  der  Revolution  von  1688  bildet 
Leckes  L^hre  die  Grundlage  der  whiggistischen  Staatsauffassung 
und  damit  auch  der  von  ihr  aufgerichteten  Parlamentsherrschaft« 
Aber  die  praktische  Gestaltung  dieser  letzteren  hatte  als  ein 
neues  Element  in  die  Politik,  wenn  auch  nicht  in  das  öffentliche 
Recht,  den  Begriff  der  Partei  und  die  Forderung  nach  Abhängig- 
keit der  jeweiligen  Regierung  von  der  in  der  Mehrheit  befindlichen 
Partei  eingeführt.  Georgs  IIL  Politik  wirkte  nun  auch  in  diesem 
Lager  revoltierend;  die  traditionell  gewordene  Scheidung  der 
beiden  grofsen  Parteien  als  der  Exponenten  zweier  grundlegender 
politischer  Weltanschauungen  verschwand,  als  sich  des  „Königs 
Partei"  als  dritte  und  entscheidende,  im  übrigen  aber  völlig  ala 
principienlose  Gruppe,  im  Unterhause  gebildet  hatte.  Damit  fiel 
das  ganze  Gebäude  der  bisherigen  Doktrin  der  Parteiregierung  zu- 
sammen. An  Stelle  des  Scheines  einer  nach  Principien  vor  sich 
gehenden  Parteibildung  trat  nun  die  wahre  Natur  des  parlamen- 
tarischen Systems  hervor,  dals  sie  nämlich  nichts  Anderes  als  die 
Machtorganisation  der  gesamten  herrschenden  Klasse  war.  Was 
bisher  verdunkelt  gewesen,  wurde  nun  völlig  klar,  als  beide 
Parteien,  vor  allem  die  der  Whigs,  sich  in  eine  Reihe  von  Frak- 
tionen, Gruppen  und  Cliquen  auflöste,  denen  den  äufseren  Zusammen- 
halt dieser  oder  jener  Führer  gab,  die  aber  sämtlich  voneinander 
nicht  durch  Principien  oder  verschiedene  politische  Ideen,  sondern 
allein  durch  das  gegenseitige  Bestreben,  einander  aus  der  Macht 
zu  verdrängen,  oder  zur  Macht  zu  gelangen,  geleitet  wurden. 

Diese  Zustände  waren  es  nun,  die  auf  den  gröfsten  politischen 
Denker  Englands  jener  Zeit,  auf  Edmund  Burke,  mächtig  ein- 
wirkten. Selbst  einflufsreiches  Mitglied  einer  der  Whigfraktionen, 
suchte  Burke  durch  Schriften  und  Reden  die  Doktrin  der  Partei- 
regierung ^  gegenüber  dem  zerstörenden  Einflüsse  des  Königs  fest- 

^  Über  die  Entstehung  der  demokratischen  Bewegung  und  die  Wilkes- 
schen  Händel  vgl.  Lecky  op.  cit  III.  p.  135—282;  Harris  op.  cit.  p.  18—22; 
Jephson  op.  cit.  p.  48—88. 

'  Barkes  Ansichten  über  das  Parteiwesen  kommen  am  besten  zum  Aus* 
druck  in   seinen  ersten   Schriften:   „Thoughts  on  the  causes  of  the  Present 
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zustellen  nnd  zu  sichern.  Mit  unerreichter  Eleganz  der  Dar- 
stellung entwickelte  er  aus  den  Erscheinungen  jener  Jahre  ein 
politisdies  Gedankensystem,  das  den  Eonstitutionalismus  Lockes 
aus  dessen  philosophischer  Abstraktheit  zu  einem  praktischen 
politischen  System  von  unvergleichlicher  Tiefe  und  Klarheit  des 
Denkens  fortbildete.  Mit  seinem  litterarischen  Genius  hat  Burke 
die  vergänglichen  Vorgänge  jener  Zeit  in  verklärter  Gestalt  der  Nach- 
welt überliefert.  Er  hat  das  ideale  Bild  der  mächtigen  Aristokratie 
Englands  den  Zeitgenossen  vor  Augen  geführt  und  deren  Herrschafts- 
organisation, zu  einer  geistvollen  politischen  Theorie  sublimiert,  der 
Nachwelt  überliefert.  Aber  nicht  nur  indem  er  gegen  Georgs  III. 
verderbliche  Neuerungen  ankämpft,  sondern  auch  im  Streite  um  die 
radikalen  Ideen  trat  Burke  als  Verteidiger  des  Bestehenden,  der 
Verfassung  in  der  Gestalt,  wie  sie  seit  1688  geworden  war,  auf. 
Den  Verbesserungen  im  Einzelnen  nicht  abgeneigt,  betrachtete  er 
dennoch  die  historische  Konstitution  des  Landes  mit  einer  Art 
von  mystischer  Verehrung  als  ein  unübertreffliches  und  darum  un- 
abänderliches Gebilde  höchster  Staatsweisheit.  Dadurch  aber,  dafs 
er  seine  politischen  Anschauungen  nicht  mehr  wie  Locke  und 
ebenso  die  Radikalen  auf  das  Naturrecht,  sondern  auf  das  Argu- 
ment der  durch  die  Geschichte  bewiesenen  Nützlichkeit  und 
Vortrefflichkeit  der  Verfassung  stützte,  eröffnete  er  den 
Weg  zu  einer  völlig  neuen  Auffassung  des  Verfassungsrechtes 
überhaupt  Burke  ist  der  erste  gewesen,  der  die  organische  und 
geschichtliche   Auffassung  in   der  Politik  bewufst  vertreten   und 


Diseontents^  und  „Observations  of  the  State  of  Nation".  Vgl.  Morley,  Burke 
p.  74  ff.  Wie  Burke  in  seiner  Überzeugung,  dafs  die  aristokratische  Partei- 
regiemng  die  beste  Regierungsform  sei,  bis  zur  Selbstverleugnung  ging,  zeigt 
sein  Brief  an  den  Duke  of  Richmond  vom  17.  November  1772  (Morley  p.  93), 
in  welchem  er  zu  dem  Herzog  sagt:  „You  people  of  great  families  and  here- 
ditary  trusts  and  fortunes  are  not  like  such  as  I  am,  who  whatever  may  be 
the  rapidity  of  our  growth  and  even  by  the  fruit  we  bear,  and  flatter  ourselves 
that,  while  we  creep  on  the  ground,  we  belly  into  melons  that  are  exquisite 
for  size  and  flavour,  yet  still  we  are  but  annual  plants,  that  perish  with 
onr  season  and  leave  no  sort  of  trace  behind  us.  Now  if  you  are  what  you 
onght  to  be,  you  are  in  my  eye  the  great  oaks  that  shade  a  country  and  perpe- 
tnate  your  benefits  from  generation  to  generation."  Wüfste  man  nicht,  dafs 
Bnrke  diese  Gedanken  aus  tiefer  Überzeugung  heraus  und  als  wahrer  Patriot 
iafsert,  so  müfste  man  in  diesen  Worten  eine  bedauerliche  Selbsterniedrigung 
eines  grofsen  Geistes  erblicken.  Gewifs  aber  ist  es  nur  als  Verirrung  eines 
solchen  anzusehen,  wenn  sich  ein  unsterblicher  Genius  wie  Burke  als  das 
Vergängliche  bezeichnet  gegenüber  den  von  Herzögen  und  Lords  repräsentierten 
Segnungen  traditionellen  Reichtums. 
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das  Kriterium  des  praktischen  Wertes  der  Einrichtungen  als  grund- 
legendes Argument  in  die  staatswissenschaftliche  Litteratur  ein- 
geführt hat.  So  ist  er  der  Vater  der  modernen  konservativen 
Weltanschauung  in  der  Politik  geworden,  die  dem  Fortschritte 
nicht  i)rincipiell  abgeneigt,  dessen  Verwirklichung  jedoch  immer 
nur  unter  behutsamer  Anknüpfung  an  das  Bestehende  und  sorg- 
licher Erhaltung  des  letzteren,  soweit  dies  möglich,  zugeben  will. 
Seinen  zeitgenössischen  Konservativen,  in  erster  Reibe  dem  König 
Georg  III.,  erschien  Burke  allerdings  schon  als  ein  gefährlicher 
Neuerer;  denn  nichts  ist  in  allen  Zeiten  den  Trägem  der  Macht 
unliebsamer  als  neue  und  tiefe  Anschauungen,  selbst  wenn  sie  das 
Bestehende  zu  stützen  sich  zur  Aufgabe  machen.  So  trat  die 
schöpferische  Wirksamkeit  Burkes  erst  in  den  kommenden  Genera- 
tionen hervor.  Nicht  zum  wenigsten  auf  ihn  und  seine  Lehre  ist 
zurückzuführen,  was  vielleicht  die  merkwürdigste  und  wichtigste 
Erscheinung  in  der  politischen  Geschichte  Englands  des  XIX.  Jahr- 
hunderts ist:  nämlich  die  Entstehung  und  der  dauernde  Bestand 
einer  reformfreundlichen  konservativen  Partei. 

Wenn  man  bei  einem  so  originellen  und  bedeutenden  Geiste, 
wie  Burke  es  war,  von  einer  Anlehnung  seiner  Denkweise  über- 
haupt sprechen  kann,  so  ist  es  Montesquieu  gewesen,  dessen 
historische  Betrachtungsweise  staatlicher  Dinge  zweifellos  Burke 
mächtig  angeregt  hat.  Der  Einflufs  Montesquieus  und  vornehm- 
lich seiner  in  dem  Buche  „Esprit  des  Lois"  niedergelegten 
Darstellung  der  englischen  Konstitution  gehört  aber  an  und  für 
sich  zu  den  bedeutendsten  und  merkwürdigsten  Erscheinungen  in 
dem  Evolutionsprozesse  der  englischen  Staatsphilosophie.  Merk- 
würdig vor  allem  deshalb,  weil  hier  der  einzigartige  Fall  vor- 
liegt, dafs  das  —  wie  wir  heute  wissen  —  auf  sehr  oberfläch- 
liche Weise  gewonnene  Urteil  eines  Ausländers  über  eine  fremde 
Verfassung  in  deren  Heimat  förmlich  gleich  einer  Offenbarung 
recipiert  worden  ist.  Montesquieus  konstitutionelle  Theorie  teilt 
bekanntlich  im  Anschlüsse  an  die  aristotelische  Dreiteilung  der 
Staatsformen:  in  Monarchie,  Aristokratie  und  Demokratie,  die 
Verfassungen  in  reine  und  gemischte  ein,  je  nachdem  sie  eines 
dieser  Elemente  allein  oder  mehrere  verbunden  enthalten,  und 
räsonniert  weiter  dahin,  dafs  die  gemischten  Verfassungen  die 
besten  seien.  Als  die  Vollendung  einer  solchen  bezeichnet  er  die 
englische  Verfassung,  denn  in  ihr  seien  die  drei  grofsen  Gewalten, 
in  welche  er  die  öffentliche  Gewalt  zerlegt,  aufgeteilt  unter  ge- 
sonderte Organe.     Die  Weisheit  der  englischen  Verfassung  liegt 
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nach  Montesquieu  darin ,  dafs  die  legislative  und  exekutive  Gewalt 
zwischen  König  und  Pariament  aufgeteilt  seien,  erstere  überdies 
zwischen  Ober-  und  Unterhaus.  Dadurch  werden  diese  letzteren 
gegenseitig  in  Schranken  gehalten  durch  ihr  wechselseitiges  Veto, 
beiden  aber  wieder  hält  das  Gleichgewicht  die  in  der  Krone  ver- 
körperte Exekutive,  welch'  letztere  ihrerseits  wieder  an  der  Selb- 
ständigkeit der  Legislative  eine  feste  Schranke  ihrer  Macht  findet. 
Wenn  diese  Theorie  in  England  zu  jener  Zeit  allgemeine  An- 
erkennung finden  konnte,  obgleich  jedem  englischen  Juristen  das 
schwere  Mifsverständnis ,  dem  Montesquieu  zum  Opfer  gefallen, 
hätte  klar  werden  müssen,  so  ist  dies  vor  allem  damit  zu  erklären, 
dafs  diese  Theorie  der  herrschenden  Klasse,  vor  allem  dem  geistig 
führenden  Elemente  derselben,  den  Whigs,  aufserordentlich  ent- 
sprach. Mit  dieser  Theorie  war  ein  glänzender  Schleier  gebreitet 
über  die  thatsächliche  Verteilung  der  Machtelemente  im  englischen 
Staate:  zugleich  eine  von  der  Autorität  Montesquieus  getragene 
Anerkennung  dafür  gegeben,  dafs  die  Verfassung  in  ihrem  da- 
maligen Zustande  die  beste  aller  Verfassungen  sei.  Schliefslich 
lag  darin  eine  gewichtige  wissenschaftliche  Rechtfertigung  der 
principiellen  Abwehr  aller  gegen  die  Verfassung  gerichteten  und 
auf  Reformen  abzielenden  Bestrebungen.  Der  unverfälscht  konser- 
vative Grundgedanke  der  Theorie  Montesquieus  hat  ihr  in  England 
so  raschen  und  grofsen  Ruhm  verschafft.  Hier  lag  auch  zweifellos 
der  Berührungspunkt  mit  dem  von  allem  Anfange  an  konservativ 
veranlagten  Denken  Burkes.  Zu  ganz  besonderer  Bedeutung  ge- 
langte aber  diese  Theorie  dadurch,  dafs  sie  zur  Zeit  der  heftigen 
parlamentarischen  Parteikämpfe  von  einem  Manne  als  rechts- 
philosophische Grundlage  angenommen  wurde,  dessen  Werk  zum 
Katechismus  des  englischen  Rechtes  überhaupt  geworden  ist.  Im 
Jahre  1768  veröffentlichte  Blackstone  seine  berühmten  Com- 
mentaries  on  the  Laws  of  England:  die  erste  grofse 
Gesamtdarstellung  des  englischen  Rechtes,  gleich  meisterhaft  in 
Form  und  Inhalt,  die  bis  heute  von  keinem  englischen  Juristen 
erreicht,  noch  weniger  übertroflFen  worden  ist;  aber  so  grofs  die 
litterarischen  Vorzüge  und  die  Verdienste  Blackstones  um  die 
juristische  Bildung  Englands  sind,  so  viel  er  für  die  Klarstellung 
der  Grundlinien  des  englischen  Civil-  und  Sträfrechtes  geleistet 
hat,  so  verhängnisvoll  wurde  es  andererseits  für  die  Lehre  vom 
englischen  Staatsrechte,  dafs  Blackstone  sich  die  Theorie  Montes- 
quieus mit  geringen  Abänderungen ,  welche  die  formelle  Stellung 
des  Bang   in    Parliament    betrafen,   vollständig    angeeignet   hat. 
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Damit  ist  nicht  nur  die  Irrlehre  des  französischen  Staatsmannes 
für  England  gleichsam  juristisch  kanonisiert,  das  politische  Denken 
ganzer  Generationen  der  auf  den  hohen  Schulen  ausgebildeten 
Juristen  Englands  auf  Irrwege  geleitet  worden,  sondern  darin  lag 
auch  für  die  aktuelle  politische  Entwicklung  ein  bedeutsames  Er- 
eignis. Blackstone  beschreibt  die  englische  Verfassung  in  ihren 
Einzelheiten  mit  aller  Kenntnis  des  gründlichen  Juristen  und  so 
verleiht  er  der  Theorie  Montesquieus ,  indem  er  sie  seinen  recht- 
lichen Ausführungen  als  Staatsphilosophem  zu  Grunde  legt,  den 
Schein  einer  Begründung  aus  dem  positiven  englischen  Rechte. 
Dazu  kommt  aber  die  Bedeutung  der  Thatsache  an  und  für  sich, 
dafs  nun  zum  erstenmal  eine  juristische  Darstellung  der  englischen 
Verfassung,  an  sich  noch  dazu  in  so  vollendeter  Gestalt,  erschienen 
war.  Die  Jurisprudenz  hat  es  allezeit  mit  einer  von  den  realen 
Verhältnissen  abstrahierten  *  Welt  von  BegriflFen  zu  thun,  deren 
logischer  Zusammenhang  untereinander  durch  sie  klar  gestellt 
werden  soll.  Indem  nun  Blackstone,  anknüpfend  an  das  formelle 
Recht,  die  englische  Verfassung  schilderte,  malte  er  ein  Bild,  das 
den  realen  Machtverhältnissen  im  Staate,  dem  wirklichen  politi- 
schen Sinne  der  formell  unberührt  gebliebenen  Institutionen  nicht 
entsprach,  sondern  die  thatsächlichen  Funktionen  der  einzelnen 
Staatseinrichtungen  und  deren  gegenseitiges  Verhältnis  bisweilen 
vollständig  verdunkelte.  Bei  ihm  erscheint  der  König  als  Hort 
und  Quelle  aller  Gesetzgebung,  aller  Verwaltung  und  Recht- 
sprechung. Formell  war  das  immer  noch  richtig,  so  wie  es  auch 
heute  noch  richtig  ist;  aber  eine  Darstellung  der  englischen  Ver- 
fassung, die  davon  ausging,  England  als  Monarchie  zu  begreifen, 
mufste  notwendigerweise  ein  vollständig  falsches  Bild  der  that- 
sächlichen staatlichen  Organisation  geben.  Blackstone  kennt  nicht 
das  Cabinet  und  weifs  nichts  von  der  völligen  Veränderung  in  der 
Stellung  der  Regierungsgewalt  zum  Parlamente ;  denn  im  formellen 
Gesetze,  im  Statute  Book,  war  darüber  nichts  zu  finden.  Er  be- 
zeichnete die  Friedensrichter  als  die  vom  König  zur  Vollstreckung 
seines  Willens  eingesetzten  Organe,  aber  er  vergifst  hinzuzufügen, 
wie  ungeheuer  sich  die  Stellung  dieser  Träger  der  öffentlichen 
Gewalt  seit  den  Zeiten  Heinrichs  VIII.,  in  welchen  jener  Satz 
thatsächlich  Geltung  hatte,  geändert  hatte.  Und  so  liefse 
sich  für  fast  alle  Institutionen  Englands  der  tiefe  Widerspruch 
zwischen  der  von  Blackstone  juristisch  gegebenen  Auffassung  und 
der  wirklichen  staatsrechtlichen  Funktion  derselben  in  seiner  Zeit 
nachweisen.    Auf  solche  Weise  ist  der   akademische  Gaius  Eng- 
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lands  zum  Urheber  jener  Legende  von  der  englischen  Verfassung 
geworden ,  die,  auf  dem  Unterbau  der  Montesquieuschen  Theorie 
beruhend,  zur  produktiven  Quelle  jenes  festländischen  Liberalismus 
des  XIX.  Jahrhunderts  geworden  ist,  der  fest  daran  glaubte,  die 
englischen  Institutionen  zu  verstehen,  nachzubilden  und  durch  sie 
die  wahre  Freiheit  zu  sichern,  wenn  er  Blackstone  und  Montes- 
quieu als  Zeugen  anrufen  konnte  für  die  Richtigkeit  seiner 
Grundsätze. 

Nach  dem  Gesagten  ist  es  klar,  weshalb  Blackstones  Werk  von 
den  Zeitgenossen  als  eine  neue  und  infolge  ihrer  juristischen 
Vollendung  um  so  wertvollere  Stütze  des  herrschenden  Systems 
angesehen  worden  ist.  Der  starrste  Konservatismus  besafs  von 
da  ab  das  Zeugnis  des  gröfsten  Rechtslehrers  jener  Zeit  für  sich 
and  mochte  sich  darauf  berufen,  dafs  die  im  Parlamente  von  den 
Führern  der  herrschenden  Aristokratie  vorgetragenen  Anschau- 
ungen nichts  Anderes  seien  als  die  wissenschaftlich  unanfechtbare 
Lehre  vom  Rechte  der  Landesverfassung  ^ 


^  Blackstones  Staatsphilosophie  ist  in  der  Einleitung  zu  seinen  „Com> 
mentaries*'  niedergelegt,  besonders  in  Sect.  2:  „Of  tbe  Nature  of  Laws  in 
general";  seine  Anschauung  von  der  Teilung  der  Gewalten,  wonach  dem  Parla- 
mente die  gesetzgebende,  dem  Könige  die  Exekutivgewalt  zukommt,  im  II.  Kapitel 
des  I.  Buches:  Rights  of  Persons  (p.  147  der  Ausgabe  von  Christian  1809).  Seine 
Lehre  von  den  Praerogativen  des  Königs  p.  287.  Von  der  Exekutivgewalt 
sagt  Black 8 tone  (p.  250):  „The  King  of  England  is  therefore  not  only  the 
Chief  but  properly  the  sole  magistrate  of  the  nation;  all  other  acting  by 
commission  from  and  in  due  Subordination  to  him"  und  vergleicht  dies  mit 
der  Konzentration  aller  magistralen  Gewalten  im  Imperator  nach  der  Be- 
seitigung der  römischen  Republik.  Dafs  diese  Theorie  von  der  exekutiven 
Allmacht  des  englischen  Monarchen  den  politischen  Zuständen  jener  Jahre, 
in  denen  Blackstone  seine  Vorträge  veröffentlichte  (1765),  —  zu  der  Zeit,  da 
Georg  III.  es  verstanden  hatte,  sich  eine  korrupte  und  gefügige  Parlaments- 
majorität zu  verschaffen  und  mit  derselben  dem  Lande  seinen  Willen  auf- 
zuzwingen —  einigermafsen  entsprach,  ist  ebenso  richtig,  als  es  zweifellos  ist, 
dafs  sie  dem  lebendigen  Rechte  Englands  weder  damals  noch  auch  für  eine 
frühere  Epoche  gerecht  wird.  Wenn  Blackstone  an  der  bezeichneten  Stelle 
weiterhin  sagt,  der  König  kann  kraft  seiner  Prärogative  jede  Bill  zurückweisen, 
Verträge  schliefsen,  wie  er  will,  die  Münze  prägen,  wie  ihm  dies  beliebt,  so  ist 
dies  nichts  weiter  als  eine  Aufzählung  von  formellen  Rechten,  welche  die  Krone 
seit  1688  nicht  mehr  auszuüben  wagte,  und  die  auch  Georg  III.  nach  dem  seit 
drei  Menschenaltem  herrschenden,  ungeschriebenen  Parlamentsrecht  auch  de 
lege  nicht  mehr  besafs.  Der  beste  Beweis  dafür  liegt  darin,  dafs  Georg  IIL 
seine  absolutistischen  Bestrebungen  selbst  immer  nur  in  parlamentarischen 
Formen  verfolgte  und  seine  Politik  hauptsächlich  darauf  richtete,  durch  Aus- 
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Der  nächste  Umstand,  auf  den  im  Zusammenhange  mit  der 
Reformbewegung  hingewiesen  werden  mufs,  ist  die  Aufnahme, 
welche  die  Ideen  des  Radikalismus  im  Parlamente  bei  den  Parteien 
der  herrschenden  Klasse  gefunden  haben.  Hier  ist  nun  bemerkens- 
wert, dafs  auf  beiden  Seiten ,  bei  den  Whigs  und  Tories ,  an  der 
bestehenden  Auffassung  der  Konstitution  festgehalten  worden  ist. 
Weder  die  einen  noch  die  anderen  zweifelten  an  der  Vorzüglichkeit 
des  Systems  und  an  der  nunmehr  durch  die  wissenschaftlichen 
Leuchten  jener  Zeit  vollends  bewiesenen,  unerschütterlichen  Recht- 
mäfsigkeit  desselben.  Sogar  der  wundeste  Punkt  der  Verfassung, 
die  Verderbtheit  des  parlamentarischen  Wahlrechtes,  fand  schliefs- 
lich  begeisterte  Lobredner.  Burke  stand  nicht  an  zu  erklären,  dafs 
gerade  die  Rotten  Boroughs  einen  der  Vorzüge  der  Verfassung 
bildeten,  indem  nur  durch  sie  es  ermöglicht  würde,  dafs  allezeit  die 
verschiedensten  wirtschaftlichen  und  socialen  Interessen  im  Parla- 
mente Vertretung  fänden,  und  dafs  junge  Talente  unter  Patronanz 
eines  Parteiführers  früh  in  das  öffentliche  Leben  befördert  würden : 
eine  Auffassung,  die  nach  ihm  unzählige  Mal  wiederholt  worden 
ist,  sowohl  von  aufgekläilen  Whigs  als  von  den  starrsten  Tories. 
Immer  wieder  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs  der  Gedanke  des 
allgemeinen  Wahlrechtes  weder  der  Verfassung  noch  dem  Bedürf- 
nisse entspräche;  vielmehr  war  das  Parlament  nach  der  Lieblings- 
theorie jener  Zeit  von  Rechts  wegen  die  Vertretung  des  Grund- 
besitzes als  der  Grundlage  des  Nationalreichtums.  Die  kommer- 
ziellen Interessen  wurden  nach  der  Meinung  der  hervorragendsten 
Verteidiger  der  Verfassung  durch  das  Überwiegen  der  städtischen 
Wahlbezirke  ohnedies  mehr  als  genügend  gesichert;  dennoch  fehlte 
es  nicht  an  zahlreichen  Anhängern  einer  mehr  oder  minder  weit- 
gehenden Parlamentsreform.  Dar  ältere  Pitt  gab  die  vorhandenen 
Übelstände  zu,  fürchtete  aber,  durch  eine  Reform  mehr  zu  schaden 
als  zu  nützen;  einer  Vermehrung  der  Grafschaftsdeputierten,  als 
des  gesunden  Elementes  der  Parlamentsverfassung,  war  er  nicht 
abgeneigt.  Unter  dem  Einflüsse'  der  Wilkesschen  Wirren  traten 
auch  die  ersten  Initiativanträge  im  Sinne  der  Reform  aus  der 
Mitte  des  Parlamentes  hervor.  Von  1771 — 1778  brachte  der  Ab- 
geordnete der  City,  Alderman  Sawbridge,  jährlich  einen  Antrag 
auf  Abkürzung  der  Funktionsdauer  des  Parlamentes  ein  und  1776 
legte  Wilkes  den  ersten  detaillierten  Reformplan  dem  Unterhause 


nützung  der  korrupten  Elemente  in  der  Parlamentsverfassung  seine  Zwecke  zu 
fördern.   Vgl.  über  Blackstone  und  Montesquieu  Montague  op.  cit  p.  58 — 68. 
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vor-  Er  verlangte  "Vermehrung  der  Zahl  der  Abgeordneten  von 
London,  der  Grafschaften  von  Yorkshire  und  Middlesex  sowie 
anderer  dichtbevölkerter  Counties  und  Verteilung  von  Mandaten 
an  die  neuen,  rasch  anwachsenden  Industriestädte  Leeds,  Birming- 
ham, Manchester,  Sheffield.  Mit  diesen  Reformplänen  eilten  zwar  die 
ersten  radikalen  Mitglieder  des  Unterhauses  ihrer  Zeit  weit  voraus ; 
dennoch  läfst  sich  nicht  verkennen,  dafs  auch  inmitten  der  herrschen- 
den Klasse  jener  Tage  die  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit  einer 
Reform  des  Parlamentes  weit  verbreitet  war.  Im  Jahre  1780 
brachte  der  Herzog  von  Richmond,  ein  Mitglied  der  in  diesem 
Jahre  neu  gegründeten,  radikalen  „Society  for  constitutional  Informa- 
tion'', im  Oberhause  den  Antrag  ein  auf  Erteilung  des  allgemeinen, 
gleichen  und  direkten  Wahlrechtes  für  die  Bildung  des  Unter- 
hauses. Der  Umstand,  dafs  gerade  an  dem  Tage,  an  welchem 
dies  geschah,  in  London  ein  furchtbarer  Pöbelaufstand,  die  so- 
genannten „Gordon  Riots",  der  sich  gegen  die  Katholiken  wendete, 
ausgebrochen  war,  bildet  eine  eigentümliche  Illustration  zu  diesem 
ersten  Lebenszeichen  der  Demokratie  im  Oberhause.  Der  beste 
Beweis  für  die  Kraft  der  Reformbewegung  in  jener  Zeit  liegt  aber 
darin,  dafs  die  stärkste  staatsmännische  Kraft  der  herrschenden 
Klasse,  der  jüngere  Pitt,  sich  nicht  nur  seit  seinem  Eintritte  in 
das  politische  Leben  wiederholt  für  die  Reform  ausgesprochen 
sondern  thatsächlich  darauf  abzielende  Schritte  im  Parlamente 
unternommen  hat.  1781  verlangte  er  die  Einsetzung  eines  Aus- 
schusses zur  Beratung  des  Zustandes  der  parlamentarischen  Ver- 
tretung, der  nur  mit  20  Stimmen  in  der  Minorität  blieb.  1783 
legte  er  eine  ausgearbeitete  Bill  vor:  100  Abgeordnete  sollten  den 
Counties  zugelegt  und  diese  Zahl  von  Sitzen  durch  Aufteilung  der 
Pocket-  und  Nomination  Boroughs  gewonnen  werden.  Als  Pitt 
Premierminister  geworden,  brachte  er  einen  weniger  weitgehenden 
Plan  ein:  36  Rotten  Boroughs  sollten  aufgehoben  und  deren 
Mandate  an  die  grofsen  Städte  verliehen  werden.  Die  Besitzer  der 
ersteren  aber  sollten,  und  das  ist  bezeichnend  für  die  Denkweise 
der  herrschenden  Klasse,  durch  Geldsummen  aus  öffentlichen 
Mitteln  für  den  Verlust  ihres  Rechtes,  entschädigt  werden.  Soweit 
war  die  politische  Korruption  schon  gediehen,  dafs  man  ganz  ein- 
fach ein  „Vested  Interest",  ein  privatrechtliches  Eigentum,  an 
Wahlfiecken  anerkannte!  Charles  Fox,  allerdings  den  Ideen  der 
radikalen  Demokratie  von  allen  Whigführern  persönlich  am 
nächsten  stehend,  sprach  sich  gegen  den  Gedanken  einer  solchen 
Kompensation  mit  aller  Schärfe  aus.    Pitts  Bill  wurde  mit  248 
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gegen  174  Stimmen  verworfen.  Bis  zum  Jahre  1831  hat  im  eng- 
lischen Unterhause  kein  Reformantrag  mehr  es  zu  einer  solchen 
Minorität  gebracht  wie  dieser^. 

Fragt  man  nun  nach  dem  tieferen  Grunde  fttr  diese  frühreifen 
Erfolge  der  radikalen  Ideen  in  ihrer  Wirkung  auf  die  öffentliche 
Meinung,  so  mufs  hauptsächlich  auf  den  amerikanischen  Unab- 
hängigkeitskrieg hingewiesen  werden  und  den  tiefen  Eindruck, 
welchen  dieses  folgenschwere  Ereignis  auf  die  allgemeine  Volks- 
stimmung wie  auf  die  Haltung  der  Parteien  im  Parlamente  aus- 
übte. War  Georg  III.  im  Anfange  seiner  Regierung  populär  ge- 
wesen sowohl  bei  der  herrschenden  Klasse  wie  bei  den  grofsen 
Massen  der  Bevölkerung,  so  war  gerade  durch  die  unglückliche 
äufsere  Politik  Georgs  III.  binnen  wenigen  Jahren  ein  vollständiger 
Umschwung  eingetreten.  Durch  die  Parteinahme  der  populären 
Whigfraktion,  vor  allem  Burkes,  für  die  Sache  der  Amerikaner 
wurden  die  Ideen  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  abermals  in  voller 
Schärfe  in  die  Massen  hinausgetragen ;  dennoch,  obgleich  schliefslich 
die  ganze  öflFentliche  Meinung  gegen  den  Krieg  und  die  Politik 
des  Königs  sich  wendete,  war  es  Georg  III.  möglich,  durch  eine 
lange  Reihe  von  Jahren  diesen  Krieg  fortzusetzen  und  Englands 
Wohlstand  mit  dessen  Kosten  schwer  zu  belasten.  Gerade  dies  er- 
öflnete  aber  noch  mehr,  als  es  bisher  möglich  gewesen,  den  breiten 
Schichten  der  Bevölkerung  die  Erkenntnis,  wo  der  eigentliche  Sitz 
aller  Übel  gelegen  sei;  denn  nur  dadurch,  dafs  der  König  damals 
mehr  denn  je  den  Mechanismus  des  Parlamentes  durch  direkte 
und  indirekte  Korruption  in  der  Hand  hielt,  war  er  imstande, 
wider  die  öflFentliche  Meinung  und  wider  das  Interesse  des  Landes 
zu  regieren,  ohne  dafs  dabei  auch  nur  im  geringsten  die  Formen 
der  Verfassung  verletzt  wurden.  So  erhob  sich  denn  mit  aller 
Macht  in  den  breiten  Schichten  des  Mittelstandes,  sowohl  in  den 
gröfseren  gewerbfleifsigen  Städten  wie  in  den  Grafschaften,  eine 
mächtige  Woge  der  Entrüstung  gegen  ein  System,  das  solches  er- 
möglichte, gegen  eine  Verfassung,  die  es  der  Krone  gestattete,  ihren 
verderblichen  Einflufs  auf  die  Interessen  und  Geschicke  der  Nation 
im  sicheren  Besitze  der  parlamentarischen  Machtmittel  auszuüben. 
Die  durch  Georgs  III.  persönliche  Abneigung  von  der  Macht  aus- 


*  Vgl.  Harris  op.  cit.  p.  12-45;  Roylance  Kent  op.  cit.  p.  19,  20,  87, 
8«,  155;  Lee ky  op.  cit.  III.  11.  Kapitel,  IV.  p.  217—259. 

Vgl.  auch  Lothar  Buchers  Essay:  Die  Vorfahren  und  der  Erbe  der 
Chartisten  in  dessen  ».Kleine  Schriften",  1898. 
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geschlossenen  whiggistischen  Fraktionen  fanden  in  dieser  Stimmung 
das  geeignete  Mittel,  den  alten  Kampfruf  von  der  Gefährdung  der 
Volksrechte  durch  die  Krone  zu  erneuern,  nur  dafs  diesmal  nicht 
die  Rechte  des  Parlamentes  durch  die  Prärogative  der  Krone, 
sondern  die  Interessen  und  Rechte  des  Volkes  durch  den  King 
in  Parliament  bedroht  wurden.  Darum  unterstützten  diese 
allezeit  gesellschaftlich  mächtigen  Gruppen  der  Aristokratie  das 
Ton  den  Radikalen  ausgehende  Verlangen  nach  Reform  des  Parla- 
ments; im  letzten  Grunde  war  also  dabei  politische  Selbstsucht  das 
treibende  Motiv.  Selbst  Burkes  und  Foxens  berühmteste  Reden  über 
Volksrechte  und  Freiheit  dürfen  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  dafs 
es  selbst  diesen  Männern  und  noch  mehr  ihrem  Anhange  sich  haupt- 
sächlich darum  handelte,  persönlich  wieder  zur  Macht  zu  gelangen. 
Und  so  ist  auch  Pitts  Reformfreundlichkeit  mehr  als  eine  Mafs- 
regel  kluger  Parteitaktik  anzusehen,  denn  als  Ausdruck  einer 
wirklichen  Übereinstimmung  mit  den  naturrechtlichen  Postulaten 
von  Männern  wie  Priestley,  Cartwright  und  Jebb. 

Wie  wenig  es  selbst  den  vorgeschrittenen  Whigs  mit  ihren 
Reformplänen  ernst  war,  geht  aus  der  Haltung  hervor,  welche  die 
übergrofse  Mehrheit  des  Parlamentes,  an  ihrer  Spitze  der  jüngere 
Pitt,  nach  dem  Ausbruche  der  französischen  Revolution  einnahmen. 
Mit  einem  Schlage  war  aller  Reformeifer  verschwunden  und  an 
dessen  Stelle  trat  unter  dem  Eindrucke  der  Sorge  um  die  Auf- 
rechterhaltung  der  eigenen  Machtstellung  im  Staate  eine  von  der 
ganzen  englischen  Aristokratie  mit  Leidenschaft  befürwortete  hef- 
tige Reaktion  ein.  Sowie  die  französischen  Reformideen  der  An- 
lafs  des  Auflebens  demokratischer  Politik  in  England  gewesen  sind, 
so  sind  andererseits  die  grofsen  geschichtlichen  Ereignisse,  die  sich 
in  Frankreich  seit  1789  vollzogen,  die  Ursache  dafür  geworden, 
dafs  das  herrschende  oligarchische  Regierungssystem  in  England 
um  fast  ein  halbes  Jahrhundert  in  seiner  Dauer  verlängert  worden 
ist,  und  dafs  sich  gerade  in  dieser  letzten  Phase  dieses  Systems 
sein  Charakter  als  Klassenherrschaft  bis  in  die  schärfsten  Konse- 
quenzen auszubilden  vermochte.  Die  politischen  Wandlungen  Pitts 
sind  ein  getreues  Widerspiel  der  ersten  Hälfte  dieser  Entwicklung. 
Aus  dem  freigeistig  gesinnten  Pitt,  der  nicht  nur  die  parlamen- 
tarische Vertretung  zu  bessern,  sondern  auch  in  wirtschaftlichen 
Fragen  und  in  der  Kernfrage  der  Verwaltung  jener  Zeit,  im  Armen- 
wesen, einen  von  der  sentimentalen  Philanthropie  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts getragenen  Reformeifer  entwickelte,  wurde  nun  der  harte 
und  rücksichtslose  Diktator  im  Inneren,  der  unablässige  Förderer 
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des  Krieges  gegen  die  Bevolution  und  die  französischen  Umstürzler 
nach  aufsen  wie  nach  innen.  Der  gröfste  Teil  der  Whigs  unter- 
stützte diese  Politik  Pitts  nicht  minder,  wie  der  gesamte  in  den 
Tones  konzentrierte  Landadel  mit  aller  Kraft.  Mit  wahrem  Feuer- 
eifer schlössen  sich  alle  Gruppen  und  Fraktionen  der  herrschenden 
Klasse  zum  leidenschaftlichen  Kampfe  gegen  die  französischen  Ideen 
auf  allen  Gebieten  des  politischen  Lebens  zusammen^. 

Der  britische  Radikalismus  aber,  gegen  welchen  diese  Reaktion 
sich  zunächst  wendete,  hatte  inzwischen  seine  zweite  Phase  er- 
reicht. Auch  auf  ihn  hatten  die  gewaltigen  Ereignisse  jenseits 
des  Kanals  stimulierend  gewirkt;  an  die  Stelle  der  Reformer  waren 
nun  die  Revolutionäre  getreten,  an  die  Stelle  der  Kämpfer  für  Wieder- 
herstellung des  alten  unyerderbten  Landesrechtes  die  Bewunderer 
und  Nachahmer  der  Jakobiner  des  Konventes.  In  Paines  mit 
einem  Schlage  weltberühmt  gewordener  Schrift  „The  Rights  of 
Men"  trat  die  Doktrin  Rousseaus,  polemisch  gegen  die  Verfassung 
Englands  gewendet,  mit  voller  Schrankenlosigkeit  ohne  die  ge- 
ringsten Konzessionen  an  das  Bestehende  hervor.  In  Godwins 
merkwürdigem  Buche  „Political  Justice  *"  wurde  zum  erstenmal 
bereits  die  wirtschaftliche  Grundlage  der  bestehenden  Gesellschaft 
angegriffen,  das  Institut  des  Privateigentums  und  der  Ehe  negiert 
und  die  erste  moderne  kommunistische  Theorie  entwickelt.  Aber 
diese  geistige  Strömung  besafs  keinen  Rückhalt  im  Volke  und 
blieb  auf  einen  engen  Kreis  bürgerlicher  Elemente  beschränkt. 
Die  revolutionäre  Ideologie  fand  kein  Verständnis  bei  den  englischen 
Massen.  Die  völlige  Verneinung  des  Christentums  im  Gegensatze 
zu  der  keineswegs  glaubensfeindlichen  Haltung  der  älteren  Radi- 
kalen stiefs  die  tief  rpligiös  empfindenden  mittleren  und  unteren 
Schichten  der  Nation  vollends  von  den  neuen  Radikalen  ab;  ja 
vielmehr  bricht  unter  dem  von  der  herrschenden  Klasse  geflissent- 
lich verbreiteten  und  bestärkten  Gefühle,  dafs  das  Eigentum  bedroht 
werde,  eine  heftige  Reaktion  der  untersten  Volksschichten  gegen 
die  Jakobiner  hervor.  Priestleys  Haus  imd  Laboratorium  wurden 
von  einem  wütenden  Pöbelhaufen  Londons  demoliert  und  der  Re- 
volutionarismus  zugleich  gesellschaftlich  geächtet,  wie  mittelst  der 
vom  Parlamente  in  wahrer  Begeisterung  geschaffenen  Ausnahms- 
gesetzgebung durch  die  öffentliche  Gewalt  niedergeschlagen.  Zwar 
mifslangen  die  von  der  Regierung  angestrengten  Hochverratspro- 


^  Vgl.  Martineau,  Introduction  to  the  History  of  the  Peace,  I.  p.  XI  fL; 
Roylance  Eent  op.  cit.  p.  136—154. 
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zesse  gegen  eine  Reihe  radikaler  Fahrer  infolge  des  unerschütter- 
lichen Rechtsgefühles  englischer  Richter;  aber  allenthalben  im 
Lande  fahrten  die  Friedensrichter  und  die  aus  den  höheren  Gesell- 
schaftsschichten gebildeten  Juries  einen  so  wirksamen  Feldzug 
gegen  jedwede  Erscheinung  des  politischen  Radikalismus  im  öffent- 
lichen Leben,  dafs  die  Bewegung  äulBerlich  fast  mit  einem  Schlage 
erlosch.  Die  zwanzigjährige,  auch  nach  dem  Tode  Pitts  von  der 
herrschenden  Aristokratie  hartnäckig  fortgesetzte  Eriegspolitik  mit 
ihren  ungeheueren  Opfern  an  Gut  und  Blut  seitens  der  arbeitenden 
Klasse  erfallte  auch  die  innere  Politik  Englands  dauernd  mit  dem 
Geiste  des  Militarismus  und  erleichterte  es,  alle  Regungen  des 
Widerstandes  gegen  das  System  mit  unwiderstehlicher  Kraft 
niederzuhalten. 

Auf  den  Ideengehalt  der  radikalen  Litteratur  dieser  zweiten 
Phase  des  englischen  Radikalismus  einzugehen,  ist  hier  nicht  not- 
wendig, denn  die  Lehren  Paines,  Godwins  und  der  übrigen  eng- 
lischen Jakobiner  haben  mit  der  vorliegenden  Aufgabe  nichts 
zu  thun.  Eine  Bewegung,  welche  zuletzt  dem  Staate  selbst  die 
Existenzberechtigung  absprach ,  mufste  notwendig  unfruchtbar 
bleiben  far  die  Ausbildung  neuer  Gedanken  aber  Verfassung  und 
Verwaltung;  wichtig  ist  in  dieser  Hinsicht  nur  zu  wissen,  dafs 
die  Rousseausche  Doktrin  in  England  die  leidenschaftliche  und 
mit  der  ganzen  Kraft  einer  tiefen  Natur  zum  Ausdrucke  gebrachte 
Gegnerschaft  Burkes  hervorrief.  Noch  einmal  an  der  Wende  des 
Jalurhunderts  trat  Burke  als  Verteidiger  der  angestammten  Landes- 
verfassung gegen  die  Ideen  der  Revolution  hervor,  und  diesmal 
wurde  er  als  wahrer  Patriot  von  allen  Schichten  der  herrschen- 
den Klasse,  bis  tief  in  den  Mittelstand  hinein,  bejubelt  und  ge- 
feiert. Nun  fand  er  auch  die  allerdings  verspätete  Anerkennung 
und  Bewunderung  Georgs  III.,  der  Burkes  „Reflections  on  the 
French  Revolution"  als  Meisterwerk  pries.  Auf  die  grofsen  histo- 
rischen Mängel,  die  politische  Einseitigkeit  und  Ungerechtigkeit 
des  XJrteiles,  das  Burke  über  die  französische  Revolution  gefällt 
hat,  haben  wir  hier  nicht  näher  einzugehen;  immerhin  ist  aber 
festzuhalten,  dafs  Burkes  Kritik  an  vielen  Stellen  mit  rücksichts- 
loser Schärfe  und  Klarheit  die  Haltlosigkeit  der  französischen  Ver- 
fassongsträumer,  die  Sinnlosigkeit  des  Schreckensregimes  und  den 
Widersinn  des  revolutionären  Naturrechtes  gekennzeichnet  hat. 
Auf  dem  düsteren  Hintergrunde  der  französischen  Schreckenszeit 
malte  er  noch  einmal  die  grofse  Gerechtigkeit  und  Weisheit  der 
von  den  Vätern  ererbten  englischen  Verfassung  in  voller  Glorie. 

Bedlieli,  EngL  LokalyerwaltTing.  7 
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Mit  dieser  Schrift  und  mit  dem  bald  darauf  publizierten  „Appeal 
from  the  new  Whigs  to  the  old  Whigs"  war  allen  an  dem  Fort- 
bestande des  Ancien  regime  interessierten  socialen  und  politischen 
Gruppen  eine  Fülle  wahrer  und  scheinbarer  Argumente  zu  ihren 
Gunsten  gegeben  und  damit  der  herrschenden  Klasse  ein  um  so 
gröfserer  Dienst  geleistet,  als  die  geistige  Kraft  und  Regsamkeit 
derselben  unter  dem  Einflüsse  der  Reaktion  immer  mehr  schwand 
und  immer  deutlicher  das  für  jede  Oligarchie  bedenkliche  Symptom 
hervortrat,  dafs  die  geistigen  Führer  der  Nation  sich  von  ihr  los- 
lösten und  die  Sache  der  von  der  Herrschaft  ausgeschlossenen 
Schichten  zu  vertreten  begannen. 

Mit  dem  Abschlüsse  der  Kriegsperiode  nach  der  Schlacht  bei 
Waterloo  begann  eine  neue  Epoche  in  der  inneren  Entwicklung 
Englands,  die  dritte  Phase  des  Radikalismus;  die  Zeit  des  Aus- 
reifens der  Ideen  desselben  brach  an  und  zugleich  damit  trat  der 
Gedanke  der  Verfassungsreform  in  sein  entscheidendes  Stadium. 
Den  Untergrund  dafür  bildete  die  ungeheuere  Wandlung  der  öko- 
nomischen und  socialen  Verhältnisse,  die  sich  während  der  kriege- 
rischen Decennien  vollzogen  hatte.  Mit  dem  Aufhören  der  aufser- 
ordentlichen ,  durch  den  unablässigen  Krieg  erzeugten  Spannung 
und  mit  dem  Dahinschwinden  der  aufserordentlichen  Faktoren, 
welche  während  desselben  eine  unerhörte  Entwicklung  der  Industrie, 
des  Handels,  wie  aller  produktiven  Kräfte  der  Nation  bewirkt 
hatten,  brach  nun  die  erste  grofskapitalistische  Wirtschaftskrise  über 
England  herein.  Der  Krieg  hatte  die  herrschende  Klasse,  die  durch 
Einführung  der  Getreidezölle  sich  die  Grundrente  beträchtlich 
erhöht,  zugleich  ihren  Grundbesitz  durch  die  Einziehung  der  Ge- 
meindeländereien aufserordentlich  vergröfsert  hatte,  immens  be- 
reichert; aber  noch  weit  mehr  im  Verhältnisse  hatte  der  Kampf 
gegen  Frankreich  die  industriellen  und  kommerziellen  Schichten 
Englands  in  die  Höhe  gebracht.  Gewaltige  Reichtümer  begannen 
sich  in  den  Händen  des  Mittelstandes  zu  konsolidieren.  Nur  durch 
diese  ungeheuere  Steigerung  der  nationalen  Produktion  und  Ver- 
mehrung des  nationalen  Kapitales  ist  es  zu  erklären,  dafs  das 
Regierungssystem  mit  seiner  Kriegspolitik  unter  den  riesigen  Kriegs- 
lasten nicht  zusammengebrochen  war,  sondern  immer  wieder  neue 
Mittel  zur  Verfolgung  seiner  Politik  gefunden  hat,  trotz  des 
dumpfen  Widerstandes  der  Massen  gegen  den  aus  jener  Politik 
rapid  sich  entwickelnden  socialen  und  wirtschaftlichen  Druck.  Die 
Staatsschuld,  welche  1792  nicht  mehr  als  289  650000  Sß  betragen 
hatte,  war  im  Jahre  1815  auf  rund  860000000  SB  angewachsen.  1792 
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betrug  die  zur  jährlichen  Verzinsung  der  Staatsschuld  notwendige 
Summe  9  434  000  £,  1815  nicht  weniger  als  32  645  618  SB.  Diese 
gewaltige  Finanzlast  wurde  aber  in  Gestalt  der  Income  Tax  grörsten- 
teils  vom  industriellen  Mittelstande  und  mit  Hilfe  der  Verteuerung 
aller  Kohstoffe  von  der  Masse  der  Konsumenten,  den  städtischen 
und  ländlichen  Arbeitern  getragen.  Nichtsdestoweniger  war  die 
Industrie  mächtig  emporgeblttht.  Die  Verwüstung  aller  kontinen- 
talen Länder  durch  den  Krieg,  die  Zerstörung  unermefslichen 
Kapitales  auf  dem  Festlande,  die  jahrzehntelange  Unsicherheit  des 
Kredites,  endlich  auch  die  politische  und  sociale  Rückständigkeit 
der  Staaten  Europas,  alles  dies,  mächtig  gefördert  durch  die  in 
England  zuerst  emporgekommene  und  ausgenützte  neue  Produk- 
tionstechnik, war  ein  vereint  wirkendes  System  von  Hebeln,  durch 
welche  England  innerhalb  eines  Menschenalters  zu  unerreichter 
industrieller  Gröfse  emporgehoben  wurde.  Die  Vernichtung  der 
französischen  Seemacht  und  des  Seehandels,  sowie  die  Eroberung 
zahlreicher  neuer  Kolonialgebiete  gaben  dieser  Industrie  den  not- 
wendigen weiteren  Markt.  Dabei  war  die  Bevölkerung  von  England 
und  Wales  von  rund  6  Millionen  im  Jahre  1750  auf  das  Doppelte 
im  Jahre  1820  angewachsen.  Eine  gewaltige  Verschiebung  der  Be- 
völkerung im  Lande  selbst  hatte  stattgefunden.  War  bisher  der 
Süden  und  Südosten  als  Hauptsitz  der  Landwirtschaft  auch  der 
Wohnsitz  des  eigentlichen  Kernes  der  Nation  gewesen,  so  begann 
nun  die  von  Jahr  zu  Jahr  enorm  steigende  Wanderung  aus  dem 
Süden  nach  den  Midlands  und  dem  Norden,  dem  Sitze  der  neuen, 
um  die  unerschöpflichen  Kohlenfelder  und  mächtigen  Eisenwerke 
emporkommenden  Industrie.  Aus  kleinen  Dörfern  waren  Städte, 
die  bisher  unbedeutenden  Gemeinwesen  wie  Liverpool,  Manchester, 
Birmingham  aus  kleinen  Städtchen  zu  Metropolen  herangewachsen. 
Eine  ungeheuere  Umwälzung  aller  socialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  und  Vorstellungen  hatte  eingesetzt  und  nahm  ihren 
Fortgang,  wenn  auch  durch  die  Krise  zeitweilig  gehemmt,  mit  um 
so  gröfserer  Gewalt,  nachdem  diese  tiberwunden  war.  Mit  unwider- 
stehlicher Kraft  wurden  durch  diesen  Prozefs  die  traditionellen 
Bande,  in  denen  die  Bevölkerung  in  vielen  Teilen  des  Landes,  noch 
immer  wenig  verschieden  von  den  Gebräuchen  und  Bedürfnissen 
vergangener  Jahrhunderte,  dahin  lebte,  zerrissen.  Während  die 
herrschende  Aristokratie  im  Vollgefühle  ihres  Triumphes  über  die 
französische  Revolution  und  deren  Erben  Napoleon  das  Dogma  von 
der  Heiligkeit  und  Unabänderlichkeit  der  Verfassung  immer  wieder 
feierlich    verkündigte ,    hatte    eine    unerhörte    ökonomisch-sociale 
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Sturmflut  begonnen,  ja  zum  Teile  schon  sich  vollzogen,  durch  welche 
die  Wurzeln  der  historischen  Gesellschaftsverfassung  Englands 
allenthalben  unterwühlt,  an  vielen  Punkten  bereits  völlig  losgerissen 
erschienen.  Und  nun  trat  abermals  der  politische  Radikalismus 
hervor;  diesmal  aber  nicht  mehr  als  Ideologie  von  Angehörigen 
der  herrschenden  Klasse,  als  geistiges  Gut  einer  kleinen  Minorität, 
sondern  vielmehr  als  die  organisch  begründete  Folgewirkung  jenes 
socialen  Umbildungsprozesses,  als  eine  neue  Weltanschauung,  die 
aus  den  breitesten  Schichten  der  Nation  aufstieg  und  bereits  fest- 
wurzelte in  dem  ganzen  grofsen  neugeschaffenen  Komplexe  wirt- 
schaftlicher und  geistiger  Interessen  der  durch  jene  wirtschaftliche 
Umwälzung  heraufgekommenen  Klassen  des  industriellen  bürger- 
lichen Mittelstandes  ^ 

Es  mufs  auch  hier  versagt  bleiben,  dem  Gange,  den  der 
Radikalismus  als  praktische  politische  Doktrin  nun  genommen, 
und  den  Kampf,  den  die  herrschende  Klasse  durch  mehr  als 
IVa  Jahrzehnte  wider  ihn  geführt  hat,  im  einzelnen  zu  verfolgen. 
Alle  Hindernisse,  die  der  Verbreitung  der  demokratischen  Idee  in 
den  Weg  gelegt  wurden,  waren  nicht  imstande,  das  Durchdringen 
der  neuen  Anschauung  vom  Staate  und  die  Verwirklichung  der 
Forderungen,  welche  die  neue  Gesellschaft  an  ihn  stellte,  dauernd 
aufzuhalten:  und  dies  umsoweniger  als  sich  die  radikale  Partei, 
die  jetzt  auch  zum  erstenmale  unter  diesem  Namen  als  solche  auf- 
trat, in  dieser  Phase  ihrer  Entwicklung  von  vornherein  auf  den 
Boden  eines  in  allen  Teilen  ausgebildeten  Reformprogramms  stellte, 
welches  in  dem  Verlangen  nach  radikaler  Reform  des  Parlamentes 
kumulierte,  aber  damit  nicht  erschöpft  war.  Dieses  Programm, 
das  sich  auf  den  gesamten  Aufbau  des  Staates  erstreckte  und  so- 
mit auf  eine  Reform  der  ganzen  Verwaltung  und  inneren  Politik 
hinauslief,  näher  vorzuführen,  ist  der  wichtigste  Gegenstand,  der 
uns  hier  zu  beschäftigen  hat;  vorher  aber  seien  noch  folgende 
Momente  aus  der  Reformbewegung,  deren  Sieg  mit  der  Reformbill 
-des  Jahres  1832  besiegelt  wurde,  hervorgehoben. 

Der  endgültige  Triumph  der  radikalen  Bewegung  war  vor 
allem  darin  begründet,   dafs  die  ganze  Kraft  derselben  in  allen 


^  Vgl.  die  Schilderung  der  Zustände  nach  dem  Kriege  hei  Martineau 
op.  cit.  p.  XII— XVIII,  sodann  die  Hauptquelle:  Porter,  Progress  of  the  Nation 
in  its  various  social  and  economical  relations,  new  Edition  1851,  ein  statistisches 
Werk  von  fast  unerschöpflichem  Gehalt.  Ferner  Spencer  Walpole,  History 
of  England,  I.  p.  1—110,  326—485. 

Bamford,  Life  of  a  Radical,  1846  (passim). 
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ihren  Abstufungen  auf  ein  und  dasselbe  Ziel, gerichtet  war:  die 
Beform  des  Parlamentes.    Je   länger  aber  die  herrschende  Klasse* 
zögerte,  desto  krasser  gestaltete  sich  das  Mifsverhältnis  zwischen 
dem,  was  das  Parlament  nach  der  inzwischen  Gemeingut  der  Nation 
gewordenen  Vorstellung  sein  sollte,  und  was  es  thatsftchlich  war. 
Seitdem    die   Idee,    dafs   der    faktische  Träger   der  Souveränität 
und  Gesetzgebung  eine  gleichmäfsige  Repräsentation  des  ganzen 
Volkes  vorstellen  sollte,  tief  in  die  Masse  eingedrungen  war,  mufstea 
die   damals  bald  zwei  Jahrhunderte  alten  Mifsstände  in  der  Zu- 
sammensetzung des  Parlamentes,  der  Verteilung  des  parlamentari- 
schen  Wahlrechtes  und  der  Durchführung  der  Wahlen  zu  unhalt- 
baren Positionen  werden.    Dazu  kam  femer,  dafs  mit  der  Zunahme 
des   Reichtums  und   mit   dem   Auftreten    des   Wettbewerbes    der 
emporgekommenen  Magnaten  des  Handels  und  der  Industrie  um 
einen   Anteil  an  dem  parlamentarischen  Einflüsse  die  Korruption 
der  Wahlen  und  das  System  der  Rotten  Boroughs  Dimensionen 
angenommen  hatten,  welche  von  den  zum  politischen  Interesse  er- 
wachten breiten  Schichten  der  Nation  geradezu  als  eine  Verhöhnung 
des   öffentlichen  Rechtes   und  der  öffentlichen  Moral  empfunden 
wurden.  Je  gröfser  aber  gleichzeitig  die  neuen  wirtschaftlichen  Inter- 
essen wurden,  deren  Obhut  einem  Parlamente  oblag,  von  welchem  die 
eigentlichen  Interessenten,  die  industrielle  Mittelklasse,  völlig  aus- 
geschlossen waren,  desto  mehr  sprang  der  Widerspruch  zwischen 
Verfassungsform  und  den  Lebensinteressen  der  Nation  in  die  Augen, 
desto    höher  stieg  die  Erbitterung   der  ausgeschlossenen   grofsen 
Mehrheit  des  Volkes.    Andererseits  hatte  aber  das  lange  Hinaus- 
schieben der  Reform  gewifs  auch  eine  gute  Folge;  denn  die  da- 
durch herbeigeftlhrte  vollständige  Entartung  der  historischen  Parla- 
mentsverfassung  brachte  es  mit  sich,  dafs  nur  mehr  eine  radi- 
kale Reform  thatsächlich  Abhilfe  bringen  konnte. 

Die  Erkämpfung  der  Reformakte  ist  bekanntlich  in  der  Weise 
erfolgt,  dafs  die  Whigpartei  oder  richtiger  gesagt,  jener  Fltlgel 
derselben,  der  zur  Zeit  Georgs  III.  nicht  zur  Regierungspartei 
übergegangen  war,  den  Entschlufs  fafste,  sich  an  die  Spitze  der 
Reformbewegung  zu  stellen.  Dieser  Entschlufs  kam  nur  wenigen 
der  Führer  der  Partei  aus  innerer  Überzeugung,  sondern  er  ging 
hervor  aus  der  Erkenntnis,  dafs  die  Whigpartei  keine  Hoffnung 
habe,  in  einem  unreformierten  Parlamente  je  wieder  zur  Macht  zu 
gelangen.  So  ist  die  parlamentarische  Reformcampagne  der  Jahre. 
1830—1832  gröfstenteils  das  Resultat  berechnenden  politischen  Egois- 
mus, allerdings  eines  Parteiegoismus,  der  dem  Staate  und  dem 
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Volke  zum  Heile  gedieh.    Der  tiefe  Eindruck,    den  die  Pariser 
Julirevolution  und  die  belgischen  Ereignisse  in  England  machten, 
half  die  Schwenkung  vollenden.  Viel  trug  auch  dazu  bei,  dafs  der 
wirtschaftliche  und  gesellschaftliche  Einflufs  der  Mittelklasse  von 
Jahr  zu  Jahr  im  Ansteigen  begriffen  war,  während  zugleich  mit  der 
Lockerung  der  alten  Gesellschaftsverfassung  der  Einflufs  des  Land- 
adels sank.   Es  ist  bezeichnend,  dafs  in  jener  Epoche  zuerst  der  eng- 
lische Landarbeiter,   diese  unterste  und  am  schwersten  gedrückte 
Schichte  der  Bevölkerung,  unruhig  zu  werden  begann:  ihnen,  den 
ländlichen  Massen  vor   allem  war  in  William  CobbettS   dem 
ersten  grofsen  Agitator  Englands,  ein  beredter  Anwalt,  ein  un- 
ermüdlicher Lehrer  und  Förderer  erstanden.    Noch  tiefere  Wand- 
lung aber  war  unter  der  städtischen  Arbeiterschaft  vor  sich  ge- 
gangen.   Das  Jahr  1825  hatte  ihr  die  Beseitigung  der  mittelalter- 
lichen Koalitionsverbote  gebracht  und  in  unvorhergesehener  Schnellig- 
keit schofs  in  allen  Industriecentren  des  Landes  die  politische  und 
gewerkschaftliche  Organisation  der  gewerblichen  Arbeiter  in  die 
Höhe.   Francis  Place,  selbst  aus  dem  Proletariate  entsprossen  und 
als  kleinbürgerlicher  Gewerbsmann  zur  ökonomischen  Unabhängig- 
keit gelangt ,  einer  jener  vielen  merkwürdigen  Autodidakten ,  die 
für  Englands  geistige  und  politische  Entwicklung  so  charakteristisch 
sind|  hat  sich  dadurch  einen  dauernden  Namen  errungen,  dafs  er 
der  erste  grofse  und  kluge  Organisator  der  englischen  Arbeiter- 
schaft geworden  ist  und  sie  gelehrt  hat,  durch  ZusammenschluTs 
aller  zersplitterten  Kräfte  zur  ausschlaggebenden  Macht  zu  werden. 
An  anderer  Stelle  werden  wir  darauf  zurückkommen,  wie  aus  diesen 
von  Place  und  seinen  Freunden  ausgestreuten  Keimen  infolge  jener 
mächtigen  Enttäuschung,  welche  sich  der  englischen  Arbeiterschaft 
nach    der  Reformbill   bemächtigte,   die   erste  und   bisher  einzige 
revolutionäre  Arbeiterbewegung  Englands,  der  Chartismus,  hervor- 
gegangen ist.    Alles  in  allem  aber  ist  die  Mittelklasse  von  Anfang 
an  die  eigentliche  Trägerin  und  auch  die  eigentliche  Siegerin  im 
Kampfe    um    die   erste   Wahlreform    geblieben.      Zwar    sind    die 
whiggistischen  Politiker  klug  genug  gewesen,  um  im  entscheiden- 
den  Momente    die    ganze    unwiderstehliche   Wucht   einer   Volks- 
bewegung durch  ihre  Verbindung  mit  den  radikalen  Führern  und 
der  Arbeiterschaft  für  sich  zu  erlangen  und  als  Kampfmittel  aus- 
zunützen, aber  die  Früchte  des  Sieges  fielen  unmittelbar  nur  der 


*  über  Cobbett  siehe  Rose,  Rise  of  Democracy,  p.  17,  25—28,  55  ff.; 
Roylance  Kent  p.  287—806. 
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Mittelklasse  zu.  Mittelbar  war  allerdings  durch  die  Reform  des 
Wahlrechtes  die  unentbehrliche  Grundlage  für  die  weitere  Aus- 
bildung der  englischen  Demokratie  geschaffen ;  diese  indirekte  Eon- 
sequenz lag  aber  nicht  im  Sinne  der  Whigpartei  und  ebensowenig 
in  dem  der  meisten  bürgerlichen  Radikalen  jener  Zeit;  vielmehr 
wurde  gerade  von  Grey  und  Russell,  den  beiden  Vätern  der 
Reformbill,  immer  wieder  im  Parlamente  hervorgehoben,  dafs  sie 
diese  als  eine  endgültige  Mafsregel  betrachteten.  Aber  die  Macht 
und  die  innere  Logik  der  Ereignisse  hat  diese  Ansichten  und  Ab- 
sichten mit  Leichtigkeit  und  rasch  zur  Seite  geschoben  ^ 

Wie  aber  die  Reformacte  nur  die  Interessen  der  Mittelklasse 
zunächst  vertrat,   lehrt   ein    Überblick    ihrer   Bestimmungen   am 
besten.  Die  Reformacte  merzte  vor  allem  den  korruptesten  Bestand- 
teil des  parlamentarischen  Mechanismus  und  zugleich  damit  die; 
Hauptstützen  der  regierenden  Aristokratie  aus,  indem  sie  86  kleine 
Wahlflecken,   darunter  sämtliche   Nomination  Boroughs,   aufhob. 
Die  dadurch  freigewordenen  123  Sitze  wurden  in  der  Weise  ver- 
teilt, dafs  63  den  Grafschaften  zugelegt  und  62  den  bisher  nicht 
vertretenen  Städten  verliehen  wurden;   der  Rest  aber  diente  zur 
Vermehrung  der  ganz  unverhältnismäfsig  geringen  schottischen  und 
irischen  Repräsentation.     Alle  grofsen  Städte  der  Midlands  und 
des  Nordens  entsandten  von  nun  an  Vertreter  in  das  Unterhaus. 
Sodann  griff  das  Gesetz  radikal  ein  in  das  völlig  korrupte  System 
des  städtischen  Wahlrechtes ,   indem  es  allen  10  jß  Hausholders 
das  Stimmrecht  verlieh,    die  Verbindung   zwischen   Korporation, 
Bürgerschaft  und  parlamentarischem  Wahlrechte  völlig  löste  und 
so  die  Städtewahlkreise  erst  zu  realen  Wahlkörpern  erhob.    Da- 
durch war  der  gröfste  Teil  der  Mittelklasse  des  Wahlrechtes  teil- 
haftig geworden,  die  Arbeiterklasse  aber  ausgeschlossen.     Endlich 
erweiterte  die  Bill  auch  in  den  Grafschaften  das  Wahlrecht,  in- 
dem  von  nun   an   nicht    blofs  Freeholders    sondern   auch  Copy- 
holders  und  Leaseholders  von  bestimmter  Besitzgröfse  das  Wahl- 
recht erlangten.    Dennoch  darf  nicht  übersehen  werden,  dafs  die 
Reformbill  die  Macht  des    aristokratischen  Principes  keineswegs 
gebrochen  hat,  denn  immer  noch  verblieben  42  sogenannte  Pocket 
Boroughs,  welche  69  Mitglieder    des  Unterhauses  als  Vertreter 
einer  Bevölkerung  von  370  000  Seelen  in  das  Unterhaus  entsandten, 

^  Über  die  Reformbewegung  giebt  jetzt  zu  der  längst  vorhandenen  reichen 
Litteratur,  die  bereits  oben  angef&hrt  wurde,  neue  und  sehr  interessante  Auf- 
sdüasse  das  Buch  von  Graham  Wallas,  The  Life  of  Francis  Place  p.  289 
bis  823;  ferner  Spencer  Walpole  ni.  eh.  XI. 
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als  sichere  Domäne  des  Grofsgrundbesitzes ;  überdies  blieben  noch 
zahlreiche  Boroughs  mit  Wählerschaften  yon  3—500  Wählern 
übrig  als  zweifellose  Herde  der  Wahlbestechung  und  Wahlumtriebe. 
Schlierslich  bedeutete  die  Vermehrung  der  Grafschaftssitze  nichts 
Anderes  als  eine  Stärkung  der  Position  der  konservativen  Landed 
Gentry.  Wohl  hat  die  Reformbill  auch  die  Zahl  der  Wähler  an- 
sehnlich vermehrt;  aber  noch  immer  betrug  dieselbe  kaum  Vu  der 
Bevölkerung*. 

Schon  aus  diesen  Angaben  geht  hervor,  dafs  die  Reform  von 
1832  keine  demokratische  Mafsregel  gewesen  ist;  ihre  nächste  Folge 
war  vielmehr  nur  die  Aufnahme  des  wohlhabenden  städtischen 
Bürgertums  in  die  herrschende  Klasse.  Bildete  bis  dahin  der 
Einflufs  des  Grundbesitzes  den  politisch  entscheidenden  Faktor, 
so  ist  von  da  ab  auch  das  mobile  Handels-  und  Industrie- 
kapital Teilhaber  der  politischen  Gewalt,  und  zwar  dergestalt, 
dafs  dort,  wo  sich  gemeinsame  Interessen  vorfinden,  beide  mit- 
einander Hand  in  Hand  gehen  und  nur  dort,  wo  ein  thatsächlicher 
Gegensatz  beider  Besitzklassen  besteht,  die  alte  Kampfstellung 
auch  noch  in  Zukunft  beibehalten  wird.  Der  Kampf  um  die  Ab- 
schaffung der  Getreidezölle  ist  das  letzte  Moment  in  diesem  Bildungs- 
prozesse der  modernen  herrschenden  Klasse.  Nachdem  dieser  Streit 
ausgefochten,  verschwindet  der  Gegensatz  zwischen  agrikolen  und 
industriellen  Interessen  für  lange  Zeit  aus  dem  Vordergründe  der 
englischen  Politik,  um  neuerdings,  wenn  auch  erst  nur  in  schwächeren 
Umrissen  und  Andeutungen,  hervorzutreten.  So  blieb  das  Parlament 
auch  nach  der  Reformbill  eine  wesentlich  aristokratische  Körper- 
schaft. Trotz  alledem  ist  die  Reformbill  einer  der  grofsen  Wende- 
punkte in  der  Geschichte  Englands,  und  zwar  gerade  deshalb,  weil 
sie  ganz  entgegen  den  Beteuerungen  der  whiggistischen  Führer  von 
vornherein  eine  principienlose  Mafsregel  war.  Der  Kom- 
promifscharakter,  den  die  Reformbill  an  sich  trägt,  barg  den  Keim 
einer  unabwendbaren  weiteren  Entwicklung  in  sich.  Mit  der  An- 
nahme der  Reformbill  war  ein  bisher  unangetastetes  und  für  un- 
antastbar gehaltenes  Princip  ausdrücklich  gebrochen  worden: 
nämlich  der  historische   Grundgedanke,   auf  welchem  die 


^  Die  Gesamtzahl  der  Wählerschaft  betrug  nach  SOjähriger  Herrschaft  der 
ersten  Reform  Bill  (vgl.  Taswell-Langmead,  Gonst.  History,  p.  610)  noch  im 
Jahre  1868  nicht  mehr  als  1370798.  Eine  treffende  Charakteristik  der 
historischen  Bedeutung  der  Reform  Bill  vom  Standpunkte  der  Entwicklung 
der  demokratischen  Ideen  giebt  Dickinson  in  seiner  knappen  aber  gehalt- 
vollen Schrift;  Development  of  Parliament  during  the  19**»  Century,  1805. 
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VerfassungEnglands  seit  Jahrhunderten  beruht  hatte. 
Der  Boden,  auf  dem  beide  Parteien  durch  viele  Generationen  hin- 
durch gestanden :  die  Anschauung  von  der  Unveränderlichkeit  der 
aberkommenen  Verfassung  mit  allen  ihren  Widersprüchen,  Un- 
regelmäfsigkeiten ,  gegenseitigen  Reibungshindernissen  der  darin 
fungierenden  Organe  und  sonstigen  als  die  wahre  Erbweisheit  der 
Nation  zuletzt  förmlich  ehrfürchtig  gepriesenen  Unbegreiflichkeiten 
—  diese  Anschauung,  die  das  bestehende  öflFentliche  Recht  in  eine 
Summe  unberührbarer  subjektiver  Privatrechte  auflöste,  wurde 
nun  ein  für  allemal  fallen  gelassen ;  das  aber,  was  an  deren  Stelle 
trat,  war  kein  neues  politisches  Princip,  sondern  zunächst  ein 
opportunistisches  Kompromifs.  Mochten  immerhin  die  Führer  der 
Whigs  von  der  Endgültigkeit  der  Reform  reden,  so  war  es  doch 
unleugbar  und  wurde  auch  von  den  Radikalen  in  keinem  Momente 
bezweifelt,  dafs  der  Wahlrechts-Census  von  10  £  kein  Princip  ab- 
geben könne ;  und  so  war  die  Lösung,  welche  die  Reformbewegung 
im  Jahre  1882  gefunden  hatte,  nur  provisorisch  und  nichts  mehr  als 
die  erste  Etappe  auf  dem  Wege  zur  Demokratisierung  des  Parla- 
mentes, einem  Wege,  der  nach  der  Natur  der  Dinge,  wenn  einmal 
betreten,  zuende  gegangen  werden  mufste  und  auch  thatsächlich 
zuende  gegangen  worden  ist. 

IIL 

Wir  gelangen  nunmehr  dazu,  jene  neue  Anschauung  vom  Staate 
und  der  Organisation  und  Funktion  der  Staatsgewalt  näher  ins 
Auge  zu  fassen,  welche  im  Zusammenhange  mit  der  praktischen 
Reformbewegung  sich  seit  dem  Anfange  des  XIX.  Jahrhunderts 
auszubilden  begonnen  hatte,  und  die  das  radikale  Programm 
im  weiteren  Sinne  vorstellt.  Diese  neue  Auffassung  vom  Staate  fand 
ihren  reifen  und  vollständigen  Ausdruck  in  einer  Gruppe  von 
Schriftstellern,  welche  bei  dem  Wiederaufleben  der  demokratischen 
Strömung  nach  dem  Jahre  1815  den  Kern  und  das  geistige  Centrum 
derselben  bildeten.  Von  ihren  Gegnern  zuerst  unter  dem  bald 
allgemein  angenommenen  Sammelnamen  der  „Philosophical  Radi- 
cals*  zusammengefafst,  bildeten  sie  eine  Gruppe  von  Männern  des 
verschiedensten  Berufes  und  verschiedener  wissenschaftlicher  Thätig- 
keit,  deren  gemeinsames  Kennzeichen  aber  schon  nach  aufsen  in 
einer  anderen  Bezeichnung,  die  gleichzeitig  aufkam,  zum  Ausdruck 
gelangt:  nämlich  in  ihrem  Namen  als  Benthamiten  oder  Utilitarier^ 

^  Über  Bentham  und  die  Philosophical  Radicals  vgl.  Bo wring,  Life  of 
Bentham  in  Benthams  Works.    Bd.  X;  Introduction  von  Hill  Burton  in 
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Jeremias  Bentham  ist  nicht  nur  der  philosophische  Be- 
gründer der  neuen  Lehre  vom  Staate  und  durch  Jahrzehnte  das 
gesellschaftliche  und  geistige  Oberhaupt  jener  merkwürdigen  wissen- 
schaftlich-politischen Gruppe  gewesen.  Er  hat  ihnen  nicht  nur 
durch  seinen  Utilitarianismus  den  gemeinsamen  Boden,  von  dem 
aus  sie  in  verschiedener  Richtung  thÄtig  werden  konnten,  gegeben, 
und  mit  seiner  allgemeinen  Weltanschauung  die  meisten  der  in 
den  Schriften,  Reden  und  Thaten  dieser  Männer  zum  Ausdruck 
kommenden  Gedanken  angeregt:  sondern  Bentham  ist  vermöge  seiner 
umfassenden,  durch  Eigenartigkeit  der  Auffassung  und  Vielseitig- 
keit ausgezeichneten  litterarischen  Thätigkeit,  sowie  durch  seine  im 
geselligen  Verkehre  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  hindurch 
geübte  freie  Lehrthätigkeit  auch  der  alle  anderen  weit  überragende 
Verkündiger  der  neuen,  von  ihm  encyklopädistisch  beherrschten 
Anschauung  vom  Staate  gewesen.  Schon  aus  diesem  Grunde  fällt  die 
Beurteilung  des  wissenschaftlichen  Radikalismus  Englands  gröfsten- 
teils  mit  der  Aufgabe  zusammen,  die  Staatslehre  Benthams  eingehend 
zu  betrachten.  Hierzu  kommt  aber  noch  ein  Weiteres.  Wenn  man 
den  inneren  Kreis  der  philosophischen  Radikalen  überblickt,  so 
findet  man  darunter  eine  Reihe  von  Männern,  deren  Wirken  in 
verschiedenen  Zweigen  der  Wissenschaft  grundlegend  geworden 
ist.  Wir  finden  da  vor  allem  James  Mill,  den  ältesten  Freund 
und  Jünger  Benthams,  den  Vater  John  Stuart  Mills,  der  durch 
seine  Geschichte  Indiens,  dann  aber  auch  durch  Staats-  und  rechts- 
philosophische Abhandlungen  zu  grofsem  litterarischen  Ansehen  ge- 
langt war.  Neben  ihm  steht  der  grofse  Historiker  Griechenlands, 
Georg  Grote,  der  scharfsinnige  Jurist  Austin,  dann  David  Ricardo, 
der  Adam  Smiths  Lehre  in  wichtigen  Punkten  erweitert  und  ver- 
tieft hat.  Neben  diesen  stehen  die  praktisch  thätigen  Apostel 
Benthams,  vor  allem  Francis  Place,  der  grofse  Arbeiterführer 
und  Urheber  der  demokratischen  Wählerorganisation  der  Londoner 
Wahlbezirke,  dann  die  Parlamentarier  Josef  Hume,  Burdett,  Ro- 
milly,  Hobhouse  und  andere.  So  grofs  nun  die  wissenschaftliche  Be- 
deutung von  Männern  wie  Mill  und  Ricardo  für  die  Ausbildung 
der  politischen  Ökonomie  gewesen  ist,  so  sind  doch  ihre  Ansichten 
über  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staates  im  Grunde  ge- 
nommen nicht  originell,  sondern  durch  Bentham  gebildet ;  ebenso  ist, 

Bd.  I;  John  Stuart  Mill,  Autobiography;  Roylance  Eent  op.  cit.  p.  165 
bis  241;  Graham  Wallas  op.  cit.  p.  65—92;  Graham,  English  Political 
Philosophy,  p.  174 — 268;  R.  v.  Mo  hl,  Litteratur  und  Geschichte  der  Staats- 
wissenschaften,  III.  p.  595 — 635. 
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SO  hoch  man  auch  den  Nutzen  veranschlagen  mag,  welchen  die 
parlamentarische  und  agitatorische  Thätigkeit  der  vorgenannten 
Männer  für  den  Reformgedanken  gestiftet  hat,  der  geistige  Inhalt 
ihrer  politischen  Thätigkeit  durch  Benthams  Ideenwelt  bestimmte 

Die  Lehre  Benthams  ist  also  in  jeder  Hinsicht  der  Schlüssel 
zum  Verständnisse  der  durch  den  Radikalismus  vollzogenen  Ideen- 
entwicklung in  betreff  der  Regeneration  der  inneren  Staatsordnung: 
Englands. 

Allerdings  ist  der  Benthamismus  oder  die  von  Bentham  und 
seinen  Freunden  und  Schülern  propagierte  Lehre  mehr  als  eine 
blofse  Idee  der  Verfassungs-  und  Verwaltungsreform;  sie  ist 
eine  neue  umfassende  Weltanschauung,  die  zwar  aus  dem  rationa- 
listischen Denken  des  XVIII.  Jahrhunders  hervorgegangen  ist,, 
dennoch  in  ihrer  Wesenheit  und  ihren  Ergebnissen  von  letzterem 
sich  vollständig  unterscheidet.  Dieser  Unterschied,  sowie  auch 
die  Universalität  der  Benthamschen  Lehre  lag  begründet  in 
ihrem  theoretischen  Ausgangspunkte,  dem  Utilitarianismus.  Die 
Art  und  Weise  der  Entwicklung  der  Lehre  von  diesem  Stand- 
punkte aus  ist  auch  bei  Bentham  rein  rationalistisch.  Auch  er 
geht  von  einem  a  priori  angenommenen  Axiom,  das  als  Prämisse 
dient,  aus,  um  eine  Erklärung  und  das  System  der  gesamten 
Erscheinungen  des  menschlichen  Gemeinlebens  durch  Deduktion 
und  Analyse  zu  gewinnen.  Diese  Denkmethode  ist  eine  Folge 
der  Überschätzung  des  formalen  Denkens,  der  „reinen  Vernunft"^ 
die  das  charakteristische  Kennzeichen  der  Philosophie  des  XVIIL 
Jahrhunderts  ist.  Aber  wenn  auch  Bentham  mit  der  von  ihm 
eingeschlagenen  Denkmethode  ein  echter  Sohn  des  XVIIL  Jahr- 
hunderts  geblieben  ist,  so  ist  der  sachliche  Inhalt  seines  Grund- 
principes  und  die  Art  und  Weise,  wie  er  dasselbe  zum  realen 
Leben  in  Beziehung  setzt,  demgemäfs  auch  die  Wirkung,  welche  die 
logische  Ausbildung  seines  Griindprincipes  zur  Folge  hat,  etwas 
vollkommen  Neues  und  von  den  blutleeren  Abstraktionen  der  natur- 
rechtlichen Staatsphilosophie  Grundverschiedenes.  Eine  völlig  eigen- 
artige Gedankenwelt  hat  Bentham  eröffnet.  Als  echter  geistiger 
Revolutionär  hat  er  aber  auch  die  von  ihm  gelehrte  neue  An- 
schauung mit  solcher  Einseitigkeit  und  Eonsequenz  verfolgt,  dafs- 
thatsächlich  kein  einziges  Gebiet  der  socialen  Wissenschaft  von 
dieser  unbefruchtet  geblieben  ist. 

Die  so  geschaffene  neue  sociale  Weltanschauung  in  ihrer  philo- 
sophischen Bedeutung  zu  kritisieren,  in  ihrer  geistigen  Gesamt- 
wirkung zu  übersehen,   haben  wir  hier  keinen   Anlafs;   wir  be- 
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schränken  uns  im  wesentlichen  auf  die  Theorie,  welche  Bentham 
von  den  Funktionen  und  der  Organisation  der  Staats- 
gewalt gegeben  hat.  In  dieser  Richtung  ist  nämlich  die, 
wie  mir  scheint,  weitestreichende,  am  längsten  fortarbeitende 
Wirkung  Benthams  und  des  philosophischen  Radikalismus  Eng- 
lands zu  finden.  Das  System  der  modernen  Organisation 
der  inneren  Verwaltung  Englands  ist  in  seinen  Grund- 
gedanken sowie  selbst  in  vielen  seiner  Einzelheiten 
nichts  Anderes  als  eine  Verwirklichung  der  Ideen 
Benthams,  eine  Umsetzung  seiner  scharfsinnigen  Abstraktionen 
und  theoretischen  Postulate  in  lebendige  Wirklichkeit.  Darin 
liegt  für  den  Erforscher  der  neuen  englischen  Verwaltungsgeschichte 
die  grofse  und  unttberschätzbare  Bedeutung  Benthams  und  seiner 
Ideenwelt.  Das  ist  denn  auch  der  Gesichtspunkt,  von  dem  aus 
wir  uns  hier  mit  Bentham  zu  beschäftigen  haben.  Ein  Verständnis 
seiner  Wirksamkeit  als  theoretischen  Reorganisators  der  englischen 
Verwaltung  ist  aber  zu  gewinnen  nur  möglich,  wenn  vorher  die 
Ideenwelt  Benthams  in  ihren  allgemeinen  Hauptmomenten  vorge- 
führt wird. 

Der  äufsere  Lebenslauf  Benthams  ist  in  wenigen  Worten  gegeben. 
1748  als  Sohn  eines  Anwaltes  geboren,  verriet  er  früh  geistige 
Eigenart  und  selbständiges  Denken.  Im  Alter  von  16  Jahren  nach 
Oxford  gelangt,  verbrachte  er  daselbst  mehrere  Jahre,  fand  aber 
an  der  dort  üblichen  Lehrweise  wenig  Gefallen.  Nach  der  Voll- 
endung juristischer  Studien  in  London  kehrte  er  abermals  nach 
Oxford  zurück,  um  die  akademischen  Grade  zu  erwerben  und  fand 
hierauf  Eintritt  in  die  Advokatenzunft;  aber  er  hat  niemals  die 
ihm  verhafste  Anwaltspraxis  ausgeübt.  Schon  durch  seine  erste 
Schrift  erregte  er  die  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  und  wurde 
von  Lord  Shelburne,  einem  der  Grandseigneurs  jener  Zeit,  die,  selbst 
höchst  gebildet,  nichts  mehr  liebten,  als  sich  mit  Talenten  aller  Art 
zu  umgeben,  in  die  aristokratische  Gesellschaft  gezogen.  Die  Freund- 
schaft beider  Männer  dauerte  bis  zum  Tode  Shelbumes  ungetrübt 
fort.  Bentham  aber,  nach  dem  Ableben  seines  Vaters  durch  ein 
ansehnliches  Vermögen  jeder  Brotarbeit  enthoben,  lebte  zurück- 
gezogen, einzig  dem  Denken  und  Forschen  in  der  seinem  Geiste 
eigentümlichen,  von  allem  Hergebrachten  abweichenden  Art  hin- 
gegeben. Grofse  Reisen,  die  er  bis  nach  Rufsland  hin  ausdehnte, 
haben  auf  sein  Denken  und  seine  Ansichten  keinen  bleibenden 
Eindruck  gemacht.  Er  war  seiner  Naturanlage  nach  kein  Be- 
obachter des  äufseren  Lebens  und  wurde  es  auch  nicht  durch  die 
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Kenntnis  der  Zustände  fremder  Länder  und  Völker;  vielmehr  war 
sein  Geist  vollständig  nach  innen  gewendet.    Um  die  Eigentümlich- 
keit dieses  Geistes  zu  charakterisieren,  kann  man  auch  heute  nichts 
Besseres  sagen,  als  die  so  eindringliche  Schilderung  wiederholen, 
welche  Robert  von  Mohl  ihm  in  seiner  Geschichte  der  Staatswissen- 
schaften gewidmet  hat :  „Eigenes  und  eigentümliches  Denken  ist  die 
bezeichnendste  Eigenschaft,^  sagt  Mohl,   „welche  gleich  bei   der 
ersten  Bekanntschaft  mit  Bentham  ins  Auge  fällt,   im  Verlaufe 
der  Zeit  immer  mehr  hervortritt  und  am  Ende  wahre  Bewunderung 
erweckt.     Nie   hat  ein  Mensch  weniger  als  er  sich  mit  blofsen 
Worten  bezahlt  gemacht;  niemals  einer  sich  weniger  mit  herkömm- 
lichen Sätzen  begnügt,  blofs  weil  sie  allgemein  angenommen  sind. 
Nächstdem  muTs  jedem  der  nüchterne  Verstand  auffallen,  welcher 
durch  alle  Werke  Benthams  gleichmäfsig  geht.    Bei  ihm  ist  niemals 
die  Rede  von  irrlichtelierenden  Gefühlen ,  von  einem  Fluge  der  Ein- 
bildungskraft,  von  Romantik.     Er  entkleidet  alles  des  Scheines 
und  läfst  sich  durch  blofsen  Schmuck  oder  dämmernde  Neigungen 
niemals  verführen.    Dies  ist  nicht  immer  angenehm,  und  das  Leben 
gewinnt  in  dieser  prosaischen  Verstandesbeleuchtung  nicht  an  Reiz 
und  Zierde:    aber   ein   solches  Gebaren   mit  den  Thatsachen  ist 
wahr  und  zerstört  viel  Übles,  welches  aus  wesenlosem  Scheine  und 
aus  gedankenlosen  Selbsttäuschungen  entsteht.   Ganz  ohne  Beispiel 
ist  Benthams  analytisches  Talent,  also  seine  Kunst,  fast  möchte 
man  sagen  sein  unbewufster  Trieb,  Thatsachen  und  Gedanken  in 
ihre  Bestandteile  zu  zerlegen,  und  sie  so  in  allen  ihren  Eigen- 
tümlichkeiten  zu  erkennen.     Unwandelbar   wendet  er   dabei    die 
Teilung  in  zwei  Hälften  an,  teilt  jede  derselben  weiter  und  so 
fort  bis  zu  den  äufsersten  Grenzen  des  Fafsbaren  und  Denkbaren; 
nach  gänzlicher  Erschöpfung  des  Stoffes  steigt  er  dann  auf  zum 
nächst  höheren   und  verfährt  hier  auf  gleiche  Weise.    So  gelangt 
er  zu  einem  Reichtume  von  Unterscheidungen  und  Eigenschaften, 
welche  er  nuij,  je  nach  Umständen,  einer  kritischen  Prüfung  unter- 
zieht oder  seinem  obersten  Grundsatze  einzeln  unterstellt.    Dafs 
er  dieses  Verfahren   auch  gelegentlich  übertreibt  und  also  noch 
spaltet  und  unterscheidet,  wo  dies  zu  keinem  Ziele  führt,  ist  richtig; 
allein   leicht  mögen  ja  Andere   solche   unfruchtbare  Erzeugnisse 
eines  unwiderstehlichen  logischen  Triebes  wieder  zusammenlegen. 
Sie  wissen   dann  wenigstens  gewifs,   dafs  keine  wesentlichen  Ver- 
schiedenheiten  in   den   von   ihnen  angenommenen  Einheiten  ver- 
borgen sind.    Merkwürdig  ist  sodann  die  Festigkeit,  mit  welcher 
Bentham  seine  leitenden  Gedanken,  nämlich  die  Alleinherrschaft 
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-der  Nützlichkeit,  während  seines  ganzen  Lebens  und  in  allen  Fällen, 
Tom  ganzen  Systeme  an  bis  zu  der  äufsersten  Folgerung,  gegen- 
wärtig hat  und  anwendet.  Es  läfst  sich  nicht  leugnen,  dafs  diese 
unerbittliche  Zähigkeit  bei  der  nur  sehr  teilweisen  Richtigkeit 
-dieses  obersten  Grundsatzes  zuweilen  zu  haarsträubenden  Folge- 
rungen führt,  und  dafs  zu  anderen  Malen  nur  mit  grofser  Künstlich- 
Iceit  eine  Schein- Anwendung  erreicht  wird;  aber  gerade  ein  Gegner 
kann  sich  am  wenigsten  hierüber  beschweren,  da  es  ihm  so  leicht 
gemacht  ist,  an  den  eigenen  unverschleierten  Sätzen  Benthams  die 
Richtigkeit  des  Ausgangspunktes  zu  prüfen.  Ehrwürdig,  zuweilen 
aber  auch  unterhaltend  ist  der  angeborene  Wahrheitstrielx  Benthams. 
Einen  falschen  Satz  zu  zerstören  ist  für  ihn  ein  Hochgenurs,  und 
mit  sichtbarstem  Behagen  wendet  er  hierzu  nicht  blofs  schlagende 
Beweisführung  an,  sondern  auch  Spott  und  die  Waffe  des  Lächer- 
lichen. Dies  thut  er  aber  nicht  blofs  etwa  da,  wo  ihm  unmittel- 
bar an  der  Widerlegung  eines  Gegengrundes  oder  der  Wegräumung 
«ines  Hindernisses  gelegen  sein  mufs,  sondern  überall,  wo  er  auch 
nur  ganz  gelegentlich  auf  eine  Unwahrheit  stöfst  Seiner  Meinung 
nach  kommt  der  gröfste  Teil  des  Übels  in  der  Welt  von  der  Lüge; 
sie  mufs  also  angegriffen  und  vernichtet  werden,  wo  man  ihrer 
habhaft  werden  kann.  Am  meisten  nützt  er  aber  bei  diesem  un- 
überwindlichen Triebe  nach  Wahrheit  da,  wo  er  auf  solche  Seiten 
der  Zustände  aufmerksam  macht,  welche  gewöhnlich  mit  Still- 
schweigen übergangen  werden,  weil  sie  unliebsame  Folgen  auf- 
wreisen.  So  hat  sich  Bentham  in  Beziehung  auf  die  Gefängnis- 
strafe und  auf  die  Verbannung  grofse  Verdienste  erworben,  indem 
6r  verschwiegene  Seiten  derselben  hervorzog  und  auf  deren  Ver- 
besserung drang.  Auf  diese  Weise  steht  er  in  der  ersten  Reihe 
derjenigen,  welche  zur  Ausmerzung  der  sündhaften  Übelstände  in 
diesem  wichtigen  Teile  der  Rechtspflege  beigetragen  haben.  Endlich 
ist  auch  noch  des  unerschrockenen,  sittlichen  sowohl  als  logischen 
Mutes  Erwähnung  zu  thun,  mit  welchem  Bentham  seine  Ansichten 
ohne  alle  Schminke  und  ohne  Rücksicht  auf  Personen  und  Ver- 
hältnisse, sowie  andererseits  ohne  Furcht  vor  dem  Lächerlichen 
vorträgt*." 

Charaktere  wie  der  Benthams  sind  gerade  durch  ihre  Ver- 
bindung von  starrer  Festigkeit  und  Einseitigkeit  des  Denkens  mit 
vollkommener  logischer  Klarheit  die  natürlichen  Lehrer  und  Führer 
solcher   Generationen,    in  welchen    der   Glaube   an   das   Alte    zu 


*  R.  V.Mo  hl,  Litteratur  und  Geschichte  der  Staatswissenschaften,  III.  S.  601  ff. 
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schwinden  begonnen  hat.  Die  Lauterkeit  und  Güte  seines  Charakters, 
sowie  der  musterhafte,  einem  Weltweisen  wahrhaft  entsprechende 
Lebenswandel,  den  er  führte,  sammelten  einen  im  Laufe  der  Jahre 
stets  wachsenden  Kreis  persönlich  ergebener  Freunde  um  ihn,  die 
alle,  jeder  nach  seiner  Kraft,  an  der  Verbreitung  seiner  Denkweise 
und  seiner  Lehren  mitgewirkt  haben. 

Fragen  wir  nun,  woher  seine  eigentümliche  Gedankenwelt  den 
Abstofs  zu  ihrer  Entwicklung  erhalten  hat,  so  besitzen  wir  darüber 
das  eigene  Zeugnis  Benthams ,  der  selbst  einmal  erzählt ,  dafs  ihm 
noch  in  seiner  Studienzeit  in  Oxford  eine  Schrift  Priestleys  einen 
solchen  Eindruck  gemacht  habe,  dafs  von  da  ab  seine  Ideen  unter 
dem  hier  empfangenen  Eindruck  sich  ordneten  und  dauernde  Ge- 
stalt annahmen.  Diesen  archimedischen  Punkt  fand  er  aber  in 
dem  Satze  Priestleys,  wonach  der  Zweck  aller  Moral  und  Gesetz- 
gebung nichts  Anderes  sei,  als  die  Herbeiführung  des  gröfstmög- 
lichen  Nutzens  für  die  gröfstmögliche  Zahl.  Diese  kürzeste  Formel 
des  utilitarischen  Principes  ist  für  ihn  zur  heiligen  Wahrheit  ge- 
worden, die  seinem  selbständigen  Denken  dauernd  den  Weg  weisen 
sollte.  Zwar  ist  dieser  Satz  als  philosophischer  Gedanke  weder 
neu  noch  besonders  tief  gewesen.  Hutcheson,  der  schottische 
Moralphilosoph,  den  Adam  Smith  wesentlich  beeinflufst,  der  italie- 
nische Kriminalist  Beccaria,  mit  dem  sich  Bentham  früh  und  ein- 
gehend befafst  hat,  hatten  diesen  Gedanken  einer  eudaimonistischen 
Begründung  aller  moralischen  Grundsätze  und  staatlicher  Ein- 
richtungen ungefähr  zur  selben  Zeit  ausgesprochen  und  noch 
früher  hatte  David  Hume  in  seinem  Essay:  Treatise  on  human 
Nature  den  Satz  aufgestellt,  dafs  Nützlichkeit  der  Mafsstab  aller 
Tugend  sei.  Dennoch  bleibt  Benthams  Anspruch  auf  Originalität 
dadurch  ungeschmälert.  Lidem  nämlich  Bentham  mit  geringer 
Modifizierung  des  Priestleyschen  Satzes  das  Principle  of  the  Happi- 
ness  of  the  greatest  possible  Number,  als  unverrückbaren  Wert- 
mafsstab  aller  menschlichen  Handlungen  und  Einrichtungen  und 
zugleich  als  Prüfstein  derselben  ausnahmslos  statuierte  und  diese 
Anschauung  nach  allen  Seiten  hin  mit  unerreichter  Kraft  der 
Analyse  durchführte,  ist  er  zum  Urheber  einer  den  ganzen  Um- 
kreis des  menschlichen  Gemeinlebens  umfassenden  und  innerlich  ge- 
schlossenen, kritischen  Weltanschauung,  des  sogenannten  Utilitarianis- 
mus,  geworden.  Wie  gering  nun  der  philosophische  Wert  dieser  Lehre 
ist,  wie  einseitig  und  darum  ungerecht  der  Utilitarianismus  not- 
gedrungen die  Welt  betrachtet  und  wie  wenig  dieses  Princip  zu 
einer  wissenschaftlichen   Fundierung   des  moralischen  und  staat- 
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liehen  Gesetzes  dienen  kann,  das  braucht  wohl  heute  gewifs  nicht 
weitläufig  auseinandergesetzt  zu  werden,  noch  ist  hier  der  geeignete 
Ort  dazu;  das  hindert  aber  nicht  im  geringsten,  die  geschichtliche 
Bedeutung    der    Benthamschen   Lehre    für   die   Entwicklung    der 
Staatswissenschaft  sowohl  im  allgemeinen,   als  der  Verwaltungs- 
lehre  und  Politik  im  besonderen  anzuerkennen.    Für  Bentham  ist 
eben  dieses  Princip,  das  er  seinem  Denken  zu  Grunde  legt,  ganz 
unabhängig  von  dessen  philosophischem  Wert  oder  Unwert,  zu  einer 
Waffe  von  ungeahnter  Kraft  und  wunderbarer  Wirkung  geworden : 
es  hat  ihn,  der  sich  in   seiner  Jugend  selbst  einen  loyalen  Tory 
genannt  hat,  mit  unwiderstehlicher  Kraft  zum  geistigen  Mittel- 
punkte  und  beherrschenden   Lenker   des  Radikalismus    gemacht. 
Denn  der  Utilitätsstandpunkt  Benthams,  angewendet  auf  die  ihn 
und   seine  Zeitgenossen   umgebende   politische  und  sociale  Welt, 
angewendet  auf  das  in  Erstarrung  begriffene   historische  Staats- 
leben Englands,  bot  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  eine  in  ihrer 
logischen  Folgerichtigkeit  und  ätzenden  Schärfe  bisher  nicht  vor- 
handene kritische  Methode.  Indem  Bentham,  ausgerüstet  mit  einer 
erstaunlichen  Kenntnis  der  Einzelheiten  des  praktischen  Rechts- 
lebens und   der  Verwaltung  Englands,  an  alle  Einrichtungen  und 
Gesetze  seines  Landes  das  prüfende  Richtmafs  ihrer  Nützlichkeit 
anzulegen  begann  und  seine  Jünger  das  Gleiche  zu  thun  lehrte, 
schuf  er  eine  Art  Kritik  der  praktischen  Vernunft  des 
englischen  Staatswesens  als  schonungsloser  Gegner  des  Be- 
stehenden in  einer  Epoche,  in  welcher  der  Konservatismus  und  die 
fast  mystische  Verehrung  des  seit  Jahrhunderten  Gewordenen  zu 
einer  Art  politischer  Religion   sich  herausgebildet  hatte.    Hierbei 
unterstützte   ihn   wesentlich   eine  Eigentümlichkeit   seiner  Denk- 
weise, die  von  frühester  Zeit  bei  ihm  hervortrat.    Schon  in  seiner 
Jugendzeit   klagte   er,   dafs  ihm  die  Lektüre   der  herrschenden 
Litteratur,  vor  allem  Swifts,  keine  Thatsachen  (facts)  an  die  Hand 
gebe;  er  hat  sich  denn  auch  in  der  Folgezeit  nie  damit  begnügt, 
allgemeine   Sätze    und  Principien  aufzustellen,   sondern  unwider- 
stehlich treibt  es  ihn,  nachdem  er  einmal  das  Utilitätsdogma  als 
Axiom   angenommen  hatte,  dessen  logische  Konsequenzen  bis  auf 
die  letzten  Bedürfnisse  des  praktischen  Gemeinlebens  und  bis  in 
das  letzte  Detail  des  jeweils  in  Frage  kommenden  Problems  an- 
zuwenden  und  so  zu   positiven,   oft  bis  in  das  Minutiöseste  aus- 
gearbeiteten Vorschlägen  zu  gelangen.    Und  so  ist  der  Benthamis- 
mus   zum   mächtigsten   geistigen   Hebel   in   der  Vollziehung  der 
friedlichen  Revolution  geworden,  die  aus  dem  von  der  Aristokratie 
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beherrschten  England  des  XVIII.  Jahrhunderts  das  demokratische 
England  von  heute  gemacht  hat. 

Der  allmähliche  Ausbau  der  rechts-  und  staatsphilosophischen 
Ideen   Benthams   liegt   klar   vor   uns   in    der  Reihenfolge  seiner 
Schriften.      Zur    selben    Zeit,    als    er   in    Oxford    in    Priestleys 
Schriften  auf  das  Utilitätsdogma  stiefs,  bildeten  Blackstones  Vor- 
lesungen über  die  englische  Verfassung  das  grofse  Ereignis  der 
den   Hort   des   Konservatismus   im   Lande   bildenden  Universität. 
In    diesen   Vorlesungen   trat  nun    dem   bereits  voll   entwickelten 
kritischen    Verstände    Benthams    die    Auffassung   der   herrschen- 
den Klasse  von  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  Landes  in 
jener  klassischen  Vollendung  und  Klarheit  entgegen,  die  Blackstone 
zu  einem  der  Unsterblichen  des  englischen  Geisteslebens  gemacht 
hat    Der  Widerspruch  zwischen  jener  Auffassung  und  den  eigenen 
Ideen  kam  Bentham  so  lebendig  zum  Bewufstsein,  dafs  er  unter 
diesem  Eindrucke  1776  seine  erste  Schrift  schrieb  und  veröffent- 
lichte:  das  Fragment  on  Government,  eine  juristische  Ab- 
handlung, in  welcher  er  mit  bewunderungswürdiger  kritischer  Schärfe 
die  Ideen  Blackstones  über  Entstehung  und  Wesen  der  Souveränetät 
angriff  und  als  Produkte  fehlerhaften,  unlogischen  Denkens  nachwies. 
Blackstone  hatte  sich  die  Theorie   vom  Urvertrag  und   der 
daraus  folgenden  naturrechtlichen  Gebundenheit  aller  Staatsbürger 
zu  eigen  gemacht.  Bentham  erklärte,  dafs  Staatsgewalt  und  Recht 
ihre   Begründung   nicht  in   einem   Urvertrage,   den  er  auch  als 
Hypothese   verwirft,   finden   können,   sondern  in  der   allgemeinen 
Nützlichkeit  dieser  Institutionen.  Damit  ist  an  die  Stelle  des  seit 
zwei  Jahrhunderten  allmächtigen  Naturrechtes  ein  neues  Princip  in 
die  Staatslehre  eingeführt.    Später  hat  Bentham  gesagt,  dafs  ihn 
Blackstone    überhaupt,    sowohl    durch    seine   persönliche    Liebe- 
dienerei  gegen  die  herrschende  Klasse  als  auch  durch  die  völlige 
Negierung   des   Gedankens   der  Beform   staatlicher  Institutionen, 
damals  schon  abgestofsen  habe. 

Bentham  hat  nun  seine  Ansichten  in  Bezug  auf  das  Natur- 
recht im  Laufe  seines  langen  Wirkens  immer  mehr  vertieft  und 
nie  geändert.  Nichts  war  ihm  verhafster  als  das,  was  er  die 
Metaphysik  in  der  Rechts-  und  Staatswissenschaft  nannte.  Darunter 
zählte  er  alle  jene  Begriffe  wie:  Law  of  Nature,  Law  of  Reason, 
Katural  Rights.  Immer  wieder  bezeichnete  er  diese  Ausdrücke  als 
Mittel,  von  der  Erforschung  des  wahren  Wesens  der  menschlichen 
Lebensordnung  abzulenken;  konsequent  griff  er  aber,  so  sehr  er 
auch  mit  den  Männern  der  französischen  Revolution  sympathisierte, 

B*dliek,  Engl.  Lokalyerwaltung.  8 
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mit  aller  Schärfe  die  Idee  der  Festsetzung  der  Menschenrechte  an, 
indem  er  die  für  einen  Sohn  des  XVIII.  Jahrhunderts  doppelt 
merkwürdigen  Worte  niederschrieb:  „The  things  that  people  stand 
most  in  need  of  being  reminded  of  are,  one  would  think,  their 
duties;  for  their  rights,  whatever  they  may  be,  they  are  apt 
enough  to  attend  to  of  themselves". 

Aber  trotz  Benthams  Abneigung  gegen  das  Naturrecht  ^  war 
und   blieb  er  doch  in  seiner  Denkweise  ein  echter  Rationalist,  ja 
er  ist  gewissermafsen  der  rücksichtsloseste  Vertreter  dieser  Geistes- 
richtung, die  von  der  Annahme  ausgeht,  dafs  alle  Menschen  als 
vernunftbegabte  Wesen  einander  gleich  seien  und  daher  durch  Auf- 
deckung vernünftiger  Grundsätze  zum  Rechten  gebracht  werden 
können.   Auch  ihm  ist  also  die  optimistische  Auffassung  eigen,  die 
für  die   Revolutionäre   und    Staatsphilosophen    des    XVIII.   Jahr- 
hunderts charakteristisch  ist,  und  gleich  allen  anderen  Rationalisten 
besitzt  auch  Bentham  keinen  Blick  für  das  Historische  und  Ge- 
wordene, für  das  organische  Element  in  den  menschlichen  Institu- 
tionen.   Darum   ist   für   Bentham   auch   die   einzige   grofse,    des 
Denkers   würdige  Aufgabe ,  jene  allgemein  gültigen ,  auf  der  Ver- 
nunft beruhenden  Grundsätze  zu  finden  und  mit  diesen  eine  ge- 
meingültige Wissenschaft  der  Gesetzgebung  und  Moral  aufzubauen. 
Zu  diesen  Grundsätzen  aber  gelangte  er  durch  die  genaueste,  alle 
herkömmlichen  Denkfehler  vermeidende  Analyse,  durch  kritische 
Untersuchung   aller  überkommenen,   grofsenteils  unlogischen  und 
widerspruchsvollen  Anschauungen  und  Schlufsfolgerungen,  welche  die 
Staatswissenschaft  beherrschen.     So  wird  für  ihn  die  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  zu  einer  Logik  des  von  ihm  an  die  Spitze  allen 
Denkens  gestellten  Grundbegriffes,  des  Principes  von  dem  „gröfstmög- 
lichen  Glück",  angewendet  und  nutzbar  gemacht  auf  allen  Gebieten 
des  Rechts-  und  Staatslebens.   Seine  ersten  umfassenden  Versuche 
in   dieser  Richtung  legte  er  in  seinen  „Principles  of  morals  and 
legislation"  nieder.    In   diesem  Buche  versucht  er  zum  erstenmal, 
eine  Philosophie  des  Rechtes  und  der  Ethik  auf  dem  utilitarischen 
Principe  zu  fundieren.    Wir  brauchen   hier  auf  die  Einzelheiten 
dieser  Schrift  nicht  einzugehen,  die,  wie  so  viele  andere  Bücher 
Benthams,  durch  eine  bis  ins  Absurde  gehende  und  zuletzt  bis  an 


^  Sogleich  im  1.  Kapitel  seiner  Schrift:  Fragment  on  Government  stellt 
Bentham  die  Sätze  auf:  The  idea  of  a  natural  society  is  a  negative  one,  the 
idea  of  a  political  society  is  a  positive  one.  It  is  with  the  latter,  therefore, 
we  should  begin  (p.  137  der  Ausgabe  Montagues). 


Digitized  by 


Google 


Die  Entsteh,  d.  engl.  Radikalismus  u.  dessen  Einwirk,  auf  Yerfass.  u.  Verwalt.   115 

Wortspielerei  streifende  Analyse  abstrakter  Begriffe  sich  aus- 
zeichnet; weder  theoretischer  Wert  noch  praktischer  Erfolg  sind 
diesem  Buche  zuzuschreiben.  Es  bezeichnet  eben  nur  eine  Etappe 
auf  dem  Wege,  auf  welchem  Bentham  fortschreitend  allerdings  als- 
bald grofs^  theoretische  und  praktische  Resultate  erzielte. 

Sein  Bemühen  war  nun  darauf  gerichtet,  die  rationalistischen 
Grundsätze  des  Rechtes  im  einzelnen  durch  Anwendung  seines 
Hauptprincipes  auf  das  bestehende  Recht  auszubilden.  Damit  ge- 
langte er  bereits  unmittelbar  zu  einer  einschneidenden  Kritik  des 
bestehenden  englischen  Rechtes,  das  allerdings  mehr  als  jedes 
andere  die  Abneigung  eines  nach  mathematischer  Einfachheit  ver- 
langenden Kopfes,  wie  Bentham  es  war,  erregen  mufste:  in  seinem 
vollständigen  Mangel  an  wissenschaftlicher  Systematik,  in  seinem 
Überwiegen  des  richterlichen,  also  empirisch  gewonnenen  Rechtes, 
der  grofsen  Bedeutung,  die  darin  das  Gewohnheitsrecht  spielte, 
hei  seiner  äufseren  und  inneren  Inkohärenz  und  Principienlosigkeit. 
So  begann  Bentham  zuerst  die  vorhandenen  Einrichtungen  des 
englischen  Rechtslebens  anzugreifen:  die  Organisation  der  Rechte 
sprechung,  die  Juries,  die  Prozefsordnung.  In  zahlreichen  kleineren 
Abhandlungen  analysierte  er  jene  Institutionen,  wies  nach,  wie 
zweckwidrig  in  fast  allen  Stücken  das  geltende  Recht  sei;  er  tadelte 
die  Form  der  Gesetze,  den  Mangel  an  Kodifikation  und  deutete 
darauf  hin,  dafs  die  wichtigsten  RechtsgrundsÄtze  nicht  vom  Parla- 
mente, sondern  von  den  Richtern  geschaffen  worden  seien.  Und 
80  wurde  er  zum  praktischen  Reformator  des  gesamten  englischen 
Rechtes.  Seine  Schriften  über  den  Beweis,  über  civilrechtliches 
und  kriminelles  Verfahren,  seine  Reformvorschläge  betreffs  des 
Geftngniswesens,  seine  Kritik  der  vollständig  systemlosen  Gerichts- 
organisation Englands  haben  mächtig  eingewirkt  auf  die  englische 
Gesetzgebung  des  XIX.  Jahrhunderts.  Wenn  auch  selbstverständlch 
mit  Anlehnung  an  das  Bestehende  und  in  schrittweiser  Fortbildung 
schon  vorhandener  Einrichtungen  sind  alle  Zweige  des  eng- 
lischen Gerichtswesens  in  der  von  Bentham  geforderten  Richtung 
mehr  oder  weniger  radikal  reformiert  worden.  Und  wie  sehr 
Bentham  unmittelbar  der  Urheber  dieser  Reformen  gewesen  ist, 
geht  schon  daraus  hervor,  dafs  der  erste  englische  Lordkanzler, 
der  grofse  Gerichtsreformen  durchführte,  Henry  Brougham,  zu 
dem  intimeren  Kreise  Benthams  durch  Jahre  hindurch  gehört  hat. 

Es  ist  vollends  klar ,  dafs  das  Grundprincip  Benthams  gerade 
wegen  seiner  allgemeinen  und  daher  im  Grunde  alles  in  Frage 
stellenden  Fassung  alskritischeMethode  von  gröfster  Wirkung 
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sein  mufste,  wenn  es  auf  die  Verfassung  als  den  höchsten  In- 
begriflf  der  Rechtsordnung  angewendet  wurde.  So  mufste  Bentham 
gerade  als  unerschütterlicher  Prophet  des  Utilitarianismus  auf  rein 
wissenschaftlichem  Wege,  durch  seine  Methode  geführt,  zu  der 
schärfsten  Kritik  der  bestehenden  Staatseinrichtungen  und  damit 
zum  politischen  Radikalismus  als  Parteianschauung  gelangen. 
Persönliche  Erfahrungen  und  Einsicht  in  das  innere  Getriebe  der 
korrupten  Parteipolitik  trugen  nicht  weniger  dazu  bei,  Benthams 
Geist  immer  stärker  in  diese  Richtung  zu  lenken  und  so  ist  er 
früh  ein  politischer  Radikaler  geworden;  aber  bei  seiner  eigen- 
tümlichen Art,  die  ihn  beschäftigenden  Probleme  immer  wieder 
vorzunehmen  und  seine  darüber  verfafsten  Schriften  immer  wieder 
auszugestalten  und  zu  vertiefen,  dauerte  es  Jahrzehnte,  bis  seine 
Ideen  über  Staatsrecht  und  Verwaltung  vollständig  ausgereift 
waren.  Inzwischen  wirkte  er  bereits  durch  Belehrung  seines 
Freundeskreises  sowie  durch  gelegentliche  Abhandlungen  zu  politi- 
schen Tagesfragen;  aber  erst  als  die  grofse  reaktionäre  Strömung,  die 
über  England  nach  dem  Wiener  Kongresse  dahinging,  die  radikale 
Bewegung  abermals  mit  allen  Mitteln  zu  bekämpfen  suchte,  trat 
Bentham  als  oppositioneller  und  politischer  Reformer  hervor  und 
nun  erweiterte  sich  sein  Einflufs  sowohl  durch  seine  Schriften  wie 
durch  die  von  ihm  angeregte  Thätigkeit  seines  inzwischen  stattlich 
herangewachsenen  Kreises  von  Freunden  und  Schülern.  Mit  den 
älteren  Radikalen  wie  Priestley,  Cartwright  und  andern  teilte  er 
deren  praktisches  Programm  der  Parlamentsreform;  gleich  jenen 
erkennt  er  in  dem  England  seiner  Zeit  ein  von  der  Aristokratie 
und  den  Advokaten  beherrschtes  Land  und  verwirft  mit  Hohn  die 
herrschende  Lehre  von  der  Erbweisheit  und  Unübertrefflichkeit 
der  englischen  Konstitution.  Wie  er  in  ganz  jungen  Jahren  der 
erste  gewesen,  der  die  damals  von  allen  Gebildeten  gläubig  ge- 
priesene Verfassung  Englands  ohne  jede  Scheu,  fast  cynisch  kriti- 
sierte, so  fafste  er  nun  in  seinen  die  Reformbewegung  unterstützen- 
den Schriften  alle  Mängel  und  Rückständigkeiten  der  Verfassung 
mit  scharfer  Kritik  zusammen  und  entwarf  ein  sorgfältig  ausge- 
arbeitetes, über  die  blofs  abstrakten  Postulate  der  älteren  Zeit 
weit  hinausgehendes  Programm  für  die  Reform  des  gesetzgebenden 
Körpers.  Mit  den  Jahren  und  mit  der  steigenden  allgemeinen 
Erbitterung  gegen  das  herrschende  System  wurden  auch  seine 
Angriffe  in  der  Form  immer  heftiger.  Nun  greift  er  auch  das 
Königtum  als  den  „Corrupter  general"  schonungslos  an  und  ver- 
höhnt das  System  der  Parteiregierung.    Mit  beifsendem  Sarkasmus 
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sagt  er :   all  parties  are ,  in  fact,  at  all  times  resolvable  into  two : 
-that  which  is  in  possession  and  that,  which  is  in  expectancy  of  the 

Sweets  of  Government. This  State  of  things  is  the  essence 

of  mixed  monarchy  ^ 

Die  Reformen,  die  Bentham  vorschlägt,   sind  nun  nicht  nur 
solche   Ideen,  die   er  mit   den  früheren  Radikalen  gemein  hatte, 
sondern  er  wandelt  auch  hier  in  der  Argumentation  seine  eigenen 
völlig  neuen  Wege.    Hier  wurde   nun   die  seinem  Geiste  eigene 
Verbindung    logischer  Unerbittlichkeit    mit    der  steten    Berück- 
sichtigung praktischer  Zwecke  besonders  fruchtbar.    Seiner  Denk- 
weise gemäfs  stellte  er  an  den  Eingang  seiner  Verfassungsreform 
neben    das  Utilit&ts-Princip   ein   zweites  leitendes  Dogma  für  die 
Wissenschaft  vom  Staatsrechte  auf:   es  ist  dies  das  von  ihm  so- 
genannte Principle  of  self-preference ,  des  Inhaltes,  dafs  nach  all- 
gemeiner Menschenart  das  Selbstinteresse  in  jedem  Individuum  die 
stärkste  Triebkraft  seiner  Handlungen  bilde.    Aus  der  Verbindung 
dieses  Gedankens  mit  dem  Principe  des  gröfstmöglichen  Nutzens 
resultiert  logisch,  dafs  blofs  jene  Verfassung  auf  sicherer  wissen- 
schaftlicher Grundlage  ruht,   die   das  Motiv   der  Selbstsucht  da- 
durch  unschädlich   macht,    dafs    sie    dieses    letztere   durch    ent- 
sprechende Einrichtungen  zwingt,  zum  wirksamsten  Förderer  des 
gröfstmöglichen  allgemeinen  Nutzens  zu  werden.    Dies  ist  aber  nur 
dann  möglich,  wenn  nicht  eine  gegen  die  Masse  des  Volkes  geschlossene 
Minorität  herrscht,  sondern  wenn  alle  herrschen,  indem  dadurch 
das   Selbstinteresse  jedes   Einzelnen,   insoweit  es  nicht  mit  dem 
aller  Anderen  coincidiert,  durch  das  Selbstinteresse  aller  übrigen 
gehemmt  wird.     „Auf  solche  Weise  hat  das  Principle  of  self-pre- 
ference in  dem  Inneren  jedes  Einzelnen  seinen  Regulator  in  dem 
Bewufstsein  von  der  Existenz  und  Wirksamkeit  eben  dieses  Principes 
in  dem  Inneren  aller  Übrigen  und  auf  diese  Weise  wird  der  gröfste 
Mechanismus  allezeit  in  einem  Zustande  vollständigster  Ordnung 
erhalten  und  vollbringt  allezeit  alles,  was  nützlich  ist  und  wozu 
er  besteht,"     Damit  hatte  Bentham  als  logische  Folge  seiner 
Philosophie  die  Notwendigkeit  der  Demokratie  als  der 
einzig    gerechten   Form   der  Verfassung   für   Jedermann    nachge- 
gewiesen,  wer  immer  sich  auf  den  Boden  seiner  Principien  stellte; 
vor  allem  mufste  aber  die  Nutzanwendung  dieser  Ideen  zu  einer 
Reform  des  Parlamentes  als  der  Verkörperung  der  Staatsmacht 
führen. 


*  Citiert  bei  Roylance  Kent  p.  187. 
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In  zwei  Schriften  legte  er  seine  Ideen  über  die  Reform  des 
gesetzgebenden  Körpers  nieder :  in  dem  1809  geschriebenen  ^Cate- 
chismus  of  parliamentary  reform"  und  der  1817  hierzu  geschriebenen 
„Introduction",  denen  1819  ein  Pamphlet ,  „Radicalism  not  dan- 
gerous"  folgtet 

Der  diesen  Schriften  zu  Grunde  liegende  Gedanke  ist  die  Ab- 
sicht, nachzuweisen,  dafs  die  besonderen  Interessen  der  Monarchie 
und  Aristokratie  in  der  geltenden  Verfassung  allein  ihren  Halt  und 
Schutz  finden  und  dafs  deshalb  das  Gemeininteresse  der  Nation 
schweren  Schaden  leidet  und  naturgemäfs  leiden  mufs.  Das 
einzige  Heilmittel  liegt  in  der  „Ascendency  of  the  Democracy/ 
Die  oberste  Gewalt  mufs  in  die  Hände  von  Repräsentanten  der 
Gesamtheit  gelangen  und  so,  mag  auch  die  Verwaltung  zunächst 
inigeändert  bleiben,  eine  wirksame,  nicht  von  Selbstinteressen 
korrumpierte  Kontrolle  über  die  Administration  und  vor  allem 
über  die  Verausgabung  der  öffenlichen  Gelder  geschaffen  werden. 
Sodann  wird  die  Bentham  notwendig  erscheinende  Reform  des 
Parlamentes  ausführlich  analysiert.  Die  Abgeordneten  müssen 
unabhängig  gemacht  werden  von  der  Krone  und  dem  Einflüsse  des 
Königs  und  abhängig  werden  von  der  Wählerschaft,  daher  mufs 
das  Parlament  jährlich  neu  gewählt  werden;  denn  in  der  Kürze 
der  Funktionsdauer  sieht  Bentham  eine  —  nach  dem  wörtlich  von 
ihm  gebrauchten  Ausdruck  —  besonders  „antiseptische**  Mafsregel 
gegen  den  Mifsbrauch  der  den  Abgeordneten  gegebenen  grofsen 
Vollmacht.  Das  Wahlrecht  soll  aber  allen  Householders  in 
gleichmäfsigen  Wahlbezirken  zustehen,  die  Abstimmung  mufs 
schriftlich  und  geheim  stattfinden.  Alle  diese  Vorschläge  werden 
in  der  Bentham  eigentümlichen  Weise  sowohl  von  dem  psycho* 
logischen  Gesichtspunkte  aus  als  mit  eingehender  Berücksichtigung 
der  positiven  Schäden  des  herrschenden  Systems  ausführlich  er- 
örtert. Die  aufserordentliche  Kenntnis  Benthams  von  den  politi- 
schen Zuständen  jener  Zeit  sowie  der  positiven  Gesetzgebung  tritt 
in  seiner  Polemik  deutlich  hervor. 

Längst  aber  hatte  Bentham  schon  anderen  konkreten  Fragen 
der  angewandten  Verfassung,  nämlich  der  inneren  Verwaltung  sich 
zugewendet.  Vor  allem  hatte  er  seine  kritische  Methode  auf  das 
grofse  Problem  angewendet,  das  zu  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts 
alle  Schichten  der  englischen  Bevölkerung  und  auch  das  Parlament 


'  Vgl.  Dickinson  op.  cit.  p.  32;  Bentham  Works  IX.  p.  68;  die  beiden 
obengenannten  Schriften  im  III.  Bande  seiner  Werke. 
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nachhaltig  zu  beschäftigen  begann,  jenes  Gebiet  der  Staatsthätig- 
keit,  in  welchem  sich  zuerst  der  innere  Zusammenbruch  der  aristo- 
kratischen Parlamentsherrschaft  und  ihres  klassischen  „Selfgovem- 
ment*'  den  Zeitgenossen  fühlbar  machte:  das  Problem  des  Armen- 
wesens.  Hier  brachte  Bentham  eine  Reihe  von  treffenden  Vor- 
schlägen vor,  von  denen  die  meisten,  wie  wir  sehen  werden,  durch 
die  erste  grofse  That  des  reformierten  Parlamentes,  den  Poor  Law 
Amendment  Act  vom  Jahre  1884  verwirklicht  worden  sind.  Seine 
Kritik  knüpfte  an  die  monströse  Armen-Bill  Pitts  an ,  der  jeden 
Armen  mit  einer  Kuh  von  Staatswegen  versorgen  wollte,  und  traf 
mit  der  Abfertigung  der  falschen  Sentimentalität  jener  Zeit,  die 
sich  in  solchen  Vorschlägen  wie  in  der  ganzen  praktischen  Be- 
handlung des  Armenwesens  kund  that,  den  eigentlichen,  tiefsten 
Grund  des  furchtbaren  Pauperismus,  der  seit  dem  Ende  des 
XVIII.  Jahrhunderts  als  eine  Folge  administrativen  Mifsbrauches  des 
Gesetzes  sich  zur  schwersten  socialen  und  wirtschaftlichen  Gefahr 
Englands  ausbildete.  Er  ist  der  erste  theoretische  Verfechter  des 
Arbeitszwanges  des  sogen.  Labour  Test  für  die  praktische  Armen- 
pflege geworden,  wonach  principiell  nur  Arbeitsunfähigen  Versorgung 
aus  öffentlichen  Mitteln,  und  zwar  in  Gestalt  des  Workhouse  zu  teil 
werden  sollte.  In  zahlreichen  Abhandlungen  brachte  er  Vorschläge, 
die  sich  oft  bis  auf  die  kleinsten  Details  praktischer  Armenver- 
waltung erstreckten.  Besonders  berühmt  wurde  eine  von  Bentham 
mit  fast  an  das  Lächerliche  streifender  Pedanterie .  verfochtene 
Einrichtung,  die  er  als  eine  Art  Panacee  für  die  verschiedensten 
Zweige  der  inneren  Verwaltung  betrachtete:  es  ist  dies  das  be- 
rühmte Panoptiken  Benthams,  nämlich  sein  Vorschlag,  Armen- 
häuser, Gefängnisse,  öffentliche  Anstalten  aller  Art,  ja  zuletzt  auch 
Fabriken,  in  der  Weise  anzulegen,  dafs  sie  in  Kreisform  um  den 
in  der  Mitte  befindlichen  Sitz  der  Verwaltung  aufgeführt  werden 
sollten,  so  dafs  letztere  jeden  Augenblick  den  gesamten  Zustand 
in  den  peripherischen  Gebäuden  überblicken  könnte.  Bentham 
gelang  es,  diese  Idee  der  Begierung  plausibel  zu  machen  und  es 
wurde  thatsächlich  eine  den  Bau  eines  solchen  Panoptikums  be- 
zweckende Bill  im  Unterhause  angenommen,  scheiterte  aber  an 
dem  Widerstände  Georgs  III.,  der  darin  eine  der  ihm  so  verhafsten 
neuen  Ideen  erblickte.  Thatsächlich  hat  Benthams  Idee  später 
für  die  Gefängnisverwaltung  praktische  Bedeutung  gewonnen  und 
ist  vielfach  angewendet  worden^. 

^  Benthams  Schriften  Aber  das  Armenwesen  sind  im  8.  Bande  seiner 
Werke  enthalten. 
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Die  Hartnäckigkeit,  mit  welcher  Bentham  solche  Gedanken 
vertrat  und  auf  alle  möglichen  Zustände  als  Heilmittel  anzuwenden 
bestrebt  war,  erscheint  uns  heute  weniger  begreiflich  als  jener 
Zeit,  in  welcher  die  Phalansteren  Fouriers  auftraten  und  Robert 
Owen  seine  ersten  socialistischen  Experimente  in  New  Lanark 
machte.  An  letzteren  ist  übrigens  auch  Bentham  sowohl  geistig 
wie  materiell  Teilhaber  gewesen.  Wie  aber  gerade  auf  dem  Gebiete 
des  Armenwesens  Benthams  Schriften  unmittelbar  reformierend 
gewirkt  haben,  werden  wir  im  nächsten  Abschnitte  zu  beurteilen 
imstande  sein.  Wenn  Bentham  für  die  Verwaltungsreform  Eng- 
lands nichts  anderes  gethan  hätte,  als  seine  Ideen  über  die 
notwendige  radikale  Umgestaltung  des  Armenwesens  zu  veröffent^ 
liehen,  so  hätte  er  sich  schon  damit  allein  den  dauernden  Dank 
der  Nation  verdient. 

Aber  Bentham  begnügte  sich  damit  nicht;  in  seinem  staunens- 
werten Arbeitseifer  analysierte  er  die  verschiedensten  Zweige  der 
Verwaltung  vom  Standpunkte  des  Utilitäts- Dogmas  aus  und  ver- 
öffentlichte praktische  Reformgedanken  darüber,  so  in  der  von 
Burke  zum  erstenmale  in  Diskussion  gebrachten  Frage,  wie  der 
Staatsdienst  rationeller  zu  gestalten  und  vor  allem  durch  Be- 
seitigung der  zahllosen  Sinekuren  ökonomischer  zu  organisieren 
sei.  Seine  Schrift  „Official  Aptitude  maximized,  expense  mini- 
mized"  beschäftigt  sich  mit  diesem  Probleme.  Er  schrieb  ferner 
über  Erziehungsfragen  und  bekämpfte  lange,  bevor  diese  Ansicht 
allgemein  gewürdigt  worden  ist,  das  Übermafs  des  klassischen 
Unterrichtes  in  den  mittleren  und  höheren  Schulen  Englands. 
Auch  ist  er  den  ersten  in  jene  Zeit  fallenden  Versuchen  der  Be- 
gründung einer  allgemeinen  Volksschule  nach  den  Systemen  von 
Lancaster  und  Bell  nahegestanden  und  förderte  derartige  Pläne 
auch  praktisch.  Schliefslich  aber  griff  Bentham  höchst  nachdrück- 
lich in  die  radikale  Bewegung  dadurch  ein,  dafs  er  die  Mittel 
hergab  zur  Begründung  der  ersten  grofsen  radikalen  Zeitschrift 
wissenschaftlichen  Charakters,  der  „Westminster  Review",  die  als 
litterarischer  Sammelpunkt  der  wissenschaftlichen  und  politischen 
Ideen,  wie  sie  von  ihm  und  seinem  Freundeskreise  vertreten 
wurden,  gedacht  war.  Durch  das  geschlossene  Auftreten  der 
Benthamschen  Gruppe  wurde  nun  bewirkt,  dafs  man  von  einer 
radikalen  Partei  als  solcher  zu  sprechen  begann.  In  das  Jahr  1819 
fällt  nach  der  Ansicht  der  zeitgenössischen  Geschichtschreiberin 
jener  Tage,  der  Miss  Martineau,  der  Beginn  des  Radikalismus  als 
genau  definierbarer  politischer  Parteigruppe  Englands. 
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Durch  die  Herausgabe  der  Westminster  Review  trat  letztere 
nun  ebenbürtig  auf  dem  Kampfplatz  den  alten  Parteien  gegenüber, 
den  Tories  und  Whigs,  die  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  in  der 
Quarterly  Review  und  der  Edinburgh  Review  ihre  leitenden* 
wissenschaftlich-politischen  Organe  besafsen.  Wie  in  diesen  die 
Anschauungen  der  herrschenden  Klasse  durch  die  hervorragend- 
sten litterarischen  und  wissenschaftlichen  Talente  ihrer  Kreise,  so  um 
Namen  zu  nennen,  durch  Sidney  Smith  und  Macaulay,  ihre  Begrün- 
dung und  Fortbildung  erfuhren,  wie  sie  aber  auch  der  Förderung 
der  Parteipolitik  dienten,  so  war  die  Westminster  Review  bestimmt, 
die  positiven  Ideen  Benthams  und  seines  Kreises  klarzulegen  und 
zugleich  als  Kampforgan  der  neuen  Partei  zu  fungieren.  Von  allem 
Anfange  an  trat  dieses  letztere  Moment  stark  hervor  und  sowohl 
der  ältere  als  der  jüngere  Mill  vertraten  die  Ansichten  der  „Philo- 
sophical  Radicals^  im  Vereine  mit  zahlreichen  anderen  Gesinnungs- 
genossen mit  litterarischem  Geschick  und  scharfer  Polemik. 

Während  bis  zum  Auftreten  Benthams  und  seiner  Freunde  die 
Kadikaien  von  den  Whigs  und  Tories  als  bildungsfeindliche,  un- 
wissende Revolutionäre  denunziert  zu  werden  pflegten,  verstummte 
dieser  Hohn  bald  angesichts  der  wissenschaftlichen  Bedeutung  der 
Philosophical  Radicals.  Die  ausgezeichneten  Talente,  die  in  der 
Westminster  Review  zum  Worte  gelangten,  haben  denn  auch  auf 
den  verschiedensten  Wissensgebieten  Aufserordentliches  geleistet, 
so  dafs  sie  das  litterarische  Prestige  des  Radicalismus  schnell  in  die 
Höhe  brachten.  Der  von  Bentham  und  seinen  Jüngern  gelehrte 
Radikalismus  erschien  nicht  als  wüste  Agitation,  sondern  als  eine 
auf  der  Höhe  der  Zeit  stehende  Wissenschaft  und  damit  wurde,  was 
in  England  allezeit  viel  besagt,  die  seit  den  Tagen  der  Jakobiner 
in  den  gebildeten  Klassen  geächtete  radikale  Weltanschauung  mit 
einem  Schlage  gesellschaftsfähig  ^ 

In  die  letzten  Lebensjahre  Benthams  und  damit  auch  in  die 
Zeit  der  grofsen  Bewegung  zum  Zwecke  der  Parlamentsreform  fällt 
endlich  das  nach  Umfang,  Reife  und  innerer  Geschlossenheit  be- 
deutendste Buch,  das  er  über  Verfassung  und  Verwaltung  ge- 
schrieben: der  „Constitutional  Code".  Im  Jahre  1821  war  er  von 
den  Cortes  von  Portugal  aufgefordert  worden,  ein  die  ganze  Rechts- 
ordnung umfassendes  Gesetzbuch  für  diesen  Staat  zu  verfassen. 


*  Über  die  EnUtehung  der  grofsen  „Reviews"  siehe  Spencer  Walpole 
op.  cit,  I.  p.  261—265;  die  Geschichte  der  Westminster  Review  in  John 
Stuart  Mill,  Autobiograph j. 


Digitized  by 


Google 


122  Zweiter  Abschnitt 

Die  wenn  auch  unpraktisch  gebliebenen  Entwürfe  hierfür  bildeten 
die  Vorarbeit  für  das  erst  kurz  vor  seinem  Tode  vollendete  Buch, 
das  recht  eigentlich  sein  Lebenswerk  enthält.  Indem  er  zu  seinen 
früher  erschienenen  Werken,  dem  Code  of  Civil  Law  und  Code  of 
Penal  Law  hinzu,  in  dem  Constitutional  Code  die  Summe  seiner 
durch  mehr  als  zwei  Menschenalter  fortgesponnenen  Ideen  über 
Verfassung  und  Verwaltung  in  ein  nach  einem  einheitlichen  Grund- 
plane aufgebautes  Gesetzbuch  zusammenfafste,  vollendete  er  die 
Absicht,  die  ihn  von  Jugend  auf  geleitet  hatte:  das  rationelle 
Grundgesetz  für  alle  Beziehungen  des  staatlichen  Gemeinlebens 
als  vollendetes  Ergebnis  seines  Denkens  zu  hinterlassen. 

In  dem  Constitutional  Code^  verfolgt  Bentham  den  Gedanken, 
ein  Rationale  der  Verfassung  und  Verwaltung  zu  geben,  wie  er 
z.  B.  in  früheren  Jahren  ein  Rationale  des  Beweisverfahrens  ver- 
fafst  hatte:  d.  h.  ein  sorgfältig  geordnetes  System  der  Verfassung 
und  Verwaltung  nach  rationellen  Principien,  nämlich  entsprechend 
dem  Grundsatze  vom  gröfstmöglichen  Nutzen  der  gröfstmöglichen 
Zahl.  Diesen  Gedanken  hat  Bentham  in  bewunderungswürdiger 
Weise  ausgeführt.  Trotz  vielen  Sonderbarkeiten  des  Ausdruckes 
und  mannigfachen,  seiner  einseitigen  Doktrin  entsprechenden  theo- 
retischen und  methodologischen  Schrullen  und  Pedanterien  ist 
dieses  Werk  von  vollendeter  Klarheit.  Es  kann  nun  in  unseren 
Tagen  nichts  leichter  sein,  als  auch  in  diesem  Falle  Benthams 
Ausgangspunkt  überhaupt  als  verfehlt  zu  kritisieren  und  den  Ge- 
danken zu  belächeln,  dafs  ein  für  alle  Zeiten  und  Völker  gültiges 
System  der  Verfassung  und  Verwaltung  als  eine  Art  von  staats- 
rechtlicher Metaphysik  deduktiv  festgestellt  werden  könne.  Man 
wird  es  auch  heute  noch  mehr  als  in  Benthams  Tagen  absonderlich 
finden,  dafs  er  sich  wiederholt  als  rationeller  Gesetzgeber  ver- 
schiedenen Regierungen  angeboten,  ja  sogar  sich  bereit  erklärt  hat, 
dem  Sultan  von  Marokko  Principien  einer  vernünftigen  Despotie 
auszuarbeiten!  Aber  alles  dies  trifft  den  grofsen  imd  bleibenden 
Wert  gerade  dieses  Werkes  Benthams  und  seine  weitreichende 
Wirkung  auf  die  Entwicklung  der  englischen  Verwaltung  nicht  im 
geringsten.  Denn  dieser  Wert  liegt  von  vornherein  nicht  in  der 
Anwendbarkeit  seines  Systems  als  Ganzen  für  irgend 
einen  Staat,  sondern  er  liegt  in  der  Fülle  der  einzelnen 
Ideen,  die  Bentham  darin  niedergelegt  hat,  sowie  in  der  Gesamt- 


^  Der  ^Constitutional  Code''  macht  den  9.  Band  der  Werke  Benthams 
aus,  auf  welchen  für  die  nachfolgenden  Ausführungen  verwiesen  wird. 
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erscheinuBg  des  Systems;  in  letzterer  Hinsicht  vor  allem  darum,  weil 
Bentham  durch  seine  einheitliche,  methodische  und  gleichmäfsige 
Berücksichtigung  aller  Gebiete  der  Verfassung  und  Verwaltung  den 
inneren  Zusammenbang,  gewis^ermafsen  den  verborgenen  Mechanis- 
mus des  modernen  Staates  mit  allen  seinen  Rädern  und  Hebeln, 
aber  auch  in  seiner  Funktion  als  organisches  Ganze  klargelegt  hat. 
Denn  dadurch  wurde  dem  englischen  Denken  über  den  Staat  und  über 
die  Verwaltung  ein  völlig  neuer  Weg  eröffnet.  Gerade  in  dem  England 
der  Zei(  Benthams  war  das  eine  That  von  allergröfster  Bedeutung ; 
denn  es  ist  ja  seit  jeher  eines  der  merkwürdigsten  Kennzeichen  der 
englischen  Denkweise   und  Politik,  dafs  ihr  nichts  so  ferne  liegt, 
ja  geradezu  innerlich  widersprechend  erscheint,  als  die  Forderung, 
die  grofsen  Komplexe  der  Erscheinungen  des  socialen  und  staat- 
lichen Lebens  systematisch   zu   betrachten   und   die   notwendigen 
Normen  von  einem  grofsen  Gesichtspunkte  aus  nach  gründlicher 
wissenschaftlicher  Bearbeitung  des  Thatsachenmaterials  zu  statuieren. 
Der  tief  wurzelnde  Empirismus  des  englischen  Denkens,  der  auf 
anderen  Gebieten  England  und  seine  nationale  Kultur  so  mächtig 
gefördert  und  zum  Lehrer  des  Festlandes  in  vergangenen  Zeiten 
gemacht  hat,  ist  seiner  Gesetzgebung  und  inneren  Politik  nicht 
immer  zugute  gekommen.     Verbunden  mit  dem  nationalen  Kon- 
servatismus hat  er  zur  Folge  gehabt,  dafs  für  einzelne  staatliche 
und  gesellschaftliche  Bedürfnisse  bei  ihrem  Auftauchen  jeweils  nur 
jene  Einrichtungen  getroffen  wurden,  die  der  praktische  Verstand 
im  einzelnen  Falle   als  angebracht  erscheinen  liefs;   aber   damit 
blieb  trotz  unaufhörlicher  legislatorischer  Arbeit  die  Gesetzgebung 
doch  fast  in  allen  Gebieten  blofses  Stückwerk,  dem  es  an  innerem 
Zusammenhange  fehlte,   weil  man  es  vermied,  allgemeine  Grund- 
sätze herauszuarbeiten  und  die  einzelnen  Zweige  des  staatlichen 
Arbeitsbetriebes    mit    einander    planmäfsig    zu    verbinden.     Auch 
heute  noch  ist  vieles  im  englischen  Rechte,  in  der  englischen  Ver- 
waltungsorganisation zu  finden,  was  auf  diesen  Zug  der  nationalen 
Politik  und  der  nationalen  Denkweise  zurückzuführen  ist.  Es  ist  aber 
doch  unleugbar  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts  in  wichtigen  Stücken 
damit  ganz  anders  geworden.    Dafs  gerade  für  die  innere  Ver- 
waltung und  das  Gerichtswesen  im  XIX.  Jahrhundert  eine  syste- 
matische Reorganisation  geschaffen  worden  ist,  das  mufs  vor  allem 
Bentham  und  dem  von  ihm  gegebenen  Vorbilde  zugeschrieben  werden. 
Bentham  hat  seine  Nation  gelehrt,  dafs  das  abstrakte  wissenschaft- 
liche Denken  eine  unentbehrliche  Voraussetzung  wirksamer  Gesetz- 
gebung inmitten  der  modernen  industriellen  Gesellschaft  ist ;  aller- 
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dings  ist  auch  diese  Lehre  lange  unbefolgt  geblieben  und  auch  gegen- 
wärtig noch  immer  nicht  vollständig  durchgedrungen.  Die  Benthams 
Tode  folgende  Beformepoche  hat  nach  einigen  grofsen  Gesetzes- 
werken gerade  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  mehr  als  die 
vorhergehende  konservative  Zeit  darin  gesündigt,  dafs  sie  ohne  die 
Einhaltung  grofser  Grundprincipien  eine  Massengesetzgebung  zutage 
förderte,  die  an  allen  Ecken  und  Enden  immer  wieder  von  neuem 
umgestaltend  eingriff  und  doch  immer  wieder  nur  ein  gröfseres 
Chaos  schuf.  Langsam  aber  ist  der  Widerstand  gegen  principielle 
und  wissenschaftlich  fundierte  Legislation  zurückgewichen,  und  so 
ist  in  unseren  Tagen  ein  systematischer  Bau  der  inneren  Ver- 
waltung, das  System  der  modernen  Lokalverwaltung 
Englands,  wenigstens  in  seinen  Hauptumrissen  so  vollendet  worden, 
wie  er  den  Bedürfnissen  der  modernen  Gesellschaft  entspricht. 

Es  erübrigt  nunmel^-  noch,  die  Hauptideen  Benthams  über 
die  Reorganisation  der  Verwaltung  aus  dem  Constitutional  Code 
herauszuheben;  denn  in  ihnen  liegen  die  Keime  der  in  den  beiden 
folgenden  Menschenaltem  in  England  durchgeführten  praktischen 
Verwaltungsreform.  Das  Buch  zerfällt  in  zwei  Teile,  von  denen 
der  erste  eine  Art  allgemeiner  Einleitung  bildet  zu  dem  Verfassungs- 
gesetze, das  den  zweiten  Teil  ausmacht.  In  jenem  ersten  Teile  wird 
Benthams  Hauptgrundsatz,  das  Principle  of  Happiness,  zum  Aus- 
gangspunkte genommen  und  gezeigt,  dafs  nur  die  Teilnahme  der 
Gesamtheit  an  der  Regierungsgewalt  die  Verwirklichung  jenes  un- 
umstöfslicTien  Principes  verbürge.  Wie  schon  in  früheren  pole- 
mischen Schriften,  so  weist  Bentham  auch  hier  wiederholt  auf  die 
amerikanische  Verfassung  als  Vorbild  hin,  Von  dieser  entlehnt  er 
auch  die  streng  durchgeführte  Unterscheidung  von  Constitutional 
Law  (Verfassungsgesetz)  und  dem  übrigen  Rechte,  das  er  in 
Civil,  Penal,  Procedure  und  Financial  Law  einteilt.  Dement- 
sprechend unterscheidet  Bentham  auch  eine  höchste  Autorität  — 
in  seiner  merkwürdigen  Terminologie  Supreme  Constitutive  ge- 
nannt —  von  dem  gesetzgebenden  Körper,  Supreme  Legislative. 
Unter  diesem  letzteren  steht  die  Supreme  Operative,  die  höchste 
Exekutivgewalt.  Sowohl  die  Unzulässigkeit  einer  Staatskirche 
als  die  Notwendigkeit  der  republikanischen  Staatsform  werden 
nachgewiesen,  und  zwar  unterstützt  durch  Argumeftte  aus  den 
Zuständen  Englands.  An  dem  Beispiele  Georgs  IIL  wird  der 
den  ganzen  Staatskörper  durchdringende  korrumpierende  Einflufs 
der  Monarchie  nachgewiesen ;  die  bestehende  Verfassung  Englands 
aber,  der  Bentham  übrigens  den  Charakter  einer  wirklichen  Ver- 
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fassung   abspricht,   wird   mit   den   Worten  stigmatisiert,  dars  sie 
typisch  sei  für  die  Herrschaft  der  Wenigen  über  die  Massen,  und 
dafs  der  ganze  Widersinn  dieser  Verfassung  sich  darin  ausdrücke. 
Denn  es  sei  doch  klar,  dafs  die  herrschende  Minorität  „the  Ruling 
Few",  der  wahre  Feind  des  Gemeinwohles  sei,  nicht  aber  umgekehrt 
die  Herrschaft  der  Gesamtheit  das  Wohl  des  Einzelnen  gefährde. 
So  erscheint  die  vollständige  Demokratie  schliefslich  als  die  einzige 
wissenschaftlich  begründete  Verfassungsform,  und  zwar  kann  sie 
nach  der  Natur  des  modernen  Grofsstaates  nur  eine  Repräsentativ- 
demokratie sein.   Die  Souveränetät  —  die  Constitutive  Authority  — 
ruht  beim  Volke  allein,  d.  h.  bei  der  Summe  der  Wählerschaft, 
zu  der  jeder  erwachsene  Mann  gehört,  und  erschöpft  sich  in  der  Aus- 
übung zweier  Funktionen,  die  Bentham  „Locative**  und  „Dislocative" 
nennt,  d.  h.  in  der  Funktion,  alle  Organe,  die  die  Geschäfte  des 
Staates  besorgen,  durch  Wahl  zu  ernennen  und  wieder  abzusetzen. 
In  dem  eigentlichen  Codex  werden  nun  diese  Grundlinien  weiter 
ausgeführt,  und  zwar  in  der  Gestalt,  dafs  Bentham  ausdrücklich 
einen  in  Kapitel  und  Paragraphen  eingeteilten  Gesetzentwurf  vor- 
legt, zu  jeder  einzelnen  Gesetzesbestimmung  des  Codex  aber,  die 
er  „Enactive"  nennt,  unter  dem   Titel   „Instructional"  oder  „Ex- 
positive" oder  „Ratiocinative",  sogleich  den  begründenden  Kommentar 
für  jede  einzelne  Norm  giebt.  Es  ist  nun  hier  nicht  der  Ort,  diese 
merkwürdigste   aller  staatsrechtlichen  Utopien,  die  in  der  klein- 
gedruckten Ausgabe  Bowrings  den  Raum  von  662  Seiten  einnimmt, 
im  einzelnen  zu   analysieren.     Wir   heben   nur  die  für  den  vor- 
liegenden Zweck  wichtigen  Ideen  Benthams  heraus. 

Die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  führt  das  souveräne 
Volk  vermittelst  des  alle  Organe  bestimmenden  allgemeinen  gleichen 
und  direkten  Wahlrechtes.  Es  wählt  jährlich  den  gesetzgebenden 
Körper  neu,  dieser  aber  erwählt  den  Prime  Minister  als  das  Haupt 
der  Regierung.  Diese  Gestalt  hat  Bentham  offensichtlich  nach  dem 
Vorbilde  der  nordamerikanischen  Präsidentschaft  gebildet.  Die 
Regierung  ist  die  abstrakte  Zusammensetzung  aller  Funktionen 
der  öffentlichen  Gewalt,  der  Rechtsprechung  (ludiciary)  und  der 
Verwaltung  (Administrative).  Beide  Autoritäten  haben  die  Befehle 
des  gesetzgebenden  Körpers  auszuführen;  die  erstere  aber  nur  in- 
soweit, als  nicht  ein  Widerstreit  subjektiver  Rechte  (Litis  Contesta- 
tion)  vorliegt  Zum  Zwecke  der  Bildung  des  gesetzgebenden  Körpers 
und  der  Führung  der  Verwaltung  wird  nun  das  ganze  Staatsgebiet 
mechanisch  eingeteilt  und  zwar  in  völlig  gleichmäfsige  Distrikte; 
letztere  zerfallen   wieder   in   Subdistrikte ,    diese   in   Bisdistrikte, 
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welche  die  kleinste  territoriale  Einheit  bilden,  das  Verwaltungsgebiet 
des  „Loeal  Headman"  als  untersten  Organes  der  Verwaltung;  aber  je 
nach  Bedarf  kann  jeder  Bisdistrikt  wieder  in  Trisdistrikte  u.  s.  w. 
untergeteilt  werden.  Jeder  Distrikt  ist  ein  Wahlbezirk  für  Ent- 
sendung eines  Abgeordneten  in  die  Legislatur  und  zugleich  die  Zu- 
sammenfassung der  in  ihm  enthaltenen  Unterabteilungen  zur  Wahl 
der  Sublegislatur  für  das  Distriktsgebiet.  Jeder  Subdistrikt  ist 
Abstimmungssprengel  (Voting  place)  für  die  Wahl  in  die  Legislatur 
und  Wahlbezirk  für  die  Wahl  in  die  Sublegislatur.  Dieser  ganzen 
Einteilung  liegt  nach  Benthams  eigener  Angabe  das  Vorbild  der 
französischen  Departementsverfassung  zu  Grunde :  mit  ihrer  schemati- 
sierenden Aufserachtlassung  alles  Historischen,  Lokalen  und  Indivi- 
duellen in  der  Verwaltungsorganisation,  stellt  sie  den  denkbar 
schärfsten  Gegensatz  dar  zu  der  historischen  Territorialordnung 
Englands ,  wie  sie  zur  Zeit  Benthams  unangetastet  dastand ,  jenes 
England,  in  dessen  territorialer  Einteilung  nur  ein  Princip  zu  er- 
kennen war,  nämlich  das  Princip  vollster  Regellosigkeit.  Seit  einem 
Jahrtausend  fast  existierten  die  Grafschaften  als  das  unzerstörbare 
Skelett  der  inneren  Verwaltung  des  Landes,  Verwaltungsgebiete 
von  der  verschiedensten  Gröfse  und  Einwohnerzahl  mit  den  denkbar 
unregelmäfsigsten  Grenzen ,  hier  und  dort  ineinandergreifend ,  von 
Enklaven  und  zahlreichen  uralten  Immunitäten  (Liberties)  durch- 
setzt, wobei  ihre  historischen,  uralten  Unterabteilungen,  dieHundreds, 
längst  jede  selbständige  und  reale  Bedeutung  als  Verwaltungsterri- 
torien verloren  hatten;  daneben  die  Städte,  als  Territorien  gleich- 
falls nichts  Andei^s  als  historisch  sorgsam  erhaltene  Überbleibsel 
einer  wirtschaftlich  und  social  längst  überholten  Zeit,  bald  nur 
mehr  dem  Namen  nach  Städte,  bald  wieder  nur  einen  kleinen 
Teil  der  wirtschaftlich  ein  Ganzes  bildenden,  städtisch  bewohnten 
Fläche  bezeichnend.  Landgemeinden  im  rechtlichen  Sinne  end- 
lich gab  es  überhaupt  nicht;  an  deren  Stelle  standen,  wie  wir 
wissen,  die  Parishes,  die  bald  den  Teil  einer  alten  Landgemeinde 
(Township)  bildeten,  bald  mehrere  von  diesen  zusammenfafsten, 
ohne  jede  Regel,  durch  Zufall  und  durch  lokalhistorische,  meist 
längst  schon  obsolet  gewordene  Umstände  gebildet.  Daneben  exi- 
stieren noch  feudale  Lokalorganisationen,  manche  in  merkwürdiger 
Lebenskraft,  so  der  Court  Leet,  den  ein  Grundherr  abhält  und 
daneben  noch  hie  und  da  ein  gutsherrliches  Gericht,  ein  Manorial 
Court:  kurzum  das  reine  Chaos  von  Territorien  und  Kompetenzen, 
sich  kreuzenden  Grenzlinien  und  mit  einander  konkurrierenden 
Verwaltungsorganen  auf  demselben  Gebiete,  sämtlich  aber  die  indi- 
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viduellen  Produkte  der  lokalen  geschichtlichen  Entwicklung.  Man 
kann  sich  da  leicht  vorstellen,  wie  absurd  ein  Vorschlag,  wie  der 
von  Bentham  im  Constitutional  Code  gemachte,  seinen  Zeitgenossen 
erscheinen  mufste. 

Die  Verwaltung  ist  nun  nach  Benthams  Idee  derart  organisiert, 
dafs  ein  zweifacher  Kreis  derselben  unterschieden  wird :  die  Central - 
Verwaltung  und  die  Lokalverwaltung.  Die  erstere  liegt  in 
den  Händen  einzelner  Fachminister,  die  sämtlich  vom  Prime 
Minister  vorgeschlagen,  von  der  Legislatur  bestätigt  werden.  Für 
alle  untergeordneten  Stellen  der  Centralverwaltung  macht  der  je- 
weilige Fachminister  den  Vorschlag,  der  Prime  Minister  bestätigt 
oder  verwirft  denselben.  Die  Anstellung  aller  Beamten  erfolgt 
Dach  Erbringung  eines  Befähigungsnachweises  seitens  einer  richter- 
lichen Prttfungsbehörde  im  Konkurrenzwege.  Merkwürdigerweise 
will  Bentham  auch  gestatten,  dafs  solche  Kandidaten  bevor- 
zugt werden,  die  sich  mit  einem  geringeren  Gehalt  als  dem  aus- 
gesetzten begnügen.  An  Fachministem  zählt  der  Code  die  Folgen- 
den auf:  Election,  Legislation,  Army,  Navy,  Preventive  Service, 
Interior  Communication ,  Indigence  Belief,  Education,  Domain, 
Health,  Foreign  Relations,  Trade  und  Finance  Minister.  Auch 
hier  liegt  also  eine  vollständige  Abweichung  von  dem  englischen 
Kollegialsystem  in  der  Ministerverwaltung  vor.  Eine  besondere 
Stellung  nimmt  der  Justice  Minister  ein,  die  wir  hier  ebenso  wie 
die  merkwürdige  Organisation  des  Gerichtswesens  nicht  näher  be- 
rühren wollen.  Die  Centralverwaltung  ist  selbst  wieder  streng 
konzentriert.  Alle  Minister  fungieren  unter  Oberleitung  des  Prime 
Minister  und  der  Legislatur.  Jeder  Minister  hat  eine  Reihe  all- 
gemeiner Befugnisse,  die  Bentham  umständlich  aufzählt,  als  deren 
wichtigste  die  Befugnis  der  Inspektion  des  ihm  unterstehenden 
Verwaltungszweiges  sowohl  an  seinem  Amtssitze  als  im  ganzen 
Staatsgebiete  erscheint.  Die  Lokalverwaltung  ist  in  einer  Weise 
organisiert,  dafs  das  Vorbild  der  Centralverwaltung  bis  ins  kleinste 
Detail  kopiert  wird.  Der  Legislatur  entspricht  hier  die  Sublegis- 
latur.  Die  Sublegislatur  hat  als  Exekutivorgan  Funktionen  gleicher 
Natur  wie  die  Legislatur  zu  verrichten ,  steht  jedoch  selbst  unter 
der  Oberinstanz  dieser  letzteren.  Sie  hat  mit  dieser  Einschränkung 
öffentliche  Anstalten,  Einrichtungen  und  Ämter  zu  organisieren 
und  zu  erhalten,  welche  das  Gebiet  der  eigentlichen  Lokalinteressen 
betreffen;  letzteres  aber  setzt  sich  nach  Bentham  zusammen  aus 
den  Verwaltungsgebieten  folgender  Minister:  des  Preventive,  Indi- 
gence Relief,  Domain  und  Education  Minister,  also  aus  allgemeiner 
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Polizei,  Armenwesen,  Domainen-  und  Erziehungswesen.  Die  Mit- 
glieder der  Sublegislatur  erhalten  ebenso  wie  die  Mitglieder  der 
Legislatur  bestimmte  Diäten. 

Als  unterstes  Lokalorgan  der  Verwaltung  fungiert  der  Local 
Headman.  Derselbe  wird  von  der  Majorität  der  Wähler  des  Bis- 
oder Trisdistrikts  gewählt  und  ist  das  ausführende  Organ  für  alle 
Verfügungen,  die  sowohl  von  der  Centralverwaltung ,  der  Legis- 
latur und  den  Ministem  als  von  der  Sublegislatur  und  den  Sub- 
ministem  ergehen;  aber  er  ist  auch  zugleich  der  Vollstrecker  der 
Gerichtsurteile.  Auf  dem  engen  Felde  seines  Lokalverwaltungs- 
gebietes ist  also  in  ihm  als  dem  Vollstrecker  des  Volkswillens 
und  Gesetzesbefehles  die  ganze  Fülle  der  öffentlichen  Gewalt  kon- 
zentriert, wie  im  Prime  Minister  für  das  ganze  Staatsgebiet. 
Bentham  bezeichnet  dies  so,  dafs  er  dem  Local  Headman  folgende 
allgemeine  Befugnisse  zuschreibt:  the  General  Assistance,  Presidential 
Convocative,  Administrative  Aiding,  Stipendiary,  Army  Controlling, 
Damage  Preventive,  Elemosynary,  Hospitality  Exercising,  Judiciary 
Aiding,  Communication  Aiding  Functions. 

Bentham  versucht  durch  diese  Einteilung  eine  Analyse  des 
ganzen  möglichen  Bereiches  der  inneren  Verwaltung  zu  geben.  Die 
Funktionsdauer  dieses  Lokalbeamten  der  Centralgewalt  ist  principiell 
gleich  lang  wie  die  der  Mitglieder  der  Legislatur,  nämlich  —  so  kurz 
als  möglich.  Wie  alle  öffentlichen  Funktionäre  wird  auch  der 
Local  Headman  besoldet.  Er  hat  das  Recht,  gleich  allen  anderen 
Beamten  des  Benthamschen  Staates  sich  selbst  einen  Stellvertreter 
(Deputy)  zu  ernennen.  Als  Vorbild  für  diese  merkwürdige  Schöpfung 
hat  Bentham  zweifellos  den  französischen  Maire  benützt.  Mit  be- 
sonderem Nachdrucke  betont  er,  dafs  ein  solches  Amt  in  England 
bisher  nur  in  den  Städten,  wenigstens  äufserlich,  in  dem  Mayor 
existiere  und  auch  da  nur  in  sehr  irrealer  Gestalt;  nichts  aber  sei 
wichtiger  für  die  Verwaltung  als  ein  solcher,  den  Staatswillen 
nach  allen  Richtungen  und  in  jedem  Teile  des  Staatsgebietes 
gleichmäfsig  vollstreckender  Beamte. 

Die  neuen  Ideen  über  die  Organisation  der  Verwaltung,  welche 
Bentham  vorträgt,  lassen  sich  schon  aus  diesen  wenigen  Angaben 
entnehmen,  obgleich  dieselben  von  der  Fülle  der  im  Constitutional 
Code  verarbeiteten  und  mit  bewunderungswürdiger  Logik  gruppierten 
Einzelheiten  keine  Vorstellung  geben  können.  Bentham  führt  drei 
neue  Grundbegriffe  über  die  Organisation  und  Funktion  der  Staats- 
gewalt ein. 

1.  Er  nimmt  eine  begriffliche  Scheidung  der  Lokalverwaltung 
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van  der  Centralverwaltung  vor.  Zwar  ist  nach  seinem  System  der 
gesetzgebende  Körper  omnipotent:  his  local  field  of  Service  is 
the  State,  his  logical  field  of  Service  is  the  field  of  human 
aetion;  aber  die  der  menschlichen  Thätigkeit  physisch  gezogenen 
Schranken  zwingen  diesen  einmal,  die  Exekutive  anderen  von  ihm 
abhängigen  Organen  anzuvertrauen,  dem  Ministerium,  sodann  die 
lokalen  partikulären  Interessen  durch  den  Repräsentanten  des 
lokalen  Gemeinwillens,  die  Sublegislatur,  besorgen  zu  lassen,  immer 
aber  bleibt  dem  Centralparlament  und  dessen  Organ,  dem  Minis- 
terium, die  Aufsicht  über  die  lokale  Administration  gewahrt. 
Dies  ist  eine  der  fundamentalen  Neuerungen,  die  Benthams  Theorie 
der  geschichtlichen  Verwaltung  Englands  gegenüber  vorschlägt. 

Hiermit  erscheint  als  neuer  Grundgedanke  das  Princip  auf- 
gestellt, dafs  es  kein  Gebiet  und  keine  Funktion  der  öffentlichen 
Verwaltung  giebt,  in  welche  einzugreifen  der  Centralgewalt  nicht 
gestattet  wäre,  und  zwar  nicht  blofs  der  in  der  gesetzgebenden 
Körperschaft  personifizierten  Centralgewalt,  sondern  auch  der  von 
dieser  abhängigen  administrativen  Centralinstanz.  Die  In- 
spektionsbefugnis des  Ministeriums  auf  der  einen  Seite,  die 
Subordination  des  Local  Headman  auf  der  anderen  Seite,  sind  die 
beiden  Hauptmomente,  in  welchen  diese  für  England  völlig  neue 
Idee  der  Ausübung  staatlicher  Centralverwaltung  bis  in  die  kleinste 
lokale  Einheit  hinein  zum  Ausdruck  gelangt.  Wir  werden  im 
nächsten  Kapitel  sehen,  in  welcher  Weise  dieser  Gedanke  für  die 
Reform  der  inneren  Verwaltung  Englands  von  gröfster  Bedeutung 
geworden  ist. 

2.  Andererseits  erkennt  Bentham  dennoch  einen  lokalen  Inte- 
leasenkreis  und  die  Notwendigkeit  der  unmittelbaren  Besorgung 
desselben  durch  die  Interessenten  innerhalb  des  bestimmten  Terri- 
toriums an;  aber  ganz  entgegengesetzt  der  geschichtlichen  Ent- 
widtlung  Englands  erblickt  er  in  der  Verwaltung  lokal  partikulärer 
Interessen  nur  eine  sekundäre  Administrativgewalt,  die  jederzeit 
und  principiell  vollständig  der  Ingerenz  der  Centraladministration 
und  nicht  blofs  der  Gesetzgebung  unterliegt.  Auf  solche  Weise  ist 
Bentham  der  Begründer  des  neuen  Centralisationsgedankens 
als  Principes  der  inneren  Verwaltung  für  England  geworden.  In 
Bezug  auf  die  Organisation  der  Lokalverwaltung  aber  hat  Bentham 
gleichfalls  eine  bedeutende  Neuerung  in  die  englischen  Vorstellungen 
über  Verwaltung  eingefügt ,  indem  er  den  Gedanken  der  repräsen- 
tativen Demokratie  konsequent  auch  auf  die  Lokalverwaltung  über- 
trug. Schwebte  ihm  betreffs  des  vorgenannten  Grundproblems  der 

Kedlieli,  Engl.  Lokalvenraltung.  9 
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öffentlichen  Verwaltung  das  Verhältnis  der  französischen  Central- 
verwaltung  zu  den  Maires  als  deren  Lokalorgan  vor,  so  hat  er  sich 
dennoch  wohl  gehütet,  auch  den  französischen  Präfekten  anglisieren 
zu  wollen;  vielmehr  scheint  hier  das  amerikanische  Vorbild  auf 
Benthams  Verfassungsideen  eingewirkt  zu  haben.  Ähnlich  dem 
Verhältnisse  der  Legislaturen  der  einzelnen  Staaten  zu  dem  Kon- 
gresse verhalten  sich  die  Benthamschen  Sublegislaturen  zum  gesetz- 
gebenden Körper,  allerdings  mit  dem  sehr  wichtigen  Beisatze,  dafs 
die  Legislatur  Benthams  als  allmächtige  Gentralgewalt  eines  Ein- 
heitsstaates erscheint.  Durch  diese  Idee  hat  aber  Bentham  auf 
jeden  Fall  dem  englischen  Radikalismus  ein  völlig  neues  und 
wichtiges  Ziel  gegeben.  Der  ganze  Constitutional  Code  stellt  sich 
schliefslich  als  ein  Beweis  dafür  dar,  dafs  eine  Reform,  die  sich 
blofs  auf  das  Parlament  beschränkt,  sei  diese  auch  noch  so  radikal, 
für  die  Verwirklichung  der  Demokratie  keine  durchschlagende 
Bedeutung  hat,  und  dafs  erst  eine  Reform  der  Verwaltung  auf 
derselben  theoretischen  Basis  wie  sie  der  Parlamentsreform  zu 
Grunde  liegt,  eine  theoretisch  vollendete  und  praktisch  dem  Gemein- 
wohle der  Gesamtheit  entsprechende  Regierung  verbürgen  könne. 

So  ist  Bentham  der  Vater  des  Gedankens  der  demo- 
kratischen Verwaltung  geworden,  und  zwar  hat  er  den 
Grundgedanken  derselben  klar  hingestellt  in  der  Forderung  nach 
Ausdehnung  des  demokratischen,  im  allgemeinen  Wahlrechte  aus- 
gedrückten Repräsentativ-Principes  auf  die  Lokalverwaltung. 

3.  Bentham  hat  gezeigt,  dafs  es  eine  der  Voraussetzungen 
wirklicher  Demokratie  sei,  dafs  die  territoriale  Grundlage 
der  Verwaltungsorganisation  nicht  das  Produkt  historischer  und 
zufälliger  Faktoren  sein  dürfe,  sondern  eine  den  Bedürfnissen  der 
gegenwärtigen  Gesellschaft  entsprechende,  nach  dem  Utilitäts- 
principe  eingerichtete  lokale  Gliederung  der  Nation  vorstellen  müsse. 
So  ist  er  der  Urheber  jener  Strömung  geworden,  die  gegenüber 
dem  historischen  Chaos  der  englischen  Verwaltungsorganisation 
von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  den  Ruf  nach  einer  durchsichtigen, 
einfachen  und  gleichmäfsigen  territorialen  Organisation  der  inneren 
Verwaltung  erhoben  hat.  Zugleich  damit  hat  Bentham  die  Lehre 
von  der  vollständigen  Konzentration  aller  administrativen  Befug- 
nisse in  den  Händen  eines  einzigen  Lokalverwaltungsorganes  auf- 
gestellt. Auch  dieser  Gedanke  ist,  allerdings  in  abgeschwächter 
Form,  sehr  bald  Gemeingut  aller  Reformer  geworden,  und  zum 
Teil  in  das  englische  Gesetz  übergegangen. 

Endlich  hat  Bentham  für  den  Staatsdienst  verlangt,  dafs  er 
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Ökonomisch  gestaltet,  und  dafs  Anstellungen  in  demselben  nur  auf 
Grund  technischer  Befähigung  verliehen  werden.  Auf  ihn  und  diese 
immer  wiederholte  Forderung  seiner  Lehre  ist  demnach  die  all- 
mähliche Beseitigung  des  zu  Benthams  Zeit  noch  so  blühenden 
Sinekurenwesens  Englands  und  der  Patronage  zurückzuführen. 
Von  daher  nehmen  auch  die  Bestrebungen  nach  Civildienstreform 
in  England  ihren  Ausgang.  Auch  hat  Bentham  durch  die  Auf- 
stellung des  Principes  der  Besoldung  aller  öffentlichen  Funktionäre 
und  der  Besetzung  aller  Ämter  auf  Grund  öffentlichen  Wett- 
bewerbes für  die  Lokalverwaltung  Englands  den  Gedanken  populär 
gemacht,  dafs  auch  im  Bereiche  dieser  letzteren  die  speciellen 
Aufgaben  derselben  durch  die  möglichst  besten  technischen  Kräfte 
besorgt  werden  müssen.  Wir  werden  im  nächsten  Abschnitte 
Gelegenheit  haben  zu  erkennen,  wie  fruchtbar  Benthams  Ideen 
auf  die  englische  Gesetzgebung  gewirkt  haben  und  wie  Bent- 
hams Lehren  zugleich  zersetzend  und  neuaufbauend  das  historische 
Gefüge  der  inneren  Verwaltung  Englands  abgeändert  haben. 
Erst  in  unseren  Tagen  ist  es  möglich,  rückschauend  diesen 
ganzen  in  seiner  Art  einzigen  Prozefs  zu  überblicken  und  zu  er- 
kennen, wie  die  geistige  Kraft  und  Ursprünglichkeit  eines  in  seiner 
Zeit  nur  von  Wenigen  verstandenen  Mannes  im  Ablaufe  zweier 
Menschenalter  über  allen  Widerstand  der  Tradition  und  des  Selbst- 
interesses mächtiger  Gesellschaftsklassen  sowie  des  gerade  in  dei 
englischen  Nation  so  machtvoll  entwickelten  historischen  Be- 
harrungsvermögens gesiegt  hat. 

So  darf  man  wohl  sagen,  dafs  Benthams  Bedeutung  für  die 
Entwicklung  der  englischen  Verwaltung  und  Verfassung  nicht  hoch 
genug  veranschlagt  werden  kann.  Es  scheint  besonders  notwendig, 
dies  für  den  Kreis  der  deutschen  Wissenschaft,  die  ja  von  Bent- 
ham überhaupt  wenig  Kenntnis  genommen  hat,  mit  allem  Nach- 
drucke zu  betonen.  Selbst  Robert  von  Mohl,  der  unter  den 
deutschen  Staatsrechtslehrem  allein  dem  Genius  Benthams  die  ge- 
bührende Aufmerksamkeit  geschenkt  hat,  konnte  es  sich  nicht  ver- 
sagen, die  Lobrede  Hill  Burtons  in  der  ersten  Gesamtausgabe  von 
Benthams  Werken,  die  ihn  als  den  Urheber  fast  aller  grofsen 
Reformen  Englands  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts 
pries,  als  eine  an  Lächerlichkeit  streifende  Übertreibung  abzu- 
wehren. Gewifs  haben  viele  andere  Menschen  und  Ereignisse  die 
Veränderungen  praktisch  herbeigeführt,  die  Hill  Burton  dem  Wirken 
Benthams  zugute  schrieb;  aber  je  mehr  wir  durch  neue  Publikationen 
von  der  inneren  Geschichte  des  englischen  Reformzeitalters  erfahren, 
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destQ  mehr  Beweise  erbalten  wir  für  die  tiefe  und  unmittelbare  Ein* 
Wirkung,  die  Bentham  durch  seine  Schriften,  noch  mehr  aber  durch 
seine  und  seines  Freundeskreises  persönliche  Lehrkraft  auf  das 
p.olitische  Denken  jener  Zeit  und  damit  auf  die  Gesetzgebung  ge- 
nommen hat.  Wir  werden  dies  im  nächsten  Abschnitte  an  den 
zwei  bedeutendsten  Yerwaltungsreformen  der  englischen  Lokal- 
yerwaltung  näher  prüfen  können.  Bentham  ist  in  der  That  einer 
der  gröfsten  politischen  JE^zieher  seines  Volkes  gewesen.  Kein 
besseres  Zeugnis  kann  dafür  gewonnen  werden,  als  was  der  gröfste 
§9glische  Rechtslehrer  der  letzten  Jahrzehnte,  obgleich  ein  politi- 
scher und  wissenschaftlicher  Gegner  der  Demokratie  und  als  Be- 
gründer der  historischen  Rechtsphilosophie  Englands  die  Ver* 
körperung  des  schärfsten  Gegensatzes  zu  Benthams  Methode  und 
Denkweise,  was  Sir  Henxy  Maine  über  ihn  gesagt  hat.  In  seineBd 
,,Aneient  Law^  bemerkt  er:  „Ich  kenne  keine  einzige  Beform  des 
Rechtes  seit  Benthams  Tagen,  die  nicht  auf  seinen  Einflufa 
zurück  geführt  werden  kann.  Es  iat  von  unschätzbarem  Wert» 
für  eine  Nation  oder  für  einen  Stand,  ein  bestimmtes  Ziel  des 
Fortschritts  vor  Augen  zu  haben.  Darin  liegt  das  Geheimnis  dea 
ungeheuren  Einflusses,  den  Bentham  während  der  letzten  30  Jahrd 
ausgeübt  hat,  da(s  er  England  mit  Erfolg  ein  solches  Ziel  ge* 
setzt  hat"^ 

Nichts  kann  dieses  Urteil  besser  bekräftigen,  als  die  Be- 
trachtung des  Neubaues  der  englischen  Lokalverwaltung  in  der 
Zeit  von  1838—1898,  der  wir  uns  nunmehr  zuwenden. 


*  Maine»  Ancient  Law,  p.  78,  79. 
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Die  Verwaltungsreform  der  Mittelklasse. 


I. 

Die  Reform  des  Armenwesens  und  der  Verfassnng  der  Municipal- 

stftdte. 

Mit  dem  Durchdringen  der  Reformbill  war  die  herrschende 
Aristokratie  von  der  Mittelklasse  politisch  besiegt  worden.  Fortab 
wurde  zugleich  mit  dem  steigenden  gesellschaftlichen,  geistigen 
und  wirtschaftlichen  Einflüsse  dieses  neu  emporgekommenen  Faktors 
die  gesamte  Politik  des  Landes  von  der  Mittelklasse  beherrscht 
und  in  ihrem  Sinne  gelenkt.  Dies  mufste  sich  notwendigerweise 
SU  allererst  darin  ausprägen,  dafs  die  neu  zur  Herrschaft  ge- 
langte Klasse  das  ganze  Gefüge  der  Rechts-  und  Staatsordnung, 
wie  sie  es  vorfand,  durch  die  Gesetzgebung  den  von  ihr  vertretenen 
Interessen  und  den  sie  beherrschenden  Anschauungen  anzupassen 
Buchte.  So  folgt  der  politischen  Reformbewegung  eine  Epoche  der 
reformatorischen  Gesetzgebung  nach  allen  jenen  Richtungen,  in 
welchen  das  bestehende  Recht  in  mehr  oder  minder  schroffem 
Widerspruche  stand  zu  jenen  letzteren.  Den  Kern  dieser  Reform 
aber  bildet  die  Umgestaltung  jener  Einrichtungen  und  rechtlichen 
Vorschriften,  welche  das  Verhältnis  des  Staates  zum  Individuum 
und  zu  den  lokalen  Gemeindeverbänden,  in  welche  die  Gesamtheit 
g^liedert  erscheint,  regeln.  Die  Umgestaltung  der  öffentlichen 
Verwaltung  sowohl  in  Bezug  auf  ihre  Organisation  als  auf  die 
von  ihr  ausgeübten  Funktionen,  mit  einem  V\rorte  die  Reform 
der  inneren  Verwaltung  war  die  unvermeidliche  und  nächste 
Aufgabe  des  ersten  von  der  Mittelklasse  beherrschten  Parlamentes 
und  sie  wurde  denn  in  der  That  mit  aller  Energie  und  Gründlich«- 
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keit  in  Angriflf  genommen.  In  dieser  Erscheinung  aber  liegt  mehr 
als  eine  rein  äufserliche  Verknüpfung,  ja  auch  mehr  als  der  Aus- 
druck des  politischen  Zweckbewufstseins  der  zur  Herrschaft  ge- 
langten Schichten:  es  liegt  darin  der  Ausdruck  eines  immanenten 
Gesetzes  der  Politik  überhaupt,  das  jedoch  nirgends  so  klar  hervor- 
tritt, wie  in  der  neueren  Geschichte  Englands.  Immer  wieder 
finden  wir  die  Erscheinung  wiederholt,  dafs  mit  jedem  entscheiden- 
den politischen  Erfolge  der  englischen  Demokratie,  wie  er  sich  in 
der  Erweiterung  des  Wahlrechtes  ausprägt,  unmittelbar  eine  Epoche 
gesetzgeberischer  Reform  der  Verwaltung  verknüpft  ist,  welche 
den  demokratischen  Gedanken  aus  der  rein  formalen  Sphäre  der 
Erweiterung  der  politischen  Rechte  sofort  in  die  unendlich  wich- 
tigere Sphäre  praktischer  staatlicher  Arbeit  überträgt.  Darin  liegt 
der  beste  Beweis  für  den  durch  und  durch  organischen  Charakter 
der  demokratischen  Entwicklung  Englands  und  dafür,  dafs  das  er- 
erbte politische  Verständnis  der  englischen  Nation  sich  auf  dem 
mit  der  Reformbill  beschrittenen,  neuen  Wege  vollständig  be- 
währt hat. 

Verfassungsänderungen,  denen  nicht  die  entsprechende  Um- 
gestaltung der  Verwaltung  nachfolgt,  müssen  toter  Buchstabe,  in 
Gesetzesparagraphen  fixierte  politische  Phrase  bleiben.  Je  tiefer 
die  Umgestaltung  der  staatsrechtlichen  und  politischen  Principien 
des  Regierungssystems  greift,  desto  tiefer  mufs  auch  die  Reform 
der  eigentlichen  Staatsmaschine,  der  zur  Verrichtung  der  konkreten 
staatlichen  Arbeit  vorhandenen  Einrichtungen  gehen  und  erst  da- 
durch können  neue  politische  Ideen  zur  Wahrheit  werden, 
dafs  sie  durch  die  ihnen  angepafste  neue  Verwaltung  und  Ver- 
waltungsarbeit in  lebendige  That  umgesetzt  werden.  Wie  es 
so  manche  Staaten  giebt,  deren  staatsrechtliche  Entwicklung 
während  des  XIX.  Jahrhunderts  die  Richtigkeit  dieser  Anschauung 
a  contrario  beweist,  so  ist  England  das  klassische  Land  der 
organischen  Reform  der  Verwaltung  auch  in  diesem  Jahrhundert, 
wie  in  dem  früheren  gewesen.  Beschränken  wir  hier,  unserer  Auf- 
gabe entsprechend,  unseren  Blick  auf  das  Gebiet  der  inneren  Ver- 
waltung im  technischen  Sinne  des  Wortes,  so  tritt  diese  Er- 
scheinung augenfällig  hervor.  Der  Reformbill  von  1832  folgt  eine 
Reformepoche,  welche  die  praktisch  brauchbaren  Gedanken  des 
politischen  Radikalismus  für  die  neue  Verwaltung  nutzbar  macht. 
Der  Erweiterung  des  Wahlrechtes  von  1867,  welche  die  industrielle 
Arbeiterschaft  zu  politisch  neben  den  bürgerlichen  Klassen  Mit- 
regierenden beruft,  folgt  das  grofse  Reformministerium  Gladstones» 
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das  die  ins  Stocken  gekommene  Organisation  der  inneren  Ver- 
waltung zu  Ende  führt,  mit  der  Einführung  staatlichen  Volksschul- 
unterrichtes und  zahlreicher  anderer  wichtiger  Reformen  die  not- 
wendigen Konsequenzen  aus  der  Verschiebung  des  politischen  Schwer- 
punktes für  die  Administration  zieht.  Die  Vollendung  des  demo- 
kratischen Charakters  der  Veifassung  durch  die  Einführung  eines, 
praktisch  genommen,  allgemeinen,  gleichen  und  direkten  Wahlrechtes 
in  Stadt  und  Land  im  Jahre  1884  ist  endlich  der  Ausgangspunkt  für 
die  vollständige  Demokratisierung  der  Lokalverwaltung  gewesen, 
die  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  vollzogen  hat.  Verfassungsreform 
und  Verwaltungsreform  haben  also  in  der  Entwicklung  Englands 
während  des  XIX.  Jahrhunderts  einander  mit  fast  automatischer 
Sicherheit  und  in  beiderseitig  unlöslichem  Zusammenhang  der  in 
ihnen  verkörperten  staatsrechtlichen  Ideen  gefolgt.  Demgemäfs 
zerfällt  die  Entwicklung  der  Verwaltung  Englands  in  der  durch 
die  Keformbill  eingeleiteten  neuen  Epoche  seiner  Geschichte  in 
die  durch  die  Jahre  1832,  1867  und  1884  als  Anfangspunkte 
markierten  Perioden  ^ 

Wie  aber  jeder  grofse  Fortschritt  der  politischen  Demokratie 
Englands  auf  dem  bis  dahin  Erreichten  fufst,  so  ist  auch  die 
Reform  der  Lokalverwaltung  in  diesen  drei  Epochen  eine  fort- 
laufende Entwicklung  der  mit  Bezug  auf  die  öffentliche  Verwaltung 
neu  erwachsenen  Vorstellungen,  Formen  und  Postulate  auf  dem 
Boden  des  historisch  gegebenen  Verwaltungsmechanismus.  So  ver- 
schieden das  heutige  Parlament  Englands  von  dem  Parlamente  des 
XVIII.  oder  XVI.  Jahrhunderts  ist,  so  ist  es  doch  noch  immer 
dasselbe  englische  Parlament,  das  in  allen  jenen  Beziehungen,  in 
denen  das  Alte  und  Hergebrachte  auch  heute  noch  genügt,  von 
diesem  sich  bestimmen  und  leiten  läfst,  sei  es  gemäfs  geschriebenem 
Gesetz  (Statute)  oder  Gewohnheitsrecht  (Custom).  Die  geschicht- 
lich gegebene  Eigenart  der  staatsrechtlichen  Individualität  Eng- 
lands ist  erhalten  geblieben  und,  so  ganz  anders  geartet  die  heutige 
Organisation  der  englischen  Verwaltung  gegenüber  der  der  Vorzeit 
ist,  so  sind  auch  bei  der  Errichtung  dieses  neuen  weitläufigen,  in 
einem  ganz  anderen  Stile  aufgeführten  Gebäudes  nicht  nur  viele 
Steine  des  alten  abgetragenen  Baues  verwendet  worden,  sondern 
es  ist  auch  der  Grundplan  an  vielen  Stellen  mit  geringen  Modi- 
fikationen erhalten  geblieben.  Die  Demokratie  Englands  hat  es 
verstanden,  Verfassung  und  Verwaltung  als  ein  Erbe  fortzubilden 


*  Vgl.  Dickinson,  Development  of  Parliament,  p.  86  ff. 
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und  hat  sich  gehütet,  das  Neue  blofs  um  seiner  Neuheit  willen 
unbedenklich  zu  adoptieren. 

Wenn  wir  also  im  Nachstehenden  die  Ausgestaltung  der  inneren 
Verwaltung  Englands,  wie  sie  das  erste  Reformparlament  vor- 
genommen hat,  in  Betracht  zu  ziehen  uns  anschicken,  so  werden 
wir  dabei  ausgehen  müssen  von  dem  Zustande,  in  welchen  die 
historische  Verwaltungsorganisation  des  Landes  zu  jener  Zeit  ge* 
langt  war.  Ein  Überblick  über  den  Inhalt  und  Umfang  der  unter- 
nommenen Reform  wird  uns  dann  lehren,  inwieweit  diese  letztere 
die  Ideen  und  Vorstellungen  der  Mittelklasse  in  der  Neugestaltung 
der  Verwaltung  zum  Ausdruck  gebracht  und  legalisiert  hat. 

Die  historische  Verwaltungsorganisation  Englands  ist,  wie  wir 
im  ersten  Abschnitte  dargelegt,  im  Laufe  des  XVIII.  Jahrhunderts 
zu  einem  Herrschaftswerkzeuge  der  regierenden  Aristokratie  und 
ihres  socialen  Anhanges  in  Stadt  und  Land  ausgestaltet  worden, 
wozu,  wie  wir  wissen,  weit  weniger  einschneidende  Änderungen 
des  positiven  Rechtes  beigetragen  haben,  als  das  langsame  Ab- 
sterben alter  Institutionen,  die  geflissentlich  ohne  Zusammenhang 
mit  den  neuen  wirtschaftlichen  und  socialen  Elementen  gelassen 
worden  waren.  Andererseits  hat  die  Durchsetzung  der  in  ihrer 
historischen  Gestalt  unberührt  erhaltenen  Einrichtungen  durch  den 
von  der  Oligarchie  ausgehenden  Geist  langsam  deren  Funktion  voll- 
ständig verändert.  Ungefähr  zur  selben  Zeit,  als  mit  den  ersten 
Vertretern  des  Radikalismus  sich  der  Widerstand  gegen  die  poli- 
tische Aufsenseite  des  aristokratischen  Regierungssystems  erhob, 
traten  denn  auch  die  ersten  Zeichen  dafür  hervor,  dafs  die  inneren 
Stützen  dieses  Systems,  die  Verwaltungseinrichtungen  des  Landes, 
nicht  minder  schwere  Schäden  in  sich  bargen  als  das  Parlament. 
Dafs  sich  die  Kritik  der  Opposition  gegen  die  Verwaltung  weit 
später  vernehmen  liefs,  als  der  Kampf  gegen  die  parlamentarische 
Korruption  begann,  ist  nicht  schwer  zu  erklären.  Die  Prüfung 
und  Beurteilung  der  Administration  eines  Landes  erfordert  das 
Eingehen  auf  die  verschiedenartigsten  Einzelheiten  des  praktischen 
Lebens,  der  Rechts-  und  Staatsordnung,  setzt  gründliche  juristische 
und  staatswirtschaftliche  Kenntnisse  auf  selten  des  Kritikers  so- 
wohl wie  bei  dem  zu  Belehrenden  voraus.  Darum  sind  Ver- 
waltungsfragen  fast  niemals  Gegenstand  populärer  Agitation  und 
sehr  selten  fthig,  das  Interesse  weiter  Kreise  oder  gar  die  Leiden- 
schaft der  Massen  auf  sich  zu  lenken.  Erst  wenn  eine  Verwaltung 
so  offenkundig  unfähig  oder  korrupt  geworden  ist,  dafs  ihre  üblen 
Wirkungen  auch  dem  einfachen  Verstände  klar  und  der  kleinsten 
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individuelleB  Wirtschaft  verderblich  werden,  wird  es  für  die  politische 
Agitation  möglich,  unmittelbar  an  sie  anzuknüpfen.  In  England 
war  nun  zu  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  das  Parlament  längst 
der  Brennpunkt  nicht  nur  der  ganzen  Politik  sondern  auch  der 
beherrschende  Faktor  der  inneren  Verwaltung  geworden.  Darum 
richtete  sieh  alle  Unzufriedenheit  mit  dem  Bestehenden  natur- 
gemäfs  wider  dieses  allein  und  darum  verbinden  sich  auch  alle 
Hoffnungen  auf  Besserung  irgend  welcher  als  drückend  empfundener 
Hifsstftnde  mit  dem  Gedanken  an  die  Reform  des  Parlamentes. 
Aber  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  begann  die  neuerwachte 
öffentliche  Meinung  bereits  einzelne  Fragen  der  Verwaltung  ein- 
gehend und  mit  aller  Sch&rfe  zu  erörtern.  Immer  mehr  zeigte 
sich  die  letztere  in  ihrer  überkommenen  Gestalt  unfähig,  die  kon- 
kreten Bedürfhisse  einer  völlig  neuen  Zeit  zu  befriedigen.  Die 
Presse  begann  mit  Vehemenz  einzelne  Institutionen  der  Verwaltung 
anzugreifen,  die  Korruption  und  Unfähigkeit  der  TrEger  der  Ver- 
waltung aufzudecken  und  mit  heftigen  Anklagen  gegen  das  ganze 
System  vorzugehen.  William  C ebbet t  ist  der  erste  gewesen,  der 
mit  flanunenden  Worten  die  Massen  Englands  gegen  die  Squire- 
archie,  die  grausame  und  harte  Polizeijustiz  der  Gentlemen- 
Friedensrichter  zum  Kampfe  aufrief;  in  massenhaft  verbreiteten 
Pamphleten  —  damals  noch  immer  die  eigentliche  Form  polemi- 
scher Tageslitteratur  —  fing  man  an,  die  vorhandenen  Schäden 
des  Verwaltungsrechtes  und  Verwaltungsverfahrens  vom  Stand- 
punkte der  Erfahrung  des  Einzelnen  zu  kritisieren;  zugleich  trat 
aber  in  der  Lehre  Benthams  und  seiner  Schüler,  sowie  in  den 
Beden  und  Anträgen  seiner  Anhänger  im  Parlamente  die  erste 
gründliche  Kritik  der  Verwaltungszustände  des  Landes  und  ein 
systematischer  Reformplan  zutage.  Die  gewaltigen  Übelstände  auf 
den  verschiedensten  Gebieten  der  inneren  Administration  kamen 
endlich  in  so  besorgniserregender  Weise  hervor,  dafs  selbst  die 
Toryregierungen  mit  Besserungsvorschlägen  hervorzutreten  sich 
bemüfsigt  fanden:  allerdings  in  so  zaghafter,  an  dem  Alten  im 
Principe  starr  festhaltender  Weise,  dafs  jeder  Erfolg  von  vorn- 
herein ausgeschlossen  schien^. 


^  Aus  den  letzten  Jahrzehnten  des  XVIII.  und  den  ersten  dieses  Jahr- 
handerts  ist  eine  unübersehbare  Litteratur  von  Pamphleten  über  innere  Fragen 
der  Politik  übrig  geblieben,  vor  allem  über  den  Zustand  und  die  Reform  des 
Annenwesens;  auch  bildet  „Poor  Law"  fast  in  jeder  Session  des  Parlamentes 
zwischen  1780  und  1834  den  Gegenstand  eingehender  Debatten.  Cobbett 
(1762— 18S5)  ist  der  erste  grofse  populäre  Journalist  Englands  gewesen;  sein 
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Somit  war  im  selben  Augenblicke,  da  die  politische  Reform- 
agitation ihren  Höhepunkt  erreichte,  der  Bankerott  der  histori- 
schen Verwaltung  Englands  offenkundig  und  unleugbar  geworden, 
und  zwar  auf  den  einzelnen  Gebieten  der  inneren  Verwaltung 
ebenso,  wie  in  deren  Gesamtorganismus.  Das  entscheidende  Moment 
dabei  war  aber,  dafs  es  nicht  einfach  blofs  darauf  ankam,  durch 
neue  Gesetze  Vorsorge  zu  schaffen  für  bisher  legislativ  noch  nicht 
genügend  geschützte  sociale  und  wirtschaftliche  Interessen,  ob- 
zwar  es  auch  in  dieser  Hinsicht  nicht  an  zahlreichen  und  be- 
gründeten Beschwerden  fehlte;  sondern  der  Ausgangspunkt  der  Ver- 
waltungskrise, die  sich  allmählich  in  England  enthüllte,  lag  weit 
mehr  in  der  Organisation  der  Verwaltung  als  im  materiellen 
Verwaltungsrechte,  und  zwar  sowohl  in  den  betreffenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  als  in  der  politischen  und  gesellschaftlichen 
Eigenart  des  persönlichen  Trägers  der  Verwaltung,  der  die  Re- 
gierung führenden  obersten  Klasse.  Der  administrative  Mechanis- 
mus fing  an,  in  einzelnen  Teilen  vollständig  zu  versagen,  in  anderen 
so  aufserordentliche  ökonomische  und  sociale  Reibungen  hervor- 
zurufen, dafs  die  Gefahr  einer  vollständigen  Zersetzung  der  inneren 
Staatsordnung  insbesondete  unter  dem  Drucke  der  immer  heftiger 
werdenden  politischen  Agitation  vor  den  Augen  aller  Einsichtigen 
stand. 

Am  allerweitesten  war  dieser  pathologische  Zustand  der  Ver- 
waltung vorgeschritten  in  jenem  Administrationszweige,  der  in  der 
damaligen  inneren  Verwaltung  Englands  den  festen  Mittelpunkt 
des  ganzen  Systems  bedeutete,  in  dem  Armenwesen  ^  Hier  war  zu 
Beginn  der  80er  Jahre  die  Katastrophe  thatsächlich  herein- 
gebrochen. Das  Gesetz  der  Königin  Elisabeth,  durch  die  nach- 
folgende Gesetzgebung  in  jeder  Hinsicht  verschlechtert,  hatte  seit 


„Political  Register^  war  durch  viele  Jahre  das  meistgelesene  und  einflufs- 
reichste  Blatt,  seine  „Bural  Kides^  haben  zuerst  das  Verständnis  für  die 
sociale  Lage  der  Landarbeiterschaft  erweckt.  Vgl.  Ramsden  Balmforth 
op.  cit  p.  8 — 10. 

*  Über  die  Poor  Law  Reform  von  1834  giebt  jetzt  zum  Teil  neue  Auf- 
schlüsse und  eine  ausführliche  Darstellung  das  Buch  von  T.  Mackay,  History 
of  the  English  Poor  Law  (IIL  Band  der  Neuausgabe  von  Sir  Nicholls,  History 
of  the  Poor  Law),  1899.  Vgl.  ferner  das  treffliche  kleine  Buch  von  Fowle, 
Poor  Law,  1882.    (Die  übrige  Litteratur  unten  IL  Teil,  Abschnitt  V.) 

Von  dem  First  Report  der  Kommission  von  1884,  Vol.  XXVII  P.  P.  1834, 
liegt  ein  auf  Befehl  des  Unterhauses  vom  Jahre  1885  herausgegebener  Wieder^ 
abdruck  vor.  (Eyre  and  Spottiswoode  1894.)  Vgl.  auch  Martine  au  op.  cit. 
n.  p.  82  ff. 
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dem  Anfange  des  XVIII.  Jahrhunderts  eine  seinem  gesunden 
Grundgedanken  völlig  widersprechende  Anwendung  gefunden,  und 
zwar  lag  der  Sitz  des  Übels  vor  allem  in  der  völligen  Verschiebung, 
die  mit  dem  Erstarken  der  Friedensrichtergewalt  inner- 
halb der  Organisation  des  Armenwesens  eingetreten  war.  An  eine 
in  bester  Absicht  getroffene  Bestimmung  eines  Gesetzes  von  1691, 
welche  dem  Friedensrichter  ausnahmsweise  das  Recht  zugestand, 
iDdividuelle  Armenunterstützung  anzuordnen,  während  nach  der 
arsprtlnglichen  Einrichtung  dies  allein  den  Kirchspielsorganen  ob- 
lag, knüpfte  sich  eine  Praxis  an,  die  jene  Ausnahme  zur  Regel 
machte  und  wonach  jeder  Friedensrichter  für  berechtigt  gehalten 
wurde,  nach  seinem  Gutdünken  öffentliche  Armenversorgung  zu 
verfügen.  Mit  der  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts 
vollendeten  Omnipotenz  der  Friedensrichter  wuchs  die  ganze 
konkrete  Armenverwaltung  in  die  Hände  derselben  hinein  und  dies 
hatte  zur  Folge,  dafs  naturgemäfs  das  administrative  Verständnis 
nnd  die  Selbstthätigkeit  der  Kirchspielsorgane  in  dieser  Hinsicht 
von  Jahr  zu  Jahr  geringer  wurden.  Damit  war  aber  ein  anderer 
Übelstand  verknüpft:  während  das  Elisabethinische  Gesetz  für 
alle  arbeitsfähigen  Armen  die  Verpflichtung  zur  Beschäftigung 
(Labour  Test)  vorgeschrieben  hatte,  war  es  in  der  Folgezeit  immer 
mehr  Gepflogenheit  geworden,  ohne  Unterscheidung  zwischen  Arbeits- 
fähigen und  Arbeitsunfähigen  die  Unterstützung  aus  öffentlichen 
Armengeldern  in  Geldform  zu  gewähren.  So  wurde  der  Outdoor- 
Relief,  d.  h.  jene  offene  Armenpflege,  die  sich  um  die  Verwendung 
der  Armengelder  nicht  weiter  kümmerte,  zur  Regel.  Zwar  war 
zu  Beginn  des  XVIII.  Jahrhunderts  der  neu  aufgekommene  Ge- 
danke, Armenhäuser  zu  errichten  und  nur  durch  Aufnahme  in 
dieselben  Unterstützung  zu  gewähren,  eine  Zeitlang  eifrig  verfolgt 
und  praktisch  verwirklicht  worden,  trat  aber  bald  wieder  völlig  in 
den  Hintergrund.  Als  ein  ideeller  Faktor  wirkte  bei  dieser  ver- 
hängnisvollen Entwicklung  der  Armenpflege  die  jener  Zeit  eigene 
sentimentale  Humanität  mit,  die  sich  in  der  ganzen  Sinnesart 
der  höheren  Klassen  des  XVIII.  Jahrhunderts  ausspricht;  immer 
mehr  trat  die  Auffassung  zutage,  dafs  es  Pflicht  des  Staates  sei, 
jedem  Armen  Englands  das  Recht  auf  Existenz  zu  garantieren, 
d.  h.  ihn  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  erhalten ,  gleichviel  ob  er 
arbeitsfähig  sei  oder  nicht. 

Bis  gegen  die  Mitte  des  Jahrhunderts  hat  es  nun  in  England, 
wenn  nicht  Mifsstände  von  jeweils  lokal  und  zeitlich  begrenzter 
Wirkung,   wie   Epidemien   oder   Fehlemten,   hervortraten,   einen 
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Pauperismus  als  Produkt  der  socialen  Ordnung  nicht  gegeben. 
Noch  immer  erschien  die  Armut  mehr  als  Mifsgeschick  des  Ein- 
zelnen; der  gleichmärsige  einfache  Wohlstand  der  Mittelklasse, 
billige  Nahrungsmittel  und  durch  Herkommen  geregelte  Löhne  und 
Arbeitsverhältnisse  in  Gewerbe  und  Landwirtschaft,  Stabilität  der 
alten  ökonomischen  und  socialen  Ordnung,  alle  diese  Faktoren 
waren  der  Ausbildung  der  Armut  als  Massenerscheinung  hinderlich. 
Unter  solchen  Umständen  konnten  die  Gefahren,  die  mit  dem  Ent- 
stehen neuer  ökonomischer  und  soicaler  Verhältnisse  der  Verwaltung 
drohten,  längere  Zeit  verborgen  bleiben;  aber  das  Bild  änderte  sich 
mit  dem  Fortschreiten  der  Industrialisierung  Englands  schnell  und 
vollständig.  Mit  dieser  bildete  sich  ein  neuer  Stand,  der  aus  der 
Auflösung  der  bestehenden  Wirtschafts-  und  Gesellschaftsordnung 
hervorging:  die  Klasse  der  von  den  Produktionsmitteln  sowohl  im  Ge- 
werbe wie  in  der  Landwirtschaft  dauernd  getrennten  Arbeiterschaft. 
Selbst  eine  vorzügliche  Armenverwaltung  würde  bei  dem  ungeheueren 
Umschwung,  der  sich  in  England  zu  Ende  des  XVIIL  Jahrhunderts 
innerhalb  einer  Generation  vollzog,  Schiffbruch  erlitten  haben.  Nun 
kam  aber  dazu,  dafs  die  Verwaltung  des  Armenwesens,  wie  vorhin  be- 
merkt, zur  Domäne  des  Friedensrichteramtes,  dieses  aber  vollständig 
zum  Herrschaftsorgane  der  grundbesitzenden  Klasse  geworden  war. 
So  traten  nun  in  der  Armenverwaltung  die  Mängel  des  in  dem 
Friedensrichtertum  verkörperten  autokratischen  Dilettantis- 
mus der  Verwaltung  in  der  Zeit  zwischen  1800  und  1830  grell 
zutage.  So  streng  und  schwer  die  Hand  der  Magistrates  ge- 
rade in  jener  Periode  der  Unterdrückung  aller  Volksbewegungen 
auf  den  Massen  ruhte,  so  liebten  sie  es  doch  auf  der  anderen  Seite, 
den  Armen  gegenüber  die  patriarchalische  Natur  ihres  Amtes  hervor- 
zukehren. Die  gewaltige  Wirtschaftskrise,  die  nach  dem  Friedens* 
Schlüsse  hervortrat  und  immer  wieder  trotz  kurzer  Perioden  ökono- 
mischen Aufschwunges  sich  erneuerte,  trug  zur  Ausbildung  der 
Anschauung  bei,  nach  welcher  die  arbeitenden  Klassen  mit  dem 
Pauperismus  identifiziert  wurden.  Die  neu  aufkommende  volks- 
wirtschaftliche Theorie,  insbesondere  die  neue  Lohntheorie  der 
klassischen  Nationalökonomie,  schien  Überdies  diese  Anschauung 
wissenschaftlich  zu  rechtfertigen.  Ihren  ersten  Ausdruck  fand  diese 
verhängnisvolle  Auffassung  in  dem  berühmten  Beschlüsse  der 
Friedensrichter  von  Berkshire  vom  6.  Mai  1795,  demzufolge  diese 
erklärten,  in  Zukunft  die  Unterstützung  aller  Armen,  gleichviel 
ob  arbeitsfähiger  Personen  oder  nicht,  nach  einem  Tarif  vorzunehmen, 
der  entsprechend  dem  jeweiligen  Preise  des  Weizens  und  der  Zahl 
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der  zu  ernährenden  Kinder  die  Höhe  der  Anuenunterstützung  be- 
stimmte. Dieser  unter  dem  Namen  Speenhamland  Act  of  Parlia- 
ment  zur  traurigen  Berühmtheit  gelangte  Beschlufs  fand  in  der 
Mehrzahl  der  Gounties  bereitwillige  Nachahmung,  und  bald  wurden 
die  Folgen  dieser  Verwaltung  sichtbar,  zunächst  in  der  allgemein 
verständlichen  Sprache  der  Ziifern.  Schon  seit  ungefähr  1760  hatten 
sich  die  Wirkungen  der  socialen  Entwicklung  auf  das  Armen- 
vesen  in  den  Kosten  desselben  zum  Ausdrucke  gebracht.  Zwar  war 
auch  bis  dahin  schon  die  Höhe  der  durch  Armensteuer  aufgebrachten 
Summen  gestiegen;  während  dieselbe  1698  nur  819  000  jg  betrug 
und  durch  den  Bau  zahlreicher  Armenhäuser  und  durch  sparsame 
Verwaltung  bis  1750  auf  619  000  Sß  gefallen  war,  betrug  die  Summe 
der  Poor  Rates  im  Jahre  177«  schon  1  521  000  £  und  1785  gar 
1912000  if.  Aber  dies  alles  wurde  durch  die  kommende  Entwick- 
lung weit  fiberboten.  Im  Jahre  1813  betrug  die  Armensteuerlast 
4267  965  $  und  stieg  dann  ununterbrochen  an,  bis  1817  das 
Maximum  von  7  870801  ig  bei  ungefähr  11000000  Einwohnern 
erreicht  war.  Welch'  furchtbare  Last  damit  dem  Lande  auferlegt  war, 
geht  am  besten  daraus  hervor,  dafs  erst  bei  einer  doppelt  so  grofsen 
Bevölkerung  im  Jahre  1871  das  Armenbudget  Englands  eine  solche 
Höhe  wieder  erreicht  hat.  Was  aber  diese  Ziffern  eigentlich  bedeuteten, 
wurde  vollends  klar,  als  die  königliche  Untersuchungskommission, 
die  das  Reformministerium  einsetzte,  im  Jahre  18S4  ihren  berühmten 
Bericht  veröffentlichte.  Nun  liefs  sich  erst  das  Übel  vollständig 
aberblicken.  Das  Armengesetz  war  zu  einem  Mittel  geworden, 
durch  welches  der  Lohn  der  arbeitenden  Klasse  bis  tief  unter  das 
für  die  Erhaltung  des  Lebens  notwendige  Minimum  herabgedrückt 
wurde,  und  zwar  dergestalt,  dafs  ein  Teil  dieses  Lohnes  anstatt 
von  den  Unternehmern  aus  den  durch  die  Armensteuer  eingehobenen 
öffentlichen  Geldern  gezahlt  wurde.  Farmer  und  Industrielle,  die 
auf  solche  Weise  sich  die  billigste  Massenarbeit  sicherten,  fanden 
das  System  ganz  nützlich ;  war  es  doch  gerade  damals  herrschende 
Lehre  geworden,  dafs  niedrige  Löhne  eine  notwendige  Vorbedingung 
gesunder  Volkswirtschaft  seien.  Aber  die  von  festem  Einkommen 
lebenden  Berufsklassen  begannen  bald  als  die  Ersten,  über  die  un- 
erträgliche Höhe  der  Armensteuer  zu  klagen  und  schliefslich 
wurde  das  Unheil  auch  dem  produzierenden  Mittelstande  klar.  Die 
Anaensteuer  begann  langsam  den  Ertrag  von  Grund  und  Boden 
überhaupt  aufzuzehren.  Schon  wurde  in  vielen  Kirchspielen  das 
Land  der  allzu  hohen  Armensteuer  wegen  unbebaut  gelassen,  und 
vorsichtige  Grundbesitzer  fingen  an,  die  Arbeiterhäuser  (Cottages) 
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auf  ihren  Gütern  niederzureifsen,  um  der  von  diesen  zu  entrichten- 
den Steuerlast  zu  entgehen.  Hierzu  trat  aber  noch  als  verstärken- 
der Faktor  die  wahnwitzige  Philanthropie  jenes  Systems,  indem 
förmlich  eine  Prämie  auf  erhöhte  Kinderzahl  gesetzt  und  so  die 
Vermehrung  der  Paupers-Bevölkerung  in  erschreckender  Weise 
stimuliert  wurde :  einer  Bevölkerung,  die  durch  ihren  aufserordent- 
lich  tiefen  Standard  of  Life  dabei  immer  mehr  und  mehr  physisch 
und  moralisch  korrumpiert  wurde.  Noch  bis  zum  heutigen  Tage 
ist  die  Erinnerung  an  die  schreckliche  Physiognomie,  welche  das 
arbeitende  England  damals  zur  Schau  trug,  nicht  verschwunden. 
Alle  guten  Eigenschaften  des  englischen  Arbeiters  schienen  ver- 
nichtet, Fleifs  und  Sparsamkeit,  der  natürliche  Unabhängigkeits- 
sinn und  Selbsterhaltungstrieb  schienen  verschwunden.  Das  System 
der  Armenversorgung  hatte  alle  diese  Eigenschaften  füt  den  Ar- 
beiter unnötig  gemacht,  ja  es  war  sogar  soweit  gekommen,  dafs 
ihm  dieselben  gefährlich  wurden;  denn  die  Industriellen  und 
Farmer  begannen,  die  Arbeit  der  vom  Kirchspiel  unterstützten 
Armen  ihrer  Billigkeit  halber  jeder  anderen  vorzuziehen,  so  dafs 
zuletzt  an  vielen  Orten  der  unglaubliche  Zustand  eintrat,  dafs 
fleifsige  und  tüchtige  Arbeiter  förmlich  mit  allen  Kräften  darnach 
trachteten,  Paupers  zu  werden,  um  überhaupt  Arbeit  zu  erhalten. 
Hierbei  darf  die  unheilvolle  Wirkung  des  durch  die  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  der  herrschenden  Klasse  aufserordentlich  ver- 
schlechterten Heimatsrechtes  nicht  unberücksichtigt  bleiben.  In 
der  Zeit  Karls  II.  statuiert,  war  dasselbe  durch  eine  Reihe  von 
Nachtragsgesetzen  geradezu  zu  einem  Mittel  der  Konfinierung  des 
Arbeiters  in  dem  Kirchspiele  seiner  Greburt  ausgebildet  worden. 
Jeder  einem  Kirchspiele  Zuziehende  konnte  binnen  40  Tagen,  nach- 
dem sein  Aufenthalt  bekannt  geworden,  in  seine  Geburtsheimat 
zurückgeschoben  werden,  wenn  auch  nur  die  Wahrscheinlich- 
keit bestand,  dafs  er  einmal  der  Armenpflege  zur  Last  fallen 
könne.  Der  Abflufs  überschüssiger  Arbeitskräfte  aus  übervölkerten 
Gegenden  nach  den  arbeitsbedürftigen  Bezirken  wurde  auf  solche 
Weise  vollständig  unterbunden.  Der  ganze  wirtschaftliche  Kreis- 
lauf im  Inneren  des  Landes  stockte  und  dies  vermehrte  allent- 
halben das  Elend  und  die  Depression  der  Massen  ^ 

Diese  entsetzlichen  Zustände  erforderten  heroische  Mittel.  Die 
Kommission  aber  konnte  nach  ihrer  gründlichen  Erforschung  der- 

^  Vgl.  First  Report  of  the  Poor  Law  Commission  1834,  p.  57,  58,  61,  63, 
66 — 70  ff.  über  die  Folgen  des  Systems  für  Unternehmer  und  Arbeiter;  über  die 
Unfähigkeit  der  alten  Organisation,  vor  allem  der  Friedensrichter  p.  89-— 125. 
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selben  nicht  im  Zweifel  darüber  sein,  was  zu  geschehen  habe.  Die 
Beseitigung  des  mafslosen  und  unterschiedlosen  Outdoor- Relief, 
die  Einführung  des  Workhouse  als  der  in  der  Regel  allein 
zulässigen  Form  der  öffentlichen  Armenversorgung,  die  Abänderung 
des  Heimatsgesetzes:  diese  grofsen  und  einschneidenden  Reformen 
des  materiellen  Rechtes  der  Armenversorgung,  die  von  ihr  vor- 
geschlagen und  alsbald  zum  Gesetze  erhoben  wurden,  trafen  den 
Sitz  des  Übels.  Aber  darauf  haben  wir  hier  nicht  näher  ein- 
zugehen. Die  neue  Organisation  der  Armen  Verwaltung,  die 
als  unerläfsliche  Vorbedingung  einer  gründlichen  Reform  derselben 
von  der  Untersuchungskommission  an  die  Spitze  ihrer  Vorschläge 
gestellt  wurde,  ist  es,  was  uns  hier  interessiert.  Die  Gommissioners 
haben,  wenn  auch  ihr  Bericht  bestrebt  ist,  gerade  in  diesem  Punkte 
die  Wahrheit  schonend  und  höflich  zu  sagen,  unwiderleglich  nach- 
gewiesen, dafs  alle  Reform  scheitern  müfste,  wenn  die  historische 
Organisation  der  Verwaltung  nicht  geändert  würde.  Die  Friedens- 
richter waren  die  eigentlichen  Urheber  der  völligen  Umkehrung  des 
Elisabethinischen  Gesetzes  in  dessen  Gegenteil  gewesen  und  trugen 
darum  die  Hauptschuld  an  der  Katastrophe,  die  die  ganze  Ver- 
waltung des  Armenwesens  betroffen  hatte.  Nur  die  völlige  politische 
und  administrative  Unabhängigkeit  der  Friedensrichterverwaltung, 
der  Mangel  jedweder  Kontrolle  hatte  eine  solche  Entwicklung  er- 
möglicht. Mit  dieser  Erkenntnis  war  der  Weg  klar  vorgezeichnet 
und  es  fehlte  auch  nicht  an  dem  richtigen  Manne,  der  diesen  Weg 
mit  aller  Energie  und  Beharrlichkeit  eröffnet  und  das  Parlament 
dahin  gebracht  hat,  denselben  zu  beschreiten. 

Dieser  Mann  ist  EdwinChadwick  gewesen,  die  eigentliche 
Seele  und  der  Geist  der  Untersuchungskommission  von  1834,  der 
Verfasser  des  gröfsten  Teiles  ihrer  musterhaften  Berichte  und  der- 
jenige, der  ihre  Reformvorschläge  formuliert  hat.  Ein  paar  Worte 
über  diesen  Mann  sind  um  so  notwendiger,  als  er,  die  bedeutendste 
Gestalt  in  der  ganzen  modernen  Verwaltungsgeschichte  Englands, 
bisher  noch  immer  in  den  Darstellungen  dieser  letzteren  fast 
vollständig  hinter  seinem  Werke  verschwunden  ist^ 

Edwin  Chadwick   war  in  Longsight  bei  Manchester  1801  ge- 


^  Über  Edwin  Chadwick  siehe  den  betreffenden  Artikel  in  dem Dictionary 
of  National  Biography.  Seine  Ideen  über  Verwaltung  hat  Chadwick  noch 
eiiunal  in  den  letzten  Jahren  seines  Lebens  in  dem  Buche:  On  the  Evils  of 
Disunity  in  Central  and  Local  Administration"  1885  zusammengestellt.  Vgl. 
über  Chadwick  auch  Sidney  Webb  in  der  Nummer  des  Municipal  Journal 
Tom  1.  Dezember  1899. 
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boren.  Im  Jahre  1828  lernte  er  John  Stuart  Mill  kennen  und 
wurde  durch  diesen  in  den  Benthamschen  Kreis  eingef&hrt.  Bald 
wurde  er  auch  Mitarbeiter  an  den  Yon  den  „Philosophical  Radicals'' 
herausgegebenen  Zeitschriften.  Er  schlofs  sieh  persönlich  an  Bentham 
in  ganz  aufserordentlieher  Verehrung  an  und  verbrachte  das  letzte 
Lebensjahr  des  Philosophen  in  dessen  Hause.  Benthams  Wert- 
schätzung des  jungen  Mannes  mufs  bedeutend  gewesen  sein;  denn 
er  lud  ihn  ein,  gegen  ein  Legat  die  Aufgabe  der  Popularisierung 
von  Benthams  Lehre  zu  unternehmen;  dies  schlug  Chadwick  aus. 
Aber  dennoch  ist  er  durch  ein  fast  9€jähriges  Leben  hindurch 
nicht  nur  der  treueste  Anhänger  Benthamscher  Ideen  gewesen, 
sondern  er  ist  es,  der  weit  mehr  als  irgend  ein  Anderer  dazu 
beigetragen  hat,  Benthams  Ideen  über  die  Verwal- 
tung zu  verwirklichen.  In  jahrzehntelanger  Staatsdienst- 
thätigkeit  an  führender  Stelle  hat  Chadwick  mit  wechselndem  Glück, 
aber  stets  gleichbleibender  Energie,  Fähigkeit  und  Originalität  es 
verstanden,  die  von  Bentham  geschaffene  Verwaltungslehre  in  legis- 
lative Beformen  umzusetzen.  Vollständig  erfüllt  von  Benthams 
Anschauungen  hatte  Chadwick  durch  einige  verwaltungsrechtliche 
Aufsätze  über  „Medical  Charities  in  France"  und  „Preventive  Po- 
lice", in  welchen  er  die  Notwendigkeit  centralisierender  Ver- 
waltung gegenüber  dem  korrupten  Charakter  der  Lokalverwaltung 
sehr  energisch  verfochten,  sich  für  die  Aufgabe,  die  ihm  bald  darauf 
gestellt  wurde,  befähigt  gezeigt.  Thatsächlich  hat  er,  obgleich 
erst  1833,  und  zwar  zunächst  nur  als  Hilfskraft  in  die  Poor  Law- 
Commission  berufen,  es  dahin  gebracht,  binnen  kurzer  Zeit  die 
führende  Bolle  inmitten  derselben  zu  erlangen,  und  die  übrigen 
Mitglieder  der  Kommission  für  seine  Ideen  und  praktischen  Vor- 
schläge ganz  und  gar  zu  gewinnen.  Sowohl  der  als  wissenschaft- 
liehe Autorität  in  die  Konmussion  berufene  Nationalökonom  Nassau 
Senior,  als  auch  Sturge  Bourne,  der  Vertreter  der  älteren  Reform- 
bestrebungen auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  traten  auf  seine  Seite. 
Die  neue  Organisation  aber,  die  Chadwick  und  mit  ihm  die  Kommission 
dem  Parlamente  vorschlug,  lief  im  wesentlichen  auf  folgendes  hinaus: 

1.  Die  Durchführung  des  Armengesetzes,  die  bisher  von 
Overseers  und  Friedensrichtern  nach  Kirchspielen  besorgt  worden, 
wird  einem  neuen  Verwaltungsorgane  in  einem  neuen  Verwaltungs- 
gebiete übertragen. 

2.  Das  neue  Verwaltungsorgan  ist  der  Armenrat  (Board  of 
Guardians) ;  das  neue  Verwaltungsgebiet  die  Vereinigung  von  Kirch- 
spielen (Union),  die  nach  den  dem  Verwaltungszwecke  inhärenten 


Digitized  by 


Google 


Die  Yerwaltungsreform  der  Mittelklasse.    I.  145 

Zweekmärsigkeitsrücksichten    ohne   Rücksicht  auf  die  historische 
(jliederung  abgegrenzt  wird. 

S.  Der  Armenrat  besteht  aus  den  für  mehrere  Jahre  gewählten 
Mitgliedern,  welche  von  den  Steuerzahlern  nach  einem  Klassen- 
wahlrecht durch  schriftliche  Wahl  (Voting  Papers)  gewählt  werden, 
und  aus  den  Acting  Magistrates,  d.  h.  den  in  jedem  Kirchspiele 
residierenden,  faktisch  ihre  Amtsgewalt  ausübenden  Friedens- 
richtern als  Guardians  ex  officio. 

4.  Es  wird  eine  Centralbehörde  in  London  errichtet,  der  die 
volle  Yerordnungsgewalt  gegenüber  den  Lokalarmenbehörden  zu- 
steht. Diese  Centralbehörde  hat  die  Durchführung  des  Gesetzes 
durch  ihre  Inspektoren  vom  Gentrum  aus  un<t  auf  Grund  der  Bericht- 
erstattung seitens  der  Lokalbehörden  administrativ  zu  kontrollieren. 

5.  Die  konkrete  Armenverwaltung  wird  von  nun  an  durch 
bezahlte  Beamte  geführt,  die  zwar  von  den  Boards  of  Guar- 
dians ernannt  werden,  jedoch  der  Centralbehörde  disciplinär  un- 
mittelbar untergeordnet  sind,  indem  dieser  das  Recht  der  Ent- 
lassung im  Falle  der  Gehorsamsverletzung  ohne  Befragung  der 
Lokalbehörde  zusteht.  Daneben  bleiben  die  Overseers  der  Kirch- 
spiele als  Organe  des  Lokalsteuerwesens  fortbestehen. 

6.  Die  Centralbehörde  ist  kompetent  zur  Erlassung  aller  ihr 
notwendig  erscheinenden  Verordnungen  und  Verfügungen  auf  dem 
ganzen  Gebiete  des  Poor  Law,  Einzig  der  individuelle  Verwaltungs- 
akt, der  konkrete  einzelne  Fall  der  Armenpflege  bleibt  der 
Kognition  der  Centralbehörde  streng  entzogen  und  bildet  das  eigent- 
liche Feld  der  Thätigkeit  der  Lokalarmenbehörde. 

7.  Zum  Zwecke  der  finanziellen  Überwachung  der  letzteren 
wird  eine  unabhängige  Rechnungskontrolle  (Audit)  eingeführt,  welche 
die  gesamte  Gebarung  der  Lokalbehörde  halbjährlich  prüft  und  be- 
rechtigt ist,  jede  nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  oder  den  von  der 
Centralbehörde  erlassenen  Verordnungen  ungerechtfertigte  Ausgabe 
zu  annullieren  und  den  Rückersatz  dem  schuldtragenden  Beamten  oder 
dem  Board  of  Guardians  aufzuerlegen  (to  disallow  and  surcharge). 

Der  Triumph,  den  Benthams  Ideen  in  diesem  Gesetzesvorschlage 
feierten,  ist  offenbar.  Vor  allem  war  schon  in  der  Art  und  Weise, 
wie  die  Armenkommission  ihre  Untersuchung  durchführte,  der 
Forderung  Benthams,  dafs  die  Gesetzgebung  auf  wissenschaftlicher 
Grundlage  beruhen  müsse,  vollständig  Genüge  geschehen.  Zum 
erstenmal  wurde  das  von  ihm  befürwortete  Princip  der  Arbeits- 
teilung und  Specialisierung  bei  der  Besorgung  von  Regierungs-  und 
Verwaltungsgeschäften  genau  befolgt,  indem  die  Kommission  sich 

Sedlieli,  Engl.  Lokalyenraltmig.  10 
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als  Centralbehörde  konstituierte,  zugleich  aber  das  ganze  Unter- 
suchungsgebiet nach  grofsen  Distrikten  an  die  Mitarbeiter,  Assistant 
Comniissioners ,  aufteilte ,  von  denen  jeder  in  seinem  Distrikte  die 
Verhältnisse  an  Ort  und  Stelle  studierte  und  seinen  Bericht  der 
in   London   tagenden    Centralkommission    zur    Verarbeitung  vor- 
legte.   Nicht  minder  aber  wurde  Benthams  Geist  in  den  oben  an- 
geführten Vorschlägen  lebendig,  welche  die  Kommission  dem  Parla- 
mente unterbreitete.    Nicht  blofs  hatte  Bentham  in   seinen  Auf- 
sätzen über  Armenwesen  als  Grundprincip  der   Armenpflege  auf- 
gestellt, was  jetzt  von  der  Kommission  praktisch  durch  die  Auf- 
stellung  des  Principes   des  Workhouse-Test  für  die  Armenpflege 
ausgeführt  wurde:  näinlich,  dafs  die  Armenversorgung  in  solcher 
Weise   gestaltet  werden  müsse,  dafs  sie  den  besitzlosen  Klassen 
weniger  wünschenswert  erscheinen  müsse  als  jene  Existenz,  die  sie 
sich  durch  eigenen  Fleifs  und  Arbeit  sichern  können:  sondern  die  all- 
gemeinen Grundideen  der  Verwaltungslehre  Benthams  erschienen  hier 
fast  ohne  Einschränkung  acceptiert.    Die  Einrichtung  einer  Central- 
behörde als  administrativer  Kontrollinstanz  über  die  Lokalverwal- 
tung,   die    Schaffung    gleichmäfsig    nach   dem   Zweckmäfsigkeits- 
principe  gegliederter  lokaler  Verwaltungsgebiete,  die  Forderung, 
dafs   der   Lokalverwaltungskörper    durch    Wahl    gebildet    werden 
müsse,  alles  dies  sind  Ideen,  wie  wir  sie  im  „Constitutional  Code* 
abstrakt  ausgedrückt  finden.     Allerdings  ist  man  nicht  soweit  ge- 
gangen, Benthams  Forderung  der  ausnahmslosen  Einführung  des 
allgemeinen  und  gleichen  Wahlrechtes  zur  Bildung  der  Verwaltungs- 
körper zu  acceptieren;  wohl  aber  ist  der  besondere  Wert,  welchen  die 
Kommission  in  ihren  Vorschlägen  auf  die  Einführung  besoldeter  Ver- 
waltungsarbeit legt,  gleichfalls  auf  Benthams  Einflufs  zurückzuführen. 
So  wurde  nun  zum  erstenmal  einer  der  wichtigsten  Bestand- 
teile der  inneren  Verwaltungsordnung  unter  Zugrundelegung  theore- 
tischer, vom  Standpunkte  der  Zweckmäfsigkeit  gewonnener  Prin- 
cipien   systematisch  neu  geordnet.    Zum  erstenmal  seit  den  um- 
fassenden Beformgesetzen   der  Königin  Elisabeth   wagte  man  es 
in  England,  an    Stelle  der  Bekämpfung  einzelner  Erscheinungen 
das  Problem  als  Ganzes  legislativ  zu  erfassen.  Chadwicks  aufser- 
ordentlicher  Uberzeugungs-  und  Arbeitskraft  gelang  es  auch,  den 
Widerspruch ,  der  sich  im  Cabinet  gegen  seinen  Plan  erhob ,  ver- 
stummen zu   machen.     Neben  ihm  gebührt  Nassau  Senior,  dem 
die  meisterhafte  und  übersichtliche  Komposition  des  Final  Report 
zuzuschreiben  ist,  das  Hauptverdienst.    Er  war  es  auch,  der  die 
Vorschläge    der   Kommission    vor   dem   Ministerrat  mit  Geschick 
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persönlich  vertrat.  Die  Hauptschwierigkeit  lag  in  der  Einrichtung 
der  Centralbehörde ,  vor  allem  in  dem  ihr  durch  die  Bill  ein- 
geräumten Charakter  als  Court  of  Record,  d.h.  als  einer  Behörde, 
deren  Verordnungen  einer  gerichtlichen  Überprüfung  nicht  unter- 
liegen. Nach  Ansicht  vieler  Rechtskundiger  lag  darin  geradezu 
ein  unkonstitutioneller  Vorschlag;  aber  schliefslich  gelang  es  nach 
einiger  Abschwächung  der  centralistischen  Tendenzen,  die  von  der 
Kommission  ausgearbeitete  Bill  im  Ministerrate  durchzusetzen  und 
dem  Parlamente  vorzulegen.  Im  Unterhause  selbst  fand  die  Mafs- 
regel  nur  geringe  Opposition;  dazu  war  der  Eindruck,  den  die 
Berichte  der  Kommission  gemacht,  zu  tief  und  nachhaltig  gewesen. 
Am  17.  April  eingebracht,  wurde  die  Bill  am  1.  Juli  mit  187  gegen 
50  Stimmen  in  dritter  Lesung  angenommen,  und  nach  einiger  er- 
folglosen Polemik  im  Oberhause  auch  von  diesem  acceptiert.  Am 
14.  August  erhielt  das  Gesetz  die  königliche  Zustimmung  und  die 
neue  Centralbehörde  wurde  unter  dem  Titel  der  Poor  Law 
Commissioners  eingerichtet.  Chadwick  wurde  zum  ersten 
Sekretär  derselben  ernannt  und  so  die  Ausarbeitung  der  zahlreichen 
notwendigen  Verordnungen  und  die  ganze  gewaltige  Arbeit  der 
Aktivierung  des  Gesetzes,  insbesondere  die  Schaffung  der  neuen 
Lokalorganisation  in  die  Hand  des  geistigen  Schöpfers  der  Reform 
gelegt.  Die  neue  Behörde  war  allerdings  —  auch  darin  lag  eine 
Konzession  an  die  Anhänger  des  Alten  —  zunächst  nur  provisorisch 
für  fünf  Jahre  eingesetzt ;  aber  sie  ist  trotz  verschiedener  im  Parla- 
mente dazu  gemachter  Versuche  nie  wieder  aufgehoben  worden  *. 
So  leicht  aber  verhältnismäfsig  diese  grofse  Neuerung  im 
Parlamente  durchgesetzt  wurde,  so  grofs  war  andererseits  der 
Widerstand,  der  sich  in  einem  grofsen  Teile  der  öffentlichen  Meinung, 
vor  allem  in  der  Presse  dagegen  erhob.  Sowohl  die  „Times",  deren 
Eigentümer,  Walter,  sich  zum  Anwalt  der  sentimental-philanthro- 
pischen Gesinnungen  der  höheren  Klassen  aufwarf,  als  Cobbett  und 
zahlreiche  Arbeiterführer,  letztere  als  Vertreter  der  durch  das  Gesetz 
angeblich  ihres  guten  Rechtes  beraubten  Massen,  wetteiferten  mit- 
einander in  der  Verdammung  des  neuen  Armengesetzes.  Man  be- 
zeichnete die  drei  Commissioners,  aus  denen  die  Behörde  gebildet 
wurde,  als  die  „drei  Paschas  von  Somerset-House"  (dem  Amtsgebäude 
der  Behörde)  und  erklärte,   dafs  die  Bevölkerung  Englands  nun 


^  Über  die  Schwierigkeiten,  welche  die  BiU  im  Ministerrate  fand  und 
deren  Beseitigang  siehe  Mackay  op.  cit.  p.  117  ff.  auf  Grund  von  handschrift- 
lichen Aufzeichnungen  aus  dem  Kachlasse  Nassau  Seniors. 
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der  Despotie  derselben  hilflos  preisgegeben  sei.  Die  organisierte 
Arbeiterschaft  aber  sah  zum  gröfsten  Teile  in  der  ganzen  Mafs- 
regel  nichts  als  eine  Entrechtung  des  Volkes  zu  Gunsten  der  finan- 
ziellen Entlastung  der  besitzenden  Klasse :  nur  ein  geringer  Teil  der 
Arbeiter,  an  dessen  Spitze  Francis  Place  aufklärend  wirkte,  war  ein- 
sichtig genug,  zu  verstehen,  dafs  das  neueingeführte  „barbarische  Ge- 
setz" den  drohenden  Ruin  des  Landes  verhtlte  und  zu  Gunsten  der 
wahren  Interessen  der  Arbeiterschaft  wirken  müsse.  Die  dadurch 
erregte  Erbitterung  ist  dann  zum  wirksamsten  Förderer  der  einzigen 
grolsen,  socialistisch-revolutionären  Arbeiterbewegung  Englands,  des 
Chartismus,  geworden.  Noch  mehr  als  in  der  Reformbill  von 
1832,  erblickte  die  radikale  Arbeiterschaft  in  diesem  Gesetze  den 
deutlichen  Beweis  dafür,  dafs  die  Mittelklasse  sie  um  die  Früchte 
des  Sieges  betrogen  habe.  Die  Entwicklung  dieser  Bewegung,  die 
anfangs  in  einen  blutigen  Aufstand  auszubrechen  drohte,  dann 
aber,  auf  ihrem  Höhepunkt  angelangt,  plötzlich  zusammenfiel,  kann 
uns  hier  nicht  beschäftigen ;  wohl  aber  darf  auf  eine  zweite,  durch 
das  Armengesetz  ausgelöste  Bewegung  allerdings  rein  ideologischer 
und  friedlicher  Natur  hingewiesen  werden.  Sowohl  im  Parlamente 
als  in  der  Presse  und  in  öffentlichen  Versammlungen  wurde  die 
neue  Organisation  der  Armenverwaltung  als  eine  unheilvolle  Nach- 
ahmung des  französischen  Centralismus ,  als  ein  Bruch  mit  der 
Landesverfassung  und  als  ein  gegen  den  Lebensnerv  der  alten 
historischen  Verwaltungskörperschaften  des  Landes  geführter  Schlag 
bekämpft.  Die  Ausschaltung  der  Friedensrichter  aus  der  prak- 
tischen Armenverwaltung,  noch  mehr  aber  die  Beseitigung  des 
Kirchspiels  als  der  Verwaltungseinheit  des  Armenwesens,  erschien 
als  eine  Vernichtung  der  Wurzeln  der  uralten  historischen  Landes- 
verwaltung. Damit  würden  —  so  argumentierte  man  —  die  besten 
Kräfte  des  Staates  lahmgelegt,  mit  der  Entfernung  der  Selbst- 
thätigkeit  der  lokalen  Interessenten  aus  der  Verwaltung  die  Quellen 
aller  socialen  Energie  verstopft  zu  Gunsten  eines  mit  der  Un- 
wissenheit und  Unduldsamkeit  aller  Centralbehörden  fungierenden 
administrativen  Apparates.  "Wir  werden  Gelegenheit  haben,  diese 
Strömung  im  nächsten  Kapitel  näher  ins  Auge  zu  fassen ,  wenn 
wir  von  ihrem  entscheidenden  Kampfe  mit  den  Ideen  der  neuen 
Verwaltungsweise  sprechen  werden. 

Zunächst  aber  gelang  trotz  aller  dieser  Anfeindungen  die  Neu- 
gestaltung des  Armenwesens  und  deren  Vorbedingung,  die  Schaffung 
der  neuen  Lokalorganisation  desselben,  vollständig.  Die  ununter- 
brochene Reihe  der  seit  dem  Jahre  1835  publizierten  Jahresberichte 
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des  Armenamtes,  deren  Erstattung  diesem  gesetzlich  auferlegt  war, 
giebt  das  reichste  Material  zur  Beurteilung  der  ungeheueren  Arbeit, 
die  da  geleistet  worden  ist.  Der  finanzielle  Erfolg  der  Reform  sprach 
am  besten  für  diese.  Von  8  Millionen  fiel  der  Betrag  der  ge- 
samten Armensteuer  auf  5^/4  Millionen  in  einem  Jahre  und  so  ist 
von  einer  Aufhebung  der  neuen  Institution  trotz  der  jahrelang 
andauernden  Unpopularität  derselben  ernstlich  nicht  mehr  die 
Rede  gewesen;  vielmehr  wurde  im  Jahre  1847  die  Central- 
behörde  in  der  Weise  umgestaltet,  dafs  an  die  Stelle  der  drei 
Poor  Law  Gommissioners  ein  Poor  Law  Board  trat,  dessen  Präsi- 
dent Sitz  und  Stimme  im  Parlamente  besitzen  mufste.  Dadurch 
warde  das  Armenamt  als  Fachministerium  in  den  Organismus 
der  englischen  Regierung  eingefügt.  Wie  sich  das  Armenamt 
später  zum  eigentlichen  Ministerium  des  Inneren  Englands  ent- 
wickelt hat,  werden  wir  an  anderer  Stelle  za  verfolgen  haben. 
Der  Hauptanteil  an  dem  dauernden  und  grofsen  Erfolge  des  neuen 
Ärmengesetzes  gebührt  wiederum  Chadwick  und  den  ausgezeichneten 
Hilfskräften,  die  er  heranzog,  den  Assistant  Gommissioners.  Die 
Idee  der  Inspektion  als  des  eigentlichen  Motors  modemer  Ver- 
waltung bewährte  sich  hier  zum  erstenmal  und  in  solchem  Mafse, 
dafs  dieses  Institut  von  da  ab  langsam  auf  alle  wichtigeren  Zweige 
der  inneren  Verwaltung  Englands  ausgedehnt  wurde  und  zum  cha- 
rakteristischen Merkmale  der  englischen  Gentralverwaltung  geworden 
ist.  Diese  Institution  hat  vor  allem  dazu  beigetragen,  dafs  die  so 
stark  ausgesprochene  populäre  Abneigung  gegen  jede  centrale  Ein- 
mischung in  die  Lokalverwaltung  langsam  zurücktrat  gegenüber 
der  Erkenntnis  von  dem  grofsen  Nutzen  solcher  Verwaltungs- 
methode. Der  Umstand,  dafs  diese  ersten  Organe  der  neuen  Gentral- 
verwaltung, die  Assistant  Gommissioners  und  späteren  General- 
In8pe<;tors  der  Gentralarmenbehörde,  ausnahmslos  durch  praktische 
und  theoretische  Tüchtigkeit,  hingebungsvolle  Arbeit  und  hervor- 
ragenden Takt  bewährte  Männer  gewesen  sind,  hat  der  neuen 
englischen  Gentralverwaltung  von  vornherein  den  Gharakter  der 
Gentlemen -Verwaltung  und  damit  auch  eine  gesellschaftliche 
Festigung  ihres  amtlichen  Wirkens  verliehen  ^ 

Die  zweite   Aufgabe,    deren  Bearbeitung    sich   dem   Reform- 

^  Über  die  populäre  Agitation  gegen  das  neue  Armengesetz  vgl.  Tildsley, 
Die  Entstehung  und  die  ökonomischen  Grundzüge  der  Chartistenbewegung, 
Jena  1898  p.  21—30;  Graham  Wallas,  Life  of  Francis  Place,  p.  366—378; 
Mackay  op.  cit.  p.  238 — 256;  über  die  Art  und  Weise  der  Durchführung  des 
Gesetzes  giebt  einen  genauen  Bericht  Mackay  op.  cit.  p.  157^200. 
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cabinet  Grey  als  unaufschiebbar  darstellte,  betraf  ein  nicht  minder 
vitales  Problem  der  inneren  Verwaltung  als  das  Poor  Law,  nämlich 
die  kommunale  Organisation  und  Administration  der  historischen 
Städte  Englands,  der  Municipal  Boroughs^  Zwar  war  begrifflich 
genommen  dieses  Problem  nur  der  Teil  eines  weit  gröfseren 
Problems,  nämlich  der  Reform  des  Gemeinderechtes  überhaupt;  aber 
nach  der  historischen  Entwicklung  der  englischen  Stadt-  und  Land- 
gemeinden und  ihres  Bechtes  lag  eine  solche  theoretische  Auffassung 
von  einem  einheitlichen  Gemeinderechte  in  England  nicht 
nur  völlig  aufser  dem  Bereiche  des  juristischen  Denkens,  sondern 
auch  der  populären  Auffassung;  vielmehr  erschien  die  kommunale 
Organisation  der  Bevölkerung  in  England  jederzeit  als  eine  von 
drei  ganz  getrennten  Gesichtspunkten  zu  behandelnde  Frage.  Die 
gewaltige  Überzahl  von  Ortsverbänden  ländlichen  und  städtischen 
Charakters  erschien  unter  dem  Begriffe  des  'Kirchspiels  zu- 
sammengefafst ,  die  kleine  Minderzahl  unter  dem  der  Muni- 
cipal Corporations;  als  Verwaltungseinheiten  traten  aber 
beide  nach  der  ganzen  Gestaltung  des  historischen  Systems  an 
Bedeutung  zurück  hinter  die  Grafschaft  und  die  sie  verkörpernde 
Friedensrichterverwaltung.  Die  beiden  geschichtlichen  Formen 
kommunaler  Ortsgemeinden-Organisation  schlössen  aber  Territorien 
der  verschiedensten  Gröfse  und  wirtschaftlichen  Struktur  in  sich 
ein ;  denn  sowohl  Kirchspiele  als  Städte  waren  in  erster  Linie  rein 
historische  Organisationen  und  Bezeichnungen  von  Gemeinden. 
Die  Rechtsordnung  der  ersteren  beruhte,  wie  wir  wissen,  zum 
grofsen  Teile  auf  dem  Gewohnheitsrechte  und  der  durch  das 
Armengesetz  Elisabeths  gegebenen  statutarischen  Grundlage;  die 
Rechtsordnung  der  Städte  aber  war  vollkommen  individuell  ge- 
staltet durch  die  Inkorporations-Charters,  die  jedes  dieser  Gemein- 
wesen im  Laufe  von  Jahrhunderten  erlangt  hatte.  Eine  Reihe  von 
Städte-Privilegien  -und  von  Gewohnheiten,  deren  Rechtskraft  auf 
Verjährung  beruhte,  gab  jeder  einzelnen  ihr  individuelles  Recht  und 
ihr  besonderes  öffentlich-rechtliches  Gepräge.  Niemals  hatte  ein 
Gesetz  den  rechtlichen  Begriff  der  Municipal  Corporation  defi- 


^  Die  Litteratur  über  das  englische  Städtewesen  folgt  unten  bei  Ab- 
schnitt I  des  IL  Teiles.  Für  die  obigen  historischen  Ausführungen  iit  die 
Hauptquelle  der  First  Report  of  the  Commissioners  of  1835  (P.P.  18a5  Nr.  116), 
sodann  Somers  Yine,  English  Municipal  Institutions,  their  Growth  and 
Development,  1879.  Vgl.  ferner:  Clifford,  History  of  Private  Bill  Legislation, 
IL  p.  199— -225;  Gneist,  Selfgovernment,  Capitel  VIII;  Spencer  Walpole 
op.  cit.  p.  81  if.  über  die  parlamentarische  Geschichte  der  Bill. 
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niert;  so  gab  es  niui  die  verschiedenartigsten  Species  der  Städte 
im  Bechtssinne,  fast  ebenso  viele  als  es  Municipal  Gorporations 
gab,  nicht  aber  ein  juristisches  Genus  der  Stadt. 

Der  Zustand  des  englischen  Städterechtes  war  also  bei  Ablauf 
des  ersten  Drittels  dieses  Jahrhunderts  etwa  vergleichbar  dem 
Rechtszustande  der  deutschen  Städte  im  XYI.  und  XYII.  Jahr- 
hunderte, da  noch  vor  dem  Eingreifen  der  Landesherren  in  die 
Städteverfassung  in  allen  Territorien  des  Reiches  fast  jede  Stadt 
ihre  besondere  Organisation  und  ihren  individuellen  Kreis  des 
öffentlichen  Rechtes  im  Reiche  oder  im  Territorium  hatte,  nur  dafs 
in  England  von  jeher  jede  Stadt  als  ein  juristisches  Geschöpf  der  in 
der  Krone  verkörperten  einheitlichen  Staatsgewalt  ausnahmslos  an- 
gesehen wurde.  Femer  ist  es  ein  unterscheidendes  Merkmal  des  eng- 
lischen Städterechtes,  dafs  die  Entstehung  der  Städte  als  kommunaler 
Verwaltungskörper  mit  Ausnahmt  der  wenigen  als  Gorporations  by 
Prescription  aufgefafsten  Städte  in  jedem  Falle  auf  einen  juristisch 
stets  gleichbleibenden  Akt,  nämlich  auf  die  Privilegierung  eines 
bestimmten  Gebietes  einerseits  gegenüber  der  Kirchspielsverfassung, 
imdererseits  gegenüber  der  Grafschaft,  zurückgeführt  werden  konnte. 
Wir  wissen  nun  aus  dem  ersten  Abschnitte,  wie  und  aus  welchen 
Ursachen  diese  beiden  historischen  Gemeindeformen  Englands  in 
Verfall  geraten  waren,  und  wie  dieser  Verfall  sowohl  bei  den 
Kirchspielen  wie  bei  den  Städten  eine  organische  Folgeerscheinung 
des  seit  dem  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  entwickelten  Systems 
der  parlamentarischen  Oligarchie  gewesen  ist.  Es  war  nur  die 
unausweichliche  Konsequenz  des  Sieges  der  Mittelklasse,  dafs  sie 
darnach  strebte,  den  völlig  verrotteten  Zustand  des  kommunalen 
Rechtes  entsprechend  ihren  Bedürfnissen  und  Anschauungen  zu 
reformieren  und  dies  umsomehr,  als  die  Mittelklasse  politisch  vor- 
wiegend die  Städtebevölkerung  repräsentierte  und  als  die  völlige 
Verkrüppelung  der  städtischen  Organisation  das  festeste,  durch 
zwei  Jahrhunderte  unberührt  gebliebene  Bollwerk  der  herrschenden 
Aristokratie  gebildet  hatte.  Durch  die  Reformbill  war  nun  die 
Verbindung  zwischen  dem  Parlamente  und  den  städtischen  Korrup- 
tionsherden der  Politik  so  gut  wie  ganz  gelöst  worden ;  aber  diese 
letzteren  selbst,  insofern  sie  in  der  vollständigen  Entartung  der 
kommunalen  Institutionen  bestanden,  dauerten  fort  und  bedurften 
einer  selbständigen  radikalen  Reform.  Das  grofse  politische  Inter- 
esse, welches  die  Mittelklasse  in  dem  einen  Falle,  nämlich  in 
betreff  der  Stadtverwaltung  besafs,  das  begreifliche  Bestreben,  in 
diesem  natürlichen  politischen  Machtcentrum  des  Bürgertums  durch 
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gründliche  Reform  die  in  der  Beformbill  niedergelegten  politischen 
Ideen  auch  für  die  Lokalverwaltung  lebendig  zu  machen,  bestand 
nun  nicht  in  demselben  Mafse  gegenüber  der  nicht  minder  not- 
wendigen Reform  der  Kirchspielsverwaltung.  Aus  diesem  Grunde 
ist  denn  die  Regeneration  der  Lokalverwaltung  in  beiden  Arten 
von  Gemeinden  gesondert  und  verschiedenartig  vor  sich  gegangen. 

Wir  wenden  uns  nun  zunächst  der  Reform  des  historischen 
Städterechtes  zu,  um  sodann  im  anderen  Zusammenhange  die 
Bestrebungen  zur  Neugestaltung  der  kommunalen  Organisation  der 
übrigen  Gemeinden  zu  verfolgen. 

Auch  hier  war  —  ein  Zeichen  der  neuen  Zeit  —  der  erste 
Schritt  zur  Besserung  die  Einsetzung  einer  Royal  Commission ,  d.  h. 
eines  aus  Fachmännern  zusammengesetzten  Kollegiums,  das  mit 
einem  Stabe  hervorragender  Hilfskräfte  das  Problem,  das  der  Gtesetz- 
gebung  vorlag,  wissenschaftlich  bearbeitete.  Die  hierbei  befolgte 
Methode  war  die  gleiche  wie  bei  der  Untersuchung  der  Zustände 
im  Armenwesen.  England  wurde  in  zehn  Distrikte  geteilt,  deren 
je  einer  einem  Assistant  Commissioner  zugewiesen  wurde.  Dieser 
hatte  sämtliche  innerhalb  des  betreifenden  Gebietes  vorhandenen 
Municipal  Boroughs  zu  untersuchen  und  zu  beschreiben.  Das 
Resultat  dieser  Untersuchungen  lag  im  März  1835  in  dem  denk- 
würdigen Report  der  Kommission  dem  Parlamente  und  der  Öffent- 
lichkeit vor.  In  diesem  an  Gründlichkeit  und  Klarheit  unüber- 
trefflichen Werke  gaben  die  Commissioners  eine  Darstellung  der 
Geschichte  aller  Korporationen,  sowie  eine  erschöpfende  Be- 
schreibung des  augenblicklichen  Zustandes  des  Städterechtes 
und  der  Stadtverwaltung,  unterstützt  durch  eingehend  gearbeitete 
statistische  Tabellen  und  Übersichten.  Und  so  lag  wieder  ein 
grofses  Stück  der  furchtbaren  administrativen  Mifswirtschaft ,  wie 
sie  unter  dem  Schutze  der  aristokratischen  Parlamentsherrschaft 
als  historisches  Recht  herangewachsen  war,  vor  den  Augen  der 
Öffentlichkeit  blofsgelegt. 

Mit  knappen  aber  sicheren  Strichen  zeichnet  der  Report  die 
geschichtliche  Entwicklung  der  Degeneration  der  municipalen 
Institutionen  Englands  seit  dem  Aufkommen  des  Korporations- 
begriflfes  und  der  Verbindung  des  Richteramtes  mit  den  städtischen 
Wählämtern  * : 

„The  greater  number  of  the  governing  charters  of  Corpo- 
rations  was  granted  between  the  reign  of  Henry  VIII.  and   the 


*  Report  1835  p.  17. 
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Revolution;  the  general  characteristic  of  these  documents  is,  that 
they  were  calculated  to  take  away  power  from  the  Community, 
and  to  render  the  governing  class  independent  of  the  main  body 
of  the  burgesses.  Almost  all  the  Councils,  named  in  these  char- 
ters, are  established  on  the  principles  of  self-election.  The  criminal 
Jurisdiction  of  the  boroughs  received  still  further  enlargement; 
and  numerous  instances  occur,  in  which  a  recorder  vras  created, 
which  Office  had  been  before  that  time  confined  to  some  of  the 
larger  boroughs.  There  is  little  reason  to  doubt  that  the  form 
given  to  the  governing  classes,  as  well  as  the  limitation  of  the 
burgesship,  during  this  period,  was  adopted  for  the  purpose  of 
influencing  the  choice,  or  nomination,  of  Members  of  Parliament. 
At  this  time  the  honorary  office  of  High  Steward  was  created  in 
many  boroughs,  by  which  the  borough  became  connected  with 
the  aristocracy  or  with  the  Crown.  Some  of  these  charters 
contain  clauses  by  which  the  right  of  electing  Members  of  the 
House  of  Commons  is  limited  to  the  select  bodies  which  they 
created.* 

Sodann  weist  der  Report  darauf  hin,  dafs  auch  seit  der  Revo- 
lution das  System  beharrlich  festgehalten  wurde: 

„During  the  reigns  of  Charles  II.  and  James  II.  many  corporate 
towns  were  induced  to  surrender  their  charters,  and  to  accept  new 
ones,  containing  clauses  giving  power  to  the  Crown,  to  remove  or 
nominate  their  principal  officers.  After  the  proclamation  by  James  IL, 
dated  17.  Oct.  1688,  the  greater  number  of  these  towns  retumed  to 
their  former  charters.  The  charters  which  have  been  granted  since 
the  Revolution  are  framed  nearly  on  the  model  of  those  of  the  prece- 
ding  era;  they  show  a  disregard  of  any  settled  or  consistent  plan 
for  the  improvement  of  municipal  policy,  corresponding  with  the 
progress  of  society.  The  charters  of  George  III.  do  not  difiFer  in 
this  respect  from  those  granted  in  the  worst  period  of  the  history 
of  these  borougs."  „It  has  become  customary,  not  to  rely  on  the 
Municipal  Corporations  for  exercising  the  powers  incident  to  good 
mimicipal  govemment.  The  powers  granted  by  Local  Acts  of 
Parliament  for  various  purposes,  have  been  from  time  to  time  con* 
ferred,  not  upon  the  municipal  officers,  but  upon  trustees  or  com- 
missioners,  distinct  from  them;  so  that  often  the  Corporations 
have  hardly  any  duties  to  perform.  They  have  the  nominal 
govemment  of  the  town ;  but  the  efficient  duties,  and  the  respon- 
sibility  have  been  transferred  to  other  hands." 

Sodann  geht  der  Report  dazu  über,  die  Art  und  Weise,  wie 
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die  Municipalstädte  im  Jahre  1834  verwaltet  wurden,  unter  folgen- 
den Gesichtspunkten  und  Kapiteln  darzustellen. 

Nacheinander  werden  behandelt:  Der  Corporate  Body  (Ge- 
meindemitgliedschaft), Governing  Body  (Organisation  der  Stadt- 
verwaltung) ,  Corporate  Officers  (Gemeindebeamte) ,  Magistrates 
(städtisches  Friedensrichteramt),  Civil,  Criminal  Courts,  Police, 
Management  of  the  Poor,  Extent  of  Local  Jurisdiction,  Property. 

Unter  diesen  Überschriften  werden  die  Mifsstände  jedes  ein- 
zelnen dadurch  bezeichneten  Stückes  der  Verwaltung  auseinander- 
gesetzt, zum  Schlüsse  resümiert  die  Kommission,  ohne  ausge- 
arbeitete Detailvorschläge  zu  machen,  das  Ergebnis  in  folgenden 
denkwürdigen  Worten^: 

„In  conclusion,  we  report  to  Your  Majesty,  that  there  prevails 
amongst  the  inhabitants  of  a  great  majority  of  the  incorporated 
towns  a  general,  and,  in  our  opinion,  a  just  dissatisfaction  with 
their  Municipal  Institutions :  a  distrust  of  the  self-elected  Municipal 
Councils,  whose  powers  are  subject  to  no  populär  control,  and 
whose  acts  and  proceedings  being  secret,  are  much  checked  by  the 
influence  of  public  opinion ;  a  distrust  of  the  Municipal  Magistracy, 
tainting  with  suspicion  the  local  administration  of  justice,  and 
oft«n  accompanied  with  contempt  of  the  persons  by  whom  the  law 
is  administered ;  a  discontent  under  the  burthens  of  Local  Taxa- 
tion, while  revenues  that  ought  to  be  applied  for  the  public  ad- 
vantage  are  diverted  from  their  legitimate  use  and  are  sometimes 
wastefully  bestowed  for  the  benefit  of  individuals,  sometimes 
squandered  for  purposes  injurious  to  the  character  and  morals 
of  the  people.  We  therefore  feel  it  to  be  our  duty  to  represent 
to  Your  Majesty  that  the  existing  Municipal  Corporations  of  Eng- 
land and  Wales  neither  possess  nor  deserve  the  confidence  or 
respect  of  Your  Majesty's  subjects ,  and  that  a  thorough  reform 
must  be  effected,  before  they  can  become,  what  we  humbly  submit 
to  Your  Majesty  they  ought  to  be,  useful  and  efficient  instruments 
of  local  government." 

Fafst  man  nun  die  beschriebenen  Mifsstände  näher  ins  Auge, 
so  wird  man  nicht  umhin  können,  sich  zu  verwundern,  wie  ein 
solcher  Zustand  durch  Jahrhunderte  fortdauern  konnte  in  einem 
Lande,  dessen  Verfassung  von  den  gröfsten  Denkern  und  Staats- 
männern der  Zeit  als  eine  Verkörperung  der  Gerechtigkeit  und 
Staatsweisheit  gepriesen  worden  ist.    Es  war  nichts  anderes  als 


^  Report  1835  p.  49. 
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das  Bild  vollständiger  administrativer  Auflösung,  was  sich  da  dem 
Beobachter  darbot,  der  Zersetzung  aller  Elemente  der  Verwaltung 
und  einer  völligen  Entartung  der  einfachsten  Grundsätze  jeder 
kommunalen  Verwaltung.  Klar  trat  aus  dem  Report  hervor,  dafs 
dies  nicht  das  Werk  des  natürlichen  Verfalles,  sondern  das  Produkt 
künstlicher  politischer  Korruption  zum  Zwecke  der  Aufrichtung 
und  Erhaltung  der  den  Staat  beherrschenden,  parlamentarisch  organi- 
sierten Oligarchie  gewesen  ist.  Denn  diese  hatte  zur  Sicherung 
ihrer  Herrschaft,  das  Beispiel  der  Krone  befolgend,  unter  dem 
Deckmantel  der  Heilighaltung  der  angestammten  Verfassung  die 
ihr  seit  der  zweiten  Revolution  Englands  unumschränkt  zu- 
stehende Regierungsmacht  dazu  benutzt,  alle  durch  mehr  als 
zwei  Jahrhunderte  von  Tudors  und  Stuarts  planmäfsig  getroffenen 
Mafsregeln  zur  Umwandlung  der  kommunalen  Organisation  in  ein 
politisches  Machtmittel  nicht  nur  unverbrüchlich  festzuhalten, 
sondern  auch  noch  fortzubilden.  In  den  Hunderten  von  Municipal 
Boroughs  hatte  sich  die  Landed  Aristocracy  die  festen  Burgen  für 
die  Parteiherrschaft  geschaffen,  von  denen  aus  sie  die  Mehrheit 
der  Parlamentssitze  und  damit  das  Land  in  den  überkommenen 
Formen  des  Staatsrechtes  beherrschte.  Die  Umwandlung  der  Ge- 
meindeverfassung in  Lokaloligarchien  ist  somit  als  der  ei  gent- 
liche Kern  des  von  der  herrschenden  Klasse  im  XVIII.  Jahrhunderte 
ausgebildeten  und  von  beiden  Parteien  mit  „unerschütterlicher 
Verfassungstreue"   festgehaltenen  Systems  zu  betrachten. 

Die  Rückwirkung  dieser  Politik  auf  die  Kommunalverfassung 
lag  nun  klar  zutage.  Überall  dort,  wo  sich  eine  Municipalstadt 
mit  einem  städtischen  Parlamentswahlkreise  deckte  oder  zusammen- 
hing, war  die  Municipalverfassung  mit  allen  Mitteln  zu  einem 
bequemen  politischen  Werkzeug  der  herrschenden  Klasse  deterioriert 
worden.  Nur  einige  wenige  Züge,  die  wir  aus  dem  Report  heraus- 
greifen, mögen  zur  weiteren  Illustration  dienen. 

Der  schlimmste  und  auffallendste  Übelstand  in  der  Verfassung 
der  Municipalstädte  liegt,  wie  der  Report  hervorhebt ,  darin ,  daft 
die  Korporation,  d.  h.  das  Organ  der  Kommunalver- 
waltung, vollständig  unabhängig  gemacht  worden  ist  von  der 
thatßächlichen  Gemeinde,  in  deren  Mitte  sie  besteht  * : 

„The  Corporations  look  upon  themselves  and  are  considered 
by  the  inhabitants,  as  separate  and  exclusive  bodies;  they  have 
powers  and  Privileges  within  the  towns  and  cities  from  which  they 


^  Report  p.  32—38. 
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are  named  but  in  most  places  all  identity  of  interest  between  the 
Corporation  and  tbe  inhabitants  has  dissappeared.  —  Some  Cor- 
porations  are  occasionally  spoken  of  as  exercising  their  Privileges 
through  a  popoular  body,  but  in  the  widest  sense  in  which  the 
tenn  populär  body  is  used  in  regard  to  corparate  towns,  it  desig- 
nates  only  the  whole  body  of  freemen;  and  in  most  towns  the 
freemen  are  a  small  number,  compared  with  the  respectable  in- 
habitants interested  in  their  Municipal  Government,  and  possessing 
every  qualification ,  except  a  legal  one,  to  take  a  part  in  it.  In 
Plymouth,  where  the  population,  including  Devonport,  is  more 
than  75  000,  the  number  of  freemen  is  only  437,  and  145  of  these 
are  non-resident.  In  Norwich,  the  great  majority  of  the  inhabi- 
tant  householders  and  ratepayers  are  excluded  from  the  corporate 
body;  while  paupers,  lodgers,  and  others,  paying  neither  rates  nor 
taxes ,  are  admitted  to  the  exercise  of  the  functions  of  freemen, 
and  form  a  considerable  portion  of  the  corporation.  In  Ipswich 
containing  more  than  20  000  inhabitants  the  resident  freemen  form 
about  Vööth  part  of  the  population.  Of  these,  more  than  Vs^ 
are  not  rated ;  and  of  those  who  are  rated,  many  are  excused  the 
payment  of  their  rates.  About  V9t^  of  the  whole  are  paupers. 
More  than  "/ist*»  of  all  the  property  assessed  in  this  borough 
belong  to  those  who  are  excluded  from  the  corporation." 

Die  Hauptthätigkeit  des  städtischen  Rates,  der  Korporation 
im  technischen  Sinne,  war  ausnahmslos  die  Förderung  der  politi- 
schen Interessen  der  Partei,  zu  deren  Besitzstand  die  betreffende 
Stadt  gehörte.  Die  Wahl  des  Abgeordneten  und  die  damit  ver- 
bundene Korruption  bildete  den  eigentlichen  Lebenszweck  der 
Stadtbehörden.  Diesem  letzteren  diente  vor  allem  die  Fernhaltung 
aller  wirtschaftlich  tüchtigen,  unabhängigen  Elemente  aus  dem 
Kreise  der  Korporationsmitglieder  und  andererseits  die  Aufnahme 
niedriger  bestechlicher  Elemente  als  solche  unter  dem  hierzu  aus- 
gebildeten Rechtsbegriffe  des  „Freeman".  So  kam  es  endlich  da- 
hin, dafs  die  grofsen  industriellen  Bürgergemeinden  von  einer  kleinen, 
gröfstenteils  der  Landed  Aristocracy  zugehörigen  oder  dieser  unter- 
thänigen  Clique  beherrscht  wurden,  die,  um  den  Schein  einer  Re- 
präsentation aufrecht  zu  erhalten,  sich  aus  der  Hefe  der  Bevölkerung 
einen  Wahlkörper  bildete  und  mit  dessen  Hilfe  Wahlkomödien  auf- 
führte. An  vielen  anderen  Orten  aber  bemühte  man  sich  nicht  einmal, 
in  solcher  Weise  über  das  wahre  Wesen  der  Gemeindevertretung 
Täuschung  zu  verbreiten,  indem  der  regierende  Gemeindeausschufs, 
die  Korporation,  sich  einfach  durch  Kooptation  auf  Lebenszeit  er- 
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gänzte.  Der  durch  solche  Methoden  gebildete  Gemeinderat  (Gover- 
ning Body)  bestand  in  der  Regel  aus  lebenslänglich  zum  Amte  be- 
rufenen Personen.  Innerhalb  desselben  unterschied  man  in  den 
meisten  Städten  zwei  Klassen:  die  gewöhnlichen  Mitglieder  des 
Gemeinderates,  Common  Councillors  genannt,  und  die  Aldermen.  Zur 
völligen  Geschlossenheit  dieser  Körperschaften  trug  übrigens  nicht 
wenig  die  Wirksamkeit  der  Intoleranzgesetze  bei,  der  alten  Corpora- 
tion und  Test-Acte,  welche  Dissenters  und  Katholiken  von  der  Teil- 
nahme an  der  Gemeindeverwaltung  von  vornherein  ausschlössen 
und  erst  kurz  vor  der  Reform  Bill  aufgehoben  worden  sind. 
Auch  hier  wirkte,  wie  in  so  vielen  anderen  Beziehungen,  das 
Institut  der  Staatskirche  als  fester  Mörtel,  der  das  oligarische 
System  zusammenhielt. 

Die  vollständige  Abschliefsung  der  von  diesem  Gemeinderat 
besorgten  Geschäftsführung  von  der  Öffentlichkeit  war  ein  weiteres 
bezeichnendes  Charakteristikum  dieser  Form  des  „klassischen  Self- 
govemment."  Weder  das  eigentliche  Stadtverfassungsrecht,  die 
Charter,  ist  in  der  Regel  der  Bevölkerung  bekannt  gewesen,  noch 
auch  wurden  die  häufig  und  nach  Bedarf  vermittelst  einfacher  Ge- 
meinderatsbeschlüsse, der  Bye  Laws,  geschaffenen  Abänderungen  des- 
selben publiziert.  Nichts  ist  natürlicher  als  diese  Verschleierung  der 
kommunalen  Verwaltung;  denn  sie  ist  die  unentbehrliche  Voraus- 
setzung eines  so  durch  und  durch  korrupten  Regimes,  wie  dies  die  eng- 
lische Stadtverwaltung  im  XVIII.  Jahrhundert  gewesen  ist.  Die  Kor- 
ruption äufsert  sich  vor  allem  in  der  Besetzung  der  städtischen  Ämter 
durch  die  regierende  Oligarchie  mit  ihren  Anhängern  und  Unter- 
gebenen. Diese  Patronage  bildet  eine  der  trübsten  Erscheinungen 
der  alten  Municipalverwaltung.  Unfähige  und  käufliche  Männer 
wurden  zu  Stad trichtern ,  Recorders,  ernannt,  denen  die  volle 
Kriminalgerichtsbarkeit  zustand.  Der  Parteigeist,  der  die  ganze 
Municipalverwaltung  durchzieht,  beherrscht  denn  auch  die  ganze 
friedensrichterliche  Thätigkeit ;  denn  die  Magistrates  ebenso  wie  die 
Richter  der  zahlreichen  Special-Civilgerichte  werden  von  den  Ge- 
meinderäten ernannt  oder  diese  Ämter  sind  ex  officio  mit  der  Be- 
kleidung von  Aldermenstellen  verknüpft.  Treffend  weist  der  Report 
auf  diesen  letzteren  Umstand  als  eines  der  schwersten  Gebrechen 
der  Stadtverfassung  hin.  In  vielen  Orten  vereinigt  der  Mayor 
eine  grofse  Zahl  von  Ämtern  in  seiner  Person  und  herrscht  mit 
seinem  persönlichen  Anhang  als  eine  Art  städtischer  Tyrann. 
Andererseits  gab  es  zahllose,  völlig  unnütze  Ämter  und  Ämtchen, 
aus  denen  die  herrschende  Oligarchie  reiche  Einkünfte  bezog:  neben 
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den  allgemein  üblichen  Ämtern  des  Sheriff  in  den  Corporate  Cities, 
des  Recorder,  Town  Clerk,  Chamberlain ,  und  der  judiziellen 
Exekutivorgane,  der  Bailiifs,  gab  es  zahllose  obsolete  Posten  und 
Bedienstungen,  die  fast  durchwegs  mit  Freemen  besetzt  wurden,  und 
auch  die  Juries  wurden  fast  ausschliefslich  aus  dem  Kreise  der 
letzteren  gebildet. 

Welche  Folgen  diese  Prozeduren  für  die  Rechtsprechung 
hatten,  dafür  giebt  der  Report  erschreckendes  Material.  Dieses  merk- 
würdige Bild  wird  aber  durch  die  auf  den  ersten  Blick  kaum  ver- 
ständliche Thatsache  ergänzt,  dafs  die  eigentlichen  Aufgaben  der 
Gemeindeverwaltung,  die  seit  dem  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts 
infolge  des  raschen  Wachstums  der  Städte  und  der  gesteigerten 
Kultur  immer  dringender  hervortraten,  fast  in  allen  Municipal 
Boroughs  nicht  von  den  eigentlichen  Gemeindebehörden,  den  Corpo- 
rations,  besorgt  werden,  sondern  auschliefslich  von  besonderen,  auf 
Grund  von  Local  Acts  eingesetzten  Verwaltungsbehörden  (Commis- 
sioners,  Local  Boards,  Trustees)  für  einzelne  Teile  der  Stadt  oder 
das  ganze  Stadtgebiet  besorgt  wurden:  Beleuchtung,  Pflasterung, 
Strafsenerhaltung,  Wasserversorgung,  ja  selbst  die  Sicherheits- 
polizei wurde  durch  diese  neuen  Behörden  ausgeübt  und  so  be- 
standen oft  in  einem  und  demselben  Stadtgebiete  die  verschiedensten 
Verwaltungsorgane  nebeneinander  mit  gleichartigen  Befugnissen 
und  ineinandergreifenden  Kompetenzen,  besonderen  Steuern  und 
besonderer  Beamtenschaft.  Bisweilen  wurden  diese  Local  Boards, 
von  denen  wir  später  noch  mehr  zu  reden  haben  werden,  auch  als 
ein  politisches  Gegengewicht  gegen  die  in  dem  Common  Council 
und  den  Aldermen  verkörperte  politische  Partei  benutzte 

Wie  ungeheuer  verschwenderisch,  kostspielig  und  unwirksam 
eine  solche  Kommunalverwaltung  sein  mufste,  wie  unfähig  eine 
derartige  Rechtsordnung  war,  um  gegenüber  den  ununterbrochen 
wachsenden  Anforderungen  an  die  Thätigkeit  der  öffentlichen 
Gewalt  in  Bezug  auf  Sicherung  der  Gesundheit  und  Erleichterung 
der  Lebensweise  der  in  den  Städten  durch  die  Industrie  zusammen- 
gepferchten Massen  das  Notwendigste  zu  leisten,  liegt  auf  der 
Hand. 

Eine  zweite  unerschöpfliche  Quelle  der  städtischen  Korruption 
bot  der  Umstand,  dafs  die  Verwaltung  der  in  den  meisten  Städten 
sehr  beträchtlichen  Gemeindevermögen  dem  Common  Council  ohne 
jede  Kontrolle  anvertraut  war.    In  der  Regel  giebt  es  keinerlei 


*  Report  p.  22—2 
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periodische  Rechnungslegung.  Die  Folge  davon  ist  eine  unerhörte 
Verschleuderung  der  Erträgnisse  des  Gemeindegutes  und  vor  allem 
die  Benutzung  desselben  zur  Förderung  der  politischen  Zwecke 
der  herrschenden  Partei.  Daneben  bildet  die  rücksichtslose  Ver- 
geudung öffentlicher  Gelder  zu  Festen,  Gelagen  und  sonstigen  Lieb- 
habereien der  eigentlichen  Stadtherren  eine  ständige  Erscheinung 
des  municipalen  Lebens  jener  Zeit,  ja  es  verlor  sich  allenthalben 
sogar  das  Gefühl  dafür,  dafs  das  Gemeindegut  von  rechtswegen 
dem  Wohle  und  den  Bedürfnissen  der  Gesamtheit  zu  dienen  habe. 
Und  nicht  minder  verschwenderisch  ging  man  in  vielen  Boroughs 
mit  den  der  Stadt  anvertrauten  Stiftungsgeldern  und  Pfründen 
um.  Eine  vollständige  Demoralisation  nicht  nur  der  Gemeinde- 
wirtschaft, sondern  auch  eines  grofsen  Teiles  der  Bürgerschaft 
war  das  unausweichliche  Ergebnis  solcher  Zustände. 

Die  Reform,  welche  das  liberale  Gabinet  auf  Grund  dieses 
Reports  vorschlug,  war  nun  eine  nicht  minder  tief  eingreifende 
Mafsregel  als  die  Wahlrechtsreform  von  1832  und  das  neue  Armen- 
gesetz. Mit  sicherer,  wenn  auch  in  vielen  Stücken  etwas  zu  vor- 
sichtiger Hand  wurden  die  Grundlinien  der  neuen  Städteordnung 
gezogen,  die  fortan  neben  der  durch  das  Armengesetz  geschaffenen 
Organisation  den  zweiten  grofsen  Tragpfeiler  der  modernen 
inneren  Verwaltung  Englands  vorstellt.  Wir  können  aber  hier 
eme  eingehende  Darstellung  dieser  neuen  Stadtverfassung  unter- 
lassen ;  denn  sie  ist  in  allen  ihren  principiellen  Bestimmungen  auch 
heute  noch  geltendes  Recht  und  findet  daher  im  nachfolgenden 
zweiten  Teile  ausführliche  Darstellung.  Die  grofsen  Principien 
der  kommunalen  Verfassung ,  wie  sie  in  der  Acte  von  1835  (5  u. 
6  Will.  IV.  c.  76)  festgelegt  wurden,  sind  aber  sämtlich  durch 
den  Report  der  Kommission  gegeben.  Auf  diese  wollen  wir  uns 
hier  beschränken.    Die  Hauptpunkte  sind  folgende: 

1.  Der  Begriff  der  Korporation  wurde  wieder  in  seiner 
ur^rünglichen  Bedeutung  hergestellt  als  die  juristische  Personi- 
fikation der  Gesamtheit  der  Gemeindeinsassen,  welch'  letztere  in 
der  Gemeindevertretung  das  für  sie  handelnde,  ihr  verantwortliche, 
willensbildende  Organ  erlangt. 

2.  Dieses  Organ  aber  wird  gebildet  nach  dem  Principe 
der  gleichmäfsigen  Repräsentation  aller  Lokalsteuern 
entrichtenden  Insassen  als  ein  durch  gleiches  und  direktes  Wahl- 
recht gebildeter  parlamentarischer  Vertretungskörper  der  Ge- 
meinde, dessen  Beratungen  öffentlich  sind  und  dessen  Gebarung 
der  jährlichen  Rechnungslegung  unterliegt 


Digitized  by 


Google 


160  Dritter  Abschnitt. 

3.  Die  Gemeindevertretung  wird  durch  ein  Gemeindewahl- 
recht gebildet,  das  noch  weiter  geht  als  die  in  der  Reformbill  nieder- 
gelegten Grundsätze,  indem  es  nämlich  allen  Ratepayers,  die  seit 
3  Jahren  in  der  Stadt  ihren  Wohnsitz  haben,  das  Stimmrecht  verleiht. 
Alle  Gemeindeinsassen  werden  in  einer  jährlich  neu  anzufertigen- 
den Btirgerliste  (Burgess  List)  registriert,  welche  im  öffentlichen 
und  kontradiktorischen  Verfahren  auf  Grund  der  Rate-Books  her- 
zustellen ist.  Die  Wählbarkeit  zu  den  Gemeindeämtern  wird  an 
einen  höheren  Census  geknüpft.  Zum  Zwecke  der  Wahl  werden 
gröfsere  Städte  in  Wards  abgeteilt,  von  denen  jeder  drei  Councilloi*s 
zu  wählen  hat.  Gleichzeitig  wird  der  Grundsatz  ausgesprochen, 
dafs  alle  Bürger  bei  Vermeidung  einer  BuTse  die  auf  sie  fallende 
Wahl  anzunehmen  haben.  Dermafsen  ist  die  uralte  demokratische 
Konstitution  der  Städteverwaltung,  die  Fundierung  der  ganzen 
Gemeindewirtschaft  auf  Entrichtung  von  Steuern  und  Übernahme 
der  Ämter  (Paying  Scot  and  Lot)  wiederhergestellt. 

4.  Justiz-  und  Kommunalverwaltung  werden  aus- 
nahmslos getrennt.  Die  Krone  ernennt  die  Friedensrichter  in  den 
Städten  ebenso,  wie  seit  jeher  in  den  Counties.  Wo  Städte  eigene 
Quarter  Sessions  haben,  wird  der  Recorder  von  der  Krone  aus  den 
zum  Richteramte  befähigten  Advokaten  ernannt  und  von  der  Stadt- 
gemeinde besoldet. 

5.  In  die  städtische  Vermögensverwaltung  wird  das  neue 
Princip  administrativer  Centralaufsicht  eingeführt,  die  Aufnahme 
von  Anleihen,  der  Verkauf  von  Gemeindegut  an  die  Bewilligung 
der  Treasury  gebunden. 

6.  Der  Wirkungskreis  der  Stadtgemeinde  wird  ziemlich 
enge  dahin  bestimmt,  dafs  dieselbe  das  Vermögen  der  Gemeinde 
zu  verwalten,  die  Polizei  zu  administrieren  und  durch  Bye  Laws 
für  die  Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  gute  Verwaltung  zu 
sorgen  habe.  Die  Kreierung  von  Ämtern  und  Anstellung  von 
Beamten  steht  der  Gemeinde  frei  zu.  Nur  Town  Clerk  und  Schatz- 
meister sind  obligatorisch. 

7.  Den  vorhandenen  Freemen,  den  alten  Korporationsmit- 
gliedem  wird  jede  Ingerenz  auf  die  Gemeindeverwaltung  aus  diesem 
Titel  genommen,  zugleich  wird  die  Aufhebung  aller  städtischen 
Zunftprivilegien  ausgesprochen  und  die  völlige  Gewerbefreiheit 
statuiert. 

8.  Diese  Vorschläge  wurden  begleitet  von  dem  Antrage,  170 
von  den  285  untersuchten  Städten  mit  dieser  Stadtordnung  zu  be- 
lehnen und  alle  mit  derselben  im  Widerspruche   stehenden  Privi- 
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legien  und  Urkunden  aurser  Kraft  zu  setzen.  Die  übrigen  Orte, 
die  auch  jetzt  noch  zu  klein  schienen,  um  als  Städte  organisiert 
za  werden,  wurden  bis  auf  sieben,  die  im  Laufe  der  nächsten  Jahre 
nachträglich  einbezogen  wurden,  unreformiert  gelassen.  Es  wurde 
nämlich  durch  das  Gesetz  weiters  verfügt,  dafs  in  Zukunft  anderen 
Gemeinden  die  allgemeine  Städteordnung  durch  einfache  Verleihung 
einer  Charter  seitens  der  Krone  gegeben  werden  könne,  diese  aber 
auch  durch  einen  Act  of  Parliament  ersetzt  werden  kann. 

Der  Eindruck,  den  die  Veröffentlichung  des  Reports  gemacht 
hat,  war  ein  so  nachhaltiger,  dafs  sich  weder  in  der  öffentlichen 
Meinung  noch  auch  im  Unterhause  Widerstand  gegen  die  Bill  er- 
hob. Desto  gröfser  war  die  Opposition,  die  das  House  of  Lords 
unter  Führung  des  Lord  Lyndhurst,  eines  hervorragenden  Juristen, 
machte.  Die  Annullierung  der  Charters  wurde  von  selten  der 
Tories  als  Verfassungsbruch  stigmatisiert,  alle  vitalen  Bestimmungen 
der  Bill  wurden  gestrichen  und  so  abermals  ein  schwerer  Konflikt 
zwischen  beiden  Häusern  des  Parlaments  wie  im  Jahre  1832 
geschaffen.  Da  trat  der  Führer  der  konservativen  Minorität  im 
Unterhause,  Sir  Robert  Peel,  für  die  Reform  ein  und  entschied 
damit  ihr  Schicksal.  Ein  Kompromifs  wurde  geschlossen,  dessen 
Hauptpunkt  die  Gestaltung  des  Town  Council  betraf.  Die  Bill 
wurde  dahin  abgeändert,  dafs  zu  den  direkt  gewählten  Coun- 
dllors  noch  eine  Anzahl  von  Aldermen,  nämlich  Vs  der 
Gesamtzahl  der  ersteren  hinzukam,  die  auf  indirektem  Wege, 
Dämlich  durch  die  Gouncillors,  gewählt  werden.  Sie  haben  über- 
dies die  doppelte  Funktionsdauer  der  ersteren,  haben  jedoch 
sonst  völlig  gleiche  Funktionen  und  Rechte  wie  jene.  Nun  wich 
auf  Wellingtons  Rat  auch  das  Oberhaus  zurück.  Im  September 
1835  wurde  die  Bill  als  Gesetz  promulgiert. 

Die  Vortrefflichkeit  der  durch  das  letztere  geschaffenen 
kommunalen  Organisation  wird  am  besten  durch  die  Thatsache 
beleuchtet,  dafs  bis  auf  den  heutigen  Tag  an  dem  Wesen  der- 
selben nichts  geändert  worden  ist.  Mit  wenigen  Worten  läfst  sich 
die  spätere  Gesetzgebung  über  die  Stadtverfassung  dahin  charakte- 
risieren, dafs  die  stufenweise  Erweiterung  des  Wahlrechtes  zum 
Parlamente  und  die  Einführung  strenger  Gesetze  gegen  Wahlmifs- 
bräuche  sowie  eines  die  Reinheit  der  Wahlen  schützenden  Wahl- 
verfahrens immer  analog  auch  auf  das  städtische  Gemeindewahl- 
recht ausgedehnt  worden  sind.  Vergleicht  man  die  Kodifikation 
aller  dieser  Nachtragsbestimmungen  in  dem  Gesetze  von  1882  mit 
dem  ursprünglichen  Gesetz  von  1835,  so  findet  man  in  allen  wichtigen 
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Punkten  vollständige  Übereinstimmung  beider.  Die  demokratische 
Ausgestaltung  des  Gemeindewesens  wurde  vor  allem  durch  Herab- 
setzung der  zum  Wahlrechte  qualifizierenden  Aufenthaltsdauer 
auf  ein  Jahr  sowie  durch  Festlegung  des  Principes  erreicht,  nach 
welchem  auch  die  kleinen  Steuerzahler,  die  ihre  Lokalsteuern 
(Rates)  in  die  Wohnungsmiete  einbezogen  bezahlen,  indem  der  Haus- 
eigentümer für  alle  Mieter  zusammen  die  Steuer  entrichtet  (System 
of  Compounding  the  Kates)  gleichfalls  als  stimmberechtigt  anerkannt 
worden  sind^ 

Ein  weiterer  Beweis  für  die  Vortreflf lichkeit  der  neuen  Stadt- 
organisation liegt  aber  darin,  dafs  seit  1885  ein  zuerst  langsamer, 
dann  aber  in  seiner  Ausdehnung  und  Intensität  beispielloser  Auf- 
schwung der  englischen  Kommunal  Verwaltung  eingetreten  ist.  Die 
Folge  davon  war,  dafs,  wie  wir  vorwegnehmend  schon  hier  an- 
deuten wollen,  die  Entwicklung  der  englischen  Lokal- 
verwaltung zu  einem  grofsen  Teile  nichts  Anderes 
als  die  Ausdehnung  der  Grundsätze  der  Municipal- 
akte  auf  die  ganze  Lokalverwaltung  gewesen  ist. 
„Local  govemment  has  been  municipalised".  In  diese  Formel 
pflegt  man  in  England  heute  rückblickend  die  Verwaltungs- 
geschichte des  XIX.  Jahrhunderts  zusammenzufassen.  Aber  nicht 
nur  die  in  der  Städteordnung  statuierten  Rechtsinstitute  und 
Normen,  sondern  auch  die  Praxis  und  die  Gewohnheiten,  die 
sich  in  der  lebendigen  Thätigkeit  der  Stadtverwaltung  zuerst 
bildeten  und  wie  in  allen  Gebieten  des  englischen  Staatslebens 
auch  hier  zur  wichtigen  Quelle  neuen  Rechtes  wurden,  haben 
der  ganzen  inneren  Verwaltung  zum  Muster  gedient.  Dieses 
Resultat  ist  jedoch  nur  allmählich  und  vollständig  erst  nach 
dem  Ablaufe  von  fast  zwei  Generationen  gewonnen  worden.  Das 
retardierende  Moment  in  dieser  Entwicklung  bildete  aber  nichts 
Anderes  als  die  Thatsache,  dafs  fast  gleichzeitig  mit  der  Muni- 
cipalakte  eine  eigenartige  und  auf  anderen  Grund- 
sätzen beruhende  Organisation  der  Lokal-Verwaltung 
im  Armengesetze  niedergelegt  worden  war.  Es  ist  notwendig, 
diese  Rückwirkung  des  Poor  Law  auf  die  Ausbildung  der  eng- 
lischen Stadtverfassung  ein  wenig  näher  zu  verfolgen. 

Mit  der  Poor  Law-Reform  und  der  neuen  Städteordnung  waren 
gleichzeitig  zwei  neue  grofse  Systeme  für  die  Lokalorganisation 
der  inneren  Verwaltung  aufgestellt  worden  und   gleichzeitig  zur 


^  Siehe  über  das  Compounding  of  Rates  II.  Teil  I.  Abschnitt  S.  265. 
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praktischen  Anwendung  gelangt,  zwei  Systeme,  die  im  letzten 
Grunde  in  ihren  Principien  einander  widersprachen.  Beide  sind 
zwar  ein  entschiedener  Bruch  mit  der  Tradition,  wahrhaft  radikale 
Mafsregeln  gewesen  und  darum  sind  denn  auch  beide  von  den 
unverfälschten  Tories  ohne  Prüfung  ihrer  Angemessenheit  und 
ihres  praktischen  Wertes  als  Verletzungen  der  Konstitution  —  in 
Wahrheit  als  der  lebendige  Ausdruck  des  Unterganges  der  alten 
aristokratischen  Regierungsweise  —  a  limine  abgelehnt  worden. 
Folgendes  aber  bildet  einen  tiefen  principiellen  Unterschied  zwischen 
beiden  Reformen. 

Die  Municipalakte  hat  trotz  allem  Radikalismus  an  das 
historisch  Gegebene  angeknüpft  und  eigentlich  nur  die  seit 
Jahrhunderten  verschütteten ,  altnationalen  Rechtsanschauungen 
von  der  Notwendigkeit  der  Besorgung  der  öffentlichen  Inter- 
essen innerhalb  städtischer  Gemeinwesen  durch  eine  von  der 
Bürgerschaft  getragene  Organisation  wiederhergestellt  Das 
specifisch  englische  Princip  der  lokalen  Unabhängigkeit  in  der 
Durchführung  der  Verwaltung,  der  administrativen  Autonomie, 
war  hier  zum  erstenmal  in  Verbindung  mit  der  demokratischen 
Idee  von  der  Gleichberechtigung  aller  produktiv  thätigen  Bürger 
in  voller  Reinheit  anerkannt  worden.  Die  Municipalreform  war 
also  eine  Mafsregel,  die  der  Lokalverwaltung  wieder  ihre  dem 
englischen  Rechtsgedanken  entsprechende  Form  zurückgab  und  da- 
her im  eminenten  Sinne  eine  Förderung  der  Unabhängigkeit  und 
des  demokratischen  Charakters  der  Lokalverwaltung. 

Das  grofse  aller  öffentlichen  Verwaltung  innewohnende  Problem 
des  Verhältnisses  zwischen  Centralgewalt  und  Lokalverwaltung 
wurde  durch  diese  Reform  für  einen  der  wichtigsten  Bestandteile 
der  Administration  und  die  wirtschaftlich  am  meisten  vorge- 
schrittene Bevölkerung  des  Landes  in  der  Weise  gelöst,  dafs 
zwar  dem  neuen  Gedanken  einer  centralen  Kontrolle 
einige  Konzessionen  gemacht  wurden,  dafs  aber  in 
der  Hauptsache  das  Princip  der  Autonomie  der  Städte 
gerade  durch  die  Reorganisation  der  Verfassung  im 
demokratischen  Sinne  erheblich  gestärkt  aus  der  Reform 
hervorging. 

In  dem  neuen  Armengesetze  hingegen  waltet  ein  ganz 
anderer  Geist.  In  diesem  ist  zum  erstenmal  das  Princip  der 
administrativen  Centralgewalt  praktisch  durchgeführt  und, 
wenn  auch  dieses  Princip  durch  die  Beratung  der  Bill  im  Cabinet 
und  Parlament  zunächst  noch  einigermafsen  abgeschwächt  worden 
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war,  so  sind  diese  Mängel  vom  Standpunkte  der  Centralverwaltung 
im  Laufe  der  nächsten  Jahrzehnte  fast  durchwegs  beseitigt  worden. 
Während  die  Municipalreform  die  territoriale  Grundlage  der 
Kommunalverwaltung  in  ihrer  historischen  Gestalt  beibehält 
und  nur  das  faktisch  Abgestorbene  ausscheidet,  baut  sich  die  neue 
Armenverwaltung  auf  einem  völlig  neugebildeten  unhistori- 
schen Verwaltungsgebiete  auf,  indem  die  geschichtliche  Area 
der  Armenverwaltung,  das  Kirchspiel,  durch  ein  neues,  ent- 
sprechend den  der  Armenverwaltung  inhärierenden  Bedürfnissen 
geformtes  Gebilde,  die  Union,  vollständig  ersetzt  wird.  Die  ganze 
Armenverwaltung  erscheint  in  dem  neu  geschaffenen  Centralorgane 
konzentriert,  und  zwar  vor  allem  durch  die  ihr  verliehene,  praktisch 
unbegrenzte  Verordnungsgewalt,  sodann  dadurch,  dafs  ihr  die  ganze 
•Neuschöpfung  der  Organisation  des  Armenwesens  mit  einigen 
unbedeutenden  und  in  wenigen  Jahren  gleichfalls  aufgegebenen 
Konzessionen  an  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Kirchspiele  in 
die  Hand  gelegt  wird,  endlich  durch  das  Institut  der  centralen 
Rechnungskontrolle  über  die  Lokalverwaltung  und  das  bisher  in 
England  völlig  unbekannte  System  der  fast  unmittelbaren  Unter- 
ordnung der  lokalen  Beamtenschaft  unter  den  Willen  der  Central- 
behörde. 

Durch  diese  Bestimmungen  erscheinen  die  Lokalorgane  der 
Armenverwaltung  in  einer  bisher  England  völlig  fremden  Weise 
als  reine  Lokalexposituren  der  administrativen  Gent ralgewalt. 
Daneben  bleibt  die  Thatsache,  dafs  der  Lokalverwaltungskörper 
des  Armenwesens  gleichzeitig  aus  einem  unrepräsentativen  Organe 
?u  einem  auf  Wahl  beruhenden  Kollegium  umgestaltet  wird,  ziem- 
lich bedeutungslos,  und  zwar  um  so  mehr,  als  hier  das  Wahlrecht  auf 
einem  zu  Gunsten  der  Hochbesteuerten  gebildeten  Census  beruht- 

Die  Unterordnung  unter  die  Centralgewalt  bedeutet  also  in 
diesem  Falle  vom  Standpunkte  der  die  Verwaltung  führenden 
Klassen  die  Unterwerfung  der  in  Grafschaft  und  Städten  herrschen- 
den alten  und  neuen  Gentry  unter  den  Willen  einer  Central- 
regierung,  die  gleichzeitig  infolge  der  Erweiterung  des  parlamen- 
tarischen Wahlrechtes  und  der  in  Ausbildung  begriifenen  demo- 
kratischen Institutionen  des  politischen  Lebens,  vor  allem  einer 
starken  öiFentlichen  Meinung,  sich  völlig  unterscheidet  von  den  Re- 
gierungen jenes  Ancien  regime,  dessen  hervorstechender  Charakter- 
zug die  Einheitlichkeit  der  herrschenden  Klasse  in  Parlament 
und  Lokalverwaltung  gewesen  ist.  Dennoch  ist  nicht  versäumt 
worden,  diese  in  ihren  Wirkungen  unabsehbare  Neuerung  des  eng- 
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lischen  Staatsrechtes,  die  Einführung  einer  administrativen  Central* 
behörde  für  die  innere  Verwaltung  organisch  an  das  Rechtssystem 
des  Landes  anzuknüpfen;  die  Rechtsprechung  in  Ver- 
waltungssachen blieb  nach  wie  vor  durch  diese  Reform  un* 
berührt  und  dadurch,  dafs  die  allgemeine  Verordnungsgewalt  der 
Central- Armenbehörde  unter  die  Kontrolle  der  ordentlichen 
Gerichte  des  Landes  gestellt  wurde,  erscheint  auch  jene  unter 
den  unerschütterlichen  Verfassungsgrundsatz  der  Supremacy  of 
the  Rule  of  Law  untergeordnet. 

Der  geschilderte  Gegensatz  der  beiden  grofsen  Reformen  der 
Lokalverwaltung,  wie  sie  das  erste  Reformparlament  vornahm,  ist 
nun  für  die  weitere  Ausgestaltung  der  Verwaltungsorganisation 
Englands  in  mehrfacher  Richtung  von  grofser  Bedeutung  gewesen : 

1.  für  die  Entwicklung  der  städtischen  Municipial  -  Organi- 
sation selbst; 

2.  für  die  Lösung  der  Frage  der  kommunalen  Organisation 
der  übrigen  städtischen  Gemeinwesen,  einer  Frage,  die  durch 
die  aufserordentliche  Zunahme  städtischer  Wohnungsweise  zu 
einem  der  wichtigsten  Probleme  des  Verwaltungsrechtes  wurde; 

3.  für  die  Ausbildung  der  kommunalen  Organisation  der  länd- 
lichen Gemeinden. 

Was  nun  den  erstgenannten  Punkt  betrifft,  so  müssen  wir 
hierbei  auf  einen  bereits  kurz  berührten  Gegenstand  zurückgreifen, 
nämlich  auf  den  durch  die  Municipalakte  festgesetzten  Wirkungs- 
kreis der  Stadtgemeinde.  Wie  oben  bemerkt,  ist  derselbe  durch 
die  Reform  von  1835  so  eng  als  nur  möglich  bemessen  worden, 
indem  einfach  der  geltende  Zustand  legalisiert  wurde,  wonach  der 
Gemeinde  neben  der  Vermögens^  und  Polizeiverwaltung  wenig 
mehr  zu  thun  übrig  blieb.  Diese  enge  Sphäre  des  municipalen 
Wirkungskreises  war  aber  keine  natürliche  Erscheinung,  sondern  selbst 
wieder  gewissermafsen  das|notwendige  Produkt  der  Rückwirkung  der 
Municipalverwaltungszustände,  wie  sie  der  Report  aufgedeckt  hatte. 
Wie  wir  wissen,  hatten  die  seit  dem  Ende  des  XVIIL  Jahr* 
hnnderts  mächtig  gesteigerten  administrativen  Bedürfnisse  in  den 
Städten  das  Parlament  gezwungen,  eine  Erweiterung  des  Wirkungs- 
kreises der  öffentlichen  Gewalt  in  diesen  Orten  vorzunehmen. 
Durch  das  Entstehen  zahlreicher  dichtbewohnter  Städte  wurden 
naturgemäfs  die  Anforderungen  an  die  Sicherheits-  und  Kriminal- 
polizei, an  die  Bau-,  Gesundheits-  und  Feuerpolizei  aufserordent- 
lich  gesteigert  und  war  das  Bedürfnis  nach  der  Schaffung  von 
genügendem,  gesundem  Trink-  und  Nutzwasser,  nach  Beseitigung 
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der  Abfallstoffe,  Reinigung,  Pflasterung  und  Beleuchtung  der 
Strafsen,  Kanalisierung  der  Häuser  u.  s.  w.  in  einer  bisher  un- 
bekannten Weise  hervorgetreten.  Die  riesige  Zunahme  des  Fabrik- 
wesens in  den  Städten  wirkte  überdies  in  jeder  Hinsicht  ungünstig 
auf  die  Lebensbedingungen  der  städtischen  Bevölkerung  ein  und 
vermehrte  damit  die  administrativen  Bedürfnisse  der  Gemeinden 
in  jeder  Hinsicht.  Diesen  Anforderungen  durch  eine  entsprechende 
kommunale  Thätigkeit  zu  begegnen,  waren  die  unreformierten 
Boroughs  mit  ihrer  tief  eingewurzelten  politisch -administrativen 
Korruption ,  der  XJnbrauchbarkeit  ihrer  Beamtenschaft  und  ihrer 
Verschwendung  der  Gemeindeeinktinfte  völlig  ungeeignet.  Das 
Parlament  war  also  gezwungen,  in  anderer  Weise  Vorsorge  für 
diese  Bedürfnisse  zu  treffen.  Zum  mindesten  die  längst  bestehen- 
den, aber  durch  die  korrupten  Korporationen  an  den  meisten 
Orten  völlig  vernachlässigten  Agenden  der  Gemeindeverwaltung, 
wie  die  Handhabung  der  Sicherheitspolizei  und  der  elementarsten 
Vorkehrungen  für  die  Gesundheit,  mufsten  einigermafsen  ent- 
sprechend den  veränderten  Verhältnissen  besorgt  werden;  dazu 
aber  war  die  Einrichtung  neuer  Behörden  notwendig,  so  lange  die 
„Corporations"  unreformiert  blieben.  Schon  in  den  älteren  Zeiten 
der  durch  Private  Bills  geübten  originären  Verwaltungsthätigkeit 
des  Parlamentes  waren  die  für  das  Gemeinwohl  der  Städte  not- 
wendigen Einrichtungen  und  Anstalten  jeweils  durch  Local  Acts 
normiert  und  deren  Durchführung  den  Municipalkorporationen  als 
der  verfassungsmäfsigen  Lokal  Verwaltungsbehörde  vertraut  worden; 
aber  jetzt  besafs  selbst  das  unreformierte  Parlament  zu  viel  Mifs- 
trauen  gegen  die  ihm  als  politisches  Werkzeug  dienenden  Stadt- 
verwaltungen, um  etwa  von  diesen  eine-  efl^ektive  Verwaltung  zu 
erwarten.  Das  Auskunftsmittel  bot  da  wieder  die  Elasticität  der 
Lokalgesetzgebung.  Es  wurden  durch  zahllose  Local  Acts  nicht 
nur  neue  Vorschriften  von  lokaler  Geltung,  neue  Verwaltungs- 
objekte, sondern  auch  neue  Rechtssubjekte  der  Verwaltung,  neue 
Behörden  in  den  Städten,  oft  auch  dort,  wo  sich  grofse  Vorstädte 
gebildet  hatten,  über  dieselben  hinausgreifend  konstituiert.  Local 
Acts  begannen  jene  allerwärts  in  den  Städten  auftretenden  Ver- 
waltungsbedürfnisse zu  regeln  und  so  die  Grundsteine  zu  dem 
Baue  des  künftigen  modernen  Verwaltungsrechtes  zu  setzen.  Wie 
rapid  diese  Bewegung  seit  dem  letzten  Viertel  des  XVIIL  Jahr- 
hunderts vor  sich  gegangen  ist,  geht  am  besten  aus  der  Statistik  her- 
vor. Von  den  708  Local  Acts,  welche  die  Untersuchungs-Kommission 
vom  Jahre  1835  in  den  Boroughs  in  Wirksamkeit  fand,  waren  nicht 
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weniger  als  400  unter  Georg  IIL,  154  unter  Georg  IV.  und  26 
unter  Wilhelm  IV.  erlassend 

Die  auf  Grund  dieser  Local  Acts  fungierenden  Behörden,  ge- 
wöhnlich Improvement  Commissioners  genannt,  wurden  teils  durch 
Kooptation  fortgebildet,  teils  durch  die  Höchstbesteuerten  nach 
einem  Klassenschema  gewählt.  Diese  Behörden  erhoben  gesondert 
von  den  städtischen  Steuern  auf  Grundlage  der  Poor  Rate  eine 
neue  Steuer  für  den  „Improvement  District",  Distriktssteuer  (District 
Rate)  genannt,  und  verwalteten  ihre  gesetzlich  genau  specialisierten 
Obliegenheiten  völlig  unabhängig  von  der  Korporation. 

So  wurde  die  Degeneration  der  Municipalverfassung  die 
direkte  Ursache  einer  schliefslich  beispiellosen  Desorganisation 
der  inneren  Verwaltung  in  den  Städten,  einer  Desorganisation, 
die  noch  dazu  im  Zusammenhange  mit  dem  Wachstume  der  einzelnen 
Stadt  und  der  Hebung  der  wirtschaftlichen  Kultur  notwendigerweise 
immer  weiter  fortschreiten  mufste,  da  man  den  einmal  betretenen 
Weg,  neue  Bedürfnisse  durch  neue  Specialverwaltungsorgane  zu 
befriedigen,  nicht  leicht  mehr  verlassen  konnte^.  Nichts  wäre 
zwar  näher  gelegen  gewesen,  als  diese  Local  Commissioners  dort, 
wo  sie  in  Municipal  Boroughs  fungierten,  einfach  aufzuheben  und 
ihre  Agenden  dem  Town  Council  zu  übertragen.  Aber  die  eng- 
lische Gesetzgebung  hat  das  unterlassen :  vor  allem  aus  dem  Grunde, 
weil  das  tief  gewurzelte  Mifstrauen  gegen  die  Municipalbehörden 
auch  durch  die  Neuorganisation  der  Städte  nicht  behoben  war, 
femer  weil  es  als  ein  politischer  Glaubenssatz  jener  Zeit  galt,  dafs 
die  Anhäufung  verschiedener  Verwaltungszweige  in  der  Hand  eines 


»  Clifford  op.  cit  I.  p.  7—9,  IL  227,  308  ff.  Report  of  1885  p.  48.  Die 
durch  Local  Acts  eingesetzten  Specialbehörden  (Improvement  Commissioners) 
waren  aber  gleichfalls  nicht  weniger  als  demokratisch  organisierte  Yer- 
waltungskörper.  Gewöhnlich  ernannte  die  Acte  die  ersten  Commissioners 
ans  Ans&ssigen  der  betreffenden  Stadt  und  verordnete  zeitweilige  Ergänzung 
durch  Kooptation.  Die  Befähigung  zur  Mitgliedschaft  wurde  dabei  derart  fest- 
gestellt, dafs  nur  Höchstbesteuerte  gewählt  werden  konnten.  In  Manchester 
z.  B.  war  die  untere  Grenze  bei  den  Occupiers  von  Häusern  von  wenigstens 
30  £  Jahresrente  gezogen.  Vgl.  SidneyWebb  in  Municipal  Journal  1899 
S.  1223. 

■  Clifford  (op.  cit.  S.  804  ff.)  giebt  eine  Fülle  von  Beispielen  für  diese  Des- 
organisation der  Lokalverwaltung  in  den  Städten,  die  durch  die  Municipalakte 
zunächst  gar  nicht  berührt  wurde.  In  Liverpool  existierten  drei  verschiedene 
^Commissioners'*  neben  dem  Town  Council,  in  Manchester  hatte  jeder  Town- 
ship  eine  besondere  Verwaltung,  darunter  vier  auf  Grund  von  Lokalakten,  ähn- 
lich stand  es  in  Birmingham,  Leeds,  Bradford  u.  s.  w. 
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Verwaltungskörpers  am  leichtesten  zur  Korruption  oder  zum  Mifs- 
brauch  der  konzentrierten  Yerwaltungsbefügnisse  führen  könne. 
Vor  einer  Reform  der  Städteordnung  aber  in  dem  Punkte  des 
Wirkungskreises  der  Municipalgemeinde  durch  ein  allgemeines 
obligatorisches  Gesetz  hielt  die  traditionelle  Abneigung  des  Parla- 
mentes vor  weitausgreifenden  Mafsregeln  und  allgemeinen  Ver- 
waltungsvollmachten zurück.  Es  ist  seit  jeher  eine  durch  die  Ent- 
wicklung der  Private  Bill  Legislation  gefestigte  Praxis  des  eng- 
lischen Parlamentes  gewesen,  die  Ausbildung  des  Verwaltungs- 
rechtes entsprechend  den  praktisch  hervortretenden  Bedürfnissen 
innerhalb  der  einzelnen  Verwaltungsgebiete  zunächst  durch  Local 
Acts  vorzunehmen  und  erst  die  in  der  Lokalgesetzgebung  gewisser- 
mafsen  krystallisierten,  bewährt  gefundenen  Rechtsgrundsätze  später 
als  Material  zur  darauf  folgenden  allgemeinen  Gesetzgebung  zu  be- 
nutzen. Und  so  hat  man  es  auch  jetzt  vermieden,  einfach  nach  kon- 
tinentaler Art  den  Municipalstädten  einen  gröfseren  Wirkungskreis 
generaliter  einzuräumen,  zumal  da  die  aufserordentliche  Verschieden- 
heit unter  den  Boroughs,  das  Vorhandensein  kleiner  und  kleinster 
Landstädte  neben  grofsen  Industriecentren  unter  denselben  eine 
solche  generelle  Behandlung  überdies  völlig  unpraktisch  erscheinen 
liefs.  So  begnügte  sich  denn  die  Municipalakte  mit  einer  ziemlich 
vage  gehaltenen  Erlaubnis  zur  Übernahme  von  bestehenden  Special- 
verwaltungen durch  die  Town  Councils,  falls  die  betreffenden 
Commissioners  oder  Trustees  damit  einverstanden  sind;  aber  ein 
Zwang  hierzu  wurde  weder  durch  das  Gesetz  geübt,  noch  auch 
durch  die  spätere  Gesetzgebung  ausgesprochen.  Damit  war  die 
notwendige  Konsolidation  der  Stadtverwaltung  in  vielen  Municipal- 
städten einem  langen,  mühsamen  und  kostspieligen,  weil  auf  In- 
anspruchnahme der  Private  Bill  Legislation  beruhenden  Entwick- 
lungsprozesse anheimgestellt.  Dennoch  ist  im  Laufe  der  nächsten 
Jahrzehnte  diese  Konsolidation  erst  langsam  und  sporadisch,  dann 
aber  allgemein  und  durchgreifend  mit  Hilfe  von  Local  Acts  er- 
folgt. Zugleich  aber  ist  die  Ausdehnung  des  Wirkungs- 
kreises der  Stadtgemeinde  durch  die  allgemeine 
Gesetzgebung  (Public  Acts)  die  Bresche  gewesen,  durch 
welche  das  System  der  im  neuen  Armengesetze 
niedergelegten  centralisierenden  Verwaltungsweise 
als  ein  wichtiges  Element  in  die  Organisation  der  Municipalstädte 
eingeführt  worden  ist.  Die  neuen  von  Jahr  zu  Jahr  anwachsenden 
Verwaltungsbedürfnisse  der  industriellen  Gesellschaft  waren  der 
Rohstoff,  aus  welchem  das  Parlament  unter  dem  beherrschenden 
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Gesichtspunkte  einer  auf  alle  Beziehungen  des  Gemeinlebens  sich 
erstreckenden  Sanitätsgesetzgebung  das  neue  Recht  der 
inneren  Verwaltung  Englands  formte,  indem  es  zugleich  die  im 
Annengesetze  vorgebildeten  Organisationsideen  für  die  Reorgani- 
sation der  ganzen  Lokalverwaltung  nutzbar  machte.  Diese  neue 
Verwaltung,  die  an  Umfang  und  Bedeutung  den  alten  municipalen 
Wirkungskreis  weit  tiberwog,  wurde  aber  an  die  municipale 
Organisation  derart  angepafst,  dafs  zwar  diese  letztere  das  Town 
Council  einfach  als  Träger  der  neuen  Verwaltung  adoptiert,  so- 
mit eine  Konsolidation  der  verschiedenen  Zweige  der  Kommunal- 
verwaltung auch  auf  diesem  Wege  herbeigeführt  wurde,  dafs 
aber  andererseits  das  Princip  centraladministrativer  Über- 
wachung auf  solchem  Wege  auch  für  die  Municipal- 
städte  praktisch  gemacht  wurde. 

Wir  werden  nun  im  nächsten  Abschnitte  die  Entwicklung 
dieses  neuen  Verwaltungsrechtes,  das  organisatorisch  auf  dem 
neuen  Grundsatze  administrativer  Centralisation  aufgebaut  wurde, 
zu  verfolgen  und  die  damit  verbundene  Ausbildung  einer  neuen 
Eommunalorganisation  für  die  nicht  nach  der  Städteordnung  organi- 
sierten Gemeinden  sowie  für  die  ländlichen  Bezirke  zu  verfolgen 
haben.  Wir  werden  weiters  sehen,  wie  der  in  der  Municipalreform 
zum  erstenmal  ausgedrückte  Gedanke  demokratischer  Organisation 
eines  Verwaltungskörpers  durch  die  gleichzeitige  Entwicklung  der 
politischen  Demokratie  verstärkt,  schliefslich  die  ganze  innere  Ver- 
waltungsordnung Englands  sich  erobert  hat:  wie  aber  zu  gleicher 
Zeit  das  Princip  moderner  administrativer  Central gewalt ,  in  der 
specifisch  englischen  Formation  desselben,  wie  sie  die  Poor  Law 
Reform  geschaffen  hat,  als  ein  bestimmender  Faktor  der  englischen 
Kommunalverwaltung  seither  nicht  nur  nicht  erschüttert  worden, 
sondern  schliefslich  auf  das  ganze  Gebiet  der  inneren  Verwaltung, 
auf  Stadt-  und  Landgemeinden,  ausgedehnt  worden  ist. 
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Die  Verwaltungsreform  der  Mittelklasse. 


IL 

Die  Entstehnng  des  nenen  Verwaltangsrechtes  und  der  Ausbaa 

der  Lokalverwaltang  darch  die  Sanitätsgegetzgebnng  ^ 

Das  Bedürfnis  nach  Schaffung  neuer  kommunaler  Institutionen 
wurde  vor  allem  bedingt  durch  die  mächtige  Zunahme  der  Bevölke- 
rung Englands  seit  1801  und  die  damit  zusammenhängende  aufser- 
ordentliche  Verschiebung  der  Bevölkerungsverhältnisse  in  den  ein- 
zelnen Teilen  des  Landes  als  Folge  der  neuen  Industrieentwicklung. 

In  Gegenden,  in  welchen  in  dem  Agrikulturstaate  England  nur 
spärliche  und  auf  grofse  Flächenräume  verteilte  Bevölkerung  sich 
ernähren  konnte,  im  wenig  fruchtbaren  Norden,  wo  nun  die  Kohlen- 
und  Eisenschätze  die  ganze  moderne  Industrie  zu  konzentrieren 
begannen,  entstanden  innerhalb  weniger  Jahrzehnte  völlig  neue 
Orte  mit  dichtgehäufter,  zu  städtischer  Wohnweise  genötigter  Be- 
völkerung in  grofser  Zahl  und  erwuchsen  aus  unscheinbaren  Markt- 


^  Von  der  Entwicklung  der  Public  Health  Gesetzgebung  giebt  das  Buch: 
English  Sanitary  Institutions  1897,  von  Sir  John  Simon,  dem  langjährigen 
Chief  Medical  Officer  der  Centralbehörde,  eine  ebenso  gründliche  als  um- 
fassende Darstellung  im  Zusammenhange  mit  der  Entwicklung  des  ganzen 
öffentlichen  Sanitatswesens  Englands. 

Die  offizielle  Hauptquelle  ist  der  Report  der  Commission  von  1869 
(C.  281  P.  P.  1871);  die  beste  und  lückenlose  Kompilation  aller  hierher- 
gehörigen Gesetze  samt  Kommentar  aus  den  Entscheidungen  der  Gerichte  giebt : 
Glen,  The  Law  of  Public  Health.  Vgl.  ferner:  Vauthier,  Le  gouvemement 
local  de  TAngleterre  1895  eh.  VII;  Finkeinburg,  Die  öffentliche  Gesundheits- 
pflege Englands  1874. 
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flecken  und  Dörfern  oft  im  Laufe  einer  Generation  wahre  Grofs- 
städte.  Die  einzige  durch  die  bestehende  Verfassung  für  das  ganze 
Land  gleichartig  gegebene  Organisation  der  Ortsgemeinde,  das 
Kirchspiel,  war  von  vornherein  dazu  untauglich,  solcher  rapiden 
Entwicklung  sich  anzupassen.  Es  sind  zwar  von  der  Gesetzgebung 
Terschiedene  Versuche  auch  in  dieser  Richtung  gemacht  worden, 
von  denen  wir  später  mehr  zu  sagen  haben  werden,  aber  weder 
die  Organisation  des  Kirchspiels,  noch  auch  die  zum  Teile  obsolet 
gewordenen,  zum  Teile  sehr  eingeschränkten  Verwaltungsbefugnisse 
des  Paxish  waren  hinreichend,  um  den  administrativen  Bedürfnissen 
der  neuen  Industriestädte  zu  genügen.  Den  ersten  Weg  aus  dieser 
Situation  bot  nun  auch  hier  die  Lokalgesetzgebung.  So  wie  inner- 
halb der  Boroughs  die  Improvement  Gommissioners  zum  Zwecke  der 
Einführung  von  Beleuchtung,  Kanalisierung,  Pflasterung  etc.  ein- 
gesetzt wurden,  so  geschah  dasselbe  auch  für  ganz  neu  gebildete 
stadtische  Distrikte  oder  Ortschaften,  die  nicht  mit  einem  histori- 
schen Municipal  Borough  zusammenfielen ;  aber  dieses  ganze  Recht 
mnfste  notgedrungen  schon  nach  der  Form  seiner  Entstehung  mangel- 
haftes Stückwerk  bleiben.  Wenn  der  beste  ausländische  Beobachter 
der  englischen  Verwaltungszustände  jener  Zeit,  der  preufsische 
Staatsmann  Vincke^,  als  eine  der  Schattenseiten  derselben  den 
völligen  Mangel  einer  ordentlichen  Wege-  und  Gesundheitsgesetz- 
gebung hervorhebt,  so  hatte  er  damit  klar  bezeichnet,  dafs  Eng- 
land in  jener  Epoche  kein  den  Bedürfnissen  der  Zeit  entsprechen- 
des materielles  Recht  der  inneren  Verwaltung  besafs.  Die  völlige 
Erstarrung  der  Verfassungsgesetzgebung  hatte  weiters  auch  jede  Aus- 
gestaltung der  Verwaltungsorganisation  behindert.  Erst  der  völlige 
Bruch  mit  der  Tradition  in  der  gesamten  Politik  des  Landes,  wie 
er  durch  die  Reformbill  herbeigeführt  wurde ,  bot  die  Möglichkeit 
für  eine  gründliche  InangriflEnahme  dieser  beiden  grofsen  Probleme 
der  inneren  Verwaltung.  Aber  der  Reformeifer  der  liberalen 
Regierungen  sowie  der  Parteien,  schien  nach  der  Durchbringung 
der  grofsen  Gesetze  von  1834  und  1835  mehr  oder  weniger  er- 
schöpft Von  allen  Seiten  wurde  die  Parole  ausgegeben,  dafs  erst 
der  Erfolg  der  neuen  Institutionen  abgewartet  werden  müsse,  ehe 
man  weiter  vorgehe.  Die  bald  hervortretenden  Zeichen  der  Ab- 
nahme der  politischen  Kraft  in  der  whiggistischen,  liberalen  Partei 
nnd  der  Zunahme  konservativer  Tendenzen  in  der  Wählerschaft 


^  Y.  Yincke,  Darstellung  der  inneren  Verwaltung  Grofsbritanniens  hgg. 
Ton  B.  G.  Niebuhr  (Berlin)  1815. 
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wirkten  gleichfalls  als  retardierende  Momente.  Erst  dem  Zusammen- 
wirken zweier  kräftiger  Faktoren  gelang  es,  aber  auch  jetzt  erst 
nach  mühevollen  und  langen  Vorarbeiten,  das  Parlament  zu  einem 
entscheidenden  Schritt  in  Bezug  auf  die  Ausbildung  der  inneren 
Verwaltung  zu  veranlassen.  Diese  beiden  Faktoren  waren  erstens 
der  Impuls,  der  von  dem  Wirkungskreise  der  neugegründeten 
Centralbehörde  des  Armenwesens  ausging  und  die  von  dieser  Stelle 
aus  dem  ganzen  Lande  vermittelte  Kenntnis  der  furchtbaren  hygie- 
nischen und  socialen  Mifsstände,  die  trotz  des  Armengesetzes  im 
ganzen  Lande  von  Jahr  zu  Jahr  ansteigend  hervortraten,  zweitens 
die  tiefe  und  nachhaltige  Wirkung,  welche  der  wiederholte  Aus- 
bruch der  Choleraepidemie,  sowie  die  fortwährende  Zunahme  ver- 
heerender ansteckender  Krankheiten  auf  die  öffentliche  Meinung 
ausübten. 

Fassen  wir  nun  den  ersten  Punkt  ins  Auge,  so  steht  auch  hier 
wieder  an  erster  Stelle  die  für  die  ganze  englische  Verwaltungs- 
reform providentielle  Gestalt  Edwin  Chadwicks  ^  Mit  einer,  fast 
möchte  man  sagen,  naturgesetzlichen  Notwendigkeit  begann  die  in 
dem  Armenwesen  verkörperte  neue  Verwaltungsweise  ihren  Ein- 
flufs  auszuüben  auf  alle  übrigen  Organe  der  bisher  unreformierten 
Landesverwaltung.  Chadwick  hatte  zugleich  mit  dem  Armengesetze 
durchgesetzt,  dafs  das  Parlament  ein  Gesetz  annahm,  durch  welches 
eine  neue  Centralbehörde  für  staatliche  Bevölkerungsstatistik  ein- 
gerichtet und  deren  lokale  Organisation  den  neu  geschaffenen 
Armenräten  beigeordnet  wurde*.  Mit  Hilfe  der  von  diesen  Re- 
gister Offices  gelieferten  bevölkerungsstatistischen  Daten,  vor 
allem  der  Mortalitätsziffern,  begann  nun  Chadwick  seinen  denk- 
würdigen Feldzug  gegen  die  desolaten  Sanitätszustände ,  deren 
erschreckende  Folgen  in  der  Bevölkerungsstatistik  unwider- 
leglich zum  Vorschein  kamen.  Im  Jahre  1888  wies  die  neue 
Centralbehörde    in    einer    an    den    Home    Secretary    gerichteten 


^  Über  die  Bedeutung  Chadwicks  als  Reformators  der  Lokal  Verwaltung 
und  Urhebers  der  Sanitätsgesetzgebung,  siehe  Simon  op.  cit.  p.,  179* ff.  281  bis 
234;  Sidney  Webb,  Municipal  Journal  1899  S.  1295. 

■  Das  Amt  für  Matrikenwesen  und  Bevölkerungsstatistik  war  durch  Parla- 
mentsakte 6  u.  7  Wilh.  lY.  c.  86  als  neue  Centralbehörde  unter  der  Lei- 
tung des  General  Registrar,  als  Chef  des  General  Register  Office  in  London, 
errichtet  und  durch  dieses  Gesetz  die  Ernennung  von  Local  Registrars  und 
Superintendents  den  neugeschaffenen  Boards  of  Guardians  aufgetragen  worden« 
Auch  hier  obliegt  es  aber  dem  Leiter  der  Centralbehörde,  die  Vorschriften 
für  die  Führung  der  Matriken  bindend  zu  erlassen  und  die  Qalifikationa- 
bedingungen  vorzuschreiben.    Das  Gesetz  bei  B um,  Justice  of  Peace,  V.  p.  107. 
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Denkschrift  darauf  hin,  dafs  es  zur  Verbesserung  des  Armenwesens 
und  zur  Unterstützung  einer  ökonomischen  Armenverwaltung  not- 
wendig sei,  gegen  die  Hauptursachen  des  Pauperismus  durch  prä- 
ventive Verwaltung  vorzugehen:  nämlich  durch  systematische 
gesetzliche  Vorkehrungen  die  hygienischen  und  moralischen  Existenz- 
bedingungen der  Massen  in  den  Städten  gründlich  zu  ver- 
bessern. Die  allerwftrts  von  den  Organen  der  Armenverwaltung  be- 
obachteten epidemischen  Krankheiten  und  das  durch  letztere  herbei- 
geführte Massenelend  bilde  eine  der  Hauptursachen  der  schweren, 
auf  dem  Lande  liegenden  Armeulast.  Diese  Vorstellungen  wurden 
durch  drei  von  den  ärztlichen  Inspektoren  des  Armenamtes  ver- 
fafste  Reports  in  nachdrücklicher  Weise  unterstützt,  indem  sie  zum 
erstenmal  eine  Schilderung  der  entsetzlichen  Wohnungsverhältnisse, 
der  physischen  und  moralischen  Verwahrlosung  gaben,  in  welcher 
die  jährlich  anwachsende  industrielle  Arbeiterschaft  vegetierte  K 

Die  erste  Folge  des  damit  gegebenen  Anstofses  war,  dafs  das 
Parlament  die  Poor  Law  Commissioners  damit  beauftragte,  eine 
gründliehe  Untersuchung  der  Sanitätszustände  des  Landes  vor- 
zunehmen und  darüber  zu  berichten  (1889).  Gleichzeitig  beauf- 
tragte das  House  of  Commons  ein  aus  seiner  Mitte  gebildetes  Se- 
lect  Committee  mit  derselben  Aufgabe.  In  beiden  Fällen  stand 
Chadwick  im  Mittelpunkte  des  Unternehmens.  Der-  Bericht  des 
ünterhausausschusses  gipfelte  in  der  Anerkennung  der  Notwendig- 
keit einer  allgemeinen  Bau-  und  Kanalisierungsgesetzgebung,  sowie 
in  der  Organisierung  eines  Lokalverwaltungskörpers  zur  Besorgung 
der  gesamten  Sanitätspolizei  in  jedem,  eine  gewisse  Einwohnerzahl 
übersteigenden  Orte.  Im  Jahre  1842  erschien  der  Bericht  der 
Poor  Law  Commissioners  über  die  sanitären  Verhältnisse,  dessen 
allgemeiner  Teil  von  Chadwick  verfafst  worden  ist.  Die  darin  rück- 
sichtslos und  mit  wissenschaftlicher  Gründlichkeit  aufgedeckten 
Übelstände  machten  auf  die  öffentliche  Meinung  und  das  Parlament 
einen  tiefen  Eindruck:  von  da  an  datiert  der  Beginn  der  grofsen 
and  allseitigen  Reform  der  ganzen  inneren  Verwaltung  Englands, 
sowohl  seines  materiellen  Rechtes  als  der  Verwaltungsorganisation, 
die  nun  beide  unter  dem  dominierenden  Zeichen  des  Begriffes  der 
Public  Health,  der  Gesundheit  des  Volkskörpers  aus- 
gestaltet worden  sind. 

Die  innere  Landesverwaltung  hat,  wie  in  allen  europäischen 
Staaten   so   auch  in  England  in  ihren  ersten  Anfängen  blofs  die 


'  Vgl.  Simon  op.  cit.  p.  180  ff. 
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Fürsorge  der  öflFentlichen  Gewalt  für  Leib  und  Leben  der  Staats- 
bürger, sowie  den  Schutz  des  Eigentums  zum  Gegenstande  gehabt. 
Seit  der  Ablösung  des  feudalen  Staates  durch  den  Territorialstaat 
und  der  Erstarkung  der  centralen  Ftirstengewalt,  ist  sodann  auf 
dem  Festlande  die  Verwaltung  in  mannigfacher  Weise  als  landes- 
fürstliche Wohlfahrtspolitik  ausgebaut  worden :  aus  der  Sicherheits- 
polizei wird  eine  alle  möglichen  Zweige  des  Gemeinlebens  berührende, 
in  alle  Verhältnisse  des  Individuums  eingreifende  allgemeine  Polizei, 
d.  h.  ein  System  präventiver  Staatsthätigkeit,  das  in  tausendfachen 
Geboten  und  Verboten,  Privilegien  und  Exemptionen  die  Thätigkeit 
der  Individuen  in  politischer,  wirtschaftlicher  und  allgemein  kul- 
tureller Hinsicht  in  jeder  Weise  zu  überwachen  und  zu  leiten  be- 
strebt ist.  In  England  ist  schon  in  dieser  Epoche  der  Inhalt  der 
inneren  Verwaltung  reicher,  die  Bethätigung  derselben  aber  freier  als 
in  den  Festlandsstaaten,  weil  als  Organe  der  inneren  Verwaltung, 
wie  wir  wissen,  nach  dem  Grundsatze  des  Common  Law  die  natür- 
lichen Territorialverbände  der  Bevölkerung  als  die  einzigen  Organe 
der  ÖflFentlichen  Gewalt  fungieren  und  die  Centralverwaltung  haupt- 
sächlich nur  in  Gestalt  der  allgemeinen  und  lokalen  Gesetzgebung 
des  Parlaments  in  die  Sphäre  lokaler  Interessen  eingreift.  Den 
Kern  der  Lokalverwaltung  bilden  hier  neben  der  traditionellen 
Sicherheits- ,  Kriminal-  und  Gewerbepolizei  das  Armenwesen 
und  die  an  dasselbe  angeknüpften  kommunalen  Einrichtungen. 
Sehr  wenig  entwickelt  bleibt  das  Strafsenwesen  und  die  Gesund- 
heitspolizei. Es  ist  nun  klar,  dafs  mit  der  modernen  industriellen 
Gesellschaft  auch  das  Objekt  der  Verwaltung  völlig  geändert  werden 
mufs.  Während  die  moderne  privatkapitalistische  Wirtschaftsweise 
in  ihren  Anfängen  notgedrungen  dahin  strebt,  die  bisherige  Ver- 
waltungsthätigkeit  des  Staates,  die  Wohlfahrtspolizei  und  den 
Merkantilismus  abzuschütteln,  schafft  sie  der  öffentlichen  Verwaltung 
mit  elementarer  Gewalt  ein  vollkommen  neues,  an  Umfang  und 
Mannigfaltigkeit  ihrer  Aufgaben  unendlich  bedeutenderes  Gebiet 
ihrer  Thätigkeit.  Sowie  die  geänderte  Produktionstechnik  völlig 
neue  Bedingungen  des  individuellen  Wirtschaftslebens  schafft,  so 
bedingt  die  dadurch  vollzogene  Umwälzung  aller  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  völlig  neue  Aufgaben  der  staatlichen  Ver- 
waltung, die  ihrerseits  eine  neue  Technik  der  Verwaltung 
erfordert. 

Die  öffentliche  Gewalt  mufs,  nachdem  sehr  rasch  die  kühnen, 
auf  die  Panacee  des  „Laissez  faire  "-Principes  gesetzten  Hoffnungen 
getäuscht  sind,  abermals  in  das  sociale  und  wirtschaftliche  Leben 


Digitized  by 


Google 


Die  Verwaltungsreform  der  Mittelklasse.    U.  175 

des  Volkes  eingreifen,  aber  zu  vollständig  anders  gearteten 
Zwecken  und  darum  auch  mit  vollständig  neuer,  diesen  letzteren 
angepafster  Organisation.  Die  innere  Verwaltung  wird  aus  einer 
Polizeiverwaltung  zur  angewandten  Socialpolitik:  d.  h. 
zur  systematischen  Regulierung  der  Gemeinbedttrfnisse  der  Be- 
völkerung sowie  der  Existenzbedingungen  der  wirtschaftlich  ab- 
hängigen Massen  durch  eine  auf  wissenschaftlicher  Basis  beruhende 
Gesetzgebung  und  eine  methodisch  arbeitende  Verwaltung.  Wohl 
war  schon  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  von  einsichtigen  und  philan- 
thropisch gesinnten  Männern  das  Verständnis  dafür,  dafs  die 
Staatsverwaltung  ein  neues  wichtiges  Objekt  ihrer  Thätigkeit  in 
den  durch  die  Industrialisierung  des  Landes  geschaffenen  Zuständen 
zu  suchen  habe,  geweckt  worden;  in  den  ersten  Mafsregeln  der 
englischen  Gesetzgebung  zu  Gunsten  des  Kinder-  undFrauen- 
sehutzes  für  das  Gebiet  der  grofsindustriellen  Arbeit  liegt  auch 
der  erste  Erfolg  dieser  neuen  Auffassung  von  den  Aufgaben  der 
Verwaltung  ausgesprochen  und  zum  erstenmal  tritt  auch  hier  eine 
neue  Technik  der  Verwaltung  in  der  Einrichtung  des 
Fabrikin  spektorates  zutage.  Aber  in  diesem  Falle  war  der  Ge- 
danke der  modernen  Verwaltung  doch  immer  nur  auf  ein  geringes, 
wenn  auch  an  sich  sehr  wichtiges  Gebiet  beschränkt.  Edwin 
Chadwick  gebührt  das  grofse  und  dauernde  Verdienst,  diesen 
Gedanken  im  weitesten  Umfange  und  in  eingehender  systematischer 
Ausarbeitung  vor  dem  Parlamente  und  der  Bevölkerung  klargelegt 
zu  haben,  und  es  ist  sein  gröfster  Ruhm,  dafs  er  mit  der  ganzen 
bewunderungswürdigen  Energie  seiner  Natur  diesen  Gedanken  ver- 
focht, trotz  heftigsten  Widerstandes,  der  von  den  verschiedenen 
hierdurch  bedrohten  materiellen  Interessen  geleistet  wurde. 

Gewifs  ist,  wie  wir  im  früheren  Abschnitte  ausgeführt,  die 
Notwendigkeit  einer  völligen  Umgestaltung  der  Arbeit  des  Staates, 
ihrer  Organisation  und  ihrer  Ziele  zum  erstenmal  in  Benthams 
Lehre  ausgesprochen  worden;  dennoch  bleibt  Chadwick  das 
Hauptverdienst,  weil  er  die  unvermeidliche  Neugestaltung  der 
Verwaltung  von  allem  Anfange  dadurch  auf  die  richtige  Bahn 
führte,  dafs  er  das  öffentliche  Gesundheitswesen  als 
das  Centralproblem  einer  den  Bedürfnissen  der  industriellen 
Gesellschaft  entsprechenden  Staatsverwaltung  erkannte.  Es  ist 
ein  Schritt  von  unübersehbarer  Tragweite  geworden,  den  die 
englische  Gesetzgebung,  durch  Chadwicks  fast  leidenschaftlichen 
Impuls  getrieben,  zu  machen  förmlich  gezwungen  worden  ist ;  denn 
durch  die  Dehnbarkeit  des  zum  Ausgangspunkte  genommenen 
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Begriffes  der  Public  Health  ist  für  die  Reform  der  inneren 
Verwaltung  Englands  ein  den  ganzen  Umfang  und  die  volle 
Tiefe  des  modernen  Gemeinlebens  umfassendes  Princip  als  theo- 
retische Formulierung  der  neuen  Verwaltung  gewonnen 
worden.  Wir  werden  im  folgenden  noch  besser  erkennen,  wie  schon 
damit  die  Demokratisierung  der  Verwaltung  vom  Standpunkte 
des  materiellen  Rechtes  angebahnt  worden  ist,  lange  ehe  noch  die 
Organisation  der  neuen  Verwaltung  demokratisiert  wurde.  Denn 
schliefslich  bleibt  —  und  das  lehrt  wieder  die  Geschichte  der  eng- 
lischen Verwaltung  —  das  demokratische  Formenwesen 
d.  h.  die  formelle  Heranziehung  der  gesamten  Be- 
völkerung zur  Teilnahme  an  der  öffentlichen  Gewalt 
durch  Verleihung  von  Wahlrechten  immer  nur  ein 
Moment  von  sekundärer  Bedeutung,  so  unentbehrlich 
es  auch  ist,  wenn  einmal  die  Ausbildung  des  Verwaltungsrechtes 
zur  angewandten  Socialpolitik  des  Staates  im  modernen  Sinne  auf 
eine  bestimmte  Höhe  der  Entwicklung  gelangt  ist.  Zunächst  ist 
es  aber  das  Objekt  der  Verwaltung,  was  ihren  Charakter 
bestimmt,  die  Arbeit,  die  zu  verrichten  sie  iu  Bewegung  gesetzt 
wird.  Und  dadurch,  dafs  für  England  von  vornherein  die  Für- 
sorge für  die  allgemeinen  Lebens-  und  Kulturbedingungen  der 
arbeitenden  Klassen  als  die  eigentliche,  dem  Staate  in  der  neuen 
Zeit  obliegende  Arbeit  hingestellt  wurde,  ist  die  traditionelle  auf  dem 
Boden  des  Imperiums  fufsende  Verwaltung  des  aristokratischen 
England  unaufhaltsam  umgewandelt  worden  in  die  socialpolitische 
innere  Verwaltung  des  demokratischen  England  der  Gegenwart. 

Als  nun  im  Jahre  1842  die  ausführlichen  Ergebnisse  der  Unter- 
suchungskommissionen der  Öffentlichkeit  vorgelegt  wurden,  da  war 
vornehmlich  unter  dem  Einflüsse  der  schon  vorerwähnten  Faktoren, 
der  zahlreichen,  viele  Opfer  raubenden  Epidemien,  das  Parlament  und 
die  öffentliche  Meinung  für  das  Eingreifen  des  Staates  zu  Zwecken 
einer  allgemeinen  Sanitätspolizei  empfänglich  geworden;  dennoch 
gelang  es  zunächst  nicht,  das  Parlament  zu  energischen 
Mafsregeln  zu  bewegen.  Die  nächste  Folge  war  nur  die  Ernennung 
einer  neuen  königlichen  Untersuchungskommission,  die  den  Auf- 
trag erhielt,  speciell  den  sanitären  Zustand  der  am  stärksten  be- 
völkerten Ortschaften  zu  untersuchen  und  Vorschläge  zur  Ver- 
besseruDg  des  Gesetzes  zu  erstatten.  Diese  Kommission  publizierte 
im  Jahre  1845  ihren  Report  und  wieder  war  Chadwick  der  Spiritus 
rector  der  Untersuchung  und,  obgleich  formell  nur  als  einer  der 
geladenen  Sachverständigen  dabei  thätig,  war  es  doch  er,  der  die 
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Hauptarbeit  in  der  Leitung  der  Untersuchung,  in  der  Auswahl 
der  Zeugen  und  Formulierung  der  an  dieselben  zu  richtenden 
Fragen,  sowie  in  der  Bearbeitung  des  Materiales  geleistet  hat. 
Die  Resultate,  die  die  Kommission  zutage  förderte,  boten  nichts 
anderes  als  eine  neuerliche  Bestätigung  der  ersten  Berichte;  aber 
in  Bezug  auf  die  notwendigen  gesetzlichen  Mafsregeln  gab  diese 
Kommission  zum  erstenmal  Äufserungen  von  grofser  Tragweite  ab. 

Es  wurde  ausgesprochen,  dafs  „die  Krone  befugt  sein  soll,  die 
Durchführung  aller  allgemeinen  Sanitätsvorschriften  für  grofse 
Städte  und  bevölkerte  Distrikte  zu  überwachen  und  zu  inspizieren, 
dafs  die  Lokalverwaltungsbehörden  zum  Zwecke  der  Durchführung 
solcher  Vorschriften  mit  erweiterten  administrativen  Vollmachten 
versehen  und  dafs  ihre  Verwaltungsgebiete  in  vielen  Fällen  er- 
weitert werden  sollen."  Des  weiteren  empfahl  der  Report,  „dafs  die 
notwendigen  Vorkehrungen  für  Kanalisierung,  Pflasterung,  Strafsen- 
reinigung  und  Wasserleitung  an  jedem  Orte  von  einer  einzigen 
Behörde  besorgt  werden  sollen."  Schliefslich  wird  auch  auf  die 
Notwendigkeit  hingewiesen,  der  Gentralbehörde  unter  Umständen 
eine  Zwangsgewalt  gegen  säumige  Lokalbehörden  einzuräumen^. 

Die  Regierung  kam  nur  ihrer  Pflicht  nach,  als  sie  noch  in 
demselben  Jahre  einen  ausführlichen  Gesetzvorschlag,  die  Health 
of  Towns  Bill,  nach  diesen  von  der  Kommission  ausgesprochenen 
Grundsätzen  gearbeitet,  dem  Parlamente  vorlegte.  Aber  die  in- 
zwischen eingetretenen  grofsen  Ereignisse  in  der  Politik,  die 
Kämpfe  um  die  Aufhebung  der  KomzöUe  und  der  Sturz  des 
Cabinets  Peel  verursachten  einen  längeren  Aufschub  in  der  Be- 
ratung der  Bill.  Wohl  nahm  das  neue  Ministerium  den  Gedanken 
auf,  aber  die  von  ihm  eingebrachte  Bill  war  so  unglücklich  textiert 
und  erschien  den  konservativen  Elementen  des  Parlamentes  so  sehr 
als  Gefährdung  der  Interessen  der  Mittelklasse,  dafs  auch  dieser 
Versuch  scheiterte.  Immerhin  brachte  das  Jahr  1847  eine  Ver- 
besserung der  kommunalen  Verwaltungsorganisation  überhaupt, 
indem  auf  Betreiben  Joseph  Humes ,  des  alten  Benthamiten ,  eine 
Reihe  von  sogenannten  Glauses  Gonsolidations  Acts  geschaffen 
wurde.  Darin  wurden  die  in  zahllosen  Local  Acts  immer 
wieder  zur  Anwendung  gelangten  Rechtsgrundsätze  für  eine  Reihe 
von  Problemen  der  inneren  Verwaltung  systematisch  zusammen- 
gestellt und  in  je  einem  Gesetze,  entsprechend  den  Hauptgegen- 
ständen, um  die  es  sich  da  handelte,  konsolidiert.   Es  sind  dies :  der 


*  Vgl.  Simon  op.  cit  p.  198  ff. 
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Commissioners  Clauses  Act,  der  zum  erstenmal  die  Normen  für  die 
Organisation  von  städtischen  Gemeinden  aufserhalb  der  Städteordnung, 
also  eine  Art  neuer  Gemeinde  Verfassung  fixierte,  der  Water  Works  GL, 
Cemeteries  Gl.,  Markets  and  fairs  Gl.,  Gasworks  Gl.,  Towns  Police  Gl. 
Act.  Diese  Gesetze  gaben  also  sozusagen  Musterstatute,  die  von 
den  Städten,  die  ihrer  zur  Ausbildung  ihrer  Verwaltung  bedurften, 
durch  einfache  Adoptierung  erlangt  werden  konnten,  ohne  sich  der 
kostspieligen  Prozedur  eines  Local  Act  unterziehen  zu  müssen. 
Im  Jahre  1848  wurde  nun  —  und  damit  geschah  ein  entscheiden- 
der Schritt  —  auch  das  allgemeine  Sanitätsrecht  in  Gestalt  der 
ersten  Public  Health  Akte  zum  Gesetze  erhoben,  das  für  ganz  Eng- 
land, ausgenommen  das  Gebiet  der  Metropolis  London,  Geltung  hatte. 
Das  Gesetz  war  zuletzt  hauptsächlich  unter  dem  Eindrucke 
des  abermaligen  Auftretens  der  Cholera  durchgebracht  worden. 
Thatsächlich  verlieh  die  Akte  dem  damit  neu  geschaffenen  Central- 
amte,  dem  Board  of  Health,  aufserordentlich  weitgehende  Voll- 
machten zur  Bekämpfung  von  Epidemien.  Die  Errichtung  dieser 
aus  drei  Mitgliedern  bestehenden  Centralbehörde,  zu  welch'  letzteren 
Chadwick  gehörte,  bildete  den  Kern  des  Gesetzes  und  dagegen 
wendete  sich  denn  auch  vornehmlich  die  Opposition  im  Parlament« 
und  in  der  Öffentlichkeit.  Das  neue  Centralamt  war  nur  provi- 
sorisch auf  fünf  Jahre  errichtet  worden  und  in  vielen  Beziehungen 
dem  Poor  Law  Board  nachgebildet.  Vor  allem  war  ihm  die  Voll- 
macht eingeräumt,  auf  Ansuchen  von  Städten  oder  städtischen 
Distrikten  in  diesen  ein  Local  Board  of  Health  einzurichten,  eine 
neue  Lokalverwaltungsbehörde,  die  unter  Aufhebung  aller  anderen 
etwa  schon  vorhandenen  Behörden  und  Kompetenzen,  sei  es  der 
Kirchspiele,  oder  der  Commissioners  irgend  welcher  Art,  alle  durch 
das  Gesetz  gegebenen  Befugnisse  vereinigen  sollte :  und  zwar  nicht 
blofs  die  eigentliche  Sanitätspolizei,  sondern  alle  unter  dem  Begriffe 
der  Public  Health  zusammengefafsten  Specialadministrationen,  wie 
Pflasterung,  Strafsenreinigung ,  Kanalisierung,  Wasserleitung  etc. 
In  Municipalstädten  hat  das  Town  Council  zugleich  als  Local 
Board  zu  fungieren.  Andererseits  war  die  Centralbehörde  auch 
berechtigt,  in  städtischen  Orten,  in  denen  die  Sterblichkeit  über 
23  per  Mille  stieg,  diese  Organisation  zwangsweise  einzuführen; 
dabei  blieb  aber  das  Gesetz  immer  eine  Permissivakte ,  gleichviel 
ob  dieselbe  auf  Ansuchen  einer  Ortschaft,  oder  koercitiv  aus 
letzterem  Anlasse  eingeführt  wurde,  d.  h.  die  in  derselben  ent^ 
haltenen  Bestimmungen  ermächtigten  blofs  die  betreffende  Lokal- 
behörde, sei  es  das  Town  Council,  oder  das  neue  unter  der  Akte 
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errichtete  Local  Board,  alle  diese  sanitätspolizeilichen  Mafsregeln 
durchzuführen,  Geld  zu  solchen  Zwecken  aufzunehmen  und  be- 
sondere Lokalsteuem,  Districts  Rates,  auszuschreiben;  aber  es 
blieb  ganz  dem  Belieben  der  Lokalbehörde  überlassen,  ob  und 
wie  viel  Gebrauch  sie  von  der  Akte  machen  wollte,  und  die 
Centralbehörde  besafs  keinerlei  Zwangsmittel,  ja  nicht  einmal  einen 
Stab  ständiger  Inspektoren  zur  Überwachung  der  Durchführung 
des  Gesetzes  in  den  Städten,  welche  es  adoptiert  hatten.  Damit 
sind  auch  die  grofsen  Gebrechen  dieser  Akte  bezeichnet.  Alles 
war  trotz  des  Mifstrauens,  das  die  Sanitätsreformer  in  genauer 
Kenntnis  der  populären  Stimmung  gegen  den  guten  Willen  der 
Gemeinden  hatten,  dennoch  auf  diesen  letzteren  gestellt ;  aber  wenn 
man  bedenkt,  wie  schon  ein  solches  Permissivgesetz  in  jener  Zeit 
als  eine  verfassungsverletzende  centralistische  Mafsregel  angesehen 
wurde,  so  wird  man  begreifen,  dafs  es  damals  von  vornherein  aus- 
geschlossen war,  das  Parlament  zu  einer  obligatorischen  Auflegung 
der  neuen  Verwaltungsaufgaben  zu  bewegen.  Trotz  dieser  inhä- 
renten Mängel  hat  aber  das  Gesetz  viel  Gutes  geleistet.  Durch 
diese  erste  Gesundheitsakte  wurde  zum  erstenmal,  wenn  auch  bei 
weitem  nicht  gleichmäfsig ,  eine  neue  Kommunalorgani- 
sation für  zahlreiche,  derselben  bisher  entbehrende 
Orte  geschaffen.  Hierbei  wurde  aber  der  Einflufs  des  in  dem 
neuen  Armengesetze  zuerst  niedergelegten  Lokalverwaltungssystems 
auf  die  Organisation  der  Kommunen  in  bedeutungsvoller  Weise  wirk- 
sam. Denn  einmal  wurde  diese  neue  Organisation  nicht  nach 
dem  Vorbilde  der  Städteordnung  geschaffen,  sondern  nach  der  Ver- 
fassung der  Lokalarmenbehörden  kopiert,  an  vlie  Stelle  des  House* 
hold  Vote  trat  ein  stark  plutokratisch  zugespitztes  Gensuswahl- 
recht Die  Zahl  und  die  Bedingungen  der  Wählbarkeit  der  Ge- 
meindevertreter werden  durch  Order  des  Privy  Council  bestimmt, 
die  von  der  Gemeindevertretung  erlassenen  Bye  Laws  bedürfen  der 
Bestätigung  durch  den  Staatssekretär;  letztereist  verpflichtet, 
gewisse  Beamte  zu  ernennen,  so  einen  Surveyor  und  Inspector  of 
Nuisances,  deren  Thätigkeit,  gleichwie  die  Finanzgebarung  des 
Local  Board,  der  Oberaufsicht  und  Rechnungskontrolle  der  Central- 
behörde unterliegt.  Kurzum  wir  haben  hier  das  Bild  einer  der 
Gewalt  der  administrativen  Centralbehörde  nach  vielen  Richtungen 
hin  unterworfenen  Kommunalorganisation  vor  uns:  ein  scharfer  Kon- 
trast zur  städtischen  Municipalverfassung.  Andererseits  war  in  den 
Municipal-Städten,  welche  die  Gesundheitsakte  annahmen,  mit  der 
dadurch  bewirkten  Erweiterung  des  kommunalen  Wirkungskreises 
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zugleich  eine  dem  PriDcipe  der  municipalen  Autonomie  wider- 
sprechende Unterordnung  unter  die  neue  Centralbehörde  verknüpft  *• 
Aus  allen  diesen  Umständen  und  der  damals  weitverbreiteten 
populären  Abneigung  gegen  Centralisationsbestrebungen  nach  franzö- 
sischer Art  läfst  sich  leicht  erklären,  dafs  sich  im  ganzen  Lande  nach 
kurzer  Zeit  ein  starker  Widerstand  gegen  dieses  Gesetz  erhob.  Schon 
die  Möglichkeit,  dafs  einer  Ortschaft  wider  ihren  Willen  eine  Ver- 
waltungsorganisation verliehen  werden  konnte,  wurde  als  ungesetzliche 
Einmischung  der  Centralgewalt  in  die  lokale  Rechts-  und  Interessen- 
sphäre gedeutet.  Das  Mifsglücken  anderer  in  demselben  Jahre  speciell 
für  London  ergangener  Gesetze,  die  unter  Chadwicks  beherrschendem 
Einflüsse  in  der  Centralisation  soweit  gegangen  waren,  dafs  sie 
rein  lokale  Agenden,  wie  z.  B.  das  Begräbniswesen  Londons,  mit 
einem  Schlage  zu  verstaatlichen  suchten,  verstärkte  die  Opposition. 
Endlich  trug  am  meisten  zur  Verbitterung  bei  der  leidenschaft- 
liche Übereifer,  mit  dem  Chadwick,  der  Diktator  der  neuen  Central- 
behörde, seine  Ideen  praktisch  durchzusetzen  suchte.  Die  Be- 
völkerung, vor  allem  die  nun  zur  Vorherrschaft  gelangte  kommer- 
zielle und  industrielle  Mittelklasse,  war  für  die  vorgeschrittenen 
socialpolitischen  Gedanken  Chadwicks  noch  nicht  reif  und  wurde 
dies  auch  nicht  durch  seinen  wiederholten  Hinweis  darauf,  dafs 
durch  den  Mangel  an  wirksamen  sanitären  Einrichtungen  im 
weitesten  Sinne  eine  aufserordentlich  hohe  Sterblichkeit  hervor- 
gerufen sei,  durch  die  der  Nation  alljährlich  riesiges  Kapital  verloren 
gehe.  Dem  Durchschnitte  der  Bürgerschaft  lag  das  Interesse  der 
Steuerzahler  näher  als  ein  solcher  Gedankengang.  Gerade  deshalb, 
"weil  die  einsichtigen  Politiker  und  Staatsmänner  diese  Stimmung  der 
Bevölkerung  kannten,  hatte  man  sich  entschlossen,  der  Centralisation 
so  viel  Raum  zu  gewähren,  als  in  der  Public  Health  Akte  von  1848 
thatsächlich  der  Fall  ist.  Gewifs  lag  nun  darin,  wie  der  treffliche 
Historiker  dieser  Vorgänge,  der  um  die  Entwicklung  des  Gesundheits- 
wesens Englands  selbst  hochverdiente  Sir  J.  Simon  bemerkt,  der 
verhängnisvolle  Fehlschlufs  Chadwicks  und  seiner  Freunde;  denn 
gerade  in  England  liefs  sich  der  für  die  Ausgestaltung  der  inneren 
Verwaltung  überall  unentbehrliche  Impuls  aus  der  Mitte  der  Be- 
völkerung nicht  durch  ein  System  strenger  Centralverwaltung  er- 
setzen. Gerade  in  England,  inmitten  der  Nation,  in  welcher  seit 
jeher  Verwaltung   nichts  anderes   als   Ausführung  von   Gesetzen 


^  Vgl.    Gneist,    Selfgovernment   cap.  XI;  Simon  op.  cit.  p.  205 — 225; 
Sidney  Webb  in  Municipal  Journal  1899,  p.  1295—96. 
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durch  die  Lokalinteressenten  selbst  war,  wo  dieses  Princip  in  ge- 
reinigter Gestalt  neuerdings  durch  die  Municipalreform  anerkannt 
vorden  war,  liefs  sich  die  lebendige  Mitarbeiterschaft  der  Be- 
völkerung in  ihren  lokalen  Zusammenhängen  nicht  entbehren, 
ohne  welche  jeder  Versuch ,  Interessen  der  modernen  Gesellschaft 
durch  öffentliche  Verwaltung  zu  besorgen,  fruchtlos  bleiben  mufs  ^ 
Dazu  kam  aber  noch  eine  andere  schon  vorhin  berührte  Er- 
scheinung. Bereits  die  Einführung  des  Armengesetzes  hatte  besonders 
unter  den  philanthropisch  gesinnten,  gebildeten  Schichten  der  Be- 
völkerung eine  Strömung  erzeugt,  die  man  vielleicht  am  besten 
die  der  konstitutionellen  Romantiker  nennen  könnte.  Sowohl  im 
Parlamente,  als  auch  in  der  Presse,  in  der  letzteren  vor  allem  in 
den  Schriften  Gobbetts,  waren  längst  vor  der  Reformbill  Stimmen 
laut  geworden,  die  in  den  durch  Bentham  und  seine  Schule  ge- 
förderten centralistiscben  Ideen  Angriffe  gegen  die  ältesten 
und  festesten  Wurzeln  der  englischen  Verfassung  sahen.  In  der 
uneingeschränkten  lokalen  Autonomie  sah  man  das 
wichtigste  Merkmal  der  letzteren.  Diese  Strömung  knüpfte  teil- 
weise auch  an  die  Ideen  der  älteren  Radikalen  an,  die  erklärten, 
dafs  die  Parlamentsreform  im  Grunde  wieder  nur  die  Herstellung 
der  ursprünglichen  germanischen  Grundlagen  der  Landesverfassung 
bezwecke,  wie  sie  vor  den  absolutistischen  Neuerungen  der  Krone  im 
XVI.  u.  XVII.  Jahrhundert  bestanden  hätten.  Mit  grofser  Vorliebe 
wurden  unter  dem  Einflüsse  des  damals  neu  erwachten  Studiums 
der  älteren  Rechtsgeschichte  die  bestehenden  Garantien  der  bürger- 
lichen Freiheit  unmittelbar  auf  die  angelsächsischen  Zeiten  zurück- 
geführt. Man  suchte  in  den  Gesetzen  Alfreds  des  Grofsen  und 
Eduards  des  Bekenners  die  unzerstörbaren,  wahren  Grundlagen  der 
Landesinstitutionen  nachzuweisen  und  fing  an,  von  der  Wieder- 
belebung der  altgermanischen  Volksfreiheit  zu  schwärmen.  Diese  An- 
schauung wurde  schliefslich  dahin  formuliert,  dafs  das  Common  Law  als 
Inbegriff  der  gesamten  Staats-  urid  Rechtsordnung  längst  alle  wesent- 
lichen staatsrechtlichen  und  organisatorischen  Gedanken  enthalte, 
wenn  es  nur  richtig  und  mit  voller  Kenntnis  erforscht  würde;  dafs  aber 


^  Vgl.  Simon  op.  cit.  229  ff.  Als  einen  der  Gründe  für  den  Mifserfolg  des 
Board  of  Health  bezeichnet  Simon  den  Mangel  an  geschulten  technischen  Be- 
amten desselben  und  die  dadurch  hervorgerufene  Notwendigkeit,  sich  zur  Aus- 
führung sanitärer  Arbeiten  der  Civilingenieure  zu  bedienen,  woraus  ziemlich 
«ft  wenigstens  der  Verdacht  von  Jobberei  und  der  Anschein  sich  ergab,  als 
würde  die  von  der  Centralbehörde  veranlafste  £anitätspolizeiliche  Thätigkeit 
nicht  immer  in  ganz  selbstloser  Weise  angebahnt. 
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Überdies  das  Statute  Law  —  die  parlamentarische  Gesetzgebung  — 
die  Verfassungsgrundsätze  des  Common  Law  nicht  abändern  könne 
und  dürfe.  Darin  berührt  sich  dieser  archaisierende  politische  Stand- 
punkt innig  mit  dem  der  älteren  Whigs  und  Tories,  die  jeder  durch- 
greifenden Verfassungsreform  widerstrebten,  weil  die  Verfassung 
als  Bestandteil  des  Common  Law  durch  Majoritätsbeschlüsse  nicht 
geändert  werden  könne.  Wahres  und  Falsches  war  da  bunt  mit- 
einander vermengt.  Von  der  unleugbaren  Thatsache  ausgehend,  dafs 
England  seit  fast  zwei  Jahrhunderten  eine  starke  Centralgewalt  im 
Inneren  nicht  anders  kannte,  als  in  der  Form  der  durch  das  Parla- 
ment mittelst  der  Gesetzgebung  ausgeübten  obersten  Staatsgewalt, 
bekämpfte  man  die  Anfänge  administrativer  Centralisation  als  Ver- 
fassungsbruch. Dieser  Bewegung  wurde  nun  durch  das  Sanitäts- 
gesetz von  1848  neue  und  reichliche  Kraft  verliehen,  zumal  da 
an  die  Spitze  derselben  ein  fleifsiger,  sowohl  praktisch  als  theo- 
retisch gleich  vortrefflich  bewanderter  ßechtsgelehrter  trat,  der 
agitatorische  Kraft  mit  litterarischem  Talente  verband:  dies  war 
Toulmin  Smith,  eine  der  merkwürdigen  Erscheinungen  im 
politischen  Leben  Englands  jener  Zeit,  ein  Mann,  den  man  am  besten 
als  den  Gegenpol  Chadwicks  und  seiner  Ideen  definieren  kann.  In 
Pamphleten  und  gröfseren  Werken  bekämpfte  er,  auf  die  englische 
Bechtsgeschichte  gestützt,  das  ganze  durch  die  Reformgesetzgebung 
inaugurierte  System.  Bald  trat  er  auch  agitatorisch  auf  und  hielt  eine 
Reihe  von  Versammlungen  in  gröfseren  Städten  ab,  in  welchen 
Resolutionen  gegen  die  Public  Health  Akte  gefafst  wurden.  Sodann 
gab  er  in  seinem  Buche  „Local  Selfgovernment  and  Centralization* 
eine  umfassende,  trotz  ihrer  rechtsgeschichtlichen  Irrtümer  und 
Mifsdeutungen  durch  ihre  Klarheit  und  durch  die  Wärme  des 
Tones  in  der  ganzen  politischen  Litteratur  jener  Zeit  hervor- 
ragende Darstellung  der  englischen  Verfassung  von  dem  vorhin 
charakterisierten  Gesichtspunkte  rechtsgeschichtlicher  Romantik 
aus.  Den  Kern  seiner  Anschauung  bildete  nebst  der  oben  be- 
rührten Lehre  über  das  Verhältnis  von  Common  Law  zum  Statute 
Law  die  Theorie,  dafs  die  Centralisation  in  England  nicht  nur 
verfassungswidrig,  sondern  ganz  unnötig  sei;  denn  in  dem  Kirch- 
spiele liege  verfassungsmäfsig  der  Mittelpunkt  der  ganzen  Lokal- 
verwaltung, und  zwar  in  seiner  ursprünglichen,  von  den  späteren 
statutarischen  Zuthaten  befreiten  Gestalt,  wonach  die  Urversamm- 
lung  aller  Insassen  eines  Townships  das  einzige  kompetente  Organ 
aller  Lokal  Verwaltung  sei.  Diese  besitze  nach  dem  Common  Law  die 
notwendigen  gesetzlichen  Mittel,  um  auch  alles  das,  was  das  moderne 
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Gemeinleben  erfordere  und  die  Public  Health  Akte  neuerdings 
bestimme,  durchzuführen,  wenn  nur  die  Eirchspielinsassen  von 
ihrem  alten  Rechte  Gebrauch  machen  wollen.  Thatsächlich  ver- 
stand es  Toulmin  Smith,  in  dem  Kirchspiel  seines  Wohnsitzes 
Homsey  auch  den  praktischen  Beweis  für  seine  Ansicht  zu  erbringen, 
dafs  ein  rechts-  und  geschichtskundiger  Mann,  auf  uralte  Ent- 
scheidungen der  Gerichte  gestützt,  das  kommunale  Leben  einer 
kleinen  Landgemeinde  reorganisieren  könne.  Damit  war  aber 
gewifs  nichts  gegen  die  Notwendigkeit  einer  neuen  Kommunal- 
organisation und  einer  centralistisch  arbeitenden  Sanitätsgesetz- 
gebung für  die  grolsen  Städte  bewiesen  ^ 

Es  ist  unmöglich,  hier  auf  die  in  Toulmin  Smiths  Wirken 
kulminierende  Bewegung  näher  einzugehen.  Für  uns  ist  nur  das 
Ergebnis  von  Interesse.  Es  gelang  Smith  und  seinen  Anhängern, 
unter  dem  Schlagworte  der  verfassungswidrigen  Centralisation,  die 
das  altehrwürdige  Selfgovemment  und  damit  die  Wiege  der  politi- 
schen Tüchtigkeit  und  Freiheit  des  englischen  Volkes  sowie  dessen 
Nationalcharakter  auf  das  höchste  gefährde,  die  urteilslose  Menge  so- 
wie zahlreiche  um  die  Erhaltung  der  nationalen  Grundanschauungen 
besorgte  Patrioten  gegen  eine  moderne  Reform  der  inneren  Ver- 
waltung mächtig  zu  erregen.  Die  Unpopularität  der  Sanitätsakte 
und  des  Regimes  Chadwicks  wuchs  unter  solchen  Einflüssen  rapid 


^  Über  Toulmin  Smith  vgl.  den  Artikel  in  dem  Dictionary  of  National 
Biography.  Toulmin  Smith  gründete  eine  Anti-Centralisation  Society,  deren 
sämtliche  Pamphlete  er  selbst  schrieb,  und  die  mit  seinem  Tode  erlosch.  Im 
Jahre  1850  reiste  er  im  Lande  umher  und  hielt  überall  Vorträge  gegen  die  Cen- 
tralisation und  die  Vernachlässigung  des  alten  Common  Law.  Seine  Bücher  sind 
auch  deshalb  von  besonderem  Interesse,  weil  sich  der  Einflufs  derselben  sowohl 
bei  Gneis  t  deutlich  verfolgen  läfst,  wie  auch  bei  einem  anderen  deutschen  Schrift- 
steller und  Politiker,  der  gleichfalls  sehr  nachhaltig  auf  die  Beurteilung  englischer 
Verhältnisse  in  Deutschland  eingewirkt  hat,  nämlich  auf  Lothar  Buch  er. 
Dessen  vielgelesenes  Buch  „Der  Parlamentarismus  wie  er  ist^,  1854,  giebt  die 
Ansichten  von  Toulmin  Smith  so  genau  wieder,  dafs  selbst  die  Gegenüber- 
stellung des  Common  Law  als  des  wahren  englischen  Rechtes  und  des  Statute 
Law  als  der  Verschlechterung  desselben  —  eine  der  Lieblingsideen  Smiths  —  von 
Bucher  darin  buchstäblich  übernommen  wird.  Dafs  in  diese  anticentralistische 
Bewegung  sehr  starke  Motive  der  Partei-  und  Tagespolitik  hineinspielten,  ist 
bei  dieser  Übersetzung  ins  Deutsche  natürlich  hinweggefallen  und  so  ist  haupt- 
sächlich aus  dieser  in  Deutschland  fast  gänzlich  verborgen  gebliebenen  Litteratur 
heraus  ein  sehr  merkwürdiges  und  irreführendes  Bild  der  englischen  Gesetz- 
gebung und  Politik  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  konstruiert  worden, 
das  dann  wieder  der  Förderung  bestimmter  politischer  Ziele  in  Deutschland 
gedient  hat  Von  dem  Verhältnisse  Gneists  zu  den  Ideen  von  Toulmin  Smith 
wird  an  anderer  Stelle  noch  ausführlicher  gehandelt  werden. 
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an.  Die  Folge  davon  war,  dafs,  als  das  Ministerium  mit  seinem 
Antrage  auf  Verlängerung  der  Akte  von  1848  im  Jahre  1854 
hervortrat,  das  Parlament  diesen  Antrag  abwies  und  Chadwick 
pensionierte.  Das  Gesetz  selbst  wurde  nicht  aufgehoben,  sondern 
von  Jahr  zu  Jahr  erneuert  und  das  Central  Board  gleichfalls 
nominell  aufrecht  erhalten.  Der  Fall  Chadwicks  ist  :5war  er- 
klärlich, mufs  aber  als  das  unverdiente  Schicksal  dieses  bedeutenden 
Mannes  bezeichnet  werden,  der  für  Englands  Wohlfahrt  mehr  ge- 
leistet hat,  als  viele  von  den  populären  Scheingröfsen  seiner  parlamen- 
tarischen Ruhmeshalle.  Er  hat  übrigens  noch  lange  genug  gelebt,  um 
den  vollen  Triumph  seiner  Ideen  zu  sehen:  erst  1890  ist  er  gestorben. 
Chadwick  ist  durch  seine  zwanzigjährige  öffentliche  Wirksamkeit  einer 
der  seltenen  Volkserzieher  im  wahren  Sinne  des  Wortes  gewesen;  wenn 
auch  seine  Reformthätigkeit  zweifellos  zu  hastig,  zu  schonungslos,  zu 
wenig  bedacht  auf  den  Widerstand  selbstsüchtiger  Klasseninteressen 
vorgegangen  ist,  so  ist  sein  Übereifer  doch  vor  allem  daraus  ent- 
sprungen, dafs  er  mehr  denn  irgendein  anderer  seiner  Zeit- 
genossen die  furchtbaren  Leiden  und  die  entsetz- 
lichen Existenzbedingungen  der  arbeitenden  Klasse 
gekannt  hat,  mit  welchen  England  seine  industrielle 
Weltmacht  und  den  Reichtum  seiner  herrschenden  Klasse 
erkaufte.  Diese  Leiden  durch  ein  neues  Verwaltungsrecht  und 
entsprechende  Verwaltungsorganisation  zu  verringern,  ja  womöglich 
ganz  abzuschaffen,  wie  er  in  seinem  Optimismus  vermeinte,  war 
das  hohe  ethische  Motiv  seiner  Thätigkeit  und  darum  sollte  Chad- 
wicks Andenken  von  der  englischen  Demokratie  hoch  gehalten 
werden.  Sein  „freiheitsfeindlicher  Centralismus"  hat  der  Arbeiter- 
schaft Englands  gröfsere  Dienste  geleistet,  als  es  die  schönen 
Worte  Toulmin  Smiths  und  der  historischen  Verfassungstheoriker 
vom  Common  Law  und  der  geheimnisvollen  Kraft  der  altgermani- 
schen Institutionen  vermochten. 

Chadwicks  Arbeit  blieb  im  übrigen  der  Nation  unverloren. 
Vor  allem  überdauerte  die  durch  ihn  neu  geschaffene  kommunale 
Organisation,  die  bei  allen  ihren  Mängeln  dennoch  für  eine  grofse 
Zahl  von  städtischen  Ortschaften  eine  wesentliche  Verbesserung,  ja 
oft  erst  die  Begründung  einer  eigentlichen  Lokalverwaltung  be- 
deutete, sein  amtliches  Wirken.  Sodann  blieb  durch  den  nominellen 
Fortbestand  des  Board  of  Health,  das  nun  in  Wirklichkeit  keine 
Lokalverwaltungsbehörde,  sondern  eine  dem  Ministerium  unter- 
geordnete Medizinal-Deputation  vorstellte,  die  Centraloberaufsicht 
über  Municipal  und  Local  Boards  wenigstens  in  specifisch  sanitärer 
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Hinsicht  gesiciiert  und  auch  die  sanitätspolizeiliche  Gesetzgebung 
wurde  trotz  des  Geschehenen  unermüdlich  fortgesetzt.  Von  besonderer 
Bedeutung  ist  die  in  jener  Zeit  geschafifeqe  Ausbildung  der  Gesetze 
zur  Bekämpfung  sanitätswidriger  Zustände  (Nuisances)  überhaupt. 
Nach  Common  Law  waren  solche  Zustände  durch  gerichtliche  Klage 
seitens  des  Kirchspiels  (Indictment)  strafbar  zu  machen ;  aber  nun 
handelte  es  sich  darum,  durch  präventive  Administration  die  Hebung 
der  hygienischen  Lebensbedingungen  durchzusetzen.  Diesem  Zwecke 
dienten  die  Nuisance  Removal  Acts,  die  successive  seit  1846  erlassen 
worden  sind.  Durch  diese  wurde  dem  Board  of  Guardians  zum 
erstenmale  eine  über  die  Armenverwaltung  hinausgehende 
administrative  Funktion  anvertraut,  indem  die  Durchführung 
dieser  Gesetze  aufserhalb  der  Städte  und  der  von  Local  Boards 
verwalteten  Gemeinden  ihnen  übertragen  wurde.  Damit  war  der 
Keim  zur  Entwicklung  der  Sanitätsgesetzgebung  für  die  ländlichen 
Bezirke  und  der  Reorganisation  der  Lokal  Verwaltung  in  denselben 
gegeben.    Wir  werden  später  darauf  zurückkommen. 

Der  Nuisance  Removal  Act  von  1855  erweiterte  die  Befugnisse 
der  Local  Boards  und  Town  Councils  dahin,  dafs  er  diese  zur  An- 
stellung von  Sanitätsinspektoren  ermächtigte.  Das  neuerliche  heftige 
Auftreten  der  Cholera  nötigte  überdies  das  Parlament  zu  verstärkter 
legislatorischer  Thätigkeit  in  der  durch  diese  Gesetze  eingeschlagenen 
Bahn.  Nach  den  verschiedensten  Richtungen  wurden  gesetzliche 
Mafsregeln  im  Interesse  der  öffentlichen  Gesundheit  geschaffen,  an 
den  verschiedensten  Punkten  greift  eine  völlig  unsystematische,  kaum 
übersehbare  Masse  von  Statuten  ein,  bis  zuletzt  ein  völliges  Wirrsal 
administrativer  Kompetenzen  und  Befugnisse  geschaffen  war,  das 
jeden  wirklichen  Erfolg  trotz  aller  gesetzlichen  Bestimmungen  ver- 
hinderte. In  Bezug  auf  die  Organisation  der  Lokalverwaltung  wurde 
aber  durch  diese  Legislation  kein  principieller  Fortschritt  ge- 
macht; vielmehr  war  der  Hauptzweck  dieser  zwischen  1855  bis 
1867  erlassenen  Gesetzgebung  die  Schaffung  eines  vielseitigen  und 
ausgebildeten  materiellen  Verwaltungsrechtes.  Der  Local  Govern- 
ment Act  von  1858,  der  als  Ergänzung  der  Public  Health  Akte  von 
1848  gedacht  war,  brachte  zwar  eine  Reihe  von  Verbesserungen 
der  Lokalorganisation  und  eine  Vermehrung  der  administrativen  Be- 
fugnisse der  Local  Boards,  seine  Hauptbedeutung  liegt  aber  darin,  dafs 
er  die  Annahme  des  ganzen  in  dem  Public  Health  Act  und  dessen 
Nachträgen  kodifizierten  Rechtes  von  da  ab  einem  einfachen  Adop- 
tionsbeschlusse  des  betreffenden  Lokalverwaltungskörpers  überläfst. 
In  anderen  noch  nicht  konmiunal  organisierten  Ortschaften  genügt 
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dazu  ein  Beschlufs  der  Grundeigentümer  und  Ratepayer  und 
schliefslich  war  es  auch  Distrikten,  die  bisher  kein  geschlossenes 
städtisches  Gebiet  hatten,  freigestellt,  ein  solches  und  zugleich  damit 
die  durch  die  Local  Government-  und  Public  Health  Akte  ge- 
schaffene kommunale  Organisation  durch  Provisional  Order  des 
Home  Secretary  zu  erlangen.  Zugleich  wurde  durch  das  Gesetz 
das  Board  of  Health  nunmehr  vollständig  beseitigt;  die  medizinal- 
polizeiliche Funktion  desselben  wird  in  Zukunft  von  einem  dem 
Privy  Council  untergeordneten  Departement  besorgt,  dagegen  die 
wenigen  auf  die  innere  Verwaltung  bezüglichen  Funktionen:  wie 
Bestätigungen  von  Bye  Laws,  Erlassung  von  Provisional  Orders 
einer  Abteilung  des  Home  Office,  dem  Local  Government  Office,  an- 
vertraut. Für  die  Bestimmungen  über  Organisation  und  Funktion 
der  Lokalverwaltungsbehörden,  wie  sie  sich  mit  der  ersten  Public 
Health  Akte  ausgebildet  haben,  wurde  aber  —  und  dies  ist  das 
Entscheidende  --  nach  wie  vor  der  Charakter  des  fakultativen 
Rechtes  strenge  aufrecht  erhalten.  Durch  ein  Gesetz  von  1868 
wurde  der  rein  städtische  Charakter  dieser  kommunalen  Organi- 
sation noch  schärfer  ausgearbeitet,  indem  dieselbe  ausdrücklich 
auf  Orte  mit  mehr  als  8000  Einwohner  beschränkt  wurde. 

Das  Resultat  dieser  ganzen ,  diffusen  und  nichts  weniger  als 
planmäfsigen  Gesetzgebung  war  für  die  Organisation  der  inneren 
Verwaltung  die  Schaffung  eines  kaum  durchdringbaren  Dickichts 
unklarer  oder  widersprechender  Kompetenzen,  für  den  faktischen 
Zustand  der  Administration  die  Herbeiführung  völliger  Ungleich- 
mäfsigkeit  der  inneren  Verwaltung  in  den  einzelnen  Städten  und 
Ortschaften  als  Folge  der  fakultativen  Natur  des  ganzen  Rechtes. 
Das  Endergebnis  war,  dafs  der  „Voluntarismus"  der  Gemeinden,  auf 
dem  dieses  ganze  Recht  bisher  begründet  war,  die  von  ihm  er- 
wartete Triebkraft  zur  Verbesserung  der  Verwaltung  im  ganzen  und 
grofsen  allenthalben  vermissen  liefs.  So  unterlag  es  keinem  Zweifel, 
dafs  die  Gesetzgebung  principiell  andere  Bahnen  einschlagen  müsse. 
Der  Umschwung  wurde  wieder  von  einer  jener  gründlichen  Unter- 
suchungen des  gesamten  Verwaltungszustandes  des  Landes  durch 
eine  Royal  Sanitary  Commission  eingeleitet.  Diese,  im  Jahre  1868  ein-, 
gesetzt,  erstattete  1871  Bericht.  Derselbe  legt  die  Mängel,  die  innere 
Halbheit  und  die  darin  begründete  Unwirksamkeit  des  bestehenden 
Systems  mit  unübertrefflicher  Klarheit  auseinander.  Es  stellte 
sich  heraus,  dafs  zwar  über  700  städtische  Territorien  durch  Town 
Councils,  Improvement  Commissioners  oder  gewählte  Local  Boards 
nach  dem  bisherigen  Gesetze  kommunal  organisiert  waren,  aber  es 
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zeigte  sich  weiter,  dafs  in  den  meisten  Fällen  weder  die  genannten 
Körperschaften  von  den  ihnen  eingeräumten  Befugnissen  den  er- 
wünschten Gebrauch  machten,  noch  auch  die  ländlichen  Armenräte 
die  Kuisance  Kemoval  Acts  ernstlich  handhabten.    Das  Parlament 
hatte  an   legislatorischer  Arbeit   zweifellos  das  Seinige  geleistet, 
indem  es  eine  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  beruhende  Wohl- 
fahrtsgesetzgebung nach  den  verschiedenen  Richtungen  unter  dem 
Sammelbegriff  der  Public  Health  erlassen    hatte;   aber  es  zeigte 
sich,  dafs  die  bestehende  Verwaltungsorganisation  nicht  genügte, 
um  den  Buchstaben  dieser  Gesetze  in   Wirklichkeit  umzusetzen. 
An   den   meisten    Orten   bewahrten    die  Lokalverwaltungskörper- 
schaften völlige  Unthätigkeit  trotz  unerträglicher  Sanitätszustände 
in  ihren  Gebieten  und  trotz  der  fortschreitenden  Verelendung  der 
arbeitenden  Klassen.    Die  Folge  davon  waren  endemische  und  epi- 
demische Krankheiten  aller  Art;  eine  grofse  Anzahl  von  Menschen 
in    Stadt    und   Land    trank    regelmäfsig    ungereinigtes    Wasser, 
breite   Schichten  der  Arbeiterschaft   waren   physisch   degeneriert 
und  infolge  der  schlechten  Wohnungsverhältnisse  unfähig,  sich  aus 
ihrer  elenden  Lage  empor  zu  arbeiten.   Nach  wie  vor  wurde  Über- 
bevölkerung ganzer  Stadtteile  als  Hauptursache  der  physischen  und 
moralischen  Entartung  der  Massen  konstatiert.    Der  Hauptgrund 
für  diese  Mängel  lag  aber,  wie  der  Report  treffend  bemerkt,  vor 
allem  in  dem  fakultativen  Charakter  des  neuen  Verwaltungsrechtes, 
der  Unübersichtlichkeit  des  materiellen  Rechtes  und  in  der  völlig 
verfehlten  Organisation,  die  durch  Schaffung  von  zahllosen  Special- 
behörden ohne   System  und  Zusammenhang  entstanden  war  und 
mit  den  zahllosen  dadurch  hervorgerufenen  Reibungen  und  Kom- 
petenzkonflikten selbst  dem  guten  Willen  einzelner  Organe  schwere 
Hindernisse    bereitete.     Geschah    aber   in  den  Städten  immerhin 
noch  so  manches  zur  Durchführung  des  Gesetzes,  so  war  es  auf 
dem   Lande    völlig    unausgeführt    geblieben.     Weder    Armenräte 
noch  Vestries  hatten  von  ihren  Befugnissen  Gebrauch  zu  machen 
gesucht.     Besonders  hinderlich  für  eine  effektive   Administration 
war  überdies  der  chaotische  Zustand  der  Verwaltungsgebiete  der 
verschiedenen  im  Laufe  der  Jahre  geschaffeneu  Specialadministra- 
tionen.   Die  Petty  Sessional  Divisions,  in  denen  die  friedensrichter- 
liche Gerichtsbarkeit  geübt  wurde,  die  Poor  Law  Unions,  die  High- 
way Districts,  die  Kirchspiele  und  Grafschaften,  in  den  Städten 
überdies  verschiedene   Local  Boards  und   sonstige  Specialorgani- 
sationen  kreuzten  einander  ohne  die  geringsten  Rücksichten  auf 
eine  möglichst  gleichmäfsige  territoriale  Ordnung  der  Verwaltung; 
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alle  diese  Specialverwaltungen  besafsen  überdies  besondere  Beamten- 
schaft und  legten  besondere  Steuern  auf.  Vollends  aber  wurden 
diese  Übelstände  befestigt  durch  den  Mangel  einer  Centralbehörde. 
Mit  allem  Nachdmcke  weist  der  Report  auf  dieses  schwerste  Ge- 
brechen hin.  Die  Centralfunktionen  der  inneren  Verwaltung,  so- 
weit sie  existierten,  waren  aufgeteilt  unter  das  Poor  Law  Board, 
das  Home  Office,  das  Medical  Office,  das  Privy  Council  und  das 
Handelsamt.  Ferner  gab  es  überhaupt  keine  regelmäfsige  Central- 
inspektion  und  kein  Organ  für  eine  solche.  Dem  entsprechend 
fehlte  auch  jeder  regelmäfsige  Kontakt  zwischen  der  Central- 
behörde und  den  Lokalbehörden.  Gegenüber  diesen  Zuständen 
macht  nun  der  Report  folgende  erschöpfende  Vorschläge: 

1.  In  Bezug  auf  die  städtische  Verwaltung:  die  Lokal  Ver- 
waltung soll  überhaupt  in  die  Hand  einer  einzigen  Körperschaft 
gelegt  werden,  und  zwar  in  die  des  Town  Council  in  allen 
Boroughs,  in  die  der  Local  Boards  in  den  schon  bisher  nach  der 
Public  Health  Akte  konstituierten  oder  zu  konstituierenden  Ge- 
meinden über  3000  Einwohnern. 

2.  In  Bezug  auf  die  Lokalverwaltung  in  allen  ländlichen 
Distrikten,  d.  h.  allen  jenen  Gebieten,  die  nach  Abzug  der  früher  be- 
zeichneten städtischen  Gebiete  übrig  bleiben:  diesbezüglich  wird  vor- 
geschlagen, als  Verwaltungsgebiet  die  Union,  als  Verwaltungsbehörde 
die  Armenräte  zu  acceptieren.  Dies  vor  allem  aus  praktischen 
Rücksichten;  denn  letztere  besitzen  bereits  einen  grofsen  Teil  des 
erforderlichen  Beamtenapparates  und  sind  seit  längerer  Zeit  als 
Sanitätsorgane  auf  Grund  verschiedener  Gesetze  thätig.  Das  Kirch- 
spiel hat  sich  in  keiner  Weise  zu  einer  modernen  Lokalverwaltungs- 
behörde tauglich  gezeigt.  Wo  aber  die  Unions,  wie  dies  sehr 
häufig  der  Fall  ist,  das  Gebiet  eines  städtischen  Distrikts  zum 
Teil  in  sich  schliefsen,  soll  die  neue  Lokalverwaltungsbehörde  mit 
Ausschlufs  der  für  diesen  städtischen  Anteil  der  Union  gewählten 
oder  ex  officio  fungierenden  Guardians  gebildet  werden.  Endlich 
wird  verlangt,  dafs  die  Funktionsdauer  der  Mitglieder  von  Local 
Boards  und  Guardians  gleich  der  der  Town  Councillors  dreijährig 
mit  jährlicher  Neuwahl  eines  Drittels  sein  soll. 

3.  Es  wird  verlangt,  dafs  der  rein  fakultati\^  Charakter  der 
Public  Health  Akte  und  Local  Government  Akte  insoweit  aufzuhören 
habe,  als  die  Centralbehörde  berechtigt  sein  soll,  nicht  nur  auf 
Ansuchen  der  Guardians  oder  der  Bevölkerung,  sondern  aus  eigener 
Machtvollkommenheit  den  noch  nicht  kommunal  organisierten  Ge- 
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bieten  die  Eigenschaft  und  Organisation  eines  städtischen  Distriktes 
aufzuerlegen. 

4.  Endlich  soll  eine  starke  Centralverwaltung  eingerichtet 
werden.  Diese  soll  gebildet  werden  durch  Verschmelzung  der  vor- 
hin genannten  Bruchstücke  des  alten  Central  Board  mit  dem 
Armenamte  zu  einem  grofsen  Beamtenkörper,  der  nach  gleichen 
Grundsätzen  die  Inspektion  der  Sanitäts-  wie  der  Armenverwaltung 
durchzuführen  hat.  Die  neue  Centralbehörde  soll  mit  grofsen  Voll- 
machten ausgestattet  werden,  sie  soll  nicht  nur  die  Funktionen, 
die  bisher  dem  Home  Office  und  Privy  Council  zustanden ,  in  sich 
vereinigen,  sondern  sie  soll  auch  berechtigt  sein,  die  Lokalbehörden 
im  Falle  der  Versäumnis  ihrer  gesetzlichen  Pflichten  zur  Erfüllung 
derselben  zu  zwingen,  und  zwar  soll  dieser  Zwang  schon  auf  den 
Bericht  eines  Inspektors  der  Centralbehörde  hin,  nicht  wie  bisher 
erst  auf  Grund  einer  eingelangten  Beschwerde  aus  dem  betreffen- 
den Verwaltungsgebiete  eintreten.  Durch  Provisional  Orders  soll 
die  Centralbehörde  berechtigt  sein,  in  die  Lokalorganisation  unter 
gewissen  Bedingungen  abändernd  einzugreifen,  um  nach  allgemeinen 
staatlichen  Gesichtspunkten  die  vorhandenen  territorialen  Unregel- 
mäfsigkeiten  und  Kompetenzschwierigkeiten  zu  beseitigen.  Die 
finanzielle  Gebarung  der  Lokalverwaltung  soll  von  der  Central- 
behörde streng  überwacht  werden;  daneben  aber  soll  die  Central- 
behörde vor  allem  auch  dazu  beitragen,  durch  den  von  ihr  er- 
teilten Rat  (Advice)  die  richtige  Erfassung  der  den  Lokalbehörden 
zustehenden  Verwaltungsaufgaben  zu  fördern.  Treffend  weist  der 
Report  darauf  hin,  dafs  die  Klippe,  an  der  das  alte  Board  of 
Health  gescheitert,  vermieden  werden  müsse:  Die  Central- 
behörde dürfe  nicht  selbst  Lokal  Verwaltung  besorgen, 
sondern  immer  nur  die  Richtung  angeben,  welche 
diese  annehmen  soll. 

Durch  diese  neue  Organisation  sollte  aber  auch  das  mate- 
rielle Recht  erst  die  richtige  Bedeutung  und  Anwendbarkeit 
erlangen.  Es  lassen  sich  in  demselben  zwei  Hauptgruppen  von 
Bestimmungen  unterscheiden:  erstens  die  Summe  der  regelmäfsig 
den  Stadtvertretungen  verliehenen  Befugnisse,  die  unter  dem 
Sammelnamen  des  Law  of  Public  Health,  vereinigt  sind:  die  Be- 
stimmungen über  Wasserleitung,  Gaswerke,  Abfallbeseitigung  etc. 
Dieses  Recht  ist  zum  gröfsten  Teile  ein  Komplex  von  Normen  rein 
fakultativen  Charakters;  nur  einige  wenige  Haupt bestimmungen, 
wie  die  Errichtung  von  Ableitungskanälen  und  Trinkwasser- 
leitungen sind   obligatorisches  Recht.    Die  zweite  Gruppe   bilden 
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alle  in  den  Nuisance  Removal  Acts  gesammelten  Vorschriften,  die 
sich  ebenso  auf  städtische   wie  auf  ländliche  Verwaltungsgebiete 
erstrecken.  Durch  sie  werden  bestimmte  Zustände  als  Nuisances,  d.  h. 
als  öffentliche  Schädlichkeiten  definiert  und  die  Lokalverwaltungs- 
behörden verpflichtet,   durch    regelmäfsige  Inspektion   solche  Zu- 
stände festzustellen,   die   daran   Schuldtragenden  zur   Entfernung 
aufzufordern  und  im  Falle  der  Säumnis  mit  einer  Anklage  beim 
kompetenten   Gerichte  vorzugehen.    Als  solche  hat  der  jeweilige 
Petty  Sessional  Court  der  Friedensrichter  der  betreffenden  Graf- 
schaft oder  Stadt  zu  gelten  und  im  summarischen  Verfahren  das 
Urteil   zu   fällen.     Ebenso   hat  die  Lokalverwaltungsbehörde  das 
Recht,  die  notwendigen  sanitären  Anstalten  auf  Kosten  der  Schuld- 
tragenden durchzuführen.    Falls  die  Lokalbehörde   ihren  Pflichten 
nicht  nachkommt,  soll  nach  dem  Vorschlage  des  Reports  die  Central- 
behörde  berechtigt  sein,  durch  einen  von  ihr  delegierten  Beamten 
der  Grafschafts-   oder  Stadtpolizei   die  unterlassene   Anklage  auf 
Kosten  der    säumigen  Behörde    anzustrengen.     Durch    diese   Be- 
stimmung wird  nun   bewirkt,  dafs  die   Lokalverwaltungsbehörden 
ihre  Befugnisse  (Powers)  in  Zukunft  nicht  mehr  ungenützt  lassen; 
durch  die  Einführung  der  wirksamen  Centralkontrolle  nach  dem 
Muster    der    Armenorganisation    kann    erst   dieses    ganze    Recht 
dauernd  verwirklicht  werden.     Zugleich  schlägt  der  Report  eine 
Reihe  wichtiger  Zusätze  zu  dem  schon  bestehenden  materiellen 
Sanitätsrechte  sowie  die  einheitliche  Kodifikation  des  ganzen  Public 
Health  Law  in  ein  Gesetz  vor.    Die  Commissioners  fügen  dann 
auch  einen  detailliert  ausgearbeiteten  Entwurf  eines  solchen  Ge- 
setzes in  Gestalt  eines  sorgfältig  gearbeiteten  Kommentars  zu  dem 
geltenden  Rechte  ihrem  Berichte  bei  ^. 

Der  Eindruck ,  den  dieser  ausgezeichnete  Report  im  Parla- 
mente und  in  weiteren  Kreisen  machte,  war  so  nachhaltig  und  tief, 
dafs  man  sagen  kann :  es  ist  kein  einziger  seiner  Vorschläge  un- 
beachtet geblieben.  In  einer  Reihe  von  Statuten  wurden  in  den 
nächsten  Jahren  die  von  der  Kommission  ausgearbeiteten  Vorschläge 
zum  Gesetze  erhoben  und  hierbei  gröfstenteils  auch  die  von  den 
Commissioners  vorgeschlagene  Form  und  systematische  Ordnung 
beibehalten.  Zunächst  wurde  1871  durch  Parlamentsakte  34  & 
35  Vict.  c.  76  die  neue  Centralbehörde  unter  dem  Namen  des 
Local  Government  Board  genau  nach  den  Grundzügen,  wie 
sie  der  Report  gab,  gebildet,  durch  ein  Gesetz  des  Jahres  1872 


'  Second  Report  of  the  Royal  Sanitary  Commission  Vol.  I.  (P.  P.  1871  c.  281). 
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durch  Übertragung  gewisser  bisher  vom  Board  of  Trade  und  Home 
Office  geübter  Funktionen  ausgestaltet*.  Sodann  wurde  im  selben 
Jahre  die  ganze  vorhin  geschilderte  Organisation  der  Lokalver- 
waltung, wie  der  Report  sie  vorschlägt,  mit  sehr  geringen  Ände- 
rungen zum  Gesetze  erhoben.  Im  Jahre  1874  wurden  durch  ein 
Gesetz  die  sanitätspolizeilichen  Pflichten  der  Lokalbehörden  stark 
erweitert,  endlich  wurde  im  Jahre  1875  das  materielle  Sanitäts- 
recht neuerdings  in  Angriff  genommen,  in  vielen  Stücken  verbessert 
und  zuletzt  der  ganze  so  geschaffene  Komplex  von  Einzelstatuten 
samt  dem  reformierten  materiellen  Sanitätsverwaltungsrechte  zu 
einem  systematisch  gegliederten  Gesetze,  der  grofsen  Public  Health 
Akte  von  1875  (38  4  39  Vict.  c.  55)  verschmolzen,  indem  alle 
früheren  Gesetze  dadurch  aufgehoben  wurden. 

Dieser  grofse  Kodex  der  neuen  inneren  Verwaltung  Englands, 
durch  Zusammenfassung  und  Verbesserung  von  nicht  weniger  als 
43  Statuten  entstanden,  ist  eine  der  hervorragenden  und  gelungenen 
Kodifikationen  des  englischen  Rechtes;  in  343  Sektionen  und  5 
Schedulas  wird  sowohl  die  Organisation  der  Lokalverwaltung  als 
das  von  derselben  zu  handhabende  materielle  Recht  klar  und 
methodisch  nach  den  einzelnen  Gegenständen  abgehandelt. 

Damit  war  nun  für  die  Verwaltungsorganisation  Englands  die 
neue  Grundlage  zum  erstenmal  systematisch  und  umfassend  gegeben. 
Town  Councils,  Local  Boards  und  Improvement  Commissioners, 
letztere  nur  mehr  in  geringer,  von  Jahr  zu  Jahr  verminderter  Zahl, 
fungierten  von  nun  an  als  städtische  Organe  des  neuen 
Yerwaltungsrechtes  (Urban  Sanitary  Authorities),  die  Boards  of 
Guardians  als  ländliche  Funktionäre  desselben  (Rural  Sanitary 
Authorities):  an  der  Spitze  des  ganzen  neuen  Systems  stand  aber 
eine  durch  die  verschiedenen,  ihr  zuerkannten  Rechtsmittel  ge- 
nügend ausgerüstete  Centralbehörde  als  Oberinstanz  der  gesamten 
inneren  Verwaltung.  Von  diesen  Mitteln  aber  mufs  eines  noch 
besonders  hervorgehoben  werden,  weil  es  in  seiner  Eigenart  die 
merkwürdigste  Erscheinung  in  dem  System  der  englischen  Central- 
verwaltung  bedeutet,  durch  welche  diese  letztere  sich  theoretisch  und 
praktisch  durchaus  unterscheidet  von  den  verschiedenen  Formen 
centralisierter  staatlicher  Verwaltung  in  den  kontinentalen  Staaten. 
Es  ist  dies   die  Art  und  Weise,   wie  die  Unterordnung  der 


^  Der  erste  Präsident  des  Local  Government  Board  war  Stansfeld,  Mit- 
glied des  Cabinetes  Gladstone.  Vgl.  über  seine  Thätigkeit  die  scharfe  Kritik 
Simons  in  seinem  Buche  p.  854  fif. 
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lokalen  Verwaltungskörperschaften  unter  die  Central- 
behörde  mit  finanziellen  Vorteilen  für  diese  letztere  ver- 
knüpft wird.  Diese  Methode  hängt  mit  dem  grofsen  Probleme  der 
lokalen  Finanzverwaltung,  das  hier  nur  kurz  berührt  werden  kann, 
zusammen. 

Wie  wir  wissen,  ist  es  eine  der  Grundlagen  der  inneren  Ver- 
waltung Englands  seit  dem  Anfange  seiner  staatlichen  Entwicklung 
gewesen,  dafs  die  Kosten  der  inneren  Verwaltung  und  Recht- 
sprechung nicht  aus  dem  Staatsschatze  gedeckt  wurden,  sondern 
durch  eine  von  der  Staatsbesteuerung  völlig  getrennte  und  auch 
wieder  nach  den  einzelnen  Typen  der  historischen  Verwaltungs- 
gebiete differenzierte  Lokalbesteuerung.  Die  Kosten  der  Graf- 
schaftsverwaltung wurden  durch  die  County  Rate,  die  der  Muni- 
cipalverwaltung  durch  die  Borough  Rate,  die  der  Kirchspiels- 
verwaltung und  der  ganzen  darunter  begriffenen  Aufgaben  der 
inneren  Administration,  wie  des  Armenwesens,  Strafsenwesens  etc. 
durch  die  Poor  Rate  gedeckt.  Das  ganze  System  dieser  Lokal- 
steuern hatte  sich  seit  dem  Gesetze  der  Königin  Elisabeth  fast 
ausnahmslos  im  Anschlüsse  an  die  Poor  Rate  entwickelt 

Seit  dem  Gesetze  12  Geo.  IL  c.  29  war  die  Grafschaftsbesteue- 
rung aus  ungefähr  40  zum  Teile  sehr  alten  Specialsteuern  in  eine, 
auf  Basis  der  Armensteuer  umgelegte,  County  Rate  umgewandelt 
worden.  Dieses  Finanzrecht  des  „klassischen  Selfgovernment* 
blieb  durch  viele  Generationen  im  wesentlichen  unberührt.  Darf 
man  nun  gewifs  bei  der  Beurteilung  der  Kostenlosigkeit  der 
ehrenamtlichen  Landesverwaltung  die  hohen  Gebühren  (Fees),  die 
an  die  Clerks  of  the  Peace  und  Clerks  of  Justices  gezahlt  werden 
mufsten,  vom  Standpunkte  der  Bevölkerung  aus  nicht  allzugering 
veranschlagen,  so  ist  es  doch  andererseits  zweifellos ,  dafs  mit 
der  gegebenen  starken  Verwaltungstradition  für  die  Steuererforder- 
nisse der  Lokalverwaltung  eine  im  Laufe  der  Generationen  nur 
sehr  wenig  geänderte  Grundlage  geschaffen  war,  und  dafs  die  innere 
Verwaltung  Englands  thatsächlich  mit  den  möglichst  geringen  finan- 
ziellen, im  grofsen  und  ganzen  gleichmäfsig  auf  alle  Klassen  ver- 
teilten Lasten  für  die  Bevölkerung  geführt  worden  ist.  Die  völlige 
Erstarrung  der  inneren  Verwaltungsgesetzgebung  während  des 
XVIIL  Jahrhunderts  verstärkte  das  Beharrungsvermögen  der  lo- 
kalen Finanzen  überdies  wesentlich.  Lokalsteuern  sind  in  jener 
Zeit  thatsächlich  rein  lokale,  von  den  Friedensrichtern  ohne  jeg- 
liche weitere  Einmischung  von  Parlament  oder  Regierung  erledigte 
Angelegenheiten.    Erst  die  gewaltige  Steigerung  der  Armenlasten 
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brachte  notwendigerweise  dem  Parlamente  die  Bedeutung  der  Lokal- 
besteuerung fOr  das  wirtschaftliche  Wohl  der  ganzen  Nation  vor 
Augen.  Die  starke  Entlastung  infolge  der  Beform  des  Jahres 
1834  wurde  aber  für  den  Steuerträger  durch  die  gleichzeitig  be- 
ginnende intensivere  Ausgestaltung  der  Verwaltung  mehr  als  wett- 
gemacht. Vom  Standpunkte  des  letzteren  aus  bedeutete  jede  Reform 
immer  wieder  nur  neue  Steuern,  die  immer  wieder  auf  die  gleiche 
Klasse,  nämlich  auf  den  produktiven  Nutzniefser  (Occupier)  von 
Grund  und  Boden  in  Stadt  und  Land  fielen. 

In  die  nähere  geschichtliche  Entwicklung  des  Lokalsteuer- 
wesens werden  wir  an  anderer  Stelle  einzugehen  haben;  hier  sei 
aber  nur  die  Folgeerscheinung  dieser  unaufhaltsamen  Yergröfserung 
der  Lokalsteuerlast  hervorgehoben,  nämlich  die  darauf  begrün- 
dete Übernahme  eines  Teiles  der  Kosten  der  inneren  Ver- 
waltung durch  die  Staatskasse  (Treasury).  Damit  wurde 
zunächst  nicht  principiell,  sondern  von  Fall  zu  Fall  der  uralte  Ver- 
fassungsgrundsatz verlassen,  wonach  alle  Kosten  der  inneren  Ver- 
waltung, da  diese  eben  nur  Lokalverwaltung  war,  auch  wieder  nur 
durch  Lokalsteuern  gedeckt  zu  werden  hatten.  Der  Anfang  mit 
dem  neuen  System  wurde  im  Jahre  1846  gemacht,  indem  ein  Teil 
der  Auslagen  des  Armenkinderunterrichtes  und  der  armenärztlichen 
Pflege  auf  Reichskosten  übernommen  wurde. 

Dieses  Princip  der  Aushilfen  für  den  Lokalsteuerzahler  (Grants 
in  Aid),  zunächst  hauptsächlich  vom  Landed  Interest  gefordert, 
hielt  sich  mehrere  Jahrzehnte  in  engeren  Grenzen.  Im  Jahre  1853 
betrug  deren  Gesamtsumme  noch  immer  nicht  mehr  als  668  000  jß. 
Zahlreiche  führende  Staatsmänner,  darunter  Gladstone,  ver- 
hielten sich  ablehnend  gegen  eine  weitere  Entlastung  der 
Lokalsteuerzahler  durch  das  hauptsächlich  von  den  industriellen 
und  kommerziellen  Schichten  geschaffene  Steuereinkommen  des 
Staates.  Zu  Ende  der  60er  Jahre  aber  begann  auf  Orund 
einer  sehr  lebhaften  Agitation  agrarischer  Elemente  ein  wahrer 
Ereuzzug  gegen  den  Staatsschatz  zur  Erlangung  solcher  Steuer- 
unterstützungen für  den  Ratepayer.  Eine  hierauf  bezügliche 
principielle  Resolution  wurde  1872  im  Unterhause  angenommen; 
die  Annahme  der  Sanitätsgesetzgebung  in  den  Jahren  1871 — 1875 
mafste  aber  voraussichtlich  den  Lokalsteuerträgem  neue  Lasten 
auferlegen.  Zu  gleicher  Zeit  war  noch  immer  die  Furcht  vor 
einem  die  Sanitätsreform  gefährdenden  Widerstand  gegen  die  vor- 
geschlagenen centralistischen  Einrichtungen  in  parlamentarischen 
Kreisen  lebendig.     Um  nun  die  Popularität  dieser  Gesetze  von 

Bedlieli,  Eivl.  LokalyenraUung.  18 
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vornherein  zu  erhöhen  und  andererseits  auf  indirektem  Wege  den 
Einflufs  der  neu  geschaffenen  Centralbehörde  auf  die  Lokalverwal- 
tungsbehörden zu  sichern  und  zu  erweitern,  griff  das  Reformcabinet 
Gladstone  zu  einem  Mittel,  das  bereits  bei  der  Organisation  der 
neuen  Grafschaftspolizei  im  Jahre  1856  mit  bestem  Erfolge  an- 
gewendet worden  war.  Es  wurde  nämlich  bestimmt,  dafs  die  Lokal- 
verwaltungsbehörden die  Hälfte  der  Kosten  ihrer  obligatorischen 
Sanitätsorganisation,  nämlich  der  Gehalte  des  Medical  Officer  of 
Health  und  des  Inspector  of  Nuisance,  aus  dem  Staatsschatze 
rückersetzt  erhalten  sollen,  wenn  das  Local  Government  Board 
die  betreifenden  Beamten  als  tauglich  und  die  Anstellung  als 
ordnungsmäfsig  befunden  hat.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  für 
die  Jahre  1873  und  1874  ein  Special  Grant  von  100  000  jß  vom 
Parlamente  angewiesen  *. 

Die  Ingerenz  der  Centralbehörde  auf  die  Lokalverwaltungs- 
körper wird  also  gleichsam  durch  zwei  Gelenke  vermittelt :  erstens 
durch  die  Annahme  der  finanziellen  Unterstützung  aus  dem  Staats- 
schatze und  zweitens  die  hierdurch  eröffiiete  und  an  jene  Unter 
Stützung  bedingungsweise  angeknüpfte  Möglichkeit  einer  direkten 
Unterordnung  der  lokalen  Beamtenschaft  unter  die  Centralbehörde- 
Auf  diesem  Wege  nimmt  die  Centralbehörde  Einflufs  auf  den  Be- 
fähigungsnachweis der  Beamtenschaft,  auf  genügende  Höhe  des  Ge- 
haltes und  dadurch  gesicherte  wirksame  Thätigkeit  derselben  und 
wird  überdies  berechtigt,  den  administrativen  Mechanismus  des 
Sanitätsdienstes  vermittelst  General  Orders  zu  regeln.  Dadurch 
ferner,  dafs  das  Gesetz  die  Bestimmungen  des  Poor  Law  Act  über  das 
Verhältnis  der  besoldeten  Lokalbeamten  zu  der  Centralbehörde  nun 
auf  alle  Lokalverwaltungsbehörden  für  jene  Administrationszweige 
ausdehnt,  deren  Exekutivbeamte  ganz  oder  zum  Teil  mittelst  solcher 
Staatszuschüsse  besoldet  werden,  wird  ein  engerer  Nexus  zwischen 
Lokal-  und  Centralbehörde  herbeigeführt.  Diese  ganze  Einrichtung 
ist  aber,  wie  bemerkt,  konditioneller  Natur,  und  zwar  an  die 
Bedingung  geknüpft,  dafs  die  Lokalverwaltungsbehörde  des  ihr  an- 
gebotenen finanziellen  Vorteiles  sich  bedienen  wolle;  thut  sie  dies 
nicht,  so  bleibt  ihr  die  völlige  administrative  Autonomie  in  Bezug 
auf  die  Organisation  ihres  Beamtenapparates  gesichert.  In  solchen 
Fällen  ist  eben  das  Lokalverwaltungsamt  darauf  angewiesen,  sich 

^  Die  Geschichte  der  County  Rate  bei  6  n  ei  st,  Selfgovernment,  S.  116 
bis  126.  Über  das  System  der  „Grants  in  Aid"  Simon  op.  cit.  p.  370 ff.,  femer: 
Sidney  J.  Chapman,  Local  Government  and  State  Aid,  1899,  p.  88ff.;  Sidney 
Webb  in  Municipal  Journal,  1899,  p.  1313—1319. 
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der  anderen  ihm  zur  Durchführung  des  Gesetzes  gegebenen  Rechts- 
mittel zu  bedienen,  um  etwaige  mangelhafte  Durchführung  des 
Gesetzes  abzustellen. 

Ein  charakteristisches  Moment  dieser  Neuorganisation  ist  die 
völlige  Ausschaltung  des  Kirchspiels  aus  der  inneren  Verwaltung. 
Auf  diesen  Punkt  müssen  wir  näher  eingehen,  um  die  schon 
vorher  aufgeworfene  Frage  zu  beantworten,  in  welcher  Weise  das 
von  der  Mittelklasse  beherrschte  Parlament  das  Problem  einer 
ländlichen  Verwaltungsorganisation  und  speciell  der  Ortsgemeinde- 
verfassung behandelt  hat.  Zu  diesem  Zwecke  mufs  aber  noch 
auf  die  Zeit  vor  der  Reformbill  kurz  zurückgegangen  werden. 

Es  ist  bezeichnend  für  die  Reformbedürftigkeit  der  Institu- 
tionen des  „klassischen  Selfgovemment*',  d.  h.  der  oligarchischen 
Verwaltungsorganisation  Englands  im  XVIII.  Jahrhundert,  dafs 
die  Umgestaltung  der  Kirchspielsorganisation  sogar  von  den  allen 
politischen  Reformen  durchaus  abgeneigten  Parlamenten  Georgs  IIL 
und  Georgs  IV.  in  Angriff  genommen  worden  ist.  Es  ist  aber 
ebenso  bezeichnend  für  die  ganz  veränderte  Auffassung,  welche  mit 
dem  Eintreten  der  bürgerlich  kapitalistischen  Schichten  in  die 
herrschende  Klasse  in  betreff  der  Organisation  der  Verwaltung 
zum  Durchbruch  gelangte,  dafs  diese  Reformversuche  von  den 
liberalen  Regierungen  nach  1832  vollständig  fallen  gelassen  worden 
sind.  Den  Anstofs  gab  auch  hier  die  Erkenntnis  von  der  Reform- 
bedürftigkeit des  Armenwesens,  das  ja  fast  ausschliefslich  den 
lebendig  gebliebenen  Inhalt  der  Parochial  Administration  bildete. 
Die  ersten  Versuche  einer  Reform  des  Armenwesens  gingen  nun 
von  der  Anschauung  aus,  dafs  durch  eine  Verbesserung  der  Kirch- 
spielsorganisation eine  dauernde  Hebung  des  Armenwesens  erreicht 
werden  könne.  Der  erste  Schritt  in  dieser  Richtung  war  die 
sogenannte  Gilberts  Akte  von  1782,  deren  wir  schon  oben  gedacht 
haben.  Abgesehen  von  der  Reform  im  Armenwesen,  brachte  sie 
organisatorisch  nur  die  Neuerung,  dafs  von  da  ab  die  Vereinigung 
von  Kirchspielen  zu  Armenzwecken  und  die  Anstellung  von  be- 
soldeten Kirchspielsbeamten  ermöglicht  wurde.  Im  Jahre  1818  gab 
das  Parlament  ein  weiteres  in  dieser  Richtung  wirkendes  Gesetz: 
die  General  Vestries  Akte,  die  schon  deutlich  die  Tendenz  verriet, 
den  neuen  Anschauungen  von  der  Notwendigkeit  der  Korrelation 
von  Besteuerung  und  Teilnahme  an  der  mit  den  Steuergeldern 
bestrittenen  Verwaltung,  Ausdruck  zu  verleihen.  Dieses  Gesetz  be- 
zieht sich  auf  die  Open  Vestries  und  bestimmt,  dafs  die  Gemeinde- 
versammlung zu  Zwecken  der  Armenverwaltung  fortan  in  der  Weise 
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abgehalten  werden  könne,  dars  das  Stimmrecht  nach  einem  ab- 
gestuften Elassenwahlrecht  ausgeübt  wird,  so  dafs  den  Höchst- 
besteuerten ein  Plural  Votum  bis  zu  6  Stimmen  gesichert  ist.  Die 
auf  Kooptation  beruhenden  Select  Vestries,  dieser  Hauptübelstand, 
den  die  Entartung  der  Kirchspielsverfassung  mit  sich  gebracht  hatte, 
wurde  davon  nicht  berührt,  wohl  aber  von  dem  im  nächsten  Jahre 
erlassenen  Gesetze,  der  sogenannten  Select  Vestries  Akte  1819,  die 
gestattete,  dafs  Select  Vestries,  d.  h.  Gemeindeausschüsse  zum 
Zwecke  der  Kontrolle  der  Armenbeamten  als  ständige  Repräsentativ- 
organe nach  dem  vorhin  bezeichneten  Klassenwahlrechte  gebildet 
werden.  An  die  Stelle  der  Kooptation  trat  also  hier  ein  Scheinwahl- 
recht, das  im  Grunde  genommen  nur  die  höhere  Besitzklasse  im  Kirch- 
spiele zur  Herrschaft  zu  bringen  bestimmt  war.  Alle  diese  Gesetze 
sind  rein  fakultativ  gewesen*,  doch  hat  blofs  das  letztgenannte  viel- 
fach Annahme  gefunden.  1831  zählte  man  2349  Kirchspiele,  in 
denen  es  in  Kraft  stand.  Den  Abschlufs  der  Gesetzgebung  in 
dieser  Richtung  bildet  endlich  die  sogenannte  Hobhouse  Akte  von 
1831 ,  die  eine  erwählte  Select  Vestry  als  ständige  Gemeindever- 
tretung zur  Besorgung  aller  den  Kirchspielen  zustehenden  Funk- 
tionen für  Parishes  mit  mehr  als  800  Ratepayers  gestattete.  Dieses 
Gesetz  sollte  vor  allem  den  unbeschreiblichen  Verwaltungsmifs- 
ständen  abhelfen,  welche  in  den  als  Vororten  Londons  und  anderer 
Handels-  und  Industriecentren  des  Landes  erwachsenen  Riesenkirch- 
spielen hervorgetreten  waren  und  zu  ständigen  Beschwerden  Anlafs 
gaben  ^ 

Das  Charakteristische  dieser  ganzen  Gesetzgebung  und  das  für 
die  Entwicklung  der  Lokalverwaltung  ausschlaggebende  Moment 
in  derselben  lag  nun,  um  es  kurz  auszudrücken,  in  deren 
antidemokratischem  Charakter.  Die  Common  oder  Open  Vestry 
war  seit  Jahrhunderten  die  einzige  rein  demokratische,  der 
Verwaltung  dienende  Rechtsformation  Englands  und  sie  war 
auch  verhältnismäfsig  am  wenigsten  von  der  Ausbildung  der 
autokratischen  Klassenverwaltung  der  Friedensrichter -Oentlemen 
beeinflufst  worden.  Sie  bildete  in  Stadt  und  Land  eine  gleich- 
mäfsige,  weil  gröfstenteils  auf  Common  Law  und  dem  Statute  der 
Königin  Elisabeth  beruhende  Form  zur  Besorgung  rein  lokaler 
Gemeininteressen ;  dadurch  aber,  dafs  sie  ebensogut  die  volkreichen 
Kirchspiele  von   Städten  wie  Manchester,  Liverpool  oder  London 

*  Über  die  Geschichte  der  Kirch  Spielsverwaltung  siehe  Gneist,  Self- 
government,  cap.  IX;  Mackay  op.  cit.  p.  332  fif.;  Blake  Odgers,  Local 
Goverment,  p.  35  ff. 
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als  die  kleinen  und  kleinsten  Landgemeinden  umfafste,  wurde  es 
von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  immer  weniger  möglich,  diese  auf  dem 
Referendum  aller  Steuerzahler  begründete  Kommunalverfassung 
dauernd  als  Stück  des  gemeinen  Landesrechtes  aufrecht  zu  er- 
halten. Auch  hier  mufste  das  Repräsentativprincip  an  Stelle 
der  undifferenzierten  Gemeindeversammlung  treten.  Darin  lag  nun 
allerdings  für  jene  Epoche  des  noch  nicht  voll  im  demokratischen 
Sinne  ausgereiften  Bepräsentativgedankens  zweifellos  ein  Rück- 
schritt vom  Standpunkte  der  demokratischen  Doktrin ;  an  die  Stelle 
der  Versammlung  gleichmäfsig  stimmberechtigter  Insassen  der 
Gemeinden  trat  nun  nach  dem  den  Anschauungen  der  Mittel- 
klasse entsprechenden  Schema  eine  Gemeindevertretung,  welche 
die  unteren  Klassen  ihres  uralten  Einflusses  auf  die  Führung  der 
Parochial  AflFairs  beraubte.  Durch  die  Reform  von  1834  wurde 
nun  mit  der  Verlegung  der  Armenverwaltung  in  ein  neues,  von 
dsr  Centralverwaltung  abhängiges  Gebilde,  der  Vestry,  die  eigent- 
liche Lebenskraft  fast  vollständig  genommen.  Beides,  sowohl  die 
Umgestaltung  der  Organisation  des  Kirchspiels  wie  die  Aufhebung 
seiner  wichtigsten  Funktion,  waren  unvermeidliche  und  vom  Stand- 
punkte des  rückschauenden  Beobachters  in  Wahrheit  fortschrittliche 
Mafsregeln.  Überdies  hatte  sich  das  Parlament  zur  selben  Zeit  ent- 
schlossen, einen  anderen,  seit  Jahrhunderten  zu  den  Kirchspielsfunk- 
tionen gehörigen  Verwaltungszweig  gleichfalls  diesem  abzunehmen, 
nämlich  die  Sicherheitspolizei.  Längst  waren  in  den  grofsen 
Städten  und  auch  auf  dem  Lande  die  Polizeizustände  Englands 
ein  unerträglicher  Skandal,  der  Parish  Constable  zur  stehenden 
lustigen  Figur  der  Litteratur  geworden;  und  so  begann  notgedrungen 
das  konservative  Ministerium  Wellington  noch  vor  der  Reformbill 
zunächst  für  London  die  Kirchspielsverwaltung  für  die  Sicherheits- 
polizei zu  beseitigen.  Zu  dem  allen  kam ,  dafs  die  in  jener  Zeit 
vollzogene  Herstellung  der  religiösen  Toleranz  und  die  daran 
sich  schlielsende  Abschaffung  der  Church  Rate  das  Kirchspiel 
vollkommen  aufser  Thätigkeit  setzten.  In  den  Städten  wurde  es 
durch  die  Municipalreform  und  die  Sanitätsgesetzgebung  vollständig 
beiseite  geschoben;  als  dann  endlich  auch  in  den  ländlichen  Ver- 
waltungsgebieten die  Durchführung  der  neuen  Administration  den 
Armenräten  anvertraut  wurde  —  einige  kurzlebige  Versuche,  die 
Vestry  mit  sanitätspolizeilichen  Agenden  zu  betrauen,  waren  nach 
dem  Berichte  der  Kommission  von  1869  vollständig  mifslungen  — 
da  war  das  Kirchspiel  zur  völlig  ausgehöhlten  historischen  Form 
ohne  lebendigen  administrativen  Inhalt  geworden.    In  den  Armen- 
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Täten,  Local  Boards  und  Municipal  Boroughs  sowie  in  den  Quarter 
Sessions  der  Grafschaften  vollzog  sich  die  ganze  Arbeit  der  inneren 
Verwaltung;  nur  für  ein  grofses  und  wichtiges  Gebiet,  das  Lokal- 
steuerwesen, blieb  das  Kirchspiel  samt  seinen  alten  Funktionären, 
den  Overseers  nach  wie  vor  das  feste  Fundament  und  damit  auch 
ein  unentbehrliches  Organ  für  die  Feststellung  der  nunmehr  durch- 
aus auf  die  Zahlung  von  Lokalsteuern  aufgebauten  Wählerlisten. 

Es  kann  kein  Zweifel  darüber  herrschen,  dafs  mit  diesem  Ab- 
sterben der  Parishverwaltung  ein  ursprünglich  kräftiges  und  ge- 
sundes Element  der  englischen  Verfassung  und  Verwaltung  ver- 
loren gegangen  war,  dessen  Ausfall  in  einer  Zeit  der  aufsteigen- 
den Demokratie  um  so  mehr  ins  Gewicht  fallen  mufste,  als  die 
für  diese  letztere  so  notwendige  politische  Erziehung  der  Massen 
nur  durch  praktische  Teilnahme  an  öffentlichen  Angelegenheiten 
im  engsten  Kreise  des  Nachbarverbandes  am  besten  und  wirk- 
samsten besorgt  werden  kann.  Darum  ist  in  demselben  Augen- 
blicke, in  welchem  mit  der  Vollendung  der  auf  die  Public  Health 
Legislation  aufgebauten  Lokalverwaltung  der  Parish  vollständig 
obsolet  geworden  war,  auch  schon  wieder  der  erste  Plan  zur 
Regeneration  desselben  aufgetreten,  dessen  Urheber  der  damalige 
Präsident  des  Lokalverwaltungsamtes,  Goschen,  gewesen  ist.  Doch 
werden  wir  hierüber  am  besten  erst  im  Zusammenhange  mit  der 
Neuschöpfung  der  demokratischen  Landgemeindeverwaltung  im 
nächsten  Abschnitte  sprechen  ^ 

Überblicken  wir  nun  den  eben  geschilderten  Entwicklungsgang 
der  englischen  Kommunalorganisation,  so  wird  uns  vollständig  klar 
sein,  worin  sich  der  nachhaltige  Einflufs  der  in  der  Armengesetz- 
gebung zuerst  kodifizierten  Verwaltungsideen  auf  dieselbe  äufsert 
und  inwiefern  darin  auch  die  politischen  Tendenzen  der  herrschen- 
den Klasse  jener  Zeit  hervortreten.    Die  von  dem  Mittelstand  und 


*  über  die  Opposition  gegen  die  Umwandlung  der  Parish  Asseinbly  in  eine 
repräsentative  Gemeindeverfassung  macht  Sidney  Webb  in  seinen  oft  citierten 
Vorträgen  über  „Evolution  of  Local  Government"  auf  Grund  archivalischer 
Forschungen  sehr  interessante  Mitteilungen  (Municipal  Journal  1899  p.  1200 
nnd  1248).  Daraus  geht  hervor,  dafs  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des 
XIX.  Jahrhunderts  in  einer  grofsen  Zahl  städtischer  und  ländlicher  Kirchspiele 
noch  eine  ganz  kräftige  Verwaltung  in  der  alten  Form  der  Open  Vestry  ge- 
führt worden  ist.  Webb  weist  darauf  hin,  dafs  in  der  durch  die  whiggistische 
Gesetzgebung  erfolgten  Beseitigung  dieser  ursprünglichen  Form  der  demo- 
kratischen Lokalverwaltung  einer  der  Gründe  für  die  Erbitterung  der  Massen 
gegen  die  Whigpartei  zu  finden  ist,  aus  der  die  chartistische  Bewegung  einen 
Teil  ihrer  Kräfte  gewonnen  hat. 
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dem  Kleinbürgertume  unter  Beihilfe  der  Arbeiterschaft  vollzogene 
Wahlreform  des  Jahres  1832  hatte  ein  Parlament  geschaffen,  welches 
die  Forderung  Benthams  nach  Schaffung  centraladministrativer  Be- 
hörden zwar  zögernd  annahm,  andererseits  aber  alle  demokratischen 
Forderungen  Benthams  auf  jenes  Mafs  herabsetzte,  das  sich  mit 
den  Existenzbedingungen  der  politischen  Vorherrschaft  der  Mittel- 
klasse vertrug.  Diese  Tendenz  leuchtet  klar  hervor  aus  dem  zuerst 
in  der  Kirchspielsreform,  dann  bei  der  Bildung  der  neuen  Armenräte 
angewandten  System  des  plutokratisch  wirkenden  Klassenwahlrechtes, 
verbunden  mit  dem  Pluralvotum  der  Besitzenden;  sie  zeigt  sich 
aber  auch  vor  allem  in  der  Haltung  des  Parlamentes  gegenüber 
der  Forderung  nach  einer  Neuorganisation  der  inneren  Verwaltung. 
Der  politische  Gehalt  jeder  Verwal tu ngs reform  steckt  allezeit 
in  der  besonderen  Art  und  Weise  der  damit  geschaffenen  Organi- 
sation, indem  dadurch  kund  gemacht  wird,  welche  Klassen  und 
welche  socialen  Elemente  nach  Absicht  des  Gesetzgebers  die  öffent- 
liche Gewalt  thatsächlich  handhaben  sollen.-  Da  ist  es  nun  be- 
zeichnend, dafs  die  Mittelklasse,  die  die  Notwendigkeit  einer  neuen 
unter  dem  Schlagworte  der  Public  Health  zusammengefafsten  Ver- 
waltung, wenn  auch  mit  steigender  Unlust,  einsah,  dennoch  die 
damit  verbundene  Neuorganisation  der  Komraunalverwaltung  aus- 
nahmslos nach  den  Grundsätzen  der  Armenverwaltung  eingerichtet 
hat  und  nicht  nach  den  freieren,  aus  den  Ideen  des  demokratischen 
Radikalismus  unmittelbar  herausentwickelten  Grundsätzen  der 
Municipal reform.  Damit  hängt  auch  die  unleugbar  langsame  und 
geringfügige  ^Fortentwicklung  der  Municipalverfassung  und  Ver- 
waltung in  den  der  Reform  folgenden  Jahrzehnten  zusammen.  Weder 
wurde  versucht,  die  vorhandenen  Mängel  derselben  zu  verbessern, 
vor  allem  den  Wirkungskreis  der  Municipalverwaltung  zu  erweitern, 
noch  auch  wurde  von  den  darin  gegebenen  Vollmachten  zur  Kon- 
solidierung der  so  stark  zersplitterten  Lokalverwaltung  in  die 
Hand  des  Town  Council  umfassender  Gebrauch  gemacht.  Ganz 
allgemein  erwies  sich  die  Mittelklasse  gar  bald  als  Gegnerin 
radikaler  Reformen  und  Principien  in  der  Gesetzgebung  und  der 
Führung  der  öffentlichen  Geschäfte  überhaupt. 

Endlich  verrät  sich  dieselbe  Erscheinung  des  schnellen  Zurück- 
ebbens  der  reformatorischen  Bewegung  parallel  mit  der  Festsetzung 
des  industriellen  Bürgertums  als  beherrschenden  Faktors  im  poli- 
tischen Leben  Englands  auf  höchst  bezeichnende  Weise  in  jenem  Ge- 
biete der  Verwaltungsorganisation,  an  welches  die  Reformer  lange 
kaum  heranzutreten  wagten,  nämlich  in  betreff  der  Grafschafts- 
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Verwaltung.  Wohl  versuchten  die  Radikalen  im  Parlamente  so- 
gleich nach  Durchführung  der  Municipalreform  und  dann  in  kurzen 
Intervallen  immer  wieder  die  whiggistisch-liberale  Majorität  zur 
Umgestaltung  der  Friedensrichterverwaltung  in  eine  repräsentative, 
administrative  Körperschaft  zu  drängen,  aber  ein  kurzer  Überblick 
über  die  Geschichte  dieser  Bestrebungen  zeigt  am  besten,  wie  sehr 
die  ehrlichen  Radikalen  und  die  Führer  der  Arbeiterschaft  im 
Rechte  waren,  wenn  sie  den  Whigs  jener  Zeit  allen  ernstlichen 
demokratischen  Reformeifer  rundweg  absprachen. 

Der  Gedanke  einer  Reform  der  Grafschaftsverwaltung  nahm 
seinen  Ausgangspunkt  von  dem  alten  Losungsworte  der  Radikalen, 
dem  Rufe  nach  sparsamer  Verwaltung.  Gleichzeitig  fing  man  auf 
radikaler  Seite  an,  das  eben  noch  mit  Erfolg  für  die  Reform  des 
Parlamentswahlrechtes  aufgestellte  Princip,  es  müsse  die  Steuer- 
pfiicht  Hand  in  Hand  gehen  mit  der  Teilnahme  an  der  die  Steuer- 
gelder verausgabenden  Verwaltung,  nun  auch  auf  die  Friedensrichter- 
kollegien als  Administratoren  der  Grafschaftsfinanzen  auszudehnen. 
Im  Jahre  1835  wurde  auf  Betreiben  Joseph  Humes  eine  Kommission 
zur  Untersuchung  der  Verwaltung  der  Grafschaftsgelder  ernannt,  die 
im  Jahre  1836  Bericht  erstattete.  Im  Anschlüsse  daran  brachte 
Hume  eine  Gounty  Board  Bill  ein,  die  erste  einer  langen  Reihe 
von  Versuchen,  die  historische  Form  der  Grafschaftsverwaltung  zu 
Gunsten  der  Einführung  eines  elektiven  Organes  umzugestalten. 
Bezeichnenderweise  ist  diese  erste  Bill  noch  unter  dem  Eindrucke 
der  municipalen  Reform  weit  radikaler  als  die  ihr  nachfolgenden« 
Hume  wollte  die  jurisdiktioneile  und  administrative  Thätigkeit  der 
Friedensrichter  trennen  und  die  letztere  einem  Gounty  Board  an- 
vertrauen, das  ähnlich  wie  die  Town  Councils  direkt  von  den  Rate- 
payers  gewählt  werden  sollte.  Als  gründlicher  Radikaler  verlangt 
Hume,  dafs  in  Zukunft  diese  Gounty  Boards  auch  auf  die  Er- 
nennung der  Friedensrichter  einen  Einfiufs  ausüben  sollen.  Diese 
Bill  erschreckte  die  Whigs  nicht  minder  als  die  Tories  und  kam  natür- 
lich nicht  über  die  erste  Lesung  hinweg.  In  dem  nächsten  Jahr- 
zehnt trat  nun  der  Gedanke  einer  solchen  Reform  vollständig  in 
den  Hintergrund.  Erst  als  nach  dem  Siege  der  Anticornlawleague 
und  dem  Falle  des  konservativen  Cabinets  Peel  wieder  eine  starke 
Reförmströmung  hervortrat,  brachte  der  Veteran  der  radikalen 
Fraktion,  Joseph  Hume,  abermals  einen  Antrag  auf  Änderung  der 
Grafschaftsverwaltung  ein.  In  seiner  Rede  wies  er  darauf  hin, 
dafs  vornehmlich  in  Lancashire,  aber  auch  in  anderen  Landesteilen, 
zahlreiche   öffentliche   Versammlungen    Resolutionen   zu   Gunsten 
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der  Einfahrung  einer  die  Steuerzahler  repräsentierenden  Grafschafts- 
verwaltung beschlossen  hfttten.  Als  Hauptgrund  dieser  vornehmlich 
von  den  Farmern  getragenen  Bewegung  war  die  starke  Zunahme 
der  Grafschaftssteuem  anzusehen,  die  trotz  der  inzwischen  von 
dem  Schatzkanzler  geleisteten  Hilfen  immerfort  anstiegen;  aber 
diese  neue  Gounty  Reformbill  ging  viel  weniger  weit  als  die  von 
1837.  Es  sollten  die  County  Boards  zur  Hälfte  aus  Friedens- 
richtern, zur  Hälfte  aus  Delegierten  der  Armenräte  gebildet  werden. 
Auch  diese  Bill  wurde  ohne  lange  Debatten  durch  den  Sessions- 
schlufs  beseitigt.  Im  Jahre  1850  nahm  Milner  Gibson,  ein  hervor- 
ragendes Mitglied  der  liberalen  Partei,  den  Gedanken  in  seiner 
County  Rates  and  Expenditure  Bill  wieder  auf.  In  der  darüber 
geführten  Debatte  wird  von  beiden  Parteien  zugegeben,  dafs 
das  Repräsentativprincip  auch  auf  die  Grafschaftsverwaltung  aus- 
gedehnt werden  sollte;  aber  eine  Reform  erschien  den  meisten  aus 
dem  Grunde  unnötig,  weil  in  der  vorhandenen  historischen  Zu- 
sammensetzung der  Quarter  Sessions  die  beste  Repräsentation  der 
Steuerzahler  gegeben  sei.  Die  Bill  Milner  Gibsons  wollte  die 
County  Boards  wieder  zur  Hälfte  aus  Friedensrichtern,  zur  Hälfte 
aus  direkt  von  den  Steuerzahlern  gewählten  Mitgliedern  bilden. 
Obgleich  nun  selbst  Sir  Robert  Peel  principiell  mit  der  Bill  ein- 
verstanden zu  sein  erklärte,  blieb  auch  dieser  Versuch  erfolglos. 
Das  zu  seiner  Prüfung  eingesetzte  Select  Gommittee  verwarf  den 
Entwurf  und  dementsprechend  lehnte  das  Unterhaus  in  der  zweiten 
Lesung  die  Bill  ab.  Nicht  besser  erging  es  dem  Gesetzentwurfe 
bei  seiner  Wiedereinbringung  im  Jahre  1851  und  1852.  Ein  neuer- 
licher, gleichfalls  erfolgloser  Versuch  wurde  im  Jahre  1860  durch 
eine  von  Sir  John  Trelawney  eingebrachte  Bill  gemacht.  Im 
Jahre  1868  brachte  der  Abgeordnete  Wyld  abermals  einen  Antrag 
ein  auf  Einsetzung  von  County  Boards,  von  denen  die  Hälfte  Dele- 
gierte der  Armenräte  sein  sollten,  jedoch  sollte  es  den  Graf- 
schaften überlassen  sein,  diese  Bill  anzunehmen  oder  nicht. 
Im  darauffolgenden  Jahre  nahm  sich  zum  erstenmal  ein  Ministe- 
rium dieses  Gedankens  an.  Das  konservative  Cabinet  brachte 
durch  den  Unterstaatssekretär  KnatchbuU  -  Huggessen  eine  Bill 
auf  Errichtung  von  gewählten  Grafschaftsbehörden  ein,  nachdem 
schon  in  der  Thronrede  eine  solche  feierlich  angekündigt  worden 
war;  aber  diese  Bill  war  so  oberflächlich  gearbeitet  und  auf  den 
ersten  Blick  so  undurchführbar,  dafs  die  Regierung  selbst  alsbald 
den  Antrag  zurückzog. 

Überblickt  man  diese  30jährige  Geschichte  des  Versuches,  ge- 
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Wählte  Grafschaftsbehörden  einzuführen,  so  wird  man  trotz  der  in 
politischen  Pamphleten  und  Versammlungsreden  jener  Zeit  oft 
wiederholten  Redensarten  von  der  Notwendigkeit,  das  Princip  der 
Repräsentation  der  Steuerzahler  auch  hier  durchzuführen,  dennoch 
nicht  einen  Augenblick  daran  zweifeln,  dafs  es  keinem  einflufs- 
reichen  Elemente  der  herrschenden  Klasse  mit  solcher  Reform 
Ernst  war.  Das  Schicksal  der  verschiedenen  Bills  entsprach  vor 
allem  den  thatsächlichen  Verhältnissen.  Wie  Lord  Russell  selbst 
einer  Deputation  sagte,  trug  das  Land  nach  einer  solchen  Reform 
überhaupt  kein  Verlangen.  Mit  Ausnahme  der  Farmer  war  die  höhere 
Mittelklasse  mit  dem  Fortbestande  der  Friedensrichterverwaltung 
völlig  zufrieden ;  denn  —  und  das  war  der  hauptsächliche  Grund  des 
geringen  Refonneifers  der  liberalen  Partei  —  seit  der  Reformbill 
waren  in  allen  Gounties,  in  welchen  die  liberale  Partei  dominierte, 
zahlreiche  Fabriksbesitzer,  Kaufleute,  Advokaten,  die  jener  ange- 
hörten, in  die  Liste  der  Friedensrichter  aufgenommen  worden.  Den 
Massen  einen  Einflufs  auf  die  Friedensrichterbank  zu  gewähren, 
daran  dachten  aber  auch  vorgeschrittene  Radikale,  wie  Hume  und 
Bright,  noch  lange  nicht  und  dies  umsoweniger,  als  das  Parlament 
in  jener  Epoche  die  administrativen  Funktionen  der  Friedensrichter 
wesentlich  verstärkt  hatte  ^ 

Wir  haben  von  der  umfassenden  und  vielseitigen  Verwaltungs- 
gesetzgebung,  die  im  Gefolge  der  Reformbill  eintrat,  bisher  nur 
denjenigen  Kreis  von  Statuten  in  Betracht  gezogen,  der  unmittelbar 
mit  der  kommunalen  Lokalverwaltung  verknüpft  ist,  das  neue 
Armengesetz ,  die  Public  Health  Gesetzgebung  und  was  mit 
letzterer  zusammenhängt.  Im  weiteren  Sinne  gehört  dazu  auch 
die  neue  Arbeiterschutzgesetzgebung,  die  in  verschiedenen  Factory 
und  Workshop  Acts  niedergelegt  wurde.  In  allen  diesen  Fällen 
hatten  die  Justices  of  Peace  nichts  mit  der  Verwaltung  dieser 
neuen  Administrationszweige  zu  thun;  aber  ihre  jurisdiktioneile 
Funktion  wurde  durch  diese  Gesetze  vielfach  erweitert,  denn  alle 
diese  Gesetze  erhielten  zuletzt  ihre  Kraft  durch  die  mit  ihnen  ge- 
gebenen Strafsanktionen,  deren  Durchführung  zunächst  wieder  dem 
Friedensrichter  oblag.  Auch  das  neue  Armengesetz,  das  zwar  den 
Friedensrichtern  die  administrativen  Funktionen  im  Armenwesen 
fast  vollständig  genommen  hatte,  hielt  doch  deren  judicielle  Thätig- 

^  Über  die  County  Financial  Boards  vgl.  II  ansard,  Pari.  Debates,  36.  Bd., 
p.  415  ff.;  Debatte  vom  13.  Juni,  108.  Bd.  (1850)  p.  372  ff.,  109.  Bd.  (1852); 
Debatte  vom  18.  Februar,  196.  Bd.  (1868)  p.  602  ff.;  ferner  einen  Aufsatz  im 
„Economist"  vom  14.  April  1888:  „Former  County  Boards  Projects". 
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keit  auf  dem  ganzen  damit  zusammenhängenden  Verwaltungsgebiete 
aufrecht,  wie  in  betreff  der  Heimatsgesetzgebung,  der  Ansprüche 
von  Armenverbänden  untereinander  u.  s.  w.;  aber  daneben  hatten  sich 
ganz  neue  Gebiete  für  die  Thätigkeit  der  Friedensrichter  auf  Grund 
der  neuen  Gesetzgebung  erschlossen,  so  vor  allem  eine  Funktion, 
die,  obgleich  an  sich  rein  administrativ,  in  England  vom  Anfange 
an  und  auch  gegenwärtig  noch  als  eine  richterliche  Funktion  auf- 
gefafst  wird,  nämlich  die  Erteilung  von  Licenzen  zum  Betriebe 
des  Gast-  und  Wirtsgewerbes  aller  Art  (Licensing).  Daneben 
besafsen  sie  auch  noch  die  Verwaltung  jener  zahlreichen  Kon- 
zessionen, die  trotz  vollständig  durchgeführter  Gewerbefreiheit 
übrig  geblieben  waren,  wie  z.  B.  die  Erteilung  von  Hausiererpässen, 
von  Erlaubnisscheinen  für  Wandergewerbe  u.  s.  w.  Die  Ausbildung 
des  Strafsenwesens  im  Anschlüsse  an  das  Gesetz  vom  Jahre  1836 
schuf  weiters  den  Friedensrichtern  einen  gröfseren  Wirkungskreis 
sowohl  als  administrative  Kontrollinstanz  der  Highway  Parishes 
und  Districts,  sowie  auch  als  Richter  in  Wegerechts-  und  Polizei- 
sachen. Die  Gesundheitsgesetzgebung  selbst  vergröfserte  den  Kreis 
der  polizeilichen  Strafgerichtsbarkeit  der  Friedensrichter  so  aufser- 
ordentlich,  dafs  das  Parlament  zu  gleicher  Zeit  eine  vollständige 
Neuordnung  und  Kodifikation  des  summarischen  Verfahrens,  das 
hier  durchweg  zur  Anwendung  gelangte,  in  zwei  Gesetzen  vom 
Jahre  1848  zu  erlassen  für  hotwendig  fand.  Die  seit  der  Mitte 
des  Jahrhunderts  vielfach  verbesserte  Verwaltung  des  Irrenwesens 
in  öffentlichen  Anstalten  (Lunatic  Asylums)  brachte  den  Justices 
of  Peace  abermals  vermehrte  administrative  und  zugleich  auch 
richterliche  Arbeit  in  den  Quarter  Sessions;  vor  allem  aber 
wurde  der  Kompetenzkreis  der  Friedensrichter  durch  die  Re- 
form des  Polizeiwesens  sehr  ansehnlich  erweitert.  Es 
ist  schon  oben  darauf  hingedeutet  worden,  dafs  lange  vor  der 
Reformbill  der  völlige  Zusammenbruch  der  historischen  Polizei- 
verwaltung Englands  eingetreten  war.  Sir  Robert  Peel  als  Minister 
des  Inneren  im  Cabinet  Wellington  setzte  die  erste  Reform  des 
Polizeiwesens  für  London  durch,  wo  die  Polizeizustände  geradezu 
beispiellos  geworden  waren.  1829  wurde  durch  Parlamentsakte  ein 
besonderes  hauptstädtisches  Polizeicorps,  Metropolitan  Police,  er- 
richtet und  dieses  unter  den  Home  Secretary  gestellt,  im  Jahre 
1856  unter  besonderen,  dem  Ministerium  des  Inneren  unterge- 
ordneten Commissioners  reorganisiert.  Das  Gleiche  geschah  1829 
und  1830  für  die  City.  Der  unleugbar  grofse  Erfolg  dieser  Reform 
des  Polizeiwesens  und  der  Übertragung  der  Polizeigewalt  an  die 
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Town  Councils  liefs  eine  Änderung  der  Polizeiorganisation  der 
Grafschaften  sehr  bald  unvermeidlich  erscheinen.  1842  wurde 
zwar  noch  einmal  versucht,  das  System  der  Kirchspielpolizei  für 
die  Landgemeinden  zu  galvanisieren :  jeder  Mann  zwischen  25  und 
55  Jahren,  der  mehr  als  4  SS  Rates  entrichtete,  sollte  verpflichtet 
sein,  als  Parish  Constable  zu  dienen.  Das  Gesetz  blieb  auf  dem 
Papier  und  ist,  wie  Maitland  humoristisch  bemerkt,  heute  ebenso 
obsolet  wie  ein  Gesetz  des  Königs  Ethelbert.  Zwar  wurde  auch 
hier  die  Reform  vorsichtig  durchgeführt,  indem  zunächst  den 
Counties  1839  die  fakultative  Vollmacht  verliehen  wurde,  eine  be- 
soldete Polizeimannschaft  zu  organisieren.  Auch  hier  begann  man 
die  unentbehrliche,  aber  im  Lande  stark  angefochtene  Centrali- 
sierung  in  der  Weise  durchzuführen,  dafs  man  sie  mit  finanziellen 
Vorteilen  für  die  Lokalverwaltungskörper  verband.  Im  Jahre 
1856  wurde  die  Einrichtung  einer  besoldeten  Polizei  in  jeder 
County  obligatorisches  Gesetz  und  zugleich  den  Grafschaften 
gleichwie  den  Städten  V*,  später  die  Hälfte,  ihrer  Polizeikosten 
aus  der  Staatskasse  rückersetzt,  wenn  sie  sich  der  Inspektion 
durch  Inspektoren  des  Home  Office  fügten  und  ihr  Polizeiwesen  in 
einem  Zustande  erhielten,  der  den  Anforderungen  der  Gentral- 
behörde  entspracht. 

Schon  dieser  Überblick  genügt,  um  erkennen  zu  lassen,  dafs 
die  Kompetenz  der  Friedensrichter  seit  1832  unablässig  erweitert 
worden  ist.  Diese  Erscheinung  war  die  unausbleibliche  Folge  der 
fortwährenden  Steigerung  des  Umfanges  und  der  Intensität  der 
öffentlichen  Verwaltung  seit  der  Reformbill.  Während  aber  nun 
für  die  städtischen  Gebiete  in  den  Town  Councils  und  den  neu- 
kreierten Kommunalbehörden  verschiedene  Organe  vorhanden  waren, 
auf  welche  die  neue  Verwaltungslast  verteilt  wurde,  blieb  für  die- 
jenigen Gesetze,  die  sich  auf  die  ländlichen  Bezirke  erstreckten, 
nichts  anderes  übrig,  als  die  Friedensrichter  mit  neuen  Aufgaben 
zu  betrauen.  Damit  geschah  aber  in  Bezug  auf  die  Organisation 
der  Grafschaftsverwaltung  trotz  der  verschiedenen  vorhin  ange- 
führten Versuche  nicht  das  Geringste.  Die  einzigen  Ergebnisse  jener 
Reformbestrebungen  waren  das  Gesetz  von  1851,  welches  die  Ein- 
führung direkter  Besoldung  für  die  Clerks  of  the  Peace  an  Stelle 
des  alten  Sportelwesens  vorschrieb,  und  di«  Akte  15  u.  16,  Vict. 


*  Über  die  Geschichte  des  neuen  Polizeiwesens  vgl.  Maitland,  Justice 
and  Police,  p.  104.  Hierüber  wie  über  die  alte,  oben  nicht  näher  auseinander- 
gesetzte Polizeiorganisation  siehe  Gneist,  Selfgoyemment,  p.  877—882. 
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c.  84,  durch  welche  die  Quarter  Sessions  verpflichtet  wurden,  jähr- 
lich einen  finanziellen  Rechenschaftsbericht  zu  publizieren. 

Gerade  die  Zunahme  der  Grafschaftsverwaltung  an  Bedeutung 
und  Inhalt  war  ein  Hauptgrund  fQr  die  herrschende  Klasse,  diese 
wichtigen  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  noch  auf  lange  hinaus  sich 
selbst  als  Domäne  ihres  ungestörten  Einflusses  zu  erhalten.  Wenn, 
wie  ein  Tory  in  einer,  der  Debatten  über  die  County  Boards  sagte, 
es  schon  nicht  zu  verhindern  gewesen,  dafs  das  kleine  Bürgertum 
(Small  Trades  People  and  Shopkeepers)  massenhaft  die  Town 
Councils,  Local  Boards  und  Armenräte  besetze,  so  mttsse  die  Bank 
der  Friedensrichter  der  Gentry  ausschliefslich  erhalten  bleiben. 

In  dem  vorstehend  geschilderten,  so  verschiedenartigen  Ver- 
halten der  bürgerlichen  Klasse  zu  den  verschiedenen  Problemen 
der  Verwaltungsreform,  sowie  in  dem  unsystematischen,  fast  möchte 
man  sagen,  rohen  Empirismus,  der  speciell  die  Gesetzgebung  jener 
Epoche  über  die  innere  Verwaltung  charakterisiert,  prägt  sich  die 
jener  Generation  des  bürgerlichen  Mittelstandes  Englands  eigen- 
tümliche politische  Denkweise  vielleicht  am  schärfsten  aus:  jener 
Generation,  die  unter  dem  Einflüsse  der  nüchternen  und  flachen 
Lehrweisheit  der  Epigonen  der  klassischen  Nationalökonomie  dazu 
erzogen  war,  in  dem  praktischen  Menschenverstände  und  in  dem  im 
täglichen  Leben  mit  Erfolg  angewendeten  Geschäftsgeist  die  besten 
Eigenschaften  eines  Staatsmannes  zu  preisen.  Erst  wenn  man  sich 
diese  ganze,  mit  dem  Siege  des  Freihandelsprincipes  zum  Durch- 
bruche gekommene  Periode  der  ungeheueren  Steigerung  der  In- 
dustrie und  des  Handels  mit  allen  ihren  charakteristischen  socialen, 
litterarischen  und  kulturellen  Erscheinungen  vergegenwärtigt,  ver- 
steht man  vollends,  warum  das  reformierte  Parlament  nach  der 
Durchsetzung  der  Armen-  und  Municipalreform  so  rasch  seine 
Fähigkeit  verloren  hat,  eine  grofs  angelegte,  im  Sinne  Benthams 
wissenschaftliche  und  systematische  Reform  der  ganzen  inneren  Ver- 
waltung durchzuführen.  Denn  nachdem  sich  die  bürgerliche  Mittel- 
klasse das  Parlament  durch  die  Wahlreform  für  ihre  Zwecke 
wohnlich  eingerichtet  hatte,  war  ihr  die  Lust  an  Welt^  und  Staats- 
verbesserung vollständig  verflogen.  Die  bisher  Reformer  gewesen 
und  zuletzt  sogar  mit  Revolution  gedroht,  wurden  nun  konservativ 
und  wollten  Neuerungen  nur  dort  zulassen,  wo  es  ihnen  nach  ihrer 
Auffassung  praktisch  schien;  aber  andererseits  wollte  man  denn 
doch  nicht  „reaktionär"  erscheinen.  So  begann  dann  jene  stückweise, 
bald  dieses  bald  jenes  Symptom  der  gesellschaftlichen  Zustände  an- 
packende Gesetzgebung,  welche  die  ganze  Epoche  der  inneren  Politik 
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Englands  in  der  Mitte  des  Jahrhunderts  kennzeichnet  und  in  dieser 
^Yieder  mit  besonderer  Deutlichkeit  in  der  Lokalverwaltungsgesetz- 
gebung zum  Ausdrucke  kommt.  Die  Abneigung  gegen  jede  theo- 
retische Erfassung  staatlicher  Probleme,  der  Widerspruch  gegen  die 
Anerkennung  anderer  Eigenschaften  von  staatlichen  Institutionen  als 
der  in  Pfund  und  Schilling  berechenbaren  Billigkeit  und  Nützlich- 
keit derselben,  die  Unfähigkeit  einer  historischen  und  ethi- 
schen Erfassung  von  Staat  und  Recht,  alles  das,  was  in  den  ver- 
schiedensten Äufserungen  des  öffentlichen  Lebens  dieser  Epoche 
hervortritt,  entspricht  vollkommen  den  Vorstellungen  jener  MenscheuT 
klasse,  die  uns  Dickens  in  vielen  seiner  Gestalten  unübertrefflich 
geschildert  hat:  der  typischen  „Middleclassmen"  des  vom  Frei- 
handelsevangelium beherrschten  England,  die  stolz  darauf,  sich 
aus  eigener  Kraft  ökonomisch  emporgearbeitet  zu  haben,  das 
Parlament  und  alle  Institutionen  des  Staates  mit  jenem  ihrer 
Klasse  eigentümlichen  Geiste  zu  erfüllen  suchten.  Wer  aber  diese 
Zeit  und  ihre  Leistungen  auf  staatlichem  Gebiete  in  Zusammen- 
hang bringt  mit  den  Lehren  der  geistigen  Väter  dieser  Epoche, 
den  Ideen,  die  Bentham  und  der  philosophische  Radikalismus  ver- 
fochten haben,  der  wird  mit  Verwunderung  erkennen,  in  w^elch' 
merkwürdiger  Weise  die  Ideologie  dieser  Geister  durch  den  jugend- 
kräftigen, siegreichen  Kapitalismus  des  englischen  Bürgertums 
modifiziert  und  vergröbert  worden  ist,  bis  schliefslich  die  phil- 
anthropische Utilitätsphilosophie  Benthams  zum  Deckmantel  des 
Seelen-  und  herzlosen  ökonomischen  Egoismus  der  mächtigsten 
Kapitalistenklasse  der  Welt  herabgewürdigt  war.  Aber  man  darf 
andererseits  weder  die  Dauer  noch  die  Bedeutung  dieser  Epoche 
überschätzen,  wie  dies  nur  allzu  oft  von  festländischen  Kritikern 
der  neuesten  englischen  Staatsentwicklung  geschehen  ist.  Man 
darf  die  übrigen  Züge  des  Bildes  nicht  übersehen  und  nicht  ver- 
gessen, dafs  nicht  nur  gleichzeitig  in  Männern  wie  Carlyle,  Kingsley 
und  Ruskin,  in  dem  christlichen  Socialismus,  in  gewisser  Hinsicht 
auch  in  dem  neuen  Torytum  der  Jungenglandpartei  der  40er 
Jahre,  vor  allem  aber  in  dem  Emancipationskampfe  der  Arbeiter- 
klasse und  deren  politischen  und  litterarischen  Begleiterscheinungen 
eine  tiefgehende  und  heilsame  Reaktion  gegen  den  Geist  der 
Mittelklasse  hervorgetreten  ist.  Dies  zu  verfolgen,  hiefse  die  Ent- 
wicklung der  politischen  Ideen  Englands  im  XIX.  Jahrhunderte 
darstellen,  eine  Aufgabe,  die  über  den  hier  gezogenen  Rahmen 
aufserordentlich  weit  hinausgehen  würde.  Noch  an  anderer  Stelle 
wird  sich  Gelegenheit  ergeben,  nachzuweisen,  wie  jene  vornehmlich 
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durch  Gneist  vertretene  Anschauung  von  dem  Verfalle  der  eng- 
lischen Verwaltung  seit  der  Reformbill  sich  im  Lichte  der  that- 
sächlichen  Entwicklung  und  im  Zusammenhange  des  ganzen  natio- 
nalen Lebens  als  eine  durchaus  einseitige,  die  vorübergehenden 
Erscheinungen  der  Herrschaft  der  Mittelklasse  überschätzende  und 
daher  völlig  unbegründete  Auffassung  erweist.  Wenn  man  heute  die 
ganze  seit  1832  zurückgelegte  Entwicklung  Englands  überblickt, 
so  erfordert  vielmehr  die  Gerechtigkeit,  zuzugeben,  dafs  jene  Epoche 
der  inneren  Verwaltung,  die  sich  an  die  beiden  Verfassungs- 
reformen von  1832  und  1867  anschliefst,  trotz  des  in  vieler  Hin- 
sieht ungünstigen  Einflusses  der  dominierenden  Mittelklasse  eine 
Periode  grofser  und  dauernder  Reformen  gewesen  ist.  An  deren 
Anfang  stehen  die  Municipal-  und  Armenreform,  sowohl  theoretisch 
als  praktisch  zwei  monumentale  Bauten  der  englischen  Verfassung; 
an  dem  Ausgange  derselben  der  grofse  Kodex  des  Public  Health 
Law  und  die  neue,  ganz  England,  Stadt  und  Land  gleich  um- 
fassende kommunale  Verwaltungsorganisation.  Was  aber  in  der 
Mitte  zwischen  diesen  beiden  Punkten  liegt,  nämlich  die  gewöhn- 
lich mit  übertriebener  Schärfe  kritisierte  Epoche  der  Herrschaft 
der  kapitalistischen  Mittelklasse,  ist  nur  ein  Entwicklungsstadium 
gewesen,  das  immerhin  das  Verdienst  hat,  die  grofsen  Reform- 
ideen des  Radikalismus  durch  eine  experimentelle  Gesetzgebung 
nach  allen  Seiten  ausgebildet  zu  haben,  wenn  auch  jener  Gene- 
ration nach  ihrer  ganzen  Denkart  eine  schöpferische  Neuge- 
staltung nicht  möglich  gewesen  ist.  Mit  der  in  Gladstones 
Reformministerium  anhebenden  neuen  Reformepoche  (1869  —  75) 
tritt  Englands  Verwaltung  wieder  in  die  erste  Reihe,  wenn  man  sie 
mit  der  der  europäischen  Festlandstaaten  vergleicht,  sowohl  was  das 
materielle  Recht  der  inneren  Verwaltung  betrifft  als  auch  den  zur 
Durchführung  desselben  geschaffenen  Verwaltungsorganismus.  Was 
aber  die  innere  Politik  Englands  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts 
trotz  der  ihr  anhaftenden  Mängel  weit  hinaushebt  über  das  Niveau 
der  entsprechenden  Gesetzgebung  in  anderen  Staaten,  ist  der  wichtige 
Umstand,  dafs  ihr  zu  Grunde  liegt  die  klare  Erkenntnis  von 
der  völligen  Umwälzung,  welche  Begriff  und  Objekt  der 
Verwaltung  im  XIX.  Jahrhundert  notwendigerweise 
erfahren  mufsten,  die  klare  Erkenntnis,  dafs  die  innere  Staats- 
verwaltung einer  auf  kapitalistischer  Wirtschaftsweise  beruhenden 
Gesellschaft  nur  einen  grofsen  Zweck  vor  Augen  haben  darf  und 
kann,  nämlich  die  fortschreitende  Verbesserung  der  Existenz- 
bedingungen der  arbeitenden  Klassen ;  dafs  sie  an  der  Volkshygiene 
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im  weitesten  Umfange,  an  der  Schaffung  und  Erhaltung  der  Volks- 
gesimdheit  im  moralischen,  intellektuellen  und  physischen  Sinne 
unablässig  arbeiten  mufs.  Es  ist  kein  Zufall,  sondern  die  von  den 
Reformern  der  Verwaltung  wiederholt  ausgesprochene  und  vom  Parla- 
mente acceptierte  Anschauung,  dafs  die  innere  Verwaltung  des 
Staates  eine  der  neuen  Zeit,  den  socialen  und  ökonomischen  Ver- 
änderungen derselben  in  Zweck,  Umfang  und  Technik  ihrer  Thätig- 
keit  entsprechende,  von  ihrer  bisherigen  Struktur  völlig  verschiedene 
Gestalt  annehmen  müsse.  In  der  Verwirklichung  dieser  Anschauung 
kam  unverkennbar  als  das  neue  Princip  der  Verwaltung  die  Idee 
zum  Ausdruck,  dafs  die  innere  Verwaltung  im  modernen 
Staate  nichts  anderes  sein  kann  als  angewandte 
Socialpolitik. 

Eine  zweite,  gleichfalls  schon  in  der  Reform  der  Lokalver- 
waltung durch  die  Mittelklasse  hervortretende  Erscheinung  der 
englischen  Verwaltungspolitik  ist  femer  die  unleugbare  Thatsache, 
dafs  dieselbe  es  verstanden  hat,  mit  allen  ihren  Neuerungen  trotz 
zeitweiliger  Irrwege  und  Mifsgriffe  immer  wieder  organisch  anzu- 
knüpfen einerseits  an  das,  was  sich  an  gesunden  politischen  In- 
stitutionen historisch  entwickelt  hatte,  an  die  gleichzeitige  demo- 
kratische Umgestaltung  des  Parlamentes  als  Träger  der  Souveränität 
andererseits.  Wenn  dieses  Ziel  auch  zunächst  'nicht  vollständig 
erreicht  worden  ist,  wenn  es  an  Schwankungen  und  Widersprüchen 
in  dieser  nach  allen  Seiten  hin  tastenden  Gesetzgebung  nicht 
mangelt,  so  ist  das  nichts  weiter  als  die  Folge  des  Übergangs- 
charakters der  Epoche.  So  wie  die  Herrschaft  der  Mittelklasse 
in  den  Jahren  1832—1867  vom  socialgeschichtlichen  Standpunkte 
aus  nur  ein  unvermeidlicher  Übergang  gewesen  ist,  so  waren  auch 
die  von  ihr  vorgenommenen  Änderungen  der  Verfassung  und  Ver- 
waltung nicht  Neubildungen  principieller  Natur,  sondern  Kom- 
promisse zwischen  den  alten  und  den  noch  nicht  voll  entwickelten 
neuen  Ideen  vom  Staate,  nur  Etappen  auf  dem  Wege  von  der 
historischen  Klassenverwaltung  zur  endgültigen  Aufrichtung  der 
Demokratie. 

Wie  nun  im  letzten  Viertel  des  XIX.  Jahrhunderts  der  völlige 
Durchbruch  der  Demokratie  als  eines  die  ganze  Staatsordnung  be- 
herrschenden Principes  erfolgt,  wie  sich  dies  speciell  auf  dem  Gebiete 
der  Organisation  und  Funktion  der  Lokalverwaltung  in  der  Gesetz- 
gebung Englands  praktisch  gestaltet  hat,  dies  bildet  den  nach- 
folgenden letzten  Abschnitt  unserer  geschichtlichen  Darstellung. 
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Wenn  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  die  Reform  der  Organi- 
sation der  inneren  Verwaltung  Englands  unter  der  Bezeichnung 
Yerwaltungsreform  der  Mittelklasse  zusammengefafst  worden  ist, 
so  wurde  damit  ein  Zweifaches  zum  Ausdrucke  gebracht:  einmal 
ist  damit  hingewiesen  auf  die  Thatsache,  dafs  der  Grundcharakter 
der  zwischen  1832  und  1867  vorgenommenen  Umgestaltung  des 
materiellen  Yerwaltungsrechtes  und  der  Verwaltungsorganisation 
in  durchdringender  Weise  beeinflufst  worden  ist  von  den  Bedürf- 
nissen der  in  dieser  Epoche  zur  politischen  Macht  gelangten  Gesell- 
schaftsklasse und  ihrer  Anschauungen  vom  Staate.  Sodann  ist  nach- 
gewiesen worden,  wie  das  in  jeder  Verwaltung  steckende,  rein  politische 
Element,  nämlich  die  Art  und  Weise  der  Organisation  der  Ver- 
waltung, durch  die  Reformgesetze  jener  Epoche  vollständig  angepafst 


1  Zu  der  bei  den  Abschnitten  I.  und  II.  angeführten  geschichtlichen 
Litteratur  ist  hier  noch  hinzuzufügen: 

Mac  Carthy,  History  of  oür  own  Times  L— V.    1878—97. 

Essays  on  Reform.    1867. 

The  Life  of  Will.  Ew.  Gladstone:  edited  by  Sir  Wemyss  Reid.    1899. 

Ritchie,  The  Life  of  W.  E.  Gladstone.    1882.    I.  IL 

Kebbel,  Disraeli;  Yince,  John  Bright.    1898. 

Femer    die  beiden   Jahrbücher   zeitgenössischer   englischer  Geschichte: 

Annual  Register  besonders  1871,  1888,  1894. 

Hazells  Annual:  A  Cyclopaedic  Record  of  Men  and  Topics  of  the 
day.    1885—1900, 

Über  das  Gesetz  von  1888  vgl.  Quarterly  Review  Vol.  167,  p.  532 ff.; 
19 tt  Century  1888  Vol.  23;  Westminster  Review  Vol.  129. 
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worden  ist  den  politischen  Bestrebungen  der  zur  ausschlaggeben- 
den Macht  im  Staate  gewordenen  bürgerlichen  Mittelklasse.    Wir 
haben  femer  gesehen,  wie  sich  die  Ausbildung  dieser  Organisation 
in  genauer  Übereinstimmung  mit  der  politischen  Entwicklung  der 
aus   der  Umgestaltung    der   alten  Whigpartei  hervorgekommenen 
liberalen  Partei   vollzogen  hat.     In  den  ersten  Jahren  nach 
der  Reformbill  wirkte   die  mächtige  Volksbewegung  und  der  Im- 
puls des  demokratischen  Radikalismus  noch  bestimmend  mit  auf 
den  Charakter  der  Gesetzgebung  des  Parlamentes.  Unter  dem  von 
den  Radikalen  geübten  Einflüsse  war  das  Armengesetz  durchgeführt 
und   damit   die  Neuerung  einer  starken  administrativen  Central- 
gewalt  in  das  englische  Staatsrecht  eingeführt  worden:  eine  Mafs- 
regel,  die  zwar  den  heftigen  Widerstand  der  Massen  erregte,  aber 
zugleich  den  Ansichten  der  führenden  Geister  des  Radikalismus  weit 
mehr  entsprach  als  der  eigentlichen  Politik  des  Mittelstandes.  Nur 
in   der   plutokratischen   Grundlage  der  neuen  Armenverwaltungs- 
behörden trat  bereits  der  Einflufs  dieser  letzteren  deutlich  hervor. 
Sodann  war  die  Municipalakte  als  eine  grofse  und  bedeutungsvolle 
Konzession  an  die  demokratischen  Ideen  geschaffen  worden;  aber 
sowie    bald    nachher    das    neue   Parlament   in   der   socialen    An- 
gehörigkeit seiner  Mitglieder  noch  immer  von  einer  demokratischen 
Institution  sehr  wenig  zeigte,  so  enthüllte  sich  auch  bald  die  innere 
Politik    des    Parlamentes    als    ausgesprochene   Verkörperung    der 
Ideen  der  besitzenden  Klassen,  die  durch  die  Reformbill  zur  Macht 
gelangt  waren.    Wie  dies  auf  dem  uns  hier  beschäftigenden  Ge- 
biete der  Thätigkeit  des  Parlamentes  in  der  stockenden  Entwick- 
lung des  Municipalrechtes,  in  der  stückweisen,  eine  Zeitlang  durch 
den  Widerstand  der  Mittelklasse  völlig  unterbrochenen  Ausgestal- 
tung des  neuen  Verwaltungsrechtes  und  der  neuen  Kommunalorgani- 
sation am  schärfsten  hervorgetreten  ist,   darauf  wurde  mehrfach 
hingewiesen.    Nach  alledem  ist  es  von  vornherein  klar,  dafs  das 
abermalige  starke  Hervortreten  demokratischer  Ideen  im  gesamten 
politischen  Leben  der  Nation  und  vollends  die  Verwirklichung  der- 
selben  durch   Änderung   des   geltenden   parlamentarischen   Wahl- 
rechtes auch  wieder  einen  neuen  Aufschwung  für  die  Ausgestaltung 
der   Verwaltung    im    demokratischen    Sinne    herbeiführen  mufste. 
Insofern  also  ist  die  zweite  Reformbill  der  Wendepunkt  eben- 
sowohl  für   die  Ausbildung   des  Parlamentes   als  auch  der  Ver- 
waltung im  demokratischen  Sinne.    Es  würde   weit  über  die  hier 
gezogenen  Schranken  hinausführen,  sollte  die  Geschichte  der  zweiten 
Reformbill ,  vor  allem  ihr  höchst  merkwürdiges  Parlamentsschicksal, 
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hier  ausführlich  zur  Darstellung  gelangen;  wir  werden  uns  vielmehr 
darauf  beschränken,   nur   einige  Hauptmomente  hervorzuheben^. 
Vor  allem  ist  es  bemerkenswert,  dafs  der  zweiten  Reformbill, 
ganz  verschieden  von  der  ersten,  keinerlei  in  die  Tiefe  gehende 
politische  Agitation  inmitten  der  Bevölkerung  vorhergegangen  ist. 
Seit  dem  Jahre  1852  waren  sowohl  von  liberalen  als  von  konserva- 
tiven Ministern  Reformbills  eingebracht  worden,  ohne  zum  Ziele 
zu  führen,  ohne  auch  nur  ernstlich  behandelt  zu  werden.  Und  als 
in   den  Jahren   1866  und   1867  Gladstone  und  Disraeli  ihre  Vor- 
schläge zur  Reform  des  Parlamentswahlrechtes  einbrachten,  da  be- 
gründeten beide  Staatsmänner  ihre  Politik  einfach  mit  dem  Hin- 
weise darauf,  dafs  es  dem  Ansehen  des  Parlamentes  schaden  müsse, 
wenn   diese   Frage   nicht   aus   dessen  Mitte  selbst  gelöst  werden 
könnte.    So  ist  die  zweite  Reformbill  thatsächlich  eine  aus  der 
freien    Initiative    der    herrschenden    Klasse    gegebene    Konzession 
an  die  demokratischen  Ideen  gewesen,  deren  Zustandekommen  in 
letzter   Linie   dem  Bestreben  der  durch  Disraeli  klug  geleiteten 
konservativen  Partei  zu  verdanken  war,  die  Reformfreundlichkeit 
der  liberalen  Partei  zu  übertrumpfen  (to  dish  the  Whigs) ,  so  im 
Wettlaufe  um  die  Popularität  bei  den  Massen  die  Oberhand  und 
damit  die  Macht  für  die  als  „Konservative"  führenden  Persönlich- 
keiten zu  gewinnen.    Damals  war  es  das  erste  Mal,  dafs  England 
das  seither   oft   wiederholte    merkwürdige    Schauspiel  der   „Tory 
Democracy"  geboten  wurde,  d.  h.  einer  konservativen  Partei,  die 
keinen  Anstand  nahm,  mit  dem  Rüstzeuge  der  demokratischen  Ideen 
ausgestattet,   als   die   eigentliche  Vertreterin  der  breiten  Volks- 
schichten aufzutreten.    Immerhin  waren  aber  in  den  60er  Jahren  Er- 
scheinungen hervorgetreten,   die  man  zweifellos  als  einen  auf  die 
Führer  beider  Parteien  im  Sinne  der  Reform  einwirkenden  realen 
Faktor  bezeichnen  kann.  Es  ist  dies  das  Erstarken  der  Arbeiterschaft 
und  des  politischen  Selbstbewufstseins  derselben  in  ihren  genossen- 
schaftlichen Einrichtungen,  vornehmlich  den  Trade-Unions.    Es  ist 
wieder  nur  ein  Beweis  für  die  Einsicht  der  herrschenden  Klassen  Eng- 
lands und  ihrer  führenden  Politiker,  dafs  sie  sich  durch  das  politische 


^  Die  Geschichte  der  anläfslich  der  Gladstoneschen  Wahlrechtsbili  von 
1866  vorgenommenen  kompliziertem  Parteimanöver,  des  Sturzes  der  liberalen 
Regierung  und  der  Durchfährung  der  Wahlreform  durch  das  Ministerium 
Derby -Disraeli  siehe  Heaton,  Three  Reforms  of  Parliament,  1885;  femer 
R-  Lowe,  Speeches  and  Letters  on  Reform,  1867.  Über  die  Bedeutung  der 
Organisation  der  Arbeiterklasse  für  die  Entwicklung  der  neuen  Reformströmung 
Tgl.  Gladstones  Rede  im  Jahre  1864  bei  Heaton  op.  cit.  p.  153. 
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und  kulturelle  Emporsteigen  des  Arbeiterstandes  allein  schon  bewogen 
fühlten  >  mit  der  Verleihung  des  Wahlrechtes  an  dieselben  einer 
künftigen  revolutionären  Agitation  zuvorzukommen.  Dies  ist  denn 
auch  der  eigentliche  Zweck  der  zweiten  Reformbill  gewesen,  Sie 
gab  für  alle  städtischen  Parlamentswahlkreise  jedem,  auch  dem 
kleinsten  Lokalsteuerzahler,  damit  also  jedem  selbständigen  An- 
sässigen, das  Stimmrecht  (Household  Vote)  und  regulierte  überdies 
die  Wahlkreiseinteilung  durch  Beseitigung  der  meisten  von  der  ersten 
Beformbill  noch  konservierten  Ungleichmäfsigkeiten  aus  alter  Zeit. 
Die  unmittelbaren  Folgen  dieses  demokratischen  Wahlrechtes 
machten  sich  alsbald  im  ganzen  politischen  Leben  des  Landes  fühl- 
bar. Die  damit  geschaffene,  nicht  mehr  rückgängig  zu  machende 
Thatsache  einer  Massenwählerschaft  in  den  städtischen  Wahlkreisen 
führte  zunächst  die  völlige  Umgestaltung  des  Parteiwesens 
nach  sich.  Nunmehr,  da  die  Zeit  der  persönlichen  Wahlagitation 
und  damit  der  historischen  Wahlmifsbräuche  endgültig  vorüber 
war,  galt  es  den  Mechanismus  der  Partei  zu  einer  wirksamen 
und  permanenten  Organisation  der  Massen  umzugestalten.  So  ent- 
stand nach  amerikanischem  Vorbilde  das  System  der  centralistisch 
organisierten,  auf  Föderation  aller  lokalen  Parteigruppen  beruhen- 
den Nationalpartei,  das  sogenannte  Caucus-System :  ein  sorgfältig 
über  das  ganze  Land  gezogenes  Netz  von  übereinander  gebauten 
Parteiassociationen,  die  die  Lenkung  der  ganzen,  hinter  der  Partei 
stehenden  Macht  in  die  Hände  der  gewählten  Führer  und  somit 
der  jeweiligen  „Front  Bench"  der  Partei  im  Unterhause  legte.  In 
Verbindung  damit  trat  nun  immer  stärker  die  Abhängigkeit  des 
Parlamentes  von  der  öffentlichen  Meinung  hervor,  wie  sie  in  der 
Presse  und  der  „Plateform"  —  der  öffentlichen  Thätigkeit  in  Ver- 
einen und  Versammlungen  —  organisiert  hervortrat.  Das  zu 
Burkes  Zeiten  von  beiden  Parteien  zurückgewiesene  Princip,  dafs 
ein  Abgeordneter  blofs  Mandatar  der  politischen  Bestrebungen  und 
Vertreter  der  Anschauungen  der  Mehrheit  seines  Wahlkreises  sei, 
wurde  nun  zum  unbestrittenen  politischen  Dogma;  nicht  blofs  der 
einzelne  Abgeordnete  betrachtete  sich  durch  das  von  ihm  aufgestellte 
Programm  gebunden,  sondern  es  begannen  die  Parteiführer,  sowohl 
die  jeweiligen  im  Amte  befindlichen  Minister  als  deren  Gegner, 
sich  und  ihre  Partei  durch  das  vor  den  Wahlen  dem  Volke  vor- 
gelegte Programm  als  politisch  gebunden  zu  erachten  \ 

^  Die  National  Union  of  Conservative  and  Constitutional  Associations  wurde 
1867  gegründet;  die  National  Liberal  Federation  1877.    Vgl,  über  die  Organi- 
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So  wurde  binnen  wenigen  Jahren  Geist  und  Technik  des  eng- 
lischen Parlamentarismus  der  Demokratie  angepafst;  das  Be* 
zeichnende  dabei  ist  aber,  dafs  die  herrschende  Klasse  es  seihst 
auf  sich  nahm,  diese  Änderung  durchzuführen.  Nach  wie  vor  bleibt 
das  Bild,  das  die  Zusammensetzung  des  Parlamentes  bietet,  wenig 
verschieden  von  der  bisherigen  Erscheinung  desselben.  Das 
Parlament  bleibt  eine  Vertretung  des  Volkes  durch  Angehörige 
der  verschiedenen  Schichten  der  oberen  und  gebildeten  Klassen, 
eine ,  wenn  auch  von  Wahl  zu  Wahl  langsam  mehr  mit  populären 
Elementen  durchsetzte,  dennoch  in  dem  socialen  Charakter  ihrer 
Mitglieder,  in  ihren  Gewohnheiten  und  der  Weise  ihrer  Verhand- 
lungen durch  und  durch  aristokratische  Körperschaft ;  aber  dies  ist 
eben  das  Charakteristische  des  englischen  Partei-  und  Parlaments- 
wesens, dafs  zwar  die  aristokratische  Gliederung  der  Gesellschaft 
nach  Besitz  und  Rang  für  den  ganzen  Kreis  des  gesellschaftlichen 
Lebens  beibehalten  wird,  dafs  aber  die  Aristokratie  und  Gentry 
im  demokratischen  Sinne  regiert,  d.  h.  ihre  Politik  immer  mehr 
und  mehr  nach  den  in  Presse,  Vereinen,  Genossenschaften  und 
Gewerkschaften  der  Arbeiterschaft  und  der  anderen  produzierenden 
Klassen  hervortretenden  Anschauungen  und  Bestrebungen  einrichtet 
und  dadurch  die  Wählerschaft  als  die  eigentliche  Trägerin  der  Volks- 
souveränität anerkennt.  Mit  der  fortschreitenden  Erweiterung  des 
Wahlrechtes  hat  die  aristokratische  Klasse  Englands  es  verstanden, 
immer  mehr  die  grofsen  Interessen  der  arbeitenden 
Klassen  als  Nationalinteressen  anzusehen  und  sich  als 
gerade  durch  dieses  Verständnis  zur  Führung  qualifizierte  Schichte 
der  Gesellschaft  zu  erweisen.  Dies  kommt  aber  zum  klarsten  Aus- 
druck in  der  inneren  Politik  des  Parlamentes  und  innerhalb  dieser 
wieder  in  der  Umgestaltung  des  Rechtes  und  der  Organisation  der 
inneren  Verwaltung. 

Die  Reform  von  1867  markiert  aber  auch  eine  Epoche  in  der 
Entwicklung  der  theoretischen  Auffassung  von  der  Organisation 
der  öffentlichen  Gewalt  zum  Zwecke  der  Landesverwaltung.  In 
den  grofsen  historischen  Debatten  über  die  Gladstonesche  Reform- 
bill  ist  hauptsächlich  unter  dem  Einflüsse  der  glänzenden  Opposi- 


«ation  und  Thätigkeit  der  letzteren  die  jährlich  auf  den  Parteitagen  er- 
statteten Reports,  sowie  die  vom  Liberal  Publication  Department  heraus- 
gegebenen „Pamphlets,  Articles  and  Speeches**.  Über  die  Organisation  des 
jjPartei-Caucus"  und  deren  Herkunft  vgl.  Franqueville,  Le  Gouvernement  et 
le  Parlement  Britanniques,  II.  p.  356  fF.  Dickinson,  Development  of  Parlia- 
ment,  p.  80—81. 
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tion  Robert  Lowes,  des  aus  der  Mitte  der  liberalen  Partei  hervor- 
tretenden Frondeurs  gegen  die  Reformbill,  die  grofse  Verfassungs- 
frage theoretisch  und  praktisch  nach  allen  Seiten  hin  ein  für  alle- 
mal erörtert  worden.  Zwei  grofse  Auffassungen  standen  einander 
da  gegenüber;  die  eine,  welche  jede  Erweiterung  des  Wahlrechtes 
aus  dem  Grunde  ablehnte,  weil  der  Beweis  nicht  erbracht  sei,  dafs 
ein  auf  demokratischer  Grundlage  beruhendes  Parlament  besser  sei 
und  Nützlicheres  leisten  werde  als  das  dermalige  Parlament  mit 
beschränktem  Wahlrechte,  die  andere,  die  sich  am  besten  durch 
die  Worte  Gladstones  charakterisieren  läfst:  jeder  Mann  ist  mora- 
lisch berechtigt,  an  der  verfassungsmäfsigen  Staatsgewalt  teilzu- 
nehmen, der  nicht  voraussichtlich  durch  persönliche  Unfähigkeit 
oder  als  Verkörperung  einer  staatlichen  Gefahr  davon  ausgeschlossen 
erscheint  K  Und  dies  wird  von  einem  der  litterarischen  Vertreter 
der  Reformbewegung,  Brodrick,  treffend  dahin  ergänzt,  dafs  dieser 
moralische  Anspruch  der  arbeitenden  Klasse  auf  das  Wahlrecht  durch 
ihre  sociale  Funktion  und  Stellung  begründet  wird.  Auf  die 
Frage  nach  dem  Wesen  der  Demokratie  fährt  Brodrick  fort:  „Die 
eigentliche  Frage  geht  dahin,  ob  unser  Repräsentativsystem  von 
Zeit  zu  Zeit  geändert  werden  soll  entsprechend  den  durch  die  so- 
ciale Entwicklung  veränderten  Bedürfnissen,  oder  ob  es  als  eine 
Schranke  zur  Hemmung  dieser  Entwicklung  dienen  soll.  Wenn 
man  bedenkt,  wie  gebrechlich  eine  solche  Schranke  sein  mufs  gegen- 
über den  Riesenkräften,  die  darauf  hinarbeiten,  sie  zu  unterwühlen, 
so  beantwortet  sich  die  Frage  von  selbst.  Die  durch  den  gesetz- 
gebenden Körper  zum  Ausdruck  ihres  Willens  gelangende  und 
handelnde  Nation  kann  schlechterdings  nicht  die  Demokratie  als 
eine  aufserhalb  ihrer  selbst  stehende  Erscheinung  behandeln  oder 
an  einer  Verfassung  festhalten,  die  mehr  aristokratisch  ist  als  sich 
mit  der  socialen  Struktur  des  Volkes  verträgt  ^" 

Damit  ist  die  Theorie  der  repräsentativen  Demokratie  als  der 
für  das  moderne  England  allein  möglichen  Verfassungsform  klar 
und  deutlich  ausgesprochen.  Der  fälschlich  utilitarischen  Begrün- 
dung, mit  welcher  die  Gegner  der  Reform  ihre  Ansichten  stützten, 
steht  eine  neue  socialökonomi sehe  Begründung  des  demokra- 


*  Vgl.  Brodrick  in  Essays  on  Reform  p.  10.  Bis  zum  Jahre  1864  hatte 
sich  Gladstone  in  der  Reformfrage  jedem  Radikalismus  abgeneigt  gezeigt,  ja 
sogar  noch  im  Jahre  1859  die  Existenz  der  „small  boroughs*'  als  eine  not- 
i«rendige  Einrichtung  verteidigt  In  der  Debatte  über  die  1864  eingebrachte 
Borough  Franchise  Bill  trat  er  zum  erstenmal  als  Reformer  auf. 

*  Brodrick,  „Essays  on  Reform",  p.  22. 
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tisehen  Wahlrechtes  gegenüber,  die  sich  ebensoweit  von  dem  kon- 
servativen historischen  Standpunkte  als  von  dem  der  rationalistischen 
Naturrechtsphilosophie  entfernt  hat.  Die  Hauptquelle  aber,  aus 
welcher  diese  Auffassung  und  damit  das  ganze  politische  Denken 
der  liberalen  Keformpartei  genährt  wurde,  ist  die  politische  Theorie 
gewesen,  die  John  Stuart  Mill  in  einer  Reihe  von  Schriften, 
zuletzt  in  vollendeter  Weise  in  seinem  1861  erschienenen  Buche 
„Representative  Government"  niedergelegt  hatte.  Zwar  ist  Mill  als 
Politiker  und  staatsrechtlicher  Theoretiker  zweifellos  kein  origi- 
neller Denker;  dennoch  mufs  ihm  ein  bleibendes  und  grofses  Ver- 
dienst um  die  Entwicklung  der  englischen  Demokratie  zugesprochen 
werden.  Denn  Mill  nimmt  für  die  Ausgestaltung  der  demokratischen 
Staatsverfassung  Englands  eine  ähnliche  Stelle  ein,  wie  Chadwick 
für  die  Entwicklung  der  inneren  Verwaltung.  Er  hat  die  Ideen 
Benthams  und  des  älteren  Radikalismus  überhaupt  von  ihren 
Pedanterien  und  ihren  rationalistischen  Absurditäten  befreit,  gleich- 
sam durch  den  Filter  seiner  welterfahrenen,  auf  das  praktisch 
Mögliche  in  der  Politik  gerichteten  Sinnesart  geläutert  und  durch 
ethische  Argumente  bestärkt.  Indem  er  aber  seine  Lehre  in 
unübertrefflicher  Klarheit  und  litterarischer  Vollendung  dargestellt, 
hat  er  erst  dadurch  diesen  Ideen  ihre  volle  Popularität  und  über- 
zeugende Kraft  gegeben. 

In  dem  vorgenannten  Buche  erscheint  nun  die  Theorie  von 
der  Repräsentativdemokratie  so  vollendet  und  bis  in  die  letzten 
Konsequenzen  hinein  ausgebaut,  dals  diese  Schrift  durch  ihre  ebenso 
umfassende  als  tiefe  Wirkung  zum  staatsrechtlichen  Leitfaden  der 
englischen  Demokratie  jener  Decennien  geworden  ist.  In  den  meisten 
Reden  der  liberalen  und  radikalen  Politiker  jener  Epoche  kehren 
die  Argumente  immer  wieder,  die  Mill  hier  zur  Unterstützung 
seines  Hauptgrundsatzes  vorgebracht  hat:  dafs  nämlich  die  ideale, 
beste  Form  der  Regierung  für  die  moderne  Gesellschaft  jene  ist, 
in  welcher  nicht  nur  die  Souveränität  oder  die  oberste  Regierungs- 
gewalt bei  der  Gesamtheit  der  Staatsbürger  (Entire  Aggregate  of 
the  Community)  liegt,  so  dafs  jeder  Staatsbürger  eine  Stimme 
bei  der  Ausübung  der  Souveränität  besitzt,  sondern  in  welcher 
jeder  Staatsbürger  auch  berufen  ist,  an  der  thatsächlichen  Aus- 
übung der  öffentlichen  Gewalt  teilzunehmen  durch  die  persön- 
liche Verrichtung  irgend  einer  staatlichen  Funktion,  sei  es  im  lo- 
kalen oder  allgemeinen  W^irkungskreise.  Die  Hauptargumente  Mills 
sind  aber  die  folgenden  zwei  Axiome :  erstens,  dafs  die  Rechte  und 
Interessen  einer  Person  nur  dann  gesichert  sind,  wenn  diese  selbst 
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berechtigt  und  befugt  ist,  jene  zu  vertreten;  zweitens,  dafs  die 
Hebung  der  allgemeinen  Wohlfahrt  im  geraden  Verhältnisse  steht 
zu  der  Summe  und  der  Differenzierung  der  Kräfte ,  die  auf  jenes 
Ziel  gerichtet  sind. 

Wenn  wir  nun  auf  die  politische  Philosophie  Mills  hier  etwas 
näher  eingehen,  mufs  alles  Gewicht  auf  den  zweiten  Teil  dieses 
Satzes  gelegt  werden,  denn  in  ihm  liegt  zwar  nicht  die  historische 
Begründung  der  Jahrhunderte  alten  englischen  Verwaltungsweise, 
wohl  aber  die  theoretische  Rechtfertigung  derselben  vom  Stand- 
punkte der  modernen  Repräsentativdemokratie  und  zugleich  damit 
die  Grundlage  für  die  Postulate,  die  vom  Gesichtspunkte  der 
neuen  politischen  Doktrin  aus  betreffs  einer  Reform  der  inneren 
Verwaltung  gestellt  werden  müssen.  Mill  hat  alle  logischen  Kon- 
sequenzen aus  diesem  von  ihm  für  die  Verwaltung  aufgestellten 
Grundprincipe  selbst  gezogen  und  in  einem  besonderen  Kapitel 
seines  Buches  in  dem  Abschnitte  „On  Local  Representative  Bodies** 
dargestellt.  Es  ist  notwendig  diesen  Gedankengang  Mills  kurz  aus- 
einanderzusetzen. 

Mill  geht  von  der  Grundfrage  aus,  wo  denn  die  Grenzlinie 
zwischen  Lokal-  und  Centralverwaltung  gezogen  werden  müsse, 
eine  Frage,  die  er  in  seinem  Buche  „On  Liberty"  ausführlich  be- 
handelt hat.  Zieht  man  diese  Grenzlinie  noch  so  sehr  zu  Gunsten 
der  Lokalverwaltung,  so  bleibt  immerhin  noch  ein  grofser  Kom- 
plex von  Befugnissen  der  Centralgewalt  übrig,  die  durch  lokale 
Organe  der  öffentlichen  Gewalt  ausgeübt  werden  müssen.  Zur  Er- 
nennung und  Überwachung  dieser  letzteren  und  zur  Beistellung 
der  hierzu  notwendigen  Geldmittel  ist  vor  allem  die  Teilnahme 
der  Bevölkerung  innerhalb  der  Territorialverbände  desselben  not- 
wendig. Die  Besorgung  dieser  Aufgabe  durch  die  Bevölkerung 
selbst,  also  durch  eine  unmittelbare  Beschlufsfassung  seitens  der 
Gemeindeversammlung,  wie  dies  noch  zum  Teile  nach  dem  alteng- 
lischen Parish  Law  im  öffentlichen  Leben  Englands  geschieht,  ist 
die  einer  längst  überwundenen  Geschichtsepoche  zugehörige  Form 
der  Verwaltung.  Auch  in  der  Verwaltung  mufs  gegenwärtig  das 
Repräsentativprincip  durchaus  verwirklicht  werden.  Es 
müssen  „Subparliaments" ,  Lokalparlamente,  vorhanden  sein.  Der 
allergröfste  Wert  dieser  Körperschaften  ist  ihre  Kraft,  das 
Volk  politisch  zu  erziehen  und  zur  Teilnahme  an  der 
höchsten  Regierungsgewalt  befähigt  zu  machen  ver- 
mittelst der  Erfahrungen,  die  am  besten  im  engeren  und  engsten 
Kreise  des  öffentlichen  Lebens  erworben  werden.    Die  Verfassung 
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dieser  Lokalparlamente  murs  nach  denselben  Principien  geregelt 
werden,  wie  die  Verfassung  des  Reichsparlamentes.  Es  ist  also 
Yor  allem  die  Ausdehnung  des  allgemeinen  Wahlrechtes 
auf  jene  notwendig;  doch  meint  Mill,  dars  hier  in  Gestalt  des 
Pluralvotums  den  Besitzenden  ein  gröfserer  Einflufs  auf  die 
Bildung  dieser  Körperschaften  gewährt  werden  könne.  Mill  prüft 
die  bestehenden  Institutionen  Englands  und  findet  hier  vor  allem 
den  Mangel  jedweder  Anwendung  des  Repräsentativprincipes  in 
der  Verwaltung  der  Grafschaften.  Diese  sind  die  am  meisten  aristo- 
kratischen Erscheinungen  in  der  englischen  Staatsordnung,  noch 
aristokratischer  als  das  House  of  Lords,  da  letzteres  nicht  wie  die 
ersteren  in  den  Quarter  Sessions  bei  der  Verausgabung  von  öffent- 
lichen Geldern  völlig  unabhängig  sei  von  jeder  Kontrolle,  In  Bezug 
auf  die  territoriale  Gliederung  der  Verwaltung  stellt  Mill  das  Princip 
auf,  dafs  jede  einen  abgeschlossenen  Kreis  lokaler  Interessen 
bildende  Einheit,  ob  grofs  oder  klein,  ein  selbständig  gewähltes 
Organ  zur  Besorgung  dieser  Interessen  haben  müsse,  und  zwar 
womöglich  immer  nur  ein  einziges  zur  Besorgung  aller  Auf- 
gaben der  Verwaltung.  Aber  diese  administrativen  Körperschaften 
dürfen  nicht  selbst  die  konkrete  Verwaltungsarbeit  verrichten, 
sondern  ähnlich  wie  das  Parlament  gegenüber  der  Regierung  als 
deliberierendes  Organ  fungiert,  müssen  diese  hier  ihre  Hauptthätig- 
keit  darin  finden,  ihre  Exekutive,  die  besoldete  Beamten- 
schaft,   zu  dirigieren  und  zu  kontrollieren. 

Die  Konzentration  aller  Lokalverwaltung  in  ein  einziges  Organ 
innerhalb  jedes  Verwaltungsgebietes  ist  aber  auch  deswegen  uner- 
läfslich,  weil  nur  so,  bei  genügend  erweitertem  Wirkung^reise, 
die  notwendige  Klasse  tüchtiger,  kenntnisreicher  und  unabhäiigiger 
Männer  für  die  Verwaltung  gewonnen  werden  könne.  Die  Beamten- 
schaft, die  den  lokalen  „Parlamenten"  untersteht,  mufs  nach  den- 
selben Grundsätzen  bestellt  werden,  wie  die  Beamten  der  Central- 
gewalt,  nämlich  unter  Berücksichtigung  der  Befähigung,  des  tech- 
nischen Könnens  und  durch  Ernennung  seitens  des  verantwort- 
lichen Oberhauptes  der  Verwaltung  z.  B.  des  Mayor  oder  des 
Chairman.  Der  Wirkungskreis  der  Lokalverwaltung  ist  ein  zwei- 
facher. Zunächst  umfafst  derselbe  selbstverständlich  die  specifisch 
lokalen  Interessen  und  Bedürfnisse  der  Gemeinschaft;  daneben  er- 
scheinen aber  als  Pflichten  der  Lokalverwaltung  auch  solche  Auf- 
gaben, die  zum  Gesamtinteresse  des  Staates  (National  Interest)  ge- 
hören, wie  die  Rechtsprechung,  Gefängnisverwaltung,  Polizei.  Diese 
Verwaltungsobjekte  sollten  eigentlich,  ihrem  Wesen  entsprechend, 
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von  direkten  Agenten  der  Centralregierung  besorgt  werden,  um  die 
für  das  Staatswohl  notwendige  Einheitlichkeit  der  Administration 
nicht  zu  verlieren ;  aber,  fährt  Mill  fort,  gerade  in  unserem  Lande 
ist  es  wegen  der  geringen  Zahl  der  letzteren  notwendig,  solche 
Funktionen  durch  Beamte  ausführen  zu  lassen,  die  in  erster  Linie  zur 
Besorgung  der  Lokalverwaltung  im  technischen  Sinne  von  den  Lokal- 
verwaltungskörperschaften bestellt  sind.  Da  aber  die  Sicherung 
der  gleichmäfsigen  Besorgung  solcher  Aufgaben  im  ganzen  Lande 
von  gröfster  Wichtigkeit  bleibt,  so  mufs,  wie  die  Erfahrung  täglich 
immer  mehr  zeigt,  dieser  Zweck  zum  mindesten  durch  ein  System 
centraler  Inspektion  erreicht  werden;  andererseits  ist  auch  das, 
was  als  Lokalverwaltung  im  engeren  Sinne  angesehen  wird,  die 
Administration  rein  kommunaler  Interessen,  in  vielen  Stücken 
derart,  dafs  die  diskretionäre  Administrativgewalt  der  Lokal- 
verwaltungskörper aus  allgemeinen  Staatsinteressen  einer  Kon- 
trolle bedarf.  Die  Frage,  wo  hier  die  Grenze  zu  ziehen  ist, 
mufs  von  mehreren  Gesichtspunkten  aus  beantwortet  werden. 
Erstens  sind  die  Kenntnisse  und  die  geistige  Qualität  der  lokalen 
Parlamente  notwendigerweise  geringer  als  die  des  Reichsparlamentes; 
zweitens  ist  die  lokale  öffentliche  Meinung  weniger  kritisch,  weniger 
einflufsreich  und  leichter  der  Korruption  und  Mifsleitung  ausge- 
setzt als  die  öffentliche  Meinung  des  Landes;  andererseits  steht 
dem  gegenüber,  dafs  in  Lokalfragen  die  meritorische  Kenntnis  des 
einzelnen  Falles  sowie  das  Interesse  für  die  richtige  Behandlung 
desselben  bei  dem  Organe  der  Interessenten  selber,  bei  den 
Lokalverwaltungskörpern,  natürlicherweise  gröfser  sein  mufs  als 
bei  der  Centralgewalt.  Daraus  ergiebt  sich  nun,  dafs,  wenn 
auch  die  Principien  für  die  Lokalverwaltung  von  der  Central- 
regierung festgesetzt  werden  müssen,  die  Details  der  Ver- 
waltung unbedingt  den  lokalen  Willensorganen  der  Bevölkerung 
frei  überlassen  werden  müssen.  Die  Hauptaufgabe  der  Central- 
gewalt diesem  Probleme  gegenüber  mufs  darin  bestehen,  vermöge 
ihrer  konzentrierten  Kenntnis  der  Verwaltungszustände  im  ganzen 
Lande  die  einzelnen  Lokal  Verwaltungskörper  zu  belehren  und  durch 
Rat  zu  fördern.  Mill  fafst  dies  in  einen  Satz  zusammen,  der  zum 
geflügelten  Worte  der  Reformer  der  Verwaltung  geworden  ist: 
Power  may  be  localized  but  knowledge  to  be  most 
useful  must  be  centralised.  Endlich  aber  bleibt  dem  Parla- 
mente allezeit  das  Eingreifen  in  die  Lokalverwaltung  dann  und 
dort  offen,  wo  durch  schlechte  oder  korrupte  Verwaltung  der 
lokalen  Interessen  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Gerechtigkeit 
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und  Moral  verletzt  werden.  Wie  weit  nun  die  Berechtigung  der 
Centralverwaltung  administrativ  in  die  Verwaltung  der  eigent- 
lichen Lokalinteressen  einzugreifen  haben  soll,  läfst  Mill  schliefs- 
lich  als  Quaestio  facti  offen;  doch  soll  unter  gewissen  Umständen 
der  Centralgewalt  das  Recht  der  Auflösung  lokaler  Verwaltungs- 
körper und  Entlassung  lokaler  Beamter  zustehen,  nie  aber  das 
Recht  der  Ernennung  derselben  oder  der  Suspendierung  eines 
ganzen  Verwaltungskörpers.  Einer  immerhin  ausgedehnten  und 
.  gröfseren  Machtbefugnis  der  Centralverwaltung  sollte  in  England 
das  Vorurteil  nicht  mehr  entgegengesetzt  werden,  dafs  dadurch 
die  Nation  von  dem  grofsen  Ziele  der  politischen  Erziehung,  wie 
sie  die  freie  Lokalverwaltung  vermittle,  abgehalten  werde;  denn 
die  schlechteste  Schule  sei  es,  wo  man  die  Unwissenheit  ihren 
Weg  allein  gehen  lasse,  ohne  Lehrmeister  giebt  es  keine  Schule. 
Freilich  darf  der  Lehrmeister  nicht  dadurch  zu  unterrichten 
glauben,  dafs  er  den  Schülern  ihre  Aufgaben  selbst  macht.  Damit 
ist  der  Gedanke  allzu  weitgehender  Centralisation  abgelehnte 

Vergleicht  man  nun  diese  Theorie  Mills  mit  dem  Zustande, 
den  die  Organisation  der  englischen  Landesverwaltung  mit  der 
Kodifikation  der  Jahre  1871  —  1875  erreicht  hat,  so  wird  man  so- 
gleich erkennen,  in  welcher  Weise  diese  Theorie  klärend  und  pro- 
duktiv auf  die  praktische  Gesetzgebung  gewirkt  hatte.  Die  —  be- 
sonders im  Verhältnis  zur  englischen  Tradition  —  starke,  durch 
die  Public  Health-Gesetzgebung  eingerichtete  Centralbehörde  und 
die  Thatsache,  dafs  dieselbe  von  der  öffentlichen  Meinung  wider- 
spruchslos hingenommen  worden  ist,  sind  zweifellos  auf  den  Ein- 
flufs  der  litterarischen  und  politischen  Wirksamkeit  Mills,  der 
damals  im  Zenith  seines  Ansehens  stand,  mit  zurtickzuführen.  Was 
zwanzig  Jahre  früher  teils  an  dem  —  gewifs  nicht  selbstlosen  — 
Konservatismus  der  Mittelklasse,  teils  an  dem  allgemein  geringen 
Verständnisse  für  administrative  Probleme,  unzweifelhaft  auch  an 
Chadwicks  Übereifer  gescheitert  war,  gelang  nun  unter  dem  erzieh- 
lichen Einflüsse  der  Schriften  Mills  und  seiner  Anhänger.  Durch 
ihn  und  seine  Theorie  ist  aber,  wie  sich  aus  der  ganzen  Ent- 
wicklung ergiebt,  Benthams  Centralisationsgedanke  in  der  der 
Eigenart  der  englischen  Nation  angepafsten  Form  endgültig  in 
die  Landesverfassung  eingefügt  worden. 

Anders  steht  es  zunächst  allerdings  mit  den  organisatorischen 
Principien,  wie  sie  Bentham  und  Mill   dargelegt  haben.    Zwar  ist 


*  Mill,  Considerations  on  Representative  Government,  1868,  p.  266 — 287. 
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durch  die  Sanitätsakte  von  1875,  wie  wir  wissen,  die  erste  um- 
fassende Organisation  der  inneren  Landesverwaltung  geschaflfen 
worden;  aber  weder  in  dieser  noch  in  der  zunächst  unberührt  ge- 
bliebenen Grafschaftsverwaltung  ist  die  Forderung  der  Repräsen- 
tativdemokratie erfüllt  worden.  Es  bedurfte  noch  fast  eines 
halben  Menschenalters,  bis  die  öffentliche  Meinung  und  die  Parteien 
auch  dafür  reif  geworden,  das  allgemeine  Wahlrecht  als  konsti- 
tuierenden Faktor  der  Verwaltungsköperschaften  einzuführen.  Die 
Darlegung  der  Art  und  Weise,  wie  endlich  die  innere  Verwaltung 
Englands  auf  solche  Weise  in  eine  einheitliche  demokratische  Form 
gegossen  worden  ist,  bildet  den  letzten,  nun  folgenden  Teil  unserer 
Untersuchungen. 

Zum  erstenmal  und  in  umfassender  Weise  wurde  das  Princip 
der  demokratischen  Organisation  Englands  in  jenem  Verwaltungs- 
zweige durchgeführt,  der  den  jüngsten  Trieb  an  dem  alten  Stamme 
der  inneren  Verwaltung  Englands  bildet,  in  dem  öffentlichen 
Volksschulwesen ^  Es  ist  eines  der  grofsen  und  dauernden 
Verdienste  des  durch  viele  wichtige  und  gemeinnützige  Reformen 
80  hochverdienten  Reformministeriums  Gladstone  (1869—1875),  dafs 
es  damit  begonnen  hat,  den  schweren  Mangel  jedweder  staatlicher 
Organisation  des  Elementarunterrichtswesens  in  der  Verwaltung 
Englands  zu  beheben.  Zwar  hatte  sich  längst  der  bestimmende 
Einflufs  der  Staatsverwaltung  auch  auf  das  Volksschulwesen  er- 
streckt, jedoch  nur  in  einer  sehr  merkwürdigen  Ausgestaltung  des 
Gedankens  centraler  Inspektion,  die  an  das  im  vorhergehenden 
Abschnitte  geschilderte  System  der  Grants  anknüpfte.  Seit  dem 
Jahre  1833  bewilligte  das  Parlament  jährlich  wachsende  Geldsummen 
zum  Zwecke  der  Unterstützung  der  von  zwei  grofsen  Landes- 
vereinen organisierten  privaten  Volksschulen.  Die  Verteilung  dieser 
Unterstützung  erfolgte  durch  eine  1839  mittelst  eines  ganz  kurzen 
Gesetzes  begründete  Behörde,  die  dem  Privy  Council  unter  dem 
Namen  Education  Committee  unterstellt  wurde.  Indem  nun  diese 
Kollegialbehörde  in  ihren  Protokollen  (Minutes)  Bedingungen  fest- 
stellte, unter  welchen  die  Schulen  einen  Anteil  an  den  zur  Förderung 
des  Elementarunterrichtes  ausgeworfenen  Staatsgeldem  haben 
sollten,  und  an  die  Spitze  dieser  Normen  die  Bedingung  stellte, 
dafs  sich  solche  Schulen  der  regelmäfsigen  Inspektion  durch  Auf- 
sichtsorgane der  Gentralbehörde  unterwerfen  müssen,  bildete  sich 


*  Vgl.  Craik,  The  State  in  its  Relation  to  Education,   1898;  Holman, 
English  National  Education,  1898. 
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ein  von  Jahr  zu  Jahr  immer  reicher  ausgestaltetes  System  staat- 
licher Vorschriften  für  den  Elementarunterricht  aus  und  zugleich 
damit  ein  grofser  Mechanismus  centraladministrativer  Inspektion 
des  Schulwesens.    Diese  Normen  wurden   1860  in  einen  systema- 
tischen Zusammenhang  gebracht  und  offiziell  als  Educational  Code 
publiziert.   So  hatte  England  eine  staatliche  Schulinspektion  und  ein 
staatliches  Volksschulrecht,  ehe  es  noch  eine  einzige  vollständig  aus 
öffentlichen  Geldern  erhaltene  Volksschule  oder  eine  Lokalverwal- 
tung des  Elementarunterrichtes  gab!  Diese  Entstehung  eines  grofsen 
staatlichen  Verwaltungszweiges  ohne  eine  specielle,  formell-gesetz- 
liche Grundlage,  blofs  als  langsam  erwachsendes  Produkt  der  Proto- 
kolle eines  mit  der  Verteilung  von  Staatsunterstützungen  betrauten 
Beamtenkollegiums  gehört  zu  den  merkwürdigsten  Belegen  für  die 
experimentelle,  empirische  Entstehungsweise  der  wichtigsten  Institute 
des  öffentlichen  Bechtes  in  England.    Aber  dieses  System  war  zu- 
nächst   völlig    auf  Freiwilligkeit    begründet    und    das   war   sein 
schwerstes   Gebrechen.     Weit    mehr   als    die   Hälfte   aller   schul- 
pflichtigen Kinder  blieb  aufserhalb  des  Wirkungskreises  des  Edu- 
cational Code  und  die  staatliche  Unterrichtsverwaltung  besafs  nicht 
das  geringste  Mittel,  darauf  hinzuwirken,  dafs  im  ganzen  Lande 
für  jedes  Kind  die  Möglichkeit  angemessenen  Elementarunterrichtes 
gesichert  wurde.    Forsters  Akte  von  1870  half  diesem  Übelstande 
mit  einem  Schlage  ab.    Das  Gesetz  verfügte,  dafs  überall  dort,  wo 
überhaupt  keine  oder  an  Zahl  nicht  genügende,  den  Bestimmungen 
des  Code  gemäfs  unterrichtende  freiwillig  erhaltene  Schulen  (Volun- 
tary  Schools)  bestehen,  binnen  6  Monaten  nach  Beginn  der  Rechts- 
kraft des  Gesetzes  ein  School  Board  gewählt  werden  mufs,  welches 
öffentliche  Schulen  einzurichten  verpflichtet  ist  und  diese  teils  durch 
Anteil   an  den  „Grants"  teils  durch  Schulgelder,  teils  durch  eine 
auf  Grundlage  der  Armensteuer  einzuhebende  School  Rate  erhalten 
mufs.    Zu  diesem  Zwecke  wurde  ganz  England  in  Schuldistrikte 
eingeteilt,  die  aufserhalb  einer  Municipalstadt  ein  oder  mehrere 
Kirchspiele  umfassen.  In  diesen  und  in  Urban  Districts  aber  fungiert 
für  das  ganze  Gemeindegebiet  ein  einheitliches  School  Board.    Diese 
Behörde  wird   durch  das  allgemeine   gleiche  und  direkte  Wahl- 
recht sämtlicher  Ratepayers  und  unter  voller  Gleichberechtigung 
von  Männern  und  Frauen  gebildet,  jedoch  insofern  in  neuartiger 
Weise»    als   jeder  Wähler  so  viel   Stimmen  abgiebt  als  das  be- 
treffende School   Board  Mitglieder  hat  (5  —  13),   und  diese  auch 
sämtlich  auf  einen  einzigen  Kandidaten  vereinigen  kann.     Dieses 
Cumulativ-Votum  ist  eine  zur  Sicherung  der  religiösen  Minoritäten 
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erdachte  Mafsregel,  die  auch  die  gewünschte  Wirkung  vollauf  be- 
währt hat.  Im  Jahre  1876  wurde  das  so  geschaffene  System  einer 
Lokalverwaltung  des  Volksschulwesens  noch  dadurch  ergänzt,  dafs 
gesetzlich  für  alle  School  Districts,  in  welchen  kein  School  Board 
besteht,  die  Bildung  eines  School  Attendance  Committee  vor- 
geschrieben wird,  das  mit  den  gleichen  Befugnissen  zur  Überwachung 
des  Schulbesuches  wie  die  School  Boards  ausgestattet  ist. 

Der  Ausbau  der  Lokalverwaltung  durch  die  Sanitätsgesetzgebung 
von  1875  und  der  Neubau  der  Lokalverwaltung  des  Elementar- 
unterrichtswesens sind  die  beiden  grofsen  Marksteine  in  der  Ge- 
schichte der  englischen  Verwaltungsreform,  die  unmittelbar  nach  der 
zweiten  Wahlreformbill  von  1867  gesetzt  worden  sind.  Ähnlich  wie 
nach  der  ersten  Reformbill  trat  nun  für  eine  allerdings  diesmal 
kurze  Periode  eine  Abspannung  der  öffentlichen  Meinung  in  Bezug 
auf  die  Reform  ein,  die  zunächst  zum  Sturze  des  liberalen  Cabinetes, 
zur  Bildung  einer  konservativen  Regierung  unter  Disraelis  Führung 
und  damit  zu  einer  bewegten  äufseren  Politik  Englands  unter  dem 
Impulse  des  zum  erstenmale  hervortretenden  imperialistischen 
Gedankens  führte.  Der  unbefriedigende  Ausgang  dieser  Politik 
und  die  drohende  Gestaltung  der  Irischen  Frage,  welche  mehr 
denn  je  das  ganze  Getriebe  der  inneren  Politik  Englands  be- 
herrschte, sowie  die  periodische  als  „swing  of  the  pendulum** 
sprichwörtlich  gewordene  Schwankung  der  Volksmeinung  lenkte 
den  Ausfall  der  Wahlen  abermals  zu  Gunsten  der  liberalen  Partei 
und  brachte  damit  die  Reform  des  Parlamentswahlrechtes  zum 
drittenmal  in  den  Vordergrund.  Wieder  erneuert  sich  die  schon 
1867  hervorgetretene  Erscheinung,  dafs  beide  grofsen  Staatsparteien 
einander  in  Bezug  auf  demokratische  und  populäre  Gesetzesmafs- 
regeln  zu  überbieten  suchen.  Was  1867  Disraeli  gelungen,  wieder- 
holte Gladstone  nun  nicht  minder  geschickt  als  dieser.  Den  will- 
kommenen Anlafs  bot  eine  Erscheinung,  die  zu  Anfang  der  70er 
Jahre  hervorgetreten  war  und  nicht  verfehlte,  ihre  Wirkung  auf  die 
Parteipolitik  zu  äufsern.  Aus  kleinen  Anfängen  in  Warwickshire 
hatte  sich  eine  starke,  über  ganz  England  verbreitete  Landarbeiter- 
bewegung unter  der  Führung  eines  intelligenten  Landarbeiters,  Joseph 
Arch  ^  entwickelt,  die  mit  Unterstützung  der  Radikalen  in  und  aufser 
dem  Parlamente  die  Errichtung  von  Trade-Unions  der  Landarbeiter 
anstrebte  und  bald  eine  über  das  ganze  Staatsgebiet  ausgedehnte 
Organisation  der  letzeren  schuf.  Die  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts 


1  Vgl.  Joseph  Arch,  The  Story  of  His  Life  told  by  Himself.    1898. 
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immer  akuter  gewordene  Depression  der  Landwirtschaft  hatte  die 
seit  Jahrhunderten  immer  verschlechterte  Lage  des  englischen  Land- 
arbeiters noch  mehr  herabgedrückt.    Nun  trat  endlich  die  Reaktion 
dieser  ärmsten  und  bisher  von  der  Gesetzgebung  so  gut  wie  un- 
beachtet gelassenen  Volksschichte  Englands  mit  erstaunlicher  Kraft 
hervor.   Ein  neuer  Faktor  trat  damit  in  die  Politik  und  in  die  Taktik 
der  Parteien  ein.   Von  allem  Anfange   an  hatte  die  liberale  Partei 
die  Sache  der  Landarbeiter  gefördert.     Alsbald  erklärte  die  offizielle 
Parteileitung,  dafs  es  an  der  Zeit  sei,  auch  diese  Klasse  der  englischen 
Staatsbürger  des  Parlamentswahlrechtes  teilhaftig  werden  zu  lassen 
und  zu  diesem  Zwecke  die  Unterschiede  zwischen  städtischem  und 
grafschaftlichem  Parlamentswahlrechte  zu  beseitigen;  die  gewerk- 
schaftlichen   Organisationsbestrebungen   der  Landarbeiter    wurden 
als  vollgültiger  Beweis  dafür  angesehen,  dafs  auch  diese  nunmehr 
fähig  seien,  als  Vollbürger  ihre  Interessen  selbständig  durch  das 
Stimmrecht  zu  vertreten.    Auf  konservativer  Seite  erhob  sich  kein 
principieller  Widerspruch  gegen  die  Erweiterung  des  Wahlrechtes, 
wie  sie  Gladstone  in  seiner  1884  vorgelegten  Bill  vorschlug;   nur 
in  betreff  der  gleichzeitig  versprochenen  Bill  über  die  neue  Ein- 
teilung der  Wahlkreise  bestand  eine  erhebliche  Meinungsverschieden- 
heit zwischen  beiden   Parteien,  aber  auch  darüber  kam  bald  ein 
Kompromifs  zustande  und  so  wurde  1885  die  Reformvorlage  Gesetz 
und  damit  für  ganz  England,  gleichviel  ob  städtische  oder  länd- 
liche Wahlkreise,  ein  und  dasselbe  Wahlrecht  geschaffen.    Diese 
dritte  Reformbill  erweiterte  das  Wahlrecht  in  den  Städten,  indem 
sie  dasselbe  als  sogenanntes  Service  Vote  allen  nicht  zu  Lokal- 
steuem  veranlagten  Personen  verlieh,  die  infolge  eines  öffentlichen 
Amtes  oder  sonstiger  privater  Anstellung  eine  Dienstwohnung  be- 
sitzen;   sie  dehnte  das  Household  Vote  auf  die  Grafschaften  aus 
und  zugleich  auch  alle  übrigen  Specialwahlrechte,  wie  das  Lodgers 
Vote,  das  Service  Vote  und  das  Stimmrecht  der  Grundeigentümer. 
Die  Redistribution  Bill  erhöhte  die  Zahl  der  Abgeordneten  von 
658  auf  670,  indem  Schottland   12  Mandate  mehr  als  bisher  er- 
langte;  sie  verfügte  ferner,  dafs  jene  Städte,  die  mehr  als  einen 
Abgeordneten   wählen,   in   gesonderte  einzelne  Wahlkreise  (Sing- 
lemembered  Constituencies)  einzuteilen  sind.    Damit  war  das  all- 
gemeine, gleiche  und  direkte  Wahlrecht  und  eine,  wenn  auch  nicht 
vollständig  gleichmäfsige ,  so  doch  derselben  nahe  kommende  Ein- 
teilung der  Wahlkreise  geschaffen;   allerdings  die  abstrakte,  jede 
Berücksichtigung  der  historischen  Grundlagen  leugnende  Form  des 
allgemeinen  gleichen  und  direkten  Wahlrechtes,  wie  sie  von  den 
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theoretischen  Radikalen  gefordert  wurde,  war  auch  damit  noch 
nicht  erreicht.  Vor  allem  bildet  seither  der  Umstand ,  dafs  durch 
die  successive  Aneinanderreihung  stets  neuer  Wahlrechtstitel  für 
die  Besitzenden  ein  Piuralvotum  im  beträchtlichen  Ausmafse  ge- 
schaffen worden  ist,  eines  der  Hauptgravamina  der  radikalen 
Elemente,  denen  das  Vorbild  des  amerikanischen  und  australischen 
Wahlsystems  vorschwebt.  Aber  an  die  völlige  Beseitigung  des 
historischen  Wahlsystems  durch  ein  rein  abstraktes  Schema  denken 
auch  diese  politischen  Elemente  nicht  in  erster  Linie;  vielmehr 
ist  das  Losungswort,  das  von  dieser  Seite  ausgegeben  wird,  das 
Verlangen  nach  Durchführung  des  Principes  „one  man  one  vote." 
Die  Beseitigung  des  Pluralvotums  der  Besitzenden,  die  damit  an- 
gestrebt wird,  hängt  aber  innig  zusammen  mit  der  gleichfalls  im 
Vordergrunde  der  Diskussion  stehenden  Frage  nach  einer  radikalen 
Umgestaltung  des  Lokalsteuerwesens  und  wird  zweifellos  im  Zu- 
sammenhange damit  gelöst  werden  ^ 

Gladstone  hatte  die  Reformbill  mit  einer  grofsen,  nicht  nur 
für  die  englische  Nation  bedeutungsvollen  Rede  eingeleitet,  in  der 
er  sagte: 

„Ich  nehme  meine  Stellung  ein  auf  der  Grundlage  des  Principes 
dafs  die  Verleihung  des  Wahlrechtes  an  dazu  taugliche  Staats- 
bürger —  seien  es  Viele  oder  Wenige  —  eine  Vermehrung  der 
Kräfte  des  Staates  bedeutet.  Die  Kraft  eines  modernen 
Staates  liegt  im  Repräsentativsystem.  Ich  bin  glücklich  bei 
dem  Gedanken,  dafs  in  diesem  gesegneten  Lande  und  dieser  vortreff- 
lichen Verfassung  auch  noch  andere  Quellen  der  Kraft  liegen:  der 
Respekt  vor  den  Geboten  des  Staates,  die  Autorität,  welche  diese 
letzteren  geniefsen  und  der  ununterbrochene  Zusammenhang  unserer 
nationalen  Traditionen.  Aber,  in  der  Hauptsache,  ist  es  doch  das 
Repräsentativsystem,  das  die  Kraft  des  modernen  Staates  über- 
haupt  ausmacht  und  die  des  englischen  Staates  im  besonderen*." 

Diesen  Worten  ist  von  der  konservativen  Partei  nicht  wider- 
sprochen  worden.     Die   Demokratie   ist   von    da   ab   von  beiden 


^  über  die  gegenwärtige  Gestaltung  des  englischen  Parlaments  Wahlrechtes 
vgl.  Renwick  Seager,  The  Representation  ofPeople  and  Redistribution  Acts 
1884—85.    London  1885.    Derselbe,  The  Law  of  Election.    London  1893. 

Franqueville  op.  cit.  IL  p.  827-— 847. 

Durch  die  Gladstonesche  Reform- Akte  wurde  die  Zahl  der  Wähler  von 
2660444  im  Jahre  1884  bei  25  974  439  Einwohnern  der  Gesamtbeyölkenmg  von 
England  und  Wales  auf  4395176  im  Jahre  1886  gesteigert  (Franqueville  IL 
p.  324). 

»  Mac  Carthy,  History  of  our  own  Times  V.  p.  167—168. 
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Parteien  und  von  der  ganzen  noch  immer  durch  •/lo  der  Parlaments- 
mitglieder persönlich  repräsentierten  herrschenden  Klasse  als  voll- 
endete Thatsache  anerkannt  und  als  unabwendbar  auch  von  den 
principiellen  Widersachern  derselben  stillschweigend  hingenommen 
worden.  Der  beste  Beweis  dafür,  dafs.  damit  nicht  blofs  eine  Yer- 
ändening  der  Form  zugelassen  war,  sondern  dafs  man  klar  die 
notwendigen  Konsequenzen  der  Demokratisierung  des  Parlamentes 
für  die  ganze  Staatsordnung  anerkannte,  liegt  darin,  dafs  un- 
mittelbar an  diese  letzte  Erweiterung  des  parlamentarischen  Wahl- 
rechtes die  grofse  Verwaltungsreform  zu  Gunsten  der  Demokratie  sich 
anschliefst,  die  ein  getreues  Seitenstück  zu  den  1867  und  1884  ge- 
schaffenen Verfassungsänderungen  bildet.  Sehr  bezeichnend  ist  aber 
femer,  dafs  diese  in  ihrer  Tragweite  unübersehbare  Reform  nicht 
nur  ohne  die  geringste  Agitation  in  der  Bevölkerung  sondern  auch 
unter  vollster  Übereinstimmung  beider  Parteien  über  das  zu  be- 
folgende Princip,  ja  selbst  auch  über  die  meisten  Detailfragen  ge- 
schaffen worden  ist.  Die  Thatsache,  dafs  das  erste  der  grofsen,  die 
Verwaltung  demokratisierenden  Gesetze,  die  Lokalverwaltungsakte 
von  1888,  aus  der  Initiative  der  konservativen  Partei  heraus  erfolgt 
und  von  ihr  durchgeführt  worden  ist,  beweist  am  besten,  dafs  für 
diese  Frage  der  inneren  Politik,  wie  überhaupt  für  die  meisten  Pro- 
bleme derselben  ein  principieller  Unterschied  zwischen  den  Parteien 
nicht  mehr  bestand.  Der  Kampf  um  die  entscheidenden  Ver- 
fassungsfragen war  in  den  grofsen  Debatten  über  die  Parlaments- 
reformen ausgefochten  worden  und  nur  darum  handelte  es  sich 
jetzt,  ob  es  gelang,  die  unausweichlich  gewordene,  demokratische 
Reform  der  Verwaltung  mehr  oder  weniger  geschickt  vom  partei- 
taktischen Standpunkte  aus  einzubringen  und  durchzuführen.  Über 
die  Sache  selbst  herrschte  kein  Streit  mehr  zwischen  Tories  und 
Whigs ,  Konservativen  und  Liberalen.  Längst  schon  hatte  die 
Entwicklung  der  Parteien  diesem  Ziele  zugestrebt;  die  trotz 
aller  Wahlreform  dauernd  geringfügige  Zahl  wirklicher  Radi- 
kaler im  Parlamente,  die  noch  geringere  Zahl  von  Vertretern  der 
arbeitenden  Klasse  im  Unterhause  hatte  den  Charakter  des  Parla- 
mentes als  einer  vornehmlich  aus  den  besitzenden  Klassen  gebildeten, 
sich  gesellschaftlich  als  eine  Einheit  fühlenden  Körperschaft  er- 
halten und  damit  schon  die  Grundlagen  für  gemeinsame  An- 
schauungen beider  historischer  Parteien  in  vielen  Fragen  gegeben. 
Das  grofse  Problem  des  irischen  Home  Rule  bildete  nebst  der 
Stellung  zur  Frage  der  Entstaatlichung  der  Kirche  eine  der  wenigen 
kontroversen  Fragen  der  inneren  Politik,  in  denen  sich  die  An- 

Bedlieh«  Eng^l.  Lokalyerwaltung.  15 


Digitized  by 


Google 


226  Fünfter  Abschnitt 

schauungen  immer  noch  schroff  gegenüber  standen.    Der  erste  Ver- 
such Gladstones,  die  irische  Frage  durch  weitgehende  Annäherung 
an  den  Standpunkt  der  nationalistischen  Partei  zu  lösen,  hat  denn 
auch  zugleich  mit  dem  Sturze  der  liberalen  Regierung  die  Wirkung 
gehabt,  deren  Partei  selbst  zu  spalten  und  damit  jene  innere  Aus- 
gleichung und  Annäherung  der  Parteien  noch  mehr  zu  fördern;  denn 
durch  den  Abfall  der  unter  Führung  Chamberlains  stehenden,  gröfsten- 
teils  aus  den  Industriestädten  gewählten  Liberalen  von  Gladstone 
und  die  Vereinigung  derselben  als  Liberal  Unionists  mit  der  kon- 
servativen Partei  wurde  das  ganze  politische  Gefüge  der  letzteren 
dauernd  im  demokratischen  Sinne  beeinflufst.    Der  liberale  Flügel 
der  neuen  Majorität  wirkte,  nach  aufsen  wenig  sichtbar,  aber  deshalb 
um   so  nachhaltiger,  als   Stimulus  auf  die  alten    Parteielemente 
ein.  .  So   wurde  aus  der   konservativen  Partei   eine   konservativ- 
demokratische Partei,   die  principiell  ebenso  wie  die  ihr  gegen- 
überstehende Partei  des  Gladstoneschen  Liberalismus  bedingungs- 
los  auf  dem  Boden  der  Volkssouveränität  stand.   Dieser 
bedeutungsvolle   Einflufs   Chamberlains   und   seines  liberalen  An- 
hanges auf  die  Politik  der  konservativen  Regierung  Salisburys  trat 
sogleich  beim  ersten  grofsen  Gesetzentwurfe  hervor,  den  diese  dem 
Parlamente  vorlegte.  Mit  der  im  März  1888  von  dem  Präsidenten  des 
Local  Government  Board,  Mr.  Ritchie,  eingebrachten  Local  Govern- 
ment Bill  für  England  und  Wales  hatte  die  Regierung  das  grofse 
Problem   einer    systematischen    und    erschöpfenden   Verwaltungs- 
reform mit  kühnem  Griffe  von   jenem  Punkte  aus  in  Angriff  ge- 
nommen, an  dem  bisher  der  Widerstand  gegen  eine  Abänderung 
des  historischen  Rechtes  unüberwindlich  gewesen :  nämlich  von  der 
Graf  Schaftsverwaltung  aus.    Dafs  Chamberlain  als  der  Vater 
dieser  völlig  unkonservativen,  in  ihrer  ganzen  Struktur  durchaus 
radikalen  Reform  anzusehen  ist,  ergiebt  sich,  wenn  man  das  1885 
anläfslich  der  Parlamentswahlen  erschienene,  von  Chamberlain  mit 
einem  Vorworte  eingeleitete  „Radical  Programme"   auf  die  Frage 
der  Verwaltungsreform  hin  untersucht.    In  dieser  Schrift,  welche 
in  geschickter  Weise  die  Forderungen  des  englischen  Radikalis- 
mus jener   Zeit  zusammenstellt,  heifst  es:    „Die  grofse  Aufgabe 
des  neuen  Parlamentes  wird  es  sein,  dem  Gebäude  der  Lokal- 
verwaltung  in   einigen  Teilen   des  Reiches  die  Krone  aufzu- 
setzen, in  anderen  Teilen  dessen  Unter-  und  Oberbau  zu  vollenden. 
Dann  und  erst  dann  werden   wir  sagen  dürfen,  dafs  die  Staats- 
bürgerrechte in  allen  Teilen  des  Reiches  voll  und  ganz  vorhanden 
sind  und  gleichmäfsig  ausgeübt  werden." 
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Hierauf  wird  der  grofse  Erfolg  der  städtischen  Municipal- 
verwaltung  in  den  letzten  Jahrzehuten  und  deren  Bedeutung  als  Mittel 
zur  Erziehung  der  Bevölkerung  sowie  der  Parlamentarier  für  die 
Beschäftigung  mit  der  grofsen  Reichspolitik  klargelegt.  Nach  einem 
längeren  Hinweise  auf  die  grofsen  Mängel  und  Unvollkommenheiten 
der  übrigen  Yerwaltungsorganisation  fährt  das  Programm  fort:  „Aber 
die  gröfsten  Mängel  unseres  gegenwärtigen  Systems  liegen  in  den  länd- 
lichen Bezirken,  wo  eine  wirkliche  Lokalverwaltung  kaum  überhaupt 
existiert,  wo  beschränktes  Wahlrecht  und  eine  künstliche  Methode  der 
Abstimmung  zu  den  Übeln  komplizierter  Kompetenzen  und  zersplitter- 
ter Verwaltung  hinzukommen,  und  wo  die  oberste  Autorität— die  Quar- 
ter Sessions  —  überhaupt  keinen  repräsentativen  Charakter  besitzt  *.* 

Inzwischen  war  aus  dem  radikalen  Ghamberlain  der  unionistische 
Staatsmann  geworden;  aber  das  hatte  nicht  zur  Folge,  dafs 
€hamberlain  vollständig  zum  Tory  wurde,  sondern  umgekehrt,  dafs 
die  Tories  Ghamberlains  Radikalismus  in  der  inneren  Politik  in 
vielen  Stücken  anzunehmen  sich  bequemten.  Die  neue  Gesetzvorlage, 
die  Ritchie  einbrachte  und  Ghamberlain  durch  wiederholtes  Ein- 
greifen in  die  Debatte  unterstützte,  beweist  dies  durch  ihre 
Übereinstimmung  mit  den  eben  angeführten  Sätzen  unwiderleglich. 
Im  übrigen  hatte  Lord  Salisbury  in  den  beiden  Wahlcampagnen 
von  1885  und  1886  sich  namens  der  konservativen  Partei  wiederholt 
für  eine  grofse  und  durchgreifende  Verwaltungsreform  verbürgt. 
Trotz  alledem  wäre  es  irrig  anzunehmen,  dafs  es  blofses  Partei- 
manöver war,  was  schliefslich  die  Einleitung  der  demokratischen 
Verwaltungsreform  unter  Führung  der  konservativen  Partei  herbei- 
geführt hat.  Es  lagen  doch  noch  viel  tiefere  Beweggründe  vor, 
als  solche  der  politischen  Taktik,  und  zwar  ist  von  zwei  Gesichts- 
punkten aus  eine  Reorganisation  der  Verwaltung  längst  unabwend- 
bar gewesen :  erstens  war  die  territoriale  Organisation,  wie  sie  die 
Sanitätsakte  geschaffen,  nur  eine  äufserliche  Scheinordnung,  die  in- 
folge zahlreicher  Anomalien  und  Unvollkommenheiten  ihrer  Struktur 
einer  wirksamen  Verwaltung  grofse  Hindernisse  bot;  zweitens  war 
die  Entwicklung  des  materiellen  Verwaltungsrechtes  im  Laufe 
von  zwei  Decennien  so  vielseitig  geworden,  dafs  die  von  ihr  be- 
handelten, socialen  Probleme  mit  der  bestehenden  Organisation 
voraussichtlich  nicht  mehr  in  befriedigender  Weise  gelöst  werden 
konnten.    Beide  Punkte  bedürfen  einer  näheren  Betrachtung. 


»  The   Radical  Programme,   with   a  preface  by  the   Right   Honourable 
J.  Ghamberlain,  1885. 

15* 
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Was  zunächst  die  territoriale  Grundlage  der  Verwaltung  betrifft, 
so  hatte  die  Sanitätsakte  von  1875  zur  Folge  gehabt,  dars  allerdings 
jedes  Kirchspiel  seither  in  das  Amtsgebiet  einer  höheren  Lokalver- 
waltungsbehörde, nämlich  eines  städtischen  oder  ländlichen  Sanitäts- 
distriktes, einbezogen  war;  aber  das  Verhältnis,  in  welchem  die 
verschiedenen  Verwaltungsterritorien  untereinander  standen,  litt 
unter  den  schwersten  Mängeln.  Vor  allem  standen  zwei  Systeme 
der  Lokalverwaltung  nebeneinander  ohne  innere  organische  Ver- 
bindung: einmal  die  Grafschaften,  die  von  den  Quarter  Sessions 
verwaltet  wurden,  in  dieser  Verwaltung  nur  der  Kontrolle  des 
Parlamentes,  aber  sonst  weder  der  Kontrolle  einer  Gentralbehörde 
noch  der  der  Steuerzahler  unterlagen,  und  nun  neben  den  Aufgaben 
der  alten  Polizeiverwaltung  zahlreiche  durch  die  Gesetze  der  letzten 
50  Jahre  übertragene  administrative  Agenden  als  County  Business 
besorgten  in  den  blofs  durch  das  Herkommen  gebildeten,  durch 
kein  Gesetz  geregelten  Formen;  sodann  das  eigentliche  Local 
Government,  dessen  beide  Hauptzweige,  Armen wesen  und  Public 
Health,  auf  derselben  territorialen  Grundlage,  nämlich  den  ünions 
von  Kirchspielen,  durch  Town  Councils,  Urban  und  Rural  Sanitary 
Authorities,  sowie  die  Boards  of  Guardians  administriert  wurden. 
Aber  auch  diese  Grundlage  war  zunächst  in  einer  grofsen  Zahl 
von  Fällen  nicht  für  beide  Verwaltungskreise  gleichartig  ge 
staltet.  Dort,  wo  die  Poor  Law  Union  städtische  und  ländliche 
Kirchspiele  miteinander  verband,  fiel  der  Distrikt  für  die  übrige 
innere  Verwaltung  für  beide  Arten  von  Kirchspielen  auseinander. 
Erstere  fielen  entweder  zusammen  mit  dem  Gebiete  eines  Borough 
oder  eines  Urban  District,  oder  bildeten  einen  Teil  städtischer 
Gebiete,  letztere  bildeten  dann  den  besonderen  ländlichen  Sanitäts- 
distrikt. Die  Anomalie  setzte  sich  nach  abwärts  in  die  Kirch- 
spiele fort.,  Seit  fünf  Jahrhunderten  bezeichnete  man  mit  dem- 
selben Worte  drei  verschiedene  Gebiete:  den  alten  Ecclesiastical 
Parish,  den  ursprünglich  darauf  erwachsenen  Civil  Parish,  endlich 
den  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  durch  Teilungen  und  Special- 
gesetze aller  Art  entstandenen  Poor  Law  Parish.  Alle  diese 
Kirchspielsformationen  waren  ohne  Rücksicht  auf  die  Grafschafts- 
grenzen entstanden  und  so  war  nun  die  Folge  davon,  dafs  auch 
die  Unions  als  die  eigentlichen  Träger  der  neuen  Verwaltung 
die  Grafschaftsgebiete  an  vielen  Stellen  überschritten.  Im  Jahre 
1882  schlössen  von  617  Unions  nicht  weniger  als  176  -Stücke  von 
zwei  oder  mehreren  Counties  in  sich;  davon  waren  29  in  drei,  4 
in   vier  Grafschaften  gelegen.    Hierzu  kam  als  weitere  Komplika- 
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tion  die  Stellung  der  Boroughs.  Viele  Borouglis  lagen  territorial 
in  mehr  als  einer  Grafschaft;  in  ihrem  administrativen  Verhältnisse 
zu  den  letzteren  herrschte  überdies  die  gröfste  Verschiedenartigkeit,  je 
nach  dem  sie  gar  nicht  oder  in  verschiedenen  Richtungen  den  Quarter 
Sessions  der  Grafschaft  unterstanden  oder  wieder  in  wenigen  Fällen 
einfache  Stücke  der  Grafschaft  bildeten.  Aber  auch  mit  den  Ver- 
waltungsgebieten der  Unions  stimmten  die  städtischen  Gebiete  nicht 
überein.  Es  gab  1882  nur  8  unter  den  617  Unions,  die  mit  dem 
Gebiete  einer  Municipalstadt  völlig  übereinstimmten.  Am  meisten 
deckte  sich  noch  das  municipale  Verwaltungsgebiet  mit  dem  der 
städtischen  Sanitätsdistrikte;  aber  auch  da  gab  es  eine  stattliche 
Beihe  von  Ausnahmen.  Die  innerhalb  der  municipalen  Gebiete 
noch  immer  vorhandenen  Local  Boards  halfen  die  territoriale  Ver- 
wirrung vollenden.  Dieser  Zustand  war  herbeigeführt  worden  durch 
die  wähl-  und  planlose  Art  der  Lokalgesetzgebung  seit  Anfang  des 
Jahrhunderts.  Je  nach  den  individuellen  Wünschen  der  betreffen- 
den Ortsgemeinden  waren  immer  wieder  neue  Anomalien  geschaffen 
worden,  ohne  dafs  dabei  jemals  die  Interessen  der  Gesamtverwal- 
tung berücksichtigt  worden  wären.  Besonders  bei  der  Konstituierung 
städtischer  Sanitätsdistrikte  war  man  so  liberal  gegen  den  lokalen 
Partikularismus  vorgegangen,  dafs  dadurch  bisweilen  eine  völlige 
Pulverisierung  der  Verwaltungsgebiete  in  den  dichtbewohnten  In- 
dustriegegenden geschaffen  wurde.  Die  ländlichen  Sanitätsdistrikte 
bestanden  da  aus  völlig  formlosen,  unzusammenhängenden  Resten 
der  Grafschaft,  welche  die  Herausnahme  zahlreicher  städtischer 
Distrikte  auf  Grund  der  Sanitätsakte  übrig  gelassen  hatte.  Dazu 
kam  aber  weiter,  dafs  alle  diese  Gebiete  an  Umfang  und  Einwohner- 
zahl aufserordentlich  verschieden  waren.  Es  gab  Boroughs  mit 
500  000  Einwohnern  und  solche  mit  2000 ;  es  gab  Kirchspiele  mit 
10  000  Einwohnern  und  solche  mit  weniger  als  50.  Lancaster  war 
fast  16mal  so  grofs  als  Rutland  und  die  Union  von  West  Derby 
hatte  120  mal  mehr  Einwohner  als  die  von  Hoo  in  Kent^ 

Gegen  diese  Zustände  Abhilfe  zu  schaffen,  war  ein  unabweis- 
liches  Bedürfnis,  sollte  nicht  die  ganze -socialpolitische  Verwaltungs- 
gesetzgebung der  neuen  Zeit  auf  dem  Papier  bleiben.  Alle  diese 
sich  kreuzenden  Verwaltungsgebiete  hoben  selbständig  Steuern  auf 


*  Eine  genaue  Darlegung  dieser  Verhältnisse  in  der  treflflichen  kleinen 
Schrift  der  Unterhaus-Mitglieder  Rathbone  und  Pell:  Local  Administration, 
1885.  Vgl.  auch  die  „Cobden  Club  Essays  on  Local  Government  and  Taxation**, 
ed.  by  Probyn  1882. 
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Grundlage  der  Poor  Rate  ein,  ebenso  die  mitten  unter  ihnen  noch 
bestehenden  bisher  von  uns  ganz  übergangenen  Tausende  von 
Highway  Parishes  und  Highway  Districts,  weiters  die  School 
Districts  und  die  zahlreich  existierenden  Begräbnisbehörden  (Burial 
Boards).  Es  ist  also  völlig  klar,  dafs  eine  in  solchem  Zustande 
befindliche  Verwaltungsgliederung  vor  allem  dringend  einer  Re- 
form in  der  Richtung  der  Konzentration  der  verschiedenen  Special- 
verwaltungen in  möglichst  ein  einziges  Organ  in  jedem  Verwaltungs- 
gebiete  bedurfte,  und  dafs  nichts  notwendiger  war,  als  die  vorhandenen 
so  verschiedenartigen  Territorien  dieser  einzelnen  Specialverwaltungs- 
körper nach  einem  einheitlichen  grofsen  Principe  auszugleichen. 
Treffend  resümiert  einer  der  besten  Kenner  und  eifrigsten  Reformer 
der  englischen  Verwaltung,  das  Unterhausmitglied  Rathbone,  den 
Zustand  mit  den  Worten:  So  ist  nicht  ein  System  sondern  ein 
Chaos  geschaffen  worden,  ein  Chaos  von  Verwaltungsgebieten,  ein 
Chaos  von  Wahlen,  von  Behörden  und  von  Lokalsteuem^ 


^  Rathbone  op.  cit.  p.  14.    Nachfolgende  Übersicht,  die  derselben  Quelle 
entlehnt  ist,  glebt  einen  vollen  Einblick  in  dieses  „System  der  Desorganisation". 
a)  Die  verschiedenen  Lokalverwaltungsbehörden  und  ihre  Wahltermine. 
Town  Councils  ....     1.  November. 


Local  Boards  .  .  . 
Boards  of  Guardians . 
Highway  Boards  .  . 
School  Boards  .  .  . 
Lighting  Inspectors    . 

Overseers 

bj  Wahlrecht. 

Town  Councils  .  .  . 
Local  Boards     .    .    . 


Boards  of  Guardians 
Burial  Boards  . 
Highway  Boards 
Lighting  Inspectors 
Overseers  .  .  . 
School  Boards  . 
c)  Funktionsdauer. 
-  Town  Councils  . 
Local  Boards    . 


.  erste  Woche  im  April. 

.  7.-9.  April. 

.  25.  M&rz. 

.  jederzeit  während  des  Jahres. 

.  bei  Vakanzen. 

.  25.  März. 

.    Household  Vote;  kein  Pluralvotum. 
.     1.  Owners. 

Elassenwahlrecht  bis  zu  6  Stimmen  bei 
250  £  Lokalsteuerzahlung. 
2.  Occupiers. 

Dasselbe  Pluralwahlrecht 
Beides  kann  kombiniert  werden,  so  dafs 
ein  Einziger  bis  12  Stimmen  besitzt. 
.    dasselbe  System. 

.[  Occupiers  mit  1 — 5  Stimmen  bis  zu  150  £ 
Lokalsteuer  ansteigend. 


Allgemeines    gleiches  direktes  Wahlrecht 

djährig;  Va  jährlich  neugewählt 
dasselbe. 
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„Simplification  of  Areas  and  consolidation  of  Powers" :  das 
muTste  die  leitenden  Gesichtspunkte  für  die  unvermeidliche  Re- 
organisation abgeben. 

Fassen  wir  nun  den  zweiten  vorangeführten  Punkt,  das  mate* 
rielle  Verwaltungsrecht,  ins  Auge,  so  hatte  sich  dasselbe  seit  dem 
Jahre  1875  so  vielgestaltig  entwickelt  und  so  viele  Probleme  des 
socialen  Lebens  in  seinen  Wirkungskreis  einzubeziehen  begonnen, 
dafs  auch  der  Begriff  der  Public  Health,  selbst  im  weitesten  Sinne 
genommen,  dieses  ganze  Recht  nicht  mehr  zu  umfassen  vermochte. 
Das  englische  Verwaltungsrecht  war  seit  Decennien  in  unaufhalt- 
samer Fortbildung  zu  einer  bewufst  socialpolitischen  Gesetz- 
gebung geworden,  die  Verwaltung  zur  praktischen  Socialpolitik. 
Das  zuerst  hauptsächlich  für  die  städtischen  Kommunen  aus- 
gebildete neue  Verwaltungsrecht  hatte  seine  Institutionen  immer 
mehr  verbessert  und  erweitert.  Hierher  gehören,  um  nur  das 
Wichtigste  anzuführen,  die  Bath  and  Washhouse  Acts,  die  Volks- 
bibliothekengesetze, die  Gesetze  gegen  den  Verkauf  von  verfälschten 
Nahrungsmitteln,  die  Vorschriften  zur  Inspektion  von  Mafsen  und 
Gewichten,  zum  Schutze  und  zur  Errichtung  öffentlicher  Gärten 
und  offener  Plätze,  die  Arbeiterschutzgesetze,  insofeme  die  Inspek- 
tion der  Werkstätten  den  städtischen  Sanitätsbehörden  oblag,  end- 
lich die  grofse  Gesetzgebung  über  Sanierung  ungesunder  Stadt- 
teile und  Errichtung  städtischer  Arbeiterwohnungen.  Jedoch  gleich- 
zeitig waren  für  die  ländlichen  Distrikte  grofse  und  wichtige 
Probleme  zum  erstenmale  neu  geregelt  und  war  bestehendes  Recht 
kräftig  ausgebaut  worden;  hierher  gehören  die  Veterinärgesetzgebung, 
die  Flufssanitätspolizei ,  Gesetze  über  die  Eanalschiffahrt,  die  Ge- 


Boards of  Guardians 
Highway  Boards  . 
Lighting  Inspectors 
Overseers  .... 
Burial  Boards  .  . 
School  Boards  .    • 


Ijährig,  bisweilen  Sjährig. 
jährliche  Neuwahl. 


.    Sjährig. 
.    dasselbe, 
d)  Qualifikation  der  Kandidaten. 

Town  Councils  ....  für  Ansässige  nur  die  aktive  Wahl- 
berechtigung erforderlich,  für  Nicht- 
ansässige Census  von  500  £  bis  1000  £ 
an  Realbesitz. 

Guardians Steuercensus  von  15 — 40  £, 

Local  Boards     ....    dasselbe. 
Für  die  übrigen  Wahlämter  ist  jeder  Steuerzahler  qualifiziert,  für  die 
Mitglieder  eines  School  Board  existiert  nicht  einmal  diese  Bedingung. 
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setze  zur  Erhaltung  der  Commons,  gegen  Verfälschung  von  Vieh- 
futterstoflFen  und  Dungmitteln,  sowie  überhaupt  die  reiche,  zur 
Förderung  der  Landwirtschaft  erlassene  Gesetzgebung. 

Eine  Reihe  neuer  grofser  Verwaltungsaufgaben  war  aber 
gleichzeitig  für  Stadt  und  Land  herangereift,  Aufgaben,  die  ohne 
Teilnahme  der  weitesten  Kreise  der  Bevölkerung  an  der  Verwal- 
tung überhaupt  undurchführbar  waren.  Die  grofse  Untersuchungs- 
kommission über  die  „Technical  Education,  d.  h.  das  Fach- 
schulwesen im  weitesten  Sinne,  alle  Arten  beruflicher  Vorbildung 
umfassend ,  sowohl  Gewerbeschulwesen  als  landwirtschaftlichen 
Unterricht,  hatte  erkennen  lassen,  dafs  die  Ausdehnung  der  Thätig- 
keit  der  Lokalverwaltungskörper  auf  dieses  neue  und  wichtige 
Gebiet  unabweislich  war.  Die  Kommission  zur  Untersuchung  der 
Frage  der  Arbeiterwohnungen,  sowie  neuerlich  die  grofse 
Labour  Commission  liefsen  eine  kräftigere  Aktion  der  Lokalver- 
waltung auf  diesem  Gebiete  unabwendbar  erscheinen;  endlich  war 
unter  dem  Eindrucke  der  landwirtschaftlichen  Krise  eine  Reihe 
von  Gesetzentwürfen  zur  Förderung  des  kleinen  Grundbesitzes  und 
zur  Hebung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  vorbereitet.  Alle 
diese  Gesetze  bedeuteten  grofse  praktische  Verwaltungsaufgaben, 
Aufwendung  grofser  einmaliger  sowie  periodischer  Auslagen  aus 
öflFentlichen  Mitteln.  Es  war  von  vornherein  evident,  dafs  in  einem 
Lande,  in  welchem  ein  auf  demokratischem  Stimmrecht  beruhendes 
Parlament  unablässig  legislativ  an  der  Hebung  der  Volkshygiene 
und  der  allgemeinen  Bildung  im  weitesten  Sinne  arbeitete,  zur 
Hebung  der  Existenzbedingungen  der  arbeitenden  Klassen  in  Stadt 
und  Land  von  Jahr  zu  Jahr  neue  Mafsregeln  erliefs,  dafs  da  diese 
letzteren  von  der  Mitwirkung  an  der  Verwaltung  nicht  länger  aus- 
geschlossen bleiben  konnten.  Socialpolitische  Gesetze,  die  nicht 
von  dem  praktisch  bethätigten  Interesse  der  breitesten  Schichten 
begleitet  werden,  müssen  vollends  in  einem  Lande  unausgeführt 
bleiben,  dessen  Gesetze  nicht  durch  eine  centralisierte  Beamtenschaft, 
sondern  durch  die  Organisation  der  Lokalinteressenten  selbst  seit 
jeher  durchgeführt  worden  sind.  So  verlangte  alles  nach  einer 
Reform  der  Verwaltung,  die  sämtliche  vorhandenen  Kräfte  der 
Nation  zu  Zwecken  staatlicher  Arbeit  lebendig  zu  machen  befähigt 
war.  Wie  viel  aber  freie  und  demokratische  Institutionen  zu  leisten 
vermochten,  welche  segensreiche  Anwendung  auf  solche  Weise  die 
vom  Parlamente  reichlich  erteilten  Befugnisse  und  obligatorisch 
aufgestellten  Normen  zu  finden  vermochten,  das  hatte  der  glänzende 
Aufschwung  des  municipalen  Städtewesens  seit  Ende  der  60er  Jahre 
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onwiderleglich  erwiesen.  Dieses  Beispiel  wirkte  zugleich  stimu- 
lierend und  fördernd  auf  die  reformfreundlichen  Elemente  ein. 

„The  whole  tendency  of  time  is  towards  government  by  freely 
elective  Bodies"  bemerkte  selbst  das  konservative  Organ  der  City, 
der  »Economist",  beim  Erscheinen  der  grofsen  Bill  von  1888  und 
allgemein  wurde  dem  Gedanken  Ausdruck  verliehen,  es  sei  un- 
möglich, die  Anomalie  weiter  aufrecht  zu  erhalten,  dafs  jeder 
Householder  seine  Stimme  bei  der  Entscheidung  über  die  An- 
gelegenheiten des  Reiches  zu  geben  berechtigt  sei,  aber  in  seinen 
sozusagen  häuslichen  politischen  Angelegenheiten ,  der  Lokal- 
Yerwaltung,  von  einer  aus  den  höheren  Klassen  gebildeten  Vor- 
mundschaft beiseite  gehalten  werde.  Und  so  war  auch  die  konserva- 
tive Partei  längst  entschlossen,  ihrer  traditionellen  Abneigung  gegen 
die  Demokratisierung  der  Yerwaltungskörper  sich  zu  entschlagen. 

Es  ist  interessant,  sich  in  diesem  Augenblicke  das  frühere 
Verhalten  der  konservativen  Partei  gegenüber  den  demokratischen 
Ideen  betreflFs  der  Verwaltungsreform  vor  Augen  zu  halten.  Im 
Jahre  1868  hatte  das  konservative  Ministerium,  wie  vorhin  bemerkt, 
einen  alsbald  fallen  gelassenen,  weil  unbrauchbaren  Entwurf  zur 
Einführung  von  County  Boards  eingebracht.  Dieser  Versuch  war 
noch  einmal  erneuert  worden,  als  das  Gabinet  Beaconsfield  das 
Keformministerium  Gladstone  abgelöst  hatte.  Sowohl  im  Jahre 
1878  als  1879  brachte  der  Präsident  des  Lokalverwaltungsamtes, 
Mr.  Sclater-Booth ,  zwei  Gesetzvorlagen  ein,  die  sich  von  ihren 
zahlreichen  Vorgängerinnen  wenig  unterschieden.  Auch  jetzt  kam 
man  nicht  darüber  hinaus,  Financial  Boards  vorzuschlagen,  die  zur 
Hälfte  aus  Delegierten  der  Friedensrichter,  zur  Hälfte  aus  solchen 
der  Boards  of  Guardians  bestehen  sollten.  Zwar  war  auch  jetzt  die 
Stimmung  der  Bevölkerung  allen  diesen  Plänen  gegenüber  apathisch, 
aber  hervorragende  Mitglieder  der  liberalen  Partei,  wie  John  Bright, 
verlangten  immer  wieder  nach  einer  Grafschaftsreform  im  muni- 
oipalen  Sinne.  Von  diesem  Standpunkte  aus  waren  die  beiden  Ent- 
würfe des  konservativen  Ministeriums  so  schwächliche  Versuche, 
dafs  sie  von  vornherein  aussichtslos  erschienen.  Die  Führer  der 
liberalen  Partei,  an  der  Spitze  der  frühere  Präsident  des  Lokal- 
verwaltungsamtes, Stansfeld,  dann  Rathbone,  Dilke  u.  A.,  wiesen  die 
völlige  ünbrauchbarkeit  der  Vorlage  nach  und  betonten,  dafs  die 
Überale  Partei  jeder  Reform  der  Grafschaftsverwaltung,  die  nicht 
direkte  Wahl  einführe,  als  einer  Verschlechterung  des  bisherigen 
Zustandes  energisch  widerstrebe.  Die  Zeit  für  das  politische  Ideal 
der   Mittelklasse,   die  Einrichtung   von   Lokalverwaltungskörpern 
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nach  dem  Schema  der  Armenräte  mittelst  Pluralvotums,  war  eben 
jetzt  vorüber  ^  So  erschien  im  Jahre  1888  der  konservativen  Partei, 
ganz  abgesehen  von  dem  radikalisierenden  Einflüsse  Chamberlains, 
der  Weg  klar  vorgeschrieben.  Die  Bill  ßitchies  bewies  auch,  dafe 
die  konservative  Partei  seit  1879  viel  gelernt  hatte. 

Es  ist  nicht  beabsichtigt,  hier  die  Einzelheiten  der  Reform 
auch  nur  andeutungsweise  zu  beschreiben;  vielmehr  wird  diesbe- 
züglich auf  den  zweiten  Teil  verwiesen.  Nur  die  Hauptzüge  des 
Entwurfes  und  der  Verlauf  der  parlamentarischen  Beratung  über 
denselben  kommen  hier  in  Betracht.  Folgendes  sind  die  wichtigsten 
Vorschläge,  die  Ritchies  Local  Government  Bill  brachte: 

1.  Sie  dehnt  die  für  die  Städte  1835  vollzogene  grofse  Reform 
nun  auf  die  Grafschaften  aus,  nämlich  die  Trennung  von  Recht- 
sprechung und  Verwaltung.  Erstere  bleibt  unberührt  bei 
den  Friedensrichtern,  letztere  fällt  einem  neuen,  auf  dem  allge- 
meinen Wahlrechte  aller  Ratepayers  gegründeten  Grafschafts- 
parlamente, dem  County  Council  zu. 

2.  Dieses  letztere  wird  nach  den  Principien  des  allgemeinen 
gleichen  und  direkten  Wahlrechtes  in  geheimer  Wahl  und  inner- 
halb gleichmäfsiger  Wahlbezirke  gebildet.  Für  die  gesamte  Organi- 
sation und  Rechtsstellung  der  Grafschaftsräte  ist  der  Grundsatz 
aufgestellt,  dafs  die  bewährten  Normen  des  municipalen  Rechtes 
nunmehr  auf  die  Grafschaften  auszudehnen  sind;  jedoch  werden 
zugleich  alle  Städte  über  100  000  Einwohner  aus  den  Grafschaften 
ausgeschieden  und  zu  besonderen  Stadtgrafschaften,  County  Boroughs, 
erhoben.  Zugleich  wird  das  grofse  Problem  der  Verwaltung  der 
Metropolis  durch  Konstituierung  einer  selbständigen  Grafschaft 
London,  wenn  auch  nicht  gelöst,  so  dennoch  in  radikaler  Weise 
in  Angriff  genommen. 

3.  Die  Bill  schafft  ein  regelmäfsiges  System  von  lokalen  unteren 
Verwaltungsbehörden,  nämlich  städtische  und  ländliche  District 
Councils ,  die  in  verschiedenen  Funktionen  der  neuen  Grafschafts- 
behörde administrativ  untergeordnet  sein  sollen. 

4.  Es  wird  versucht,  durch  Übertragung  einzelner  Funktionen 
der  Centralbehörden  eventuell  auch  des  Parlaments  eine  Decentrali- 
sation  der  Verwaltung  herbeizuführen. 

5.  Die  in  England  seit  langem  so  dringende  Frage  der  Ad- 
ministration  der  Schanklicenzen  (Licensing  Question)  wird  gleich- 


'  Vgl.  Hansard,  Pari.  Deb.,  (1878)  287.  Bd.  S.  583  ff.,  (1879)  344.  Bd. 
S.  1199  ff. 
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falls  berührt.  Es  sollen  nicht  mehr  die  Friedensrichter,  sondern 
die  neuen  County  Councils  kompetent  sein,  Schanklicenzen  zu  er- 
teilen und  auch  befugt  sein,  bestehende  Licenzen  gegen  Zahlung 
einer  Kompensation  aufzuheben. 

6.  Diese  ganze  Reform  wird  von  einem  grofsen  Finanzplane 
begleitet:  das  System  der  Grants  in  Aid,  welche  1887  bereits  auf 
die  Höhe  von  2.6  Millionen  Sß  angestiegen  waren,  wird  voll- 
ständig aufgegeben ;  an  deren  Stelle  sollen  die  County  Councils  die 
Empfönger  des  Erträgnisses  bestimmter  bisher  in  den  Staatsschatz 
einfliefsender  Steuern  werden,  aus  welchem  sämtliche  bisherigen 
Subsidien  der  Lokalbesteuerung  gedeckt  werden  sollten  und  über- 
dies auch  noch  eine  Entlastung  des  Lokalsteuerzahlers  resul- 
tieren soll. 

Diese  Bill  verursachte  zunächst  nicht  geringes  Erstaunen  auf 
Seite  der  Radikalen,  Verlegenheit  auf  seite  des  alten  Kernes  der 
konservativen  Partei,  der  echten  Tories  und  nicht  minder  bei  den 
„whiggistischen**  Liberalen  in  der  Minorität;  aber  die  letzteren 
konnten,  durch  die  Vorschläge  der  Bill  in  ihrer  Reformfreundlich- 
keit wieder  einmal  übertrumpft,  nicht  umhin,  sogleich  durch 
ihre  Führer  ihre  vollständige  Billigung  des  Entwurfes  und 
die  Bereitwilligkeit  auszusprechen,  dafs  die  Bill  rein  sachlich 
behandelt  und  nicht  parteimäfsig  behandelt  werden  solle.  Die 
parlamentarische  Beratung  war  aufserordentlich  gründlich;  allein 
22  Nachtsitzungen  waren  dem  Committee  -  Stadium  gewidmet. 
Der  Parteiunterschied  trat  hierbei  völlig  zurück;  die  wenigen 
grofsen  Streitfragen,  um  die  es  sich  handelte,  so  namentlich  die 
Schanklicenzbestimmungen ,  sodann  die  Übertragung  der  Polizei- 
verwaltung an  ein  aus  Friedensrichtern  und  County  Councillors  ge- 
bildetes Committee,  die  Ausnahme  aller  Städte  über  50000  Ein- 
wohner: alle  diese  Vorschläge  fanden  Freunde  und  Gegner  auf 
beiden  Seiten  des  Hauses.  Noch  vor  der  Committee-Beratung  liefs 
die  Regierung  den  ganzen,  auf  die  District  Councils  bezüglichen 
Teil  der  Bill  fallen,  weil  die  Durchbringung  der  Bill  im  Laufe  der 
Session  sonst  unwahrscheinlich  geworden  wäre;  überdies  stellte  sich 
dieser  Teil  des  Gesetzentwurfes  als  unreif  heraus  und  widersprach 
dem  von  gewichtiger  Seite  vorgebrachten  Verlangen  nach  einer  Total- 
reform der  ländlichen  Verwaltung  von  der  Grundlage  des  Kirchspiels 
aus.  Ebenso  wurden  die  Vorschläge  der  Bill  auf  Decentralisierung 
der  Verwaltung  und  Entlastung  des  Parlamentes  zu  einer  bis  heute 
noch  nicht  praktisch  gewordenen  allgemeinen  Klausel  abgeschwächt. 
Die  Furcht  vor  einer  Schädigung  der  inneren  Verwaltung  durch 
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Verringerung  der  Gewalten  des  Lokalverwaltungsamtes  trug  hierzu 
am  meisten  bei.  Jedenfalls  wollte  man  abwarten,  wie  sich  die 
neuen  Grafschaftsparlamente  bewähren  würden,  ehe  man  so  ein- 
schneidende Verfassungsreformen  vornahm.  Die  Anträge  auf  Ab- 
änderung des  historischen  Lokalsteuerwesens  durch  Einführung  der 
Division  of  Rates  zwischen  Grundeigentümern  und  Occupiers  wurden 
ebenfalls  nach  gründlicher  Debatte  abgelehnt,  ebenso  weitere  An- 
träge auf  Einführung  des  Proportionalwahlrechtes  statt  des  in  der 
Bill  vorgeschlagenen  Systems  der  Abstimmung  nach  Einzelwahl- 
kreisen. Die  Trinklicenzen-Paragraphen  wurden  als  das  von  Freund 
und  Feind  der  Temperenzbewegung  am  heftigsten  umstrittene  Stück 
der  Bill  schliefslich  von  der  Regierung  fallen  gelassen.  Im  grofsen 
und  ganzen  wurden  durch  die  Debatte  zahlreiche  Verbesserungen 
an  der  Bill  vorgenommen.  Der  Verlauf  der  Beratung  der  Bill 
im  Unterhause  ist  übrigens  ein  Muster  der  leidenschaftslosen,  rein 
sachlichen  Art,  in  welcher  das  House  of  Gommons  grofse  und 
wichtige  Reformen  berät.  Vor  allem  macht  die  aufserordentliche 
Kenntnis  der  praktischen  Verwaltung,  die  in  den  meisten  Reden 
über  die  Bill  hervortritt,  zweifellos  auf  jeden,  der  diese  Debatten 
näher  verfolgt,  einen  besonderen  Eindruck.  Man  sieht  daraus, 
dafs  heute  nicht  minder,  wie  in  der  klassischen  Zeit  der  aristo- 
kratischen Parlamentsherrschaft,  das  Unterhaus  eine  unerschütter- 
lich auf  dem  Unterbaue  der  lebendigen  und  freien  Lokalverwaltung 
gegründete,  souveräne  Körperschaft  ist. 

Das  Oberhaus  machte  der  Reform,  als  der  Mafsregel  eines 
konservativen  Ministeriums,  keine  weiteren  Schwierigkeiten,  wenn 
auch  in  den  Reden  so  mancher  Lords  der  Unmut  über  diese  voll- 
ständige Abschaffung  des  ältesten  Vorrechtes  der  „Landed  Aristo- 
cracy"  Englands,  der  oligarchischen  Grafschaftsverwaltung,  in  der 
Debatte  deutlich  zu  erkennen  ist.  So  erhielt  die  Akte  am  Ende 
der  Session,  am  13.  August  1888,  die  königliche  Zustimmung  ^ 

Damit  war  eine  grofse  und  weitgehende  Neuerung  vollzogen: 
Der  Friedensrichter,  von  dem  vor  Jahrhunderten  der  grofse  Lord 
Coke  gesagt  hatte,  „dafs  die  christliche  Welt  seines  gleichen  nicht 
mehr  kenne",  mufste  nun  die  durch  Jahrhunderte  festgehaltene 
Doppelstellung  als  Richter  und  Administrator  verlassen.  Damit 
fiel  die  letzte  Formation  der  aristokratischen  Klassenver- 
waltung   hinweg;    das    Princip    der    Repräsentativdemokratie 


*  Über   die  Beratung  der  Bill  vgl.  Hansard,   Pari.   Debates   1888 
(Bd.  823—328  passim)  sowie  Anniial  Register  for  1888. 
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erscheint  nunmehr  ausnahmlos  für  die  ganze  englische  Ver- 
waltungsordnung  gleichmäfsig  durchgeführt.  Das  Zeugnis,  das  bei 
diesem  Anlasse  der  Friedensrichterverwaltung  in  den  parlamen- 
tarischen Debatten  von  beiden  Parteien  ausgestellt  worden  ist, 
schien  allerdings  die  fundamentale,  durch  die  Bill  bewirkte  Änderung 
nicht  zu  rechtfertigen.  Wenn  immer  wieder  betont  wurde,  dafs 
die  County  Gentlemen  musterhalte  Administratoren  gewesen,  so 
ist  man  fast  versucht  anzunehmen ,  dafs  das  englische  Parlament 
diesmal  ganz  gegen  seine  Tradition  eine  Reform  durchgeführt 
hätte  blofs  um  des  damit  verwirklichten  abstrakten  Principes 
willen;  aber  die  Sache  verhält  sich  doch  nicht  ganz  so.  Es  ist 
seit  Jahrhunderten  in  England  Gepflogenheit,  die  Friedensrichter 
in  der  öffentlichen  Diskussion  mit  einer  besonderen  Art  von  Cour- 
toisie zu  behandeln.  Selbst  wo  sich  unleugbar  grofse  Übelstände 
als  Folge  ihrer  Thätigkeit  herausstellten,  galt  es  immer  als  eine 
Forderung  politischen  Anstandes,  weder  das  Friedensrichteramt 
als  solches,  noch  auch  seine  persönlichen  Träger  heftig  anzugreifen. 
Eine  Atmosphäre  traditionellen  Respektes  umgab  schützend  diese 
seit  jeher  als  Verkörperung  der  Tüchtigkeit  der  englischen  Gentry 
angesehene  Institution.  Das  wirkte  nun  auch  jetzt  noch  umso- 
mehr  nach,  als  nach  wie  vor  viele  Mitglieder  des  Unterhauses 
Friedensrichter  sind,  und  als  thatsächlich  das  Friedensrichter- 
amt im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  an  der  allgemeinen  Hebung 
der  politischen  Moral  teilgenommen  und  sich  insbesondere  in 
den  letzten  Jahrzehnten  nur  selten  als  Klasseninstitution  er- 
zeigt hat.  Nun  hat  es  gewifs  nicht  an  scharfen  Angriffen  gegen 
die  ^Great  Unpaid"  weder  in  vergangener  Zeit  noch  auch  jetzt 
gefehlt.  Sowie  zu  Zeiten  Cobbetts  die  harte  Judikatur  der 
Coanty  Gentlemen  auf  dem  Gebiete  des  Jagd-  und  Forstgesetzes 
mit  Entrüstung  denunziert  wurde,  wie  die  arbeiterfreundlichen  Ab- 
geordneten bei  der  Beratung  der  Factory  Acts  auf  die  sehr 
merkwürdige  Rolle  hinwiesen,  welche  die  reichen  Fabrikbesitzer 
als  Friedensrichter  ihrer  Grafschaft  gegenüber  den  Bestrebungen 
der  Fabrikinspektoren  spielten,  so  brachten  auch  jetzt  radikale 
Mitglieder  Anklagen  gegen  die  County  Magistrates  vor.  Wallisische 
Abgeordnete  begrüfsten  mit  Freuden  das  Gesetz,  denn  in  Wales, 
wo  */«  der  Bevölkerung  Nonkonformisten  sind ,  seien  bis  jetzt  fast 
ausschliefslich  hochkirchliche  Gentlemen  zu  Friedensrichtern  er- 
.nannt  worden.  Von  anderer  Seite  wurde  wieder  darauf  hinge- 
wiesen, dafs  die  Reform  des  Friedensrichter-Institutes  mit  der 
Organisierung  von  County  Councils  nicht  vollendet  sei;  auch  die 


Digitized  by 


Google 


238  Fünfter  Abschnitt. 

Rechtsprechung  leide  durch  den  Klassencharakter  des  Amtes  und 
*?s  sei  zum  mindesten  notwendig,  auch  Angehörige  der  arbeitenden 
Klassen  zu  Justices  of  Peace  zu  ernennen;  denn  jetzt  sei  die  Er- 
nennung der  Friedensrichter  ausnahmslos  in  der  Hand  des  Lord 
Lieutenant,  der  unweigerlich  nur  die  Anschauungen  der  Minorität 
in  der  Bevölkerung,  nämlich  des  Adels  und  Reichtums,  bei  der  Er- 
nennung von  Friedensrichtern  zum  Ausdruck  bringe.  Der  Klassen- 
charakter der  friedensrichterlichen  Justiz  wird  von  radikaler  Seite 
unter  anderem  auch  darin  erblickt,  dafs  die  geringsten  Vergehen 
gegen  das  Eigentum  mit  oft  recht  harten  Strafen  belegt  würden, 
während  Rohheitsverbrechen  der  unteren  Volksschichten  mit  wenigen 
Schillingen  Bufse  so  gut  wie  straflos  gelassen  werden.  Nachdem 
die  Ernennung  der  Friedensrichter  seit  jeher  ein  rein  politischer 
Akt  sei,  wäre  es,  wie  von  den  Radikalen  argumentiert  wurde, 
überhaupt  besser,  dieselbe  zu  einer  Wahl  durch  das  Volk  um- 
zugestalten. Dieser  Gedanke  ist  zwar  im  Parlamente  und  in  der 
Presse  von  allen  Seiten  als  eine  durch  nichts  gerechtfertigte  Nach- 
ahmung des  wenig  ermunternden  amerikanischen  Beispieles  zurück- 
gewiesen worden,  aber  diese  Debatte  hat  insofern  Früchte  getragen, 
als  bald  darauf  durch  verschiedene  Mafsregeln  für  eine,  wenn 
auch  in  bescheidenen  Grenzen  gehaltene  Demokratisierung  der 
Friedensrichterbank  Vorsorge  getroffen  ist. 

Unter  der  nächsten  liberalen  Regierung,  der  letzten  Premier- 
schaft Gladstones,  wurden  nämlich  zahlreiche  Ernennungen  von  An- 
gehörigen der  unteren  Mittelklasse  und  des  Arbeiterstandes,  vor- 
nehmlich aus  den  gewerkschaftlichen  Kreisen,  zu  Friedensrichtern 
vorgenommen.  Wenn  auch  der  Charakter  des  Friedensrichteramtes 
als  einer  aristokratischen  Institution  —  allerdings  im  Sinne  der  Eng- 
land eigenen  Auffassung  der  Aristokratie  als  einer  Besitzklasse  — 
dadurch  gewifs  nicht  in  der  Wurzel  angetastet  worden  ist,  so  wurde 
doch  damit  klar  gezeigt,  wie  schon  durch  die  Thatsache,  dafs  das  eng- 
lische Ministerium  als  Ausschufs  der  jeweiligen  Majorität  eines  auf 
dem  allgemeinen  Wahlrechte  beruhenden  Parlamentes  zu  einem  demo- 
kratisch regierenden  Organe  geworden  ist,  die  Demokratisierung 
des  Friedensrichteramtes  ohne  die  geringste  Änderung  des  Rechtes, 
blofs  durch  Ausübung  der  der  Regierung  zustehenden  Gewalt  voll- 
zogen werden  kann^ 


*  Äufserungen  in  der  Debatte  von  1888  über  die  Friedensrichter- Ver- 
waltung siehe  Hansard  327.  Bd.  p.  1642,  324.  Bd.  p.  1138  und  1148.  Die 
Unzufriedenheit  mit  der  friedensrichterlichen  Rechtsprechung  tritt  hervor  in 
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Die  Reform  von  1888  glich  vom  Standpunkte  der  konsequenten 
Yerwaltungsreformer  aus,  wie  Gladstone  im  nächsten  Jahre  in 
einer  grofsen  Partei  Versammlung  zu  Manchester  sie  charakteri- 
sierte, einer  nur  in  den  äufseren  Umrissen  ausgeführten  Landkarte, 
in  welche  die  Details  erst  einzutragen  waren.  Weder  war,  wie 
die  Kritiker  des  Gesetzes  schon  in  der  Beratung  desselben  bemerkt 
hatten,  durch  die  Akte  von  1888  die  so  dringend  notwendige  Ver- 
einfachung der  Lokalverwaltung  herbeigeführt  worden,  noch  waren 
die  Ho£fhungen  der  Freunde  der  Decentralisation  erfüllt  worden; 
vielmehr  war  in  letzterer  Richtung  sogar  eine  Verstärkung  der 
Funktionen  des  Lokalverwaltungsamtes  eingetreten.  Zur  Verein- 
fachung der  territorialen  Gliederung  war  zwar  gerade  durch  die 
Steigerung  der  Befugnisse  des  Local  Government  Board  ein  legaler 
Mechanismus  geschaffen  worden;  aber  damit  allein  konnte  das  Chaos 
der  niederen  Lokalverwaltung  nicht  gründlich  gelichtet  werden.  So 
war  der  liberalen  Partei  die  ihr  obliegende  Aufgabe  klar  vor  Augen 
gestellt.  Die  Fortführung  der  Verwaltungsreform  im 
demokratischen  Sinne  erheischte  vor  allem  eine  endgültige 
Ausgestaltung  der  ländlichen  Kommunalverfassung  Englands.  Auch 
wies  die  politische  Tradition  der  letzten  Jahrzehnte  die  liberale 
Partei  auf  diesen  Weg.  Wie  sie  sich  in  den  70er  Jahren  der 
jungen  Organisationsbewegung  der  Landarbeiter  angenommen,  diesen 
sodann  das  Wahlrecht  verliehen  hatte,  so  mufste  sie  hoffen,  durch 
eine  demokratische  Verwaltungsreform  zu  Gunsten  des  ländlichen 
Proletariats  ihren  politischen  Stützpunkt  in  den  Grafschaften  zu 
befestigen;  andererseits  war  unleugbar  die  konservative  Partei 
des  Parlamentes  als  Vertreterin  des  historischen  Landed  Interest 
wenig  geeignet,  gerade  auf  diesem  ureigenen  Gebiete  ihrer  socialen 
Herrschaft  radikale  Reformen  im  demokratischen  Geiste  anzubahnen. 
Längst  war  auch  die  Absicht  der  liberalen  Partei,  gerade  diesen  Teil 
der  Verwaltungsreform  durchzuführen,  in  den  Resolutionen  der 
National  Liberal  Federation,  in  den  Schriften  und  Reden  radikaler 
Politiker  und  in  parlamentarischen  Anträgen  hervorgekommen.  Von 
den  letzeren  ist  der  Gesetzentwurf,  den  Goschen,  noch  als  liberales 
Mitglied  der  Gladstoneschen  Regierung  1871  eingebracht  hatte,  als 
der  erste  Versuch  einer  ländlichen  Kommunalreform  und  auch  darum 


der  Rede  Gardners,  Bd.  325  p.  51;  vgl.  femer  über  denselben  Gegenstand 
und  die  Thätigkeit  des  liberalen  Cabinets  zur  Demokratisierung  der  County 
Bench:  Report  of  the  Annual  Meeting  of  the  National  Liberal  Federation, 
1893  at  Liverpool.  Über  die  Polizeijurisdiktion  der  Friedensrichter  vgl. 
Arch  op.  cit  p.  145—173. 
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wichtig,  weil  er  die  Reform  der  Kirchspielsverwaltung  mit  der 
Reform  der  Grafschaftsverwaltung  verbinden  und  das  Ganze  durch 
eine  totale  Umgestaltung  des  Lokalsteuerwesens  ergänzen  wollte. 

Am  2.  Februar  1871  hatte  Goschen  einen  Antrag  auf  Ein- 
setzung eines  Select  Gommittee  eingebracht,  der  auch  angenommen 
worden  ist,  dahin  gehend:  to  inquire  and  report,  whether  it  be  expe- 
dient,  that  the  charges  now  locally  imposed  on  the  occupiers  of  Rate- 
able  Property  should  be  divided  and  what  changes  in  the  Constitution 
of  local  bodies  now  administering  rates  should  follow  such  division. 

Im  folgenden  Jahre  wurde  der  Report  dieses  Ausschusses  ver- 
öffentlicht, der  aber  nichts  Anderes  war,  als  eine  gründliche  wissen- 
schaftliche Untersuchung  Goschens  über  die  Frage  des  Lokal- 
steuerwesens. In  demselben  Jahre  wurde  ein  Bericht  Goschens  an 
die  Treasury  über  den  Stand  der  Local  Taxation  als  Blue  Book 
publiziert.  Dieser,  zusammen  mit  dem  vorgenannten  Report,  bilden 
seither  die  feste  Grundlage  für  die  Geschichte  und  Kritik  des 
englischen  Lokalsteuerwesens.  Im  Anschlüsse  an  diese  Unter- 
suchungen brachte  nun  Goschen  seine  „Bill  about  Rating  and 
Local  Government*'  mit  einer  Rede  ein,  die  seither  als  klassische 
Darstellung  der  englischen  Lokalbesteuerung  in  ihrer  Entwicklung 
bis  zu  jener  Zeit  galt  und  immer  wieder  citiert  wird.  Schonungs- 
los griif  Goschen  die  bisherige  Gesetzgebung  an :  „Eine  unerschöpf- 
liche Quelle  der  Verwirrung  der  Lokalverwaltung  ist  es  gewesen, 
dafs  in  den  zahlreichen  Gesetzen,  die  von  Zeit  zu  Zeit  zu  deren 
Regelung  ergangen  sind,  nur  die  Bedürfnisse  des  Augenblickes  in 
Betracht  gezogen  worden  sind."  Nie  habe  ein  festes  Princip  das 
Parlament  in  dieser  Frage  geleitet.  Welche  Folgen  dies  für  die 
ganze  innere  Verwaltung  gezeitigt  habe,  zeigt  Goschen  auf  Grund 
der  genannten  Reports  in  eingehender  Weise. 

Er  schlofs  seine  Kritik  mit  dem  seither  zum  geflügelten  Worte 
gewordenen  Verdammungsurteile  der  englischen  Lokalverwaltung : 
„The  truth,  Sir,  is  that  we  have  a  chaos,  as  regards  authorities, 
a  chaos,  as  regards  rates,  and  a  worse  chaos  than  all  as  regards 
Areas."  Goschen  will  nun  in  seiner  Bill  die  ganze  Lokalver- 
waltung auf  die  kleinste  historische  Einheit,  die  Area  des  Kirch- 
spiels, begründen.  Ein  Parochial  Board  mit  einem  Chairman  an  der 
Spit2ie  soll  von  den  Ratepayers  direkt  gewählt  werden.  Die 
Chairmen  aller  Kirchspiele  innerhalb  einer  Petty  Sessional  Division 
sollen  sodann  .die  Hälfte  der  Mitglieder  des  gleichzeitig  vorge- 
schlagenen County  Financial  Board  wählen,  dessen  andere  Hälfte 
durch  Delegation  von  Friedensrichtern  gebildet  werden  soll. 
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Goschens  Bill  geloBgte  nicht  bis  zur  zweiten  Lesung;  sie  wax 
zu  abstrakt  für  den  praktischen  Sinn  des  englischen  Parlamentes 
und  erschien  in  ihrer  Tendenz,  die  Kirchspiele  neu  zu  beleben, 
als  unzeitgemäfs.  Man  betrachtete  damals  unter  dem  Eindrucke 
der  Vorschläge  der  Sanitary  Conmüssion  von  1869  das  Kirchspiel 
als  abgethan  und  die  Union  als  die  einzige  lebensfähige  Form  der 
niederen  Lokalverwaltung ;  vollends  aber  verdarb  es  sich  Goschen 
mit  beiden  Parteien  des  Hauses  und  damit  die  Möglicl^keit ,  dars 
seine  Bill  ernst  genommen  würde,  durch  seinen  Vorschlag,  eine 
Division  of  Bates,  d.  h.  die  Überwälzung  eines  Teiles  der 
Lokalsteuerlast  von  den  Schultern  der  Mieter  oder  Pächter  auf 
die  der  Grundeigentümer,  einzuführen.  Dazu  waren  weder  die 
liberalen  noch  die  konservativen  Grofsgrundbesitzer  und  Haus- 
eigentümer bereite 

Doch  die  liberale  Partei  unter  Gladstones  Führung  liefs  die 
grofse  Frage  der  ländlichen  Kommunalverfassung  nicht  mehr  aus 
dem  Auge.  Schon  im  Jahre  1882  beschlofs  die  National  Liberal 
Federation  auf  ihrem  Parteitage  zu  Ashton  -  under  -  Lynne :  ,,that 
Policy  and  Justice  alike  demand  that  the  Local  Government  of 
Counties  and  Bural  Divisions  should  be  based  upon  representative 
principles,  so  that  the  People  in  such  Districts  as  well  as  those 
in  Towns  may  have  constitutional  control  over  the  expenditure 
of  the  funds,  to  which  they  contribute  and  over  the  laws  and 
Regulations,  to  which  they  are  subject."  Diese  Resolution  wurde 
in  spateren  Jahren  wiederholt.  1887  sprach  sich  Gladstone  auf 
dem  Parteitage  zu  Nottingham  mit  allem  Nachdruck  für  die  Reform 
der  Kirchspiels-  und  Distriktsverwaltung  aus.  Auf  dem  Partei- 
tage von  Manchester  1889  verlangt  er  nebst  einer  organischen  Ver- 
bindung der  Armenverwaltung  mit  den  Counties  eine  Besteuerung 
der  Grundrente  und  vor  allem  die  Ausgestaltung  der  ländlichen 
Lokalverwaltung.  Er  tadelte  die  Nichteinführung  von  District 
Councils  und  fügte  hinzu,  dafs  es  notwendig  sei,  „to  go  still 
nearer  to  the  door  of  the  masses  of  the  people  and  to  avail  our- 
selves  of  the  old  parochial  division  of  the  Country  and  to  carry 
home  to  the  mind  of  the  peasants  and  the  agricultural  labourers  the 
principles  and  obligations  and  to  secure  fuUy  to  him  the  benefits 


^  Gladstones  Rede  in  Manchester  am  2.  Dezember  1889  in  den  „Proceedings 
of  the  National  Liberal  Federation".  Zur  Parish  Reform  Bill  Goschens  1871 
vgl  dessen  Bach:  Reports  and  Speeches  on  Local  Taxation,  1872.  —  Seine 
Bede  daselbst  p.  189  ff. 

Btdlieli,  Engl.  Lokahrerwaltiing.  16 
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of  Local  Government.*  —  Diese  schönen  Worte  geben  schon 
deutlich  das  Ziel  an^  dem  die  liberale  Partei  zusteuerte,  aber  dabei 
liers  es  die  rührige  und  kluge  Parteileitung  nicht  bewenden.  Im 
Jahre  1891  wurde  bei  der  Neufestsetzung  des  Kaltnpfprogrammes 
der  liberalen  Partei  in  das  berühmte  ^Newcastle  Programme* 
die  Forderung  der  Einführung  von  Parii^  Councils  ausdrücklich 
aufgenommen  und  ein  Beschlufs  auf  Zusammenberufung  einer  Rural 
Conference  gefafst  zur  Diskussen  der  socialen  Lage  und  des  Ver- 
waltungszustaudes  in  den  ländlichen  Bezirken.  Diese  Konferenz 
trat  im  Dezember  1891  in  London  zusammen  und  gab  einer  grofsen 
Anzahl  von  Delegierten  vornehmlich  aus  dem  Kreise  der  kleinen 
Farmer  und  der  Landarbeiter  Gelegenheit,  ihre  Beschwerden  vor- 
zubringen und  sich  für  die  unverzügliche  Durchführung  der  land- 
lichen Verwaltungsreform  zu  erklären.  Es  zeigte  sich  hierbei  auch, 
dafs  das  kurz  vorher  von  der  konservativen  Partei  durchgebracht« 
agrarisch-socialpolitische  Gesetz  zur  Hebung  des  Parzellenbesitzes 
der  ländlichen  Arbeiter,  die  AUotments  Akte  von  1887,  ohne  eine 
gründliche  Reform  des  administrativen  Mechanismus  im  Anschlüsse 
an  die  Schaffung  von  Parish-  und  District  Councils  für  die  Arbeiter- 
klasse völlig  wertlos  war^  Freilich  blieben  auch  die  Tories  nicht 
ganz  müfsig.  Hier  wirkte  vor  allem  ein  liberaler  Unionist,  Mr.  Josse 
Coli  in  gs,  als  besonders  eifriger  Vertreter  der  Interessen  der 
ländlichen  Massen.  1892  wurde  eine  Small  Holdings  Bill,  ein 
Gesetz  zur  Beförderung  des  kleinbäuerlichen  Grundbesitzes  einge- 
bracht, das  Gladstone  in  zwei  Reden  kritisierte.  Seine  Ausführungen 
liefen  wieder  auf  eine  beredte  Befürwortung  der  Einführung  von 
Parish-  und  District  Councils  hinaus.  Zu  gleicher  Zeit  begannen  vor 
allem  die  agrar-socialistischen  Vereine  und  die  Landarbeiter-Unions 
eine,  wenn  auch  ruhige,  so  doch  wirksame  Agitation  unter  dem  Schlag- 
worte der  Parochial  Reform,  die  bei  den  Neuwahlen  zweifellos  zu 
Gunsten  Gladstones  und  der  liberalen  Partei  arbeitete.  Die  Wahlen 
des  Jahres  1898  standen  somit  unter  dem  Zeichen  zweier  grofser 
innerer  Reformen,  der  irischen  Home  Rule  Bill  und  der  ver- 
sprochenen ländlichen  Verwaltungsreform.  Beide  wurden  denn  auch 
nach  der  Ablösung  der  konservativen  Regierung  durch  Gladstones 
neues  Cabinet  von  diesem  eingebracht.     Die  Parish-  und  Di- 


1  Vgl.  Proceedings  of  the  Nat.  Lib.  Federation  for  1882,  1887,  1889,  1891, 
ferner:  „Parish  Councils  and  Reformed  Vestries**,  1891,  Village  Reforms  and  the 
liberal  Party,  1892;  The  Condition  of  the  Rural  Population:  a  Report  of  the 
Rural  Reform  Conference,  1891:  sämtliche  Pamphlets  herausgegeben  von  der 
liberalen  Parteileitung. 
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strict  Councils  Bill,  mit  der  allein  wir  uns  hier  zu  befassen 
haben,  wurde  am  21.  März  1898  von  dem  Präsidenten  des  Lokal- 
verwaltungsamtes, Sir  Henry  Fowler,  dem  Hause  vorgelegt  und 
mit  einer  die  ganze  Materie  erschöpfenden  Rede  eingeleitet.  Auch 
hier  begnügen  wir  uns,  nur  kurz  die  Grundzüge  der  Reform  an- 
zudeuten, im  übrigen  aber  auf  die  betreffenden  Abschnitte  des 
zweiten  Teiles  zu  verweisen. 

Das  Gesetz  schuf  endlich  ein  vollständiges  System  der  Lokal- 
verwaltung, indem  es  vorerst  allen  gröfseren  Kirchspielen  eine  auf 
allgemeinem  Stimmrechte  beruhende  Gemeindevertretung,  den 
kleineren  eine  mit  fast  den  gleichen  Vollmachten  versehene  Ge- 
meindeversammlung gab.  Sodann  wurden  die  bisher  bestandenen 
Urban  und  Rural  Sanitary  Authorities  in  District  Councils  um- 
gewandelt, d.  h.  in  Körperschaften,  die  ebenfalls  nach  dem  all- 
gemeinen gleichen  und  direkten  Wahlrechte  gebildet  werden.  Die 
Grundsätze  der  Städteordnung  werden  nun  bis  auf  die  kleinste  Ein- 
heit der  Lokalverwaltung  vollinhaltlich  ausgedehnt.  Zugleich  wird 
durch  eine  Reihe  von  Bestimmungen  ein  administratives  Verhältnis 
zwischen  District  Council  und  County  Council  hergestellt  und  das 
letztere  mit  erweiterten  Funktionen  gegenüber  der  niederen  Lokal- 
verwaltung bedacht.  Gleichzeitig  werden  die  Boards  of  Güardians 
in  Körperschaften  demokratischen  Charakters  umgewandelt.  Das 
Klassenwahlrecht  wird  durch  allgemeines  Wahlrecht  ersetzt. 
Endlich  wird  eine  Summe  von  Funktionen  der  inneren  Ver- 
waltung in  den  District  Councils  konzentriert,  so  vor  allem  das 
Strafsenwesen ,  und  dadurch  ein  erheblicher  Teil  der  bestehenden 
Specialverwaltungsbehörden  beseitigt.  Weiters  wird  durch  das 
Gesetz  eine  vollständige  Neuordnung  der  Areas,  d.  i.  der  terri- 
torialen Gliederung  der  Administration  ins  Auge  gefafst,  indem  der 
Grundsatz  ausgesprochen  wird ,  dafs  jedes  Lokalverwaltungsgebiet 
vollständig  mit  seinen  Grenzen  innerhalb  des  nächst  höheren  liegen 
müsse.  Zur  endgültigen  Durchführung  dieser  systematischen  terri- 
torialen Neuordnung  wurden  den  Grafschaftsräten  bedeutende  Be- 
fugnisse verliehen  und  dadurch  erschien  zugleich  das  Verlangen 
nach  administrativer  Decentralisation  einigermafsen  befriedigt.  So 
kam  man  vor  allem  dem  Ziele  der  „Simplification  of  Areas" 
wesentlich  näher.  Endlich  brachte  das  Gesetz  eine  erhebliche  Ver- 
besserung der  bisherigen  Bestimmungen  der  agrar-socialpolitischen 
Gesetze,  der  Allotments  und  Small  Holdings  Acts.  Die  vollständige 
Durchführung  des  allgemeinen  Wahlrechtes  für  die  untere  Lokal- 
verwaltung fand,  bezeichnend  genug,  nirgends  einen  erheblichen  Wider- 
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Spruch,  auch  nicht  auf  konservativer  Seite.  Indessen  wurden  aller- 
dings Stimmen  laut,  die  das  Gesetz  als  einen  Versuch  bezeichneten,  die 
Majorisierung  der  Besitzenden  durch  die  Masse  zu  sanktionieren  und 
so  die  ersteren  der  Gefahr  auszusetzen,  mit  Hilfe  eines  von  den 
Nichtbesitzenden  gehandhabten  Besteuerungsrechtes  gewissermafsen 
schrittweise  expropriiert  zu  werden.  Besonnene  Kritiker  allerdings 
hatten  leichtes  Spiel  nachzuweisen,  wie  ungerechtfertigt  diese  Be- 
fürchtungen gegenüber  den  so  vorsichtigen  Bestimmungen  der  Bill 
über  den  Wirkungskreis  der  District-  und  Parish  Councils  er- 
schienen. Die  parlamentarische  Beratung  des  Gesetzes  gestaltete 
sich  aufserordentlich  langwierig  und  über  viele  Punkte  herrschte 
lebhafter  Streit.  Vor  allem  die  Vorschläge  der  Bill  betreffs  der 
Säkularisierung  des  gröfsten  Teiles  der  Kirchspiels- Wohlthätigkeits- 
stiftungen  (Charities),  sowie  die  weitgehenden  Erleichterungen  zur 
Förderung  des  kleinen  Grundbesitzes  fanden  sowohl  im  Unterhause, 
wie  im  Oberhause  grofse  Gegnerschaft.  Die  zahlreichen  ver- 
schlechternden Amendements,  die  das  House  of  Lords  hinzufügte, 
schienen  einen  neuen  Konflikt  zwischen  beiden  gesetzgebenden 
Körperschaften  nach  sich  zu  ziehen,  der  mehr  noch  als  die 
Haltung  der  Lords  gegen  die  Home  Rule  Bill  geeignet  war,  Er- 
bitterung in  den  Massen  hervorzurufen.  Aber  der  greise  Glad- 
stone,  der  dieses  mühevolle  Werk  der  Lokalverwaltungsreform  nicht 
in  letzter  Stunde  durch  Doktrinarismus  gefährden  wollte,  erhob 
sich  in  der  entscheidenden  Sitzung,  um  für  die  Submission  des 
Unterhauses  unter  die  Beschlüsse  des  Oberhauses  einzutreten;  gleich- 
zeitig wies  er  aber  darauf  hin,  dafs  der  auf  völliger  Verschieden- 
heit der  Weltanschauung,  der  Gewohnheiten  und  Bestrebungen 
beruhende  Widerspruch  zwischen  den  beiden  Häusern  des  Parla- 
mentes eine  grofse  Gefahr  in  sich  schliefse,  die  man  nicht  länger 
ruhig  fortdauern  lassen  könne.  Mit  diesen  letzten  von  Gladstone 
im  Parlamente  gesprochenen  Worten  wies  er  noch  einmal  auf  die 
grofse,  der  englischen  Demokratie  obliegende  Zukunftsaufgabe,  die 
Reform  des  Oberhauses  hin.  Die  Local  Government  Bill  gelangte 
nun  rasch  zur  Annahme  und  wurde  am  15.  März  1894  promulgiert*. 
Mit  diesem  grofsen  Gesetze  war  die  Bahn  durchmessen,  welche 
die  Reformpolitik  im  Jahre  1832  eröffnet  hatte.  Die  ganze 
innere  Verwaltung  lag  nun  in  den  Händen  von  Körperschaften,  die 


^  Vgl.  Hansard,  Parliamentary  Debates  für  die  Session  189^—94,  be- 
sonders die  Rede  Fowlers  am  21.  März  1894;  vgl,  femer  Loc.  Gov.  Act: 
56  &  57  Vict.  c.  73,  sowie  Fabian  Tracts :  Nr.  56,  62,  63. 
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auf  Grund  allgemeinen  Stimmrechtes  gewählt  werden.  Die  ganze 
Lokalverwaltung  war  nunmehr  endgültig  municipalisiert  worden; 
zugleich  aber  war  die  Ingerenz  einer  mit  mäfsigen  Befugnissen 
versehenen,  praktische  Ziele  verfolgenden  Centralbehörde  durch  die 
ganze  Breite  und  Tiefe  der  inneren  Landesverwaltung  ausgedehnt. 
Doch  auch  neue  und  bedeutungsvolle  Bildungen  wurden  in  dieser 
Gesetzgebung  der  Jahre  1888  und  1894  in  ihren  ersten  Keimen  sicht- 
bar; denn  schon  ist  darin  deutlich  der  Anfang  gemacht,  die  nun- 
mehr voll  durchgeführte  Idee  der  administrativen  Kontrolle  in 
innigere  organische  Beziehungen  zu  dem  neugeschaffenen  System 
der  kommunalen  Verwaltungskörper  zu  bringen,  indem  durch  das 
Gesetz  von  1894  den  Grafschaftsräten  mehrere  wichtige,  bisher  allein 
dem  Local  Government  Board  zugestandene  Funktionen  verliehen 
und  zwischen  den  drei  Einheiten  der  Lokalverwaltung  eine  Reihe 
von  administrativen  Beziehungen  der  Unter-  und  Überordnung 
hergestellt  wurden.  Endlich  war  das  historische  Chaos  der  Terri- 
torialorganisation der  englischen  Verwaltung  einer  verhältnismäfsig 
einfachen  und  klaren  Gliederung  gewichen. 

Bei  diesem  ganz  tiefgreifenden  Umgestaltungsprozesse  ist  aber 
der  konstitutionelle  Rechtscharakter  der  inneren  Verwaltung  Eng- 
lands vollständig  unberührt  und  unverletzt  geblieben.  Nach  wie 
vor  liegt  die  endgültige  Entscheidung  über  alle  Rechtsfragen  in  der 
Verwaltung  einzig  und  allein  bei  den  ordentlichen  Ge- 
richten des  Landes.  Verwaltungsrecht  ist  in  England  heute 
ebenso  wie  zur  Zeit  Lord  Cokes  ein  dem  Juristen,  der  Verfassung 
und  dem  Publikum  unbekannter  Begriff;  vielmehr  ist  das  Recht  der 
Verwaltung,  so  aufserordentlich  es  in  seinem  Umfange  und  seiner 
Intensität  durch  die  Gesetzgebung  des  XIX.  Jahrhunderts  ausgestaltet 
und  vertieft  worden  ist,  immer  noch  nichts  anderes  als  ein  Stück 
des  gesamten  gemeinen  Landesrechtes,  und  die  Judikatur  über  die 
Durchführung  desselben  nichts  anderes  als  die  regelmäfsige  Gerichts- 
barkeit nach  dem  ordentlichen  Rechtsverfahren  des  Landes. 

So  ist  das  neue  Gebäude  der  inneren  Verwaltung  Englands 
auf  der  unzerstörten  Grundlage  der  englischen  Verfassung,  der  Ein- 
heitlichkeit und  der  Souveränität  des  Rechtes,  aufgebaut  worden. 
Die  volle  und  uneingeschränkte  Aufnahme  des  Principes  der  demo- 
kratischen Repräsentation  für  die  Organisation  der  Verwaltung  hat 
den  Fundamentalsatz  des  englischen  Staatsrechtes:  dafs  die  ganze 
innere  Verwaltung  des  Landes  einzig  und  allein  durch 
die  rechtlichen  Zwangsorganisationen  der  Bürger  des 
Staates  innerhalb  ihrer  lokalen  Kommunalverbände 
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geführt  werden  müsse:  nicht  nur  nicht  erschüttert, 
sondern  vielmehr  erst  jetzt  in  seiner  vollen  Trag- 
weite zur  Geltung  gebracht. 

Gewifs  sind  viele  einzelne  Fragen  der  inneren  Verwaltung  noch 
in  der  Schwebe  geblieben,  wie  die  Neugestaltung  der  rechtlichen 
Principien  der  Lokalbesteuerung  und  gewifs  bilden  diese  in  der  Zu- 
kunft zu  lösende  Probleme;  zweifellos  ist  auch  das  Verhältnis 
zwischen  Centralgewalt  und  Lokalverwaltung  in  seiner  jetzigen  Ge- 
stalt der  Modifikation  fähig  und  zu  einem  Teile  sehr  bedürftig. 
Endlich  ist  auch  der  Prozefs  der  Konzentration  der  inneren  Ver- 
waltung noch  lange  nicht  abgeschlossen:  die  Frage  der  Um- 
gestaltung des  Poor  Law,  die  jetzt  im  Vordergrunde  der 
englischen  Reformpolitik  steht,  sowie  das  gleichfalls  die  weitesten 
Kreise  beschäftigende  Problem  der  Ausgestaltung  des  öffentlichen 
Unterrichtswesens  werden  vielleicht  in  nicht  allzu  femer  Zeit 
diese  heute  noch  gesonderten  Funktionen  der  inneren  Verwaltung 
aus  den  Händen  der  Specialorganisationen  nehmen  und  den  bestehen- 
den Kommunalkörpern  anvertrauen;  aber  alle  diese  Probleme  und 
Aufgaben  sind  vom  Stan,dpunkte  der  Gesamtorganisation  der  Ver- 
waltung nur  mehr  sekundärer  Natur.  Das  grofse  Princip  demokra- 
tischer Verwaltung  ist  seit  dem  Gesetze  von  1894  vollständig  gelöst 
und  endgültig  sichergestellt.  So  ist  wenigstens  für  England  die 
Prophezeiung  Tocquevilles  von  der  Unwiderstehlichkeit  des  demo- 
kratischen Gedankens  in  Erfüllung  gegangen,  ehe  das  XIX.  Jahr- 
hundert zu  Ende  kam.  Jedes  Jahr  fast  bringt  neue  Thatsachen, 
welche  auf  die  innere  Festigung  und  auf  die  Ausdehnung  der  Prin- 
ciples  of  populär  Government  in  England  hinweisen.  Der  Ausbau  der 
englischen  Lokalverwaltung  zu  einer  umfassenden  und  verhältnis- 
mäfsig  einfach  gegliederten  Organisation  des  Volkes,  als  des  ausschliefs- 
lichen  Lenkers  und  souveränen  Herrn  über  die  gesamte  äufsere  und 
innere  Staatsthätigkeit  hat  die  lückenlose  organische  Verknüpfung 
aller  Formationen  und  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  sowohl  im 
Bechtssinne  als  im  politischen  Sinne  hergestellt.  Wie  das  Parlament 
als  Mandatar  des  Volkes  die  Schicksale  der  Nation  und  des  grofsen 
Reiches  derselben  unter  dem  unablässigen  und  bestimmenden  Ein- 
flüsse der  öffentlichen  Meinung  des  Landes  lenkt,  wie  diese  in  den 
verschiedenen  Formen  praktischer  Demokratie  als  freie  Presse,  freie 
Vereins-  und  Versammlungsthätigkeit ,  die  Teilnahme  des  ganzen 
yolkes  in  allen  seinen  Klassen  an  der  staatlichen  Arbeit  sichert: 
ebenso  führen  städtische  und  ländliche  Kommunalkörper,  Graf- 
schaften und  Distriktsräte  die  ihnen  von   der  Gesetzgebung  zu- 
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gewiesenen  Aufgaben  unter  der  gleichen  Tutel  der  öffentlichen 
Meinung  als  demokratische  Körperschaften  durch.  Und  wie  die 
Centralgewalt  alle  ihre  Funktionen  immer  nur  als  die  Exekutive 
des  im  Unterhause  zum  Ausdrucke  gelangenden  Volkswillens  aus- 
übt, so  wirken  die  verschiedenen  Grafschafts-,  Stadt-  und  Dorf- 
parlamente teils  direkt,  teils  indirekt  durch  die  von  ihnen  besoldete 
Beamtenschaft  der  Lokal  Verwaltung,  immer  aber  nur  als  Vollstrecker 
des  durch  die  Wahlen  in  die  beratenden  Körperschaften  zum  Aus- 
drucke gelangenden  Willens  der  Bevölkerung  selbst,  die  in  Stadt  und 
Kirchspiel,  in  Grafschaften  und  Distrikten  ihre  Interessen  stets  in  der 
gleichen  Form  wahrzunehmen  und  ihre  Pflichten  gegen  die  staatliche 
Gesamtheit  zu  erfüllen  hat.  Nun  erst,  nach  völliger  Beseitigung  der 
historischen  Klassenherrschaft  sowohl  im  Parlamente  als  auch  in 
der  Lokal  Verwaltung  ist  für  England  das  wahre  Selfgovern- 
ment  geschaffen  worden :  nämlich  die  Selbstgesetzgebung 
und  Selbstregierung  des  Volkes  durch  ein  auf  all- 
gemeinem Wahlrechte  beruhendes  Parlament  und  durch 
völlige  Unterordnung  der  Centralgewalt  unter  dieses 
letztere  vermittelst  des  Systems  parlamentarischer 
Regierung;  die  Selbstverwaltung  des  Volkes  durch 
Ausgestaltung  der  ganzen  inneren  Landesverwaltung 
zur  administrativen  Thätigkeit  demokratisch  ge- 
bildeter Kommunen  unter  gleichzeitiger  Bewahrung 
der  Hechtsprechung  als  Funktion  eines  von  Parla- 
ment, Regierung  und  Verwaltungskörperschaften 
völlig  unabhängigen  Richtertums,  dessen  Jurisdiktion 
in  gleichem  Verfahren  und  mit  gleicher  Kraft  über 
alle  rechtlich  geordneten  Beziehungen  des  {jemein- 
lebens  wacht  und  endgültig  entscheidet. 
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Erster  Abschnitt. 

Verfassung  und  Verwaltung  der  Munioipalst&dte. 

(Boroughs.) 


Erstes  Kapitel. 

Die  Rechtsqnellen  der  englischen  Städteverwaltnng  nnd  ihr 
Oeltnngsgebiet^ 

Wir   haben  nunmehr  die   verschiedenen  Organisationsformen 
es  Lokalverwaltung  Englands  nach  dem  geltenden  Rechte  zu  be- 


^  Litteratur.  Die  juristische  Litteratur,  die  an  die  englische  Städte- 
ordnung anknüpft,  dient >  wie  dies  in  England  in  allen  Zweigen  des  Rechts- 
lebens üblich  ist,  fast  auschliefslich  praktischen  Zwecken.  Die  Beifügung  eines 
durch  die  Zusammenstellung  der  wichtigsten  gerichtlichen  Entscheidungen  ge- 
bildeten Kommentars  zum  Gesetzestexte  bildet  hierbei  die  eigentliche  Aufgabe. 
Eine  wissenschaftliche  Behandlung  hat  das  Städterecht  als  Ganzes  bisher  nur 
in  einem  älteren  Werke  gefunden:  nämlich  in  Grant,  Law  of  Corporations; 
1850,  p.  S40_514  Die  beste  Ausgabe  der  Städteordnung  giebt  gegenwärtig 
SomersVine  in  seinem  Buche:  The  EnglishMunicipal  Code,  London  1888. 
Von  demselben  Verfasser  ist  eine  ausgezeichnete  Übersicht  des  historischen  und 
statistischen  Materials  zur  Entwicklung  des  englischen  Städtewesens  erschienen 
in  dem  Werke:  The  English  Municipalities:  Their  Growth  and  Develop- 
ment from  1885—1879,  London  1879.  Leider  ist  dasselbe  nicht  bis  auf  den 
Stand  der  neuesten  Zeit  ergänzt  worden.  Einen  Ersatz  dafür  bilden  teilweise 
die  Jahrgänge  des  von  Edw.  Lloyd  herausgegebenen  Municipal  Year  Book. 
In  den  allgemeinen  Darstellungen  der  englischen  Lokalverwaltung  wird  die 
Städteordnung  mehr  oder  weniger  ausführlich  abgehandelt,  allerdings  meist 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  geschichtliche  Entwicklung.  Vgl.  Gneist, 
Selfgovemment :  Kommunalverfassung  und  Verwaltungsgerichte  in  England, 
S.  Aufl.,  Berlin  1871,  S.  580—648;  Vauthier,  Le  Gouvernement  local 
de  l'Angleterre,   Paris   1895    eh.  IV;   Arminjon,   Administration   locale   en 
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schreiben.  Haben  wir  bisher  gewissermafsen  vertikal  die  Auf- 
einanderfolge und  Fortentwicklung  der  einzelnen  Lokalverb&nde 
während  dieses  Jahrhunderts  bis  zu  der  Ausbildung  eines  voll- 
ständigen Systems  von  Gemeindekörperschaften  verfolgt,  so  ist  hier 
die  Aufgabe  gestellt,  in  horizontaler  Anschauung  ein  Bild  von  den 
einzelnen  Arten  der  nebeneinander  wirkenden  Gemeindekörper- 
schaften, ihrer  rechtlichen  Struktur  und  der  Art  und  Weise  ihres 
organischen  Zusammenhanges  als  Glieder  der  gesamten  inneren 
Landesverwaltung  zu  geben.  Wir  werden  aber  auch  hier  in  der 
Anordnung  und  Einteilung  des  Rechtsstoffes  äufserlich  der  histo- 
rischen Entwicklung  folgen  und  darum  die  Darstellung  der  Städte- 
ordnung an  die  Spitze  stellen;  denn  sie  ist  vorbildlich  und  aus- 
schlaggebend gewesen  für  die  späteren  Organisationsformen. 

Während  in  der  durch  die  Reformakte  von  1835  abgeschlossenen 
jahrhundertelangen  Periode  des  englischen  Städtewesens  Verfassung 
und  Verwaltung  jeder  einzelnen  Stadt  auf  partikulären  Rechts- 
quellen, den  Urkunden  und  Privilegien  derselben  beruhten,  ist  es 
die  erste  grofse  That  der  Reformakte  gewesen,  an  die  Stelle  der 
auch  bei  den  einzelnen  Städten  kaum  mehr  übersehbaren  Masse 
von  Einzelrechten  eine  allgemeine  Städteordnung  zu  setzen.    Mit 


Angleterre,  Paris  1895,  p.  104  ff.;  C halmers,  Local  Government,  London  1883* 
p.  61ffl;  Blake  Odgers,  Local  Government,  London  1899,  p.  69  ff^.  Wright 
and  Hobhause,  Local  Government  and  Taxation  in  England  and  Wales,  London 
1894,  p.  20.  Eine  interessante,  wenn  auch  nicht  allzu  tief  eindringende  Gesamt- 
darstellung des  neueren  englischen  Städtewesens  giebt  Shaw:  Municipal 
Government  in  Great  Britain,  New  York  1895.  Eine  sehr  lehrreiche  Studie 
über  die  städtische  Verwaltung  vom  ökonomischen  Gesichtspunkte  aus  sowie 
über  die  Probleme  des  Municipalsocialismus  bietet:  Hugo,  Städteverwaltung 
und  Municipalsocialismus  in  England  1897.  Die  überreiche  Speciallitte ratur 
über  diese  Fragen  wird  hier  nur,  soweit  dies  im  gegebenen  Rahmen  notwendig 
erscheint,  an  den  betreffenden  Stellen  des  Buches  angegeben.  Von  grofser 
Wichtigkeit  und  eine  Quelle  ersten  Ranges  sind  auch  hier  die  Protokolle 
der  Royal  Commissions,  die  sich  während  des  XIX.  Jahrhunderts  mit  der 
Lokalverwaltung  überhaupt  und  speciell  mit  der  Städteverwaltung  beschäftigt 
haben.  Hier  steht  an  erster  Stelle  der  berühmte  „First  Report**  der 
Royal  Commission  von  1835,  allerdings  heute  lediglich  von  historischem 
Interesse.  In  neuester  Zeit  hat  sich  eine  zum  Studium  des  Problems  der 
Verwaltung  Londons  eingesetzte  Commission  auch  mit  der  Municipalverwaltung 
Englands  überhaupt  eingehend  befafst ;  es  ist  die  „Royal  Commission  appointed 
to  consider  the  proper  Conditions,  under  which  the  Amalgamation  of  the  City 
and  the  County  of  London  can  be  effected**.  Deren  Protokolle  (Minntes  of 
Evidence  and  Report  1894)  (C.  7493 — I)  sind  in  der  Darstellung  eingehend  ver- 
wertet worden,  ebenso  auch  die  vielseitigen  und  inhaltreichen  Jahrgänge  der 
Wochenschrift:  Municipal  Journal  (London)  von  1897—99. 
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einem  Schlage  wurden  alle  diese  Urkunden  aufser  Kraft  gesetzt 
in  allen  jenen  Punkten,  worin  sie  der  neuen  Städteordnung  wider- 
sprachen. Eine  Reihe  von  Nachtragsgesetzen  hat  sodann  die  Akte 
von  1885  zum  Teile  umgestaltet,  ergänzt  und  ausgeführt.  Alle 
diese  Novellen  wurden  durch  die  Akte  von  1882  mit  der  alten 
Städteordnung  in  ein  neues  Gesetz,  in  einen  wahren  Codex  muni- 
cipalis,  umgeschmolzen.  Dieser  ist  nun  die  hauptsächliche  Rechts- 
quelle für  das  geltende  allgemeine  obligatorische  Städterecht  Eng- 
lands. 

Der  Municipal  Code  von  1882  (Municipal  Corporations  Consoli- 
dation  Act  1882),  45  u.  46  Vict.  c.  50  giebt  also  das  gemeine 
Städterecht  Englands  und  erschöpft  die  Bestimmungen  der  eng- 
lischen Gesetzgebung  über  die  Verfassung  der  Stadtgemeinden  ^ 
In  dieser  Hinsicht  ist  nämlich  einerseits  durch  die  Specialgesetz- 
gebung der  beiden  letzten  Jahrzehnte  nichts  geändert  worden, 
andererseits  sind  alle  Irregularitäten  in  der  Verfassung  einzelner 
Städte  aus  früherer  Zeit,  wie  vorhin  bemerkt,  schon  durch  die 
Städtereform  von  1835  beseitigt  und  durch  den  zwingenden  Charakter 
der  Bestimmungen  über  die  Städteverfassung  in  der  Städteordnung 
auch  für  inuner  ausgeschlossen  worden;  anders  aber  verhält  sich 
die  Sache  bezüglich  der  Rechtsquellen  für  die  städtische  Ver- 
waltung d.  h.  für  den  den  einzelnen  auf  Grund  der  Städteordnung 
gleichartig  organisierten  Gemeinwesen  rechtlich  zustehenden  Wir- 
kungskreis. 

Die  Municipalakte  enthält  nämlich  nur  einen  geringen  Teil 
dessen,  wozu  die  Stadtgemeinde  berechtigt  und  verpflichtet  ist. 
Sie  bezeichnet  als  Wirkungskreis  der  Stadtgemeinde  nicht  viel 
mehr  als  jene  unentbehrlichen  Funktionen,  die  aus  der  Natur  der 
Stadtgemeinde  als  öffentlicher  Korporation  hervorgehen.  Aber  das 
ist  eben  nur  das  obligatorische  Minimum  an  städtischer  Thätigkeit, 
dem  nach  Ansicht  der  englischen  Gesetzgebung  im  Jahre  1835 
jede  Stadtgemeinde  zum  mindesten  sich  unterziehen  mufste.  Seither 
hat  sich  der  Wirkungskreis  der  englischen  Stadtgemeinde  aufser- 
ordentlich  erweitert.  Wie  wir  wissen,  ist,  um  den  Begriff  der  Public 
Health  sich  krystallisierend,  die  eigentliche  moderne  Verwaltungs- 
gesetzgebung Englands  entstanden.    Alle  diese  Gesetze  bilden  nun 


^  Die  neueren  Bestimmungen,  durch  welche  die  Gemeindewahlordnung 
der  Municipalakte  verschiedentlich  abgeändert  wird,  sowie  die  Gesetzgebung 
gegen  Wahlbetrug  und  Wahlbestechung  sind  enthalten  in  The  Municipal 
Elections  (Corrupt  and  Illegal  Practices)  Act  47  u.  48  Vict.  c.  70. 
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gleichfalls  Quellen  des  englischen  Städterechts  ^  Eine  nähere  Be- 
sprechung derselben  im  einzelnen  erscheint  hier  wenig  nutzbringend. 
Es  wird  genügen,  darauf  hinzuweisen,  dafs  mit  der  heute  noch  in 
Kraft  stehenden  Gesundheitsakte  von  1875,  welche  die  früheren 
Sanitätsgesetze  kodifizierte,  die  wichtigsten  neuen  Funktionen  des 
städtischen  Wirkungskreises  geschaffen  wurden,  zum  Teile  obliga- 
torischer, zum  Teile  permissiver  Natur,  und  dafs  seither  eine  Fülle 
von  Ergänzungsgesetzen  hierzu  ergangen  ist:  Wir  werden  die 
wichtigsten  von  ihnen  bei  der  Darstellung  des  Wirkungskreises  der 
Stadtgemeinde  näher  zu  erwähnen  haben. 

Der  geschichtliche  Ursprung  der  Sanitätsgesetzgebung  führt 
uns  auf  eine  dritte,  nicht  weniger  wichtige  Quelle  des  Städte- 
rechts. Wie  im  historischen  Teile  ausgeführt  wurde,  ist  der  gröfste 
Teil  jener  Gesetzgebung  nichts  anderes  als  die  endgültige  Um- 
wandluüg  partikulären,  lokalen  Rechtes  in  generelles  und  obligatori- 
sches Recht.  Die  englische  Gesetzgebung  hat  es  seit  jeher  ver- 
mifeden,  lokale  Angelegenheiten  und  Interessen  in  schematischer 
Weise  durch  allgemeine  Normen  zu  regeln.  Die  der  englischen 
Nation  tief  eingewurzelte  Scheu,  die  freie  Lebenssphäre  des  Einzelnen 
eindringlicher,  als  im  Interesse  der  Nation  notwendig  gelegen  er- 
scheint, durch  allgemeine  Verfügungen  anzutasten,  findet  im  Gebiete 
des  öffentlichen  Rechtes  ihren  Ausdruck  in  der  Abneigung  der 
Gesetzgebuüg ,  den  Lokalverbänden  von  obenher  in  allgemeiner 
Weise  überall  dieselben  Pflichten  und  Befugnisse  aufzuerlegen  und 
dadurch  einerseits  die  notwendigen  Sonderbedürfnisse  der  einzelnen 
Stadt  oder  Landschaft  zu  vernachlässigen,  andererseits  durch  solche 
schematische  Normen  den  einzelnen  Gemeinden  unnütze,  mit  den 
wirklichen  lokalen  Bedürfnissen  nicht  korrespondierende  Ver- 
waltungslasten aufzubürden.  Gegen  diese  nationale  Auffassung 
hatte   die   erste  Municipalakte,  die  für  alle  Städte  einen  gleich- 


^  Die  wichtigsten  auf  die  Städteverwaltung  bezüglichen  allgemeinen  Ge- 
setze sind:  die  Public  Health  Akte  von  1875  (38  u.  39  Vict  c.  55)  sowie  die 
ihr  einverleibten  älteren  Gesetze:  The  Markets  and  Fairs  Clauses  Acts,  1847-, 
The  Town  Improvement  Clauses  Act,  1847;  The  Cemeteries  Clauses  Act,  1847; 
The  Town  Gardens  Protection  Act,  1863;  The  Gasworks  Clauses  Act,  1871. 
Weiters  sind  zu  nennen:  Borough  Funds  Act,  1872  (35  u.  36  Vict.  c.  91);  Open 
Spaces  Acts,  1887—90;  Town  Police  Clauses  Acts,  1847  u.  1889;  The  Local 
Government  Act,  1888  (50  u.  51  Vict  c.  50);  The  Housing  of  Working  Classes 
Act,  1890;  The  Public  Health  Amendement  Act,  1890,  Part  I.;  The  Electric 
Lighting  Acts,  1882  u.  1888.  Die  vollständige  Sammlung  aller  die  Städte- 
verwaltung regelnder  Gesetze  giebt  Glen,  The  Law  relative  to  Public  Health 
and  Local  Government,  12  th  Edition,  London  1899. 
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Mfeigeil  obligatorisclien  Wirkungskreis  öchuf,  so  enge  derselbe 
au6h  bemesseti  war,  anzukämpfen  gehabt,  obgleich  die  Öffentliche 
Meiilüäg  längst  für  eine  gleichartige  Regölung  der  Verfässuhg  der 
Städte  gewonnen  war.  Nur  langsam  und  schrittweise  ist  man  auf 
diesem  Wege  weiter  gegangen,  parallel  mit  der  sich  stetig  fort- 
entwiökelndeh  neuen  Auffassung  von  allgemeinen  municipalen  Be- 
dürfiiissen  und  Pflichten.  Anstatt,  wie  dies  kontinentale  Art  wäre, 
von  Zeit  zu  Zeit  den  Wirkungskreis  der  Gemeinde  theoretisch 
durch  ein  all  gemeines  Gesetz  oder  durch  Verordnungen  der  Gentral- 
Tcrwältung  zu  erweitern,  zog  man  es  vor,  den  Bedürfnissen  jeder 
einzelnen  Stadt  dann,  wenn  sie  zu. dem  entsprechenden  Verlangen  an 
die  Gesetzgebung  ausgereift  war,  durch  Specialgesetze  zu  begegnen. 
So  finden  wir  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  eine  immer 
steigende  Flut  von  städtischen  Local  Acts:  d.h.  von  Gesetzen,  die  für 
einen  einzelnen  Lokalverband  auf  dessen  Verlangen  partikuläres 
Recht  schufen  ^  Die  Gleichartigkeit  der  durch  die  Entwicklung 
des  modernen  Wirtschaftslebens  hervorgerufenen  Bedürfnisse  in  den 
Städten  führte  sodann  dazu,  dafs  die  Gesetzgebung  gewisse  Ver- 
waltungsihäterialien  in  einer  Art  von  Formulargesetz  festlegte,  den 
sogenannten  Clauses  Acts,  um  im  einzelnen  Falle  der  jedesmaligen 
Prüfung  des  Gesetzvorschlages  enthoben  zu  sein.  Die  Sanitäts- 
akte von  1875  nahm  endlich  diese  bis  dahin  allgemein  von  den 
Städteverwaltungen  acceptierten  Clauses  Acts,  in  denen  sich  das 
moderne  städtische  Verwaltungsrecht,  gesondert  nach  dessen  Haupt- 
problemen, verdichtet  hatte,  als  allgemeines  und  zum  Teil  obliga- 
torisches Recht  auf.  Daneben  blieben  aber  selbstverständlich 
zahllose  Local  Acts  als  partikuläres  Becht  in  Kraft  und  überdies 
wächst  dasselbe,  getragen  von  der  ungeheuren  wirtschaftlichen 
Entwicklung  des  Städtelebens  ungeschwächt  fort.  Jedes  gröfsere 
Verwaltungsbedürfnis  der  Stadtgemeinden  wird  zunächst  nach  wie 
vor  auf  dem  Wege  der  Partikulargesetzgebung  durch  Private 
oder  Local  Acts  befriedigt.  Es  ist  dies  eine  in  die  Tiefe  der 
englischen  Verfassung  hinabführende  Erscheinuhg  der  englischen 
Verwaltung,  deren  volle  Bedeutung  wir  noch  an  anderer  Stelle  zu 
erfassen  haben  werden.  Hier  aber  haben  wir  nur  das  Ergebnis  fest- 
zustellen, dafs  zu  dem  in  der  Städteordnung,  den  Sanitätsgesetzen 

*  EiDe  aafserordentlich  gehaltreiche,  unmittelbar  aus  den  Archivalien 
und  Akten  des  Parlamentes  geschöpfte  Darstellung  der  municipalen  Lokal- 
gesetzgebung von  ihren  frühesten  Anfängen  bis  in  die  Mitte  der  achtziger 
Jahre  giebt  Clifford  in  seinem  grofsen  Werke:  History  of  Private  Bill  Legis- 
lation, London  1887,  I.  u.  IL  Band. 


Digitized  by 


Google 


256  Erster  Abschnitt 

und  den  übrigen  allgemeinen  Gesetzen  kodifizierten  zwingenden 
Bechte  für  jede  einzelne  Stadt  noch  das  partikuläre  Lokalrecht 
hinzukommt,  das  in  deren  einzelnen  Lokalakten  niedergelegt  ist 
und  in  einzelnen  grofsen  Gremeinden  selbst  wieder  kodifiziert 
worden  ist.  Aber  auch  dieses  neue  Partikularrecht  hat  keine 
wesentliche  Bedeutung  fQr  die  Verfassung  der  Stadtgemeinden, 
sondern  nur  für  die  Ausgestaltung  des  städtischen  Wirkungs- 
kreises *. 

Will  man  also  die  Bechtsquellen  für  eine  englische  Stadt  über- 
sehen, so  mufs  man  neben  den  allgemeinen  verbindlichen  Gesetzen 
stets  auch  die  lokale  Gesetzgebung  in  Betracht  ziehen.  Hierzu 
kommt  aber  noch  eine  besondere  Gruppe  von  Bechtsquellen,  die 
zwischen  beiden,  dem  allgemeinen  und  dem  lokalen  Bechtsstoffe, 
in  der  Mitte  steht.  Es  ist  dies  die  Gesamtheit  der  sogenannten 
AdoptiveActs,  der  Adoptivgesetze.  Diese  England  eigentümliche 
Art  von  permissiver  Gesetzgebung  ist  für  die  innere  Verwaltung 
von  gröfster  Bedeutung.  Sie  besteht  in  der  Aufstellung  von  Bechts- 
normen  in  Form  eines  Gesetzes,  dessen  Wirksamkeit  aber  von  der 
Annahme  in  solenner  Form  durch  das  in  dem  betreffenden  Ge- 
setze genannte  Lokalverwaltungsorgan  abhängt.  Es  mufs  also  zu 
dem  gesetzgeberischen  Willen  immer  noch  die  völlig  spontane 
Willenserklärung  des  einzelnen  lokalen  Verwaltungskörpers  hinzu- 
treten, um  das  Gesetz  für  das  betreffende  Verwaltungsgebiet 
lebendig  zu  machen.  Auch  diese  Erscheinung  ist  im  Grunde  auf 
jene  vorhin  charakterisierte  Nationalgrundanschauung  zurückzu- 
führen, der  es  widerstrebt,  Verwaltungspflichten  und  Bechte  zu 
statuieren,  ohne  dafs  die  Lokalinteressenten  darnach  ausdrückliches 
Verlangen  tragen.  Nur  geht  hier  die  Gesetzgebung  um  einen 
Schritt  weiter  als  in  den  vorhin  angeführten  Clauses  Acts.  In 
diesem  Falle  wird  die  Norm  durch  das  ParlamoDt  rechtskräftig 
festgestellt  wie  jedes  andere  Gesetz.  Darum  bedarf  es  weiter 
keines  Ansuchens  an  das  Parlament,  sondern  der  blofsen  Annahme 
durch  das  betreffende  Lokalverwaltungsorgan.  Es  ist  gleichsam 
eine  Art  von  Gesetzgebung  auf  „Vorrat"  und  Entnahme  nach  indi- 


*  So  war  die  Verwaltung  Liverpools  im  Jahre  1846  gröfstenteüs  darch 
Local  Acts  geregelt,  die  durch  einen  Consolidation  Act  vereinigt  wurden 
(Clifford,  Priv.  Bill  Legislation,  n.  p.  532).  Das  Gleiche  erlangte  Birmingham 
durch  seine  Consolidation  Bill  von  1882.  Aher  trotz  dieser  vereinfachenden 
Prozedur  besitzen  noch  immer  viele  Städte  Englands  ein  förmliches  Lokal- 
gesetzbuch sehr  komplizierter  Art  So  wird  Leeds  gegenwärtig  unter  45  Local 
Acts  regiert. 
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viduellem  Bedarf  der  Kommunalkörper,  die  hier  stattfindet.  Eine 
Reihe  von  wichtigen  neuen  Verwaltungsbedürfnissen  der  Stadt- 
gemeinden ist  auf  diese  Weise  geregelt,  und  so  wird  der  Wirkungs- 
kreis jeder  einzelnen  Stadt  auch  dadurch  bestimmt,  ob  und  welche 
von  diesen  Adoptivgesetzen  die  Stadtgemeinde  angenommen  hat'. 

Fassen  wir  also  das  Gesagte  zusammen,  so  ergiebt  sich,  dafs 
die  englischen  Stadtgemeinden  zwar  auf  ein  und  derselben  Ver- 
fassungsgrundlage, die  als  zwingendes  Recht  vom  Parlamente 
statuiert  wurde,  beruhen,  dafs  aber  ihre  rechtlich  geordnete  Thätig- 
keit,  ihr  Wirkungskreis,  weit  über  das  in  der  Städteordnung 
enthaltene  Mindestmafs  ausgedehnt  erscheint  durch  allgemeine, 
lokale  und  permissive  Gesetze. 

Es  bleibt  somit  noch  die  Frage  nach  dem  Geltungsgebiete  der 
allgemeinen  Städteordnung  übrig,  die  mit  der  Frage  zusammenfüllt, 
auf  welche  Gemeinwesen  die  Städteordnung  Anwendung  findet.  Die 
Antwort  hierauf  läfst  sich  aber  nicht  durch  Angabe  eines  bestimmten 
Merkmales  geben.  Die  englische  Municipalstadt  ist  keine  bestimmte 
Grdfsenklasse  des  kommunalen  Gemeinwesens,  sondern  sie  ist  noch 
immer  eine  wesentlich  historische  Kategorie  innerhalb  der 
Gemeindeorganisation  des  Landes.  Municipalstädte  sind  vorerst  alle 
jene  schon  vor  1835  als  Korporationen  organisierten  Gemeinwesen, 
die  laut  Anhang  dieses  Gesetzes  auch  fernerhin  als  Stadtgemeinden 
neueren  Rechtes  anerkannt  sind.  Die  Zahl  derselben  betrug  da- 
mals 178.  Ferner  sind  Municipalstädte  alle  jene  Gemeinden, 
denen  die  Städteordnung  nachträglich  verliehen  wurde.  Die  Zahl 
dieser  zweiten  Klasse  von  Municipal  Boroughs  beträgt  gegen- 
wärtig 135,  so  dafs  heute  die  Gesamtzahl  der  nach  der  Städte- 
ordnung   konstituierten    städtischen    Gemeinwesen    313    beträgt  ^. 


^  Die  wichtigsten  Adoptiygesetze  sind:  The  Bath  and  Washhouse  Acts, 
1846 — 78;  The  Public  Libraries  Act,  1892  (Kodifizierung  der  bisherigen  Gesetz- 
gebung); Museums  and  Gymnasiums  Act,  1891;  The  Tramways  Act,  1870; 
Public  Health  Amendment  Act,  1890,  Part.  IL— V.;  The  Infectious  Disease 
(Notification)  Act,  1892;  The  Private  Street  Works  Act,  1892.  Aber  auch 
wichtige  Teile  von  gegenwärtig  zwingendem  Rechte  waren  ehedem  adoptiver 
Natur,  so  z.  B.  die  neue  Polizeiverwaltungsorganisation  in  den  Counties  bis  1856. 

«  Vgl.  Wright  and  Hobhouse  p.  21,  Munic.  Year-Book  1900  p.  40.  Auffallend 
ist  das  langsame  Wachsen  der  Anzahl  der  Municipal  Boroughs  in  den  ersten  vier 
Jahrzehnten  nach  der  Beformakte.  Der  Census  von  1871  bezeichnete  938  Orte 
als  Towns,  d.  h.  als  Orte  mit  städtischer  Lebensweise  und  einer  Einwohnerzahl 
über  2000  £.;  von  diesen  waren  nur  224  mit  der  Städteordnung  beliehen, 
somit  waren  nur  46  Boroughs  seit  1885  hinzugekommen.  Merkwürdigerweise 
nahm  deren  Zahl  seit  1875  trotz  der  in  diesem  Jahre  geschaffenen  selbständigen 
Bedlieh,  Engl.  LokalTerwaltung.  17 
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Die  Erweiterung  des  Geltungsgebietes  der  Städteordnung  erfolgt 
also  jedesmal  durch  einen  Specialakt:  nämlich  durch  die  Ver- 
leihung einer  Charter.  Dieser  Akt  ist  noch  immer  Gegenstand 
einer  Prärogative  der  Krone.  Die  Städteordnung  statuiert  aus- 
drücklich, dafs  es  der  Königin  zusteht,  auf  Ansuchen  der  ange- 
sessenen Einwohner  einer  Stadt  oder  eines  Distrikts  solche  Stadt 
oder  solchen  Distrikt  zu  einer  Municipalkorporation  zu  erheben 
by  the  Advice  of  her  Privy  Council.  Aber  diese  Worte  dürfen 
darüber  nicht  täuschen,  dafs  gegenwärtig  auch  diese  Inkorporation 
ein  gesetzgeberischer  Act  und  nicht  ein  Act  einer  unverantwort- 
lichen Exekutive  ist.  Denn  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
englischen  Verfassung  ist  das  Privy  Council  nur  mehr  die  ehrwürdige, 
altertümliche  Form,  hinter  der  in  Wirklichkeit  nichts  anderes  als 
das  parlamentarisch  verantwortliche  Cabinet  steht.  Aber  nicht  nur 
aus  diesem  Grunde  ist  das  Parlament  und  dessen  Gesetzgebung 
der  einzige  in  Wahrheit  entscheidende  Faktor  bei  der  Verleihung 
der  Städteordnung.  Es  ist  durch  die  Judikatur  festgestellt,  dafs 
die  Königin  nicht  befugt  ist,  durch  Verleihung  einer  Charter  an 
eine  Stadt  dieser  eine  andere  Verfassung  zu  geben  als  die  im 
Statute  Book  enthaltene  Städteordnung.  Jede  auch  die  geringste 
Abweichung  von  dieser  setzt  voraus,  dafs  die  Charter  durch  Parla- 
mentsakte vorerst  zum  Gesetze  erhoben  wird.  Alle  Gesuche  um 
Inkorporierung  eines  Ortes  sind  also  einfach  auf  Verleihung  der 
Städteordnung  gerichtet.  Andererseits  ist  die  Inkorporierung  durch 
königliche  Charter  immer  noch  die  legale  Form  für  diesen  Ver- 
waltungsakt. Der  Grund  für  diese  Erscheinung  liegt  darin,  dafs 
das  englische  Recht  hier  noch  immer  theoretisch  festhält  an  der 
alten  Korporationstheorie,  nach  der  jede  Korporation  zu  ihrer  Ent- 
stehung des  Schöpfungsactes  der  Krone  bedarf:  einer  Theorie,  die 
aber  die  englische  Gesetzgebung  selbst  längst  aufgegeben  hat,  die 
in  einer  Zeit,  wo  durch  einen  einzigen  Gesetzesparagraphen  sämt- 

Städteordnung  für  die  städtischen  Distrikte  rascher  zu.  Der  Grund  für  diese 
Erscheinung  liegt  darin,  dafs  durch  die  New  Charters  Acte  1875  das  bisher 
bestehende  Risiko  der  Gesuchswerber,  die  Kosten  des  Ansuchens  um  die  Ver- 
leihung einer  Charter  im  Falle  der  Ablehnung  selbst  tragen  zu  müssen,  be- 
seitigt wurde;  so  sind  1878  schon  240  Boroughs  vorhanden.  In  diesem  Jahre 
wurde  eine  Commission  eingesetzt  zur  Erstattung  von  Vorschlägen  über  die 
endgültige  Regelung  der  bisher  unreformiert  gebliebenen  Korporationen.  Auf 
Grund  dieser  Vorschläge  wurden  durch  die  Municipal  Corporations  Acte  von 
1883  fünfundzwanzig  Orten  Charters  verliehen.  Seitdem  bringt  jedes  Jahr  die 
Ausdehnung  der  Städteordnung  auf  städtische  Distrikte  oder  Teile  von  solchen. 
Vgl.  Somers  Vine,  Development  etc.,  p.  254. 
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liehe  Kirchspiele  Englands  zu  Korporationen  umgestaltet  wurden, 
gewifs  obsolet  erscheint.  —  Die  Art  und  Weise  der  Verleihung  des 
Stadtrechtes  ist  durch  die  Städteordnung  selbst  sehr  aüsftlhrlich  ge- 
regelt*. Das  Wesentliche  ist  in  kurzem  folgendes.  Den  Anstofs 
zur  Verleihung  giebt  eine  Petition  von  ansässigen  Haushaltungs- 
vorständen innerhalb  einer  Gemeinde  an  das  Privy  Council.  Letzteres 
hat  hierauf  einen  Entwurf  der  Urkunde  zu  verfassen,  ist  aber 
auch  berechtigt,  diesen  Entwurf  von  den  Petenten  selbst  zu  ver- 
langen, was  die  Regel  ist.  Dieser  Entwurf  wird  sodann  nach  Ver- 
öffentlichung in  der  London  Gazette  auch  anderweitig  möglichst 
kundgemacht  und  mufs  vor  der  Veröffentlichung  den  mitinteressierten 
Centralbehörden ,  dem  Lokalverwaltungsamte ,  dem  Handelsamte 
und  dem  Home  Secretary  vorgelegt  werden.  Einen  wesentlichen  Be- 
standteil dieses  Entwurfes  machen  die  provisorischen  Bestimmungen 
betreffend  die  Einführung  der  Städteordnung  aus:  besondere  Aus- 
einandersetzungen bezüglich  des  Vermögens,  der  Rechte,  Privilegien, 
Verpflichtungen  anderer  Lokalbehörden,  die  mehr  oder  weniger 
von  der  jeweiligen  Bildung  der  neuen  Stadt  berührt  werden. 
Die  weitere  Behandlung  hängt  nun  davon  ab,  ob  gegen  diesen  Ent- 
wurf binnen  einem  Monate  nach  dessen  Publikation  Beschwerden 
seitens  der  beteiligten  Interessenten  eingebracht  werden  oder  nicht. 
Im  letzteren  Falle  oder  nach  der  Zurückziehung  solcher  Beschwerden 
erfolgt  die  Verleihung  des  Stadtrechts  durch  Gewährung  der  in- 
korporierenden Charter  mittelst  Order  in  Council,  wobei  es  aller- 
dings dem  Geheimen  Rate  freisteht,  auch  den  nicht  angefochtenen 
Entwurf  dem  Parlamente  zur  Bestätigung  vorzulegen.  Die  An- 
nahme durch  die  Gesetzgebung  ist  aber  vorgeschrieben  für  den 
Fall  der  Anmeldung  der  Opposition  seitens  einer  oder  mehrerer 
Lokalbehörden,  oder  wenn  eine  Gegenpetition  von  wenigstens  */2o 
der  Gesamtzahl  aller  Steuerzahler  und  Grundeigentümer  des  be- 
treffenden städtischen  Distriktes  vorliegt.  Die  Charter  hat  jeden- 
falls die  Zahl  der  zur  Konstituierung  zu  wählenden  Gemeinderäte 
vorzuschreiben,  die  Stadt  in  Wahlbezirke  einzuteilen  und  alle  für 
den  Übergang  in  den  neuen  Rechtszustand  notwendigen  provisori- 
schen Vorkehrungen  zu  treffen. 


*  Mun.  Corp.  Act,  1882,  Part.  XL 
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Zweites  Kapitel. 
Die  Grundlage  der  Stadtgemeinde-Verfassaiig. 

a.   Die  dingliche  Grundlage:  das  Stadtgebiet. 

Das  Geltungsgebiet  der  Städteordnung  im  einzelnen  Falle  ist 
das  der  Stadtgemeinde  zu  Grunde  liegende  städtische  Verwaltungs- 
gebiet. Dieses  Stadtgebiet  ist  durch  die  Städteordnung  in  keiner 
Weise  allgemein  bestimmt,  sondern  es  ist  vielmehr  bei  jeder  ein- 
zelnen Stadt  das  Produkt  der  historischen  Entwicklung.  Die  grofse 
Municipalreform  des  Jahres  1835  hatte  auch  in  dieser  Beziehung 
völlig  unhaltbare  Zustände  angetroffen.  Zahlreiche  Städte  besafsen 
weit  abliegende  Enklaven,  die  auf  Grund  feudaler  Besitzverhältnisse 
vor  Jahrhunderten  zum  Stadtgebiete  gekommen  waren,  aber  nicht 
im  geringsten  mehr  wirtschaftlich  mit  der  Stadt  zusammenhingen. 

Andererseits  gab  es  inmitten  des  wirtschaftlich  zusammen- 
hängenden Stadtgebietes  zahlreiche  Liberties  —  Befreiungen  — , 
die  aus  längst  obsoleten  Exemptionen  von  der  judiziellen  und  ad- 
ministrativen Gebietshoheit  der  alten  Korporation  herrührten. 
Femer  waren  die  Stadtgrenzen  in  vielen  neu  aufgeblühten  Städten 
längst  zu  enge  geworden.  Die  Städte  bildeten  mit  den  umliegen- 
den Vororten  ein  ökonomisch  zusammenhängendes  grofses  Ganze. 
Dabei  standen  aber  zahlreiche  einzelne  Lokalverwaltungen  neben 
der  Stadtgemeinde,  die  selbst  nur  ein  kleines  Gebiet  zu  ad- 
ministrieren hatten,  völlig  selbständig  da^  Weiters  war  es  ein 
hervorragender  Übelstand,  dafs  die  Stadtgrenzen  in  vielen  Fällen 
ohne  Rücksicht  auf  Grafschafts-  und  Kirchspielsgrenzen  gezogen 
waren,  so  dafs  einzelne  Teile  der  Stadt  zu  gleicher  Zeit  einer  Viel- 
zahl verschiedener  Lokalverwaltungsbehörden  unterstanden.  Endlich 
wichen  die  Grenzen  des  Korporationsgebietes  beträchtlich  ab  von 


*  Der  First  Report  of  Commissioners  vom  Jahre  1835  schildert  diese 
Zustände  sehr  anschaulich.  „In  some  cases  the  houndary  is  not  continuous 
but  includes  outlying  parcels  of  Ground.  Several  remarkable  instances  occur 
in  the  Cinque  Ports.  One  of  the  raost  striking  is  at  Hastings  where  the 
corporate  Magistrate  have  authority  among  other  places  over  two  detached 
precincts,  distant  from  H.  40  and  50  Miles  respectively.  —  In  most  important 
towns  the  suburbs  have  extended  themselves  far  beyond  the  limits  of  the 
Corporate  Authority,  frequently  there  are  precincts  totally  situated  within  the 
limits  of  the  Authority  but  exempted  from  its  Jurisdiction.  Many  Corporations 
exercise  authority  over  the  adjacent  waters  to  a  considerable  distance  beyond 
their  land  boundary."    First  Report  p.  30,  31. 
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den  durch  die  Reformbiil  von  1832  gezogenen  Qrenzen  für  die  ent- 
sprechenden städtischen  Parlamentswahlkreise'. 

In  dieser  letzteren  Hinsicht  schuf  die  Municipalakte  gründlich 
Wandel,  indem  sie  bestimmte,  dafs  diese  Grenzen  in  Zukunft  in 
der  Regel  zusammenzufallen  hätten.  Dadurch  wurde  das  Stadt- 
gebiet in  vielen  Fällen  sehr  erheblich  erweitert.  Gröfsere  Schwierig- 
keiten bereitete  dabei  die  Behandlung  der  Liberties.  Eine  Regelung 
dieser  Frage  erfolgte  durch  ein  besonderes  Gesetz  (5  u.  7  Will.  IV. 
c.  103  in  dem  der  Municipalreform  folgenden  Jahre.  Aber  damit 
waren  nur  die  hervorstechenden  Unregelmäfsigkeiten  beseitigt.  Die 
Absicht,  eine  weitgehende  Territorialreform  der  Stadtverwaltung 
durchzuführen,  bestand  allerdings  und  man  ging  soweit,  eine  könig- 
liche Kommission  zur  Ausarbeitung  von  Anträgen  hierüber  ein- 
zusetzen; aber  die  radikalen  Vorschläge  derselben  erschienen  dem 
Parlamente  vor  allem  deshalb  bedenklich,  weil  man  fürchtete,  damit 
zu  unerwünschten  Umbildungen  der  städtischen  Parlamentswahl- 
kreise geführt  zu  werden,  was  die  Kräfteverhältnisse  der  Parteien 
sehr  beeinträchtigen  konnte.  So  blieb  nichts  anderes  übrig,  als 
auch  hier  den  Weg  stückweiser  Reform  durch  die  Specialgesetz- 
gebung zu  betreten.  Man  murste  sich  begnügen,  durch  einzelne 
Lokalakte  in  jedem  Orte  die  notwendige  Eingemeindung  eintreten 
zu  lassen.  Solche  Vergröfserungen  des  Stadtgebietes  sind  seit 
1835  ununterbrochen  und  immer  zahlreicher  im  Laufe  der  Jahre 
vorgenommen  worden;  die  Initiative  hierzu  blieb  aber  bei  den 
Lokalinteressenten  selbst,  getreu  dem  Principe  der  englischen  Gesetz- 
gebung, in  allen  lokalen  Verwaltungsfragen  ungebetene  Einmischung 
des  Parlamentes  oder  der  Centralverwaltung  möglichst  zu  vermeiden. 
Allerdings  ist  auf  diesem  Wege  eine  befriedigende  Konsolidierung  der 
städtischen  Gebiete,  entsprechend  dem  wirtschaftlichen  Aufschwünge 
des  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts  so  übermäfsig  angewachsenen 


^  Der  Begriff  des  „Parliamentary  Borough"  hat  aber  auch  dort,  wo  dessen 
Grenzen  mit  denen  der  Corporation  zusammenfallen,  nichts  mit  dem  Begriffe 
der  Stadtgemeinde  zu  thun.  Die  Parlamentswäbler  und  die  Gemeindewähler 
werden  zwar  zu  gleicher  Zeit  und  durch  denselben  Apparat,  aber  dennoch 
völlig  gesondert  registriert;  übrigens  weichen  beide  Systeme  des  Wahlrechtes 
in  ihren  rechtlichen  Einzelheiten  von  einander  ab,  wenn  auch,  praktisch  ge- 
nommen, die  Differenz  zwischen  ihnen  nicht  sehr  bedeutend  ist.  Und  zwar  ist 
gegenwärtig  das  Wahlrecht  zum  Unterhause  weiter  als  das  Gemeinde- 
wahlrecht, die  Zahl  der  Parlamentswähler  gröfser  als  die  Zahl  der  Gemeinde- 
wähler.    Vgl.  Blake  Odgers  p.  82. 
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städtischen  Lebens  nicht  erfolgte  Noch  im  Jahre  1882  führt  ein 
sachkundiger  Kritiker  bewegliche  Klage  über  die  unerträgliche  Ver- 
worrenheit der  städtischen  Verwaltungsgebiete,  indem  er  den  in 
Birmingham  herrschenden  Zustand  beschreibt  und  hinzufügt:  „Dieser 
Zustand  im  Falle  von  Birmingham  giebt  ein  genaues  Bild  von  dem 
Zustande,  in  welchem  sich  jede  gröfsere  Stadt  des  Königreiches 
befindet,  vielleicht  mit  Ausnahme  von  Nottingham,  das  durch  eine 
neuerliche  erlangte  Lokalakte  seine  Grenzen  so  ausgedehnt  hat, 
dafs  es  alle  mit  der  Stadt  natürlich  zusammenhängenden  Vororte 
in  sich  schliefst.  Überall  finden  wir  dieselbe  Durchkreuzung  der 
Verwaltungsgebiete,  nirgends  in  ganz  England  eine  grofse  Stadt- 
gemeinde, die  in  sich  selbst  abgeschlossen  ist  und  sich  demgemäfs 
auch  selbst  regiert  2.  ** 

Trotzdem  enthielt  auch  die  reformierte  Städteordnung  von  1882 
keine  obligatorischen  Bestimmungen  über  territoriale  Vereinigung 
von  Municipalstädten  mit  herangewachsenen  Vororten  oder  anderen 
Lokalverbänden. 

Erst  seitdem  durch  das  Gesetz  von  1888  eine  neue  Epoche  der 
Lokalverwaltung  inauguriert  worden  war,  ist  darin  gründliche  Ab- 
hilfe geschaffen  worden.  Gleichzeitig  begann  auch  die  öflentliche 
Meinung  allenthalben  reifer  zu  werden  für  die  Erkenntnis  von  der 
Notwendigkeit  der  Konsolidierung  der  städtischen  Territorien.  So 
gelang  es  ohne  Schwierigkeit,  mit  der  Reform  der  Grafschaftsverwal- 
tung auch  eine  kräftigere  Ingerenz  der  Gentralbehörde  auf  die 
Gestaltung  der  städtischen  Territorialverhältnisse  einzuführen.  Das 
grofse  Lokalverwaltungsgesetz  von  1888  stellte  den  Grundsatz 
auf,  dafs  alle  städtischen  Gebiete  in  Zukunft  innerhalb  einer 
und  derselben  Gounty  liegen  sollen  und  gab  dem  Lokalver- 
waltungsamte die  Befugnis,  die  Stadtgrenzen  nach  vorgängiger 
Untersuchung  an  Ort  und  Stelle  durch  Provisional  Order  auf  Antrag 
eines  der  beteiligten  Distrikte  zu  regulieren;  überdies  konnte  zur 
Durchführung  dieses  Gesetzes  innerhalb  der  Frist  bis  zum  1.  No- 
vember 1889  eine  solche  Grenzänderung  von  der  Gentralbehörde 
auch  ohne  Lokalinitiative   vorgenommen  werden.     Ferner  ist  die 


^  Das  Gesamtareal  der  Municipalstädte  betrug  im  Jahre  1835  726  eng- 
lische Quadratmeilen,  im  Jahre  1879  aber  1189.  Dagegen  ist  die  Be- 
völkerungszahl auf  dieser  Fläche  in  derselben  Zeit  von  2  193  407  auf  8  152  444 
Seelen  gestiegen.  Man  kann  schon  daraus  einen  Schlufs  ziehen  auf  die  un- 
geheuere Übervölkerung  der  Städte.  Nach  dem  Census  von  1891  leben 
71.7  Prozent  der  Bevölkerung  in  den  Boroughs  und  ürban  Districts. 

2  Bunce,  Municipal  Boroughs  and  ürban  Districts,  p.  298. 
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völlige  Vereinigung  zweier  Stadtgemeinden  in  Zukunft  gleichfalls 
auf  diesen  administrativen  Weg  gewiesen,  falls  ein  Ansuchen  einer 
der  beteiligten  Gemeinden  vorliegt.  Alle  diese  Orders  bedürfen 
aber  der  Bestätigung  durch  das  Parlament.  Damit  ist  dem  Ver- 
waltungsakte die  Form  des  Gesetzes  erhalten  und  zugleich  die 
parlamentarische  Kontrolle  gesichert.  Weiters  hat  das  Gesetz  von 
1894  ähnliche  Vollmachten  zur  Regulierung  der  Kirchspielsgrenzen 
geschaffen.  Auch  diese  sollen  fortan  mit  den  Grenzen  der  Stadt- 
gemeinde  zusammenfallen.  Unter  der  Herrschaft  dieser  Bestim- 
mungen ist  die  Konsolidierung  der  Stadtgebiete  denn  auch  aufser- 
ordentlich  gefördert  worden  ^ 

Aus  dem  Angeführten  ergiebt  sich  für  die  Theorie  der  Ver- 
einigung von  Gemeinden  eine  wichtige  Folgerung.  Nach  englischem 
Rechte  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  von  einer  auto- 
nomen Abänderung  des  Territoriums  der  Stadtgeraeinden  durch 
diese  selbst  nicht  die  Rede  sein  kann.  Es  ist  stets  ein  Act  der 
im  Parlamente  ruhenden  Centralgewalt ,  der  die  Vereinigung  und 
Trennung  von  municipalen  Stadtgemeinden  oder  die  Vereinigung 
von  Kirchspielen  und  Distrikten  mit  Stadtgemeinden  vollzieht.  Alle 
vermögensrechtlichen  Auseinandersetzungen  der  in  solchem  Falle 
befindlichen  Gemeinden  müssen  notwendig  auf  Vereinbarung  der- 
selben beruhen.  Kommt  eine  solche  nicht  zu  stände,  so  schafft  die 
nach  kontradiktorischem  Verhöre  der  Parteien  vor  dem  Select 
Committee  des  Parlamentes  von  diesem  getroffene  Entscheidung 
für  beide  Teile  bindendes  Recht.  Auch  hier  finden  wir  jene,  nur 
dem  englischen  Staatsrechte  eigentümliche  Kompetenz  des  Parla- 
mentes wirksam,  die  nach  kontinentaler  Anschauung  einen  Ver- 
waltungsakt in  gesetzgeberischer  Form  auf  Grund  eines  richter- 
lichen Verfahrens  vollzieht.  Wir  werden  an  anderer  Stelle  diese 
die  ganze  englische  Verwaltung  beherrschende  und  höchst  merk- 
würdige Institution  näher  zu  betrachten  haben  ^. 

Das  Stadtgebiet,  wie  es  jeweils  durch  Tradition,  Urkunden 
und  Lokalakte  festgestellt  erscheint,  bildet  ein  einheitliches  Ganzes 
als  Grundlage  der  städtischen  Verwaltung.  Zu  Zwecken  der  Wahl 
der  Gemeindevertreter  ist  dasselbe  zwar  in  Bezirke,  Wards,  ein- 
geteilt, aber  darüber  hinaus  kommt  diesen  Stadtquartieren  keine 
selbständige  administrative  Bedeutung  zu.  Ebensowenig  hat  die 
Stadtgemeinde  und  ihre  Verwaltung  eine  direkte  Beziehung  zu  den 


*  Vgl.  Blake  Odgers,  Local  Government,  p.  83. 

*  Siehe  unten  VII.  Abschnitt. 
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Übrigen  in  ihrem  Gebiete  vorhandenen  selbständigen  Lokal- 
verwaltungskörperschaften ,  den  ArmenverbÄnden ,  Schulbezirken 
und  Kirchspielen. 

b.  Die  persönliche  Grundlage:   Gemeindemitgliedschaft'. 

Die  im  Stadtgebiete  dauernd  ansässigen  Staatsbürger  bilden 
die  Stadtgemeinde  als  Mitglieder  der  öffentlich-rechtlichen  Korpora- 
tion, zu  welcher  ihre  Gesamtheit  durch  das  Gesetz  erhoben  ist. 
Auf  dieser  Gemeindemitgliedschaft  beruht  die  Verfassung  der 
Stadtgemeinde.    Die  Merkmale  derselben  sind  nun  folgende. 

Die  englische  Stadtgemeinde  ist  eine  Einwohnergemeinde*: 
d.  h.  die  Thatsache  des  dauernden  Wohnsitzes  in  der  Gemeinde  ist 
die  Grundlage  der  Gemeindemitgliedschaft  Neben  dieser  existiert 
ein  Bürgerrecht  als  ein  besonderes  Verhältnis  zwischen  Gemeinde 
und  Insassen  nicht;  vielmehr  nennt  das  Gesetz  bezeichnenderweise  das 
Gemeindemitglied  den  Burgess  d.  i.  Bürger  der  Stadt®.  Gemeinde- 
mitglied ist  aber  jeder  volljährige  englische  Staats- 
bürger, der  seit  zwölf  Monaten,  zurückgerechnet 
vom  15.  Juli  des  lauf  endenJah  res,  in  dem  Stadtgebiete 
oder  sieben  Meilen  im  Umkreise  desselben  seinen  Wohn- 
sitz hat  und  während  dieser  Zeit  als  Inhaber  (Occupier) 
irgend  einer  Baulichkeit,  sei  es  eines  Wohnhauses, 
Ladens,  Warenhauses  oder  einer  Werkstätte  zu  den 
Lokalsteuern  veranlagt  gewesen  ist.  Unverheiratete  Frauen 


1  S.  9  Mun.  Corp.  Act  1882. 

^  Das  Gesetz  sagt  ausdrücklich  in  s.  7:  Municipal  Corporation  means 
the  body  corporate  constituted  by  the  incorporation  of  tbe  inbabitants  of  a 
borougb. 

"  AUerdings  bestebt  aueb  beute  nocb  ein  besonderes  Bürgerscbaftsrecht 
nacb  zwei  Richtungen,  aber  jedesmal  ohne  Beziehung  zur  Organisation  der 
Stadtgemeinde.  Erstens  ist  nämlich  die  Qualität  des  Freeman,  d.  h.  der 
besonderen  Mitgliedschaft  an  der  alten  Korporation,  durch  die  Municipalakte 
nicht  beseitigt  worden,  sondern  als  Grundlage  für  die  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes zum  Unterbause  sowie  als  Privatrechtstitel  zur  Teilnahme  an  gewissen 
in  den  alten  Städten  bestehenden  Stiftungen,  Weidenutzungen  etc.,  aufrecht- 
erhalten worden.  Darin  liegt  einfach  eine  Analogie  zur  deutschen  Real- 
gemeinde vor,  dort,  wo  dieselbe  seit  Einführung  der  neuen  Gemeindeordnungen 
nicht  durch  Aufteilung  oder  Ablösung  verschwunden  ist.  Zweitens  ist  durch 
den  Honorary  Freedom  Act  von  1885  ein  besonderes  Ehrenbürgerrecht  ge- 
schaflfen  worden,  welches  die  Stadtvertretung  jedem  Staatsbürger  verleihen 
kann;  jedoch  auch  dieses  giebt  nacb  ausdrücklicher  Bestimmung  des  Gesetzes 
nicht  das  Recht  der  Gemeindemitgliedschaft. 
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sind  mit  den  Männern  gleichgestellte  Die  Gemeindemitgliedschaft 
ist  also  auf  der  Eigenschaft  des  selbständigen  Hausstandes  (House- 
hold) aufgebaut.  Durch  richterliche  Auslegung  ist  aber  der  Begriff 
des  Wohnhauses  aufserordentlich  weit  gezogen.  Auch  die  Miete 
eines  Teiles  eines  Hauses,  wenn  dieser  nur  einen  selbständigen 
Zugang  hat,  wird  als  Qualifying  Property  im  Sinne  des  Gesetzes 
aufgefafst.  Nur  Mieter  möblierter  Wohnungen,  Aftermieter  (Lodgers), 
im  Hausstande  der  Eltern  lebende  volljährige  Kinder  sind  von  der 
selbständigen  Gemeindemitgliedschaft  ausgeschlossen.  Die  Lokal- 
steuern  müssen  rechtzeitig  und  vollständig  gezahlt  sein,  und  zwar 
von  dem  Inhaber  der  Wohnung  selbst  getragen  werden ;  wohl  aber 
gilt  die  auf  gesetzlicher  Grundlage  oder  auf  freiwilliger  Überein- 
kunft beruhende  Steuerzahlung  durch  den  Hauseigentümer  -^  das 
sogenannte  Compounding  of  Rates  —  als  gleichwertig  mit  der 
direkten  Steuerzahlung".    Es  mufs  eben  nur  der  Name   des   be- 


^  S.63  der  Municipalakte  sagt  kurz  und  bündig:  for  all  purposes  connected 
with  and  having  reference  to  the  right  of  vote  at  numicipal  elections,  words 
in  this  Act  importiug  the  masculine  gender  include  women.  Danach  sollte 
man  annehmen,  dafs  auch  der  Umstand  der  Verehelich ung  einer  Frau  das 
Wahlrecht  nicht  nehmen  könne.  Dennoch  ist  dies  der  Fall.  Durch 
richterliche  Entscheidung  wurde  der  seither  für  den  ganzen  Bereich  der  Lokal- 
Verwaltung  unverbrüchlich  festgehaltene  Grundsatz  aufgestellt,  dafs  die  ver- 
heiratete Frau  kein  Gemeindewahlrecht  besitze,  auch  wenn  sie  sonst  alle 
gesetzlichen  Qualifikationen  (Wohnsitz,  Steuerzahlung)  aufweisen  kann  und 
zwar  by  reason  of  coverture  of  the  Status:  d,  h.  durch  den  auch  im  Ver- 
mögensrecht noch  teilweise  aufrecht  erhaltenen  Grundsatz  der  durch  die  Ver- 
ehelichnng  eintretenden  Geschlechtsvormundschaft  des  Mannes  über  die  Ehe- 
frau.   Vgl.  Somers  Vine,  Municipal  Code  p.  77. 

^  Der  Grundsatz,  dafs  „Compounding  of  Rates"  den  Besitz  des  parlamen- 
tarischen oder  kommunalen  Wahlrechtes  nicht  beeinträchtigt,  ist  nach  viel- 
fachen Schwierigkeiten  als  Folge  der  zweiten  Reformbill  (1867)  zur  seither  von 
keiner  Partei  angefochtenen  Geltung  gelangt.  Die  Geschichte  dieses  Institutes 
giebt  Gneis t,  Selfgovernment,  p.  577.  Bei  der  latifundienartigen  Gestaltung  der 
städtischen  Grundeigentumsverhältnisse  in  den  meisten  Städten  Englands  und 
'  bei  dem  Umstände,  als  die  finanziellen  Lasten  der  Lokalverwaltung  ursprüng- 
lich ganz,  aber  auch  heute  noch  immer  zum  überwiegenden  Teile  auf  den 
Schultern  der  Mieter  (Occupiers)  ruhen,  wäre  eine  demokratische  Fortbildung 
des  Wahlrechtes  gar  nicht  möglich  gewesen  ohne  die  Annahme  jenes  Grund- 
satzes. Gneis t  hat  allerdings  diese  natürliche,  seit  der  Reformbill  logisch 
völlig  unvermeidliche  Entwicklung  als  eine  Verirrung  und  als  „Einführung  der 
Gmndsatzlosigkeit"  bezeichnet,  während  doch  auch  in  diesem  Punkte  die 
Reformgesetzgebung  des  XIX.  Jahrhunderts  nur  das  wiederhergestellt 
hat,  was  vor  der  Korrumpierung  der  Stadtverfassungen  durch  die  Gesetz- 
gebung der  Stuarts  in  vielen  Boroughs  Recht  gewesen  ist,  und  was  sich  in 
einzelnen  alten  Städten  in  Gestalt  des  Wahlrechtes  der  „Potwallopers",  d.  h. 
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treffenden  Mieters  der  Realität  im  Rate  Book  enthalten,  die  Steuer 
bezahlt  sein  und  jenem  wirtschaftlich  zur  Last  fallen,  gleichviel  ob 
sich  diese  Steuer  als  ein  Teil  des  Mietpreises  darstellt,  oder  selb- 
ständig entrichtet  wird. 

Die  Gemeindemitgliedschaft  ist  aber  weiters  an  ein  formelles 
Merkmal  geknüpft,  nämlich  an  die  Eintragung  in  die  Bllrgerliste, 
Burgess  List.  Diese  Form  ist  eine  unumgängliche  Vorbedingung 
für  die  Ausübung  der  mit  der  Gemeindemitgliedschaft  verbundenen 
individuellen  Rechte:  mögen  auch  sämtliche  konstitutiven  Merk- 
male in  der  Person  eines  Einzelnen  vorhanden  sein,  so  macht  doch 
erst  die  Beurkundung  derselben  durch  Eintragung  in  die  Liste  die 
Gemeindemitgliedschaft  rechtskräftig.  Die  Anfertigung  dieser 
Bürgerliste  fällt  aber  nicht  direkt  in  die  Kompetenz  der  Stadt- 
gemeinde. Durch  die  Municipal  and  Parliamentary  Eleetions  Akte 
1878  ist  vorgeschrieben,  dafs  die  Bürgerliste  zugleich  mit  der 
Parlamentswählerliste  anzulegen  ist,  und  zwar  jährlich  zu  bestimmten 
Terminen  nach  den  einzelnen  Kirchspielen  durch  die  Kirchspiels- 
organe, die  Overseers.  Die  Kosten  dieser  Prozedur  gehen  auf  die 
Stadtkasse.  Die  Überprüfung  dieser  Listen  und  die  Entscheidung 
über  die  gegen  dieselben  eingebrachten  Reklamationen  geschehen 
gleichfalls  im  Zusammenhange  mit  der  Feststellung  der  Parlaments- 
wählerlisten im  öffentlichen  Verfahren  vor  den  vom  obersten  Ge- 
richtshofe hierzu  jährlich  ernannten  Wahlrichtern,  den  Re  vi  sing 
Barristers.  Die  Pflicht,  die  Bürgerlisten  zu  tiberprüfen  und 
rechtskräftig  festzustellen,  oblag  nach  der  Städteordnung  von  1835 
ursprünglich  einem  von  der  Gemeinde  zu  wählenden  Ehrenbeamten, 
dem  Revising  Assessor.  Der  County  Electors  Act  1888  hat  dieses 
Amt  aus  dem  eigenen  Wirkungskreise  der  Stadtgemeinde  aus- 
geschieden, die  Feststellung  der  Wählerlisten  einem  von  der  Wähler- 
schaft völlig  unabhängigen  Organe  anvertraut  und  diese  städtischen 
Funktionäre  überhaupt  beseitigt.  Dem  Town  Clerk  aber  obliegt 
die  Durchführung  des  ganzen  Verfahrens  in  formeller  Hinsicht 
durch  Aufforderung  der  hierzu  kompetenten  Organe  und  Ver- 
öffentlichung der  notwendigen  Kundmachungen. 

Der  Inhalt  der  so  beurkundeten  Gemeindemitgliedschaft  er- 
schöpft sich  in  dem  daran  geknüpften  aktiven  und  passiven  Wahl- 


aller mit  „eigenem  Bauch"  Ansässigen  zum  Unterhause  bis  zur  Keformbill 
erhalten  hatte.  Gneist  ist  eben  hier  wie  in  vielen  anderen  Punkten  durch 
seine  Abneigung  gegen  die  Demokratie  zu  Urteilen  verführt  worden,  deneu 
die  Objektivität  notwendigerweise  abgehen  mufs. 
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rechte  zur  Gemeindevertretung,  sowie  in  der  Pflicht,  die  auf  ein 
Gemeindemitglied  entfallende  Wahl  anzunehmen,  falls  nicht  gesetz- 
liche Entschuldigungsgründe  vorhanden  sind.  Als  solche  gelten 
körperlfche  oder  geistige  Unfähigkeit,  Taubheit,  Blindheit  oder 
andere  dauernde  Leibesgebrechen;  ferner  ein  höheres  Alter  als 
65  Jahre  oder  die  Bekleidung  eines  Gemeindeamtes  innerhalb  der 
letzten  fünf  Jahre  vor  der  Wahl. 

Aktives  und  passives  Wahlrecht,  obgleich  gegenwärtig  mit- 
einander korrespondierend,  decken  sich  auch  heute  noch  nicht  voll- 
ständig in  Bezug  auf  den  Kreis  der  Berechtigten.  Ursprünglich 
gingen  beide  Systeme  weit  auseinander,  da  das  Stimmrecht  auf 
dem  Princip  des  Household  Vote  beruhte,  für  die  Wählbarkeit  aber 
eine  besondere  Vermögensqualifikation  erfordert  wurde.  Diese  Be- 
stimmung der  Akte  von  1835  wurde  zwar  nicht  formell  aufgehoben, 
aber  praktisch  illusorisch  gemacht  durch  die  später  erlassene  gesetz- 
liche Verfügung,  dafs  jedermann,  der  in  die  Wählerliste  als  Burgess 
eingetragen,  zum  Councillor  erwählbar  sei.  Andererseits  ist  schon 
seit  der  Akte  von  1835  der  Kreis  der  Wählbaren  über  den  der  Wahl- 
berechtigten hinaus  durch  eine  Sonderbestimmung  in  territorialer 
Hinsicht  erweitert  worden.  Alle  jene  in  der  Stadt  Lokalsteuern 
entrichtenden  Staatsbürger  nämlich,  die  jedoch  nicht  in  dem  Stadt- 
gebiete oder  innerhalb  7  Meilen  im  Umkreise  des  letzteren  ihren 
regelmäfsigen  Wohnsitz  haben,  daher  auch  die  Gemeindemitglied- 
schaft nicht  besitzen,  sind  dennoch  wählbar,  wenn  sie  innerhalb  des 
Umkreises  von  15  Meilen  um  die  Stadt  wohnen  und  folgende  Ver- 
mögensqualifikation nachweisen  können :  nämlich  ein  Vermögen  von 
1000  £  oder  eine  Veranlagung  zur  Armensteuer  von  einem  Jahres- 
steuerwerte von  mindestens  30  jß  in  Städten,  die  4  Wards  oder 
mehr  besitzen;  ein  solches  von  500  j^  oder  Veranlagung  zu  min- 
destens 15  jß  in  den  kleineren  Städten.  Die  Liste  dieser  besonders 
qualifizierten  Forensen  (Nonresidents  List)  ist  besonders  in  Evidenz 
zu  halten.  Es  bestehen  also  heute  drei  verschiedene  Arten 
des  passiven  Wahlrechtes  nebeneinander.  Erstens:  Eintragung 
in  die  Bürgerliste  und  Nachweis  der  soeben  angeführten  Ver- 
mögensqualifikationen. Zweitens:  Eintragung  in  die  Nonresidents 
List  verbunden  mit  der  gleichen  Vermögensqualifikation.  Drittens: 
Eintragung  in  die  Bürgerliste  in  Verbindung  mit  dem  thatsäch- 
lichen  Vorhandensein  der  zur  Gemeindemitgliedschaft  berechtigen- 
den Momente.  Hier  genügt  die  formelle  Eintragung  in  die  Bürger- 
liste nicht,  sondern  es  mufs  auch  der  Rechtstitel  dazu  im  Augen- 
blicke der  Erwählung  vorhanden  sein.     Im  letzteren  Falle  erlischt 
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das  Amt  von  selbst  nach  sechsmonatlichem  Wohnsitz  aufserhalb 
des  Stadtgebietes. 

In  den  County  Boroughs,  d.  h.  den  seit  1888  aus  der  Graf- 
schaft völlig  eximierten  Städten,  treten  noch  zwei  weitere  Qualifika- 
tionsgrttnde  hinzu:  Erstens  die  Qualität  eines  Peer,  der  in  der 
Stadtgrafschaft  Grundeigentum  besitzt ;  zweitens  die  Eintragung  in 
die  Liste  der  durch  Grundeigentum  qualifizierten  Parlamentswähler. 

Wird  auf  solche  Weise  der  Kreis  der  Wählbaren  über  den  der 
Wiahlberechtigten  hinaus  erweitert,  so  wird  durch  nachfolgende 
Bestimmungen  eine  Einengung  desselben  herbeigeführt. 

1.  Alle  Frauen,  auch  die  aktiv  wahlberechtigten,  sind  von  der 
Wählbarkeit  ausgeschlossen. 

2.  Die  Wählbarkeit  wird  aufgehoben  durch  Bekleidung  des 
Amtes  eines  Auditors  oder  eines  besoldeten,  von  der  Stadtgemeinde 
zu  vergebenden  Amtes; 

3.  Durch  die  Weihe  zum  Priester  der  englischen  Kirche  oder 
Ausübung  des  Predigerarates  in  einer  Dissentergemeinde ; 

4.  Durch  den  aktiven  Dienst  als  Offizier  im  Heere  oder  in 
der  Kriegsmarine  ^ 

5.  Dadurch,  dafs  jemand  direkt  oder  indirekt,  allein  oder  als 
Handelsgesellschafter  mit  der  Gemeinde  in  einem  dauernden  Ver- 
trags- oder  Dienstverhältnisse  steht. 

Zu  letzterem  Punkte  fügt  aber  das  Gesetz  ausdrücklich  hinzu, 
dafs  nachstehende  Geschäftsverhältnisse  darunter  nicht  einzube- 
ziehen  sind. 

1.  Ankauf  von  Gemeindegründen  oder  Verkauf  von  Realitäten 
an  die  Gemeinde.  2.  Bestehende  Verträge  mit  der  Stadtgemeinde 
in  Bezug  auf  Gemeindeanlehen.  3.  Der  Besitz  einer  Zeitung,  welche 
die  Gemeinde  zu  Mitteilungen  und  Inseraten  benützt.  4.  Der 
Besitz  von  Aktien  und  die  Teilnahme  an  der  Verwaltung  einer 
Aktiengesellschaft  zum  Betriebe  eines  Gaswerkes,  Wasserwerkes 
oder    zur    Übernahme    von    Feuerversicherungen,    mit    der    die 


*  S.  25  Mun.  Corp.  Act.  Dafs  Frauen  nicht  in  die  Stadtvertretung  ge- 
^vählt  werden  können,  beruht  auf  gerichtlichen  Entscheidungen,  die  sich  darauf 
stützen,  dafs  in  der  oben  citierten  s.  68  der  Municipalakte  die  Gleich- 
berechtigung der  Frauen  nur  in  Bezug  auf  „Vote",  nicht  aber  auf  „Election" 
ausgesprochen  ist.  Die  Städteordnung  enthält  keine  besondere  Bestimmung 
bezüglich  des  Verlustes  des  Wahlrechtes  durch  erlittene  Abstrafung.  Die 
gerichtliche  Praxis  aber  erklärt  die  Worte  des  Gesetzes,  dafs  nur  „fit  Persons" 
gewählt  werden  können,  in  einem  das  Wahlrecht  solcher  Gemeindemitglieder 
ausschliefsenden  Sinne. 
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Gemeinde  in  Geschäftsverbindung  steht.  5.  Der  Besitz  von  Aktien 
oder  die  Teilnahme  an  der  Verwaltung  einer  Eisenbahn-Aktien- 
gesellschaft. 

Derjenige,  dem  keines  dieser  gesetzlichen  Hindernisse  entgegen- 
steht, ist  nicht  nur  berechtigt  sondern  auch  verpflichtet,  die  auf 
ihn  gefallene  Wahl  zum  Councillor  oder  Alderman  anzunehmen  und 
binnen  fünf  Tagen  nach  der  Wahl  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
Annahmeerklärung  schriftlich  abzugeben.  Weigert  er  sich  dessen, 
ohne  einen  gesetzlichen  Entschuldigungsgrund  anführen  zu  können, 
80  hat  er  eine  Bufse  von  50  £  zu  bezahlen.  Im  Falle  der  Er- 
wählung zum  Mayor  steigt  diese  Bufse  auf  das  Doppelte,  doch 
befreit  deren  Zahlung  von  der  Annahme  der  Wahl  auf  fünf 
weitere  Jähret  Dieselbe  Bufse  ist  zu  bezahlen,  wenn  ein  Ge- 
meindeamt während  der  Funktionsperiode,  ohne  dafs  ein  gesetz- 
licher Enthebungsgrund  eingetreten  ist,  niedergelegt  wird. 

Auf  der  so  bestimmten  Gemeindemitgliedschaft 
baut  sich  die  Organisation  der  Stadtgemeinde  auf 
durch  Wahl  der  Gemeindevertretung  aus  der  Mitte 
der  Gemeindemitglieder  und  qualifizierten  Forensen 
nach  dem  System  des  allgemeinen,  gleichen  und 
direkten  Wahlrechtes  der  Gemeindemitglieder. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Organe  der  Stadtgemeinde:  Bildung  der  Oemeindevertreinng^. 

Die  Stadtgemeinde  als  Korporation  ist  handlungsfähig  durch 
das  Council  of  the  Borough  und  nur  durch  dasselbe.  Dieses  ist 
der  alleinige  Träger  aller  der  Stadtgemeinde  vom  Gesetze  ver- 
liehenen Vollmachten  und  Befugnisse.  Es  besteht  aus  dem  Mayor, 
den  Aldermen  und  den  Gouncillors  und  wird  in  folgender  Weise 
gebildet.  Die  Gemeinderäte  (Stadtverordneten)  oder  Goun- 
cillors sind  die  direkten  Repräsentanten  der  Gemeindemitglieder. 
Sie  werden  von  den  letzteren  nach  einem  für  ganz  England  ein- 
heitlichen Wahlverfahren    gewählt    auf  Grund    des   allgemeinen, 


*  S.  34 — 36  Mun.  Corp.  Act.  Diese  Bufse  ist  .in  manchen  Städten  durch 
Bye  Law  zu  einer  Scheinhufse  umgewandelt  worden;  so^in  Leeds  auf  einen 
Schilling,  in  Sheffield  auf  zehn  Schillinge.    (Vgl.  Standing  Orders  1899). 

«  S.  10-16,  60,  65,  66  Mun.  Corp.  Act. 
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gleichen  und  direkten  Wahlrechtes  der  Gemeindemitglioder  zu  drei- 
jähriger Funktionsdauer.  Die  Zahl  der  Councilloi-s  ist  ftlr  die 
einzelnen  Städte  völlig  verschieden  und  hängt  ab  von  der  Gröfse 
und  der  Bevölkerungszahl  derselben.  Das  kleinste  Town  Council 
hat  drei  Alderinen  und  zwölf  Councillors,  die  gröfsten  wie  die  von 
Liverpool  und  Manchester  hundertzwölf,  respektive  hundertvier 
Stadtverordnete.  Als  allgemeine  Regel  ist  vom  Gesetze  nur  dies 
bestimmt,  dafs  in  allen  Städten,  welche  in  Wahlkreise  (Wards) 
eingeteilt  sind,  auf  jeden  von  diesen  mindestens  drei  oder  eine 
durch  drei  teilbare  Zahl  von  Councillors  sowie  mindestens  ein 
Alderman  zu  entfallen  hat.  Die  direkt  gewählten  Vertreter  der 
Stadtgemeinde  bilden  also  nur  einen  Teil  der  gesamten  Gemeinde- 
vertretung. Zur  vollständigen  Konstituierung  derselben  ist  die 
Wahl  zweier  weiterer  Organe  notwendig,  durch  welche  die  gesetz- 
mäfsige  Repräsentation  der  Gemeinde  erst  vollendet  wird :  nämlich 
die  Wahl  der  Aldermen  und  des  Mayor.  Zum  Alderman 
wählbar  ist  jedes  zum  Councillor  wählbare  Gemeindemitglied ;  aber 
auch  schon  gewählte  Councillors  sind  zu  Aldermen  wählbar.  Es 
tritt  dadurch  Vakanz  eines  Councillorsitzes  ein,  die  durch  direkte 
Nachwahl  wieder  zu  besetzen  ist.  Die  Funktionsdauer  der  Alder- 
men beträgt  sechs  Jahre.  Councillors  und  Aldermen  wählen  so- 
dann als  eine  Körperschaft  das  Stadtoberhaupt,  den  Mayor. 
Wählbar  ist  zu  diesem  Amte  gleichfalls  jedes  Gemeindemitglied; 
jedoch  mufs  hervorgehoben  werden,  dafs  die  Wählbarkeit  nicht  auf 
Councillors  und  Aldermen  beschränkt  ist;  der  Mayor  braucht 
nicht  notwendig  aus  der  Mitte  der  Gemeindevertretung  er- 
wählt zu  werden.  Die  von  nur  sehr  seltenen  Ausnahmen  durch- 
brochene Praxis  geht  aber  dahin,  den  Mayor  stets  aus  verdienten 
Mitgliedern  der  Stadtvertretung  zu  erlesen.  Die  Funktionsdauer  des 
Mayor  ist  auf  ein  Jahr  beschränkt.  Mit  der  W^ahl  desselben  ist 
die  Gemeindevertretung  endgültig  konstituiert  und  damit  das  einzige 
gesetzlich  berechtigte  Willensorgan  der  Gemeinde  geschaffen.  Das 
Town  Council  ist  permanent.  Jährlich  erlöschen  die  Mandate  von 
einem  Drittel  der  Councillors  und  es  findet  für  diese  Sitze  die 
direkte  Neuwahl  am  1.  November  jedes  Jahres  statt.  Jedes  dritte 
Jahr  hat  die  Hälfte  der  Aldermen  nach  der  Dauer  ihrer  Funktion 
geordnet  auszuscheiden  und  es  findet  die  Neuwahl  in  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  ersten  Sitzung  des  neu  konstituierten  Town  Coun- 
cil am  9.  November  in  der  Weise  statt,  dafs  jeder  Councillor  so- 
viel Stimmen  abzugeben  berechtigt  ist,  als  Sitze  von  Aldermen 
zu  besetzen  sind.    Diejenigen,  welche  die  höchten  Stimmenzahlen 
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auf  sich  vereinigen,  sind  gewählt.  Hierbei  wählen  die  in  dem  be- 
treflFenden  Jahre  nicht  ausscheidenden  Aldermen  mit^  Am  selben 
Tage  findet,  und  zwar  als  erster  Punkt  der  Tagesordnung,  die 
Wahl  des  neuen  Mayor  statt.  In  dieser  Verfassung  ist  also  der 
Mayor  das  beweglichste,  der  Aldemian  das  stabilste  Element  der 
Gemeindevertretung.  Während  des  Jahres  eintretende  Vakanzen 
innerhalb  des  Town  Council  müssen  binnen  14  Tagen  durch  Nach- 
wahl besetzt  werden.  Die  Funktionsdauer  des  zum  Ersatz  Ge- 
wählten erlischt  aber  in  diesem  Falle  mit  dem  regelmäfsigen  Ab- 
laufe des  betreffenden  wiederbesetzten  Mandates. 

Jedes  der  drei  Gemeindewahlämter  erlischt  durch  Bankerott, 
Zwangsvergleich  oder  Abwesenheit  von  2  Monaten  im  Falle 
des  Mayor,  von  6  Monaten  im  Falle  von  Aldermen  und  Coun- 
cillors  und  mufs  vom  Council  als  vakant  erklärt  werden.  Eine 
Wiederwahl  ist  statthaft.  Wird  die  Stelle  des  Mayor  durch  Tod 
oder  Resignation  frei,  so  mufs  eine  specielle  Versammlung  der 
Gemeindevertretung  zum  Zwecke  der  Neuwahl  einberufen  werden. 
Zugleich  mit  dem  Mayor  wird  jährlich  ein  Deputy  Mayor  gewählt, 
der  im  Falle  der  Verhinderung  des  Mayor  den  Vorsitz  im  Town 
Council  zu  führen  hat. 

Die  Bildung  der  Gemeindevertretung  der  englischen  Städte 
durch  Wahl  wird  vom  englischen  Rechte  als  ein  organischer  Be- 
standteil des  rechtlich  geordneten  Gemeindelebens  aufgefafst.  Aus 
diesem  Grunde  fallen  die  Gesamtkosten  des  offiziellen  Wahlver- 
fahrens, sowohl  der  W^ahlvorbereitung  als  des  eigentlichen  Wahl- 
aktes, der  Gemeindekasse  zur  Last*.     Die  weitere  Folge   dieser 


*  Diese  Bestimmung  bildet  den  Gegenstand  lebhafter  Kritik.  Dadurch 
wird  nämlich  ermöglicht,  dafs  eine  vorhandene  Majorität,  obgleich  sie  bei  den 
Wahlen  so  viel  Sitze  verliert,  dafs  die  Mehrheit  der  Councillor-Mandate  der 
anderen  Partei  gehören,  trotzdem  mit  Hilfe  der  Aldermen  ihre  Majorität  künst- 
lich perpetuiert,  indem  sie  mit  den  Stimmen  der  Aldermen  nur  Angehörige  der 
eigenen  Partei  zu  Aldermen  erwählt.  Das  ist  z.  B.  in  Liverpool  wiederholt 
geschehen.    Vgl.  Commission  of  1894;  Min.  of  Evid.  Qu.  9332  ff.,  10  073  ff. 

*  Schedula  V.  Part.  II.  Mun.  Corp.  Act.  In  diesem  wichtigen  Punkte 
unterscheidet  sich  die  Rechtsordnung  betreffs  der  Gemeindewahlen  von  dem 
für  die  Parlamentswahlen  geltenden  Rechte.  Nach  letzterem  müssen  die 
Kandidaten  die  ganzen  Kosten  des  Wahl  Verfahrens  vom  Augenblicke  der 
Nominierung  an  decken  und  zu  diesem  Zwecke  bei  dem  Wahlleiter  (Retuming 
Officer)  eine  bestimmte  Summe  deponieren,  die  in  Grafschaften  und  städtischen 
Wahlkreisen  und  in  beiden  je  nach  der  Wählerzahl  verschieden  ist,  sich 
zwischen  100  und  500  ß  in  den  letzteren,  zwischen  150  und  1000  £  in  den 
ersteren  bewegt.    Dies  hat  für  die  Kommunalwahlen  keine  Geltung;  sondern 
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principiellen  Auffassung  des  englischen  Rechtes  ist,  dafs  für  jedes 
Gemeindemitglied  ein  rechtliches  Interesse  an  der  Durchführung 
der  Gemeindewahlen  besteht,  dafs  daher  jeder  Bürger  legitimiert 
ist,  beim  obersten  Gerichtshofe  das  Ersuchen  um  einen  Gerichts- 
befehl (Mandamus)  zur  Durchführung  der  Wahl  zu  stellen,  falls 
die  gesetzlichen  Fristen  ohne  Vornahme  der  Wahl  verstrichen  sind  ^ 
Nur  auf  diese  Weise,  nicht  aber  durch  Verfügungen  einer  Gentral- 
administrativbehörde,  kann  in  England  ein  gesetzlicher  Zwang  zur 
Erfüllung  der  gesetzlichen  Pflichten  der  Gemeindevertretung  aus- 
geübt werden  in  Bezug  auf  die  periodische  Erneuerung  derselben. 
In  welchen  Beziehungen  das  Town  Council  sonst  der  Ingerenz  cen- 
traler Staatsbehörden  untersteht,  werden  wir  noch  besonders  zu 
untersuchen  haben;  hier  aber  ist  es  wichtig  festzustellen,  dafs  die 
Rechtsgrundlage  der  ganzen  Gemeindeverwaltung,  nämlich  die 
Bildung  der  Gemeindevertretung,  ein  von  jeglicher  Beeinflussung 
durch  die  Gentralorgane  der  Staatsverwaltung  völlig  befreiter,  selbst- 
thätiger  Akt  der  Bürgerschaft  ist.  Auch  die  eben  erwähnte  Be- 
fugnis des  ordentlichen  Gerichtes  kann  nicht  als  Ausflufs  eines  all- 
gemeinen Aufsichtsrechtes  angesehen  werden ;  vielmehr  wird  gerade 
durch  diese  Bestimmung  anerkannt,  dafs  die  Bildung  der  Gemeinde- 
vertretung ein  von  der  Bürgerschaft  allein,  und  zwar  von  jedem 
einzelnen  Bürger  gleichmäfsig  zu  wahrendes  Interesse  ist,  daher 
auch  jedes  Gemeindemitglied  legitimiert  erscheint,  dieses  Interesse 
als  subjektiven  Anspruch  vor  dem  ordentlichen  Gerichte  einzuklagen. 
Mit  der  Anerkennung  dieses  Individualrechtes  erscheint  der  eng- 
lischen Gesetzgebung  der  beste  und  vollkommen  genügende  Schutz 
des  hier  vorliegenden  öffentlichen  Interesses  zugleich  gegeben. 
Demzufolge  ist  auch  dem  englischen  Rechte  die  Auflösung  der 
Gemeindevertretung  durch  die  Centralbehörde  oder  die  Regierung 
völlig  unbekannt. 

Der  englischen  Auffassung  erscheint  überhaupt  jede  staat- 
liche Administrativaufsicht  über  die  Bildung  der  Vertretungskörper 
lokaler  Korporationen,  sowie  jede  Ingerenz  auf  die  Konstituie- 
rung derselben  als  unvereinbar  mit  dem  grofsen  Grundprincipe 
des  englischen  Staatslebens,  der  uneingeschränkten  Berechtigung 
der    Staatsbürger    zur   Selbstverwaltung    der    innerhalb   der    lo- 

hier  gehen  alle  Wahlkosten  auf  die  Stadtkasse  (Borough  Fund).    Für  die  Re- 
gistrierung der  Parlamentswähler  mufs  die  Stadtkasse  gleichfalls  aufkommen. 
Über  das  Verfahren  bei  Parlaments  wählen  in  dieser  Hinsicht  vgl.  Franque- 
ville,  Le  Gouvernement  et  le  Parlement  Britanniques,  IL  p.  478  ff. 
*  S.  225  Mun.  Corp.  Act 
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kalen  Verbände  zu  besorgenden  öffentlichen  Angelegenheiten.  Die 
Besorgung  der  korporativen  Interessen  und  Bedürfnisse,  sowie 
der  auf  Grund  gesetzlicher  Verwaltungsaufträge  erwachsenden 
Pflichten  ist  eben  so  frei  und  durch  keine  Einmischung  von 
oben  behindert  in  die  Hand  der  freigewählten  Vertreter  der 
Korporation  gelegt,  wie  die  Besorgung  der  Staats-  und  Reichs- 
interessen in  die  Hand  des  Parlaments.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  ist  es  denn  auch  leicht  begreiflich,  dafs  der  eng- 
lischen Rechtsanschauung  die  Idee  der  Bestätigung  eines  Teiles 
der  Gemeindevertretung  oder  des  von  ihr  gewählten  Oberhauptes 
durch  die  Krone  oder  die  Centralgewalt  allezeit  fremd,  ja  gerade- 
zu unverständlich  gewesen  ist.  Es  ist  einer  der  nie  kodifizierten 
Grundsätze  der  Verfassung  Englands;  es  ist  der  fast  tausend- 
jährige historische  Charakterzug  seiner  Verwaltungsordnung,  dafs 
die  ganze  innere  Verwaltung  des  Landes  Lokalverwaltung  im 
technischen  Sinne  dieses  Wortes  ist,  nämlich:  Verwaltung  durch 
Repräsentanten  der  „Localities" ,  der  Ortsverbände ,  als  admini- 
strierende Organe.  Es  liegt  aber  bezüglich  der  Stadtgemeinde 
weiters  im  Wesen  der  öffentlich-rechtlichen  Korporation  nach  eng- 
lischem Rechte,  dafs  sie  vor  allem  ihre  Vertretung  autonom  bildet 
und  den  ihr  durch  das  Gesetz  oder  die  inkorporierende  Urkunde 
zugemessenen  Wirkungskreis  autonom  d.  h.  durch  die  keiner  ad- 
ministrativen Aufsicht  unterliegende  Willensbildung  ihrer  Organe 
besorgt.  Dort  wo  sie  das  Recht  hierbei  verletzt,  gentigt  die 
praktisch  unbegrenzte  Anerkennung  des  Individualinteresses  an 
der  Durchführung  aller  Gesetze,  auch  der  nach  kontinentaler  An- 
schauung rein  dem  öffentlichen  Rechte  zugehörigen  Normen,  um 
hierdurch  und  durch  den  diesem  Interesse  vermittelst  des  ordent- 
lichen Gerichtes  gewährten  Rechtsschutz  die  Gesetzesverletzung  zu 
beseitigen*.  Innerhalb  der  Grenzen  des  Gesetzes  soll  aber  zur 
Wahrung  der  Interessen  der  lokalen  Gesamtheit  die  Handhabe  allein 

^  Wie  im  ganzen  Bereiche  der  Lokalverwaltung,  so  steht  vor  allem  für 
die  Thätigkeit  der  municipalen  Stadtgemeinde  nach  wie  yor  der  Grundsatz 
fest,  der  zu  den  verfassungsmäfsigen  Elementen  des  englischen  Gemeinde- 
rechtes gehört:  dafs  dem  ordentlichen  Gerichte  allein  die  Befugnis  zu- 
steht, in  die  Gemeindeverwaltung  durch  Entscheidungen  über  die  Gesetz- 
mäfsigkeit  einzelner  Akte  derselben  einzugreifen.  Zu  diesem  Zwecke 
steht  jedem  Gemeindemitgliede  frei,  sich  der  alten  Klagen  des  gemeinen  Rechtes 
Englands,  der  Writs  of  Mandamus,  Certiorari  und  Quo  Warranto  zu  bedienen. 
Vgl.  Gneist,  Selfgov.,  p.  615.  Um  aber  jeden  Mifsbrauch  dieser  Befugnis 
auszuschliefsen,  hat  die  Städteordnung  bestimmte  kurze  Verjährungsfristen 
von  6  und  12  Monaten  zur  Anbringung  dieser  Klagen  eingeführt. 

Bedlioh,  Engl.  LokalTenraltung.  18 
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genügen,  die  ihr  gerade  durch  die  Befugnis  der  freien  Wahl  ihrer 
Vertreter  anheimgestellt  ist.  Wird  eine  Gemeinde  schlecht  verwaltet, 
so  sind  die  Gemeindemitglieder  die  ersten,  die  es  angeht,  und  die 
einzigen,  denen  es  durch  blofse  Ausübung  ihrer  Rechte  zusteht, 
hierin  Wandel  zu  schaffen.  Thun  sie  das  nicht,  so  ist  es  nicht 
die  Pflicht  der  Regierung  Englands  als  der  Verkörperung  der 
ganzen  Nation,  in  diese  lokalen  Verhältnisse  einzugreifen ,  solange 
nicht  allenfalls  das  gesarate  Nationalinteresse  dadurch  berührt  er- 
scheint. Und  dann  liegt  die  Initiative  und  die  Entscheidung  gleicher- 
mafsen  wieder  nur  in  der  Hand  der  Volksvertretung  und  nicht  bei 
dem  „Königtum"  oder  dessen  „Exekutive**.  Das  ist  die,  formell 
in  der  alten  Korporationstheorie  begründete  Auffassung  vom  Wesen 
der  Stadtgemeinde,  die  auch  nach  der  Reformakte  und  in  der 
Gegenwart  ungemindert  der  englischen  Staatsverfassung  zugrunde 
liegt.  Inwieweit  allerdings  dieses  Princip  der  Nichtbevormundung 
der  Gemeindevertretungen  durch  die  administrative  Centralgewalt 
in  neuerer  Zeit  in  Bezug  auf  einen  Teil  des  städtischen  Wirkungs- 
kreises modifiziert  worden  ist,  werden  wir  im  anderen  Zusammen- 
hange zu  beurteilen  haben;  an  dem  Grundsatze  aber,  dafs  vor 
allem  die  Bildung  der  Gemeindevertretung  einzig  und 
allein  ein  Akt  lokaler  Willensbildung  sei,  ist  auch 
durch  jene,  der  Centralgewalt  gröfsere  Ingerenz  auf 
die  Lokalverwaltung  einräumenden  Reformen  nie- 
mals gerüttelt  worden. 

Das  auf  solche  Weise  freigewählte  und  konstituierte  Town 
Council  ist  eine  zwar  auf  zwei  verschiedenen  Wahlakten  beruhende 
aber  dennoch  völlig  einheitliche  Körperschaft,  Drei  Viertel  der 
Gemeindevertretung  werden  direkt  von  den  Wählern,  ein  Viertel 
wird  indirekt  durch  die  Councillors  gewählt,  der  Mayor  endlich 
durch  die  Wahl  des  so  gebildeten  Gesamtgemeinderates  berufen. 
Councillors  und  Aldermen  unterscheiden  sich  aber  voneinander 
rechtlich  nur  durch  die  Verschiedenheit  ihrer  Wahl  und  die  Dauer 
ihrer  Funktion;  im  übrigen  sind  diese  beiden  Elemente  der  Ge- 
meindevertretung in  Bezug  auf  die  Gemeindeverwaltung  vollkommen 
gleichberechtigt.  Sie  können  nur  vereint  rechtlich  fungieren ;  weder 
die  Gesamtheit  der  Councillors  noch  die  der  Aldermen  besitzt  ge- 
trennt in  irgend  einer  Hinsicht  eine  rechtliche  Bedeutung  oder 
Funktion  ^    Innerhalb  des  Town  Council  selbst  haben  beide  das 


1  Nichts  ist  irriger  als  dervonGneist,  Selfgovernment  S. 613 ff.  aufgestellte 
Vergleich  zwischen  der  preufsischen  und  englischen  Städteordnung,  wonach 
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gleiche  Recht  und  die  gleichen  geschäftsordnungsmäfsigen  Pflichten. 
Kur  durch  Ehrt  n Vorrechte  sind  die  Aldermen  vor  den  übrigen 
Mitgliedern  des  Town  Council  ausgezeichnet;  so  vor  allem  durch 
den  Vorsitz  bei  der  Durchführung  der  Gemeinde  wählen  in  den 
einzelnen  Wards. 

Der  Mayor  endlich  hat  in  Bezug  auf  die  Gemeindeverwaltung 
gleichfalls  nur  das  Vorrecht,  den  Vorsitz  im  Town  Council  zu  führen, 
er  ist  aber  keineswegs  das  Oberhaupt  der  städtischen  Verwaltung 
und  hat  keinen  gröfseren  rechtlichen  Einflufs  auf  die  Führung 
derselben  als  irgend  ein  anderes  Mitglied  der  Gemeindevertretung. 
Er  darf  in  keiner  Weise  mit  dem  Stadtbürgermeister  nach  öster- 
reichischem oder  preufsischem  Städterecht  verwechselt  werden. 
Die  Stellung  des  Mayor  ist  viel  mehr  eine  repräsentative  Würde, 
als  ein  administratives  Amt.  Als  erster  Repräsentant  der  Ge- 
meinde, und  nur  als  solcher  bezieht  er  einen  Ehrensold,  der  nicht 
den  Charakter  eines  Gehaltes,  sondern  vielmehr  den  einer  teil- 
weisen Entschädigung  für  aufgewendete  Zeit  und  Auslagen  vor- 
stellt ^  In  derselben  Eigenschaft  besitzt  er  eine  Reihe  von  Ehren- 
rechten :  einen  Amtstitel,  das  feierliche  Amtskleid  und  den  Vorsitz 
bei  den  Gemeindewahlen.  Er  ist  ferner  kraft  seines  Amtes  der 
erste  Friedensrichter  der  Stadt  und  behält  diese  Würde  des  Friedens- 
richters auch  in  dem  seiner  Funktion  folgenden  Jahre  bei.  Recht- 
lich fällt  nur  seine  Befugnis,  den  Vorsitz  im  Town  Council  zu 
führen  und  bei  Stimmengleichheit  durch  sein  Votum  zu  dirimieren, 
ins  Gewicht.  Gerade  die  Stellung  des  Mayor  als  unparteiischen 
Vorsitzenden  hat  zur  Folge,  dafs  ihm  aufser  dem  letzterwähnten  Falle 
die  Abgabe  seiner  Stimme  nicht  gestattet  ist.  In  Bezug  auf  sein  per- 


die  Aldermen  als  „Ratsherren"  einen  engeren  Ausschufs  des  Gemeinderates 
„bilden"  und  „vorzugsweise  an  den  Kommissionen  beteiligt  sind."  Die  Aldermen 
allein  bilden  nie  einen  „Ausschufs",  sie  nehmen  an  der  Verwaltung  weder 
rechtlich  noch  praktisch  einen  gröfseren  Anteil  als  die  Councillors.  Vielmehr 
wird  in  allen  Ortsstatuten  (Standing  Orders)  peinlich  darauf  geachtet  und  vor- 
geschrieben, dafs  in  allen  Ausschüssen  die  Aldermen  nicht  stärker  vertreten 
sind,  als  ihrer  Proportion  zur  Zahl  der  Councillors  entspricht. 

*  In  vielen  englischen  Städten  besteht  die  Gewohnheit,  Ausgaben  fftr 
solche  Zwecke,  die,  streng  juristisch  genommen,  nicht  zu  den  legalen  Gemeinde- 
zwecken gehören,  wie  z.  B.  Mittel  zum  Empfange  der  Königin,  oder  zur  Ver- 
leihung von  Ehrengeschenken,  für  Beiträge  zu  Wohlthätigkeitssammlungen  etc. 
in  der  Gestalt  zu  machen,  dafs  die  jeweilige  Summe  als  eine  Vermehrung  des 
Mayorgehaltes  bewilligt  und  dem  Mayor  die  Verausgabung  anvertraut  wird. 
Die  Entscheidungen  der  Gerichte  schwanken  darüber,  inwieweit  diese  Praxis 
zulässig  ist.    Vgl.  Macmorran  and  Dill,  The  Loc,  Gov.  Act,  1888,  p.  257. 

18* 
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sönliches  und  gesellschaftliches  Ansehen  kann  und  wird  in  den  meisten 
Fällen  dem  Mayor  allerdings  ein  über  diese  von  dem  Gesetze  ge- 
zogenen Grenzen  hinausgehendes  Mafs  von  Einflufs  gewährt.  Auch 
hier,  wie  so  oft  in  der  Darstellung  englischer  Staatseinrichtungen 
mufs  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  die  lebendige  Individualität 
es  ist,  welche  den  Gesetzesbestimmungen  jeweils  die. volle  Trag- 
weite verschafft.  Genau  so  wie  im  Unterhause  der  Speaker  durch 
Tradition  im  Laufe  der  Jahrhunderte  eine  auf  serordentliche  Macht- 
fülle und  entscheidenden  Einflufs  auf  die  äufsere  Führung  der  Parla- 
mentsgeschäfte gewonnen  hat,  die  volle  Ausnutzung  dieses  Einflusses 
aber  immer  wieder  von  der  Persönlichkeit  des  jeweiligen  Trägers 
dieser  Würde  abhängt,  so  ist  es  auch  beim  Mayor  mehr  der  Mann, 
der  das  Amt  macht  als  umgekehrt,  und  so  haben  in  vielen  Fällen 
die  Bürgermeister  der  englischen  Stadtgemeinden  als  energische 
Männer  und  hervorragende  Individualitäten  Grofses  für  ihr  Gemein- 
wesen geleistet,  einzig  aus  ihrem  persönlichen  Einflüsse  heraus. 
Das  Wichtigste  ist  eben,  dafs  die  Städteordnung  solchen  Indivi- 
dualitäten durch  ihre  Bestimmungen  genügenden  Spielraum  läfst 
und  so  die  Voraussetzungen  für  ihr  Wirken  schafft;  andererseits 
aber  kann  dieses  Wirken  sich  nur  entfalten  auf  der  breiten  demo- 
kratischen Grundlage,  auf  welcher  die  ganze  Stadtverwaltung  auf- 
gebaut ist,  und  auf  die  allein  der  Mayor  sich  zu  stützen  vermag : 
nämlich  auf  dem  aus  freier  Wahl  hervorgehenden  Town  Council. 
Bei  diesem  liegt  rechtlich  und  praktisch  die  ganze  Fülle  kommu- 
naler Verwaltungsbefugnis;  schon  die  kürzere  Funktionsdauer  des 
Mayor  zeigt  deutlich,  dafs  er  rechtlich  wohl  die  dekorative  Spitze, 
nicht  aber  der  entscheidende  Faktor  in  der  Gemeindeverwal- 
tung ist. 

An  dieser  Stelle  wird  es,  nachdem  wir  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Zusammensetzung  der  Gemeindevertretung 
kennen  gelernt  haben,  nicht  unpassend  sein,  eine  orientierende 
Überschau  zu  halten  über  die  praktische  Gestaltung  dieser  Vor- 
schriften. Wie  alle  Bestimmungen  des  öffentlichen  Rechtes,  be- 
dürfen gerade  Verfassungseinrichtungen  zu  ihrem  vollen  Verständ- 
nisse mehr  als  der  blofs  Juristischen"  Derstellung.  So  werden 
wir  hier,  wie  auch  in  den  folgenden  Abschnitten,  den  Versuch 
machen,  zu  zeigen,  in  welcher  Weise  die  abstrakten  Normen  des 
Gesetzes  in  konkrete  Thatsachen  des  öffentlichen  Gemeinlebens 
umgesetzt  werden.  Da  mufs  denn  vor  allem  ein  Hauptgegenstand 
unserer  Aufmerksamkeit  die  Beantwortung  der  Frage  sein,  in 
welcher  Weise  das   p.olitische  Leben  der   Nation  sich  bei 
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dem  Prozesse  der  Bildung   der  Gemeindevertretung  geltend 
macht  *. 

Hierauf  ist  nun  zunächst  zu  bemerken,  dafs  sich  dieser  Prozefs 
seit  der  Reform  der  Stadtgemeindeverfassung  im  Jahre  1835  in 
immer  steigendem  Mafse  unter  dem  Einflüsse  des  Parteilebens  der 
Nation  vollzieht.  Die  beiden  grofsen  Staatsparteien,  in  deren 
Händen  die  Regierung  des  Landes  und  des  Reiches  in  periodischem 
Wechsel  liegt,  sind  ebenso  wirksam  für  die  Bildung  der  Stadt- 
gemeindevertretungen, als  sie  es  für  die  Zusammensetzung  des 
Unterhauses  und  damit  für  die  Bildung  des  Ministeriums  und  der 
Reichsregierung  sind.  So  wenig  die  Reformbill  von  1832  an  der 
fundamentalen  Zweiteilung  aller  politischen  Meinung  und  Thätigkeit 
in  England  geändert  hat,  wenn  auch  Konservative  und  Liberale  von 
heute  grundverschieden  sind  von  Tories  und  Whigs  der  früheren 
Zeit,  ebensowenig  hat  das  kommunalpolitische  Leben  dieser  so 
ciiarakteristischen  Einrichtung  des  politischen  Lebens  in  Eng- 
land sich  entziehen  können.  So  ist  seit  der  Reform  der  Städte- 
ordnung dieser  Gegensatz  in  das  neubegründete  städtische  Leben 
elementar  eingedrungen  und  besteht  heute  daselbst  noch  stärker 
als  in  den  ersten  Jahrzehnten,  da  die  Erstarrung  des  kom- 
munalen Lebens,  die  durch  zwei  Jahrhunderte  korrupten  Stadt- 
regimes traditionell  gewordene  Apathie  und  Verständnislosigkeit 
gegenüber  den  Aufgaben  der  Kommunalpolitik  ein  reges  Partei- 
treiben in  der  Behandlung  dieser  letzteren  lähmte  oder  wenigstens 
wesentlich  erschwerte*.  Auch  in  den  Wahlen  zum  städtischen 
Parlamente  stehen  sich  heute  Liberale  und  Konservative  mit 
den  diesen  verbündeten  liberalen  Secessionisten  des,  Jahres  1885 
gegenüber. 


^  Vgl.  Franqueville,  IL  Cap.  28  u.  31.  Shaw,  The  Municipal  Govern- 
ment in  Great  Britain,  p.  88  if.  Die  Belege  für  die  oben  niedergelegten  An- 
schauungen und  Urteile  können  der  Natur  des  Gegenstandes  nach  nicht  ein« 
zeln  gegeben  werden.  Dieselben  beruhen  vor  allem  auf  den  eigenen  Wahr- 
nehmungen des  Verfassers  während  mehrmaligen  längeren  Aufenthaltes  im 
Lande.  Vieles  ist  auch  aus  dem  zeitgenössischen  publicistischen  Material, 
aus  Parlamentsdebatten  und  Reden  geschöpft.  Wertvolles  Material  bieten 
speciell  die  Aussagen  vor  der  oben  erwähnten  Commission  des  Jahres  1894. 

^  Mit  der  Erweiterung  des  Wahlrechtes  in  den  Städten  zu  Ende  der 
sechziger  Jahre  beginnt  erst  zugleich  mit  der  Neuorganisation  der  grofsen  Par- 
teien der  Einflufs  des  politischen  Elementes  auf  die  Eommunalwahlen  stärker 
hervorzutreten.  Sowie  auf  dem  Felde  der  Reichspolitik,  so  ist  auch  hierin  das 
grofse  Industriegebiet  der  Midlands  führend  aufgetreten,  allen  anderen  Städten 
voran  Birmingham  und  Manchester. 
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Aber  dabei  dürfen  zwei  wichtige  Thatsachen  nicht  übersehen 
werden.  Einmal  besteht  hier  der  Gegensatz  der  Parteien  nicht 
einmal  in  der  geminderten  Schärfe,  die  er  gegenwärtig  für  die 
Reichspolitik  besitzt.  Sind  die  Unterschiede  der  beiden  Parla- 
mentsparteien in  Fragen  der  Reichspolitik  heute  eigentlich  nur 
mehr  auf  den  äufsersten  Flügeln  derselben  in  principieller  Schärfe 
Yorhanden,  während  über  eine  grofse  Zahl  von  Gegenständen  der 
inneren  und  äufseren  Politik  weitgehende  Übereinstimmung  der 
überwiegenden  Mehrheit  beider  Parteien  besteht,  so  gilt  dies 
noch  viel  mehr  von  dem  Parteigegensatze  in  den  Stadtparlamenten. 
Hier,  wo  es  sich  um  die  Verwaltung  der  allen  gleich  wichtigen 
lokalen  Bedürfnisse  und  Interessen  handelt,  werden  selbstverständ- 
lich noch  weit  mehr  Fragen  parteilos  —  not  on  party  lines  —  dis- 
kutiert als  im  Parlamente.  Sodann  aber  ist  auch  in  den  be- 
strittenen Materien  die  TJnterscheidung  von  Konservativen  und 
Liberalen  als  sachlich  differierenden  Parteien  nicht  immer  streng 
festzuhalten.  Wenn  schon  im  Reichsparlamente  trotz  der  dort 
herrschenden  Parteidisciplin  Gross  Voting  —  d.  h.  parteilose  Ab- 
stimmung —  der  einzelnen  Abgeordneten  viel  häufiger  vorkommt  und 
von  ungleich  gröfserer  Bedeutung  ist  als  in  kontinentalen  Parla- 
menten, so  ist  in  den  Borough  Councils  die  Scheidung  in  Parteien 
nach  den  verschiedenen  specifischen  Interessenstandpunkten,  ganz 
ohne  Rücksicht  auf  die  Angehörigkeit  an  eine  politische  Partei, 
eine  alltägliche  Erscheinung.  Handelt  es  sich  beispielsweise  um 
eine  grofse  municipale  Frage,  wie  die  Errichtung  eines  neuen 
Wasserwerkes  oder  die  Verstadtlichung  der  Tramway,  so  bilden 
sich  fast  immer  zwei  Gruppen,  die  für  resp.  gegen  die  betreffenden 
Vorschläge  sind.  Aber  auf  beiden  Seiten  sind  in  der  Regel  ebenso 
gut  Konservative  wie  Liberale  zu  finden.  In  den  grofsen  Centren 
industriellen  Lebens  hat  sich  allerdings  in  dem  letzten  Jahrzehnt 
eine  Art  neuer  Parteibildung  vollzogen,  und  zwar  von  wirklich 
municipalen  Parteien.  Der  Grund  dafür  ist  das  Vordringen  des 
sogenannten  municipalen  Socialismus,  hauptsächlich  unter  dem  Ein- 
flüsse der  rastlosen  Thätigkeit  der  fabischen  Gesellschaft,  gewesen  *. 


'  Die  Fabian  Society  ist  nach  1885  gebildet  worden  und  bald  zum  Sammel- 
punkt sowie  zum  wichtigsten,  die  öfifentliche  Meinung  stimulierenden  Förderer 
einer  antikapitalistischen  Kommunalpolitik  geworden.  Eine  eingehende  Dar- 
legung der  ganz  eigenartigen  Rolle,  welche  diese  Paitei  eines  Generalstabes 
ohne  Soldaten  in  der  inneren  Politik  Englands  während  der  beiden  letzten  Jahr- 
zehnte gespielt  hat,  kann  hier  nicht  gegeben  werden,  ebensowenig  der  Einflurs, 
den  sie  auf  die  Entwicklung  des  Socialismus   in  England  gewonnen  hat.    Im 
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Je  nach  der  Stellung,  welche  die  Stadtverwaltungen  zu  diesem  der 
orthodoxliberalen  Tradition  entgegenstehenden,  die  ganze  Führung 
der  Lokalverwaltung  tief  berührenden  Problem  einnehmen  sollen, 
hat  sich  in  manchen  Grofsstädten  innerhalb  der  Councils  der 
Gegensatz  von  Progressives  und  Moderates  herausgebildet. 

Es  wäre  aber  völlig  irrig,  anzunehmen,  dafs  sich  dieser  Partei- 
gegensatz mit  dem  von  liberal  und  konservativ  deckt.  Wie  in  den 
grofsen  Fragen  der  im  Parlamente  betriebenen  Socialpolitik,  so  hat 
sich  auch  auf  dem  Gebiete  der  kommunalen  Politik  eine  zeitweise 
Umbildung  der  konservativen  Parteitendenzen  vollzogen,  die  in  dem 
Schlagwort  „Tory  Democracy"  ihren  Ausdruck  findet.  Das  Bündnis 
der  alten  Torypartei  mit  dem  unter  der  Führung  Chamberlains 
stehenden  liberalen  Flügel,  der  nebst  diesem  Manne  eine  ganze  Reihe 
von  Vorkämpfern  für  municipalen  Fortschritt  in  sich  schliefst,  hat 
hier  den  Prozefs  weitergeführt,  den  Disraeli  mit  seinem  Versuch  einer 
Young-England-Partei  begonnen  hatte.  Dies  kommt  auch  in  der 
Haltung  der  heutigen  konservativ-unionistischen  Partei  gegenüber 
Fragen  der  Kommunalpolitik  sowohl  im  Reichsparlamente  als  auch 
in  den  verschiedenen  Stadtverwaltungen  unzweideutig  zum  Aus- 
druck. Andererseits  ist  gerade  in  dem  alten  Kern  der  durch 
Gladstone    gebildeten    liberalen    Partei    das    privatkapitalistische 


Bereiche  der  kommunalen  Socialpolitik  hat  sie  zwei  Aufgaben  voUführt:  sie 
hat  London,  das  bis  dahin  in  allen  Fragen  der  Lokalverwaltung  auiser- 
ordentlich  hinter  den  Grofsstädten  des  Industriegebietes  zurückgeblieben  war, 
für  den  praktischen  Municipalsocialismus  erobert,  für  die  Wahlen  zum  Lon- 
doner Grafschaftsrate  die  besondere  Parteibildung  der  Moderates  und  Pro- 
gressives durchgesetzt  und  dessen  Politik  aufserordentlich  und  nachhaltig  be- 
einflufst.  Zweitens  trat  sie  allgemein  in  die  Lücke  ein,  die  sich  durch  die  Ver- 
bindung Chamberlains  und  seiner  Anhänger  mit  den  Tories  in  der  Streitmacht 
der  municipalen  Reformer  in  den  Midlands  mehr  und  mehr  fühlbar  machte. 
In  letzterer  Eigenschaft  hat  sie  das  bestehende  Programm  der  Radikalen 
vertieft  und  um  die  wichtige  Forderung  einer  planmäfsigen  kommunalen  Lohn- 
und  Arbeitgeberpolitik  bereichert.  Auf  diesen  Gegenstand,  wie  auf  den  Zu- 
sammenhang desselben  mit  den  Bestrebungen,  eine  dauerhafte  und  lebendige 
Verbindung  der  Gewerkvereine  mit  der  Thätigkeit  der  Lokalverwaltungsbehörden 
zu  schaffen,  kann  hier  nur  hingewiesen  werden.  Die  fabische  Partei  hat  ein 
besonderes  municipales  Programm  in  den  Tracts  31—37  ihrer  Flugschriften- 
sammlung herausgegeben.  Der  bedeutendste  wissenschaftliche  Vorkämpfer 
und  auch  praktisch  aufserordentlich  rührige  Förderer  des  fabischen  Municipal- 
socialismus ist  Sidney  Webb;  eine  grofse  Anzahl  von  hervorragenden 
Männern  und  Frauen  ist  gleich  ihm  sowohl  litterarisch  als  auch  praktisch 
durch  Mitgliedschaft  in  den  verschiedenen  Lokalverwaltungskörpem  Londons 
und  der  grofsen  Industriestädte  in  „fabischem*"  Sinne  thätig. 
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Interesse  —  moneyed   interest  —  trotz   des  radikalen    Anhangs 
desselben  noch  immer  aufserordentlich  wirksam. 

So  ist  denn  die  municipale  Parteibildung,  die  sich  unter  dem 
Drucke  des  municipalen  Socialismus  vollzogen  hat,  überall*  völlig 
unabhängig  von  der  sonstigen  politischen  Parteistellung  vor  sich 
gegangen:  vielmehr  sind  in  den  Moderates  und  Progressives  die 
Interessen  der  grofsgrundbesitzenden  und  grofskapitalistischen 
Schichten  sowohl  der  liberalen  wie  der  konservativen  Partei  den 
vereinigten  arbeitenden  Klassen  und  den  dieselben  vertretenden 
Schichten  des  intellektuellen  und  professionellen  Bürgertums  gegen- 
übergestellt. Es  ist  aber  bezeichnend,  dafs  eine  solche  ausgeprägte 
Parteibildung  nach  municipalen  Gesichtspunkten  gegenwärtig  nur 
mehr  in  London  zu  finden  ist,  während  man  sie  in  fast  allen 
anderen  grofsen  Städten  als  eine  bereits  überwundene  Phase  be- 
zeichnen kann.  Der  Grund  dieser  Erscheinung  liegt  in  einer,  die 
ganze  innere  Politik  Englands  während  dieses  Jahrhunderts  be- 
stimmenden Thatsache :  in  dem  Fehlen  einer  besonderen  politischen 
Arbeiterpartei.  Wie  bekannt,  ist  bis  zum  heutigen  Tage  die  eng- 
lische Arbeiterschaft  nicht  dazu  vorgeschritten,  eine  selbständige 
politische  Partei  vom  Standpunkte  des  Klassengegensatzes  aus  zu 
bilden*.  Sie  hat  vor  allem  durch  die  Trade  Unions-Organisation 
seit  der  Ausdehnung  des  Stimmrechtes  in  den  Jahren  1867  und  1885 
in  vielen  Wahlkreisen  die  Entscheidung  in  die  Hand  bekommen 
und  diese  günstige  Stellung  in  der  Weise  ausgenutzt,  dafs  sie  bald 
für  die  konservative,  bald  für  die  liberale  Partei,  und  zwar  auch 
dies  nicht  in  allen  Orten  in  geschlossener  Weise,  mit  ihren  Stimmen 


^  Mit  Ausnahme  Londons:  hier  hat  sich  die  konservative  Partei  mit  den 
Moderates  völlig  identifiziert,  die  liberale  Partei  mit  den  Progressives  aUer- 
dings  nur  in  ihrem  radikalen  Flügel.  Seit  dem  Rücktritt  Roseberys,  der  selbst 
der  erste  Chairman  des  Londoner  Grafschaftsrates  gewesen  ist,  hat  sich  die 
offizieUe  Parteileitung  immer  mehr  von  den  „Progressives"  entfernt,  ja  einzelne 
Führer  der  heute  auch  in  diesem  Punkte  bedenklich  gespaltenen  Partei,  wie  Sir 
Henry  Fowler,  nehmen  diesen  gegenüber  geradezu  eine  feindselige  SteUung  ein. 

'  Hierzu  hat  in  neuester  Zeit  die  fabische  Bewegung  mit  ihrer  eigen- 
tümlichen Taktik  des  „Permeating" ,  d.  h.  der  Benützung  der  bestehenden 
Organisation  der  liberalen  Partei  zu  Zwecken  des  modernen  Radikalismus  nicht 
wenig  beigetragen.  Es  wiederholt  sich  hier  übrigens  nur  derselbe  Prozefs, 
den  die  Geschichte  des  bürgerlichen  Radikalismus  im  ersten  Drittel  des 
Jahrhunderts  in  England  zeigt.  Auch  damals  ist  der  Fortschritt  nicht  durch 
Bildung  einer  neuen  Partei,  sondern  durch  innere  Umformung  der  Whigs  und 
durch  den  von  deren  linkem  Flügel  auf  die  Gesamtpartei  ausgeübten  Druck 
herbeigeführt  worden.  Vgl.  H  a  r  r  i  s ,  History  of  the  English  Radical  Party,  p.  286  ff. 
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eingetreten  ist,  je  nachdem  die  eine  oder  die  andere  von  den 
Parteien  nützlicher  zu  sein  schien  für  die  Förderung  der  speci- 
fischen  Interessen  der  organisierten  Arbeiterschaft,  obgleich  dabei 
auch  sehr  oft  lokale  und  industrielle,  mitunter  auch  kirchliche 
Interessen  die  Haltung  der  ganzen,  gewerkschaftlich  organisierten 
Massen  oder  von  Teilen  derselben  mitbestimmten.  Auf  diese  Weise  ist 
unaufhaltsam  das  Programm  der  konservativen  Partei  nicht  minder 
beeinflufst  worden  als  das  der  liberalen  Partei.  Der  gegenseitige 
Wettkampf  der  Parteien  um  die  Gunst  der  Massen,  denen  sie, 
einander  überbietend,  das  Stimmrecht  gewährt  hatten,  hat  zu  fort- 
währenden Eonzessionen  in  demokratischer  und  socialpolitischer 
Hinsicht  auf  beiden  Seiten  gezwungen*.  Das  Resultat  davon  ist, 
wie  schon  oben  hervorgehoben,  die  stetige  Annäherung  der  Pro- 
gramme, der  Organisationsform  und  Taktik  sowie  des  Typus  der 
Durchschnittspolitiker  beider  historischen  Parteien  gewesen. 

So  ist  jene  merkwürdige  Nivellierung  der  politischen  Gegen- 
sätze in  der  inneren  Politik  vollzogen  worden,  die  das  heutige 
politische  Leben  Englands  charakterisiert.  Die  Einwirkung  des 
municipalen  Socialismus  auf  die  kommunale  Politik  ist  nun  nichts 
anderes  als  ein  verkleinertes  Abbild  dieses  Entwicklungsganges 
der  Parteien  überhaupt.    Auch  hier  hat  die  fortschreitende   Er- 


^  Die  heutige  unionistisch-konservative  Partei  Englands  steht  in  Bezug 
auf  demokratische  Municipalverwaltung  und  kommunale  Socialpolitik  hinter 
der  liberalen  Partei  keineswegs  zurück.  Dies  zeigt  sich  am  besten,  wenn  man 
die  Parteistellung  der  von  den  grofsen  Städten  ins  Unterhaus  entsendeten 
Abgeordneten  ins  Auge  fafst.  Die  übergrofse  Mehrheit  derselben  gehört  zur 
regierenden  konservativ -unionistischen  Partei.  So  entsenden  Birmingham, 
Blackburn,  Bradford,  Brighton,  Cardiff,  Croydon,  Oldham,  Preston,  Salford 
blofs  konservative  Abgeordnete,  Liverpool  8  Konservative  und  einen  Liberalen, 
Nottingham  2  Konservative  und  einen  Liberalen,  Manchester  5  Konservative 
und  einen  Liberalen,  Sheffield  3  Konservative  und  einen  Liberalen.  Alle 
diese  Städte  sind  aber  die  am  weitesten  vorgeschrittenen  in  Bezug  auf 
demokratische  Kommunalpolitik.  Diesen  Städten  reiht  sich  auch  London  an, 
von  dessen  59  Abgeordneten  50  der  gegenwärtigen  konservativen  Majorität, 
9  der  liberalen  Minorität  angehören,  das  aber  in  seinem  Grafschaftsrate  und 
in  dessen  unerschütterlicher  progressistischer  Majorität  einen  gewichtigen  Vor- 
kämpfer des  Municipalsocialismus  besitzt.  Diese  Erscheinung  erklärt  sich  zum 
Teil  aus  der  klugen  Taktik  der  heute  herrschenden  Partei,  in  den  Fragen  der 
inneren  Politik  keine  ausgesprochene  Parteistellung  einzunehmen,  um  so  die 
Majorität  des  Parlamentes  desto  sicherer  in  der  Hand  zu  halten  zur  Durch- 
fuluiing  ihrer  äufseren  und  kolonialen  Politik.  Vgl.  über  die  Stellung  der 
konservativen  Partei  zur  Stadtverwaltung  den  instruktiven  Artikel  in  der 
Wochenschrift  London  (Municipal  Journal),  Jahrg.  1898,  p.  103. 
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Weiterung  des  Wahlrechtes  und  der  Einflufs  des  Trade  Unions-Vote 
es  unmöglich  gemacht,  dafs  eine  Partei  sich  völlig  abschliefse  von 
der  Förderung  der  Massen  und  der. ihrem  Interesse  gewidmeten 
Politik.  Es  ist  auch  hier  sehr  bald  ein  gemeinsamer  Boden  für 
beide  Parteirichtungen  gewonnen  und  derselbe  allmählich  erweitert 
worden.  Dadurch  allein,  dafs  der  municipale  Socialismus  der  Fabier 
mit  einer  in  England  bisher  nicht  gewohnten  theoretischen  Schärfe 
und  Rücksichtslosigkeit  als  Doktrin  auftrat,  ist  die  Möglichkeit 
einer  neuen,  speciell  kommunal-politischen  Parteibildung  zeitweilig  ge- 
schaffen worden,  welche  dort,  wo  sie  zur  vollen  Entwicklung  gediehen, 
den  alten  Parteigegensatz  wenigstens  für  kurze  Zeit  in  betreflf  der 
Fragen  des  municipalen  Lebens  in  den  Hintergrund  zu  schieben 
vermochte.  Freilich  ist  auch  in  diesem  Kampfe  bald  viel  von  der 
ursprünglichen  Schärfe  verloren  gegangen.  Auch  hier  haben  Ent- 
täuschungen der  radikalen  Reformer,  die  ihnen  die  Praxis  schuf, 
zunehmende  Einsicht  der  oberen  Klassen,  vor  allem  aber  auch  der 
altbewährte  Gemeinsinn  der  englischen  Nation  dazu  beigetragen, 
dafs  eine  Mittellinie  zwischen  beiden  Extremen  bald  gefunden  und 
eine  ruhige  Verwaltung  gesichert  wurde.  Auch  hier  hat  der  Prozefs 
der  Nivellierung  der  ursprünglich  schroff  gegensätzlichen  Anschau- 
ungen an  vielen  Orten  sich  längst  vollzogen;  nur  für  die  ganz  be- 
sonderen Verhältnisse  Londons,  auf  die  wir  an  dieser  Stelle  nicht 
eingehen  können,  ist  der  Gegensatz  zwischen  Moderates  und  Pro- 
gressives nach  wie  vor  und  wohl  auf  längere  Zeit  hinaus  von  ent- 
scheidender Bedeutung.  In  allen  übrigen  führenden  Städten  ist 
dieser  Kampf  principiell  längst  ausgekämpft  und  nach  wie  vor 
bilden  die  politischen  Parteien  die  äufsere  Form,  in  der  sich  die 
Bewerbung  um  die  Teilnahme  an  der  Gemeindeverwaltung  vollzieht. 
Hierfür  liegt  aber  neben  der  bereits  angeführten  Ursache,  dem 
Fehlen  principieller  Gegensätze  in  Bezug  auf  die  in  dem  Schlagworte 
des  Municipal-Socialismus  zusammengefafste  moderne  Kommunal- 
politik innerhalb  beider  historischen  Parteien  noch  ein  zweiter, 
positiver  Grund  vor.  Dieser  Grund  ist  rein  politischer  Natur  und 
hat  mit  der  kommunalen  Verwaltung  an  sich  eigentlich  nichts  zu 
thun.  Die  Municipalwahlen  in  den  Städten  Englands  werden 
deshalb  parteimäfsig,  „on  political  party  lines",  durchgeführt, 
weil  sie  als  eine  Art  Vorschule  und  Kraftprobe  der  Parteien 
für  die  Wahlen  zum  Unterhause  aufgefafst  werden.  Bei  der 
langen  Funktionsperiode  des  englischen  Parlamentes  wäre  sonst  die 
Gefahr  vorhanden,  dafs  der  politische  Parteimechanismus  verroste 
und  in  dem  Augenblicke,  da  man  seiner  bedarf,  versage,  wenn  er 
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einzig  zum  Zwecke  der  parlamentarischen  Wahlen  vorhanden  wäre. 
Hier  treten  denn  die  Municipalwahlen  als  ein  für  die  Parteiorgani- 
sation unschätzbares  Mittel  ein  zur  Erhaltung  der  parteipolitischen 
Kampflust  und  Übung  im  Parteienkampf.  Alle  demokratisch 
regierten  Staaten  bedürfen  der  permanenten  Erhaltung  einer  ge- 
wissen höheren  Spannung  der  öffentlichen  Atmosphäre ;  sie  bedürfen 
der  fortwährenden  Regsamkeit  des  öffentlichen  Interesses  nach  den 
bestimmten,  von  den  grofsen  Parteien  aufgestellten  Gesichtspunkten. 
In  dieser  Hinsicht  ist  eine  Art  von  politischer  Unruhe,  oder  besser 
gesagt,  stetiger  politischer  Bewegung  für  die  Demokratie  und  für  die 
Bewahrung  ihrer  gesunden  Struktur  ebenso  notwendig,  wie  die 
atmosphärische  Luft  für  das  Gedeihen  des  organischen  Körpers. 
Aus  diesem  Grunde  ist  auch  das  Bestreben  der  Demokratie  gerade 
in  England  seit  jeher  dahin  gerichtet  gewesen,  kurze  Legislatur- 
und  Verwaltungsperioden  des  Reichsparlamentes  und  der  Lokal- 
vertretungen einzuführen.  Wohl  ist  bis  zum  heutigen  Tage  der 
chartistische  Programmpunkt  der  Annual  Parliaments  nicht  verwirk- 
licht worden;  aber  bei  der  Festsetzung  der  neuen  Lokalverwal- 
tungsgesetze ist  dieses  Princip  häufiger  Wahlen  unverkennbar,  wenn 
auch  nicht  immer  bis  zu  seiner  äufsersten  Konsequenz,  zur  Durch- 
führung gelangt.  Auf  diesem  Wege  also  sind^nicht  nur  die  Borough 
Councils,  sondern  auch,  um  es  gleich  hier  vorauszuschicken,  alle 
anderen  Lokalverwaltungskörper  nach  und  nach  in  das  Getriebe 
des  politischen  Parteilebens  einbezogen  worden. 

Was  nun  die  so  interessante  Organisation  der  englischen  Par- 
teien betrifft,  so  ist  es  leider  hier  versagt,  auf  Einzelheiten 
einzugehen;  nur  dies  soll  bemerkt  werden,  dafs  der  Aufbau  der 
Parteien  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  einer  Pyramide  gleicht, 
die  auf  breiter  demokratischer  Basis  beruhend,  in  eine  zur  aktiven 
Leitung  berufene  Spitze  ausläuft,  so  dafs  schliefslich  der  Wille  eines 
sehr  kleinen  Kreises  thatsächlich  den  ganzen  grofsen  Mechanismus 
geräuschlos  leitet.  In  den  politisch  stets  aufserordentlich  aktiven 
Grofsstädten  der  Midlands  ist  diese  Organisation  unter  dem  Ein- 
flüsse des  amerikanischen  Vorbildes  zu  einer  dem  sogenannten 
Caucussystem  sehr  ähnlichen  Gestalt  gediehen.  In  Städten  wie 
in  Liverpool  und  Birmingham  ist  der  Caucus,  d.  i.  der  regierende 
Parteiausschufs ,  sowohl  der  konservativ-unionistischen  wie  der 
liberal-homerulefreundlichen  Partei  auch  für  die  Gemeindewahlen 
der  so  gut  wie  unumschränkt  herrschende  Faktor  geworden.  Das 
Wesen  des  Caucussystems  liegt  in  der  Verbindung  einer  aufser- 
ordentlich   ausgebildeten  demokratischen    Vereinsorganisation   mit 
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einer  starken  und  durchgreifenden  Exekutive  der  durch  eine  Kette 
von  Wahlen  aus  der  ersteren  hervorgehenden  Parteileitung.  Erstere 
ist  nach  den  Principien  der  Decentralisation  und  Föderation  auf- 
gebaut und  sucht  alle  für  die  Partei  erreichbaren  Kräfte  durch 
ein  Netz  von  lokalen  und  Kreisorganisationen  zusammenzufassen. 
Der  Ward,  der  Wahlkreis,  endlich  das  Stadtgebiet  bilden  die  lokalen 
Stufen  der  Organisation.  Die  Vereinigung  aller  dieser  lokalen 
Organisationen  tritt  in. der  jährlich  abgehaltenen  Generalversamm- 
lung ihrer  Delegierten  und  dem  von  diesen  gewählten  Parteiaus- 
schufs  zu  Tage.  In  solcher  Form  sind  heute  sowohl  Liberale  als 
Konservative  gleichartig  organisiert:  die  National  Liberal  Födera- 
tion und  die  „Primrose  League"  stehen  einander  ebenbürtig  gegen- 
über. Je  sorgsamer  nun  die  demokratischen  Formen  bei  der  Bil- 
dung der  Exekutive  beobachtet  werden,  desto  gröfser  ist  die  der 
letzteren  eingeräumte  Machtvollkommenheit  und  um  so  wirksamer 
ihr  Einflufs  auf  ihre  Mandatare.  In  der  Hand  des  Exekutivaus- 
schusses liegt  der  ganze  praktische  Betrieb  der  Parteipolitik,  dem 
ein  reichlich  ausgestattetes,  mit  besoldeten  Beamten  besetztes 
Centralbureau  in  London,  sowie  die  Hilfskraft  der  lokalen  Partei- 
beamten völlig  zur  Verfügung  stehen.  Das  Geheimnis  der  erfolg- 
reichen demokratischen  Parteiführung  liegt  nun  in  der  richtigen 
Benutzung  dieses  Apparates  durch  die  leitenden  Männer.  Wer 
heute  die  grofsen  englischen  Volksparteien,  —  und  dies  sind  die 
Konservativen  ebensowohl  wie  die  Liberalen  —  leiten  will,  mufs 
nicht  nur  zu  befehligen  und  lenken,  sondern  auch  zu  erforschen 
verstehen,  welche  Richtung  die  Stimmung  so  wie  die  Anschauungen 
der  Masse  der  Nation  jeweils  nehmen.  Es  ist  eine  Art  praktisch 
anzuwendender  Psychologie  de  la  Foule,  die  das  Ingenium  des 
demokratischen  Parteiführers  ausmacht.  Diese  erst  giebt  ihm  die 
volle  Aktionskraft  der  Organisation  in  die  Hand  und  läfst  die  ganze 
Parteimaschine  mit  dem  möglichst  geringen  Reibungswiderstande 
erfolgreich  arbeiten. 

Dieses  System,  das  gegenwärtig  die  Durchführung  der  Parla- 
mentswahlen zu  einem  Kampf  zweier  grofser,  von  selbstgewählten 
Generalen  befehligter  Armeen  macht,  läfst  trotz  der  zu  diesem 
Zwecke  und  zur  erfolgreichen  Dirigierung  der  Partei  in  allen 
grofsen  Fragen  der  Politik  geschaffenen  Central  gewalt  auf  der 
anderen  Seite  den  lokalen  Organisationen  völlig  freie  Hand  in 
Bezug  auf  Personenfragen  und  specifisch  lokale  Angelegenheiten. 
Damit  ist  schon  in  gewissem  Sinne  das  Verhältnis  des  Parteicaucus 
zu  den  Kommunalwahlen  angedeutet.  Diese  bleiben  ausnahmslos  von 
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der  Einmischung  der  centralen  Parteileitung  frei.    In  den  grofsen 
Städten  selbst  setzt  sich  dieser  Prozefs  wieder  insofern  fort,  als 
hier  wieder  den  Ward  Committees  in  Bezug  auf  die  Kandidaturen 
möglichst  weiter  Spielraum  gelassen  wird.    Darin  liegt  eben  der 
demokratische  Grundzug  des  Systems.    Indem  sich  also  die  Exeku- 
tive der  Gesamtpartei  jeden  Eingreifens  in  die  lokale  Politik  ihrer 
Organisationen  enthält,  zeigt  sich  deutlich,  dafs  die  Durchführung 
der  Kommunalwahlen  on  party  lines  lediglich  zur  Erhaltung  und 
Kräftigung  des  Parteilebens  überhaupt  dient.    Letztere  bilden  sozu- 
sagen   das    Feld   für   die  jährlich  wiederkehrenden  Manöver  der 
politischen  Armeen  und  ihrer  Führer.    Vor  allem  dienen  sie  dem 
Zwecke,  tüchtigen  Nachwuchs  für  die  Parteileitung  ausfindig  zu 
machen.    Es  giebt  heute  nur  wenige  im  Vordergrunde  stehende 
Politiker  Englands,   die  nicht  ihre  Lehrzeit  in  den  Stadtverwal- 
tungen  durchgemacht   hätten.     Andererseits  ist  in  allen  grofsen 
Städten  der  Eintritt  in  die  Gemeindestube  in  der  Regel  nur  durch 
den  Anschlufs  an  eine  der  grofsen  politischen  Parteien  möglich. 
Nur    in    seltenen    Fällen    können    parteilose    Kandidaturen    auf 
Erfolg    rechnen.      Allerdings   ist   in    verschiedenen    Städten    der 
Einflufs   des  politischen   Parteiwesens  auf  die  Durchführung  der 
Koramunalwahl    von  sehr  verschiedener  Stärke.     In  den  grofsen 
Industriecentren  wie  Birmingham,  Manchester,  Leeds  u.  a.  m.  ist 
der  Caucus  auch  für  diese  nicht  minder  wirksam  wie  für  die  Parla- 
mentswahlen, und  es  kommt  vor,  dafs  verdienten  Mitgliedern  der 
Stadtvertretung  die  Wiederwahl  aus  rein  politischer  Gegnerschaft 
bestritten  wird.  Aber  das  wird  doch  auf  beiden  Seiten  noch  immer 
als  Anomalie  angesehen  und  bedauert.   Trotz  alledem  würde  man  mit 
der  Annahme  fehl  gehen,  dafs  die  Kommunalwahlen  gewohnheits- 
mäfsig  zu  heftigen  Kämpfen  in  der  Bürgerschaft  führen.    Das  ist 
absolut  nicht  der  Fall.    Es  sind  in  der  That  mehr  „kriegsmäfsige 
Manöver"  als  ernste  Wahlschlachten.    Denn  im  Grunde  genommen 
herrscht  auf  allen  Seiten  die  Überzeugung  vor,  dafs  die  Kommunal- 
verwaltung weder  liberal  noch  konservativ,  sondern  gesetzlich  und 
im  Interesse  der  Steuerzahler  geführt  werden  mufs.    Die  geringe 
Zahl  von  Wahlkämpfen  im  regelmäfsigen  Verlauf  der  Dinge  ist 
ein  Beweis  für  die  Allgemeinheit  dieser  Überzeugung  ^   Aussichts- 


^  So  fand  bei  den  Municipalwahlen  am  1.  November  1893  in  50  Boroughs 
■überhaupt  kein  Wahlkampf,  keine  Abstimmung  (Pol!)  statt  Es  sind  dies  meist 
kleinere  Orte  und  Mittelstädte,  wie  Rochester,  Windsor,  Colchester,  Lincoln, 
Reading  etc.  In  Cambridge,  Salisbury,  Derby,  Worcester,  Great-Yarmouth, 
Newcastle-on-Tyne,  Plymouth,  Cardiflf,  —  also  in  einer  Reihe  grofser  Handels- 
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lose  Kandidaturen  werden  principiell  vermieden;  schon  deshalb, 
weil  die  bedeutenden  offiziellen  Kosten  des  Wahlkampfes  auf  jeden 
Fall  aus  dem  Stadtsäckel  bestritten  werden  müssen,  somit  allen 
Steuerzahlern,  ohne  Unterschied  der  Partei,  zur  Last  fallen.  So 
weit  sich  aber  ein  allgemeines  Urteil  über  eine  so  vielfältige  und 
wechselnde  Erscheinung,  wie  es  der  Einflufs  der  Parteipolitik 
auf  die  Kommunalwahlen  ist,  überhaupt  fällen  läfst,  darf  man  wohl 
behaupten,  dafs  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  Parteipolitik  einen 
immer,  stärkeren  Einflufs  auf  die  Kommunalwahlen  genommen  hat. 
So  ist  es  allgemein  üblich,  dafs  die  siegreiche  Partei  die  Aldermen- 
wählen  nur  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Stärkung  ihrer  eigenen 
Kraft  vornimmt;  allerdings  wird  gerade  dabei,  wo  es  sich  um  die 
besten  und  erfahrensten  Männer  der  Gemeindeverwaltung  handelt, 
dennoch  bisweilen  der  persönliche  Wert  des  Kandidaten  über  seine 
Parteistellung  gesetzt.  Wie  stark  übrigens  die  Organisations-  und 
Anziehungskraft  der  grofsen  politischen  Parteien  ist,  geht  ja  auch 
schon  daraus  hervor,  dafs  die  gewerkschaftlich  organisierte 
Arbeiterschaft  auf  dem  engeren  Felde  der  Kommunalpolitik  ebenso- 
wenig als  selbständige  Partei  hervortritt  wie  im  parlamentarischen 
Parteienkampfe  ^  Noch  immer  ist  die  Zahl  der  Labour  Councillors 
in  England  sehr  gering,  wenn  auch  langsam  in  Zunahme  begriffen 
und  besonders  bezeichnend  ist  die  häufige  Erscheinung,  dafs  sowohl 
von  der  konservativen,  wie  von  der  liberalen  Partei  Mitglieder  der 
Trade  Unions  in  die  Stadträte  gesendet  werden.  So  zählte  Liver- 
pool im  Jahre  1894  drei  konservative  und  einen  liberalen  Trade- 
unionisten  als  Mitglieder  des  Borough  Council.  Gerade  darin 
prägt  sich  deutlich  aus,  dafs  die  Parteiunterscheidungen  mehr  im 
Interesse  der  Erhaltung  des  Parteilebens  überhaupt  als  aus  tief- 
gehenden Differenzen  der  Programme  festgehalten  werden^. 


und  Hafenstädte  —  gab  es  nur  in  einem  Ward  bestrittene  Wahlen.  In  den 
Grofsstädten  nimmt  die  Zahl  der  letzteren  zu:  so  gab  es  Wahlkämpfe  in 
Birmingham  in  9  Wards,  in  Leeds  in  5  von  16  Wards,  in  Bradford  in  12 
von  15,  in  Nottingham  in  9  und  in  Sheffield  in  6  Wards.  (Shaw,  Municipal 
Government,  p.  48.) 

*  Bei  den  Wahlen  des  Jahres  1894  unternahm  die  Independent  Labour 
Party  zum  erstenmal  einen  umfassenden  und  heftigen  Ansturm  gegen  die  Town 
Councils  der  grofsen  Städte,  jedoch  mit  sehr  geringem  Erfolge. 

*  Ein  Town  Council  mit  einer  socialistischen  Majorität  besitzt  die  Stadt 
West  H am,  ein  grofser  Industrieort  in  der  Nähe  Londons;  thatsächlich  ge- 
hört diese  Stadt  auch  zu  den  bestverwalteten  Gemeinwesen  und  erfreut  sich 
zahlreicher  gemeinnütziger  und  der  Fürsorge  für  die  Arbeiterschaft  dienender 
Gemeindeanstalten.    Vgl.  The  Labour  Annual  for  1900  p.  32. 
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Wird  also  auf  diese  Weise  der  Akt  der  Gemeindewahl  äufser- 
lich  zu  einem  Bestandteile  des  regelmäfsigen  politischen  Partei- 
kampfes, so  darf  dabei  doch  ein  Moment  von  höchster  Bedeutung 
nicht  übersehen  werden:  die  Gemeindeverwaltung  selbst  wird 
nämlich  durch  die  allgemein  übliche  Durchführung  der  Wahl  nach 
pohtischen  Parteigesichtspunkten  nicht  im  geringsten  berührt.  Es 
handelt  sich,  wie  gesagt,  den  politischen  Parteien  in  England  einzig 
und  allein  um  die  durch  den  Sieg  in  der  Gemeindewahl  zum  Aus- 
druck gelangende  Kraftprobe  und  Äufsening  ihrer  politischen  Macht, 
sowie  um  den  ständigen  Betrieb  des  Parteimechanismus,  der  damit 
zusammenhängt;  aber  es  handelt  sich  ihnen  nicht  um  die  „Eroberung" 
der  Gemeindeverwaltung,  vor  allem  deshalb  nicht,  weil  es  da 
nach  der  unerschütterlich  gewordenen  Tradition  nichts  zu  erobern 
giebt.  Ein  municipales  Spoils  System  ist  in  England  einfach  un- 
denkbar. Die  ganze  Struktur  der  Gemeindeverwaltung  mit  ihren 
nominell  jederzeit  entlafsbaren,  praktisch  aber  auf  Lebenszeit  an- 
gestellten Beamten,  mit  der  vollen  Publicität  aller  ihrer  einzelnen 
Akte  hindert  schon  äufserlich  eine  parteimäfsige  Ausnützung  des 
Besitzes  der  Majorität  in  der  Gemeindestube.  Aber  noch  stärker 
und  völlig  unüberwindlich  ist  in  dieser  Richtung  wirksam  das 
auf  dem  Boden  der  demokratischen  Gemeindeverfassung  er- 
wachsene, alle  Schichten  der  Bevölkerung  durchdringende  öffent- 
liche Pflichtgefühl,  die  Auffassung  der  aktiven  Teilnahme  an 
der  Lokalverwaltung  als  eines  Ehrenamtes,  das  einzig  dem  ge- 
meinen Nutzen  und  der  öffentlichen  Wohlfahrt  gewidmet  sein 
soll,  endlich  die  unablässige  Kontrolle  der  durch  die  Art  der 
Besteuerung  in  ihrer  Gesamtheit  an  einer  ökonomischen  und  guten 
Gemeindeverwaltung  interessierten  Einwohnerschaft.  So  ist  im 
Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts  in  den  englischen  Städten  ein  Gemein- 
sinn und  ein  praktisches  Verständnis  für  eine  allseitig  vorsorgende 
tüchtige  Kommunalverwaltung  erwachsen,  das  als  Gegenbild  zu  den 
Zuständen  vor  1835  beredter  als  alles  andere  von  dem  gewaltigen 
sittlichen  und  wirtschaftlichen  Aufschwünge  zeugt,  zu  dem  die 
organisch  aufgebaute,  reife  Demokratie  in  der  Verwaltung  un- 
fehlbar dort  führen  mufs,  wo  die  Bevölkerung  durch  jahrzehnte- 
lange Schulung  und  die  gesamte  nationale  Tradition  zur  Selbst- 
erziehung und  Selbstregierung  befähigt  ist  ^ 


*  Treffend  hebt  A.  Shaw  (Mun.  Gov.  in  Gr.  Britain,  p.  53 ff.)  den  grofsen, 
zu  Gunsten  Englands  bestehenden  Unterschied  hervor,  der  bei  einem  Vergleiche 
amerikanischer  mit  englischer  Städteverwaltung  herAortritt.   Während  in  Eng- 


Digitized  by 


Google 


288  Erster  Abschnitt. 

Alle  diese  Faktoren  bringen  nun  gemeinsam  die  gewifs  über- 
raschende Thatsache  hervor,  dafs  gemäfs  den  Urteilen  der  besten 
Kenner  städtischen  Lebens  in  England  nach  der  Durchführung  der 
Wahlen  von  politischen  Einflüssen  in  der  regelmäfsigen  Gemeinde- 
verwaltung nichts  zu  verspüren  ist.  In  den  grofsen  Städten,  wo 
der  Parteigegensatz  naturgemäfs  am  schärfsten  und  das  politische 
Leben  auf  das  kräftigste  ausgesprochen  erscheint,  ist  es  in  der 
Regel  unmöglich,  aus  der  Haltung  und  Abstimmung  der  einzelnen 
Councillor-;  ihre  individuelle  politische  Parteistellung  zu  erkennen. 
Es  überwiegen  da  vollständig  die  sachlichen  Gesichtspunkte  sowohl 
in  Bezug  auf  die  Anstellung  von  Beamten  wie  auf  die  Leitung 
der  Gemeindeverwaltung  überhaupt.  Die  beiderseitigen  politischen 
Parteiführer  innerhalb  der  Stadt  nehmen  auf  diese  Fragen  in 
der  Regel  keinen  Einflufs,  sie  begnügen  sich  mit  dem  Erfolge, 
möglichst  viele  ihrer  Parteiangehörigen  bei  den  Wahlen  durch- 
gesetzt und  damit  für  die  Parlamentswahlen  festen  Boden  in  der 
Stadt  gewonnen  zu  haben.  Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  dafs  es 
überhaupt  keine  Parteiung  in  der  Gemeindevertretung  giebt;  nur 
wird  dieselbe  jeweils  durch  vorhandene  gemeindepolitische  Streit- 
fragen und  die  denselben  sachlich  inhärierenden  Gesichtspunkte 
bestimmt.  Lokale  Interessentengruppen,  kapitalistische  Sonder- 
interessen auf  der  einen  Seite,  Arbeiterinteressen  und  socialpoli- 
tische  Gesichtspunkte  auf  der  anderen  Seite,  verschiedene  Auf- 
fassungen über  kommunale  Finanzpolitik,  bisweilen  auch  ganz 
untergeordnete  Streitfragen  betreffs  lokaler  Vorgänge  oder  Unter- 
nehmungen führen  oft  zu  scharfen  Trennungslinien  innerhalb  des 
Borough  Council.  Solche  Fragen  der  Lokalpolitik  pflegen  denn 
bisweilen  auch  die  Wahlen  intensiv  zu  beeinflussen ;  aber  trotzdem 
wird  auch  in  solchen  Fällen  in  der  Regel  die  politische  Partei- 
formation aufrecht  erhalten,  indem  entweder  die  lokalen  Partei- 
organisationen diese  oder  jene  Lösung  der  betreffenden  Streit- 
frage in  ihr  Programm  aufnehmen  oder  die  Frage  offen  lassen  und 
erklären,  dafs  sie  den  einzelnen  Kandidaten  ihr  Verhalten  völlig 
freistellen. 

Im  Zusammenhange  damit  müssen  wir  noch  einer  Erscheinung 


land  die  Mimicipalverwaltung  in  den  Händen  von  Männern  liegt,  die  sich  Ruf 
und  Stellung  als  tüchtige  Kaufleute  erworben  haben  und  die  Teilnahme  am 
Borough  Council  als  hohe  Ehre  betrachten,  sind  die  amerikanischen  Municipal- 
verwaltungen  fast  ausnahmslos  das  ergiebige  Arbeitsfeld  von  Berufspolitikern, 
Advokaten  und  Jobbern.  Vgl.  auch  das  Urteil  von  J.  A.  Bryce  in  seinem 
ausgezeichneten  Buche:   The  American  Commonwealth  I.  608  flg. 
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gedenken,  welche  für  die  Charakteristik  der  modernen  englischen 
Demokratie  überhaupt,  und  somit  auch  für  die  municipale  Demo- 
kratie geradezu  von  entscheidender  Bedeutung  ist.  Der  Ausbau 
des  allgemeinen  und  direkten  Wahlrechtes  hat  nämlich  weder  in 
den  Städten  noch  in  dem  Unterhause  das  beseitigt,  was  man  als 
einen  Beweis  der  aristokratischen  Gliederung  der  englischen  Gesell- 
schaft in  politischer  Hinsicht  anzusehen  pflegt:  die  unbestrittene 
Führerschaft  der  besitzenden  und  gebildeten  Klassen  im  öffent- 
lichen Leben.  Durch  die  Reform  des  Städtewesens  von  1835  ist 
dem  korrupten  Regime,  das  zum  grofsen  Teile  seine  Wurzeln  in 
dem  historischen  Patronate  des  grundbesitzenden  Adels  über  die 
Städte  hatte,  für  immer  ein  Ende  bereitet  und  die  Municipalver- 
waltung  den  Mittelklassen  überantwortet  worden.  Dennoch  haben 
nach  wie  vor  die  obersten  Gesellschaftsschichten  dort,  wo  sie  an 
der  Municipalverwaltung  im  neuen  Geiste  teilzunehmen  bestrebt 
waren,  bereitwillige  Aufnahme  gefunden.  Die  Ausdehnung  des 
Wahlrechtes  hat  nun  der  Arbeiterschaft  und  den  unteren  Schichten 
des  Mittelstandes  auch  im  Gebiete  der  Gemeindepolitik  eine  ent- 
scheidende Position  verliehen ;  aber  die  Folge  davon  ist  auch  jetzt 
nicht  die  Verdrängung  der  oberen  Schichten  aus  ihrer  führenden 
politischen  Stellung  gewesen.  Wenn  auch  seither  in  den  meisten 
Grofs-  und  Industriestädten  einzelne  Arbeiter  als  Mitglieder  der 
Gemeindevertretung  regelmäfsig  gewählt  werden,  so  hat  dennoch  die 
Arbeiterklasse  fast  nirgends  eine  ausschlaggebende  Stellung  in  der 
Gemeindevertretung  gewonnen.  Es  hat  sich  auch,  wie  vorhin  bemerkt, 
nur  in  sehr  wenigen  Städten  Englands  eine  besondere  kommunale 
Arbeiterpartei  gebildet.  Der  Standpunkt  der  proletarischen  Klassen- 
politik ist  in  den  englischen  Stadtvertretungen  ebensowenig  wie  im 
ünterhause  vertreten;  vor  allem  deshalb,  weil  sich  die  Arbeiterschaft 
selbst,  von  unbedeutenden  Minoritäten  abgesehen,  nicht  als  eine  in 
ihren  materiellen  und  politischen  Interessen  von  den  übrigen  Schichten 
der  Bevölkerung  notwendig  isolierte  Klasse  fühlt.  Freilich  steht 
dem  zur  Seite  auch  die  entsprechende  Haltung  der  besitzenden 
und  gebildeten  Klassen,  welche  die  führende  Rolle  nicht  zur  Ver- 
folgung engherziger  Sonderinteressen  ansprechen,  sondern  klug 
darauf  bedacht  sind,  eine  Politik  zu  betreiben,  die  an  die  gemein- 
samen Berührungspunkte  der  wohlverstandenen  Interessen  aller 
Klassen  anknüpft  und  in  der  Förderung  der  Massen  sowie  in  der 
Hebung  ihrer  Lebensweise  die  unerläfsliche  Vorbedingung  erkennt 
für  die  Erhaltung,  Verbreiterung  und  Fortbildung  der  nationalen 
Kultur.     So  kommt  es,  dafs  sowohl  in  Bezug  auf  das  Unterhaus 

Bedlicli,  Engl.  Lokalrerwaltung.  19 
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wie  auf  die  städtischen  Vertretungskörper  die  Arbeiter  es  vor- 
ziehen, durch  ihre  Stimmzettel  einen  entscheidenden  Einflufs  auf 
<lie  Wahl  des  ihren  Interessen  am  meisten  entgegenkommenden 
bürgerlichen  Kandidaten  auszuüben,  anstatt  zu  versuchen,  durch 
selbständige  Kandidaturen  sich  Vertreter  aus  ihrer  Mitte  in  einer 
ihrer  Anzahl  entsprechenden  Proportion  zu  verschaffen.  Dafs  diese 
Taktik  gerade  auf  dem  Felde  der  Kommunalpolitik  nicht  erfolglos 
gewesen  ist,  beweist  am  besten  der  aufserordentliche  Aufschwung, 
den  die  kommunale  Wohlfahrtspolitik  und  die  arbeiterfreundliche 
Richtung  der  Gemeindeverwaltung  in  England  in  den  beiden  letzten 
Jahrzehnten  genommen  hat.  Nicht  ohne  Einflufs  auf  dieses  Zurück- 
treten der  Arbeiterschaft  in  der  Frage  der  Zusammensetzung  der 
Stadtvertretungen  ist  auch  zweifellos  deren  intensive  Beschäftigung 
mit  ihren  eigenen  Berufsinteressen  gewesen.  Das  gewaltige,  so  reich 
gegliederte  Vereinsleben  der  englischen  Arbeiterschaft,  die  intensive 
Inanspruchnahme  ihrer  besten  Köpfe  durch  die  Thätigkeit  in  den 
Trades  Unions,  Cooperative  Societies,  Friendly  Societies,  wohl  auch  die 
Teilnahme  an  grofsen  nationalen  Bestrebungen,  wie  der  Mäfsigkeits- 
bewegung,  bisweilen  auch  die  eifrige  Teilnahme  an  dem  kirchlichen 
Leben  der  Sekten,  absorbieren  zunächst  das  Interesse  der  Arbeiter- 
schaft und  geben  zahlreichen  Kräften  aus  ihrer  Mitte  den  not- 
wendigen Spielraum  zur  Bethätigung  im  Gemeininteresse  in  ähn- 
licher Form,  wie  es  die  der  Gemeindeverwaltung  ist. 

Zum  Schlüsse  müssen  wir  noch  der  Erwählung  des  Mayor 
und  seiner  praktischen  Stellung  innerhalb  der  Stadtgemeinde  ge- 
denken. Die  Wahl  des  Mayor  findet  in  der  Regel  nicht  nach  poli- 
tischen Gesichtspunkten  statt,  wenngleich  in  erster  Linie  diese 
Ehrenstelle  von  der  in  der  Majorität  befindlichen  Partei  einem 
ihrer  Anhänger  zugedacht  zu  werden  pflegt.  Rücksichten  anderer 
Art  sind  vielmehr  ausschlaggebend  für  die  Erwählung  zum  Mayor: 
zunächst  die  sociale  Stellung,  die  Repräsentationsfähigkeit  und  der 
Besitz  eines  gröfseren  Vermögens.  Denn  auch  in  jenen  Städten,  in 
welchen  der  Mayor  einen  bedeutenden  Ehrensold  erhält,  sind  seine 
Auslagen  gewöhnlich  mindestens  doppelt  so  hoch  als  dieser  Betrag. 
Es  wurde  schon  bei  der  Darstellung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
darauf  hingewiesen,  dafs  der  Mayor  der  englischen  Stadt  keinen  be- 
sonderen Wirkungskreis  in  deren  Verwaltung  besitzt  und  dafs  seine 
Stellung  grofsenteils  eine  dekorative  und  rei)räsentative  ist ;  in  der 
Praxis  aber  ist  die  administrative  Funktion  des  Mayor  noch  ge- 
ringer als  nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzes.  Hierbei  darf  aller- 
dings nicht  tibersehen  werden,  dafs  der  Mayor  in  seiner  Eigenschaft 
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als  Councillor  oder  Alderman  an  der  Verwaltung  der  Stadt  teil- 
nimmt wie  jeder  andere  Gemeindevertreter ,  und,  da  er  in  der 
Regel  zu  den  erprobten  und  alten  Mitgliedern  des  Council  gehört, 
persönlich  auf  die  Verwaltung  grofsen  Einflufs  ausüben  kann  und 
in  vielen  Fällen  ausübt.  Aber  das  ist  nicht  in  seiner  Stellung  als 
Major  gelegen ;  als  solcher  hat  er  während  seines  Amtsjahres  nach 
anderen  Richtungen  so  viel  zu  thun,  dafs  er  in  den  mittleren 
und  grofsen  Städten  gar  nicht  imstande  ist,  municipale  Verwaltungs- 
arbeit zu  leisten.  Nach  der  in  England  allgemein  herrschenden 
Konvention  ist  der  jeweilige  Mayor  das  repräsentative,  gesellschaft- 
liche Oberhaupt  der  Stadt,  der  Ehrenpräsident  aller  rein  gesell- 
schaftlichen Bestrebungen,  aller  Veranstaltungen  zu  wohlthätigen 
Zwecken,  der  Berater  von  Arm  und  Reich  in  der  Stadt,  der  Ver- 
anstalter von  Festen  und  Tafeln,  der  Ehrengast  und  Förderer  aller 
gemeinnützigen  Vereine  und  Gesellschaften  in  der  Stadt.  Daher 
rühren  auch  seine  grofsen  Auslagen  während  seines  Amtsjahres; 
denn  es  wird  vorausgesetzt,  dafs  der  Mayor  allen  diesen  Veran- 
staltungen und  Vereinen  nicht  nur  seine  Zeit  und  persönliche  Be- 
mühung, sondern  auch  ansehnliche  Beiträge  widme.  Nach  seinem 
Amtsjahre  kehrt  er  in  der  Regel  wieder  in  die  Reihen  der  Coun- 
cillors  oder  Alderraen  zurück,  wenn  er  nicht  wieder  gewählt  wird ; 
letzteres  kommt  zwar  häufig  vor,  doch  waltet  allgemein  die  Ten- 
denz dahin,  das  Amt  im  Kreise  der  erprobten  und  tüchtigen  Mit- 
glieder des  Councils  rotieren  zu  lassen. 

Ehe  wir  nun  zur  Darstellung  der  durch  das  Town  Council  ge- 
führten, vom  Mayor  repräsentierten  Stadtverwaltung  schreiten,  ist 
es  notwendig,  einen  Überblick  über  die  rechtlichen  Bestimmungen 
der  Gemeindewahlordnung  zu  gewinnen. 


Viertes  Kapitel. 
Die  städtische  Oemeindewahlordnung. 

a)   Wahlvorbereitung\ 

Von  allem  Anfange  an,  seitdem  die  gesamte  städtische  Ver- 
waltung an  eine  durch  Wahl  aus  der  gesamten  Bürgerschaft  gebildete 


*  Part  IIL  der  Municipal  Corp.  Akte  S.  44 — 49,  Parliam.  and  Municipal 
Registration  Act  1878,  County  Electors  Act  1888.  Nicht  weniger  als  34  Ge- 
setze stehen  gegenwärtig  in  Bezug  auf  das  Geschäft  der  Anfertigung  der  Wähler- 
listen in  Kraft,  wohei  jedes  einzelne  einen  seiner  Vorgänger  in  irgend  einem 
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Körperschaft  übertragen  worden  war,  ist  auch  die  Notwendigkeit 
einer  den  Willen  der  Wählerschaft  unverfälscht  zum  Ausdruck 
bringenden  Vornahme  dieses  wichtigsten  Aktes  des  Gemeinde- 
lebens, des  Wahlverfahrens ,  und  einer  festen  gesetzlichen  Grund- 
lage für  dieselbe  anerkannt  worden.  Gerade  das  Fehlen  jeder 
staatlichen  Aufsicht  über  diese  grundlegende,  von  den  Gemeinde- 
mitgliedern zu  vollziehende  Handlung  läfst  eine  feste  Gewähr  für 
die  Reinheit  der  Durchführung  desselben  als  unerläfslich  erscheinen. 
Mit  besonderer  Sorgfalt  hat  darum  das  englische  Gemeinderecht 
diese  unentbehrlichen  Voraussetzungen  jeder  wirksamen  und  ehr- 
lichen Demokratie  ausgearbeitet  und  stetig  fortgebildet.  Unver- 
kennbar ist  dabei  der  unlösliche  Zusammenhang  dieser  Bestimmungen 
mit  der  im  XIX.  Jahrhunderte  schrittweise  ausgebildeten  Gesetz- 
gebung über  die  Durchführung  der  Parlamentswahlen  und  zur 
Sicherung  der  Reinheit  derselben.  Der  praktische  Sinn  der  eng- 
lischen Staatsmänner  hat  niemals  verkannt,  dafs  die  Grundsätze 
in  beiden  Fällen  notwendig  gleich  sein  müssen,  weil  kommunales 
und  parlamentarisches  Wahlverfahren  nur  nach  den  räumlichen 
Wirkungskreisen  nicht  aber  innerlich  verschiedene  Ausdrucks- 
foimen  ein  und  derselben  Thatsache  sind,  nämlich  der  Selbst- 
regierung und  Selbstverwaltung  des  Volkes  vermittelst  repräsen- 
tativer, aus  seiner  Mitte  heraus  frei  gebildeter  Körperschaften. 
Trat  nun  dieser  Zusammenhang  schon  in  der  historischen  Dar- 
stellning  der  Neubildung  des  kommunalen  Wahlrechtes  als  einer 
Folge  der  grofsen  parlamentarischen  Wahlreform  von  1882  hervor, 
so  läfst  sich  dieser  Zusammenhang  nicht  minder  in  der  Ent- 
wicklung des  Wahlmodus  verfolgen.  Wie  schon  im  vorhergehen- 
den Kapitel  bemerkt  wurde,  ist  vor  allem  die  Grundlage  des 
Wahl  Verfahrens,  nämlich  die  Feststellung  der  Wählerlisten,  nach 
dem  geltenden  Rechte  für  kommunale  und  parlamentarische 
Wahlen  in  gleicher  W^eise  gesetzlich  geordnet.  Das  bereits  er- 
wähnte Gesetz  vom  Jahre  1878  giebt  im  Zusammenhalte  mit  den 


Punkte  modifiziert.  Diese  Gesetzesmaterie  gehört  also  in  ihren  Details 
zu  den  verwickeltsten  Teilen  des  englischen  Staatsrechtes.  Die  Grund- 
principien  aber  sind  sehr  einfach:  erstens  ist  festzuhalten,  dafs  die  Wähler- 
registrierung für  Parlaments-  und  Kommunal  Wähler  alljährlich  gemeinsam 
vollzogen  wird,  sodann,  dafs  nicht  die  Stadtvertretung  oder  deren  Organe, 
sondern  die  von  jener  ganz  unabhängigen  Kirchspielbehörden  (Over- 
seers)  die  Listen  anzufertigen  haben,  endlich  drittens,  dafs  die  endgültige  Fest- 
stellung der  beiden  Listen  auf  Grund  öffentlichen  mündlichen  Ver- 
fahrens durch  besondere  Richter  erfolgt 
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Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Anlegung  der  Parlaments- 
wählerlisten vom  Jahre  1843  sowie  der  zahlreichen  Nachtrags- 
gesetze, die  Vorschriften  für  die  gleichzeitige  Bildung  der  Liste 
der  parlamentarischen  Wähler  und  der  Kommunal  Wähler.  An- 
knüpfend an  die  oben  gemachten  Ausführungen  bezüglich  der 
Feststellung  der  Bürgerliste  ist  hier  noch  folgendes  zu  wissen  not- 
wendig. 

Wiv  fassen  zunächst  das  Stadium  der  Wahlvorbereitung  ins 
Auge.  Der  Auftrag  zur  Anfertigung  der  Wählerlisten  mufs 
längstens  am  15.  April  seitens  der  Stadtgemeindeverwaltung  an 
die  Overseers  ergehen.  Am  20.  Juni  spätestens  haben  letztere 
alle  jene  Wahlberechtigten,  die  bisher  noch  nicht  ihre  bis  5.  Januar 
fillige  Steuerschuldigkeit  entrichtet  haben,  zur  Zahlung  bis  20,  Juli 
aufzufordern.  Die  Rückständigen  werden  an  diesem  Tage  ge- 
strichen, ebenso  jene,  die  nach  einem  bis  längstens  31.  Juli  einzu- 
sendenden Bericht  der  Armenbeamten  (Relieving  Officers)  Armen- 
unterstützung im  letzten  Jahre  empfangen  haben.  Längstens  am 
1.  August  ist  die  gesamte  festgestellte  Liste  der  Wähler  oder 
Gemeindemitglieder  öffentlich  durch  einen  zwei  Sonntage  enthalten- 
den Zeitraum  anzuschlagen  behufs  Einbringung  von  Reklamationen 
bis  spätestens  am  25.  August.  Sodann  werden  die  Listen  samt  den 
eingelaufenen  Reklamationen  dem  Town  Clerk  übermittelt,  der  sie 
dem  Wahlrichter  —  Revising  Barrister  —  vorzulegen  hat.  Dieser 
letztere  wird  im  Monate  Juli  durch  den  Vorsitzenden  der  Assisen- 
richter  aus  der  Mitte  der  Advokaten  von  mindestens  siebenjähriger 
Praxis  ernannt.  Die  Zahl  derselben  beträgt  nach  einer  Order 
von  1896  in  England  und  Wales  97,  von  denen  jeder  einen  be- 
stimmten Distrikt  zugewiesen  erhält  ^  Anfangs  September  beginnt 
der  Revising  Barrister  innerhalb  des  ihm  zugewiesenen  Kreises 
seine  Funktion,  und  zwar  damit,  dafs  er  die  Listen  prüft,  Irr- 
tümer beseitigt,  nachträglich  gestorbene  oder  wahlunf&hig  ge- 
wordene Wähler  streicht.  Sodann  wird  in  der  von  ihm  abge- 
haltenen öffentlichen  und  mündlichen  Gerichtsverhandlung  über  alle 
Reklamationen  und  Einwendungen  gegen  die  Wählerliste  ent- 
schieden. Die  Durchführung  des  Geschäftes  wird  dadurch  er- 
leichtert, dafs  die  Reklamationen  fast  ausschliefslich  von  den 
Parteienagenten,  durchwegs  Solicitors,  vertreten  werden.  Ein 
Rechtszug  gegen  die  Entscheidung  des  Wahlrichters    ist  nur  in 


*   Vgl.   Franqueville    II.    p.   377—88.     Die   Besoldung   des  Revising 
Barrister  beläuft  sich  auf  ungefähr  200  Guineen. 
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einer  Rechtsfrage,  nicht  in  einer  Thatfrage  gestattet  und  geht  an 
den  High  Court  of  Justice,  in  jenen  Fällen,  wo  die  Richter 
eine  weitere  Appellation  zulassen  (state  a  case)  an  den  Supreme 
Court  of  ludicature.  Mit  der  Erledigung  aller  Reklamationen  ist 
das  Geschäft  der  Wahlvorbereitung  beendigt.  Die  nunmehr  end- 
gültige Liste  wird  vom  Wahlrichter  unterfertigt  und  publiziert. 
Die  ganze  Arbeit  der  Wahlvorbereitung  mufs  am  12.  Oktober 
vollendet  sein,  worauf  Druck  und  Verkauf  der  Wählerlisten  er- 
folgt;  am  1.  November  findet  die  Wahl  der  Councillors  statt. 

b)   Wahl  vor  nähme. 

Die  Wahl  wird  dort,  wo  die  Stadt  in  mehrere  Wards  geteilt 
ist,  nach  denselben  getrennt  vollzogen  und  die  Wählerliste  auch 
nach  den  einzelnen  Wards  geteilt.  Jeder  Bürger  kann  nur  in 
einem  einzigen  Ward  wählen  und  nur  in  einer  Ward  Roll 
eingetragen  sein ^  Dies  ist  eine  der  wichtigsten  Bestimmungen 
der  Gemeindewahlordnung  im  demokratischen  Sinne ;  denn  sie  ver- 
hindert das  Pluralvotum  der  Besitzenden,  welche  in  mehreren 
Vierteln  der  Stadt  zur  Lokalsteuer  von  Realbesitz  veranlagt  sind. 
In  Städten  ohne  Wards-Einteilung,  also  in  den  kleineren  Gemeinden, 
findet  die  Wahl  sämtlicher  Town  Councillors  in  einer  Liste  statt, 
in  allen  anderen  aber  in  Teillisten  nach  den  einzelnen  Wards,  auf 
welche  mindestens  3  oder  eine  durch  3  teilbare  Anzahl  von  Coun- 
cillors entfallen.  Die  Wards  selbst  sind  in  den  grofsen  Städten 
wieder  in  Abstimmungsbezirke  —  Fölling  Divisions  —  untergeteilt. 
In  der  erstgenannten  Kategorie  der  Städte  ist  der  Mayor  der 
gesetzliche  Wahlleiter  (Returning  Officer),  im  zweiten  Falle  in 
jedem  Ward  der  jährlich  in  der  ersten  Versammlung  am  9.  No- 
vember für  den  Ward  designierte  Alderman.  Die  Ankündigung 
der  Wahl  hat  neun  Tage  vor  deren  Vornahme  durch  den  Town 
Clerk  zu  geschehen  und  mufs  in  gehöriger  Weise  kundgemacht 
sein^ 

Der  Wahlakt  selbst  zerfällt  in  2  Stadien. 

1.  Die  sogenannte  Nomination  of  Candidates  und 

2.  Die  Wahlhandlung  selbst. 

1  S.  51  (2). 

'  Die  Kundmachung  erfolgt  durch  Anschlag  an  der  äufseren  Eingangs- 
thüre  des  Stadthauses  (Town  Hall);  wo  eine  solche  nicht  vorhanden,  an  einem 
allgemein  zugänglichen  Orte,  vornehmlich  an  der  Thüre  der  Pfarrkirche.  Letzteres 
ist  nach  Common  Law  auch  heute  noch  die  rechtsgültige  Form  der  Kund- 
machung in  allen  Angelegenheiten  der  Kirchspielsverwaltung. 
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Die  Nominierung  der  Kandidaten  ist  ein  obligatorischer  Akt 
Sie  besteht  darin,  dafs  eine  wählbare  Person  von  zwei  wahlberechtig- 
ten Bürgern  schriftlich  in  sogenannten  Nomination  Papers  vorge- 
schlagen werden,  und  dafs  dieser  Vorschlag  gleichzeitig  von  weiteren 
8  Wählern  mitgefertigt  wird.  Für  jeden  Kandidaten  mufs  ein  be- 
sonderes Nomination  Paper  ausgefertigt  werden.  Letzteres  mufs 
Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Kandidaten  genau  und  fehlerlos 
bezeichnen.  Die  Nominierung  mufs  mindestens  7  Tage  vor  der 
Wahl,  also  spätestens  am  24.  Oktober,  dem  Town  Clerk  durch  den 
Kandidaten,  oder  den  Proponenten,  oder  einen  der  mitfertigenden 
Wähler  überreicht  werden.  Jener  hat  sodann  den  Kandidaten  von 
der  Kandidierung  offiziell  zu  verständigen.  Am  25.  Oktober  mufs 
der  Mayor  über  jede  schriftlich  gegen  irgend  eine  Kandidatur 
eingebrachte  Einwendung  entscheiden.  Jeder  Wähler  darf  nur  auf 
einem  Nomination  Paper  unterfertigt  sein.  Im  Falle,  dafs  mehrere 
solche  von  einem  Wähler  unterzeichnet  sind,  bleibt  nur  die  Unter- 
schrift auf  der  zeitlich  ersten  Nominierung  gültig. 

Bei  dem  vom  Mayor  abzuhaltenden  Verfahren  über  einge- 
brachte Einwendungen  ist  es  nur  den  Kandidaten  oder  ihren  aus- 
drücklich bevollmächtigten  Vertretern  gestattet,  anwesend  zu  sein. 
Die  Entscheidung  des  Mayor,  die  schriftlich  ausgestellt  wird,  ist 
dann  endgültig,  wenn  sie  eine  eingebrachte  Einwendung  zurück- 
weist; im  entgegengesetzten  Falle  ist  die  Anfechtung  der  Wahl 
aus  dem  Grunde  der  nicht  gerechtfertigten  Stattgebung  der  Ein- 
wendung durch  ordnungsmäfsige  Wahlbeschwerde  (Election  Peti- 
tion) gestattet.  Vier  Tage  vor  der  Wahl  mufs  die  Liste  der  nun- 
mehr rechtskräftigen  Einwendungen  samt  Angabe  sämtlicher  Pro- 
ponenten kundgemacht  werden.  Bis  zum  25.  Oktober  steht  es 
jedem  Kandidaten  frei,  auf  seine  Kandidatur  schriftlich  zu  ver- 
zichten, wenn  die  Zahl  der  rechtskräftigen  Nominierungen  die 
Zahl  der  einer  Wahl  unterliegenden  Sitze  im  Town  Council  über- 
wiegt. 

Damit  ist  das  erste  Stadium  der  Wahl,  die  Nominierung,  voll- 
endet. Ob  nun  das  zweite  Stadium,  die  Abstimmung,  wirklich 
eintritt,  ist  davon  abhängig,  in  welchem  Verhältnisse  die  Zahl  der 
gültig  nominierten  Kandidaten  zur  Zahl  der  neu  zu  besetzenden 
Sitze  im  Town  Council  steht.    Da  sind  denn  drei  Fälle  möglich : 

1.  entweder  ist  die  Zahl  der  Kandidaten  und  der  vakanten 
Sitze  gleich,  oder 

2.  es  sind  mehr  Kandidaten  als  vakante  Sitze  nominiert,  oder 

3.  es  sind  weniger  Kandidaten  als  vakante  Sitze  vorhanden. 
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Nur  im  zweiten  Falle  findet  wirklich  eine  Abstimmung  (PoU) 
statt.  Im  ersteren  Falle  entfällt  der  Wahlakt  vollständig  und 
wird  einfach  durch  die  vollzogene  Nominierung  ersetzt.  Der  Wahl- 
leiter erklärt  die  Kandidaten  als  gewählt  und  veröffentlicht  dieses 
Ergebnis  bis  längstens  11  Uhr  Vormittag.  Im  dritten  Falle  sind  die 
nominierten  Kandidaten  gleichfalls,  weil  nicht  bestritten  (contested), 
als  gewählt  zu  erklären.  Für  die  noch  übrig  bleibenden  Sitze 
findet  aber  nicht  etwa  eine  neuerliche  Wahlausschreibung  statt, 
sondern  es  werden  dieselben  einfach  denjenigen  von  den  ausge- 
schiedenen Town  Councillors  zugesprochen,  welche  bei  ihrer  seiner- 
zeitigen Erwählung  die  höchsten  Stimmenzahlen  auf  sich  vereinigt 
haben.  Sind  diese  damals  aber  gleichfalls  ohne  Wahlkampf  durch 
Nomination  oder  mit  gleicher  Stimmenzahl  gewählt  worden,  so  desig- 
niert der  Mayor  aus  der  Mitte  der  ausgeschiedenen  Councillors  die 
notwendige  Anzahl  nach  seinem  Belieben  als  neuerdings  gewählt» 

Betrachten  wir  nunmehr  den  noch  erübrigenden  Fall  der  wirk- 
lichen Wahlkämpfe.  Die  Abstimmung  erfolgt  durch  die  geheime 
schriftliche  Stimmabgabe  nach  dem  hier  ebenso  wie  für  die 
Wahlen  zum  Parlamente  geltenden  Bailot  Act  von  1872  ^  Ohne 
in  die  aufserordentlich  detaillierten  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
einzugehen,  müssen  wir  doch  die  Hauptbestimmungen  desselben 
hervorheben.  Die  Absicht  des  Gesetzes  geht  dahin,  das  Geheimnis 
der  Abstimmung  so  viel  als  möglich  zu  erleichtem.  Zu  diesem 
Zwecke  ist  es  die  Pflicht  des  Wahlleiters,  alle  hierzu  notwendigen 
Vorkehrungen  rechtzeitig  zu  treffen.  In  grofsen  Städten  hat  das 
Town  Council  die  einzelnen  Wahlbezirke  in  genügender  Weise  in 
Abstimmungsbezirke  einzuteilen  und  für  jeden  derselben  ein  dem 
Gesetze  entsprechendes  Abstimmungslokal  zu  beschaffen.  Letzere 
müssen  mit  abgeschlossenen  Zellen  (Compartments)  versehen  sein, 
in  welchen  der  Wähler  vollständig  abgeschlossen,  so  dafs  seine  Ab- 
stimmung nicht  kontrolliert  wird,  dieselbe  schriftlich  vollziehen 
kann.  Es  wird  mit  Hilfe  von  amtlich  gestempelten  Stimmzetteln 
—  Voting  Papers  —  abgestimmt,  die  die  Namen  aller  gültig 
nominierten  Kandidaten  gedruckt  enthalten.  Der  Wähler  hat  so- 
dann den  einzelnen  oder  die  mehreren  von  ihm  gewählten  Kandi- 
daten durch  Beifügung  eines  Kreuzes  zu  dem  Namen  zu  bezeichnen. 
Den  mit  der  laufenden  Zahl  versehenen  Stimmzettel  erhält  der 
Wähler    erst    im    Abstimmungslokale    selbst,    wo    er    durch    den 


'  35  u.  36  Vict  c.  33.    Vgl.  Franqueville  II.  433—448  über  den  Vor- 
gang bei  der  Stimmabgabe  and  über  das  Skrutinium. 
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Wahlleiter  von  dem  Kontrollcoupon,  der  die  gleiche  Nummer 
trägt,  abgetrennt  wird.  Des  Schreibens  unfähige  Personen  lassen 
im  Beisein  der  Vertreter  der  Kandidaten  die  notwendige  Be- 
zeichnung auf  dem  Stimmzettel  durch  den  Wahlleiter  vornehmen. 

Solche  Abstimmungen  —  Illiterate  Votes  —  müssen  in  der 
Wählerliste  besonders,  mit  Angabe  des  Grundes  derselben  ver- 
zeichnet werden.  Wähler,  deren  Namen  bei  der  Revision  gestrichen 
wurden,  dürfen  gleichwohl  Stimmzettel  abgeben,  die  aber  be- 
sonders registriert  und  nicht  gezählt  sondern  nur  im  Falle  der  Auf- 
hebung der  Verfügung  des  Revisionsrichters  durch  die  Appellinstanz 
als  gültig  erklärt  und  in  das  Stimmenverhältnis  einbezögen  werden. 
Die  Stimmenzählung  erfolgt  im  Beisein  der  Vertreter  der  Kandidaten 
oder  dieser  selbst.  Werden  bei  derselben  Stimmzettel  vom  Wahl- 
vorsitzenden zurückgewiesen,  so  ist  dies  auf  der  Rückseite  des 
Stimmzettels  zu  vermerken.  Falls  ein  Kandidat  oder  dessen  Ver- 
treter dagegen  Einspruch  erhebt,  ist  auch  dies  vorzumerken. 

Besonders  genaue  Bestimmungen  sind  ferner  vom  Gesetze  ge- 
troffen, um  die  Reinheit  des  Wahlverfahrens  zu  sichern.  Zielt  schon 
das  ganze  Bailotverfahren  dahin  ab,  durch  Sicherung  des  Wahl- 
geheimnisses jedem  Wähler  den  freien  Ausdruck  seines  Willens  zu 
sichern,  so  ist  ein  entprechendes  Verhalten  allen  bei  der  Wahl  be- 
teiligten Personen  ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht.  Jeder  einzelne 
von  diesen  letzteren,  der  Wahlvorsitzende  und  seine  Gehilfen,  die 
Vertreter  der  Kandidaten  oder  diese  selbst,  wenn  sie  aktiv  teilnehmen, 
müssen  vor  der  Wahl  vor  einem  Friedensrichter  das  Gelöbnis  der 
Verschwiegenheit  über  alles,  was  sie  von  der  Abstimmung  ein- 
zelner Wähler  bei  der  Wahlhandlung  in  Erfahrung  bringen,  ab- 
legen. Daneben  sind  strenge  strafrechtliche  Bestimmungen  gesetzt 
gegen  jede  Verfälschung  von  Stimmzetteln.  Jedes  solche  Delikt 
ist  ein  Verbrechen,  das  mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten,  eventuell 
durch  Zwangsarbeit  verschärft,  bestraft  wird.  Auch  der  blofse 
Versuch  dazu  ist  strafbar.  Geldstrafen  bis  zu  100  ü?  bedrohen 
den  Mayor  oder  Alderman,  der  es  versäumt  oder  absichtlich  unter- 
läfst,  eine  Wahl  gesetzlich  durchzuführen.  Alle  Pflichtversäumnisse 
von  Overseers  oder  Town  Clerks  in  Bezug  auf  die  ihnen  durch  die 
Wahlordnung  auferlegten  Geschäfte  und  Obliegenheiten  sind  mit 
Geldstrafen  bis  zu  50  SB  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  belegen.  Dem 
Anzeiger  gebührt  die  Hälfte  der  Strafsumme.  Nach  drei  Monaten 
verjähren  diese  Übertretungen. 

Die  Wahldauer,  durch  ein  besonderes  Gesetz  (48  Vict.  c.  10. 
Election  Hours  of  PoU  Act  1885)  geregelt,  erstreckt  sich  von  8  Uhr 
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früh  bis  8  Uhr  abends.  Doch  kann  der  Wahlakt  schon  früher  ge- 
schlossen werden,  wenn  durch  eine  Stunde  lang  keine  Stimme  ab- 
gegeben wurde,  ohne  dars  gleichzeitig  die  Stimmenabgabe  durch 
Auflauf,  Gewalt  oder  andere  ungesetzliche  Mittel  gehindert  worden 
wäre.  Bei  Stimmengleichheit  hat  das  die  Wahl  leitende  Organ, 
gleichviel  ob  die  betreffende  Person  selbst  wahlberechtigt  ist  oder 
nicht,  seine  Stimme  zur  Entscheidung  abzugeben.  Während  der  Ab- 
stimmung ist  es  demselben  gestattet,  wenn  er  hierzu  durch  zwei 
Bürger  oder  einen  Kandidaten  oder  dessen  Bevollmächtigten  aufge- 
fordert wird,  an  irgend  einen  vor  der  Urne  erscheinenden  Wähler 
die  Frage  zu  richten,  ob  er  mit  der  unter  seinem  Namen  in  der 
Wählerliste  eingetragenen  Person  identisch  sei  und  ob  er  nicht 
bereits  gewählt  habe.  Erst  nach  befriedigender  Beantwortung  dieser 
Fragen  darf  der  Betreffende  seine  Stimme  abgeben.  Lügnerische 
Beantwortung  derselben  bildet  ein  Vergehen  (Misdemeanour) ,  das 
strafrechtlich  zu  verfolgen  ist.  Anderweitige  Fragen  dürfen  aber 
an  den  Wähler  nicht  gestellt  werden. 

Das  Wahlergebnis  ist  mit  möglichster  Beschleunigung  des 
Skrutiniums  sogleich  öffentlich  kundzumachen.  Ist  ein  Kandidat 
in  zwei  Wahlbezirken  gewählt,  so  hat  er  binnen  drei  Tagen  schrift- 
lich bekannt  zu  geben,  für  welchen  von  beiden  er  optiert.  Bleibt 
diese  Erklärung  aus,  so  weist  ihn  der  Mayor  nach  seinem  Gut- 
dünken einem  von  den  konkurrierenden  Bezirken  zu.  Alle  Wahl- 
dokumente und  Stimmzettel  sind  nach  geschlossener  Wahl  vom 
Wahlvorsitzenden  dem  Town  Clerk  zur  Aufbewahrung  zu  übergeben. 

Der  wesentliche  Charakterzug  dieses  Wahlverfahrens  ist  die 
offenbare  Absicht  des  Gesetzgebers,  unnötige  Wahlkämpfe  und  deren 
Kosten  zu  vermeiden,  die  durch  die  Bailotakte  so  minutiös  geregelte 
Maschinerie  der  geheimen  schriftlichen  Abstimmung  nur  dann  ein- 
treten zu  lassen,  wenn  ein  wirklicher  Wahlkampf  vorliegt.  Dafs 
ein  solcher  besteht,  soll  eben  durch  das  Nominierungsverfahren 
dokumentiert  werden. 

Wir  müssen  nun  zum  Schlüsse  noch  des  besonderen  Verfahrens 
bei  der  W^ahl  der  Aldermen,  des  Mayor  und  der  Rechnungs- 
revisoren gedenken.  Erstere  sind  am  9.  November  in  der  ersten 
statutarischen  Jahresversammlung  des  Town  Council  zu  wählen. 
Auch  hier  erfolgt  die  Wahl  durch  eigenhändig  gefertigte  Stimm- 
zettel, auf  welche  jeder  Councillor  so  viele  Namen  schreibt,  als 
Aldermensitze  vakant  sind.  Ein  ausscheidender  Alderman  darf 
keinen  Stimmzettel  abgeben,  auch  dann  nicht,  wenn  er  zum  Mayor 
gewählt  ist.    Nur  im  Falle  der  Stimmengleichheit  hat  der  Vor- 


Digitized  by 


Google 


Verfassung  und  Verwaltung  der  Municipalstädte.    (Boroughs.)        299 

sitzende  überhaupt  und  zwar  in  diesem  Falle  das  dirimierende 
Votum.  Die  Stimmzettel  sind  laut  vorzulesen  und  nach  geschlossenem 
Wahlakte  durch  12  Monate  aufzubewahren.  Die  Wahl  des  Major 
ist  gesetzlich  die  letzte  Handlung  des  abtretenden  Stadtober- 
hauptes in  der  ersten  Sitzung  des  erneuerten  Town  Council.  Auch 
hier  hat  der  Vorsitzende  nur  im  Falle  der  Stimmengleichheit  seine 
Stimme  abzugeben. 

Die  zwei  zu  wählenden  Rechnungsrevisoren  werden  am  1.  März 
durch  Voting  Papers  —  Stimmzettel  —  gewählt. 

Jeder  Wähler  darf  nur  für  einen  derselben  seine  Stimme  ab- 
geben. Im  übrigen  sind  auch  hier  alle  aufgezählten  Bestimmungen 
über  das  Verfahren  bei  der  Wahl  von  Councillors  anzuwenden. 
Alle  Wahltermine  sind,  wie  bereits  hervorgehoben,  gesetzlich  fest- 
gestellt. Findet  die  Wahl  an  diesem  Tage  aus  irgend  einem  Grunde 
nicht  statt,  so  soll  sie  am  nächsten  Tage  vorgenommen  werden. 
Geschieht  auch  dies  nicht,  oder  ist  die  Wahl  ungültig  erklärt 
worden,  so  ist  dies  kein  Grund,  die  Gemeindekorporation  etwa  auf- 
zuheben oder  aufzulösen,  sondern  es  steht  der  Weg  der  gericht- 
lichen Klage  an  das  Reichsgericht  offen,  das  mittelst  gericht- 
lichen Befehles  (Writ  of  Mandamus)  die  Vornahme  der  Wahl 
an  einem  hierzu  bestimmten  Tage  befiehlt.  Die  Wahl  ist  sodann, 
nachdem  der  betreifende  Gerichtsbefehl  durch  acht  Tage  öffentlich 
kundgemacht  worden,  in  gleicher  Weise  wie  sonst  vorzunehmen. 
Auch  die  Verspätung  in  der  Feststellung  der  Wählerliste  ist  kein 
Grund  für  die  Aufschiebung  der  Wahl.  In  solchen  Fällen,  bestimmt 
das  Gesetz,  soll  die  Wahl  nach  der  letzten,  vorhergegangenen  Liste 
vorgenommen  werden.  Plötzliche  Erkrankung,  Verhinderung  oder 
Tod  des  Mayor  dürfen  gleichfalls  die  Wahl  nicht  verzögern.  Das 
Council  hat  sogleich  einen  Alderman  an  dessen  Stelle  als  Wahl- 
leiter zu  bestimmen.  Im  gleichen  Falle  bei  einem  Alderman  als 
Bezirkswahlleiter  hat  der  Mayor  einen  anderen  Alderman  oder 
einen  Stadtverordneten  (Councillor)  an  dessen  statt  zu  ernennen, 
der  in  dem  betreffenden  Bezirke  nicht  Wähler  ist. 

c)  Die  Reinheit  der  Wahlen  und  die  Anfechtung 
derselben^ 

Alle  Wahlen,  welche  nicht  innerhalb  zwölf  Monaten  nach  Ab- 
schlufs  des  Verfahrens  in  rechtmäfsiger  Weise  angefochten  werden, 


1  Part  IV.  der  Mun.  Corp.  Act  1882  und  47  u.  48  Vict.  c.  70  Mun.  Elec- 
tions  (Corrupt  and  Illegal  Practices)  Act  1884. 
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erlangen  durch  den  Zeitablauf  volle  Rechtskraft.  Innerhalb  dieser 
Frist  sind  sie  anfechtbar  nach  den  Bestimmungen  des  dritten  und 
vierten  Teiles  der  Städteordnung  und  den  dieselbe  abändernden 
Gesetzen  über  Wahlbestechung  und  Illegalitäten  bei  Gemeinde- 
wahlen vom  Jahre  1884.  Auch  hier  ist  das  für  die  Wahlen  zum 
Parlamente  ausgebildete  Recht  vollinhaltlich  auf  die  Gemeinde- 
wahlen übertragen  worden  und  nur  geringe,  durch  die  Verschieden- 
artigkeit der  Verhältnisse  in  beiden  Fällen  bedingte  Abweichungen 
bestehen  zwischen  beiden.  Im  Nachfolgenden  sind  die  Grundzüge 
dieses  von  der  neueren  englischen  Gesetzgebung  aufserordentlich 
durchgebildeten  Rechtszweiges  zusammengestellt,  ohne  dafs  aber 
dabei  auf  die  überreiche  Kasuistik  des  Gesetzes  selbst  eingegangen 
würde. 

Zwei  Grundbegriffe  von  Delikten  gegen  die  Reinheit  der  Wahl 
werden  da  aufgestellt: 

1.  Der  Begriff  der  Corrupt  Practices  —  Wahlfälschungen  —  und 

2.  der  Begriff  der  Illegal  Practices  (ungesetzliche  Handlungs- 
weise bei  Wahlen). 

Der  erste  Begriff  fafst  folgende  Hauptformen  der  Wahlfälschung 
zusammen : 

a)  Die  eigentliche  Wahlbestechung  (Bribery),  d.  h.  Zu- 
wendung eines  Vermögeusvorteiles  in  welcher  Gestalt  immer  zum 
Zwecke  der  Beeinflussung  der  Stimmabgabe  oder  Stimment- 
haltung eines  Wählers.  Dieses  Vergehens  machen  sich  alle  schuldig, 
die  daran  direkt  oder  indirekt  teilnehmen.  Unter  diesen  Begriff 
wird  auch  der  Fall,  dafs  einem  Wähler  die  Steuer  zum  Zwecke 
des  Gewinnens  seiner  Stimme  gezahlt  wird,  ausdrücklich  ein- 
bezogen: immer  vorausgesetzt,  dafs  alle  diese  Handlungen  erweislich 
korrupt,  d.  h.  zum  Zwecke  der  Wahlbestechung  geschehen  sind. 

b)  Das  Delikt  der  Personation,  d.  h.  der  Erlangung  eines 
Stimmzettels  unter  falschem  Namen. 

c)  Die  Delikte  der  Unterhaltung  und  Ausübung  ungesetzlichen 
Einflusses  (Treating  and  Undue  Influences).  Unter  ersterem  werden 
verstanden :  alle  Fälle  korrupter  Verabfolgung  von  Speisen  und  Ge- 
tränken, von  Fuhrwerk  u.  dgl.  mehr  in  irgend  einer  Gestalt,  direkt 
oder  indirekt;  letztgenannter  Begriff  aber  bleibt  trotz  der  vielen 
vom  Gesetze  aufgewendeten  Worte  ein  Begriff,  der  jeder  praktisch 
brauchbaren  Definition  spottet  und  nur  im  einzelnen  Falle  richter- 
lich festgestellt  werden  kann.  Die  kriminelle  Strafbarkeit  dieser 
Delikte  ist  kurz  folgende.  Sämtliche  sind  schwere  Vergehen  (Mis- 
demeanours),  die  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre,  eventuell  durch 
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Zwangsarbeit  verschärft,  belegt  werden,  oder  mit  Geldstrafen  bis 
zu  100  i?  gebüfst  werden  können.  Die  Persona tion  bildet  sogar 
den  Thatbestand  eines  Verbrechens,  das  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei 
Jahren  und  Zwangsarbeit  bestraft  wird. 

Zu  diesen,  gemeinsam  als  schwere  Wahldelikte  zu  bezeichnen- 
den, Handlungen  kommt  noch  ein  weiteres  solches  Delikt  hinzu, 
das  aus  einer  dem  englischen  Rechte  eigentümlichen  Gesetzes- 
bestimmung hervorgeht.  Es  ist  nämlich  bestimmt,  dafs  zum  Zwecke 
der  Vermeidung  grofser  Geldauslagen  der  Kandidaten,  jeder  Kan- 
didat nach  Ablauf  von  28  Tagen  nach  dem  Wahltage  dem  Town 
Clerk  ein  Verzeichnis  seiner  Wahlkosten  zu  übersenden  hat,  und 
dafs  die  in  diesem  Verzeichnisse  auszuweisenden  Wahlkosten 
das  vom  Gesetze  bestimmte  Ausmafs  nicht  überschreiten  dürfen. 
Kein  Kandidat  darf  mehr  als  25  £  nebst  8  Pence  Zuschlag 
für  jeden  über  die  Zahl  von  500  hinausgehenden  Wähler  ver- 
ausgaben. Hierin  sind  aber  die  Kosten  für  die  gesetzlich  ge- 
stattete Zahl  von  Wahlagenten  und  für  die  Miete  von  Agitations- 
lokalen nicht  enthaltend  Dieses  Verzeichnis  mufs  binnen  28  Tagen 
nach  der  Wahl  dem  Town  Clerk  übermittelt  und  von  der  an  Eides- 
statt abgegebenen  Erklärung  des  Kandidaten  begleitet  sein,  dafs 
er  keine  anderen  Ausgaben  gemacht,  noch  auch  seines  Wissens 
von  Anderen  solche  Auslagen  für  ihn  gemacht  worden  seien*.  Die 
Abgabe  dieser  Erklärung  ist  notwendig  zur  Bekleidung  des  Amtes. 
Wer  ohne  eine  solche  seinen  Sitz  einnimmt,  hat  50  ig  Bufse  für 
jeden  Tag,  an  welchem  er  sein  Amt  durch  Teilnahme  am  Council 
Meeting  ausübt,  dem  Anzeiger  zu  bezahlen ;  wer  aber  die  betreffende 
Erklärung  fälschlich  giebt,  macht  sich  des  Verbrechens  des  Mein- 


^  Auch  über  diese  beiden  Punkte  giebt  das  Gesetz  detaillierte  Bestim- 
mnngen.  Es  darf  kein  Kandidat  mehr  als  zwei  Personen  in  der  Eigenschaft 
als  Wahlagenten  besolden,  überdies  noch  einen  Stimmenzähler  in  jedem  Ab- 
stimmungslokale.  Solche  Agenten  müssen  vorher  angemeldet  werden  und 
dürfen  ihr  Wahlrecht  selbst  nicht  ausüben.  Gastwirtschaften  dürfen  als  Partei- 
lokale (Committee  Rooms)  nicht  benutzt  werden.  Verstöfse  gegen  diese  Vor- 
schriften sind  als  Illegal  Payment,  Employment  or  Hiring  anzusehen  und  mit 
Geldbufsen  bis  100  £  zu  bestrafen.  Macht  sich  der  Kandidat  selbst  solcher 
Delikte  schuldig,  so  sind  sie  als  Illegal  Practices  zu  bestrafen  und  ziehen  deren 
Folgen  nach  sich.  Die  Polizeimannschaft  darf  ihr  Wahlrecht  nicht 
ausüben. 

*  Zu  diesem  Zwecke  ist  vorgeschrieben,  dafs  alle  Ansprüche  wegen  eines 
für  einen  Kandidaten  gemachten  Geldaufwandes  binnen  14  Tagen  nach  der 
Wahl  an  diesen  gestellt  sein  und  21  Tage  nach  jenem  Datum  gezahlt  sein 
müssen.  Nach  dieser  Zeit  darf  der  Kandidat  keine  Zahlung  für  Wahlauslagen 
machen  bei  Gefahr,  einer  Illegal  Practice  schuldig  befunden  zu  werden. 
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eides  schuldig  und  zugleich  eines  schweren  Wahldeliktes  (Corrupt 
Tractice)  mit  allen  Folgen  eines  solchen.  Diese  Folgen  aber,  die 
die  gerichtliche  Verurteilung  wegen  eines  schweren  Wahldeliktes 
für  den  Bereich  des  Gemeinderechtes  nach  sich  ziehen,  sind  für 
den  Fall,  als  der  Kandidat  selbst  dieses  W^ahldeliktes  schuldig  be- 
funden oder  festgestellt  wird,  dafs  dasselbe  zwar  nicht  unmittelbar 
von  ihm  aber  mit  seinem  Wissen  und  Willen  begangen  wurde,  sehr 
schwer:  nämlich  die  Ungültigkeit  der  Wahl  einerseits,  ferner  im 
ersteren  Falle  die  immerwährende  Unfähigkeit,  in  derselben  Stadt- 
gemeinde ein  öffentliches  Amt  zu  bekleiden,  im  letzteren  Falle  die 
Nichtigkeit  der  Wahl  und  Verlust  des  passiven  Wahlrechts  für  den 
Kandidaten  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren. 

Wir  gelangen  nunmehr  zur  zweiten  Gruppe,  zu  der  der 
leichteren  Wahldelikte  (Illegal  Practices).  Diese  Gruppe  fafst  eine 
Reihe  von  Zahlungen  oder  Verträgen  als  ungesetzlich  zusammen, 
für  den  Fall,  dafs  sie  mit  der  Absicht  geschehen  sind,  die  Wahl 
eines  Kandidaten  zu  einem  Gemeindeamte  zu  fördern.  Hierher 
gehört  die  Besorgung  von  Fahrgelegenheit  mittelst  Mietwagens  für 
Wähler,  sei  es  zu  Wagen  oder  auf  der  Bahn,  die  Einräumung  eines 
Hauses  oder  Grundstückes  oder  von  Versammlungsräumen  für  das 
Wahlkomitee  über  das  im  Gesetze  selbst  aufgestellte  Mafs  hinaus, 
ferner  die  wissentliche  Verbreitung  falscher  Nachrichten  über  die 
Zurückziehung  einer  Kandidatur.  Aller  dieser  Delikte  kann  der 
Kandidat  nur  dann  schuldig  werden,  wenn  er  sie  selbst  begeht 
oder  sie  mit  seinem  Wissen  und  Willen  geschehen  läfst.  Die  Strafe, 
die  auf  diese  Illegal  Practices  gesetzt  ist,  beträgt  im  höchsten  Mafse 
100  jß  und  wird  vom  Summargerichtshofe  verhängt.  Die  weitere 
Folge  dieser  Strafe  ist  die  Streichung  des  Schuldigen  aus  der 
Wählerliste  für  fünf  Jahre.  Endlich  bilden  die  Illegal  Practices 
einen  Grund  zur  Anfechtung  einer  vollzogenen  Gemeindewahl 
mittelst  Wahlbeschwerde.  Sie  machen  aber  nicht  den  Wahlakt  an 
sich  nichtig ;  vielmehr  wird  erst  durch  den  richterlichen  Ausspruch 
darüber,  dafs  der  Kandidat  selbst  oder  dessen  Bevollmächtigte  sich 
.  eines  solchen  Deliktes  schuldig  gemacht ,  die  Wahl  ungültig,  wenn 
gleichzeitig  das  Gericht  erkennt,  es  müsse  vernünftigerweise  an- 
genommen werden,  dafs  diese  Unregelmäfsigkeiten  das  Wahlresultat 
beeinflufst  haben.  In  solchem  Falle  verliert  der  Kandidat  auch  die 
passive  Wählbarkeit  für  so  lange  Zeit,  als  die  Dauer  der  Funktion, 
zu  der  er  gewählt  werden  wollte,  beträgt.  Auf  jeden  Fall  werden 
aber  die  Stimmzettel  aller  jener  Wähler,  welche  irgend  eines  Wahl- 
deliktes schuldig  befunden  werden,   für  ungültig  erklärt  und  aus 
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dem  Skrutinium  entfernt.  Verschwindet  durch  die  Ausscheidung 
solcher  Stimmzettel  die  Mehrheit,  so  kann  auf  solche  Weise  die 
Aufhebung  der  Wahl  eine  indirekte  Folge  der  Anfechtung  wegen 
illegaler  Praktiken  sein.  Die  Straffolge  für  die  verurteilten  Wähler 
ist  der  Verlust  des  aktiven  und  passiven  Stimmrechtes.  Sie  müssen 
in  einer  besonderen  Liste  in  Evidenz  gehalten  und  in  der  all- 
gemeinen Liste  vermerkt  werden;  auch  mufs  diese  Specialliste 
jährlich  .veröffentlicht  werden. 

Die  Anfechtung  von  Gemeindewahlen  kann  also  aus  ver- 
schiedenen Gründen  erfolgen :  erstens  aus  dem  Grunde,  dafs  irgend 
eines  von  den  vorangeführten  Wahldelikten  begangen  worden,  oder 
dafs  der  Gewählte  nicht  die  Wählbarkeit  besitzt,  oder  endlich  weil 
er  nicht  die  Majorität  der  abgegebenen  Stimmen  thatsächlich  auf 
sich  vereinigt  hat.  Diese  Beschwerde  mufs  unter  gleichzeitiger 
Sicherstellung  der  Kosten  des  Beschwerdeverfahrens  von  vier  oder 
mehreren  Wählern  oder  von  einem  Kandidaten  in  vorgeschriebener 
Form  beim  obersten  Gerichtshofe  in  Queens  Bench  Division  eingebracht 
und  eine  Abschrift  davon  dem  Town  Clerk  mitgeteilt  werden,  und 
zwar  innerhalb  der  Frist  von  21  Tagen  nach  dem  Wahltage.  Alle 
Wahlbeschwerden  werden  von  den  Election  Courts  (Wahlgerichts- 
höfen) entschieden.  Letztere  werden  von  Einzelrichtem  abgehalten. 
Als  solche  fungieren  Advokaten  erster  Ordnung  (Barristers), 
mit  mindestens  ISjähriger  Praxis,  die  alljährlich  zu  diesem  Amte 
vom  High  Court  designiert  werden.  Diese  Wahlrichter  dürfen  in 
der  betreffenden  Stadtgemeinde  nicht  ansässig  sein,  noch  in  dem 
betreffenden  Assisensprengel  (Circuit),  zu  welchem  der  Borough 
gehört,  als  Advokat  eingetragen  sein,  noch  daselbst  das  Richteramt 
ausüben.  Sie  dürfen  auch  nicht  Mitglieder  des  Parlaments  sein,  noch 
ein  Kronamt  bekleiden  ^  Das  Verfahren  ist  öffentlich  und  kontra- 
diktorisch. Das  Urteil  entscheidet  endgültig ,  wer  rechtmäfsig  ge- 
wählt worden  ist  oder  ob  der  Wahlakt  überhaupt  kassiert  wird, 
und  mufs  dem  High  Court  durch  ein  Certifikat  unterbreitet  werden, 


^  Die  Judikatur  über  angefochtene  Municipalwahlen  steht  principiell  dem 
High  Court  of  Justice  zu;  dieser  delegiert  aber  seine  Gerichtshoheit  vollständig 
den  von  ihm  ernannten  Einzelrichtem.  Eine  Appellation  an  den  Gerichtshof 
findet  also  nicht  statt,  ebensowenig  ein  weiterer  Rechtszug.  Gegenwärtig  werden 
f&nf  solcher  Richter  alljährlich  ernannt.  Die  Anfechtung  von  Parlamentswahlen 
dagegen  erfolgt  vor  zwei  Richtern,  die  durch  den  High  Court  alljährlich  aus 
der  Zahl  der  Oberrichter  (Lords  Justices)  erlesen  werden.  Darunter  dürfen 
aber  die  rechtsgelehrten  Mitglieder  des  Oberhauses  (Law  Lords)  nicht  sein. 
Vgl.  Franqueville  IL  502ff. 
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in  welchem  für  den  Fall  einer  wegen  Wahlbestechungen  oder  ille- 
galen Wahlbeeinflussungen  eingebrachten  Beschwerde  auch  Bericht 
erstattet  werden  mufs  über  die  Ergebnisse  des  Verfahrens  in  dieser 
Hinsicht  Der  High  Court  hat  überdies  jederzeit  das  Recht,  auf 
Ansuchen  eines  Beteiligten  die  ganze  Beschwerdesache  als  Special 
Gase  an  sich  zu  ziehen  und  selbst  zu  entscheiden.  Der  Wahlrichter 
urteilt  aber  nicht  allein  über  die  Frage  der  Gültigkeit  der  Wahl- 
sondern er  hat  auch  das  Recht,  im  summarischen  Verfahren  über 
alle  Wahlvergehen,  sowohl  schwere  wie  leichte  Delikte,  als  Straf- 
richter zu  entscheiden.  Nur  steht  es  im  Falle  der  schweren  De- 
likte (Corrupt  Practices)  dem  Beschuldigten  frei,  statt  des  Wahl- 
gerichtshofes die  Stellung  vor  eine  Jury  zu  verlangen.  Allen  Ver- 
handlungen über  Election  Petitions  hat  ein  Vertreter  des  Staats- 
anwaltes (Director  of  Public  Prosecution)  beizuwohnen.  Derselbe 
ist  verpflichtet,  an  dem  Zeugenverhöre  behufs  Erforschung  der 
Wahrheit  teilzunehmen ,  selbst  Zeugen  vorzuladen  und  gegebenen- 
falls öffentliche  Anklage  zu  erheben,  sei  es  vor  dem  Wahlgerichts- 
hofe selbst  oder  vor  dem  örtlich  kompetenten  Gerichtshofe.  Über- 
dies hat  auch  der  Wahlrichter  das  Recht,  einen  der  Wahlbestechung 
oder  des  Wahlbetruges  Beschuldigten  einem  anderen  Gerichtshofe 
auf  Grund  der  ordentlichen  Strafklage  (Indictment)  zu  überweisen. 
Alle  damit  verknüpften  Auslagen  sind  als  Teil  der  Kosten  des 
Wahlgerichtshofes  anzusehen  und  einzubringen.  Für  letztere  ist 
aber  principiell  festgestellt,  dafs  die  Besoldung  des  Richters  und 
seiner  Hilfskräfte  zunächst  von  der  Stadtkasse  getragen  werden 
müsse,  während  die  sonstigen  Kosten  des  Verfahrens  nach  dem 
vom  High  Court  aufgestellten  Tarife  den  Parteien,  beziehungs- 
weise denjenigen,  welche  eines  Deliktes  schuldig  erkannt  werden, 
zur  Last  fallen.  Aber  es  kann  auch  der  Rückersatz  dieser 
Kosten  dem  Beschwerdeführer  im  Falle  mutwilliger  Beschwerde- 
führung auferlegt  werden.  Jede  Beschwerde  mufs  von  der  Deposi- 
tion einer  auf  Verlangen  des  Gerichtes  bis  500  £  ausdehnbaren 
Kaution  oder  tauglichen  Bürgschaft  (Recognisance)  begleitet  sein. 
Das  Gericht  mufs  innerhalb  der  betreffenden  Stadt  abgehalten 
werden,  es  sei  denn,  dafs  der  High  Court  es  anderswohin  dele- 
giert. Für  das  Gerichtslokal  hat  die  Stadt  selbst  zu  sorgen  und 
die  Kosten  aus  der  Stadtkasse  zu  bestreiten.  Die  Parteienrollen  sind 
so  verteilt,  dafs  als  Kläger  der  Beschwerdeführer  aktiv,  als  Be- 
klagter nur  derjenige,  dessen  Wahl  bestritten  wird  oder  der  Wahl- 
vorsitzende passiv  legitimiert  erscheint.  Nach  gefällter  Entscheidung 
ist  dem  High  Court  ein  Bericht  zu  erstatten  und  eine  Abschrift 
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desselben  der  Stadtkanzlei  zu  übermitteln.  Das  Verfahren  selbst 
ist  in  sehr  eingehender  Weise  durch  Verordnungen  (General  Rules) 
geregelt,  welche,  wie  alle  prozessualen  Bestimmungen  in  England, 
von  dem  Gerichtshofe  selbst  erlassen  werden.  Das  Kreuzverhör 
ist  Klägern  und  Angeschuldigten  gestattet.  Eine  Zurückziehung 
der  eingebrachten  Beschwerde  ist  nur  mit  Erlaubnis  des  Richters, 
und  zwar  in  der  Weise  möglich,  dafs  alle  beteiligten  Personen  an 
Eidesstatt  erklären,  für  die  Zurückziehung  der  Beschwerde  weder 
Geld  gegeben  noch  genommen  zu  haben.  Hat  dennoch  solches 
stattgefunden,  so  sind  die  Schuldigen  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  und  Geldbufse  bis  200  £  zu  bestrafen.  Die  Niederlegung 
des  in  Beschwerde  gezogenen  Wahlamtes  verhindert  nicht  die  Durch- 
führung des  Verfahrens.  Der  Spruch  des  Wahlgerichtshofes  oder 
des  High  Court  im  Falle  eines  Special  Gase  entscheidet  endgültig 
über  die  angefochtene  Wahl ;  eine  Revision  dagegen  findet  nicht  statt. 
Fassen  wir  diese  Ausführungen  zusammen,  so  unterliegt  es 
wohl  keinem  Zweifel,  dals  hier  eine  solche  Fülle  von  streng  und 
tief  eingreifenden  Rechtsvorschriften  zur  Wahrung  der  Reinheit 
der  öffentlichen  Wahlen  aufgestellt  ist,  die  kaum  mehr  überboten 
werden  kann ;  freilich  macht  sich  auch  hier  die  bis  zur  völligen  Un- 
übersehbarkeit des  Rechtes  ausgearbeitete  Kasuistik  der  englischen 
Jurisprudenz  nachteilig  geltend.  Es  ist  gewifs  unmöglich,  eine 
80  aufserordentlich  dehnbare  Vorstellung,  wie  die  der  ungehörigen 
Wahlbeeinflussung,  durch  Aufstellung  legaler  Definitionen  in  Rechts- 
begriife  zu  zerlegen.  Auch  das  englische  Recht  kann  hier  am 
Ende  doch  nichts  anderes  thun,  als  die  Entscheidung  im  ein- 
zelnen Falle  dem  Richter  in  die  Hand  geben.  Denn  es  wird  für 
jene  Fälle,  wo  nicht  ganz  unzweifelhaft  der  Kandidat  als  der  An- 
stifter oder  Thäter  der  Wahlbeeinflussung  erscheint,  durch  das 
Gesetz  dem  Gerichtshofe  anheimgestellt,  auszusprechen,  dals  die 
vorgekommenen  Unregelmäfsigkeiten  von  begrenzter  Wirkung  ge- 
wesen und  dafs  daher  die  Wahl  gültig  sei.  Jedenfalls  wird  mit  Fug 
und  Recht  behauptet  werden  dürfen,  dafs  die  bis  in  die  letzten 
Einzelheiten  gehende  Kasuistik  der  Gesetzgebung  auch  hier,  wie 
so  oft  im  englischen  Rechte,  mehr  verdunkelnd  als  klarstellend 
wirkt.  Als  Princip  tritt  aus  dem  Gewirre  von  Einzelbestimmungen 
der  leitende  Gedanke  hervor,  eine  Wahl  sei  dann  als  ungültig  an- 
zusehen, wenn  bei  schweren  Wahldelikten  der  Kandidat  selbst  als 
der  Urheber  oder  schuldige  Thäter  erscheint;  in  allen  leichteren 
Fällen  der  Beeinflussung  nur  dann,  wenn  nach  dem  Stimmenver- 
hältnisse das  Ergebnis  der  Wahl  hiervon  zweifellos  und  entscheidend 

Bedlieh,  EngL  Lokalrenraltung.  20 
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beeinflufst  worden  ist*.  Nach  diesem  Principe  gehen  die  Gerichte 
vor,  indem  sie  sich  in  jedem  einzelnen  Falle  von  der  freien 
Würdigung  der  subjektiven  Umstände  leiten  lassen.  Die  vielfach 
unklare  und  dehnbare  Fassung  des  Gesetzes  unterstützt  diese 
Haltung  der  Judikatur  aufserordentlich.  Fragt  man  nach  dem 
praktischen  Erfolg  dieser  Bestimmungen,  so  läfst  sich  nicht  in  Ab- 
rede stellen,  dafs  derselbe  nachhaltig  und  grofs  ist.  Die  Zeiten 
der  Wahlkorruption,  wie  sie  uns  die  satirische  Litteratur  Englands 
treifend  geschildert  hat,  sind  dort  wohl  für  immer  vorüber.  Noch 
mehr  als  bei  den  Wahlen  zum  Unterhause  ist  bei  den  Municipal- 
wahlen  offenkundige  Korruption  und  Bestechung  seit  den  letzten 
Jahrzehnten  so  gut  wie  ausgeschlossen,  wenn  auch  geschickte  Wahl- 
agenten noch  immer  innerhalb  des  dichten  Netzes,  das  die  Gesetze 
gegen  Wahlbestechung  gesponnen  haben,  Gelegenheit  finden,  ihre 
übrigens  gut  gezahlten  Dienste  dem  Kandidaten  wert  zu  mschen.  Das 
beschränkt  sich  aber  zumeist  auf  legale  Beeinflussung  (Canvassing), 
wie  sie  mit  jeder  Wahlagitation  unzertrennlich  verknüpft  ist.  Die 
reiche  Judikatur  der  Wahldelikte ,  die  in  den  Spruchregistern  der 
englischen  Gerichtshöfe  zu  finden  ist,  zeigt  am  besten,  dafs  sowohl 
die  Wähler  als  auch  die  Richter  die  Durchführung  der  Gesetze 
gegen  Wahlbetrug  ernst  genommen  haben  und  nehmen^.  Sehr 
viel  hat  auch  in  dieser  Richtung  die  Veränderung,  welche  sich  in 
der  ganzen  äufseren  Gestaltung  des  englischen  Parteilebens  voll- 
zogen hat,  gewirkt.  Die  grofsen  Parteien  sind  gegenwärtig  per- 
manente Organisationen,  die  sämtliche  lokale  Parteivereinigungen 
in  höheren  Verbänden  und  schliefslich  in  einer  gewählten  Central- 
leitung    zusammenfassen,    der    ein   Stab    bezahlter  Beamten   zur 


1  S.  18  u.  19  des  Mun.  Elections  Act. 

^  Allerdings  haben  andererseits  die  Gerichtshöfe  manche  wichtige  Ge- 
setzesbestimmung durch  ihre  Entscheidungen  aufser  Kraft  gesetzt  und  so  der 
Wahlkorruption  neue  Wege  eröffnet.  Besonders  wichtig  ist  für  die  Parlaments« 
wählen  in  dieser  Hinsicht  die  Definition,  welche  die  Spruchpraxis  bezüglich 
des  Begriffes  „Candidate^  aufgestellt  hat.  Nur  solche  Personen,  die  ausdrück- 
lich die  Kandidatur  angenommen  haben,  werden  als  „adopted  Gandidates*'  im 
Sinne  des  Gesetzes  angesehen  und  fallen  unter  die  obengenannten  Bestinunungen. 
Wer  aber  seine  Kandidatur  ruhig  geschehen  läfst,  ist  diesen  letzteren  nicht  unter- 
worfen. Alle  vor  dem  Zeitpunkte  der  ausdrücklichen  Annahme  vollzogenen 
Handlungen  gelten  daher  nicht  als  Handlungen  des  Kandidaten  im  Sinne  des 
Gesetzes  und  bleiben  darum  straflos.  Ein  grofser  Theil  der  noch  immer  ge- 
übten Wahlbestechung  wird  als  Folge  dieser  Auslegung  des  Gesetzes  be- 
zeichnet und  daher  die  Verbesserung  des  Gesetzes  in  dieser  Richtung  von 
radikaler  Seite  dringend  gefordert 
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Seite  steht.  In  der  fortwährenden  Anwendung  dieser  Organisation, 
in  der  ununterbrochenen  Pflege  des  Parteilebens  durch  Versamm- 
lungen, Publikationen  und  politische  Aktionen  sowohl  im  Hinblick 
auf  die  Aufgaben  der  Reichspolitik  wie  zu  Zwecken  der  Förderung 
lokaler  Fragen  liegt  heute  der  Schwerpunkt  der  politischen  Arbeit. 
Dagegen  tritt  der  Wert  der  Agitation  unmittelbar  vor  Wahlen 
wesentlich  an  Bedeutung  zurück  und  zugleich  damit  die  Ver- 
suchung zu  unlauterer  Agitation.  Den  Ausschlag  hat  aber  auch 
hier  die  Erweiterung  des  Wahlrechtes  gegeben.  Die  Teilnahme  der 
Massen  an  dem  konstituierenden  Akte  des  öffentlichen  Lebens  hat 
mehr  zur  Femhaltung  der  Korruption  von  demselben  gewirkt  als 
alle  noch  so  drakonischen  Strafbestimmungen.  Dadurch  erst  ist 
auch  in  Bezug  auf  die  Municipalwahlen  der  öffentlichen  Meinung 
jene  tiefreichende  Wirkung  und  Autorität  verliehen  worden,  welche 
diesem  Faktor  die  kräftigste  Kontrolle  über  alle  Vorgänge  des 
städtischen  Lebens  sichert.  Mit  der  Herstellung  der  Reinheit  der 
Wahlen  ist  aber  die  unerläfsliche  Voraussetzung  für  eine  demo- 
kratische Verwaltungsordnung  geschaffen,  wird  das  vitale  Grund- 
princip  der  Demokratie,  die  Selbstverwaltung  der  öffentlichen 
Angelegenheiten  nach  dem  durch  die  Mehrheit  zum  Ausdruck 
gebrachten  Willen  des  Volkes  erst  zur  Wahrheit  gemacht. 


Fünftes  Kapitell 
Die  innere  Organisation  der  städtischen  Verwaltung. 

Innerhalb  des  durch  die  Städteordnung,  die  übrigen  allgemeinen 
Gesetze  und  die  Local  Acts  abgesteckten  Wirkungskreises  ist  das 
Town  Council,   die  nach   der  Gemeindewahlordnung   rechtmäfsig 

^  Die  Bestimmungen  der  Städteordnung  zu  diesem  Gegenstande  sind  in 
88.  22 — 24  des  Gesetzes  sowie  in  Schedula  II.  enthalten,  geben  aber  nur  das 
Notwendigste;  eine  wichtige  Quelle  bieten  daher  die  selbständig  von  den  ein- 
zelnen Städten  erlassenen  Geschäfts-  und  Verwaltungsordnungen  (Standing 
Orders  and  Regulations).  Eine  Reihe  von  solchen  ist  der  obigen  Darstellung 
zugrunde  gelegt  (so  die  Standing  Orders  von  Birmingham,  Liverpool,  Man- 
chester, Leeds,  Sheffield,  Nottingham,  St.  Helens  u.  a.  m.X  und  es  ist  der  Ver- 
such gemacht  worden,  die  gemeinsamen  Charakterzüge  der  städtischen  Ver- 
waltungsorganisation, die  sich  aus  der  Nebeneinanderstellung  derselben  ergeben, 
herauszuheben.  Dieser  Versuch  erscheint  um  so  mehr  berechtigt,  als  gerade 
in  der  inneren  Organisation  selbst  die  verschiedenen  Typen  der  Städte  — 
Grofsstädte,  mittlere  Industrie-  und  Hafenstädte,  die  alten  historischen  Boroughs 
und  die  kleineren  Stadtflecken  —  aufserordentlich  übereinstimmen,  wenn  auch 
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konstituierte  Vertretung  der  Stadtgemeinde,  das  einzige  zu  selb- 
ständiger Willensbildung  namens  der  Gemeinde  berufene  und  be- 
fugte Organ.  In  ihm  konzentriert  sich  die  gesamte  städtische 
Verwaltung.  Durch  seine  in  der  Regel  mit  einfacher  Mehrheit 
gefarsten  Beschlüsse  wird  alles  das,  wozu  die  Stadtgemeinde  nach 
dem  Gesetze  befugt  ist,  vollzogen.  Bedenkt  man  nun,  dafs  das 
Town  Council  auch  in  den  kleineren  Städten  eine  Körperschaft  von 
20—40  Mitgliedern  vorstellt,  dafs  in  den  grofsen  Gemeinden  aber 
diese  Zahlen  weit  darüber  hinaus  bis  zu  100  und  noch  mehr  steigen, 
so  ist  es  klar,  dafs  die  konkrete  laufende  Administration  unmöglich 
von  dem  gesamten  Plenum  des  Town  Council  geführt  werden  kann. 
Die  Konzentrierung  des  ganzen  Wirkungskreises  der  Gemeinde  im 
Town  Council,  der  Umstand,  dafs  der  Mayor  blofs  der  höchste 
Würdenträger,  nicht  aber  das  verantwortliche  Haupt   der  städti- 


die  Dimensionen  und  die  systematische  Ausbildung  dieser  Organisation  je  nach 
der  Gröfse  der  Stadt  und  dem  Umfange  der  in  die  städtische  Verwaltung  ein- 
bezogenen Unternehmungen  wesentlich  von  einander  abweichen.  Eine  weitere 
Hauptquelle  obiger  Darstellung  bilden  die  Jahresberichte  der  verschiedenen 
Grofsstädte,  sowie  die  Verhandlungsberichte  der  Stadträte,  wie  sie  dem  Ver- 
fasser in  reicher  Auswahl  in  der  Bibliothek  der  London  School  of  Economics 
zur  Verfügung  standen.  Endlich  giebt  das  Studium  des  reichhaltigen  und 
verläfslichen  Hauptorgans  der  Municipalreformer ,  des  Municipal  Journal, 
einen  guten  Einblick  in  die  lebendige  Funktion  des  städtischen  Verwaltungs- 
apparates. Obgleich  in  der  eigentümlichen  Stellung  der  Committees 
und  der  Beamtenschaft  zum  Council  das  Wesen  der  englischen 
Stadtverfassung  verborgen  liegt,  ist  dieser  Kernpunkt  dennoch  bisher 
nicht  oder  nicht  genügend  beachtet  worden.  6 n eist  z.  B.  hat  durch  seine  ganz 
von  preufsischen  Einrichtungen  voreingenommene  Auffassung  das  Verständnis  der 
durch  und  durch  demokratischen  Eigenart  der  englischen  Stadt,  die  sich  bei 
dem  Studium  ihrer  Verwaltungsorganisation  geradezu  aufdrängt,  aufser- 
ordentlich  erschwert,  ja  geradezu  verhindert.  Vauthier  und  Arminjon  sind 
auch  in  diesem  Punkte  wie  in  vielen  anderen  nicht  über  die  Oberfläche  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  eingedrungen.  A.  Shaw  weist  in  seinem  Essay 
„The  British  System  in  Operation^  treffend  auf  diesen  vitalen  Punkt  hin  und 
bringt  durch  die  Gegenüberstellung  der  englischen  und  der  amerikanischen 
Stadtverfassung  klar  zur  Anschauung,  dafs  gerade  die  innere  Organisation 
es  ist,  welche  die  englischen  Städte  zu  Musterdemokratien  macht,  während 
die  Mängel  des  amerikanischen  Rechtes  in  diesem  Betracht  geradezu  die  Haupt- 
ursache der  schweren  Mifs  stände  der  Städte  Verwaltung  in  den  Vereinigten 
Staaten  bilden.  In  England  fehlt  es  an  jedweder  wissenschaftlichen  Dar- 
stellung des  „Working  System'^:  einen  sehr  instruktiven  Einblick  in  das  Ge- 
triebe der  Stadtverwaltung  gewährt  die  Einvernahme  der  Experten  vor  der  zur 
Lösung  der  Frage  der  Amalgamation  der  Metropolis  mit  der  City  of  London 
eingesetzten  Royal  Commission  von  1894.  Minutes  of  Evidence.  (P. 
P.  7493> 
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sehen  Verwaltung  ist,  alles  dies  trägt  dazu  bei,  eine  Differen- 
zierung des  Town  Council  zum  Zwecke  der  Administration  unent- 
behrlich zu  machen. 

Dies  ist  nun  der  Punkt,  der  für  den  Gesamtcharakter  jeder 
repräsentativen  Gemeindeverfassung  entcheidend  ist.  Überall  dort, 
wo  einem  von  der  Gesamtheit  der  Gemeindemitglieder  gewählten 
Vertretungskörper  die  Gemeindeverwaltung  unmittelbar  übertragen 
erscheint,  erhebt  sich  auch  stets  dasselbe  Problem:  nämlich  die 
Frage,  wie  durch  eine  besondere  Institution  dieser  Vertretungs- 
körper zu  einem  effektiven  administrativen  Organ  umzuge- 
stalten sei.  Die  Art  und  Weise,  wie  dieses  Problem  in  den  ver- 
schiedenen grofsen  Rechtsgebieten  Europas  gelöst  wird,  hängt  tief 
mit  der  ganzen  Staatsverfassung  derselben  und  den  in  dieser 
letzteren  zum  Ausdruck  kommenden  politischen  Grundvorstellungen 
der  Nationen  oder  ihrer  Regierungen  zusammen.  Es  ist  am  besten, 
das  Verständnis  der  im  einzelnen  Falle  gefundenen  Lösung  sich 
durch  eine  Parallele  zu  erschliefsen. 

In  Preufsen  und  mit  geringen  Abweichungen  im  ganzen  Deutschen 
Reiche  ist  diese  Kernfrage  der  Kommunalverwaltung  in  zweifacher 
Form  gelöst.  Die  erste  ist  die  typische  Magistratsverfassung ;  die- 
selbe beruht  im  wesentlichen  darauf,  dafs  dem  unmittelbar  auf 
dem  Vertrauen  der  Wählerschaft  beruhenden  Körper,  der  Stadt- 
verordnetenversammlung, ein  zweites  Organ  in  Gestalt  des  Magi- 
strates gegenüber  gehalten  wird,  dessen  Zusammensetzung  zwar 
durch  Wahl  seitens  der  ersteren  Körperschaft  erfolgt  aber  im 
übrigen  völlig  unter  Aufsicht  der  Centralbehörde  gestellt  ist.  Alle 
Mitglieder  des  Magistrates,  die  besoldeten  und  unbesoldeten,  müssen 
von  der  Centralregierung ,  respektive  dem  Landesfürsten,  bestätigt 
werden.  Die  Stadtverordnetenversammlung  ist  im  wesentlichen  eine 
rein  deliberative  Körperschaft;  die  Vorbereitung  der  Beratungen  aber, 
somit  die  ganze  Initiative  in  der  Verwaltung  und  die  Ausführung  der 
Beschlüsse  ist  ihr  nahezu  vollständig  entzogen  und  dem  Magistrate 
mit  dem  Bürgermeister  an  der  Spitze  anvertraut.  Dieses  System 
findet  seinen  logischen  Abschluls  in  der  Ausgestaltung  des  Bürger- 
meisteramtes in  Preufsen.  Der  preufsische  Stadtbürgermeister  ist 
nicht  das  von  den  Vertretern  der  Gemeindemitglieder  freigewählte 
Haupt  der  Stadt,  sondern  ein  mit  der  Führung  der  städtischen 
Verwaltung  betrauter  mittelbarer  Staatsbeamter,  der  zu  seinem 
Amte  von  der  Gemeindevertretung  aus  einem  engen  Kreise  pro- 
fessioneller Verwaltungsbeamten  erkoren  und  von  der  Staats- 
regierung ernannt  wird.    Sowohl  der  Bürgermeister  wie  die  be- 
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soldeten  Magistratsmitglieder  müssen  durch  Ablegung  juristischer 
oder  technischer  Prüfungen  den  Befähigungsnachweis  zu  ihrem 
Amte  erbracht  haben.  Überdies  steht  es  der  Regierung  frei,  noch 
darüber  hinaus  einen  Kandidaten  zu  diesen  Ämtern  nach  dis- 
kretionärem Ermessen  nicht  nur  auf  seine  Befähigung  sondern 
auch  auf  seine  politische  Haltung  hin  zu  prüfen.  Hier  ruht 
also  der  Schwerpunkt  der  kommunalen  Verwaltung  aufser- 
halb  der  Stadtverordnetenversammlung,  der  praktisch  genommen 
eigentlich  nur  die  Kontrolle,  und  zwar  hauptsächlich  die  finanzielle 
Kontrolle  der  von  Magistrat  und  Bürgermeister  geführten  Ver- 
waltung zusteht.  Die  zweite  Grundform  der  preufsischen  Städte- 
organisation ist  die  sogenannte  Stadtverwaltung  mit  Bürger- 
meistereiverfassung. Hier  vereinigt  der  Bürgermeister  auch  die 
Funktionen  des  Magistrates  in  seiner  Person.  Er  ist  der  Stadt- 
vorstand, das  ausschliefsliche  Exekutivorgan  der  Gemeindever- 
waltung; die  sogenannten  Beigeordneten,  die  ihm  als  Hilfsorgane 
beigegeben  sind,  bilden  nicht  im  Verein  mit  dem  Bürgermeister  ein 
Kollegium,  sondern  haben  nur  die  Geschäfte  zu  verrichten,  die 
jener  ihnen  aufträgt.  Es  ist  dies  einfach  die  ins  Deutsche  über- 
setzte Präfekturverwaltung  des  napoleonischen  Verwaltungssystems. 
Die  Stadtverordnetenversammlung  spielt  hier  noch  eine  geringere 
Rolle  als  in  den  nach  der  Magistratsverfassung  organisierten 
Städten.  Von  einer  Selbstverwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten 
durch  die  Erwählten  der  Gemeindemitglieder  kann  hier  füglich 
nicht  gesprochen  werden:  alle  wirkliche  administrative  Thätigkeit 
liegt  in  der  Hand  des  Bürgermeisters  und  wird  von  seinem  Bureau 
durchgeführt. 

In  diesen  beiden  Systemen  hat  die  Centralverwaltung  schon  nach 
dem  Wortlaut  des  Gesetzes  ein  aulserordentlich  grofses  Mafs  von 
Einflufs  und  direkter  Befehlsgewalt  in  Bezug  auf  die  kommunalen 
Angelegenheiten.  An  allen  Ecken  und  Enden  kann  die  Initiative 
und  die  Obervormundschaft  der  stadtlichen  Exekutivgewalt  inner- 
halb der  Gemeindeangelegenheiten  fühlbar  werden*. 

In  Österreich  hingegen  finden  wir  in  den  auf  Grund  des  Gemeinde- 
gesetzes erlassenen  Gemeindeordnungen  ebenso  wie  in  den  allen 
gröfseren  Städten  verliehenen,  lokalen  Gemeindeordnungen  (Statuten) 
eine  ganz  andere  Lösung  des  hier  vorliegenden  Problems.  Hier 
wählt  der  Gemeindeausschufs  oder  der  Gemeinderat,  •  d.  i.  die  un- 


*  Vgl.  Schön,  Das  Recht  der  Kommunalverbände  in  Preufsen.    Leipzig 
1897  S.  118—119,  129. 
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mittelbar  von  den  Gemeindeangehörigen  gewählte  Körperschaft, 
frei  aus  ihrer  Mitte  den  Gemeindevorsteher  oder  Bürgermeister. 
Eine  Ingerenz  der  Centralverwaltung,  der  politischen  Behörden 
hierauf  sowie  eine  Einengung  des  Kreises  der  hierzu  befähigten 
Personen  durch  die  Vorschriften  über  einen  besonderen  Befähigungs- 
nachweis findet  nicht  statt.  In  den  mit  eigenen  Statuten  ver- 
sehenen Städten  sind  zwar  im  einzelnen  voneinander  abweichende 
Bestimmungen  getroffen;  regelmäfsig  besteht  aber  hier  ein  die 
laufende  Administration  besorgender  Magistrat,  d.  h.  ein  aus  be- 
soldeten Beamten  bestehender  Organismus,  der  unmittelbar  dem 
Bürgermeister  und  durch  diesen  dem  Gemeinderate  untersteht.  Der 
Bürgermeister  ist  aber  das  freigewählte  Oberhaupt  der  Gemeinde, 
wenn  auch  seine  Wahl  in  den  mit  eigenen  Statuten  versehenen 
Städten  einer  Bestätigung  durch  den  Kaiser  bedarf.  Er  ist  nichts 
anderes  als  die  aus  der  Gemeindevertretung  organisch  heraus- 
wachsende Spitze  der  städtischen  Verwaltung.  Zur  Führung  der 
Verwaltung  werden  in  beiden  Arten  von  Stadtgemeinden  Ver- 
waltungskommissionen, Sektionen,  aus  der  Mitte  der  Gemeinde- 
vertretung heraus  gewählt,  denen  die  Beratung  und  Beschlufs- 
fassung  über  einzelne  Zweige  der  Verwaltung  oder  die  Leitung  von 
Unternehmungen  der  Gemeinde  zugewiesen  erscheinen;  aber  trotzdem 
ist  der  Bürgermeister  das  Haupt  und  der  treibende  Motor  der  laufen- 
den Verwaltung.  Er  übersieht  und  leitet  ihren  regelmäfsigen  Gang 
und  trifft  unter  Verantwortung  vor  der  Gemeindevertretung  und  auf 
Grund  der  Beschlüsse  derselben  die  notwendigen  Verfügungen;  er 
wird  hierbei  unterstützt  von  einem  permanenten,  aus  der  Gemeinde- 
vertretung gebildeten  Ausschusse,  dem  Gemeindevorstande  in  den 
kleineren  Städten,  in  Wien  von  dem  Stadtrate  und  der  als  Magistrat 
zusammengefafsten,  kollegialisch  organisierten,  kommunalen  Beamten- 
schaft, femer  von  den  aus  besoldeten  und  unbesoldeten  Funktionären 
zusammengesetzten  Magistraten  in  Brunn,  Prag  etc.  Bei  diesem 
System  ruht  der  Schwerpunkt  der  Verwaltung  zwar  in  der  Person 
des  Bürgermeisters,  aber  infolge  der  Stellung  desselben  zur  Gemeinde- 
vertretung zugleich  auch  in  dieser  letzteren,  von  welcher  der  Bürger- 
meister nur  ein  Teil,  und  der  er  für  seine  Kommunalpolitik  ver- 
antwortlich ist.  Die  Unterscheidung  eines  eigenen  und  über- 
tragenen Wirkungskreises  der  Gemeinde,  macht  allerdings  den 
Bürgermeister  für  einen  Teil  der  städtischen  Verwaltung  zu  einem 
im  Auftrag  der  Staatsverwaltung  und  unter  deren  Oberinstanz 
administrierenden  Organe.  Aber  diese  Unterordnung  des  Bürger- 
meisters sowohl  in   den   nach   der  allgemeinen  Gemeindeordnung 
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konstituierten  Gemeinden,  als  auch  in  den  mit  eigenem  Statut 
versehenen  Städten,  in  welchen  der  jedesmalige  gewählte  Bürger- 
meister ex  officio  auch  „Chef  der  politischen  Verwaltung  erster 
Instanz"  für  das  Stadtgebiet  wird,  tritt  dennoch  weit  an  Be- 
deutung zurück  gegenüber  seinem  Berufe,  als  freigewähltes  Haupt 
der  im  eigenen  Wirkungskreise  geübten  Kommunalverwaltung  zu  fun- 
gieren, zu  der  alle  wesentlichen  Zweige  der  Lokalverwaltung  gehören. 
Innerhalb  dieses  Wirkungskreises  steht  der  Staatsverwaltung  eine 
Ingerenz  auf  den  Bürgermeister  und  die  Gemeindevertretung  nur  zu, 
wenn  das  Gesetz  verletzt  wird  durch  Beschlüsse  der  Gemeindever- 
tretung oder  darauf  gegründete  Verfügungen  des  Bürgermeisters. 
Neben  der  Staatsverwaltung  steht  der  autonomen  Landesverwaltimg 
gleichfalls  ein  partielles  Aufsichtsrecht,  und  zwar  vor  allem  in  Bezug 
auf  die  Finanzverwaltung  der  Gemeinde  zu.  Im  grofsen  und 
ganzen  aber  ist  rechtlich  und  praktisch  die  Kommunalverwaltung 
der  österreichischen  Gemeinden  von  der  Einmischung  der  Staats- 
behörden und  der  Bevormundung  durch  dieselben,  insolange  eine 
Gesetzesverletzung  nicht  stattgefunden  hat,  völlig  frei  *. 

Und  nun  betrachten  wir  die  englische  Lösung  des  Problems. 
Dieselbe  ist  überraschend  einfach:  das  notwendige  Administrativ- 
organ, also  der  zur  Initiative  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen 
berufene  Specialkörper,  wird  hier  dadurch  gewonnen,  dafs  das 
Plenum  des  Town  Council  sich  in  so  viele  einzelne  ständige  Aus- 
schüsse (Standing  Committees)  und  Specialausschüsse  (Special 
Committees)  differenziert,  als  Gruppen  von  permanenten  oder 
zeitweiligen  Verwaltungsaufgaben  nach  Ansicht  des  Plenums  vor- 
handen sind.  Eines  von  diesen  Committees  ist  ein  sogenanntes 
Statutory  Committee,  d.  h.  ein  von  der  Städteordnung  als  obliga- 
torisch aufgestellter  Ausschufs  zur  Besorgung  der  Polizeiver- 
waltung, das  Watch  Committee.  Dieser  Verwaltungszweig  mufs 
also  auch  in  den  kleinen  Boroughs  durch  einen  besonderen  Ausschufs 
besorgt  werden*.  Die  Stärke  dieses  Committee  ist  gesetzlich  mit 
einer  Maximalzahl  festgestellt.  Es  darf  nicht  mehr  als  höchstens 
ein  Drittel  aller  Mitglieder  des  Town  Council  enthalten.  Im 
übrigen  wird  die  Stärke  aller  Committees  von  dem  Plenum  in 
dessen  Geschäftsordnung  dauernd  festgesetzt,  überdies  im  Bedarfs- 


^  Vgl.  Reichsgemeindegesetz  vom  5.  März  1862,  die  einzelnen  Landes- 
gemeindeordnungen  und  Statute,  sowie  den  Artikel  „Städte''  (Statuten)  von 
Brockhausen  im  Österreichischen  Staatswörterbuch,  hrsg.  von  Mischler  und 
Ulbrich. 

«  S.  190  Mun.  Corp.  Act. 
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falle  jederzeit  neu  reguliert.  Alle  Committees  werden  sogleich  in 
der  ersten,  gesetzlich  auf  den  9.  November  festgelegten  Eröffnungs- 
sitzung des  Town  Council  gebildet,  und  zwar  neu  gebildet.  Der 
Major  gehört  formell  allen  Committees  an.  Die  Bildung  dieser 
Committees  findet  nun  in  folgender  Weise  statt  In  der  Regel  wird 
das  Geschäft  der  Aufteilung  der  Councillors  und  Aldermen  auf 
die  einzelnen  Committees  in  den  gröfseren  Stadtgemeinden  durch 
das  General  Purpose  Committee  besorgt  oder  ein  ad  hoc  gebildetes 
Selection  Committee^,  das  aus  je  zwei  Mitgliedern  der  Standing 
Committees,  die  in  der  letzten  Ausschufssitzung  bestimmt 
werden,  sich  zusammensetzt.  Die  auf  solche  Weise  getroffene 
Ordnung  wird,  da  sie  in  der  Regel  im  Einverständnisse  beider  im 
Town  Council  vorhandenen  Parteien  geschaffen  wird,  vom  Plenum 
debattelos  acceptiert.  Die  Zahl  der  Mitglieder  pflegt  für  alle 
Standing  Committees  verschieden  zu  sein  und  ist  auch  in  einzelnen 
Städten  verschieden;  so  hat  Liverpool  Committees  von  12,  14,  16, 
17  und  20  Mitgliedern.  Meistens  ist  die  Höchstzahl  von  Mit- 
gliedern, die  ein  Committee  überhaupt  haben  darf,  in  den  Standing 
Orders  vorgeschrieben  *. 

Bei  der  Bildung  der  Committees  wird  femer  darauf  geachtet, 
dafs  jeder  Town  Councillor  und  Alderman  mindestens  in  ein 
Conunittee  entsendet  wird,  viele  davon  in  mehrere  Committees. 
Auch  wird  das  proportionale  Verhältnis  zwischen  den  Councillors 
und  Aldermen  streng  gewahrt®.  Der  Vorsitzende  (Chairman)  des 
Committee  wird  in  der  ersten  Jahressitzung  des  letzteren  von 
diesem  erwählt  und  zwar  ausschliefslich  mit  Rücksicht  auf  die  be- 
sondere Art  der  dem  letzteren  obliegenden  Verwaltungsarbeit  und 
die  Eignung  des  Betreffenden  zu  diesem  Amte.  Praktisch  genommen 
pflegen  meistens  Aldermen,  als  die  erfahrensten  und  stabilsten  Ele- 
mente in  der  Ratsversammlung,  zu  Vorsitzenden  wichtiger  Committees 
erwählt  zu  werden.  Die  Vorsitzenden  haben  übrigens  bei  der  jähr- 
lichen Neubildung  der  Committees  —  denn  eine  solche  mufs  im 
Gefolge  der  jährlichen  Neuwahl  eines  Drittels  der  Councillors  er- 
folgen* —  wesentlichen   Einflufs  auf  die  Aufnahme  neuer  Mit- 


*  Vgl.  R.  Commission  on  Amalgamation  etc.    Min.  of  Evidence  Qu.  10 127, 

*  So   in   Manchester   auf  24  (Stand.  Ord.  No.  9.  Z.  6),  in  Leeds  auf  21 
(Stand.  Ord.  No.  24). 

«  Vgl.   Stand.   Orders  von   Leeds  No.  26  u.  27,  Liverpool  No.  41—42, 
Manchester  No.  9,  St.  Helens  No.  26. 

*  Zur  Wahrung  der  Kontinuität  der  Geschäftsführung  enthalten  alle  Stan- 
ding Orders  die  Bestimmung,  dafs  jedes  neugebildete  Committee  die  Rückstände 
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glieder  in  die  Committees.  Was  nun  die  Anzahl  der  Committees 
betrifft,  so  entspricht  diese  den  Hauptzweigen  der  städtischen  Ver- 
waltung. In  allen  Städten  bestehen  daher  ein  und  dieselben  stän- 
digen Hauptausschtisse  für  alle  durch  die  Städteordnung  und  die 
Sanitätsakte  vorgeschriebenen  Verwaltungszweige.  So  finden  wir 
in  jedem  Borough  ein  Building  Committee,  Sanitary,  Waterworks, 
Markets,  Gas  and  Lighting,  Property  and  Lands,  Highways,  Finance, 
Sewerage  und  ein  Parliamentary  Committee.  Selbstverständlich 
sind  dabei  in  Einzelheiten  die  verschiedensten  Variationen  möglich, 
indem  je  ein  grofser  Verwaltungszweig,  wie  Bauwesen  oder  Sani- 
tätspflege oder  Vermögensverwaltung  an  mehr  als  ein  Committee 
aufgeteilt  werden  kann.  Überall  besteht  ferner  ein  allgemeines 
Executive  oder  General  Purposes  Committee,  dem  insbesondere  die 
Initiative,  Stellung  von  Anträgen  in  der  Monatsversammlung,  Ver- 
waltungsarbeit,  die  sich  nicht  gut  in  die  bestehende  Committee- 
einteilung  einfügen  läfst,  obliegen.  Neben  diesen  Standing  Com- 
mittees, die  in  keinem  Borough  fehlen,  finden  wir  in  den  einzelnen 
Städten  je  nach  der  Ausdehnung,  die  ihr  Wirkungskreis  genommen 
hat,  andere  ständige,  den  sonstigen,  nicht  obligatorischen  Ver- 
waltungszweigen entsprechende  Permanenzausschüsse:  so  fast 
überall  ein  Tramways,  ein  Electric  Lighting,  ein  Parks  Committee, 
dann  Public  Libraries  and  Museums  Committees,  Cemeteries  Com- 
mittees u.  s.  w.  Endlich  hat  jede  Stadt  jeweils  ihre  Sonderaus- 
schüsse für  besondere  in  ihrer  Mitte  bestehende  Stiftungen  und 
Unternehmungen.  Daneben  entsendet  das  Town  Council  in  jenen 
Städten,  die  Teilnehmer  an  einer  mit  anderen  Städten  oder  Graf- 
schaften gemeinsamen  Behörde  sind,  wie  z.  B.  einer  Flufsregu- 
lierungsbehörde  oder  einem  Technical  Education  Board,  seine  Dele- 
gierten, die  es  gleichfalls  am  9.  November  ernennt,  in  die  betreffen- 
den Joint  Boards.  Man  kann  sich  also  nicht  gut  eine  elastischere, 
leichter  variable  und  an  die  verschiedensten  Bedürfnisse  anpafsbare 
Organisationsform  der  Verwaltung  denken  als  diese  Decentralisation 
aller  kommunalen  Administrativbefugnisse  in  die  nach  praktischen 
Gesichtspunkten  gegeneinander  abgegrenzten  Fachcommittees  *. 


«eines  Vorgängers  übernehmen  mufs,  ferner,  dafs  auch  nach  der  am  1.  No- 
yember  erfoligten  Neuwahl  von  Councillors  die  Committees  rechtlich  in  Existenz 
bleiben  bis  zu  ihrer  Neukonstituierung  am  9.  November,  wobei  aber  die  nicht 
wiedergewählten  Councillors  sich  fernzuhalten  haben;  endlich  wird  verfügt, 
dafs  vom  1.  bis  9.  November  Committee  Sitzungen  nur  dann  stattzufinden  haben, 
wenn  der  Mayor  sie  aus  besonderer  Veranlassung  einberuft. 

^  Eine  eigentümliche  Einrichtung  knüpft  sich  in  kleineren  Städten  an  die 
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Eine  ganz  besondere  Stellung  nimmt  unter  den  Gommittees 
das  schon  vorhin  genannte  Watch  Committee  ein.  Es  ist  nämlich 
das  einzige  Statutory  Committee :  d.  h.  es  ist  der  einzige  aus  dem 
Town  Council  gebildete  Ausschufs,  dem  ein  bestimmter  Teil  des 
kommunalen  Wirkungskreises,  nämlich  die  Besorgung  der  ge- 
samten Polizeiverwaltung  innerhalb  des  Stadtgebietes,  unmittelbar 
durch  das  Gesetz  übertragen  ist^.  Die  Folge  davon  ist,  dafs  nach 
der  Auffassung  der  englischen  Rechtsprechung  diese  Thätigkeit 
des  Watch  Committee  keiner  weiteren  Überwachung  durch  das 
Gesamtcouncil  unterliegt.  Nur  jene  Agenden,  die  über  diesen 
statutarischen  Wirkungskreis  hinaus  dem  Watch  Committee  durch 
die  Standing  Orders  oder  von  Fall  zu  Fall  seitens  des  Town 
Council  übertragen  werden,  sowie  die  finanziellen  Beschlüsse  des 
Committee  erfahren  die  gleiche  Behandlung  wie  alle  Beschlüsse 
der  anderen  Committees  seitens  des  Plenums.  Aber  mit  der  Bil- 
dung der  Standing  und  Special  Committees  ist  die  Organisation 
der  Gemeindeverwaltung  noch  nicht  vollendet.  Der  Gedanke,  der 
dem  Committeesystem  zu  Grunde  liegt,  wird  bis  in  seine  letzte 
Konsequenz  verfolgt  und  demgemäfs  findet  noch  innerhalb  der 
grofsen  Committees  eine  weitere  Zellteilung  in  Subcommittees  statt. 
Und  zwar  giebt  es  auch  hier  ständige  Subcommittees,  die  regel- 
mäfsig  zu  Beginn  des  municipalen  Yerwaltungsjahres,  also  nach 
dem  9.  November,  gemäfs  den  Standing  Orders  aus  dem  Schofse 
der  Committees  gebildet  werden  und  Special  Subcommittees  zur 
Durchführung  zeitweiliger  Geschäfte*.  So  zerfällt  z.  B.  in  Leeds 
das  Property  Committee  in  folgende  sechs  Subcommittees :  das  City 
Buildings,  Roundhay  Park  und  4  nach  den  Stadtteilen  gesonderte 


im  Unterhause  und  in  vielen  Stadtvertretungen  übliche  Beratungsform  des 
„House  in  Committee''.  Es  verwandelt  sich  nämlich  das  ganze  Council  analog 
diesem  Vorgänge  regelmäfsig  in  ein  Committee  und  ermöglicht  so  eine  zwei- 
malige gründliche  Beratung  aller  Gegenstände;  in  diesem  Falle  werden  bis- 
weilen überhaupt  keine  Standing  Committees  gebildet  Diese  Einrichtung  findet 
sich  z.  B.  in  Dover  und  in  Faversham. 

^  Durch  Lokalakte  des  Parlaments  werden  bisweilen  noch  andere  Statu- 
tory Committees  in  einzelnen  Städten  geschaffen,  so  in  Nottingham  das  Public 
Health  Committee.  Siehe  K  Commission  on  Amalgamation.  Min.  of  Evi- 
dence  Q.  9569—72. 

*  Diese  wählen  sich  wieder  selbst  einen  Obmann.  Gerade  so  wie  der  Major 
Mitglied  aller  Committees  ex  officio  ist,  so  ist  auch  der  Chairman  of  Committee 
Mitglied  aller  Subcommittees  desselben.  Das  ist  notwendig,  um  dem  Chairman 
jederzeit  die  volle  Information  über  den  Stand  der  Verwaltung  in  allen  Teilen 
seines  Departements  zu  sichern. 
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Recreation  Grounds  Subcommittees ;  das  Highway  Committee  in  das 
Management  und  das  Stone  Purchasing  Subcommittee ;  das  Library 
Committee  in  7  Unterausschüsse  u.  s.  w.  Jedes  Committee  hat  femer 
in  grofsen  Stadtgemeinden,  wenn  es  überhaupt  ein  mit  selbständiger 
Geldgebarung  arbeitender  Ausschufs  ist,  ein  ständiges  Audit  Sub- 
committee, d.  h.  einen  zur  fortlaufenden  Kontrolle  der  Departements- 
ausgaben berufenen  Unterausschufs.  In  Liverpool  existieren 
11  Standing  Committees,  in  Nottingham  18  Standing  und  mehrere 
Special  Committees,  in  Leeds  15,  in  St.  Helens,  einer  mittleren 
Provinzstadt,  13,  in  Norwich  19  Committees;  aber  auch  eine  so 
kleine  Stadt  wie  Chard  mit  4500  Einwohnern  hat  9  Committees^. 
Die  Verwaltung  wird  in  den  Committees  und  Subcommittees 
nach  den  vom  Borough  Council  festgesetzten  „Standing  Orders 
and  Regulations" ,  der  vom  Council  geschaflfenen  Verwaltungs- 
ordnung, gemäfs  den  darin  gegebenen  und  jederzeit  frei  abänder- 


1  Das  Audit  Subcommittee  ist  z.  B.  in  Leeds  und  Sheffield  eingerichtet. 
Als  typisches  Beispiel  dieser  Yerwaltungsorganisation  seien  im  nachfolgenden 
die  Einrichtungen  Sheffields  dargestellt. 

Sheffield  hat  nach  dem  Census  von  1891  eine  Einwohnerzahl  von  324  293 
Personen.  Das  Borough  Council  besteht  aus  48  Councillers  und  16  Aldermen. 
Die  Stadt  zerfällt  in  9  Wards.  Das  Council  zerfällt  in  folgende  16  Committees, 
welche  die  Verwaltungsdepartements  anzeigen:  City  Hospitals,  Electric  Light, 
Finance,  Free  Public  Libraries  and  Museums,  General  Purpose  and  Parks, 
Health,  Highway  and  Sewerage,  Improvement,  Mappin  Art  Gallery,  Ruskin 
Museum,  Stage  Plays  Licensing,  Technical  Instruction,  Tramways,  Watch, 
Water  Committees.  Drei  Councillors  werden  in  das  West  Riding  of  Yorkshire 
Rivers  Joint  Committee,  6  Mitglieder  in  das  mit  der  genannten  Administrativ- 
grafschaft gemeinsame  Asylums  Committee  zur  Besorgung  der  Irrenpflege, 
femer  3  Mitglieder  in  die  Verwaltung  des  üniversity  College  of  Sheffield 
und  drei  Mitglieder  in  die  Verwaltung  der  Sheffield  Grammar  School  entsendet. 
Die  16  Committees  sind  von  verschiedener  Stärke:  acht,  zwölf,  fünfzehn  Mit- 
glieder. Das  Libraries  Committee  ist,  wie  in  allen  Städten,  auf  Grund  der 
von  der  Libraries  Akte  gegebenen  Erlaubnis  durch  Kooptation  aus  der  Zahl 
der  Bürgerschaft  verstärkt.  Sämtliche  Committees  zerfallen  weiters  in  ins- 
gesamt 53  Subcommittees,  deren  Mitgliederzahl  zwischen  8  und  7  variiert. 
Am  weitesten  geht  die  Aufteilung  im  Health  und  im  Watch  Committee,  wovon 
jedes  7  Unterausschüsse  hat.  Nämlich  das  erste  zerfällt  in  das  Auditing, 
Cleansing  and  Scavenging  (StrafsenreinigungX  Bathes  (Bäder),  Smoke  Nuisance 
(Bekämpfung  der  durch  den  Rauch  und  Rufs  erzeugten  Schädigung),  Housing 
of  the  Working  Classes  (Arbeiterwohnungen),  Sanitary  (Hygiene  und  Gesund- 
heitspolizei) Subcommittee.  Das  Watch  Committee  hat  nebst  dem  Audit  Sub- 
committee folgende  Unterausschüsse:  Das  Police  Force,  Prison  Inspection 
(Gefängniswesen),  Common  Lodging  House  (Herbergswesen),  Hackney  Carriages 
and  Omnibus  (öffentliches  Lohnfuhrwerk),  Clothing  (Uniformierung),  Lighting 
(Beleuchtungswesen)  Subcommittees. 
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liehen  Direktiven  geführt  durch  Beratung  und  Beschlufs*.  Für 
letztere  sind  gleichfalls  in  der  Geschäftsordnung  die  Formen  vor- 
geschrieben :  überdies  wird  aber  jedem  Standing  Committee  in  den 
grofsen  Gemeinwesen  ein  gröfserer  Spielraum  gegeben  zur  Er- 
gänzung dieser  Normen  nach  eigenem  Bedürfnisse. 

Diese  von  jedem  Borough  Council  autonom  geschaffene  lokale 
Verwaltungsordnung  werden  wir  im  Nachstehenden  ausführlicher 
zu  behandeln  haben;  zunächst  aber  setzen  wir  die  Darstellung  der 
Organisation  in  der  Verwaltung  fort. 

An  der  Spitze  des  Committee  steht  der  Chairman,  in  dessen 
Hand  sich  die  Oberleitung  des  jeweiligen  Verwaltungszweiges  kon- 
zentriert. Als  für  die  Beschlufsfähigkeit  eines  Committees  not- 
wendiges Quorum  ist  in  der  Regel  die  Zahl  von  drei  oder  fünf 
Mitgliedern  festgesetzt  *.  Die  Verhandlungen  der  Committees  sind 
fast  ausnahmslos  den  übrigen  Councillors  als  Zuhörern  zugänglich ; 
aber  es  besteht  kein  Recht  darauf.  Andererseits  ist  es  aber  in 
manchen  Städten  üblich,  sogar  den  Zeitungsberichterstattem  zu 
einzelnen  Committeeverhandlungen  Zutritt  zu  gewähren.  Dann 
aber  werden  alle  wichtigeren  Agenden  einfach  in  die  Subcommittees 
abgeschoben  oder  ein  Subcommittee  ernannt ,  dem  sämtliche  Mit- 
glieder des  Committee  angehören.  Diese  Verhandlungen  in  den 
Subcommittees  sind  stets  streng  vertraulich®. 


Die  Anzahl  der  Sitzungen  des  Plenums  und  der  Committees  in  nachstehen- 
der Tabelle  zeigt  die  Intensität  dieser  Verwaltung: 

Übersicht  über  die  Anzahl  der  Sitzungen  des  Town  Council  von 
Sheffield  und  seiner  Committees  im  Amtsjahre  1899. 


Anzahl 
der  Sitcangen 

Council 18 

Watch 27 

General  Purposes  a.  Parks ....  18 

Health 27 

Free  Libraries  and  Museum  ...  14 

Highway  and  Sewerage 26 

Finance 53 

Improvement 28 

City  Hospitals 29 


Anzahl 
der  Sitzungen 

Water 19 

Stage  Plays  Licensing 9 

Ruskin  Museum 10 

Mappin  Art  Gallery 12 

Parliamentary 6 

Technical  Instruction 5 

Tramways 26 

Electric  Light 19 

AUotments 2 


1  Über  die  Präsenz  der  Mitglieder  bei  den  Sitzungen  des  Council  und 
der  Committees  wird  genaue  Vormerkung  geführt  und  jährlich  veröffentlicht: 
ein  "zur  Kontrolle  der  Thätigkeit  der  Gemeindevertreter  durch  die  Btlrgerschaft 
sehr  dienlicher  Behelf.  Vgl.  Year  Book  of  the  City  of  Sheffield  for  1899—1900 
p.  229,  St  Helens  St.  0.  No.  36  u.  a.  m. 

8  Vgl.  z.  B.  Sheffield  St.  0.  Nr,  21,  Leeds  Nr.  34. 

•  Sehr  anschaulich  schildert  die  Art  und  Weise,  wie  den  nicht  unbeträcht- 
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Wir  stehen  aber  nunmehr  vor  der  für  die  Beurteilung  dieser 
eigenartigen  Verwaltungsorganisation  entscheidenden  Frage:  wie  sich 
nämlich  die  Verwaltung  durch  Specialdelegation  an  die  Gommittees 
praktisch  gestaltet  im  Hinblick  auf  die  beiden  von  der  St&dteord- 
nung  eingesetzten  Faktoren,  einerseits  das  Plenum  der  Ratsver- 
sammlung, das  Borough  Council,  andererseits  die  besoldete  Be- 
amtenschaft der  Gemeinde.  Wir  werden  beide  Fragen  nacheinander 
ins  Auge  fassen. 

Was  das  Verhältnis  der  Gommittees  zum  Plenum  vom  legalen 
Standpunkte  aus  betriflFt,  so  l&fst  sich  dasselbe  erschöpfend  mit 
zwei  Sätzen  charakterisieren.  Erstens  ist  vom  verfassungsrecht- 
lichen Gesichtspunkte  aus  festzuhalten,  dafs  der  durch  Spaltung 
des  Council  in  Gommittees  geschaffene  Verwaltungskörper  immer 
ein  Stück  der  Gemeindevertretung  bleibt  und  sich  somit  ver- 
fassungsrechtlich als  das  Ergebnis  der  bis  in  die  letzte  Eonsequenz 
verfolgten  Grundidee  des  englischen  Städterechtes  darstellt:  der 
Idee,  dafs  die  Verwaltung  der  kommunalen  Angelegenheiten  einzig 
und  allein  den  gewählten  Repräsentanten  der  Bürgerschaft  zusteht 
als  ihr  Recht  und  ihre  Pflicht.  Zweitens  aber  ist  vom  administra- 
tiven Standpunkte  aus  die  Stellung  des  Committee  zdm  Plenum 
die  des  Mandatars  zum  Mandanten,  dem  die  Ratihabition  der  Ge- 
schäftsführung des  ersteren  znsteht.  Die  Städteordnung  drückt 
dies  mit  wenigen  Worten  aus:  the  acts  of  every  such  Committee 
shall  be  submitted  to  the  approval  of  the  Council.  Alle  Gommittees 
führen  ihre  Verwaltung  unter  der  principiellen  Mafsgabe  der  Be- 
stätigung ihrer  Beschlüsse  und  Verfügungen  durch  das  Council.  Das 
ist  alles,  was  das  Gesetz  über  die  Beziehung  zwischen  Plenum  und 
Committee  bestimmt.  Es  ist  nun  klar,  dafs  mit  der  Aufstellung  des 
Principes  für  die  praktische  Gestaltung  der  Administration  noch 
nichts  gethan  ist.  Auch  hier,  in  diesem  geradezu  den  Nerv  der  ganzen 
Gemeindeverwaltung  bildenden  Problem,  ist  von  der  staatlichen 
Gesetzgebung  alles  Weitere  der  Ordnung  durch  die  Stadtgemeinde 
selbst,  durch  ihre  selbständige  Normenfestsetzung  überlassen :  aber- 
mals eine  für  die  strenge  Festhaltung  der  Autonomie  als  Grund- 
lage der  Stadtverfa^sung  überaus  bezeichnende  Erscheinung. 

Wenn  wir  nun  im  Folgenden  darstellen,  wie  sich  das  Ver- 
hältnis zwischen  Council  und  Committee  vom  administrativen  Stand- 


lichen Schwierigkeiten,  welche  durch  zu  weitgehende  Öffentlichkeit  für  die  Ver- 
waltung entstehen,  praktisch  begegnet  wird,  ein  Experte  vor  der  Royal  Com- 
mission  on  Amalgam.  Min.  of  Evidence  9539—41,  10140—49  u.  10  255—61. 
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punkte  aus  auf  Grund  jenes  gesetzlichen  Principes  praktisch  ge- 
staltet hat  und  wie  dementsprechend  der  wirkliche  Gang  der  Kom- 
munalverwaltung seinen  Lauf  nimmt,  so  müssen  wir  dabei,  ebenso 
wie  bei  der  Darstellung  der  Bildung  der  Committees  festhalten, 
dafs  das  hier  gezeichnete  Bild  nicht  in  allen  Einzelzügen  auf  jede 
Municipalstadt  Wort  für  Wort  ausnahmslose  Anwendung  findet.  In 
zahlreichen,  mehr  oder  minder  nebensächlichen  Details,  weicht  die 
Ordnung  der  Dinge  in  einer  Stadt  von  der  der  anderen  ab.  Das  ist  so 
selbstverständlich  und  ebenso  selbst  in  solchen  Ländern,  deren  (Je- 
meinden  die  Verwaltungsordnung  von  oben  her  octroyiert  erhalten, 
dort,  wo  auch  nur  irgend  ein  Spielraum  offen  gelassen  wird,  der 
Fall,  dafs  darüber  nicht  viel  Worte  zu  verlieren  sind.  Die  städtische 
Individualität,  wie  sie  durch  lokale  Bedürfnisse,  Gewohnheiten  und 
Traditionen  gebildet  wird,  strebt  eben  allerwflrts  an  die  Oberfläche. 
Und  nun  gar  in  England,  im  Bereiche  einer  Gemeindeverfassung^ 
die  ausdrücklich  die  ganze  innere  Organisation  der  kommunalen 
Verwaltung  auf  Grund  der  wenigen,  vom  Gesetze  festgelegten 
Grundideen  dem  autonomen  Willen  der  Gemeinde  überläfst! 

Das  wichtigste  und  allen  Stadtverwaltungen  gemeinsame  Merk- 
mal des  zwischen  den  Committees  und  dem  Plenum  bestehenden 
Verhältnisses  vom  administrativen  Standpunkte  aus  ist,  dafs  die 
Aufteilung  der  kommunalen  Verwaltungsarbeit  zwischen  beiden 
Faktoren  sich  auf  das  ganze  Gebiet  derselben  ohne  Lücke  erstreckt. 
Mit  anderen  Worten:  die  ganze  unmittelbare  Verwaltung  ist  an 
die  Committees  aufgeteilt,  das  Plenum  behält  sich  mit  Ausnahme 
der  durch  die  Pflichten  der  Repräsentation  der  Gemeinde  ver- 
ursachten Thätigkeit  sowie  der  Beratung  von  principiellen  Initiativ- 
anträgen keinerlei  Agenden  der  thatsächlichen  Verwaltung  zur  un- 
mittelbaren Erledigung  vor;  vielmehr  ist  die  Funktion  des  Plenums 
ausschliefslich  auf  die  Kontrolle,  Approbierung  oder  Abänderung 
der  von  den  Committees  geleisteten  Verwaltungsarbeit  gerichtet.  Es 
ist  also  klar,  dafs  nunmehr  alles  darauf  ankommt,  auf  welche  Weise 
diese  Kontrolle  ins  Werk  gesetzt  und  dauernd  wirksam  erhalten 
bleibt.  Die  Grundlage  für  die  Lösung  dieser  Aufgabe  liegt  nun 
in  der  gesetzlichen  Vorschrift,  dafs  über  die  Verhandlungen  jedes 
Committee  ein  genaues  Protokoll  (Minutes)  geführt  und  dieses 
von  dem  Vorsitzenden  sowie  zwei  Mitgliedern  desselben  gefertigt 
sein  mufs.  Dieses  Protokoll,  sowie  alle  von  den  Subcommittees 
erstatteten  Berichte  liegen  regelmäfsig  während  der  Dauer  der 
Sitzung  in  der  Stadtkanzlei  zur  Einsichtnahme  seitens  jedes  Coun- 
cillor  auf;  alle  jene  Beschlüsse  und  Verhandlungen  des  Committee, 
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welche  den  Gegenstand  der  Verhandlung  des  Plenums  bilden,  müssen 
überdies  während  der  zwei  vorhergehenden  Tage  offen  aufliegen. 
Aus  den  Verhandlungen  aller  Committees  wird  weiters  ein  Sammel- 
auszug, Epitome  of  Proceedings,  monatlich  hergestellt,  in 
Druck  gelegt  und  jedem  Gouncillor  und  Alderman  zugestellt^. 
Diese  Epitome  enthält  eine  Aufzählung  der  wichtigeren  Beschlüsse, 
Verfügungen,  Verwaltungsakte  jedes  einzelnen  Committee  der  Reihe 
nach  und  zum  Schlüsse  einen  Hinweis  auf  die  laufenden  Agenden, 
das  Ordinary  Business.  Auf  Grund  dieser  fortlaufend  ge- 
schaffenen Information  kann  jedes  Mitglied  des  Town  Council  sich 
über  den  Gang  der  Geschäfte  jedes  Committee  in  den  Einzelheiten 
orientieren  und  in  den  Plenarversammlungen  Anträge  stellen.  Die 
kontrollierende  Thätigkeit  des  Council  als  Plenum  wird  in  diesen 
letzteren  in  der  Weise  geübt,  dafs  sogleich  mit  der  jeweils  aus- 
gegebenen Tagesordnung  (Summons  of  the  Council)  jene  Epi- 
tome of  Proceedings  of  the  Committees  versendet  werden  und  dafs 
nunmehr  in  der  Plenarversammlung  die  Berichte  der  einzelnen 
Ausschüsse  vorgelegt  und  der  Approbierung  unterbreitet  werden. 
Ehe  wir  nun  den  Gang  der  Administration  weiter  verfolgen, 
müssen  wir  die  wesentlichen  Bestimmungen  über  die  Abhaltung 
der  Plenarversammlungen  kurz  überblicken.  Das  Town  Council  ist 
durch  die  Städteordnung  zur  Abhaltung  von  4  Sitzungen  im 
Jahre  verpflichtet,  deren  erste  am  9.  November  stattfinden  mufs, 
während  die  anderen  an  dem  entsprechenden  Tage  der  Monate 
Februar,  Mai  und  August  abgehalten  werden.  Sodann  findet  in 
den  übrigen  Monaten  je  eine  nach  Datum  und  Tag  für  das  ganze 
Jahr  vorausbestimmte  Monatssitzung,  the  Special  Meeting  of  the 
Council  statt,  während  die  Statutory  Quarterly  Meetings  zugleich  auch 
als  Special  Monthly  Meetings  gelten.  Im  übrigen  kann  der  Mayor 
aufserordentliche  Sitzungen  so  oft  einberufen  als  er  es  notwendig 
findet.  Drei  Tage  vor  der  Sitzung  ist  dieselbe  öffentlich,  unter 
Angabe  der  Verhandlungsgegenstände  (Agenda  Paper)  kundzumachen. 
Die  Verhandlung  ist  streng  an  diese  Tagesordnung  gebunden.  Nur 
an  den  vier  Legalsitzungen  kann  hiervon  abgegangen  werden.  Alle 
Anträge  (Motions),  die  in  einer  Plenarsitzung  gestellt  werden  sollen, 
müssen  längstens  einen  Tag  vor  dem  Anschlage  der  die  Sitzung 
kundmachenden  Einberufung  (Notice  of  Summons)  in  der  Stadt- 


^  Vgl.  z.  B.  für  Liverpool  und  Birmingham:  Gommission  on  Amalgam. 
1894  Min.  of  Evidence  10194,  ftlr  Manchester  St.  0.  Nr.  11,  Leeds  Nr.  41, 
Liverpool  St.  0.  56. 
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kanzlei  schriftlich  niedergelegt  sein,  sie  erscheinen  dann  gleichfalls 
in  der  Tagesordnung  enthalten.  Der  regelmäfsige  Geschäftsgang 
bei  den  Plenarberatungen  ist  in  allen  Boroughs  der,  dafs  nach 
Verifizierung  des  SitzungsprotokoUes  der  letztvergangenen  Sitzung 
sowie  nach  Stellung  von  Anfragen  und  Beantwortung  derselben,  end- 
lich etwaigen  persönlichen  Mitteilungen  des  Vorsitzenden  die  Tages- 
ordnung in  der  Weise  erschöpft  wird,  dafs  in  derselben  Reihen- 
folge, in  welcher  die  Berichte  der  einzelnen  Committees  in  den 
Summons  enthalten  sind,  dieselben  durch  Beschlufs  nach  Abführung 
der  Debatte  oder  debattelos  erledigt  werden.  Die  Verhandlungen 
sind  öffentlich  und  werden  vom  Mayor,  in  dessen  Abwesenheit  von 
seinem  Stellvertreter,  Deputy  Mayor,  präsidiert  und  in  der  durch 
die  Geschäftsordnimg  vorgeschriebenen  Weise  geleitet.  Letztere 
festzusetzen  obliegt  allein  dem  Town  Council.  Ebenso  ist  die  Zeit 
und  Stunde  durch  die  Standing  Orders  für  das  ganze  Jahr  voraus- 
bestimmt. Ausnahmslos  finden  die  Sitzungen  am  Nachmittag  zwischen 
2  und  6  Uhr  statt.  Die  strenge,  buchstäblich  genaue  Einhaltung 
der  Geschäftsordnung  und  der  parlamentarischen  Verhandlungs- 
formen charakterisiert,  wie  alle  öffentlichen  Verhandlungen  Eng- 
lands, so  auch  die  der  Town  Councils.  Die  volle  Unparteilichkeit 
des  Vorsitzenden  gegenüber  den  bestehenden  Parteien  ist  durch 
den  in  allen  Schichten  der  Bevölkerung  traditionell  herrschenden 
Respekt  vor  den  überlieferten  parlamentarischen  Formen  gesichert. 
Die  unvergleichliche  Stellung  des  Speaker  im  Unterhause  wirkt  als 
ein  unschätzbares  Vorbild  und  Erziehungsmittel  für  die  städtischen 
Lokalparlamente ;  the  Ruling  of  the  Chair  —  die  Entscheidung  des 
Vorsitzenden  ist  auch  hier  in  aller  Regel  ein  Damm,  vor  dem  die 
Parteileidenschaft,  die  auch  in  lokalen  Angelegenheiten  häufig  genug 
hervortritt,  stets  Halt  machte 

Die  Entscheidung  über  alle  Angelegenheiten  trifft  das  Town 


^  £ine  Suspension  der  Standing  Orders  bedarf  stets  eines  Beschlusses 
durch  qualifizierte  Mehrheit;  siehe  St.  0.  von  Leeds  Nr.  58  und  von  Sheffield 
No.  20a,  in  welch  letzterem  Falle  eine  ^U  Majorität  der  Anwesenden  erfordert 
wird.  Die  Ordnung  der  Debatte  ist  überall  dieselbe.  Jeder  Redner  hat  den 
Chairman  anzusprechen  und  stehend  zu  reden.  Vor  Eingehen  in  die  Tages- 
ordnung können  Anfragen  gestellt  werden,  doch  darf  keine  Debatte  stattfinden. 
Anträge  auf  Vertagung  können  jederzeit  in  der  Debatte  gestellt  werden,  dürfen 
aber  nicht  diskutiert  werden.  Kein  Bedner  darf  mehr  als  einmal  zu  einem 
Antrage  sprechen,  nur  der  Antragsteller  hat  ein  Recht  auf  Erwiderung.  Die 
Abstimmung  erfolgt  durch  Aufheben  der  Hände  oder  auf  Verlangen  von 
wenigstens  fünf  Mitgliedern  des  Council  durch  namentliche  Abstimmung.  Das 
Borough  Council  ist  auch  berechtigt,  Deputationen  zu  empfangen ;  deren  höchste 

B«illioh,  Sogl.  LokalverwaltoBg.  21 
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Council  durch  seine  mit  absoluter  Mehrheit  der  Anwesenden  ge- 
farsten  Beschlüsse.  Die  zur  Beschlufs£ähi^eit  notwendige  Anzahl 
von  Stimmen  (Quorum)  mufs  wenigstens  ein  Drittel  der  Gesamt- 
zahl der  Mitglieder  des  Council  ausmachen.  Bei  Stimmengleich- 
heit dirimiert  der  Vorsitzende;  sonst  enthält  er  sich  der  Abstim- 
mung. Yon  der  Abgabe  seiner  Stimme  ist  ausgeschlossen  jeder 
Stadtverordnete,  sei  es  Councillor  oder  Alderman,  der  bei  dem  in 
Verhandlung  gezogenen  Gegenstand  ein  direktes  oder  indirektes 
Vermögensinteresse  hat.  Um  die  Rechtsgültigkeit  der  Beschlüsse 
vor  mutwilligen  Klagen  zu  beschützen,  ist  eine  gesetzliche  Ver- 
mutung aufgestellt,  nach  welcher  bis  auf  den  Beweis  des  Gegen- 
teiles jede  Plenar-  oder  Committeesitzung  als  ordnungsmäfsig  be- 
rufen und  abgehalten  zu  gelten  hat.  Auch  über  die  Plenar- 
versammlungen  wird  ein  genaues,  vom  Vorsitzenden  zu  fertigendes 
Protokoll  geführt. 

Die  laufende  Verwaltung,  wie  sie  durch  die  Committees  geführt 
wird,  soll  nun  nach  der  Bestimmung  des  Gesetzes  vollständig  zur 
Überprüfung  durch  das  Council  gelangen.  Hierzu  führen  im  regel- 
mäfsigen  Gange  der  Verwaltung  zwei  Wege.  Erstens  mufs  jährlich 
jedes  Cömmittee  seinen  Voranschlag  aufstellen  und  die  Annahme 
desselben  durch  das  Plenum  erlangen.  Zweitens  bedarf  aber  auch 
jeder  Verwaltungsakt  jedes  Cömmittee,  oder  nach  der  finanziellen 
Seite  gewendet,  jede  einzelne  Ausgabenpost  der  Bestätigung  durch 
das  Council.  So  verlangt  es  die  strenge  Interpretation  des  von 
der  Städteordnung  aufgestellten  Principes.  Es  ist  nun  klar,  dafs 
die  buchstäbliche  Durchführung  dieses  Principes  den  gröfsten 
Schwierigkeiten  begegnen,  ja  bisweilen  zu  einfach  unhaltbaren  Zu- 
ständen führen  müfste.  Die  Verwaltungsarbeit  eines  einzelnen 
Cömmittee  in  den  gröfseren  Städten  ist  schon  so  bedeutend,  dafs  das 
Plenum  in  seiner  Monatssitzung  damit  allein  nicht  fertig  würde, 
wenn  jede  Verwaltungshandlung  des  Ausschusses  überprüft  und 
diskutiert  werden  sollte.  Der  praktische  Ausweg,  der  hier  gefunden 
werden  mufste,  lag  in  der  Zerlegung  der  von  den  Committees  ge- 
führten Verwaltung  in  ein  laufendes  Administrationsgeschäft  — 
General  Proceedings  —  und  die  einzelnen  wichtigeren  Administra- 
tionshandlungen;  nur  die  letzteren   werden  in  der  Tagesordnung 


zulässige  Stärke  wird  bisweilen  in  den  Standing  Orders  festgesetzt  In  aUen 
Formen  und  in  der  ganzen  Art  der  Verhandlung  stellen  die  Town  Councils,  Tor- 
nehmlich  die  der  Grofsstädte,  ein  auf  das  entsprechende  Verhältnis  reduziertes 
getreues  Abbild  der  Formen  und  Proceduren  des  Unterhauses  vor. 
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besonders  und  namentlich  angeftthrt  und  der  Keihe  nach  vam 
Chairman  des  Committee  oder  einem  anderen  Committeemitglicde 
zur  Annahme  proponiert,  während  formell  alle  Minutes  of  tbe 
Committees  vorgelegt  werdend  Die  gewöhnliche  Formel  lautet 
aber  folgendermafsen :  It  was  moved  by  Mr.  Gouncillor  —  seconded 
by  Mr.  Councillor  —  and  resolved,  that  the  Council  approve  the 
Proceedings  of  the  Committee  with  the  exception  of  the  matters 
referred  to  in  the  succeeding  notice.  Und  nun  folgen  die  Einzel- 
antrage.  Hierdurch  wird  die  ganze  Masse  der  alljährlich  gleich- 
bleibeüden,  fortlaufenden  Yerwaltungsarbeit  mit  einem  Schlage 
abgethan  und  Raum  für  die  sachlich  notwendigen  Diskussionen 
geschaffen.  Als  Richtschnur  für  die  Führung  dieser  Grenz* 
linien  zwischen  beiden  Arten  von  Yerwaltungöakten ,  dient  die 
in  die  Standing  Orders  der  meisten  Boroughs  aufgenommene  Be- 
stimmung, dafs  überhaupt  nur  solche  Verwaltungsakte  der  Com- 
mittees individuell  dem  Council  zu  unterbreiten  sind,  welche  über 
eine  feste  Grenze  —  gewöhnlich '  25  jß  Kapitalsauslage  oder  bei 
Gehalten  die  Summe  von  2  £  wöchentlich  oder  104  £  jährlich  — 
hinausgehen.  Alle  anderen  Agenden  werden  unter  dem  Titel 
General  Proceedings  zusammengefafst  und  dadurch  wird  die  gesetz- 
liche Vorschrift  formell  erfüllt.  Obgleich  dieselben  nun  nicht 
specifiziert  erscheinen,  so  ist  doch  jeder  Councillor,  der  durch 
die  Epitome  of  Proceedings  of  the  Committees  genügende  In- 
formation über  die  Einzelheiten  der  Verwaltungsarbeit  jedes  Com- 


^  Wenn  ein  Committee  einen  besonderen  Bericht  zu  erstatten  hat,  mufs 
jeder  Councillor  und  Alderman  drei  Tage  vor  der  Sitzung  des  Council  ein  ge- 
drucktes Exemplar  desselben  erhalten.  Vgl.  z.  B.  Leeds  St.  0.  No.  48,  Shef- 
field St.  0.  No.  28.  Überhaupt  wird  in  den  grofsen  Städten  die  Führung  der 
Geschäfte  durch  die  aufserordentlich  weitgehende  Ausnutzung  der  Druckerpresse 
für  die  Zwecke  der  Administration  wesentlich  gefördert.  Alles  nur  einiger- 
mafsen  wichtige  Material,  das  den  Subcommittees,  Committees  oder  dem  Council 
als  Grundlage  für  Beratung  und  Beschlufs  zu  dienen  hat,  wird  gedruckt  und 
jedem  Gemeindevertreter  so  die  volle  Information  an  die  Hand  gegeben.  Über- 
dies steht  es  aber  nach  den  meisten  Geschäftsordnungen  jedem  Mitgliede  des 
Council  frei,  die  Verlesung  jenes  Teiles  der  Geschäftsprotokolle  eines  Com- 
mittees, deren  Agenden  jeweils  in  Verhandlung  stehen,  in  der  Plenarversamm- 
lung  in  extenso  zu  verlangen.    Vgl.  St.  0.  Manchester  Nr.  10  Z.  3. 

Weiters  ist  in  allen  Geschäftsordnungen  den  Committees  zur  Pflicht  ge- 
macht, die  Aufmerksamkeit  des  Council  auf  wichtige  oder  von  der  bisherigen 
Praxis  abweichende  Beschlüsse  derselben  durch  Heraushebung  derselben  aus 
den  General  Proceedings  zu  lenken,  sowie  bei  allen  mit  beträchtlichen  Kosten 
verknüpften  Verwaltungsakten  vor  deren  Erledigung  mit  speciellen  Berichten 
an  das  Council  heranzutreten.    Vgl.  Manchester  St.  0.  No.  10  Z.  4—5. 

21* 
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mittee  schöpfen  kann,  berechtigt,  bei  dem  Titel  „General  Prooee- 
dings  of  the  N.  N.  Committee"  den  Antrag  auf  Ablehnung  der 
Approbation  für  einen  einzelnen  Punkt  zu  stellen.  Aber  auch 
damit  war  in  einigen  Grofsstädten  noch  nicht  genügend  Raum  ge- 
schaffen für  eine  expeditive  Behandlung  der  Geschäfte  und  schien 
die  Zeit  und  Kraft  der  Vollversammlung  nicht  genügend  aufgespart 
zu  Gunsten  der  ihr  als  dem  Lokalparlamente  natürlicherweise  ob- 
liegenden Hauptfunktion:  der  allgemeinen  Kontrolle  des  Ganges 
der  städtischen  Verwaltung,  ohne  dafs  man  sich  in  die  Details  ver- 
liert, der  Diskussion  der  grofsen,  jeweils  in  Frage  kommenden 
municipalen  Probleme.  So  ging  man  denn  noch  einen  Schritt 
weiter,  liefs  die  Vorlegung  der  Minutes,  da  sie  ja  auch  bei 
dem  schon  geschilderten  Verfahren  immer  mehr  eine  blofse  For- 
malität geworden  ist,  gänzlich  fallen  und  basierte  die  Thätigkeit 
des  Council  ausschliefslich  auf  die  Beratung  und  Beschlufsfassung 
über  Einzelreports  und  Anträge ,  die  jedes  Committee  nach  seiner 
Wahl  aus  dem  Gang  seiner  Verwaltung  heraus  an  das  Plenum  zu 
bringen  für  gut  findete 

In  beiden  Fällen  aber  wird  die  eigentliche  Kontrolle  der  ge- 
samten konkreten  Verwaltung  durch  ein  anderes  Mittel  gesichert: 
nämlich  durch  die  Art  und  Weise,  wie  das  kommunale  Budget- 
wesen praktisch  eingerichtet  ist.  In  allen  Boroughs  wird  das  jähr- 
liche Budget  in  der  Weise  vorbereitet,  dafs  nach  erfolgter  Neu- 
konstituierung des  Council  jedes  einzelne  Committee  seinen  Vor- 
anschlag (Estimate)  macht  und  dem  Finance  Committee  übermittelt. 
Dieses  setzt  den  General -Voranschlag  der  Gemeinde  aus  allen 
Specialetats  fest  und  bestimmt  auf  Grund  desselben  die  zur  Be- 
deckung des  Erfordernisses  notwendige  Steuersumme,  sowie  den 
Steuersatz  per  Penny  in  Pfund,  welcher  sich  aus  dem  Verhältnisse 
des  gesamten  steuerbaren  Wertes  zu  jenem  Erfordernisse  ergiebt*. 
Sodann  legt  das  Finance  Committee  das  Budget  dem  Plenum  in  der 
ordentlichen  Monatssitzung  im  März  vor ;  hiernach  werden  die  einzelnen 
Specialetats  nach  der  Reihenfolge  der  Committees  verhandelt,  in 
Gestalt  einer  regelrechten  Budgetdebatte  diskutiert  und  beschlossen. 
Die  im  Laufe  des  Jahres  notwendig  werdenden  Nachtragsbudgets 
(Supplementary  Estimates)  werden  wie  andere  Punkte  der  Tages- 

^  Vgl.  über  diese  in  Liverpool  und  Birmingham  geübte  Praxis  R.  Com- 
mission  on  Amalgamation  etc.    Min.  of  Evidence  Qu.  9491—94. 

'  Vgl.  Sheffield,  Year  Book  p.  184,  Gommiss.  on  Amalgam,  etc.  Qu. 
9475—78.  In  anderen  Städten,  wie  in  Manchester  und  Liverpool,  gehen  die 
Voranschläge  direkt  von  den  einzelnen  Committees  an  das  Council. 


Digitized  by 


Google 


Verfassung  und  Verwaltung  der  Municipalstädte.    (Boroughs.)        325 

Ordnung  in  einem  Council  Meeting  erledigt.  Die  hierdurch  jedem 
einzelnen  Committee  für  seine  Specialverwaltung  zugebilligten 
Summen  stehen  demselben  sodann  bei  dem  Treasurer  der  Stadt  zur 
Verfügung.  Auf  die  nun  weiter  sich  ergebende  Frage,  inwieweit 
jedes  Committee  nunmehr  berechtigt  ist,  jeder  Einzelpost  seines 
Etats  entsprechend  zu  administrieren,  ohne  dafs  es  bei  jedem  ein- 
zelnen Verwaltungsakte  neuerlich  um  die  Approbierung  durch  das 
Plenum  an  dieses  herantreten  müfste,  ist  die  Antwort  entsprechend 
den  beiden  vorhin  aufgestellten  Haupttypen  der  Organisation  ver- 
schieden. Dort,  wo  das  Committee  über  eine  gewisse  Summe  hinaus 
jeden  Verwaltungsakt  formell  dem  Council  vorlegen  mufs,  erstreckt 
sich  demgemäfs  die  budgetäre  Kontrolle  des  Plenums  auch  auf  jede 
einzelne  Ausgabenpost  und  es  findet  da  also  eine  zweifache  Ge- 
nehmigung aller  von  einem  Committee  zu  verantwortenden  Geld- 
ausgaben  statt :  die  eine  bei  der  Annahme  des  allgemeinen  Budgets, 
die  andere  bei  jedem  einzelnen  Posten.  Dort,  wo  das  zweite  System 
in  Anwendung  ist,  erfolgt  auch  keine  Sonderbewilligung  der  einzelnen 
Ausgaben  ^  Für  den  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  wirken  beide 
Systeme  ziemlich  gleichartig.  Denn  auch  dort,  wo  monatlich  die 
einzelnen  Ausgaben  der  Committees  dem  Council  zur  individuellen 
Sanktion  vorgelegt  werden,  wird  dieselbe  in  der  Regel  anstandslos 
gegeben.  Allerdings  bietet  letzteres  System  den  —  öfters  auch 
praktisch  wahrgenommenen  —  Vorteil,  dafs  das  Council  seiner  seit 
Bewilligung  des  Gesamtbudgets^  geänderten  Auffassung  Rechnung 
tragen  und  nunmehr  einzelne  Posten  der  Gesamtsumme  nachträglich 
streichen  kann.  In  beiden  Systemen  hat  das  Council  noch  eine  weitere 
Handhabe  zur  Kontrolle  der  Committee-Verwaltung :  nämlich  dann, 
wenn  der  Bericht  der  Rechnungsrevisoren  an  das  Plenum  gelangt. 
Doch  hiervon  wird  in  anderem  Zusammenhange  zu  reden  sein. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  in  dem  bisher  geschilderten 
Gange  der  Verwaltung  das  Finance  Committee  ein.  Die  Annahme 
liegt  nahe,  dafs  diesem  eine  prävalierende  Sonderstellung  gegen- 
über den  übrigen  Committees  eingeräumt  werden  sollte,  da  doch 
die  Kontrolle  der  ganzen  Verwaltung  sich  in  der  Kontrolle  der 
Finanzwirtschaft  in  ihren  einzelnen  Zweigen  am  wirksamsten  durch- 
setzt. Thatsächlich  wird  auch  die  Zusammensetzung  des  Finance 
Committees  häufig  so  vollzogen^  dafs  die  Absicht,  demselben  eine 
centrale  Stellung  einzuräumen,  erkennbar  ist.    Es  wird  nämlich 


'  Ersteres  ist  z.  B.  in  Nottingham,  letzteres  in  Liverpool  und  Birming- 
ham der  Fall. 
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dieser  Ausschufs  in  vielen  Boroughs  dadurch  gebildet,  dafs  alle 
Gommittees  den  Chairman  und  dessen  Stellvertreter  in  dasselbe 
entsenden.  Aber  eine  wirklich  kontrollierende  Funktion  kann  das 
Finance  Committee  auch  in  diesem  Falle  nicht  ausüben ,  weil  ihm 
die  Autorität  und  Sachkenntnis ,  jedes  von  den  Gommittees  aufge- 
stellte Erfordernis  auf  seine  Notwendigkeit  zu  prüfen,  diesen  gegen- 
über fehlt.  •  Nur  dem  Plenum  steht  auf  jeden  Fall  die  gesetzliche 
und  faktische  Autorität  zu:  und  auch  dieses  läfst  sich  nur  in 
den  durch  sorgfältige  Diskussion  als  wohlbegründet  anerkannten 
Fällen  zur  Ablehnung  von  Anträgen  der  Gommittees  bestimmen. 
Das  Vertrauen  in  die  Sachkenntnis  der  darin  vereinigten,  durch 
Erfahrung  in  dem  betreffenden  Specialzweige  die  anderen  Mitglieder 
der  Gemeindevertretung  übertreffenden  Männer  bildet  den  festen 
Punkt  der  ganzen  Kommunal  Verwaltung.  Die  Aufgabe  des  Finance 
Gommittee  beschränkt  sich  also,  abgesehen  von  dessen  eigenem 
Wirkungskreise,  der  vollständigen  Administration  der  Gemeinde- 
einkünfte  und  Steuern,  endlich  der  Ingerenz  auf  die  Besoldung  der 
obersten  Beamten  der  Gemeinde,  darauf,  jenen  Gommittees,  die 
über  die  bewilligten  Voranschläge  hinaus  Ausgaben  machen  wollen, 
die  Mittel  zu  bewilligen  oder  zu  verweigern,  immer  aber  gleich- 
zeitig an  das  Plenum  Bericht  zu  erstatten.  In  welchen  Formen  sich 
der  Ausgabendienst  überhaupt  vollzieht,  werden  wir  besser  erst  im 
Kapitel  über  die  städtische  Finanzverwaltung  besprechen. 

Überblicken  wir  nun  (nochmals  die  vorgeführten  Einzelzüge 
der  in  dem  System  der  Gommittee- Verwaltung  verkörperten  ad- 
ministrativen Organisation,  so  wird  ein  Hauptvorzug  dieses  Systems 
sich  schon  aus  der  Thatsache  ergeben,  dafs  sich  diese  Organi- 
sation in  allen  englischen  Municipalstädten  gebildet  hat,  in  der 
kleinsten  ebenso  wie  in  den  grofsen  Gemeinwesen,  gewissermafsen 
urwüchsig  aus  den  durch  die  Städteordnung  festgelegten  grofsen 
Grundprincipien  der  Gemeindeverwaltung  hervorgekommen.  Dieser 
Vorzug  ist  die  aufserordentliche  Anpassungsfähigkeit  des  Systems 
an  die  verschiedensten  Gröfsenverhältnisse  der  Gemeinden  und  an 
die  jeweils  vorhandenen  lokalen  Bedürfnisse.  Jede  neue  kommu- 
nale Aufgabe  stellt  in  Bezug  auf  die  Organisation  der  Verwaltung 
keinen  anderen  Anspruch  als  die  Bildung  eines  neuen  Gommittee. 
Die  elastische  Natur  des  Gommittee  macht  dasselbe  gewisser- 
mafsen zum  beweglichen  Gelenke  der  Gemeindeverwaltung,  das 
nach  allen  Richtungen  hin  wirksam  gemacht  werden  kann,  ohne 
dafs  es  einer  Änderung  ihrer  Struktur  bedarf.  Der  Grund  dafür 
ist  aber  die  aufserordentliche  Einfachheit,  die  dieses  ganze  Ver- 
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waltuDgssystem  auszeichnet.  Diese  ist  es,  was  jene  Elasticität  (ie& 
Apparates  zur  Folge  hat:  denn  so  kann  den  verschiedenartigen 
•  lokalen,  voneinander  abweichenden  Bedürfnissen,  Gewohnheiten  und 
Traditionen  mit  geringftLgigen  Variationen  in  der  Zusammensetzung 
ein  und  desselben  Apparates  entsprochen  werden,  ohne  aber  dessen 
einfaches  Grundprincip  auch  nur  im  geringsten  zu  berühren. 

Ein  weiterer  Hauptvorzug  des  Committee-Systems  ist  dies :  es 
wird  durch  dasselbe  gewissermafsen  automatisch  eine  richtige  Dis- 
position der  in  der  Gemeindevertretung  vorhandenen  persönlichen 
Fachkenntnisse  und  Talente  bewerkstelligt  und  dafür  gesorgt,  dafs 
sich  für  jeden  Zweig  der  Gemeindeverwaltung  im  engeren  Kreise 
Erfahrungen  und  Fachwissen  ansammeln,  so  dafs  die  periodisch 
neu  hinzutretenden  Teilnehmer  an  der  Gemeindeverwaltung  stets 
eine  feste,  auf  langjähriger  Übung  beruhende  Tradition  für  jeden 
einzelnen  Yerwaltungszweig  vorfinden.  Dadurch  wird  einerseits  die 
rasche  und  glatte  Erledigung  der  Geschäfte  gesichert,  andererseits  das 
Einarbeiten  frischer  Kräfte  erleichtert.  Darin  liegt  auch  weiters  die 
Bürgschaft  für  die  Aufrechtbaltung  der  jeder  Verwaltung  so  not- 
wendigen Stabilität  und  der  Sicherheit  ihrer  leitenden  Grundsätze. 
Feste  Regeln  bilden  sich  im  ganzen  Gebiete  der  städtischen  Ver- 
waltung aus,  die  dem  jeweils  erreichten  Stand  der  praktischen  Er- 
fahrungen aller  Vorgänger  entsprechen.  Dadurch  aber,  dafs  immer 
wieder  neue  und  unbefangene  Personen  in  diesen  Administrations- 
körper eintreten,  wird  jede  Erstarrung  dieser  Grundsätze  zu  blofser 
Verwaltungsroutine  verhindert ,  abgesehen  davon ,  dafs  die  Ober- 
hoheit des  Plenums  zu  jeder  Zeit  das  Mittel  an  die  Hand  giebt, 
unbegrenzte  Kritik  an  der  durch  das  Committee  geführten  Ver- 
waltung zu  üben  und  die  schablonenhafte  Erledigung  der  Ge- 
schäfte zu  verhindern.  Vom  Standpunkte  der  Gemein  de  Verfassung 
aus  ist  das  wichtigste  Moment,  das  an  der  im  Gommittee-System 
gegebenen  Verwaltungsorganisation  hervortritt,  eine  Erscheinung 
von  allgemeiner  theoretischer  Bedeutung:  das  Gommittee-System 
ist  nur  ein  anderer  Ausdruck  für  die  der  englischen  Gemeinde 
verliehene  autonome  Organisationsgewalt.  Damit  haben  wir  nach 
der  Feststellung  der  völligen  municipalen  Autonomie  in  Bezug 
auf  die  Bildung  der  Gemeindevertretung  den  zweitenP  feiler, 
auf  dem  die  wahre  Selbstverwaltung  der  eng- 
lischen Städte  beruht,  zur  klaren  Anschauung  ge- 
bracht. Die  autonome  Organisationsgewalt  der  Gemeinde  ist, 
vom  Standpunkte  der  G^meindeverfassung  aus  gesehen,  nichts 
anderes  als   die  konsequente  Fortbildung   des  grofsen  politischen 
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Grundgedankens  der  englischen  StÄdteordnung :  nämlich  der  Durch- 
führung des  Gesetzes  und  damit  der  Führung  der  öffentlichen 
Verwaltung  durch  die  freigewählten  Vertreter  der  Gemeindemit- 
glieder selbst.  Nur  dadurch,  dafs  dieser  Gedanke  soweit  fortgeführt 
wird,  dafs  ausschliefslich  diesen  Repräsentanten  selbst  und  keinem 
aufser  deren  Kreise  stehenden  Faktor  die  Einrichtung  des  hierzu 
notwendigen  Verwaltungsapparates  völlig  anheimgestellt  wird,  ist 
die  volle  administrative  Autonomie  der  Stadtgemeinde  er- 
reicht. Jede  Municipalstadt  hat  die  Befugnis,  sich  die  ihren  Be- 
dürfnissen entsprechende  individuelle  Verwaltungsordnung  inner- 
halb der  wenigen  vom  Gesetze  gezogenen  Grundlinien  selbst  zu 
geben.  Diese  Verwaltungsordnung  findet  aber  ihren  Ausdruck  in 
den  vom  Borough  Council  beschlossenen  Standing  Orders.  Den 
Grundstock  der  Standing  Orders  bildet  überall  die  Geschäfts- 
ordnung im  engeren  Sinne,  d.  h.  die  Summe  von  Vorschriften, 
welche  die  Abhaltung  der  Sitzungen  des  Town  Council  und  seiner 
Committees,  sowie  die  Führung  der  Debatte  regeln.  Hieran  reihen 
sich  aber  in  allen  Stadtgemeinden  sehr  verschiedenartige  Normen, 
welche  die  Regulation  of  Business,  d.h.  die  Regelung  der  ganzen  kom- 
munalen Verwaltung  bezwecken  ^  So  werden  denn  in  den  grofsen 
Stadtgemeinden  mit  ihrer  so  vielseitigen  Wohlfahrts-  und  Social- 
politik  diese  Standing  Orders  zu  förmlichen  Verwaltungsgesetzen, 
die  sich  die  Stadtgemeinde  unter  Einhaltung  der  wenigen  vom 
Gesetze  gezogenen  Grundlinien  selber  giebt.  Die  uneingeschränkte 
Organisationsgewalt,  die  so  der  municipalen  Körperschaft  anver- 
traut ist,  tritt  in  dieser  ihrer  vollen  Bedeutung  erst  hervor,  wenn 
man  sich  klar  gemacht  hat,  welchen  Umfang  diese  Standing  Orders 
und  Resolutions  of  the  Council  bisweilen  annehmen.  Durch  die  ihnen 
beigefügten  „Regulations  for  the  Committees  and  Subcommittees^ 
werden  nämlich  die  bis  ins  Detail  gehenden  administrativen  Dienst- 
anweisungen kodifiziert,  die  den  Committees  die  Richtschnur  für  ihre 
Verwaltung  zu  geben  haben.  Es  werden  darin  nicht  nur  die  jedem 
Committee  delegierten  Vollmachten  und  Befugnisse  genau  aufge- 
zählt, sondern  auch  Vorschriften  aufgestellt,  die  weit  über  das 
formale  Gebiet  der  Verwaltungsordnung  hinausgehen.    So  pflegen 


1  Die  Standing  Orders  werden  jährlich  in  der  ersten  Sitzung  am  9.  No- 
vemher  von  neuem  angenommen  und  hierbei  Anträge  auf  Abänderung  beraten 
und  erledigt.  Nicht  selten  sind  Vorschriften  über  die  Führung  der  Gemeinde- 
verwaltung in  irgend  einem  besondereh  Punkte  durch  einfache  Resolutionen 
des  Council  festgestellt,  ohne  in  die  Standing  Orders  aufgenommen  zu  sein. 
Vgl.  z.  B.  Year  Book  of  Sheffield,  p.  184,  185. 
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durch  die  Standing  Orders  besondere  Vorschriften  gegeben  zu 
werden  in  Bezug  auf  die  Durchführung  städtischer  Arbeiten,  die 
Art  und  Weise  der  Einreichung  von  Offerten  seitens  der  Unter- 
nehmer, ja  auch  in  Bezug  auf  die  Theater-  und  Sittlichkeitspolizei, 
insofern  in  den  Standing  Orders  die  Vorschriften  hierüber  als  Richt- 
schnur für  das  mit  der  Erteilung  von  Theater-  und  Musiklicenzen 
betraute  Gommittee  aufgestellt  werden  u.  s.  w.  Weiters  werden  in  den 
Standing  Orders  bestimmte  Disciplinarvorschriften  niedergelegt,  an 
welche  sich  die  Beamten  der  Stadtgemeinde  zu  halten  haben  ^ 

Die  theoretische  Bedeutung  dieser  allgemeinen  Organisations- 
gewalt der  englischen  Stadtgemeinde  tritt  aber  erst  ins  volle  Licht, 
wenn  dieselbe  als  Teil  einer  höheren  Befugnis  erkannt  wird:  als 
ein  Bestandteil  der  allgemeinen  Verordnungsgewalt, 
die  dem  Borough  Council  als  Träger  der  öffentlichen 
Gewalt  im  Stadtgebiete  zusteht.  Die  englische  Jurisprudenz 
bezeichnet  dieses  Rechtsverhältnis  als  die  der  Stadtgemeinde  durch 
das  Gesetz  verliehene  gesetzgebungsartige  Gewalt  (Quasi-legislative 
Power);  besser  wird  dies  so  ausgedrückt,  dafs  die  Stadtgemeinde 
die  Befugnis  besitzt,  allgemein  verbindliche,  das  geltende  Staats- 
gesetz nicht  verletzende  Normen,  Bye  Laws,  für  ihr  Verwaltungs- 
gebiet unter  gewissen  Voraussetzungen  zu  erlassen.  Es  ist  kein 
Zweifel,  dafs  in  dieser  allgemeinen  Verordnungsgewalt  der  muni- 
cipalen  Repräsentativkörperschaft  der  dritte  Grundpfeiler  der 
Autonomie  der  englischen  Stadt  erkannt  werden  mufs.  Es  ist 
daher  notwendig,  diesen  Gegenstand  näher  zu  betrachten'. 

Die  gesetzliche  Grundlage  für  diese  Verordnungsgewalt  bildet 
die  Bestimmung  der  s.  23  der  Städteordnung,  die  lautet: 

„The  Council  may  from  time  to  time  make  such  bye-laws  as 
to  them  seem  meet  for  the  good  rule  and  Government  of  the 
borough   and   for   prevention   and   suppression   of    Nuisances   not 


»  Vgl.  z.  B.  Stand.  Ord.  No.  24  von  Manchester,  No.  73,  110—113  von 
Liverpool.  Das  Beispiel  einer  vollkommen  bis  ins  Detail  ausgearbeiteten  auto- 
nomen Verwaltungsgesetzgebung  bieten  die  Standing  Orders,  Bye  Laws  and  Re- 
gulations  des  London  County  Council,  die  jetzt  zwei  Bände  von  je  300  Seiten 
bilden  und  systematisch  nach  den  einzelnen  Departements  geordnete  Regulative 
für  die  Committees  und  die  Beamten  geben.  Ebenso  enthalten  z.  B.  die  Stan- 
ding Orders  von  Liverpool  in  No.  57—72  eine  ganze  Dienstespragmatik,  in 
No.  88 — 86  eine  sorgfältig  ausgearbeitete  Submissionsordnung.  Dasselbe  findet 
sich  in  Birmingham,  Nottingham  und  anderen  grofsen  Städten. 

•  Vgl.  Mun.  Corp.  Act  ss.  23,  24.  Public  Health  Act  1875  sb.  182—188 
und  die  hierzu  in  Glen,  The  Law  of  Public  Health,  Vol.  I.  angeführten 
Judicate. 
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already  punishable  in  a  summary  manner  by  virtue  of  any  act  in 
force  throughout  the  boroogh  and  may  thereby  appoint  such  fines  not 
exceeding  in  any  case  5  it',  as  they  deem  necessary  for  the  Prä- 
vention and  suppression  of  offences  against  the  same*'. 

Aber  diese  Bestimmung  ist  keine  durch  die  Municipalakte  ein- 
geführte Neuerung;  vielmehr  besitzt  die  Stadtgemeinde  solche  Be- 
fugnis schon  nach  Common  Law.  Ebenso  ist  es  Grundsatz  des  Common 
Law,  dafs  keine  solche  Norm  dem  Gesetze  widersprechen  darf.  Nicht 
zur  Abänderung  gesetzlicher  Normen,  sondern  nur  zur  Ausfüllung 
des  von  denselben  umgrenzten  freien  Gebietes  innerhalb  des  Ge- 
meindelebens ist  die  Befugnis,  Bye  Laws  zu  erlassen,  anerkannt; 
sonst  aber  ist  nach  gemeinem  Rechte  diese  Korporationsbefognis 
einer  weiteren  Aufsicht  nicht  unterworfen.  Das  Parlament  kann  in 
der  Form  eines  Gesetzes  jedes  Bye  Law  aufheben,  die  Gerichte 
femer  können  die  nach  ihrem  Befinden  ungesetzlichen  Normen  als 
contra  legem  aufser  Kraft  setzen.  Aber  einer  Oberaufsicht  durch 
die  Regierung,  einer  administrativen  Bevormundung  unterlag  diese 
Thätigkeit  der  municipalen  Korporation  nicht. 

Die  Städteordnung  zieht  im  übrigen  der  normgebenden  Thätig- 
keit der  Gemeindevertretung  bestimmte,  allerdings  sehr  weite 
Grenzen.  Auch  hier  hat  die  alte  Korporationslehre  noch  stark 
nachgewirkt.  Alles,  was  nach  Ansicht  der  Stadtvertretung  zur 
Erhaltung  der  Ordnung  und  guten  Verwaltung  innerhalb  des  Stadt- 
gebietes notwendig  erscheint,  kann  durch  solche  lokale  Normen 
geregelt  werden.  Hierzu  ist  nichts  weiter  notwendig  als  ein  in 
Anwesenheit  von  */8  der  Mitglieder  des  Town  Council  gefafster 
Beschlufs.  Einer  Bestätigung  dieses  Beschlusses  durch  die  Central- 
behörde  bedarf  es  nicht,  wohl  aber  ist  die  Wirksamkeit  der  Bye 
Laws  durch  eine  Präklusivfrist  von  40  Tagen  aufgeschoben  und 
kann  während  dieser  Zeit  durch  eine  ministerielle  Order  in  Council 
ganz  oder  teilweise  aufgehoben  werden.  Auch  kann  während  dieser 
Zeit  durch  eine  solche  „königliche"  Verordnung  der  Beginn  der 
Wirksamkeit  des  Bye  Law  ohne  Änderung  von  dessen  Inhalt  noch 
länger  hinausgeschoben  werden.  Um  nun  der  Centralgewalt  diese 
Aufsicht  zu  ermöglichen,  ist  vorgeschrieben,  dafs  eine  Abschrift 
jedes  beschlossenen  Bye  Law  dem  Secretary  of  State  eingesendet 
werde.  Ist  diese  Frist  ohne  Erlafs  einer  königlichen  Order  ab- 
gelaufen, so  tritt  das  Ortsstatut  von  selbst  in  Kraft  und  hat,  wenn 
in  beglaubigter  Abschrift  vorgelegt,  vor  Gericht  die  gesetzliche  Ver- 
mutung für  sich,  dafs  es  ordnungsmäfsig  zustande  gekommen  und 
in  Rechtskraft  erwachsen  sei. 
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Die  Public  Health  Akte  von  1875  ist  nun  auf  dem  Wege  der 
Beaafeichtigung  der  quasi  -  legislativen  Thätigkeit  aller  Lokal- 
behörden erheblich  weitergegangen.  Nach  dieser  ist  jede  zur  Hand- 
habung des  Sanitätsgesetzes  verpflichtete  Körperschaft,  also  auch  ein 
Town  Council,  zwar  zur  Erlassung  von  Bye  Laws  gemäfs  ihrer  Recht»- 
natur  als  Korporation  befugt,  aber  die  Ausübung .  dieser  Befugnis 
ist  geknüpft  an  die  vorgängige  Bestätigung  dieser  Beschlüsse  durch 
die  kompetente  Centralbehörde,  nämlich  das  Lokalverwaltungsamt. 
In  der  Ausübung  dieser  Befugnis  ist  dem  administrativen  Ermessen 
der  Centralbehörde  völlig  freie  Hand  gelassen ;  überdies  aber  wird 
gesetzlich  bestimmt,  dal^  jedes  Bye  Law  ohne  Rücksicht  auf  seinen 
Inhalt  der  Bestätigung  nicht  teilhaftig  werden  darf,  wenn  es  nicht 
mindestens  einen  Monat  vor  dem  Ansuchen  um  Bestätigung  öffent- 
lich in  den  Lokalzeitungen  kundgemacht  und  eine  Abschrift  des- 
selben durch  einen  Monat  zur  öffentlichen  und  freien  Einsicht  im 
Stadthause  aufgelegen  hat.  Ist  das  Bye  Law  bestätigt  und  somit 
in  Rechtskraft  erwachsen,  so  soll  überdies,  um  dessen  Publizität  zu 
sichern,  jedem  Steuerzahler  im  Stadtgebiete  eine  Abschrift  davon 
zugesendet  werden*. 

Wir  sehen  also,  dafs  die  Befugnis,  lokale  Normen  auf  Grund 
der  Sanitätsakte  zu  erlassen,  hier  in  sehr  energischer  Weise  unter 
Aufeicht  der  Centralverwaltung  gestellt  ist;  dabei  darf  aber  nicht 
übersehen  werden ,  dafs  diese  Bestimmungen  auf  die  normgebende 
Thätigkeit  der  Stadtgemeinden  nur  insofern  von  Einflufs  sind,  als 
sich  dieselbe  auf  Verhütung  und  Unterdrückung  von  sanitären 
Übelständen,  Nuisances,  bezieht.  In  allen  übrigen  Verwaltungs- 
zweigen besitzt  das  Town  Council  nach  wie  vor  das  freie  und  un- 
eingeschränkte Recht  zur  Festsetzung  von  Bye  Laws  mit  der  Mafs- 
gabe  der  nachträglichen  Abänderung  oder  Inhibierung  durch  das 
Gesamtministerium  mittels  Order  in  Council. 

Diese  solenne  und  nur  bei  wichtigen  Anlässen  statuierte  Form 
zeigt  allein  schon,  was  auch  die  Erfahrung  bestätigt,  dafs  praktisch 
genommen  die  Stadtgemeinde  das  volle  Recht  hat,  allgemein  gültige 
Normen  ohne  Bevormundung  durch  die  Centralbehörde  zu  geben. 
Daneben  bleibt  immer  die  Möglichkeit  offen,  im  Falle  eines  als 

^  Zur  Erleichterung  der  normgebenden  Thätigkeit  der  Städte  hat  das  L. 
Gov.  Board  Mustervorschriften  (Model  Bye  Laws)  veröflFentlicht ,  die  sämtliche 
AclminiBtrationszweige  umfassen.  Der  Jahresbericht  des  Loc.  Gov.  Board  bringt 
aiyährlich  eine  tabellarische  Übersicht  über  die  von  ihm  bestätigten  Bye 
Laws.  Vgl.  z.  B.  Report  für  1898—99  p.  585—598.  Doch  kann  selbstverständ- 
lich auch  ein  vom  Loc.  Gov.  Board  bestätigtes  Bye  Law  jederzeit  vor  Gericht 
gezogen  und  durch  Urteil  aufgehoben  werden. 
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seltene  Ausnahme  gedachten  Mifsbrauches  Remedur  zu  schaffen 
auch  dann,  wenn  das  betreffende  Bye  Law  nicht  prima  facie  gesetz- 
widrig, also  vor  den  Gerichtshöfen  anfechtbar  wäre. 

Wie  es  dem  Town  Council  freisteht,  ein  Bye  Law  zu  erlassen, 
so  steht  ihm  auch  die  Aufhebung  desselben  wieder  zu;  aber  es  ist 
nicht  befugt,  dasselbe  einfach  in  einem  einzelnen  Falle  aulser  An- 
wendung zu  setzen,  sondern  es  bedarf  hierzu  eines  bestimmten, 
gleichfalls  unter  Anwesenheit  von  ^/a  der  Mitglieder  gefafsten  Be- 
schlusses. Gerade  darin  manifestiert  sich  am  besten  der  gesetz- 
ähnliche Charakter  dieser  Normen.  Die  Judikatur  der  Gerichts- 
höfe hat  aber  noch  eine  weitere  sehr  wichtige  Vorbedingung  für 
die  Gültigkeit  der  Bye  Laws  geschaffen.  Nach  zahlreichen  Ent- 
scheidungen darf  ein  solches  nicht  nur,  wie  das  Common  Law  vor- 
schreibt, nicht  gesetzwidrig  sein,  sondern  es  darf  auch  nicht  „un- 
vernünftig", unreasonable,  sein.  Sehr  gut  hat  dies  eine  Entschei- 
dung des  Lordoberrichters  Russell  folgendermafsen  definiert:  The 
bye -laws  must  not  be  unreasonable.  If  for  instance  they  were 
found  to  be  partial  and  unequal  in  their  Operation  as  between 
different  classes,  if  they  were  manifestly  unjust,  if  they  disclosed 
bad  faith,  —  the  Court  might  well  say :  Parliament  has  never  intended 
to  give  authorithy  to  make  such  Rules,  they  are  unreasonable  and 
ultra  vires  ^  Besonders  die  Strafsenpolizei-Verordnungen ,  die  in 
zahlreichen  Städten  gegen  störende  Proceduren,  wie  Strafsen- 
musik,  erlassen  wurden,  haben  wiederholt  richterliche  Aufhebung 
wegen  Einschränkung  der  persönlichen  Freiheit  erfahren.  Auch 
hier,  wie  im  ganzen  englischen  Verwaltungsrechte  bildet  die  Kom- 
petenz der  ordentlichen  Gerichte  die  beste  Garantie  gegen  eine 
mifsbräuchliche  Anwendung  der  grofsen,  den  Organen  der  Lokal- 
verwaltung ohne  administrative  Oberaufsicht  übertragenen  Befug- 
nisse sowie  andererseits  gegen  etwaige,  allzu  weitgehende  Ein- 
mischung der  Centralbehörden  und  sichert  genügend  den  Zusammen- 
hang dieses  partikulären  Rechtes  mit  dem  gemeinen  Landesrechte. 

Die  Städteordnung  giebt,  wie  bereits  vorhin  bemerkt  wurde, 
eine  so  allgemeine  Definition  für  das  Anwendungsgebiet  der  all- 
gemeinen kommunalen  Verordnungsgewalt,  dafs  diese  letztere 
eigentlich  den  ganzen  Wirkungskreis  der  Stadtverwaltung  betreffen 
kann.  Da  dessen  eingehende  Darstellung  dem  nächsten  Kapitel 
vorbehalten  ist,  so  können  wir  uns  hier  darauf  beschränken,  nur 
die  wichtigsten  Objekte  der  städtischen  Bye  Laws  zu  kennzeichnen. 


Glen  I.  p.  434.    Kruse  v.  Johnson  L.  R.  1898,  2  A.  B.  91. 


Digitized  by 


Google 


YerfaBBung  und  Verwaltung  der  Municipalstädte.    (Boroughs.)       333 

An  erster  Stelle  ist  Hier  nun  hervorzuheben,  dafs  das  Town 
Council  in  natOrlichem  Zusammenhange  damit,  dafs*  seinem  Polizei- 
ausschusse die  ganze  Polizeiverwaltung  uneingeschränkt  zusteht, 
auch  die  volle  Polizeiverordnungsgewalt  besitzt.  Die  städtische 
Verwaltung  ist  somit,  um  es  in  der  Ausdrucksweise  des  deutschen 
Verwaltungsrechtes  darzustellen,  die  Stadtobrigkeit  im  vollsten 
Sinne  dieses  Wortes,  und  zwar  ist  sie  dies  als  das  rechtmäfsig 
handlungsfähige  Organ  der  Stadtkorporation,  als  die  lokalparla- 
mentarische Vertretung  der  Gemeindemitglieder  an  sich  und  nicht 
etwa  als  Beauftragter  der  Centralverwaltung.  Es  ist  notwendig, 
mit  vollem  Nachdrucke  auf  dieses  für  das  Verständnis  der  eng- 
lischen Stadtverwaltung  entscheidende  Moment  hinzuweisen  und 
festzuhalten,  dafs  nach  der  englischen  Rechtsauffassung  die  Stadt- 
gemeinde nicht  etwa  einen  durch  die  Teilnahme  der  Bürgerschaft 
an  der  Verwaltung  als  „Selbstverwaltungskörper"  qualifizierten  Ver- 
waltungsbezirk der  Centralverwaltung  darstellt,  und  dafs  sie  ebenso- 
wenig blofs  auf  die  Besorgung  der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Bürgerschaft  beschränkt  erscheint;  vielmehr  ist  ihr,  wie  wir  am 
besten  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erkennen,  die  volle  öffent- 
liche Gewalt,  soweit  dieselbe  innerhalb  der  lokalen  Grenzen  zur 
Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und  zur  Förderung  der  Gemein- 
wohlfahrt notwendig  ist,  uneingeschränkt  und  „zu  eigenem  Recht" 
anvertraut. 

Diese  obrigkeitliche  Verordnungsgewalt  des  Town  Council  ist 
nun  nicht  nur  durch  die  Städteordnung  sondern  auch  durch  die 
in  der  Sanitätsakte  inkorporierten  Police  Clauses  Acts  ganz  besonders 
für  die  Aufrechthaltung  des  ungestörten  Verkehres  im  Stadtgebiete, 
die  Regelung  des  Mietfuhrwerkes,  der  Omnibusse,  Tramways  u.  s.  w. 
zugestanden  worden.  Femer  sind  nach  der  Sanitätsakte  Gegenstand 
der  Regulierung  durch  die  städtische  Polizeiverordnung:  die 
Strafsenreinigung ,  die  Abfuhr  von  Abfällen,  Schnee  u.  s.  w.,  die 
Führung  von  Common  Lodging  Houses,  die  Regulierung  sicherheits- 
gefährlicher Betriebe,  des  Begräbniswesens,  des  Marktwesens  und 
die  Aufstellung  von  Vorschriften  für  die  Benutzung  von  Schlacht- 
häusern. Am  allerwichtigsten  ist  aber  die  der  Stadtgemeinde  über- 
tragene Befugnis,  eine  allgemein  verbindliche  Bauordnung  für 
-das  Stadtgebiet  zu  erlassen,  eine  Aufgabe,  die  auf  dem  Kontinente 
regelmäfsig  der  staatlichen  Gesetzgebung  übertragen  wird,  hier 
aber  in  die  alleinige  Kompetenz  der  Gemeindevertretung  fällt,  um 
so  die  Vorschriften  genau  an  die  Lokalbedürfnisse  anpassen  zu 
können.    Damit  hängt  zusammen  die  weitere  Befugnis,  den  Lage- 
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plan  der  Stadt  zu  entwerfen  und  zu  diesem  Zwecke  die  Breite  der 
Strafse  und  Plätze  festzusetzen.  Ebenso  erläfst  die  Stadtgemeinde 
allgemeine  Vorschriften  über  Benützung  der  Parks  und  Open  Spaces; 
aber  damit  ist  immer  nur  ein  Teil  des  Anwendungsgebietes  der 
Bye  Laws  genannt.  Alle  Ergänzungen  der  Public  Health  Akte,  alle 
neueren  permissiven  Gesetze  socialpolitischen  Inhaltes,  endlich  die 
zahllosen  Local  Acts  bilden  evensoviel  Anknüpfungspunkte  für  die 
allgemeine  Verordnungsgewalt  der  Stadtgemeinde. 

Fassen  wir  also  rückblickend  die  Befugnis  des  Town  Council 
zur  Erlassung  allgemeiner  Normen  ins  Auge,  so  sehen  wir,  dafs 
dieselbe  nach  zwei  Richtungen  hin  wirksam  wird,  die  aber  von- 
einander streng  geschieden  werden  müssen.' 

Das  einemal  wirkt  die  allgemeine  Verordnungsgewalt  nach 
innen  und  schafft  durch  die  zahlreichen  in  den  Standing  Orders  und 
den  Begulations  niedergelegten  Vorschriften  und  Dienstanweisungen 
an  ihre  Exekutivorgane ,  die  Gommittees  und  die  Beamten ,  die 
Geleise,  in  welchen  sich  die  Verwaltung  zu  bewegen  hat,  zweitens 
erläfst  die  G»emeindevertretung  innerhalb  ihres  Wirkuilgskreises 
allgemeine  Vorschriften  —  Bye  Laws  —  die  innerhalb  des  Stadt- 
gebietes für  jedermann  gleich  einem  Gesetze  verbindlich  sind  und 
unter  allgemeiner  Strafsanktion  stehen.  Nur  auf  die  zweitgenannte 
Klasse  erstreckt  sich  die  Ingerenz  der  Centralverwaltung  ^ 

Hieraus  ergiebt  sich  eine  für  die  Rechtsstellung  der  munici* 
palen  Stadtgemeinde  innerhalb  des  gesamten  Verwaltungssystems 
wichtige  Schlufsfolgerung. 

Der  Stadtkorporation  als  Lokalverwaltungskörper  ist,  wie  wir 
vorhin  gesehen  haben ,  die  völlige  Freiheit  von  jeder  Aufsicht  der 
Regierung  und  Centralverwaltung  gewahrt  in  Bezug  auf  die  Bil- 
dung ihres  Willensorganes,  der  Gemeindevertretung.  Hier  sehen 
wir  nun,  dafs  ihr  auch  in  Bezug  auf  die  innere  Organisation  der 
ihr  abliegenden  öffentlichen  Verwaltung  eine  weitgehende  Verord- 
nungsgewalt   ohne   jede    centralbehördliche   Oberaufsicht   zusteht, 

^  Auch  für  diese  Thfttigkeit  der  Stadtgemeinden  ist  die  Special  Legis- 
lation des  Parlamentes  von  grofser  Bedeutung.  Will  eine  Stadtgemeinde  der 
Oberaufsicht  des  Lokalverwaltungsamtes,  die  fast  immer  unangenehm  empfunden 
wird,  entgehen,  so  thut  sie  dies  in  der  Weise,  dafs  sie  einer  von  ihr  im  Parla»- 
mente  eingebrachten  Bill  eine  oder  mehrere  Clauses  beifügt,  welche  die  an« 
gestrebten  Verordnungen  enthalten.  Allerdings  wird  nach  der  gegenwärtigen 
Praxis  das  Gutachten  des  Local  Government  Board  bezüglich  jeder  Local  Bill 
vom  Parlamente  eingeholt.  Aber  immerhin  pflegen  die  grofsen  Städte  bei  dem 
letzteren  eine  liberalere  Behandlung  ihrer  Interessen  zu  finden,  als  bei  den 
Bureaukraten  des  Ministeriums. 
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während  die  Erlassung  von  nach  aufsen  hin  bindenden  Normen  zur 
Ergänzung  und  Durchführung  des  Gesetzes  in  gewisser  Hinsicht 
von  d^  Centralbehörde  überwacht  wird.  In  weiterer  Folge  lä&t 
sich  schon  aus  diesen  Thatsachen  erschliersen,  in  welcher  Weise  die 
englische  Städteordnung  das  dritte  jener  Probleme  hat  lösen 
müssen,  das  vereint  mit  den  Problemen  der  Bildung  der  Ge- 
meindevertretung und  der  Organisation  des  engeren  Administrativ- 
körpers, das  Wesen  aller  Gemeindeverfassung  ausmacht:  es  ist 
dies  die  Frage,  in  welcher  Weise  die  rechtliche  Stellung  der  kom*- 
mimalen  Beamten  im  Verhältnisse  zu  jenen  beiden  anderen  Fak- 
toren geregelt  werden  soll.  Auch  hier  wird  ein  Blick  auf  die  Be- 
antwortung dieser  Frage  nach  kontinentalem  Staatsrechte  die  Eigen- 
art der  Lösung  dieses  Problems  im  modernen  England  erst  recht 
hervortreten  lassen. 

Die  preuTsische  Städteverfassung,  die  die  eigentliche 
Regierung  der  Gemeinde  und  die  Besorgung  der  Gemeindeangelegen- 
heiten dem  von  der  Centralverwaltung  abhängigen  Magistrate  und 
dessen  Oberhaupt,  dem  Bürgermeister,  überträgt,  hat  in  konsequenter 
Weise  den  Gemeindebeamten  als  mittelbaren  Staatsbeamten  hin- 
gestellt, der  in  seiner  dienstlichen  Thätigkeit  in  letzter  Linie  von  der 
staatlichen  Centralverwaltung  nicht  viel  weniger  abhängig  ist  als  die 
unmittelbaren  Staatsbeamten  und  vor  allem  auch  der  staatlichen 
Disciplinargerichtsbarkeit  untersteht.  Das  österreichische 
Gemeinderecht,  das  den  der  Wählerschaft  verantwortlichen 
Bürgermeister  als  Oberhaupt  der  Gemeindeverwaltung  statuiert, 
hat  folgerichtig  die  Gemeindebeamten  als  Exekutivorgane  des 
Bürgermeisters  und  damit  als  dem  Gemeinderate  verantwortlich 
hingestellt.  In  den  Städten  mit  eigenem  Statut  ist  der  Magistrat 
zwar  der  Gemeinde  gegenüber  freier  gestellt  dem  Buchstaben  des 
Gesetzes  nach,  praktisch  ist  er  aber  auch  hier  dadurch,  dafs  der  frei- 
gewählte Bürgermeister  der  Chef  des  ganzen  Magistrates  wird,  unter 
die  Oberhoheit  des  Gemeinderates  gestellt.  Der  Gemeindebeamte  ist 
daher  sowohl  nach  der  Gemeindeordnung  wie  nach  den  Statuten 
für  die  grofsen  Städte  weder  mittelbarer  noch  unmittelbarer  Staats^ 
beamter;  er  untersteht  nicht  der  staatlichen  Disciplinargewalt, 
sondern  die  Gemeinde  ist  mittelbar,  der  Bürgermeister  unmittelbar 
sein  Dienstherr.  Daher  unterliegt  auch  in  Österreich  der  Gemeinde- 
beamte nicht  den  staatlichen,  sondern  höchstens  den  von  der 
Gemeinde  selbständig  aufgestellten  Disciplinarnormen  ^ 

*  Vgl.  Schön,  Das  Recht  der  Kommunalverbände  in  Preufsen,  S.  147, 
Österreichisches  Staats  Wörterbuch  III.  1188;  Art  „Städte^  von  Brockhausen. 
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Die  englische  Städteordnung  hat  nun  gleichfalls  völlig  konse- 
quent und  entsprechend  den  ihr  zu  Grunde  liegenden  öffentlich- 
rechtlichen Principien  die  Gemeindebeamten  zu  unmittelbaren  Exe- 
kutivorganen des  Town  Council  und  seiner  Gommittees  gemacht. 
Auch  in  diesem  Punkte  wird  der  der  englischen  Stadtverfassung 
zu  Grunde  liegende  politische  Gedanke,  die  freie  Führung  der 
Gemeindeverwaltung  durch  ein  demokratisch-repräsentatives  Organ, 
bis  in  seine  letzte  rechtliche  Konsequenz  verfolgt.  Das  Gesetz 
giebt  dem  Town  Council  völlig  freie  Hand  betreffs  Anstellung  und 
Entlassung  der  einzelnen  Beamten,  betreffs  Besoldung  und  Organi- 
sation der  ganzen  Beamtenschaft.  Die  Stadtgemeinde  wird  in  dieser 
Hinsicht  in  keiner  Weise  seitens  der  Centralgewalt  beschränkt  oder 
bevormundet:  ebenso  in  der  Organisation  ihrer  Verwaltung,  der 
Zusammensetzung  und  Oberleitung  ihres  Beamtenstabes  wie  in  der 
Erfüllung  ihrer  Verwaltungsaufgaben  soll  die  englische  Gemeinde- 
vertretung nach  der  Grundidee  des  Gesetzes  nur  von  dem  Willen  der 
freigewählten  Gemeindevertreter  selbst  geleitet  werden  ^  Nur  zwei 
Beamtungen  werden  als  obligatorisch  vom  Gesetze  den  Gemeinden 
auferlegt,  diese  müssen  auch  in  den  kleinsten  Stadtgemeinden 
vorhanden  sein:  es  sind  das  der  Town  Clerk  und  der  Trea- 
surer.  Daneben  aber  besoldet  jede  Stadtgemeinde  zahlreiche 
Beamte  für  die  einzelnen  Zweige  der  Municipalverwaltung.  In 
den  grofsen  Städten,  sowie  überhaupt  in  allen  Gemeinwesen,  die 
ihren  kommunalen  Wirkungskreis  weit  ausgedehnt  haben,  erweitert 
sich  die  Beamtenschaft  zu  einem  grofsen,  wohl  geordneten  Heere. 
Fast  überall  ruht  der  laufende  Finanzdienst,  die  Aufsicht  über  die 
ganze  Gebarung  mit  Gemeindegeldern,  die  Abrechnung  und  Durch- 
führung in  den  Händen  des  First  Accountant,  dem  das  ganze 
Buchhaltungsdepartement  und  die  Kasseführung  für  die  laufenden 


^  Die  Städteordnung  bringt  dies  in  s.  19  mit  den  Worten  zum  Ausdruck : 
^The  Council  shall  from  time  to  time  appoint  such  other  officers  (neben  dem 
Town  Clerk  und  Treasurer)  as  have  been  usually  appointed  in  the  borough 
or  as  the  Council  think  necessary  and  may  at  any  time  discontinue  the  appoint- 
ment  of  any  officer  appearing  to  them  not  necessary  to  be  reappointed.^  Daraus 
folgt,  dafs  das  Borough  Council  völlig  freie  Hand  besitzt  in  der  Organisation 
seiner  Beamtenschaft  und  ohne  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz  seitens 
eines  Beamten  zu  gewärtigen,  jederzeit  dessen  Amtsstelle  einfach  aufheben 
kann«  Darin  drückt  sich  eben  die  Grundanschauung  der  englischen 
Städteordnung  aus,  dafs  nur  die  gewählte  Gemeindevertretung,  nicht 
auch  die  Beamtenschaft  ein  integrierender  Bestandteil  der  Stadt- 
verfassung  ist. 
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Einnahmen  und  Ausgaben  untersteht  An  der  Spitze  des  Strafsen- 
wesens  steht  der  Borough  Surveyor. 

Die  Oberaufsicht  über  die  kommunalen  Baulichkeiten  und  die 
Einhaltung  der  Bauordnung  führt  in  der  Regel  ein  besonderer 
technischer  Beamter,  Ebenso  sind  überall  die  Wasserwerke,  Elektri- 
citäts-  und  Gaswerke,  sowie  dort,  wo  die  Stadt  die  Tramway  be- 
sitzt, auch  diese,  unter  die  Leitung  je  eines  technischen  Direktors 
gestellt,  der  einen  genügenden  Stab  an  Hilfskräften  und  Arbeitern 
zur  Seite  hat.  Völlig  unabhängig  steht  weiters  der  Medical 
Officer  of  Health  an  der  Spitze  des  Sanitätswesens,  neben  ihm, 
zum  Teile  untergeordnet  die  Inspectors  of  Nuisances  oder 
Sanitary  Inspectors.  Eine  besondere  Stellung,  die  wir  weiter 
unten  näher  besprechen  werden,  nimmt  endlich  der  Head  Con- 
sta ble  als  Chef  der  Stadtpolizei  ein. 

Das  sind  die  wichtigsten  Oberbeamten,  die  den  in  den  Standing 
Committees  repräsentierten  Verwaltungszweigen  entsprechen  und 
die  betreffenden  Verwaltungs  -  Departements  leiten.  Alle  diese 
Beamten  sind  during  the  Pleasure  of  the  Council,  d,  h.  jeder- 
zeit künd-  und  entlafsbar  angestellt.  Alles,  was  ihre  Dienstes- 
stellung betrifft ,  Besoldung ,  Urlaub ,  etwaige  Pension  imd 
Dienstespragmatik  hängt  einzig  und  allein  von  dem  Belieben  des 
Borough  Council  ab.  Die  Vorschriften  der  allgemeinen  Städte- 
ordnung, die  das  Beamtenrecht  der  Stadtgemeinde  betreffen, 
sind  wenig  eingreifend.  Sie  verbieten  die  Kumulierung  einer 
städtischen  Beamtung  mit  einem  kommunalen  Wahlamte.  Femer 
wird  die  Besetzung  des  vakanten  Town  Clerk-Postens  binnen  21 
Tagen  vorgeschrieben  und  das  Council  verpflichtet,  einen  Deputy 
Town  Clerk  als  ständigen  Vertreter  des  ersteren  zu  ernennen. 
Weiters  wird  das  Town  Council  ermächtigt  und  verpflichtet,  von 
jedem  seiner  Beamten  den  Erlag  einer  nach  seinem  Gutdünken 
bemessenen  Diensteskaution  zu  fordern.  Auch  sind  alle  Beamten 
verpflichtet,  zu  dem  vom  Council  bestimmten  Zeitpunkte  oder 
längstens  3  Monate  nach  Austritt  aus  dem  Dienste  schriftliche 
Rechenschaftsberichte  zu  erstatten,  alle  dienstlichen  Papiere,  Be- 
lege, Kassebücher  u.  s.  w.,  sowie  etwaige  für  die  Gemeinde  ein- 
genommene Gelder  unverzüglich  abzuliefern.  Die  Einhaltung  dieser 
Vorschrift  kann  vor  einem  Summargerichtshofe  eingeklagt  werden. 
Die  Kreierung  aller  anderen  Beamtenposten,  die  Anstellung  der 
Unterbeamten,  Clerks,  Constables,  Diener  und  sonstiger  Hilfskräfte, 
die  Aufnahme  gewerblicher  Arbeiter  in  den  Dienst  städtischer 
Unternehmungen,  sowie  die  Fixierung  der  allen  diesen  Beamten, 

Bedlich,  Engl.  LoInlvoTwaltang.  22 
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Dienern  und  Werkleuten  zukommenden  Löhne,  Gehalte,  Remune- 
rationen und  Pensionen  ist  völlig  in  das  Belieben  des  Town  Council, 
respektive  seiner  Gommittees  gestellt.  Die  Stadtgemeinde  ist 
ihren  Beamten  gegenüber  der  alleinige  Dienstherr.  Dafs  und  in- 
wiefern allerdings  die  Centralverwaltung  auf  die  Anstellung ,  even- 
tuell Entlassung  der  städtischen  Ärzte  und  des  Sanitätspersonales 
ihren  Einilufs  zu  nehmen  berechtigt  ist,  werden  wir  an  anderer 
Stelle  erörtern^;  organisatorisch  fällt  diese  Befugnis  der  Central- 
behörde  nicht  im  geringsten  ins  Gewicht.  Das  Gleiche  gilt  von 
der  ähnlichen,  wenn  auch  keineswegs  völlig  identischen  Stellung, 
in  welcher  sich  die  Polizeimannschaft  der  Stadt  zu  der  Central- 
behörde,  dem  Home  Office,  befindet.  Auch  hier  bleibt  der  Stadt- 
gemeinde theoretisch  und  praktisch  die  volle  und  ungeteilte  Dienst- 
gewalt über  die  von  ihr  angestellte  Mannschaft  und  deren  Offiziere 
trotz  gewisser,  der  Centralbehörde  unter  bestimmten  Umständen 
eingeräumter  Aufsichtsbefugnisse  betreffs  der  praktischen  Aus- 
übung des  Dienstes. 

Seine  Dienstgewalt  übt  das  Borough  Council  im  allgemeinen 
aus  durch  die  Festsetzung  aller  die  dienstlichen  Obliegenheiten 
der  Kommunalbeamten  betreffenden  Normen,  und  zwar  ist  auch 
hierfür,  mit  Ausnahme  der  durch  Standing  Orders  und  Bye  Laws 
festgesetzten  Normen  jedes  Committee  für  seine  Specialverwaltung 
ermächtigt,  Dienstesvorschriften  zu  erlassen. 

Zum  Verständnisse  der  Stellung,  welche  die  Beamtenschaft  in 
der  englischen  Municipal Verwaltung  einnimmt,  ist  es  jedoch  not- 
wendig, von  der  Stellung  des  Town  Clerk  aus  den  Zusammenhang 
zwischen  der  Thätigkeit  der  Committes  und  der  ihnen  zugewiesenen 
Beamtenschaft  zu  erfassen^. 

Der  Town  Clerk  ist,  wie  vorhin  bemerkt,  neben  dem  Trea- 
surer  die  einzige  statutarische  d.  h.  vom  Gesetze  selbst  obligatorisch 
der  Municipalverwaltung  auferlegte  Beamtung*.  Zur  Bekleidung 
dieser  Stelle  ist  juristische  Vorbildung,  mindestens  der  erreichte 
Grad  des  Solicitors,  notwendig.    Denn  nach  der  Städteordnung  ist 


'  Siehe  unten  III.  Abschnitt. 

>  Mun.  Corp.  Act  ss.  17,  20,  21,  28,  48,  46,  48,  49,  54,  60,  66,  75,  88,  99; 
über  die  subalternen  Beamten  s.  18—21. 

'  Vor  der  Reform  von  1835  war  in  vielen  Boroughs  das  Amt  des  Town 
Clerk  ein  freehold  office,  d.  h.  ein  lebenslängliches  unwiderrufliches  Amt  mit 
reichem  Sporteleinkommen.  Der  in  der  Städteordnung  dem  Amte  verliehene 
obligatorische  Charakter  bedeutete  eine  Konzession  an  die  Tories,  die  in  dem 
ursprünglichen  Gesetzentwurf  fehlte. 
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der  Town  Clerk  vor  allem  der  juristische  Berater  des  Council, 
sodann  der  Chef  der  Stadtkanzlei,  der  Archivar  und  Registrator 
der  Gemeinde;  ihm  obliegt  die  Ausfertigung  aller  namens  der 
Gemeinde  ausgehenden  Schriftstücke  und  Urkunden,  sowie  der 
Verkehr  mit  den  Centralbehörden.  Ihm  obliegt  auch  vor  allem 
die  wichtige  Aufgabe,  die  in  gröfseren  Stadtgemeinden  fast  jähr- 
lich zu  verfertigenden  Entwürfe  der  Local  Bills  und  Provisional 
Orders  zu  verfassen  und  alle  damit  zusammenhängenden  parla-* 
mentarischen  Prozeduren  gemäfs  den  Standing  Orders  des  Paria* 
mentes  zu  leiten. 

Dem  Town  Clerk  obliegen  überdies  eine  Reihe  von  Funktionen, 
die  bei  dem  Prozesse  der  Bildung  des  Council  notwendig  sind: 
die  Zusammenstellung  der  von  den  Overseers  angefertigten  Wähler- 
listen, die  Erlassung  aller  gesetzlich  notwendigen  öffentlichen 
Kundmachungen,  die  regelmäfsige  Ausfertigung  der  Einladungen 
zu  den  Sitzungen  des  Council,  sowie  der  Committees.  Daneben 
werden  ihm  durch  die  Standing  Orders  in  verschiedenen  Städten 
alle  sonstigen,  mit  dem  äufseren  Betriebe  der  Gemeindeverwaltung 
zusammenhängenden  Agenden  anvertraut. 

Der  Town  Clerk  stellt  ferner  nach  aufsen  hin  die  Spitze  der 
kommunalen  Beamtenschaft  vor.  Er  ist  regelmäfsig  der  best- 
bezahlte Beamte,  in  grofsen  Städten  steigt  sein  Gehalt  bis  über 
2000  SS\  seine  Einkünfte  werden  überdies  oft  noch  vermehrt  durch 
die  ihm  gestattete  Privatpraxis,  die  aber  selbstverständlich  mit 
seiner  Amtspflicht  nicht  kollidieren  darf.  Das  Amt  des  Town 
Clerk  wird  gegenwärtig  fast  überall  als  das  eines  Gentleman  be- 
trachtet, das  dem  Träger  angesehene  sociale  Stellung  verleiht,  obgleich 
nach  den  in  England  herrschenden  gesellschaftlichen  Anschauungen 
wohl  für  den  Barrister,  nicht  aber  für  den  Solicitor  „die  Vermutung 
streitet",  dafs  er  ein  Gentleman  sei.  Die  Town  Clerks  sind  wie  alle 
Beamte  des  Council  during  the  Pleasure  of  the  Council  angestellt, 
d.  h.  mit  dreimonatlicher  Kündigungsfrist  kündbar;  gewöhnlich  aber 
ist  ihre  Stellung  praktisch  so  gut  wie  lebenslänglich.  Infolge  davon 
sind  sie  häufig  das  stabilste  Element  der  Gemeindeverwaltung.  Der 
Town  Clerk,  der  oft  jahrzehntelang  sein  Amt  bekleidet,  ist  die  lebendige 
Verkörperung  der  Tradition  der  Gemeindeverwaltung  und  besitzt 
daher  beim  Council  das  gröfste  Ansehen.  Er  wohnt  allen  Sitzungen 
des  letzteren  bei  und  ist  auch  berechtigt,  im  Plenum  das  Wort 
zu  ergreifen,  doch  pflegt  dies  nur  nach  Aufforderung  seitens  des 
Mayor  zu  geschehen.  Auch  den  Committee-Sitzungen  wohnt  er 
in  kleineren  Städten  ausnahmslos  bei,   in  den   gröfseren  teilt  er 
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diese  Aufgabe  mit  dem  ihm  zur  Seite  stehenden  Deputy  Town 
Clerk  und  den  Assitant  Solicitors,  deren  Zahl  je  nach  der  Gröfse 
der  Stadt  von  2—5  wechselt.  Im  letzteren  Falle  behält  sich  der 
Town  Clerk  gewöhnlich  die  wichtigsten  Committees  selbst  vor  und 
wird  in  den*  übrigen  durch  die  genannten  Hilfskräfte  vertreten, 
die  unter  seiner  Leitung  arbeiten  und  ihm  zu  berichten  haben. 
So  bleibt  der  Town  Clerk  immer  der  unmittelbare  Chef  und  in 
seinen  Händen  laufen  alle  Fäden  der  Gemeindeverwaltung  zu- 
sammen. In  seinem  eigenen  Departement,  der  Stadtkanzlei,  ist 
er  selbstverständlich  der  oberste  Bureauchef  und  führt  völlig  un- 
abhängig die  Leitung  desselben,  nur  in  Bezug  auf  die  Organisation 
des  Amtes  und  die  Besoldung  der  Clerks  dem  Finance  Committee 
untergeordnet.  Aber  darüber  hinaus  nimmt  der  Town  Clerk,  ab- 
gesehen von  dem  persönlichen  Ansehen,  das  sich  der  einzelne  in 
höherem  oder  geringerem  Grade  zu  verschaffen  weifs,  als  das 
Exekutivorgan  aller  Committees  einen  entscheidenden  Einflufs  auf 
die  gesamte  Gemeindeverwaltung.  Damit  sind  wir  bei  dem 
springenden  Punkte  des  ganzen  kommunalen  Verwaltungsdienstes 
angelangt:  bei  dem  Verhältnisse  der  Committees  zur  Beamten- 
schaft, 

Entsprechend  den  einzelnen  Standing  Committees  ist  auch  die 
Beamtenschaft  der  Gemeinde  nach  den  Hauptverwaltungszweigen 
organisiert.  Der  Finanz-  und  Kassendienst,  der  Betrieb  der  Gas- 
und  Elektricitätswerke ,  der  Wasserleitung  und  der  Tramway,  die 
Verwaltung  des  städtischen  Häuserbesitzes,  die  Fürsorge  für  das 
Strafsenwesen  bilden  ebenso  viele  selbständige  Beamtenstäbe,  die 
sämtlich  unter  der  Leitung  je  eines  Oberbeamten  organisiert  sind. 
Es  ist  nun  einerseits  ein  feststehendes  Princip,  dafs  die  Führung 
der  einzelnen  Verwaltungszweige  völlig  in  den  Händen  der  Committees 
liegt,  dafs  diese  allein,  wie  vorhin  bemerkt,  allgemeine  und  specielle 
Weisungen  an  die  Beamten  zu  Diensteszwecken  erlassen,  so  dafs  in 
den  Händen  des  Chairman  die  gesamte  Administration  des  be- 
treffenden Dienstzweiges  ruht;  aber  ebenso  ist  es  ein  fast  aus- 
nahmsloses Princip,  dafs  die  Befugnis  des  Committee  und  seines 
Vorsitzenden  nicht  über  das  Beratungszimmer  hinaus  greifen  soll. 
Nur  in  Fällen  dringender  Notwendigkeit  darf  der  Chairman  of 
Committee  direkte  Befehle  an  den  leitenden  Beamten  des  von 
seinem  Committee  administrierten  Verwaltungszweiges  oder  Zahlungs- 
anweisungen an  die  Gemeindekasse  ergehen  lassen.  In  der  Regel 
erfolgen  alle  Emanationen  der  Committees  durch 
den    Town    Clerk.      Dieser   und    seine    Assistants    vollziehen 
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die  Befehle  und  Anweisungen  der  Committees  auf  Grund  der  Be- 
schlufsprotokolle  (Minutes),  die  über  die  Verhandlungen  der  letzteren 
geführt  werden,  und  fertigen  dieselben  schriftlich  aus^  Dadurch 
«rst  wird  die  Stellung  des  Town  Clerk  zum  beherrschenden  Mittel- 
punkt für  die  ganze  praktische  Kommunalverwaltung.  Auf  diese 
Weise  kommt  es,  dafs  der  Town  Clerk  jederzeit  den  Zustand  der 
Verwaltung  insbesondere  des  einzelnen  Verwaltungszweiges  genau 
übersieht  und  beherrscht.  Er  weifs  daher  auch  am  besten,  welchen 
Einflufs  jede  Mafsregel  eines  einzelnen  Committee  auf  die  Gesamt^ 
Verwaltung  nehmen  mufs  und  daher  ist  er  es,  mit  dem  jeder 
Committee- Vorsitzende  fortdauernd  in  Kontakt  stehen  mufs,  um 
unnötige  Reibungen  im  Inneren  der  städtischen  Verwaltung  zu  ver- 
meiden. So  ist  er  der  notwendige  Vertrauensmann  aller  Committees, 
zugleich  aber  auch  derjenige,  an  den  sich  die  leitenden  Be- 
amten der  einzelnen  Verwaltungszweige  zunächst  wenden,  um 
Bedürfnisse  ihres  Geschäftskreises  klar  zu  legen,  oder  Angelegen- 
heiten in  betreff  der  ihnen  unterstehenden  Beamtenschaft  in  Flufs 
zu  bringen.  Und  darum  nimmt  der  Town  Clerk  sehr  oft  hervor- 
ragenden Einflufs  auch  auf  alle,  das  Personale  des  Gemeinde- 
dienstes betreffenden  Angelegenheiten,  die  Anstellung,  Entlassung, 
Pensionierung  sämtlicher  Beamten  und  Angestellten.  Er  ist  das 
Organ,  das  zwischen  den  Beamten  der  einzelnen  Departements 
und  den  Committees  die  regelmäfsige  Kommunikation  herstellt,  er 
ist  Repräsentant  der  Beamtenschaft  beim  Council,  in  seiner  Person 
ist  der  Zusammenhang  des  gesamten  Kommunaldienstes  verkörpert, 
sowohl  in  horizontaler  Richtung,  was  die  einzelnen  Departements 
betrifft,  als  in  vertikaler  Richtung,  da  er  die  exekutive  Beamten- 
schaft, die  Committees  und  das  Council  durch  seine  Thätigkeit 
in  steter,  lebendiger  Verbindung  erhält. 

So  ist  es  ein  schwieriges,   viel  Umsicht,  Takt  und  Klugheit 


*  Vgl.  Royal  Commission  1894;  Min.  of  Evid.  Qu.  9546  ff.  Ebendaselbst 
auch  über  die  Departementchefs.  Vgl.  femer  Year  Book  von  Sheffield  ftür 
1899  p.  150—158  als  Beispiel  der  Departementsorganisation  einer  grofsen  Stadt 
(324000  Einw.);  dort  sind  an  300  Beamte  in  18  Departements  angestellt.  Die 
wichtigsten  sind:  Town  Clerk,  Police,  Accountants,  Rates,  Tramways,  Water- 
works, Libraries,  Electrica!  Engineers,  Architectural  Improvement  and  Parks, 
Eoads  and  Rivers,  Financial  and  Commercial  Departement.  Als  Beispiel  f&r 
eine  kleine  Stadt  kann  Banbury  (18 000  Einw.)  dienen.  Dieses  hat  nebst  den 
Eichtem,dem  Town  Clerk  und  Treasurer  folgende  leitende  Beamte:  Surveyor 
and  Inspector  of  Nuisances,  Accountant,  Medical  Officer  of  Health,  Farm 
Manager,  Superintendent  of  Police,  Coroner,  School  Attendance  Officer,  Collector 
of  Rents,  Hall  Keeper,  Cemetery  Keeper,  Veterinary  Inspector. 


Digitized  by 


Google 


842  Erster  Abschnitt. 

erforderndes  Amt,  dem  der  Town  Clerk  einer  englischen  Municipal* 
Stadt  gerecht  werden  mufs.  Die  Stellung  der  leitenden  Ober- 
beamten  der  einzelnen  Departements  neben  der  des  Town  Clerk  ist 
von  letzterem  insofern  völlig  unabhängig,  als  ein  Nexus  bureau- 
kratischer  Unterordnung  zwischen  ihnen  keineswegs  besteht,  viel- 
mehr sind  alle  Beamten,  jeder  innerhalb  seines  dienstlichen  Ge- 
schäftskreises, gleichermafsen  den  Committees  und  dem  Council 
subordiniert;  nur  die  centrale  Position  des  Town  Clerk,  sein  Ein- 
flufs  bei  den  Committees  und  seine,  die  gesamte  kommunale  Ver- 
waltung umfassende  Kenntnis  und  Erfahrung,  nicht  aber  eine 
hierarchische  Gliederung  sichern  ihm  den  Vorrang  vor  allen 
Änderen  Beamten  der  Stadt.  Nicht  die  specifisch  juristischen 
Funktionen,  zu  denen  er  nach  dem  Wortlaute  der  Städteordnung 
berufen  ist,  sondern  vor  allem  diese  ausgleichende,  vermittelnde 
Thätigkeit  ist  es,  was  ihm  diesen  Vorrang  sichert.  Der  englische 
Sprachgebrauch  hat  für  diese  Funktion  ein  besonderes,  schwer  über- 
setzbares Wort:  er  nennt  diese  Thätigkeit  „Advice"  (Ratschlag), 
wie  überhaupt  die  Funktion  aller  Beamten  gegenüber  dem  Council 
und  den  Committees  als  „Advising"  bezeichnet  wird.  Hierin  liegt 
ausgedrückt,  dafs  nur  bei  den  Gemeindevertretem ,  nie  aber  bei 
den  Beamten  der  Stadtgemeinde,  das  Recht  der  Beschlufsfassung 
liegt.  Und  damit  ist  die  feste  Grundlage  gegeben  für  eine 
wirkliche  „Selbst-  oder  Eigenverwaltung"  der  Bürgerschaft  in  der 
Gemeinde  *. 


^  Die  Aussagen  der  Experten  vor  der  Royal  Commission  on  Amalgama- 
tion  of  the  City  etc.  werfen  volles  Licht  auf  die  thatsächliche  Funktion  de» 
Town  Clerk,  die  durch  das  Gesetz  nur  ganz  skizzenhaft  bezeichnet  ist.  Ebenso 
enthalten  die  Standing  Orders  vieler  Städte  eine  ausführliche  Aufzählung  der 
Pflichten  des  Town  Clerk.  Beide  sind  in  der  im  Texte  stehenden  DarsteUung 
verwertet.  Sehr  charakteristisch  sind  die  Aussagen  des  stellvertretenden  Town 
Clerk  von  Liverpool,  Mr.  Cläre.   Sie  lauten  wie  folgt: 

„I  think,  it  is  an  extremely  good  thing  for  the  corporation's  Service  to 
have  one  man  at  the  head  of  every  thing,  who  should  have  a  sort  of  general 
Bupervision  and  control  of  the  whole  of  the  business  of  the  corporation.  The 
result  is  that  when  the  head  of  one  department,  say  like  the  engineer,  comes 
with  Bome  scheme  in  connexion  with  engineering  and  confers  with  you,  you 
may  be  able  to  point  out  to  him  that  in  some  way  or  other  he  is  affecting 
another  matter  which  is  in  another  department,  which  did  not  occur  to  him 
probably  at  the  time,  and  so  on.  And  then  there  is  the  question  of  the 
general  policy  of  doing  this,  that,  and  the  other,  and  when  it  shall  be  done^ 
and  the  Town  Clerk  practically  in  that  way  forms  a  sort  of  nucleus  there,  to 
which  all  the  other  officials  come,  whenever  they  want  any  advice  or  assis- 
tance.    Then,  in  addition  to  that,  the  chairmen  of  committees  confer  with  the 
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Der  Town  Clerk  ist  Batgeber  nach  beiden  Seiten:  für  die 
Gemeindevertreter  ebenso  wie  für  die  Gemeindebeamten.  Darin 
wurzelt  sein  Ansehen,  darin  findet  aber  auch  der  grofse  Wert  seiner 
Thätigkeit  für  die  gesamte  Gemeindeverwaltung  den  deutlichsten 
Ausdruck ;  immer  mufs  jedoch  festgehalten  werden,  dafs  der  Town 
Clerk  gerade  so  wie  die  übrigen  Beamten  des  Council  unweiger- 
lich dessen  Befehle  und  die  der  Committees  auszuführen  hat.  Wie 
die  übrigen  technischen  Beamten  diese  Befehle  in  ihren  Departe- 
ments in  That  umzusetzen  haben,  so  hat  der  Town  Clerk,  sobald 
einmal  ein  Beschlufs  im  Plenum  oder  Committee  gefafst  ist,  ein- 
fach die  Vermittlung  desselben  an  das  jeweilige  Departement 
schriftlich  durchzuführen.  Er  ist  „the  Conduit  Pipe**  —  die  ad- 
ministrative Röhrenleitung  so  zu  sagen  —  für  den  Willen  der 
Committees  und  des  Council  und  nichts  anderes.  Wie  viel  er  nun 
imstande  ist,  von  seinen  Erfahrungen  und  seinem  Urteile  bei  der 
Bildung  dieses  Willens  beizutragen,  ist  eine  Frage,  die  keine 
Geschäftsordnung  durch  Paragraphen  lösen  kann.  Die  Antwort 
hängt  ebenso  ab  von  dem  Geiste,  welcher  die* Gemeindevertretung 
und  ihre  Committees  beherrscht,  als  von  der  Individualität  und  der 
Tüchtigkeit  des  Mannes,  dem  das  schwierige  und  verantwortungs- 
volle Amt  des  Towns  Clerk  zugefallen  ist.  Dafs  fast  ausnahmslos 
in  den  englischen  Städten  die  Stellung  des  Town  Clerk  hoch- 
geschätzt, seine  Thätigkeit  eine  für  das  Gemeinwohl  nutzbringende 
geworden  ist,  dafs  das  Zusammenarbeiten  zwischen  ihm  und  dem 
Council  allerwärts  glatt  und  harmonisch  von  statten  geht,  ist  der 
beste  Beweis  dafür,  dafs  diese  Institution  die  unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  der  englischen  Städte  glücklichste  Lösung 
des   Problems   der  Verbindung   berufsmäfsigen    Beamtentums   mit 


Town  Clerk  or  myself  on  matters  of  any  importance  before  the  committees 
meet,  and  we  discuss  the  subjects  together  and  decide  how  the  thing  should 
be  done  and  what  ought  to  be  done.  Then  the  result  of  it  is,  that  when 
matters  come  before  the  committee  the  chairman  and  officials  are  usually  of 
one  mind  as  to  what  is  the  right  course  to  pursue  with  regard  to  any  parti- 
cular  matter;  and  in  that  way  you  get,  I  think,  a  very  good  administration, 
because  you  do  not  get  the  chairman  coming  in  unexpectedly  on  a  matter  of 
which  he  knows  little  or  nothing,  and  taking  a  different  view  to  that  of  the 
officials  who  are  advising  the  committee.^  (Min.  of  Evidence  Qu.  10  319).  Und 
femer:  „The  Town  Clerk's  business  is,  of  course,  to  start  with,  theoretically 
legal,  but  practically  technical  law  is  a  small  part  of  bis  real  work.  His  real 
work  is  to  endeavour  to  give  the  best  advice  he  can  to  anybody,  whether  it 
is  a  member  of  the  Council  or  an  official  on  questions  either  of  policy  or  of 
law."  (Qu.  10323). 
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selbständiger  Administration  durch  die  Gemeindevertretung  dar- 
stellt. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  unter  den  Beamten  der  Stadt 
der  Head  Constable,  der  Chef  der  städtischen  Polizeimacht 
ein.  Dieselbe  ist  analog  der  besonderen  Stellung,  die  dem  Watch 
Committee  gegenüber  dem  Council  durch  das  Gesetz  eingeräumt 
ist:  ausnahmslos  ist  nämlich  der  ganze  innere  Polizeidienst,  die 
Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  die  Besorgung  der  kriminal- 
polizeilichen Geschäfte  dem  Head  Constable  ohne  Einmischung 
des  administrierenden  Ausschusses  überlassen.  Das  Committee 
begnügt  sich  in  der  Regel,  die  allgemeinen  Anordnungen  unter 
Zuziehung  des  städtischen  Polizeidirektors  zu  erlassen  und  seine 
Vorschläge  in  Bezug  auf  Vermehrung  des  Mannschaftsstandes,  Be- 
sorgung oder  Erweiterung  von  Amtslokalitäten ,  Regulierung  der 
Besoldung  entgegenzunehmen  und  beschliefst  darüber,  wie  über- 
haupt betreffs  aller  mit  Geldausgaben  verknüpften  Verwaltungs- 
akte der  Polizeiverwaltung  unter  nachträglicher  Approbation  des 
Council;  aber  die  technische  Leitung  des  Polizeidienstes  bleibt 
dem  Polizeidirektor  allein  überlassen.  Seine  Thätigkeit  in  dieser 
Hinsicht  unterliegt  keiner  laufenden  Eontrolle  durch  das  Committee ; 
wohl  aber  hat  das  letztere  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Befugnis, 
ihm  allgemeine  Weisungen  zu  erteilen.  So  wird  z.  B.  in  Be- 
zug auf  die  Sittlichkeitspolizei,  die  Beaufsichtigung  liederlicher 
Häuser  etc.  dem  Head  Constable  die  Verhaltungslinie  vpm  Committee 
principiell  vorgezeichnet. 

Die  Stellung  des  Head  Constable  ist  also  nicht  leicht  allgemein 
definierbar  und  in  der  Praxis  in  mancher  Hinsicht  gleichfalls  eine 
schwierige,  gerade  weil  das  Gesetz  hier  eigentlich  alles  von  dem 
persönlichen  Takt,  der  Ehrenhaftigkeit  und  dem  richtigen  Ver- 
ständnisse der  Mitglieder  des  Watch  Committee  für  die  Aufgabe 
der  Polizeiverwaltung  abhängen  läfst,  im  übrigen  den  städtischen. 
Polizeidirektor  geradeso  wie  alle  anderen  Beamten  der  Gemeinde- 
vertretung völlig  subordiniert.  Selbst  wo  aber  jene  Eigenschaften 
im  genügenden  Mafse  dem  Committee  eigen  sind  und  der  städtische 
Polizeidirektor  die  zur  Durchführung  seiner  Pflichten  notwendige 
Selbständigkeit  gesichert  findet,  wird  er  dennoch  immer  wieder 
vom  Committee  dadurch  abhängig,  dafs  letzteres  allein  berechtigt 
ist,  über  die  Notwendigkeit  und  das  Ausmafs  der  Polizeiausgaben 
zu  beschliefsen  und  weil  ferner  die  Anstrengung  von  Anklagen 
und  die  Vornahme  gerichtlicher  Schritte  (Legal  Proceedings)  durch 
den  Head  Constable  in  den  meisten  Fällen  nur  erfolgen  kann,  wenn 
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er  sicher  ist,  dafs  das  Committee  die  hierfür  notwendigen,  in  der 
Regel  nach  englischem  Gerichtsgebrauche  sehr  hohen  Kosten  be- 
willigt. Für  den  gewöhnlichen  Gang  der  Sicherheits-  und  Kriminal- 
polizei liegt  auch  weiter  keine  Schwierigkeit  in  diesem  System; 
bedenklich  aber  wird  diese  finanzielle  Gebundenheit  des  exekutiven 
Polizeidienstes  dort,  wo  die  exakte  Ausführung  desselben  mit 
materiellen  Interessen,  die  in  dem  Committee  vertreten  sind,  in 
VTiderstreit  gerät.  Das  ist  vor  allem  der  Fall  in  jenem  Ver- 
waltungsgebiete,  das  seit  Jahrzehnten  den  Gegenstand  tiefgehen- 
der Meinungsverschiedenheit  in  der  englischen  Bevölkerung  bildet, 
zugleich  aber  das  eigentliche  Arbeitsgebiet  der  allgemeinen  polizei- 
lichen Thätigkeit  abgiebt :  nämlich  die  Wirtshaus-,  Trink-  und  Spieler- 
Polizei.  Hier  liegt  nun  gerade  in  den  kleineren  Städten,  wo  der 
Druck  der  öffentlichen  Meinung  nur  gering  oder  gar  nicht  vor- 
handen ist,  die  Gefahr  vor,  dafs  die  Thätigkeit  der  Polizei  von 
den  Vertretern  des  in  England  allezeit  politisch  einflufsreichen  „Drin- 
king  Interest"  wesentlich  behindert  werde.  —  Dafs  Mifsstände  solcher 
Art  in  zahlreichen  Städten  auch  gegenwärtig  vorhanden  sind,  und 
dafs  diese  Mifsstände  zum  grofsen  Teile  darauf  zurückzuführen  sind, 
dafs  der  exekutive  Polizeidienst  durch  die  im  Watch  Committee 
sitzenden  Interessenten  des  Wirtsgewerbes,  der  Brauereien  und 
Branntweinbrennereien  wiederholt  ernstlich  beeinträchtigt  wird, 
ist  eine  in  den  letzten  Jahren  unbestreitbar  hervorgekommene 
Thatsache.  Die  Verhandlungen  vor  der  1897  eingesetzten  könig- 
lichen Kommission  zur  Erforschung  des  Zustandes  in  Bezug  auf 
das  Schankgewerbe  und  Trinkerwesen  in  England  hat  in  dieser 
Hinsicht  mancherlei  sehr  bedenkliche  Enthüllungen  gebracht  und 
hat  gezeigt,  dafs  in  zahlreichen  Fällen  die  guten  Absichten  des 
städtischen  Polizeidirektors  durch  das  wirtschaftliche  Interesse  der 
in  der  Gemeindevertretung  befindlichen  Gastwirte  und  anderer 
Alkohol-Interessenten  vollständig  lahm  gelegt,  oder  dafs,  was  noch 
schlimmer  ist,  durch  letztere  sogar  vollständige  Korruption  in  die 
Polizeiverwaltung  hineingebracht  wird.  Der  bedenkliche  Punkt  dieser 
städtischen  Polizeiverwaltung  ist  nämlich,  wie  bemerkt,  vor  allem 
darin  gelegen,  dafs  der  Polizeidirektof  —  Chief  Constable  —  bei  aller 
formellen  Unabhängigkeit  vom  Watch  Committee  in  der  Erfüllung 
seiner  Amtspflichten  dennoch  an  den  guten  Willen  des  ersteren  ge- 
bunden ist,  sobald  es  sich  darum  handelt,  Strafverfolgungen  aus 
öffentlichem  Interesse  einzuleiten.  „The  Power  of  the  Purse",  die 
uneingeschränkt  der  Gemeindevertretung  gegeben  ist,  wirkt  hier  bis- 
weilen sehr  ungünstig  auf  die  ordentliche  Durchführung  der  Pflichten 
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der  Polizeiverwaltung  ein.  Nicht  nur  in  manchen  grofsen  Städten, 
sondern  auch  in  mittleren  und  kleinen  Gemeinden  scheint  eine 
völlige  Zurückdrängung  solcher  privater  Interessen  von  der 
Führung  der  Verwaltung  nicht  immer  möglich  zu  sein.  Und 
da  ist  es  vor  allem  der  Einflufs  der  Gastwirte  und  Besitzer 
von  licenzberechtigten  Häusern,  der  der  Polizeiverwaltung  bis- 
weilen hemmend  dadurch  entgegen  wirkt,  dafs  dem  Chief  Con- 
stable  die  Geldmittel  zur  Anstrengung  von  gerichtlichen  Schritten 
gegen  straffällige  Wirte  vom  Watch  Committee  versagt  werdend 

Aus  diesem  Grunde  ist  bereits  wiederholt  der  Vorschlag  ge- 
macht worden,  in  Zukunft  alle  am  Schankgewerbe  direkt  inter- 
essierten Gemeindemitglieder  von  der  Teilnahme  am  Watch  Committee 
auszuschliefsen :  eine  praktisch  wenig  versprechende  Mafsregel, 
weil  ein  grofser  Teil  des  städtischen  Hauseigentums  durch  Ver- 
knüpfung mit  Licenzen  in  dieser  Frage  aufserordentlich  beeinflufst 
erscheint,  so  dafs  mit  der  Ausscheidung  der  unmittelbar  das 
Schankgewerbe  betreibenden  Elemente  der  Schaden  nur  in  geringem 
Mafse  oder  gar  nicht  behoben  würde.    Der  Umstand,  dafs  anderer- 


*  Vgl.  Royal  Commission  on  Amalgamation  etc.  Min.  of  Eyidence 
Qu.  9635—9680.  Über  die  Unabhängigkeit  des  Chief  Constable  in  der  Ver- 
folgung seiner  kriminalpolizeilichen  Pflichten  sagt  da  der  Town  Clerk  yon 
Nottingham,  dafs  derselbe  überall  dort,  wo  Verschwiegenheit  notwendig  sei, 
vorgehe,  ohne  an  das  Watch  Committee  zu  berichten,  dafs  er  allerdings  häufig 
den  Town  Clerk  zu  Rate  ziehe.  Über  die  Mifsstände,  die  sich  in  manchen 
Municipalstädten  aus  dem  Einflufs  des  „Drinking  Interest"  im  Watch  Com- 
mittee ergeben,  vergleiche  die  sehr  interessanten  Aussagen  der  vor  der  Royal 
Commission  on  the  Licensing  Laws  (1897)  vernommenen  Zeugen:  Min. 
of  Evidence  (17  025—36,  17  041,  17  076—81).  Daselbst  spricht  sich  der  ehe- 
malige Chairman  des  Watch  Committee  der  Stadt  Penzance  für  eine  Ab- 
änderung des  Gesetzes  in  der  Richtung  aus,  dafs  dem  Chief  Constable  die 
Vollmacht  gegeben  würde:  to  act  entirely  as  a  man  independent  either  of 
the  Watch  Committee  or  the  Council  in  the  matter  of  Prosecutions.  Über  die 
Beeinflussung  des  Watch  Committee  zu  Gunsten  der  Schankbesitzer  spricht 
sich  in  ähnlicher  Weise  ein  Zeuge  aus  Devonport  aus,  wo  nach  Behauptung 
desselben  das  Committee  in  27  von  40  Fällen  dem  Chief  Constable  die  Be- 
willigung zur  gerichtlichen  Verfolgung  verweigert  habe  (Min.  of  Evidence 
Qu.  34  601—2).  Ähnliches  wird  betreffs  der  Städte  Wigan,  Reading,  Derby, 
Portsmouth  u.  a.  m.  ausgesagt.  Wohl  mufs  aber  dabei  in  Betracht  ge- 
zogen werden,  dafs  es  sich  vielfach  um  Aussagen  temperenz freundlicher 
Zeugen  handelt;  und  wenn  man  weifs,  mit  welch  fanatischem  Eifer  von  seite 
der  Teetotaler  der  Krieg  gegen  „Drinking  Interests"  geführt  wird,  so  wird  wohl 
so  manche  dieser  Aussagen  nicht  als  ganz  objektiv  betrachtet  werden  dürfen. 
Immerhin  geben  aber  die  Protokolle  der  Kommission  ein  wenig  erfreuliches  Bild 
der  Polizeiverwaltung  dieser  Städte. 
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seits  die  in  England  bekanntlich  so  stark  hervortretenden  Be- 
strebungen der  Abstinenzler  in  manchen  Städten  beim  Head  Con- 
stable  oder  im  Committee  parteiische  Förderung  erfahren,  pflegt 
auch  von  dieser  Seite  aus  eine  objektive  Polizeiverwaltung  zu 
stören.  Hier  liegt  eben  eine  jener  grofsen  Schwierigkeiten  zu 
tage,  die  jeder  demokratischen  Verwaltung  eigen  sind,  und  die  aus 
der  nicht  wegzuschaffenden  Thatsache  resultieren,  dafs  eine  auf 
der  Teilnahme  der  Massen  thatsächlich  beruhende  Administration 
unvermeidlich  auch  die  einseitigen  wirtschaftlichen  Interessen  und 
ihren  Widerstreit  unmittelbar  mit  der  Durchführung  des  Gesetzes 
in  Berührung  bpingt.  Gegen  solche  Schwierigkeiten  giebt  es  keine 
noch  so  detailliert  ausgearbeitete  gesetzliche  Vorschrift  und  auch 
nicht  die  Oberaufsicht  der  Centralbehörde  sichert  Abhilfe,  sondern 
einzig  und  allein  die  Ehrenhaftigkeit  der  grofsen  Mehrheit  der 
Bevölkerung,  die  Öffentlichkeit  der  ganzen  Verwaltung,  sowie  die 
dadurch  ermöglichte  Kontrolle  derselben  durch  die  öffentliche 
Meinung.  Trotz  aller  im  einzelnen  konstatierten  Schäden  der 
Polizeiverwaltung  in  manchen  Städten  Englands,  und  obgleich 
zweifellos  die  selbständige  Administration  der  Polizei  zu  den 
schwächeren  Teilen  der  englischen  Kommunalverwaltung  gehört, 
haben  die  eben  genannten,  dem  Arsenale  der  Demokratie  ent- 
stammenden Mittel  bisher  an  vielen  Orten  erfolgreich  gewirkt  und 
thatsächliche  Korruption  im  weiteren  Ausmafse  verhindert. 

Die  Stellung  der  städtischen  Polizeibeamten  und  der  Polizei- 
mannschaft erscheint  aber  noch  durch  ein  anderes  Moment  kom- 
pliziert. Nach  der  Städteordnung  haben  die  Friedensrichter  nach  wie 
vor  das  Recht,  den  Constables  Befehle  in  Ausübung  ihres  Richter- 
amtes zu  erteilen  und  haben  überdies  die  Befugnis,  jedes  Organ 
der  Polizeiverwaltung  wegen  Pflichtversäumnis  auf  Beschlufs  zweier 
Friedensrichter  hin  zu  entlassen.  Dadurch  können  nun  leicht 
Konflikte  mit  dem  eigentlichen  Polizeiverwaltungsorgan,  dem  Watch 
Committee  herbeigeführt  werden;  aber  der  bewährte  Common  Sense 
der  englischen  Gentlemen  hat  solche  Konflikte  kaum  je  entstehen 
lassen.  In  praktischen  Fällen  würden  übrigens  die  Friedensrichter 
hierbei  den  kürzeren  ziehen,  da  das  Watch  Committee  jeden  ent- 
lassenen Constable  oder  Polizeibeamten  wieder  in  Dienst  nehmen 
könnte,  ohne  dafs  die  Friedensrichter  hiergegen  ein  Einspruchs- 
recht hätten  ^    Das  Watch  Committee  und  der  von  ihm  ernannte 


^  Vgl.  Royal  Coramission  on  Amalgam.   Min.  of  Evidence.    Qu.  9637 — 48. 
In  Fällen  von  Unruhen  oder  bei   der  Regelung  principieller  Fragen  der 
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Head  Constable  sind  die  Träger  der  regelmafsigen  Polizeiver- 
waltung ;  im  Falle  von  Unruhen  aber,  oder  wenn  sonst  militärische 
Hilfe  requiriert  werden  sollte,  ist  nicht  das  Gommittee,  sondern 
nur  die  Versammlung  der  Friedensrichter  kompetent  zur  Ergreifung 
aufserordentlicher  Mafsregeln:  da  aber  die  durch  eine  solche  Aktion 
verursachten  Kosten  wieder  nur  durch  das  Watch  Committee  be- 
deckt werden  können,  so  müssen  die  Friedensrichter  sich  vorher 
in  diesem  Falle  der  Zustimmung  der  städtischen  Polizeibehörde  ver- 
sichern. Wir  sehen  also,  dafs  die  Polizeiverwaltung  in  den  Municipal- 
städten  in  jeder  Hinsicht  autonom  geleitet  wird ,  d.  h.  unmittelbar 
von  den  Vertretern  der  Gemeinde  kontrolliert  und  dirigiert  wird*. 

Das  hindert  aber  nicht,  dafs  die  Polizeiverwaltung  jeder  ein- 
zelnen Stadt  als  Ganzes  der  Ingerenz  der  Centralbehörde  auf 
einem  eigentümlichen  Umwege  unterzogen  wird:  nämlich  durch  An- 
knüpfung an  die  Polizeikosten.  Seit  der  Reorganisation  der  ge- 
samten Landespolizei  steht  den  Städten  genau  so  wie  den  Graf- 
schaften der  Anspruch  auf  Rückersatz  der  Hälfte  aller  Polizei- 
kosten aus  dem  Staatsschatze  zu  unter  der  Bedingung,  dafs  die 
Stadtgemeinde  den  Zustand  ihres  gesamten  Polizeiwesens  jährlich 
der  Inspektion  durch  einen  Beamten  des  Home  office  unterwirft, 
und  dafs  letzterer  bei  dieser  Prüfung  der  betreflFenden  Lokal- 
polizeiverwaltung das  Zeugnis  genügender  effektiver  Stärke  und 
Leistungsfähigkeit  ausstellt;  verzichtet  aber  eine  Stadt  auf  den 
Staatszuschufs,  so  entfällt  auch  das  Recht  der  Inspektion. 

Praktisch  genommen  macht  allerdings  heute  keine  einzige 
Municipalstadt  mehr  von  dieser  Möglichkeit,  sich  durch  finanzielle 

Polizeiverwaltung  wird  gewöhnlich  ein  Joint  Committee  aus  Mitgliedern  des 
Watch  Committee  und  Friedensrichtern  gebildet,  das  dem  Chief  Constable  Wei- 
sungen erteilt.  Der  Mayor,  der  als  Haupt  der  Gemeindevertretung  Mitglied 
des  Watch  Committee  und  erster  Friedensrichter  der  Stadt  ist,  bildet  da  den 
natürlichen  Mittelpunkt  solcher  zeitweiliger  Specialorganisation. 

'  Immer  mufs  daran  festgehalten  werden,  dafs  es  in  England  (ebenso  in 
Schottland,  nicht  aber  in  Irland)  eine  „Staatspolizei**  nicht  giebt  und  dafs  keine 
von  der  Regierung  mittelbar  oder  unmittelbar  durch  Befehle  geleitete  Polizei- 
macht existiert.  Nur  durch  Korrespondenz  mit  den  lokalen  Polizeiherren,  den 
Watch  Committees  in  den  Städten,  den  Standing  Joint  Committees  in  den  Graf- 
schaften kann  der  Secretary  of  the  Home  Departement  —  beispielsweise  im 
Falle  der  Überwachung  oder  Verhaftung  ausländischer  Verbrecher  —  eine  be- 
stimmte Polizeiaktion  erwirken,  und  zwar  immer  nur  dann,  wenn  die  lokale 
Polizeiverwaltungsbehörde  die  betreffende  Aktion  zu  unternehmen  gewillt  ist 
Eine  Befehlsgewalt  in  Polizeisachen  hat  kein  einziges  Organ  der 
englischen  Regierung,  sondern  haben  einzig  die  lokalen  Polizeiverwaltungs- 
behörden und  die  Friedensrichter. 
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Nachteile  der  administrativen  Oberaufsicht  zu  entziehen,  Gebrauch. 
Mit  Erfolg  hat  da  die  englische  Gesetzgebung  wie  so  oft  an  das 
finanzielle  Selbstinteresse  des  englischen  Steuerzahlers  appelliert 
und  auf  diesem  Wege  administrative  Reformen  durchgesetzt;  aber 
deshalb  ist  das  Home  Office  noch  keine  Polizeibehörde  im  kontinen- 
talen Sinne.  Das  Ministerium  hat  einzig  das  Recht,  auf  Grund 
des  Berichtes  eines  Inspektors  das  Certifikat,  auf  Grund  dessen 
die  betreffende  Stadtgemeinde  ihren  Polizeizuschufs  erhält,  zu 
verweigern,  aber  es  kann  auch  dort,  wo  die  Polizeiverwaltung 
schlecht  befunden  wird,  nicht  direkt  eingreifen.  Nur  indirekt  kann 
durch  die  finanzielle  Schädigung  der  Gemeinde  auf  die  Gemeinde- 
vertretung als  den  eigentlichen  Polizeiherrn  eingewirkt  werden. 
So  bleibt  die  Stadtgemeindevertretung,  resp.  das  Watch  Committee, 
stets  die  im  einzelnen  durch  keine  administrative  Oberinstanz  be- 
schränkte Polizeibehörde  im  Stadtgebiete  ^ 

Dennoch  ist  aber  die  Ausübung  der  Polizeigewalt  durch  das 
Watch  Committee  und  dessen  Constables  keineswegs  eine  der  Kon- 
trolle entbehrende  Handhabung  der  öffentlichen  Gewalt ;  vielmehr  ist 
dieselbe  völlig  organisch  in  den  allgemeinen  Rechtsorganismus  des 
Landes  eingefügt,  und  zwar  in  zweifacher  Richtung.  Erstens  ent- 
scheiden über  jede  von  der  Polizei  eingebrachte  Klage  die  kom- 
petenten Friedensrichter,  resp.  der  Recorder,  im  Appellationswege 
die  ordentlichen  Gerichte  des  Landes ;  zweitens  knüpft  die  richter- 
liche Kontrolle  an  den  Umstand  an ,  dafs  jede  von  der  Gemeinde, 
oder  deren  Organen  betriebene  Verfolgung  wegen  begangener 
Delikte  auf  Kosten  der  Gemeinde  geht.  Es  steht  nun  jedem 
Gemeindemitgliede  zu,  die  Legalität  dieser  Ausgaben  und  dadurch 
die  Gesetzlichkeit  der  Handlungsweise  der  Polizei  vor  dem  obersten 
Gerichtshofe  (High  Court)  und  dessen  Oberinstanzen  anzufechten. 
In  welcher  Weise  dieses  Mittel  benützt  worden  ist,  um  auch  hier 
und  da  den  Wirkungskreis  der  Stadtgemeinde  zum  Schaden  des 
Gemeinwesens  und  zur  Förderung  gewisser  wirtschaftlicher  Sonder- 
interessen einzuengen,  läfst  sich  gerade  bei  der  von  manchen  Ge- 
meinden eifrig  unternommenen  Bekämpfung  der  Trunksucht  und  deren 
Hauptursache,  des  allzu  reichlichen  Erteilens  von  Schanklicenzen, 
verfolgen.  Wir  werden  noch  in  einem  anderen  Zusammenhange 
die  gerade  in  letzter  Zeit  in  dieser  Hinsicht  erflossenen  Entscheidungen 


^  Dafs  von  diesen  Befugnissen  ernstlich  Gebrauch  gemacht  wird,  zeigen 
VorfäUe  des  letzten  Jahres  sehr  deutlich.  Im  Jahre  1899  wurde  nämlich  zwei 
der  gröfsten  Städte  Englands  und  Schottlands,  Manchester  und  Glasgow, 
der  Polizei-Staatszuschufs  wegen   „inefficiency"  verweigert. 
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englischer  Gerichtshöfe  kennen  lernen ;  abgesehen  hiervon  darf  aber 
nicht  verkannt  werden,  dafs  durch  diese  richterliche  Kon- 
trolle der  kommunalen  Ausübung  der  Polizeigewalt 
gerade  wieder  eine  jener  grofsen  Bürgschaften  der 
bürgerlichen  Freiheit  gegeben  ist,  die  das  Wesen  der 
englischen  Verfassung  ausmachen.  Jede  mifsbräuchliche 
Ausnützung  der  Polizeigewalt,  die  zu  ungerechtfertigten  Anklagen 
führt,  bewirkt  nicht  nur  den  nach  englischem  Rechte  jedermann  in 
einem  solchen  Falle  zustehenden  Anspruch  auf  Schadenersatz  gegen 
das  betreffende  Exekutivorgan,  sondern  es  fällt  letzterem  überdies 
die  Bestreitung  der  Kosten,  welche  sonst  der  Gemeinde  als  Auftrag- 
geber und  Polizeiherrn  obliegt,  zur  Last.  Überschreitungen  der 
Amtsgewalt  gehören,  wie  eine  jüngst  erflossene  richterliche  Ent- 
scheidung treffend  sagt,  nicht  zu  den  gesetzlichen  Aufgaben  der 
städtischen  Polizeiverwaltung;  die  durch  solche  Handlungen  ver- 
ursachten Kosten  dürfen  somit  auch  nicht  der  Gemeindekasse  und 
damit  den  Steuerträgern  auferlegt  werden  ^ 

Einige  Bemerkungen  über  die  Anstellung  und  die  Besoldungs- 
verhältnisse der  Kommunalbeamten  werden  dieses  Bild  der  kom- 
munalen Dienstesorganisation  passend  abschliefsen  und  zeigen,  wie 
auch  in  diesem  wichtigen  Punkte  die  drei  verschiedenen  Organe 
der  Verwaltung :  Council,  Committee  und  Beamte  nach  praktischen 
Gesichtspunkten  miteinander  verknüpft  sind.  Mehr  als  bei  irgend 
einem  anderen  Gegenstande  ist  es  hier  notwendig,  ein  Urteil  unter 
Umschau  über  die  konkrete  Gestaltung  der  Dinge  in  den  einzelnen 
Städten  zu  gewinnen,  da  das  Gesetz  in  diesem  Punkte,  wie  wir 
wissen,  völlig  schweigsam  ist. 

Die  Anstellung  aller  Beamten  und  die  Organisation  sämtlicher 
Dienstzweige  sind,  wie  wir  schon  wiederholt  bemerkt  haben,  völlig 
dem  freien  Belieben  des  Borough  Council  anheim  gestellt.  Auch 
hier  haben  nun  die  gleichen  Bedürfnisse  und  die  im  ganzen  Lande 
ziemlich  gleichartigen  städtischen  Lebensverhältnisse  fast  aller- 
wärts  die  gleiche  Ordnung  entstehen  lassen.  Die  Gehälter  der 
Beamten  variieren   selbstverständlich  nach  der  Gröfse  der  Stadt, 


>  Vgl.  Entscheidung  in  Reg.  v.  Mayor  of  Exeter  (94  Law  Times  [N.  S.] 
101),  in  welcher  ausgesprochen  wird,  dafs  Kosten,  welche  ein  Chief  Constahle 
bei  der  ungerechtfertigten  gerichtlichen  Verfolgung  einer  Person  der  Gemeinde 
gemacht  hatte,  als  ungesetzlich  gestrichen  (disallowed)  werden  aus  dem  Grunde, 
weil  solche  Kosten,  die  durch  Mifsbrauch  oder  Überschreitung  der  Amtsgewalt 
verursacht  werden,  nicht  zu  den  »Legal  Purposes*^,  den  gesetzlichen  Zwecken 
der  städtischen  Polizeiverwaltung,  gehören. 
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der  Ausdehnung  ihres  Wirkungskreises  und  der  damit  verknüpften 
Arbeitslast  der  Beamten ;  immerhin  aber  beträgt  der  Durchschnitts- 
gehalt aller  Beamten  aller  Abstufungen  nach  einer  von  der  Municipal 
Officers  Association  im  Jahre  1898  aufgestellten  Berechnung  etwas 
mehr  als  100  jß  ^  Die  Gehälter  der  leitenden  Beamten  sind  durch- 
wegs hoch  und  in  fortwährender  Steigerung  begriffen.  In  allen  gut 
verwalteten  Stadtgemeinden  wird  immer  wieder  offen  die  Absicht  aus- 
gesprochen, durch  hohe  Gehälter  sich  die  besten  Kräfte  zu  sichern  und 
festzuhalten.  Town  Clerks,  Borough  Surveyors,  Borough  Engineers 
und  First  Accountants  haben  in  County  Boroughs,  also  Städten 
über  50  000  Einwohner,  fast  ausnahmslos  Gehalte  von  400—1000  jg 
In  den  Riesenstädten  des  Industriegebietes  steigen  diese  Gehälter 
selbstverständlich  bis  auf  das  Doppelte ;  so  bezieht  der  Town  Clerk 
von  Liverpool  2200  SS.  Die  Anstellung  der  Beamten  erfolgt  praktisch 
genommen  durch  die  einzelnen  Committees  auf  Antrag  des  betreffen- 
den Departementsleiters  oder  des  Town  Clerk ;  immer  aber  wird  die 
Approbierung  des  Council  eingeholt.  In  grofsen  Städten  ist  es 
den  Committees  gestattet,  Beamte  und  Angestellte  mit  einem 
Jahresgehalte  bis  zu  einer  gewissen  Gehaltsklasse  (63  sh.  per  W^oche 
in  Manchester,  104  Sß  Jahresgehalt  in  Liverpool)  zu  ernennen  *.  Bei 
allen  wichtigeren  Fällen  findet  Konkursausschreibung  statt  Die  end- 
gültige Entscheidung  wird  bei  den  leitenden  Beamtenposten  einem 
besonderen  Committee  tibertragen,  dessen  Auswahl  vom  Council 
formell  gebilligt  wird.  Das  alte  System  der  Patronage  ist  fast  voll- 
ständig ausgerottet,  es  wird  vielmehr  allerwärts  dahin  getrachtet, 
den  im  einzelnen  Falle  tüchtigsten  Kandidaten  zu  ernennen.  In 
den  gröfseren  Städten  sind  die  Departementsleiter  verpflichtet,  dem 
Council  durch  das  Committee  jährlich  eine  Übersicht  über  den 
Stand  ihres  Beamtenstabes  zu  unterbreiten,  sowie  Vorschläge  in 
Bezug  auf  Vermehrung  oder  Verminderung  desselben  zu  machen®. 


*  Wie  die  Städte  selbst  zur  Vertretung,  Beratung  und  Förderung  ihrer 
gemeinsamen  Interessen  eine  freie  Organisation  auf  dem  Boden  des  Vereins- 
rechtes in  der  Association  of  Municipal  Gorporations  of  the  United  Eingdom 
besitzen,  so  die  Beamten  der  Stadtgemeinden  in  der  Municipal  Officers  Asso- 
ciation, die  in  ihren  Jahresversammlungen  Standesfragen  erörtert  und  Standes- 
interessen beim  Parlamente  und  in  der  Öffentlichkeit  fördert.  Vgl.  Muncipal 
Journal  1898  und  1899. 

*  Vgl.  Standing  Orders  Liverpool  No.  57,  Manchester  No.  15. 

*  Standing  Orders  von  Liverpool  No.  59.  Anträge  wegen  Gehaltserhöhungen 
sollen  in  der  Regel  nur  einmal  jährlich,  z.  B.  in  Manchester  im  Februar,  vor- 
gebracht und  beraten  werden.    Um  einen  Überblick  über  die  Gehaltsverhältnisse 
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Was  endlich  die  Altersversorgung  der  kommunalen  Beamten- 
schaft betrifft,  so  existiert  ein  allgemeines  Pensionsrecht  gegen- 
wärtig noch  nicht ;  nur  für  die  Polizeimannschaft  besteht  ein  solches 
auf  Grund  der  Police  Superannuation  Akte  von  1890.  Nach  dieser 
erhält  jeder  Constable  und  Polizeibeamte  nach  mindestens  25jährigem 
Dienste  eine  Pension,  die  im  Höchstausmafse  zwei  Drittel  seines 
Gehaltes  betragen  darf.  Auch  Invaliditätspension  ist  durch  dieses 
Gesetz  vorgesehen ;  aber  für  die  übrigen  städtischen  Beamten  be- 
steht eine  solche  Vorsorge  nicht  und  es  ist  dies  zweifellos  ein 
Mangel  der  englischen  Gesetzgebung,  der  von  Jahr  zu  Jahr  von 
den  Tausenden  kommunaler  Beamten  Englands  immer  schwerer 
empfunden  wird.  Ihm  abzuhelfen  ist  eine  der  Hauptbestrebungen 
der  Municipal  Officers  Association,  die  in  wiederholt  eingebrachten 
Gesetzentwürfen,  so  neuerlich  in  der  Local  Authorities  Superan- 
nuation Bill  1899  ihren  Ausdruck  gefunden  hat;  aber  auch  diese 
letztere  ist  nicht  über  die  zweite  Lesung  hinausgekommen.  Aller- 
dings besteht  in  einigen  der  Grofsstädte  eine  Art  von  Alters- 
versorgung ohne  gesetzliche  Basis  in  der  Weise,  dafs  alt  gediente 
Beamte  ihr  Gehalt  bis  zu  ihrem  Tode  fortbeziehen,  während  ihre 
Arbeit  von  einem  Stellvertreter  verrichtet  wird.  Einige  wenige 
Städte  haben  sich  gesetzliche  Vollmachten  zur  Einführung  eines 
Pensionssystems  vom  Parlamente  verschafft.  So  hat  Liverpool  durch 
einen  Local  Act  von  1882  folgendes  Pensionssystem  eingeführt. 
Alle  Beamte  sind  verpflichtet,  sich  bei  einer  Lebensversicherungs- 
gesellschaft zu  einer  2  ^/o  ihres  Gehaltes  betragenden  Prämie  zu 


in  einer  Grofs-  und  einer  Kleinstadt  zu  geben,  seien  nachfolgende  Daten  aus 
den  offiziellen  Jahrbüchern  hier  angeführt. 

Sheffield.    Stipendiary  Magistrate  1000  jf, 
Magistrates  Clerk  .  .  .  2800  jf , 

Recorder 200  jf, 

Town  Clerk  .  • 1150  £, 

1.  Assistant  400  jf;  2.  Assistant  250  jf,  Chief  Constable  650  £,  Deputy 
Chief  Constable  300  jf ,  Chief  Librarian  300  £,  City  Accountant  850  jf,  Chief 
Clerk  and  Cashier  320  £,  Chief  Rate  Clerk  180  jf ,  City  Surveyor  1000  jf, 
Deputy  Surveyor  350  jf,  Medical  Officer  of  Health  600  £y  Cleansing  Super- 
intendent 275  £y  Manager  of  Tramways  Depart.  400  £,  Electrical  Engineer 
425  £,  General  Manager  of  Waterworks  1000  £,  Engineer  600  £, 
Als  Beispiel  einer  Kleinstadt: 

Banbury:  Town  Clerk  800  £,  Clerk  to  the  Magistrates  210  jf,  Sur- 
veyor 200  jf,  Accountant  150  jf ,  Medical  Officer  of  Health  50  £,  Farm  Ma- 
nager 100  £^  Superintendent  of  Police  185  £^  School  Attendance  Officer  45  jf , 
Cemetery  Keeper  75  £. 
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versichern  und  überdies  3®/o  ihres  Gehaltes  in  den  von  der  Stadt 
gebildeten  Superannuation  Fund  jährlich  einzuzahlen.  Dafür 
garantiert  ihnen  die  Stadt  den  Bezug  einer  nach  einem  Schema 
festgestellten  Pension  nach  25  jährigem  Dienste  oder  nach  erreichtem 
60.  Lebensjahre.  Austretende  Beamte  erhalten  ihre  Einzahlungen 
beim  Verlassen  des  Dienstes  zurück*. 

So  nützlich  nun  solche  einzelne  Einrichtungen  sind,  so  ist  doch 
nicht  zu  zweifeln,  dafs  auch  hier  sehr  bald  die  Keichsgesetzgebung 
die  private  Initiative  verdrängen  wird,  umsomehr  als  gegenwärtig 
bereits  die  Tausende  von  Beamten  der  Armen-  sowie  der  Polizei- 
verwaltung ein  gesetzlich  geordnetes  Pensionsrecht  besitzen*. 

Auf  die  gesetzliche  Regelung  dieser  Angelegenheit  wirkt 
der  Umstand  verzögernd  ein,  dafs  in  vielen  Städten  eine  Alters- 
versorgung der  städtischen  Arbeiter  gleichfalls  angestrebt  und 
nur  eine  gemeinsame  Lösung  beider  Fragen  als  wünschenswert  be- 
zeichnet wird.  Die  Schwierigkeiten  dieses  erweiterten  Problems 
sind  zwar  grofs;  aber  andererseits  ist  gerade  gegenwärtig  die  Frage 
der  allgemeinen  Altersversorgung  in  England  so  sehr  in  den  Vorder- 
grund des  öffentlichen  Interesses  gerückt,  dafs  eine  baldige  Lösung 
dieser  Frage  wohl  erwartet  werden  kann. 

Überblicken  wir  nun  nochmals  das  ganze  Gefüge  der  vorstehend 
dargestellten  kommunalen  Verwaltungsorganisation,  so  werden  sich 
wohl  folgende  allgemeine  Beobachtungen  feststellen  lassen. 

In  dem  geschilderten  unmittelbaren  Zusammenwirken  der  drei 
von  uns  auseinander  gehaltenen  Faktoren:  des  Town  Council,  der 
Gommittees  und  der  städtischen  Beamten  vollzieht  sich  die  lebendige 
Verwaltung  der  Stadtgemeinde.  Die  Beamten  sind  die  rein  exe- 
kutiven Organe  der  Gemeindeverwaltung.  Sie  erhalten  ihre  per- 
manenten Vorschriften  und  jeweiligen  Einzel  Weisungen  von  dem 
aus  dem  Town  Council  gebildeten,  ständigen  Administrativorgan, 
dem  Committee.  Die  Verwaltungsakte  dieser  letzteren  hinwiederum 
unterliegen  der  fortlaufenden  Kontrolle  durch  das  Plenum,  das 
auch  gleichzeitig  die  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen  auf- 
tretenden Probleme  principiell  berät  und  zur  Entscheidung  bringt, 


^  Royal  Gommission  on  Amalgamation,  Min.  of  Evidence  Qu.  10289  bis 
10252  und  Stand.  Ord.  Liverpool  No.  64—66.  Ferner  vgl.  Boyal  Gommission 
on  Amalgam.,  Min.  of  Evid.,  Qu.  9580  ff. 

•  Police  Act  1890,  Poor  Law  Officers  Superannuation  Acts  1864,  1896  u; 
1897;  27  u.  28  Vict  c.  42;  59  u.  60  Vict  c.  50;  60  u.  61  Vict.  c.  28. 

Bedlich,  Engl.  Lokalvenraltiuig.  23 
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sowie  die  gesamte  Organisation  der  städtischen  Verwaltung  in  den 
Committees  ununterbrochen  überwacht  und  dem  Bedürfnisse  ent- 
sprechend reguliert.  Der  Form  nach  erscheint  das  Plenum  als  das 
vorwiegend  deliberative,  beratende  Organ;  das  Gommittee  als  das 
administrative  Fachorgan  und  die  Beamtenschaft  als  das  rein  exe- 
kutive Werkzeug  der  städtischen  Verwaltung. 

Diese  Unterscheidung  darf  aber  nicht  so  verstanden  werden, 
dafs  damit  gleichsam  starre  Scheidungen  zwischen  den  drei  in  der 
Gemeindeverwaltung  thätigen  Organen  aufgerichtet  werden;  viel- 
mehr ist  das  Plenum  des  Town  Council,  d.  h.  die  aus  den  direkten 
Vertretern  der  Bürgerschaft  gebildete  Versammlung,  das  in  letzter 
Linie  einzig  zur  selbständigen  Willensbildung  berufene  Organ  der 
Stadtgemeinde.  Jene  Scheidung  der  drei  in  der  Gemeindever- 
waltung thätigen  Faktoren,  der  man  in  der  englischen  Litteratur 
häufig  begegnet,  kann  immer  nur  verstanden  werden  als  eine  von 
der  lebendigen  Funktion  des  Gemeindekörpers  aus,  zu  Zwecken  der 
analytischen  Erkenntnis,  gewonnene  Abstraktion.  Würde  man  die- 
selben anders  denn  als  nützlichen  Behelf  zur  Sonderung  der  einzelnen 
Organe  der  Stadtverwaltung  betrachten,  so  würde  man  sich  damit 
das  Verständnis  des  eigentlichen  Wesens  der  englischen  Stadtverwal- 
tung genau  so  versperren,  wie  die  berühmte  Lehre  von  der  Teilung 
der  Gewalten  das  Verständnis  der  englischen  Verfassung  jahrzehnte- 
lang gehindert  hat. 

Betrachtet  man  also  die  Stadtverwaltung  als  Organismus,  so 
zeigt  sich,  dafs  jene  Distinktion  allein  von  der  Form  der  eng- 
lischen Kommunalverwaltung  ausgeht  und  nicht  in  das  Wesen  der- 
selben eindringt.  Jeder  Verwaltungsakt  enthält  in  sich  die  Ver- 
einigung eines  Willenselementes  mit  einem  mechanischen  Elemente, 
eines  Entschlusses  oder  Beschlusses  mit  der  denselben  ausführen- 
den, in  die  Sphäre  der  realen  Welt  eingreifenden,  individuellen  That. 
Nur  das  erstere  Element  kann  naturgemäfs  von  einer  aus  zahlreichen 
Mitgliedern  bestehenden  Körperschaft  ausgehen;  aber  auch  nur 
auf  dieses  und  nicht  auf  die  gleichsam  willenlose,  blofse  Exekutiv- 
handlung ist  das  Wesen  aller  Verwaltung  gegründet.  Die  Willens- 
bildung in  der  englischen  Kommunalverwaltung  liegt  nun  principiell 
beim  Town  Council  auch  dann,  wenn  das  Committee  als  Mandatar 
desselben  auftritt:  denn  mag  auch  für  die  praktische  Verwaltung 
der  Beschlufs  des  Gommittee  in  der  Regel  entscheidend  sein,  so 
hat  das  Town  Council  jederzeit  völlig  freie  Hand  einzugreifen, 
durch  Verweigerung  der  Approbation  den  sonst  subsidiär  an  seiner 
statt    erfolgenden    Willensausdruck    des    Committee    aufzuheben 
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und  den  seinigen  an  die  Stelle  zu  setzen.  Andererseits  ist  das 
Committee  selbst  immer  nur  ein  organisches  Glied  des  Council,  nicht 
ein  mit  diesem  nur  durch  ein  Äufserliches  Band  verknüpfter  Faktor. 
Es  ist  nur  eine  andere,  zum  speciellen  Zwecke  gewissermafsen 
kondensierte  Erscheinungsform  derselben  Sache :  nftmlich  des  durch 
Repräsentation  gebildeten  Willens  der  Gemeindemitglieder.  Beim 
Town  Council  liegt  ferner  die  völlige  Initiative,  wenn  auch  hier- 
bei andererseits  die  Committees  durch  Vorbereitung  der  Anträge 
auf  Grund  ihrer  eindringenden  Fachkenntnis  eine  nicht  geringe 
Rolle  zu  spielen  haben.  Durch  dessen  Beschlüsse  werden  der  Ge^ 
meindeverwaltung  neue  Ziele  und  neue  Aufgaben  gesetzt,  neue 
Gemeindeanstalten  errichtet,  gemäfs  der  Willensmeinung  des  Council 
werden  die  administrativen  Befugnisse  der  Committees  nach  Be- 
lieben verringert  und  erweitert. 

So  ruht  also  im  Town  Council  zugleich  die  volle  Berechtigung 
zur  Festsetzung  allgemeiner  Normen  für  die  Kommunalverwaltung, 
als  auch  die  unumschränkte  Befugnis,  auf  jeden  einzelnen  Akt  der 
Verwaltung  jederzeit  bestimmend  einzugreifen;  dafs  aber  das  Town 
Council  auf  diese  Weise  das  in  letzter  Linie  allein  entscheidende 
Willensorgan  der  Gemeinde  ist,  macht  noch  keineswegs  die  beiden 
anderen,  seinen  Willen  ausführenden  Organe:  die  Committees  und 
die  Beamten,  zu  mechanischen  Werkzeugen  des  Council.  Ein 
solcher  Gemeindecentralismus  erscheint  im  Rahmen  der  englischen 
Verfassung  ebenso  unmöglich  wie  der  gesamtstaatliche  Centralismus. 
Gerade  die  Einrichtung  der  Committees  decentralisiert  und  sorgt  da- 
für, dafs  jeder  einzelne  kommunale  Verwaltungszweig  von  den  durch 
Fachkenntnis,  besondere  Vorliebe  und  längere  Erfahrung  hierfür 
vornehmlich  befähigten  Mitgliedern  der  Gemeindevertretung  ständig 
und  unabhängig  besorgt  werde.  Kur  dann,  wenn  besondere  Schwierig- 
keiten oder  bisher  nicht  vorgekommene  Umstände  auftreten,  werden 
die  von  den  Committees  getroffenen  Verfügungen  oder  gemachten 
Vorschläge  vom  Plenum  einer  Diskussion  und  eventuellen  Ab- 
änderung unterzogen.  In  der  grofsen  Regel  geniefst  das  Committee 
das  volle  Vertrauen  und  die  Anerkennung  seiner  Autorität  als  des 
berufenen  Fachorganes  beim  Plenum  und  so  wird,  was  bei  der 
formellen  Unterordnung  aller  Committeebeschlüsse  unter  die  Ober- 
hoheit des  gesamten  Town  Council  leicht  geschehen  könnte,  durch- 
wegs und  allerwärts  vermieden:  nämlich  eine  fortwährende  Beun- 
ruhigung der  laufenden  Fachverwaltung  durch  unberufene  oder 
parteimäfsige  Kritik  einzelner  Mitglieder  der  Stadtvertretung.  Auf 
diese  Weise    wird   dem   ganzen   Getriebe   der  kommunalen   Ver- 
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waltung  durch  Committees  erst  die  notwendige  innere  Stabilität 
verliehen. 

Ganz  ähnlich  gestaltet  sich  endlich  auch  das  Verhältnis  der  kom- 
munalen Beamten  zum  Council  und  zu  den  Committees.  Gewifs  fehlt 
dem  Engländer  völlig  das  Verständnis  für  die  Notwendigkeit,  ja 
sogar  für  die  Berechtigung  der  Auffassung  des  Verwaltungsbeamten 
als  einer  Obrigkeit;  eine  solche  sieht  er  nur  in  den  Richtern,  dem 
Parlamente  und  der  nominell  von  der  Krone,  thatsächlich  aber  vom 
Parlamente  ernannten  Regierung,  gewifs  aber  nicht  in  einer  zur 
Durchführung  von  Verwaltungsgesetzen  innerhalb  der  Stadtgemeinde 
oder  Grafschaft  berufenen  Person.  Aber  andererseits  geniefst  der 
Kommunalbeamte,  obgleich  er  nicht  im  geringsten  vor  den  übrigen 
Staatsbürgern  eine  Ausnahmestellung  besitzt,  die  volle  Anerkennung, 
die  in  England  jedem  öffentlichen  nützlichen  Wirken  zuerkannt 
wird,  und  das  Vertrauen,  das  er  durch  fachmännische  Leistungen 
sich  zu  erwerben  weifs.  Selbstverständlich  wird  auch  hierbei 
zwischen  den  leitenden  Beamten  und  den  Subalternbeamten  ein 
Unterschied  gemacht.  Letztere  sind  einfach  mehr  oder  weniger 
qualifizierte  Arbeiter,  ihre  Thätigkeit  erscheint  schon  durch  die  Art 
ihrer  allgemeinen  Bezeichnung  als  Clerks  als  eine  fungible  Sache ; 
dagegen  sind  die  leitenden  Beamten  der  einzelnen  kommunalen  Ver- 
waltungszweige durchwegs  fachlich  gebildete  Männer  und  nach  dem 
Principe  ausgewählt,  dafs  die  Stadtgemeinde  sich  allezeit  die  besten 
Männer  durch  die  höchsten  Gehälter  zu  sichern  habe.  Dem  ent- 
spricht auf  der  anderen  Seite,  dafs  der  Rat  und  die  Meinung 
dieser  Fachorgane  von  den  Committees,  mit  welchen  sie  arbeiten,  und 
vom  Town  Council  regelmäfsig  eingeholt  werden  und  aufmerksame 
Beachtung  erfahren.  So  ist  fast  ausnahmslos  der  Verkehr  zwischen 
den  Committees  nnd  dem  Council  einerseits,  den  Beamten  anderer- 
seits frei  von  jedem  bureaukratischen  Einschlag  und  vollzieht 
sich  in  den  für  das  gesamte  öffentliche  Leben  Englands  charakte- 
ristischen Formen  gegenseitiger  Achtung  und  Urbanität  *.    Dort,  wo 


^  Für  die  englische  Städteverwaltung  ist  besonders  charakteristisch  einer- 
seits die  Loyalität  der  Eommunalbeamten  gegenüber  der  Gemeindevertretung, 
andererseits  das  liberale  und  jede  verdienstliche  Thätigkeit  der  ersteren  stets 
anerkennende  Verhalten  der  Town  Councils.  Das  Parteiwesen  nimmt 
nirgends  einen  Einflufs  auf  die  Beamtenschaft. 

Ein  eigentliches  Disciplinarrecht  für  städtische  Beamte  giebt  es 
nicht  Die  Standing  Orders  enthalten  in  der  Regel  einige  wenige  Vorschriften 
über  die  allgemeinen  Amtspflichten  der  städtischen  Beamten:  so  das  Verbot, 
an  ein  einzelnes  Mitglied  des  Council  Beschwerden  zu  richten,  ohne  besonderen 
Auftrag   eines  Committee   in   parlamentarischen   oder  sonstigen  gerichtlichen 
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ein  Eommunalbeamter  sein  Amt  ganz  ausfüllt  and  sich  persönlich 
Ansehen  zu  schaffen  versteht,  nimmt  er  durch  seinen  berufenen 
und  bewährten  Rat  dauernden  Einflufs  auf  die  Führung  der 
kommunalen  Geschäfte;  immer  aber  bleibt  die  Gemeindever- 
tretung sowohl  in  ihrer  differenzierten  Gestalt  als  eine  Reihe  von 
Committees,  wie  auch  als  Gesamtkörper  der  alle  Zweige  der 
kommunalen  Verwaltung  bis  in  die  letzten  Verästelungen  derselben 
mit  seinem  Willen  erfüllende  Faktor ,  unabhängig  nach  oben,  ver- 
antwortlich der  gesamten  Bürgerschaft,  als  dem  eigentlichen 
Regierer  und  Verwalter  des  städtischen  Gemeinwesens. 


Sechstes   Kapitel. 

Der  Wirkungskreis  der  städtischen  Gemeindeverwaltung  ^ 

Zufolge  der  dominierenden  Stellung  des  Town  Council  unter 
den  zur  Teilnahme  an  der  städtischen  Verwaltung  berufenen 
Organen  deckt  sich  der  Wirkungskreis  der  Gemeinde  vollständig 
mit  den  dem  Town  Council  gesetzlich  zugemessenen  Befugnissen. 
Alles,  was  Gemeindeangelegenheit  von  rechtswegen  sein  kann,  läfst 
sich  daher  als  ein  Bestandteil  der  dem  Town  Council  obliegenden 
Thätigkeit  ansehen.  Suchen  wir  nun,  nachdem  wir  im  vorher- 
gehenden Kapitel  die  Form  dieser  letzteren  und  damit  der  Gemeinde- 
verwaltung überhaupt  verfolgt  haben,  nunmehr  nach  einer  all- 
gemeinen theoretischen  Definition  des  Wirkungskreises  der  Stadt- 
gemeinde, so  werden  wir  eine  solche  weder  im  Gesetze,  noch  in 
der  theoretischen  Auffassung  der  englischen  Jurisprudenz  von  dem 
Gemeinderechte  finden.  Wohl  spricht  die  Städteordnung  davon, 
dafs  der  Korporation  „the  good  rule  and  government  of  the  town" 


Angelegenheiten  nach  London  zu  reisen,  femer  die  Verordnung  der  Verschwiegen- 
heit über  Vorgänge  hei  geschlossenen  Sitzungen  der  Committees.  Dem  Com- 
mittee,  respektive  dem  Council  steht  es  völlig  frei,  bei  einer  Übertretung  dieser 
und  ähnlicher  Vorschriften,  dem  Beamten  gegenüber  solche  Remedur  eintreten 
zu  lassen,  als  im  einzelnen  Falle  angemessen  erscheint.  Gegenüber  Entschei- 
dungen von  Committees  steht  den  Beamten  ausnahmslos  eine  Appellations- 
beschwerde an  das  Council  zu.  (Vgl.  z.  B.  Standing  Orders  of  Bournemouth 
No.  148.)  Allen  Beamten  (Officials  on  the  staÖ)  gebührt  jährlich  ein  mindestens 
14tägiger  Urlaub. 

^  Mun.  Corp.  Act  1882.   Part.  VI,  VII,  IX,  XII.    Public  Health  Act  1875 
passim  in  Part  III — V.;  ferner  die  einzelnen  unten  genannten  Gesetze. 
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obliege ;  aber  in  diesen  Worten  wird  wohl  Niemand  eine  rechtliche 
Definition  der  Gemeindeangelegenheiten  erblicken  können.  Eine 
solche  theoretische  Begrenzung  des  Wirkungskreises  der  Stadt- 
gemeinde fehlt  in  der  Städteordnung  nicht  nur  deshalb ,  weil  eng- 
lische Gesetze  überhaupt  theoretische  Definitionen  nicht  kennen, 
sondern  auch  aus  dem  Grunde,  weil  dem  Rechte  Englands  ein 
solcher  allgemeiner  Begriff  des  Wirkungskreises  der  Gemeinde 
fehlt;  vielmehr  ist  es  seit  jeher  Grundsatz  des  englischen  Rechtes, 
dafs  die  Stadtgemeinde  wie  jede  Korporation  nach  aufsen  nur  jene 
Befugnisse  besitzt,  die  ihr  das  Gesetz  einzeln  und  ausdrücklich  über- 
tragen hat.  Nicht  durch  eine  Analyse  einer  allgemeinen,  der  Stadt- 
gemeinde verliehenen  Verwaltungsvollmacht  läfst  sich  daher  ein 
Überblick  über  den  Wirkungskreis  derselben  gewinnen,  sondern 
nur  durch  die  Zusammensetzung  der  einzelnen,  in  verschiedenen 
Gesetzen  neben  der  Städteordnung  enthaltenen  Specialvollmachten 
(Powers).  Hierbei  aber  läfst  sich  eine  doppelte  Unterscheidung 
machen:  erstens  nach  der  betreffenden  Rechtsquelle,  welche  die 
Befugnis  verleiht,  zweitens  darnach,  ob  diese  Befugnis  obligatori- 
scher oder  fakultativer  Natur  ist.  Im  letzteren  Falle  läfst  sich 
noch  eine  weitere  Trennung  vollziehen  zwischen  Verwaltungs- 
funktionen, die  auf  Gnmd  von  generellen  Permissivgesetzen  und 
solchen,  die  auf  Grund  von  Lokalakten  ausgeübt  werden. 

Hier  mufs  aber  eines  vorausgeschickt  werden.  Vor  allen 
anderen  durch  Gesetz  eingeräumten  Vollmachten  stehen  jene  Be- 
fugnisse, welche  die  Stadtgemeinde  als  Korporation  nach  Common 
Law  hat.  Wir  haben  schon  im  vorhergehenden  Kapitel  eine  dieser 
grundlegenden  Befugnisse  kennen  gelernt:  nämlich  die  Fähigkeit 
der  Stadtgemeinde,  allgemeine  Verordnungen,  Bye  Laws,  zu  erlassen 
und  ihre  innere  Organisation  durch  autonome  Normen  (Standing 
Orders  and  Regulations)  zu  schaffen.  Daneben  steht  die  der 
Gemeinde  als  juristischer  Person  nach  Common  Law  zukommende 
volle  Handlungsfähigkeit,  d.  h.  die  Fähigkeit,  Eigentum  zu  erwerben^ 
Schuldner  und  Gläubiger  zu  sein,  vor  Gericht  zu  klagen  und  ge- 
klagt zu  werden.  Als  einer  Korporation  steht  überdies  der  Stadt- 
gemeinde schon  nach  Common  Law  im  letztgenannten  Punkte  auch 
die  Befugnis  zu,  die  in  ihrem  Gebiete  gegen  die  Stadtgemeinde 
und  die  von  ihr  erlassenen  Normen  begangenen  Delikte  auf  ihre 
Kosten  vor  den  ordentlichen  Gerichten  des  Landes  zu  verfolgen. 
Nach  englischer  Rechtsauffassung  liegt  darin  nichts  anderes  als 
die  Ausdehnung  des  jedem  englischen  Staatsbürger  verfassungsmäfsig 
zustehenden  Rechtes  und  der  diesem  korrespondierenden  Pflicht 
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zur  Erhebung  der  Strafklage  von  der  physischen  auf  die  juristische 
Person.  Im  modernen  Städtewesen  tritt  diese  Funktion  zu  der 
der  Stadtgemeinde  allgemein  zuerkannten  Befugnis  der  allgemeinen 
Polizeiverwaltung  innerhalb  ihres  Gebietes  hinzu  ^ 

Alle  diese  Funktionen  sind  also  theoretisch  schon  in  der 
Eorporationseigenschaft  der  englischen  Stadtgemeinde  nach  eng- 
lischem Rechte  begründet  und  erfahren  in  der  allgemeinen  Gesetz- 
gebung über  die  Stadtverfassung  ihre  praktische  Ausführung. 
Dieser  werden  wir  uns  jetzt  zuwenden;  nur  mufs  dabei  immer 
festgehalten  werden,  dafs  diese  neue  Gesetzgebung  die  grundlegenden 


^  Das  englische  Strafrecht  kennt  auch  heute  noch  nicht  das  Anklage- 
monopol des  Staates  und  die  Staatsanwaltschaft  im  kontinentalen  Sinne.  Viel- 
mehr steht  auch  heute  noch  das  Princip  in  voller  Kraft,  dafs  die  Popular- 
anklage  die  Regel,  die  Anklage  durch  die  Kronanwälte  (Attorney  General 
und  Solicitor  General)  die  Ausnahme  bildet  Treffend  bemerkt  Maitland 
(Justice  and  Police  p.  141),  dafs  es  irrig  sei,  das  englische  Anklagesystem  als 
das  der  Privatanklage  zu  bezeichnen.  Denn,  wie  er  sagt,  „we  have  public 
prosecutions,  for  any  one  of  the  public  may  prosecute ;  abroad  they  have  State 
Prosecutions  or  official  Prosecutions".  Der  Anzeiger,  der  Geschädigte  oder  einer 
der  Hauptzeugen  werden  durch  den  die  Voruntersuchung  leitenden  Richter  zur 
Verfolgung  der  Beschuldigten  rechtsförmlich  genötigt  (bind  over  to  prosecute 
and  give  evidence).  In  neuerer  Zeit  wurde  in  vielen  Städten  und  Grafschaften 
ein  besonderer  Beamter  der  Stadt  (Solicitor)  mit  der  Aufgabe  der  Strafverfolgung 
in  allen  vorkommenden  Fällen  betraut :  so  zuerst  in  Liverpool,  dann  in  Birming- 
ham, Bolton,  Manchester  u.  a.  m. 

Durch  die  Frage,  wer  die  Kosten  der  Strafverfolgung  zu  tragen  hat, 
ist  dieses  Gebiet  der  Rechtspflege  seit  jeher  mit  dem  Rechtssystem  der  Lokal- 
verwaltung organisch  verbunden  gewesen.  Seit  1752  sind  nämlich  die  Graf- 
schaften und  die  mit  eigenen  Quarter  Sessions  versehenen  Städte  verpflichtet 
gewesen,  die  Kosten  zu  tragen:  d.  h.  dem  die  Anklage  durchführenden  Rechts- 
freunde des  Prosecutors  (Solicitor  und  Counsel)  die  Kosten  der  Vertretung  zu 
ersetzen.  Seit  1886  ttbemahm  die  Staatskasse  die  Hälfte,  seit  1846  den  ganzen 
Betrag  der  Strafverfolgungskosten  in  der  Weise,  dafs  nur  die  Kosten,  die 
von  der  Versetzung  in  den  Anklagestand  (Committal)  bis  zur  Abhaltung  des 
Hauptverfahrens  auflaufen,  den  Grafschaften,  resp.  Städten,  zur  Last  fallen. 
Dort  aber,  wo  die  Stadtgemeinde  als  Polizeiherr  Anklagen  einbringt  im 
Interesse  der  Aufrechthaltung  „of  order  and  good  government'^,  obliegt  ihr  als 
Anklägerin  die  Bestreitung  der  ganzen  Kosten  unter  Vorbehalt  des  Rück- 
ersatzes durch  den  Schuldiggesprochenen.  Deshalb  mufs  immer  der  Erhebung 
von  Anklagen  durch  den  Chief  Constable  namens  der  Stadtgemeinde  ein  Be- 
schlufs  des  Council  vorausgehen:  eine  Delegation  dieser  Befugnis  an  den 
Chief  Constable  ein  für  allemal  (at  discretion)  ist  ungesetzlich.  (Vgl.  die  Ent- 
scheidungen bei  Glen,  The  Law  of  Public  Health  I.  596.) 

Über  diese  ganze  Materie  Gneist,  Selfgovemment  1876.  Derselbe: 
Englisches  Verwaltnngsrecht  IL  §  124.  Maitland,  Justice  and  Police 
p.  186  ff. 
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Befugnisse  der  Stadtgemeinde  nicht  neu  geschaffen,  sondern  aus  dem 
geltenden  Rechte  herübergenommen,  deklariert  und  neu  begrenzt  hat. 
Daraus  folgt,  dafs  im  Falle  einer  richterlichen  Entscheidung  über 
strittige  Punkte  der  Stadtverfassung  immer  wieder  auch  noch  auf 
diese  gemeinrechtliche  Grundlage  der  Stadtverwaltung  zurückge- 
griffen werden  kann. 

Gehen  wir  nun  zunächst  nach  den  geschriebenen  Rechtsquellen 
vor,  so  steht  an  erster  Stelle  die  Städteordnung.  Der  von  dieser 
festgesetzte  Wirkungskreis  repräsentiert  das  Minimum  dessen,  was 
jede  Stadtgemeinde  an  Verwaltungsfunktionen  leisten  mufs  und 
ist  daher  durchwegs  obligatorischer  Natur.  Im  wesentlichen  um- 
fafst  dieser  Wirkungskreis  die  Aufrechthaltung  der  Ordnung  in 
dem  Stadtgebiete,  die  Besorgung  des  gesamten  Polizeiwesens,  die 
Verwaltung  des  städtischen  Vermögens,  sowie  die  Auflegung  und 
Einhebung  einer  städtischen  Steuer  (Borough  Rate),  endlich  die 
Besorgung  aller  jener  Funktionen,  welche  vor  der  grofsen  Municipal- 
reform  von  1835  die  geschlossene  Korporation  oder  einzelne  Mit- 
glieder derselben  in  ihrer  Korporationseigenschaft  auf  Grund  von 
General-  oder  Local  Acts  des  Parlamentes  innegehabt  hatten. 
Ebenso  hat  von  da  ab  das  Borough  Council  fast  alle  nichtrichter- 
lichen Funktionen  zu  erfüllen,  die  bis  dahin  auf  Grund  von  Local 
Acts  von  den  städtischen  Friedensrichtern  oder  von  Mitgliedern 
der  Korporation  in  ihrer  magistralen  Eigenschaft  besorgt  worden 
sind.  Aber  einen  weiteren,  zur  Verwirklichung  einer  gesunden 
Kommunalverwaltung  höchst  notwendigen  Schritt  zu  machen,  unter- 
liefs  die  Municipal  reform  von  1835:  nämlich  die  Vereinigung  der 
in  fast  allen  Städten  auf  Grund  von  Lokalakten  fungierenden 
Specialverwaltungskörper,  der  Trustees,  Commissioners,  Inspectors, 
wie  sie  gewöhnlich  hiefsen,  denen  die  unentbehrlichen  kommunalen 
Aufgaben  der  Beleuchtung,  Pflasterung,  Kanalisierung,  Stadt- 
regulierung ,  häufig  noch  dazu  in  gesonderten  Behörden  für  jede 
einzelne  dieser  Thätigkeiten,  oblagen  ^.  Erst  durch  eine  Akte  von 
1857  wurde  ein  Amendement  zur  Städteordnung  hinzugefügt,  das 
in  dieser  Richtung  einen,  wenn  auch  recht  schwächlichen,  Ansatz 
gab.  Seither  ist  es  den  Town  Councils  gestattet,  durch  freiwillige 
Übereinkunft  mit  diesen  Trustees  und  Commissioners  die  betreffen- 


^  Vgl.  darüber  die  ausgezeichnete  Darstellung,  die  Clifford  in  seinem 
grofsen  Werke:  Private  Bill  Legislation  IL  eh.  XI.  von  dem  Zustande  der 
Boroughs  vor  1835  und  der  vollständigen  Umwälzung  in  denselben  auf  Grund 
von  Local  Improvement  Acts,  giebu    Vgl.  oben  S.  165  flf. 
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den  Specialverwaltungen  von  diesen  zu  übernehmen  und  mit  der 
municipalen  Verwaltung  zu  verschmelzen.  Darüber  hinaus,  zu  einer 
coercitiven  Bestimmung  in  dieser  Hinsicht,  hat  man  sich  aber  selbst 
im  Jahre  1882,  als  die  Municipalakte  neu  kodifiziert  wurde,  nicht 
entschliefsen  können.  Allerdings  ist  eine  solche  inzwischen  un- 
nötig geworden.  Auch  hier  hat,  wie  so  oft  in  dem  englischen 
Staatsleben,  die  Umwandlung  der  öffentlichen  Meinung  und  die 
daraus  hervorgehende  Initiative  der  städtischen  Repräsentanzen  den 
langsamen  Gang  der  generellen  Gesetzgebung  mit  Hilfe  des  allen 
Korporationen  zur  Verfügung  stehenden  Mittels,  der  Specialgesetz- 
gebung, überholt.  Was  durch  Local  Acts  bis  gegen  die  Mitte  des 
XIX.  Jahrhunderts  wider  den  Geist  und  Sinn  einer  praktischen, 
konzentrierten  Kommuualverwaltung  gesündigt  worden,  das  ist 
wiederum  durch  zahllose  Local  Acts  in  der  zweiten  Hälfte  dieses 
Jahrhunderts  gut  gemacht  worden  ^  Heute  ist  dieser  Prozefs  der 
Konsolidierung  der  municipalen  Lokalverwaltung  in  den  Händen 
der  Borough  Councils  nahezu  vollendet:  wenn  auch  in  dem  an 
Anomalien  so  reichen  England  gewifs  auch  noch  bis  zur  Gegenwart 
an  einigen  wenigen  Orten  hie  und  da  eine  Abnormität  aus  früherer 
Zeit  übrig  geblieben  sein  mag  ^. 

Auf  diesen  ganzen,  schrittweise  ausgedehnten  Wirkungskreis 

*  Trotz  der  Vorschläge,  die  schon  die  Untersuchungskommission  von 
1845  gemacht  hatte,  dafs  nämlich  die  Errichtung  von  Gas-  und  Wasserwerken 
durch  allgemeine  Gesetzgebung  den  Gemeinden  (Local  Authorities)  Überwiesen 
werden  soll,  verschlofs  sich  das  Parlament  jeder  die  privatkapitalistische  Unter- 
nehmungslust behindernden  generellen  Gesetzgebung  durch  mehrere  Jahrzehnte. 
Daher  waren,  wie  Cliford  treffend  ausführt,  die  Stadtgemeinden  auf  die  Private 
Bill  Legislation  angewiesen,  um  ihren  Wirkungskreis  entsprechend  den  Bedürf- 
nissen der  Gesamtheit  zu  erweitem.  Wie  erfolgreich  dieses  Mittel  angewendet 
wurde,  geht  daraus  hervor,  dafs  nach  einer  von  Clifford  mit  Hilfe  amtlicher  Fest- 
steUungen  gemachten  Untersuchung  im  Jahre  1884  an  270  Gemeinden  (darunter 
allerdings  auch  District  Councils  und  sonstige  nichtmunicipale  Gemeinden) 
städtische  Wasserwerke  und  150  Städte  municipale  Gaswerke  besafsen.  Gegen- 
wärtig sind  diese  Zahlen  noch  weit  höher.  Nur  durch  die  Benutzung  der  Private 
Bill-Gesetzgebung  —  in  neuerer  Zeit  auch  mit  Hilfe  der  Provisional  Orders  des 
Local  Government  Board  und  des  Board  of  Trade,  die  allerdings  auch  stets 
wieder  in  eine  Parlamentsakte  —  Provisional  Order  Gonfirmation  Bill  —  aus- 
münden, ist  die  ungeheuere  Umwälzung  der  städtischen  Verwaltung  Englands 
YoUzogen  worden. 

'  Eine  besondere  administrative  Stellung  nahmen  bis  zum  Jahre  1889  die 
Universitätskorporationen  von  Oxford  und  Cambridge  in  den  betreffenden 
Städten  ein.  Seither  ist  aber  auch  in  dieser  Hinsicht  eine  Konsolidation  ein- 
getreten, in  der  Weise,  dafs  in  Oxford  9,  in  Cambridge  6  Mitglieder  der 
Universität  in  das  Town  Council  delegiert  werden. 
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erstreckte  sich  aber  die  gleichzeitig  durch  die  Städteordnung  den 
Municipal  Boroughs  verliehene  obligatorische  Befugnis,  die  gesamte 
Organisation  des  dadurch  beengten  Verwaltungsdienstes  zu  schaffen. 
Diese  Organisation  haben  wir  schon  im  vorhergehenden  Kapitel 
ausführlich  kennen  gelernt.  Hier  ist  nur  über  den  Umfang  der 
Polizeiverwaltung  die  Bemerkung  nachzutragen,  dafs  dieselbe  nicht 
nur  der  Gemeindevertretung  autonom  obliegt,  sondern  auch  das 
gesamte  Gebiet  der  polizeilichen  Thätigkeit  umfafst.  Die  Stadt- 
gemeinde ist  der  selbständige  unabhängige  Polizeiherr  nicht  nur 
in  Bezug  auf  Sicherheits-  und  Kriminalpolizei,  sondern  auch  in 
Bezug  auf  die  übrige  durch  Gesetz  und  Common  Law  geregelte 
präventive  Thätigkeit  der  öffentlichen  Gewalt.  Was  aber  weiters 
die  Verwaltungsvollmachten  der  Stadtgemeinde  in  finanzieller 
Hinsicht  betrifft,  so  begnügen  wir  uns  hier  damit,  auf  die 
selbständige  Darstellung  dieses  Gegenstandes  im  nächsten  Kapitel 
zu  verweisen. 

Die  Fortbildung  des  städtischen  Wirkungskreises  ist  nun,  wie 
wir  im  historischen  Teile  dargelegt,  nicht  durch  den  Ausbau  der 
Städteordnung  geschehen,  sondern  durch  die  Entwicklung  der 
Public  Health-Gesetzgebung.  Diese  Entwicklung  ist  aber  auf  dem 
schon  zu  mehreren  Malen  bezeichneten  Wege  vor  sich  gegangen: 
nämlich  auf  dem  Wege  der  langsamen  Krystallisierung  obligatori- 
scher Verwaltungsnormen  aus  der  unübersehbaren  Masse  von 
Specialnormen,  welche  die  Lokalgesetzgebung  in  einer  von  Jahr  zu 
Jahr  ansteigenden  Fülle  hervorbrachte.  Wir  wissen,  dafs  die  grofse 
Sanitätsakte  von  1875  dieser  ganzen  Entwicklung  einen  —  allei- 
dings  nur  zeitweiligen  —  Abschlufs  gegeben  hat.  Dieses  Gesetz 
machte  jedes  municipale  Stadtgebiet  zu  einem  selbständigen  Sanitäts- 
distrikt und  das  Town  Council  zur  kompetenten  Sanitätsbehörde. 
Dadurch  wurde  nun  vorerst  ein  neuer  Kreis  obligatorischer 
Funktionen  der  kommunalen  Verwaltung  geschaffen,  sodann  ein 
weiterer  Kreis  fakultativer  Befugnisse  der  Stadtgemeinde  verliehen. 
Wir  wollen  zunächst  den  ersteren  ins  Auge  fassen. 

Derselbe  umfafst  vor  allem  die  eigentliche  Sanitätspflege  im 
engeren  Sinne:  also  die  Organisation  eines  besonderen  Aufsichts- 
dienstes ak  Verwaltungszweiges  der  städtischen  Verwaltung  zur 
Durchführung  der  von  dem  Sanitätsgesetze  und  von  den  in  das- 
selbe inkorporierten  Ergänzungsvorschriften  (Clauses  Acts)  vorge- 
schriebenen Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  öffentliche  Hygiene. 
Zu  diesem  Behufe  stellt  das  Gesetz  eine  neue  und  aufserordent- 
lich  detaillierte  Definition  des  Begriffes  der  Nuisance,  d.  i.  der 


Digitized  by 


Google 


Verfassung  und  Verwaltung  der  Municipalstädte.    (Boroughs.)        363 

gesundheitsgefährdenden  Schädlichkeit  auf  und  beauftragt  das 
Town  Council  als  Sanitätsbehörde,  eine  Reihe  von  Verwaltungs- 
mafsregeln  gegen  solche  zu  verfügen,  die  in  der  Erhebung  der  gericht- 
lichen Anklage  vor  einem  Summargerichtshofe,  dem  ordentlichen 
Gerichte,  gipfelnd  Sodann  gehört  zum  SanitÄtswesen  im  weiteren 
Sinne :  die  Durchführung  der  vollständigen  Kanalisierung  der  Stadt, 
die  Instandhaltung  und  Reinigung  der  Kanäle,  weiters  die  Besorgung 
von  gutem  Trink-  und  Nutzwasser  durch  geeignete  Einrichtungen,  die 
Überwachung  der  Abfuhr  von  Abfällen,  Staub  und  Mist,  überhaupt 
die  Bespritzung  und  Reinigung  der  Strafsen  und  Wege.  Hieran 
schliefsen  sich  eine  Reihe  von  präventiven  Verfügungen  zur  Ver- 
hütung der  Entstehung  von  Krankheiten :  die  Inspektion  der  Werk- 
stätten und  Arbeitsräume  zur  Verhinderung  der  Überfüllung  der- 
selben gemäfs  den  in  den  Factory  and  Workshop  Acts  getroffenen 
Bestimmungen,  die  Inspektion  der  Bäckereien  nach  dem  Bakehouse 
Regulation  Act,  die  Aufsicht  über  die  Common  Lodging  Houses, 
d.  i.  Arbeiterherbergen,  Unterkunftshäuser  etc.,  die  Überwachung 
der  Kellerräumlichkeiten,  die  nur  zu  gewerblichen  Zwecken,  nicht 
aber  als  Wohnung  benutzt  werden  dürfen,  die  Handhabung  der 
Nahrungsmittelpolizei,  insbesondere  der  Fleischbeschau,  und  die 
Überwachung  des  Milchhandels  zum  Schutze  gegen  Verschleppung 
der  Tuberkulosis.  Weiters  obliegt  der  stAdtischen  Sanitätsbehörde 
die  Verpflichtung,  im  Falle  von  Epidemien  die  notwendigen  Schutz- 
mafsregeln  vorzukehren,  die  Errichtung  von  Epidemiespitälern 
und  Totenkammem  (Mortuaries).  Auch  kann  in  gewissen  Fällen 
die  Stadtgemeinde  zur  Erbauung  und  Erhaltung  eines  allge- 
meinen Krankenhauses  verpflichtet  werden;  jedenfalls  ist  sie  dazu 
berechtigt. 

Das  ist  in  den  Hauptzügen  der  obligatorische  sanitätspolizei- 
liche Wirkungskreis,  den  das  Sanitätsgesetz  dem  Town  Council 
auferlegt.  Gleichzeitig  aber  hat  diese  Akte  noch  eine  andere 
wichtige  Funktion  dem  Borough  Council  verliehen,  indem  sie  das- 
selbe zur  ausschliefslichen  Wege-  und  Strafsenbehörde  so- 
wie zur  obersten  Baubehörde  für  das  Stadtgebiet  macht.  Die 
Erhaltung,  Pflasterung  und  Beleuchtung  der  bestehenden  öffentlichen 


1  S.  91—111.  Die  Durchführung  des  gerichtlichen  Vorgehens  gegen  solche, 
die  sich  dauernd  einer  Nuisance  schuldig  machen,  wird  überdies  durch  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  gesichert,  welche  dem  L.  G.  B.  gestatten,  im  Falle 
des  „Default*'  der  Lokalbehörde  an  deren  statt  vermittelst  eines  ad  hoc 
Delegierten  einzuschreiten  (s.  106). 
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Strafsen,  die  Anlegung  neuer  Wege,  die  Festsetzung  der  Baulinien, 
die  Erbauung  neuer  und  die  Erhaltung  bestehender  Brücken,  von 
Eisenbahn-Übersetzungen  u.  dgl.  m.  bildet  von  da  ab  eine  Pflicht 
eines  jeden  Town  Council  als  städtischer  Sanitätsbehörde.  Hierzu 
kommt  noch,  dafs  der  Gemeindevertretung  gleichzeitig  die  vollständige 
Verkehrspolizei,  die  Regelung  des  Lohnfuhrwerkes  und  die  Beauf- 
sichtigung des  Tramway-Verkehres  anvertraut  sind.  Im  Zusammen- 
hange damit  ist  ferner  das  Borough  Council  überhaupt  als  die  ordent- 
liche Baubehörde  für  das  Stadtgebiet  eingesetzt.  Dieses  erteilt  den 
Baukonsens  und  hat  zu  diesem  Zwecke  Bye  Laws  zu  erlassen,  welche 
die  Bauordnung  für  die  Stadt  kodifizieren.  Insbesondere  hat  das 
Council  auch  den  gewerbepolizeilichen  Konsens  für  eine  Reihe  von 
hygienisch  bedenklichen  Industriebetrieben  zu  erteilen,  welche  vom 
Sanitätsgesetze  unter  dem  Sammelnamen  der  Offensive  Trades  zu- 
sammengefafst  werden.  Hierbei  hat  es  allgemeine  Vorschriften 
zu  erlassen,  die  den  voraussichtlichen  sanitären  Übelständen  abzu- 
helfen bestimmt  sind.  In  diesen  Bereich  fällt  auch  der  durch  den 
Rivers  Pollution  Act  den  Town  Councils  umschriebene  Wirkungs- 
kreis: nämlich  die  Beaufsichtigung  industrieller,  gesundheitsgefähr- 
licher oder  die  Fischerei  beeinträchtigender  Abwässer. 

Die  seither  erflossene  Verwaltungsgesetzgebung  hat  über  den 
Bereich  der  Public  Health  hinaus  den  obligatorischen  Wirkungs- 
kreis der  Town  Councils  noch  in  folgender  Weise  erweitert.  Durch 
die  zahlreichen  Gesetze  gegen  die  Verfälschung  von  Nahrungs- 
mitteln, Säle  of  Food  and  Drugs  Acts  1875—1899  ist  die  Stadt- 
gemeinde verpflichtet,  ein  städtisches  Laboratorium  zur  Untersuchung 
aller  Arten  von  derartigen  Handelsartikeln  einzurichten  und  einen 
städtischen  Chemiker  (Analyst)  anzustellen.  Die  Veterinärgesetz- 
gebung (The  Contagious  Disease  of  Animals  Acts  1875 — 1894)  hat 
ferner  das  Borough  Council  beauftragt,  ein  Committee  oder  mehrere 
Ausschüsse  zu  bilden,  denen  die  Durchführung  der  Viehseuchen- 
gesetze und  der  dazu  ergehenden  Verordnungen  des  Board  of 
Agriculture  obliegt.  Endlich  ist  unter  den  Weights  and  Measures 
Acts  (1878—1893)  die  Stadtgemeinde  die  kompetente  Behörde  für 
Beaufsichtigung  von  Mafs  und  Gewicht,  für  die  Durchführung  der 
Aichgesetze .  und  die  Inspektion  des  Detailhandels. 

Auf  diese  Weise  ist  seit  dem  Inkrafttreten  des  Sanitätsgesetzes 
ein  obligatorischer  Wirkungskreis  der  municipalen  Stadtgemeinde 
geschaffen  worden,  der  mit  Ausnahme  der  Armenpflege  und  des 
Volksschulwesens  die  ganze  Fülle  der  inneren  Verwaltung  in  dem 
Town  Council   als  der   ausschliefslichen  Lokalverwaltungsbehörde 
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konzentrierte  Hierbei  darf  aber  eines  nicht  übersehen  werden. 
Sehr  viele  der  auf  solche  Weise  durch  lex  generalis  der  Stadt- 
gemeinde auferlegten  Verwaltungspflichten  sind  in  der  Mehrzahl 
der  Boroughs  schon  vor  dem  Jahre  1875  in  Kraft  gewesen  auf 
Grund  der  Lokalgesetzgebung.  Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  die 
Akte  von  1875  eine  Consolidation-Akte.  Durch  sie  sind  Ver- 
waltungsfunktionen, die  bisher  nur  auf  Grund  eines  Local  Act 
durch  partikuläres  Recht  geordnet  waren,  von  nun  ab  Bestand- 
teile des  allgemeinen  Städterechtes  geworden.  Daneben  aber  bleibt 
die  Frage  offen,  welche  Funktionen  einer  Stadtgemeinde  nun- 
mehr noch  immer  fakultativen  Charakter  an  sich  tragen? 

Hiermit  sind  wir  bei  dem  zweiten  Hauptpunkte  nach  der  oben 
gemachten  Unterscheidung,  bei  dem  fakultativen  Wirkungskreise 
der  Stadtgemeinden  angelangt.  Dabei  mufs  ein  Zweifaches  aus- 
einandergehalten werden.  Erstens  enthalten  die  Sanitätsakte  und 
ihre  späteren  Zusätze  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  den 
Stadtgemeinden  „Powers",  d.  h.  Verwaltungsbefugnisse  verleihen  als 
fakultatives  Recht.  Hierher  gehören  sehr  wesentliche  Befugnisse: 
so  die  Anlegung  von  Parks  und  öffentlichen  Vergnügungsplätzen, 
die  Errichtung  von  kommunalen  Schlachthäusern,  von  öffentlichen 
Bädern  und  Wäschereien,  die  Errichtung  von  elektrischen  An- 
lagen, die  Anlegung  von  Tramways,  neuerdings  auch  von  Klein- 
bahnen, die  Übernahme  von  Friedhöfen  in  die  kommunale  Ver- 
waltung oder  die  Neuerrichtung  von  solchen.  Allen  diesen  Auf- 
gaben kann  die  municipale  Stadtgemeinde  sich  unterziehen,  aber 
sie  mufs  es  nicht. 

Zweitens  aber  kann  die  Stadtgemeinde  ihren  Wirkungskreis 
erweitem  durch  Annahme  der  Adoptive  Acts:  die  wichtigsten  von 
diesen  sind: 

1.   Die  Public  Health  Amendment  Akte  von  1890,  welche  den 


^  Durch  die  neueste  Gesetzgebung  hat  diese  Konzentration  weitere  Fort- 
schritte gemacht.  Section  33  der  Loc.  Gov.  Akte  von  1894  bestimmt,  dafs  den 
Town  Councils  und  ürban  District  Councils  auf  ihr  Ansuchen  die  Ernennung 
und  Entlassung  besoldeter  und  unbesoldeter  Overseers  durch  Order  des  Loc. 
Gov.  Board  übertragen  werden  kann.  Damit  faUen  sämtliche  Funktionen  der 
alten  Kirchspiels organe  in  betreff  des  Lokalsteuerwesens  unter  die  unmittelbare 
Ingerenz  des  Town  Council.  Da  aber  diese  Mafsregel  nur  dann  für  die  Städte 
vorteilhaft  ist,  wenn  zugleich  das  Gebiet  der  städtischen  Poor  Law  Union  mit 
dem  Stadtgebiet  identisch  gemacht  wird,  dies  aber  nur  durch  Local  Acts  ge- 
schehen kann,  haben  zahlreiche  Städte  diesen  Zweck  statt  durch  Order  des 
Loc.  Gov.  Board  vermittelst  solcher  Specialgesetze  erreicht. 
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Stadtgemeinden  noch  tiefer  als  bisher  in  die  Privatrechtssphäre 
eingreifende  sanitätspolizeiliche  Befugnisse,  ferner  das  Recht,  von 
allen  öffentlichen  Vergnügungslokalen  Licenzgebühren  einzuheben, 
endlich  die  Vollmacht  verleiht,  auf  den  Inhaber  lautende  Nominal- 
obligationen (Stock)  zum  Zwecke  städtischer  Anlehen  auszugeben. 

2.  Die  Housing  of  Working  Classes  Akte  1890,  das  Arbeiter- 
wohnungsgesetz, das  den  Stadtgemeinden  ausgedehnte  Vollmachten 
zur  Erbauung  von  Arbeiterhäusem  aus  öffentlichen  Mitteln  giebt. 

3.  Die  Public  Libraries  Akte  1892,  das  Gesetz  betreffend  An- 
legung städtischer  Volksbibliotheken. 

4.  Die  Museums  and  Gymnasium  Akte  1891,  wonach  die  Stadt- 
gemeinde berechtigt  ist,  städtische  Museen  und  Turnanstalten  zu 
errichten. 

5.  Die  Private  Streets  Works  Akte  1892,  welche  Erleichterungen 
schafft  für  die  Herrichtung  von  städtischen,  nicht  als  Fahrstrafsen 
dienenden  Gassen  auf  Kosten  der  anrainenden  Grundeigentümer. 

Alle  diese  Gesetze  werden  in  der  Regel  durch  Beschlufs  einer 
qualifizierten  Mehrheit  „adoptiert"  und  dadurch  die  auf  den- 
selben beruhenden  Verwaltungszweige  gerade  so  zu  Gegen- 
ständen der  städtischen  Administration  wie  die  obligatorischen 
Befugnisse  *. 

Endlich  haben  wir  noch  einen  Blick  zu  werfen  auf  die  der 
Specialgesetzgebung  entspringenden  Funktionen  der  Borough 
Councils.  Die  Local  Acts  sind  es  gewesen,  die  vor  der  Municipal- 
reform  die  ersten  Ansätze  einer  neuen  städtischen  Lokalverwaltung 
geschaffen  haben.  Aus  den  massenhaften,  zur  Regelung  einzelner 
Verwaltungszweige  in  den  verschiedenen  Städten  ergangenen  gleich- 
artigen Lokalakten  entwickelten  sich  die  Clauses  Acts  und  Adoptive 
Acts,  die  ein  für  allemal  die  betreffende  Materie  regulierten  und 
daher  nur  die  einfache  Übertragung  dieser  Modellstatuten  auf  das 
einzelne,  ihrer  bedürftige  Gemeinwesen  notwendig  machten;  die 
Lokalgesetzgebung  endlich  ist  auch  dann,  nachdem  eine  grofse  An- 
zahl der  in  dieser  Form  zunächst  partikulär  ei-probten  Normen  zum 
generellen  Recht  geworden  war,  ist  auch  heute  noch  der  frucht- 
barste und  wirksamste  Faktor  zur  Ausgestaltung  des  kommunalen 
Wirkungskreises  der  einzelnen  Stadt.  Jede  Tagung  des  Parla- 
mentes hat  neben  den  Public  General  Acts,  dem  Budget  und  dem 
Betriebe  der  ganzen  politischen  Geschäfte  des  Landes  nicht  minder 


^  Die  „Adoption*'  mufs  immer  durch  qualifizierten  Mehrheitsbeschlufs  er- 
folgen, ^/s  oder  '/4  Mehrheit  der  Gemeindevertretung. 
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wichtige  Aufgaben  zu  lösen :  die  Bewältigung  der  nach  Hunderten 
zählenden  Private  Bills,  von  denen  die  durch  Lokalverwaltungs- 
behörden eingebrachten  Local  Bills  den  überwiegenden  Teil  aus- 
machen. Fast  in  jedem  Jahre  erscheinen  die  meisten  von  den 
gröfseren  Städten  mit  einer  solchen  Local  Bill  vor  den  Committees 
des  Parlamentes,  die  um  die  Gewährung  neuer  Verwaltungsvoll- 
machten —  new  Powers  —  ansuchte  Aber  damit  ist  die  Lokal- 
gesetzgebung noch  nicht  erschöpft.  Seit  mehreren  Jahrzehnten  hat 
das  Parlament  einen  Teil  dieser  seiner  Funktion:  nach  Durch- 
führung eines  eigentümlichen  gerichtlichen  Verfahrens  vor  seinen 
Committees  in  Form  eines  Gesetzes  unzählige  Verwaltungsagenden 
zu  erledigen:  an  die  neu  geschaffenen  Centralbehörden ,  an  das 
Local  Government  Board,  das  Board  of  Trade,  das  Board  of  Agri- 
culture  abgegeben,  jedoch  unter  sorgfältiger  Wahrung  seiner  Ober- 
hoheit. Hieran  nimmt  denn,  wie  wir  im  siebenten  Abschnitte  noch 
näher  ausführen  werden,  das  Lokalverwaltungsamt  den  gröfsten 
Anteil.     Die   Sanitätsgesetze  zuerst,  sodann  aber  auch  fast  alle 


^  Alle  Private  Bills  müssen  längstens  bis  80.  November  in  der  Kanzlei 
des  Unterbauses  eingebracht  sein.  Im  J.  1899  wurden  262  Private  Bills  und 
Provisional  Order  Confirmation  Bills  angenommen.  Die  verschiedenartigsten 
Ansuchen  werden  da  in  bunter  Zusammenstellung  vorgebracht,  alle  möglichen 
Yerwaltungsbedilrfnisse ,  die  sich  während  der  Zeit  seit  Erlassung  der  letzten 
Local  Bill  herausgestellt  haben,  werden  da  kumuliert.  Als  Beispiel  mögen 
die   nachfolgenden  zur  Session  d  J.  1900  eingebrachten  Bills  dienen: 

Rochdale  verlangt  nebst  Ansuchen  um  Bewilligung  einer  Tramway  und 
verschiedener  Improvements  die  Erlaubnis,  elektrischen  Strom  an  Nachbar- 
gemeinden zu  verkaufen,  den  Handel  mit  elektrotechnischen  Motoren  zu  be- 
treiben, Eühlräume  anzulegen  und  Kunsteis  zu  produzieren,  die  Schulsteuer 
und  die  Umlage  für  Yolksbibliotheken  zu  erhöhen,  Vorschriften  über  den 
Handel  mit  Eiscream  zu  erlassen,  Polizei  Verordnungen  betreffs  der  Anbringung 
von  Gerüsten  herauszugeben  etc.  etc. 

Halifax  wünscht  nebst  Bewilligung  eines  Tramwayprojektes  die  hete- 
rogensten Dinge :  Vollmacht  zur  Inspizierung  von  Milchmeiereien  in  und  aufser 
der  Stadt  durch  städtische  Gesundheitsinspektoren,  zur  Erlassung  eines  Ver- 
botes gegen  den  Verkauf  von  Milch  tuberkuloser  Kühe,  zur  Errichtung  von 
Lesezimmern  und  Restaurants  in  städtischen  Parks,  zur  Herausgabe  von  Polizei- 
verordnungen  gegen  Strafsenlärm,  zur  Vermehrung  seiner  Inspectors  of  Nui- 
sances  etc.   Vgl.  Mun.  Journal  1899  p.  1260  und  Mun.  Year  Book  f.  1900  p.  5—18. 

Viele  Verwaltungshandlungen,  zu  denen  die  Stadt  auch  schon  nach  dem  all- 
gemeinen Gesetze  berechtigt  wäre,  werden  in  solche  Bills  aufgenommen,  um  vor 
jeder  weiteren  Anfechtung  sicher  zu  sein,  viele  auch  nur  deshalb,  weil  damit 
die  Aufnahme  von  Anleihen  verknüpft  ist  und  die  Stadtgemeinde  aus  letzterem 
Grunde  auf  jeden  Fall  entweder  an  das  Local  Government  Board  oder  an  ^as 
Parlament  herantreten  müfste. 
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anderen,  das  „Local  Government"  betreffenden  Gesetze  verleihen  dem 
Local  Goverment  Board  die  Befugnis,  durch  Provisional  Order  den 
Lokalkörperschaften  in  bestimmten  Grenzen  neue  Administrativ- 
vollmachten auf  Grund  der  einzelnen  Gesetze  zu  verleihen. 

Fafst  man  nun  diese  Lokalgesetzgebung  nicht  nur,  wie  wir 
es  bisher  gethan,  als  Quelle  städtischer  Verwaltungsbefugnisse 
sondern  vom  Standpunkte  des  Wirkungskreises  der  Stadtgemein- 
den selbst  ins  Auge,  so  möchte  man  a  priori  geneigt  sein  anzu- 
nehmen, dafs  die  Einbringung  einer  Local  Bill  im  Parlamente 
zu  den  der  Gemeinde  schon  auf  Grund  ihrer  Natur  als  Korpo- 
ration zustehenden  Verwaltungsbefugnissen  gehören  müsse.  So- 
wie es  jedem  englischen  Staatsbürger  freisteht,  sich  mit  einer 
Petition  an  den  High  Court  of  Parliament  zu  wenden,  ebenso 
mufs  dies  wohl  auch  einer  juristischen  Person,  der  überdies 
das  Recht  zu  allep  Legal  Proceedings  ausdrücklich  zugesprochen 
ist,  zustehen.  Thatsächlich  ist  dieses  Recht  der  Boroughs,  Local 
Bills  im  Parlamente  einzubringen,  gegen  solche  von  anderer 
Seite  eingereichten  Bills  zu  opponieren,  und  die  immer  sehr  be- 
trächtlichen Kosten  dieser  Prozeduren  aus  dem  Borough  Fund  zu 
decken,  Jahrzehnte  lang  unbestritten  geblieben.  Erst  dann,  als 
das  Bestreben  der  Stadtgemeinden,  durch  Local  Bills  eine  Konsoli- 
dierung der  Verwaltung  herbeizuführen,  immer  stärker  hervortrat 
und  man  vor  allem  auf  die  Verstadtlichung  der  immer  noch  in  Händen 
der  Privatuntemehmungen  befindlichen  wichtigen  Verwaltungs- 
zweige, wie  der  Gas-  und  Wasserwerke,  hindrängte,  wurde  diese 
Rechtsfrage  von  den  in  ihren  Interessen  gefährdeten  Kapitalisten 
aufgeworfen  und  in  dem  berühmt  gewordenen  Falle  der  Wasser- 
werke von  Sheffield  in  einer  für  die  Städte  höchst  ungünstigen 
Weise  entschieden.  Durch  richterlichen  Spruch  wurde  nun  den 
Boroughs  das  Recht,  Bills  auf  Kosten  der  Steuerzahler,  wenn 
auch  im  Interesse  derselben  einzubringen,  rundweg  abgesprochen 
und  damit  der  Lebensnerv  fortschrittlicher  municipaler  Politik 
getroffen.  Der  Sturm,  der  sich  in  allen  Städten  darob  erhob, 
zwang  die  Gesetzgebung  alsbald  einzugreifen:  aber  das  Parlament 
vermochte  nicht,  sich  von  dem  privatkapitalistischen  Interesse 
völlig  loszulösen  und  schuf  daher  ein  seltsames  Kompromifs,  das 
in  dem  noch  heute  gültigen  Borough  Funds  Act  1872;  35  &  86 
Vict.  c.  91  niedergelegt  ist^ 


^  Über  die  Geschichte  des  Zustandekommens  dieser  Bill  siehe  Glifford, 
History  of  Private  BiU  Legislation  II.  545  ff. 
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Dieses  Gesetz  erkennt  zwar  principiell  den  Boroughs  und  allen 
anderen  städtischen  Lokalkörperschaften  das  Recht  der  Einbringung 
von  Local  Bills  auf  Kosten  der  Steuerzahler  zu,  beschränkt  aber 
dieses  Recht  in  dem  Umfange  seiner  Wirksamkeit  und  erschwert 
überdies  durch  eine  Reihe  von  Formalitäten  die  praktische  Hand- 
habung desselben.  In  dieser  Hinsicht  ist  es  für  die  Tendenz 
dieses  zum  Schutze  der  grofsen  monopolistischen  Unternehmungen 
erlassenen  Gesetzes  besonders  bezeichnend,  dafs  darin  das  Verbot  der 
Einbringung  von  Bills  ausgesprochen  wird,  welche  die  Errichtung  von 
Gas-  und  Wasserwerken  als  Konkurrenzuntemehmungen  gegen  be- 
reits bestehende  private  Werke  zum  Gegenstande  haben.  Überdies 
darf  keine  Local  Bill  oder  Opposition  gegen  eine  solche  aus 
städtischen  Mitteln  bestritten  werden,  wenn  ein  Gommittee  des 
Parlamentes  diese  Schritte  als  ungerechtfertigt  oder  als  Vexation 
bezeichnet  hat. 

Ist  aber  beides  nicht  der  Fall,  so  ist  die  Bestreitung  der  Aus- 
lagen für  die  Einbringung  von  Local  Bills  und  Opposition  gegen 
solche  rechtsgültig,  wenn  nachstehende  Bedingungen  erfüllt  werden. 
Vorerst  mufs  der  betreffende  Beschlufs  des  Borough  Council  mit 
absoluter  Majorität  der  Gesamtheit  desselben,  nicht  blofs  der  An- 
wesenden, gefafst  sein  und  mufs  in  einer  Sitzung  erfolgen,  der 
durch  mindestens  10  Tage  die  öffentliche  Ankündigung  des  be- 
treffenden Vorschlages  vorangegangen  ist. 

Vierzehn  Tage  nach  Deponierung  der  Bill  mufs  in  einer 
zweiten  Sitzung  des  Borough  Council  der  betreffende  Beschlufs  aber- 
mals mit  qualifizierter  Majorität  gefafst  werden.  Drittens  mufs 
ein  Town  Meeting,  d.  h.  eine  Versammlung  aller  Steuerzahler  der 
Stadt  einberufen  und  die  betreffende  Resolution  von  der  Majorität 
acceptiert  werden.  Auf  Verlangen  eines  Steuerzahlers  mufs  auch 
eine  schriftliche  durch  Voting  Papers  vorzunehmende  Abstimmung 
aller  Owners  und  Ratepayers  stattfinden,  wobei  merkwürdigerweise 
auch  heute  noch  das  von  der  Public  Health  Akte  eingeführte  Plural- 
wahlrecht, nach  sechs  Steuerklassen  abgestuft,  in  Geltung  steht. 
Nach  der  Fassung  des  zweiten  Beschlusses  durch  das  Borough  Council 
mufs  das  Local  Government  Board  überdies  seine  Zustimmung  zur 
Einbringung  der  Bill  oder  zur  Anmeldung  der  Opposition  erteilen. 
Von  vornherein  aber  ist  es  verboten,  Bills  zu  solchen  Zwecken 
einzubringen,  welche  auch  durch  Ansuchen  um  eine  Provisional 
Order  erreicht  werden  können.  Diese  umständliche  Maschinerie,  die 
bestimmt  war,  auch  dem  blofs  chikanösen  Widerstand  gegen  eine 
fortschrittliche  Kommunalpolitik  gesetzlichen  Rückhalt  zu  geben, 

Bedlieh,  Engl.  LokalTenvmltiuig.  24 
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hat  die  Ausübung  des  von  den  Aktiengesellschaften  oft  unangenehm 
empfundenen  parlamentarischen  Initiativrechtes  der  Stadtgemeinden 
hie  und  da  zu  erschweren  vermocht ;  aber  es  ist  nicht  möglich  ge- 
wesen, durch  solche  Mittel  den  unaufhaltsam  vor  sich  gehenden 
Prozefs  der  Konsolidierung  der  städtischen  Verwaltung  aufzuhalten. 
In  den  grofsen  Städten,  wo  die  Einberufung  eines  Town  Meeting 
praktisch  kaum  durchführbar  erscheint,  ist  das  Gesetz  einfach  zu 
einer  zwar  lästigen  aber  ungefährlichen  Formalität  geworden. 
Auch  hier  wie  so  oft  haben  englischer  Common  Sense  und  die 
Autorität  der  öffentlichen  Meinung  über  die  Mängel  der  Gesetz- 
gebung gesiegt.  Und  so  wird  die  Einbringung  von  Improvement 
Bills  jährlich  ohne  die  geringsten  Schwierigkeiten  von  allen  Stadt- 
gemeinden anstandslos  durchgeführt. 

Daneben  erscheinen  die  vom  Locaj  Government  Board  erlassenen 
Provisional  Orders  zusammengefafst  in  den  verschiedenen,  von 
dieser  Ministerialbehörde  dem  Parlamente  vorgelegten  Provisional 
Order  Bills  und  treten  neben  die  von  den  Lokalverwaltungskörpem 
unmittelbar  eingebrachten  Local  Bills  ^ 

Vermittelst  beider  Formen  der  Special gesetzgebung  aber  wird 
den  jährlich  wachsenden  Bedürfnissen  der  Städte  nach  Erweiterung 
ihres  Wirkungskreises  Genüge  geleistet.  Es  ist  selbstverständlich 
völlig  unmöglich,  die  ganze  Fülle  von  Specialanordnungen  hier 
auch  nur  andeutungsweise  zu  bezeichnen.  Das  ganze,  seit  Jahr- 
zehnten mächtig  emporstrebende  städtische  Gemeinleben  findet  darin 
seinen  Ausdruck.  In  den  Local  Acts  liegen  die  Dokumente  und 
Beweisstücke  zum  Studium  der  für  die  Entwicklung  der  englischen 
Demokratie  des  XIX.  Jahrhunderts  so  aufserordentlich  charakte- 
ristischen Bewegung,  des  Municipalsocialismus.  In  dem  grofsen 
Werke  Cliffords  kann  man  die  schrittweise  Entwicklung  dieser  das 
ganze  kommunale    Leben  Englands   revolutionierenden  Bewegung 


^  Die  Abhaltang '  eines  Town  Meeting  ist  in  den  grofsen  Städten  längst 
zu  einer  gesetzlichen  Farce  geworden  (vgl.  Hobhouse,  Devolution  p.  5). 
Wie  wäre  auch  eine  Versammlung  aller  Steuerzahler  in  Städten  wie  Liver- 
pool, Birmingham,  Newcastle,  Leeds  etc.  auch  nur  physisch  möglich!  In  kleineren 
Städten  wird  allerdings  noch  immer  die  umständliche  Maschinerie  des  Gesetzes 
von  Interessenten  an  den  durch  Local  Bills  bedrohten  Aktiengesellschaften  ge- 
nügend ausgenützt,  um  gemeinnützigen  Projekten  Schwierigkeiten  zu  bereiten. 
Aber  auch  in  diesen  Fällen  sind  die  öffentliche  Meinung,  die  freie,  sachliche 
Diskussion  in  der  Presse,  in  Versammlungen  und  im  Town  Council  das  zuver- 
lässige Gegenmittel  gegen  derartige  Versuche  egoistischer  Interessen,  sich  hinter 
die  strengen  Formvorschriften  des  Gesetzes  zu  verschanzen. 
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genau  verfolgen  und  erkennt  dabei,  wie  sich  auch  hier  der  Fort- 
schritt der  demokratischen  Idee  in  den  verschiedenen  Zweigen  der 
inneren  Verwaltung  nur  unter  schweren  Kämpfen  gegen  bestehende 
Vorurteile  und  kapitalistische  Vested  Interests  seinen  Weg  er- 
kämpft hat.  Auf  den  ökonomischen  und  socialpolitischen  Gehalt 
dieser  ganzen  Gesetzgebung  einzugehen,  ist  in  diesem  Zusammen- 
hange nicht  geboten :  wohl  aber  ist  es  von  Wichtigkeit  festzustellen, 
dafs  die  Ausgestaltung  des  Wirkungskreises  der  Stadtgemeinden 
Englands  in  den  durch  die  Specialgesetzgebung  repräsentierten 
Formen  ihren  wesentlichen  Ausdruck  erfahren  hat  und  immer 
wieder  erfährt*. 

Hierbei  ist  aber  eines  streng  festzuhalten.  Während  früher 
die  Local  Acts  die  Ursache  weitgehender  Zersplitterung  der  muni- 
cipalen  Verwaltung  gewesen  sind,  wirkt  die  Specialgesetzgebung  seit 
langem  im  Gegenteile  nachhaltig  in  der  Richtung  der  Konsoli- 
dierung derselben.  Jede  Erweiterung  des  Wirkungskreises  der 
Stadtgemeinde  bedeutet  heute  nur  eine  Erweiterung  der  Funktionen 
des  Town  Council.  Hierzu  hat  erstens  die  seit  der  Sanitätsakte 
dem  Local  Government  Board  in  dieser  Hinsicht  eingeräumte  Voll- 
macht zur  Erlassung  von  Provisional  Orders  beigetragen,  noch  mehr 
aber  der  in  dem  letzten  Viertel  des  Jahrhunderts  in  den  Städten 
zu  voller  Kraft  gediehene  Gemeingeist  und  das  von  diesem  ge- 
tragene Bestreben  der  kommunalen  Stadtvertretungen,  zu  wirklichen 
Centren  des  städtischen  Lebens  zu  werden.  Auf  diese  Weise  ist 
nicht  nur  durch  die  allgemeine  Gesetzgebung,  die  Public  General 
Acts,  der  obligatorische  Wirkungskreis  der  Town  Councils  sowie 
der  Bereich  der  Adoptivgesetze  fortwährend  erweitert  worden, 
sondern  es  ist  dadurch  auch  gleichzeitig  die  praktische  Grenz- 
linie zwischen  dem  obligatorischen  und  dem  fakultativen  Wirkungs- 
kreise der  Stadtgemeinde  fast  ganz  aufgehoben  worden.  Der 
Druck  der  öflfentlichen  Meinung  hat  für  die  Adoptive  Acts  und 
die  permissiven  Bestandteile  der  General  Acts  dasselbe  bewirkt, 


^  In  Clififords  Buche  ist  gerade  die  socialpolitisch-reformatorische  Wirk- 
samkeit der  Private  Bill  Legislation  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  klar 
gemacht  und  anschaulich  dargestellt.  Eine  Vorstellung  von  dem  ungeheueren 
Umfange  der  durch  die  Private  Bill  Committees  des  Parlamentes  in  diesem 
Jahrhundert  geleisteten  praktischen  Arbeit  geben  die  von  Clifford  aufgestellten 
statistischen  Resultate:  von  1800—1884  sind  14774  Local  and  Personal  Acts 
ergangen,  wobei  zu  erinnern  ist,  dafs  die  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten 
an  Zahl  stets  zunehmenden  Provisional  Orders  Confirmation  Acts  immer  an 
Stelle  mehrerer  Local  Bills  treten.    Vgl.  Clifford  I.  p.  492. 

24* 
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was  sonst  der  strikte  Gesetzesbefehl  bewirkt.  Und  so  sind  zahl- 
reiche Verwaltungszweige,  die  durch  Permissivgesetzgebung  ge- 
regelt werden,  praktisch  genommen,  ebenso  regelmäfsige  Bestand- 
teile des  städtischen  Wirkungkreises,  als  wenn  sie  durch  jus  cogens 
geregelt  würden. 

Auf  solche  Weise  ist  aber  für  die  Kommunalverwaltung  mehr 
erreicht  worden,  als  durch  irgend  eine,  noch  so  weitgehende 
Definition  des  „Gemeindezweckes**  hätte  erreicht  werden  können. 
Die  englische  Gesetzgebung  ist  unverbrüchlich  auf  dem  Stand- 
punkte geblieben,  dafs  das  lokale  Bedürfnis  die  feste  Grundlage 
für  alle  über  ein  bestimmtes  obligatorisches  Mafs  hinausgehenden 
Verwaltungsbefugnisse  bildet  und  dafs  eine  lebensvolle  und  tief 
eingreifende  Kommunalverwaltung  das  Verständnis  der  Gemeinde- 
mitglieder für  ihre  Bedürfnisse  und  deren  Initiative  zur  Voraus- 
setzung hat.  Gewifs  hat  auch  in  England  die  Gesetzgebung  hierbei 
durch  peremptorische  Befehle  nachgeholfen,  insolange  dieses  Ver- 
ständnis der  öffentlichen  Meinung  nicht  genügend  durchgedrungen 
schien,  um  die  vorhandenen  Übelstände  aus  eigenem  Antrieb  zu 
beseitigen.  Aber  in  der  neueren  Zeit  ist  zugleich  mit  dem 
immer  kräftiger  entwickelten  Gemeingefühle  in  den  Städten, 
der  erhöhten  Teilnahme  der  Massen  an  der  Bildung  der  die 
Verwaltung  führenden  Gemeindevertretung  sowie  mit  dem  immer 
ausgeprägter  hervortretenden  Pflichtbewufstsein  der  social  höheren 
Schichten  der  Bevölkerung,  immer  mehr  die  Initiative  der  Stadt- 
gemeinde hervor  — ,  die  der  Gesetzgebung  zurückgetreten.  War 
früher  die  letztere  zeitweilig  als  der  bewegende  Motor  thätig,  so 
fungiert  das  Parlament  heute  weit  mehr  als  retardierender  Faktor 
gegenüber  dem  bisweilen  —  wenigstens  nach  der  Auffassung  der 
konservativen  Elemente  des  Parlamentes  —  allzu  stürmischen  Vor- 
dringen des  municipalen  Socialismus. 

So  ist  es  heute  der  Wirkungskreis  der  englischen  Municipalstädte, 
der  in  seinem  gegenwärtigen  Zustande  vielleicht  am  deutlichsten 
den  demokratischen,  auf  dem  Stimmrecht  aller  ansässigen  Gemeinde- 
mitglieder beruhenden  Grundcharakter  der  englischen  Gemeinde- 
verwaltung zur  Schau  trägt.  Nicht  minder  aber  tritt  diese  Er- 
scheinung in  einer  anderen  sehr  wichtigen  Beziehung  hervor: 
nämlich  in  der  Stellung  der  Municipalstädte  zur  Centralverwaltung. 
Auch  hier  ist  es  die  Spcialgesetzgebung,  welche  der  englischen  Lö- 
sung dieses  fundamentalen  Verfassungsproblems  die  charakteristi- 
schen Züge  verleiht.  Wir  erörtern  an  anderer  Stelle  die  Art  und 
Weise,  in  welcher  sich  die  Lokal gesetzgebung  zu  einem  der  wich- 
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tigsten  Hebel  der  Landesverwaltung  aus  unscheinbaren  Anfängen 
des  Parlamentsrechtes  entwickelt  hat  und  wie  durch  die  ununter- 
brochene Tradition  der  unmittelbaren  parlamentarischen  Oberinstanz 
über  die  Lokalverwaltung  eine  der  grofsen,  auf  dem  Kontinente 
auch  heute  noch  nicht  genügend  gewürdigten  Garantien  des  ver- 
fassungsmäfsigen  Staatslebens  gegeben  war.  Denn  diese  ganze 
Materie  ist  nicht  nur  für  die  Municipalstädte,  sondern  für  alle 
Lokalverwaltungskörperschaften  von  entscheidender  Bedeutung  in 
Bezug  auf  deren  Stellung  in  dem  gesamten  Gefüge  der  inneren 
Verwaltung.  Wohl  müssen  wir  aber  schon  an  dieser  Stelle  darauf 
hinweisen,  in  welcher  VSTeise  das  Institut  der  Private  Bill  Legislation 
xiie  Stellung  der  Städteverwaltung  zur  Regierungsgewalt,  respektive 
zn  den  Centralbehörden  beeinflufst. 

Wir  haben  bisher  als  entscheidenden  Charakterzug' der  eng- 
lischen Municipalverwaltung  die  Thatsache  bezeichnet,  dafs  die  Er- 
füllung aller  Aufgaben  der  öffentlichen  Administration  innerhalb 
des  Stadtgebietes,  also  die  Durchführung  der  obligatorischen  Ver- 
waltungsgesetze ebenso  wie  die  freie  Thätigkeit  der  Stadtgemeinde 
auf  Grund  der  permissiven  Gesetze,  der  freigewählten  Gemeinde- 
vertretung anvertraut  ist.  Wir  wissen  ferner  aus  der  geschicht- 
lichen Darstellung,  dals  diese  demokratische  Autonomie  der  eng- 
lischen Städte  nur  eine  verstärkte  Wiederherstellung  eines  der 
alten  Grundgesetze  der  englischen  Verfassung  bedeutet,  nach 
welchem  die  gesamte  Landesverwaltung  dem  Rechte  des  Landes 
gemäfs  von  den  Repräsentanten  der  in  Städten  und  Grafschaften 
Ansässigen  entsprechend  der  geschichtlich  entwickelten,  socialen 
Gliederung  ohne  direktes  Eingreifen  der  königlichen  Gewalt  und 
ihrer  Organe  geführt  wird.  Endlich  erinnern  wir  uns  auch, 
dafs  gerade  das  Fehlen  jedes  unmittelbaren  Einflusses  der  Gentral- 
gewalt  auf  die  Lokalverwaltung  eine  der  Hauptstützen  des  so- 
genannten „klassischen  Selfgovernment"  gewesen  ist.  Die  neue 
Epoche  der  englischen  Staatsentwicklung,  die  mit  der  Reformbill 
anhebt,  hatte  nun  auch  das  grofse  Problem  zu  lösen,  auf  welche 
Weise  die  bisher  fehlende  Oberaufsicht  der  Centralgewalt  über 
die  innere  Verwaltung,  ohne  Verletzung  der  Grundprincipien 
der  englischen  Verfassung,  geschaffen  werden  könne.  Wir  wissen 
nun,  dafs  dies  einmal  in  der  Weise  geschehen  ist,  dafs  sich 
der  Rat  der  Krone  (the  Cabinet)  schrittweise  in  einen  aus  Fach- 
ministern zusammengesetzten  Ministerrat  verwandelte,  und  dafs 
einzelnen  der  neukreierten  Ministerien  eine  direkte  Ingerenz  auf  die 
Führung  der  Lokalverwaltung  in  gewisser  Form  eingeräumt  wurde. 
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Daneben  darf  aber  ein  Zweites  nicht  übersehen  werden.  Es 
ist  eines  der  Fundamente  der  englischen  Verfassung,  dafs  alle  Aus- 
tlbung  der  öffentlichen  Gewalt  nur  auf  Grund  von  Ermächtigungen 
durch  die  gesetzgebende  Gewalt  im  Staate  erfolgen  kann.  Es  ist 
dies  der  grofse,  von  Dicey  als  Brennpunkt  des  ganzen  eng- 
lischen Staatsrechtes  hingestellte  Grundsatz  von  der  „predomi- 
nance  of  the  rule  of  law**,  von  der  Alleinherrschaft  des  formellen 
Gesetzes  im  ganzen  Bereiche  des  staatlich  geregelten  Gemein- 
lebens der  Nation.  Daraus  ergab  sich  mit  der  stetigen  Ent- 
wicklung des  Parlamentes  als  des  einzigen  gesetzgebenden  Organs 
der  Grundsatz,  dafs  auch  solche  Normen,  welche  nur  in  einem  be- 
sonderen Teil  des  Staatsgebietes  Geltung  haben  und  nur  dem  lo- 
kalen Träger  der  öffentlichen  Gewalt  Befugnisse  verleihen  sollen^ 
„law**  sein,  das  heifst,  vom  Parlamente  als  formales  Gesetz  ge- 
schaffen werden  müssen.  Auf  diesem  verfassungsmäfsigen  Boden 
hat  sich  seit  früher  Zeit  in  ununterbrochener  Entwicklung  die 
Kompetenz  des  Parlaments  herausgebildet,  die  Träger  lokaler 
Verwaltung  in  Stadt  und  Grafschaft  durch  partikuläre  Normen  mit 
den  von  ihnen  erbetenen,  im  Landesrecht  nicht  enthaltenen  Ver- 
waltungsbefugnissen von  Fall  zu  Fall  zu  bekleiden.  Auf  diese  Vfeise 
ist  schon  seit  dem  15.  Jahrhundert  vornehmlich  den  Städten,  in 
welchen  solche  lokale  Sonderbedürfnisse  sich  zuerst  regten,  in 
Gestalt  des  Parlamentes  eine  der  Form  nach  legislative ,  der 
Sache  nach  administrative  Oberinstanz  entstanden.  Wie  sich 
nun  diese  Specialgesetzgebung  als  ein  Bestandteil  des  Parlaments- 
rechtes entwickelt  hat,  werden  wir  hier  nicht  weiter  verfolgen. 
Im  vorliegenden  Zusammenhang  ist  es  nur  wichtig  festzustellen, 
dafs  mit  der  Private  Bill  Legislation  der  feste  Punkt  gegeben 
war,  an  welche  die  Lösung  des  vorhin  bezeichneten  Problems  an- 
knüpfte. 

Die  ungeheuer  angewachsenen  Verwaltungsbedürfnisse  der 
neuen  Zeit,  die  zur  Schaffung  neuer  Centralregierungsbehörden 
und  eines  neuen  Verhältnisses  derselben  zur  Lokalverwaltung  ge- 
führt, haben  nun  jene  Oberhoheit  des  Parlaments  nicht  nur  nicht 
beseitigt,  sondern  die  letztere  ist  vielmehr  dahin  weiter  entwickelt 
worden,  dafs  nach  wie  vor  das  Parlament  die  volle  verfassungs- 
mäfsige  Oberherrlichkeit  über  die  Lokalverwaltung  besitzt,  der 
gegenüber  die  neugeschaffene  administrative  Oberinstanz  der  Central- 
behörden  immer  nur  als  subsidiäre  Funktion  erscheint  und  dem 
entsprechend  stark  zurücktritt.  Für  die  englische  Staats-  und 
Kulturentwicklung  im  XIX.  Jahrhundert  war  die  Schaffung  einer 
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administrativen  Oberaufsicht  über  die  Lokalverwaltung  eine  unab- 
weisliche  Notwendigkeit.  Mit  dem  unfehlbaren  politischen  Instinkte 
der  Nation  ist  diese  Aufgabe  durch  einen  auf  der  festen  Basis  der 
elementaren  Grundsätze  des  Landesrechtes  ruhenden  Ausbau  der 
Verfassung  gelöst  worden. 

Es  erhebt  sich  aber  nunmehr  die  Frage,  inwieweit  durch  die 
Ausgestaltung  der  beiden  soeben  unterschiedenen  Formen  centraler 
Aufsieht  über  die  Lokalverwaltung  das  Princip  der  Autonomie  der 
städtischen  Verwaltungskörper  angetastet  worden  ist.  Was  nun 
bezüglich  der  Bildung  der  Gemeindevertretung,  bezüglich  der 
Organisation  ihrer  Verwaltung  gesagt  worden  ist,  gilt  auch  hier, 
wenn  auch  nicht  mehr  in  so  vollem  Mafse:  die  municipale  Stadt- 
gemeindeverwaltung ist  ebenso  eine  freie,  administrativ  nicht  bevor- 
mundete Verwaltung,  wie  der  kommunale  Verwaltungskörper  eine 
durchaus  repräsentative  Institution  ist.  Aber  auch  hier  müssen 
die  beiden  Rechtskreise  des  städtischen  Rechtes  unterschieden 
werden.  Uneingeschränkt  gilt  jener  Satz  von  der  auf  der  Städte- 
ordnung beruhenden  korporativen  Verwaltung,  abgesehen  von 
dem  städtischen  Finanzwesen.  Die  Lokalgesetzgebung  unterwirft 
die  Städte  in  Bezug  auf  die  grofsen  Fragen  ihrer  Verwaltung 
gleichfalls  dem  Willen  der  höchsten  Autorität  des  Reiches,  dem 
Parlamente:  aber  die  auf  Grund  von  Local  Acts  geführte  Ver- 
waltung ist  eben  doch  wieder  durchaus  freie  Verwaltung  des 
Town  Council.  Die  Sanitätsgesetzgebung  endlich  hat  die  Organi- 
sation der  städtischen  Verwaltung  und  damit  die  Grundlage 
ihrer  Selbstverwaltung  principiell  auch  nicht  im  geringsten  an- 
getastet; aber  sie  hat  dennoch  für  eine  Reihe  von  administra- 
tiven Aufgaben  dem  Local  Government  Board  eine  administrative 
Obergewalt  verliehen,  der  die  Town  Councils  als  Sanitäts- 
behörden unterliegen.  Diese  Obergewalt  knüpft  einmal  an  eine 
schon  in  der  Städteordnung  festgesetzte  Einschränkung  der  finan- 
ziellen Verwaltungsfreiheit  der  Municipalstädte  an  und  baut  die 
finanzielle  Tutel  noch  weiter  aus.  Sodann  wird  in  die  Organisation 
des  kommunalen  Verwaltungsdienstes  ein  neues  Element  eingeführt, 
das  zwar  nur  in  bedingter  Weise  der  Centralbehörde  eine  unmittel- 
bare Ingerenz  gewährt :  nämlich  das  Recht  der  Centralbehörde,  die 
Anstellung,  Amtsführung  und  Entlassung  bestimmter,  mit  der 
Sanitätspflege  betrauter  Gemeindebeamten  zu  beaufsichtigen  und 
damit  einen  mittelbaren  Einflufs  auf  die  Führung  der  durch 
die  Stadtgemeinden  besorgten  Lokalverwaltung  in  diesen  Ad- 
ministrationszweigen sich  zu  sichern.    Endlich  wird  der  Central- 
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behörde  —  und  dies  ist  eine  völlige  Neuerung  vom  Standpunkte 
der  englischen  Verfassung  —  das  Recht  verliehen,  unter  gewissen 
Umständen,  die  allerdings  sehr  eng  und  vorsichtig  umschrieben 
sind,  die  Durchführung  des  Gesetzes  durch  die  Stadtvertretung 
im  Falle  dauernder  Säumnis  durch  administrative  Zwangsmittel 
zu  betreiben.  Die  beiden  letztgenannten  Punkte  werden  an 
anderer  Stelle  bei  der  Darstellung  der  Organisation  der  Central- 
behörden  im  System  der  Lokalverwaltung  ausführlich  zur  Sprache 
kommen.  Hier  muls  es  genügen,  darauf  zu  verweisen  und  nur 
einige  Worte  über  die  praktische  Wirksamkeit  dieser  administra- 
tiven Oberaufsicht  zu  bemerken.  Es  ist  nämlich  wichtig,  fest- 
zuhalten, dafs  auch  in  diesem,  der  städtischen  Autonomie  am  meisten 
widersprechenden  Fall  die  reale  Ausgestaltung  des  kommunalen 
Lebens  diese  Oberaufsicht  der  Centralbehörde  gegenüber  den  Muni- 
cipalstädten  fast  vollständig  unpraktisch  und  unnötig  gemacht  hat. 
Jene  Vorschriften,  zu  deren  Durchführung  die  Centralbehörde  sei 
es  direkt,  sei  es  durch  die  ihr  zustehende  Dienstesgewalt  über  die 
Sanitätsbeamten  befugt  ist,  bedürfen  in  der  Regel  einer  solchen 
zwangsweisen  Einschärfung  von  oben  herab  zu  ihrer  Verwirklichung 
nicht  mehr.  Darüber  sind  die  allermeisten  Boroughs  längst 
hinaus:  es  ist  ja  nur  das  Minimum  an  öffentlicher  Hygiene,  das 
durchzusetzen  das  Lokalverwaltungsamt  berufen  ist,  und  weit 
mehr  als  dieses  Minimum  wird  seit  Jahren  von  der  öffentlichen 
Meinung  und  der  Bürgerschaft  selbst  gefordert,  von  den  Stadt- 
verwaltungen geleistet.  Jene  Vorschriften  rühren  also  aus  einer 
heute  in  den  allermeisten  Städten  völlig  überwundenen  Entwick- 
lungsstufe der  städtischen  Verwaltung  her.  Aber  immerhin  sind 
sie  vorhanden  und  bleiben  unangefochten  im  Statute  Book,  trotz  der 
gerade  in  den  Städten  seit  langem  gehegten  Abneigung  gegen  jede 
centrale  Bevormundung:  sie  bleiben  wie  so  viele  andere  in  dem 
Arsenale  der  englischen  Verfassung  sorglich  konservierte  Waffen,  die 
zu  gelegener  Stunde  immer  wieder  hervorgeholt  werden  können,  er- 
halten, um  wenn  es  nötig  sein  sollte,  dem  öffentlichen  staatlichen 
Interesse  gegenüber  lokalem  Unverständnis  oder  kommunaler  Eng- 
herzigkeit Geltung  zu  verschaffen.  Es  erübrigt  somit  noch  der  an 
erster  Stelle  genannte  Punkt:  die  Aufrechthaltung  der  finanziellen 
Tutel  über  die  Stadtverwaltung  durch  die  Centralbehörde.  Aber 
damit  sind  wir  schon  bei  jenem  Teile  der  städtischen  Administra- 
tion angelangt,  den  das  nächste  Kapitel  selbständig  zu  behandeln 
hat,  bei  der  Finanzverwaltung  der  Municipalstädte. 
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Siebentes  Kapitel. 
Finanzielle  Verwaltung  der  Stadtgemeinde  ^ 

a.   Die  kommunale  Vermögensverwaltung  und  das 
städtische  Schuldenwesen. 

Die  materielle  Voraussetzung  für  die  gesamte  Verwaltungs- 
thätigkeit  der  Stadtgemeinde  bildet  die  Beschaffung  der  zur  Durch- 
führung der  Verwaltungsaufgaben  des  Gemeinwesens  notwendigen 
Geldmittel  und  im  Zusammenhange  damit  die  Vermögensverwaltung 
der  Gemeinde.  Schon  aus  dem  Rechtsbegriffe  der  Gemeinde  als 
Korporation  geht  hervor,  dafs  sie  zum  Erwerb  und  Besitz  von 
Vermögen  befähigt  und  befugt  ist,  dasselbe  zur  Förderung  der 
Korporationszwecke  zu  nutzen.  Die  Stellung  der  Gemeinde  aber 
als  einer  Korporation  des  öffentlichen  Rechtes,  d.  h.  als  einer  zur 
Ausübung  öffentlicher  Gewalt  innerhalb  der  durch  das  Gesetz  ge- 
zogenen Schranken  berechtigten  Korporation,  erweitert  notwendig 
die  vermögensrechtliche  Funktion  der  Gemeinde  über  das  Gebiet 
der  privatrechtlichen  Vermögensverwaltung  hinaus.  Zur  Förderung 
und  Erreichung  der  ihr  gesetzlich  auferlegten  oder  freigestellten 
Aufgaben  mufs  sie  auch  das  Recht  besitzen ,  sich  die  notwendigen 
Mittel  durch  öffentlich  rechtliche  Auflage,  durch  Steuern,  zu  be- 
schaffen. Alle  Gemeinde-Finanzverwaltung  besteht  somit  aus  zwei 
Hauptelementen:  der  privatwirtschaftlichen  und  der  zwangs- 
wirtschaftlichen Vermögensgebarung. 

Die  englische  Städteordnung  von  1835  und  nicht  minder  ihre 
Neuredaktion  vom  Jahre  1882  ist  in  der  Gestaltung  des  städtischen 
Finanzrechtes  unverkennbar  auf  dem  Standpunkte  stehen  geblieben, 
der  durch  ihre  formale  Auffassung  von  der  Korporationsnatur  der 
Gemeinde  gegeben  war.    Sowie  sie  den  obligatorischen  Wirkungs- 


*  Allgemeine  gesetzliche  Bestimmungen:  Mun.  Corp.  Act,  Part  VII., 
ferner  Public  Health  Act  1875,  Part  VI.  dazu  Public  Health  Amendment  Act 
1890  Part  V. 

Litteratur:  Die  Litteratur  über  Finanzpolitik  und  Steuerwesen  der  Boroughs 
wird  hier  nur  insofern,  als  sie  sich  mit  dem  Finanzverwaltungsrechte  beschäf- 
tigt, herangezogen.  Die  Organisation  des  städtischen  Finanzwesens  wird  übrigens 
in  den  allgemeinen  Darstellungen  der  englischen  Lokalverwaltung  in  der  Regel 
wenig  eingehend  dargestellt.  Vgl.  Wright  and  Hobhouse  p.  28,  Vau- 
thier  eh.  IV.  passim;  Arminjon  eh.  XII  passim;  Blake  Odgers  p.  91 — 95; 
Ghalmers  p.  85 — 88;  Gneist,  Selfgo verum ent  §  106  (stark  veraltet). 
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kreis  der  Stadtgemeinde  überhaupt  kaum  weiter  gezogen  hat 
als  zur  Selbsterhaltung  der  Korporation  notwendig  schien,  ebenso 
vorsichtig  geht  sie  auch  zu  Werke  in  der  Festsetzung  des  finan- 
ziellen Wirkungskreises  derselben.  Beides  hängt  auch  in  der  That 
unlöslich  zusammen.  Soll  die  Stadtgemeinde  nur  wenige  und  be- 
schränkte Aufgaben  in  der  Verwaltung  der  öffentlichen  Gemeinde- 
interessen durchführen,  so  bedarf  sie  dazu  auch  nur  geringer  Mittel 
und  darum  auch  keiner  weitgehenden  finanzrechtlichen  Befugnisse. 
Aus  dieser  Grundanschauung  von  der  Begrenztheit  der  Thätigkeit  der 
Stadtgemeinde  als  Korporation  ergiebt  sich  für  deren  Finanzverwal- 
tung zunächst,  dafs  die  letztere  die  Kosten  ihrer  Verwaltung  primär 
aus  ihrem  Korporationsvermögen  zu  bestreiten  habe,  und  dafs  die 
Bestreitung  des  durch  die  Erträgnisse  des  Gemeindevermögens  un- 
bedeckten Aufwandes  nur  subsidiär  durch  Steuern  erfolgen  soll.  So 
bestimmte  die  Städteordnung  von  1835,  dafs  alle  Erträgnisse  aus  dem 
mobilen  und  immobilen  Gemeindevermögen,  alle  Bufsen  und  sonstigen 
Einnahmen  in  dieselbe  Kasse  einzufliefsen  haben ,  den  Borough 
Fund,  und  dafs  dieser  andererseits  haftbar  ist  für  alle  der  Stadt- 
gemeinde obliegenden  gesetzlichen  Zahlungen.  Nur  insofern  dieser 
Borough  Fund  nicht  hinreicht,  ist  das  Town  Council  zur  Auflegung 
einer  Steuer  berechtigt.  Wie  sehr  auch  dieser  Gesichtspunkt  durch 
die  aufserordentliche  Erweiterung  der  municipalen  Thätigkeit  und  die 
ihr  parallel  laufende,  gewaltige  Ausdehnung  des  Steuerbedürfnisses 
der  Städte  unpraktisch  geworden  ist,  so  hält  doch  auch  das  Gesetz 
von  1882  an  diesem  formal  beschränkten  Standpunkte  fest.  Auch 
hier  heifst  es  noch,  dafs  alle  Erträgnisse  des  Gemeindevermögens 
in  den  Borough  Fund  einzufliefsen  haben,  dafs  alle  gesetzlichen 
Auslagen  aus  diesem  Fund  zu  bezahlen  sind  und  dafs  erst  nach 
eingetretenem  Unvermögen  dieses  letzteren  der  Fehlbetrag  durch 
eine  städtische  Steuer  aufgebracht  werden  solP. 

Wir  haben  also,  indem  wir  dieser  Anschauungsweise  folgen, 
als  erste  Aufgabe  die  Verwaltung  des  Gemeindevermögens  dar- 
zustellen, sodann  das  städtische  Gemeindesteuerrechfzu  betrachten. 
Der  Ausdruck  „Gemeindevermögen"  aber  wird  hier  in  dem  Sinne 
gebraucht,  in  welchem  die  Gesamtheit  der  privatrechtlichen  Ver- 
mögensbeziehungen- der  Gemeinde,  d.  h.  sowohl  der  Aktivstand 
als   der  Passivstand  derselben  davon  umfafst  wird.    Wir  werden 


1  Gegenwärtig  giebt  es  allerdings  nur  sehr  wenige  Städte,  die  nicht  ge- 
nötigt wären,  zur  Bedeckung  ihrer  Ausgaben  eine  Borough  Rate  einzuheben: 
80  z.  B.  Doncaster. 
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demgemäfs  erstens  die  Verwaltung  des  nutzbaren  Gemeinde- 
gutes, zweitens  das  Schuldenwesen  der  Gemeinde  behandeln. 

Die  Stadtgemeinde  ist,  wie  eingangs  bemerkt,  schon  nach 
Common  Law  als  Korporation  fähig,  Eigentum  fortdauernd  ohne 
Rücksicht  auf  das  Leben  ihrer  Mitglieder  oder  ihrer  Vertreter  zu 
besitzen.  Gerade  darin  und  in  der  weiteren  Fähigkeit,  als  juristische 
Person  zu  klagen  und  geklagt  zu  werden,  lag  ja  nach  der  vom 
englischen  Common  Law  aufgenommenen  gemeinrechtlichen  Korpora- 
tionslehre das  Essentiale  der  juristischen  Person.  Aber  die  eng- 
lische Korporationstheorie  hat  ihr  gemeinrechtliches  Urbild  in 
diesem  Betracht  nur  mit  einer  sehr  wesentlichen  Abänderung 
recipiert.  Nach  englischem  Rechte  ist  nämlich  eine  Korpora- 
tion durch  die  Statutes  of  Mort  Main  —  das  Gesetz  der  toten 
Hand  —  principiell  von  dem  Erwerb  unbeweglicher  Güter  zu  vollem 
Eigentumsrecht  ausgeschlossen  und  kann  nur  durch  Specialgesetz  wie 
in  früherer  Zeit  durch  königliches  Privilegium  im  einzelnen  Falle 
hierzu  befähigt  gemacht  werden.  Es  ist  nun  bezeichnend  für  die 
tiefe  Wirkung,  welche  diese  Lehre  von  der  Korporation  auf  die 
Entwicklung  des  englischen  Stadtgemeinderechtes  durch  Jahr- 
hunderte geübt  hat,  dafs  auch  noch  die  geltende  Städteordordnung 
sich  von  dieser  Theorie  nicht  völlig  hat  befreien  können,  dafs 
den  Stadtgemeinden  auch  in  Zukunft  der  Erwerb  von  Grund  und 
Boden  innerhalb  des  Stadtgebietes  principiell  nur  zum  Zwecke 
der  Erbauung  städtischer  Gebäude  und  Anstalten  gestattet  sei  und 
auch  dies  nur  im  Gesamtausmafse  von  5  Acres. 

Damit  ist  ausgesprochen,  dafs  ganz  im  Geiste  der  Statutes  of 
Mort  Main  die  freie  Erwerbung  von  unbeweglichen  Gütern  den 
Stadtgemeinden  in  England  nicht  eingeräumt  ist.  Es  ist  klar, 
dafs  den  Bedürfnissen  moderner  Industrie-  und  Grofsstädte  nach 
Erwerb  von  Grundeigentum  mit  solchen  Bestimmungen  nicht  ent- 
sprochen werden  konnte  ^  Deshalb  hat  die  Städteordnung  des 
weiteren  verfügt,  dafs  dort,  wo  eine  Stadtgemeinde  nicht  vom 
Gesetze  der  toten  Hand  ausdrücklich  eximiert  ist,  sie  mit  Be- 
willigung der  staatlichen  Centralgewalt  (früher  des  Schatzkanzlers, 
jetzt  des  L.  G.  B.)  oder  durch  Specialgesetz  des  Parlamentes 
Land  innerhalb  ihres  Verwaltungsgebietes  unter  den  im  einzelnen 


^  Erst  in  allerjüngster  Zeit  ist  durch  ein  in  der  Frühjahrssession  d.  J. 
1900  heschlossenes  Gesetz  den  Stadtkorporationen  die  gesetzliche  Erlaubnis 
zum  Ankauf  von  Grundbesitz  aufserhalb  des  Stadtgebietes  zum  Zwecke  der 
Erbauung  von  Arbeiterwohnungen  erteilt  worden. 
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Falle  gesetzten  Bedingungen  in  jedem  Ausmarse  kaufen  kann. 
Auf  diese  Weise  ist  der  praktische  Ausweg  aus  dem  durch  das 
Festhalten  an  der  alten  Korporationstheorie  gezogenen  engen 
Kreise  gefunden  worden;  immerhin  aber  blieb  durch  diese,  an 
die  Bewilligung  seitens  der  Regierungsgewalt  oder  des  Parla- 
mentes gebundene  Form  des  Grunderwerbes  das  Princip  gewahrt, 
dafs  eine  Stadtkoi-poration  nur  entsprechend  ihren  Verwaltungs- 
aufgaben Land  erwerben  und  zu  Eigentum  besitzen  darf;  denn  die 
Oberaufsicht  ist  gerade  zu  dem  Zwecke  gesetzt,  das  Zutreffen 
dieser  Bedingung  zu  kontrollieren.  Praktisch  genommen  ist  auch 
hier  wie  oft  die  Einschränkung  der  Willensfreiheit  der  lokalen 
Verwaltungskörperschaften  heute  in  der  Regel  nichts  mehr  als  ein 
Bestandteil  jenes  „System  of  Checks  and  Balances",  das  die  eng- 
lische Verfassung  charakterisiert:  d.  h.  als  eine  formale  Befugnis, 
welche  für  den  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  bedeutungslos,  dennoch 
im  Bedarfsfalle  jeden  Augenblick  hervorgeholt  und  mit  voller 
Wirksamkeit  im  öffentlichen  Interesse  benützt  werden  kann*. 

Die     Verpachtung     der    Gemeindeimmobilien    —     Corporate 
Land  —  oder  die  Vermietung  derselben  in  Hausgrundstücken  steht 


^  Die  meisten  alten  Städte  besitzen  aas  Mheren  Jahrhunderten  grofses 
Grundyermögen,  das  ein  bedeutendes  privatwirtschaftliches  Einkommen  abwirft 
Und  zwar  wird  dieses  Vermögen  fast  durchwegs  in  der  hergebrachten  Form 
der  Verpachtung  als  Hausgrundstücke  (Leases)  genutzt.  Der  Ertrag  dieses 
Vermögens  wächst  natürlicherweise  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und  der 
wirtschaftlichen  Prosperität  derselben,  sowie  dem  allmählich  erfolgenden  Heim- 
falle der  in  alter  Zeit  auf  längere  Frist  verpachteten  Parzellen.  So  wurde 
z.  6.  in  Nottingham  ein  Grundstück,  das  bisher  5  £  Jahreszins  (rent)  gezahlt 
hatte  und  1893  heimfiel,  in  öffentlicher  Auktion  um  2000  £  weiter  verpachtet. 
Vgl.  Royal  Commission  on  Amalgam.,  Min.  of  Evidence,  Qu.  9770.  Nicht 
weniger  als  30000  £  Jahreseinkommen  von  seinem  Grundbesitz  besitzt 
Nottingham  nach  Angabe  des  Town  Clerk  (Qu.  9769).  Nachfolgende  dem 
Municipal  Year  Book  entnommene  Angaben  zeigen,  wie  bedeutend  diese  Ein- 
kommensquelle für  viele  Stadtkorporationen  ist 

Es  beziehen  an  Ertrag  vom  Grundbesitz  jährlich : 
I.   County  Boroughs. 

Bristol 18  328^,      Bath 8423  j^, 

Cardiff 5000  £,      ehester 1151  £, 

Derby 8  200  jf ,      Gloucester 3000  £, 

Hüll  ........    16228  i^,      p  .^,u„  /Marktgebühren\  ^^v^  ^ 

Leicester 8163^!      ^""^'^^  (eingeschlossen  j  ^^^  ^> 

I^i^erpool 50000^,      jpg^ich   (^S'J^ÄL'fn )  3703  ^. 

Barrow  in  Furness      .    .      1 000  ^,  V  eingeschlossen  / 

[Newcastle  upon  Tyne  besitzt  ein  zinstragendes  Vermögen  im  Werte  von 
3000000  ig*.] 
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dem  Town  Council  frei,  jedoch  nur  für  eine  Pachtdauer  von  längstens 
31  Jahren  zu.  Nur  für  Grundverpachtungen  nach  der  Working 
Classes  Dwellings  Akte  ist  die  Stadt  berechtigt,  auf  die  Dauer  von 
999  Jahren  Parzellen  zu  veräufsem.  Sonst  bedarf  es  hierzu  wie 
bei  Verkauf  und  Verpfändung  der  vorgängigen  Genehmigung  der 
Centralbehörde.  Neben  dem  Grundvermögen  besitzen  zahlreiche 
Städte  seit  alter  Zeit  besondere,  wirtschaftlich  nutzbare  Kechte, 
die  zur  Deckung  von  Gemeindeausgaben  verwendet  werden  ^  so 
Marktrechte,  Landungs-  und  Brückenzölle,  Hafengebühren  etc. 

In  den  letzten  Jahrzehnten  ist  in  allen  Municipalstädten  eine 
starke,  in  vielen  Fällen  aufserordentlich  bedeutende  Vermehrung 
des  produktiven  Gemeindevermögens  eingetreten  als  eine  Folge  der 
grofsen,  unter  dem  Schlagworte  des  Municipalsocialismus  zu- 
sammengefafsten  Bewegung,  deren  Ziel  die  Verstadtlichung  zahl- 
reicher, Gemeinzwecken  dienender  Industrien  und  Anstalten  bildet. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  diese  gröfste  und  folgenreichste  Er- 
scheinung in  der  Entwicklung  der  englischen  Kommunalverwaltung 
des  19.  Jahrhunderts  näher  einzugehen,  und  deren  ökonomische 
Bedeutung  zu  untersuchen.  Auch  der  Einflufs,  den  diese  Bewegung 
auf  die  finanziellen  Verhältnisse  der  englischen  Städte  geübt 
bat,  kann  uns  hier  nicht  beschäftigen.  Nur  soviel  mufs  im  vor- 
liegenden Zusammenhang  festgestellt  werden,  dafs  die  Ausbreitung 
des  Municipalsocialismus  die  Bedeutung  des  privatwirtschaftlichen 
Einkommens  der  Städte  aufserordentlich  gesteigert  und  auch  auf 
die  Organisation  der  Finanzverwaltung  in  verschiedenen  Punkten 
abändernd  gewirkt  hat,  wie  sich  im  folgenden  zeigen  wird. 


Norwich 2360  jf,  t  incoln  /Marktgebühren\   «q«„  ^ 

n^fnrH  /Marktgebühren\  ^^^q  ^                     V eingeschlossen; 

^^^^^^  V  eingeschlossen  J  ^^^  *^>  Worcester 6500  j^, 

Reading 1609  £,  York 8729  £, 

Southampton 3760  £, 

IL    Boroughs. 
Auch  viele  kleinere  Städte  besitzen  ansehnlichen  Ertrag  aus  ihrem  Grund- 
besitz.    So: 

Aldeburgh 534  ^,  Bridport 600  i^, 

Arundel 500  i^,  Cambridge 1800  /fr, 

Banbury 1200  £,  Clitheroö 600  if, 

BasingBtoke 2400  £,  Devizes 450  i^, 

Bedford 2284  jf ,  Doncaster 1900  £, 

Beverley 791  j^,  Dorchester 700  ^, 

Bodmin 916  jg*,  Hartlepool 850  iß*, 

Bridgwater 1300  £,  Harwich 1200  £.  usw. 
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Wir  haben  nun  als  nächsten  Gegenstand  die  rechtliche  und 
praktische  Gestaltung  des  Ausgabenwesens  der  Stadtgemeinden  ins 
Auge  zu  fassen.  Die  Verwaltung  der  laufenden  Einnahmen  des  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Vermögens,  die  insgesamt  den  Borough 
Fund  bilden,  steht  sowohl  juristisch  wie  praktisch  genommen  dem 
Town  Council  völlig  frei  zu.  Gesetzlich  geregelt  ist  dagegen  das  ge- 
samte Ausgabenwesen  der  Stadtgemeinde;  soweit  es  sich  nicht  um 
Ausgaben  handelt,  die  mit  der  privatwirtschaftlichen  Verwaltung  der 
Gemeinde  zusammen  hangen,  also  notwendigerweise  zu  der  Erhaltung 
und  Fruktifizierung  des  beweglichen  oder  unbeweglichen  Gemeinde- 
vermögens sowie  der  Gemeindeanstalten  und  Unternehmungen  ge- 
hören, mufs  nach  einem  strikten  Grundsatze  der  englischen  Lokal- 
verwaltung jede  Ausgabe  der  städtischen  Organe  streng  legal  sein, 
d.  h.  auf  einen  besonderen,  die  Gemeinde  zu  der  betreifenden  Aus- 
gabe bevollmächtigenden  Rechtstitel  zurückgeführt  werden  können. 
Es  werden  folgende  Klassen  von  Ausgaben  der  Stadtgemeinde 
unterschieden : 

1.  Die  gesetzlichen  Zahlungspflichten  der  Korporation:  die 
Gehälter  des  Mayor,  Recorder  und  sämtlicher  Beamten  der 
Gemeinde,  die  Kosten  der  Wahlvorbereitung  und  Wahlhandlung. 
Diese  Zahlungen  bedürfen  keines  formellen  Zahlungsauftrages. 

2.  Es  können  Zahlungen  geleistet  werden  auf  Grund  einer 
Parlamentsakte,  eines  friedensrichterlichen  Befehles  oder  des 
Urteiles  eines  Gerichtshofes.  Auch  hier  bildet  der  betreffende  Akt 
formell  die  genügende  Deckung  für  die  Legalität  der  Zahlung. 

3.  Alle  sonstigen  Ausgaben  der  Gemeinde  werden  aus  dem 
Borough  Fund  geleistet  auf  Grund  von  individuellen  Zahlungs- 
anweisungen ,  Orders,  die  von  drei  Mitgliedern  des  Town  Council 
gezeichnet  und  vom  Town  Clerk  gegengezeichnet  werden  müssen. 
Zur  Legalität  dieser  Ausgaben  ist,  abgesehen  von  der  Einhaltung 
der  Form,  notwendig,  dafs  sie  durch  Handlungen  und  Verfügungen 
des  Town  Council  verursacht  sind,  zu  welchen  dasselbe  auf  Grund 
allgemeiner  oder  specieller  Gesetze  berechtigt  ist.  Die  Legalität 
zu  prüfen,  ist  der  High  Court  berufen  auf  die  von  jedem  einzelnen 
Steuerträger  anbringbare  Anfechtungsklage  —  Certiorari  —  hin. 
Damit  aber  hat  sich  die  englische  Städteordnung  nicht  begnügt; 
sie  hat  vielmehr  versucht,  das  freie  Belieben  der  Gemeinde  in 
Bezug  auf  ihr  Ausgabenbudget  noch  mehr  dadurch  ein- 
zuschränken, dafs  sie  alle  jene  Fälle,  in  welchen  die  Verausgabung 
von  Geldmitteln  seitens  der  Stadtgemeinde  legal  sein  soll,  in  dem 
Gesetze  selbst  taxativ  aufzählt.    In  zwölf  nicht  gerade  systematisch 
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geordneten  Absätzen  fafst  Part  II  der  5.  Schedula  zur  Municipal- 
akte  diese  ganze  Materie  zusammen,  mit  der  ausgesprochenen  Ab- 
sicht, jede  Zahlung  der  Stadtgemeinde,  die  nach  Befund  des 
Gerichtshofes  nicht  unter  diese  Punkte  fällt,  als  ungesetzlich  zu 
bezeichnen,  und  deren  Kassation  zu  fordern.  In  diesen  Bestimmungen 
haben  wir  einen  Niederschlag  jenes  aufserordentlich  weitgehenden 
individualistischen,  die  Gemeindethätigkeit  hemmenden  Geistes  zu 
erblicken,  der  die  erste  Städteordnung  von  1835  in  manchen  Punkten 
so  nachteilig  beeinflufst  hat,  und  auch  in  ihrer  Neuredaktion 
von  1882  sorglich  konserviert  worden  ist.  Damit  ist  aber  in  die 
heutige  municipale  Lebenssphäre  ein  störendes  Überbleibsel  einer 
schon  lange  überwundenen  Auffassung  des  Gemeindelebens  und 
der  Gemeindethätigkeit  hinein  verpflanzt  worden.  Ihren  Höhepunkt 
hat  diese  Tendenz  der  englischen  Gesetzgebung  in  den  Richter- 
sprüchen erreicht,  die  zur  Erlassung  des  im  vorigen  Kapitel  be- 
sprochenen Borough  Funds  Act  geführt  hat.  Seither  ist  es  fest- 
stehende Rechtsauffassung,  dafs  Gemeinden  nur  in  den  durch  jene 
Akte  vorgeschriebenen  erschwerenden  Formen  die  Erlaubnis  zu 
Ausgaben  erlangen  können,  die  nicht  streng  unter  die  von  der 
Städteordnung  aufgestellten  Bestimmungen  über  legale  Ausgaben 
der  Gemeinde  subsumierbar  sind. 

Wenn  nun  auch  in  diesem  Punkte  der  Satz  gilt,  dafs  in  Eng- 
land Common  Sense  und  stillschweigende  Aufserachtlassung  des 
Buchstabens  des  Gesetzes,  sowie  das  Fehlen  einer  administrativen 
Oberaufsicht  über  die  Municipalverwaltung  die  Irrtümer  und  die 
den  Bedürfnissen  des  praktischen  Lebens  widersprechenden  Vor- 
schriften der  Gesetzgebung  so  gut  wie  aufser  Kraft  setzen,  so 
ist  doch  jederzeit  in  solchen  Anomalien  die  Möglichkeit  gegeben, 
dafs  ein  starkes,  mit  der  Thätigkeit  der  Gemeinde  in  Konflikt 
geratenes  Privatinteresse  sich  jener  zum  Schaden  des  Gemein- 
wohles bediene. 

Ein  klassisches  Beispiel  dafür,  das  die  Schädlichkeit  dieser 
Bestimmungen  der  englischen  Städteordnung  über  die  finanzielle 
Bevormundung  der  Stadtgemeinde  am  besten  illustriert-,  giebt 
gerade  in  den  letzten  Jahren  die  Haltung  der  englischen  Gerichte 
in  der  Frage  der  Trink-  und  Wirtshauspolizei.  Es  giebt  zahl- 
reiche Städte,  in  welchen  die  Anhänger  der  für  England  so  wich- 
tigen Temperenzbewegung  im  Borough  Council  ernste  Mafsregeln 
zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  zu  treffen  und  daher  gegen  die  allzu 
grofse  Zahl  von  Schanklicenzen  gerichtliche  Schritte  zu  unternehmen 
suchen,    sowie   durch   Anzeige   und    Anklage   solcher   Wirte,   die 
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sich  eines  Verstofses  gegen  die  betreffenden  Gesetze  schuldig 
gemacht  haben,  vorzugehen  sich  bemühen.  Andererseits  haben  nun 
die  mächtigen  Alkohol-Interessenten  es  verstanden,  von  jener  Be- 
stimmung der  englischen  Städteordnung  über  das  Ausgabenrecht 
der  Gemeinde  ausgehend,  erfolgreich  gegen  diese  gemeinnützigen 
Bestrebungen  zu  opponieren.  So  gelang  es  1897,  eine  Entscheidung 
des  obersten  Gerichtes  zu  provozieren,  welche  die  bisherige  Praxis, 
nach  welcher  die  Stadtgemeinden  befugt  waren,  durch  ihre  Polizei- 
behörden Strafprozesse  gegen  unordentliche  Wirte  anzustrengen  und 
gegen  die  Erneuerung  solcher  Licenzen  vor  den  Friedensrichtern 
zu  opponieren,  als  ungesetzlich  erklärte.  In  weiterer  Folge  sprach 
das  House  of  Lords  als  oberstes  Appell gericht  aus,  dafs  die 
Kosten,  welche  die  Stadtgemeinde  durch  den  an  den  Head  Con- 
stable  erteilten  Auftrag,  vor  dem  Friedensrichter  gegen  die  Er- 
neuerung von  Schanklicenzen  zu  opponieren,  nicht  zu  den  legalen 
Gemeindeausgaben  gehören;  denn,  wie  es  in  der  Entscheidung 
heifst,  die  Stadtgemeinde  sei  zu  „legal  Proceedings"  berechtigt 
nur  zu  dem  Zwecke:  to  promote  or  protect  the  interests  of  the 
inhabitants.  In  der  Bekämpfung  der  Trunksucht  durch  den  Versuch, 
die  Licenzen  zu  vermindern,  erblickte  aber  der  Gerichtshof  merk- 
würdigerweise keinen  solchen  legalen  Gemeindezweck  M  Man 
sieht  in  diesem  Falle  klar,  wie  die  engherzige  Einschränkung 
der  vermögensrechtlichen  Befugnisse  der  Stadtgemeinde  durch  das 
Gesetz  unmittelbar  zur  weiteren  Einengung  und  Einschnürung  des 
administrativen  Wirkungskreises  der  Gemeinde  führt. 

Was  nun  die  praktische  Ausgestaltung  des  kommunalen 
Zahlungswesens  betrifft,  so  haben  wir  bereits  im  vorhergehenden 
Kapitel  die  besondere  Stellung  kennen  gelernt,  welche  das  Finance 
Committee  im  Zusammenhange  mit  der  ganzen  Stadtverwaltung 
einnimmt.  Wir  haben  darauf  hingewiesen,  dafs  sich  in  diesem 
Betracht  zwei  Typen  der  Organisation  unterscheiden  lassen;  je 
nachdem  die  Standing  Committees  dem  Town  Council,  resp.  dem 
Finance  Committee  gegenüber  in  Bezug  auf  die  Appropriation  der 
bewilligten  Summe  selbständig  sind  oder  nicht.  Der  erstgenannte 
Fall  betrifft  nur  die  allergröfsten  Städte,  wie  Liverpool,  Birming- 
ham. Der  zweite  Fall  trifft  in  der  grofsen  Mehrzahl  der  Städte 
zu.  In  allen  diesen  Gemeinden  hat  das  Finance  Committee  die 
Aufgabe,  andauernd  den  Geldbedarf  sämtlicher  Departements  zu 
kontrollieren,  zur  Feststellung  des  Budgets  sowie  des  jährlich  not- 


*  Vgl.  Law  Reports  of  the  County  Council  Times  1899,  p.  94. 
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wendigen  Kapitalaufwandes  in  Konferenzen  mit  den  Ghairmen 
s&mtlicher  Gommittees  zu  beraten  und  die  betreffenden  Anträge 
dem  Council  zu  unterbreiten.  In  beiden  Fällen  hat  aber  das 
Finance  Committee  eine  Kontrolle  darüber,  dafs  die  einzelnen,  den 
ständigen  Ausschüssen  zustehenden  Specialetats  von  ihnen  nicht 
überschritten  werden.  In  allen  Stadtgemeinden  hat  weiters  das 
Finance  Committee  eine  centrale  und  kontrollierende  Stellung  in 
Bezug  auf  das  Zahlungswesen  der  Gemeinde.  Der  in  den  grofsen 
Stadtgemeinden  hierbei  beobachtete  Vorgang  ist  in  der  Regel  folgen- 
der. Alle  Zahlungen  der  Gemeinde  erfolgen  durch  Anweisungen,  die 
von  dem  Treasurer  —  dem  Banquier  der  Gemeinde  —  honoriert 
werden  müssen.  Jedes  Departement  der  Gemeindeverwaltung  ist  in 
der  Weise  organisiert,  dafs  immer  nur  ein  einziger  Beamter,  der  je- 
weilige Chef  desselben  —  Head  of  Departement  — ,  berechtigt  ist, 
Orders  zur  Beschaffung  der  notwendigen  Geldmittel  auszustellen  ^ 
Jedes  Order-Blanquett  hat  einen  Kontrollcoupon  (Counterfoil),  der 
gleichzeitig  mit  dem  ersteren  ausgefüllt  wird.  Die  Order  geht  an  den 
First  Accountant,  der  dieselbe  mit  den  Rechnungen,  die  bei  ihm 
erliegen,  zu  vergleichen  hat.  Ist  Order  und  Rechnung  überprüft, 
so  geht  die  erstere  zurück  an  das  betreffende  Committee,  nachdem 
der  leitende  Beamte  des  Departements  bestätigt  hat,  dafs  die  der 
Zahlung  entsprechende  Leistung  ordnungsmäfsig  geleistet  wurde. 
Jedes  mit  Geldausgaben  befafste  Committee  hat  ein  Subcommittee, 
das  fortwährend  die  Geldgebarung  kontrolliert  und  regelt  und 
an  das  die  Order  gelangt.  Dieser  Ausschufs  verzeichnet  nun 
sämtliche  liquidierbare  Orders  auf  Bogen  (Sheets),  die  an  den 
First  Accountant  gehen:  diese  sind  von  drei  Mitgliedern  des 
Committee  gezeichnet.  Damit  ist  der  gesetzliche  Zahlungs- 
befehl geschaffen,  der  im  Original  an  den  Treasurer,  in  der 
Kopie  an  den  Accountant  geht,  welch'  letzterer  jeden  einzelnen 
Posten  durch  Check  auf  den  Schatzmeister  zahlbar  macht.  Da- 
durch ist  dem  Accountant  eine  mehrfache  Kontrolle  gesichert. 
Überdies  werden  in  vielen  Boroughs  allmonatlich  die  gesamten 
Orders  des  Vormonats  auf  den  Tisch  des  Councils  gelegt,  hierauf 
wird  der  Antrag  gestellt,  dieselben  zu  bestätigen,  worauf  die  Unter- 
fertigung der  ganzen  Postenreihe  durch  drei  Mitglieder  des  Coun- 
cil und   den  Town  Clerk  erfolgt*.    Das  ist  aber  immer  nur  eine 


^  Vgl.  Royal  Commission  on  Amalgamation,  Min.  of  Evidence  Qu.  9504. 

'  Vgl.  die  sehr  instruktiTen  Aussagen  der  Experten  Tor  der  oft  ge- 
nannten Commission,  Min.  of  Evidence  Qu.  9504 ff.»  ferner  Liverpool  Standing 
Orders  No.  101. 

Bedlieli«  Engl.  Lokalvenr»ltiiiig.  25 
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Formalität,  die  den  Zweck  hat,  allmonatlich  dem  Banquier  der 
Gemeinde  Decharge  zu  erteilen.  Alle  Zahlungen  erfolgen  durch 
Checkst  Eine  besondere  Form  ist  aber  vorgeschrieben  für  alle 
aufserordentlichen,  nicht  der  laufenden  Administration  angehörigen 
Akte  der  Vermögensverwaltung:  das  sogenannte  Affixing  of  the 
Seal.  Alle  Beschlüsse  des  Council,  die  grofse  Kapitalsummen  be- 
treffen, zum  Beispiel  die  Aufnahme  von  solchen  als  Anleihen  oder 
die  Bezahlung  von  Zins-  und  Amortisationsquoten  oder  von  Ver- 
dienstsummen an  Übernehmer  von  Kontrakten,  ferner  Beschlüsse, 
durch  die  eine  städtische  Steuer  ausgeschrieben  wird,  bedürfen 
zu  ihrer  Perfektion  der  Beifügung  des  Gemeindesiegels.  Dieses 
mufs  an  sicherem  Orte  mit  zwei-  oder  dreifach  verteilter  Sperre 
verwahrt  sein,  indem  der  Mayor  und  der  Town  Clerk,  bis- 
weilen auch  der  Chairman  des  Finance  Committee  je  einen 
Schlüssel  besitzen.  Jeder  Akt  der  Siegelung  ist  in  einem  be- 
sondem  Buch  zu  verzeichnen  und  jedesmal  die  Unterschrift  der 
dabei  mitwirkenden  Funktionäre  beizusetzen*. 

Die  Kasseführung  der  Stadtgemeinde  wird  in  kommerzieller 
Weise  und  nicht  büreauk ratisch  ausschliefslich  durch  den  Treasurer 
besorgt.  In  den  Händen  desselben,  der  regelmäfsig  ein  Banquier 
ist,  laufen  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  für  Rechnung  der 
Gemeinde  zusammen.  Die  Liquidierung  und  Buchführung  aber  er- 
folgt durch  die  Gemeindebuchhaltung,  an  deren  Spitze  der  dem 
Town  Clerk  untergeordnete  Accountant  steht.  In  den  grofsen 
Städten,  vor  allem  dort,  wo  die  Gemeinde  grofse  municipale  Unter- 
nehmungen und  Industrien  betreibt,  erscheint  aber  diese  völlige 
Centralisierung  des  Zahlungswesens  in  den  Händen  des  Treasurer 
unpraktisch  und  in  gewisser  Hinsicht  undurchführbar.  In  solchen 
Fällen  erhalten  einzelne  Verwaltungsdepartements  durch  die  Stan- 
ding Orders  eine  Ausnahmestellung.  In  Manchester  z.  B.  haben 
die  städtischen  Gas-  und  Elektricitätswerke,  die  Wasserwerke,  das 
Park-  und  Friedhofsdepartement  und  die  Administration  der  muni- 
cipalen  Arbeiterwohnhäuser  ihre  selbständige  Kassenführung,  die 
unter  Kontrolle  der  betreffenden  Committees  und  des  Council  steht*. 


^  Auch  kleine  Zahlungen  dürfen  nur  ausnahmsweise  in  genau  von  den 
Standing  Orders  aufgezählten  Fällen  bar  geleistet  werden.  Vgl.  Manchester 
Standing  Orders  No.  20.  Allerdings  sind  gewisse  Departements,  die  fabriks- 
mäfsige  Unternehmungen  der  Gemeinde  verwalten,  in  dieser  Beziehung  freier 
gestellt. 

■  Vgl.  Standing  Orders:  Leeds  No.48,  St.  Helens  No.  51,  Sheffield  No.  30. 

'  Diese    Decentralisierung    des    Kassen-    und  Zahlungswesens,    mit   der 
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Finden  wir  so  ein  wirksames  System  der  finanziellen  Oberauf- 
sicht Über  den  ganzen  Bereich  der  kommunalen  Geldgebarung 
ausgebildet,  so  unterliegt  letztere  noch  ganz  besonders  einer  nach- 
maligen gründlichen  Überprüfung  durch  das  Institut  der  Rechnungs- 
revision (Audit);  alle  Gemeinderechnungen  sind  halbjährlich  abzu- 
schliefsen  und  binnen  einem  Monat  mit  allen  Belegen  zur  Über- 
prüfung vorzulegen.  Letztere  erfolgt  in  allen  Municipalstädten 
durch  drei  Auditors,  von  denen  zwei  durch  die  Gemeindemitglieder 
aus  den  zur  Bekleidung  eines  Gemeindeamtes  wählbaren  Bürgern 
auf  die  Dauer  eines  Jahres  gewählt  werden,  während  der  Mayor 
den  dritten  ernennt.  Dieser  letztere  mufs  dem  Town  Council  an- 
gehören; die  beiden  ersteren  dagegen  dürfen  nicht  Mitglieder  der 
Gemeindevertretung  sein.  Die  Auditors  erhalten  gegenwärtig  in 
den  grofsen  Städten  feste  Gehälter  von  100—200  jg  und  haben 
einen  detaillierten  Bericht  zu  erstatten,  der  dem  Council  vorgelegt 
wird.  Über  diesen  Bericht  findet  dann  die  Debatte  und  Schlufs- 
fassung  in  der  Versammlung  des  Council  statt.  Die  Auditors 
haben  die  Gemeinderechnungen  sowohl  rechnungsmäfsig  als  auch 
auf  ihre  Legalität  hin  zu  prüfen  und  sind  befugt,  ungesetzliche 
Ausgaben  zu  inhibierend 

Nach  Schlufs  des  Finanzjahres,  d.  i.  am  31.  März,  hat  der 
Town  Clerk  unter  Benutzung  aller  dem  Council  von  den  Committees 
sowie  von  den  leitenden  Departementchefs  erstatteten  Berichte 
einen  vollständigen  Jahresbericht  auszuarbeiten,  der  dem  Lokal- 
verwaltungsamte rechtzeitig  bei  Vermeidung  einer  Ordnungsstrafe 
von  20  £  vorgelegt  werden  mufs*. 

Aber  über  die  Kenntnisnahme  der  finanziellen  Situation  der 
Stadtgemeinde,  wie  sie  sich  aus  diesem   Bericht  ergiebt,  hinaus 


parallel  eine  entsprechende  Differenzierung  der  städtischen  Buchhaltung  geht, 
ist  die  Hauptwirkung,  welche ,  wie  vorerwähnt,  die  Vermehrung  städtischer 
Unternehmungen  auf  die  Organisation  des  städtischen  Finanzwesens  hat.  Vgl. 
Standing  Orders  von  Manchester  No.  21. 

*  Üher  die  Rechnungsrevision  vgl.  Mun.  Corp.  Act  s.  25 — ^29;  Public  Health 
Act  1875  s.  246. 

'  In  dem  Jahresberichte  bildet  die  Publikation  der  Jahresbilanz  der  Ge- 
meinde den  Mittelpunkt.  In  derselben  müssen  Einnahmen  und  Ausgaben, 
Vermögens-  und  Schuldenstand  der  Gemeinde  klar  ersichtlich  gemacht  werden. 
Sowie  die  Buchführung  überhaupt,  so  wird  auch  diese  Bilanz  vollständig  nach 
kaufmännischen  Grundsätzen  gearbeitet,  indem  die  letztere  aus  den  Endresul- 
taten der  einzelnen  Conti  (Accounts)  zusammengesetzt  sind.  Hierbei  ist  die  be- 
sondere Einrichtung  gesetzlich  vorgesehen,  dafs  entsprechend  den  zwei  grofsen 
Rechtskreisen    der    Municipalverwaltung    zwei    Hauptconti    getrennt    geführt 
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besitzt  die  Centralbehörde  keine  weitere  Ingerenz  auf  die  kommunale 
Ausgabenwirt8cliaft  und  das  städtische  Rechnungswesen.  Diese 
Thatsache  ist  von  grofser  Bedeutung  und  mufs  nachdrücklich  be- 
tont werden.  Die  Reform  der  Lokalverwaltung,  wie  sie  durch  die 
Ausbildung  der  Public  Health-Gesetzgebung  ihre  Vollendung  er- 
langt hat,  schuf,  wie  wir  schon  im  geschichtlichen  Teil  bemerkt 
haben,  als  eines  der  wesentlichen  Hilfsmittel  der  neu  eingeführten 
administrativen  Centralaufsicht  über  die  lokale  Administration  die 
Einrichtung  des  Central  Audit,  d.  h.  der  finanziellen  Kontrolle  über 
alle  Verwaltungsakte  der  Lokalbehörden  durch  Beamte,  die  von 
diesen  letzteren  unabhängig  sind  und  der  Dienstgewalt  der  Central- 

werden,  der  DistrictFund  und  der  BoroughFund,  aufweiche  die  einzelnen 
Conti  ihrem  Ursprünge  nach  aufgeteilt  erscheinen.  Nehmen  wir  auch  hier  das 
Beispiel  von  Sheffield  zur  Erläuterung. 

Der  Rechnungsahschlufs  dieser  Stadt  für  das  Jahr  vom  25./8.  1898  his  25./8. 
1899  zeigt  vor  allem  eine  Generalhilanz,  in  welcher  sowohl  auf  der  Einnahmen- 
wie  der  Ausgabenseite  der  Borough  Kund  neben  dem  District  Fund  verrechnet 
erscheint.  Auf  der  ersteren  erscheinen  also  gebucht:  1.  Der  Ertrag  der  Dis- 
trict Rate;  2.  Der  Ertrag  der  Borough  Rate;  sodann  folgen  alle  von  der  Staats- 
kasse gezahlten  Zuschüsse  (Polizei-Kriminalkostenzuschufs,  Anteil  an  dem  Erträg- 
nis der  Licenzen,  Betriebsüberschüsse  der  produktiven  städtischen  Anstalten  etc.)* 
Diese  Gesammteinnahmen  betragen  425  960  £  8  sh.  Auf  der  Ausgabenseite 
stehen  an  erster  Stelle  die  Generalkosten  der  Stadtverwaltung  in  einzelnen 
Posten  angeführt:  Zinsen-  und  Amortisationsquoten  der  städtischen  Anlehen, 
Kosten  des  Town  Clerk  Departement,  des  First  Accountant  Departement, 
General  Law  and  Parliamentary  Expenses  etc.  etc.  Das  macht  zusammen 
98  870  jf  7  sh  11  d  aus. 

Hierauf  folgen  die  einzelnen  Hauptdepartements  und  Angabe  der  von 
jedem  einzeln  verausgabten  Summen: 

Highways 74  962^    6  sh  —  d, 

Health 94  517  j^  16  sh  10  d, 

Fire  Brigade  and  Police  .  62881  i^  15  sh  5  d, 
Administration  of  Justice  2469  j^  11  sh  5  d, 
Education,   Recreation    etc.    91135  £  16  sh    1  d, 

Gesamtausgabe 425998  j^    7  sh  —  d. 

Sodann  folgt  eine  Verrechnung  für  den  Borough  Fund  und  eine  solche 
für  den  District  Fund  gesondert.  Jetzt  erscheinen  die  einzelnen  Posten  speci- 
fiziert  und  überdies  bei  jedem  einzelnen  von  diesen  der  Anteil  desselben  an 
der  Totalsumme  des  Steuerertrages  in  Perzenten  ausgedrückt.  Endlich  folgt  eine 
detaiUierte  Übersicht  über  den  Schuldenstand,  in  welchem  die  Höhe  der  Rück- 
zahlungen bei  jedein  einzelnen  Anlehen  aufgeführt  wird.  Getrennt  von  dieser 
Generalbilanz  erfolgt  die  Bilanz  der  Unternehmungen  der  Gemeinde:  ihrer 
Tramway,  sowie  ihres  Wasserwerkes.  Der  Reinertrag  der  ersteren  beträgt 
12  551  j^  1  sh  11  d,  der  des  letzteren  14005  j^  6  sh  4  d.  Der  Gesamtbetrag 
per  rund  26000  £  erscheint  „in  Relief  of  the  Rates"  auf  der  Einnahmenseite 
der  Generalbilanz. 
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behörde  völlig  unterstehen.  Dieses  Institut  ist  nun  weder  bei  der 
Reform  der  städtischen  Korporationen  im  Jahre  1835,  noch  auch 
später  auf  die  Municipalbehörde  ausgedehnt  worden.  Als  die 
Sanitätsakte  von  1875  jedes  Borough  Council  als  Sanitätsbehörde 
erklärte  und  dadurch  einzelne  Zweige  der  Lokalverwaltung  auch 
in  den  Municipalstädten  unter  ihre  administrative  Obergewalt 
brachte,  hat  man  es  dennoch  unterlassen,  in  die  Autonomie  der 
municipalen  Finanzverwaltung  in  so  einschneidender  Weise  einzu- 
greifen. Die  Sanitätsakte  verfügt  vielmehr,  dafs  auch  für  die  auf 
Grund  ihrer  Bestimmungen  geführten  Verwaltungszweige  die  ge- 
wählten Borough  Auditors  zur  Rechnungskontrolle  berufen  seien, 
dafs  ihnen  aber  hierfür  Diäten  im  Betrage  von  2  Guineas  für 
jeden  dabei  aufgewendeten  Tag  gezahlt  werden  sollen.  Gegen  Be- 
scheide der  Municipal  Auditors,  welche  auf  Grund  der  Inhibierung 
einer  Ausgabe  als  einer  ungesetzlichen  den  hieran  schuldtragen- 
den Personen  die  Rückzahlung  der  betreifenden  Summe  auferlegen, 
steht  das  Rechtsmittel  der  ordentlichen  Anfechtungsklage  gegen- 
über Aufträgen  von  Organen  der  öffentlichen  Gewalt  —  Writ  of 
Certiorari  —  an  das  oberste  Gericht  (High  Court)  offen.  Auf 
solche  Weise  ist  die  laufende  municipale  Verwaltung  in  ihrer 
vollen  Unabhängigkeit  von  der  administrativen  Centralbehörde  er- 
halten worden,  zum  bedeutungsvollen  Unterschiede  von  den  übrigen 
Lokalverwaltungs-Körperschaften.  Sieht  man  aber  auf  den  prakti- 
schen Effekt  dieser  Sonderstellung  der  Municipalstädte,  so  wird 
man  keinen  Grund  finden,  dieselbe  zu  bedauern.  Die  Verwaltung 
der  öffentlichen  Gelder  nach  den  Grundsätzen  der  Ehrlichkeit  und 
Sparsamkeit  ist  in  den  grofsen  und  in  den  kleinen  Municipal- 
städten nicht  weniger  gefestigt  als  in  den  der  centralen  Rechnungs- 
revision unterworfenen  Körperschaften.  Auch  hier  hat  die  im 
Laufe  des  Jahrhunderts  immer  kräftiger  gewordene  Kontrolle  der 
öffentlichen  Meinung  innerhalb  des  ganzen  Bereiches  des  öfifentlichen 
Lebens  das  geschaffen,  was  auch  die  kostspieligste  und  kompli- 
zierteste büreaukratische  Überwachung  von  oben  nicht  leisten  könnte: 
sie  hat  die  Elemente  finanzieller  Moral  und  ökonomischer  Gebarung 
bei  der  Verwaltung  öffentlicher  Gelder  zu  einem  der  charakte- 
ristischen Merkmale  des  kommunalen  Lebens  in  England  gemacht. 
Was  nun  den  zweiten  Hauptgegenstand  der  städtischen  Ver- 
mögensverwaltung, das  kommunaleAnleihewesen,  betrifft,  so 
ist  auch  hier  gleichwie  in  der  Bestimmung  des  Wirkungskreises  der 
Stadtgemeinde  das  von  der  Städteordnung  festgesetzte  allgemeine 
Recht  nur  als  das  staatlich  für  notwendig  erachtete  Minimum  von 
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obligatorischen  Normen  anzusehen.  Die  gewaltige  Entwicklung  des 
städtischen  Wirkungskreises  im  XIX.  Jahrhunderte  war  der  Natur 
der  Sache  nach  begleitet  von  der  entsprechenden  Erweiterung  der 
Befugnis  der  Stadtgemeinden,  Anlehen  zu  machen.  Die  Städte- 
ordnung, die  im  Grunde  genommen  die  obligatorische  Thätigkeit 
der  Stadtgemeinden  auf  die  Verwaltung  des  Gemeindevermögens, 
die  Erhaltung  der  hierzu  notwendigen  Anstalten  und  die  Be- 
sorgung der  Lokalpolizei  beschränkt,  hat  ganz  konsequent  auch 
dem  Schuldenwesen  der  Gemeinde  enge  Grenzen  gezogen  und  ihr 
Anleihebedürfnis  im  wesentlichen  auf  die  zum  Ankauf  von  Bau- 
gründen sowie  zur  Errichtung  von  städtischen  Amtsgebäuden  und 
Brücken  notwendigen  Summen  eingeschränkt.  Jedes  der  darauf 
folgenden,  den  Wirkungskreis  der  Stadtgemeinden  erweiternden 
Gesetze  hat  sodann  selbständig  der  letzteren  Anleihebefugnisse  ver- 
liehen, wobei  zwar  im  einzelnen  geringe  Abweichungen  vorhanden 
sind,  die  Principien  des  Kommunalanleihewesens  jedoch  stets 
gleich  bleiben.  Diese  letzteren  sind  in  der  Städteordnung  zuerst 
aufgestellt,  in  der  Kodifikation  des  Sanitätsrechtes  von  1875  und 
in  der  gleichzeitig  ergangenen  Local  Loans  Akte  sodann  ausführ- 
licher formuliert  worden.  Die  Sanitätsgesetznovelle  vom  Jahre  1890 
hat  endlich  die  seit  dem  Jahre  1875  zulässige  Form  der  kommu- 
nalen Schuldenaufnahme  durch  Ausgabe  von  städtischen,  auf 
Nominalwert  lautenden  Obligationen  allen  Stadtgemeinden  zugäng- 
lich gemacht,  während  es  bis  dahin  der  jedesmaligen  Erwerbung 
des  Rechtes  dazu  durch  ein  Specialgesetz  bedurfte. 

In  den  drei  genannten  Hauptgesetzen  ist  also  das  Kommunal- 
schuldenrecht  enthalten.  Dazu  kommt  noch  als  Ergänzung  die 
Public  Work  Loans  Akte  vom  Jahre  1875,  welche  die  technische 
Durchführung  und  Centralisierung  der  Kommunalschuldenverwal- 
tung  regelt. 

Fassen  wir  nun  die  hierhergehörigen,  wesentlichen  Bestimmungen 
ins  Auge,  so  hat  zunächst  die  Städteordnung  folgende  Grundsätze 
aufgestellt : 

1.  Jede  städtische  Anleihe  bedarf  der  vorgängigen  Zustimmung 
des  Lokalverwaltungsarates  als  der  aufsichtführenden  Centralbehörde, 

2.  Jede  solche  Anleihe  mufs  längstens  binnen  dreifsig  Jahren 
vollständig  zurückgezahlt  sein. 

3.  Es  besteht  ein  gesetzliches  Pfandrecht  zu  Gunsten  der  kom- 
munalen Gläubiger,  das  als  Vorzugshypothek  auf  dem  Grundbesitz 
der  Gemeinde  haftet,  überdies  aber  auch  auf  allen  anderen  beweg- 
lichen  Einkünften   und  auf  den  Steuereingängen  der  Stadt  ver- 
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sichert  ist.  Da  die  Städteordnung,  wie  bemerkt,  das  regelraäfsige 
Anleihebedürfnis  der  Stadtgemeinde  auf  Ankauf  von  Grund  und 
Boden  und  Erbauung  von  Häusern  beschränkt,  so  erscheint  ihr  eben 
aucli  die  Immobiliarhypothek  zunächst  als  die  regelmäfsige  Form 
der  Sicherung  der  Gemeindeschulden. 

Daneben  aber  hat  die  Städteordnung  den  Stadtgemeinden  den 
durch  die  Verfassung  gebotenen  zweiten  Weg  zur  Ausnutzung  ihres 
Kredites,  die  Erlangung  eines  Specialgesetzes  vom  Parla- 
mente (Local  Act)  keineswegs  verschlossen.  Es  ist  nur  selbst- 
verständlich, dafs,  sowie  jeder  Stadtgemeinde  durch  Parlamentsakte 
allezeit  neue  Verwaltungsvollmachten  (Powers)  gegeben  werden 
können,  ihr  auch  durch  das  Parlament  gleichzeitig  die  Mittel  und 
Wege  zur  Beschaffung  der  für  die  Durchführung  dieser  Verwal- 
tungsaufgaben notwendigen  Kapitalien  an  die  Hand  gegeben  werden. 
Hiermit  entfällt  die  Bewilligung  der  administrativen  Centralbehörde 
und,  was  praktisch  das  Wichtigste  ist,  das  Parlament  kann  weit 
längere  Fristen  zur  Rückzahlung  bewilligen  als  die  nach  der  Städte- 
ordnung vorgeschriebene  P'rist  von  dreifsig  Jahren,  an  welche  sich 
das  Lokalverwaltungsamt  halten  mufs. 

Die  Sanitätsakte  von  1875,  welche  den  obligatorischen  Wir- 
kungskreis aller  Stadtgemeinden  so  ansehnlich  erweiterte,  mufste 
denn  auch  im  Kommunalanleihewesen  einen  starken  Schritt 
weiter  führen.  Auch  hier  ist  natürlicherweise  die  Bewilligung  des 
Lokalverwaltungsamtes  als  notwendiges  Requisit  jeder  Anleihe  sta- 
tuiert; aber  dennoch  wurde  eine  wesentliche  Erleichterung  für  die 
Schuldenaufnahme  geschaffen,  indem  die  äufserste  Rtickzahlungsfrist 
auf  60  Jahre  festgesetzt  wurde.  Allerdings  kann  die  Central- 
behörde auch  eine  kurze  Frist  im  einzelnen  Falle  vorschreiben. 
Sodann  wird  vom  Gesetze  der  Grundsatz  aufgestellt,  dafs  Anleihen 
nur  zur  Errichtung  von  dauernden  Anstalten  (Permanent  Works) 
aufgenommen  werden  dürfen,  wobei  aber  dem  Local  Government 
Board  die  diskretionäre  Entscheidung  vorbehalten  bleibt,  jede  von 
der  Gemeinde  unternommene  Arbeit,  deren  Kosten  nach  seiner  Auf- 
fassung auf  einen  längeren  Zeitraum  aufgeteilt  werden  sollten, 
unter  diesen  Begriff  zu  subsumieren.  Hierdurch  ist  für  die  ganze 
Fülle  der  modernen  municipalen  Aufgaben  das  Anleiherecht  der 
Gemeinde  rechtlich  fundiert;  um  aber  eine  Überanstrengung  des 
kommunalen  Kredites  auszuschliefsen ,  ist  gleichzeitig  eine  feste 
Verschuldungsgrenze  nach  oben  gezogen.  Keine  Stadtgemeinde 
darf  mehr  als  das  Doppelte  ihres  jährlichen  Gesamtsteuerwertes 
(Assessable  Value)  als  Schuld  aufnehmen.    Jeder  Anleihe,  die  die 
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Verschuldung  der  Stadt  über  die  Hälfte  dieses  Betrages  ansteigen 
macht,  darf  die  Centralbehörde  nur  nach  Vornahme  einer  Local 
Inquiry  durch  einen  ihrer  Inspektoren  die  Genehmigung  geben. 
Die  Amortisation  mufs  entweder  durch  einen  Tilgungsfonds  pder 
mittelst  jährlicher  Kapitalsrückzahlungen  erfolgen.  Auch  hier  bilden 
übrigens  zunächst  die  betreffenden  Unternehmungen  die  Unterlage 
für  ein  gesetzliches  Pfandrecht  zu  Gunsten  der  Gläubiger*. 

Über  alle  diese  Hypotheken  ist  bei  der  Stadtgemeinde  ein 
öffentliches  Register  zu  führen.  Zur  Hereinbringung  schuldiger 
Kapitalien  oder  Zinsen  ist  die  Sequestration  der  Steuereinkünfte 
durch  das  Gesetz  vorgesehen.  Wenn  sechs  Monate  vom  Verfalls- 
tage verstrichen  sind,  ist  der  Pfandgläubiger  berechtigt,  von  einem 
zum  summarischen  Verfahren  kompetenten  Richter  die  Einsetzung 
eines  Sequesters  —  Receiver  —  zu  verlangen,  der  die  Steuerein- 
gänge der  Stadtgemeinde  bis  zur  Tilgung  der  Schuld  zu  verwalten 
und  überdies  das  Recht  hat,  eine  städtische  Additionalsteuer  aus- 
zuschreiben. 

Ist  so,  ^ie  man  sieht,  das  Gesetz  bedacht,  alle  Vorkehrungen 
gegen  leichtsinniges  Aufnehmen  von  Anleihen  zu  treffen  und  den 
Kredit  der  Städte  dadurch  zu  festigen,  so  sucht  es  auf  der  anderen 
Seite  durch  ein  besonderes  Institut  die  Kreditaufnahme  selbst  zu 
erleichtem.  Diesem  Zwecke  dient  eine  besondere  Staatsbehörde: 
die  Public  Works  Loan  Commissioners.  Seit  dem  Jahre  1817  war 
das  Parlament  dazu  übergegangen,  wirtschaftliche  Aufgaben  der 
öffentlichen  Korporationen  dadurch  zu  fördern,  dafs  letzteren  der 
Staatskredit  zugänglich  gemacht  und  so  deren  eigener  Kredit 
erhöht  wurde.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  eine  Kommission  für 
die  zur  Errichtung  öffentlicher  Arbeiten  aufgenommenen  Schulden 
eingesetzt,  die  das  Recht  erhielt,  für  die  städtischen  Korpo- 
rationen und  Lokalbehörden  überhaupt  die  durch  Local  Acts 
und  später  auch  die  durch  das  Lokalverwaltungsamt  bewilligten 
Anlehen  durchzuführen,  indem  die  dazu  notwendigen  Summen  ihr 
seitens  des  Schatzamtes  durch  Übergabe  von  Staatsrente  zur  Ver- 
fügung gestellt  wurden.  Diese  Behörde  ist  durch  das  Gesetz  vom 
Jahre  1875,  die  Public  Works  Loans  Akte  38  u.  39  Vict.  c.  89, 
neu  organisiert  und  ihre  Thätigkeit  ist  durch  die  National  Debt  and 
Local  Loans  Acts  von  1887—92  u.  1897  eingehend  geregelt  worden. 


^  Doch  ist  in  die  gesetzlich  gestattete  Verschuldungssumme  der  ßetrag 
der  unter  einem  Local  Act  aufgenommenen  Schulden  sowie  der  auf  Grund- 
besitz und  Unternehmungen  der  Gemeinde  hypothezierten  Anleihen  nicht  ein- 
zurechnen.   Vgl.  Glen,  The  Law  of  Public  Health  L  p.  540. 
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Nach  Sect.  6  des  Gesetzes  vom  Jahre  1887  (50  u.  51  Vict.  c.  16)  ist 
die  Staatsschuldenverwaltung  verpflichtet,  den  Gommissioners  die 
benötigten  Summen  zu  überweisen,  hingegen  sind  die  Kück- 
zahlungen  gleichfalls  bei  einem  unter  Aufsicht  der  ersteren  ver- 
walteten Local  Loans  Fund  einzuzahlen ;  überdies  wurde  den  Gom- 
missioners ein  gesetzliches  Yorzugspfandrecht,  sowie  das  Recht,  die 
Steuern  der  Stadtgemeinde  zu  sequestrieren,  eingeräumt.  Der  Zins- 
fufs  dieser  Anlehen,  der  ursprünglich  vorgeschrieben  war,  ist  jetzt 
nur  mehr  durch  eine  Minimalgrenze  von  2^U  ^/o  bestimmt. 

Aber  auch  damit  war  dem  schon  im  letzten  Viertel  des  Jahr- 
hunderts mächtig  gestiegenen  Kreditbedürfnisse  der  Städte  nicht 
Genüge  geschehen.  Hierzu  war  es  notwendig,  den  Stadtgemeinden 
die  Aufnahme  von  Anlehen  anf  offenem  Markte  frei  zu  ermöglichen. 
Diesen  Weg  eröffnete  nun  die  Local  Loans  Akte  von  1875.  Diese 
ordnete  die  Ausgabe  von  Schuldscheinen  (Debentures),  auf  Nominal- 
betrag lautenden  Obligationen  und  Annuitäten  seitens  der  lokalen 
Körperschaften  überhaupt.  Zu  Herausgabe  von  solchen  Inhaber- 
papieren ist  nunmehr  jede  Stadtgemeinde  berechtigt,  welche  Part  V, 
der  Sanitätsgesetznovelle  vom  Jahre  1890  adoptiert  hat,  überdies 
auch  jede  durch  Specialgesetz  hierzu  ermächtigte  Gemeinde.  Dadurch 
sind  die  Gemeinden  in  den  Stand  gesetzt,  unter  Befolgung  der 
Bestimmungen  der  Local  Loans  Acts  jederzeit  Anlehen  auf  dem 
offenen  Geldmarkte  aufzunehmen.  Auch  hier  sind  strenge  und  ge- 
naue Bestimmungen  über  Rückzahlung  sowie  über  die  Exekutions- 
führung gegen  säumige  Schuldner  getroffen  und  ebenso  ist  auch 
hier  ein  gesetzliches  Pfandrecht  zu  Gunsten  der  Gläubiger  statuiert. 

Überblicken  wir  nun  alle  diese  Bestimmungen,  so  ergiebt  sich, 
dafs  die  Selbstverwaltung  des  Schuldenwesens  der  Stadtgemeinden 
theoretisch  einer  stark  eingreifenden  Ingerenz  der  Centralverwal- 
tung  unterliegt;  freilich  in  der  praktischen  Gestaltung  sind  auch 
hier  die  Dinge  vielfach  anders  als  es  nach  dem  Wortlaute  des 
Gesetzes  den  Anschein  hat.  Die  allgemeine  Absicht  der  Gesetz- 
gebung, die  Verschuldung  der  kommunalen  Körperschaften  scharf  zu 
kontrollieren,  wird,  praktisch  genommen,  den  grofsen  kommunalen 
Körperschaften  gegenüber  nur  in  geringem  Mafse  ernstlich  durch- 
geführt, und  zwar  hängt  dies  einmal  mit  der  generellen  Erscheinung 
zusammen,  dafs  zugleich  mit  dem  Erstarken  und  Aufblühen  des 
municipalen  Lebens  in  England  in  den  letzten  Jahrzehnten  jeder 
Versuch  bureaukratischer  Behandlung  der  grofsen  Stadtgemeindeu  an 
dem  Selbständigkeits-  und  Unabhängigkeitsgefühle  der  letzteren  eine 
unübersteigbare  Schranke  gefunden   hat.    Die  öffentliche  Meinung 
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und  die  demokratische  Gestaltung  des  kommunalen  Wahlrechtes  haben 
gemeinsam  dahin  gewirkt,  dafs  der  Umfang  der  Geraeindethätigkeit 
von  Jahr  zu  Jahr  erweitert  und  vertieft  wird.  Zugleich  damit  ist 
die  Auffassung  durchgedrungen,  dafs  die  grofsen  Stadt  gemeinden 
in  ihren  lokalen  Stadtparlamenten  am  allerbesten  befähigt  sind, 
die  speciellen  Interessen  sowohl  der  Einzelnen  wie  der  Gesamtheit 
in  der  Gemeinde  zu  wahren.  Die  Gefahr  der  Überschuldung  wird 
in  einem  von  sämtlichen  Steuerträgem  gleichmäfsig  regierten 
städtischen  Gemeinwesen  naturgemäfs  dadurch  verringert,  dafs  jeder 
Steuerzahler  an  den  Folgen  einer  schlechten  Kommunalpolitik  mit 
seinem  eigenen  Vermögensinteresse  direkt  beteiligt  ist.  Jede  Über- 
schuldung mufs  notgedrungen  zu  einer  Steuerüberbtirdung  des  ein- 
zelnen Gemeindewählers  führen :  durch  das  allgemeine  gleiche  Wahl- 
recht und  die  kurze  Wahlperiode  der  Gemeindevertreter  ist  aber 
den  Steuerträgern  das  sichere  Mittel  an  die  Hand  gegeben,  eine 
rasche  Änderung  der  von  solchen  Folgen  begleiteten  Kommunal- 
politik herbeizuführen.  So  wirkt  wenigstens  in  England,  wo  das 
rege  Interesse  jedes  einzelnen  Staatsbürgers  an  den  öffentlichen 
Angelegenheiten  Hand  in  Hand  geht  mit  einem  traditionell  fest- 
gehaltenen Verständnisse  für  die  Bedeutung  solider  und  sparsamer 
Geschäftsführung  in  aller  öffentlichen  Gebarung,  gerade  das  all- 
gemeine und  gleiche  Wahlrecht  aller  Steuerzahler  als  das  zu- 
verlässig wirkende  Sicherheitsventil  gegen  schlechte  Kommunal- 
politik, die  ihren  unmittelbaren  Ausdruck  stets  in  den  finanziellen 
Ergebnissen  finden  mufs;  und  dies  ist  auch  der  Grund,  wes- 
halb die  vom  Gesetze  vorgesehene  Kontrolle  der  Centralverwaltung 
über  die  städtischen  Finanzen  den  Municipal  Boroughs  gegenüber 
immer  mehr  an  praktischer  Bedeutung  verloren  hat. 

Daneben  aber  wirkt  diesen  die  Selbstverwaltung  der  Städte 
einschränkenden  Bestimmungen  der  Städteordnung  und  der  Sanitäts- 
gesetze ein  zweiter  bedeutsamer  Faktor  entgegen,  derselbe,  dem 
auch  der  Wirkungskreis  der  Stadtgemeinde  seine  stete  Erweiterung 
verdankt,  nämlich  die  Specialgesetzgebung  des  Parlaments. 

Alles,  was  wir  über  die  Bedeutung  der  Local  Acts  gesagt  haben 
und  darüber,  wie  gerade  durch  diese  Form  die  Initiative  der  ein- 
zelnen Stadtgemeindevertretungen  ihr  geschmeidigstes  Mittel  findet, 
um  die  durch  allgemeine  Gesetze  naturgemäfs  oft  zu  enge  gezogenen 
Schranken  in  der  lokalen  Verwaltung  zu  Gunsten  des  Fortschrittes 
in  der  Verwaltung  der  Gemeindeinteressen  aufzuheben,  gilt  auch 
hier  im  vollsten  Mafse.  Durch  Local  Acts,  sei  es,  dafs  sie  in  der 
Form  von   Private  Bills  eingebracht  sind  oder  durch  Provisional 
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Orders  des  Local  Government  Board  in  Wirksamkeit  gesetzt  werden, 
schafft  sich  die  Stadtgemeinde  die  rechtliche  Grundlage  für  die 
Inanspruchnahme  des  öffentlichen  Kredites  dann,  wenn  sie  dessen 
zu  ihren  Unternehmungen  bedarf.  Stets  ist  die  Vermehrung  der 
„Administrative  Powers"  der  Stadtgemeinde  von  einer  Vergröfserung 
ihrer  „Financial  Powers"  gefolgt.  So  erhält  gerade  dadurch  die 
Bürgerschaft  der  englischen  Städte  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Finanzgebarung  die  volle  Selbstverwaltung  und  Handlungsfreiheit, 
deren  sie  bedarf.  Das  Parlament  in  seinen  zur  Beratung  der  Local 
Bills  fungierenden  Committees,  als  das  höchste  zur  Wahrung  und 
Förderung  der  öffentlichen  Interessen  der  Nation  berufene  Organ, 
ist  das  einzige  Forum,  vor  dem  schliefslich  die  Bestrebungen  der 
Bürgerschaft  in  ihrer  korporativen  Vertretung  die  Berechtigung  der 
von  ihr  vorgebrachten  Verwaltungsbedürfnisse  nachzuweisen  haben. 
Das  Reichsparlament  in  seiner  eigentümlichen  Funktion  als  höchstes 
Verwaltungsorgan,  das  über  konkurrierende  öffentliche  Interessen 
oder  die  Konkurrenz  solcher  mit  individuellen  Interessen,  wie  sie 
durch  die  Local  Bills  zutage  gefördert  werden,  in  richterlicher 
Form  berät  und  entscheidet,  und  nicht  eine  bureaukratische  Staats- 
behörde ist  es,  dem  die  einzige  wirksame  Oberaufsicht  über  die 
Verwaltung  der  Stadtgeraeinden  zusteht.  Darin,  dafs  das  Reichs- 
parlament über  dem  städtischen  Lokal  Parlamente  zugleich  kontrol- 
lierend und  fördernd  waltet,  liegt  der  lebendige  Nerv  der  wirk- 
lichen Selbstregierung  der  Nation  als  eines  Ganzen  wie  der  Selbst- 
verwaltung der  lokalen  Körperschaften.  Von  diesem  Punkte  aus 
eröffnet  sich  ein  Hauptweg  zum  Verständnisse  des  wahren  Wesens 
moderner  Demokratie  in  England  ^ 

b.   Das  Steuerrecht  der  Municipalstädte^. 

Zur  Erfüllung  der  den  Stadtgemeinden  durch  die  Städteord- 
nung auferlegten  Verwaltungspflichten  hat,  wie  bereits  bemerkt 
wurde,  zunächst  das  Einkommen  aus  dem  Gemeindevermögen  zu 


^  Aus  den  Jahresberichten  des  Loc.  Gov.  Board  ersieht  man,  welch'  grofse 
Bedeutnng  die  Lokalgesetzgebung  für  die  Anlehenswirtschaft  der  Städte  be- 
sitzt. Nach  dem  Report  von  1899  betrug  im  Berichtsjahre  die  Gesamtsumme 
der  vom  Loc.  Gov.  Board  den  Boroughs  und  Urban  Districts  bewilligten  An- 
lehen  rund  7,8  Millionen  £^  der  Gesamtbetrag  der  unabhängig  von  departe- 
mentaler  Bewilligung  vermittelst  der  Lokalgesetzgebung  sanktionierten  Stadt- 
anlehen  mehr  als  5  Millionen  £,  Die  Rückzahlungsfristen  variieren  aufser- 
ordentiich  zwischen  2  und  55  Jahren. 

«  S.  144—149  des  Mun.  Corp.  Act;  Public  Health  Act  s.  207—228. 
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dienen ;  da  aber  der  auf  der  Städteordnung  begründete  Wirkungs- 
kreis der  Gemeinde  finanzielle  Anforderungen  an  diese  stellt, 
die  fast  in  allen  Städten  bereits  weit  über  die  fundierten  Ge- 
meinderenten hinausgehen ,  so  setzt  die  Städteordnung  fest ,  dafs 
dem  Town  Council  das  Recht  zusteht,  eine  Gemeindesteuer 
(Borough  Rate)  selbständig  auszuschreiben  und  einzuheben.  Die 
ganze  weitere  Gesetzgebung,  welche  den  Gemeinden  Rechte  und 
Pflichten  zuerkannt  hat,  sowohl  die  General  als  die  Local 
Acts,  haben  nun  notwendigerweise  zugleich  mit  der  Erweiterung 
der  Thätigkeitssphäre  der  Gemeinde  eine  Erweiterung  ihres  Be- 
steuerungsrechtes gewähren  müssen.  Denn  auch  hier  macht  sich 
das  der  ganzen  Auffassung  und  Ordnung  des  englischen  Gemeinde- 
wesens zu  Grunde  liegende  Princip  geltend:  geradeso  wie  eine 
Korporation  nur  jene  Pflichten  und  Rechte  hat,  die  ihr  ausdrück- 
lich vom  Gesetze  übertragen  oder  von  dem  obersten  Gerichte  aus 
den  Worten  des  Gesetzes  interpretiert  worden  sind,  so  steht  jeder 
Stadtgemeinde  das  Recht  der  Besteuerung  nur  in  genauer  Kor- 
relation mit  den  ihr  zuerkannten  Verwaltungsvollmachten  (Powers) 
auf  Grund  ausdrücklicher  Gesetzesbestimmung  zu.  Auch  in  diesem 
Punkte  tritt  unverkennbar  die  Erscheinung  hervor,  dafs  der  Ge- 
meinde nach  englischem  Rechte  eine  Autonomie  gegenüber  der 
staatlichen  Centralgewalt  in  dem  Sinne,  dafs  sie  berechtigt  wäre, 
aus  eigenem  Recht  ihren  Wirkungskreis  zu  erweitern  oder  Steuern 
einzuheben,  nicht  zusteht;  wohl  ist  dies  in  einer  viel  früheren 
Epoche  des  englischen  Städterechtes  auf  Grund  von  Privilegien 
der  Fall  gewesen.  Mit  der  Reformakte  von  1835  ist  aber  auch 
die  letzte  Spur  des  alten,  auf  Gewohnheitsrecht  beruhenden  selb- 
ständigen Steuerrechtes  der  Korporation  verschwunden  ^ 

In  der  Entwicklung,  die  das  Steuerrecht  der  englischen  Stadt- 
gemeinde zugleich  mit  der  Erweiterung  ihrer  gesetzlichen  Ver- 
waltungsvollmachten genommen  hat,  haben  wir  auch  hier  die  drei 
grofsen  Rechtsquellen  zu  unterscheiden: 

1.  Das  Steuerrecht  der  Stadtgemeinde  nach  der  Städteordnung. 

2.  Das  Steuerrecht  der  Gemeinde  nach  der  Sanitätsakte  und 
nach  den  übrigen  die  städtische  Gemeindeverwaltung  normierenden 
General  Acts. 


1  Vgl.  Cannan,  The  History  of  Local  Rates  in  England  p.  103.  Zur 
Zeit  der  Untersuchung  des  Städtewesens  durch  die  Kommission  von  1885  finden 
sich  noch  an  verschiedenen  Orten  Reste  dieses  autonomen  städtischen  Besteue- 
ningsrechtes  der  Korporation,  so  die  „Chamberlain's  Rate"  in  Folkestone  u.  a.  m. 
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3.  Das  individuelle,  durch  die  einzelnen  Local  Acts  begründete 
Steuerwesen  der  Gemeinde. 

Was  nun  zuvörderst  die  Stadteordnung  betrifft,  so  bestimmt 
dieselbe  kurz  gefafst  folgendes: 

Als  Grundsatz  steht  vor  allem  fest,  dafs  die  Besteuerung, 
also  das  zwangswirtschaftliche  Einkommen  der  Gemeinde,  das 
sekundäre  Element  ihrer  Finanzverwaltung  gegenüber  den  privat- 
wirtschaftlichen Einkünften  aus  dem  Gemeindevermögen  vorstellt. 
Erst  jener  Teil  der  Gemeindebedürfnisse,  der  nach  Aufwendung  des 
gesamten  fundierten  Gemeindeeinkommens  noch  unbedeckt  bleibt  und 
nicht  mehr  als  dieser  darf  durch  Umlegung  einer  Steuer  auf  die 
Bürgerschaft  befriedigt  werden.  Die  Subsidiarität  der  Steuer  als 
städtischer  Einkommensquelle  ist  aber  heute  eine  reine  Formalität 
des  Gesetzes:  es  giebt  keine  einzige  nennenswerte  Municipalstadt 
Englands,  die  auch  nur  ihre  laufende  Verwaltung  ohne  Steuer- 
auflegung durchführen  könnte.  Immer  bleibt  also  das  Bedürfnis, 
das  für  sechs  Monate  zu  präliminieren  ist ,  der  Regulator  für  die 
Anwendung  des  Steuerrechtes.  Wie  in  allen  Gemeinderechten 
modemer  Staaten,  so  ist  auch  in  der  englischen  Städteordnung 
dieser  Kardinal grundsatz  des  kommunalen  Finanzrechtes  anerkannt: 
dafs  öffentliche  Mittel  nur  zu  den  gesetzlich  zu- 
lässigen Gemeindezwecken  und  nur  insoweit,  als  das 
durch  diese  Zwecke  geschaffene  Bedürfnis  thatsäch- 
lich  reicht,  flüssig  gemacht  werden  dürfen. 

Die  Stadtsteuer  (Borough  Rate)  hat  gleich  den  anderen  Ein- 
künften der  Gemeinde  in  den  Borough  Fund  einzufliefsen.  Die 
rechtliche  und  finanzwissenschaftliche  Struktur  dieser  Steuer  kann 
hier  mit  einem  Worte  bezeichnet  werden:  sie  ist  ein  blofser 
Appendix  der  Poor  Rate.  Die  Poor  Rate  ist  aber  eine  direkte 
Steuer,  die  im  Verhältnisse  des  präliminierten  Bedarfes  zu  «dem 
jährlich  geschätzten  und  festgestellten  Steuerwerte  allen  Realbesitzes 
in  der  Stadtgemeinde  nach  dem  hieraus  resultierenden  Quotienten 
von  jedem  einzelnen  Inhaber  eines  Grundstückes  oder  eines  Teiles 
desselben  (Occupier),  entsprechend  dem  Jahressteuerwerte  des 
individuellen  Steuerobjektes,  ein  gehoben  wird.  Bezüglich  aller 
näheren  Bestimmungen  kann  hier  auf  das  Kapitel  über  die  Armen- 
steuer verwiesen  werden;  im  folgenden  sind  nur  die  geringen 
Besonderheiten  der  Stadtsteuer  hervorzuheben. 

Dem  Town  Council  steht  es  frei,  eine  selbständige  Schätzungs- 
liste für  diese  anzulegen,  fall»  die  für  die  Poor  Rate  dienende 
Yaluation  List  ihm  nicht  genügend  erscheint.    Zu  diesem  Be- 
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hufe  sind  alle  Overseers  verpflichtet,  persönlich  durch  Vorlegung 
ihrer  Bücher  und  aller  Behelfe  mitzuwirken.  Auch  ist  zu  diesem 
Zwecke  den  Overseers  oder  sonstigen  hierzu  vom  Council  legiti- 
mierten Personen  der  Eintritt  in  jedes  Wohngebäude  nach  vor- 
heriger Anmeldung  zu  gestatten.  Die  Appellation  gegen  die  Höhe 
der  erfolgten  Steuerbemessung  geht  an  den  Recorder  der  Stadt,  resp. 
die  Quarter  Sessions  der  Grafschaft  in  den  nicht  mit  eigenem 
Quartalgerichtshof  beliehenen  Städten.  Die  Einsammlung  und  Ab- 
führung der  Steuer  an  die  Stadtkasse  erfolgt  durch  die  Overseers. 
Die  Stadt  besitzt  also  keine  selbständige  Organisation  zur  Erhebung 
der  Steuer.  Die  Bestimmungen  über  das  Eintreten  der  Eigen- 
tümer an  Stelle  der  Inhaber  der  Realität  in  gewissen  Fällen 
—  Compounding  Rates  —  ist  ausdrücklich  auch  von  der  Poor  Rate 
auf  die  städtische  Steuer  ausgedehnt  ^ 

Neben  der  Borough  Rate  ist  in  jenen  Städten,  welche  keinen 
eigenen  Quartalgerichtshof  haben,  die  Grafschaftssteuer, 
County  Rate,  ebenso  zu  bezahlen  wie  in  dem  nicht  städtischen 
Graf  Schaftsgebiete.  Aber  auch  in  einigen  von  der  Administration 
der  Grafschaft  ausgenommenen  Städten  (Quarter  Session  Boroughs) 
sind  solche  Beiträge,  entsprechend  früherem  Herkommen  weiter  zu 
entrichten ;  allgemein  stehen  auch  die  zu  eigenen  Grafschaften  er- 
hobenen Städte  —  County  Boroughs  —  mit  den  betreffenden  Graf- 
schaften, in  denen  sie  geographisch  liegen,  auf  Grund  gemeinsamer 
Anstalten  sowie  der  Kosten  für  die  Rechtspflege  in  den  Assisen  in 
Verrechnung.  Die  Reformakte  von  1888  hat  gerade  in  dieser  Hin- 
sicht eine  durchaus  neue  Ordnung  geschaffen,  die  wir  an  geeigneter 
Stelle  noch  näher  betrachten  werden.  Hier  ist  nur  wichtig  fest- 
zuhalten, dafs  seither  in  allen  Fällen  regelmäfsigen  finanziellen  Zu- 
sammenhanges zwischen  Städten  mit  eigenen  Quartalgerichtshöfen, 
Stadtgrafschaften  und  administrativen  Grafschaften,  die  jeweils 
schuldigen  Summen  einfach  aus  dem  Borough  Fund  bezahlt  werden, 
ohne  dafs  etwa  eine  selbständige  County  Rate  im  Stadtgebiete 
erhoben  würde. 

In  einer  von  der  Stadtsteuer  verschiedenen  Art  und  Weise  ist 
die  zweite  städtische  Hauptsteuer  eingerichtet,  welche  das 
Town  Council  in  seiner  Eigenschaft  als  ordentliche  Sanitätsbehörde 
nach  den  Public  Health  Acts  einhebt.    Es  ist  dies  die  sogenannte 

*  In  vielen  Städten  wird  eine  besondere  Watch  oder  Police  Rate  zur 
Bedeckung  der  Polizeikosten  ausgeschrieben  und  selbständig  eingehoben.  Doch 
ist  dieselbe  steuerrechtlich  in  nichts  unterschieden  von  der  Borough  Rate  oder 
Poor  Rate. 
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General  District  Rate,  die  allgemeine  Sanitätsdistriktssteuer 
für  die  jetzt  ausnahmslos  mit  dem  Stadtgebiete  zusammenfallenden 
Sanitätsdistrikte  der  Municipalstädte.  Auch  diese  Steuer  ist  selbst- 
verständlich der  Poor  Rate  nachgebildet.  Es  zeigt  sich  auch  hier 
wieder,  dafs  die  Poor  Rate  die  unerschütterliche  Form  der  eng- 
lischen Lokalbesteuerung  überhaupt  gebliieben  ist.  Die  zur  Be- 
streitung der  Sanitätsauslagen  auferlegte  Steuer  wird  gleichfalls  aus- 
geschrieben als:  a  fair  and  equal  pound  rate:  gemäfs  der  für  die 
einzelnen  Kirchspiele  vorhandenen  Schätzungsliste  und  fällt  damit 
genau  so  wie  die  Armensteuer  und  die  eigentliche  Stadtsteuer  als 
direkte  Wohnungssteuer  allen  Inhabern  irgend  einer  Realität  zur 
Last.  Allein,  was  dieser  Steuer  ihre  eigene  Art  verleiht,  ist,  dafs 
ihr  Charakter  als  Specialsteuer  zu  scharfem  Aus- 
drucke gelangt.  Das  Gesetz  stellt  das  Princip  auf,  dafs  die- 
jenigen Occupiers,  denen  die  aus  dem  Ertrag  der  Steuer  bestrittenen 
hygienischen  und  wirtschaftlichen  Verbesserungen  allein  oder  vor- 
wiegend zu  Gute  kommen,  auch  einen  gröfseren  Teil  an  der  Steuer 
zu  tragen  haben.  Darin  liegt  im  Grunde  genommen  nur  eine  be- 
sondere Anwendung  des  Principes  der  Reciprocität  zwischen  Steuer- 
last und  Steuerverwendung  als  Ausdruck  der  Steuergerechtigkeit: 
eines  Principes,  das  historisch  der  ganzen  englischen  Lokalbe- 
steuerung zu  Grunde  liegt,  das  allerdings  in  der  Poor  Rate  und 
deren  Annexen  infolge  der  völligen  Umwälzung  der  ökonomischen 
Verhältnisse  seit  der  Zeit  der  Begründung  der  Armensteuer  aufser- 
ordentlich  verdunkelt  worden  ist. 

Dem  entsprechend  verfügt  nun  das  Gesetz,  dafs  alle  inner- 
halb des  städtischen  Distrikts  gelegenen  landwirtschaftlich  benützten 
Grundstücke,  als  da  sind:  Wiesen,  Äcker,  Weide,  Parks,  Ge- 
müsegärten, femer  mit  Wasser  bedecktes  Land,  sowie  die  zum 
Eisenbahnverkehr  erforderlichen  Grundflächen  nur  zu  V4  des 
Schätzungswertes  besteuert  werden  dürfend  Alle  diese  Grund- 
flächen werden  nämlich  ihrem  wirtschaftlichen  Charakter  zufolge 
durch  die  aus  den  District  Rates  bestrittenen  Arbeiten  weniger  in 


^  Vgl.  Section  211b  der  Public  Health  Akte  von  1875.  Diese  Gesetzes- 
bestimmung gehört  zu  den  zahlreichen  zur  Erleichterung  der  Landwirtschaft 
getroffenen  Mafsregeln.  Für  die  städtischen  Steuerträger  hat  sie  naturgemäfs 
wenig  praktische  Bedeutung,  desto  gröfsere  für  die  Urban  Districts,  die  zum 
Teile  ländlichen  Charakter  besitzenden  kleineren  Provinzstädte,  sowie  für 
die  Steuerträger  in  den  Rural  Districts.  Über  die  in  gleicher  Richtung  er- 
folgte weitere  Entlastung  der  Lokalsteuerträger  durch  den  Agricultural  Rates 
Act  1896  vgl.  unten  III.  Abschnitt  S.  498. 
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ihrem  Wert  gesteigert  als  die  bebauten  Grundstücke.  Dem  gleichen 
Zwecke  dient  eine  noch  weiter  gehende  Bestimmung  des  Gesetzes, 
nach  der  das  Town  Council  jederzeit  berechtigt  ist,  das  städtische 
Steuergebiet  in  verschiedene  Teile  zu  zerlegen  und  jeden  Teil  mit 
einer  besonders  umgelegten  District  Rate  zu  belasten.  Auch  auf 
diese  Weise  soll  dafür  gesorgt  werden,  dafs  der  durch  irgend  eine 
sanitäre  Mafsregel  hauptsächlich  oder  allein  geförderte  Stadtteil 
die  ganze  Bürde  oder  den  Hauptteil  der  hierfür  aufgewendeten 
Kosten  trage.  In  aller  Schärfe  tritt  endlich  diese  Tendenz  zu 
Tage  in  der  Section  213  des  Sanitätsgesetzes  über  die  Private 
Improvement  Rate.  Diese  lautet:  „Wenn  eine  städtische 
Sanitätsbehörde  Aufwendungen  gemacht  hat,  die  nach  der  Sanitäts- 
akte oder  zufolge  des  Beschlusses  des  Town  Council  als  nicht- 
öffentliche Ameliorierungsauslagen  anzusehen  sind,  so  ist  die 
Gemeinde  berechtigt,  von  dem  Inhaber  der  betreffenden  Realität 
allein  diese  Kosten  hereinzubringen  und  zu  diesem  Zwecke  von 
diesem  eine  auf  der  Realität  lastende  Zuschlagsteuer  einzuhebeu, 
die  bei  einer  Zinsberechnung  von  nicht  über  5  ^'o  pro  anno  inner- 
halb längstens  80  Jahren  die  genannten  Auslagen  tilgt. **  —  Die 
für  den  betreffenden  Steuerträger  ausgegebene  Summe  wird  als  Rent 
Charge  auf  den  betreffenden  Grundbesitz  hypothekarisch  einverleibt 
und  in  das  öffentliche  Verzeichnis  aller  solcher  Hypotheken  auf 
der  Stadtkanzlei  eingetragen.  Diese  Einrichtung  hat  den  wohl 
erwogenen  Zweck,  vor  allem  die  Vornahme  notwendiger  sanitärer 
Arbeiten  zu  sichern  auch  dann,  wenn  sie  von  rechts  wegen  nicht  der 
Gemeinde,  sondern  dem  Grundeigentümer  obliegen;  um  aber  ganz 
sicher  zu  gehen,  legt  das  Gesetz  diese  Last  nicht  dem  Eigentümer, 
sondern  dem  geduldigsten  aller  Steuersubjekte  Englands,  dem 
Occupier  auf,  obgleich  die  durch  Wasserleitung,  Kanalisierung  etc. 
geschaffenen  Improvements  nur  den  Wert  des  Grundeigentums 
steigern,  daher  auch  diesem  zur  Last  fallen  sollten.  Gewifs  verfügt 
weiters  das  Gesetz,  dafs  dem  Owner  die  Zahlung  der  Improvement 
Rate  obliegt,  wenn  das  Haus  nicht  in  Miete  gegeben  wird  oder 
für  die  Zeit,  da  es  leer  steht,  und  gestattet  dem  Occupier  in  ge- 
wissen Fällen  einen  Teil  der  Improvement  Rate  von  dem  Mietzinse 
abzuziehen.  Praktisch  genommen  ruht  aber  die  Last  dennoch  so 
gut  wie  ganz  auf  dem  Mieter.  Auch  hier  macht  sich  also  die 
dem  ganzen  englischen  Kommunalsteuerwesen  eigentümliche  Er- 
scheinung geltend:  dafs  nämlich  das  —  in  England  fast  ausschliefs- 
lich  grofskapitalistische  —  Hauseigentum  auf  Kosten  der  produktiv 
thätigen  Mittelklasse  begünstigt  wird.    Die  Hauptanwendungsfälle 
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dieser  Privat  Improyement  Rate  sind:  die  Eanalisierung  von 
Häusern  und  Verbindung  derselben  mit  den  öflFentlichen  Kanälen, 
die  Anlage  von  Specialkanälen  für  Häuser,  die  Einleitung  von 
Wasser  vom  Hauptstrange  ab  u.  s.  w. 

Eine  Appellation  an  das  Lokalverwaltungsamt  steht  offen 
für  denjenigen,  der  im  einzelnen  Falle  den  Charakter  der  be- 
treffenden sanitätspolizeilichen  Arbeit  als  nichtöffentlicher  Ame- 
lioration  bestreitet.  Auf  solche  Weise  ist  die  General  District 
Bäte  als  eine  der  Hauptstützen  des  städtischen  Steuerein- 
kommens beweglich  genug,  um  ungerechte  Belastung  der  Gesamt- 
heit zu  Gunsten  der  Förderung  einzelner  Stadt-  und  Strafsen- 
teile  oder  einzelner  Grundbesitzer  hintanzuhalten.  Das  sicherste 
Mittel  dazu  ist  die  freie  Einteilung  der  Districts  in  einzelne  Teile 
für  sämtliche  oder  einzelne  sanitäre  Verwaltungsaufgaben.  Durch 
alle  diese  Bestimmungen  erscheint  bereits  die  Trennung  der  Steuer 
in  eine  General  und  Special  District  Rate  angebahnt,  obgleich 
das  Gesetz  diese  Unterscheidung  verbis  expressis  erst  bei  den 
Landgemeinden  vollzieht  ^ 

Das  durch  die  vorstehenden  allgemeinen  Steuern  geschaffene 
Gemeindezwangseinkommen  wird  drittens  durch  eine  Reihe  ver- 
sehiedenartiger  Specialsteuem  ergänzt,  die  auf  Grund  von  Adoptive 
oder  Local  Acts  eingehoben  werden;  alle  diese  Steuern  haben 
aber  nur  eine  besondere  rechtliche  Grundlage,  jedoch  keine  selb- 
ständige finanzielle  Natur.  Sie  erscheinen  entweder  als  Zuschlag 
zur  Poor  Rate  oder  zur  General  District  Rate.  Auch  diese 
Specialsteuem  fliefsen    in  den    Borough  oder  District  Fund  ein. 


^  Diese  Bestimmungen  der  Akte  von  1875  sind  als  Vorläufer  eines  steuer- 
rechtlichen Gedankens  anzusehen,  der  in  dem  letzten  Decennium  der  eng- 
lischen Eommunalsteuerpolitik  eine  bedeutende  Rolle  gespielt  hat:  nämlich  des 
sogenannten  Principle  of  Betterment.  Dieses  bezweckt  den  Anforderungen  der 
Steuergerechtigkeit  bei  Durchführung  öfifentlicher,  das  Grundeigentum  im  Werte 
steigernder  Arbeiten  dadurch  gerecht  zu  werden,  dafs  ein  bestimmter  Teil  der 
Kosten  dieser  Arbeiten  von  den  anrainenden  Grundeigentümern  in  Gestalt 
einer  Specialsteuer  getragen  werden.  In  den  Kommunen  der  Vereinigten 
Staaten  ist  dieses  Princip  seit  langem  eine  ständige  Einrichtung.  Dagegen 
stiefsen  die  Versuche  des  London  County  Council,  des  Vorkämpfers  für 
„Betterment**  in  England,  dasselbe  anzuwenden,  auf  jahrelangen  heftigen  Wider- 
stand im  Parlamente,  vornehmlich  im  House  of  Lords.  Dennoch  ist  1894  ein 
allerdings  für  die  Interessen  der  Grundeigentümer  sehr  günstiges  Kompromifs 
diesbezüglich  zu  stände  gekommen.  Vgl.  darüber  Blunden,  Local  Taxation 
and  Finance;  eh.  IX.,  sowie  die  gründliche  Studie  von  Hallgarten,  Die 
kommunale  Besteuerung  des  unverdienten  Wertzuwachses  in  England.    1899. 

Redlich,  Engl.  LokalyerwaUnng.  26 
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In  Municipal Städten  aber,  in  denen  vor  Erlassung  der  Sanitäts- 
akte von  1875  die  von  derselben  vorgeschriebenen  Verwaltungs- 
aufgaben durch  eine  einheitliche  Borough  Rate  gedeckt  wurden, 
bleibt  diese  auch  weiterhin  die  alleinige  städtische  Steuer;  aller- 
dings kann  auf  Ersuchen  von  zehn  Steuerzahlern  das  Lokalver- 
waltungsamt jederzeit  die  Einführung  einer  besonderen  General 
District  Rate  vorschreiben. 

Die  Einhebung  der  städtischen  Steuern  ist  insofern  nicht 
gleichartig,  als  die  Borough  Rate  und  die  meisten  auf  Grund  von 
Local  Acts  umgelegten  Steuern  nur  als  Zuschläge  zur  Armen- 
steuer erscheinen  und  daher  nicht  direkt  vom  Town  Council, 
sondern  von  den  Kirchspielsbeamten,  den  Overseers,  eingehoben 
und  als  Totalsummen  an  den  Stadtkämmerer  abgeführt  werden, 
während  die  General  District  Rate  und  ihre  Zusatzsteuern  un- 
mittelbar vom  Town  Council  eingehoben  werden.  Die  Organi- 
sation des  Steuerwesens  steht  in  diesem  Falle  völlig  im  Belieben 
des  letzteren. 

Allen  städtischen  Steuern  ist  gemeinsam,  dafs  sie  .ordnungs- 
raäfsig  kundgemacht  werden  müssen.  Hierzu  genügt  der  Anschlag 
an  den  Kirchenthtiren. 

In  Bezug  auf  alle  Rechtsfragen  und  Beschwerden  gegen  die 
Einschätzung  und  Steuerbemessung  gelten  die  Kompetenzbe- 
stimmungen des  Poor  Law  auch  hier  unverändert.  Der  Court  of 
Queen's  Bench,  resp.  der  Court  of  Appeal  sind  zuständig  für 
Appellationen  in  Steuersachen  von  den  Quarter  Sessions  oder  von 
dem  Recorder,  aber  immer  nur  in  Rechtsfragen,  vornehmlich  insofern, 
als  die  Grundlage  der  Steuerbemessung,  die  Valuation  List  (Ein- 
schätzung des  steuerbaren  Realbesitzes)  in  einem  oder  mehreren 
Punkten  in  ihrer  Rechtmäfsigkeit  angefochten  wird.  Der  Steuer- 
beschlufs  der  Gemeinde  an  sich  unterliegt  aber  keinerlei  prozessualen 
Anfechtung. 

Im  Zusammenhange  mit  dem  Steuerwesen  der  Municipalstädte 
müssen  wir  hier  noch  einer  dritten  Einkommensquelle  derselben 
gedenken,  die  in  organischer  Verbindung  mit  ersterem  erwachsen 
ist.  Neben  dem  Ertrage  des  privatwirtschaftlich  nutzbaren  Ver- 
mögens sowie  dem  durch  die  Steuerauflegung  zwangswirtschaftlich 
gewonnenen  Einkommen  stehen  die  von  der  staatlichen  Finanz- 
verwaltung den  Municipalstädten  als  Lokalverwaltungskörpem  ge- 
leisteten Zuschüsse  zur  Erleichterung  der  kommunalen  Steuerlast. 
Wir  haben  schon  im  geschichtlichen  Teile  die  Entwicklung  dieser 
eigenartigen    Finanzpolitik    des    Parlamentes    verfolgt    und    ge- 
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sehen,  wie  t^ich  mit  der  stufenweisen  Erweiterung  der  admini- 
strativen Thätigkeit  der  Lokalverwaltungskörper  das  Bedürfnis 
immer  stärker  zur  Geltung  brachte,  die  ansteigenden  Kosten 
der  Verwaltung  zum  Teile  den  Lokalsteuerträgern  abzunehmen. 
Wie  nun  diese  Finanzpolitik  im  Zusammenhange  mit  der  Reform 
der  Grafschaftsverfassung  im  Jahre  1888  neue  Bahnen  einschlug 
und  wie  dabei  in  erster  Linie  der  neugeschaffenen  Kate- 
gorie von  Städten,  den  County  Boroughs,  eine  neue  und  sehr 
reichliche  Einkommensquelle  gesichert  wurde,  werden  wir  im 
nächsten  Abschnitte  zur  Darstellung  bringen.  Schon  an  dieser 
Stelle  müssen  aber  jene  Staatszuschüsse  hervorgehoben  werden, 
die  allen  Municipalstädten  als  ein  Beitrag  zu  den  Kosten  ihrer 
Verwaltung  aus  dem  Staatsschatz  geleistet  werden.  Es  sind 
im  wesentlichen  zwei  Posten  der  kommunalen  Budgets,  die  da- 
von betroffen  werden.  Erstens  erhalten  alle  Boroughs  als  städti- 
sche Sanitätsdistrikte  die  Hälfte  der  durch  die  Anstellung  der 
Medical  Officers  of  Health  sowie  der  Inspectors  of  Nuisances  ver- 
ursachten Kosten;  zweitens  erhalten  sie  die  Hälfte  der  Kosten  für 
Besoldung  und  Uniformierung  der  Polizeimannschaft.  In  letzterem 
Falle  ist  die  Erteilung  des  zur  Flüssigmachung  der  betreffenden 
Summe  notwendigen  Certifikates  seitens  des  Secretary  of  State  ab- 
hängig von  dem  durch  den  staatlichen  Inspector  abgegebenen 
Urteile  über  die  ordnungsmäfsige  Organisation  und  genügende 
Stärke  (Efficiency)  der  städtischen  Polizei.  Einen  weiteren  Zu- 
schufs  erhält  die  städtische  Finanzverwaltung  mit  Bezug  auf  die 
ihr  nach  dem  Gesetze  obliegende  Pflicht  der  Invaliditäts-  und 
Altersversorgung  der  Polizeimannschaft  und  Polizeibeamten.  Auf 
Grund  des  dieselbe  regelnden  Gesetzes,  des  Police  Act  1890  (53  u. 
54  Vict.  c.  45.)  leistet  der  Staatsschatz  jährlich  eine  Summe  von 
800  000  £  zum  Zwecke  der  Durchführung  des  Gesetzes  in 
der  Weise,  dafs  150  000  jg  dem  Pensionsfonds  der  Metropolitan 
Police  in  London  zufliefsen,  die  andere  Hälfte  unter  die,  eine 
selbständige  Polizeiorganisation  besitzenden  Boroughs  nach  Pro- 
portion der  von  ihnen  aus  eigenen  Mitteln  geleisteten  Beiträge 
aufgeteilt  wird. 

Die  allgemeine  Gestaltung  der  städtischen  Finanzen,  wie  sie 
sich  unter  dem  Einflüsse  des  geschilderten  Finanzrechtes  und 
der  den  Municipal  Boroughs  durch  die  Gesetzgebung  anheim  ge- 
stellten Aufgaben  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  vollzogen  hat  und 
einerseits  in  der  Höhe  der  Steuerbelastung  der  städtischen  Ein- 
wohnerschaft,  andererseits  in  der  Höhe  der  von  den  municipalen 
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Kommunen  aufgenommenen  Anlehen  zur  Erscheinung  kommt, 
wird  noch  in  einem  späteren  Kapitel  zur  näheren  Besprechung 
gelangen. 


Achtes  Kapitel, 

Die  Organisation  der  Gerichtsbarkeit  in  den  MnnicipalstAdten  ^ 

Ein  Überblick  über  die  Organisation  der  Gerichtsbarkeit 
in  den  Boroughs  mufs  jede  Darstellung  des  englischen  Städte- 
rechts beschliefsen.  Der  Grund  dafür  liegt  in  der  verfassungs- 
mäfsigen  Verknüpfung  beider,  die  seit  den  Anfängen  des  eng- 
lischen Städtewesens  bis  zum  heutigen  Tage  fortdauert,  und 
einen  integrierenden  Bestandteil  des  englischen  Staatsrechtes  bildet. 
Seit  der  normannischen  Zeit  sind  die  Städte  als  besondere  Indi- 
vidualitäten des  öffentlichen  ßech^tes  dadurch  hervorgetreten,  dafs 
sie  einen  selbständigen  Steuer-  und  Gerichtsbezirk  zu  bilden  be- 
gannen und  damit  aus  der  Grafschaft,  der  ältesten  Verwaltungs- 
einheit des  Landes,  gleichsam  wie  Inseln  emporstiegen.  Die  end- 
gültige Festsetzung  des  Friedensrichteramtes  als  des  zur  lokalen 
Ausübung  öffentlicher  Gewalt  ausschliefslich  befugten  Organes, 
führte  dementsprechend  dazu,  dafs  die  Städte  auch  in  dieser  Hin- 
sicht ihre  Exemption  aus  dem  Grafschaftsverbande  durch  Be- 
widmung  mit  besonderen  Friedenskommissionen  und  eigenem  Quartal- 
gerichtshof bewahrten.  Und  so  ist  es  bis  zum  heutigen  Tage  ge- 
blieben. Nach  wie  vor  bildet  die  lokale  Organisation  der  Gerichts- 
barkeit, insofern  dieselbe  nicht  von  den  Assisenrichtern  im  Circuit 
oder  von  den  neu  geschaffenen  County  Courts  geübt  wird,  einen  un- 
löslichen Bestandteil  der  Gesamtorganisation  der  Lokalverwaltung, 
Grafschaften  und  Städte  sind  auch  heute  noch  wie  vor  Jahr- 
hunderten die  lokalen  Einheiten  für  die  Ausübung  der  kriminellen 
und  civilen  Gerichtsbarkeit  innerhalb  der  soeben  bezeichneten 
Grenzen  mit  Ausnahme  der  Jurisdiktion  über  Privatrechte  im  kon- 
tinentalen Sinne  des  Wortes;  ja,  sie  sind  mehr  als  dies,  sie  sind 
die  Träger  dieser  Gerichtsbarkeit  selbst.  Dies  gelangt  am  besten 
darin  zum  Ausdruck,  dafs  die  Kosten  der  Gerichtspflege  principiell 
nicht  vom  Staate,  sondern  von  diesen  lokalen  Einheiten  als  Gerichts- 
verbänden getragen  werden. 


*  Part  VII.  der  Municipalakte.    Vgl.  unten  II.  Abschnitt  3.  Kapitel. 
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Die  Rechtsprechung  als  Ausflufs  der  öffentlichen  Gewalt  ist 
aber  nach  englischem  Rechte  ebenso  ein  einheitlicher  Begriff  wie 
es  das  materielle  Recht  ist.  Es  giebt  keine  besondere  Gerichtsbar- 
keit über  einzelne  Funktionen  der  öffentlichen  Gewalt:  es  giebt, 
um  es  mit  einem  Worte  zu  sagen,  keine  Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Vielmehr  sind  die  lokalen  Träger  der  Gerichtsgewalt,  die  Friedens- 
richter, in  gleicher  Weise  kompetent  für  Entscheidung  über  An- 
klagen wegen  strafbarer  Handlungen  als  über  Klagen  wegen  der 
durch  Akte  der  öffentlichen  Gewalt  erfolgten  Verletzung  subjektiver 
Rechte.  Nur  die  Judikatur  über  alle  Ansprüche  rein  privatrecht- 
licher Natur  ist  den  Friedensrichtern  seit  jeher  ausnahmslos  ent- 
zogen. Demgem&fs  zerfällt  deren  richterliche  Thätigkeit  auch  heute 
noch  in  zwei  Hauptkreise:  in  die  Civil  und  Criminal  Jurisdiction.  Civil 
Jurisdiction  ist  aber  im  weiteren  Sinne  die  ganze,  in  richterlichen 
Formen  geübte,  nicht  strafrichterliche  Thätigkeit  der  Friedens- 
richter, somit  auch  der  Inbegriff  gewisser  ihnen  noch  verbliebener, 
administrativer  Funktionen.  Im  engeren  Sinne  ist  darunter  das 
Analogen  zur  „Verwaltungsgerichtsbarkeit"  nach  kontinentaler  Auf- 
fassung zu  verstehen:  nämlich  Civil  Jurisdiction  ist  Entscheidung 
über  subjektive  Ansprüche  auf  Grund  von  Gesetzen,  welche  die 
öffentliche  Gewalt  zum  Eingreifen  in  die  Willens-  und  Vermögens- 
sphäre des  Staatsbürgers  ermächtigen.  Um  aber  jedes  Mifs- 
verständnis  dieser  Analogie  auszuschliefsen,  sei  sogleich  auf  die 
eine,  bedeutungsvolle  Thatsache  hingewiesen,  dafs  auch  diese  Civil 
Jurisdiction  vollständig  unter  der  Oberinstanz  der  ordentlichen 
Gerichtshöfe  des  Reiches  geübt  wird. 

Die  Organisation  der  Friedensgerichtsbarkeit  in  den  Städten 
bildet  also  seit  Jahrhunderten  einen  organischen  Bestandteil  des  ge- 
samten Städterechtes.  Wenn  wir  uns  nun  der  Darstellung  dieser 
Organisation  zuwenden,  so  müssen  wir  davon  ausgehen,  dafs  der  staats- 
rechtliche Ausgangspunkt  für  die  Entwicklung  der  englischen  Städte- 
verwaltung in  der  durch  Privilegien  geschützten  Sonderstellung  der 
Boroughs  gegenüber  der  Grafschaft  zu  finden  ist.  Bis  zum  heutigen 
Tage  läfst  sich  dieser  Ursprung  bei  den  einzelnen  Städten  verfolgen. 
Seinen  klaren  Ausdruck  hat  dieses  Verhältnis  seit  jeher  in  der  Sonder- 
stellung der  städtischen  Friedensrichter  gefunden.  Die  Verbindung 
von  Justiz  und  Verwaltung  in  der  Person  des  Friedensrichters  hatte 
zur  Folge,  dafs  diese  Sonderorganisation  in  den  Städten  auch  für 
die  Stellung  und  Funktion  der  Stadtgemeinde  als  Lokalverwaltungs- 
körper  und  nicht  nur  für  die  Ordnung  der  Rechtsprechung  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung  war.    So  wie  in  den  Grafschaften,  so 
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war  auch  in  den  Städten  bis  zum  Beginne  der  Lokalverwaltungs- 
reform,  Jurisdiktion  und  Administration  in  der  Person  des  Friedens- 
richters verbunden  und  in  den  Städten  noch  durch  die  Verknüpfung 
des  Friedensrichteramtes  mit  den  Korporationsämtem  in  kaum 
mehr  entwirrbarer  Weise  kumuliert. 

Aus  diesem  Grunde  mufste  die  im  XIX.  Jahrhunderte  voll- 
zogene Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  in  den  Städten 
einerseits  auf  das  Verhältnis  zwischen  Friedensrichtern  und  der 
Stadtkorporation  entscheidend  einwirken,  andererseits  auch  die  Be- 
ziehungen zwischen  Stadt  und  Grafschaft  verändern.  Notwendiger- 
weise mufste  infolge  jener  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  in 
den  Städten  die  Organisation  des  Friedensrichteramtes  in  den- 
selben als  reine  Gerichtsorganisation  hervortreten.  Ebenso  mufsten, 
sobald  einmal  nicht  nur  die  Stadt,  sondern  auch  die  Grafschaft 
gleichzeitig  einen  selbständigen  Gerichtsbezirk  und  eine  selbständige 
Lokalverwaltungskörperschaft  vorstellten,  auch  noch  rein  admini- 
strative Beziehungen  selbständiger  Natur  zwischen  Stadt  und  Graf- 
schaft zu  jenen  rein  Jurisdiktionellen  Beziehungen,  wie  sie  sich 
in  der  Selbständigkeit  der  Friedensrichterbank  in  den  Städten  dar- 
stellten, hinzutreten. 

Wir  haben  also  im  nachfolgenden  zwei  Hauptfragen  zu  be- 
antworten : 

Erstens:  Wie  hat  sich  die  Stellung  der  englischen  Municipal- 
stadt  zur  Grafschaft  in  ihrer  Eigenschaft  als  einer  besonderen 
Organisation  der  Gerichtsgewalt  in  den  Städten  gestaltet? 

Zweitens:  Wie  stehen  nach  dem  gegenwärtigen  Rechte  Stadt  und 
Grafschaft  in  ihrer  Eigenschaft  als  zwei  verschiedene  Bestandteile 
des  Systems  der  Lokal  Verwaltung  zu  einander?  Diese  Frage  fällt 
zusammen  mit  der  Frage,  welchen  Einflufs  die  Reform  der  Graf- 
schaftsverwaltung von  1888  auf  die  Städteordnung  geübt  hat.  Wir 
werden  die  Antwort  daher  erst  im  folgenden  Abschnitte  geben 
können  und  uns  hier  ausschliefslich  mit  der  ersten  Frage  beschäf- 
tigen. Hierbei  müssen  wir  unbedingt  auf  die  Reform  des  Jahres  1835 
zurückgreifen.  Die  administrative  und  Jurisdiktionelle  Loslösung  der 
Stadt  von  der  Grafschaft  ist  während  der  früheren  Jahrhunderte  nicht 
gleichmäfsig  für  alle  Städte  etwa  als  Folge  einer  allgemeinen  gesetz- 
geberischen Mafsregel  entstanden,  sondern  dem  Privilegien-Charakter 
des  ganzen  englischen  Städterechtes  gemäfs,  zu  verschiedenen  Zeit- 
punkten erfolgt  und  sehr  verschiedenartig  gestaltet  worden.  So  fand 
die  Reform  von  1835  auch  in  diesem  Punkte  einen  völlig  regellosen 
Zustand  vor.    Einerseits  gab  es  einige  wenige  Städte,  die  aus  be- 
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sonderer  Gunst  der  Könige  bereits  seit  Jahrhunderten  gänzlich 
aus  der  Grafschaft  ausgeschieden  waren,  sodafs  sie  ihren  eigenen 
Sheriff  besafsen  und  darum  als  Gounties  Corporate  an  der  Spitze 
aller  Städte  standen  ^ ;  abgesehen  von  diesen  Ausnahmen  aber  hatten 
sich  drei  verschiedene  Typen  des  Verhältnisses  von  Stadt  und  Graf- 
schaft herausgebildet  im  Zusammenhange  mit  der  dominierenden 
Stellung  des  Friedensrichteramtes  innerhalb  der  gesamten  inneren 
Verwaltung  Englands.  Je  nachdem  einer  Stadt  eine-  selbständige 
Friedenskommission  verliehen  worden  war  oder  nicht,  und  je  nach- 
dem im  ersteren  Falle  ihr  auch  noch  überdies  das  Recht  selb- 
ständiger Quartalsitzungen  gegeben  war  oder  nicht,  unterschied 
man  drei  Hauptklassen  der  Städte.  Daneben  aber  war  bei  den 
einzelnen  Städten  die  Frage,  wie  die  Commission  of  the  Peace  zu  be- 
setzen sei,  sehr  verschiedenartig  zu  beantworten.  Im  grofsen  und 
ganzen  war  aber  die  Regel,  dafs  die  Mitglieder  der  geschlossenen 
alten  Korporation,  Mayor  und  Aldermen,  die  Würde  eines  Friedens- 
richters mit  ihren  Korporationsämtern  ex  officio  verbanden.  In  diesem 
Punkte  war  der  eigentliche  Sitz  der  richterlichen  Korruption  in  den 
englischen  Städten  des  XVIII.  Jahrhunderts  gelegen.  Die  Reform 
des  Jahres  1835  hat  nun  den  notwendigen,  heilenden  Schnitt  in  zwei- 
facher Richtung  energisch  vollzogen.  Erstens  wurde  das  Friedens- 
richteramt  von  jeder  Verbindung  mit  der  Korporation  losgelöst; 
zweitens  wurden  den  Magistratspersonen  in  den  Städten  alle 
friedensrichterlichen  Administrativbefugnisse  entzogen  und  an 
die  neugeschaffene  Stadtgemeindevertretung  tibertragen.  Die  Be- 
setzung der  Friedensrichterbank  in  den  Städten  erfolgte  von  nun 
an  in  der  gleichen  Form  wie  in  den  Grafschaften,  d.  h.  durch 
Aufnahme  des  Einzelnen  in  die  Commission  of  the  Peace  seitens 
des  Lord  Chancellor.  Damit  war  die  Magistratur  von  der  Korpo- 
ration als  solcher  völlig  losgelöst.  Nur  die  Verleihung  des  Friedens- 
richteramtes ex  officio  an  den  Mayor  ist  als  eine  Erinnerung  an 
den  früheren  Rechtszustand  übrig  geblieben,  sonst  aber  ist  die 
Trennung  von  Justiz  und  Lokalverwaltung  innerhalb  der  Stadt- 
gemeinde nach  der  persönlichen  und  nicht  minder  nach  der 
materiell  -  rechtlichen  Seite  hin  mit  vollster  Konsequenz  durch- 
geführt worden.  Fast  alle  administrativen  Agenden,  die  in  den  Graf- 
schaften nach  wie  vor  von  den  Friedensrichtern  in  Petty,  Special 
oder  Quarter  Sessions  erledigt  wurden,  fielen  von  nun  an  in  den 


^  Gegenwärtig  giebt  es  noch  18  solcher  Gounties  of  Boroughs  and  Gities. 
Aber  diese  Eigenschaft  ist  heute  für  die  Verwaltung  völlig  bedeutungslos. 
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Boroughs  der  gewählten  Gemeindevertretung  zu.  Nur  jene  admini- 
strativen Funktionen,  die  nach  der  herkömmlichen  juristischen  An- 
schauung als  Bestandteil  der  Civiljurisdiktion  im  weiteren  Sinne  an- 
gesehen und  daher  formell  als  richterliche  Akte  erledigt  wurden  — 
im  wesentlichen  eine  Reihe  von  gewerblichen  Konzessionierungs- 
befugnissen  (Licenses)  —  verblieben  auch  jetzt  noch  den  städtischen 
Friedensrichtern.  Die  gewaltige  Entwicklung  des  städtischen 
Wirkungskreises  in  den  nächsten  50  Jahren  liefs  aber  diese  Reste 
der  friedensrichterlichen  Administration  immer  mehr  als  geringfügige 
Anomalien  erscheinen.  Die  Stadtvertretung,  nicht  das  Friedens- 
richterkollegium ist  seit  %  1835  die  städtische  Lokalverwaltungs- 
behörde; wohl  aber  hat  die  Magistratur  nach  wie  vor  ihre  volle 
richterliche  Funktion  beibehalten.  Die  Friedensrichter  sowohl  „in" 
als  „out  of  Sessions**  sollten  principiell  auch  in  den  Städten  über 
alle  Streitsachen  der  Verwaltung,  selbstverständlich  unter  Aufrecht- 
haltung der  obersten  Kontrolle  des  Reichsgerichtes,  in  allen  Rechts- 
fragen entscheiden.  Aber  auch  in  die  Organisation  dieser  juris- 
diktionellen  Thätigkeit  des  Friedensrichteramtes  griff  die  Reform 
von  1835  mit  bedeutungsvollen  Veränderungen  ein. 

Doch  ehe  wir  dazu  gelangen,  ist  es  notwendig,  die  drei,  vorhin 
angedeuteten  Typen  festzustellen,  die  in  Bezug  auf  die  Stellung 
der  Stadt  zur  Grafschaft  sich  entwickelt  hatte.    Diese  sind: 

1.  Solche  Städte,  die  in  Bezug  auf  die  Ausübung  der  Friedens- 
gerichtsbarkeit vollkommen  im  Grafschaftsverbande  stehen,  d.  h. 
keine  besondere  Friedenskommission  besitzen. 

2.  Städte  mit  besonderer  Friedenskommission. 

8.  Städte  mit  besonderer  Friedenskommission  und  besonderen 
Quartalsitzungen  ^ 

Wenden  wir  nun  auf  diese  drei  Typen  an,  was  wir  vorhin  über 
die  Loslösung  von  Justiz  und  Verwaltung  in  den  Städten  gesagt 
haben,  so  steht  von  vornherein  fest,  dafs  in  allen  drei  Fällen  die 
Frage  nach  der  Stellung  der  städtischen  Friedensrichter  zur  Graf- 
schaftsbank für  die  Lokalverwaltung  von  geringer  Bedeutung  ist, 
dafs  damit  im  Grunde  genommen  nur  die  Organisation  der  Kriminal- 
und  Polizeigerichtsbarkeit  sowie  die  Kompetenzbestimmung  bezüg- 
lich der  Civil  Jurisdiction,  d.  h.  der  Rechtsprechung  in  allen  Streit- 


*  Nach  dem  Stande  von  1894  giebt  es  105  Städte  mit  besonderer  Friedens- 
kommission und  Qaarter  Sessions,  123  mit  gesonderter  Friedenskommission 
allein,  75  Städte,  die  in  Bezug  auf  alle  Gerichtsbarkeit  einfach  Bestandteile 
der  Grafschaft  sind.    Vgl.  Wright  and  Hobhouse  op.  cit.  p.  25^ 
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Sachen  der  inneren  Verwaltung  gegeben  ist.  In  dieser  Hinsicht 
ist  nun  folgendes  festzustellen. 

Die  erstgenannte  Klasse  von  Städten  fällt  völlig  aufser  Be- 
tracht. Diese  sind  einfach  Teile  der  Grafschaft  in  allen  Fragen 
der  Rechtsprechung.  Die  zweite  Klasse  der  Städte,  nämlich 
jene  der  Boroughs  mit  besonderer  Friedenskommission,  ist  der 
County  gegenüber  jurisdiktioneil  schon  etwas  selbständiger  ge- 
stellt, aber  doch  in  nicht  allzuweit  gezogenen  Grenzen.  Die  be- 
sondere Friedenskommission  giebt  dem  städtischen  Friedensrichter 
innerhalb  der  Stadt  dieselbe  Kompetenz,  wie  sie  die  Grafschafts- 
friedensrichter besitzen;  in  dieser  Jurisdiktion  konkurrieren  zwar 
letztere  de  jure  mit  ihnen,  praktisch  genommen  enthalten  sie  sich 
aber  seit  jeher  fast  ausnahmslos  jeder  amtlichen  Thätigkeit  inner- 
halb des  Stadtgebietes.  Allerdings  sind  die  städtischen  Friedens- 
richter in  diesem  Falle  auch  in  Bezug  auf  ihre  sachliche  Kom- 
petenz eingeschränkt,  und  zwar  auf  das  Mafs  der  durch  den 
Wirkungskreis  der  Petty  Sessional  Divisions  begrenzten  Jurisdiktion. 
Sie  sind  nicht  berechtigt,  weder  in  Bezug  auf  Kriminal-  noch  auf 
Civiljurisdiktion,  irgend  eine  Handlung  vorzunehmen,  die  nur  der 
Gesamtheit  der  Friedensrichter  in  der  Quartalsitzung  zusteht ;  wohl 
aber  haben  sie  einen  besonderen  Clerk  of  the  Peace  anzustellen 
und  die  ihnen  zustehenden  Funktionen  einheitlich  zu  organisieren. 
Auch  bilden  gröfsere  Städte  dieser  Klasse  einen  selbständigen  Be- 
zirk für  die  Administration  und  Rechtsprechung  in  dem  so  wichtigen 
Bereiche  der  Schanklicenzangelegenheiten ;  aber  in  allen  diesen 
Städten  bleibt  die  Quartalsitzung  der  Grafschaftsfriedensrichter  die 
Appellinstanz  nach  allen  Richtungen. 

Die  dritte  Klasse  der  Städte,  der  Zahl  nach  die  gröfste,  zeigt 
endlich  das  Bild  einer  völlig  selbständigen  Organisation  der  Recht- 
sprechung in  den  Municipalstädten.  Hier  erscheint  die  städtische 
Richterbank  völlig  losgelöst  von  der  Grafschaftsjudikatur  sowohl 
in  der  ersten  als  zweiten  Instanz. 

Nun  kehren  wir  zum  Ausgangspunkte  zurück.  Die  Städte- 
ordnung von  1835,  welche  in  diesen  drei  Typen  das  Verhältnis 
zwischen  Stadt  und  Grafschaft  erschöpft ,  griff  nun ,  nachdem  sie 
die  städtischen  Friedensrichter  fast  aller  administrativen  Agenden, 
wie  vorhin  bemerkt,  entledigt  hatte,  auch  in  die  ihnen  verbleibende 
jurisdiktioneile  Thätigkeit  umgestaltend  ein.  Man  verschlofs  sich 
nicht  den  schweren  Schäden,  die  bei  der  Rechtsprechung  durch 
Laien  in  den  grofsen  neuen  Industriestädten  mehr  noch  als  in  den 
ländlichen  Bezirken  hervortreten  mufsten.   Und  so  griff  die  Städte- 
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Ordnung  mit  zwei  Reformen  an  die  Wurzel  des  friedensrichter- 
lichen Institutes  überhaupt.  Erstens  wurde  nämlich  allen  Städten 
freigestellt,  zur  regelmäfsigen  Besorgung  der  friedensrichterlichen 
Geschäfte  erster  Instanz  einen  rechtsgelehrten  Richter  mit  der  vollen 
magistralen  Amtsgewalt  als  besoldeten  Richter  anzustellen  (Stipen- 
diary  Magistrate).  Die  Erlaubnis  hierzu  hat  der  Staatssekretär 
zu  erteilen.  Die  Stadt  hat  den  Gehalt  dieses  Richters  auf  die 
Stadtkasse  zu  nehmen.  21  Grofsstädte  haben  von  dieser  Erlaubnis 
im  Laufe  des  Jahrhunderts  Gebrauch  gemacht,  wie  man  sieht,  eine 
nicht  allzugrofse  Zahl.  Solche  Richter  müssen  wenigstens  sieben- 
jährige Advokatenpraxis  haben  und  sind  ex  officio  für  ihre  Person 
Friedensrichter;  im  übrigen  bleiben  aber  auch  neben  ihnen  die 
Acting  Magistrates,  die  das  Amt  als  Ehrenamt  ausüben,  in  Wirk- 
samkeit ^ 

So  ist  also  die  Einführung  des  Berufsrichtertumes  in  den 
Städten  für  die  erste  Instanz  noch  immer  fakultativ  geblieben,  hat 
auch  daher  nur  beschränkte  Aufnahme  gefunden.  Aber  weit  schärfer 
ging  die  Reform  in  Bezug  auf  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
zweiter  Instanz  innerhalb  der  Städte  mit  eigenen  Quarter  Sessions 
vor.  Hier  wurde  der  Ersatz  des  Ehrenamtes  durch  den  Berufsrichter 
obligatorisch  und  ausschliefslich  gemacht.  Die  Jurisdiktion,  die  in 
den  Grafschaften  nach  wie  vor  durch  die  Plenarversammlung  der 
Friedensrichter  geübt  wird,  mufs  in  den  StÄdten,  welchen  ein  be- 
sonderer Quartalgerichtshof  verliehen  ist,  durch  einen  rechtsgelehrten 
Richter,  den  Recorder,  ausgeübt  werden,  dessen  Ernennung  der 
Krone  zusteht.  Der  Recorder  mufs  vor  einem  städtischen  Friedens- 
richter eingeschworen  werden  und  dem  Mayor  ein  Treuegelöbnis  ab- 
legen. Er  ist  ex  officio  Friedensrichter  und  nach  dem  Mayor  die  höchste 
Amtsperson  der  Stadt;  er  ist  auf  Lebenszeit  angestellt,  während 
seiner  Funktion  nicht  wählbar  zum  Parlament  als  Mitglied  der  be- 
treffenden Stadt  und  von  der  Wählbarkeit  zum  Mitgliede  der  Stadt- 
vertretung gleichfalls  ausgeschlossen.  Auch  ist  die  Kumulierung  mit 
dem  Amte  des  Stipendiary  Magistrate  nicht  gestattet.  Die  Be- 
soldung empfängt  der  Recorder  aus  der  Stadtkasse;  ihm  obliegt 
es,  als  Einzelrichter  die  volle  Gerichtsbarkeit  der  Quarter  Sessions 
innerhalb  der  örtlichen  Kompetenz  des  Stadtgebietes  zu  üben;  er 
ist  der  regelniäfsige  Kriminalrichter  mit  oder  ohne  Jury  in  allen 
jenen  Prozessen,  für  die  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
Gesetzgebung  der  Quartalgerichtshof  noch  eine  kriminelle  Juris- 

^  Vgl.  Stipendiary  Magistrates  Act;  21  &  22  Vict.  c.  73. 


Digitized  by 


Google 


Verfassung  und  Verwaltung  der  Municipalstädte.    (Boroughs.)        411 

diktion  besitzt;  er  ist  der  Appellrichter  für  Beschwerden  gegen 
Orders  einzelner  städtischer  Friedensrichter,  fttr  die  Rekurse  gegen 
Steuervorschreibungen  und  überhaupt  allgemeine  Beschwerdeinstanz 
in  Sachen  der  Verwaltungsrechtsprechung.  Der  Recorder  ist  be- 
rechtigt, für  den  Fall,  als  die  Quartalsessionen  mehr  als  drei  Tage 
dauern,  aus  der  Mitte  der  Advokaten  von  fünfjähriger  Praxis  einen 
Assistant  Recorder  zu  ernennen,  der  dann  die  gleiche  Amtsgewalt, 
wie  er  selbst  besitzt.  Für  den  Fall  der  Verhinderung,  Abwesenhwt 
oder  Krankheit  ernennt  der  Recorder  einen  Stellvertreter  (Deputy 
Recorder).  In  jenen  wenigen  Fällen,  in  welchen  der  Stadtkorporation 
auch  noch  eine  Privatrechtsgerichtsbarkeit  als  Privileg  zusteht, 
wird  dieselbe  von  besonders  ernannten  Richtern  (Assessors)  und 
nur  nominell  vom  Mayor  ausgeübte  Der  Besitz  eigener  Quartal- 
sessionen giebt  der  Stadt  noch  die  Verleihung  einer  weiteren 
richterlichen  Funktion  an  die  Hand.  In  diesen  Städten  steht  es 
dem  Town  Council  zu,  den  Coroner  zu  ernennen.  Der  Coroner 
hat  bei  allen  in  dem  Stadtgebiete  vorkommenden  plötzlichen  Todes- 
fällen unter  Zuziehung  einer  Jury  in  Form  öffentlichen  und  münd- 
lichen Verfahrens  einen  Wahrspruch  über  die  Ursachen  des  Todes- 
falles herbeizuführen.  Auch  hierbei  ist  eine  Stellvertretung  vor- 
gesehen. Der  Coroner  wird  aus  der  Stadtkasse  durch  Gebühren 
für  jeden  einzelnen  Fall  seiner  Thätigkeit  entlohnt.  Auch  dieses 
Amt  ist  inkompatibel  mit  städtischen  Wahlämtern.  Die  im  Zu- 
sammenhange mit  der  ordentlichen  Jurisdiktion  stehende  Kanzlei- 
thätigkeit  wird  durch  den  von  den  Friedensrichtern  bestellten  Clerk  of 
the  Peace  geleitet.  In  Städten  mit  eigenen  Quarter  Sessions  existiert 
auch  ein  besonderer  Clerk  of  the  Peace  of  the  Borough,  der  vom  Town 
Council  ernannt  wird.  Beide  Ämter  dürfen  nicht  mit  Gemeinde- 
wahlämtem  kumuliert  werden.  Auch  hier  erfolgt  Besoldung  durch 
Gebühr  nach  festem  Tarif.  In  den  Städten  schliefslich,  welche  von 
altersher  Counties  of  itself  sind,  wird  überdies  noch  ein  Sheriff 
vom  Town  Council  gewählt,  und  zwar  am  9.  November,  mit  ein- 
jähriger Funktionsdauer.  Ihm  obliegen  dieselben  minimalen  Pflichten, 
wie  sie  dieses  Amt  heute  noch  in  der  Grafschaft  zu  erfüllen  hat. 

^  In  wenigen  Boroughs  bestehen  auch  heute  noch  auf  Privilegien  be- 
ruhende Civilgerichte ,  so  in  Liverpool  der  Court  of  Passage,  der  zur  Ent- 
scheidung von  Civilprozessen  und  Streitsachen  von  geringerem  Werte  kompetent 
ist  und  von  einem  mit  1000  £  besoldeten  Richter  besetzt  ist.  Im  übrigen  ist 
dieser  antiquierten  Gerichtsbarkeit  durch  die  County  Courts  fast  überall  ein 
Ende  gemacht  worden.  Vgl.  Royal  Comm.  on  Amalgamation,  Min.  of  Evidence 
Qu.  10  372  ff. 
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Es  ist  hier  wie  dort  längst  zu  einem  sehr  kostspieligen,  aller  wirk- 
lichen Thätigkeit  entkleideten  Ehrendienst  geworden  ^ 

Fassen  wir  nun  das  Gesagte  zusammen,  so  ergiebt  sich  nun- 
mehr folgende  Antwort  auf  unsere  erste  Hauptfrage.  Diejenigen 
Municipalstädte,  welche  einen  besonderen  Quartalgerichtshof  haben, 
erscheinen  als  selbständige  Organisationen  der  staatlichen  Gerichts- 
barkeit; für  alle  übrigen  bleibt  mit  einer  gewissen  Abstufung 
zwischen  den  mit  einer  Friedenskommission  beliehenen  Städten  und 
den  übrigen  Orten  der  Grafschaft  die  County  nach  wie  vor  die  grund- 
legende Organisationsform  für  die  Gerichtsbarkeit.  Mit  Ausnahme 
der  Appelljurisdiktion  gegen  die  Entscheidungen  der  städtischen 
Friedensrichter  in  betreff  der  Schanklicenzen,  welche  ausnahmsweise 
nicht  dem  Recorder,  sondern  den  grafschaftlichen  Quarter  Sessions 
anvertraut  erscheint*,  hat  die  Grafschaft  als  Gerichtsorganisation  mit 
den  einen  selbständigen  Quartalgerichtshof  besitzenden  Städten  nichts 
mehr  zu  thun.  Mit  dieser  Thatsache  steht  auch  in  Verbindung 
die  völlige  Loslösung  der  Stadt  von  der  Grafschaft  in  Bezug  auf 
diejenigen  administrativen  Agenden,  die  bis  zur  Reform  der  Städte- 
ordnung von  den  Friedensrichtern  ausgeübt  worden  waren.  Die 
seit  1835  so  aufserordentlich  kräftig  und  vielseitig  einsetzende  Ver- 
waltungsgesetzgebung hat  die  von  ihr  neugeschaffenen  Agenden 
in  den  Stadtgebieten  fast  ausnahmslos  dem  Wirkungskreise  der 
Stadtvertretung  zugewiesen.  Auf  solche  Weise  ist  der  Zustand  er- 
reicht worden,  der  uns  aus  der  Städteordnung  von  1882  deutlich 
entgegentritt,  nämlich  die  vollständige  administrative  und  juris- 
diktioneile Trennung  von  Stadt  und  Grafschaft  für  alle  grofsen 
Municipalstädte  des  Landes. 


*  So  wird  der  SheriflF  von  Nottingham  geradezu  als  Gehilfe  des  Mayor 
in  Erfüllung  der  gesellschaftlichen  Pflichten  desselben  von  sachkundiger  Seite 
bezeichnet.  Das  Amt  kostet  den  Träger  jährlich  500 — 1000  £  an  Repräsenta- 
tionsauslagen.   Vgl.  Boyal  Comm.  on  Amalgam,  etc.    Qu.  9372  fif. 

^  Diese  Anomalie  beruht  auf  den  Licensing  Acts  und  wird  als  eine  solche 
von  den  grofsen  Städten  empfunden.  Vgl.  für  Birmingham,  Liverpool  und 
Nottingham  R.  Comm.  on  Amalgam,  etc.,  Min.  of  Evidence  Qu.  9750  ff. 
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Verfassung  und  Verwaltung  der  Grafsehaften. 
(County  Councils.) 


Erstes   Kapitel. 
Die  territoriale  Grundlage  der  Grafschaftsverwaltniig  ^ 

Die  County  Councils  oder  Grafschaftsräte  sind  Körperschaften 
mit  der  Pflicht,  einen  gesetzlich  bestimmten  Kreis  von  obligatori- 
schen Funktionen  sowie  eine  Reihe  von  fakultativ  ihnen  zustehen- 


^Litteratur.  An  erster  Stelle  sind  hier  die  betreflfenden  Kapitel  der 
Gesamtdarstellungen  der  Lokalverwaltung  heranzuziehen.  Für  die  ältere  Zeit 
Gneist,  Selfgovernment,  §§8 — 18,  26 — 88;  für  die  neue  Grafschaftsverfassung 
Vauthier  p.  1—162;  Ghalmers,  Local  Gov.,  p,  89;  Acland,  County  Boards 
in  Cobden  Club  Essays,  1882;  Wright  and  Hobhouse  p.  27—84;  die  beste 
Ausgabe  der  Gesetze  mit  HinzufÜgung  der  wichtigsten  Präjudicialentscheidungen 
giebt  Macmorran  and  Dill,  The  Local  Goverment  Act  of  1888,  London  1898; 
femer:  Humphrey  and  Bazalgette,  The  Law  relating  to  County  Councils, 
London  1889.  Eine  kurzgefafste  Darstellung  giebt  neuerdings  Blake  Odgers, 
Local  Government,  p.  190 — 212.  Eine  kritische  Darstellung  der  historischen 
County-Yerwaltung  und  Heformvorschläge  giebt  die  von  Pell,  Montague  und 
Rathbone  herausgegebene  Schrift  Local  Administration.  Über  die  gegen- 
wärtig noch  den  Justices  of  Peace  verbliebenen  richterlichen  Funktionen  giebt 
eine  gute  Übersicht:  Symie,  A  Handbook  for  the  Justices  of  Peace  at  Quarter 
Sessions,  London  1898.  Eine  fortlaufende,  höchst  instruktive  Quelle  für  das 
Studium  der  praktischen  Grafschaftsverwaltung  bietet  die  in  London  er- 
scheinende Wochenschrift:  The  County  Council  Times  und  deren  juristische 
Beilage,  Law  Report,  welche  die  wichtigsten  auf  die  Lokalverwaltung  bezüg- 
lichen Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  mitteilt.  Diese  Quelle  ist  in  der  Dar- 
stellung vielfach  benützt  worden.  Ebenso  standen  dem  Verfasser  die  Standing 
Orders,  Bye  Laws  und  Annual  Reports  zahlreicher  Grafschaften  zur  Verfügung. 


Digitized  by 


Google 


414  Zweiter  Abschnitt. 

den  VerwaltungsaufgabeD  gemäfs  den  hierfür  bestehenden  Gesetzen 
zu  erfüllen  innerhalb  eines  gesetzlich  begrenzten  Territoriums, 
das  entweder  mit  dem  Gebiete  einer  zum  Range  einer  Graf- 
schaft erhobenen  Municipalstadt  (Gounty  Borough)  oder  mit  einer 
Grafschaft  im  geographischen  Sinne,  oder  mit  einem  Teile  einer 
solchen,  in  beiden  letzteren  Fällen  unter  Ausscheidung  der  zu 
selbständigen  Counties  erhobenen  Stadtgebiete  zusammenfellt. 

Die  erstgenannten  Stadtgrafschaften  fallen  vollständig  zusammen 
mit  dem  Gebiete  der  betreffenden  Mnnicipalstädte.  Das  Gesetz  vom 
Jahre  1888  hat  sämtliche  Städte  mit  mindestens  50000  Einwohnern 
für  die  Zwecke  der  Grafschaftsverwaltung  aus  dem  Grafschafts- 
verbande herausgehoben,  London  als  eine  selbständige  Grafschaft  kon- 
stituiert und,  ohne  die  Verfassung  der  Stadtgemeinden  auch  nur  im 
geringsten  zu  ändern,  die  letzteren  einfach  zum  Subjekt  der  durch 
das  Gesetz  von  1888  neu  begründeten  administrativen  Rechte  und 
Pflichten  gemacht,  insofern  dieselben  den  Städten  nicht  schon  vor- 
her auf  Grund  allgemeiner  Gesetze  oder  von  Lokalakten  zugestanden 
haben.  Die  hierdurch  herbeigeführte  Änderung  in  dem  Wirkungs- 
kreise der  Stadtverwaltung  einerseits  und  in  ihren  Beziehungen 
zu  den  Grafschaften  andererseits  werden  wir  im  letzten  Kapitel 
dieses  Abschnittes  besonders  erörtern;  für  die  nachfolgende  Dar- 
stellung der  neuen  Grafschaftsverfassung  und  Verwaljtung  müssen 
also  diese  Stadtgrafschaften  vollkommen  ausgeschieden  werden. 

Fassen  wir  zunächst  das  Verhältnis  der  neuen  „Administrative 
Counties"  als  Territorien  zu  den  historischen  Grafschaften  Englands 
ins  Auge,  so  müssen  wir  vor  allem  festhalten,  dafs  diese  letzteren 
für  alle  jene  Aufgaben  des  staatlichen  Lebens,  die  vom  Gesetze 
des  Jahres  1888  nicht  erfafst  werden,  in  ihren  alten  Grenzen  als 
Lokaleinheiten  erhalten  geblieben  sind.  Nach  wie  vor  bestehen 
die  alten  Counties  fort  zu  Zwecken  der  Milizverwaltung ,  der  Vor- 
nahme der  Parlamentswahlen  und,  was  das  Wichtigste  ist,  für 
die  •  Organisation  der  Gerichtsbarkeit.  Noch  immer  bildet  jede 
(Grafschaft  im  alten  Sinne  das  regelmäfsige  Amtsgebiet  der  in  ihr 
und  für  sie  ernannten  Friedensrichter. 

Wie  wir  schon  aus  dem  historischen  Teile  wissen,  ist  die 
Hauptaufgabe  der  Reform  von  1888  die  Trennung  von  Justiz  und 
Verwaltung  bezüglich  der  Grafschaften  gewesen.  Seit  dem  Jahre 
1888  stehen  nun  die  neuen  Administrativ-Grafschaften  neben  den 
alten,  nunmehr  blofs  zu  Gerichtszwecken  eine  Einheit  bildenden 
historischen  Counties  und  zwar  so,  dafs,  obgleich  ihre  Grenzen  viel- 
fach voneinander  abweichen  und  die  ersteren  auch  weiter  noch  aus 
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administrativeD  Rücksichten  veränderlich  sind,  sie  dennoch  auf 
dem  historischen  Boden  der  Grafschaftseinteilung  beharren.  Sie 
sind  keine  willkürlichen  Präfekturen,  sondern,  wie  Gomme  es 
nennt,  localities  properly  so  called*,  d.  h.  auf  der  geschichtlichen, 
territorialen  Entwicklung  des  Landes  beruhende,  organische  Ver- 
waltungsgebiete. Die  neuen  Grafschaften  sind  aber  zum  Unter- 
schiede von  den  alten  Counties  wirkliche  territoriale  Körper- 
schaften, d.  h.  nach  englischem  Bechte  inkorporierte  mit  den 
Rechten  einer  juristischen  Person  beliehene  Territorialverbftnde. 
Nur  insofern  als  es  für  die  den  administrativen  Grafschaften  ob- 
liegenden Yerwaltungsaufgaben  notwendig  ist,  weichen  diese  durch 
Teilung  der  historischen  Gebiete  geschaffenen  neuen  Sprengel 
von  den  korrespondierenden  alten  Counties  in  ihrer  Flftchenaus- 
dehnung  ab,  aber  sie  lösen  den  tausendjährigen  Zusammenhang  der 
einzelnen  Landschaften  nicht  auf.  Sie  sind  vielmehr  nichts  anderes 
als  die  den  Anforderungen  modemer  Verwaltung  und  moderner 
Demokratie  entsprechende  Ausgestaltung  der  alten  Grafschaften. 
Die  durch  Erhebung  der  grofsen  Städte  zu  eigenen  Stadtgraf- 
schaften geschaffene  Veränderung  bedeutet  gleichfalls  eine  konse- 
quente Ausbildung  der  inneren  Verwaltungsordnung  in  einer 
bestimmten,  dem  Zwecke  moderner  Verwaltung  entsprechenden 
Richtung.  Allerdings  liegt  gerade  darin  vom  Standpunkte  des  ge- 
schichtlichen Entwicklungsganges  des  englischen  Städtewesens  ein 
bedeutungsvoller  Bruch  mit  der  Tradition  vor,  der  sich  als  das  End- 
glied der  mit  der  Reformbill  vom  Jahre  1832  beginnenden  Um- 
wälzung der  angestammten  Grafschaftsverfassung  darstellt.  Durch 
Jahrhunderte  haben  die  Grafschaften  und  der  in  denselben  die 
öffentliche  Verwaltung  führende  Grundbesitzadel  die  Städte  politisch 
und  administrativ  beherrscht;  die  ungeheuere  ökonomische  Um- 
wälzung des  XIX.  Jahrhunderts,  die  das  flache  Land  gewissermafsen 
entvölkert  und  fast  ^U  der  Bevölkerung  zu  Städtebewohnern  ge- 
macht hat,  hat  schrittweise  erst  (1832)  zur  politischen  Befreiung 
der  Städte  und  Industriegebiete  von  dem  Übergewicht  der  Grund- 
besitzerklasse im  Parlamente,  dann  (1835)  zur  administrativen  Neu- 
gestaltung der  Städte  geführt.  Dieser  Prozefs  erscheint  mit  der 
Konstituierung  der  Stadtgrafschaften  im  Jahre  1888  abgeschlossen. 
Dadurch  nun,  dafs  die  Counties  der  neuen  Verwaltungsorgani- 
sation fast  alle  wichtigen  Funktionen  der  öffentlichen  Gewalt  in 
sich   vereinigen,   während  die   alten  Grafschaften  nur  mehr  ört- 


Gomme,  Lectures  on  Local  Government,  1897,  p.  15. 
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liehe  Kompetenzen  für  die  im  Namen  der  Krone  ausgeübte  Gerichts- 
barkeit sowie  für  die  Organisation  der  Miliz  bilden,  ergiefst  sich 
fortan  in  jene  neue  Formen  der  ganze  immer  reicher  werdende 
Inhalt  der  socialen  und  ökonomischen  Gemeininteressen  der  Graf- 
schaft als  lokaler  Einheit  und  der  ihnen  gewidmeten  öffentlichen 
Thfttigkeit.  Darum  verkörpern  diese  neuen  Organisationen  seit 
1888  für  die  nationale  Vorstellung  das  eigentliche  grafschaftliche 
Leben  und  darum  erscheinen  sie  als  die  vollwertige  Fortsetzung 
der  alten  historischen  Gounties,  während  daneben  die  Konturen  der 
formell  noch  immer  bestehenden  historischen  Grafschaftsorgani- 
sation allmählich  mehr  und  mehr  verblassen  und  zurücktreten.  Es 
vollzieht  sich  hier  derselbe  Prozefs,  der  sich  durch  die  beiden 
Reformbills  von  1867  und  1885  in  Bezug  auf  das  Verhältnis  der 
alten  Grafschaften  zum  Parlamente  vollzogen  hat.  Durch  die 
Redistribution  of  Seats  Acts,  d.  h.  durch  Schaffung  besonderer 
einzelner  Wahlkreise  innerhalb  der  Grafschaften  ist  die  alte  Vor- 
stellung von  dem  Überbau  des  Hauses  der  Gemeinen  auf  der  Unter- 
lage der  historischen  Grafschaften  und  Stadtgebiete  hinfällig  ge- 
worden. Nicht  mehr  aus  Vertretern  der  Städte  und  den  delegierten 
Rittern  der  Grafschaften  setzt  sich  das  Unterhaus  zusammen, 
sondern  aus  Abgeordneten  städtischer  und  ländlicher  Wahlkreise, 
die  mit  den  Grafschaften  und  Boroughs  als  solchen  in  keinem 
inneren  Zusammenhange  mehr  stehen. 

Sieht  man  von  der  Exemption  der  Städte  aus  dem  Grafschafts- 
verbande ab,  so  zeigen  sich  die  Grenzen  der  administrativen  Goun- 
ties nicht  sehr  verschieden  von  denen  der  alten  Grafschaften,  wohl 
aber  ist  die  Zahl  der  administrativen  Grafschaften  gröfser  als  die 
der  alten  Gounties.  Es  war  bei  der  aufserordentlich  grofsen  Ver- 
schiedenheit der  historischen  Grafschaftsgebiete  unbedingt  notwendig, 
denjenigen  von  ihnen,  die  schon  unter  der  alten  Grafschaftsverwaltung 
zu  den  meisten  Administrativzwecken  geteilt  waren,  für  diese  Teile 
selbständige  Vertretungen  zu  geben.  Ferner  mufsten  einzelne,  ge- 
schichtlich mit  bestimmten,  an  der  Küste  gelegenen  Grafschaften  zu- 
sammenhängende Inselgebiete,  die  eine  in  sich  abgeschlossene  natür- 
liche Einheit  vorstellen,  gleichfalls  administativ  selbständig  werden. 
So  ist  es  gekommen,  dafs  heute  auf  dem  Gesamtgebiete  der  52  alten 
Gounties  63  Administrativgrafschaften  bestehen.  Es  wurde  zunächst 
das  Gebiet  der  Metropolis  zu  einer  eigenen  Grafschaft  gemacht,  so- 
dann wurden  die  S  Ridings  von  Yorkshire  und  Lincolnshire  jedes 
einzelne  mit  einer  Grafschaftsvertretung  ausgestattet.  Zu  diesen 
57   Administrative  Gounties  kommt  dann  die  von  der  County  of 
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Southampton  abgetrennte  Insel  'Wight,  ferner  die  zwei  neuen  durch 
Zweiteilung  der  Grafschaften  von  Cambridge,  Northampton,  Suflfolk 
und  Sussex  geschaffenen  Verwaltungsgebiete,  weiters  das  selb- 
ständige County  Council  für  den  Bezirk  (Soke)  von  Peterborough, 
endlich  das  selbständige  Local  Council  für  die  Scilly-Inseln  und  der 
(irafschaftsrat  für  die  Isle  of  Ely. 

Betrachtet  man  nun  die  Grenzen  dieser  Yerwaltungsgebiete 
im  einzelnen,  so  müssen  zunächst  die  in  denselben  liegenden  Stadt- 
gi-afschaften,  County  Boroughs,  ausgeschieden  werden.  Das  übrige 
Gebiet  ist  identisch  mit  dem  alten,  durch  die  Einhebung  der  ein- 
zelnen Grafschaftssteuer,  County  Rate,  abgegrenzten  Gebiete ,  inso- 
fern nicht  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1888  Grenzänderungen  vor- 
genommen worden  sind.  Letzteres  ist  aber  nach  der  Absicht  des 
Gesetzes  in  hervorragendem  Ausmafse  geschehen  und  war  unaus- 
weichlich, da  die  Abgrenzung  der  einzelnen  Grafschaften,  seit  Jahr- 
hunderten gleich  geblieben,  jeder  Berücksichtigung  der  modernen 
Veränderung  in  der  Besiedlung  des  Landes  entbehrtet  Dazu  kam, 
dafs  aus  der  feudalen  Epoche  her  zahlreiche  Unregelmäfsigkeiten 
und  Enklaven  die  territoriale  Abgrenzung  komplizierten.  —  Diese 
Verhältnisse  sind  aber  noch  verworrener  gestaltet  worden  durch  die 
ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Counties  seither  geschaffenen  Verwaltungs- 
gebiete :  die  Unions  und  deren  Nachfolger,  die  Distrikte.  Endlich 
hat  die  Entstehung  zahlreicher  gröfserer  und  dicht  bevölkerter 
Städte,  deren  Gebiete  bisweilen  in  zwei  und  drei  Grafschaften  hinüber- 
griffen, das  Chaos  der  territorialen  Verhältnisse  der  Verwaltung  in 
unerträglichem  Mafse  gesteigert.  Hier  hat  nun  das  Lokalverwaltungs- 
gesetz von  1888  energisch  eingegriffen.  Durch  Section  54  wurde 
das  Lokalverwaltungsamt  für  befugt  erklärt,  auf  Antrag  einer  Graf- 
schaft oder  eines  County  Borough  nach  Vornahme  einer  Local  Inquiry 
die  Grenzen  einer  Grafschaft  durch  Provisional  Order  abzuändern. 
Ausdrücklich  wird  dabei  im  Gesetze  auf  die  von  der  Boundary 
Commission  (1887)  erstatteten  Vorschläge  hingewiesen,  welche  die 
davon  betroffenen  Grafschaften  begutachten  und,  wo  es  irgend  mög- 


^  Nur  14  von  den  gegenwärtigen  63  Administrativgrafschaften  stimmen  in 
ihrem  Umfange  genau  mit  den  Grenzen  der  entsprechenden  historischen 
Counties  überein  (Wright  and  Hobhouse  p.  33).  In  dem  Verhältnisse  der 
Administrativgrafschaften  zu  den  Counties  bestehen  im  einzelnen  verschiedene 
Anomalien,  die  aber  für  die  Lokalverwaltung  belanglos  sind.  So  haben  die 
drei  Kidings  von  Yorkshire  völlig  gesonderte  judizielle  und  administrative 
Organisation,  jedoch  gemeinsamen  Sheriff  und  Assisen.  In  Lincolnshire  haben 
wieder  alle  drei  Teile  nur  einen  Lord  Lieutenant  gemeinsam. 

Bedlioh,  Engl.  LokalTerwaltung.  27 
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lieh  erscheint,  in  der  Weise  verwirklichen  sollen,  dafs  kein  Lokal- 
verwaltungssprengel in  Zukunft  in  mehr  als  einer  County  liege,  und 
dafs  die  Grenzen  der  einzelnen  Lokalverwaltungsgebiete  (Areas)  in 
Zukunft  einander  nicht  mehr  schneiden  (intersect).  Das  Gesetz  von 
1894  hat  nun  dieselben  Grundsätze  für  die  innerhalb  einer  County 
liegenden  Local  Government  Areas  aufgestellt,  wovon  an  anderer 
Stelle  näher  gehandelt  werden  wird.  Hier  genügt  es  festzustellen, 
dafs  auch  hierbei  als  Princip  zu  dienen  hat,  dafs  wo  möglich  alle 
städtischen  und  ländlichen  Distriktsbehörden,  sowie  alle  Kirchspiele 
ihr  Verwaltungsgebiet  in  einer  einzigen  Grafschaft  enthalten  sollen. 
Nur  tritt  hier  die  Grafschaft  als  die  an  erster  Stelle  zur  Regulierung 
berufene  Behörde  an  Stelle  des  Lokalverwaltungs-Ministeriums. 

Was  nun  diese  kleineren  Lokalverwaltungskörperschaften,  welche 
von  einer  Administrativgrafschaft  umschlossen  werden,  betrifft,  so 
bilden  diese  seit  den  Gesetzen  von  1888  und  1894  ein  systematisches 
Ganze,  nämlich  die  neue  County;  sie  können  aber  doch  nicht  eine  Ein- 
teilung derselben  genannt  werden.  Denn  auch  sie  selbst  sind  gerade 
so  wie  die  Grafschaften  sehr  verschieden  in  ihrem  Umfange  und  zu 
einem  besonderen  Verwaltungszwecke,  nämlich  zur  Administration 
der  Armenpflege,  gebildet  worden,  die  mit  den  Grafschaften  nichts 
zu  thun  hatte.  Gegenwärtig  aber  sind  diese  Armen-  und  Sanitäts- 
bezirke eben  durch  jene  Grenzregulierungsvorschriften  in  den  Rahmen 
der  neuen  Counties  hineingefügt  und  durch  die  Bezeichnung  County 
Districts  auch  äufserlich  als  Teile  der  Grafschaft  hingestellt.  Dabei 
sind  städtische  und  ländliche  Distrikte  nach  wie  vor  zu  unterscheiden. 
Diese  Distrikte  —  die  Stadt-  und  Landgemeinden  —  um  einen 
passenden  Terminus  der  kontinentalen  Verwaltung  anzuwenden  — 
sind  die  eigentlichen  Träger  der  ganzen  inneren  Verwaltung:  und 
zu  ihnen  wird,  wie  wir  später  sehen  werden,  die  Grafschaft  als  auf- 
sichtführendes Organ  in  bestimmte  Beziehung  gesetzt.  Innerhalb 
dieser  Distrikte  ist  dann  noch  als  kleinste  Lokalverwaltungs-Area 
das  Kirchspiel  zu  unterscheiden,  indem  jeder  Distrikt  mehrere 
solcher  umschliefst.  Daneben  haben  wir  eine  zweite,  von  der  vor- 
genannten völlig  unabhängige  Einteilung  der  Grafschaft  zu  ver- 
zeichnen. Es  ist  die  Einteilung  der  Grafschaft  als  eines  von  der 
Gesamtheit  der  Friedensrichter  regierten  Ganzen  in  Petty  Sessional 
Divisions  zu  Zwecken  jener  friedensrichterlichen  Thätigkeit,  die  nicht 
in  Quarter  Sessions  geübt  wird.  Gegenwärtig  besteht  diese  Einteilung 
nur  mehr  für  die  rein  judizielle  Thätigkeit  der  Friedensrichter  fort: 
sie  hat  aber  mit  der  Verwaltung  nicht  mehr  gemein,  als  dafs  auch 
gewisse  Akte  der  „Verwaltungsrechtsprechung"  hierdurch  ihre  ört- 
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liehe  Kompetenzbestimmung  erfahren.  Diese  Einteilung  in  Petty 
Sossional  Divisious  ist  im  Anschlüsse  an  die  alten  Hundreds  ent- 
standen, wurde  dann  zu  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  neu  geordnet 
und  nach  der  Armengesetzreform  von  1834  den  neugeschaffenen 
Kirchspielverbänden  (Unions)  mehr  oder  weniger  angepafst.  An  diese 
Bezirke  schlofs  sich  seit  der  Organisation  der  Grafschaftspolizei 
im  Jahre  1856  auch  die  Einteilung  der  County  in  Police  Districts, 
wenn  auch  nicht  mit  starrer  Regelmäfsigkeit,  an.  Weiters  zerfällt 
die  Grafschaft  in  mehrere  Coroner-Bezirke,  die  wieder  durch  Zu- 
sammenfassung mehrerer  Distrikte  frei  gebildet  werden,  entsprechend 
diesem  speciellen  Zwecke.  Endlich  mufs  auch  noch  die,  gleichfalls 
völlig  unabhängig  von  den  vorgenannten  Sprengein  geschaflFene, 
Einteilung  des  Landes  in  County  Court  Districts  genannt  werden, 
das  ist  in  Gerichtssprengel  zur  Ausübung  der  diesen  1846  neu- 
geschaffenen,   niederen  Civilgerichten   zugewiesenen   Jurisdiktion  ^ 


^  Die  innere  Einteilung  der  Counties  wird  am  besten  durch  Angabe  der 
thatsächlichen  Verhältnisse  in  einigen  derselben  illustriert. 

a)  Die  Administrativgrafschaft  von  Leicestershire  zerf&llt  in  54  Wahl- 
bezirke zur  Erwählung  des  Grafschaftsrates,  ferner  in  9  Petty  Sessional 
Divisions,  mit  denen  die  Polizeibezirke  zusammenfallen,  zur  Ausübung  der 
nicht  in  Quarter  Sessions  geübten  friedensrichterlichen  Jurisdiktion.  Sie  ent- 
hält die  Gebiete  von  12  ürban  District  Councils,  darunter  einen  Municipal 
Borough,  und  14  Rural  District  Councils.  Die  Stadt  Leicester  ist  als  County 
Borough  ausgeschieden.  Zu  Zwecken  der  Parlamentswahl  ist  die  GrafschaÄ; 
in  vier  Wahlkreise  geteilt. 

b)  Derbyshire  zerfällt  in  60  County  Electoral  Divisions,  femer  in 
15  Petty  Sessional  Divisions  respektive  12  Polizeidistrikte.  Sie  enthält  29 
städtische  District  Councils,  15  Rural  District  Councils,  in  letzteren  163  Parish 
Councils.  Die  Grafschaft  zerfällt  weiters  in  7  Parlamentswahlkreise.  Aus- 
geschieden ist  die  Stadt  Derby  als  County  Borough. 

c)  Nottinghamshire  zerfällt  in  51  County  Electoral  Divisions,  ferner  in 
7  Petty  Sessional  Divisions  und  6  Police  Districts,  die  den  ersteren  entsprechen, 
jedoch  sind  zwei  davon  zu  diesem  Zwecke  vereinigt.  Die  Grafschaft  enthält 
15  ürban  Districts,  darunter  drei  Municipal  Boroughs,  10  Eural  Districts  und 
ist  in  vier  Parlamentswahlkreise  geteilt.  Ausgeschieden  ist  der  County  Borough 
von  Nottingham.  —  Die  Petty  Sess.  Div,  sind  aber,  wie  Maitland  es  ausdrückt, 
„rather  a  matter  of  custom,  courtesy  and  convenience  than  of  law."  Es  hat  sich 
eben  die  Praxis  ausgebildet,  dafs  ein  Friedensrichter  in  der  Kegel  nicht  aufser- 
halb  der  Division  fungiert;  aber  für  alle  richterlichen  Funktionen  wenigstens 
ist  die  Grafschaft  nach  wie  vor  rechtlich  ein  ungeteiltes  Ganze  und  eine  Rechts* 
Sache,  die  vor  zwei  Friedensrichter  geh&rt,  kann  durch  solche,  gleichviel  in 
welcher  Division  sie  residieren,  abgeurteilt  werden.  Für  gewisse  Verwaltungs- 
sachen, z.  B.  Erteilung  von  Schanklicenzen,  ist  die  Division  auch  gesetzlich 
eine  Territorialeinheit;  und  solche  Dinge  können  nur  in  der  Session  der  be- 
treffenden Division  behandelt  werden  (Maitland,  Justice  and  Police  p.  89). 

27* 
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So  ist  also  nach  wie  vor  eine  Beihe  von  Netzen  mit  verschieden 
grorsen  Maschen  innerhalb  der  Grafschaft  ausgespannt  zur  terri- 
torialen Organisation  der  inneren  Verwaltung  und  Rechtspflege. 
Gewifs  ist  also  diese  Territorialordnung  trotz  der  Reformen 
der  neuesten  Zeit  noch  immer  kompliziert.  Aber  mag  auch  der 
Mangel  an  schematischer  Gleichmäfsigkeit  und  Einfachheit  als 
Nachteil,  ja  als  ein  Verstofs  gegen  die  auf  dem  Kontinente  so 
nachdrücklich  gehegten  und  gepflegten  Gebote  einer  streng  gleich- 
mäfsigen  Architektonik  des  administrativen  Aufbaues  angesehen 
werden,  so  sind  vom  praktischen  Standpunkte  wirkliche  Nachteile 
für  die  Bevölkerung  und  ihre  Verwaltungsinteressen  nur  in  geringem 
Mafse  darin  zu  finden.  Dafür  steht  aber  auf  der  anderen  Seite  ein 
grofser,  in  England  niemals  gering  geschätzter  Vorteil:  dadurch, 
dafs  die  englische  Gesetzgebung  unter  vorsichtiger  Aufrechthaltung 
der  historischen  Kreise  und  Provinzen,  durch  stückweise  Anpassung 
derselben  aneinander  und  nur  im  Bedarfsfalle  eintretende  Abänderung 
ein  neues  Territorialsystem  der  inneren  Verwaltung  schrittweise 
schuf,  hat  sie  es  vermieden,  Departements  nach  französischer  Technik 
zu  schaffen,  indem  man  etwa  von  oben  herab  dem  Lande  eine  neue 
Territorialeinteilung  nach  „rationellen**  oder  „staatlichen"  Gesichts- 
punkten aufoctroyiert  hätte.  Man  hat  vielmehr  in  weiser  Beschränkung 
centralistischer  Omnipotenz,  die  auf  dem  Festlande  so  oft  noch  als 
Gipfel  der  Staatsweisheit  gefeiert  wird,  sich  damit  begnügt,  das  all- 
gemeine Princip  einer  systematischen  und  gleichartigen  Verwaltungs- 
einteilung aufzustellen,  dessen  allmähliche  Verwirklichung  aber  der 
lokalen  Initiative  überlassen  und  versäumt  auch  jetzt  nicht,  dem 
landschaftlichen  Zusammengehörigkeitsgefühle  jederzeit  Rechnung 
zu  tragen.  Nur  für  die  Übergangszeit  und  zur  Erledigung  der  un- 
abweislich  gewordenen  Regulierungen  der  Grafschaftsgrenzen  ist 
dem  Local  Government  Board  bis  zum  1.  November  1889  die  Be- 
fugnis erteilt  worden,  zu  solchem  Zweck  Provisional  Orders  auch 
ohne  vorhergehendes  Ansuchen  der  Gounties  zu  erlassen.  Nach 
diesem  Zeitpunkte  obliegt  sowohl  hierfür  wie  für  die  Abänderung 
der  Distriktsgrenzen  die  Initiative  stets  den  einzelnen  Lokal- 
verwaltungskörperschaften, für  den  zweiten  Fall  auch  die  Ent- 
scheidung in  erster  Linie  der  Grafschaftsbehörde  und  nicht  dem 
Ministerium,  obgleich  der  Centralbehörde  auch  in  diesem  Falle 
die  formelle  Gutheifsung  der  Verfügung  des  Grafschaftsrates 
obliegt». 


Vgl.  SS.  54—57  Loc.  Gov.  Act  1888,  Part  III.  des  Loc.  Gov.  Act  1894. 
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Alle  durch  solche  Grenzregulierungen  verursachten  Auseinander- 
setzungen finanzieller  Natur  müssen  vor  Erlassung  der  betreffen- 
den Order  einverstftndlich  geschlichtet,  im  Streitfalle  durch  das 
Lokalverwaltungsamt  schiedsrichterlich  festgesetzt  werden.  Fühlt 
sich  eine  der  davon  betroffenen  Parteien  durch  solche  Festsetzung 
beschwert,  so  genügt  die  Einbringung  einer  Petition  an  das  Parlament, 
um  die  Rechtskraft  der  Order  bis  nach  durchgeführtem  Verfahren  vor 
dem  Select  Committee  des  letzteren  in  Schwebe  zu  lassen  und 
so  das  Urteil  des  Parlamentes  als  den  entscheidenden  Faktor  ein- 
zusetzen. Für  die  Übergangszeit  war  die  Kompetenz  zur  schieds- 
gerichtlichen Ordnung  der  finanziellen  Auseinandersetzungen  bei 
Grenzregulierungen  einer  besonderen  temporären  Behörde  gegeben 
worden :  nämlich  den  zur  Durchführung  des  Gesetzes ,  vornehmlich 
in  Bezug  auf  Regelung  finanzieller  Fragen,  ernannten  fünf  Gom- 
missioners,  deren  Amt  im  Jahre  1892  erlosch. 

Auf  Grund  aller  dieser  Bestimmungen  sind  denn  auch  that- 
sächlich  die  hervorstechenden  Unregelmäfsigkeiten  der  Territorial- 
einteilung des  Landes  beseitigt  worden.  Wie  aus  den  Jahresberichten 
des  Loc.  Gov.  Board  hervorgeht,  wird  die  Zahl  solcher  Gebiets- 
veränderungen der  Counties  von  Jahr  zu  Jahr  naturgemäfs  geringer. 
Aber  auch  jetzt  zeigen  die  Grafschaften  noch  immer  das  Bild  sehr 
unregelmäfsiger  imd  ungleicher  Gebilde,  sowohl  in  Bezug  auf  ihre 
Grenzgestaltung  als  in  Bezug  auf  ihren  Flächenraum.  Immer  bleiben 
aber  auch  die  neuen  Administrativgrafschaften  echt  historische 
Gebilde  und  sind  weit  entfernt  von  der  Regelmäfsigkeit  einer 
systematischen  künstlichen  Landeseinteilung.  Darin  aber  liegt  ein 
tiefer  Sinn:  nicht  nur  für  die  geschichtliche  Betrachtung  sondern 
auch  für  die  Gegenwart  erscheint  das  englische  Staatsgebiet  zu 
Zwecken  der  inneren  Verwaltung  noch  immer  als  eine  Zusammei- 
setzung  seiner  historischen  Landschaften  und  Provinzen,  nicht  als 
ein  nach  Willkür  —  sei  es  auch  sehr  zweckbewufster  Willkür  — 
zerlegtes  Staatsgebiet. 

Auch  darin  prägt  sich  die  Thatsache  aus,  dafs  auch  heute 
noch  der  formalistische  Begriff  eines  allmächtigen  „Staates",  der 
in  geheimnisvoller  Undefinierbarkeit  über  „Unterthanen"  herrscht, 
der  englischen  Staatsverfassung  nicht  zugrunde  liegt,  sondern  viel- 
mehr die  lebendige  Vorstellung  der  nach  ihren  alten  historischen 
Kreisen  und  Landschaften  gegliederten  Nation  als  des  eigentlichen 
•Staatskörpers.  Dem  englischen  Bewufstsein  erscheint  durch  die 
traditionelle  Anerkennung  der  individuellen  Existenzberechtigung 
dieser   historischen   Gebiete  (Localities)  und   der  relativen  Unab- 
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hängigkeit  derselben  in  Bezug  auf  die  innere  Verwaltung  des 
Landes  nicht  im  mindestens  der  Begriff  der  Staatseinheit  der 
Nation  angetastet.  Zwar  ist  gerade  im  XIX.  Jahrhundert  die 
Stellung  der  englischen  Gesetzgebung  und  Regierung  zur  Lokal- 
verwaltung in  vielen  wesentlichen  Sttlcken  geändert  worden :  die 
Reformen,  durch  welche  die  Lokalverwaltung  umgewandelt  wurde» 
haben  so  tief  eingegriffen  in  die  lokale  Autonomie  der  Städte, 
Grafschaften  und  Kirchspiele  wie  noch  nie  in  der  bisherigen  Ge- 
schichte der  englischen  Staatsorganisation.  Gerade  die  vorstehend 
angeführten  neuen  Gesetzesbestimmungen  über  die  Abänderung  der 
Grenzen  der  einzelnen  Gebiete  der  Lokalverwaltung  untereinander 
gehören  hierher;  aber  diese  Reformen  sind  vorsichtig  nicht  über 
das  Mafs  des  wirklichen  Bedürfnisses  hinaus  vorgenommen  worden. 
Sie  haben  die  historische  Territorialformation  des  Staates  keines- 
wegs irgend  einem  rationalistischen  Principe  administrativer  Syste- 
matik geopfert,  vielmehr  durch  andere  Bestimmungen  die  Selb- 
ständigkeit dieser  Gebiete  in  Bezug  auf  die  Aufgaben  der  Ver- 
waltung in  mannigfacher  Hinsicht  gestärkt.  Darin  liegt  gewifs 
nicht  das  geringste  Verdienst  dieser  eigenartigen  Gesetzgebung. 


Zweites   Kapitel. 

Die  Organisation  des  Grafschaftsrates  nnd  seiner  Verwaltung  ^ 

Wie  schon  in  der  geschichtlichen  Darstellung  hervorgehoben 
wurde,  erscheint  die  Reform  der  Grafschaftsverfassung  des  Jahres 
1888  durch  ihre  Tendenz  charakterisiert,  die  Grundsätze  der  Städte- 
ordnung und  die  ihnen  zugrunde  liegenden  politischen .  Ideen  ein- 
fach auf  die  Grafschaftsverwaltung  zu  übertragen.  Auch  die  Graf- 
schaften sind  von  nun  ab  als  reine  Kommunalkörper  konstituiert 
und  erhalten  durch  einfache  Ausdehnung  aller  die  Organisation 
betreffenden  Bestimmungen  der  Städteordnung  auf  ihre  Verfassung 


^  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  finden  sich  erstens  in  der  Municipal- 
akte,  von  der  einzelne  Teile  mit  gewissen  Abänderungen  einfach  der  Local 
Government  Akte  einverleibt  wurden,  ferner  in  den  Sections  1,  2,  75 — 84,  86,  87 
derselben,  sowie  in  dem  County  Electors  Act  1888,  51  Vict  c.  10.  Für  die 
Darstellung  im  Texte  wurden  weiters  zahlreiche  „Standing  Orders**  und  »Regu- 
lations**  von  County  Councils  verwertet,  sowie  die  in  der  „County  Council  Times** 
enthaltenen  Sitzungsberichte  und  sonstigen  Materialien. 
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mit  einem  Schlage  alle  den  Borough  Councils  zustehenden  Rechte, 
insofern  sie  nicht  ausdrücklich  durch  das  Gesetz  ausgenommen 
sind.  Dabei  sind  nur  die  durch  die  natürliche  Verschiedenheit 
städtischer  und  ländlicher  Yerwaltungsweise  unabweislich  bedingten 
Abweichungen  von  dem  Vorbilde  zugelassen  worden.  Man  hat  sich 
sogar,  wie  von  verschiedenen  Rednern  in  der  parlamentarischen 
Debatte  über  die  Bill  Ritchies  hervorgehoben  wurde,  in  manchen 
Stücken  allzusehr  an  das  einmal  aufgestellte  Programm  gehalten: 
to  municipalise  the  County  Administration.  Jedenfalls  kann  die 
Darstellung  dieser  neuen  Grafschaftsverfassung  unter  stetigem  Hin- 
weise auf  das  uns  bereits  bekannte  städtische  Vorbild  knapper  ge- 
halten werden. 

Die  Grafschaft  ist  durch  das  Gesetz  vor  allem  zu  einer 
juristischen  Person  erhoben,  inkorporiert  worden.  Darin  liegt  eine 
wesentliche  Neuerung  der  englischen  Landesverfassung  vom  Ge- 
sichtspunkte des  formellen  Rechtes  aus.  Bis  zum  Jahre  1888  ent- 
behrte die  Grafschaft  der  Anerkennung  als  eines  öifentlich- recht- 
lichen Personenvereines;  sie  war  wohl  ein  Kollektivverband,  aber 
keine  Kollektivperson.  Pflichten  und  Rechte  waren  Pflichten  und 
Rechte  der  Grafschaftsangehörigen,  aber  nicht  Pflichten  und  Rechte 
der  Grafschaft  als  Gesamtheit.  Ausdrücklich  bestimmt  daher  das 
Gesetz  in  Section  79: 

„The  Council  of  each  County  shall  be  a  body  corporate  by  the 
name  of  the  County  Council  with  the  addition  of  the  name  of  the 
administrative  County  and  shall  have  perpetual  succession  and  a 
common  seal  and  power  to  acquire  and  hold  land  for  the  purposes 
of  their  Constitution  without  licence  in  Mortmain.  All  duties 
and  liabilities  of  the  Inhabitants  of  a  County  shall  become  and  be 
duties  and  liabilities  of  the  Council  of  such  County." 

Während  also  die  Grafschaft  früher,  um  zu  klagen  oder  Grund- 
eigentum zu  erwerben,  sich  juristischer  Notbrücken,  wie  der  Über- 
tragung auf  den  Namen  des  jeweiligen  Clerk  of  the  County  be- 
dienen mufste,  ist  nunmehr  die  Grafschaft  vollberechtigtes  Rechts- 
subjekt in  jeder  Hinsicht,  handlungsfähig  durch  ihre  gesetzmäfsige 
Vertretung,  und  in  Bezug  auf  Grundeigentumserwerb  noch  günstiger 
gestellt  als  die  Stadtkorporationen,  indem  die  Statutes  of  Mort- 
main für  Grafschaften  einfach  aufser  Kraft  gesetzt  sind.  Die  Ver- 
fassung dieser  neuen,  inkorporierten  Grafschaften,  d.  h.  die  Bildung 
des  die  Grafschaft  vertretenden  und  für  sie  handelnden  Organes 
beruht  auf  der  uneingeschränkten  Annahme  des  Principes  der 
Repräsentation  der  Grafschaftsinsassen. 


Digitized  by 


Google 


424  Zweiter  Abschnitt. 

Geradeso  wie  das  Town  Council,  die  von  der  Bürgerschaft  aus 
ihrer  Mitte  gewählte  Vertretung,  das  ausschliefslich  zur  Führung 
der  ganzen  Stadtverwaltung  berufene  Organ  ist,  so  ist  das  von  der 
Gesamtheit  der  Lokalsteuem  zahlenden  Insassen  der  Grafschaft 
gewählte  Gounty  Council,  der  Grafschaftsrat,  das  ausschliefsliche 
Verwaltungsorgan  der  Grafschaft.  Das  Wahlrecht  selbst  ist  auch 
in  den  Grafschaften  principiell  vollkommen  identisch  mit  dem 
städtischen  Wahlrechte.  In  dem  County  Electors  Act  1888  s.  2  Abs.  1 
.  ist  festgesetzt,  dafs  in  den  nicht  zu  selbständigen  Grafschaften  er- 
hobenen Municipalstädten  einfach  die  in  der  Bürgerliste  enthaltenen 
Personen  zur  Wahl  der  Grafschaftsvertreter  in  gleicher  Weise 
wahlberechtigt  sind.  Für  das  Gebiet  aufserhalb  der  Städte  wird 
als  Grundsatz  aufgestellt:  „The  burgess  qualification  shall  extend 
to  every  part  of  the  county  not  within  the  limits  of  a  Borough." 

Damach  ist  das  Household  Vote  in  demselben  weitgehenden 
Sinne,  wie  wir  dasselbe  im  städtischen  Gemeindewahlrechte  kennen 
gelernt  haben,  auch  hier  die  "Grundlage  des  Wahlrechtes.  Dem- 
zufolge sind  die  unverheirateten,  steuerzahlenden  Frauen  auch  für 
die  Grafschaftsräte  aktiv  wahlberechtigt,  aber  unfähig  das  Amt  des 
Councillor  oder  Alderman  zu  bekleiden.  Dazu  tritt  noch  eine  Er- 
weiterung durch  Aufnahme  der  durch  Besitz  von  Land  mit  dem 
Jahresertrag  von  mindestens  10  jß  qualifizierten  Parlamentswähler  in 
die  Reihe  der  Grafschaftswähler  (s.  3  des  County  Electors  Act).  Die 
Wählbarkeit  erstreckt  sich  gleichwie  in  den  Städten  auf  die  aktiv 
wahlberechtigten  Personen  und  die  innerhalb  der  bestimmten  Zone 
von  15  Meilen  von  den  Grafschaftsgrenzen  entfernt  wohnenden,  in  der 
Grafschaft  mit  Grundeigentum  begüterten  Personen,  die  in  einer 
Non  Residents  List  einzutragen  sind  (s.  12).  Überdies  sind  zum 
Grafschaftsrate  auch  Peers  wählbar,  die  in  der  Grafschaft  Grund- 
eigentümer sind,  femer  die  als  Grundeigentümer  innerhalb  der 
Grafschaft  mit  dem  Parlamentswahlrechte  beliehenen  Personen; 
überdies  ist  die  Disqualifizierung  der  Priester  und  Dissenterprediger 
ausdrücklich  beseitigt  (s.  2  Abs.  2).  Der  wichtigste  Unterschied 
zwischen  dem  städtischen  und  grafschaftlichen  Wahlrechte  ist  der, 
dafs  nach  dem  letzteren  die  Bestimmung  der  Municipalakte  (s.  45), 
dafs  kein  Wähler  in  mehr  als  einer  Wahlkreisliste  eingetragen 
sein  darf,  keine  Geltung  hat.  So  oft  also  hier  ein  Wähler  infolge 
seiner  Steuerleistung  in  verschiedenen  Wahlkreisen  derselben  Graf- 
schaft eingetragen  ist,  ebensoviel  Stimmen  kann  er  auch  abgeben. 
Allerdings  mufs  die  Stimmabgabe  immer  persönlich  erfolgen.  In- 
sofern also  eine  Aufeinanderfolge  von  Abstimmungen  einem  solchen 
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Wähler  physisch  möglich  ist,  liegt  hier  eine  Art  von  Pluralvötum 
zu  Gunsten  der  Besitzenden  vor^. 

Alle  Wähler  sind  unter  Anwendung  der  Parliamentary  Regis- 
tration Acts  in  einer  besonderen  Spalte  der  Wählerliste^  der  Local 
Government  Electors  List,  zu  verzeichnen.  Dies  geschieht  in  der 
Weise,  dafs  in  den  Städten  neben  der  Rubrik  für  die  Parlaments- 
wähler die  besondere  Btirgerliste  rubriziert  erscheint,  aufserhalb 
der  Städte  die  Rubrik  der  Grafschaftswähler.  Die  Aufstellung 
dieser  Liste  geschieht,  wie  die  aller  Listen  für  öffentliche  Wahlen 
in  England,  auf  Grund  der  Steuerbücher  durch  die  Overseers  und 
wird  alljährlich  nach  öffentlichem  und  mündlichem  Verfahren  end- 
gültig vom  Revising  Barrister  in  der  Zeit  zwischen  8.  September 
und  12.  Oktober  jedes  Jahres  festgestellt.  Das  ganze  Wahlvorbe- 
reitungsstadium ist  also  hier  wie  in  den  Städten  völlig  gleichartig 
geregelt.  Selbstverständlich  sind  auch  für  die  Grafschaftswahlen 
die  unverheirateten  Frauen,  deren  Namen  im  Rate  Book  enthalten 
sind,  ebenso  wie  in  den  Municipalstädten  wahlberechtigt.  Alle 
Listen  treten  vom  1.  Januar  an  für  das  ganze  Jahr  in  Kraft.  In 
den  zu  Stadtgrafschaften  erhobenen  Municipalstädten  beginnt  ihre 
Wirksamkeit  allerdings  schon  am  1.  November,  da  hier  die  Graf- 
schaftswählerliste mit  der  Bürgerliste  identisch  ist. 

Die  Zahl  der  Councillors,  d.  h.  der  direkt  zu  wählenden  Graf- 
schaftsvertreter, wurde  zunächst  von  dem  Local  Government  Board 
bestimmt.  Diese  Zahl  ist  angepafst  der  Bevölkerungszahl  und 
schwankt  daher  je  nach  der  Gröfse  der  Grafschaften*. 

Die  Wahlen  erfolgen  alle  drei  Jahre  im  März  gleichzeitig  für 


*  County  Electors  Act  s.  7.  Abs.  4. 

*  Nach  dem  1.  November  1889  hat  auch  in  diesem  Betracht  das  County 
Council  gemäfs  s.  54  der  Local  Gov.  Akte  die  Befugnis,  autonom  vorzugehen  : 
doch  mufs  die  betreffende  Veränderung  durch  eine  Mitteilung  dem  Local 
Government  Board  vorgebracht  und  von  diesem  durch  eine  Order  kundgemacht 
werden.  Letztere  zu  verweigern  steht  dem  Local  Government  Board  aus  be- 
sonderen Gründen  stets  frei;  doch  wird  praktisch  genommen  diese  diskretionäre 
Obergewalt  der  Centralbehörde  nur  nominell  ausgeübt.  Als  Beispiel  für  die 
Zahl  der  Grafschaftsvertreter  mögen  folgende  Angaben  dienen. 

Leicestershire       hat  54  Councillors  und  18  Aldermen 
Nottinghamshire     -    51  -  -     18 


Derbyshire 

.    60 

-     20 

Lincolnshire 

-    48 

-     16 

Lancashire 

.  105 

-     35 

East  Suffolk 

-    57 

-     19 

West  Suffolk 

-    48 

-     16 
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alle  Sitze.  Darin  liegt  eine  Abweichung  vom  Municipalwahlrechte, 
nach  welchem  jährlich  Vs  der  Stadtverordneten  neu  zu  wählen  ist. 
Die  Wahl  erfolgt  nach  Wahlkreisen  (Electoral  Divisions),  auf  die 
je  ein  einzelnes  Mitglied  des  Grafschaftsrates  entfällt:  hier  gilt 
also  das  System  der  Singlemembered  Constituenties.  Die  Ab- 
grenzung dieser  Wahlkreise  erfolgte  in  der  Weise,  dafs  das  Lokal- 
verwaltungsamt zunächst  entsprechend  der  Bevölkerung  die  Zahl 
jener  Councillors,  die  von  den  innerhalb  der  Grafschaft  liegen- 
den, nicht  eximierten  Municipalstädten  zu  wählen  sind,  feststellt 
Hierauf  spaltet  sich  das  Geschäft  der  Wahlkreiseinteilung  nach 
zwei  Richtungen.  Für  das  aufserhalb  der  Boroughs  liegende  Gebiet 
bestimmten  anläfslich  der  ersten  Wahlen  die  Quarter  Sessions  die 
Grenzen  der  einzelnen  Wahlkreise.  In  den  Städten,  auf  welche 
nur  ein  Mitglied  des  Grafschaftsrates  entfällt,  bildet  das  Städte- 
gebiet den  Wahlkreis.  Für  die  gröfseren  Städte  mit  mehr  als  einem 
Delegierten  wird  die  Einteilung  des  Sta.dtgebietes  in  Wahlkreise  vom 
Town  Council  selbst  vorgenommen  ^  Für  die  Durchführung  dieser 
Aufgabe  schreibt  das  Gesetz  übrigens,  um  jede  Willkür  auszu- 
schliefsen,  genaue  Direktiven  vor.  Die  Wahlkreiseinteilung  mufs 
mit  genauer  Berücksichtigung  sowohl  der  städtischen  wie  der  länd- 
lichen Interessen ,  ferner  mit  Bedacht  auf  eine  der  Bevölkerungs- 
zahl proportionale  Vertretung  der  einzelnen  Kreise  vorgenommen 
werden  und  es  mufs  nach  jedem  Census  den  bedeutenderen,  in- 
zwischen eingetretenen  Verschiebungen  in  Bezug  auf  die  Be- 
völkerungsdichtigkeit Rechnung  getragen  werden.  Weiters  ist  als 
Princip  aufgestellt,  dafs  jeder  Wahlkreis  entweder  einen  einzelnen 
Sanitätsdistrikt  oder,  falls  ein  solcher  zu  grofs  oder  zu  klein  ist, 
eine  Gruppe  von  Kirchspielen  oder  mehreren  Sanitätsdistrikten  ver- 
einigt umfassen  mufs.  Es  mufs  also  stets  jedes  Kirchspiel  ganz  in 
einem  Wahlkreis  liegen.  Dies  geschieht  mit  Rücksicht  darauf,  dafs 
das  Kirchspiel  und  seine  Overseers  die  Tragpfeiler  des  ganzen 
Wähler-Registrierungssystems  sind. 

Das  Wahlverfahren  bedarf  hier  keiner  näheren  Auseinander- 
setzung; es  ist  die  ganze  für  die  städtischen  Municipalwahlen  ge- 
schaifene  Gesetzgebung  einfach  vollständig  auf  diese  neuen  Körper- 
schaften übertragen  worden.  Alles,  was  im  vorhergehenden  Ab- 
schnitt von  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Wahlvorbereitung, 
Nomination  und  den  eigentlichen  Wahlakt,  endlich  über  Reklama- 
tionen und  Anfechtungen  von  Wahlen  gesagt  worden  ist,  hat  auch 


1  S.  2  Abs.  3  b,  c. 
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hier  in  gleicher  Weise  Geltung*.  Als  Wahlleiter  fungiert  in  den 
Städten  der  Mayor  oder  ein  Alderman;  für  die  ländlichen  Wahl- 
kreise werden  die  Wahlleiter  vom  County  Council  ernannt. 

Neun  Tage  vor  dem  Wahlakte  ist  die  Wahl  vom  Wahlleiter 
nach  Ort  und  Stunde  öffentlich  bekannt  zu  machen.  Alles  übrige 
geht  genau  nach  der  Ballot  Akte  von  1872  vor  sich,  wie  bei  den 
städtischen  Wahlen.  Für  Vakanzen,  die  früher  als  sechs  Monate 
vor  der  allgemeinen  Wahl  eintreten,  ist  Ersatzwahl  vorzunehmen, 
wobei  der  Neugewählte  nur  für  den  Rest  der  Funktionsperiode  des 
Grafschaftsrates  gewählt  wird. 

Abweichend  von  der  Städteordnung  ist  hier  die  Frist  bis  zur 
Annahmeerklärung  des  Gewählten  auf  zehn  Tage  festgesetzt  und 
statt  sechs  Monaten  gelten  zwölf  Monate  Abwesenheit  des  Goun. 
cillor  als  Erlöschungsgrund  seines  Mandates. 

Die  Kosten  der  Wahlen  fallen  dem  Grafschaftsrate  zur  Last. 
Hierbei  sind  die  Wahlkostentarife  für  die  Parlaments  wählen  oder 
solche  vom  County  Council  künftig  selbst  festgesetzte  Tarife  ein- 
zuhalten ^. 

Nach  durchgeführter  Wahl  wird  die  Konstituierung  des  County 
Council  dadurch  vollendet,  dafs  in  der  ersten  gesetzlichen  Sitzung, 
welche  am  Tage  nach  der  Wahl  stattzufinden  hat,  die  County 
Aldermen  und  der  Chairman  gewählt  werden  müssen.  Auch  hier 
tritt  also  im  Grafschaftsrate  zu  dem  direkt  gewählten  Elemente, 
zu  den  Council lors,  ein  Zusatz  von  indirekt  gewählten  Grafschafts- 
vertretern. Obgleich  diese  Abweichung  von  dem  strengen  Re- 
präsentativprincipe ,  deren  Einführung  im  Jahre  1835  bekanntlich 
auf  ein  Kompromifs  zwischen  der  Reformpartei  und  den  Tories  im 
Oberhause  zurückgeht,  bei  der  Beratung  des  Grafschaftsgesetzes 
von  verschiedenen  Seiten  als  theoretisch  und  praktisch  unbegründet 
angegriffen  wurde,  ist  das  Institut  der  Aldermen  dennoch  von  der 
Regierung  und  der  Majorität  auch  für  die  neue  Grafschaftsverwal- 
tung acceptiert  worden.  Auch  hier  liegt  also  eine  einfache  Über- 
tragung städtischer  Einrichtungen  auf  die  Grafschaftsverwaltung 
vor.  Die  Qualifikation  ist  für  die  Aldermen  dieselbe  wie  für  die 
Councillors  und  die  Wahl  wird  in  derselben  Weise  wie  in  den 
Städten  vorgenommen.   Nur  in  einem  wichtigen  Punkte  findet  eine 


*  Durch  s.  75  der  Local  Government  Akte  1888  ist  der  Municipal 
Elections  (Corrupt  Practices)  Act  vollständig  auf  die  Wahlen  zu  den  Graf- 
schaftsräten ausgedehnt  worden. 

'  Alle  Abweichungen  von  dem  Städterecht  sind  in  s.  75  des  Gesetzes  auf- 
gezählt. 
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Abweichung  statt:  es  darf  auch  keiner  der  im  Council  verbliebenen 
Aldermen  bei  der  Neuwahl  der  übrigen  Aldermen  und  bei  der 
Wahl  des  Vorsitzenden  seine  Stimme  abgeben  (s.  2  Abs.  2  c);  so  soll 
eine  künstliche  Perpetuierung  der  Majorität  verhindert  werden. 
Auch  hier  ist  die  Funktionsdauer  der  Aldermen  doppelt  so  lang 
bemessen  als  die  der  Councillors,  nämlich  sechs  Jahre.  Der  Chair- 
man  —  das  Seitenstück  zum  Mayor  —  ist  ex  officio  Friedensrichter 
der  Grafschaft  für  seine  Amtsdauer  und  bedarf  als  solcher  nicht 
der  für  die  Friedensrichter  der  Grafschaft  durch  18.  Geo.  IL  c.  28 
vorgeschriebenen,  noch  immer  in  Kraft  stehenden  Vermögens- 
qualifikation. Auch  ein  Vice-Chairman  ist  für  die  ganze  Funktions- 
periode des  Vorsitzenden  vom  County  Council  zu  bestellen.  Letztere 
ist  auch  hier  von  einjähriger  Dauer. 

Die  Zahl  der  Aldermen  ist  auf  ein  Drittel  der  Councillors  fest- 
gesetzt. Die  Bestimmungen  über  Zwang  zur  Annahme  der  Wahl, 
Exkusationsgründe  u.  s.  w.,  gelten  für  County  Aldennen  undChairman 
genau  so  wie  für  die  Stadtverordneten  und  den  Mayor  der  Muni- 
cipalstädte*. 

Mit  der  Erwählung  der  Aldermen  und  des  Chairman  ist  die 
Bildung  des  County  Council  vollendet  und  dasselbe  legal  kon- 
stituiert. Wir  werden  nunmehr  die  innere  Organisation  der  ihm 
gesetzlich  zustehenden  Geschäftsführung  zu  betrachten  haben.  In 
diesem  Punkte  ist  nun  die  Municipalakte  nicht  blofs  als  Vorbild 
sondern  geradezu  als  Norm  aufgestellt.  Ausdrücklich  verfügt  das 
Gesetz  vom  Jahre  1888,  dafs  in  allen  jenen  Fällen,  in  welchen  in 
Bezug  auf  die  vom  County  Council  zu  beobachtende  Verwaltungs- 
ordnung keine  besondere  Bestimmung  getroffen  ist,  einfach  die 
Städteordnung  als  Vorschrift  zu  gelten  hat^.  Damit  ist  vor  allem 


^  Auch  den  Grafschaftsräten  steht  es  frei,  die  Bufse  für  Nichtannahme 
durch  Bye  Law  festzusetzen  und  so  zu  einer  nominellen  zu  machen.  So  z.  B. 
ist  in  Leicestershire  der  Betrag  auf  6  SchiUing,  in  Derhyshire  und  in 
Nottinghamshire  auf  einen  Schilling,  in  Warwickshire,  in  der  Isle  of 
Wight  und  East  Suffolk  sowie  West  Suffolk  auf  ein  Pfund,  in  Dur- 
ham  auf  5  £^  in  Lincolnshire  dagegen  auf  10  £  resp.  15  £  festgesetzt. 

"  S.  75:  for  the  purpose  of  the  provisions  of  this  Act  with  respect  to  County 
Councils,  and  to  the  chairmen,  memhers,  committees,  officers  of 
such  Councils,  the  foUowing  portions  of  the  Municipal  Corporations  Act, 
-namely:  Parts  II.  III.  IV.  s.  124  in  Part  V.  Part  XII.  XIII.  Schedula  II.  Part  2. 
and  3.  of  the  Third  Schedula  and  Part.  1.  of  the  Eighth  Schedula  shall  so  far 
tis  they  are  unrepealed  and  consistent  with  the  provisions  of  this  Act,  apply, 
as  if  they  were  herein  reenacted. 
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ausgesprochen,  dafs  der  Grafschaftsrat  gerade  sowie  das  Borough 
Council  die  volle  Autonomie  zur  Einrichtung  seiner  Verwaltungs- 
ordnung besitzt  und  dieselbe  durch  Aufstellung  von  Standing  Orders 
und  Begulations  bethätigt.  Geradeso  wie  die  Städte,  besitzen  die 
County  Council^  ferner  das  Recht  der  Verordnungsgewalt,  das  sie 
durch  Erlassung  von  Bye  Laws  „for  the  good  government  of  the 
County  and  Suppression  of  Nuisances"  ausüben.  Wir  werden  auf 
diese  Funktion  der  County  Councils  im  nächsten  Abschnitt  näher 
eingehen  ^  Durchwegs  sind  die  Grundlinien  in  der  Verwaltungs- 
organisation des  Grafschaftsrates  völlig  übereinstimmend  mit  den- 
jenigen, die  Gesetz  und  Gewohnheit  längst  für  die  Städteverwaltung 
gezogen  haben. 

Auch  hier  ist  das  Committee  in  seinem  Verhältnisse  zum  Plenum 
deß  Verwaltungskörpers  einerseits,  zur  besoldeten  Beamtenschaft 
der  County  andererseits,  der  Brennpunkt  der  ganzen  Organisation ; 
aber  gerade  in  diesem  Punkte  findet  auch  die  wesentlichste,  durch 
die  hier  verschiedenartig  gestellte  Verwaltungsaufgabe  bedingte 
Abweichung  von  dem  städtischen  Vorbilde  statt.  Die  Verwaltungs- 
arbeit, die  von  den  Grafschaftsräten  zu  lösen  ist,  erfordert  natur- 
gemäfs  eine  noch  weitergehende  Decentralisierung  der  faktischen 
Administration  in  lokale  und  sachliche  Specialhilfsorgane  des  Graf- 
schaftsrates als  Gesamtheit.  Hier  bot  nun  die  von  der  englischen 
Stadtverwaltung  geschaffene  Form  des  Committee  eine  in  ihrer 
Einfachheit  geradezu  klassische  Lösung  des  vorliegenden  administra- 
tiven Problems.  Nur  durch  Differenzierung  des  Council  in  so  viele 
einzelne  Fachausschüsse  als  Einzelnaufgaben  der  Grafschaftsver- 
waltung vorhanden  sind,  konnte  einerseits  das  Grundprincip 
der  englischen  Lokalverwaltung,  die  Führung  derselben  durch 
eine  Mehrheit  von  der  Wählerschaft  direkt  verant- 
wortlichen Repräsentanten  unter  Oberaufsicht  des  Council 
aufrecht  erhalten  und  andererseits  gleichzeitig  die  notwendige  sach- 
liche und  örtliche  Gliederung  des  Verwaltungsapparates  gewonnen 
werden.  Aber  die  englische  Gesetzgebung  war  sich  dessen  wohl- 
bewufst,  dafs  es  hier  galt,  das  Vorbild  der  Municipalverwaltung  nicht 
sklavisch  nachzuahmen,  sondern  den  eigenartige^  Bedürfnissen  der 
Grafschaftsverwaltung  entsprechend  auszugestalten.  Die  grofse 
Ausdehnung  des  Verwaltungsgebietes  der  County  Councils,  die  Ver- 


^  Doch  sind  die  in  der  County  liegenden  Municipalstädte  stets  von  der 
Wirksamkeit  solcher  grafschaftlicher  Bye  Laws  ausgenommen,  s.  16  der  Loc. 
Gov.  Akte  1888. 
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schiedenartigkeit  der  einzelneD  ihnen  zufallenden  Verwaltungszwecke, 
endlich  der  Umstand,  dafs  viele  von  diesen  letzteren  nur  gemein- 
sam mit  den  benachbarten  Grafschaften  oder  Stadtgrafschaften  gelöst 
werden  können,  alle  diese  gegebenen  Faktoren  mufsten  dahin  führen, 
dem  Committee  hier  eine  selbständigere  Position  gegen- 
über dem  Plenum  einzuräumen,  als  dies  nach  der  Städte- 
ordnung der  Fall  ist,  andererseits  eine  gröfsere  Beweglichkeit  in 
der  Bildung  desselben  aus  zwei  oder  mehreren  Verwaltungskörpern 
zu  ermöglichend 

Diese  beiden  Forderungen  sind  durch  das  Gesetz  erfüllt  worden. 
Das  Gesetz  von  1888  unterscheidet  zwei  Hauptklassen  von  Com- 
mittees:  1.  das  regelmäfsige  Verwaltungscommittee ,  das  zur  Be- 
sorgung einer  oder  mehrerer  zusammenhängender  Administrations- 
aufgaben aus  dem  Schofse  des  Plenums  in  der  von  diesem  für  an- 
gemessenen gehaltenen  Stärke  gebildet  wird;  2.  das  sogenannte 
Joint  Committee,  das  durch  Wahl  je  eines  Teiles  der  Mitglieder 
desselben  aus  zwei  oder  mehreren  Verwaltungskörperschaften  heraus 
gebildet  wird,  sei  es  aus  zwei  oder  mehreren  County  Councils  oder 
aus  einem  County  Council  und  den  Quarter  Sessions  der  betreifen- 
den Grafschaft,  oder  aus  dem  County  Council  und  dem  Borough 
Council  einer  Municipalstadt. 

Sowohl  das  einfache  als  das  zusammengesetzte  Committee  ist 
ein  Werkzeug,  das  dem  County  Council  zur  Benutzung  nach  eigenem 
Ermessen  an  die  Hand  gegeben  wird.  Je  nach  Bedürfnis  können 
von  jedem  Grafschaftsrate  beliebig  viele  Committees  gebildet  und 
kann  deren  Stärke  beliebig  festgesetzt  werden.  In  zwei  Richtungen 
aber  ist  das  diskretionäre  Ermessen  der  Grafschaftsräte  durch  das 
Gesetz  eingeschränkt.  Innerhalb  jeder  der  beiden  Klassen  von 
Committees  hat  nämlich  das  Gesetz  je  ein  obligatorisches  Com- 
mittee statuiert;  jeder  Grafschaftsrat  mufs  ein  Finance  Com- 
mittee bilden  und  in  jeder  Grafschaft  mufs  aus  den  Quarter 
Sessions  und  dem  County  Council  ein  gemeinsames  sogenanntes 
Standing  Joint  Committee  gebildet  werden,  dem  die  Ver- 
waltung der  Graf  Schaftspolizei  obliegt. 

W^as  nun  das*  Verhältnis  der  Committees  zu  dem  Council  be- 
trifft, so  sind  die  freien  Committees  beider  Klassen  von  den  letzt- 
genannten obligatorischen  Ausschüssen  zu  unterscheiden.  Für 
erstere  gelten  gemeinsame  Bestimmungen.    Grundregel  ist,  dafs 

1  Vgl.  für  das  folgende  ss.  28,  30,  81,  82,  ferner  die  Standing  Orders  und 
Regulations  der  County  Councils,  die  hier  vielfach  benützt  sind. 
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das  Council  oder  bei  Joint  Committees  die  Vollversammlungen  der 
kooperierenden  Verwaltungskörperschaften  den  Umfang  der  Ver- 
waltungsaufgaben des  Committee,  die  ihm  hierzu  übertragene  Voll- 
macht, Ort  und  Zeit  der  Beratung,  die  zur  Beschlufsfassung  not- 
wendige Präsenzstärke ,  endlich  die  Art  und  Weise  der  Geschäfts- 
führung nach  eigenem  Ermessen,  sei  es  im  einzelnen  Falle,  sei  es 
durch  generelle  Bestimmungen  in  den  Standing  Orders  festsetzen. 
Ebenso  steht  es  dem  Plenum  frei,  die  Arbeit  eines  Committee 
lokal  zu  begrenzen  und  für  ein  und  denselben  Verwaltungszweck 
mehrere,  örtlich  voneinander  abgegrenzte  Committees  zu  bilden. 

Juristisch  ist  die  Beziehung  der  Committees  zum  Plenum  auch 
hier  ein  jederzeit  durch  ordnungsmäfsigen  Beschlufs  des  Auftraggebers 
oder  durch  gleichartige  Beschlüsse  der  Auftraggeber  im  Falle  eines 
Joint  Committee  abänderliches  Mandat:  insoweit  das  Plenum  sein 
Recht  zur  Organisation  der  Thätigkeit  des  Committee  diesem  selbst 
überträgt,  kann  letzteres  innerhalb  der  vom  Grafschaftsrate  gezogenen 
Schranken  sich  selbst  seine  detaillierte  Arbeits-  und  Geschäftsord- 
nung geben.  Hier  geht  aber  das  Gesetz  in  der  Verselbständigung 
der  Committees  gegenüber  dem  Plenum  um  einen  bedeutsamen 
Schritt  weiter  als  die  Städteordnung.  Während  die  städtischen 
Committees  regelmäfsig  der  Bestätigung  ihrer  Beschlüsse  durch  das 
Town  Council  zur  Gültigkeit  und  Ausführung  derselben  bedürfen, 
kann  nämlich  der  Grafschaftsrat  einem  Committee  die 
Vollmacht  geben,  seine  Beschlüsse  sogleich  in  Kraft 
zu  setzen,  ohne  vorhergängige  Approbierung  seitens 
des  Plenums;  immer  mufs  aber  über  die  Führung  der  Verwal- 
tung fortlaufender  Bericht  durch  das  Committee  an  das  Council 
erstattet  werden.  Damit  ist  die  Idee  der  Committeeverwaltung 
vollends  den  Zwecken  der  Grafschaftsverwaltung  angepafst. 

Die  grofsen  Entfernungen  zwischen  einzelnen  Teilen  der  meisten 
Grafschaften  und  der  Wohnsitze  der  County  Councillors  von  dem 
Centrum  der  Grafschaftsverwaltung  machen  ein  so  häufiges  Zusammen- 
treten des  Plenum,  wie  im  Falle  der  Municipalverwaltung,  schwierig, 
jedenfalls  höchst  unpraktisch.  Um  nun  die  Verwaltung  nicht  schlep- 
pend zu  gestalten,  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  dort,  wo  es  die 
Natur  des  betreffenden  Verwaltungsgeschäftes  mit  sich  bringt,  also 
vor  allem  in  der  Administration  grafschaftlicher  Anstalten,  dem 
Standing  Committee  die  vollen  Befugnisse  eines  selbständigen  Ad- 
ministrativorganes  zu  verleihen;  keineswegs  darf  aber  die  Verselb- 
ßtändigung  eines  Committee  so  weit  gehen,  dafs  ihm  die  Vollmacht, 
Anlehen  zu  machen  oder  eine  Steuer  auszuschreiben,  gegeben  wird. 
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Über  diese  Angelegenheiten  bleibt  unter  allen  Umständen  dem 
Council  selbst  die  Beschlufsfassung  vorbehalten  \ 

Alle  diese  Bestimmungen  gelten  sowohl  für  einfache  Standing 
Gommittees  als  auch  für  Joint  Gommittees  gleichmäfsig.  Letzteren 
ist  überdies  die  Funktionsdauer  gesetzlich  vorgeschrieben.  Längstens 
drei  Monate  nach  Ablauf  eines  Trienniums  müssen  solche  Gom- 
mittees aufgelöst  und  neugebildet  werden.  In  vielen  Grafschafts- 
räten ist  durch  die  Standing  Orders  verfügt,  dafs  alle  Gommittees 
jährlich  auf  dem  Statutory  General  Meeting  des  Graf  Schaftsrates  im 
Monate  März  neu  gebildet  werden  müssen  *.  Die  Festsetzung  der  Mit- 
gliederzahl von  Joint  Gommittees  geschieht  im  Einverständnisse  der 
beteiligten  Körperschaften,  falls  ein  solches  nicht  zustande  kommt, 
durch  Schiedspruch  des  Staatssekretärs.  Die  Kosten  der  durch  das 
Joint  Gommittee  geführten  Verwaltung  sind  proportional  der  Zahl 
der  von  den  beteiligten  Körperschaften  entsendeten  Mitglieder 
zu  tragen. 

Betrachten  wir  nun  die  Sonderbestimmungen  über  die  beiden 
obligatorischen  Ausschüsse.  Das  Standing  Joint  Gommittee 
wird  aus  Friedensrichtern  und  Mitgliedern  des  Gounty  Gouncil 
in  der  Weise  gebildet,  dafs  Quarter  Sessions  und  Grafschaftsrat 
gleich  viele  Delegierte  entsenden.  Der  Ghairman  ist  im  Falle  der 
Stimmengleichheit  durch  das  Los  zu  bestimmen.  Diesem  ständigen 
Gommittee  obliegt  vor  allem  die  Verwaltung  der  Grafschaftspolizei, 
sodann  auch  die  Durchführung  aller  übrigen  Angelegenheiten,  die 
nach  dem  Gesetze   gemeinschaftlich    von  den  Friedensrichtern  in 


'  S.  28  Abs.  3  Loc.  Gov.  Act  1888.  Darin  liegt  aber  die  Besonderheit 
der  Gommittee -Verwaltung  in  den  County  Councils  zum  Unterschied  von  der 
in  den  Municipalstädten:  dafs,  was  dort  die  Ausnahme,  nämlich  die  endgültige 
Fassung  aller  für  die  Administration  notwendigen  Beschlüsse  durch  das  Gom- 
mittee, hier  die  Regel  ist.  s.  82  Abs.  2  sagt  ausdrücklich:  „Every  committee 
shall  ceport  its  proceedings  to  the  Council  by  whom  it  was  appointed  but  to 
the  extent,  to  which  the  Gouncil  so  direct;  the  acts  and  proceedings  of  the 
Gommittees  shall  not  be  required  by  the  provisions  of  the  Municipal  Gorpo- 
rations  Act  1882  to  be  submitted  to  the  Gouncil  to  their  approval.'^  Auf  diese 
Weise  hat  es  das  Gouncil  stets  in  der  Hand,  den  Gommittees  mehr  oder 
weniger  freie  Hand  zu  lassen,  je  nach  der  Natur  der  betreffenden  Yerwaltungs- 
agenden. 

«  So  in  Durham  (St  0.  26),  Ghester  (St.  0.  25),  Derbyshire  (St.  0.  27), 
Lancashire  (St  0.  53),  Isle  of  Wight  (St  0.  64),  Bedfordshire  (St  0.  25);  da- 
gegen werden  in  Nottinghamshire  die  Mitglieder  der  Standing  Gommittees  auf 
3  Jahre  gewählt,  ein  Drittel  mufs  nach  der  alphabetischen  Reihenfolge  jähr- 
lich ausscheiden,  kann  aber  wiedergewählt  werden.  Ebenso  in  East  und 
West  Suflfolk. 
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Quarter  Sessions  und  von  dem  Grafschaftsrate  erledigt  werden 
müssen.  Welcher  Art  diese  gemeinsamen  Angelegenheiten  sind, 
werden  wir  bei  Gelegenheit  der  Darstellung  des  Wirkungskreises  des 
Grafschaftsrates  näher  bezeichnen.  —  Die  Kosten,  die  bei  der  Ad- 
ministration durch  dieses  Joint  Committee  auflaufen,  sind  aber  aus^ 
schliefslich  aus  der  vom  Grafschaftsrate  allein  verwalteten  Grafschafts- 
kasse zu  zahlen.  Diese  praktisch  wichtige  Bestimmung  ergiebt  sich 
als  Notwendigkeit  daraus,  dafs  durch  das  Gesetz  von  1888  die 
Friedensrichter  nunmehr  vollständig  auf  die  Jurisdiktion  in  Ver- 
waltungssachen beschränkt  sind,  und  keinerlei  Verfügung  über  die 
Mittel  der  Grafschaft  oder  deren  Steuerkraft  fernerhin  besitzen. 

Sonderbestimmungen  sind  auch  bezüglich  des  zweiten  gesetz- 
lichen Ausschusses,  des  Finance  Committee,  getroflfen*.  Hier 
hat  die  Gesetzgebung  den  Gedanken  der  Committee-Verwaltung  in 
sehr  merkwürdiger  Weise  für  das  Princip  sparsamer  Finanzver- 
waltung nutzbar  zu  machen  gesucht.  Es  wird  nämlich  verfügt,  dafs 
das  Plenum  keine  Zahlung  ohne  vorgängige  und  vorgelegte  Be- 
schlufsfassung  des  Finance  Committee  über  die  betreffende  Ausgabe 
anweisen  kann,  und  keine  Verpflichtung  über  50  if,  sei  es  welcher 
Art  immer,  anders  eingehen  darf  als  auf  Grundlage  einer  Reso- 
lution des  Finance  Committee,  und  eines  von  diesem  vorgelegten 
Präliminares.  In  beiden  Fällen  mufs  durch  die  schriftliche  Tages- 
ordnung der  jeweiligen  Sitzung  die  Höhe  und  der  Zweck  der  be- 
treffenden Ausgaben  oder  Verpflichtungen  vorher  bekannt  gemacht 
werden.  Die  Zahlungsanweisung  selbst,  Order  of  Payment,  mufs  von 
3  Mitgliedern  des  Finance  Committee  bei  der  Plenarversammlung  des 
County  Council  gefertigt  werden.  An  diesem  Beispiele  sieht  man, 
wie  dehnbar  und  den  verschiedensten  Zwecken  anpafsbar  die  Form 
der  Committeeverwaltung  ist.  Hier  dient  das  Committee  als  eine 
Art  von  Kontrollorgan  gegenüber  dem  Plenum,  während  sonst 
regelmäfsig  dem  letzteren  als  Gesamtkörper  die  Kontrolle  und 
Direktive  seiner  Committee-Gliedmafsen  zusteht.  Diese  Bestimmung 
löst  aber  abgesehen  davon,  dafs  eine  wiederholte  Beratung  in 
Finanzfragen  überhaupt  sehr  zweckmäfsig  ist,  vor  allem  ein  anderes 
wichtiges  Problem,  das  durch  die,  wie  vorhin  ausgeführt,  not- 
wendigerweise oft  sehr  lockeren  Beziehungen  der  einzelnen  Fach- 
Committees  zum  Council  hervorgerufen  wird.  Sie  sichert  nämlich 
die  Einheit  der  Grafschaftsverwaltung  in  ihrem  entscheidenden 
Punkte,  in  den  Finanzen.    Dadurch,  dafs  alle,  auch  die  geringeren 


*  S.  80  Loc.  Gov.  Act  1888. 

Bedlich,  Engl.  Lokalyerwaltang.  28 
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Ausgaben,  vorher  dem  Finance  Committee  vorliegen  müssen ,  ehe 
sie  von  dem  Plenum  bewilligt  werden  können,  ist  dem  ersteren 
und  dadurch  dem  Plenum  die  ununterbrochene  und  volle  Über- 
sicht über  die  Gesamtverwaltung  in  allen  in  ihren  Einzelnheiten 
und  Aufgaben  vom  Standpunkte  der  Finanzlage  aus  gegeben,  wie 
sie  dem  Council  sonst  umsomehr  fehlen  mtifste,  je  gröfser  die  den 
einzelnen  Committees  gegebenen  Verwaltungsvollmachten  sind^ 

Wir  wenden  uns  nun  den  einfachen  Committees  zu.  Auch  in 
den  Grafschaftsräten  sind  Standing  Committees  und  Special  Com- 
mittees zu  unterscheiden.  Die  ersteren  werden  in  der  Regel  durch 
die  Standing  Orders  sowohl  ihrer  Mitgliederzahl  nach  als  in  Bezug 
auf  ihren  Wirkungskreis  festgesetzt.  Neben  den  sogenannten  gesetz- 
lichen Committees  finden  sich  in  allen  County  Councils  die  meisten 
der  nachstehend  genannten  ständigen  Ausschüsse,  entsprechend 
den  obligatorischen  Verwaltungszweigen:  Main  Roads  and  Bridges, 
Technical  Education,  General  Purposes,  Local  Government,  Sanitary 
oder  Public  Health,  Contagious  Diseases  (Animals),  Asylums,  AUot- 
ments,  County  Buildings,  Industrial  Schools  and  Reformatories,  County 
Assessement,  Parliamentary  Committee.  In  vielen  Grafschaften  be- 
steht überdies  ein  besonderes  Executive  Committee,  häufig  auch 
ein  Boundary  Committee ,  zur  Regulierung  der  Grenzen  der  Graf- 
schaft und  der  in  ihr  enthaltenen  Distrikte,  ein  Licensing  of  Stage 
Plays  Committee  sowie  verschiedene,  einzelnen  Anstalten  der 
Grafschaften  entsprechende  Special  Committees. 

Diese  Ausschüsse  erfahren  auch  hier  eine  weitere  Unter- 
teilung, und  zwar  sowohl  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  in  Sub- 
committees,  als  nach  lokaler  Unterscheidung  in  Territorial  Com- 
mittees einzelner  grofser  Verwaltungszweige.  Für  das  Verhältnis 
der  Subcommittees  zu  den  Committees  ist  in  allen  Standing  Orders 
die  Regel  aufgestellt,  dafs  das  Subcommittee  nur  dann  einen  Ver- 
waltungsakt endgültig  vornehmen  kann,  wenn  es  speciell  vom  Standing 
Committee  dazu  ermächtigt  ist.  Andererseits  greift  das  County 
Council  durch  Teilnahme  an  Joint  Committees  über  sein  eigenes 
Verwaltungsgebiet  hinaus  zur  Verwaltung  von  Angelegenheiten, 


'  Dadurch  ist  dem  Finance  Committee  eine  ähnliche  SteUung  unter  den 
Verwaltungsorganen  der  Grafschaft  gesichert,  wie  sie  die  Treasury  unter  den 
die  Regierung  bildenden  Centralbehörden  hat.  Auf  den  Mangel  einer  solchen 
Kontrolle  der  Gesamtadministration  durch  den  Finanzausschufs  in  den  Muni- 
cipalstadten  wurde  vor  der  Royal  Commission  on  Amalgamation  treffend  hin- 
gewiesen.   Vgl.  Minutes  of  Evidence  Qu,  9458—91. 
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welche  die  Interessen  mehrerer  Grafschaften  oder  einer  Grafschaft 
und  mehrerer  Municipalstädte  berührend 


^  Zur  Illustration  sollen  hier  einige  Grafschaften  in  ihrer  Organisation 
nach  dem  Stande  von  1899  vorgeführt  werden. 

1.  Derby shire  hat  13  Standing  Committees  und  ein  Standing  Joint 
Committee^.  Die  ersteren  sind:  Asyl  um  C.  (12  Mitgl.  Quorum  3),  Boundari  es 
€.  (22  M.  Qu.  5),  ßridges  and  Highways  (28  M.  Qu.  7),  County  Kates  C. 
(12  M.  Qu.  3),  Executive  C.  (15  M.  Qu.  3),  Finance  C.  (14  M.  Qu.  5), 
General  Purposes  (14  M.  Qu.  6\  Parliamentary  C.  (9  M.  Qu.  3),  Public 
Health  (15  M.  Qu.  5),  Keformatories  C.  (10  M.  Qu.  S\  Small  Holdings 
and  Allotments  C.  (11  M.  Qu.  3),  Technical  Education  C.  (21  M.  Qu.  4), 
Weights  and  Measures  and  Analysts  C.  (10  M.  Qu.  3);  ferner  entsendet 
das  County  Council  je  2— 3  Delegierte  in  die  als  Joint  Committees  organisierten 
Verwaltungskörper  von  24  Mittel-  und  Hochschulen  sowie  sonstiger  Institute,  die 
von  der  Grafschaft  subventioniert  werden,  endlieh  6  Delegierte  als  Conservators, 
d.  h.  Teilnehmer,  des  Trent  Fishery  Board.  Die  vom  County  Council  entsendeten 
Mitglieder  des  Standing  Joint  Committee  sind  8  an  der  Zahl. 

2.  L an ca shire.  Diese  grofse  Grafschaft  hat  nebst  dem  gesetzlichen 
Standing  Joint  Committee  (18  Justices,  18  Delegierte  des  County  Council) 
9  Standing  Committees,  nämlich  Executive  Cattle  Plague  (36),  Finance  (27;, 
Allotments  (2^),  Small  Holdings  (27),  Technical  Instruction  (27),  Main  Roads 
and  Bridges  (36),  Adjustment  of  Financial  Arrangements  between  County  and 
County  Borough  (9),  Parliamentary  (18),  Public  Health  Committee  (18).  Da- 
neben bestehen  folgende  Joint  Committees:  das  Asylum  Board  (87  Mitgl., 
von  denen  das  County  Council  38  ernennt,  die  County  Boroughs  49),  County  Rate 
Committee  (27  Mitgl.,  von  denen  12  auf  das  County  Council,  15  auf  die  Städte 
entfallen^  das  Manchester  Assize  Committee  (5  Mitgl.  von  dem  Grafschaftsrat, 
7  von  den  Städten  delegiert).  Die  Finance,  Plague-  und  Highways  Committees 
zerfallen  in  mehrere  Subcommittees,  die  nach  lokalen  Sprengein  abgegrenzten 
Wirkungskreis  haben.  Zusammen  mit  den  County  Boroughs  und  den  Graf- 
schaften Cheshire  und  Cumberland,  femer  den  Delegierten  einer  Reihe  von 
anderen  Fischereibehörden  bildet  die  Grafschaft  das  Lancashire  Sea  Fisheries 
Joint  Committee,  ferner  das  Mersey  and  Irwell  Watershed  Joint  Committee; 
weiters  zusammen  mit  den  Grafschaften  Westmoreland  und  Cumberland  ein 
zweites  Fishery  Board,  zwei  weitere  Fischereibehörden  vereinigt  mit  Yorkshire, 
endlich  zusammen  mit  den  County  Boroughs  das  Ribble  Watershed  Joint 
Committee.  Zur  Bildung  dieser  Committees  verfügt  der  Grafschaftsrat  aller- 
dings über  35  Aldermen  und  105  Councillors. 

3.  Lincolnshire  (Kesteven)  giebt  ein  Beispiel  für  die  komplizierte 
Organisation  in  solchen  Counties,  die  in  mehrere  Administrativgrafschaften 
geteilt  sind.  Folgende  Committees  bestehen:  1.  Standing  Joint  Committee  fQr 
die  Administrativgrafschaft  bestehend  aus  8  Justices  und  8  Delegierten  des 
County  Council.  2.  Joint  Police  Superannnations  Fund  Committee  besteht 
aus  28  Mitgliedern,  von  denen  8  aus  Kesteven,  14  aus  Lindsey,  6  aus  Holland 
County  delegiert  sind.  Dieses  ist  also  ein  allen  3  Administrativgraf  seh.  ge- 
meinsames Organ.  3.  Finance  Committee  (22  Mitglieder  blofs  für  die  Ad* 
ministrativgrafschaft  Kesteven).   4.  County  Rate  (IIX  Highways  (30),  Disease  of 

28* 
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Die  Einrichtung  dieser  zusammengesetzten  Committees  ist 
eines  der  wirksamsten  Mittel,  die  Thätigkeit  der  englischen  Lokal- 
verwaltungskörperschaften mit  einander  in  innige  Verbindung  zu 
setzen,  so  dafs  jeder  einzelne  sich  gerade  hierdurch  als  Teil  des 
Gesamtorganismus  der  inneren  Landesverwaltung  fühlen  lernt.  Sie 
ist  das  heilsame  und  notwendige  Korrektiv  gegen  eine  zu  weit  ge- 
triebene Auffassung  der  ohnehin  in  der  englischen  Verwaltung  so 
stark  hervortretenden  Tendenz  nach  lokaler  Autonomie.  Anderer- 
seits ist  die  Bildung  dieser  Joint  Committees  vollständig  dem  Be- 
lieben der  interessierten  Grafschaften  und  Städte  anheimgestellt 
und  auf  diese  Weise  wieder  das  Grundprincip  der  Autonomie  ge- 
wahrt. Diese  zusammengesetzten  Committees  sind  das  beste  Mittel^ 
um  die  Bevölkerung  und  ihre  Vertreter  von  Kirchturmpolitik  und 
lokaler  Engherzigkeit  fernzuhalten  und  schaffen  für  die  grofsen  Auf- 
gaben, die  zu  bewältigen  die  Kraft  des  einzelnen  Interessenten  über- 
stiege, die  nötige  finanzielle  Leistungsfähigkeit.  Was  in  anderen 
Ländern  als  Staats-  oder  Reichsangelegenheit  auf- 
gefafst  und  daher  von  den  Centralbehörden  besorgt 
werden  mufs,  kann  auf  diese  Weise  in  EngJand  ohne 
Schädigung  der  nationalen,  wirtschaftlichen  und  ad- 
ministrativen Interessen  als  zum  Bereiche  der  Lokal- 
verwaltung zugehörig  angesehen  werden;  denn  die  Beweg- 
lichkeit der  Einrichtung  der  Joint  Committees  giebt  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  die  Möglichkeit  der  Bildung  der  gröfseren  Verbände  und 
Territorien,  die  für  einzelne  Zwecke  der  Landeskultur  und  inneren 
Verwaltung  benötigt  werden,  ohne  irgend  welches  Eingreifen  der 
Gesetzgebung  oder  der  Centralverwaltung.  Die  verschiedensten 
Verwaltungsbedürfnisse  werden  auf  solche  Weise  befriedigt  ohne 
Schaffung  besonderer  Verwaltungseinrichtungen,  sondern  durch  blofse 
Ausnützung  der  schon  bestehenden  allgemeinen  Lokal  Verwaltungs- 
organisation:  so  vornehmlich  Flufsregulierungen,  Besorgung  der 
Flufssanitätspolizei ,  Irrenpfiege,  die  Errichtung  von  Mittel-  und 
Gewerbeschulen,  von  Hafenanlagen,  Krankenhäusern  u.  s.  w.  ^ 


Animals  Acts  Executive  (31),  General  Purposes  (29),  Allotments  (16),  Technical 
Instruction  (17),  Asylum  Visiting  (15),  Railway  and  Canals  (7),  Small  Holdings  (9) 
Committees  sämtlich  blofs  für  Kesteven.  Endlich  ein  gemeinsames  Committee 
f&r  alle  drei  Teile  von  Lincolnshire,  County  Committee,  ebenso  wie  das  sub  2. 
genannte  zusammengei^etzt.  Zwei  Special  Committees  bestehen  überdies  filr 
-die  Aufgabe  der  Licenzerteilung  in  den  Municipalstädten. 

^  Dort,   wo   der  Regierung  und  dem  Parlamente  aus  gesamtstaatlichen 
Rücksichten  die  Bildung  solcher  gemeinsamer  Specialbehörden  für  ein  gröfseres 
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Die  Bildung  aller  Committees  sowie  die  Entsendung  der  Dele- 
gierten in  die  Joint  Committees  erfolgt  regelmftfsig  in  der  statu- 
tarischen Sitzung  des  Grafschaftsrates  im  März,  und  zwar  sehr 
häufig  durch  ein  besonderes  Selection  Committee,  in  vielen  Fällen 
auf  Vorschlag  des  General  Purposc  Committee  *.  Die  Stärke  der 
einzelnen  Committees  variiert  aufserordentlich ;  in  manchen  Coun- 
ties  sind  alle  Mitglieder  des  Grafschaftsrates  auch  Mitglieder  der 
grofsen  Hauptausschüsse.  Die  Ziffer  der  Beschlufsfähigkeit  (Quo- 
rum) ist  aber  durchwegs  sehr  niedrig  angesetzt,  in  der  Regel  auf 
5  Mitglieder,  in  den  Subcommittees  auf  2—8.  In  der  ersten 
Sitzung  mufs  jedes  Committee  seinen  Chairman  und  Vice-Chairman 
wählen.  Diese  sind  ex  officio  Mitglieder  aller  Subcommittees,  sowie 
Chairman  und  Vice  Chairman  des  Plenum  während  ihres  Amts- 
jahres ex  officio  Mitglieder  aller  Committees  und  Subcommittees 
des  County  Council  sind.  Kein  Mitglied  darf  in  der  Regel  Vor- 
sitzender von  mehr  als  einem  Standing  Committee  sein.  Die  Be- 
ratungen in  den  Committees  sind  gewöhnlich  für  alle  Mitglieder 
des  County  Council  als  Zuhörer  zugänglich;  wohl  aber  kann  die 
Sitzung  auf  Antrag  auch  geheim  erklärt  werden.  Jedes  Committee 
ist  verpflichtet,  einen  Besuchsvermerk  (Attendance  Book)  zur  Fest- 
stellung der  Präsenz  der  Mitglieder  zu  führen.  Für  die  Debatte 
gelten  die  Vorschriften  der  Standing  Orders  für  das  Plenum  so- 
weit, als  sie  anwendbar  sind.  Die  einfache  Majorität  entscheidet 
über  den  Beschlufs.  Der  Vorsitzende  hat  bei  Stimmengleichheit 
stets  eine  zweite  Stimme  (Casting  Vote).  Die  formelle  Einberufung 
zu  allen  Sitzungen  erfolgt  in  der  Regel  durch  den  Clerk  of 
Council,  kann  aber  auch  durch  den  Vorsitzenden  oder  dessen  Stell- 
vertreter geschehen.  Die  Standing  Committees  müssen  wenigstens 
einmal  vierteljährlich  sich  versammeln  und  Bericht  erstatten^. 

Die  Verwaltung  des  Grafschaftsrates  wird  nun  in  der  Weise 
geführt,  dafs  die  Committees  innerhalb  der  vom  Gesetze  sowie  von 
den  Standing  Orders  erteilten  Vollmachten  die  ihnen  zugewiesenen 


Yerwaltungsgebiet  notwendig  erscheint,  werden  übrigens  solche  Joint  Committees 
durch  ein  Specialgesetz  als  besondere  Verwaltungsbehörden  (Boards)  konstituiert 
und  wird  den  beteiligten  Lokalverwaltungsbehörden  die  Teilnahme  an  denselben 
durch  Entsendung  von  Delegierten  obligatorisch  auferlegt.  Hierher  gehören  eine 
Anzahl  von  Fischereibehörden  (Trent  Fishery  Board,  Witham  Fishery  Board 
u.  s.  w.),  Flufsregulierungskommissionen,  vor  allem  The  Thames  Conservancy 
Board,  West  Riding  of  Yorkshire  Board  u.  s.  w. 

*  Ersteres  z.  B.  in  Lincolnshire  and  Nottinghamshire,  letzteres  in  Derby- 
shire  und  Staffordshire. 

^  So  in  den  meisten  Standing  Orders  z.  B.  Gumberland  Nr.  30. 
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Verwaltungßgeschäfte  besorgen  und  zu  jeder  Plenarversammlung 
des  Grafschaftsrates  genauen  Bericht  darüber  erstatten.  Alle  Ver- 
handlungen, Beschlüsse  und  Berichte  der  Committees  müssen  ge- 
druckt und  jedem  Mitgliede  des  Grafschaftsrates  rechtzeitig  vor 
der  Abhaltung  der  Plenarversammlung  des  Council  zugestellt 
werden.  Überdies  müssen  die  Akten  jedes  Committee  am  Tage 
der  Plenarsitzung  jedem  Mitgliede  des  Grafschaftsrates  zur  Einsicht 
oflFen  stehen.  Auf  solche  Weise  wird  den  letzteren  insgesamt  der 
Einblick  in  alle  Verwaltungszweige  ermöglicht.  Dies  ist  um  so 
notwendiger,  als  eine  Beschlufsfassung  über  einzelne  Akte  der 
Geschäftsführung  der  Committees  im  Plenum  selbst,  abgesehen  von 
Beschlüssen  finanzieller  Natur,  nicht  stattzufinden  hat.  Die 
Funktion,  welche  das  Council  auf  diese  Weise  neben  den  Com- 
mittees auszuüben  hat,  ist  durch  das  Voranstehende  bereits  ge- 
nügend gekennzeichnet.  Ein  Eingehen  auf  Einzelheiten  der  Com- 
mitteeverwaltung  ist  bei  der  den  Committees  gewährten  Selbständig- 
keit in  der  Regel  weder  möglich  noch  auch  im  Interesse  einer 
expeditiven  Behandlung  der  Geschäfte  erwünscht.  Zwei  wichtige 
Verwaltungszweige,  die  Polizeiadministration  und  die  Verwaltung  der 
Irrenhäuser,  sind  überdies  durch  das  Gesetz  vollständig  der  Ingerenz 
des  Council  entzogen.  Im  Falle  des  erstgenannten  Verwaltungs- 
departements unterliegen  auch  die  mit  Geldausgaben  verknüpften  Be- 
schlüsse des  mit  der  Verwaltung  beauftragten  Organes,  des  Standing 
Joint  Committee,  in  keinem  Falle  der  Approbation  durch  das  Plenum, 
sondern  letzteres  hat  nur  die  Obliegenheit,  den  Bericht  des  delegierten 
Organes  entgegenzunehmen.  Dem  Council  obliegt  also  im  Grunde 
hauptsächlich,  die  Verwaltung  als  Ganzes  zu  übersehen,  die  Graf- 
schaft nach  aufsen  zu  vertreten  und  die  entscheidenden  Direktiven 
für  die  Richtung  anzugeben,  welche  die  Committees  in  den  ein- 
zelnen Verwaltungszweigen  einzuhalten  haben.  Repräsentation, 
Kontrolle  und  Feststellung  aller  principiellen  Fragen,  das  sind 
die  wesentlichen  Pflichten  des  Grafschaftsrates  als  Ganzen.  Dieser 
Aufgabe  entspricht  die  geringe  Anzahl  der  Plenarsitzungen.  In 
der  Regel  erledigen  die  meisten  Grafschaftsräte  ihre  Agenden  in 
vier  höchstens  fünf  Sitzungen  im  Jahre,  deren  Termin  durch  die  Ge- 
schäftsordnung im  vorhinein  bestimmt  wird.  Allerdings  ist  gesetz- 
lich die  Zahl  der  Plenarsitzungen  nicht  eingeschränkt;  aber  da 
die  ganze  eigentliche  Verwaltungsarbeit  in  den  Committees  ruht,^ 
^ind  hier  unablässiges  Eingreifen  des  Council  und  damit  häufige 
Versammlung  desselben  nicht  geboten.  Die  grofsen  Entfernungen 
innerhalb   vieler  Grafschaften   sind   weiters   ein    Faktor,   der  bei 
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dieser  zu  Gunsten  der  Gommittees  erfolgten  Organisation  der  Graf- 
schaftsverwaltung wirksam  gewesen  ist.  Es  ist  schwer,  eine  so 
grofse  Anzahl  von  Trägern  eines  Ehrenamtes,  denen  nicht  einmal 
die  Vergütung  der  Reisekosten  zusteht,  zu  häufigen  Versammlungen 
in  der  von  dem  Wohnsitze  Vieler  oft  recht  weit  abgelegenen  Graf- 
schaftsstadt zu  versammeln.  Die  Differenzierung  in  Gommittees 
und  Local  Subcommittees  hat  daher  hier  auch  den  Vorteil,  wenigstens 
einigermafsen  die  durch  die  grofse  Ausdehnung  mancher  Graf- 
schaften geschaffenen  Schwierigkeiten  für  die  unmittelbare  Teil- 
nahme der  Vertreter  der  Bevölkerung  an  der  Verwaltung  zu  über- 
winden. Äufserlich  drückt  sich  das  Verhältnis  zwischen  Committee 
und  Plenum  darin  aus,  dafs  die  Berichte  (Reports)  der  Gommittees 
in  der  Regel  nicht  einer  Annahme  (Approval)  im  Ganzen  durch 
das  Plenum  in  Gestalt  einer  Abstimmung  unterworfen  sind,  sondern 
dafs  nur,  insofern  ein  rechtzeitig  vorher  schriftlich  angemeldeter 
Antrag  zu  irgend  einem  Punkte  des  Report  vorliegt,  Debatte  und 
Beschlufsfassung  im  Plenum  erfolgen  ^  Es  liegt  also  vor  allem  in  der 
Hand  der  Mitglieder  des  Gommittee  selbst,  zu  bestimmen,  welche 
Gegenstänc|^  ihrer  Amtsführung  der  Beschlufsfassung  durch  das 
Plenum  unterzogen  werden  sollen ;  denn  selbstverständlich  sind  die 
Mitglieder  der  einzelnen  Gommittees  weit  mehr  dazu  befähigt  als 
aufserhalb  derselben  stehende  Mitglieder  des  Grafschaftsrates,  wenn 


*  Es  ist  zu  unterscheiden,  ob  einem  Committee  durch  Beschlufs  des 
County  Council  gewisse  Funktionen  vollständig  übertragen  sind  (delegated) 
oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  findet  überhaupt  keine  ausdrückliche  Be- 
stätigung der  Committee-Beschlüsse  (Approval)  statt;  das  Committee  stellt  nur 
selbständige  Anträge  auf  Bewilligung  von  Geldmitteln,  Erlassung  von  Orders 
oder  Bye  Laws,  im  übrigen  aber  erstattet  es  blofs  Bericht.  Im  zweiten  Falle 
ist  das  Verhältnis  zwischen  Committee  und  Plenum  geradeso  gestaltet  wie  in 
den  Municipalstädten.  Der  erstgenannte  Modus  übertrifft  aber  bei  weitem  in 
seinem  Anwendungsgebiet  den  zweiten.  So  ist  ausnahmslos  für  das  wichtige 
Gebiet  der  Technical  Education  die  ganze  Verwaltungs vollmacht  des  Council 
vollständig  einem  Committee  delegiert;  in  den  kleinen  Counties  sind  auch  hier, 
ebenso  wie  in  den  kleineren  Städten,  den  Gommittees  die  Hände  mehr  gebunden 
zu  Gunsten  des  Plenum.  In  dem  County  Council  von  Yorkshire  (West  Riding), 
einem  der  gröfsten  Grafs chafts rate ,  sind  unter  die  10  Standing  Gommittees 
aUe  „Powers"  des  Council  aufgeteilt;  es  findet  principiell  keine  Approbation 
der  Verwaltungs akte  der  Gommittees  statt,  sondern  es  giebt  eine  Beschlufs- 
fassung des  Plenum  nur  über  beantragte  Ausgaben  von  mehr  als  50  £  sowie 
über  specielle  Anträge  der  Gommittees.  Mehr  oder  weniger  ist  es  in  allen  Graf- 
schaften ebenso  eingerichtet,  indem  dieselben  fast  durchweg  von  der  gesetz- 
lichen Erlaubnis  der  „Delegation  of  Powers"  und  Erlassung  der  formellen 
Bestätigung  durch  das  Plenum  Gebrauch  gemacht  haben. 
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dieselben  auch  durch  die  Zusendung  der  Reports  der  Ausschüsse 
und  ihrer  sonstigen  Akten  genügende  Information  zur  Antragstellung 
erhalten  können. 

Die  Form  ist  gewöhnlich  derartig  gestaltet,  dafs  der  Vor- 
sitzende oder  ein  anderes  Mitglied  des  einzelnen  Ausschusses  in 
wichtigen  Angelegenheiten  die  dem  Berichte  des  Committee  hinzu- 
gefügten Schlufsfolgerungen  (Recommendations)  als  Anträge  (Mo- 
tions)  formuliert  und  rechtzeitig  für  das  Plenum  anmeldet.  Durch 
die  Geschäftsordnung  sind  die  Committees  verpflichtet,  in  allen 
principiellen  Fragen  die  Endentscheidung  auf  solche  Weise  dem 
Plenum  zu  überlassen,  und  in  der  gleichen  Richtung  wirkt  die 
gesetzliche  Vorschrift  über  die  ausschliefsliche  Berechtigung 
des  Council,  Beschlüsse  über  finanzielle  Belastung  der  Graf- 
schaft sowie  überhaupt  über  alle  gröfseren  Ausgaben  auschliefslich 
endgültig  zu  fassen^ 

Die  Geschäftsbehandlung  in  der  Plenarversammlung  entspricht 
im  übrigen  völlig  der  in  den  Borough  Councils  seit  Jahrzehnten 
geübten  Tradition.  Auch  hier  enthalten  die  Standing  Orders  die 
gleichen  Bestimmungen  über  vorgängige  schriftliche  Anmeldung 
von  Anträgen,  über  Behandlung  der  Amendements  und  die  Führung 
der  Debatte.  Durchgängig  findet  sich  in  den  Geschäftsordnungen 
der  Graf  Schaftsräte  die  Bestimmung,  dafs  auch  ohne  vorherige  An- 
meldung der  Motion  der  Antrag  auf  Vertagung,  Schlufs  der  Debatte,  auf 
Annahme  oder  Rückverweisung  eines  Report,  Anträge  zur  Geschäfts- 
behandlung selbst,  endlich  der  Antrag,  dafs  sich  das  Council  als  Com- 
mittee erkläre,  jederzeit  gestellt  werden  können.  Auch  hier  dient 
diese  letztgenannte,  specifisch  englische  Einrichtung  dem  Zwecke,  eine 
zweimalige  Beratung  desselben  Gegenstandes  herbeizuführen,  sowie 
die  strengen  Bestimmungen  der  Geschäftsordnung  in  Bezug  auf 
die  Debatte  —  vor  allem  das  Verbot  wiederholten  Eingreifens  des- 
selben Redners  in  die  Debatte  —  für  eine  bestimmte  Beratung  auf- 
zuheben. Über  die  Beratungen  der  Plenarversammlungen  wird  ein 
Protokoll  geführt,  gefertigt  und  nachträglich  als  gedruckter  Bericht 
verteilt.  Die  detaillierte  Tagesordnung  mufs  zugleich  mit  der  Ein- 
ladung jedem  einzelnen  Mitgliede  des  Grafschaftsrates  spätestens 
drei  Tage  vor  der  Sitzung  durch  die  Post  zugestellt  sein  und  gleich- 
zeitig an  der  Thüre  des  Amtsgebäudes  der  Grafschaft,  der  County 
Offices,  anpreschlagen  werden.   Die  Reihenfolge  der  Tagesordnung  ist 


^  Sind  keine  solchen  Anträge  gestellt,  so  laatet  die  Formel  einfach:  „The 
report  of  Committee  is  adopted''  oder  „received". 
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in  allen  Standing  Orders  gleichmärsig  ein  fttr  allemal  festgesetzt. 
Sie  lautet  folgendermafsen : 

1.  Verifizierung  des  Protokolls  der  letzten  Sitzung. 

2.  Geschäftsstttcke ,  die  speciell  in  der  betreffenden  Sitzung 
nach  gesetzlicher  Vorschrift  erledigt  werden  müssen. 

3.  Empfang  etwaiger  Deputationen. 

4.  Mitteilung  eingelaufener  Korrespondenz,  Anfragen  oder 
sonstige  mit  Erlaubnis  des  Vorsitzenden  vorgebrachte  Gegen- 
stände. 

5.  Etwaige  auf  diese  Sitzung  vertagte  Agenden. 

6.  Vorlage  der  Berichte  der  Committees  und  eventueller  An- 
fragen derselben. 

7.  Beratung  über  die  eingebrachten  Anträge  in  der  Reihen- 
folge ihres  Einbringens  beim  Grafschaftsrate  ^ 

Auf  Beschlufs  des  Council  kann  diese  Ordnung  abgeändert 
werden,  um  dringenden  Sachen  den  Vorrang  zu  geben.  Durch- 
weg wird  in  den  Standing  Orders  der  Grafschaftsräte  die  Bede- 
zeit von  vornherein  eingeschränkt,  um  unnütze  Vielrednerei  a  priori 
auszuschliefsen  und  eine  glatte  Erledigung  der  Geschäfte  zu  sichern. 
Eine  Vertagung  der  Sitzung  ist  zulässig,  doch  darf  dann  nur  die 
ursprüngliche  Tagesordnung  und  nichts  Anderes  beraten  werden. 
Die  Sitzung  wird  in  der  Regel  an  demselben  Orte,  in  der  County 
Hall  der  Grafschaftsstadt,  abgehalten  und  beginnt  regelmäfsig  am 
Vormittag.  Zur  Beschlufsfllhigkeit  ist  die  Anwesenheit  eines  Viertels 
der  Mitglieder  erforderlich.  Alle  Beschlüsse  werden  mit  einfacher 
Mehrheit  gefafst,  der  Vorsitzende  hat  im  Falle  der  Stimmengleich- 
heit selbstverständlich  ein  Decisiv- Votum.  Die  Funktion  des  Chair- 
man  geht  fast  gänzlich  in  der  Leitung  der  Verhandlung  des  Graf- 
schaftsrates auf  (s.  25).  Nach  aufsen  hin  nimmt  er  eine  repräsen- 
tative Stellung  nur  im  geringen  Mafse  ein.  Noch  immer  besitzt 
das  Haupt  der  alten  County,  der  Lord  Lieutnant,  social  die  erste 
Rangstellung  innerhalb  der  Grafschaft,  obgleich  ihm  nunmehr  jeder 
gesetzliche  Einflufs  auf  die  Graf  Schafts  Verwaltung  entzogen  ist. 
Diese  Erscheinung  hängt  mit  der  präponderierenden  Stellung  zu- 
sammen, welche  die  grundbesitzende  Aristokratie  Englands  tradi- 
tionell innerhalb  der  Grafschaft  einnimmt,  ein  Vorzug,  der  ihren 
an  der  Spitze  der  Grafschaftsmagistratur  und  Miliz  stehenden  Mit- 
gliedern nodii  immer  für  alle  Zwecke  der  Repräsentation  gerne 


*  Vgl.  z.B.  Standing  Orders:  Isla  of  Wight  No.  25,  Leicestershire  No.  3, 
ehester  No.  8  und  viele  andere. 
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gewährt  wird  aus  dem  tiefwurzelnden  Respekt  hervor,  den  die 
überwiegende  Mehrheit  der  ländlichen  Bevölkerung  in  England  noch 
immer  dem  durch  seine  historischen  Funktionen  in  den  Vorder- 
grund gestellten,  gefestigten  Grundbesitz  entgegenbringt  \ 

Wir  gelangen  nunmehr  zu  dem  dritten,  in  allen  Körperschaften 
der  englischen  Lokal  Verwaltung  thätigen  Faktor,  den  vom  Graf- 
schaftsrate zur  Ausführung  seiner  Beschlüsse  und  der  Verfügungen 
seiner  Committees  bestellten  Beamten  ^.  Auch  hier  gelten  in  erster 
Linie  die  Vorschriften  der  Städteordnung.  Der  Grafschaftsrat  ist 
in  Bezug  auf  die  Anstellung,  Besoldung,  Pensionierung  und  Ent- 
lassung seiner  Beamten  ebenso  unabhängig  von  jeder  Ingerenz  der 
Centralverwaltung  wie  das  Town  Council.  Und  geradeso  wie  die 
Borough  Councils  üben  die  Grafschaftsräte  diese  Befugnis,  sich 
ihre  Verwaltungsordnung  selbst  zu  geben,  durch  Standing  Orders 
und  in  Beschlüssen  (Resolutions)  niedergelegte  Verordnungen 
(Regulations)  aus.  Es  steht  jedem  County  Council  völlig  frei  zu 
beschliefsen ,  wie  viele  Beamte  ernannt  werden,  in  welcher  Zahl 
sie  auf  jeden  einzelnen  Dienstzweig  verteilt  werden  sollen,  kurz 
die  ganze  Organisation  des  aktiven  Dienstes,  der  Eanzleigeschäfte 
und  die  Erteilung  von  Vorschriften  für  Besorgung  der  technischen 
Obliegenheiten  jedes  Departements  der  Verwaltung  unterliegt  völlig 
und  ausschliefslich  den  freien  Beschlüssen  des  Grafschaftsrates  und 
seiner  Committees.  Demgemäfs  können  je  nach  den  lokalen  Be- 
dürfnissen der  einzelnen  Grafschaftsräte  die  Normen  für  den  Dienst 
der  Beamtenschaft  und  ihrer  Organisation  voneinander  abweichen. 
Es  hat  sich  aber  durch  die  allen  County  Councils  gleichmäfsig  ob- 


^  Die  obigen  Ausführungen  sind  durchweg  aus  den  Standing  Orders  der 
Grafschaften,  die  mir  in  grofser  Zahl  zur  Verfügung  standen,  geschöpft.  Eine 
Anführung  der  einzelnen  Belegstellen  erscheint  bei  der  aufserordentlichen 
Gleichartigkeit  der  Regeln  in  den  meisten  Grafschaften  nicht  notwendig.  Die 
Standing  Orders  und  sonstigen  die  Verwaltung  regelnden  Beschlüsse  finden 
sich  in  den  jährlich  erscheinenden  County  Year  Books  der  Grafschaften.  Die- 
selben greifen  in  die  verschiedenen  Zweige  der  Verwaltung  ein.  Gleichwie 
die  Stadtgemeinden  sind  auch  die  Grafschaften  in  der  Einrichtung  ihrer  Ver- 
waltung und  der  Befugnis,  diese  durch  Anweisungen  an  ihre  Beamten  nach 
Gutdünken  zu  regeln,  vollständig  autonom.  In  manchen  Grafschaften  ist  auf 
Beschlufs  des  Council  eine  vollständige  Normaliensammlung  gedruckt  worden, 
so  z.  B.  das  Order  Book  des  Grafschaftsrates  von  Wiltshire,  das  mir  vorliegt. 

•  Vgl.  Loc.  Govern.  Act  1888  s.  3  Abs.  X.  ss.  83,  84,  femer  den  in  allen 
Standing  Orders  gleichlautenden  Abschnitt:  „Appointment  of  Officers".  Viele 
Grafs chaftsräte  haben  ferner  durch  besondere  Beschlüsse  die  Dienstesobliegen- 
heiten der  einzelnen  Beamten  festgesetzt,  z.  B.  Year  Book  of  Lancashire 
p.  102—109,  Wiltshire,  Order  Book  p.  34-43. 
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liegenden  Aufgaben  und  durch  die  Kooperation  derselben,  in  der 
grofsen  Vereinigung  aller  Grafschaftsräte  zur  Vertretung  ihrer  ge- 
meinsamen Interessen,  der  County  Council  Association,  eine  im 
wesentlichen  völlig  gleichartige  Organisation  herausgebildet.  Mehrere 
Beamtenstellen  sind  überdies  durch  das  Gesetz  als  unentbehrlich 
vorgeschrieben:  nämlich  der  Clerk  of  the  Council,  das  Seiten- 
stück zum  Town  Clerk,  der  County  Treasurer,  eine  voll- 
ständige Nachbildung  nach  dem  Muster  des  Stadtbankiers,  der 
County  Accountant,  der  Chef  der  Grafschaftsbuchhaltung, 
der  Chief  Constable,  Chef  der  Grafschaftspolizei,  der  County 
Surveyor,  d.  h.  der  Strafsen-Ingenieur ,  dann  der  öffentliche 
Chemiker  (Analyst)  zur  Durchführung  der  Nahrungsmittel- 
gesetze, die  Inspectors  of  Weights  and  Measures  (Aich* 
inspektoren).  An  der  Spitze  des  Kanzleidienstes  steht  in  jeder 
Grafschaft  der  Clerk  of  the  Peace.  Dieser,  zugleich  Chef 
der  Gerichtskanzlei  der  in  den  Quarter  Sessions  vereinigten 
Friedensrichter  und  Archivar  der  Grafschaft,  wird  infolge  seiner 
Doppelstellung  von  dem  Standing  Joint  Committee  und  nicht  vom 
County  Council  angestellt  und  auch  von  jenem  entlassen.  Seine 
Besoldung  erfolgt  zu  Lasten  der  Grafschaftskasse,  in  welche  auch 
die  in  der  Gerichtskanzlei  zu  entrichtenden  Sportein  und  Gebühren 
einfliefsen,  insoferne  sie  nicht  ausdrücklich  davon  ausgenommen 
werden.  In  allen  administrativen  Angelegenheiten,  deren  Durch- 
führung dem  Clerk  of  the  Peace  unterliegt,  hat  er  den  Weisungen 
des  Grafschaftsrates  und  der  Committees  derselben  allein  Folge  zu 
leisten.  Daneben  bestehen  die  seit  jeher  in  den  kleinen  Bezirken  des 
Grafschaftsfriedensgerichtes  fungierenden  Clerks  of  the  Justices  in 
gleicher  Weise  fort  wie  bisher,  zur  Besorgung  des  laufenden 
Kanzleidienstes  bei  allen,  den  Acting  Justices  in  Petty  und  Special 
Sessions  obliegenden  Jurisdiktionsgeschäften.  Mit  der  Verwaltung 
aber  haben  sie  nichts  mehr  zu  schaffen.  Sie  werden  nach  wie  vor 
von  den  Friedensrichtern  ernannt;  nur  ihre  Besoldung  fällt  gleicher- 
mafsen,  wie  die  des  Clerk  of  the  Peace,  der  dem  County  Council 
unterstehenden  Grafschaftskasse  zur  Last. 

Besondere  Bestimmungen  sind  endlich  im  Gesetze  vorgesehen 
bezüglich  zweier  wichtiger  Ämter :  nämlich  des  Coroner  und  des 
Kreisphysikus  der  Grafschaft  (Medical  Officer  of  Health) ^ 

1  Loc.  Gov.  Act  1888  ss.  5,  17—19.  Die  Zahl  der  mit  Grafschaftsärzten 
versehenen  Gounties  ist  in  fortwährender  Zunahme  begriffen.  Die  meisten 
Grafschaften  sind  in  mehrere  Bezirke  eingeteilt,  denen  je  ein  Coroner  zu- 
gewiesen ist. 
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Das  Amt  des  Coroner  oder  Totenbeschauers,  das  bis  in  die  früheste 
Periode  der  englischen  Rechtsentwicklung  zurückreicht,  ist  nun- 
mehr, nachdem  es  durch  Jahrhunderte  ein  Wahlamt  gewesen,  in 
eine  Beamtenstelle  verwandelt  worden.  Während  der  Wahlcharakter 
der  übrigen  lokalen  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  in  normannischer 
Zeit,  der  Sheriffs  und  der  Conservators  of  the  Peace,  nur  durch 
kurze  Zeit  und  zweifellos  auch  dies  nur  in  wenigen  Grafschaften 
der  Königsgewalt  gegenüber  durchgesetzt  werden  konnte,  hat  sich 
die  Erwählung  des  Coroner  durch  die  Freeholders  der  Grafschaft 
ungestört  bis  auf  unsere  Tage  erhalten.  Durch  Section  5  der 
Akte  von  1888  ist  nun  diesem  ehrwürdigen  Rechtsinstitute  eine  neue 
Grundlage  gegeben  worden,  indem  bestimmt  wird,  dafs  das  Amt  des 
Coroner  in  Zukunft,  sei  es  für  die  ganze  Grafschaft  oder  für  ein- 
zelne Distrikte  innerhalb  derselben  vom  County  Council  durch  An- 
stellung einer  geeigneten  Person  zu  besetzen  ist.  Von  der  Be- 
werbung um  dieses  Amt  sind  Mitglieder  des  Grafschaftsrates  ge- 
setzlich ausgeschlossen.  Ebenso  hemmt  dasselbe  die  Wählbarkeit 
zur  Würde  eines  Alderman  oder  Grafschaftsrates.  Die  Besoldung 
des  Coroner  sowie  die  Bezahlung  der  mit  der  Abhaltung  der  ge- 
richtlichen Totenbeschau  verknüpften  Kosten  fällt  der  Grafschaits- 
kasse  zur  Last. 

Die  Anstellung  des  Kreisphysikus  ist  dem  County  Council  nicht 
obligatorisch  auferlegt.  Der  Grund  dafür  ist,  dafs  die  Handhabung 
des  Sanitätsgesetzes  nicht  dem  Grafschaftsrate  sondern  den  Distrikts- 
räten zusteht;  wo  aber  das  County  Council  eine  solche  Stelle 
kreiert,  ist  es  gestattet,  dafs  ein  üistrict  Council  sich  hierbei  mit 
dem  Grafschaftsrate  zur  Anstellung  und  Besoldung  eines  solchen 
ärztlichen  Beamten  verbindet.  Damit  ist  für  die  betreffende  Distrikts- 
behörde der  gesetzlichen  Pflicht,  einen  Physikus  anzustellen.  Genüge 
geleistet.  Hierzu  sind  nur  graduierte  Ärzte  qualifiziert,  die  den 
Bestimmungen  des  Medical  Act  von  1886  (49  u.  50  Vict.  c.  48) 
entsprechen,  überdies  die  Physikatsprüfung  bestanden  haben,  und 
eine  mindestens  dreijährige  Physikatspraxis  in  einem  Distrikte  von 
mindestens  20  000  Einwohnern  nachweisen  können.  Dem  Graf- 
schaftsarzte obliegt  die  Oberaufsicht  über  die  Sanitätspflege  in  allen 
städtischen  und  ländlichen  Distrikten  der  Grafschaft,  die  Ver- 
arbeitung der  von  diesen  zu  erstattenden  Berichte  zu  einem  Jahres- 
berichte und  die  fachmännische  Unterstützung  des  Grafschaftsrat^s 
in  allen  sanitätspolizeilichen  Fragen. 

Zu  diesen  Hauptt)eamten  der  Grafschaftsräte  kommen  noch 
die  entsprechenden  Hilfskräfte  derselben ,  sowie  die  zur  Führung 
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der  grafschaftlichen  Anstalten  notwendigen  Beamten,  Angestellten 
und  Arbeiter  hinzu.  Deren  Zahl  und  Beschäftigung  ist  auch 
hier  wie  in  den  Städten  verschieden  je  nach  dem  Umfange  und 
der  Intensität  der  grafschaftlichen  Verwaltung.  Bei  der  weit 
gröfseren  Gleichartigkeit  aber,  welche  die  grafschaftliche  Verwal- 
tung kennzeichnet,  sind  hier  diese  Unterschiede  wesentlich  geringer 
als  in  den  Städten.  Sehr  ansehnlich  ist  in  allen  Grafschaften  das  von 
denselben  angestellte  Lehrerpersonal  zur  Besorgung  des  Unterrichtes 
in  den  grafschaftlichen  Unterrichtsanstalten,  den  Technical  Schools, 
sowie  in  den  zahlreichen  Fachkursen,  Ackerbauschulen  u.  s.  w. 
In  vielen  Grafschaften  ist  bei  der  umfassenden,  gerade  in 
dieser  Richtung  entfalteten  Thätigkeit  des  County  Council  ein  be- 
sonderer Direktor  oder  Organising  Secretary  eingesetzt,  in  dessen 
Hand  die  ganzen  Fäden  des  Unterrichtswesens  der  County  zu- 
sammenlaufen. 

Die  Anstellung  der  Beamten  erfolgt  durch  die  Committees, 
und  zwar  werden  Unterbeamte  von  letzteren  definitiv  angestellt, 
höhere  Beamte  nur  provisorisch  bis  zur  Bestätigung  durch  das 
Council.  Durch  die  Standing  Orders  ist  für  alle  Grafschaften  ein 
gemeinsames  Verfahren  hierfür  vorgeschrieben.  Alle  vakanten 
Stellen  müssen  vom  Committee  in  den  Zeitungen  zum  öffentlichen 
Wettbewerbe  ausgeschrieben  werden,  alle  eingelaufenen  Gesuche 
samt  Zeugnissen  stehen  der  Einsichtnahme  aller  Mitglieder  des 
Grafschaftsrates  offen.  Der  Akt  der  Anstellung  selbst  erfolgt  durch 
Beschlufs  des  Council.  Hierbei  ist  vorgeschrieben,  dafs  bei  Zer- 
splitterung der  Stimmen  auf  mehr  als  zwei  Kandidaten  derjenige 
mit  der  geringsten  Stimmenzahl  gestrichen  wird,  worauf  ein  neuer 
Wahlgang  stattfindet.  Diese  Procedur  ist  solange  fortzusetzen,  bis 
die  absolute  Majorität  auf  einen  der  angemeldeten  Kandidaten  fällt. 

Über  die  sonstige  Organisation  der  Beamtenschaft  ist  wenig 
von  dem  städtischen  Vorbilde  Abweichendes  zu  finden.  Auch  hier 
sind  nach  den  Hauptbestandteilen  des  grafschaftlichen  Wirkungs- 
kreises Verwaltungsdepartements  eingerichtet,  an  deren  Spitze  je 
einer  der  vorhin  aufgezählten  leitenden  Beamten  steht.  Die  Be- 
soldung der  Grafschaftsbeamten  ist  so  ziemlich  gleich  mit  der 
der  städtischen  Beamten  gröfserer  Stadtgemeinden  ^    Ein  gesetz- 


'  Als  Beispiel  fär  die  Besoldungsverhältnisse  der  Grafs chaftsbeamten 
mögen  nachfolgende,  dem  Abstract  of  Accounts  for  1899  des  West  Riding  of 
•Yorkshire  entnommene  Angaben  dienen,  wobei  allerdings  zu  bemerken  ist,  dafs 
diese  Grafschaft  zu  den  gröfsten  und  dichtestbevölkerten  Counties  Englands 
gehört.    Die  Gehälter  der  Hauptbeamten  sind  folgende: 
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lieber  Pensionsanspruch  besteht  aucb  hier,  abgesehen  von  der 
Polizeimannschaft  und  deren  Offizieren,  denen  der  Police  Super- 
annuations  Act  1890  eine  Invaliditäts-  und  Altersversorgung 
sichert,  im  übrigen  nicht. 

Was  nun  die  Stellung  der  Beamten  in  dem  Verwaltungs- 
organismus der  Grafschaften  betriflft,  so  ist  die  grofse  Selbständig- 
keit der  Committees  und  die  losere  Struktur  des  ganzen  administra- 
tiven Gefüges  der  County  selbstverständlich  hierauf  von  wesent- 
lichem Einflüsse.  Die  Beamtenschaft  hat  hier  mehr  noch  als  in 
•den  Städten  ihren  unmittelbaren  und  ausschliefslichen  Vorgesetzten 
in  den  einzelnen  Committees  und  in  der  Regel  haben  sie  mit  dem 
Plenum  nur  durch  das  Medium  des  Ausschusses  zu  thun.  Die 
Natur  der  dem  Grafschaftsrate  hauptsächlich  obliegenden  Ver- 
waltungsgeschäfte, die  wir  im  nächsten  Kapitel  eingehend  betrachten 
werden,  hat  ganz  allgemein  zur  Folge,  dafs  hier  mehr  Verwaltungs- 
arbeit direkt  durch  die  Committees   selbst  besorgt  werden  kann 

Clerk  of  the  Peace  and  of  the  County  Council 1500  £^ 

und  264  £  für  Auslagen, 

Deputy  Clerk 700  jf, 

derselbe  für  seine  Thätigkeit  bei  verschiedenen  Committees  bezieht 

weiter 740  jf, 

Clerk  to  Asylums  Committee 385  jf, 

Chief  Clerk 550  jf, 

12  Clerks,  die  zusammen  den  Staff  of  the  Clerk  of  the  Peace  and  of 

the  County  Council  bilden von  850—85  4S  absteigend, 

Chief  Constable 1000  jf, 

Deputy 500  if, 

23  Superintendents  of  Police 160—250  £y 

3  Direktoren  der  3  Asylums  je 800  jf , 

County  Medical  Officer  of  Health 800  if, 

Rogistrar  of  deeds 500  i^, 

Accountant 1000  ä^ 

Surveyor 1200  jf, 

Deputy 375  jf, 

12  Coroners 150-400  £, 

Solicitor  (Chef  des  Kechtsdepartements) 1200  jf, 

Clerk  of  Technical  Instruction  Committee 300  jf, 

Chief  Inspector  of  Weights  and  measures 250  jf, 

Analyst 250  jf, 

33  Magistrates  Clerks  mit  sehr  verschiedenen  Gehältern  von    .    .  30—900  £^ 

wobei    zu   bemerken  ist,   dafs    dieselben   durchweg  Anwälte, 

Solicitors,  mit  Privatpraxis  sind. 
Im   ganzen  werden  54  291  jf*  9  sh  2  d  für  Beamtengehalte  verausgabt. 
Für  Pensionen  an  Polizeibeamte  und  -Mannschaft  auf  Grund  der  Akte  von 
1890  wurden  15  578  j^  7  sh  10  d  für  das  Jahr  1899  verausgabt. 
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und  dafs  die  Notwendigkeit  besoldeter  technischer  Hilfskräfte  hier 
—  abgesehen  vom  Schulwesen  —  im  geringeren  Mafse  als  in  der 
städtischen  Verwaltung  mit  ihren  zahlreichen  industriellen  Unter- 
nehmungen gegeben  ist.  Sowie  der  Grafschaftsrat  als  Plenum  über- 
haupt mehr  ein  beaufsichtigender  als  ein  unmittelbar  verwaltender 
Körper  ist,  so  haben  auch  seine  technischen  Beamten  grofsenteils 
mehr  technische  Aufsicht  als  technische  Arbeit  zu  verrichten. 
Darum  ist  auch  der  Stab  der  Beamtenschaft  der  County  Councils 
im  ganzen,  mit  den  Städten  verglichen,  weniger  gegliedert  und 
keineswegs  bureaukratisch  organisiert. 

Dies  alles  hat  notwendigerweise  zur  Folge,  dafs  die  Funktion 
des  Clerk  of  the  Council  für  die  Grafschaftsverwaltung  in  ad- 
ministrativer Hinsicht  nicht  von  derselben  Bedeutung  ist  wie  die 
des  Town  Clerk  für  die  Stadtverwaltung.  Allerdings  ist  auch  hier 
der  erstere  als  Chef  der  Grafschaftskanzlei  der  Mittelpunkt  des 
ganzen  schriftlichen  Verkehrs  des  County  Council  mit  anderen 
Behörden,  Privaten  und  den  Centralämtern  •,  ihm  obliegt  die  Er- 
öffnung aller  an  das  Council  gelangenden  Akten  und  Korrespon- 
denzen und  die  unmittelbare  Zuteilung  derselben  an  die  Committees, 
ferner  die  Veranlassung  der  Drucklegung  aller  Berichte  der  letzteren 
sowie  des  Council  und  die  Zusendung  derselben  und  der  Ein- 
ladungen zu  Plenar-  und  Committeesitzungen  an  alle  Mitglieder 
des  Grafschaftsrates.  Ebenso  ist  es  seine  Pflicht,  an  allen  Committee- 
sitzungen, sei  es  persönlich,  sei  es  durch  seinen  Stellvertreter  teil- 
zunehmen. Immerhin  obliegt  ihm  also,  sich  eine  allgemeine  Über- 
sicht über  den  Gang  der  Verwaltung  jederzeit  zu  sichern,  wenn 
er  auch  auf  die  Administration  selbst  in  der  Regel  nur  geringen 
Einflufs  nimmt;  vielmehr  ist  der  Clerk  of  the  Council  in  weit 
höherem  Mafse  als  dies  beim  Town  Clerk  der  Fall  ist,  haupt- 
sächlich thätig  als  der  juristische  Ratgeber,  Anwalt  und  Kanzlei- 
direktor der  Grafschaft.  Die  forragerechte  Erledigung  der  zahl- 
reichen, durch  die  Stellung  der  Grafschaft  gegenüber  den  unteren 
Lokalverwaltungskörpem  bedingten  Verfügungen  und  Entschei- 
dungen, die  Besorgung  der  mannigfachen,  mit  der  Führung  der 
Grafschaftsverwaltung  verknüpften  Rechtsgeschäfte  und  sonstigen 
rein  juristischen  Bedürfnisse  machen  die  formelle  Thätigkeit 
des  Clerk  of  the  Council  zur  weitaus  überwiegenden  unter 
seinen  Funktionen.  Bei  der  Schaffung  der  Grafschaftsräte  war 
diese  Thätigkeit  des  Clerk  of  the  Council  so  vorwiegend  ins 
Auge  gefafst  worden,  dafs  aus  diesem  Grunde  das  Amt  nicht 
nur  als  Nebenamt  mit  dem  des  Clerk  of  the  Peace  of  County  — 
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des  Eanzleidirektors  des  Quartalgerichtshofes  —  kumuliert,  sondern 
dafs  auch  die  Ernennung  zu  diesem  Doppelamte  nicht  dem 
Grafschaftsrate,  sondern  dem  Standing  Joint  Committee  anvertraut 
wurde.  Die  überraschende  Entwicklung  einer  intensiven  Ver- 
waltungsthätigkeit  der  County  Councils  in  verschiedenen  Special- 
verwaltungszweigen während  des  ersten  Decenniums  ihres  Be- 
stehens hat  allerdings  die  administrativen  Geschäfte  des  Clerk  of 
the  Council  so  sehr  anwachsen  lassen,  dafs  wenigstens  in  den 
grofsen  Grafschaften  jene  Kumulierung  heute  vielfach  sehr  un- 
angenehm als  Überlastung  des  Amtes  und  als  Einschränkung  der 
Autonomie  des  Grafschaftsrates  empfunden  wird^ 

Fassen  wir  die  bisherigen  Ausführungen  zusammen,  so  ergiebt 
sich  ein  in  den  Grundzügen  der  Erscheinung  des  städtischen  Ver- 
waltungsorganismus völlig  gleichgeartetes  Bild  der  grafschaftlichen 
Administration.  Auch  hier  finden  wir  die  drei  grofsen  Haupt- 
organe englischer  Lokalverwaltung:  Council,  Committee  und  Be- 
amtenschaft übereinander  thätig  und  auch  hier  ist  durch  diese  Ein- 
richtung dreierlei  erreicht: 

Erstens:  die  Lösung  aller  wichtigen  und  principiellen  Ver- 
waltungsfragen, sowie  die  Besorgung  der  finanziellen  Interessen  der 
Grafschaft  durch  ein  im  demokratischen  Sinne  repräsentatives  Graf- 
schaftsparlament. 

Zweitens:  die  Verwirklichung  der  Grundforderung  der 
heutigen  englischen  Verfassung,  dafs  alle  Verwaltung  als  Ausübung 
öffentlicher  Gewalt  unmittelbar  durch  gewählte  Vertreter  der 
Bevölkerung  vorgenommen  werde. 

Drittens:  die  gleichzeitige  Sicherung  einer  technisch  wirk- 
samen und  vollendeten  Verwaltung  durch  Anstellung  der  geeigneten 
Beamten  und  Fachorgane  als  subordinierter  Hilfskräfte  der 
Committees. 

Alles  das,  was  wir  im  vorigen  Abschnitte  über  das  gegen- 
seitige Ineinandergreifen  dieser  drei  Faktoren,  sowie  über  das 
völlige  Fehlen  bureaukratischen  Geistes  und  die  geschäftsmäfsige 
Art    der    Verwaltung    gesagt    hab«n,  gilt   auch   hier   im   vollen 


*  Vgl.  County  Council  Times  v.  7.  u.  14.  Juli  1899.  Darin  wird 
von  verschiedenen  Seiten  auf  die  für  die  County  Councils  unerquickliche 
Position  hingewiesen,  welche  durch  die  Verbindung  des  Amtes  des  Clerk  of 
the  Peace  mit  dem  des  Clerk  of  the  Council  dem  Grafschaftsrate  in  Bezug 
auf  die  Ernennung  seines  Hauptbeamten  bereitet  wird.  Zwei  im  Parlamente 
eingebrachte  Bills  zur  Auflösung  dieser  Ämterkumulierung  sind  bisher  erfolg- 
los geblieben. 
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Marse.  Wer  die  Verhandlungen  der  County  Councils,  wie  sie  aus- 
führlich in  den  Jahrgängen  der  County  Council  Times  nieder- 
gelegt sind,  aufmerksam  liest,  oder  Committee  Reports  einzelner 
Counties  studiert ,  wird  immer  wieder  zu  der  Beobachtung  ge- 
drängt, wie  die  Grafschaftsräte  die  ihnen  zustehenden  Obliegen- 
heiten sachlich,  kurz,  ohne  Kompetenzstreitigkeiten  und  bureau- 
kratische  Umschweife  erfüllen.  Weiters  fällt  dem  Beobachter  das 
vollständige  Fehlen  des  politischen  Kampfelementes  in  den  Be- 
ratungen der  County  Councils  auf.  Auch  hier  sowie  in  den  Stadt- 
gemeinderäten bleibt  die  Parteipolitik  von  der  Beratung  und  Be- 
sorgung der  Verwaltungsgeschäfte  vollständig  ausgeschlossen.  Die 
unerschütterliche  Tradition  in  dieser  Hinsicht  ist  ein  fester  Wall, 
an  dem  jeder  Versuch,  ein  Parteiregiment  in  der»  Lokalverwaltung 
Englands  herbeizuführen,  von  vornherein  scheitern  müfste  ^  Hierzu 
kommt  aber  bei  den  Grafschaftsräten  noch  der  Umstand,  dafs  die 
Grafschaftswahlen  mit  sehr  geringen  Ausnahmen  nicht  on  party 
lines  durchgeführt  werden,  sondern  dafs  vielmehr  die  meisten  Kandi- 
daten Vertrauensmänner  lokaler  Gruppen  sind,  die  sich  in  der 
Regel  nach  rein  örtlichen  Zusammenhängen  und  Interessen  scheiden. 
Eine  Folge  dieser  Thatsache  ist  es,  dafs  es  in  den  Grafschaften 
noch  weit  seltener  als  in  den  Städten  zu  wirklichen  Wahlkämpfen 
bei  der  Bildung  der  verwaltenden  Körperschaften  kommt.  In  der 
Regel  werden  verdienstvolle  Councillors  ohne  Opposition  wieder- 
gewählt*. Diese  Thatsachen  sind  gewifs  um  so  bemerkenswerter, 
als,  wie  wir  wissen,  das  Wahlrecht  zum  Grafschaftsrate  noch  weiter 


*  Vgl.  H.  Hobhouse  in  seinem  1898  in  der  County  Council  Times  er- 
schienenen Vortrag  „Devolution*',  Separat-Abdruck  p.  11.  Dieser  kenntnis- 
reiche Politiker,  der  selbst  seit  vielen  Jahren  in  hervorragender  Weise  an  der 
praktischen  Lokalverwaltung  teilnimmt,  spricht  sich  darin  foigendermafsen 
aus:  „Some  County  and  Town  Councils  may  no  doubt  be  swayed  by 
political  parties,  but  thanks  to  the  common  sense  of  Euglishmen,  muni- 
cipal  politics  usually  follow  somewhat  different  lines  to  those  of  Imperial 
Politics.« 

^  So  schreibt  das  offizielle  Organ  der  County  Councils,  die  „County  Council 
Times"  nach  den  Wahlen  des  Jahres  1898:  „Einer  der  bemerkenswertesten 
Charakterzüge  dieser  „allgemeinen  Wahlen"  ist  die  grofse  Zahl  von  Wahl- 
bezirken, in  welchen  der  bisherige  Abgeordnete  (Councillor)  oder  der  an  dessen 
Stelle  nominierte  Kandidat  keiner  Opposition  begegnete.  Der  Fall  der  Grafschaft 
Norfolk  bietet  dafür  ein  schlagendes  Beispiel.  Die  Grafschaft  zerfällt  in  56  Wahl- 
bezirke und  unter  allen  diesen  giebt  es  nur  6  bestrittene  Wahlen,  während  in 
46  Bezirken  die  bisherigen  Councillors  und  in  vier  weiteren  Bezirken  neue 
Kandidaten  ohne  Opposition  gewählt  worden  sind.    Und  ebenso  ist  bezeichnend, 

Redlioh,  Engl.  LokalTerwftltung.  29 
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im  demokratischen  Sinne  ausgedehnt  ist  als  das  städtische  Municipal- 
wahlrecht 

Der  Grund  dieser  merkwürdigen  Erscheinung  ist  nun  vor  allem 
darin  zu  suchen,  dafs  die  Counties  seit  jeher  der  feste  Sitz  der 
konservativen  Ideen  in  Stadt  und  Grafschaft  gewesen  sind,  und 
dafs  durch  die  Herausnahme  aller  gröfseren  Städte  aus  den  Graf- 
schaften die  schärfsten  politischen  Gegensätze  in  der  Bevölkerung 
für  die  Wahlen  zum  Grafschaftsparlamente  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  überhaupt  beseitigt  worden  sind.  Mit  Ausnahme 
einiger  weniger  industriellen  Gebiete  im  Norden  und  Nordosten 
Englands  und  der  wallisischen  Counties,  in  welch  letzteren  der 
religiöse  Nonkonformismus  die  breiten  Massen  seit  Jahrhunderten 
von  der  Gentry  echeidet  und  nunmehr  auch  als  politisch  einigendes 
Band  die  teilweise  Verdrängung  des  hochkirchlichen  Adels  und 
der  Gentry  aus  den  Grafschaftsräten  bewirkt  hat,  von  diesen  Aus- 
nahmen also  abgesehen,  sind  die  meisten  Gounty  Councils  grofsen- 
teils  von  Anhängern  der  konservativen  und  konservativ-liberalen 
Partei  besetzt.  Aber  auch  dort,  wo  Anhänger  der  liberalen 
Minorität  des  Parlaments  in  gröfserer  Zahl  Mitglieder  eines  Graf- 
schaftsrates sind,  arbeiten  sie  mit  den  konservativen  Councillors  und 
Aldermen  in  der  Grafschaftsverwaltung  in  harmonischer  Weise,  ohne 
dafs  auch  nur  von  irgend  einer  Seite  der  Versuch  gemacht  würde, 
hierbei  als  Anhänger  einer  bestimmten  politischen  Partei  hervor- 
zutreten. Ein  solcher  Versuch  wäre  ein  ganz  unerhörter  Bruch  mit  der 
streng  festgehaltenen  Tradition,  die  Lokalverwaltung  durch  Partei- 
politik nicht  beeinflussen  zu  lassen.  Diese  Tradition  hat  sich  ausge- 
bildet in  der  Zeit  der  Entstehung  des  parlamentarischen  Regierungs- 
systems und  der  damit  verknüpften  Alleinherrschaft  der  grund- 
besitzenden Klasse,  sie  ist  entstanden  als  die  natürliche  Folge  davon, 
dafs  der  Parteigegensatz  zwischen  Tories  und  Whigs  höchstens  in 
Fragen  der  grofsen  Reichspolitik  einen  wirklichen  Kampf  zweier 
wesentlich  verschiedener  Ideenkreise  bedeutete,  dafs  aber  in  Bezug 
auf  die  innere  Politik  für  beide  Parteien,  als  Angehörige  derselben 
herrschenden  Klasse,  ein  solcher  Parteigegensatz  nicht  bestand. 

Damals  wurde  im  Parlamente  mehr  zur  Befriedigung  persön- 
licher Ambitionen  und  der  Machtgelüste  einzelner  Gruppen  das 
wechselnde  Spiel  des  Parteikarapfes  betrieben.  Es  wurden  Intriguen 


dafs  fast  alle  Ghairmen  wiedergewählt  wurden.  Unter  sämtlichen  63  Counties 
giebt  es  blofs  9,  die  sich  im  Jahre  1898  einen  neuen  Vorsitzenden  gewählt 
haben.    (Vgl.  County  Council  Times  No.  473  u.  477  v.  J.  1898.) 
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angezettelt,  heroische  Redekämpfe  aufgeführt,  Wahlschlachten  mit 
ungeheueren  Bestechungsmanövern  in  Scene  gesetzt,  bei  denen  es 
sich  im  wesentlichen  nur  darum  handelt,  ob  die  eine  oder  die  andere 
Gruppe  der  Grofsgrundbesitzer  und  ihres  Anhanges  für  eine  Zeit- 
lang an  der  Herrschaft  sein  sollte;  sehr  selten  waren  dabei 
grofse  principielle  Gegnerschaften  in  der  inneren  Politik  in  Frage, 
seitdem  die  Beligionsgegensätze  ihre  parteibildende  Kraft  für  das 
politische  Leben  der  Nation  verloren  hatten.  Darum  konnten,  ja 
mufsten  vielmehr  alle  diese  Cliquen,  Gruppen  und  Fraktionen  dort 
friedlich  sich  einigen,  wo  es  galt,  gegen  einen  gemeinsamen  Dritten 
die  Macht  der  Klasse,  welcher  alle  angehörten,  festzuhalten:  dieser 
gemeinsame  Boden  ist  aber  nichts  anderes  als  die  Lokal- 
verwaltung. Hier,  wo  es  galt,  die  Besitzlosen  als  gefügige  und 
billige  Arbeiter,  die  Landlosen  als  ländliche  Tagelöhner  sich  zu  er- 
halten, da  waren  Pitt  und  Fox,  Whigs  und  Tories  jederzeit  ein  Herz 
und  eine  Seele.  Wo  sociale  und  ökonomische  Machtinteressen  in  Frage 
kamen,  da  hat  dann  das  berümte  „Selfgovernment",  das  in  Wahrheit 
keine  Selbstverwaltung  des  Volkes,  sondern  die  absolute  Herrschaft 
des  Grofsgrundbesitzes  bedeutete ,  sich  als  rücksichtslose  Klassen- 
herrschaft gezeigt,  die  allerdings  das  formelle  Gesetz  nie  verletzt  hat: 
und  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sie  die  Gesetzgebung  selbst 
fest  in  Händen  hatte  und  staatsklug  genug  gewesen  ist,  allezeit  die 
Form  streng  zu  wahren  und  ein  in  ihrem  Klasseninteresse  liegendes 
sociales  oder  ökonomisches  Unrecht  gegen  die  Masse  des  Volkes 
nie  früher  zu  begehen,  bevor  sie  es  nicht  selbst  durch  Parlaments- 
akte legal  gemacht  hatte.  Auf  solche  Weise  blieb  die  innere  Ver- 
waltung allerdings  immer  unverrückbar  gesetzlich. 

Dieser  historische  Rückblick  ist  notwendig,  um  zu  erklären, 
wieso  sich  jene  Tradition  der  unpolitischen  Führung  der  Lokal- 
verwaltung ausbilden  konnte.  Es  liegt  auch  darin  schon  zum  Teile 
eine  Erklärung  für  den  analogen  Zustand  in  der  Gegenwart.  Auch 
noch  in  unseren  Tagen  ist,  wie  schon  einmal  bemerkt  worden,  ein 
ernster  Gegensatz  zwischen  den  politischen  Parteien  Englands  in 
Bezug  auf  die  innere  Verwaltung  äufserlich  kaum  wahrzunehmen,  ja 
eigentlich  in  den  meisten  Beziehungen  gar  nicht  vorhanden.  Denn 
auch  heute  noch  sind  Liberale  und  Konservative  Angehörige  der- 
selben herrschenden  Gesellschaftsklasse  geradeso  wie  ehedem  Whigs 
und  Tories,  wenn  sich  auch  die  Struktur  der  herrschenden  Klasse 
vollständig  geändert  hat.  Noch  immer  ist  es  eine  durch  gemein- 
schaftliche Interessen,  Vorurteile  und  Anschauungen,  durch  gleich- 
artige Tradition  und  Erziehung  zusammengehaltene  obere  sociale 

29* 
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Schichte,  welche  im  Parlamente  sogut  wie  im  Grafschaftsrate  und 
im  Town  Council  die  öffentlichen  Angelegenheiten  der  Nation  er- 
ledigt, die  allerdings  in  einem  wesentlichen  Punkte  ganz  anders 
gestaltet   ist  als   die  Gentry  des   XVIII.  Jahrhunderts:   nämlich 
darin,  dafs  sie  jetzt  thatsächlich  das  Vertrauen  der  Massen,  die 
zum  Wahlrechte  berufen  sind,  besitzt,  und  dafs  es  ausschliefslich  der 
"Willen  dieser  letzteren  ist,  was  sie  zu  dieser  Herrscherstellung  beruft. 
Darum  ist  die  moderne  Gentry  zum  Unterschiede  von  ihrer  Vor- 
gängerin des  XVIII.  Jahrhunderts  genötigt,  überall  dort,  wo  jenes 
Vertrauen  ihr  im  einzelnen  Falle  nicht  geschenkt  wird,  zurück- 
zutreten, und  darum  ist  sie  weiter  genötigt,  sich  der  Demokratie 
dadurch  anzupassen,  dafs  sie  einmal  die  Grenzen  ihres  socialen 
Bereiches   immer   mehr  nach  unten  und  in  die  Breite  erweitert, 
immer  mehr  Elemente  aus  den  tieferliegenden  Schichten  der  Gesell- 
schaft in  sich  aufnimmt,  oder  zum  mindesten  lose  angliedert.   Aber 
dennoch  bildet  es  auch  heute  noch  einen  auffallenden  Charakterzug 
der  englischen  Politeia,  dafs  die  durch  Reichtum,  Familienverbindung 
und  Bildung  hervorragenden  Elemente,  dafs  —  kurz  gesagt  —  der 
gefestigte  Besitz  und  die  liberalen  Berufe  eine  nach  der  allgemeinen 
Anschauung  selbstverständliche  Hegemonie  in  der  Besorgung  der 
öffentlichen  Angelegenheiten  der  Nation,  ihrer  inneren  und  äufseren 
Politik,   ihrer   Rechtsprechung   und  Verwaltung   besitzen,   indem 
gleichzeitig  die  Angehörigen  dieser  Gesellschaftsklassen  sich  diesen 
Aufgaben   als  einer   ihnen   obliegenden  Ehrenpflicht  unterziehen. 
Diese  Hegemonie  wird  nun  der  englischen  Aristokratie  und  Gentry 
auch  von  dem  nunmehr  vollberechtigten,  souveränen  Demos  nach 
wie  vor  willig  eingeräumt.    Die  regierende  Klasse  im  gesellschaft- 
lichen und  politischen  Leben  Englands  ist  also  auch  heute  noch 
eine  Besitzklasse,  aber  nicht  mehr  eine  privilegierte  Klasse  von 
Grofsgrundbesitzern ;   sie  stellt  vielmehr  die  durch  das  allgemeine 
Wahlrecht  gebildete  Vertretung  aller  bestehenden  Eigentumsinter- 
essen und  damit  der  ganzen  bürgerlichen  Gesellschaft,  die  in  Trade- 
Unions  und  Cooperative  Societies  organisierte  Arbeiterschaft  mit 
eingeschlossen,  vor.    Die  Verwaltung  bildet  aber  auch  in  ihrer  neuen 
Organisation  wieder  nur  den  gemeinsamen  Boden  für  die  Thätig- 
keit  dieser  regierenden  Klasse  als  Gesamtvertretung  der  Besitz- 
kategorien und  Berufe  aller  Art  zum  Zwecke  der  Besorgung  ihrer 
lokalen  Interessen  sowie  der  nationalen  Gesamtinteressen  gemäfs 
den   vom   demokratisch    organisierten    Parlamente   gegebenen   Ge- 
setzen   und   Verordnungen.     Je   mehr   nun   die   ungeheuere   öko- 
nomische  und   kulturelle  Entwicklung  Englands  die  bürgerlichen 
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Klassen  differenziert,  erweitert  und  verstärkt  hat;  je  weiter  damit 
der  Begriff  der  Gentry  gezogen  worden  ist,  desto  gröfser  wurde 
auch  der  Anteil  des  Mittelstandes  an  der  Regierung  und  Verwal- 
tung, desto  mehr  ist  aber  auch  die  noch  immer  anerkannte  Vor- 
herrschaft der  obersten  socialen,  auf  Grundbesitz  gestützten  Schichte 
genötigt,  auf  einen  fortwährend  erweiterten  Kreis  von  Interessen  bei 
der  durch  sie  besorgten  Führung  der  Politik  des  Reiches  und  der  Ver- 
waltung des  Landes  zu  achten,  desto  mehr  verliert  die  Hegemonie 
der  „Klasse"  den  Charakter  der  Klassenherrschaft,  indem  sie  sich 
immer  mehr  zur  planmäfsigen  und  bewufsten  Verwaltung  der  ge- 
samten nationalen  Interessen  entwickelt. 

Daraus  erklärt  sich  also  die  Gesetzmäfsigkeit  und  weitgehende 
Objektivität  der  englischen  Lokal  Verwaltung  auch  in  ihrer  neuen 
Organisation.    Immer  noch  ist  Gesetzgebung  und  Ausführung  der 
Gesetze  in  der  Hand  derselben  Schichte  vereinigt  und  darum  ein 
Gegensatz  zwischen  Legislative  und  Exekutive  so  gut  wie  ausge- 
schlossen.    Beides   unterliegt   überdies   der   alles  beherrschenden 
Kontrolle  durch  Parlament,  Presse  und  die  darin  zum  Ausdruck 
gelangende  Kritik  der  öffentlichen  Meinung.    Schwere  Interessen- 
konflikte ökonomischer  und  socialer  Natur  bestehen  auch  heute  nicht 
innerhalb  der  wenn  auch  beträchtlich  erweiterten  Gesellschaftsschichte, 
aus  welcher  die  regierenden  Parteiführer  hervorgehen.  Damit  entfällt 
ein  weiterer  Hauptgrund  für  einen  in  die  Verwaltung  selbst  eindringen- 
den Parteienkampf.  Die  grofsen  Probleme  des  politischen  Lebens  und 
der  Gesetzgebung  aber,  wie  sie  das  moderne  wirtschaftliche  Leben 
am  frühesten  in  England  und  nirgends  zu  so  klarem  allgemeinen  Be- 
wufstsein  "wie  dort  hervorgerufen  hat,  sind  die  grofsen  Interessen- 
konflikte zwischen  Kapital  und  Arbeit,  zwischen  besitzenden  und 
besitzlosen  Klassen,  die  zu  gewaltigen  aber  ausnahmslos  friedlich 
verlaufenden  Parteikämpfen   geführt  haben  und  immer  wieder  zu 
solchen  führen,  ohne  aber  die  Verwaltung  als  solche  zu  erschüttern; 
denn  alle  diese  Klassenkämpfe  werden  in  England  seit  Jahrhunderten 
auf  dem  Boden  des  Parlamentes  ausgefochten  als  Kämpfe  zur  Be- 
seitigung  bestehenden   oder   zur  Schaffung  neuen  Rechtes.     Die 
Verwaltung  aber,  die  in  England,  wie  hier  wiederholt  dargelegt 
worden,  immer  nur  Ausführung  der  Gesetze  und  nichts  anderes 
sein  kann,  wird  in  diese  Kämpfe  naturgemäfs  nicht  hineingezogen. 
Die  neuen,  der  veränderten  wirtschaftlichen  und  socialen  Struktur 
der  Gesellschaft   entsprechenden   Gesetze   werden   im   Parlamente 
stets  von  einem  Teile  der  herrschenden  Klassen  gegen  den  Willen 
des  anderen  Teiles  durchgesetzt;  damit  ist  aber  der  Kampf  be- 
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endigt  und  kein  Grund  mehr  vorhanden,  mit  Hilfe  der  Verwaltung 
oder  gegen  dieselbe  selbständig  einen  weiteren  Kampf  zu  führen. 
Die  social  herrschende  Klasse  besafs  allezeit  genügend  Rechtsgefühl, 
aber  auch  genügend  Staatsklugheit,  um  niemals  zu  versuchen,  einen 
solchen  Sieg  der  Reformer  durch  Ausnützung  ihrer  Hegemonie  in 
der  Verwaltung  nochmals  streitig  zu  machen.  Nicht  am  wenigsten 
giebt  diese  durch  die  ganze  Geschichte  Englands  der  letzten  zwei 
Jahrhunderte  leicht  zu  verfolgende  Erscheinung  den  Schlüssel  für 
das  aufserordentliche  Beharrungsvermögen  der  englischen  Gentry 
in  ihrer  charakteristischen  Stellung  des  eigentlichen  Hauptträgers 
der  gesamten  Landesverwaltung. 

Nach  dem  Vorstehenden  ist  es  aber  klar,  dafs  ein  die  Führung 
der  inneren  Verwaltung  berührender  politischer  Konflikt  nur  dort 
möglich  ist,  zugleich  aber  auch  dort  wahrscheinlich  ist,  wo  die 
gemeinsamen  Interessen  der  herrschenden  Gesellschaftsschichten  in 
einem  vitalen  Punkte  von  selbständig  gegenübertretenden  ökono- 
mischen Interessen  der  unteren  Klassen  gefährdet  erscheinen,  solange 
nicht  die  Gesetzgebung  solche  Klassengegensätze  mehr  oder  weniger 
auszugleichen  imstande  gewesen  ist.  Ein  solcher  Klassengegensatz 
aber  ist  als  ein  Ergebnis  der  modernen  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung notwendiger  Weise  gegeben  mit  der  Existenz  der  lohnarbeiten- 
den Klasse.  Wie  dieses  Problem  in  den  Städten  zum  Teile  ge- 
löst worden  ist,  in  welcher  Weise  hier  die  Hegemonie  der  be- 
sitzenden Klasse  trotz  des  steigenden  Einflusses  der  wahlberechtigten 
Arbeiterschaft  unter  mancherlei  schwerwiegenden  Konzessionen  an 
diese  und  vor  allem  dank  der  Anerkennung  der  Arbeiterverbände 
als  politischer  Machtfaktoren,  konserviert,  ja  zum  Teile  gestärkt 
worden  ist,  haben  wir  im  vorhergehenden  Abschnitte  berührt.  Es 
besteht  also,  wenn  wir  das  gleiche  Problem  hier  für  den  Graf- 
schaftsrat zu  besprechen  haben,  nicht  die  Frage  nach  den  Gründen 
für  die  Parteilosigkeit  der  politischen  Parteien  in  Bezug  auf  die 
Grafschafts  Verwaltung,  sondern  die  Frage,  wieso  auch  hier  die 
social  herrschende  Klasse  sich  im  Besitze  der  Hegemonie  zu  er- 
halten versteht  und  inwieweit  auch  hier  diese  Hegemonie  den 
wahren  Klassencharakter  immerhin  noch  besitzt. 

Da  mufs  denn  vor  allem  die  Thatsache  konstatiert  werden, 
dafs  sich  bisher  bei  den  Wahlen  zu  den  Grafschaftsräten  noch  weit 
weniger  als  in  den  Städten,  ja  überhaupt  kaum  je,  ein  Klassen- 
gegensatz bemerkbar  gemacht  hat.  Diese  Thatsache  ist  um  so 
merkwürdiger,  als  innerhalb  des  ganzen  öffentlichen  Lebens  im 
heutigen  England  kein  tieferer  ökonomischer  und  socialer  Gegen- 
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satz  besteht  als  der  zwischen  dem  Grundbesitz  in  seinen  ver- 
schiedenen Formen  und  der  ländlichen  Arbeiterschaft.  Durch  die 
Herausnahme  der  gröfseren  Städte  aus  der  Grafschaft  ist  in  allen 
Grafschaftsräten,  abgesehen  von  jenen  Counties ,  in  welchen  Berg- 
bau und  Industrie  eine  starke  Lohnarbeiterschaft  auch  auf  dem 
Lande  grofsgezogen  haben,  das  hervorragende  ökonomische  Interesse 
der  oberen  und  mittleren  Klassen,  die  im  Grafschaftsrate  aus- 
schliefslich  vertreten  sind,  das  rein  agrarische  Interesse.  Dieses 
letztere  ist,  wenn  auch  gewifs  zwischen  Grundeigentümern 
und  Pächtern  mancherlei  Reibungsflächen  bestehen,  für  beide 
Schichten  gleichartig  in  Bezug  auf  den  dritten  hierbei  in  Betracht 
kommenden  Faktor,  nämlich  die  Landarbeiterschaft.  Wir  können 
an  dieser  Stelle  auf  die  so  eigenartige  und  komplizierte  Struktur 
der  englischen  Grundbesitzverteilung  nicht  eingehen;  das,  worauf 
es  hier  aber  ankommt,  bildet  eine  der  längst  feststehenden  That- 
sachen  der  Agrargeschichte  Englands:  es  ist  dies  die  völlige  Be- 
seitigung des  mittleren  und  kleinen  Grundeigentums,  die  längst 
vollzogene  Vernichtung  der  bäuerlichen  Besitzklasse  zu  Gunsten 
eines  aufserordentlich  erstarkten  Latifundienbesitzes  und  eines 
kapitalistischen  Pächtertums,  endlich  die  völlige  Proletarisierung 
und  sociale  Entrechtung  der  in  der  Landwirtschaft  arbeitenden 
Massen  durch  die  Einziehung  der  Gemeindeländereien  (Gommons),  wie 
sie  sich  im  XVIII.  und  XIX.  Jahrhundert  vollzogen  hat.  Die  unheil- 
volle Konsequenz  dieser  geschichtlichen  Thatsachen  ist  nun  die 
vollständige  ökonomische,  sociale  und  politische  Unterwerfung  der 
englischen  Landarbeiter  unter  den  Adel,  die  Gentry  und  die  übrigen 
kapitalistischen  Eigentümer  und  Nutzniefser  von  Grund  und  Boden. 
Wie  sehr  der  englische  Landarbeiter  nicht  nur  wirtschaftlich  sondern 
auch  in  allen  gesellschaftlichen  Beziehungen  auch  heute  noch  voll- 
kommen abhängig  ist  vom  Grundherrn  ,  wird  klar,  wenn  man  be- 
denkt, dafs  es  Tausende  von  Landgemeinden  giebt,  in  denen  jeder 
Zoll  des  Bodens  einem  oder  zwei  Menschen  gehört.  Wenn  man 
sich  die  Verteilung  des  englischen  Grundbesitzes  vor  Augen  führt, 
so  ist  es  nur  natürlich,  dafs  die  ländlichen  Massen,  seit  zwei 
Jahrhunderten  in  dem  niedrigsten  Standard  of  life  durch  Hunger- 
löhne festgehalten,  durch  das  alte  Armengesetz  demoralisiert,  durch 
das  neue  Poor  Law  für  die  Zeit  des  Alters  auf  das  Armenhaus  an- 
gewiesen, nichts  anderes  sein  konnten,  als  die  ohne  jedes  politische 
Interesse  dahin  lebenden  Heloten  der  grundbesitzenden,  politisch 
herrschenden  und  staatlich  administrierenden  Klasse.  Die  poli- 
tische  Emancipation   der   Landarbeiter    durch   die   Gladstonesche 
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Wahlreform  von  1885  hat  diese  letzte  Hochburg  des  englischen 
Ancien  Regime,  die  Herrschaft  der  Country  Gentlemen  über  die 
Landarbeiterschaft  in  der  dreifachen  Eigenschaft  als  Gnindherren, 
als  Gesetzgeber  und  als  Organe  der  öffentlichen  Verwaltung 
mächtig  erschüttert  aber  nicht  beseitigt.  Denn  weder  die  damit  ver- 
knüpfte politische  Agitation  unter  den  Landarbeitern  noch  auch  die 
immer  wieder  gemachten  Versuche,  den  Trade  Unionismus  von  den 
Industriearbeitern  auf  die  agrarischen  Arbeiter  auszudehnen,  haben 
die  durch  die  unerbittliche  Gewalt  der  geschichtlichen  Entwicklung 
und  der  ökonomischen  Thatsachen  geschaffene  Lage  der  besitz- 
losen Klassen  auf  dem  Lande  wesentlich  abändern  können.  Der 
englische  Landarbeiter  ist  so  gedrückt  and  wurzelt  so  wenig 
in  dem  ganzen  Komplex  des  Kulturlebens  der  Nation,  dafs  ihm 
die  Gewährung  aller  politischen  Rechte,  das  ganze  Arsenal  der 
formalen  Demokratie  bisher  wenig  zu  nützen  vermocht  hat,  und 
darin  liegt  auch  die  Erklärung  für  die  völlige  Einflufslosigkoit 
der  Landarbeiter  auf  die  neue,  demokratisch  organisierte  Graf- 
schaftsverwaltung. 

Kein  Landarbeiter  kann  von  seinem  Wahlrechte  unabhängigen 
Gebrauch  machen ,  ohne  fürchten  zu  müssen ,  dafs  er  aus  seinem, 
dem  Grundherrn  gehörigen  Cottage  von  dessen  Agenten  binnen 
acht  Tagen  vertrieben  würde*;  hierzu  kommt  aber  noch,  was  die 
Landarbeiter  vollends  hindert,  an  der  Grafschaftsverwaltung  teil- 
zunehmen, nämlich  der  Mangel  an  Diäten  für  die  Gewählten  und 
die  NichtVergütung  der  Auslagen  für  die  Reise  zum  Sitze  der 
Grafschaftsverwaltung.  So  wirkt  das  ehrenamtliche  Moment  in 
der  englischen  Lokalverwaltung  auch  heute,  trotz  des  allgemeinen, 
gleichen  und  direkten  Wahlrechtes,  geradeso  dahin,  die  ganze 
Arbeiterschaft  und  den  unteren  Mittelstand  aus  dem  Kreise  der  Wähl- 
baren auszuschliefsen  und  so  die  Hegemonie  der  Besitzenden  zu  garan- 
tieren, wie  bis  vor  kurzem  das  gesetzliche  Privileg  solche  Hegemonie 


^  Die  Reports  der  socialistischen  „English  Land  Restoration  League*'  ent- 
halten zahlreiche  Beispiele  von  der  Wertlosigkeit  der  demokratischen  Lokal- 
verwal tungsgesetze  für  die  Landarbeiter  als  Folge  ihrer  vollständigen  wirt- 
schaftlichen Hilflosigkeit  gegenüber  den  Grundherren.  Ein  hervorstechender, 
aber  keineswegs  vereinzelter  Fall  ist  die  im  Report  von  1896  gegebene 
drastische  Schilderung  der  Verhältnisse  in  einem  Kirchspiel,  dessen  ganzes 
Territorium  dem  Duke  of  Beaufort  gehört.  Der  Lord  bestimmt  den  Ausfall 
der  Wahlen  zum  Parish  und  District  Council  nach  seinem  Gutdünken.  Die 
Wahl  eines  ihm  nicht  genehmen  Kandidaten  zum  Churchwarden  beantwortete 
er  einfach  mit  der  Kündigung  der  Wohnhäuser  aller  Kirchspielsinsassen!  Da 
bleibt  allerdings  die  demokratische  Verwaltung  ein  toter  Buchstabe. 
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gegeben  hatte.  Das  Ergebnis  aller  dieser  Faktoren  ist  also,  dafs 
trotz  des  demokratischen  Wahlrechtes  die  bis  zum  Jahre  1888  privi- 
legierten Klassen  ihre  Stellung  in  der  Besorgung  der  Grafschafts- 
verwaltung nach  wie  vor  —  zwar  nicht  mehr  als  förmliches  Privileg 
—  wohl  aber  als  ökonomisch  -  sociales  Monopol  behalten  haben. 
Grofsgrundbesitzer  und  die  auf  dem  Lande  ansässige  Gentry, 
verstärkt  durch  Farmer,  Fabrikdirektoren,  Geistliche  und  An- 
gehörige der  übrigen  liberalen  Berufe  tragen  auch  heute  noch  als 
Mandatare  des  allgemeinen  Wahlrechtes  ausschliefslich  die  Ehre  und 
Arbeitslast  der  Verwaltung  der  Grafschaften.  So  ist,  was  bei  der 
Beratung  der  Bill  von  1888  fast  alle  Politiker  des  Parlaments 
als  Wunsch  und  Hoffnung  ausgedrückt  haben,  thatsächlich  in  Er- 
füllung gegangen.  Die  meisten  der  Angehörigen  der  besitzenden 
und  gebildeten  Klassen,  die  bis  dahin  als  Justices  of  Peace  die 
öffentliche  Gewalt  in  den  Gounties  in  Gericht  und  Verwaltung  geübt, 
sind  nunmehr  als  gewählte  County  Councillors  und  Aldermen 
neuerlich  zur  Führung  der  Lokal  Verwaltung  berufen  worden'. 


^  Dies  geht  am  besten  aus  der  Berufsstatistik  hervor,  die  sich  aus  den 
Listen  der  Mitglieder  der  Grafschaftsräte  herausziehe^  läfst.  Für  nachstehende 
Grafschaften  ergiebt  sich  auf  Grund  der  Year  Books  von  1899  folgendes 
Resultat. 

In  Leicestershire  sind  unter  den  Councillors:  11  Private  Gentlemen 
und  Esquires,  18  Farmer,  4  pensionierte  Offiziere,  1  Lord,  je  ein  Priester  der 
Hochkirche,  der  katholischen  Kirche  und  der  Sekte  der  Eongregationalisten, 
2  Architekten  und  Ingenieure,  6  Fabriksbesitzer,  1  Kornhändler,  6  Land- 
agenten, 1  Bergwerksbesitzer,  1  Bergwerksdirektor,  1  Beamter  eines  städtischen 
Irrenasyls.  Unter  den  Aldermen  sind  6  Farmer,  8  Baronets,  6  Private 
Gentlemen,  1  Bergwerksbesitzer,  1  Geistlicher,  2  Fabriksbesitzer.  Nach  ihrem 
wirtschaftlichen  Charakter  ist  die  Grafschaft  eine  der  „Grazing  Counties", 
d.  h.  eine  der  Grafschaften,  in  denen  starke  Viehzucht  betrieben  wird.  Da- 
neben besitzt  die  Bergwerksproduktion  der  Grafschaft  gröfsere  Bedeutung. 

Nottinghamshire.  Das  County  Council  vereinigt:  23  Kaufleute,  Fabriks- 
besitzer, Bergwerks-  und  Fabrikdirektoren,  5  Solicitors  und  Landagenten, 
2  Ingenieure  und  Bauunternehmer,  je  einen  Peer,  Viscount,  Privy  Councillor 
und  Barrister-of-Law,  16  Private  Gentlemen,  einen  pensionierten  Offizier,  4  Farmer. 
Diese  Zusammensetzung  der  Vertretung  entspricht  dem  stark  industriellen 
Charakter  der  Grafschaft. 

Derbyshire.  Das  County  Council  vereinigt:  13 Private  Gentlemen,  1  Peer, 
20  Eaufleute,  Fabriks-  und  Bergwerksbesitzer,  2  Barrister  of  Law,  1  Geist- 
lichen, einen  pensionierten  Offizier,  3  Bergingenieure,  1  Arzt,  1  Fleischhauer, 
1  Buchdrucker,  1  Buchhalter,  1  Kommunalbeamten,  2  Schuldirektoren,  1  Soli- 
citor,  1  Geldwechsler,  1  Kleinkaufmann  (Grocer),  1  Provisionsagenten,  1  Farmer, 
1  Landagenten.  Die  Aldermen  zählen  unter  sich  2  Lords,  2  Baronets,  11  Private 
Gentlemen  und  Justices  of  Peace,  einen  Waggonfabrikanten,  3  Fabriksbesitzer, 
einen  Architekten. 
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Damit  war  nun  seitens  der  Bevölkerung  die  deutlichste 
Anerkennung  der  Ehrenhaftigkeit  und  erfolgreichen  Verwaltung 
der  alten  Friedensrichter  ausgesprochen,  deren  Organisation  und 
repräsentative  Grundlage  zwar  längst  reformbedürftig  geworden  war, 
deren  Tradition  aber  die  überwiegende  Mehrheit  der  Bevölkerung 
auch  in  dem  neuen  Verwaltungskörper  aufrecht  erhalten  wissen 
wollte.  Zugleich  war  aber  auch  damit  zum  Ausdrucke  gebracht, 
dafs  in  der  Stellung  des  Grafschaftsverwaltungskörpers  zu  den 
grofsen  agrarpolitischen  Problemen  des  heutigen  England  mit  der 
neuen  demokratischen  Grundlage  des  ersteren  zunächst  keine  Ver- 
änderung eintreten  würde.  In  dieser  Hinsicht  sind  die  County 
Councils  ebenso  Ausdruck  der  Klassenverwaltung  wie  es  vordem  die 
Quarter  Sessions  gewesen.  Am  deutlichsten  tritt  das  darin  hervor, 
dafs  selbst  die  geringen,  bisher  durch  Radikale  dem  „Landed 
Interest"  zu  Gunsten  der  Landarbeiterschaft  im  Parlamente  abge- 
rungenen agrarpolitischen  Reformen  in  den  Grafschaftsräten  keine 
nennenswerte  Förderung  gefunden  haben.  Wohl  haben  aber  die 
Grafschaftsräte  das  allgemeine  agrarische  Interesse  vom  Stand- 
punkte des  landwirtschschaftlichen  Kapitalisten  sehr  nachdrücklich 


Wie  man  aus  diesen  Beispielen  ersieht,  sind  die  Grafschaftsräte  ein  ge- 
treues Spiegelbild  der  in  jeder  County  vorherrschenden  bürgerlichen  Berufe 
und  Besitzklassen,  fast  in  keinem  aber  findet  sich  ein  Arbeiter  als  Mitglied  eines 
Grafschaftsrates.  Wie  oben  bemerkt,  trägt  zu  dieser  so  auffallenden  Erscheinung 
am  allermeisten  der  völlig  unentgeltliche  Charakter  der  Ehrenämter  in  der 
englischen  Lokalverwaltung  bei.  Dieser  schliefst  alle  lohnarbeitenden  Elemente 
von  vornherein  von  der  Teilnahme  aus.  Diese  wichtige  Thatsache  wird  von 
den,  allerdings  in  England  noch  immer  wenig  einflufsreichen,  doktrinären 
Radikalen  nicht  verkannt.  In  einem  in  der  socialistisch-radikalen  Progressive 
Review  (Mai  1897)  erschienenen  Artikel:  „Government  by  Horse  and  Trap" 
wird  ausgeführt,  dafs  selbst  in  solchen  Bezirken,  die  zum  Parlamente  radikal 
wählen,  bei  den  Grafschaftswahlen  Konservative  und  reiche  Leute  allein  ge- 
wählt würden.  Der  Grund  dafür  sei  vor  allem  darin  zu  suchen,  dafs  die  Aus- 
lagen nicht  ersetzt  würden,  dafs  ferner  bei  den,  gewöhnlich  10—20  oft  auch 
40—50  Meilen  betragenden  Entfernungen  bis  zur  Grafschaftsstadt  nur  solche 
auf  dem  Lande  lebende  Wähler  als  County-  oder  District  Councillors  thätig  sein 
können,  die  Pferd  und  Wagen  besitzen.  Sehr  bezeichnend  sind  auch  die 
Äufserungen  von  Landarbeitern  auf  einer  von  der  liberalen  Partei  1891  in 
London  abgehaltenen  Agrarkonferenz  über  diesen  Gegenstand.  So  sagt  einer 
der  Teilnehmer:  „I  am  one  of  the  working  classes  and  I  have  been  retumed 
by  my  friends  and  neighbours  upon  the  County  Council.  But,  Gentlemen, 
being  a  poor  man,  and  the  Meetings  being  held  in  the  County  Town  of 
Gloucester,  I  find  it  very  hard,  to  attend  those  meetings  and  if  Local  Govern- 
ment is  to  be  of  any  real  servive  to  the  working  classes,  we  must  have  Parish 
Councils."    (Report  of  the  Rural  Conference  held  in  London  1891.) 
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vertreten,  so  in  der  sorgsamen  Durchführung  der  Veterinärgesetze, 
der  Gesetze  gegen  Verfälschung  von  Nahrungs-  und  Futterstoffen 
sowie  von  Dungmitteln,  so  auch  in  der  Förderung  des  landwirtschaft- 
lichen Unterrichtes  als  eines  Zweiges  der  Technical  Education;  aber 
von  einer  socialpolitischen  Thätigkeit  der  Grafschaftsräte  in  der 
Richtung  der  Hebung  der  besitzlosen  Landarbeiterschaft  und  von  einer 
arbeiterfreundlichen  Politik  derselben,  die  etwa  das  Vorbild  der  eng- 
lischen Stadtvertretungen  befolgte,  ist  bis  zum  heutigen  Tage  nicht 
viel  zu  bemerken  ^  In  diesem  Punkte  also  ist  der  in  der  Grafschafts- 
verwaltung auch  in  ihrer  neuen  Organisation  unerschütterte 
politische  Konservatismus  auch  der  Hort  der  Grundbesitz-  und 
Farmerinteressen  geblieben.  Daneben  dürfen  wir  aber  die  rühm- 
lichen Züge  dieser  konservativen  Grafschaftsparlamente  gewifs  nicht 
übersehen :  nicht  nur  ist  die  Gesetzmäfsigkeit  der  Verwaltung,  das 
völlige  Fernhalten  politischer  Parteiung  und  jeglicher  Korruption 
von  derselben  auch  in  der  neuen  Form  der  Graf  Schafts  Verwaltung  un- 
vermindert erhalten  geblieben,  sondern  es  hat  sich,  wie  vorhin 
bemerkt,  die  neue  Grafschaftsverwaltung  mit  Eifer  und  Geschick 
wichtigen  gemeinnützigen  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung  hin- 
gegeben, die  bis  dahin  wenig  oder  gar  nicht  in  Angriff  genommen 
worden  waren.  Fachlicher  Unterricht  in  landwirtschaftlichen  Disci- 
plinen,  Lokaleisenbahnwesen,  technische  Hebung  der  Landwirtschaft, 
Verbesserung  der  Strafsen,  alles  das  sind  Gebiete,  auf  denen  die  County 
Councils  zum  erstenmal  eine  positive  und  schöpferische  Thätigkeit 
im  grofsen  Stile  zu  entfalten  begonnen  haben,  deren  segensreiche 
Wirkungen  sich  zwar  erst  in  späteren  Jahren  werden  beurteilen 
lassen,  die  aber  heute  schon  als  Verdienste  der  neuen  Verwaltung 
festgestellt  werden  dürfen.  An  diesen  Fortschritten  hat  aber,  ob- 
gleich der  persönliche  Faktor  in  der  Grafschaftsverwaltung  wenig 


^  Besonders  in  den  rein  agrarischen  Counties  tritt  der  traditionelle  Klassen- 
charakter der  Grafschaftsräte  scharf  hervor;  so  versuchte  z.  B.  das  County 
Council  von  Essex  die  den  Squires  und  Farmers  sehr  unangenehmen  Agitations- 
reisen der  Socialisten  unter  den  Landarbeitern  vermittelst  umherziehender 
Zeltwagen  (Vans),  welche  den  Arbeiterführern  als  Vehikel,  als  Nachtlager 
und  als  Rednertribüne  dienen,  durch  Erlassung  von  Bye  Laws  ein  Ende 
zu  bereiten,  nach  welchen  solche  Wagen  als  Störungen  der  Ruhe  und  Ordnung 
gleich  nomadisierenden  Zigeunern  oder  anderem  fahrenden  Volk  polizeilich 
abgeschafift  werden  sollten.  Die  energischen  Proteste  der  agrarsocialistischen 
English  Land  Restoration  League  genügten,  um  diesen  Versuch  einer  Ein- 
schränkung der  Versammlungsfreiheit  zu  hintertreiben.  Vgl.  darüber  Special 
Report  of  the  English  Land  Restoration  League.  „Among  the  Agricultural 
Labourers  with  Red  Vans."     1893  p.  8.     1895  p.  15—17. 
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oder  gar  nicht  verändert  worden  ist,  dennoch  die  demokratische 
Umänderung  der  Grafschaftsverwaltung  ihren  bedeutenden  Anteil; 
sie  hat  schon  dadurch,  dafs  sie  die  Country  Gentlemen  zu  Man- 
dataren der  ländlichen  Bevölkerung  machte  und  die  alten  Privi- 
legien-Wälle mit  einem  Schlage  niederlegte,  frisches  Leben  in  die 
allzu  beschaulich  gewordene  Routine  der  Friedensrichterverwaltung 
gebracht.  Die  Reform  der  Organisation  hat,  wie  oben  ausgeführt, 
zwar  nicht  im  entferntesten  die  ländlichen  Massen  zu  Herren 
oder  auch  nur  zu  direkten  Teilnehmern  an  der  Grafschaftsver- 
waltung gemacht,  aber  sie  hat  dennoch  die  konservativen  Elemente 
der  ländlichen  Gesellschaft  Englands  genötigt,  nicht  nur  so  manches 
ihrer  Klassenvorurteile  abzulegen,  sondern  auch  in  positiver  Weise 
ihren  socialen  und  administrativen  Gesichtskreis  zu  erweitem,  sich 
als  verantwortliche  Verwalter  der  Grafschaftsinteressen  zu  fühlen 
und  als  solche  nicht  nur  die  traditionelle  Ehrenhaftigkeit  und 
Sparsamkeit  der  alten  patriarchalischen  Verwaltungsweise  festzu- 
halten, sondern  auch  in  schöpferischer  Weise  für  die  mannigfachen 
Interessen  der  einzelnen,  in  der  Grafschaftsverwaltung  vertretenen 
Besitzkategorien  einzustehen.  So  wirkt  die  demokratische  Reform 
der  Grafschaftsverwaltung  in  weitem  Umfange  erziehlich  und  um- 
bildend auf  die  herrschende  Klasse  ein  und  bringt  auf  diesem  Um- 
wege dennoch  langsam  die  Interessen  der  breiteren  Schichten  der 
Bevölkerung  immer  mehr  zur  Geltung  und  Förderung.  Hier 
wie  in  so  vielen  anderen  Erscheinungen  der  demokratischen 
Entwicklung  Englands  finden  wir  die  Erklärung  für  die  eigen- 
tümliche Lebenskraft  und  die  grofse  politische  Bedeutung  des 
Konservatismus  überhaupt  in  der  vielleicht  trivial  klingenden 
Wahrheit,  dafs  es  in  England  allezeit  Einrichtungen  und  Tradi- 
tionen giebt,  die  wert  sind,  konserviert  zu  werden,  deren  Kern 
gesund  geblieben  ist,  wenn  auch  ihre  äufsere  Erscheinung 
manche  Krankheitssymptome  aufzuweisen  begonnen  hat,  an  denen 
die  Reform  einsetzt.  Darum  bedeuten  in  England  Reformen  immer 
wieder  Verjüngungen  der  Einrichtungen  des  öffentlichen  Lebens 
und  nicht  Vernichtung  des  Ererbten  und  bisher  Bestehenden  unter 
gleichzeitiger  Ersetzung  desselben  durch  völlig  neue,  wurzellose 
Ideen  und  Gestaltungen.  Allerdings  wäre  das  undenkbar  ohne  das 
Vorhandensein  einer  fundamentalen  Voraussetzung:  nämlich  der 
Gesundheit  des  Ererbten,  der  Traditionen  in  ihrem  Kerne,  und  da 
ist  es  in  letzter  Linie  doch  immer  nur  die  ganz  einzigartige, 
tausendjährige,  organische  Entwicklung  des  englischen  Staatslebens, 
die  diese  Vorbedingung  geschaöen  hat  und  immer  aufs  neue  schafft. 
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Ein  auf  unzerstörtem  geschichtlichen  Grunde  beruhendes  politisches 
Beharrungsvermögen  —  Konservatismus  —  ist  aber  seinerseits  wieder 
die  unerläfsliche  Vorbedingimg  für  einen  gesunden  politischen  Fort- 
schritt und  für  lebenskräftige  Reform:  die  unerschöpfliche  Quelle 
beider  ist  und  bleibt  jedoch  die  feste  nationale  Tradition,  das  Be- 
wufstsein  des  unlöslichen  geschichtlichen  Zusammenhanges  alles 
dessen,  was  jederzeit  in  der  Nation  an  öffentlichen  Kräften  und 
Bestrebungen  und  Bedürfnissen  sich  regt,  mit  dem,  was  das  Volk 
in  allen  vergangenen  Jahrhunderten  aufgebaut  und  gesammelt, 
erlebt  und  erlitten  hat ,  mit  dem  ganzen ,  unübersehbaren  Schatze 
nationaler  Vorstellungen  von  Recht  und  Sitte,  von  nationalen  Ge- 
wohnheiten und  Überlieferungen. 

Die  geschilderte  Entwicklung  der  englischen  Grafschaftsver- 
waltung seit  der  Einführung  des  Repräsentativprincipes  in  dieselbe 
bildet  die  beste  Bestätigung  für  die  heilsame  und  aufbauende  Kraft 
geschichtlicher  Traditionen  in  dem  Prozesse  der  Regenerierung  und 
Fortbildung  der  staatlichen  Einrichtungen  eines  Volkes;  allerdings 
darf  man  nie  vergessen,  dafs  der  Erfolg  aller  staatlichen  Gesetze 
und  Institutionen  zuletzt  doch  nur  abhängt  von  den  Menschen,  die 
sie  handhaben.  Die  besitzende  Klasse  der  Grafschaften  Englands 
ist  die  gar  nicht  wegzudenkende  Voraussetzung  sowohl  der  alten 
autoritären  wie  der  heutigen  demokratischen  Lokalverwaltung. 
Diese  Klasse,  seit  Jahrhunderten  nicht  eingeengt  durch  kasten- 
mäfsige  Vorstellungen  vom  Vorrechte  des  Geburtsadels  und  fürst- 
licher Diener,  sondern  immer  wieder  selbst  erneuert  durch  die  aus 
dem  Erwerbsleben  der  Nation  wirtschaftlich  und  kulturell  auf- 
steigenden Schichten,  ist  gerade  deshalb  fähig  gewesen,  die  innere 
Verwaltung  des  Landes  durch  Jahrhunderte,  den  Vorstellungen  der 
grofsen  Mehrheit  der  Nation  im  wesentlichen  entsprechend  und 
ehrenhaft,  unabhängig  von  der  Krone  und  der  Centralregierung, 
wenn  auch  oft  stark  beeinilufst  von  Klassen  vor  urteilen  und  Klassen- 
interessen zu  führen;  aus  demselben  Grunde  ist  sie  auch  heute 
noch  fähig,  als  gewählter  Mandatar  der  Bevölkerung  diese  Funktion 
zu  erfüllen,  indem  sie  in  ihrer  gesellschaftlichen  Basis  sich  lang- 
sam nach  unten  verbreitert  und  daher  mit  immer  wachsendem 
Verständnisse  für  die  Bedürfnisse  der  Nation  als  eines  Ganzen  so- 
wie für  die  einzelnen  in  ihrer  Mitte  vertretenen  wirtschaftlichen 
Interessen  zu  sorgen  bestrebt  ist. 

So  darf  schon  heute  als  sicheres  Ergebnis  festgestellt  werden, 
dafs  die  neue,  nach  demokratischen  Principien  geschaflFene  Graf- 
schaftsvertretung sich  als  Organisation  rasch  und  sicher  eingelebt 
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und  zu  eiüem  unverlierbaren  Bestandteil  des  modernen  englischen 
Staatslebens  gestaltet  hat.  Dafs  dies  geschehen  und  in  aller  Ruhe, 
an  der  Oberfläche  des  öffentlichen  Lebens  kaum  bemerkt,  vor  sich 
gegangen  ist,  giebt  den  besten  Beweis  dafür,  dafs  diese  neue 
Organisation  zur  richtigen  Stunde  kam,  dafs  sie  aber  andererseits 
von  ihrer  Vorgängerin  die  Tradition  politischer  und  bürgerlicher 
Ehrenhaftigkeit  in  der  autonomen  Führung  der  inneren  Verwaltung 
des  Landes  als  reiches  Erbe  übernommen  hat. 

Inwieweit  das  County  Council  in  der  Zukunft  berufen  ist,  aus 
einer  demokratisch  geformten,  ihrem  innersten  Kerne  nach  aber  durch- 
aus aristokratischen  Institution  zu  einem  wirklich  demokratischen 
Lokalparlament  und  zum  Träger  einer  unmittelbar  von  der  Masse 
der  Bevölkerung  ausgehenden  Verwaltung  zu  werden,  darüber  kann 
erst  die  weitere  Entwicklung  ein  Urteil  gestatten.  Eines  aber  ist 
dabei  zweifellos:  dafs  eine  umfassende  und  durchgreifende  Änderung 
in  der  Verteilung  des  englischen  Grundbesitzes  die  uuerläfsliche 
Voraussetzung  ist.  Der  Gegensatz  zwischen  den  Grundeigentümern 
und  der  besitzlosen  landwirtschaftlichen  Arbeiterschaft  besteht  heute 
bereits  nicht  mehr  als  eine  blofse  theoretische  Abstraktion,  sondern 
als  ein  beiden  Teilen  sehr  klar  bewufster  Interessenkonflikt  und  ist 
in  seinen  Wirkungen  schon  heute  der  Gesamtheit  sehr  empfindlich 
bemerkbar.  Die  radikale  Lösung  dieses  Problems  gehört  zu  den 
grofsen  Aufgaben  welche  der  Demokratie  Englands  gestellt  sind. 
Die  fortwährende  Zunahme  der  städtischen  Bevölkerung  infolge  einer 
unablässigen  Abwendung  der  landarbeitenden  Schichten  vom  Lande, 
die  in  manchen  Teilen  des  Landes  eine  wahre  Depopulation  herbei- 
zuführen droht,  die  steigende  Unrentabilität  der  Landwirtschaft  unter 
den  heutigen  Besitzverhältnissen,  die  dadurch  bewirkte,  stetige  Ver 
minderung  der  heimischen  Produktion  von  Nahrungsmitteln  sowie 
die  steigende  Abhängigkeit  der  Ernährung  des  Landes  von  aus- 
ländischer Einfuhr:  alles  das  in  Verbindung  mit  der  andauernd 
hoffnungslosen  ökonomischen  Lage  der  Landarbeiterschaft  hat  zur 
Folge,  dafs  eine  schwere  Krisis  sowohl  ökonomischen  als  social- 
politischen  Charakters  die  landbesitzenden  und  landarbeitenden 
Schichten  Englands  latent  bedroht.  Diese  Krisis  wird  nicht  in 
den  County  Councils,  sondern  wie  alle  nationalen  Probleme,  auf  dem 
Boden  des  Parlamentes  ihre  temporäre  oder  dauernde  Lösung  finden. 
Dann  aber  wird  zweifellos  auch  eine  tiefgehende  Rückwirkung 
hiervon  auf  die  Grafschaftsräte  als  die  Centren  der  staatlichen 
Administration  der  agrarischen  Kreise  Englands  nicht  ausbleiben. 
Wird  einmal   das   feudale  Immobiliarrecht  Englands  und  die  bis 
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auf  die  Spitze  getriebene  Latifundienbildung  zu  Gunsteo  des 
Principes  vom  „free  trade  in  land"  auf  gesetzlichem  Wege  be- 
seitigt sein,  dann  wird  auch  mit  der  socialen  Umbildung  der 
ländlichen  Schichten  eine  Umwandlung  der  Grafschaftsräte  in  rein 
demokratische  Körperschaften  unvermeidlich  erfolgen.  Bis  dahin 
aber  —  und  nichts  deutet  auf  eine  rasche  Annäherung  an  jenes 
Ziel  —  werden  die  County  Councils  trotz  des  demokratischen 
Wahlrechtes  in  ihrer  Zusammensetzung  und  Verwaltungsweise  der 
getreue  Ausdruck  jenes  opportunistischen  Konservatismus  sein,  der 
seit  mehreren  Decennien  und  heute  mehr  denn  je  die  eigentüm- 
lichste Erscheinung  des  öffentlichen  Lebens  Englands  bildet. 


Drittes  Kapitel. 
Der  Wirkungskreis  des  Grafschaftsrates. 

a)    Allgemeines ^ 

Der  Inhalt  der  grofsen  im  Jahre  1888  vollzogenen  Reform  ist, 
wie  es  gewöhnlich  ausgedrückt  wird,  die  Übertragung  der  Graf- 
schaftsverwaltung von  deren  bisherigen  Inhabern,  den  Friedens- 
richtern, an  eine  auf  Grundlage  allgemeinen,  gleichen  und  direkten 
Wahlrechtes  gebildete,  als  Korporation  konstituierte  Repräsentativ- 
vertretung der  Grafschaft,  das  County  Council.  Wenn  man  sich  nun 
vor  Augen  hält,  dafs  der  Begriff  der  inneren  Verwaltung  als  einer 
von  der  Justiz  völlig  losgelösten  Funktion  der  öffentlichen  Gewalt 
dem  englischen  Rechte  bis  zum  Jahre  1835  überhaupt  und  bis  1888 
in  betreff  der  Grafschaften  fremd  war,  dafs  also  von  einer  Graf- 
schaftsverwaltung bis  1888  nur  in  dem  ganz  besonderen  Sinne  ge- 
sprochen werden  kann,  der  diesem  Ausdruck  durch  die  eigenartige 
Stellung  der  Friedensrichter  verliehen  ist,  so  wird  man  wohl  vor 
allem  das  Bedürfnis  haben,  darüber  Klarheit  zu  gewinnen,  welche 
konkreten  Befugnisse  hier  als  Verwaltung  begrifflich  zusammen- 
gefafst  sind,  was  also  das  Schlagwort  von  der  „Trennung  von 
Justiz  und  Verwaltung"  für  England  zu  bedeuten  hatte. 

Befragen  wir  zunächst  das  Gesetz  selbst,  so  erhalten  wir 
folgende  Auskunft.  Die  Akte  von  1888  verfügt  in  Section  3:  „There 
shall  be  transferred  to  the  Council  of  each  County  on  and  after 


1  Vgl.  Gneist,  Selfgovernment,  §§61—69,  72,  73.  VIL  Abschnitt.    Mait- 
land,  Justice  and  Police,  London  1885. 
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the  appointed  day  the  administrative  business  of  the  Justices 
of  the  County  in  Quarter  Sessions  assembled,  that  is  to  say  all 
business  done  by  the  Quarter  Sessions  or  any  Committee  appointed 
by  the  Quarter  Sessions."  Hierauf  folgt  ein  Verzeichnis  der  ein- 
zelnen dem  County  Council  übertragenen  Befugnisse.  Sodann  be- 
stimmt das  Gesetz  in  den  darauffolgenden  Paragraphen,  dafs  auch 
einige  Befugnisse  der  Justices  out  of  Sessions  dem  Grafschaftsrate 
übertragen  werden.  Endlich  bestimmt  das  Gesetz  in  Section  78., 
dafs  alle  bisherigen  Befugnisse  der  Quarter  Sessions  und  ihrer  Be- 
amten nunmehr  an  den  Grafschaftsrat  und  dessen  Beamte  über- 
gehen: provided  that  the  transfer  of  powers  and  duties  shall  not 
authorize  any  Couuty  Council  or  any  Committee  or  member  thereof, 
a)  to  exercise  any  of  the  powers  of  a  Court  of  Record ;  b)  to  ad- 
minister  an  oath;  c)  to  exercise  any  Jurisdiction  under  the 
Summary  Jurisdiction  Acts  or  perform  any  judicial  business  or 
otherwise  act  as  Justices  or  a  Justice  of  the  Peace. 

Aus  diesen  Gesetzesstellen  geht  mit  voller  Deutlichkeit  eines 
hervor:  es  wird  von  nun  an  eine  strenge  Unterscheidung  gezogen 
zwischen  richterlichen,  von  den  Justices  of  Peace  innerhalb  der 
Grafschaft  bisher  vollzogenen  und  auch  weiter  von  ihnen  zu  voll- 
ziehenden Akten  der  öffentlichen  Gewalt  und  den  bisher  ihnen 
gleichfalls  zugestandenen,  aber  nunmehr  abgenommenen  Verwaltungs- 
geschäften, dem  „administrative  business''.  Jurisdiktion  und 
Administration  sind  die  beiden  neu  geschaffenen  Gegensätze,  die  in 
der  Selbständigkeit  ihrer  beiden  nunmehrigen  Träger,  der  Friedens- 
richter und  des  Grafschaftsrates,  klar  zur  äufseren  Erscheinung 
gelangen.  Das  Princip,  das  damit  niedergelegt  ist,  lautet: 
Verwaltung  ist  verschieden  von  Rechtsprechung. 
Beide  sind  von  nun  ab  getrennte  Funktionen  der  öffentlichen  Ge- 
walt. Verwaltung  ist  „administrative  business",  nichtrichterliches, 
öffentliches  Geschäft,  dessen  einzelne  Objekte  vom  Gesetze  auf- 
gezählt werden.  Damit  ist  aber  noch  nicht  viel  gewonnen.  Wir 
müssen  weiter  zu  erkennen  trachten,  ob  und  was  denn  das  Gemein- 
same dieser  einzelnen  Befugnisse  ist,  die  das  Gesetz  begrifflich  als 
Verwaltung  zusammenfafst.  Hierzu  ist  aber  vor  allem  notwendig, 
dafs  wir  uns  den  Zustand  klar  machen,  den  die  Reform  von  1888 
in  der  Grafschaftsverwaltung  antraf  und  in  theoretisch  tiefgreifen- 
der Weise  abgeändert  hat. 

Hier  ist  nun  von  vornherein  klar,  dafs  wir  von  dem  Begriffe 

.der  Jurisdiction  ausgehen  müssen;  denn  dieser  ist  der  gegebene 

historische  Begriff,  von  dem  das  Gesetz  selbst  als  von  dem  Be- 
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kannten  ausgeht,  um  das  Unbekannte,  die  Kategorie  der  Verwal- 
tung als  dessen  Gegensatz  zu  bestimmen.  Was  ist  also  unter  Juris- 
diction zu  verstehen?  Die  wörtliche  Übersetzung  „Rechtsprechung", 
ftlhrt  uns  sogleich  ein  grofses  Stück  vorwärts.  Die  gesamte  Thätig- 
keit  der  Friedensrichter  erscheint  zunächst  als  Rechtsprechung". 
Als  richterliche  Personen  eingesetzt,  haben  sie,  wie  wir  im  histori- 
schen Teile  gezeigt,  eine  einzigartige  Stellung  dadurch  erlangt, 
.dafs  ihnen  im  Laufe  der  Jahrhunderte  zu  der  ihnen  ursprünglich 
zugedachten  Aufgabe,  summarische  Polizeistrafjustiz  und  Kriminal- 
gerichtsbarkeit  zu  üben,  nach  und  nach  die  Durchführung  aller 
jener  Gesetze  zufiel,  die  dem  Einzelnen  oder  den  lokalen  Verbänden 
Pflichten  gegen  die  staatliche  Gesamtheit  auferlegen.  Alles  das,  was 
sich  so  an  objektiven  Rechtsnormen  über  Pflichten  der  Einzelnen 
gegen  die  öffentliche  Gewalt  einerseits,  die  Rechte  der  Staatsbürger 
gegenüber  Handlungen  und  Unterlassungen  dieser  letzteren  anderer- 
seits auf  Grund  einer  unübersehbar  reichen  Gesetzgebung  durch  Jahr- 
hunderte sammelte,  blieb  dadurch,  dafs  Richter  zur  Hütung  dieser 
Normen  bestellt  waren,  ein  Stück  des  gemeinen  Landesrechtes.  Dem- 
gemäfs  wuchs  das,  was  sich  sonst  auf  dem  Festlande  allenthalben 
als  landesfürstliche  Verwaltung,  d.  h.  als  eine  von  direkten  Manda- 
taren des  Herrschers  und  seines  Rates  ausgeübte  Befehlsgewalt 
in  deren  absoluten  Verordnungen  und  nicht  auf  Grund  des  ge- 
meinen Rechtes  entwickelte,  in  England  unlösbar  hinein  in  das 
auf  dem  Boden  des  Common  Law  fortwachsende  einheitliche 
Gesetzesrecht.  So  wurde  Verwaltung  als  Funktion  der  Friedens- 
richter der  Form  nach  zunächst  als  Rechtsprechung  lebendig. 

Es  ist  leicht  verständlich,  dafs  die  richterlichen  Verwaltungs- 
organe die  hergebrachte  Grundform  ihrer  Thätigkeit,  nämlich  das 
richterliche  Verfahren  auch  auf  jene  Zweige  ihrer  Thätig- 
keit ausdehnten,  die  sachlich  nicht  Rechtsprechung,  d.  h.  Ent- 
scheidung von  Einzelansprüchen  auf  Grund  des  Gesetzes,  sondern 
Ausführung  des  Gesetzes  selbst  waren.    Je  umfangreicher  aber  diese 


^  Allerdings  sind  seit  jeher  die  „Ministerial  Functions"  von  den  „  Judicial 
Functions"  unterschieden  worden,  aber  mit  der  erstgenannten  Bezeichnung  soll 
nichts  anderes  besagt  werden,  als  dafs  die  Friedensrichter  kraft  ihrer  Kom- 
mission beauftragt  sind,  das  Gesetz  durchzuführen,  und  dafs  gewisse  darauf 
abzielende  Akte,  die  Nominierung  von  Overseers,  die  Regelung  der  Lohnskalen, 
Brottaxen  u.  s.  w.,  keine  richterlichen  Funktionen  sind.  Aber  andererseits 
sind  wieder  zahlreiche  Verwaltungsakte  in  rein  richterliche  Formen  gehüllt,. 
E.  B.  Erteilung  von  Licenzen,  gewerbepolizeiliche  Aufträge,  Vorkehrungen 
gegen  Nuisances  etc.;  vgl.  Maitland  op.  cit.  p.  84. 
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Thätigkeit  wurde,  desto  melir  wurde  es  notwendig,  diese  Art  nicht- 
streitigen präventiven  Verfahrens  von  dem  sachlich  richterlichen 
Verfahren  trotz  der  Ähnlichkeit  der  Form  zu  unterscheiden.  So 
erwuchs  allmählich  die  Zweiteilung  der  friedensrichterlichen 
Thätigkeit  in  eine  Kriminal-  und  Civiljurisdiktion.  Es 
wurde  verwaltet  in  der  Form  richterlicher  Befehle,  Orders  und 
Warrants.  Dadurch,  dafs  zur  Erzwingung  des  Willens  der  Gesetz- 
gebung sich  jederzeit  auch  dort,  wo  es  galt,  nicht  eine  begangene 
Gesetzesübertretung  zu  strafen,  sondern  einfach  einen  gesetzwidrigen 
Zustand  durch  Befehl  zu  beseitigen,  das  strafrichterliche  Verfahren 
unmittelbar  an  jene  Befehle  anschlofs,  mufsten  für  die  Praxis  die 
Grenzen  der  beiden  hier  vereinigten  Funktionen  öffentlicher  Gewalt 
immer  mehr  verschwimmen  und  so  Verwaltung  und  Rechtsprechung, 
in  den  Händen  derselben  Organe  vereinigt,  als  gleichartig  erscheinen. 
Man  kann  diese  Epoche  in  der  Entwicklung  der  englischen  Lokal- 
verwaltung am  besten  dahin  charakterisieren,  dafs  man  sie  als  die 
der  in  richterlichen  Formen  geübten  Sicherheits-  und  Wohlfahrts- 
polizei bezeichnet.  Richterliche  Thätigkeit  auf  nicht  strafrechtliche 
Zwecke  angewendet,  das  ist  der  Sinn  des  Begriffes  Civil  Jurisdiction, 
wie  er  sich  unter  dem  Einflüsse  gesteigerter  Thätigkeit  der  Gesetz- 
gebung zur  positiven  Regelung  nud  Förderung  der  staatsbürger- 
lichen Gemeinzwecke  ausgebildet  hat.  Innerhalb  dieses  Begriffes 
hatte  sich,  was  hier  nur  kurz  angedeutet  werden  kann,  eine 
weitere  Unterscheidung  dahin  entwickelt,  ob  die  einzelnen  nichtr 
strafrichterlichen  Funktionen  der  Friedensrichter,  von  einer  ge- 
ringeren oder  gröfseren  Mehrheit  derselben  vollzogen  werden 
konnten  oder  der  Beratung  durch  die  Gesamtrichterbank  (Quarter 
Sessions)  bedurften.  So  entstand  die  weitere  Unterscheidung  der 
Jurisdiction  out  of  Sessions  und  der  Jurisdiction  in  Quarter  Sessions. 
Endlich  war  nach  den  völlig  regellosen  Vorschriften  zahlloser  Einzel- 
gesetze im  ersteren  Falle  noch  zu  unterscheiden,  ob  zwei  Richter, 
die  nach  Common  Law  einen  Court  of  Record,  d.  h.  ein  wirkliches 
Gericht  bilden  oder  mehr  als  zwei  Richter,  oder  endlich  die  Gesamt- 
heit der  Friedensrichter  eines  durch  die  Praxis  als  untersten  Gerichts- 
bezirkes abgegrenzten  Teiles  der  Grafschaft,  der  sogenannten  Division, 
zur  amtlichen  Thätigkeit  berufen  waren. 

Wichtiger  aber  noch  als  diese  Unterscheidungen  zu  kennen 
ist  es,  die  zweifache  Natur  der  unter  Civil  Jurisdiction  zusammen- 
gefafsten  Akte  der  friedensrichterlichen  Gewalt  zu  kennzeichnen. 
Civil  Jurisdiction  üben  die  Friedensrichter  erstens  aus  durch 
polizeiliche    Verwaltungsgebote    und    Verbote    allgemeiner   Natur, 
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durch  Regulative  zur  Ausführung  von  Gesetzen,  Bye  Laws,  kurz  durch 
Erlassung  von  verbindlichen  Normen  auf  Grund  der  Gesetze ;  femer 
durch  Erlassung  individueller  Gebote  zur  Ausführung  eines  Ge- 
setzes, resp.  Beseitigung  eines  gesetzwidrigen  äufseren  Zustandes 
oder  Verhaltens.  Zweitens  aber  üben  sie  Civil  Jurisdiction  aus, 
indem  sie  als  Richter  den  Widerstreit  der  Interessen,  die  von  der 
Durchführung  bestimmter  Gesetze  berührt  werden,  im  einzelnen 
Falle  entscheiden.  So  wenn  sie  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens, 
Vagabundenwesens,  des  Heimatsrechtes,  in  Bezug  auf  Gewerbe-  und 
Arbeitspolizei  Ansprüche  von  Individuen  oder  Lokalverwaltungs- 
verbänden entscheiden  und  in  vielen  anderen  ähnlichen  Fällen. 
Diese  Thätigkeit  ist  Civil  Jurisdiction  im  engeren  Sinne,  d.  h. 
Rechtsprechung  auf  Grund  von  Verwaltungsgesetzen,  tech- 
nisch richterliche  Thätigkeit,  die  ihrem  inneren  Wesen  nach 
streng  geschieden  ist  von  polizeistrafrechtlicher  oder  krimineller 
Gerichtsbarkeit.  Diese  steht  neben  und  über  der  ersteren  Funktion 
der  Friedensrichter  als  das  Recht  der  Zwangsgewalt  gegen  den  Un- 
gehorsam des  Staatsbürgers  wider  einen  friedensrichterlichen  Befehl 
überhaupt,  welcher  Art  immer  er  sein  möge.  So  ist  in  dem  weiteren 
Begrüfe  der  Civil  Jurisdiction  die  Rechtsprechung  in  nicht  kriminellen 
und  nicht  der  Kompetenz  der  centralen  Gerichtshöfe  unterliegenden 
Streitsachen  zusammengefafst  mit  der  vom  Rechte  verliehenen  all- 
gemeinen Zwangsgewalt  zur  Durchführung  des  Willens  der  Gesetz- 
gebung sowie  der  auf  das  Gesetz  gegründeten  richterlichen  Ver- 
fügungen im  einzelnen  Falle. 

Diese  fundamentale  Zweiteilung  der  Civil  Jurisdiction  durch- 
zieht die  ganze  Thätigkeit  der  Friedensrichter  auf  diesem  Gebiete, 
sei  es,  dafs  sie  in  oder  out  of  Quarter  Sessions  geübt  wird.  Die 
Qnarter  Sessions,  als  eine  mit  Civil  Jurisdiction  beschäftigte  In- 
stanz, haben  sich  bekanntlich  spät  entwickelt.  Schon  Thomas 
Smith  ^  bemerkt  allerdings,  dafs  in  den  Vierteljahresversammlungen 
der  Friedensrichter  auch  die  allgemeinen,  die  Counties  betreffenden 
Landesangelegenheiten  neben  der  regelmäfsigen  Gerichtsbarkeit  ver- 
handelt wurden ;  voll  entwickelt  hat  sich  aber  die  das  ganze  Rechts- 
leben der  Grafschaft  beherrschende  Stellung  der  Quarter  Sessions 
erst  nach  der  Restauration  und  ist  eigentlich  nicht  vor  dem  Ende 
des  XVIII.  Jahrhunderts  voll  ausgebildet  gewesen. 

Vor  allem  hatte  seit  dem  Absterben  des  Feudalismus  die 
Unterordnung  der  lokalen  Kirchspielsverwaltung  unter  die  Quarter 

^  Vgl.  Thomas  Smith,  De  republica  et  administratione  Angliorum  libri 
m.  1625  p.  CXXII;  ferner  Lambard,  Eirenarcha.   1592.   IV.  book,  eh.  19. 
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Sessions  diese  als  Oberbehörde  für  die  unterste  Lokalverwaltung 
geschaffen  und  zweitens  war  auf  Grund  vieler  Einzelgesetze  der 
Quartalgerichtshof  Appellationsinstanz  in  polizeirichterlichen  und 
verwaltungsrechtlichen  Streitigkeiten  geworden  gegenüber  Orders 
der  einzelnen  Friedensrichter  in  ihrer  Civil  Jurisdiction  sowie  gegen 
Steuervorschreibungen  derselben  in  den  Bezirkssitzungen  (Petty 
Divisional  Sessions).  Hiermit  war  —  immer  abgesehen  von  der 
kriminalrichterlichen  Funktion  der  Friedensrichter,  die  wir  hier 
ganz  aufser  acht  lassen  —  ein  neues  Hauptgebiet  der  friedens- 
richterlichen Thätigkeit  den  Quarter  Sessions  erwachsen.  Seit 
dem  Beginne  des  XIX.  Jahrhunderts  hat  dann  das  immer  in- 
tensivere, positive  Eingreifen  der  Parlamentsgesetzgebung  in  bisher 
von  ihr  nicht  normierte  Interessensphären  der  Einzelnen  sowie  der 
lokalen  Verbände  eigentlich  erst  so  recht  geschaflFen,  was,  ver- 
schieden von  Rechtsprechung  und  Wohlfahrtspolizei,  Verwaltung  im 
modernen  Sinne  genannt  werden  kann.  Alle  diese  Gesetze,  die  als 
Verwaltungsgesetze  in  der  technischen  Bedeutung  dieses  Wortes 
erlassen  wurden,  die  also  den  Städten  und  Grafschaften  als 
Trägem  der  Lokal  Verwaltung  neue,  teils  obligatorische,  teils  per- 
missive  Funktionen  zumafs^n,  haben  notgedrungen  den  administra- 
tiven Wirkungskreis  der  Quarter  Sessions  fortwährend  erweitert; 
denn  immer  noch  waren  in  den  Counties  die  Friedensrichter  die 
einzigen  von  der  Verfassung  gegebenen  Organe,  denen  die  Auf- 
gabe, objektive  Rechtsnormen  durchzuführen,  übertragen  werden 
konnte.  Je  mehr  aber  diese  Funktion  der  Quarter  Sessions 
anwuchs,  je  mehr  durch  die  neue  Gesetzgebung  die  intensive 
Thätigkeit  der  öffentlichen  Gewalt  einen  immer  wachsenden  Kreis 
von  Gemeininteressen  schuf,  destoweniger  wurde  es  möglich,  sich 
hierbei  noch  immer  der  richterlichen  Formen  zu  bedienen.  So 
entstand  naturwüchsig  neben  der  Civil  Jurisdiction  im  alten  Sinne 
als  zweites  Hauptgebiet  der  mit  der  inneren  Verwaltung  befafsten 
Thätigkeit  der  Friedensrichter  eine  auch  in  der  Form  nicht  juris- 
diktioneile Thätigkeit  der  Friedensrichter,  die  gewöhnlich  mit  dem 
Schlagworte  des  County  Business,  oder  der  County  Administration 
zusammengefafst  wurden.  Die  Friedensrichter  üben  diese  Thätigkeit 
gleichzeitig  als  Richter  der  Krone  wie  als  Repräsentanten  der 
Grafschaft  aus.  Sie  führen  die  Geschäfte  der  Grafschaft,  wie  sie 
derselben,  als  territorialem  Verbände,  durch  das  staatliche  Gesetz 
als  Pflicht  auferlegt  oder  permissiv  freigestellt  werden,  in  ihrer 
Eigenschaft  als  die  von  der  Krone  für  die  einzelne  Grafschaft 
ernannten    Richter.     Von    der    Vielfältigkeit    dieses    County 


Digitized  by 


Google 


Verfassung  und  Verwaltung  der  Grafschaften.    (Gounty  Councils.)    469 

Business  um  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  giebt  Gneists 
detaillierte  Zusammenstellung  eine  gute  Übersicht^.  Dieselbe  um- 
fafst  vor  allem  die  gesamte  Verwaltung  des  Grafschaftsvermögens, 
die  Errichtung  und  Erhaltung  grafschaftlicher  Anstalten,  sei  es 
auf  Grund  von  gesetzlichen  Geboten  oder  gesetzlicher  Erlaubnis,  die 
Erbauung  und  Erhaltung  aller,  öffentlichen  Zwecken  dienenden  Ge- 
bäude, wie  der  Gerichtshäuser,  Gefängnisse,  Irrenhäuser,  Brücken  etc.; 
endlich  die  Ausschreibung  und  Einbringung  der  zur  Bedeckung 
des  Geldbedarfes  notwendigen  öffentlichen  Mittel  durch  eine  Graf- 
schaftssteuer. Daneben  steht  als  eine  das  ganze  Erwerbsleben  be- 
einflussende Thätigkeit  die  Gewährung  der  vielfachen  Licenzen  zur 
Ausübung  von  Gewerben  aller  Art.  Damit  waren  den  Quarter  Sessions 
Aufgaben  auferlegt,  bei  deren  Ausführung  richterliches  Verfahren 
von  vornherein  ausgeschlossen  war.  Und  so  entwickelte  sich  von 
selbst  eine  neue  Form  für  die  Erledigung  dieser  Agenden,  in  der 
die  rein  administrative,  von  aller  Jurisdiktion  unterschiedene  Natur 
dieser  öffentlichen  Funktionen  klar  zum  Ausdruck  kam.  Diese  Form 
läfst  sich  am  besten  als  die  der  municipalen  Geschäftsbehandlung 
bezeichnen.  In  derselben  Art  und  Weise,  in  der  die  Städte  seit  der 
Reform  von  1835  ihre  Gemeininteressen  und  Gemeinbedürfnisse 
befriedigten,  wurden  hier  sowohl  die  Gemeininteressen  der  Graf- 
schaftsangehörigen, als  auch  diejenigen  Agenden,  deren  Erfüllung  ein 
staatliches  Interesse  bildete,  besorgt  durch  eine  autoritative,  formell 
durch  Berufung  seitens  der  Krone  geschaffene  Repräsentation  der 
Grafschaft  und  durch  die  aus  derselben  freigebildeten  Gommittees, 
deren  Resolutionen  und  administrativen  Verfügungen  von  dem 
Plenum  der  Quarter  Sessions  approbiert  wurden. 

Den  grofsen  Unterschied  gegenüber  der  Städteverwaltung  bildete 
also  nicht  die  Form  der  Verwaltungsorganisation,  sondern  die  völlig 
verschiedenartige  Gestaltung  des  Repräsentationsverhältnisses  in 
beiden  Fällen.  In  den  Städten  war  durch  die  freie  Wahl  der  Repräsen- 
tanten eine  Art  politischer  Verantwortlichkeit  des  Verwaltungs- 
organes  gegenüber  den  unmittelbaren  Interessenten  an  der  Verwaltung, 
nämlich  der  Stadtbevölkerung,  hergestellt  worden.;  hier  aber  fehlte 
dieselbe  vollständig.  Hier  war  der  Grund  der  Repräsentation  nicht 
das  Vertrauen  der  Grafschaftsinsassen,  sondern  die  Berufung  der 
betreffenden  Personen  zum  Richteramte  innerhalb  der  Grafschaft. 

Wir  erkennen  also  deutlich  die  beiden  Hauptarten  der  nicht- 
strafrichterlichen  Thätigkeit  der  Friedensrichter.  Diese  ist  erstens 
die   gröfstenteils  auf  Common  Law   und  alter  Gesetzgebung  be- 


»  Gneis t,  Selfgovernment  S.  372  flg. 
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ruhende,  als  Civil  Jurisdiction  zusammengefafste  Thätigkeit  zur 
Durchführung  gesetzlicher  Vorschriften,  die  Polizeiverwaltung  im 
weitesten  Sinne,  wobei  dadurch,  dafs  die  Polizeigerichtsbarkeit  und 
Eriminaljustiz    zugleich    in    den   Händen   derselben    Organe,  der 
Friedensrichter  liegen,  die  Grenze  zwischen  Verwaltung  und  Justiz 
praktisch  aufgehoben  ist.    Zweitens  bedeutet  sie  die  gröfstenteils 
auf  der  Gesetzgebung  des  XIX.  Jahrhunderts  beruhende  Verwaltung 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  die  Besorgung  staatlicher  und 
lokaler  Gemeininteressen  entsprechend  den  durch  allgemeine  Ge- 
setze und  Local  Acts  des  Parlaments  gegebenen  Normen,  die  ohne 
jede  Anlehnung  an  richterliche  Form  geschäftsmäfsig  geführt  wird. 
Aber  hierzu  mufs  noch  ein  Drittes  in  Betracht  gezogen  werden, 
nämlich   das  richterliche  Element,  das   als  Schranke  des  freien 
diskretionären  Ermessens  für  die  gesamte  administrative  Thätig- 
keit der  Friedensrichter  diente.     Wir   stehen   vor   dem  Problem 
der    Verwaltungsgerichtsbarkeit    nach    kontinentalem 
Begriffe.    Auch  für  die  Lösung  dieses  Problems  ist  der  Um- 
stand entscheidend  gewesen,  dafs  es  in  England  Richter  waren, 
in  deren  Händen  jene  Funktionen  der  öffentlichen  Gewalt  langsam 
entstanden  sind,  die  wir  auf  dem  Festlande  als  Verwaltung  von  der 
Funktion  des  Staates  im  Bereiche  des  Privat-  und  Strafrechtes  voll- 
kommen zu  unterscheiden  gewohnt  sind.    Auch  hierfür  ist  mafs- 
gebend  gewesen,  dafs  in  den  Händen  von  Richtern  die  Verwaltung 
in  England  von  allem  Anfange  an  und  niemals  etwas  anderes  ge- 
wesen ist,  als  Ausführung  von  Gesetzen,  während  in  den  absolut 
beherrschten  Staaten   des   Kontinentes   für    dieses    ganze   Gebiet 
staatlicher  Normsetzung  und  darauf  gegründeter  staatlicher  Thätig- 
keit der  Rechtscharakter  nur  mühsam  und  unvollständig  erobert 
worden  ist   Diese  Eroberung  vollzog  sich  im  XIX.  Jahrhundert  in 
der  Weise ,  dafs  sich  streng  geschieden  von  der  ordentlichen  Ge- 
richtsbarkeit über  subjektive  Ansprüche  auf  Grund  des  Privat-  und 
Strafrechtes   die  besondere   Verwaltungsgerichtsbarkeit    als   ganz 
eigenartige   Kategorie   der   Jurisdiktion   entwickelte,   die  zufolge 
kontinentaler   Anschauung  nach   der  Natur  der  ihr   zu   Grunde 
liegenden  Rechtssätze   von   anderen   Principien  geleitet  und  ein- 
geschränkt werden  mufs,  als  solche  im  gemeinen  Landesrechte  in 
Geltung  stehen.    In  England  ist  aber  einzig  und  allein  dadurch^ 
dafs  den  Richtern  der  Counties  und  Boroughs  und  nur  ihnen  die 
Verwaltung  oblag,  diese  mit  der  Entwicklung  vorbeugender  und 
positiv  wirksamer  Staatsthätigkeit  immer  kräftiger  sich  ausbildende 
Funktion   der   öffentlichen   Gewalt   niemals   aus  dem  organischen 
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ZuBammenhange  des  ganzen  Rechtslebens  herausgerissen  worden; 
immer  und  ausnahmslos  blieb  die  von  den  Friedensrichtern  ip  der 
Durchführung  der  Verwaltungsgesetze  ausgeübte  öffentliche  Gewalt 
eine  rechtliche  Funktion,  deren  erstes  und  wichtigstes  Kriterium 
die  Gesetzmäfsigkeit  war  und  blieb.  Die  erste  Bürgschaft 
für  die  rein  gesetzliche,  alle  administrative  Willkür  ausschliefsende 
Führung  der  Verwaltung  lag  in  der  richterlichen  Stellung  der 
Administrativorgane,  in  der  eigentümlichen,  aufserordentlich  speciali- 
sierenden  Technik  der  Parlamentsgesetzgebung,  die  unermüdlich 
durch  ihre  Normen  den  Verwaltungsorganen  für  jedes  Verwaltungs* 
bedürfnis  die  strenge  Richtschnur  vorschrieb.  Sodann  lag  in  dieser 
Entstehung  aller  Verwaltungsnormen  auf  dem  Wege  der  Parla- 
mentsgesetzgebung die  zweite  unschätzbare  Garantie  der  strengen 
Gesetzmäfsigkeit  der  Verwaltung.  Denn  waren  die  Verwaltungs- 
organe in  erster  Instanz  berufen  als  Richter,  d.  h.  nach  dem 
Willen  des  Gesetzes  zu  verwalten,  so  stellte  jene  gemeinrechtliche 
Natur  der  Verwaltungsnormen  die  Ausführung  dieser  Normen  natur- 
gemäfs  unter  den  zur  Wahrung  allen  Rechtes  berufenen  Faktor. 
Dieser  letztere  ist  aber  —  und  das  ist  so  natürlich  für  die  eng- 
lische Auffassung  des  Rechtes  gewesen,  dafs  es  niemals  besonders 
legal  oder  theoretisch  formuliert  wurde  —  niemand  anderer 
als  der  ordentliche  Richter  des  Landes.  Die  centralen 
Gerichtshöfe  Englands  sind  seit  der  endgültigen  Ausgestaltung 
und  Sicherung  der  nationalen  Staats-  und  Rechtsordnung  im 
XVII.  Jahrhundert  die  Hüter  des  rechtlichen  Elementes  in  der 
Verwaltung  gewesen,  deshalb,  weil  sie  Hüter  allen  Rechtes  im 
Lande  sind.  So  ist  seit  jener  Epoche  auch  nicht  einmal  theoretisch 
die  Möglichkeit  vorhanden  gewesen,  die  Idee  einer  besonderen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  England  zu  bilden  oder  zu  ver- 
treten. Die  Einheit  des  nationalen  Rechtsbegriffes  und  die  Ver- 
körperung desselben  in  der  centralen  Herrscherstellung  der  Ge- 
richtshöfe dem  gesamten  Gemeinleben  der  Nation  gegenüber  einer- 
seits, die  unerschütterliche  Abwehr  aller  Versuche,  für  das  König- 
tum und  seine  Verordnungen  eine  besondere  Rechtssphäre  landes- 
fürstlicher Verwaltung  zu  schaffen  andererseits,  haben  England 
vor  der  Möglichkeit  der  Entstehung  einer  Verwaltung  im  festlän- 
dischen Sinne  bewahrt  und  daher  auch  die  Entstehung  einer  Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit als  einer  von  dem  Verfahren  nach  ge- 
meinem Rechte  abweichenden  Jurisdiktion  dauernd  ausgeschlossen. 
Dieses  fundamentale  Princip  der  englischen  Verfassung  gelangt  zu 
seiner  vollen  praktischen  Bedeutung  erst  durch  ihre  von  der  kontinen- 
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talen  Rechtslehre  Yollkommen  abweichende  Grundanschauung  von 
.  dem  subjektiven  öffentlichen  Rechte.  Von  jeher  ist  es  Grundsatz  des 
englischen  Rechtslebens,  dafs  ein  subjektives  Recht  jedem  Staats- 
bürger nicht  blofs  auf  Grund  der  besonderen  rechterzeugenden 
Thatsachen,  sondern  unmittelbar  aus  der  objektiven  Norm  zusteht, 
und  zwar  ein  subjektives  Elagerecht  auf  Einhaltung  des  gesetz- 
mäfsigen  Zustandes  und  Beseitigung  gesetzwidriger  Verfügungen, 
gleichviel  ob  die  betreffende  Norm  dem  Kreise  des  Privatrechtes 
im  kontinentalen  Sinne  dieses  Wortes  oder  dem  Verwaltungsrechte' 
angehört,  gleichviel  ob  die  Verletzung  der  Norm  durch  ein  Indi- 
viduum oder  durch  irgend  ein  zur  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt 
gesetzlich  berufenes  Organ  vollzogen  wurde.  Nach  englischer 
Rechtsanschauung  ist  nämlich  die  Aufrechthaltung  jeder 
objektiven  Rechtsnorm  ein  rechtlich  geschütztes  Inter- 
esse jedes  Staatsbürgers  und  jede  Verletzung  einer 
solchen  giebt  dem  davon  auch  nur  im  entfernten  Zu- 
sammenhange Betroffenen  das  subjektive  Recht,  beim 
ordentlichen  Gerichte  Klage  auf  Herstellung  des  ge- 
setzmäfsigen  Zustandes  zu  führen.  Mit  einem  Worte,  in 
England  ist  seit  jeher  die  Popularklage  im  Sinne  des  alten  römi- 
schen Rechtes  die  Form,  in  welcher  der  Rechtsschutz  gegenüber 
der  Verwaltung  in  dem  gesamten  Bereich  der  Verwaltungsgesetz- 
gebung'  seinen  Ausdruck  findet.  In  ihr  liegt  das  unentbehrliche, 
verfassungsmäfsige  Corollar  zu  jenem  anderen  fundamentalen  Ver- 
fassungsprincipe  des  ganzen  englischen  Rechtslebens,  zu  der  Auf- 
fassung, dafs  jeder  Akt  der  öffentlichen  Gewalt  ein  Rechtsakt  sein 
müsse  und  nichts  anderes  sein  könne,  jenes  Princip,  das  von 
Dicey  als  das  Englands  Verfassung  beherrschende  Princip  der 
rule  or  praedominance  of  the  law  bezeichnet  wird^ 


*  Über  das  Verhältnis  von  Recht  und  Verwaltung  geben  die  lichtvollen 
Ausführungen  Diceys  in  seinem  ausgezeichneten  Buche:  The  Law  of  the 
Constitution,  8d  Ed.,  London  1889,  Part  IL  p.  172—388  den  besten  Aufschlufs. 
Besonders  das  Kapitel  „The  Rule  of  Law:  Droit  administrative**  bieten  dem 
von  kontinentalen  Rechtsvorstellungen  befangenen  Juristen  die  Grundlage  zu 
einer  klaren  Erkenntnis  der  englischen  Theorie  von  der  Rechtsprechung  in  der 
Verwaltung.  Nachdrücklich  weist  übrigens  Dicey  darauf  hin,  dafs  die  volle 
und  ungehinderte  Souveränetät  des  Gesetzes  und  der  ordentlichen  Gerichte 
gegenüber  der  Verwaltung  ein  Merkmal  des  „modernen**  englischen  Staates  ist, 
das  heifst,  durch  die  Revolutionen  endgültig  festgestellt  wurde.  Allerdings 
liegen  aber  ihre  Wurzeln  im  Common  Law  und  sind  von  den  Führern  im 
Kampfe  gegen  den  Absolutismus,  von  den  gelehrten  Richtern  und  Rechtsanwälten 
des  XVII.  Jahrhunderts,  aus  diesem  unerschöpflichen  Arsenal  staatlicher  Frei- 
heiten hervorgeholt  worden.    Vgl.  dazu  die  Ausführungen  im  VII.  Abschnitt 
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So  steht  also  die  ganze,  von  den  Friedensrichtern  gehandhabte 
Verwaltung  unter  der  stetigen  und  principiell  nie  durchbrochenen 
Aufsicht  der  ordentlichen  Gerichte  des  Landes.  Die  Rechtsprechung 
in  Verwaltungssachen  ist  entsprechend  dem  Begriffe  des  Common 
Law  immer  und  ausnahmslos  als  ein  Zweig  des  ordentlichen 
Gerichtsverfahrens  gehandhabt  und  ausgebildet  worden.  Hierbei 
bilden  die  einzelnen  Friedensrichter,  eine  Mehrheit  derselben  in 
Petty  Sessions  oder  endlich  die  Gesamtheit  der  Richterschaft  der 
County  in  Quarter  Sessions  verschiedene  Instanzen,  über  denen 
allen  zur  endlichen  Entscheidung  der  Rechtsfrage  die  centralen 
Gerichtshöfe  des  Landes  stehen. 

Und  nun  sind  wir,  um  zu  dem  Gesetze  von  1888  zurück  zu 
kommen,  imstande,  die  wahre  Bedeutung  der  durch  dasselbe  er- 
reichten Reform  zu  erkennen.  Diese  Reform,  sagten  wir,  unter- 
scheidet „Administrative  Business"  von  „Jurisdiction",  Verwaltung 
von  Rechtsprechung,  und  überträgt  erstere  von  den  bisherigen  richter- 
lichen Inhabern  an  einen  neuen  repräsentativen  Yerwaltungskörper. 
Damit  ist  zuvörderst  an  den  verfassungsmäfsigen  Grundlagen  der 
englischen  Verwaltung,  deren  Linien  wir  soeben  kurz  skizziert 
haben,  nicht  das  Geringste  geändert.  Nach  wie  vor  bleibt  die  Recht- 
sprechung in  den. Händen  der  formell  von  der  Krone  er- 
nannten Friedensrichter  und  des  ttb^r  ihnen  stehen- 
den obersten  Gerichtshofes  sowie  der  in  diesem  Jahr- 
hundert neu  geordneten  Appellationsinstanzen;  nach 
wie  vor  giebt  es  in  England  keine  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit als  eine  Sonderart  der  Rechtspre- 
chung, sondern  die  Feststellung  rechtlicher  durch  Verwaltungs- 
akte berührter  Einzelinteressen  bildet  genau  so  wie  der  Schutz 
aller  anderen  rechtlichen  Einzelinteressen  die  Aufgabe  der  ordent- 
lichen Gerichte  im  ordentlichen  Verfahren.  An  allem  dem  ist  nichts 
geändert  worden.  Was  aber  bildet  nun  die  dem  County  Council 
übertragene  Verwaltung?  Wir  haben  vorhin  zwei  Hauptgebiete  der 
nicht  strafrichterlichen  Thätigkeit  der  Friedensrichter  auseinander 
gehalten,  das  sogenannte  County  Business,  d.  h.  das  ganze  von 
den  Quarter  Sessions  als  der  Repräsentanz  der  Grafschaft  in  nicht- 
richterlicher Form  besorgte  Verwaltungsgschäft ,  worin  die  Er- 
teilung öffentlicher  Konzessionen,  Licenzen,  eine  besondere  Gruppe 
bildet,  und  zweitens  die  Civil  Jurisdiction.  Bei  letzterer  unterschie- 
den wir  wieder  die  eigentliche,  contentiose  Rechtsprechung  auf  Grund 
der  Verwaltungsgesetze  von  jenen  Funktionen  der  Friedensrichter, 
mittelst  welcher  sie  allgemeine  Normen  oder  individuelle  Verfügungen 
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auf  Grund  der  Gesetze   zu   deren  Durchführung   erlassen.     Das 
Gesetz  von  1888  hat  nun  für  jedes  der  hier  auseinandergehaltenen 
Gebiete   der   friedensrichterlichen  Administration   besondere  Ver- 
änderungen  statuiert,    und    zwar   folgendermafsen.     Das   County 
Business,  also  die  Verwaltung  der  Grafschaftsinteressen  im  engeren 
Sinne,  wird  ausnahmslos  der  neuen  auf  Wahl  beruhenden  Graf- 
schaftsvertretung   übertragen.      Die    Civiljurisdiktion    als    Recht- 
sprechung   in    Streitsachen    auf  Grund  von    Verwaltungsgesetzen 
bleibt  andererseits  gänzlich  den  Friedensrichtern  vorbehalten.   Dazu 
wird  aber  auch  die  wichtige  Funktion  der  Erteilung  der  Schank- 
licenzen  gerechnet.    Die  Civiljurisdiktion  im  Sinne  der  Ausübung 
der  allgemeinen  Polizei  wird  in  Zukunft  geteilt.   Zwar  bleibt  jedem 
Friedensrichter  das  verfassungsmäfsige  Recht  principiell  gewahrt, 
nach  wie  vor  polizeiliche  Gebote  und  Verbote  auf  gesetzlicher  Grund- 
lage an  den  Einzelnen  zu  erlassen  und  deren  Nichtbefolgung  mit 
Strafe  zu  bedrohen;  aber  dieses  individuelle  Polizei  verwaltungsrecht 
des  Friedensrichters  ist  seit  der  Einrichtung  der  im  ganzen  Lande  > 
gleichmäfsig  organisierten,  der  Ingerenz  des  Staatssekretärs  unter- 
worfenen Grafschaftspolizei  im  grofsen  und  ganzen  unpraktisch  ge- 
worden.   Seit  der  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  lag  die  Besorgung 
der  allgemeinen  Polizei  in  den  Händen  eines  Special  Committee 
der  Quarter  Sessions  als  Verwaltungsbehörde  und  des  von  ihr  ein- 
gesetzten Chief  Constable,  des  Oberkommandanten  der  Polizeimann- 
schaft als  deren  verantwortlichen  Leiters,  beide  ebensoweit  unter 
der  Oberaufsicht  der  Centralbehörde,  als  das  bei  der  städtischen 
Polizei  der  Fall  ist.    Diese  in  den  Quarter  Sessions  centralisierte 
Verwaltung    der   Grafschaftspolizei    wird  nunmehr   denselben   ab- 
genommen,  aber   nicht   dem    County    Council   allein   anvertraut; 
sondern   sie   fällt  vielmehr  dem   aus  dem    County   Council    und 
Quarter   Sessions   gebildeten  Specialverwaltungsorgane,   dem   uns 
schon    bekannten    Standing    Joint    Committee    zu.      Aber    auch 
die    Erlassung   von    allgemeinen    präventiven    Verordnungen    und 
Regulativen  (Bye  Laws)   geht,   insoweit  solche  die  Handhabung 
der  Sicherheitspolizei  betreifen,  in  die  Hände  des  Joint  Committee 
über.     Die  Erlassung  solcher  allgemeiner  Verordnungen  jedoch, 
die  nicht  Agenden  der  Sicherheitspolizei  betreffen,  liegt  von  nun  an 
vollständig  und  ausschliefslich  im  Wirkungskreise  des  County  Council. 
Das  ist  in  grofsen  Zügen  das  Resultat  der  vom  Gesetze  des 
Jahres  1888  vorgenommenen  Übertragung.    Wie  wir  sehen,  kann 
also  nur   unter   den  durch   die   obige  Darstellung  bezeichneten 
Schranken  von   einer   Trennung  von  Justiz   und  Verwaltung   ge- 
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sprochen  werden.    Richtiger  ist  es  zu  sagen,  dafs  nunmehr  die 
Durchführung  der  Verwaltungsgesetze  vollständig  von  der  richter- 
lichen Form  und  dem  richterlichen  Personal  der  Grafschaft  abgelöst 
ist.    Aber  dadurch  wird  der  Rechtscharakter  der  Verwaltung  nicht 
im  geringsten  geschmälert.    Auch  die  neue  Grafschaftsverwaltung 
ist  eine  Verwaltung  nach  Gesetzen  und  unterliegt  in  Bezug  auf 
die  Rechtmäfsigkeit  jedes  einzelnen  Verwaltungsaktes  der  Kontrolle 
der  ordentlichen  Gerichtshöfe.    Ebenso  wenig   ist  an  der  Recht- 
sprechung in  Streitsachen,   die  sich  auf  Grund  von  Verwaltungs- 
gesetzen ergeben,  durch  die  Reform  geändert.    Auch  heute  giebt 
es  keine  Verwaltungsgerichtsbarkeit :  vielmehr  tritt  seit  der  Reform 
von    1888   der  gemeinrechtliche   Charakter    der   Jurisdiktion   der 
Friedensrichter  und  der    ordentlichen    Gerichtshöfe  in    allen  der 
Civil  Jurisdiktion  zugehörigen  Fällen  noch  schärfer  hervor  als  bis- 
her.   Die  grofse  Bedeutung  der  Reform  liegt  also  nicht  in  einer 
geänderten  Stellung  der  Verwaltung  zur  Rechtsprechung,  sondern 
sie  liegt  in  der  nunmehr  erfolgten  Schaffung  eines  neuen,  selb- 
ständigen   Organes   der   Grafschaftsverwaltung ,    das    den   dieser 
letzteren  seit  langer  Zeit  gestellten  Problemen  seiner  politischen 
Struktur  nach   besser   entsprach   als    die  bisherigen  Träger   der 
Administration.    Diese  Probleme  waren  längst  den  alten  Formen 
und   dem   alten  Gedankenkreise  der  friedensrichterlichen  Polizei- 
verwaltung entwachsen;  in  der  Ausbildung  der  Quarter   Sessions 
zu  einem  Kollegium,  das  nach  municipaler  Art  eine  Reihe  von 
Verwaltungsgeschäften  der  Grafschaft  besorgte,  hat  ihre  Eigenart 
zuerst  Ausdruck  gewonnen.    Aber  je  gröfser  die  dieser  Verwaltung 
gestellten  Aufgaben  wurden,  desto  deutlicher  wurde  auch  die  In- 
kongruenz zwischen  der  alten  als  Notbehelf  acceptierten  Verwal- 
tungsform und  den  stets  wachsenden  Verwaltungszwecken,  desto 
fühlbarer  der  Widerspruch  zwischen  den  grundverschiedenen  poli- 
tischen Gesamtanschauungen,  die  beiden,  der  alten  richterlichen  Ver- 
waltuDgsorganisation  einerseits,  ihren  neuen  Aufgaben  andererseits 
zu  Grunde  lagen.   Es  war  schliefslich  nicht  nur  die  Schwierigkeit, 
den   bestehenden   Zustand   zu   erhalten,   klar  geworden,   sondern 
auch  die  Unmöglichkeit,  dringende,  von  der  inneren  Verwaltung 
der  Gegenwart  zu  lösende  Aufgaben  dieser  alten  Organisation  an- 
zuvertrauen. 

Hierzu  kam,  dafs  sich  mittlerweile  auf  dem  der  Grafschafts- 
verwaltung entzogenen  Gebiete  der  neuen,  durch  die  Sanitäts- 
gesetzgebung geregelten  Lokalverwaltung  eine  centralbehördliche 
Administration   entwickelt   hatte,  in   deren   Händen   die   Gesetz- 
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gebung  zahlreiche  wichtige  Befugnisse  angehäuft  hatte,  weil  es 
an  jeder  mittleren  Instanz  zwischen  den  lokalen  Körperschaften 
und  der  obersten  Exekutive  fehlte,  die  Quarter  Sessions  hierzu 
aber  ihrer  ganzen  Struktur  nach  völlig  untauglich  erschienen. 
Gleichzeitig  hatte  sich  aus  dem  Mangel  einer  repräsentativen 
Vertretung  der  Grafschaften  heraus  eine  immer  schwerere  Über- 
bürdung des  Parlaments  mit  lokalen  Angelegenheiten  entwickelt, 
der  nur  wieder  durch  eine  weitere,  auf  die  Dauer  unhaltbare, 
weil  der  Verfassung  innerlich  widersprechende  Stärkung  der 
centralen  Ministergewalt  abgeholfen  werden  konnte.  So  drängte 
alles  nach  einer  Rekonstruktion  der  Grafschaften  als  Mittel- 
instanzen einerseits,  als  Provinzparlamente  andererseits  hin.  Aus 
den  von  verschiedenen  Seiten  her  wirkenden  Motiven  ist  denn 
nun  die  neue  Grafschaftsverfassung  ohne  jeden  Widerstand,  wie 
wir  wissen,  ins  Leben  gerufen  worden,  ohne  dafs  allerdings  hier- 
bei sämtlichen  angeführten  Bedürfnissen  gleichmäfsig  abgeholfen 
wurde. 

Wenn  wir  nun  daran  gehen,  den  Wirkungskreis  der  Gounty 
Councils  im  Einzelnen  zu  betrachten,  so  werden  wir  uns  hierbei 
an  die  durch  die  bisherigen  Ausführungen  gegebene  Einteilung 
halten.  Es  wird  demnach  zuerst  die  Übertragung  der  friedens- 
richterlichen Verwaltung,  sodann  die  Übertragung  neuer  Aufgaben 
der  inneren  Verwaltung,  drittens  die  Ausbildung  der  Grafschafts- 
räte als  Mittelinstanzen  zur  Entlastung  der  centralen  Admini- 
stration zu  verfolgen  sein. 

b)   Die  Verwaltungsbefugnisse  des  Grafschaftsrates 

im  einzelnen^. 

Das  von  den  Friedensrichtern  in  Quarter  Sessions  an  die 
Gounty  Councils  übergegangene  „County  Business",  das  eigentliche 
Verwaltungsgeschäft,  wird  von  dem  Gesetze  von  1888  genau  in 
folgender  Weise  bestimmt.    Hierher  gehören : 

1.   Die  bisherigen  Agenden  der  Quarter  Sessions: 
a)  Die  Verwaltung  des  Grafschaftsvermögens,  die  Feststellung 
des  Budgets  für  die  Bedürfnisse  der  Grafschaftsverwaltung  und 
die  zur  Deckung  derselben  notwendige   Ausschreibung  und  Ein- 


1  8.  3.  I.— XVL  88.  4,  6,  7,  9,  10—11,  14—17.  Eine  genaue  und  lücken- 
lose Übersicht  über  die  ganze,  den  Wirkungskreis  der  Gounty  Councils  seit 
1888  beeinflussende  Gesetzgebung  giebt  Macmorran  &  Dill,  The  Local 
Goyemment  Act,  Part  III. 
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hebung  der  Grafschaftssteuern  (County  Rate,  Hundred  Rate,  Police 
Rate),  endlich  die  Aufnahme  von  Anlehen  und  die  Verwaltung  des 
Schuldenwesens.  Die  ganze  Finanzverwaltung  der  Grafschaft  wird 
zugleich  auf  neue  Grundlagen  gestellt.  Diese  wird  in  dem  nach- 
folgenden Kapitel  einer  gesonderten  Erörterung  unterzogen  werden. 

b)  Die  Erhaltung  und  Errichtung  aller  für  die  Ausübung 
der  staatlichen  Gerichtsbarkeit,  der  Polizeiverwaltung  und  der 
sonstigen  Administration  notwendigen  Grafschaftsgebäude  und  Graf- 
schaftsanstalten ^. 

c)  Die  Konzessionierung  von  Vergnügungs-,  Tanzlokalen  und 
Rennplätzen  auf  Grund  der  Gesetze*. 

d)  Die  Verwaltung  des  gesamten  Irren wesens*. 

e)  Die  Errichtung  und  Erhaltung  von  Zwangs -Erziehungs- 
anstalten und  Besserungshäusem  für  jugendliche  Delinquenten  (In- 
dustrial  and  Reformatory  Schools)*. 


*  Die  hier  anwendbaren  Gesetze  sind:  7  Geo.  IV.  c.  68,  7  Will.  IV.  u.  1  Vict. 
c.  24,  10  &  11  Vict  c.  28,  40  &  41  Vict.  c.  21  bezüglich  der  Erbauung  und 
Erhaltung  von  County  Halls,  5  &  6  Vict.  c.  109.  s.  32,  11  &  12  Vict.  c.  101,  81 
&  82  Vict.  c.  22  bezüglich  der  Arrestlokale  und  Polizeistationen,  12  &  18  Vict. 
c.  18,  81  &  32  Vict.  c.  22,  42  &  48,  Vict.  c.  49.  47  &  48  Vict.  c.  48  bezüglich 
der  Petty  Sessional  Courts. 

'  Verwaltungsgesetz  ist  hier:  Disorderly  Houses  Act  (25  Geo.  II.  c.  86) 
Racecourses  Licensing  Act  1879  (42  &  48  Vict.  c.  28).  Diese  Funktion  wird 
von  der  englischen  Jurisprudenz  als  quasi-richterliche  (Judicial)Funktion  der 
County  Councils  betrachtet 

'  Die  Gesetzgebung  ist  nunmehr  kodifiziert  in  dem  Lunacy  Act  1890 
(58  &  54  Vict.  c.  5)  und  in  einigen  Punkten  abgeändert  durch  54  &  55  Vict 
c.  65.  Die  Verwaltung  des  Irrenwesens  ist  aber  nunmehr  streng  getrennt  von 
der  Irren-Rechtspflege,  die  nach  wie  vor  bei  den  Justices  of  Peace  in  Petty 
und  Quarter  sessions  verbleibt  Orders  zur  Verbringung  von  Individuen  in 
Irrenhäuser  oder  zur  Entlassung  derselben  sind  und  bleiben  rein  richter- 
liche Akte.  Dagegen  steht  die  Inspektion  derAsylums  einem  besonderen  von 
dem  County  Council  aus  seiner  Mitte  gewählten  Visiting  Committee  zu,  das 
jährlich  einen  schriftlichen  Bericht  dem  Grafschaftsrate  zu  erstatten  hat 
Dort,  wo  County  Boroughs  gemeinsam  mit  den  Counties  Asylums  errichten  und 
erhalten,  gebührt  ihnen  das  Recht,  zwei  Mitglieder  in  dieses  Committee  zu 
entsenden.  Auch  dort,  wo  Privatmänner  als  Stifter  oder  £rhalter  solcher  An- 
stalten teilnehmen,  dürfen  sie  dem  Committee  mit  Sitz  und  Stimme  bei- 
gezogen werden.  Das  Asylums  Committee  ist  eines  jener  Committees,  denen  die 
Verwaltungsvollmachten  seitens  des  Plenums  vollständig  delegiert  sind,  so  dafs 
die  einzelnen  Akte  der  Administration  der  ausdrücklichen  Annahme  durch  das 
Plenum  nicht  bedürfen. 

^  29  &  80  Vict  cc.  117,  118.  Bisher  bestanden  entweder  konzessionierte 
Privatinstitute  oder  von  den  Gefängnisbehörden  errichtete  öffentliche  Anstalten. 
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f)  Die  Erhaltung  und  Erbauung  von  Brücken  sowie  der 
Zufahrten  zu  diesen  und  die  Handhabung  der  Gesetze  über  den 
Verkehr  auf  denselben  *. 

g)  Die  Festsetzung  der  Kostentarife  für  alle  nicht  gericht- 
lichen behördlichen  Leistungen  innerhalb  der  Grafschaft 

h)  Die  Anstellung,  Organisierung  und  Entlassung  aller  zur 
Durchführung  der  Grafschaftsverwaltung  notwendigen  Hilfskräfte, 
sowie  die  Festsetzung  der  Besoldung  für  dieselben  wie  auch  für 
den  Coroner*. 

i)  Die  Einteilung  der  Grafschaft  in  Abstimmungsbezirke  (Föl- 
ling Districts)  für  die  Durchführung  der  Wahlen  zum  Parlamente, 
Besorgung  der  Wahllokale  sowie  der  zur  Abhaltung  von  Wahl- 
gerichtsterminen notwendigen  Lokalitäten  und  die  Aufbringung  der 
Kosten  für  das  gesamte  Geschäft  der  Wählerregistrierung  für  die 
Wahlen  znm  Parlamente  und  Grafschaftsrate'. 

k)  Die  Durchführung  der  Veterinärgesetze,  der  Vorschriften 
über  Vertilgung  von  landwirtschaftlich  schädlichen  Insekten,  über 
Fischerei  und  Vogelschutz,  die  Aufsicht  als  Aichamt  über  Mafs  und 
Gewicht  sowie  Gasmesserapparate*. 

1)  Die  Leistung  von  Schadensersatz  für  Beschädigungen,  die 
durch  Volksauflauf  entstehen*. 


^  Eine  genaue  Übersicht  über  die  alte  kaum  übersehbare  Brückengesetz- 
gebung  seit  dem  grundlegenden  Statut  Heinrichs  VIII.  22  H.  8  c.  5  bis  zur 
Gegenwart  zu  geben,  ist  an  dieser  Stelle  unmöglich;  dieselbe  ist  übrigens  fast 
▼oUst&ndig  obsolet  geworden. 

*  Darunter  fällt  auch  die  Bestimmung  der  Gebühren  für  die  County  Ana- 
lysts  und  die  Aichinspektoren. 

•  Grundlage  hierfür  ist  30  &  81  Vict.  c.  102  s.  34. 

^  DieVeterinärgesetzgebung  ist  jetzt  kodifiziert  in  dem  Contagious  Diseases 
of  Animals  Act  1804  (57  &  58  Vict-  c.  57).  Für  die  anderen  oben  genannten 
Funktionen  sind  zu  nennen: 

1.  Destructive  Insects  Act  40  &  41  Vict.  c.  68.  Derselbe  ermäch- 
tigt die  Grafschaftsbehörde,  Schadenersatz  zu  leisten  für  Saaten,  die  zur  Ver- 
hinderung der  Weiterverbreitung  landsch&dlicher  Insekten  vernichtet  werden. 

2.  Wild  Birds  Protection  Act  1880  (43  &  44  Vict  c.  35),  durch 
welchen  die  Schonzeiten  für  bestimmte  Vogelarten  festgesetzt  werden. 

3.  Weights  and  Measures  Act  1878  (41  &  42  Vict.  c  49).  Durch 
diesen  wird  die  Grafschaftsbehörde  zur  ordentlichen  Aichbehörde  ernannt;  sie 
mufs  als  solche  Normalgewichte  aufbewahren  und  Aichinspektoren  ernennen. 
Abgeändert  ist  das  Gesetz  durch  55  &  56  Vict.  c.  18,  56  &  57  Vict.  c  19  und 
60  &  61  Vict.  c.  46,  welches  letztere  Gesetz  zum  erstenmal  die  Anwendung  des 
metrischen  Mafs-  und  Gewichtssystems  als  legal  anerkennt. 

"Auf  Grund  des  Riot  (Damages)  Act  49  &  50  Vict  c.  88,  mit  welcher 
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m)  Die  Pflicht  zur  Führung  einer  Reihe  öffentlicher  Kegister : 
so  der  Statuten  wissenschaftlicher  Vereine,  der  VS^ohlthätigkeits- 
gesellschaften,  der  Bethäuser  nonkonformistischer  Glaubensgemein- 
schaften, die  Bestätigung  und  Beurkundung  der  Statuten  von  Dar- 
lehensgenossenschaften. ^ 

2.  Hierzu  treten  folgende  bisher  von  den  Friedensrichtern 
aufserhalb  der  Quarter  Sessions  geübten  Befugnisse  : 

a)  Die  Eonzessionierung  von  Theatern  und  sonstigen,  zu 
öflfentlichen  Aufführungen  dienenden  Baulichkeiten". 

b)  Die  Handhabung  der  Gesetze  über  explosionsgefährliche 
Stoffe,  Explosives  Act  1875  (88  &  39  Vict.  c.  87). 

3.  Das  Lokalverwaltungsamt  kann  nach  eigenem  Ermessen 
alle  jene  Befugnisse,  die  bisher  den  Quarter  Sessions  auf  Grund 
von  Local  Acts  zugestanden  hatten,  und  ihrer  Natur  nach  den 
vorgenannten  Befugnissen  gleich  geartet  sind,  ebenfalls  dem  Gounty 
Council  übertragen.  Hierher  gehören  auch  die  zahlreichen  graf- 
schaftlichen, bisher  von  den  Friedensrichtern  verwalteten  Anstalten 
und  Einrichtungen  zu  Wohlfahrtszwecken,  die  meistens  auf  Special- 
gesetzen  beruhen  und  nunmehr  der  neuen  Grafschaftsverwaltungs- 
behörde anvertraut  werden. 

4.  Die  Verwaltung  und  dauernde  Erhaltung  aller  Strafsen, 
welche  nach  dem  Gesetze  von  1878  als  Hauptstrafsen  (Main  Roads) 
anzusehen  sind,  obliegt  von  nun  an  dem  Grafschaftsrate.  Derselbe 
wird  dadurch  zur  obersten  Wegebehörde,  hat  als  solche  die  voll- 
ständige Strafsenpolizei  auf  den  Main  Roads  auszuüben,  den  Ver- 
kehr zu  regeln,  Verkehrshindernisse  zu  beseitigen,  und  auch  dafür 
zu  sorgen,  dafs  die  neben  der  Fahrbahn  laufenden  Wegeraine,  die 
öffentliches  Gut  sind,  dem  Publikum  zugänglich  bleiben.  Für 
Hauptstrafsen  in  einem  städtischen  Distrikte  bleibt  aber  der  be- 
treffenden Gemeindebehörde  zunächst  das  Vorrecht  gewahrt,  die 
Strafsenverwaltung  im  eigenen  Wirkungskreise  zu  führen.  In 
diesem  Falle  mufs  der  Grafschaftsrat  der  betreffenden  Lokalbehörde 
einen  jährlichen  Zuschufs  zu  den  Erhaltungskosten  leisten,  der  im 
Streitfalle    vom    Local  IGovemment    Board    fixiert   werden    soll. 


die   nach   Common  Law  bestehende  Schadenersatzpflicht  der  Hundred  und 
damit  der  letzte  Rest  ihrer  ehemaligen  Funktionen  beseitigt  wurde. 

*  Für  erstere  ist  mafs gebend  6  &  7  Vict.  c.  36,  für  Wohlthätigkeitsvereine 
52  Geo.  ni.  c.  155,  für  die  kirchlichen  Gemeinschaften  52  Geo.  III.  c.  155,  2  &  8 
WiU.  IV.  c.  115  (für  Katholiken),  9  &  10  Vict  c.  59  (für  Juden),  3  &  4  Vict  c.  110 
für  Loan  Societies. 

*  Das  Theatergesetz  ist  6  &  7  Vict  c.  68. 
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Überhaupt  hat  aber  der  Grafschaftsrat  das  Recht,  sich  sowohl  mit 
städtischen  als  ländlichen  Distrikträten  über  die  Übernahme  der 
Strafsenverwaltung  in  deren  eigene  Regie  zu  verständigen  und  den- 
selben hierfür  jährliche  Zuschüsse  zu  leisten.  Allein  auch  in  solchen 
Fällen  bleibt  das  County  Council  die  beaufsichtigende  Oberbehörde, 
und  zwar  gerade  vermittelst  der  genannten  Zuschüsse;  denn  nur  dann 
dürfen  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Gesetzes  letztere 
flüssig  gemacht  werden,  wenn  der  Wegeinspektor  der  Graf- 
schaft in  zufriedenstellender  Weise  über  den  Zustand  der  Strafsen 
und  die  Ausführung  der  Erhaltungsbauten  berichtet  hat. 

Dem  Grafschaftsrate  steht  es  ferner  zu,  mit  Zustimmung  des 
Loc.  Gov.  Board,  an  Strafsen  die  Eigenschaft  der  Main  Roads  zu 
verleihen  oder  aufzuhebeu.  Immer  steht  es  dem  Grafschaftsrate 
frei,  Distriktsbehörden,  die  ihre  Pflichten  bezüglich  des  Strafsen- 
wesens  schlecht  oder  gar  nicht  erfüllen,  zu  ermahnen,  eventuell 
die  notwendigen  Arbeiten  auf  Kosten  der  schuldigen  Distrikts- 
behörde selbst  zu  vollziehen.  In  allen  hieraus  entstehenden  Streit- 
fällen entscheidet  auf  Anrufung  endgültig  das  Lokalverwaltungsamt. 

Endlich  steht  es  dem  Grafschaftsrate  auch  frei,  zur  Erhaltung 
der  Verbindungswege,  die  keine  Hauptstrafsen  sind,  Subventionen 
zu  bewilligend 

5.  Die  Flufs-Sanitätspolizei  d.  h.  die  Handhabung  des  River 
Pollution  Act  1876  (39  &  40  Vict.  c.  75)  gehört  gleichfalls  von 
nun  ab  zu  den  Agenden  des  Couty  Council.    In  dieser  Hinsicht 


^  Eine  auch  nur  skizzenhafte  Darstellung  der  sehr  merkwürdigen  und 
komplizierten  älteren  Wege-  und  Strafsengesetzgebung  Englands  ist  hier  un- 
möglich. Vgl.  darüber  besonders  Gneist,  Selfgovernment,  Kap.  XII,  Clifford, 
Private  Bill  Legislation  n.  eh.  VII. 

Wright  andHobhouse,  Outline  of  Loc.  Gov.,  p.  46ff.  giebt  eine  Übersicht 
des  geltenden  Rechtes  und  des  früheren  höchst  verwickelten  Zustandes.  Das 
Hauptgesetz  der  neueren  Zeit  für  Strafsenbau,  Wegebaulast,  Organisation  der 
Strafsenverwaltung  und  Strafsenpolizei  ist :  The  Highways  and  Locomotives  Act 
1878  (41  &  42  Vict.  c.  77).  Vgl.  G  ach  es,  The  Law  relating  to  Highways  etc., 
London  1899.  Aus  jüngster  Zeit  sind  femer  das  Gesetz:  Locomotives  and 
Highways  Act  1896  (59  &  60  Vict.  c.  36),  sowie  das  Gesetz  über  die  Beseitigung 
störender  Drahtzäune  an  öffentlichen  Strafsen:  Barbed  Wires  Act  (56  &  57  Vict. 
c.  82)  wichtig,  weil  sie  die  strafsenpolizeilichen  Funktionen  des  County  Council 
ausdehnen.  Letztere  werden  durch  den  Straf seningenieur  (County  Surveyor), 
sowie  die  Grafschaftspolizei  ausgeübt.  Selbstverständlich  bleibt  aber  die 
Judikatur  über  strafsenpolizeiliche  Delikte  den  Friedensrichtern.  Vor  diesen 
resp.  vor  den  ordentlichen  Gerichten  hat  der  Grafschaftsrat  auch  in  Vertretung 
des  öffentlichen  Interesses  bestehende  Wegerechte  zu  schützen  und  er  ist  be- 
rechtigt, die  dafür  auflaufenden  Kosten  aus  der  Grafschaftskasse  zu  bezahlen. 
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hat  das  letztere  alle  Rechte  und  Pflichten  der  ordentlichen 
Sanitätsbehörde.  Mehrere  Grafschaftsräte,  deren  Verwaltungs- 
gebiete von  einem  und  demselben  Flusse  durchströmt  werden, 
können  sich  zu  einem  Joint  Committee  behufs  Erfüllung  dieser  Ob- 
liegenheit vereinigen  und  die  Kosten  der  Verwaltung  gemeinsam 
tragen. 

6.  Was  endlich  jene  wichtigste  Befugnis  der  lokalen  Ver- 
waltungskorporationen Englands  betrifft,  die  erst  den  Zusammen- 
hang ihrer  Verwaltung  mit  dem  Parlamente  als  dem  obersten 
Organe  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  herstellt  und  der  lokalen 
Administration  die  notwendige  Elasticität  zu  verleihen  vermag, 
nämlich  die  Befugnis,  Private  Bills  im  Parlamente  einzubringen 
und  eingebrachten  Bills  zu  opponieren,  so  ist  dieselbe  den  Graf- 
schaftsräten nur  in  geringerem  Ausmafse  verliehen  worden  als  die 
Town  Councils  oder  District  Councils  sie  besitzen.  Zwar  ist  der 
Borough  Funds  Act  auch  auf  die  Grafschaftsräte  principiell  erstreckt 
worden,  aber  die  Einbringung  von  Bills  auf  Kosten  der  Steuer- 
zahler ist  dem  County  Council  ausdrücklich  untersagt.  Nur  da& 
Recht  der  Opposition  gegen  Private  Bills,  insofern 
dieselben  die  Interessen  der  ganzen  Grafschaft  oder  eines  Teiles 
derselben  berühren,  ist  ihnen  anheimgegeben;  wohl  aber  steht 
den  County  Councils  überdies  zu,  auf  andere  gesetzliche  Weise 
Schritte  zum  Schutze  der  Grafschaftsinteressen  beim  Parlamente 
aus  eigener  Initiative   zu  unternehmen^. 

7.  In  Bezug  auf  die  Sanitätsgesetzgebung  hat  der  Grafschafts- 
rat keine  regelmäfsige ,  sondern  nur  eine  aufserordentliche  Ver- 
waltungspflicht. Er  ist  berechtigt  einen  Grafschafts -Physikus 
anzustellen^  durch  diesen  und  die  Berichte  der  Distriktsärzte 
Oberaufsicht  über  die  Sanitätspflege  innerhalb  aller  County  Districts 
zu  führen,  sowie  im  Falle  unbefriedigender  Berichte  derselben  die 
notwendigen  Vorstellungen  beim  Lokalverwaltungsamte  einzubringen. 
Sodann  ist  durch  den  permissiven  Isolation  Hospitals  Act  1893, 
50  &  57  Vict.  c.  68  die  Errichtung  von  Infektionsspitälem  dem 
Grafschaftsrate  freigestellt  und  gleichzeitig  damit  der  Grafschafts- 
rat für  berechtigt  erklärt,  besondere  Hospital  Districts  durch  Ver- 


*  Wiederholt  sind  Gesetzentwürfe  im  Unterhause  eingebracht  worden, 
die  den  Grafschaftsräten  auch  das  Recht,  Bills  einzubringen  gestatten,  so 
1899  von  Mr.  Bigwood ;  bisher  ist  aber  noch  keine  solche  Bill  über  die  zweite 
Lesung  hinausgekommen.  Vgl.  Dumsday,  Local  Government  Legislation  for 
the  year  ended  September  1899,  p.  276. 

Redlieh,  Engl.  Lokal verwaltnng.  31 
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einigung  von  städtischen  und  ländlichen  Verwaltungsgebieten  zu 
formieren. 

8.  Wir  gelangen  schliefslich  zur  Verwaltung  der  Grafschafts- 
polizei.  Dieselbe  ist  dem  Grafschaftsrate  nicht  allein  sondern 
nur  in  Gemeinschaft  mit  den  Friedensrichtern  anvertraut,  und 
zwar,  wie  wiederholt  bemerkt  wurde,  in  Gestalt  des  Standing  Joint 
Gommittee^  Diesem  letzteren  obliegt  die  gesamte  Administration 
der  Graf  Schaftspolizei  genau  so  wie  in  den  Städten  dem  Watch 
Committee.  So  wie  dort  bleibt  auch  hier  den  Friedensrichtern  das 
Kecht  gewahrt,  die  vom  Committee  angestellte  Polizeimannschaft 
zu  anderen  gesetzlichen  Dienstleistungen  anzuhalten,  so  vor  allem 
zur  Durchführung  der  gerichtlichen  Befehle.  Dem  Committee  ob- 
liegt die  Ernennung  eines  Chief  Constable  und  die  Organisierung 
der  gesamten  Polizeimacht  der  Grafschaft.  Obgleich  also  die 
Friedensrichter  unmittelbar  an  der  Polizeipflege  der  Grafschaft 
teilnehmen,  bleibt  ihnen  ebenso  wie  in  den  Städten  ein  selbständiges 
Eingreifen  in  die  Polizeiverwaltung  gewahrt,  vor  allem  in  dem 
Falle  innerer  Unruhen  und  der  Notwendigkeit  aufserordentlicher 
Mafsregeln,  wie  der  Verkündigung  des  Riot  Act.  Da  aber  die 
Bestreitung  der  Kosten  für  solche  Mafsregeln  doch  wieder  nur 
vom  County  Council,  respektive  vom  Joint  Committee  erfolgen 
kann,  so  ist  —  praktisch  genommen  —  letzteres  der  alleinige 
Polizeiherr  in  der  Grafschaft.  Aus  der  Doppelstellung  der  Justices 
zur  Polizei  haben  sich  auch  hier  Schwierigkeiten  ergeben,  die  durch 
Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  zu  Gunsten  der  County  Councils 
erledigt  worden  sind*. 


"  Die  konservative  Regierung  Salisbury  hat  es  trotz  der  unleugbar  weit- 
gehenden Umwälzung  der  Grafschaftsverwaltung  nicht  über  sich  gebracht, 
auch  in  Bezug  auf  die  Polizeiverwaltung  der  Counties  die  Städteordnung  ein- 
fach abzuschreiben  und  ein  Watch  Committee  des  Grafschaftsrates  mit  der 
Polizeipflege  zu  betrauen.  Andererseits  war  die  Fortdauer  der  Verwaltungs- 
funktion  der  Quarter  Sessions  blofs  für  diese  einzelne  Aufgabe  nach  der 
einmal  erfolgten  Annahme  des  Princips  der  Trennung  von  Justiz  nnd  Ver- 
waltung nicht  möglich.  So  schuf  man  das  bei  der  Beratung  der  Bill  von 
Tories  und  Radikalen  scharf  angegriffene  Kompromifs  des  Standing  Joint 
Committee.  Dieses  ist,  wie  vorhin  bemerkt,  völlig  unabhängig  von  dem  County 
Council:  es  giebt  sich  selbst  seine  Geschäftsordnung,  die  ein  getreues  Abbild 
der  Standing  Orders  des  County  Council  vorstellt,  und  führt  seine  Ver- 
waltung durch  Subcommittees,  die  häufige  Sitzungen  abhalten,  während  das 
Plenum  des  Committee  sich  in  der  Regel  mit  der  Abhaltung  von  4  Sitzungen 
begnügt.  Vgl.  z.  B.  Standing  Orders  des  Standing  Joint  Committee  for  the 
County  of  Warwick  vom  7.  Oktober  1889  und  Juli  1897. 

'  Vgl.   die   sehr  interessanten  Entscheidungen  des  High  Court  und  des 
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Wir  gelangen  nunmehr  zu  jener  Gruppe  der  dem  Grafschafts- 
rate verliehenen  Vollmachten,  durch  welche  eine  dauernde  Über- 
tragung von  bisher  centraladministrativen  Funktionen  an  die  Graf- 
schaften vorgenommen  wird.  Trotz  aller  Bemühungen  von  hervor- 
ragenden Politikern  beider  grofsen  Parteien  gelang  es  1888  nicht, 
eine  solche  Übertragung  im  grofsen  Stile  zu  vollziehen.  Die  kon- 
servative Regierung  liefs  sich  nur  dazu  herbei,  die  Berechtigung 
künftiger  Übertragung  durch  das  Gesetz  principiell  zu  statuieren.  Im 
übrigen  aber  wollte  man  abwarten,  wie  sich  die  neue  Grafschafts- 
verwaltung bewähren  würde.  Das  Gesetz  bestimmt  also,  dafs  das 
Local  Government  Board  die  Übertragung  von  Funktionen  aus  seinem 
eigenen  Wirkungskreise  sowie  aus  dem  Wirkungskreise  des  Home  Se- 
cretary,  des  Board  of  Trade  und  des  Education  Department,  in  letzteren 
Fällen  mit  der  Einwilligung  dieser  Ministerien,  an  die  County  Councils 
durch  Provisional  Order  verfügen  könne;  thatsächlich  sind  aber  solche 
Übertragungen  bisher  nicht  erfolgt.  In  dieser  Hinsicht  ist  also  die  so 
vielfach  verfochtene  Anschauung,  es  müsse  mit  Hilfe  der  Grafschafts- 
räte die  administrative  Tutel  über  die  Lokalverwaltung  stark  de- 
centralisiert  werden,  zwar  theoretisch  anerkannt  worden,  ohne  dafs 
aber  diese  Anerkennung  bisher  zu  praktischen  Konsequenzen  geführt 
hätte.  Nur  in  einem  Punkte  hat  das  Gesetz  von  1888  selbst  Vor- 
kehrungen zur  Entlastung  des  Lokalverwaltungsamtes  im  Sinne 
administrativer  Decentralisierung  getroffen,  nämlich  in  Bezug  auf 
die  Oberaufsicht,  die  dem  Centralamte  über  die  Neuregulierung  der 
einzelnen  Verwaltungsgebiete  innerhalb  der  Grafschaften  und  die 
künftige  Abänderung  der  Grenzen  derselben,  entsprechend  den  prak- 
tischen Bedürfnissen  der  Verwaltung,  zusteht.  In  dieser  Beziehung 
bestimmte  das  Gesetz,  dafs  den  Grafschaftsräten  in  Konkurrenz  mit 
dem  Lokalverwaltungsamte  das  Recht  zustehen  soll,  die  Grenzen 
von  Distrikten  und  Kirchspielen  auf  deren  einseitiges  oder  ein- 
verständliches Verlangen  durch  eine  Order  zu  regeln,  Land- 
distrikte ganz  oder  teilweise  in  städtische  zu  verwandeln,  die 
letzteren  in  Wards  einzuteilen  und  je  nach  der  Bevölkerungs- 
verschiebung auch  die  notwendigen  Veränderungen  bezüglich 
der  Stadtviertel  zu  verfügen.  Die  Form,  die  bei  diesen  Ver- 
waltungsakten zu  beobachten  ist ,  entspricht  vollkommen  dem 
sonstigen  Verfahren  der  Grafschaftsräte.  Es  wird  ein  besonderes 
Inquiry  Committee  in  jedem  einzelnen  Falle  gebildet  und  in  der 


Court   of  Appeal  in  re:   Queen  v.  County  Council   of  Glamorganshire;  Law 
Reports  of  the  County  Council  Times  p.  94,  106  (1899). 
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Regel  unter  Beiziehung  eines  Inspektors  der  Centralbehörde  ein 
kommissionelles  Verfahren  an  Ort  und  Stelle  durchgeführt,  dessen 
Ergebnis  dann  dem  Plenum  des  Grafschaftsrates  vorgelegt  wird 
zur  Beschlufsfassung  über  die  Order*.  Diese  vom  Grafschaftsrate 
zu  erlassenden  Orders  müssen  dem  Lokalverwaltungsamte  vorge- 
legt werden  und  sollen,  wenn  innerhalb  bestimmter  Frist  keine 
Beschwerde  dagegen  eingebracht  wird,  von  diesem  bestätigt 
werden;  inmier  bleibt  aber  der  Centralbehörde  das  Recht  der  Ab- 
änderung solcher  Orders  vorbehalten.  Das  von  der  liberalen  Partei 
im  Jahre  1894  durch  gebrachte  Distrikt-  und  Kirchspielsgesetz  hat 
sodann  der  Tendenz  nach  weiterer  Decentralisierung  Folge  gegeben 
und  zu  diesem  Zwecke  die  Funktionen  des  County  Council  an- 
sehnlich erweitert. 

Folgendermafsen  sind  in  übersichtlicher  Aufzählung  die  Agenden 
bestellt,  welche  dieses  Gesetz  den  Grafschaftsräten  überträgt.  Das 
County  Council  ist  berechtigt,  in  bestimmten  Fällen  Kirchspiel- 
räte in  kleinen  Kirchspielen  einzurichten  und  aufzulösen,  Kirch- 
spiele zu  gruppieren,  zu  vereinigen  und  zu  trennen  und  die  Zahl 
der  Mitglieder  des  Kirchspielrates  festzusetzen.  Es  kann  an  Parish 
Meetings  die  Verwaltungsvollmachten  von  Parish  Councils  ver- 
leihen, ferner  hat  es  Streitfragen  über  die  Urkunden  und  Wohl- 
thätigkeitsanstalten  der  Kirchspiele  zu  entscheiden,  ist  berechtigt, 
den  Parish  Councils  Geld  vorzustrecken  und  mufs  Anlehen  der  Kirch- 
spielräte bestätigen.  Sowohl  im  Falle  der  District  Councils  wie 
der  Kirchspielräte  steht  es  beim  Grafschaftsrate,  Dispens  zu  er- 
teilen von  gewissen  Qualifikationsmängeln  gewählter  Mitglieder, 
formelle  Schwierigkeiten  bei  Wahlen  zu  ordnen  und  einen  Tarif 
für  die  Wahlkosten  aufzustellen.  Endlich  steht  dem  Grafschafts- 
rate das  Recht  zu,  auf  Klageführung  seitens  eines  Kirchspielrates 
wegen  Säumnis  des  District  Council,  dieses  zu  seinen  Pflichten 
in  Bezug  auf  die  Sanitätsverwaltung,  zur  Handhabung  der  agrar- 
politischen  Gesetze,  zum  Schutz  der  Wegerechte  u.  s.  w.  anzu- 
halten, eventuell  diese  Pflichten  auf  Kosten  der  säumigen  Behörde 
selbst  zu  vollziehen*. 

Alles  in  allem  genommen  geht  die  Tendenz  der  Gesetzgebung, 
getragen  von  der  öffentlichen  Meinung,  unverkennbar  dahin,  den 


'  Das  Verfahren  ist  geregelt  durch  Order  des  Local  Goverment  Board 
vom  14.  September  1889  (Macmorran  p.  840). 

*  Vgl.  Wright  and  Hobhouse,  Outline  of  Loc.  Gov.  p.  34,  Note  g.  So- 
dann Local  Government  (Elections)  Act  1896,  59  Vict.  c.  1. 
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Grafschaftsräten  immer  mehr  die  Stellung  einer  wirklichen  ad- 
ministrativen Mittelinstanz  zu  geben,  dadurch  einerseits  die  drohend 
gewordene  Gefahr  libermäfsiger,  ministerieller  Centralisation  zu 
bannen,  andererseits  die  in  den  Grafschaftsgebieten  enthaltenen 
übrigen  Lokalverwaltungskörper  verschiedener  Art  unter  eine  ge- 
meinsame Oberaufsicht  zu  stellen. 

Es  ist  zweifellos,  dafs  auf  diesem  Wege  in  Zukunft  weiter 
fortgeschritten  werden  wird.  Die  nationale  Abneigung  gegen  den 
bureaukratischen  Centralismus  als  Verwaltungsform  wird  hierzu 
nicht  minder  beitragen  als  das  unzerstörbare  historische  Einheits- 
gefühl, das  sich  an  die  Grafschaften  im  Bewufstsein  der  Nation 
anknüpft. 

Schliefslich  aber  mufs  noch  derjenigen  Funktionen  des  County 
Council  gedacht  werden,  welche  demselben  nicht  von  bestehenden 
Organen  her  übertragen  wurden,  sondern  die  jenen  modernen 
Verwaltungsaufgaben  gewidmet  sind,  zu  deren  Befriedigung  die 
alte  Organisation  der  Grafschaftsverwaltung  untauglich  erschien, 
deren  dringende  Notwendigkeit  aber  hauptsächlich  zur  Reform  des 
County  Govemmeüt  beigetragen  hat.  Es  sind  dies  durchweg  Auf- 
gaben, die  von  den  socialen  Bedürfnissen  der  modernen  Gesell- 
schaft und  von  der  komplizierten  Gestaltung  ihrer  ökonomischen 
Verhältnisse  bedingt,  die  Behandlung  durch  eine  parlamentarisch 
arbeitende  Körperschaft  verlangen,  vor  allem  schon  deshalb,  weil 
mit  ihrer  Befriedigung  die  Verausgabung  bedeutender  öffent- 
licher, durch  Steuern  aufzubringender  Geldmittel  unvermeidlich 
verknüpft  war. 

Zwei  grofse  Arbeitsgebiete  sind  da  vor  allem  der  neuen  Graf- 
schaftsverwaltung durch  die  Gesetzgebung  seit  1888  neu  eröffnet 
worden:  einmal  die  Förderung  einer  modernen  Agrarpolitik, 
sodann  die  Ausbildung  des  Fach-  und  Mittelschulwesens 
(Secondary  and  Technical  Education),  in  erster  Linie  des 
höheren  technischen  Fachunterrichtes  ^   Wir  werden  die  praktische 


'  Der  Technical  Instruction  Act  definiert  den  Begriff  der  Technical 
Education  dahin,  dafs  darunter  verstanden  sind:  1.  die  Unterweisung  in  solchen 
Methoden  der  Naturwissenschaft  und  der  Kunst,  die  industriell  anwendbar 
sind;  2.  der  Unterricht  in  Specialzweigen  von  Kunst  und  Wissenschaft  zur 
Förderung  specieller  Gewerbe;  3»  jeder  andere  Unterrichtsgegenstand,  ein- 
schliefslich  der  Erlernung  fremder  Sprachen  und  der  Handelswissenschaft,  der 
durch  örtliche  Industrieverhältnisse  bedingt  erscheint  und  vom  Science  and 
Art  Departement  approbiert  wird.  Die  von  der  Boyal  Commission  on  Technical 
Education  1888  gegebene  Definition  lautet  kurz:  „Techn.  Educ.  is  Instruction 
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Gestaltung  dieser  beiden  Yerwaltungszweige  und  ihrer  bisherigen 
Ergebnisse  noch  an  anderer  Stelle  besprechen  und  begnügen  uns 
hier  damit,  auf  die  gesetzliche  Grundlage  für  diese  Wirksamkeit 
der  Gounty  Gouncils  hinzuweisen. 

Was  zunächst  die  agrarische  Yerwaltungspolitik  der  Grafschafts- 
räte betrifft,  so  nimmt  dieselbe  ihren  Ausgang  von  dem  Allot- 
ments  Act  des  Jahres  1887  (50  £  51  Yict.  c.  48)  und  dessen  Er- 
gänzungsgesetzen von  1890  (53  &  54  Yict.  c.  65)  und  1894  (Loc. 
Government  Act  1894).  Alle  diese  Gesetze  bezwecken  die  Er- 
leichterung der  Erwerbung  von  Grund  und  Boden  zu  landwirtschaft- 
lichen Zwecken  seitens  der  landarbeitenden  Klasse  mit  Hilfe  der 
Lokalverwaltungsbehörden  und  der  Aufwendung  öffentlicher  Mittel 
zur  Pachtung  oder  zum  Ankauf  der  notwendigen  Bodenfläche;  und 
zwar  kann  beides  unter  gewissen  Umständen  auch  im  Wege  der 
Zwangsenteignung  des  Grundeigentümers  geschehen.  Nach  diesen 
Gesetzen  ist  allerdings  der  Distriktsrat  die  zunächst  zur  Ausführung 
derselben  berufene  Behörde;  weigert  sich  dieser  aber,  einem  von 
mindestens  sechs  Steuerzahlern  oder  der  Kirchspielsvertretung  ein- 
gebrachten Gesuche  solcher  Art  zu  entsprechen,  so  devolviert  die 
Durchführung  des  Gesetzes  an  das  Gounty  Council.  Zu  diesem  Zwecke 
hat  der  Grafschaftsrat  ein  besonderes  Standing  Gommittee  zu  bilden. 
Die  gleiche  Absicht  der  Erleichterung  des  Grunderwerbes,  aber  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  kleinen  Farmer,  verfolgt  die  Small 
Holdings  Akte  vom  Jahre  1892  (55  &  56  Yict.  c.  80).  Diese  ermächtigt 
die  Grafschaftsräte,  Land  zu  erwerben  zum  Zwecke  des  Abverkaufes 
oder  der  Weiterverpachtung  als  Kleingüter  an  sefshafte  Landwirte. 
Auch  hier  ist  die  Bildung  eines  specielleu  Standing  Gommittee 
vorgesehen.  Neuerdings  ist  diese  Gesetzgebung  durch  die  Small 
Dwellings  Acquisition  Akte  vom  Jahre  1899  (62  &  68  Yict.  c.  44) 
erweitert  worden,  durch  die  den  Grafschaftsräten  und  den  Town 
Gouncils  von  Municipalstädten  die  Ermächtigung  zu  teil  wird,  in 
ihrem  Gebiete  ansässigen  Personen  Geld  aus  öffentlichen  Mitteln 
zur  Erwerbung  eigener  Wohnhäuser  vorzustrecken. 

In  einem  anderen  gleichfalls  sehr  wichtigen  Zweige  modemer 
Agrarpolitik  ist  den  Gounty  Gouncils  ein  neues  Feld  administrativer 
Thätigkeit  eröffnet  worden  durch  den  Fertilizers  and  Feeding  Stufis 
Act  1893  (56  &  57  Yict.  c.  56).  Dieses  Gesetz  verpflichtet  jeden 
Graf schaftsrat ,  sei  es  allein,  sei  es  in  Gemeinschaft  mit  anderen 


in  the  principles  and  practice  of  domestic,  commercial ,  agricultural  and  in- 
dustrial  work." 
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Gounty  Councils,  einen  landwirtschaftlichen  Chemiker  zur  amtlichen 
Untersuchung  von  Dungmitteln  und  Viehfutterstoffen  zu  ernennen. 
Jeder  Landwirt  der  Grafschaft  ist  berechtigt,  gegen  geringe,  be- 
hördlich festgestellte  Gebühr  die  von  ihm  eingesandten  Muster- 
proben solcher  Waren  untersuchen  zu  lassen.  Der  Grafschafts- 
rat ist  weiters  berechtigt,  gegen  Händler  und  Fabrikanten  der- 
artiger Stoffe,  wenn  solche  als  verfälscht  befunden  werden,  das 
Strafverfahren  vor  Gericht  anhängig  zu  machen.  Diese  Institution 
hat  sich  in  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens,  wie  aus  den  Verhand- 
lungen zahlreicher  Grafschaftsräte  hervorgeht,  rasch  und  sehr  nutz- 
bringend entwickelt. 

Das  Problem  der  Ausgestaltung  des  technischen  Unterrichtes 
findet  seine  Grundlage  in  dem  Technical  Instructions  Act  von 
1889  (52  &  58  Vict.  c.  76),  dem  Technical  and  Industrial  Insti- 
tutions Act  1891  (55  &  56  Vict.  c.  29),  dem  Schools  for  Science 
and  Art  Act  1891  (54  &  55  Vict.  c.  61)  sowie  dem  Local  Taxa- 
tion (Customs  and  Excise)  Act  von  1890  (53  &  54  Vict.  c.  60). 
Erst  durch  dieses  letztere,  mit  der  Unterrichtsgesetzgebung  nur 
äufserlich  verknüpfte  Gesetz  ist  die  hinreichende  materielle 
Basis  zur  Ausbildung  dieses  grofsen  und  wichtigen  Unterrichts- 
zweiges durch  die  Grafschaftsräte  und  die  Vertretungen  der  Stadt- 
grafschaften geschaffen  worden.  Mit  der  grofsangelegten  und 
eifrig  betriebenen  Lösung  dieser  bedeutenden  Verwaltungsaufgabe 
entsprechend  den  lokalen  Bedtirfnissen  der  einzelnen  Grafschaften, 
haben  die  Grafschaftsräte  mehr  als  durch  alles  andere  die  Be- 
rechtigung und  den  Wert  der  Beform  des  Jahres  1888  bewiesen. 
Nur  einem  auf  der  Grundlage  allgemeinen  Wahlrechtes  gebildeten 
Lokalparlamente  konnte  eine  so  schwierige  und  bedeutende  Mittel 
erfordernde  Verwaltungsaufgabe  vertrauensvoll  auferlegt  und  nur 
von  einem  solchen  mit  Erfolg  gelöst  werden. 

Die  Gesetzgebung  der  letzten.  Jahre  hat  endlich  der  ge- 
meinnützigen Thätigkeit  der  Grafschaftsräte  auf  einem  Gebiete 
Baum  verliehen,  das  bisher  in  England  principiell  dem  privaten 
Untemehmungsgeiste  allein  überlassen  worden  war.  Durch  den 
Light  Bailways  Act  1896  (59  &  60  Vict.  c.  48)  ist  zum  erstenmal 
in  dem  klassischen  Lande  des  Privateisenbahnsystems  das  Princip 
der  Erbauung  von  Eisenbahnen  aus  öffentlichen  Mitteln  von  der 
Gesetzgebung  angenommen  worden.  Allerdings  nur  für  Sekundär- 
bahnen: —  aber  bei  dem  auch  gegenwärtig  noch  ungeschwächt  be- 
stehenden Vorurteile  der  öffentlichen  Meinung  Englands  gegen  eine 
Ausdehnung  staatlicher  Verwaltung  auf  das  Gebiet  modernen  Ver- 
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kehrswesens  ist  auch  dieser  erste  Schritt  bedeutsam  genug.  Nach 
dem  genannten  Gesetze  sind  die  Grafschaftsräte  ermächtigt,  bei 
der  von  der  Akte  errichteten  Centralbehörde ,  den  Light  Railways 
Commissioners ,  das  Ansuchen  um  Erlassung  einer  Order  zur  Er- 
bauung einer  von  ihr  projektierten  Sekundärbahn  zu  stellen.  Diese 
Order  bedarf  der  Bestätigung  durch  das  Handelsamt ,  Board  of 
Trade,  unter  gewissen  Umständen  auch  der  parlamentarischen 
Genehmigung.  Hierauf  kann  das  Gounty  Council  die  Bahn  ent- 
weder selbst  betreiben  oder  einer  Aktiengesellschaft  den  Bau  und 
Betrieb  übergeben,  oder  sie  kann  sich  auch  darauf  beschränken, 
einer  zu  solchem  Zwecke  gebildeten  Aktiengesellschaft  beizutreten. 
Auch  mehrere  Councils  können  sich  zu  solcher  Unternehmung  ver- 
einigen. Das  Gesetz  ist  gegenwärtig  nur  bis  81.  Dezember  1901 
provisorisch  in  Kraft.  Über  die  praktische  Bedeutung  dieser 
Neuerung  läfst  sich  infolge  der  kurzen  Dauer  ihrer  Wirksamkeit 
noch  kein  abschliefsendes  Urteil  fällen;  wohl  aber  unterliegt  es 
nach  dem  immer  stärker  hervortretenden  Interesse  vieler  Graf- 
schaftsräte in  dieser  Richtung  keinem  Zweifel,  dafs  das  Gesetz 
dauernd  in  Geltung  bleiben  wird.  Denn  auch  hieran  ist  vor  allem 
die  in  England  an  hohen  Eisenbahntarifen  leidende  Landwirtschaft 
zunächst  interessiert  und  gerade  agrarpolitische  Interessen  finden  in 
den  Grafschaftsräten  sowie  bei  der  heute  herrschenden  konservativ- 
unionistischen  Parlamentsmehrheit  besondere  Stütze  und  Förderung. 
Auf  den  ganzen,  vorstehend  umschriebenen  Wirkungskreis  er- 
strecken sich  die  dem  Grafschaftsrate  zustehenden  allgemeinen 
Verwaltungsbefugnisse  in  gleicher  Weise,  wie  sie  nach  der 
Municipalakte  den  Stadtgemeinden  zustehen.  In  demselben  Mafse 
wie  die  Borough  Councils,  besitzen  auch  die  Grafschaftsräte 
das  Recht  und  die  Pflicht,  allgemeine  Polizeiverordnungen  in 
Gestalt  von  Bye  Laws  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  in  den 
Counties  zu  erlassen  und  deren  Beobachtung  durch  die  ihnen 
unterstehenden  Organe  durchzusetzen.  Von  dieser  Befugnis  haben 
sämtliche  Grafschaftsräte  Gebrauch  gemacht  und  fast  überall  gleich- 
lautende Polizeiverordnungen  herausgegeben.  Überdies  wird  den 
Grafschaftsräten  durch  einzelne,  ihren  Wirkungskreis  erweiternde 
Verwaltungsgesetze  ein  solches  Verordnungsrecht  zu  besonderen 
Zwecken  gegeben:  so  durch  die  Weights  and  Measures  Akte  in 
Bezug  auf  den  Kohlenverkauf  im  Detail ,  durch  den  Highway  and 
Locomotives  Act  in  Bezug  auf  den  Wagenverkehr  und  die  Strafsen- 
benutzung.  Daneben  steht  den  County  Councils  gleich  den  Städten 
das  Recht  zu,  in  einigen,  durch  das  Gesetz  angeführten  Fällen, 
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Verordnungen  in  Gestalt  einfacher  Beschlüsse  des  Plenum  (Reso- 
lutions)  zu  erlassen.  Insbesondere  ist,  wie  wir  schon  vorhin  be- 
merkt haben,  der  Grafschaftsrat  unbeschränkt  ermächtigt,  die 
Organisation  seiner  Verwaltung  und  den  Modus  seiner  Geschäfts- 
führung durch  die  in  den  Standing  Orders  niedergelegten  Be- 
schlüsse sowie  durch  sonstige  von  ihm  aufgestellte  Vorschriften 
an  Committees  und  Beamte  zu  regeln,  ohne  dafs  dabei  irgend  eine 
Kontrolle  der  Centralbehörde  stattfändet 

In  Bezug  auf  letzteren  Punkt  im  ist  allgemeinen  festzuhalten, 
dafs  die  County  Councils  innerhalb  des  ihnen  zustehenden  Wirkungs- 
kreises principiell  völlig  autonome  Organe  der  inneren  Ver- 
waltung sind.  In  einzelnen  Verwaltungsangelegenheiten,  wie  z.  B.  bei 
der  Regulierung  der  Grafschaftsgrenzen,  hat  das  Lokalverwaltungs- 
amt allerdings  seine  Genehmigung  zu  erteilen;  aber  im. übrigen  be- 
sitzt das  letztere  gegenüber  den  Grafschaftsräten  ebensowenig  eine 
direkte  administrative  Befehlsgewalt,  wie  gegenüber  den  Boroughs 
in  deren  rein  municipalem,  nicht  auf  die  Sanitätsakte  gegründeten 
Wirkungskreise.  In  einem,  allerdings  entscheidenden  Punkte  ist 
das  County  Council  aber  formell  noch  unter  engere  Kontrolle  der 
Centralbehörde  gestellt  als  selbst  die  Städte :  nämlich  in  Bezug  auf 
die  Finanzverwaltung.  Wir  begnügen  uns  hier,  diese  bemerkens- 
werte Erscheinung  zu  verzeichnen  und  werden  darauf  erst  im 
folgenden  Kapitel  näher  zurückkommen. 


'  Folgende  Angaben  mögen  diese  quasi- legislative  Thätigkeit  der  Graf- 
schaftsräte  illustrieren.  In  sämtlichen  Grafschaften  sind  „Bye  Laws  for  the 
good  Rule  and  Government  of  the  County''  erlassen  worden,  die  unter  nach- 
folgenden Titeln  eine  Reihe  von  Übertretungen  definieren:  „Profane  Songs, 
indecent  Conduct,  abusive  Language  or  Behaviour,  Betting  in  Streets,  Posting 
Bills  (Plakate)  without  permission,  PuUing  down  Notices,  Defacing  Mile-Stones 
and  Guide -Posts,  Driving  Bulls,  Light  on  Vehicles,  Carrying  dangerous 
articles  along  footpaths,  Shooting  Galleries  u.  s.  w.  Die  Strafen  sind  durch- 
weg auf  Geidbufsen  bis  zu  5  ^  festgesetzt,  zu  deren  Yerhängung  jeder  Friedens- 
richter in  einem  Summary  Jurisdiction  Court  kompetent  ist. 

Die  Bye  Laws  des  Grafschaftsrates  müssen  nur  dann  dem  Local  Govern- 
ment Board  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden,  wenn  sie  gemäfs  Sections 
182—187  des  Public  Health  Act  zur  Verhütung  und  Unterdrückung  sanitärer 
Übelstände  erlassen  sind;  die  allgemeinen  Polizeiverordnungen  bedürfen  einer 
solchen  Approbation  nicht,  sondern  müssen  einfuch  dem  Home  Secretary 
zur  Kenntnisnahme  vorgelegt  werden  und  treten  vierzig  Tage  nach  Über- 
reichung in  Kraft,  wenn  sie  bis  zum  Ablaufe  dieser  Frist  nicht  durch  Order 
in  Council  inhibiert  sind.  Vgl.  Marmorran  &  Dill  p.  43,  ferner  die  von 
den  einzelnen  Counties  erlassenen  Bye  Laws,  z.  B.  von  Warwickshire  vom 
14.  März  1899,  Isle  of  Wight  vom  5.  Dezember  1895,  Bedfordshire  vom  5.  Febr. 
1897  u.  s.  w. 
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Übersieht  man  nun  den  gesamten  Wirkungskreis  der  neuen 
Grafschaftsvertretungen,  und  führt  man  sich  die  Verhandlungen 
derselben  lebendig  vor  Augen,  so  wird  man  zweifellos  zu  dem  Ur- 
*  teile  gelangen,  dafs  die  durch  das  Gesetz  von  1888  geschaffene 
Institution  ein  lebenskräftiger  und  arbeitsfähiger,  wenn  auch  in 
manchen  Punkten  noch  nicht  völlig  ausgereifter  Verwaltungs- 
organismus ist.  In  welcher  Richtung  sich  die  verschiedenen  Be- 
strebungen nach  Ausbau  desselben  gegenwärtig  bewegen ,  wird  an 
anderer  Stelle  angedeutet  werden.  Das  bereits  überschrittene  erste 
Decennium  der  Thätigkeit  der  County  Councils  hat  aber  bereits 
gezeigt,  dafs  die  von  den  Reformern  auf  die  Umwandlung  der  Graf- 
schaftsbehörde aus  einer  autoritären  Körperschaft  in  ein  repräsen- 
tatives Lokalparlament  gesetzten  Hoffnungen,  es  werde  dadurch 
die  ganze  Verwaltung  gefördert  und  belebt  werden,  nicht  ent- 
täuscht worden  sind.  Grofse  administrative  Unternehmungen  sind 
von  den  Grafschaftsräten  in  Angriff  genommen  und  gedeihlich  ent- 
wickelt worden,  wie  sie  von  den  Quarter  Sessions  überhaupt  nicht 
oder  zum  mindesten  nicht  in  solchem  Umfange  hätten  ins  Leben 
gerufen  werden  können :  so  vor  allem  die  Entwicklung  des  Mittel- 
schulwesens. Aber  auch  das  Strafsenwesen  und  die  den  Grafschafts- 
räten gestellten  Aufgaben  bezüglich  der  Fürsorge  für  landwirt- 
schaftliche Interessen  haben  wesentliche  Förderung  erfahren.  In 
wie  ruhiger  und  zweckbewufster  Weise  der  Übergang  der  Ver- 
waltung von  den  Friedensrichtern  an  die  neue  Grafschaftsvertretung 
vor  sich  gegangen  ist,  und  wie  dabei  die  seit  Jahrhunderten  be- 
währten Traditionen  einer  ehrenhaften  und  nicht  im  geringsten 
parteimäfsigen  Verwaltung  unerschüttert  geblieben  sind,  das  ist 
schon  im  vorhergehenden  Kapitel  erörtert  worden.  Von  jedem  un- 
befangenen Beobachter  wird  somit  zugestanden  werden,  dafs  sich 
der  Ausblick  in  die  Zukunft  der  neuen  Grafschaftsverwaltung  nicht 
minder  hoffnungsvoll  gestaltet  als  der  Rückblick  auf  das  bisher 
Geleistete  befriedigende  Resultate  erkennen  läfst. 


Viertes  Kapitel. 
Die  Organisation  der  Finanzverwaltang  der  Grafschaftsräte  ^ 

Der  Übergang  der  Grafschaftsverwaltung  aus  den  Händen  der 
Quarter  Sessions  an  die  durch  das  Gesetz  von  1888  geschaffenen 

*  Vgl.  s.  20—27,  31—39,  64—77   der  Local  Government  Akte  von 
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Vertretungen  der  Administrativ-Graf schatten  hat  durch  die  hiennit 
verknüpfte  Abänderung  des  Begriffes  der  Grafschaft  zu  administra- 
tiven Zwecken  notwendigerweise  gerade  in  finanzieller  Beziehung 
zu  tiefgreifenden  Neuerungen  führen  müssen.  Die  Herausnahme 
aller  Städte  über  50  000  Einwohner  aus  der  Grafschaft  hatte  zur 
Folge,  dafs  zahlreiche  bestehende  finanzielle  Verhältnisse  zwischen 
Städten  und  Grafschaften  aufgelöst  wurden  und  durch  neue  Be- 
stimmungen ersetzt  werden  mufsten.  Die  gleichzeitig  erfolgende 
grofse  Reform  in  betreff  der  Subventionierung  der  kommunalen 
Finanzen  durch  Zuschüsse  aus  dem  Staatsschatze  machte  diese 
Aufgabe  noch  komplizierter;  denn  es  mufsten  die  an  Stelle  der 
bisherigen  Einzelsubventionen  tretenden  Staatssteuerüberweisungen 
(Grants  in  Aid)  auch  im  proportionellen  Verhältnisse  den  aus  der 
Grafschaft  ausscheidenden  Städten  flüssig  gemacht  werden.  Wie 
vielseitig  aber  auch  die  hierdurch  notwendig  gewordenen  Auseinander- 
setzungen finanzieller  Natur  in  die  Interessen  von  Grafschaften  und 
Städten  eingriffen,  so  haben  sie  dennoch  das  Wesen  der  Organisation 
der  Finanzverwaltung  in  keinem  von  beiden  irgendwie  wesentlich 
abgeändert.  Deshalb  können  wir  hier  davon  ausgehen,  dafs  trotz 
der  totalen  Neugestaltung  sowohl  des  Subjektes  wie  des  Objektes 
der  Grafschaftsverwaltung  die  bisher  von  den  Friedensrichtern  ge- 
übte finanzielle  Gewalt  ungemindert  an  die  neuen  *Grafschaftsräte 
übergegangen  ist. 

Wenden  wir  uns  zunächst  der  äufseren  Organisation  der 
Grafschaftsfinanzen  zu,  so  ist  eine  Reform  derselben  nur  in- 
soweit eingetreten,  als  diese  nunmehr  vollends  dem  städtischen 
Vorbilde  angepafst  worden  ist,  dem  sie  sich  im  Laufe  des 
XIX.  Jahrhunderts  immer  mehr  genähert  hatte.  Nur  geringe 
Abweichungen,  die  durch  die  verschiedenartige  Struktur  der  Graf- 
schaftsverwaltung einerseits,  der  Städteverwaltung  andererseits, 
bedingt  sind,  lassen  sich  dabei  feststellen.  Was  zunächst  die  ver- 
mögensrechtliche Stellung  des  County  Council  als  Rechtssubjekt 
betrifft,  so  gleicht  dieselbe  in  allen  Stücken  der  Stadtgemeinde. 
Auch  dem  Grafschaftsrate  ist  die  Verwaltung  des  beweglichen  und 
unbeweglichen  Vermögens  wie  jedem  anderen  Lokalverwaltungs- 
körper anvertraut  und  er  ist  rechtlich  legitimiert,  zur  Wahrung 
seiner   Vermögensinteressen   zu   klagen    sowie    auch   geklagt   zu 


Keport  of  Gommissioners  appointed  under  Local  Gov.  Act  s.  61  bei  Mac- 
morran  and  Dill  p.  749 ff.,  der  Abschnitt  Local  Finance  bei  Wright  and 
Hobhouse  p.  100. 
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werden.  In  Bezug  auf  den  Kauf  und  Verkauf  von  Grund  und  Boden, 
sowie  die  Verpachtung  desselben  ist  der  Grafschaftsrat  günstiger 
gestellt  als  die  Stadtgemeinde,  denn  er  bedarf  hierzu  keinerlei  Zu- 
stimmung seitens  der  Gentralbehörde,  ist  nicht  an  ein  besonderes 
Höchstmafs  von  Grunderwerb  gebunden  und  kann  auch  aufserhalb 
seines  Verwaltungsgebietes  Grund  erwerben  und  besitzen.  Hier 
sind  eben  die  seit  jeher  gröfseren  Befugnisse  der  Quarter  Sessions 
auf  die  Grafschaftsräte  übergegangen.  In  Bezug  auf  die  Ex- 
propriation von  Grund  und  Boden  sind  die  Grafschaftsräte  ebenso 
gestellt  wie  alle  übrigen  Lokalverwaltungskörper.  Die  laufende 
Finanzverwaltung  obliegt  auch  hier  einem  Ausschusse,  dem  Finance 
Committee ;  nur  ist  demselben,  wie  bereits  früher  erwähnt,  eine  be- 
sondere Stellung  dadurch  verliehen,  dafs  das  Plenum  keine  Geld- 
ausgabe bewilligen  kann,  betreffs  der  nicht  ein  ausdrücklicher  Vor- 
schlag (Recommendation)  des  Finance  Committee  vorliegt.  Im 
letzteren  konzentriert  sich  also  die  gesamte  Oberleitung  und  Über- 
sicht über  das  Finanzwesen  der  Grafschaft.  Auch  hier  ist  die  ge- 
samte Vermögensverwaltung  nach  aufsen  unter  der  Form  einer 
einheitlichen  Gentralkasse,  des  Gounty  Fund,  zusammengefafst,  aus 
welchem  sämtliche  Leistungen  erfolgen  und  in  den  alle  Einnahmen 
einzufliefsen  haben.  Alle  Zahlungen,  die  nicht  auf  Grund  einer 
Parlamentsakts  oder  gerichtlichen  Urteiles  fällig  sind,  können 
rechtsgültig  nur  durch  eine  von  drei  Mitgliedern  des  Finance  Com- 
mittee ausgestellte  Anweisung  (Order)  bewerkstelligt  werden,  die 
überdies  die  Unterschrift  des  Clerk  of  Council  tragen  mufs.  Eine 
solche  Order  kann  aber  eine  Reihe  von  Einzelposten  vereinigen. 
Alle  Zahlungen  können  mittelst  des  Writ  of  Certiorari  vor  dem 
obersten  Gerichtshofe  angefochten  werdend 

Auch  das  Eassenwesen  der  Grafschaft  gleicht  völlig  dem  der 
Stadtgemeinden.  An  der  Spitze  der  Eassengebarung  steht  der 
County  Treasurer,  regelmäfsig  ein  Bankier,  dem  in  gröfseren  Graf- 
schaften ein  bestimmter  Pauschalbetrag  für  seine  Auslagen  erstattet 
wird,  der  andererseits  aber  die  bei  ihm  durchlaufenden  Grafschafts- 


^  Dies  ist  einer  der  Hauptunterschiede  der  finanzrechtlichen  Stellung  des 
Grafschaftsrates  von  der  der  Quarter  Sessions,  dafs  nämlich  jeder  Zahlungs- 
akt der  neuen  GraJPschaftsverwaltung  gerichtlich  angefochten  werden  kann; 
gegenüber  den  Orders  der  Quarter  Sessions  war  dies  nicht  der  Fall.  Vgl. 
Gneist,  Selfgovernment ,  S.  375.  Gegen  diesen  Mangel  an  jedweder  Eon- 
trolle über  die  Verwendung  der  Grafs chaftssteuem  und  die  Verwaltung  des 
Grafschaftsyermögens  richtete  sich  die  Kritik  der  Lokalverwaltungsreformer 
am  frühesten  und  schärften. 
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gelder  mit  mindestens  2®/o  verzinsen  mufs.  Der  eigentlich  leitende 
Finanzbeamte  des  Council  ist  auch  hier  der  Accountant,  dem  das 
Buchhaltungsdepartement  untersteht.  Er  hat  gleich  dem  Treasurer 
bei  seiner  Anstellung  Kaution  zu  legen  und  führt  die  Bücher  in  der 
vom  County  Council  auf  Grund  der  Order  des  Lokalverwaltungs- 
amtes vorgeschriebenen  Weise.  Auch  hier  obliegt  zunächst  dem 
leitenden  Beamten  der  einzelnen  Departements  alljährlich  das  Prä- 
liminare seines  Geldbedarfs  zu  entwerfen,  welches  dann  vom  Com- 
mittee  endgültig  redigiert,  vom  Chairman  desselben  gefertigt  und  dem 
Finanzausschusse  vorgelegt  wird.  Letzterer  stellt  aus  den  einzelnen 
Teilbudgets  das  Jahresbudget  zusammen,  das  sodann  vom  Council 
beraten  und  beschlossen  wird.  Das  Finanzjahr  ist  das  übliche,  vom 
1.  April  bis  31.  März,  doch  wird  das  Budget  auf  je  6  Monate  im  vor- 
hinein bewilligt.  Etwaige  Nachtragsforderungen  haben  die  einzelnen 
Committees  entweder  vom  Finance  Committee  zu  verlangen,  oder  sie 
müssen  sich  mit  denselben  an  das  Council  wenden.  Zu  jeder  der 
Vierteljahresversammlungen  des  Grafschaftsrates  müssen  sämtliche 
Committees  zugleich  mit  dem  Verwaltungsberichte  auch  den  Bericht 
über  ihren  finanziellen  Stand  vorlegen.  Die  Zahlungen  innerhalb  der 
im  Budget  ausgeworfenen  Beträge  erfolgen  durch  Checks  des 
Finance  Committee,  dem  von  jedem  einzelnen  Ausschusse  die 
überprüften  Rechnungen  und  Belege  übermittelt  werden  müssen; 
die  Anweisungen  müssen  vom  Chairman  gezeichnet  und  vom  Clerk 
of  the  Council  mitgefertigt  werden.  Auf  solche  Weise  übt  der 
Finanzausschufs  fortlaufende  Kontrolle  über  die  Gebarung  in  den 
einzelnen  Departements.  Am  Schlüsse  des  Jahres  mufs  ein  genauer 
Auszug  aus  den  Büchern  des  Grafschaftsrates  angefertigt,  gedruckt 
und  dem  Lokalverwaltungsamte  vorgelegt  werdend 

Die  äufsere  Organisation  des  Finanzwesens  der  Grafschaften 
gleicht  also,  wie  wir  sehen,  völlig  der  der  Municipalstädte.  Wenden 
wir  uns  nun  denjenigen  Bestimmungen  des  Gesetzes,  welche  die  eigent- 
liche Grundlage  der  Finanzwirtschaft  bilden,  nämlich  zu  den  Steuer- 


^  Vgl.  die  einzelnen  Standing  Orders  der  Counties,  die  den  Pflichtenkreis 
des  Finance  Committee,  des  Treasurer  und  des  Accountant  definieren,  z.  B. 
Year  Book  for  Lancaster  p.  102,  West  Suffolk  Council  Handbook  p.  36.  Die 
Bestimmungen  über  das  Finance  Committee  in  den  Standing  Orders  Isle  of 
Wight  No.  75,  Bedfordshire  No.  23  u.  a.  m. 

Die  Vorschriften  über  das  Siegel  der  Grafschaft  und  die  Notwendigkeit 
der  Anlegung  desselben  an  bestimmte  Akte  und  Urkunden  des  Councils  sind 
hier  yöUig  gleichlautend  mit  den  in  den  Municipalstädten  geltenden  Bestim- 
mungen. 
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gesetzen  und  den  sonstigen  für  die  öffentlich-rechtliche  Einnahme- 
wirtschaft der  Grafschaften  geltenden  Bestimmungen,  so  gelangen  wir 
damit  zu  den  für  das  grafschaftliche  Finanzwesen  charakteristischen 
Momenten  und  gleichzeitig  zu  den  Unterschieden  desselben  von  seinem 
municipalen  Vorbilde.  Diese  letzteren  gründen  sich  auf  die  eigen- 
tümliche centrale  Stellung ,  welche  die  Grafschaften  seit  dem  Ge- 
setze von  1888  in  dem  gesamten  Systeme  des  lokalen  Finanzwesens 
einnehmen,  und  im  Zusammenhange  damit  auf  die  besonderen  Be- 
ziehungen, die  zwischen  den  Grafschaftsfinanzen  einerseits  imd 
der  staatlichen  Finanzverwaltung  andererseits  bestehen.  Ehe  wir 
aber  hierauf  eingehen,  ist  es  notwendig,  einen  Blick  zu  werfen  auf 
die  historische  Grundlage  des  grafschaftlichen  Finanzwesens,  auf  die 
Grafschaftssteuer.  Durch  eine  kaum  übersehbare  Masse  von  Einzel- 
gesetisen  sind  die  Friedensrichter  berechtigt  gewesen,  zur  Deckung 
gewisser  Bedürfnisse  der  Counties  verschiedene  Specialsteuem  aus- 
zuschreiben, aus  denen  durch  12  Geo.  IL  c.  29  eine  einheitliche 
Grafschaftssteuer,  County  Rate,  konsolidiert  wurde.  Diese  letztere  war 
aber  durch  ihre  ganze  Entwicklung  so  sehr  mit  der  Armensteuer  ver- 
schmolzen, dafs  sie  schon  damals  nur  als  ein  Zuschlag  zu  derselben 
erschient    Daran  ist  auch  bis  heute  nichts  geändert  worden.    Als 


*  Vgl.  Gneist,  Selfgovernment,  §  17  u.  18;  Cannan,  The  History  of 
Local  Rates  in  England,  p.  109  ff.  —  Gegenwärtig  bildet  die  Grundlage  fär  das 
Recht  der  Grafschaftsbesteuerung  der  County  Rate  Act  1852  (15  &  16  Vict  c. 
81)  und  der  County  Rate  Act  1866  (29  &  30  Vict.  c.  78).  Eine  wichtige  Ab- 
änderung ist  auch  hier  durch  den  Agricultural  Rating  Act  1896  (59  &  60  Vict 
c.  16)  erfolgt.  Dieses  Gesetz  hat  allen  zur  Zahlung  von  Lokalsteuem  von  land- 
wirtschaftlich benutztem  Grund  und  Boden  verpflichteten  Steuerträgern  die 
Hälfte  des  ihnen  auferlegten  Steuerbetrages  erlassen  und  gleichzeitig  den 
durch  diese  Mafsregel  betroffenen  Lokalverwaltungskörpem  —  Borough, 
Districtf  County  Councils,  Boards  of  Guardians,  Parish  Councils,  School  Boards  — 
den  hierdurch  verursachten  Ausfall  von  Steuereinnahmen  durch  Zahlung  eines 
staatlichen  Zuschusses  gedeckt,  der  auf  den  Ertrag  der  Erbschaftssteuer  (Estate 
Duty)  gelegt  ist  Die  jährlich  hierfür  notwendige  Summe  wird  von  den  Commis- 
sioners  of  Inland  Revenue  auf  den  Local  Taxation  Account  gemäfs  den  vom 
Local  Government  Board  ausgestellten  Certifikaten  angewiesen  und  aus  letz- 
terem den  Kassen  der  einzelnen  Local  Authorities  flüssig  gemacht  Das  Gesetz 
ist  1896  mit  fün^ähriger  Wirksamkeit  erlassen  worden  und  stellt  die  bisher 
bedeutsamste,  im  Interesse  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  getroffene 
Mafsregel  der  gegenwärtigen  konservativen  Regierung  vor.  Von  den  Ver* 
tretem  der  städtischen  Interessen  und  den  radikalen  StimmfQhrem  der 
Arbeiterschaft  wird  diese  Mafsregel  gleich  dem  Gesetze,  das  1899  zur  Er- 
leichterung der  auf  dem  Zehnteinkommen  der  anglikanischen  Geistlichkeit 
ruhenden  Steuerlast  erlassen  wurde,  —  dem  Tithes  Rating  Act  —  als  Klassen- 
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Nachfolger  der  Quarter  Sessions  sind  die  County  Councils  zur  Deckung 
der  Ausgaben  ihrer  Verwaltung  berechtigt,  eine  solche  County  Rate 
auszuschreiben.  Die  Einhebung  aber  geschieht  nach  wie  vor  nicht 
direkt  sondern  durch  Vorschreibungen  (Precepts)  an  die  Guardians 
der  einzelnen  Unions,  resp.  durch  Einsammlung  seitens  der  Overseers 
der  einzelnen  Kirchspiele.  Doch  steht  es  den  County  Councils  frei, 
sich  eine  selbständige  Grundlage  für  die  Grafschaftssteuer  durch  An- 
fertigung einer  besonderen  Schätzungsliste  (Valuation)  zu  schaffen, 
womit  in  der  Hegel  ein  besonderer  Ausschufs,  das  Assessment  Com- 
mittee,  betraut  wird.  Diese  Grafschaftssteuer  kann  nun  einmal  als 
allgemeine  Steuer,  General  County  Kate,  welche  alle  Kirchspiele 
gleichmäfsig  trifft,  ausgeschrieben  werden  und  sie  kann  überdies 
als  Special  Rate,  so  auferlegt  werden,  dafs  sie  einzelne  Teile  der 
Grafschaft  als  ein  Zuschlag  zur  erstgenannten  Steuer  noch  besonders 
trifft  ^  Diesen  beiden  Arten  der  Grafschaftssteuer  entspricht  nun 
die  fundamentale  Unterscheidung,  welche  das  Gesetz  von  1888  be- 
züglich der  Ausgabenwirtschaft  des  Grafschaftsrates  macht,  indem 
sie  den  nach  aufsen  einheitlichen  County  Fund  nach  innen  zunächst 
auflöst  in  einen  General  County  Account  und  einen  Special  County 
Account.  Diese  Unterscheidung  entspricht  jenem  Principe,  dem  wir 
schon  bei  der  Darstellung  der  District  Rate  begegnet  sind  und  das 
auch  hier  zum  Ausdrucke  gelangt.  Steuerzweck  und  Steuerleistung 
sollen  —  das  i§t  damit  beabsichtigt  —  im  Verhältnisse  der  Korre- 
lation stehen,  soweit  dies  möglich  ist.    Daher  werden  zuvörderst 


Politik  und  Begünstigung  der  Anhänger  der  Begierung  bekämpft  und  die  damit 
bewirkten  Steuernachlässe  werden  als  „Doles^  (politische  Geschenke)  gebrand- 
markt. Jedenfalls  ist  sicher,  dafs  durch  diese  Gesetze  die  auf  dem  Realbesitze 
ruhende  Steuerlast,  die  in  den  Local  Rates  verkörpert  erscheint,  durch  Zuschüsse, 
die  aus  dem  Ertrage  von  Personal  Property  stammen,  also  vor  allem  auf 
Kosten  des  industriellen  und  kommerziellen  Einkommens,  wesentlich  erleichtert 
wird.  Seit  einigen  Jahren  hat  die  unleugbare  Überlastung  des  lokalen  Steuer- 
trägers die  ganze  Frage  des  Lokalsteuerwesens  neuerlich  in  Flufs  gebracht 
und  zunächst  die  Einsetzung  einer  Eoyal  Commission  zur  Untersuchung  des- 
selben gezeitigt,  deren  Arbeiten  noch  nicht  abgeschlossen  sind. 

^  Das  Gesetz  von  1888  nennt  zwei  solche  Special  Kates  ausdrücklich, 
nämlich  die  Police-  und  die  Hundred  Rate:  erstere  zur  Deckung  der  Polizei- 
kosten, letztere  zur  Bedeckung  von  etwaigen,  durch  Yolksunruhen  (Riots)  ver- 
ursachten Schäden.  Auch  kann  eine  Hundred  Rate  zum  Zwecke  der  Auf- 
bringung von  Auslagen  für  gewisse  Main  Roads  und  Brücken  auferlegt  werden. 
AUe  diese  Steuern  sind  aber  ihrer  ateuerrechtlichen  Natur  nach  nicht  im 
geringsten  verschieden  von  der  allgemeinen  County  Rate,  nur  in  Bezug  auf 
den  Umfang  ihrer  Geltung  innerhalb  der  County  territorial  eingeschränkt. 
Vgl.  Macmorran  and  Dill  p.  5. 
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allgemeine  und  besondere  Ausgaben  der  Grafschaftsverwaltung  aus- 
einander gehalten  und  als  erstere  jene  Verwaltungskosten  be- 
zeichnet, welche  das  Interesse  der  ganzen  County  berührend  Das 
Gesetz  stellt  eine  Beihe  von  Auslagen  fest,  die  auf  den  General 
Account  gehören.  Es  sind  dies  die  folgenden:  Kosten  der  Er- 
haltung der  Grafschaftsstrafsen ,  Zahlungen  an  Städte,  welche  die 
in  ihrem  Gebiete  liegenden  Hauptstrafsen  selbst  zu  verwalten  sich 
bereit  erklären,  Bedeckung  der  Kosten  der  Gerichtspflege  und  Straf- 
verfolgung, Gehalte  des  Clerk  of  the  Council,  der  Clerks  of  Justices, 
der  Gerichtsgebäude  u.  s.  w.  Im  übrigen  steht  es  dem  Grafschafts- 
rate frei,  zu  beschliefsen ,  welche  Ausgaben  aufser  den  genannten 
als  allgemeine  oder  als  besondere  Ausgaben  zu  buchen  sind. 
Immer  aber  müssen  beide  Conti  streng  gesondert  verwaltet  und 
verrechnet  werden  und  es  darf  weder  auf  der  Einnahmen-  noch 
auf  der  Ausgabenseite  ein  Revirement  derselben  stattfinden. 

Neben  diesen  beiden  besteht  aber  ein  dritter  vom  Gesetze 
vorgeschriebener  Account:  der  Exchequer  Contribution  Account. 
Mit  diesem  hat  es  nun  folgende  Bewandtnis. 

Wie  schon  im  geschichtlichen  Teile  hervorgehoben  wurde,  war 
mit  der  stetigen  Zunahme  der  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung 
im  XIX.  Jahrhundert  die  englische  Gesetzgebung  genötigt  gewesen, 
diese  zum  grofsen  Teile  gesamtstaatlichen  Interessen  dienenden 
Leistungen  des  Local  Government  auch  dem  entsprechend  durch 
Subsidien  aus  dem  Staatsschatze  finanziell  zu  fördern.  Denn  un- 
möglich schien  es,  insbesondere  bei  dem  fortdauernden  Rückgange  des 
Ertrages  von  landwirtschaftlichem  Grundbesitz,  wie  er  seit  der 
Mitte  des  Jahrhunderts  eingetreten,  die  aufserordentlich  gesteigerten 
Kosten  der  inneren  Verwaltung  nach  alter  Weise  einzig  den  Grund- 
besitzern als  Ratepayers  aufzuerlegen.  So  wurde  das  Verlangen 
nach  Erleichterung  des  Lokalsteuerzahlers  zugleich  mit  dem  Aus- 
bau der  inneren  Verwaltung  immer  dringender.  Eine  solche  Er- 
leichterung wurde  nun  in  der  Weise  geschaffen,  dafs  für  die  Er- 
füllung einzelner,  den  Lokalverwaltungskörpern  durch  die  Gesetz- 
gebung auferlegten  Pflichten,  vorzüglich  auf  dem  Gebiete  der 
Armenpflege,  des  Irrenwesens  und  der  Besorgung  der  Polizei,  be- 
stimmte Subventionen  an  Städte,  Grafschaften  und  Unions  aus  dem 


^  Das  Gesetz  unterscheidet  nicht  ausdrücklich  eine  aligemeine  und  be- 
sondere County  Rate,  sondern  kennt  nur  General  und  Special  County  Con- 
tributions.  Praktisch  aber  ist  diese  Unterscheidung  gerade  durch  die  Aus- 
einanderhaltung von  General  und  Special  County  Purposes  in  s.  68  des  Gesetzes 
Yon  1888  implicite  gegeben. 
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Staatsschatze  zugewiesen  wurden.  In  ganz  besonderer  Weise  wurde 
diese  Methode  auch  bei  der  Entwicklung  des  öffentlichen  Volks- 
schulwesens seit  dem  Jahre  1870  angewendet.  Auf  diesem  Wege 
hatte  sich  bei  der  systemtosen  Art  der  englischen  Gesetzgebung 
auf  Grund  zahlreicher  Einzelgesetze  ein  ganzer  Knäuel  von  jeweils 
festgesetzten,  staatlichen  Specialzuschüssen  zu  den  Kosten  der  Lokal- 
verwaltung, Grants  in  Aid,  herausgebildet,  ohne  dals  es  je  zu  einer 
organischen  Reform  der  Kommunalfinanzverwaltung  überhaupt  ge- 
kommen wäre.  Diesem,  der  allgemeinen  finanziellen  Kontrolle  sehr 
abträglichen  Zustande  suchte  die  Reform  des  Jahres  1888  ein  Ende 
zu  bereiten  und  führte  an  Stelle  der  zahlreichen  Einzelzuschüsse 
eine  neue,  in  ihren  Grundzügen  einfachere  Ordnung  herbei.  Die  Auf- 
gabe, die  hier  zu  lösen  war,  nämlich  die  radikale  Umgestaltung 
der  lokalen  Finanzverwaltung  durch  Erschliefsung  neuer  selb- 
ständiger Einnahmsquellen  für  dieselbe  ist  zwar  auch  jetzt  nicht 
in  ihrer  ganzen  Tiefe  einer  Lösung  zugeführt  worden;  aber  immer- 
hin wurde  ein  für  allemal  mit  dem  systemlosen  Anhäufen  von 
Specialzuschüssen,  Grants  in  Aid,  gebrochen  und  eine  Art  Mittel- 
ding zwischen  beiden  Zuständen  geschaffen,  indem  die  Ergebnisse 
gewisser  in  den  Staatsschatz  einfliefsender  Steuern  vollständig 
den  Grafschaftsräten  überwiesen  werden,  jedoch  die  Einhebung 
dieser  Steuern  auch  weiterhin  den  Reichfinanzbehörden  vor- 
behalten wird^  Es  ist  also  gewissermafsen  eine  Kondensierung 
aller  Grants  in  Aid  in  einen  einzigen  Subventionsakt,  was  da 
vorgenommen  wurde.  Dadurch  aber,  dafs  diese  Steuern  wenigstens 
teilweise  entsprechend  den  Erträgnissen  derselben  in  den  einzelnen 
Grafschaften  zur  Verteilung  gelangen  sollen,  ist  doch  auch  ein 
organischer  Zusammenhang  zwischen  den  Steuerträgern,  den  Graf- 
schaftsinsassen, und  dem  Nutzniefser  der  Steuer,  dem  Grafschafts- 
rate geschaffen  und  damit  auch  eine  grölsere  Elasticität  der  hieraus 
fliefsenden  Einnahmen  der  Grafschaft  herbeigeführt.  Diese  den 
Grafschaftsräten  übertragenen  Steuern  sind: 

Erstens:  die  sogenannten  Local  Taxation  Licenses,  d.  h. 
das  Erträgnis  einer  Reihe  von  jährlich  zu  leistenden  Konzessions- 
gebühren von  verschiedenen  Gewerben,  vor  allem  vom  Schank- 
gewerbe. 


^  Doch  ist  durch  das  Gesetz  die  Möglichkeit  der  Übertragung  des  Ge- 
schäftes der  Einhebung  an  Beamte  der  County  Councils  vorgesehen;  bis  jetzt 
ist  aber  die  durch  s.  20  subs.  3.  ins  Auge  gefafste  Order  in  Council  nicht  er- 
floBsen. 

Bedlich,  Engl.  Lokalvorwaltung.  32 
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Zweitens:  V5  der  Hälfte  des  Gesamteinganges  der  Erbschafts- 
steuer (Estate  Duty).  Dazu  kam  durch  den  Customs  and  Inland 
Revenue  Act  1890  und  den  Local  Taxation  (Customs  and  Excise) 
Act  1890: 

Drittens:  der  Anteil  an  den  durch  diese  Gesetze  auferlegten, 
erhöhten  Bier-  und  Branntweinsteuern. 

Im  ersteren  Falle  stellt  die  Finanzbehörde  fest,  welcher  Bruch- 
teil des  Gesamtergebnisses  in  jeder  einzelnen  Grafschaft  eingehoben 
wurde.  Dieser  Anteil  gebührt  dann  als  Zuschufs  der  Graftchafts- 
kasse.  Im  zweiten  und  dritten  Falle  dient  als  Verteilungsmafsstab 
die  Proportion,  in  welcher  bisher  die  einzelne  Grafschaft  an  den 
Grants  in  Aid  beteiligt  war.  Diese  Zuschüsse  werden  jeder  Graf- 
schaft jährlich  durch  die  Bank  von  England  in  der  Gestalt  über- 
wiesen, dals  zunächst  die  drei  Totalsummen  von  dem  Conto  des 
Exchequer  ab  und  auf  ein  besonderes  Conto,  den  Local  Taxation 
Account,  zugeschrieben  werden.  Das  Lokalverwaltungsamt,  verfügt 
nun  die  weitere  Auszahlung  von  da  aus  an  die  einzelnen  Graf- 
schaftsfonde,  und  zwar  mufs  zu  diesem  Zwecke  in  jeder  Grafschaft 
und  Stadtgrafschaft  (County  Borough)  ein  besonderes  Conto  für 
Staatszuschüsse,  Exchequer  Contribution  Account,  geführt  werden, 
dem  alle  diese  Summen  gutgeschrieben  werdend 

Die  Anteile  der  County  Boroughs  an  diesen  Steuererträgen 
mufsten  aber  infolge  des  Ausscheidens  derselben  aus  den  Graf- 
schaften besonders  festgestellt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  stellte 
das  Gesetz  das  Princip  auf,  dafs  bei  der  zwischen  County  Boroughs 
und  Grafschaften  zu  treffenden  Auseinandersetzung  weder  Städte 
noch  Grafschaften  finanziell  geschädigt  werden  dürfen.  Es  mufste 
also  einerseits  berechnet  werden,  welcher  Anteil  auf  die  Städte 
in  jeder  einzelnen  Grafschaft  aus  jenen  Staatszuschüssen  gefallen 
wäre,  wenn  sie  nicht  ausgeschieden  worden  wären;  andererseits 
mufste  dagegen  aufgewogen  werden,  was  die  Grafschaften  durch 
den  Austritt  der  Städte  finanziell  einbüfsten,  da  dieselben  gegenwärtig 
auch  dort  nicht  mehr  der  Grafschaftsteuer  unterliegen  sollten,  wo 


'  Eine  Übersicht  über  diese  ganze  Aufteilung  ist  in  dem  Jahresbericht 
des  Local  Government  Board  enthalten.  Vgl.  Report  for  1898—1899,  Appendix 
O.  Tables  44—47.  p.  iJ69  ff.  Seit  dem  Jahre  1896  erhält  jede  Grafschaft  über- 
dies aus  dem  sogenannten  Local  Taxation  Account  des  Staatsschatzes  die 
Rückvergütung  für  die  Hälfte  der  dem  landwirtschaftlichen  Grundbesitze  vor- 
geschriebenen County  Rate,  einen  immerhin  ansehnlichen  Betrag.  So  erhielt 
das  County  Council  von  West  Riding  (Yorkshire)  für  1899  unter  diesem  Titel 
eine  Summe  von  12300  <£  fAbstracts  of  Accounts  for  1899,  p.  1). 
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sie  es  bisher  mindestens '  zur  Teilnahme  an  der  Deckung  der 
Kosten  der  Gerichtspflege  und  Strafverfolgung  gethan  hatten. 
Endlich  mufsten  bei  diesem  Anlasse  auch  die  sonstigen  finanziellen 
Beziehungen  zwischen  Städten  und  Grafschaften,  die  aus  gemein- 
samen Verwaltungen  und  gemeinsamen  Anstalten  hervorgingen, 
geregelt  werden.  Mit  der  Aufgabe  der  erstmaligen  Festsetzung 
dieser  zwischen  allen  Grafschaften  und  County  Boroughs  notwendig 
gewordenen  finanziellen  Abmachungen  betraute  das  Gesetz  die 
schon  vorerwähnte  fünfgliedrige  Kommission  für  den  Fall,  als  jene 
Abkommen  nicht  durch  gütliches  Einvernehmen  der  beteiligten  Stadt- 
und  Grafschaftsvertretungen  geschaffen  werden  konnten,  und  zwar 
mufste  diese  Auseinandersetzung  längstens  binnen  zwölf  Monaten 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  erfolgen.  Sie  mufste  voll- 
ständig sein  und  auf  jährliche  Zahlung  von  Summen  lauten,  so  dafs 
keine  Grafschaft  in  Hinkunft  Steuern  in  dem  Gebiete  eines  County 
Borough  zu  erheben  hat.  Alle  solche  Auseinandersetzungen  sind 
mit  Bücksicht  auf  die  fortwährende  Veränderung  der  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  nicht  endgültig,  sondern  können  nach  fünf 
Jahren,  sei  es  einverständlich,  sei  es  durch  Schiedspruch  des  Lokal- 
verwaltungsamtes abgeändert  werden. 

Auf  solche  Weise  wird  zunächst  erreicht,  dafs  Grafschaften 
und  County  Boroughs  von  nun  ab  in  keiner  Weise  mehr  ein  gemein- 
sames Steuergebiet  bilden  können.  Alle  Grafschaften  und  Stadt- 
grafschaften erhalten  jährlich  auf  ihren  Exchequer  Contribution 
Account  den  durch  jene  Abkommen  modifizierten  Anteil  aus 
den  drei  vorgenannten  Staatssteuerzuschüssen.  Dieser  Account  ist 
aber  nicht  nur  von  allen  übrigen  Conti  der  Grafschaftsfinanzver- 
waltung völlig  getrennt,  sondern  das  darin  steckende  Einkommen 
der  Grafschaften  und  Grafschaftsstädte  ist  zu  einem  grofsen  Teile 
der  freien  Verfügung  derselben  entzogen  und  an  eine  strenge, 
durch  das  Gesetz  eingehend  geordnete  Appropriation  gebunden. 
Genau  so,  wie  alle  Lokalsteuern  ihrem  Charakter  nach  reine  Zweck- 
steuern sind,  so  tragen  auch  diese  aus  Beichszuschüssen  stammenden 
Einkünfte  der  Grafschaft  zu  einem  grofsen  Teile  einen  ausge- 
sprochenen Zweckcharakter  an  sich.  Der  gröfste  Teil  jener  Sub- 
ventionen nämlich,  welche  vor  1888  aus  dem  Staatsschatze  direkt 
an  die  einzelnen  Lokalverwaltungsbehörden  —  Grafschaften,  Städte, 
Armenbehörden  —  geleitet  wurden,  sind  nun  auf  diesen  Exche- 
quer Contribution  Account  gelegt  und  die  Grafschaften  sowie  die 
Borough  Councils  der  County  Boroughs  sind  verpflichtet,  diese 
Summen  weiterhin   gemäfs  den   ihnen  vom  Lokalverwaltungsamte 

32* 
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zukommenden  Angaben  an  die  einzelnen  empfangsberechtigten 
Yerwaltungskörperschaften  auszuzahlen.  Erst  die  Überschüsse, 
die  nach  Befriedigung  in  der  vorgeschriebenen  Reihenfolge  aller 
dieser  gesetzlich  auf  dieses  Conto  gelegten  Subventionen  ver- 
bleiben, dürfen  vom  Grafschaftsrate  zur  Bedeckung  von  Kosten 
der  allgemeinen  Grafschaftsverwaltung,  General  Gounty  Purposes, 
verwendet  werden ;  was  hiemach  in  Bezug  auf  die  Kosten  der  Graf- 
schaftsverwaltung noch  unbedeckt  geblieben  ist,  mufs  durch  Aus- 
schreibung der  allgemeinen  Graf  seh  aftssteuer  hereingebracht  werden. 

Zu  diesen  auf  die  Staatszuschüsse  gewissermafsen  hypothezierten 
Verwaltungsaufgaben  gehören  vor  allem  die  Übernahme  der  Be- 
soldung der  bisher  durch  specielle  staatliche  Zuschüsse  bezahlten 
Lehrer  in  den  Armenschulen,  der  Gehalte  der  öffentlichen  Impf- 
ärzte, des  Schulgeldes  für  arme  Kinder,  ferner  die  Bezahlung  der 
Hälfte  des  Gehaltes  aller  Distriktärzte  und  Sanitätsinspektoren 
innerhalb  der  Grafschaft,  die  Leistung  der  Beiträge  zur  Besoldung 
der  Registrars  of  Births.  Sodann  erhält  das  Gounty  Council  aus 
diesen  vom  Staate  übertragenen  Steuergeldern  einen  Zuschufs  von 
4  sh.  per  Kopf  und  Woche  zur  Verpflegung  der  in  den  grafschaft- 
lichen Irrenanstalten  untergebrachten  unbemittelten  Geisteskranken. 
Weiters  sind  auf  dieselbe  Weise  festgelegt  die  Zuschüsse,  die  der 
Clerk  of  the  Peace  und  die  anderen  Gerichtsbeamten  der  Graf- 
schaft über  die  ihnen  gebührenden  Sportein  hinaus  nach  der  Akte 
von  1855  zu  empfangen  haben.  Endlich  ist  von  diesen  festen 
Einnahmen  der  Grafschaft  die  Hälfte  der  gesamten  Kosten  der 
Besoldung  und  Uniformierung  der  Polizeimannschaft  zu  bestreiten. 
In  gleicher  Weise  erfolgt  in  den  County  Boroughs  die  Aufteilung 
der  im  Exchequer  Contribution  Account  gebuchten  Summen  für  das 
Stadtgebiet. 

Alle  diese  Zahlungen  erfolgen  zum  Ersätze  der  bisher  ge- 
gebenen Grants  in  Aid  an  die  Lokalverwaltungskörper.  Hierzu 
kommt  nun  eine  neue  Erleichterung  der  Finanzverwaltung  der 
letzteren  dadurch,  dafs  der  Grafschaftsrat  ferner  verpflichtet  ist, 
aus  dem  Exchequer  Contribution  Account  den  Armenbehörden 
aller  in  der  Grafschaft  gelegenen  Unions  eine  solche  Summe  zu  be- 
zahlen, welche  den  jährlichen  Kosten  der  Besoldung  aller  Ange- 
stellten der  Armenverwaltungsbehörde  sowie  den  für  die  Zahlung 
von  Pensionen  aufgelaufenen  Ausgaben,  endlich  den  für  Arzneien 
und  ärztliche  Hilfeleistung  gemachten  Aufwendungen  entspricht. 

Als  letzte,  auf  das  genannte  Conto  gebuchte  Zahlungspflicht 
hat  das  Gesetz   endlich    die  Bedeckung   der  für  die  allgemeinen 
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Kosten  der  Grafschaftsverwaltung  (General  County  Purposes)  er- 
forderlichen Summen  gesetzt.  Der  Rest,  der  nach  allen  diesen 
Leistungen  erübrigt,  ist  sodann  mit  den  Quarter  Sessions  Boroughs 
zu  teilen,  und  zwar  nach  dem  Verhältnisse  ihres  gesamten  jährlichen 
Steuerwertes  zu  dem  der  ganzen  Grafschaft.  Bleibt  auch  dann  noch 
■ein  Rest  übrig,  so  ist  dieser  zunächst  denjenigen  Specialconti  der  Graf- 
schaft zuzuschreiben,  für  welche  dieselbe  mit  Ausschlufs  der  Quarter 
Sessions-Städte  aufzukommen  hat.  Ein  auch  jetzt  noch  erübrigen- 
der Betrag  ist  mit  den  Städten  mit  eigener  Polizei,  welche  keine 
€ounty  Boroughs  sind,  nach  Mafsgabe  der  vorerwähnten  Steuer- 
wertproportion aufzuteilen.  Hierbei  sind  aber  auch  die  nicht  mit 
der  Städteordnung  beliehenen  städtischen  Distrikte  einzubeziehen. 
Etwaige  auch  dann  noch  sich  ergebende  Restbeträge  sind  mit 
den  District  Councils  nach  Mafsgabe  ihres  Steuerwertes  aufzu- 
teilen ^ 


>  Alle  diese  Bestimmungen  fUr  die  eventuelle  Aufteilung  des  Restes  der 
auf  dem  Exchequer  Contribution  Account  stehenden  Summe  sind  wenig  prak- 
tisch, da  der  General  County  Account  meistens  der  ganzen,  nach  Leistung 
der  Subsidien  an  die  verschiedenen  Lokalbehörden  verbleibenden  Summe  nicht 
nur  bedarf,  sondern  noch  darüber  hinaus  durch  Auflegung  der  County  Rate 
ergänzt  werden  mufs.  Ein  gutes  Beispiel  für  die  Finanzwirtschaft  der  Graf- 
schaftsräte giebt  die  Übersicht  über  den  Stand  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  West-Riding  of  Yorkshire  County  Council  für  1899  nach  dem  offiziellen 
Abstract  of  Accounts  (Wakefield  1899).  Nur  die  wichtigsten  Momente 
sollen  aus  derselben  hier  hervorgehoben  werden.  Vor  allem  ist  die  weit- 
gehende Specialisirung  der  Conti  bemerkenswert.  An  der  Spitze  steht  der 
General  County  Account  sowohl  nach  dem  Stand  des  Vermögens  als  nach 
den  Eingängen  dargestellt.  Hierauf  folgt  eine  detaillierte  Darstellung  des 
Hauptbestandteiles  desselben,  des  Exchequer  Contribution  Account.  Die 
einzelnen  Specialconti  erfolgen  sodann  nach  den  Hauptdepartements  ab- 
gegrenzt: Weights  and  Measures,  Säle  of  Foods  and  Drugs,  Diseases  of  Animals 
Acts  Accounts,  dann  die  Conti  für  die  Brücken,  geordnet  nach  den  Wapentakes, 
den  in  Yorkshire  so  genannten  Hundreds,  die  seit  jeher  die  organisatorische 
Einheit  für  die  Brückenverwaltung  bilden.  Hier  erscheint  auf  der  Einnahme- 
seite die  besonders  hierfür  auferlegte  Steuer,  die  im  General  County  Account 
nicht  vorkommt.  Ein  besonderes  Conto  bildet  der  Police  Account.  Der- 
selbe-zerfällt  in  einzelne  Conti  nach  den  einzelnen  Polizeidistrikten,  sowie  in 
ein  besonderes  Conto  für  die  Polizeileitung  (Head  Quarters).  Auch  hier  ist 
auf  der  Einnahmeseite  nur  der  aus  dem  Exchequer  Contribution  Account  er- 
fliefsende  Staatszuschufs  im  Betrage  der  Hälfte  der  Kosten  fQr  Uniformierung 
und  Besoldung  als  ein  Bestandteil  der  General  County  Expenses  gebucht,  daneben 
aber  figurieren  die  aus  der  Police  Rate  selbständig  und  verschieden  für  jeden 
Polizeidistrikt  auferlegten  und  eingehobenen  Steuern  nebst  sonstigen  kleinen 
Einnahmeposten  an  Gebühren,  Strafgeldern  etc.  Ein  weiteres  selbständiges 
Conto  bildet  sodann  die  Verrechnung  des  Polizei-Pensionsfonds,  in  welchem 
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Die  hiermit  dargestellte  obligatorische  Keihenfolge  für  die 
Verwendung  der  Staatszuschüsse  durch  die  Grafschaftsräte  ist 
aber  für  einen  Teil  derselben,  nämlich  für  den  Anteil  der  Graf- 
schaftsräte an  den  Bier-  und  Branntweinsteuern  ausdrücklich  auf- 
gehoben und  es  wird  zugleich  den  Gounty  Councils,  sowie  den 
County  Boroughs  die  Verwendung  dieser  Summen  zu  allgemeinen 
Zwecken  der  Grafschaftsverwaltung,  vornehmlich  aber  zur  Hebung 
und  Förderung  des  mittleren  Unterrichtswesens,  freigestellt. 

Die  finanzpolitische  Bedeutung  dieser  Gesetzgebung  vom  Stand- 
punkte des  gesamten  Lokalsteuerwesens  Englands  zu  erörtern,  ist 
hier  nicht  die  Stelle.  Eine  wichtige  Folge  aber  ergiebt  sich  aus 
derselben  zur  Beurteilung  der  finanzrechtlichen  Stellung  der  Graf- 
schaftsräte. Dadurch  nämlich,  dafs  ein  grofser  Teil  der  Kosten 
der  Grafschaftsverwaltung  durch  diese  mit  ihrem  Finanzwesen  in 
keiner  Weise  organisch  verbundenen  Steuerquellen  indirekt  bedeckt 
wird,  wird  das  autonome  Besteuerungsrecht  der  County  Councils 
praktisch,  wenn  auch  nicht  durch  formelle  Bestimmung  des  Gesetzes, 
stark  in  den  Hintergrund  gedrängt. 

Weiters  ist  als  vom  Standpunkte  des  administrativen  Verhält- 
nisses der  Grafschaften  zu  den  übrigen  Verwaltungskörpem  wichtig 
hervorzuheben,  dafs  durch  das  soeben  geschilderte  System  an  dem 
bisherigen  Zustande  nichts  geändert  worden  ist,  der  durch  das 
Fehlen  jedes  finanziell -administrativen  Zusammenhanges  zwischen 
den  Counties  einerseits,  den  Städten,  Distrikten  und  übrigen  Lokal- 
verwaltungsbehörden andererseits  charakterisiert  wird.  Nach  wie 
vor  erhalten  die  Municipalstädte ,  Armenbehörden  und  Distrikt- 
räte ihre  staatlichen  Zuschüsse,  ohne  dafs  dem  Grafschaftsrate 
irgend  eine  Ingerenz  auf  die  durch  diese  Zuschüsse  unterstützten 
Verwaltungsthätigkeiten  der  ersteren  zusteht.  Der  Grafschafts- 
rat fungiert  einfach  als  Zahlstelle  des  Reichsschatzamtes.  Es 
liegt   darin    gewissermafsen   eine  Anerkennung    des  gesamtstaat- 


neben  den  Abzügen  vom  Gehalte  and  Solde  der  Beamten  und  Mannschaften 
der  Anteil  der  Grafschaft  an  dem  besonderen,  unter  der  Akte  TOn  1890  er- 
fliefsenden  Staatszuschusse  als  Einnahmeposten  steht. 

Als  hervorragendes  Merkmal  und  zugleich  als  ein  Nachteil  dieser 
geradezu  kaufmännischen  Budgetmethode  zeigt  sich  der  Mangel  einer  ab- 
schliefsenden  Übersicht  über  die  gesamten  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Grafschaften,  sowie  über  die  gesamte  Steuerbelastung.  Durch  Zusammen- 
rechnung  der  betreffenden  Posten  aus  dem  General  Gounty  Account,  den 
Specialconti,  Polizei-  und  Polizeipensionsconti  läfst  sich  das  Resultat  aUerdings 
leicht  berechnen. 
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liehen  Charakters  der  Mehrzahl  der  subventionierten  Verwaltungs- 
zweige. 

Wir  gelangen  nunmehr  zum  letzten  Gegenstande  der  Finanz- 
verwaltung des  Grafschaftsrates,  zu  dessen  Anleihebefugnissen.  Auch 
hier  tritt  das  Vorbild  der  Stadtvertretung  und  infolgedessen  auch 
die  Tendenz  der  Gesetzgebung  hervor,  die  Selbständigkeit  der 
Grafschaftsvertretung  in  dieser  Hinsicht  einzuengen.  Wie  den 
Städten  ist  auch  den  Grafschaften  die  Aufnahme  von  Anleihen 
nur  mit  Zustimmung  des  Lokalverwaltungsamtes  gestattet  und  ist 
die  Anleihe  nur  dann  gesetzlich,  wenn  der  jeweilige  Anleihezweck 
durch  das  Gesetz  oder  Lokalakte  ^  als  legales  Objekt  der  Graf- 
schaftsverwaltimg  anerkannt  ist.  Sowie  nach  der  Sanitätsakte  ist 
auch  hier  eine  Anleihe  nur  gestattet  zur  Errichtung  eines  „Per- 
manent Work  or  other  thing  which  the  County  Council  are  authorized 
to  execute  and  the  cost  of  which  ought  in  the  opinion  of  the  Local 
Government  Board  to  be  spread  over  a  term  of  years",  ferner  zur 
Konsolidierung  von  Schulden  und  zum  Ankauf  von  Baulichkeiten 
oder  Baugründen.  Hierzu  tritt  als  ein  neuer  und  in  den  Städten  nicht 
erlaubter  Schuldenzweck,  die  Aufnahme  von  Anleihen  behufs  Weiter- 
verleihung an  andere  Lokalverwaltungskörper,  zur  Beförderung  der 
Emigration  unter  der  Bedingung  der  Rückzahlung  seitens  einer  in- 
ländischen oder  kolonialen  Behörde;  femer  zum  Ankaufe  von 
AUotments,  zuf  Errichtung  von  Small  Holdings  oder  zur  Erbauung 
von  Wohnhäusern  nach  dem  Small  Dwelling  Acquisition  Act  1899. 
In  einem  Punkte  ist  aber  die  Anleihebefugnis  der  Grafschaftsräte 
noch  unter  strengere  Aufsicht  gestellt  als  die  der  Städte.  Geht 
nämlich  die  Gesamtverschuldung  der  Grafschaft  über  */io  des  ganzen 
steuerbaren  Wertes  innerhalb  derselben  hinaus,  so  ist  der  blofse 
Konsens  des  Lokalverwaltungsamtes  nicht  genügend  znr  Aufnahme 
eines  neuen  Anlehens,  sondern  es  mufs  dasselbe  auf  Grund  einer 
vom  Parlamente  zu  bestätigenden  Provisional  Order  der  Central- 
behörde  erfolgen.  Als  Zeitgrenze  für  die  Dauer  der  Rückzahlung 
der  Anleihe  ist  die  Frist  von  30  Jahren  bestimmt,  für  die  Moda- 
litäten der  Anleiheaufnahme  und  Rückzahlung  gelten  auch  hier 
die  in  dem  Kapitel  über  die  Finanzverwaltung  der  Städte  ange- 
führten Bestimmungen. 

Im  übrigen   stehen  den   Grafschaftsräten  die  verschiedensten 


^  Diese  nur  in  der  Gestalt  eines  Provisional  Order  Gonfirmation  Act,  da 
den  County  Councils  das  Recht,  selbständige  Private  Bills  auf  Grafschafts- 
kosten im  Parlamente  einzubringen,  bekanntlich  nicht  zusteht. 
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Formen  der  Anleihe  oflfen:  Mortgages,  Debentures,  Nominalrenten- 
titel  (Gounty  Stock)  mit  der  Beschränkung,  dafs  bei  Aufnahme 
einer  Hypothek  die  Darlehnsfrist  nicht  über  fünf  Jahre  hinaus 
sich  erstrecken  darf.  Die  Ausgabe  von  Nominalobligationen  ist 
überdies  besonderen  Regulativen,  welche  das  Lokalverwaltungsamt 
zu  erlassen  hat,  unterworfen,  in  denen  Emission,  Übertragung  und 
Handel  mit  diesen  Papieren  geregelt*  wird.  Diese  Regulative  sind 
dem  Parlamente  vorzulegen  und  werden  nach  dreifsig  Tagen  rechts- 
kräftig, wenn  das  Parlament  sie  nicht  innerhalb  dieser  Frist  durch 
Beschlufs  aufser  Kraft  setzt,  uud  sind  dann  in  Gestalt  einer  Order 
of  Council  zu  publizieren^. 

Was  schliefslich  die  Eontrolle  über  die  laufende  finanzielle 
Thätigkeit  der  Grafschaftsräte,  abgesehen  von  der  Aufnahme  von  An- 
lehen  betrifft,  so  ist  dieselbe  auch  in  dieser  Hinsicht  —  unähnlich  dem 
municipalen  Vorbilde  —  derart  geordnet,  dafs  der  Centralbehörde 
eine  tiefgreifende  Aufsicht  zusteht.  Alle  Rechnungen  und  Aus- 
gaben der  Grafschaftsräte  unterliegen  der  Revision  durch  Beamte 
der  Central  Verwaltung ,  die  District  Auditors.  Section  71. 
subs.  3  der  Local  Government  Akte  1888  verfügt  nämlich:  „The 
accounts  of  a  County  Council  and  of  the  county  treasurer  and 
officers  of  such  Council  shall  be  audited  by  the  district  auditors 
appointed  by  the  Local  Government  Board  in  like  manner  as  ac- 
counts of  an  urban  authority  and  their  officers  under  sections  247. 
and  250.  of  the  Public  Health  Act  1875  and  those  sections  and 
all  enactments  imposing  penalties  and  providing  for  the  recovery 
of  sums  shall  apply  in  like  manner  as  if  they  were  herein  ree- 
nacted." 

Hierdurch  wird  das  ganze  Rechtsinstitut  des  Central  Audit, 
der  centralbehördlichen  Rechnungskontrolle  über  die  Gebarung 
der  Lokalverwaltungsköiper,  das  die  Reform  der  inneren  Ver- 
waltung zunächst  für  die  neue  Armenverwaltung  geschaffen,  das  dann 
auch  für  die  neuen,  auf  Grund  der  Public  Health-Gesetzgebung 
geschaffenen  Kommunalkörper  ausgedehnt  worden  war,  nunmehr 
auch  auf  die  neue  Grafschaftsverwaltung  erstreckt  und  damit  der 
Hauptbeschwerde,  die  gegen  die  Amtsführung  der  Quarter  Sessions 
durch  Jahrzehnte  vorgebracht  wurde,  dafs  sie  nämlich  finanziell 


^  Das  Regulativ  über  Grafs chafts-Nominalanlehen  (County  Stocks)  ist 
durch  Order  in  Council  vom  26.  September  1891  und  vom  3.  August  1897  er- 
lassen und  findet  sich  vollständig  abgedruckt  bei  Macmorran  and  Dill, 
p.  763  ff. 
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unkontrolliert  sei,  ein  Ende  gemacht.  Über  die  Geschichte  und 
die  Einzelheiten  dieses  Rechtsinstitutes  werden  wir,  dem  histori- 
schen Zusammenhange  folgend,  in  den  weiter  unten  folgenden  Ab- 
schnitten über  die  Distriktgemeinden  und  Ober  die  Organisation  der 
Centralverwaltung  ausführlich  zu  reden  haben.  Das,  was  hier 
von  theoretischer  und  praktischer  Wichtigkeit  ist,  liegt  in  der 
Thatsache,  dafs  durch  die  Unterwerfung  der  Grafschaftsverwaltung 
unter  die  Rechnungsrevision  der  centralbehördlichen  District 
Auditors  und  die  damit  verknüpfte  Judikatur  des  Local  Govern- 
ment Board  die  Grafschaftsverwaltung  in  einem  entscheidenden 
Punkte  in  das  System  der  modernen  Centraladministration  einbe- 
zogen worden  ist.  Dies  im  Vereine  mit  der  vorerwähnten  Tutel 
des  Lokalverwaltungsamtes  in  Bezug  auf  die  Anlehensaufnahme 
seitens  der  Grafschaftsrftte  sind  die  beiden,  die  Autonomie  der- 
selben einschränkenden,  in  die  Hand  der  Centralverwaltung  ge- 
gebenen Leitseile,  durch  welche  letztere  in  manchen  Punkten  be- 
stimmenden Einflufs  auf  die  Führung  der  Grafschaftsverwaltung 
nehmen  kann.  Praktisch  genommen  gestaltet  sich  aber  auch  gegen- 
über den  Gounties  ähnlich  wie  gegenüber  den  Municipalstädten  die 
Thätigkeit  der  Gentralbehörden  mehr  zu  einer  passiven  Beauf- 
sichtigung der  lokalen  Administration.  Ein  direktes  Eingreifen  in 
die  letztere,  die  Geltendmachung  eines  administrativen  Imperiums 
ist  hier  weder  von  der  Gesetzgebung  beabsichtigt,  noch  wäre  eine 
solche  Verwaltungspolitik  gerade  den  ihrer  Autonomie  wohlbe- 
wufsten  Grafschaftsparlamenten  gegenüber  am  Platze.  Der  central- 
behördlichen Tutel  ist  auch  hier  kein  anderes  Ziel  gesetzt,  als 
eine  von  allen  lokalen  Einflüssen  befreite  Inspektion  zu  führen 
•über  die  Gesetzmäfsigkeit  der  Verwaltung  und  die  ihr  übertragene 
diskretionäre  Entscheidungsgewalt  in  betreff  der  Anlehensaufnahme 
in  einem  die  Interessen  der  Steuerträger  berücksichtigenden  Sinne 
auszuüben.  Im  übrigen  ist  auch  hier  die  endgültige  Entscheidung 
in  die  Hände  der  Wählerschaft  gelegt,  der  es  zunächst  von  Wichtig- 
keit sein  mufs,  einen  ihre  Interessen  schädigenden  Verwaltungs- 
körper durch  ihr  Votum  zur  Änderung  seiner  administrativen 
Politik  zu  veranlassen.  Immer  wieder  mufs  darauf  hingewiesen 
werden,  dafs,  wenn  auch  die  Reorganisation  der  Lokalverwaltung 
einen  starken  Zug  der  Centralisierung  aufweist,  die  Central- 
behörde  dennoch  niemals  durch  ihre  Befugnisse  ermächtigt  er- 
scheint, eigene  administrative  Absichten  oder  selbständige,  leitende 
Ideen  der  Verwaltung  durchzuführen.  Sondern  einzig  und  allein 
als  ein   sekundäres  Mittel  zur  Durchführung  des  Gesetzes  ist  ihr 
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durch  das  Parlament  eine  in  ihrer  Wirkungssphäre  genau  umschrie- 
bene Ingerenz  auf  die  Lokalverwaltung  eingeräumt  worden.  Gilt 
dies  in  vollem  Umfange  von  der  municipalen  Lokalverwaltung,  so 
nicht  minder  von  den  Grafschaften  und  ihrer  Administration.  Beide 
sind  die  Gefäfse,  in  welchen  seit  Jahrhunderten  die  Staatsverwaltung 
Englands  als  lokal-autonome  Durchführung  der  Gesetze  durch  die 
Repräsentanten  der  Bevölkerung  unter  Oberaufsicht  des  Parla- 
mentes vollzogen  wird,  und  so  ist  es  trotz  der  Abänderung  der 
Formen  und  der  Einschiebung  der  parlamentarisch  verantwortlichen 
Centralbehörden  im  Wesen  auch  heute  noch.  Auch  die  von  den 
Gounty  Councils  geführte  Administration  ist  und  bleibt  unbeschadet 
der  zwischen  ihr  und  der  Centralverwaltung  hergestellten,  vor- 
nehmlich finanziellen  Unterordnung  eine  Lokalverwaltung  im 
wahren  Sinne  des  Wortes,  nämlich  eine  autonome  Lokalverwaltung. 


Fünftes  Kapitel. 

Das  Verhältnis  der  Connty  Boronghs  und  der  Mnnicipalstädte 
zn  den  Administrativ-Orafschaften^ 

Es  erübrigt  nunmehr  nach  der  vorhergehenden  Darstellung  der 
Grafschaftsverfassung  die  Besprechung  eines  administrativen  Rechts- 
verhältnisses, das  zwar  seit  Jahrhunderten  eine  der  charakteristi- 
schen Erscheinungen  der  inneren  Verwaltungsorganisation  Eng- 
lands ausmacht,  das  aber  durch  die  1888  erfolgte  Reform  ganz 
besonders  in  den  Vordergrund  getreten  ist.  Es  ist  dies  das  Ver- 
hältnis der  Mnnicipalstädte  zu  den  Grafschaften.  Seit  der  Neu- 
ordnung der  Städteverwaltung  durch  die  Akte  von  1835  waren 
durch  die  von  dem  reformierten  Parlamente  inaugurierte  Gesetz- 
gebung in  Bezug  auf  die  innere  Verwaltung  zahlreiche  Verwaltungs- 
funktionen neu  geschaffen  oder  in  neuartiger  Weise  erweitert  worden, 
die  in  den  Grafschaften  dem  Wirkungskreise  der  Friedensrichter 
zufielen,  da  hier  eben  noch  immer  kein  anderes  Administrativorgan 
vorhanden  war  als  die  Richterbank  der  Grafschaft,  die  aber  in 
den  Municipalstädten  grofsenteils  eine  Vermehrung  der  Funktionen 
des  Borough  Council   mit   sich  brachten.     Andererseits   aber  be- 

^  Local  GoTernment  Act  s.  81 — 39,  Wright  and  Hobhouse, 
p.  24.    Blake  Odgers  p.  95—102. 
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gaunen  gerade  dadurch  neue  Beziehungen  zwischen  den  Städten 
und  den  Grafschaften,  und  zwar  durchwegs  Beziehungen  finanzieller 
Natur  zu  entstehen.  Die  Organisation  der  Polizei,  der  intensive 
Ausbau  der  ganzen  inneren  Verwaltung,  insbesondere  der  socialpoli- 
tischen  Wohlfahrtsgesetzgebung,  schufen  notwendigerweise  zahlreiche 
neue  administrative  Beziehungen  zwischen  der  Grafschaft  und  den 
einzelnen  in  ihr  enthaltenen  Boroughs,  und  zwar  traf  dies  vor  allem 
bei  den  kleineren  Städten  zu.  Während  in  den  stets  an  Bevölkerung 
und  Reichtum  zunehmenden  Metropolen  der  Industriegebiete  die 
einzelne  Stadt  genügende  finanzielle  und  administrative  Kräfte 
besafs  zur  Lösung  aller  ihr  durch  die  Gesetzgebung  neu  er- 
erwachsenen Verwaltungsaufgaben,  erschien  es  bei  kleinen  Städten 
sehr  oft  der  Zusammenfassung  derselben  zu  einem  neuen, 
höheren  Verbände  oder  ihrer  Kooperation  mit  der  Grafschaft 
zu  bedürfen.  Gemeinsame  Verwaltungsaufgaben  wurden  frei- 
willig von  beiden  zusammen  unternommen,  wie  z.  B.  die  Er- 
richtung von  Spitälern.  Die  Gesetzgebung  verlangte  in  anderen 
Fällen  ein  Zusammenwirken  von  Stadt  und  Grafschaft,  wie  z.  B. 
bezüglich  der  Regulierung  von  Flüssen  und  der  Flufssanitätspolizei. 
So  war,  als  die  vollständige  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung 
und  die  Errichtung  einer  neuen  Grafschafts- Verwaltungsbehörde 
im  Jahre  1888  vollzogen  wurde,  auch  die  Notwendigkeit  gegeben, 
die  auf  dem  Boden  des  neuen  Lokalverwaltungssystems  erwachsenen 
administrativen  Beziehungen  ^wischen  Stadt  und  Grafschaft  nach 
einheitlichen  Gesichtspunkten  zu  regeln.  Hatte  die  Akte  von  1885  die 
traditionellen  Beziehungen  zwischen  Stadt  und  Grafschaft  wesentlich 
gelockert,  so  war  nunmehr  die  Frage  zu  lösen,  wie  die  seither  neu 
entstandenen,  verwaltungsrechtlichen  Beziehungen  zwischen  beiden 
dauernd  eingerichtet  werden  sollten.  Vor  allem  mufste  die  Reform 
der  Grafschaftsverwaltung  es  als  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben  an- 
sehen, zu  entscheiden,  ob  und  inwieweit  überhaupt  die  Grafschaft 
gegenüber  den  anderen  Lokalverwaltungskörperschaften,  vor  allem 
den  Municipalstädten,  administrative  Mittelinstanz  sein  könne  oder 
sein  müsse.  Welche  Antwort  dieses  Problem  in  der  Reformakte 
von  1888  gefunden  hat,  wird  uns  nun  ein  Überblick  der  ein- 
schlägigen Bestimmungen  lehren^. 

*  Die  beiden  Anschauungen,  die  sich  bei  der  Lösung  dieser  Fragen 
gegenüberstanden,  sind  durch  das  Selbstgefühl  und  das  Autonomiebedürfnis  der 
St&dte  einerseits,  durch  das  finanzielle  Interesse  der  Grafschaften,  nicht  von 
den  steuerkräftigsten  Elementen  des  Landes  abgeschlossen  zu  werden,  anderer- 
seits repräsentiert.    Die  Debatten  im  Unterhause  1888  geben  ein  klares  Bild 
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In  Bezug  auf  die  Verwaltung  gab  es  nun  für  die  Reform  zwei 
Wege :  entweder  sämtliche  Boroughs  bis  auf  die  wirklichen  Grofs- 
städte  der  Administration  der  County  Councils  zu  unterwerfen, 
oder  aber  alle  gröfseren  Boroughs  aus  dem  Grafschaftsverbande 
auszuscheiden  und  so  der  Divergenz  der  städtischen  und  ländlichen 
Interessen  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  im  weitesten  Mafse 
Rechnung  zu  tragen.  Der  Regierungsentwurf  hat  nun  die  erstere 
Richtung  verfolgt,  indem  er  nur  die  Boroughs  mit  über  100  000 
Einwohnern  aus  dem  Grafschaftsverbande  ausscheiden  wollte;  das 
Parlament  zog  aber  die  zweite  Alternative  vor  und  erhob  alle 
Städte  über  50  000  Einwohnern  und  einige  historische  Städte  von 
noch  geringerer  Bevölkerungszahl  zu  selbständigen  Grafschaften 
(County  Boroughs). 

Wurde  also  auf  diese  Weise  die  innere  Verwaltung  zu  Gunsten 
der  mittleren  und  Grofsstädte  noch  stärker  decentralisiert,  als  ur- 
sprünglich beabsichtigt  war,  so  billigte  das  Parlament  voll  das  in 
dem  Entwürfe  zutage  tretende  Bestreben,  jene  kleinen  Boroughs, 
bei  denen  die  Verleihung  der  Städteordnung  mehr  auf  historischen 
Grundlagen  als  auf  den  besonderen  administrativen  Bedürfnissen 
wirtschaftlichen  Gemeinlebens  beruhte,  wieder  in  die  Grafschaft 
ein-  und  unterzuordnen.  Damit  ist  ein  erster,  bedeutsamer  wenn 
auch  noch  nicht  vollkommen  ausreichender  Schritt  geschehen  zu 
einer  einheitlichen  Neuordnung  des  Städtewesens  nach  administra- 
tiven und  socialökonomischen  Gesichtspunkten. 

Die  Akte  von  1888  hat  also  folgende  drei  Hauptklassen  von 
Städten  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  geschaffen: 

1.  Städte  mit  über  50  000  Einwohnern ,  die  eine  selbständige 
Grafschaft  bilden ,  indem  sie  mit  ihrem  ganzen  Gebiete  aus  der 
Grafschaft  vollkommen  ausscheiden:  sie  führen  den  gesetzlichen 
Namen  County  Boroughs. 

2.  Municipalstädte  unter  50  000  und  über  10  000  Einwohnern, 


dieser  sich  kreuzenden  Interessensphären.  Dafür,  dafs  schliefslich  die  Ver- 
treter der  städtischen  Bestrebungen  die  Oberhand  gewannen,  war  nebst  deren 
numerischem  Übergewicht  auch  noch  das  in  England  stets  lebendige  Ver- 
ständnis für  lokale  Verwaltungsautonomie  wirksam.  In  dem  ursprünglichen 
Plan  der  Regierung,  in  den  neuen  Grafschaftsräten  eine  starke  Mittelinstanz 
zu  schaffen,  erblickte  man  an  vielen  Orten  mifstrauisch  einen  Versuch  zur  Kon- 
troUiernng  der  Städte  in  einem  dem  Wesen  der  englischen  Landesverfassung 
widerstreitenden  Sinne.  Auch  fürchtete  man  eine  finanzielle  Übervorteilung  der 
Städte  durch  die  agrarischen  Interessenten. 
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die  im  Besitze  einer  selbständigen  Friedenskommission  und  eines 
selbständigen  Quartalgerichtshofes  sind. 

3.    Städte  unter  10  000  Einwohnern  K 

Die  innere  Organisation  aller  Städte  wird  aber  durch  diese 
Klassifizierung  mit  Ausnahme  einer  später  zu  erwähnenden  Neu- 
gestaltung nicht  berührt;  vielmehr  bleibt  sie  in  allen  Boroughs 
gleich,  ebenso  in  den  Riesenstädten  der  Industriebezirke,  wie  in 
den  kleinen  historischen  Boroughs,  nämlich  die  Organisation  der 
Städteordnung  von  1882.  Insbesondere  wird  auch  die  Verfassung 
der  County  Boroughs  durch  ihre  Rangerhöhung  zu  selbständigen 
Stadtgrafschaften  nicht  geändert,  sondern  es  werden  einfach  Mayor, 
Aldermen  und  Councillors  als  die  Träger  der  diesen  Städten 
neu  erwachsenden  Aufgaben  bezeichnet;  wohl  aber  wird  der  Wir- 
kungskreis der  Städte  aller  drei  Klassen  in  verschiedenen  Punkten 
abgeändert.  Immer  aber  mufs  festgehalten  werden,  dafs  die  nicht 
administrativen  Funktionen  der  Friedensrichter,  wie  überhaupt  die 
ganze  judizielle  Organisation  durch  diese  Neueinteilung  der  Städte 
nicht  berührt  wird.  In  dieser  Hinsicht  bleibt  alles,  wie  es  bisher 
gewesen  ist. 

Betrachten  wir  nun  die  einzelnen  Klassen  der  Städte. 

1.  Die  County  Boroughs.  Die  Town  Councils  der  County 
Boroughs  üben  von  nun  an  dieselben  Rechte  und  Pflichten  aus,  wie  die 
Grafschaftsräte.  Die  neuen  Rechte  und  Pflichten  derselben  finden 
ihren  Ausdruck  in  dem  erweiterten  Wirkungskreise  des  Town  Council, 
in  den  auf  der  Ausscheidung  aus  den  Grafschaften  begründeten  finan- 
ziellen Leistungen  an  letztere  für  gemeinsame  Anstalten  sowie  für 
die  Kosten  der  Assisen,  denen  auf  der  anderen  Seite  die  im  früheren 
Kapitel  erwähnten  Anteile  an  den  Staatssteuerüberweisungen  gegen- 
überstehen. Im  allgemeinen  darf  man  sagen,  dafs  durch  die  1888  er- 
folgte Übertragung  des  grofsen  Geschäftskreises,  der  unter  dem  Aus- 
druck „administrative  business  of  the  Justices  of  peace*^  zusammen- 
gefafst  wird,  den  städtischen  Verwaltungsaufgaben  nur  wenig  hinzu- 
gefügt worden  ist;  das  meiste  davon  ist  vielmehr  längst  in  den 
generellen  oder  speciellen  Befugnissen  der  Borough  Councils  auf 
Grund  der  Städteordnung,  der  Sanitätsgesetze  und  der  Local  Acts 


^  Nach  dem  Stande  yon  1899  giebt  es  66  County  Boroughs,  die  sämtlich 
besondere  Commissions  of  Peace  haben;  nur  18  von  ihnen  haben  keinen 
selbständigen  Quartalgerichtshof.  6  dieser  Städte  zählen  nach  dem  Census  von 
1891  weniger  als  50000  Einwohner:  Canterbury,  ehester,  Exeter,  Gloucester, 
Lincoln,  Worcester.    Vgl.  Municipal  Year  Book  for  1900. 


Digitized  by 


Google 


510  Zweiter  Abschnitt. 

enthalten.  Die  wichtigste  Neuerung  in  dieser  Hinsicht  ist  die  Über- 
tragung der  Konzessionierung  von  Theater,  £allsälen,  Versatzämtern, 
Leihanstalten  u.  s.  w. ;  femer  die  vollständige  Fürsorge  für  Bau 
und  Erhaltung  der  Brücken  und  ihrer  Zugänge,  endlich  die  Er- 
nennung der  Coroners  dort,  wo  ein  Borough  einen  selbständigen 
Coronerbezirk  bildet.  Einen  wichtigen  Zuwachs  zu  den  gesetz- 
lichen Befugnissen  der  Städte  bildete  allerdings  die  1890  gleich- 
zeitig mit  den  Grafschaften  den  County  Boroughs  verliehene  Ver- 
waltungsvollmacht in  betreff  der  Technical  Education,  obgleich  auch 
hierin  die  Städte  schon  längst  auf  Grund  von  Specialgesetzen  eine 
rühmenswerte  Thätigkeit  begonnen  hatten;  nunmehr  aber  stieg 
diese  letztere,  gefördert  durch  die  Zuweisung  der  bedeutenden  Zu- 
schüsse aus  den  Erträgnissen  der  Bier-  und  Branntweinsteuer  aufser- 
ordentlich  an,  selbst  kleinere  Städte  wetteifern  seither  mit  den  Grofs- 
städteu  in  Errichtung  von  höheren  Gewerbe-,  Handels-  und  Fach- 
schulen aller  Art,  sei  es  aus  eigenen  Kräften,  sei  es  in  Vereinigung  mit 
Schwesterstädten  oder  Grafschaften  ^  —  Was  die  Finanzverwaltung 
betrifft,  so  ist  diese  Klasse  von  Städten,  wie  wiederholt  bemerkt, 
nunmehr  der  Grafschaftsbesteuerung  vollständig  entzogen ;  wohl  aber 
bestehen  zwischen  ihnen  und  den  Grafschaften,  in  welchen  sie  geo- 
graphisch liegen,  fast  allerorten  finanzielle  Beziehungen  auf  Grund 
gemeinsam  errichteter  Anstalten  oder  der  Vereinigung  gewisser 
Verwaltungszwecke,  wie  z.  B.  der  Polizei,  Beziehungen,  welche  sich 
aber  blofs  durch  Leistung  jährlicher  Beiträge  des  einen  oder  des 
anderen  Teiles  ausdrücken.  Eine  weitere  Vermehrung  der  städti- 
schen Einkünfte  bilden  in  den  County  Boroughs  die  im  vorigen  Kapitel 
aufgezählten,  aus  dem  Local  Taxation  Account  der  Treasury  jähr- 
lich zufliefsenden  Summen,  ohne  dafs  aber  dieselben  hier  eine  so 
hervorragende  Bedeutung  besäfsen,  wie  in  der  Finanzverwaltung 
der  Grafschaften. 

2.  Die  zweite  Klasse  umfafst  die  grofse  Anzahl  der  Städte 
mit  über  10  000  Einwohnern  und  selbständigen  Quarter  Sessions. 
Für  diese  Städte  stellt  das  Gesetz  zuvörderst  das  Princip  auf,  dafs 
die  Reform  der  Grafschaftsverwaltung  die  ihnen  auf  Grund  der 


^  Auch  der  Light  Railways  Act  1896  hat  den  County  Boroughs  neue  Be- 
fugnisse erteilt;  allerdings  ist  den  Yerkehrsbediirfnissen  derselben  unter  dem 
Tramways  Act  in  der  Regel  Genüge  geleistet.  Dennoch  wird  die  Erbauung 
von  Strafsenbahnen,  die  sich  nach  dem  neuen  Gesetze  in  mancher  Hinsicht 
Yorteilhafter  gestaltet,  auch  von  Städten  in  immer  steigendem  Mafse  unter- 
nommen. So  haben  im  Jahre  18d8  vier  Städte  um  Bewilligung  von  Light  Rail- 
ways im  Ausmafse  von  23  Meilen  angesucht. 
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Städteordnung  sowie  anderer  allgemeiner  und  lokaler  Gesetze  zu- 
stehenden Verwaltungsvollmachten  nicht  verringern  soll.  Es  werden 
also  einfach  nur  jene  sachlich  administrativen,  formell  richterlichen 
Agenden,  die  in  diesen  Städten  bisher  von  den  Friedensrichtern 
besorgt  wurden,  an  den  Grafschaftsrat  übertragen;  deren  sind 
aber  nur  wenige  und  die  ganze  Bestimmung  ist  praktisch  be- 
deutungslos. In  Bezug  auf  das  Strafsenwesen  werden  diese  Städte 
formell  dem  County  Council  untergeordnet,  doch  haben  sie  das 
Recht  zu  verlangen,  dafs  ihnen  die  Erhaltung  der  durch  das  Stadt- 
gebiet führenden  Teile  der  Hauptstrafsen  (Main  Roads)  vom  County 
Council  in  eigene  Regie  übertragen  werde  und  sie  behalten  auch 
die  Verkehrspolizei  auf  denselben.  Dort,  wo  eine  Stadt  dieser 
Klasse  bisher  von  der  Grafschaftsbesteuerung  eximiert  war,  bleibt 
es  dabei  auch  in  Zukunft,  insofern  nicht  zwischen  Stadt  und  Graf- 
schaft darauf  bezügliche  Abkommen  anderer  Art  getroffen  werden. 
Zu  solchen  Verwaltungszweigen  der  County  Administration,  für 
welche  die  Stadt  einen  Teil  der  Grafschaft  bildet,  wie  Ab- 
haltung der  Assisen,  Strafverfolgung  etc.  trägt  erstere  zu  den 
Grafschaftssteuern  bei;  hingegen  haben  die  aus  den  städtischen 
Wahlkreisen  in  die  Grafschaftsräte  entsendeten  County  Councillors 
nicht  das  Recht,  ihre  Stimme  in  anderen  Angelegenheiten  abzu- 
geben, als  in  solchen,  zu  welchen  auch  die  betreifenden  Städte 
mitbesteuert  sind. 

8.  Die  Städte  unter  10000  Einwohnern.  Diese  Klasse  enthält 
jene  Städte,  bei  welchen  der  municipale  Wirkungskreis  durch  die 
Reform  von  1888  thatsächlich  abgeändert  wird.  Es  wird  ihnen 
nämlich  vor  allem  die  selbständige  Polizeiverwaltung  abgenommen, 
ihr  Watch  Committee  aufgelöst.  Sie  sind  in  allen  Stücken  der 
Polizeiadministration  Teile  der  Grafschaft.  Damit  ist  vollendet, 
was  in  der  Städteordnung  von  1882  in  der  Bestimmung,  dafs  künftig 
bei  Stadtrechtsverleihungen  eine  selbständige  Polizeiverwaltung  nur 
an  Boroughs  über  20  000  Einwohner  gegeben  werden  soll,  hervor- 
getreten ist:  nämlich  die  Stärkung  der  Grafschaftsgewalt  gegen- 
über den  kleinen  Städten.  In  derselben  Richtung  wirken  die 
weiteren  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1888  bezüglich  des  Wir- 
kungskreises der  auch  gegenwärtig  noch  mit  Quarter  Sessions  ver- 
sehenen Städte  unter  10  000  Einwohnern.  In  diesen  hatten  bisher 
die  städtischen  Friedensrichter  gemeinsam  mit  dem  Borough  Council 
die  Oberaufsicht  über  das  Irren wesen;  dieselbe  fällt  nunmehr  an 
den  Grafschaftsrat.  Ferner  verliert  das  Borough  Council  nach- 
stehende Funktionen:  die  Ernennung  der  Coroner,  die  Bestellung 
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von  öffentlichen  Chemikern  nach  den  Gesetzen  gegen  Verfälschung 
von  Nahrungsmitteln,  die  Handhabung  der  Gesetze  über  Reforma- 
tory  and  Industrial  Schools,  über  Fischerei  und  über  Explosivstoffe, 
endlich  die  Verkehrspolizei  nach  der  Highways  and  Locomotives  Akte 
1878.  Die  übrigen  nicht  mit  Quarter  Sessions  beliehenen  kleinen 
Municipalstädte  hatten  diese  Funktionen  auch  bisher  nicht  besessen, 
es  war  daher  eine  Übertragung  in  ihrem  Falle  nicht  notwendig.  Wohl 
aber  besafsen  sie  eine  Reihe  von  Verwaltungsfunktionen,  die  ihnen 
jetzt  gleichfalls  abgenommen  und  dem  County  Council  zugewiesen 
werden,  nämlich  die  Aufsicht  über  Aich-  und  Mafswesen,  die  Hand- 
habung der  Viehseuchengesetze,  sowie  die  fakultative  Ernennung 
städtischer  Chemiker.  Alle  diese  Städte  unter  10000  Einwohner 
tragen  nun  zu  den  allgemeinen  Verwaltungskosten  der  Grafschaft 
geradeso  wie  jeder  nicht  municipale  Distrikt  derselben  bei.  Sie  unter- 
liegen daher  der  Grafschaftsbesteuerung  vollständig.  In  jenen  kleinen 
Städten,  in  welchen  noch  immer  ein  selbständiger  Quartalgerichts- 
hof existiert,  kann  derselbe  nach  wie  vor  durch  die  Stadt  erhalten 
werden.  Der  Recorder,  Clerk  of  the  Peace  und  die  sonstigen  Ge- 
richtskosten fallen  der  Stadtkasse  zur  Last.  Daneben  aber  tragen 
diese  Städte  unweigerlich  zu  den  von  der  Grafschaftskasse  be- 
strittenen Gerichtskosten  bei.  Auf  diese  Weise  hat  eine  solche 
Stadt  also  die  doppelte  Last  des  Gerichtswesens  in  finanzieller 
Hinsicht  zu  tragen.  Diese  Anomalie  ist  absichtlich  belassen  worden^ 
um  auf  solche  Weise  einen  Druck  auf  die  Kleinstädte  auszuüben 
zur  Preisgebung  ihrer  antiquierten,  selbständigen  Gerichtsorgani- 
sation. Das  Gesetz  enthält  in  dieser  Hinsicht  sogar  eine  direkte 
Aufforderung  in  der  Bestimmung,  dafs  alle  solche  Städte,  die 
binnen  zwei  Jahren  darum  ansuchen,  den  Widerruf  der  ihnen 
verliehenen  selbständigen  Friedenskommission  und  des  Quartal- 
gerichtshofes erlangen  können. 

Im  Gegensatze  zu  diesen,  den  Wirkungskreis  der  kleineren 
Municipalstädte  einengenden  Bestimmungen  hat  die  Akte  vop  1894 
eine  nicht  ganz  unwichtige  Erweiterung  ihres  Wirkungskreises  zu- 
wege gebracht.  Trotz  der  Übertragung  des  „administrative  business** 
der  Friedensrichter  in  Quarter  Sessions  und  einiger  Funktionen 
derselben  out  of  Sessions  war  in  letzterer  Hinsicht  den  Friedensr- 
richtern  noch  eine  ziemlich  ausgedehnte  Kompetenz  geblieben,  be- 
züglich solcher  Agenden,  die  ihrer  Natur  nach  rein  administrativen 
Charakter  besitzen,  bisher  aber  aus  verschiedenen  Gründen  for- 
mell als  richterliche  Akte  vollzogen  wurden.  Es  sind  dies  eine 
Reihe  von  gewerblichen  Konzessionierungsbefugnissen.    Durch  die 
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Akte  von  1894  werden  nun  diese  letzteren  den  District  Councils 
und  damit  aueh  allen  Municipalstädten  übertragen.  Trotzdem  bleibt 
aber  einer  von  diesen ,  formell  der  Civil  Jurisdietion  angeborigen, 
Yerwaltungsakten  auch  beute  noeh  in  den  Händen  der  Friedens- 
richter und  zwar  in  allen  Städten,  in  den  County  Boroughs  ge- 
radeso wie  in  den  Grafschaften:  nämlich  die  in  England  so  anfser- 
ordentlich  strittige  Administration  der  Verleihung  von  Wirtshaus- 
und Schanklicenzen.  Hierbei  besteht  aber  die  Anomalie  weiter 
fort,  dafs  auch  Städte  mit  eigenem  Quartalgerichtshof  in  dieser 
Hinsicht  genötigt  sind,  als  Appellinstanz  nicht  ihren  Recorder, 
sondern  die  Quarter  Sessions  der  Grafschaft  anzugehen. 

Versuchen  wir  nun  die  eingangs  gestellte  Frage  nach  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  der  administrativen  Beziehungen  von  Boroughs 
und  Counties  auf  dem  Boden  des  neuen  Systems  der  Lokal  Verwal- 
tung zu  beantworten,  so  sehen  wir,  dafs  sich  diese  Frage  nicht 
für  alle  Städte  gleich  beantworten  läfst;  ja  die  Antwort  lautet 
geradezu  entgegengesetzt  beztlglich  der  County  Boroughs  und  der 
übrigen  Städte.  Die  ersteren  erscheinen  in  administrativer  Hinsicht 
völlig  aus  der  Grafschaft  herausgehoben  und  gleichberechtigt  neben 
sie  gestellt.  Die  Beziehungen  beider  Verwaltungskörperschaften  sind 
bei  dieser  Klasse  von  Städten  höchstens  finanzieller  Natur,  habjen  aber 
nicht  den  Charakter  einer  administrativen  Unter-  oder  Überordnung 
an  sich.  Stadtgrafschaft  und  County  Council  sind  gleichwertige  Ein- 
heiten der  neuen  Lokalverwaltung.  Die  übrigen  Städte  stellen  zwei 
verschiedene  Entwicklungsstufen  desselben  Principes  dar:  nämlich 
der  Überordnung  der  Grafschaft  in  administrativer  Hinsicht  über  die 
städtischen  Gemeinwesen;  aber  nur  bezüglich  der  kleinen  Städte 
ist  das  Princip  rücksichtslos  verwirklicht,  betreffs  der  anderen  mehr 
theoretisch  ausgesprochen  als  praktisch  durchgeführt.  So  hat  der 
Gedanke  der  Schaffung  einer  administrativen  Mittelinstanz,  wie 
wir  sehen,  für  die  Municipalstädte  nur  eine  sehr  beschränkte  und 
vorsichtige  Anwendung  gefunden  ^   Alle  Anzeichen  deuten  übrigens 


*  Der  Plan  einer  Decentralisierung  (Devolution  of  Powers)  in  der  inneren 
Verwaltung  zu  Gunsten  der  County  Councils  ist  im  Jahre  1889  und  neuerlich 
1898  im  Zusammenhang  mit  der  notorischen  Überlastung  des  Loc.  6ov.  Board 
gründlich  erörtert  worden.  Wie  damals  die  von  letzterem  vorgelegte  Bill  auf 
Grund  des  Berichtes  eines  hierüber  eingesetzten  Select  Committee  vom  ünter- 
hause  abgelehnt  wurde,  so  hat  sich  auch  das  1898  eingesetzte  Departmental 
Committee,  dem  eine  motivierte  Vorlage  der  County  Councils  Assoc.  vorlag, 
gegen  eine  solche  Mafsregel  ausgesprochen,  deren  grofse  Schwierigkeiten  sich 
aus  den  Aussagen  der  hiebei  vernommenen  Interessenten,  den  Vertretern  des 

Redlich,  Engl.  Lokalyerwaltung.  83 
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darauf  hin,  dafs  ein  Fortschreiten  der  administrativen  Centralisie- 
rung  innerhalb  der  Grafschaften  auch  künftig  an  dem  starken  und. 
sachlich  begründeten  Selbstbewufstsein  der  Städte  eine  dauernde 
und  unübersteigbare  Schranke  finden  wird.  So  zeigt  sich  also  auch 
in  dieser  Frage  das  dem  Kenner  des  englischen  Staatswesens 
wohlbekannte  Bild  des  Nebeneinanderstehens  und  ruhigen  Zusammen- 
wirkens alter  Traditionen  und  neuer  Organisationsideen  ^ 


L.  6.  B.,  der  Städte  und  der  Grafschaftsräte,  klar  ergeben.  Die  letzteren  weisen 
darauf  hin,  dafs  den  County  Councils  wichtige  Befugnisse  als  zweiter  Instanz 
gegeben  seien,  unwichtige  vorenthalten  würden;  sie  erwarten  eine  Hebung  der 
Verwaltung  und  gleichzeitige  Entlastung  des  L.  6.  B.  durch  Übertragung  der 
sanitätspolizeilichen  Oberaufsicht  an  die  Counties  und  wünschen  die  finanzielle 
Tutel  Über  die  Anlehenauihahmen  der  nichtezimierten  Städte  bis  zum  ein- 
maligen Betrage  von  5000  £,  Die  Vertreter  der  Mun.  Corp.  Assoc.  erwidern 
hiegegen,  dafs  die  Cy.  Councils  als  gewählte  Körperschaften  nicht  die  genügende 
Objektivität  besitzen  können,  um  die  Centralbehörde  zu  ersetzen,  dafs  die  Städte 
den  Kontakt  mit  dem  L.  G.  B.  und  die  Beratung  durch  dessen  ausgezeichnete 
technische  Kräfte  nicht  verlieren  wollen.  Auch  seien  die  County  Councils 
fast  durchweg  von  agrarischen  Interessen  geleitet  und  besäfsen  kein  genügen- 
des Verständnis  für  städtische  Kommunalfragen.  Wenn  schon  eine  „grand- 
motherly  Administration"  notwendig  sei,  so  ziehen  die  Städte  es  vor,  dafs  „die 
Grofsmutter"  in  London  residiere  statt  in  der  Grafschaft.  Eine  Decentrali- 
sation  sei  sehr  erwünscht,  doch  könne  eine  solche  nur  in  der  Vermehrung 
der  Befugnisse  der  Boroughs  bestehen,  der  bewährten  Träger  wirksamer  Ver- 
waltungsthätigkeit.  Vgl.  Min.  of  Evidence;  See.  Report  of  L.  G.  B.  Inquiry 
Committee  1898  (P.  P.  C.  8999). 

^  Die  Stellung  der  County  Boroughs  zu  den  Grafschaften  ähnelt  äufser- 
lich  sehr  dem  Verhältnisse,  in  welchem  in  Preufsen  die,  einen  eigenen  Stadt- 
kreis bildenden  Städte  zu  den  übrigen  Kreisen  der  Provinz  stehen.  Allerdings 
darf  dabei  der  entscheidende  Umstand  nicht  übersehen  werden,  dafs  das  Ver- 
hältnis der  Städte,  Kreise  und  Provinzen  sowohl  zur  Gesetzgebung  als  zur 
Regierung  in  Preufsen  ganz  und  gar  verschieden  ist  von  dem  entsprechenden 
Verhältnisse  der  englischen  Lokalverwaltungskörperschaften.  Einen  inter- 
essanten, allerdings  durch  Gneists  Ideen  und  bestimmte  Parteianschauung 
stark  beeinflufsten  Vergleich  zwischen  den  preufsischen  und  englischen  Insti- 
tutionen giebt  Morier  in  seiner  Schrift:  „Selbstregierung**.  Die  deutsche 
Gemeindeverwaltung  auf  Grundlage  der  preufsischen  Kreisordnung  im  Ver- 
gleich zum  englischen  Selfgovernment.    Leipzig  1876. 
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Dritter  Abschnitt. 

Die  Gemeindeordnung  naoh  der  Sanitätsakte. 
(Urban  and  Rural  Distriot  Counoils.) 


Einleitung. 

Die  mächtig  aufsteigende  Entwicklung  des  städtischen  Lebens 
in  England  während  des  XIX.  Jahrhunderts  ist  von  einer  ebenso 
stetigen  Entwicklung  seiner  städtischen  Organisationsformen  be- 
gleitet gewesen.  Den  ersten  Schritt  auf  dieser  Bahn  bedeutete 
die  municipale  Städteordnung  von  1835.  Dieses  Gesetz  hat  nach 
Jahrhunderten  zuerst  wieder  den  Begriff  der  „Gemeinde"  für  Eng- 
land wiedergewonnen;  freilich  zunächst  nur  für  eine  beschränkte 
Anzahl  von  Gemeinwesen.  Daneben  blieb  nun  die  grofse  Aufgabe 
bestehen,  einmal  diesen  neu  gewonnenen  Begriff  der  voll  ent- 
wickelten Stadtgemeinde  fortdauernd  lebendig  zu  erhalten,  seinen 
Inhalt  entsprechend  den  Bedürfnissen  modernen  socialen  Lebens 
auszugestalten,  andererseits  aber  auch  für  jene,  stets  an  Zahl  zu- 
nehmenden städtischen  Ansiedlungen,  für  welche  die  Form  der 
Inkorporation  und  damit  die  Verleihung  des  vollen  Stadtrechtes 
nicht  adäquat  erschien,  eine  auf  diesem  Begriffe  aufgebaute  zweck- 
entsprechende Organisation  zu  finden.  Der  vollständige  Zusammen- 
bruch der  alten  Kirchspielverwaltung  im  Armenwesen  war,  wie 
wir  wissen,  begleitet  und  gefolgt  von  dem  völligen  Versagen  der 
Parish-Organisation  gegenüber  allen  Anforderungen,  die  das  moderne 
sociale  Leben  an  die  öffentliche  Verwaltung  stellt.  Vom  An- 
beginn der  in  ihren  Einzelheiten  kaum  übersehbaren  Entwicklung 
der  neuen  Lokalverwaltung  steht  fest,  dafs  die  stets  wachsenden 
öffentlichen  Bedürfnisse  der  modernen  Staatsgesellschaft  in  Eng- 
land nach  neuen  Organisationen  verlangten,  die  ohne  Berück- 
sichtigung der  historischen  Lokaleinheiten  und  der  rechtlichen  Be- 
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fugnisse  des  Parish  geschaffen  werden  mufsten.  Da  nun  diese 
Bedürfnisse  zunächst  in  den  durch  die  industrielle  Entwicklung 
geschaffenen  und  unablässig  wachsenden  neuen  Ansiedlungen  städti- 
schen Charakters  hervortraten,  so  hat  auch  diese  grofse  Bewegung 
auf  dem  Gebiete  der  Gemeindeverfassungsgesetzgebung.  zunächst 
eine  selbständige  Gemeindeordnung  für  diese  neuen  Städtegebiete 
ausgereift;  den  Keim  für  diese  Entwicklung  aber  bildete  die  That- 
sache,  dafs  die  Konzentrierung  grofser  Bevölkerungsmassen  in 
industriellen  Centren  dem  Staate  vor  allem  die  Pflicht  auferlegte, 
dieses  Zusammenwohnen  der  Massen  durch  eine  kraftvolle  Sanitäts- 
gesetzgebung und  Verwaltung  seiner  erschreckend  hervortretenden 
Gefahren  zu  entkleiden.  Hier  wurde  es  nun  von  entscheidender 
Bedeutung,  dals  in  England  der  alte  Begriff  der  Gemeinde  seit 
Jahrhunderten  verkümmert  und  eben  erst  durch  die  Reformakte 
von  1835  wieder  erweckt  worden  war.  Aus  diesem  Grunde  ist  es 
in  England  notwendig  geworden,  zugleich  mit  der  Schaffung  des 
materiellen  Rechtes  für  die  öffentliche  Sanitäts-  und  Wohlfahrts- 
pflege auch  neue  Oi^anisationsformen  zur  Durchführung  dieser 
Aufgaben  zu  schaffen.  So  bildete  die  schrittweise  Entwicklung 
dieser  materiellen  Verwaltungsgesetze  gleichzeitig  auch  die  Stufen- 
leiter für  die  Entwicklung  der  neuen,  zur  Durchführung  dieser 
Gesetze  berufenen  staatlichen  Organisationen.  Erst  vor  wenigen 
Jahren  hat  diese  Entwicklung  durch  die  Schaffung  der  District 
Councils  ihre  Vollendung  erreicht.  Indem  wir  für  alle  Einzel- 
heiten dieser  geschichtlichen  Entwicklung  auf  das  im  ersten  Teile 
Gesagte  verweisen,  wenden  wir  uns  sogleich  der  Darstellung  dieser 
Organisation  zu.  Dieselbe  zerfällt  naturgemäfs  in  zwei  Teile. 
Ganz  England  wird  heute  ausgefüllt  durch  städtische  und  ländliche 
Sanitätsdistrikte  und  so  werden  wir  auch  hier,  der  historischen 
Entwicklimg  folgend,  zunächst  die  Verfassung  der  städtischen 
Distrikte,  die  Städteordnung  zweiten  Ranges,  ins  Auge  fassen,  um 
sodann  die  Darstellung  der  ländlichen  Distriktverfassung  anzu- 
schliefsen. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Urban  Distrieta'. 

Die  Bezeichnung  Urban  District  kann   in   einem  zweifachen 
Sinne  genommen  werden,  in  einem  weiteren  und  in  einem  engeren. 

^  Litteratur:  Vgl.  Blake  Odgers  p.  129fi;  Wright  and  Hobhoase 
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Geht  man  von  dem  speciellen  Yerwaltungszwecke  aus ,  dem  diese 
Organisation  gewidmet  ist,  der  Durchführung  der  Sanitätsgesetze, 
80  sind  Urban  Distiicts  alle  dureh  das  Recht  als  Stadt  anerkannten, 
d.  h.  aus  der  Kirchspielorganisation  herausgehobenen  Ortschaften, 
also  im  ganzen  drei  Gruppen. 

1.  Die  Boroughs. 

2.  Die  ehemaligen  Improvement  Commissioner  Districts,  d.  h. 
jene  Ortschafton,  die  durch  Specialgesetze  (Improvement  Acts)  aus 
den  Kirchspielen  oder  Unions  von  solchen  herausgehoben  und  zu 
Einern  städtischen  Distrikt  organisiert  worden  sind. 

3.  Die  Local  Government  Districts,  d-  h.  jene  Ortschaften, 
welche,  sei  es  durch  freiwillige  Annahme  der  ersten  G^sundheits- 
akte  von  1848  oder  1858,  sei  es  obligatorisch  durch  die  Sanitäts- 
akte von  1875  oder  später,  auf  Grund  der  letzteren  durch  Pro- 
visional  Order  des  Lokalverwaltungsamtes  konstituiert  worden  sind. 

Die  erste  Gruppe  scheidet  für  die  uns  hier  beschäftigende 
Betrachtung  aus.  Hier  fand  die  Gesundheitsgesetzgebung  bereits 
eine  reife  Organisation,  nämlich  die  der  Municipalkorporationen 
vor  und  daher  ist  hier  diese  ganze  Entwicklung  der  inneren  Ver- 
waltung nichts  anderes  als  eine  fortschreitende  Erweiterung  des 
municipalen  Wirkungskreises;  im  übrigen  aber  wurde  für  diesen 
Zweck  die  bestehende  Korporationsverfassung  einfach  angenommen 
und  in  keiner  Weise  geändert. 

Die  beiden  letzten  Gruppen  sind  seit  dem  Gesetze  von  1894 
unter  der  einheitlichen  Bezeichnung  der  Urban  Districts  miteinander 
verschmolzen  worden.  Die  neue  Distriktverfassung  fafst  also  alle, 
nicht  als  Municipalstädte  organisierten  Gemeinwesen  städtischen 


p.  17,  Arminjon  p.  83ff.,  Vauthier  p.  321—842,  Thackeray  Bunce, 
Munic.  Boroughs  and  Urb.  Districts  in  den  Cobden  Club  Essays  1882  p.  271  ff. 

Die  wichtigsten  gesetzlichen  Bestimmungen  sind:  1.  Die  Public  Health 
Akte  1875,  Part  IL  ss.  5--8,  10,  12,  Part  V.  17S— 188,  189, 192—96, 197, 199,  200, 
20a-^  Part  VI.  207—228,  247,  Part  VIL  u.  YIIL  passim.  IL  In  dem  Local 
GoTemment  Act  1894,  Part  IL  Part  IV.  ss.  51—59.  3.  Schedula  IL  zum  Public 
Health  Act  1875  und  die  Wahlordnung,  die  durch  Order  des  Local  Govern- 
ment Board  Tom  1.  Januar  1898  erlassen  ist  (Glen,  Law  of  Public  Health,  IL 
p.  1928  ff.). 

Eine  Übersicht  über  die  Urban  District  CkMincils  mit  kurzen  Angaben 
über  die  Ton  denselben  geführte  Verwaltung  ist  enthalten  im  Municipal  Year 
Book  for  1900,  p.  315  fil  Im  Nachfolgenden  sind  auch  „SUnding  Oslers''  und 
„Regulations^  einzelner  District  Councils,  so  TonLlanelly,  Homsey,  Ealing u.a.m., 
benutzt.  Die  Zahl  der  Urban  Districts  beträgt  (nach  dem  Eeport  of  the  Local 
Government  Board  für  1898)  786. 
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Charakters  zusammen.  Insgesamt , erstrecken  sich  also  die  Municipal- 
akte  und  diese  Städteordnung  zweiten  Ranges  zusammen  auf  1099 
Gemeinden,  eine  Zahl,  die  durch  Verwandlung  von  Kirchspielen 
oder  ländlichen  Distrikten  in  städtische  Distriktgemeinden  jährlich 
zunimmt. 

Die  Organisation  dieser  Stadtgemeinden  folgt  nun  in  allen 
Grundzügen  ihrem  geschichtlichen  Vorbilde,  den  Municipal  Boroughs» 
Alle  Urban  Districts  sind  administrative  Rechtspersönlichkeiten  vollen 
Rechtes,  Gemeinden.  In  der  englischen  Rechtssprache  wird  das  so 
ausgedrückt,  dafs  das  Gesetz  die  gewählte  Gemeindevertretung  aus- 
drücklich  als  inkorporierte  Körperschaft,  als  Body  Corporate,  be- 
zeichnet. Diesen  letzteren  repräsentiert  das  District  Council.  Das- 
selbe wird  auf  3  Jahre  von  allen  Parochial  Electors  gewählt, 
d.  h.  von  allen  jenen  Staatsbürgern,  die  in  einem  zum  Distrikte  ge- 
hörigen Kirchspiel  seit  Jahresfrist  ansässig,  volljährig  sind,  gleich- 
viel ob  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechtes,  und  die  entweder 
in  der  Liste  der  Parlamentswähler  oder  in  der  Liste  der  Grafschafts- 
wähler nach  dem  Gesetze  von  1888  eingetragen  erscheinen.  Es  ist 
dies  somit  das  am  weitesten  gehende  Wahlrecht  zur  Bildung  einer 
Lokalverwaltungskörperschaft,  indem  es  nicht  nur  alle  zur  Armen- 
steuer* veranlagten  Mieter  sondern  auch  alle  übrigen  besonderen 
Wahlberechtigten  in  sich  vereinigt. 

Jeder  Wähler  hat  eine  Stimme,  die  in  geheimer  schriftlicher 
Abstimmung  (Bailot)  abgegeben  wird,  wobei  die  Kirchspiele  die 
Wahlkreise  bilden  oder  in  grofsen  Kirchspielen  die  einzelnen 
Wards,  in  welche  diese  eingeteilt  werden.  Die  Wählbarkeit  er- 
streckt sich  auf  Männer  und  Frauen  in  gleicher  Weise,  ist  an 
keinerlei  Vermögenscensus  gebunden  und  fällt  mit  dem  Kreise  der 
Wahlberechtigten  zusammen  *. 

Die  Zahl  der  Councillors  mufs  proportional  zur  Bevölkerungszahl 
der  Kirchspiele  bestimmt  und  aufgeteilt  werden.  In  jedem  Jahr 
scheidet  ein  Drittel  der  Councillors  aus,  Aldermen  giebt  es  nicht 
Der  Vorsitzende  wird  jährlich  gewählt  und  ist  ex  officio  Friedens- 


^  Dies  ist  einer  der  wenigen  principiellen  Unterschiede  zwischen  der 
Organisation  des  Borough  Council  und  jener  des  District  Council:  dafs  f&r 
letzteres  alle  aktiv  wahlberechtigten  Frauen  auch  wählbar  sind.  Bei  der  Um- 
wandlung von  stadtischen  Distrikten  in  Boroughs>  wie  dies  z.  B.  im  Augen- 
blicke in  grofsem  Mafsstabe  in  London  geschieht,  wird  dieser  Unterschied  von 
vielen  Seiten  sehr  lebhaft  kritisiert  Ein  Versuch,  der  gerade  im  letzteren 
Falle  gemacht  wurde,  för  die  neuen  Londoner  Boroughs  die  Wählbarkeit  der 
Frauen  zu  statuieren,  scheiterte  endgültig  an  dem  Widerstände  des  Oberhauses. 
Vgl.  s.  3  des  London  Government  Act  1899  (62  &  63  Vict.  c.  14). 


Digitized  by 


Google 


Die  Gemeindeordn.  n.  d.  Sanitfttsakte.   (Urban  and  Rural  District  Councils.)  519 

richter  für  die  Dauer  seiner  Funktion.  Auch  eine  Frau  ist  zum 
Vorsitz  wählbar,  besitzt  aber  dann  nicht  die  Friedensrichter- 
Qualität.  Für  die  Durchführung  der  Wahl  sind  die  vom  Lokal- 
verwaltungsamte  erlassenen  Verordnungen  mafsgebend.  Auch  hier 
gelten  sämtliche,  für  die  Municipalwahlen  erlassenen  Gesetze  über 
Wahlbestechung,  Anfechtung  der  Wahlen  und  Wahlgerichtsbarkeit. 
Ebenso  gelten  auch  hier  die  Bestimmungen  über  Annahme-  und 
Deklarationspilichten  seitens  der  Gewählten  und  Zahlung  einer 
Bufse  im  Falle  unbegründeter  Nichtannahme  der  Wahl;  kurz  in 
allen  Stücken  gelten  auch  hier  die  bei  den  Municipalstädten  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften. 

Der  Wirkungskreis  des  Urban  District  Council  erstreckt  sich 
so  weit,  als  die  einzelnen  von  dem  Gesetze  ihm  speciell  verliehenen 
Befugnisse  reichen.  Auch  hier  fehlt  selbstverständlich  wie  bei  den 
Municipalstädten  jede  allgemeine  theoretische  Definition  von  Zweck 
und  Wirkungskreis  der  Gemeinde.  Und  auch  in  diesem  Falle  läfst 
sich  der  Gemeindezweck  nur  als  das  Typische  aus  den  im  Detail 
aufserordentlich  variierenden  Rechtsgrundlagen  der  einzelnen  Ge- 
meinden entnehmen;  denn  so  wie  bei  den  Municipalstädten  wird 
auch  für  die  städtischen  Distrikte  der  Wirkungskreis  jedes  ein- 
zelnen Distriktes  als  die  Summe  der  „Powers  of  the  Council**  durch 
die  allgemeinen  Gesetze  nur  im  Kerne  bestimmt,  im  übrigen  aber 
durch  die  Adoptivgesetze  sowie  durch  die  Lokal  gesetze  verschiedent- 
lich erweitert  und  individualisiert.  Für  uns  kann  es  natürlich  nur 
darauf  ankommen,  das  gemeine  Recht  darzustellen,  gewissermafsen 
das  typische,  gemeinsame  Minimum,  das  in  jeder  Distriktstadt  in 
Kraft  stehen  mufs.  Wir  können  uns  aber  hierbei  um  so  kürzer 
fassen,  als  dieser  typische  Wirkungskreis  der  Distriktgemeinde 
bis  auf  einen  wesentlichen  Unterschied  mit  dem  der  Municipal- 
gemeinde  identisch  ist. 

Die  geschichtlich  erste  und  auch  heute  noch  wichtigste  Funktion 
des  städtischen  Distriktgemeinderates  ist  die  Durchführung  der 
Sanitätsgesetze.  Während  die  Municipalstädte  infolge  der  Aus- 
bildung der  Public  Health  Gesetzgebung  ihren  Wirkungskreis 
zwar  wesentlich  erweiterten,  im  übrigen  aber  schon  vorher  als 
Organe  des  öffentlichen  Rechtes  zur  Durchführung  zahlreicher 
Funktionen  der  Lokalverwaltung  berechtigt  und  verpflichtet  waren, 
ist  umgekehrt  die  Distriktgemeinde  ursprünglich  nur  als  ein 
selbständiger  Bezirk  zur  Besorgung  der  Sanitätspflege  durch  die 
gewählte  Lokalbehörde  gedacht,  hat  aber  durch  die  aufserordent- 
liche  Erweiterung  und  Vertiefung  des  Begriffes  Public  Health  in 
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dem  neuen  englischen  Verwaltungsrechte  eine  Reihe  von  Funktionen 
erhalten,  die  sie  zu  einer  voll  organisierten  administrativen  Rechts- 
persönlichkeit gemacht  haben. 

So  hat  das  Distnct  Council  auf  Grund  der  Akte  von  1875 
alle  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Agenden  der  Sanitäts-  und 
Baupolizei  durchzuführen,  aber  auch  das  Recht,  die  hierzu  not- 
wendigen Anstalten  als  Gemeindeanstalten  zu  errichten,  eventuell 
bestehende  Unternehmungen  zu  municipalisieren.  Zu  diesem  Zwecke 
hat  das  District  Council  das  weitere  Recht,  Grundeigentum  zu 
erwerben  und  wieder  zu  veräufsern,  ja  selbst  Expropriationen  vor- 
zunehmen, ganz  in  gleicher  Weise  wie  eine  Municipalstadt.  Das 
District  Council  ist  ferner  auf  Grund  der  Sanitätsakte  von  1875 
die  ordentliche  Strafsen-  und  Wegebehdrde ;  ihm  obliegt  die  Anlage 
und  Erhaltung  der  öffentlichen  Strafsen  {Highways)  und  Wege  und 
es  ist  in  dieser  Hinsicht  Rechtsnachfolgerin  teils  der  Vestry,  teils 
des  Highway  Parish.  Auf  Grund  der*  im  früheren  Abschnitte  er- 
wähnten Bestimmungen  des  Local  Government  Act  von  1888  kann 
jedes  District  Council  auch  die  Erhaltung  der  durch  sein  Gebiet 
führenden  Teile  von  Main  Roads  auf  Grund  eines  Übereinkommens 
mit  dem  County  Council  von  diesem  übernehmen.  Jedes  District 
Council  ist  ferner  die  kompetente  Behörde  zur  Hintanhaltung 
von  Besitzstörungen  seitens  der  Anrainer  auf  den  Strafsen  des 
Distriktes  und  zum  Schutze  der  Fufswege  auf  den  durch  den  Distrikt 
führenden  Hauptstrafsen  (Main  Roads).  Die  Beleuchtung  der  Ge- 
meindewege ist  gleichfalls  Aufgabe  des  Distriktrates,  ebenso  die 
Errichtung  der  Friedhöfe  und  die  Regelung  des  Begräbniswesens; 
aber  sanitätspolizeiliche  Haupipflicht  ist  und  bleibt  die  Besorgung 
gesunden  Trinkwassers,  sowie  die  Errichtung  und  Erhaltung  von 
genügenden  Ableitungskanälen  (Sewers  and  Drains). 

Ein  erheblicher  Teil  der  Gemeindezwecke  ist  fakultativ  und 
wird  durch  Adoption  des  betreffenden  Gesetzes  oder  durch  Erlangung 
einer  Provisional  Order  rechtlich  begründet.  So  die  Errichtung  von 
Waschhäusern,  Badeanstalten,  Turnplätzen  (Gymnasiums),  Frei- 
bibliotheken, die  Erbauung  und  Erhaltung  von  Infektionshospitälem, 
die  Errichtung  von  Technical  Schools,  die  Erbauung  von  Arbeiter- 
wohnhäusem,  die  Anlage  und  der  Betrieb  von  Sekundärbahnen 
(Light  Railways),  die  Errichtung  von  Parks  und  öffentlichen  Spiel- 
plätzen, die  Anlegung  öffentlicher  Märkte,  die  Handhabung  der  Open 
Spaces  und  Commons  Acts  u.  s.  w.^ 


1  Über  die  Ausdehnung  der  städtischen  Thätigkeit  in  den  Distriktstädten  giebt 
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Aufserordentlich  variabel  sind  endlich  die  einzelnen  Funktionen, 
die  auf  Grund  von  Lokalakten  den  Distriktgemeinden  erwachsen 
und  allen  möglichen,  specifisch  lokalen  Bedürfnissen  der  Gesamt* 
heit  Rechnung  tragen.  Gerade  in  diesem  Punkte  tritt  mit  be- 
sonderer Deutlichkeit  hervor,  wie  reich  und  lebendig  der  Inhalt 
des  städtischen  Gemeindelebens  in  England  geworden  ist,  und 
welche  unbegrenzte  Elasticität  dem  Begriffe  der  kommunalen 
Thätigkeit  hier  ebenso  wie  in  den  Municipalstädten  innewohnt 
Es  sind  zuletzt  nur  die  thatsftchlichen  Umstände^  vor  allem  die 
geringere  Bevölkerungszahl  der  meisten  Urban  Districts  und  daher 
auch  die  geringeren  Mittel,  die  in  dieser  Hinsicht  einen  praktischen 
Unterschied  zwischen  den  Municipalgrofsstädten  und  den  Distnkt- 
gemeinden  eintreten  lassen  ^ 


das  Municipal  Year  Book  für  1899  «ine  ausf&hrliche  Übersicht.  Aus  demselben 
geht  hervor,  dafs  der  Geist  des  „Municipalsocialismus^  in  diesen  Stadtgemeinden 
zweiter  Klasse  im  ganzen  und  grofsen  nicht  minder  rege  und  aktiv  ist  als  in  den 
Boroughs.  Die  betreffenden  Gesetze  sind  im  Abschnitte  über  den  Wirkungskreis 
der  Manieipalstädte  angeführt.  Alle  diese  Statuten  gewähren  die  betreffenden  Yer- 
waltungsbefugnisse  entweder  s&mtlichen  Local  Authorities  oder  mindestens  allea 
städtischen  Lokalbehörden.  So  ist  insbesondere  das  Recht,  Technical  Schools 
aus  Steuergeldern  zu  errichten,  den  Urban  District  Councils  uneingeschränkt 
freigegeben  worden.  Noch  mehr  als  unter  den  Municipal  Boroughs  herrscht 
auch  unter  den  Urban  Districts  grofse  Verschiedenheit  in  Bezug  auf  den  fak- 
tischen Wirkungskreis  der  Gemeinden,  was  vor  allem  durch  die  anfserordent- 
liehen  Abweichungen  in  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Distrikte  in  Bezug  auf 
Gröfse,  Bevölkerungszahl  und  wirtschaftlichen  Charakter  bedingt  wird.  Gewifs 
tragen  viele  Urban  Districts  ländlichen  Charakter  an  sich,  aber  auch  unter 
den  Municipal  Boroughs  giebt  es  nicht  wenige,  die  gleichfalls  den  Typus 
des  Landstädtchens  repräsentieren.  Am  stärksten  sind  die  Urban  Districts 
in  den  Industriegebieten  des  Nordens  vertreten,  wo  durch  die  ungeheure 
Ausbildung  der  Fabrikindustrie  die  städtische  Wohnnngsweise  zur  Regel  ge- 
worden  ist.  So  giebt  es  in  Lancashire  93,  im  West  Riding  von  Yorkshire  122 
Urban  Districts.  Von  diesen  215  Gemeinden  haben  60  eine  «Bevölkerung  von 
weniger  als  3500  und  18  von  weniger  als  1000  Einwohnern.  Vgl.  Wright 
and  Hobhouse,  Outline  of  Loc.  Gov.  p.  19. 

*  Urban  Districts  und  Municipal  Boroughs  sind  heute,  von  Äufser- 
lichkeiten  abgesehen,  rechtlich  völlig  gleichgestellt.  Die  durch  die 
oben  erwähnten,  thatsächlichen  Umstände  begründeten  Unterschiede  ziehen 
eine  praktische  Grenzlinie  zwischen  den  verschiedenen  Gröfsenklassen  beider 
Arten  von  Gemeinden.  Die  grofsen  Urban  Districts  in  der  Nähe  von  London  oder 
die  Badeorte  in  Wales  oder  die  Industrialorte  in  den  Midlands,  wie  Totten- 
ham  (85000  Einw.),  Pontypridd  (87000  Einw.),  Chiswick  (27500  Ein w.) 
n.  a.  m.,  unterscheiden  sich  de  facto  in  nichts  von  grofsen  municipalen  Provinz- 
städten; ebenso  gleichen  die  kleinen  Municipal  Boroughs,  wie  Chard  (4815  Einw.), 
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Der  Punkt  aber,  in  welchem  sich  jede  Distriktgemeinde,  sei 
sie  auch  noch  so  reich  an  Gemeindezwecken  und  Gemeinde- 
funktionen, von  den  regelmäfsigen  Municipal gemeinden  unter- 
scheidet, liegt  vor  allem  darin,  dafs  kein  District  Council  die 
autonome  Besorgung  der  Polizeiverwaltung  im  Gemeindebezirke 
besitzt,  jeder  städtische  Distrikt  darin  vielmehr  der  Grafschafts- 
verwaltung untersteht.  Da  aber  seit  dem  Gesetze  von  1888  auch  den 
Kleinstädten  unter  den  Municipal  Boroughs  die  autonome  Polizei- 
verwaltung entzogen  wurde,  ist  auch  hier  die  theoretische  Unter- 
scheidung zwischen  Boroughs  und  District  Councils  gänzlich  ver- 
wischt worden. 

In  Bezug  auf  die  Organisation  der  friedensrichterlichen  Gewalt 
sind  die  Urban  Districts  gleichfalls  von  der  Municipalstadt  ver- 
schieden; auch  hier  stören  aber  die  wenigen  Municipalstädte ,  die 
keine  besondere  Friedenskommission  haben,  die  theoretische  Rein- 
heit dieser  Unterscheidung.  Dazu  kommt  noch,  dafs  diejenigen 
Urban  Districts,  welche  über  25  000  Einwohner  haben,  auf  Ver- 
langen einen  besoldeten  Friedensrichter,  Stipendiary  Magistrate, 
ganz  in  derselben  Weise  erhalten  können,  wie  die  Municipal- 
städte ^ 

War  so  schon  durch  die  Sanitätsgesetzgebung  von  1875—1890 
sowie  durch  die  sonstige  die  innere  Verwaltung  betreifende  Legis- 
lation, welche  Municipalstädte  und  Urban  Districts  ausnahmslos  mit 
gleichen  Befugnissen  versah,  eine  aufserordentliche  Annäherung  von 
städtischen  Distriktgemeinden  und  Municipalstädten  eingetreten, 
so  hat  die  neueste  Gesetzgebung  diesen  Prozefs  noch  beschleunigt, 
indem  sie  einige  magistrale  Funktionen  an  die  Urban  District 
Councils  ebenso  wie  an  die  Borough  Councils  überwies.  So  über- 
trug die  Akte  von  1894  den  Distrikträten  ebenso  wie  den  Muni- 
cipalstädten eine  Reihe  von  bisher  inj  Wirkungskreise  der  Friedens- 
richter liegenden  Amtshandlungen.  Es  sind  dies  die  schon  oben 
erwähnten  gewerblichen  Konzessionen,  die  nunmehr  dem  Distrikt- 
rate obliegen :  so  die  Licenzerteilung  zur  Errichtung  von  Pfandleih- 
instituten, von  Auswanderungs-  und  Reiseagenturen,  zur  Abhaltung 
von  öffentlichen  Jahrmärkten,  zum  Betriebe  des  Wildhandels,  zur 
Einrichtung  von  Pferdeschlachthäusern,  die  Handhabung  der  Ge- 


Calne  (8495  Einw.),   Cowbridge  (1377  Einw.),  vollständig  den   Urban  Districts 
gleicher  Ausdehnung  und  Beschaffenheit. 

*  Auf  Grund  des  Stipendiary  Magistrates  Act  1863  (26  &  27  Viet  c.  97 
BS.  3.  4). 
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setze  über  Schutz  der  Säuglinge  (Infant  Life  Protection  Act 
1897)  u.  s.  w.^ 

Gerade  so  wie  den  Municipal  Boroughs  steht  auch  den  District 
Councils  eine  doppelte  Initiative  zur  Erweiterung  ihres  Wirkungs- 
kreises über  das  gesetzlich  statuierte  obligatorische  Minimum 
kommunaler  Thätigkeit  hinaus  zur  Verfügung.  Erstens:  Die 
Stellung  von  Ansuchen  an  das  Lokalverwaltungsamt  oder  das  Board 
of  Trade  um  Verleihung  administrativer  Vollmachten  (Powers)  auf 
Grund  der  betreifenden  Specialbestimmungen  des  Public  Health 
Act,  der  Ergänzungsgesetze  zu  demselben,  sowie  der  übrigen  be- 
sonderen Gesetze,  wie  der  Gaswerkgesetze,  Tramway  Akte  u.  s.  w. 
Zweitens:  Die  Einbringung  ^iner  Private  (Local)  Bill  im  Parla- 
mente. Auch  hier  gilt  selbstverständlich ,  dafs  der  letztere  Weg 
nur  bei  solchen  Ansuchen  betreten  werden  darf,  deren  Bewilligung 
durch  eine  Provisional  Order  zu  vollziehen  gesetzlich  nicht  mög- 
lich wäre. 

Die  Borough  Funds  Akte  1872  hat  für  Urban  Districts  dieselbe 
Gültigkeit  wie  für  die  Municipalstädte.  Nicht  minder  steht  den 
Urban  Districts  das  Recht  zu,  Bye  Laws  auf  Grund  der  Sanitäts- 
gesetze sowie  Vorschriften  zur  Führung  von  Gemeindeanstalten  zu 
erlassen.  So  ist  ihnen  die  volle  Verordnungsgewalt  innerhalb  ihres 
Wirkungskreises  zu  eigen :  allerdings  ist  dieselbe  insofern  hier  geringer 
als  in  den  Municipalstädten,  als  den  Urban  Districts  eine  Polizei- 
gewalt nicht  zusteht,  somit  nur  die  Befugnis  zur  Erlassung  von  Normen 
zur  Verhütung  und  Abwehr  von  „Nuisances"  gemäfs  der  Sanitätsakte 
sowie  zur  Erlassung  verkehrspolizeilicher  Normen,  endlich  zur 
Regulierung  des  Lohnfuhrwerks,  der  Kanalboote  u.  s.  w.  principiell 
innewohnt.  In  organisatorischer  Hinsicht  aber  besitzen  auch  die 
Distriktgemeinden  die  volle  Verordnungsgewalt  und  Autonomie 
innerhalb  der  vom  Gesetze  festgesetzten  Grundzüge  für  die  kom- 
munale Organisation.  Auch  hier  finden  wir  in  fast  allen  Gemeinden 
Standing  Orders,  welche  auf  Grundlage  der  in  Schedula  I.  zur 
Public  Health  Akte  1875  geschaffenen  Bestimmungen  sowie  der 
dieselben  zum  Teile  abändernden  Vorschriften  der  Local  Govern- 
ment Akte  1894  eine  —  oft  sehr  ausgearbeitete  —  Geschäftsord- 
nung für  die  Plenarberatungen  des  District  Council  sowie  An- 
weisungen über  die  Führung  der  Administration  durch  Gommittees 
und  Beamte  enthaltend 


^  Local  Government  Act  1894,  s.  27. 

^  Auch  für  diesen  Abschnitt  sind  zahlreiche  Standing  Orders  von  District 
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Wenden  wir  uns  nun  dieser  inneren  Organisation  der  Distrikt- 
verwaltung zu,  so  ist  eigentlich  alles  damit  gesagt,  dafs  hier  die 
getreue  und  völlige  Nachahmung  des  municipalen  Vorbildes  die 
ausnahmslose  Regel  bildet.  Auch  hier  finden  wir  die  drei  Oi^ne 
der  Lokalverwaltung  wieder :  das  Council,  dessen  Committees  und  die 
besoldete  Beamtenschaft,  und  das  gleiche  Verhältnis  besteht  zwischen 
denselben  wie  in  den  Municipalstädten.  Alles,  was  somit  im  ersten 
Abschnitte  über  die  Funktionen  dieser  Organe  gesagt  worden  ist, 
gilt  auch  hier  in  vollem  Mafse.  Die  Zahl  und  Zusammensetzung 
der  Committees  ist  ganz  in  das  Belieben  des  Plenum  gestellt. 
Doch  mufs  jedes  Committee  alljährlich  neu  gebildet  werden.  Was 
nun  die  Stellung  der  Committees  zum  Plenum  betrifft,  so  war  die- 
selbe ursprünglich  nach  der  Public  Health  Akte  1875  gleich  der 
der  municipalen  Ausschüsse  gestaltet,  indem  jeder  Verwaltungsakt 
derselben  der  ausdrücklichen  Zustimmung  ( A  p  p  r  o  v  a  1)  des  letzteren 
bedurfte;  ja  in  einer  bestimmten  Richtung  wurde  hierdie  freie  Aktions- 
sphäre der  Committees  noch  mehr  eingeengt,  indem  ausdrücklich  nicht 
nur  die  Aufnahme  von  Anlehen  und  die  Ausschreibung  einer 
Steuer,  sondern  auch  die  Abschliefsung  jedes  Kontraktes  dem 
Plenum  vorbehalten  blieb.  Das  Gesetz  von  1894  (s.  56  subs.  1  u.  2) 
hat  nun  die  Stellung  des  Committee  wesentlich  freier  gestaltet. 
£s  gestattet  die  völlige  Delegation  der  dem  Council  nach  den 
Public  Health-Gesetzen  sowie  den  Highway  Acts  zustehenden  Be- 
fugnisse, so  dafs  dann  für  diese  Agenden  die  ausdrückliche  Rati- 
habition  des  Council  entfällt.  Aber  die  eben  genannten  Verwaltungs- 
akte   bleiben    auch    in    diesem    Falle    dem   Plenum    vorbehalten. 


Councils  verwertet  worden  und  ist  aus  der  in  der  London  School  of  Economies 
enthaltenen  Kollektion  von  Sitzungsberichten,  sowie  aus  den  Jahrgängen  des 
Municipal  Journal  geschöpft  worden.  Ein  Muster  bietet  das  ürban  District 
Council  von  Hornsey  —  einer  Stadt  von  72000  Einw.  —  in  seinen  „Standing 
Orders  and  Regulations  for  the  Meetings  and  Business  and  Duties  of  Officers  of 
the  District  Council  1S91^ :  in  einem  Buche  von  60  Druckseiten  ist  da  die  ganze 
Yerwaltungsordnung  der  Stadt  mit  genauer  Feststellung  der  Pflichten  aller 
Beamten  übersichtlich  dargestellt.  Ein  Unterschied  zwischen  dieser  Distrikt- 
gemeinde und  irgend  einem  der  bestorganisierten  County  Boroughs  ist  nicht 
wahrzunehmen.  Thatsächlich  bemerkt  auch  das  Municipal  Year  Book  1899 
p.  316  darüber:  „The  District  Council  maintains  a  high  Standard  of  sanitary 
administration,  a  sanitary  Museum  has  heen  opened  at  Highgate,  the  Council  has 
provided  allotments  for  workmen  and  just  erected  100  municipal  Cottages,  a  free 
public  library  is  being  erected  etc.  etc.*'  Ähnlich  wie  mit  Hornsey  steht  es 
mit  den  anderen  in  der  Nähe  Londons  entstandenen  grofsen  Gemeinwesen,  von 
denen  fast  alle  District  Councils  geblieben  sind,  so  Ealing,  East  Ham,  Totten- 
ham  n.  a.  m« 
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Ferner  erleichtert  das  Reformgesetz  die  Bildung  der  Committees 
dadoreli,  dars  es  gestattet,  dafs  auch  Nichtmitglieder  des  Coun- 
cil den  Gommittees  heigezogen  werden.  Die  Verhandlungen  in  den 
Gommittees  sind  in  einem  fortlaufenden  Protokollbuch  (Minutes 
Book)  zu  verzeichnen,  von  dem  Cbairman  des  Ausschusses  zu 
unterfertigen  und  in  der  darauf  folgenden  Sitzung  zu  bestätigen. 
Auch  hier  erfolgt  der  Verkehr  zwischen  Gommittees  und  Plenum 
durch  Berichterstattung  der  ersteren  sowie  Einsichtnahme  in  die 
stets  aufliegenden  Minutes  Books  der  Ausschüsse.  Die  regel- 
mäfsigen  Standing  Gommittees  sind  das  Works  and  General  Pur- 
poses  Gommittee,  das  Finance  Gcmimittee,  das  Highway  and  Ligh- 
ting  Gommittee,  das  Public  Health  Gommittee  und  das  Property  and 
Estate  Gommittee;  hierzu  kommen  dann  die  Ausschüsse  zur  Be- 
sorgung der  auf  Grund  von  Lokalakten  oder  Adoptivgesetzen  zu 
führenden  Verwaitungszweige,  wie  das  Libraries  Gommittee,  Elec- 
tric Lighting  Gommittee,  Tramway  Gommittee  u.  s.  w. 

Die  Ordnung  der  Debatte,  die  Bestimmungen  über  Beschlufs- 
fähigkeit  des  Gouncil  und  der  Gommittees,  Verwandlung  des 
Plenum  in  ein  Grand  Gommittee,  die  Befugnisse  des  Ghairman, 
die  Protokollierung  der  Beschlüsse  in  den  Plenarsitzungen,  die  Vor- 
schriften über  Deklarationspflicht  der  Gewählten  und  über  Straf- 
zahlung wegen  Nichtannahme  des  Amtes,  über  Abstimmung  und 
Stellung  von  Anträgen:  alles  das  ist  in  den  Standing  Orders  der 
District  Gouncils  genau  so  festgesetzt,  wie  wir  es  in  den  Municipal- 
städten  kennen  gelernt  haben.  Das  Statutory  Meeting  findet  jähr- 
lich nach  dem  15.  April  statt :  und  an  diesem  Tage  erfolgt  auch  die 
Bildung  der  Gommittees.  Natürlicherweise  giebt  es  auch  hier  im 
Detail  manche  Abweichungen,  je  nach  den  Gepflogenheiten  der 
Gemeinden.  Manche  District  Gouncils  haben  so  sorgfältig  aus- 
gearbeitete Standing  Orders  wie  die  Grofsstädte,  andere  wieder 
begnügen  sich  mit  kurzen  Ergänzungen  der  gesetzlieben  Vorschriften. 
Immer  aber  geben  die  Standing  Orders  ein  mehr  oder  weniger  aus- 
geführtes, getreues  Bild  (kr  autonomen  Verwaltungsorganisation, 
die  sieh  diese  Gemeinden  ebenso  frei  von  Bevormundung  nach 
ihren  Bedftrfiiissen  selbst  geben  und  wieder  abändern,  wie  es  die 
grofsen  Stadtgemeinden  tbun. 

So  müssen  denn  auch  zur  Beurteilung  der  Stellung  der  Beamten- 
schaft die  Standing  Orders  neben  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
herangezogen  werden.  Im  wesentlichen  sind  die  kommunalen 
Beamten  der  Distriktstädte  denen  der  Municipalstädte  v&llig  gleich- 
gestellt Nur  ist  hier  der  „Staff^  naturgemäfs  einfacher  und  weniger 


Digitized  by 


Google 


526  Dritter  Abschnitt. 

differenziert  wie  bei  jenen.  Das  Verhältnis  der  Departements  zu 
den  betreffenden  Gommittees  ist  auch  hier  die  Grundlage  des  ad- 
ministrativen Geschäftsganges;  erstere  entsprechen  in  ihrer  Ein- 
teilung den  Standing  Gommittees,  denen  sie  untergeordnet  sind. 
Die  Departementchefs  sind  die  Hauptbeamten,  der  District  Sur- 
veyor,  der  Medical  Officer  of  Health,  der  Treasurer  und  an  der 
Spitze  der  Kanzlei  des  Council  der  Clerk  of  the  Council.  Das 
Amt  des  letzteren  ist  in  jeder  Hinsicht  sowohl  nach  seiner  persön- 
lichen Seite  als  nach  seinen  Funktionen  ein  Seitenstttck  zu  dem  des 
Town  Clerk ;  bis  ins  kleinste  Detail  ist,  wenn  man  District  Councils 
und  Municipalstädte  derselben  Gröfsenklasse  miteinander  vergleicht, 
die  Thätigkeit  beider  gleichgeartet  und  es  ist  nur  eine  Verschieden- 
heit der  Bezeichnung,  nicht  ein  anderes  Amt,  was  da  vorliegt.  Es 
genügt  also,  einfach  auf  das  im  ersten  Abschnitte  Gesagte  zu  ver- 
weisen. Doch  pflegt  der  Clerk  of  the  Council  hier  in  der  Regel 
auch  die  Oberleitung  der  Buchführung  zu  l)esorgen.  Überhaupt 
ist  hier  die  Oberaufsicht  über  die  ganze  Thätigkeit  der  Beamten- 
schaft, vor  allem  über  die  mit  Geldausgaben  und  Einnahmen  be- 
trauten Organe,  vollständig  in  der  Hand  des  Clerk  centralisiert. 
Sehr  oft  wird  daher  mehr  auf  die  praktische  Befähigung  des  Clerk 
Wert  gelegt  als  auf  seine  Rechtskenntnisse.  In  solchen  Fällen 
pflegt  neben  dem  District  Clerk  ein  besonderer  Rechtsfreund  der 
Gemeinde,  Solicitor,  ernannt  zu  werden.  Der  District  Clerk  ist 
also  —  und  dies  unterscheidet  ihn  einigermafsen  vom  Town  Clerk  — 
vielleicht  noch  mehr  das  leitende  Haupt  der  durch  die  Kommunal- 
beamten besorgten  Administration  als  in  den  Städten.  Um  so 
gröfser  ist  auch  hier  seine  Vertrauensstellung  und  desto  mehr  ge- 
langt sein  persönlicher  Einflufs,  seine  anregende  und  dirigierende 
Thätigkeit  in  dem  hier  gewöhnlich  engeren  Kreise  zur  Anerkennung  *. 
Auch  betreffs  der  Funktionen  des  Treasurer,  des  Physikus  und  des 
Surveyor  bedarf  es  keiner  weiteren  Ausführungen :  insbesondere  ist 
auch  in  den  kleinsten  Distriktgemeinden  ebenso  wie  in  den  grofsen 
Municipalstädten  das  Ausgabenwesen  so  geordnet,  dafs  der  Treasurer 
durch  Checks  zur  Zahlung  angewiesen  wird,  die  von  drei  Mitgliedern 
des  Council  und  von  dem  Clerk  unterfertigt  sind.  Die  Kontrolle 
erfolgt  durch  den  Accountant  oder  den  Clerk  of  the  Council. 

Neben  diesen  Hauptbeamten  giebt  es  auch  in  den  District  Coun- 
cils die  verschiedenartigsten  Subalternbeamten  und  besoldeten  Hilfs- 


»  Vgl.  Homsey  Standing  Orders  No.  48—74.    Auch  hat  der  District  Clerk 
in  den  grofsen  Distriktgemeinden  einen  Assistant  Clerk  zur  Seite.  . 
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kräfte:  es  sind  da  vor  allem  die  obligatorischen  Organe  zu  er- 
wähnen, nämlich  die  Rate  Gollectors  und  die  Inspectors  of  Nuisances. 
Ersteren,  wenigstens  zwei  an  der  Zahl,  ist  je  ein  Teil  des  Ge- 
meindegebietes zugewiesen,  sie  pflegen  den  Sitzungen  des  Finance 
Gommittee  beigezogen  zu  werden;  sie  sind  Hilfsorgane  des  Clerk  of 
the  Council  oder  des  Accountant,  wo  ein  solcher  besteht.  Letztere 
unterstehen  teils  dem  Medical  Officer,  teils  dem  Surveyor,  respek- 
tive den  betreffenden  Committees.  Ihre  Thätlgkeit  besteht  in 
periodischer  Inspizierung  des  sanitären  und  baulichen  Zustandes 
sowie  der  Strafsenverhältnisse  in  der  Gemeinde  und  der  Bericht- 
erstattung hierober  an  die  vorgesetzten  Ausschüsse,  femer  in  der 
Funktion  als  Hilfsorgane  im  Baudepartement.  Sie  haben  gleich  dem 
Medical  Officer  of  Health  insofern  eine  Sonderstellung  unter  den 
Beamten  der  Gemeinde,  als  sie,  wie  schon  einmal  bemerkt  wurde, 
auf  Grund  der  für  ihre  Besoldung  geleisteten  Staatszuschüsse  in 
gewisser  Hinsicht  den  Weisungen  des  Local  Government  Board 
unterstehen,  auch  von  diesem  unter  Umständen  ohne  Befragung 
des.  Council  entlassen  werden  können.  Aber  diese  Bestimmungen 
haben  für  die  gewöhnliche  Praxis  wenig  Bedeutung,  wobei  zu  er- 
innern ist,  dafs  diese  Oberaufsicht  der  Centralbehörde  davon  ab- 
hängt, ob  die  Distriktgemeinde  jene  Zuschüsse  thätsächlich  in 
Empfang  nimmt.  Im  wesentlichen  sind  sie  kommunale  Beamte  und 
haben  den  Weisungen  der  Committees  und  des  Council  Folge  zu  leisten. 
Allerdings  sind  auch  hier  die  Beziehungen  zwischen  den  Beamten 
und  der  Gemeindevertretung  in  der  Regel  ebenso  durch  Loyalität 
auf  der  einen,  Vertrauen  auf  der  anderen  Seite  charakterisiert,  wie 
in  den  Boroughs :  und  die  Vorschläge  der  verdienten  und  erprobten 
Beamten  werden  gewöhnlich  nur  aus  sehr  triftigen  Gründen  abgelehnt. 
Über  die  Besoldung  der  Beamten  ist  nichts  von  den  municipalen  Ver- 
hältnissen Verschiedenes  auszusagen :  nur  dafs  selbstverständlich  die 
Gehälter  hier  in  der  Regel  geringer  sind.  Die  Gröfse  und  der  Umfang 
der  Verwaltungsthätigkeit  sind  allein  entscheidend :  ein  Rangunter- 
schied oder  eine  Verschiedenheit  in  der  socialen  Position  der  Distrikt- 
beamten und  der  municipalen  Beamten  läfst  sich  kaum  wahrnehmen. 
Wenden  wir  uns  nun  der  Organisation  der  Finanzverwaltung 
der  Distriktstädte  zu,  so  ist  hier  zunächst  der  innere  Apparat 
derselben  völlig  gleich  dem  der  Municipalstädte.  Auch  hier  leitet 
das  Finance  Committee  das  ganze  Finanzwesen  der  Gemeinde  in 
ebenso  geschäftsmäfsiger  und  unbureaukratischer  Weise  wie  dort, 
mit  Hilfe  des  Clerk  of  the  Council  und  des  Treasurer.  Dem 
Borough  Fund  entspricht  hier  der  District  Fund:  die  einheitliche 
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Distriktkasse,  in  die  zunächst  alle  privatwirtschaftliehen  Einkünfte 
der  Distriktgemeinde  einfliefsen.  Hierher  gehören  Profite  ans  der 
Verwaltung  des  beweglichen  oder  nnbeweglichen  Vermögens,  Straf- 
gelder, Gewinne  aus  industriellen  Unternehmungen  der  Gemeinde, 
Gebarungsttberschüsse  u.  s.  w.  Aus  diesem  Fonds  sind  die  Aus- 
gaben der  Gemeinde  zunächst  zu  bedecken.  Erst  insofern  er  nicht 
hinreicht,  ist  eine  allgemeine  Steuer  auszuschreiben  und  einzuheben: 
die  General  District  Rate.  Diese  ist  die  eigentliche  Gemeinde- 
steuer. Sie  ist  bestimmt  zur  Befriedigung  der  allgemeinen  Bedürf- 
nisse des  Distriktes^  zunächst  der  allgemeinen  Verwaltungskosten, 
der  Gehalte,  Löhne,  Materialien  u.  s.  w.  Die  notwendigen  Summen 
sind  in  halbjährigen  Budgets  einzeln  zu  präliminieren.  Ebenso  ist 
der  gesamte  Steuerwert  des  Distrikts  nach  den  einzelnen  Kirch- 
spielen desselben  auf  Grund  der  letzten ,  zum  Zwecke  der  Poor 
Kate  dienenden  Schätzungsliste  festzustellen  und  hierauf  die  Höhe 
der  Steuer  in  Form  der  Equal  Pound  Rate  festzustellen  und  zu 
publizieren.  Jede  Person  oder  jedes  Kirchspiel,  die  siäi  durch  die 
eigene  Einschätzung  oder  die  der  Mitsteuerträger  beschwert  fühlen, 
haben  das  Recht,  an  die  Quarter  Sessions  zu  appellieren,  welche 
letztere  jede  Steuerbemessung  ändern  oder  nichtig  erklären  können. 
Die  ordnungsmäfsig  beschlossene  Steuer  bedarf  der  Publikation, 
die  in  gleicher  Weise  wie  bei  der  Armensteuer  zu  vollziehen  ist. 
Die  Zeit,  Art  und  Weise  der  Einhebung,  sowie  die  Bestimmung 
der  hierzu  notwendigen  Personen  (Rate  CoUectors)  unterliegt  dem 
Ermessen  des  Council.  Die  Distriktsteuer  wird  nicht  wie  die  Borough 
Rate  durch  eine  an  die  Overseersdes  Kirchspiels  ergehende  Verftkgung, 
sondern  selbständig  eingehoben.  Tritt  schon  darin  die  Besonderheit 
dieser  Steuer  hervor,  so  ist  dies  noch  mehr  der  Fall  infolge  ihrer 
besonderen  Berücksichtigung  des  nur  mit  V4  des  Ertragswertes 
herangezogenen  landwirtschaftlichen  Besitzes  sowie  der  weitgehenden 
Lokalisierung  der  Incidenz  der  Steuer.  Über  beide  Punkte  ist  be- 
reits im  Abschnitte  über  municipales  Finanzreeht  das  Notwendige 
dargelegt  worden. 

Gleichwie  das  Zweckprindp  in  der  Auflegung  der  Distrikt- 
steuer klar  ausgesprochen  erscheint,  so  beherrscht  auch  das  strenge 
Princip  des  Specialzweckes  die  gesamte  Ausgabenwirtsehaft  der 
Distriktgemeinde.  Sowie  in  den  Municipalstädten  dürfen  auch 
hier  öffentliche  Gelder  nur  strenge  zu  den  gesetzlichen  Zwecken 
verwendet  werden.  In  verschiedenen  gerichtlichen  Erkenntnissen 
ist  ausgesprochen  worden,  dafs  der  Steuerertrag  der  District  Rate 
einen  öffentlich-rechtlichen  Fonds  bildet,  der  nur  zu  legalen  Zwecken 
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der  Lokalverwaltung,  nieht  aber  nach  dem  freien  Belieben  des  Council 
verwendet  werden  kann.  In  den  Kreis  der  gesetzlichen  Ausgabea 
fallen  auch  hier  wie  bei  den  Municipalstädten  die  Kosten  für  die 
gerichtliche  Prozefsfühmng  im  Interesse  des  Distriktes,  sowie  fQr 
Einbringung  von  Bills  und  Opposition  gegen  solche  im  Parlamente 
eingebrachte  Private  Bills,  welche  die  Interessen  der  Gemeinde  be- 
rühren. Hierbei  sind  die  Bestimmungen  der  Borough  Funds  Akte 
1872  in  gleicher  Weise  wie  fOr  die  Municipalstädte  mafsgebend^. 
Das  ganze  Ausgabenwesen  der  Gemeinde  unterliegt  aber  der 
Reehnungsrevision  und  Überprüfung  auf  seine  Legalität  durch  eine 
von  der  Gemeinde  völlig  unabhängige  Behörde:  den  Central  Audit^ 
d.  h.  die  vom  Lokalverwaltungsamt  ressortierende  centraladministra- 
tive  Bevisionsbehörde.  Das  Local  Government  Board  ernennt  und 
besoldet  eine  Reihe  von  District  Auditors,  denen  je  ein  bestimmter 
Teil  des  Staatsgebietes  zur  Überprüfung  der  Gebarung  aller  in 
demselben  befindlichen  Lokalverwaltungsbehörden  zugewiesen  wird. 
Nur  die  Municipalstädte  unterliegen  dieser  Aufsieht  nicht:  wohl 
aber,  wie  vorhin  festgestellt  wurde,  die  County  Councils  und  nicht 
minder  die  District  Councils.  Zu  diesem  Zwecke  setzt  das  Local 
Government  Board, vor  allem  eine  bestimmte  Form  der  Buch-  und 
Kassenführung  fest^  der  sich  alle  Urban  Districts  gleichmäfsig  zu 
fügen  haben.  Der  Rechnungsabscblufs  erfolgt  zum  31.  März. 
Hierauf  sind  zu  einem  bestimmten  Datum,  das  14  Tage  vorher 
ordnungsmäfsig  öffentlich  kundgemacht  werden  mufs,  die  gesamten 
Gemeinderecbnungen,  sowohl  Aufstellungen  der  Einnahmen  wie  der 
Ausgaben  und  die  darauf  gegründete  Bilanz,  dem  District  Auditor 
vorzulegen.  Gleichzeitig  mufs  eine  getreue  Abschrift  der  dem 
Auditor  vorgelegten  Accounts  in  dem  Office  des  District  Council  zur 
öffentlichen  Einsichtnahme  seitens  der  Steuerzahler  aufgelegt  werden. 
Letzteren  ist  die  Anfertigung  von  Abschriften  unbedingt  gestattet. 
Der  Auditor  ist  sodann  berechtigt,  alle  anderen  ihm  notwendig 
erseheinenden  Bücher,  Belege  und  sonstigen  Behelfe  zu  verlangen, 
mögen  sie  sich  im  Besitze  wessen  immer  befinden.  Zuwiderhand- 
lungen werden  mit  Geldbufsen ,  lügnerische  Angaben  oder  Ver- 
weigerung unter  Angabe  falscher  Gründe  als  Verbrechen  bestraft»^ 
Die  endgültige  Rechnungsrevision  findet  Öffentlich  wie  eine  Gerichts- 
verhandlung  statt.     Jeder   Steuerzahler    ist   berechtigt  zu  inter- 


^  Für  die  Anwendung  des  Gemeindesiegels  (Common  seal)  bestehen  die- 
selben Vorschriften  wie  in  den  Municipalstädten.  Vgl.  z.  B.  Standing  Orders. 
Llanelly  Nr.  39—41,  Homsey  26—28,  Buxton  45—47  u.  a.  m. 

Redlich,  Engl.  Lokalverwaltung.  84 
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venieren  und  Einwendungen  gegen  die  Gesetzmäfsigkeit  der  Aus- 
gaben der  Gemeinde  vorzubringen.  Der  Auditor  ist  berufen,  so- 
wohl aus  eigenem  Antrieb  als  auf  Grund  solcher  Einwendungen 
einzelne  Posten  der  Gemeindeausgaben  zu  bemängeln  (disallow) 
und  deren  Rückersatz  denjenigen  aufzuerlegen  (surcharge),  die  die 
betreffende  Ausgabe  verursacht  oder  autorisiert  haben.  Gegen  solche 
Entscheidungen  steht  dem  Betroffenen  der  Rechtsweg  zur  An- 
bringung des  Gesuches  um  ein  Writ  of  Certiorari  beim  obersten 
Gerichtshof  (Court  of  Queens  Bench)  offen,  und  zwar  nicht  nur  gegen 
Bemängelungen  (disallowances)  sondern  es  steht  jedem  Steuerzahler 
auch  zu,  die  Beschwerde  gegen  Passierung  von  Ausgaben  (Allowances) 
einzubringen.  Andererseits  steht  aber  auch  eine  administrative 
Appellation  an  das  Local  Government  Board  offen,  das  hier  die- 
selbe definitive  Entscheidungsgewalt  besitzt  wie  gegenüber  Be- 
schwerden in  betreff  der  Finanzgebarung  von  Armenbehörden. 

Vierzehn  Tage  nach  Vollendung  der  Rechnungsrevision  hat  der 
Auditor  einen  Bericht  über  letztere  zu  erstatten  und  dem  Clerk 
of  the  Council  zu  übergeben,  welch'  letzterer  ihn  in  den  öffentlichen 
Blättern  kundzumachen  hat.  Der  gleichen  Revision  unterliegen 
die  Accounts  aller  Joint  Committees  sowie  solcher  Beamten  des 
District  Council,  welche  mit  selbständiger  Gebarung  von  öffent- 
lichen Geldern  seitens  des  letzteren  betraut  sind,  wie  die  Verwalter 
von  kommunalen  AUotments,  Hospitälern,  Gaswerksverwaltungen 
u.  s.  w.  *• 

Was  nun  den  zweiten  Hauptgegenstand  des  kommunalen  Finanz- 
rechtes, die  gesetzlichen  Bedingungen  für  die  Aufnahme  von  An- 
lehen  betrifft,  so  ist  hier  die  Handlungsfreiheit  der  kommunalen 
Vertretung  geradeso  eingeschränkt,  wie  dies  bei  den  Municipal- 
städten  der  Fall  ist.  Nicht  nur  finden  sich  auch  hier  alle  die  Befug- 
nisse der  Centralbehörde,  wie  Bewilligung  der  einzelnen  Anleihe, 
Entscheidung  darüber,  ob  der  betreffende,  durch  die  Anleihe  ver- 
folgte Zweck  von  Gesetzeswegen  in  Form  einer  Anleihe  angestrebt 
werden  darf,  endlich  Vorschreibung  der  Bedingungen  über  Rück- 
zahlung und  Sicherstellung  durch  das  Lokalverwaltungsamt,  son- 
dern das  Gesetz  hat  hier  dem  diskretionären  Ermessen  der  Auf- 
sichtsbehörde eine  festß  Grenze  gesetzt  durch  die  Bestimmung, 
^afs  kein  städtischer  Distrikt  mehr  als  den  doppelten  Betrag 
seines    Steuerwertes    (Rateable   Value)    als    Schuldenlast    tragen 


^  Über  das  Institut  des  Audit  in  ürban  Districts  sind  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  enthalten  in  ss.  245 — 47  der  Akte  von  1875,  sowie  im  District 
Auditors  Act  1879  (42  Vict.  c.  6). 
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darf,  und  schon,  wenn  die  Schulden  der  Distriktgemeinde  die 
Höhe  des  einfachen  Betrages  des  Steuerwertes  erreichen,  darf 
das  Lokalverwaltungsamt  nur  nach  Vornahme  einer  Local  Inquiry 
«ine  Bewilligung  erteilen.  Die  gesetzliche  Frist  fftr  die  Amorti- 
Bierung  beträgt  im  Maximum  60  Jahre.  Dieselbe  erfolgt  auch 
hier,  wie  in  den  Municipalstädten ,  entweder  durch  jährliche 
Bückzahlung  oder  durch  Bildung  eines  Tilgungsfonds  oder  durch 
Rückkauf  ausgegebener  einheitlicher  Rente. 

Anknüpfend  an  die  Finanzverwaltung  de&  städtischen  Distriktes 
gelangen  wir  unmittelbar  zu  dem  Punkte,  in  welchem  sich  die 
Organisation  dieser  kommunalen  Körper  am  wesentlichsten  von  der 
der  Municipalstädte  unterscheidet,  nämlich  zu  ihrem  Verhältnisse 
zur  Centralgewalt  einerseits,  zum  Grafschaftsrate  andererseits.  Wir 
haben  im  früheren  Kapitel  gesehen,  dafs  die  englische  Municipal- 
Verwaltung  nach  der  Städteordnung  eine  administrative  Oberaufsicht 
durch  die  Centralbehörde  nicht  kennt.  Abgesehen  von  der  dem 
Lokalverwaltungsamte  zustehenden  Bewilligung  der  Anleihen,  besitzt 
letzteres  keine  Handhabe,  irgendwie  in  die  laufende  städtische  Ver- 
waltung einzugreifen,  und  auch  diese  finanzielle  Überordnung  der 
Centralbehörde  wird  durch  die  Berechtigung  der  Städte,  sich  die 
Bewilligung  von  Anleihen  durch  Local  Bills  vom  Parlamente  selbst 
zu  beschaffen,  so  ziemlich  illusorisch  gemacht.  Jene  Städteverwal- 
tung nun,  welche  durch  die  Sanitätsgesetzgebung  geschaffen  worden 
ist,  unterscheidet  sich  von  der  eigentlichen  Municipalverwaltung 
vor  allem  dadurch,  dafs  sie  der  Centralbehörde  einen  gröfseren 
Spielraum  zur  Entfaltung  ihrer  Oberaufsicht  giebt.  Diese  letztere 
wird  in  folgenden  Richtungen  geübt: 

L  Durch  das  Recht,  die  wichtigsten  Sanitätsbeamten  zu  er- 
nennen, zu  entlassen,  deren  Gehälter  und  Dienstvorschriften  zu 
regeln,  sich  durch  Berichte  der  Centralinspektoren ,  die  an  den 
Sitzungen  der  Sanitätsbehörde  teilnehmen  dürfen,  laufende  Kenntnis 
von  dem  Zustande  der  Verwaltung  zu  verschaffen.  Diese  Befugnisse 
sind  angeknüpft  an  die  Thatsache,  dafs  die  Hälfte  der  den  Kom- 
munalkörpern für  die  Besoldung  der  Sanitätsbeamten  erwachsenen 
Kosten  durch  Zuschüsse  aus  dem  Staatsschatze  gedeckt  wird  und 
nur  dort,  wo  diese  Zuschüsse  thatsächlich  angenommen  werden, 
ist  die  Ceutralverwaltung  zu  dieser  Art  von  Ingerenz  auf  die 
Lokalverwaltung  berechtigt.  Gegenwärtig  aber  giebt  es  keine 
Distriktgemeinde  mehr,  die  solche  Zuschüsse  nicht  annehmen 
würde,  und  deshalb  ist,  praktisch  genommen,  die  Aufsichtsbefugnis 
der  Centralbehörde  so  gut  wie  bedingungslos  gesichert. 

34* 
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2:  Die  Gentralbehörde  besitzt  das  Recht,  auf  Grund  ein- 
gegangener Beschwerden  das  zur  Durchführung  der  Sanitätsgesetze 
verpflichtete  Lokalverwaltungsorgan  zur  Erfüllung  seiner  Verpflich- 
tui^en  zu  zwingen  und  dies  nicht  blofs  auf  dem  durch  das  gemeine 
Recht  gebotenen  gerichtlichen  Wege  mittelst  Writ  of  Mandamua,  son- 
dern auch  durch  administrative  Zwangsmittel,  als  deren  schärfstes 
die  Vollziehung  der  von  der  säumigen  Lokalverwaltungskörpersehaft 
unterlassenen  Arbeiten  durch  einen  Delegierten  der  Centralverwal- 
tung  auf  Kosten  des  Lokalverwaltungskörpers  erscheint.  Dieses 
Recht  wird  weiter  bestärkt  durch  die  Befugnis,  eventuell  eine 
Zwangssteuerverwaltung  bis  zur  erfolgten  Deckung  der  aufge- 
laufenen Kosten  einzuführen. 

8.  Die  Gentralbehörde  besitzt  eine  administrative  Obergewalt 
über  die  lokalen  Sanitätsbehörden  durch  ihre  Befugnis,  die  Bye  Laws 
derselben  zu  bestätigen. 

4.  Das  Lokalverwaltungsamt  besitzt  vermittelst  des  Institutes 
der  Rechnungskontrolle  durch  centralbehördlich  angestellte  Beamte, 
District  Auditors,  nicht  nur  eine  jeden  einzelnen  Verwaltungsakt 
erreichende  Inspektionsbefugnis,  sondern  auch  das  Recht,  jeden  in 
einer  Geldausgabe  der  Lokalverwaltung  zum  Ausdruck  kommenden 
Verwaltungsakt  derselben  auf  seine  Gesetzlichkeit  zu  prüfen,  even- 
tuell zu  kassieren  und  den  Rückersatz  der  unrechtmäfsig  veraus- 
gabten Gelder  den  an  dem  betreffenden  Akte  durch  ihre  Beschlufs- 
fassung  schuldigen  Personen  aufzuerlegen. 

5.  Endlich  übt  das  Lokalverwaltungsamt,  wie  vorhin  geschildert, 
eine  Ingerenz  auf  die  Gemeindeverwaltung  der  Urban  Districts 
durch  Oberaufsicht  über  das  Schuldenwesen  derselben  aus. 

Alle  diese  Befugnisse  auf  Grund  der  Sanitätsgesetzgebung 
stehen  vereint  der  Gentralbehörde  nur  in  Bezug  auf  die  nicht 
municipalen  Sanitätsbehörden,  auf  die  Urban  District  Gouncils  zu. 
In  Municipalstädten  entfällt  vor  allem  die  wichtigste  Befugnis,  die 
Rechnungsrevision,  und  überdies  ist  hier  die  ganze,  aufserhalb  der 
Sanitätsgesetze  liegende  Verwaltungsthätigkeit  des  Town  Gouncil  frei 
von  jeder  centralbehöi*dlichen  Oberaufsicht.  Praktisch  genommen, 
ist  übrigens  die  centraladministrative  Ingerenz,  die  auf  Grund  der 
Staatszuschüsse  für  die  Besoldung  der  Sanitätsbeamten  auch  in  den 
Municipalstädten  geübt  wird,  wenig  wirksam  wegen  der  geringen 
Bedeutung,  welche  diese  Summen  für  die  grofsen  und  mittleren 
Städte  haben;  den  meisten  Distriktstädten  gegenüber  wirken  aber 
alle  vorangeführten  administrativen  Mittel  iu  stärkerem  Mafse.   Sie 
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sind  rechtlieh  und  thatsftchlieh  m  der  gaaien  Ftüurung  der  Yer- 
waltttüg  weit  mehr  als  die  Boroughs  dem  LofcalvenyaltimgMiwte  mh^ 
ordi&iert;  hierbei  mufs  aber  immer  festgehalten  iperden,  date  a«ich 
diese  admioistratiTe  Subordination  der  DistriktstiUite  allezeit  nur 
zam  Zwecke  der  Erffillung  gesetzlicher  Verpflichtungen,  nicht  aber 
von  diskretionär  zu  erlassenden  Verfügungen  der  Gentralbehörde 
eingesetzt  ist  Das  Verhältnis  der  städtischen  Distrikte  zu  den  Graf- 
sehaftsräten  ist  bereits  im  zweiten  Abschnitte  gekennzeichnet 
worden;  wir  wissen,  dafs  eine  systematische  Unterordnung,  ein 
„hierarchisches''  Subjdctionsverhältnis  hier  ebensowenig  besteht  als 
zwischen  letzteren  und  den  Munidpalstädten. 

Die  socialen  Elemente,  die  in  der  Verwaltung  dieser  Stadt- 
gemeinden zweiter  Ordnung  thätig  sind,  erscheinen  im  ganzen  und 
grofsen  gleichartig  mit  den  in  den  Municipalstädten  administrierenden 
Elementen.  Mit  der  Modifikation,  dafs  hier,  in  den  gewöhnlich 
kleineren  Gemeinwesen,  die  unteren  Schichten  der  Mittelklasse 
und  die  obere  Schichte  der  Lohnarbeiterschaft  einen  gröfseren 
Anteil  an  der  Verwaltung  nehmen  als  in  den  grofsen  Municipal- 
städten, gilt  hier  alles  das,  was  oben  betreflfis  der  Borough  Councils 
gesagt  wurde,  auch  von  den  städtischen  District  Councils. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Rnral  Distriets'. 

Als  durch  die  Akte  des  Jahres  1875  die  neue  Gesamtorgani- 
sation der  Lokalverwaltung  durchgeführt  wurde,  bildete  eine  der 
Hauptschwierigkeiten  die  Lösung  der  Frage,  was  denn  die  terri- 
toriale Einheit  für  die  Durchführung  der  Sanitätsgesetze  in  allen 
jenen  Landesteilen  sein  soll,  die  bisher  nicht  städtisch  organisiert 


*  Die  gesetzlichen  BesUmmungen  sind  enthalten  in  der  Public  Health  Akte 
88.  5,  9,  11,  passim  in  Part.  III.  IV.  VI.  dann  insbesondere  ss.  229— 232,  ferner 
Loc.  GoY.  Akte  1894.  Die  Wahlordnung  ist  erlasen  durch  Order  des  Local 
Government  Board  vom  1.  Januar  1898  (Glen,  IL  p.  1975). 

Litteratur:  Blake  Odgers  p.  130—148,  Wright  and  Hobhouse 
p.  14^  Arminjon  op.  cit.  eh.  IV.  Vauthier  op.  cit.  eh.  VIL 

Die  Zahl  der  Rural  Districts  beträgt  nach  dem  Report  des  Local  Govern- 
ment Board  ffXr  1898—99  insgesamt  68a. 
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waren  und  auch  fernerhin  so  nicht  organisiert  werden  sollten.  Wie 
sollten  die  Aufgaben  der  inneren  Landesverwaltung,  wie  sie  die 
Public  Health  Akte  kodifizierte,  auf  dem  flachen  Lande  durchgeführt 
werden?  Die  Lösung  fand  man  darin,  dafs  man  die  Territorial- 
einheit der  Armenverwaltung  —  die  Union  —  zur  Grundlage  nahm 
und  ebenso  fand  man  in  der  Lokalarmenbehörde,  dem  Board  of 
Guardians,  das  geeignete  Organ  zur  Durchführung  des  Gesetzes; 
aber  in  beiden  Richtungen,  sowohl  in  Bezug  auf  die  territoriale 
Ordnung  der  Verwaltung  als  auch  in  Bezug  auf  das  Verwaltungs- 
organ wurden  bei  der  Einrichtung  der  ländlichen  Sanitätsver- 
waltung Abweichungen  von  dieser  zu  Grunde  gelegten  Organisation 
der  Armenverwaltung  notwendigerweise  geschaffen.  In  ersterer 
Hinsicht  dadurch,  dafs  aus  dem  Gebiete  der  Unions,  die  bekannt- 
lich ohne  Rücksicht  auf  Stadt-  und  Grafschaftsgrenzen  angelegt 
worden  waren,  alle  jene  Gebiete  herausgeschnitten  wurden,  die 
bereits  als  Stadtverwaltuugsgebiet  in  irgend  einer  Form  organisiert 
waren.  Es  sind  dies  die  drei  Klassen  von  Urban  Authorities,  wejche 
die  Sanitätsakte  von  1875  aufzählt:  Boroughs,  Imprpvement  Gom- 
missioners  Districts  und  Local  Boards  Districts.  Dadurch  wurde 
die  erste  und  bedeutungsvolle  Abweichung  in  der  territorialen 
Organisation  des  Sanitätswesens  von  der  des  Armenwesens  ge- 
schaffen; denn  während  die  städtischen  und  ländlichen  Kirchspiele, 
aus  denen  eine  Union  sich  in  Hunderten  von  Fällen  zusammen- 
setzte, für  die  Armen  Verwaltung  nach  wie  vor  vereinigt  blieben, 
wurden  sie  für  die  Sanitätsverwaltung  von  einander  getrennt.  Der 
städtische  Teil  der  Union  bildete  einen  selbständigen  städtischen 
Sanitätsdistrikt  oder  einen  Teil  eines  solchen;  der  ländliche  Teil 
der  Union  aber  bildete  den  neuen  ländlichen  Sanitätsdistrikt.  Parallel 
damit  läuft  die  Abänderung  in  der  Zusammensetzung  der  Armen- 
behörde als  Organ  der  Sanitätsverwaltung.  .  Das  Gesetz  schied 
nämlich  alle  jene  Guardians  von  der  Teilnahme  an  der  Sanitäts- 
verwaltung im  Rural  District  aus,  welche  von  städtischen  Kirch- 
spielen zum  Board  der  Guardians  entsendet  wurden  und  ebenso 
alle  jene  ex  officio-Guardians,  die  in  einem  zu  der  Union  gehörigen 
städtischen  Kirchspiele  wohnen. 

Das  Ergebnis  ist  also,  dafs  sogleich  vom  Beginne  der  all- 
gemeinen Neuorganisation  des  Landes  zum  Zwecke  der  inneren  Ver- 
waltung, wie  sie  die  Public  Health  Akte  1875  schuf,  angefangen, 
ein  neues  Organ  und  eine  neue  territoriale  Einheit  für 
diese  Verwaltung  trotz  der  Anlehnung  an  die  bestehende  Organi- 
sation der  Armenverwaltung  hatte  geschaffen  werden  müssen.    Die 
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grorse  Reform  des  Jahres  1894  ist  denn  nun  einen  entscheidenden 
Sehritt  weiter  gegangen;  sie  hat  die  ländlichen  Sanitätsdistrikte 
von  dem  Zusammenhange  mit  den  Unions  losgelöst,  indem  sie 
erstere  vollständig  der  Grafschaft  einordnete,  und  sie  hat  ein  völlig 
neues  Organ  in  der  Lokalverwaltung  in  den  ländlichen  Distrikten 
durch  Kreierung  der  Rural  District  Councils  geschaffen. 

Die  auf  solche  Weise  geschaffene  territoriale  Grundlage  der 
Lokalverwaltung  in  den  nicht  städtisch  organisierten  Bezirken  ist 
folgendermafsen  gebildet.  Zunächst  verfügt  das  Gesetz,  dafs  prin- 
cipiell  jeder  Rural  District  ein  County  District  sein  müsse,  d.  h. 
dafs  er  in  seiner  Gröfse  und  Ausdehnung  innerhalb  ein  und  der- 
selben Grafschaft  liegen  müsse,  und  es  beauftragt  daher  die  Graf- 
schaftsräte, überall  dort,  wo  Distrikte  in  zwei  oder  mehrere  Graf- 
schaften übergreifen,  auf  Grund  der  durch  ein  Joint  Committee 
gepflogenen  Erhebungen  die  betreffenden  Grenzregulierungen  durch 
Verordnungen  auf  Grund  von  Section  57.  des  Gesetzes  vom  Jahre 
1888  durchzuführen.  Fortan  soll,  wie  das  Gesetz  ausdrücklich  be- 
stimmt, jedes  Kirchspiel  und  jeder  ländliche  Distrikt  mit  seinem 
ganzen  Gebiete  nur  in  einer  Grafschaft  liegen ,  ebenso  wie  jedes 
Kirchspiel  mit  seinem  ganzen  Territorium  möglichst  innerhalb  eines 
einzigen  County  District  liegen  soll.  Damit  ist  zum  erstenmal  eine 
systematische,  wenn  auch  keineswegs  schematische  Einteilung  des 
Landes  zum  Zwecke  der  inneren  Verwaltung  geschaffen.  Kirchspiel, 
ländlicher  Grafschaftsdistrikt,  endlich  die  Administrativgrafschaft 
sind  die  drei  konzentrischen  Kreise  der  modernen  Lokalverwaltung 
in  allen  aufserstädtischen  Gebieten  Englands.  Nur  in  besonders 
berücksichtigungswürdigen  Fällen  soll  der  Grafschaftsrat  Ab- 
weichungen von  dieser  Norm  auch  fernerhin  gestatten. 

Der  Rural  District  ist  somit  als  Unterabteilung  der  Grafschaft 
nunmehr  völlig  losgelöst  von  seiner  ursprünglichen  Grundlage,  der 
territorialen  Organisation  der  Armenverwaltung.  Die  Grafschaften 
und  nicht  mehr  die  zum  Specialzwecke  der  Poor  Law-Admini- 
stration  ohne  Rücksicht  auf  die  historischen  Ortszusammenhänge 
zusammengewürfelten  Kirchspielsgruppen  sind  von  nun  an  in  erster 
Linie  mafsgebend  für  die  territoriale  Gestaltung  der  Distrikte. 

Ist  so  das  Territorium  der  Distriktverwaltung  in  vielen  Fällen 
wesentlich  verschieden  von  dem  bisherigen  Verwaltungsgebiete  der 
mit  der  Sanitätsverwaltung  betrauten  ländlichen  Armenbehörden, 
so  ist  die  gleichzeitige  Änderung  in  der  Bildung  des  Verwaltungs- 
organes  für  den  Distrikt  noch  radikaler.  Durch  das  Gesetz  von 
1894  wird  nämlich  zur  Besorgung  der  Lokalverwaltung  im  länd- 


Digitized  by 


Google 


586  Dritter  AbsciuuiL 

liehen  Distrikt  eine  vdilig  neae  Behörde,  da«  Bural  Dkitriet 
Couneii,  eingesetzt. 

Während  das  Gesetz  bezüglich  der  städtisehfin,  nicht  mit  den 
Boroughs  znsammenfallenden ,  Sanitätsdistrikte  ausdrücklich  ver- 
fügt, dafs  trotz  der  Abänderung  des  Wahlrechtes  für  deren  Ver- 
waltungsorgan die  neu  konstituierten  Urban  District  Gouncilb 
keine  neue  Behörde  vorstellen,  sondern  nur  in  ihrem  Namen  ge- 
ändert erscheinen,  hat  das  Gesetz  für  die  ländlichen  Distrikte  ein 
völlig  neues  Organ  in  den  Rural  District  Councils  geschaffen, 
auf  welche  die  Rechte  und  Pflichten  der  bisherigen  ländlichen 
Sanitätsbehörde,  der  Guardians,  übergehen. 

Aber  das  Gesetz  geht  noch  weiter.  Es  verkehrt  das  bisherige 
Verhältnis  der  Armenverwaltung  zur  Sanitätsverwaltung  völlig  in 
sein  Gegenteil,  indem  es  festsetzt,  dafs  die  gewählten  Mitglieder 
der  Distrikträte  zugleich  auch  als  die  Vertreter  ihrer  Kirchspiele 
in  der  ländlichen  Armenverwaltungsbehörde  dem  Board  of  Guar- 
dians zu  fungieren  haben,  so  dafs  von  nun  ab  in  allen  länd- 
lichen Kirchspielen  keine  besonderen  Wahlen  von 
Armenräten  mehr  vorzunehmen  sind. 

Somit  ist  gegenwärtig  für  das  ganze  nicht  städtisch  organisierte 
England  im  strikten  Gegensatze  zur  historischen  Entwicklung  die 
Armenverwaltung  in  Bezug  auf  das  Verwaltungsorgan  nur  mehr 
ein,  allerdings  noch  immer  in  der  Funktion  vollkommen  selbständiger, 
Anhang  zur  allgemeinen  Lokalverwaltung. 

Dadurch  ist  nun  ein  Zustand  geschaffen,  der  Bricht  weniger 
kompliziert  erscheint,  als  der  vorhergegangene.  Erstens  in  Hin- 
sicht der  territorialen  Ordnung.  Zwar  kann  der  Graf^chaftarst 
eine  Abänderung  der  Grenzen  der  Union  durch  Order  verfügen 
und  so  deren  Gebiet  dem  des  Distriktes  gleichzumachen  suchen; 
aber  das  Recht  des  Lokalverwaltungsamtes,  die  Einteilung  des 
Landes  in  Armenverbände  nach  seinem  administrativen  GutdüidceiL 
zu  regeln,  bleibt  unberührt  aufrecht  erhalten  und  damit  audi  die 
aus  Gründen  der  Armenverwaltung  sehr  häufig  notwendige  Diver- 
genz beider  Gebiete.  Sodann  in  Bezug  auf  das  Verwaltongsoigan 
Das  Board  of  Guardians  besteht  nach  wie  vor  für  die  ländliche 
Union,  gleichviel,  ob  die  Grenzen  derselben  mit  dem  Rural  District 
zusammenfallen  oder  nicht.  Der  allerdings  praktisch  wichtige 
Unterschied  gegen  die  frühere  Ordnung  ist  also  nur  der,  dafe  fttr 
die  ländlichen  Kirchspiele  der  Unions  die  District  Councillois  ida 
Armenräte  ex  officio  erscheinen. 
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Setraehten  wir  nuanelir  die  ZwammeiMetzuBg  des  neu  ge- 
sehaftaen  DiBtriktvervaltungaorgaiies ,  so  stehen  wir  unmittelbar 
bei  jeaem  Gegenstände,  der  die  grofse  politische  Bedeutung  des 
Local  Government  Act  Ton  18d4  zua  grofsen  Teile  ausmacht. 
Das  neue  Organ  beruht  auf  der  Erwählung  einer  bestimmten  An- 
zahl von  Councillors  durch  die  Parochial  Electors,  wobei  die  eiu. 
zdnen  Kirchspiele  als  Wahlkreise  dienen.  Parochial  Eleetor  ist 
aber  gemärs  Section  2.  des  Gesetzes  von  1894  jeder  männliche 
oder  weibliehe  Staatsbürger,  der  entweder  als  Parlamentswähler 
oder  als  Wähler  zum  Grafsdiaftsrate  in  die  Parliamentary 
Eleetors  List  oder  in  die  Local  Government  Electors  List  mit 
Beziehung  auf  das  Kirchspiel,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz 
hat,  eingetragen  ist.  Es  ist  somit  das  ausgedehnteste  Wahlrecht 
Englands,  indem  es  die  beiden  Wählerlisten  zu  einer  einzigen  ver- 
einigt und  damit  neben  dem  Haushaltungswahlrecht,  das  sowohl 
für  die  Lokalverwaltung  als  für  das  Parlament  die  Grundlage 
bildet,  auch  die  besonderen  Wählerberechtigungen,  die  für  das 
Parlament  ein^:^its,  für  die  Grafschaftswahlen  andererseits  be- 
stehen, zusanmienfafst.  Damit  ist  der  streng  demokratische 
Charakter  der  neuen  Lokalverwaltungsbehörde  be- 
siegelt. 

Die  Zahl  der  za  wählenden  District  Councillors  wird  durch  das 
Gesetz  zunächst  mit  der  bisherigen  Anzahl  der  Guardians  gl^eh- 
gesetzt;  in  Zukunft  aber  hat  der  Grafschaftsrat  die  Anzahl  sowie 
die  GriMse  der  Wahlkreise  zu  bestimmen,  und  ist  auch  befugt,  zu 
letzterem  Zwecke  Kirchspiele  in  Wards  zu  teilen  oder  solche  zu 
vereinigen  mit  der  gleichen  Vollmacht,  wie  sie  das  Lokalverwaltungs- 
amt in  Bezug  auf  die  Poor  Law  Unions  besitzt 

Die  Wählbarkeit  ist  auch  hier  in  gleicher  Weise  geregelt,  wie 
für  die  Wahlen  in  die  Armenräte  seitens  der  städtischen  Kirchspiele: 
nämlich  Vorbedingung  ist  Emiragung  in  die  Wählerliste  nebst  ein- 
jährigem Wohnsitz  im  Distrikte.  Frauen,  gleichviel  ob  ledig  oder 
verheiratet,  sind  den  Männern  im  Wahlrechte  v6ilig  gleichgestdlt 
Die  Fuaktionsdauer  der  Councillors  ist  dre^ährig.  Ein  Drittel 
von  ihnen  scheidet  jährlich  am  15.  April  aus  und  mufs  sich  der 
Neuwahl  unterziehen  ^  Aldermen  giebt  es  ni^t,  sondern  das  Rural 
District  Council  ist  ein  rein  durch  Wahl    gebildetes  Organ  der 


^  Doch  kann  auf  Ansuchen  des  District  Council  das  Gounty  Council 
durch  Order  bestimmen,  dafs  statt  der  jährlichen  Ernennung  eines  Drittels  die 
ganze  Distriktvertretung  auf  einmal  alle  drei  Jahre  der  Neuwahl  sich  unter- 
zieht.   8.  20,  subs.  6,  s.  24,  subs.  4  des  L.  O.  A.  1804. 
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Lokalverwaltung.  Die  Wahlordnung  ist  ebenso  wie  die  der  städti- 
schen Distrikträte  nicht  durch  das  Gesetz  selbst  ausgeführt,  sondern 
durch  Verordnung  des  Lokalverwaltungsamtes  geregelt.  Aber  das 
Gesetz  schreibt  die  Grundzüge  mit  grofser  Genauigkeit  vor.  Selbst- 
verständlich wird  auch  hier  die  Wahl  durch  geheime  schriftliche 
Abstimmung  (Ballot)  vorgenommen  und  sind  auch  hier  die  Gesetze 
gegen  Wahlbestechung  und  Wahlbetrug  von  den  Parlaments-  und 
Municipalwahlen  herüber  genommen,  wobei  dem  Local  Government 
Board  die.: notwendigen  Abänderungen  zu  verfügen  obliegt.  Die 
Festsetzung  eines  Wahlkostentarifs  sowie  die  Behebung  von  allen 
Schwierigkeiten,  welche  der  Vornahme  einer  Wahl  etwa  entgegen- 
stehen, obliegt  dem  Grafschaftsrate.  Das  so  gebildete  Council 
wählt  seinen  Chairman  entweder  aus  seiner  eigenen  Mitte  oder 
aus  dem  Kreise  der  wählbaren  Gemeindemitglieder. 

Weibliche  Councillors  sind  rechtlich  befihigt,  Vorsitzende  zu 
werden;  nur  ist  ihnen  die  Würde  des  Friedensrichters,  die  dem 
Chairman  sonst  ex  officio  für  das  Amtsjahr  zukommt,  versagt. 

In  Bezug  auf  den  Wirkungskreis  des  ländlichen  Distriktrates 
können  wir  uns  um  so  kürzer  fasseh,  als  die  Aufgaben  desselben 
principiell  denen  der  städtischen  Distrikträte  gleichkommen.  Auch 
hier  ist  Local  Government  die  Hauptaufgabe  des  Kommunalkörpers : 
d.  h.  vor  allem  Ausführung  der  um  den  Begriff  der  Public  Health 
sich  gruppierenden  Gesetze,  femer  die  Erhaltung  der  Strafsen  und 
Wege  (Highways). 

Die  Unterschiede  zwischen  dem  städtischen  und  ländlichen 
Wirkungskreise  der  Distrikträte  sind  kurz  die  folgenden.  Das 
ländliche  District  Council  besitzt  gleiche  Befugnisse  mit  dem 
städtischen  Distriktrate  in  betreff  der  Kanalisierung  und  Be- 
seitigung sanitärer  Übelstände  im  allgemeinen.  Der  Natur  der 
Sache  nach  ist  aber  auch  schon  auf  diesem  Gebiete  die  Befugnis 
des  Rural  District  Council  in  Einzelnheiten  eine  geringere;  denn 
eine  Keihe  von  Bestimmungen  der  Gesundheitsgesetze,  die  sich 
auf  die  Bedürfnisse  in  dicht  bewohnten  Ortschaften  beziehen, 
können  in  rein  ländlichen  Distrikten  selbstverständlich  keine  An- 
wendung finden.  Doch  in  allen  Hauptrichtungen  der  öffentlichen 
Sanitätspflege  sind  Rechte  und  Pflichten  der  ländlichen  Distrikt- 
gemeinden denen  der  städtischen  gleichgestellt.  So  hat  insbesondere 
auch  die  erstere  die  Flufssanitätspolizei  nach  der  Rivers  Pollution 
Akte  1876  zu  handhaben  und  die  Reinigung  industrieller  Abwässer 
zu  beaufsichtigen.  Ferner  ist  die  Handhabung  der  Gesetzgebung 
über  Arbeiterwohnhäuser,  Herbergen  und  Common  Lodging  Houses 
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gleichfalls  eine  Pflicht  des  Rural  District  Council^  Ihm  obliegt 
endlich  auch  die  Teilnahme  an  der  Errichtung  von  gemeinsamen 
Infektionsspitälern  für  mehrere  Distrikte,  wobei  der  Grafschaftsrat 
letztere  zu  einem  Hospital  District  zusammenzulegen  hat ;  anderer- 
seits ist  es  aber  selbstverständlich,  dafs  der  Unterschied  der  ad- 
ministrativen Bedürfnisse  von  Stadt  und  Land  auch  schon  in  dem 
grundlegenden  Wirkungskreise  der  Sanitätsverwaltung  zum  Aus- 
drucke gelangen  mufs.  Dies  geschieht  nach  der  englischen  Rechts- 
technik in  der  Weise,  dafs  dem  ländlichen  Distriktrate  zahl- 
reiche Befugnisse,  die  das  städtische  Council  ipsa  lege  besitzt, 
nicht  generaliter  verliehen  werden:  so  vor  allem  die  Befugnisse 
in  Bezug  auf  Herstellung  öffentlicher  Gärten,  die  Ausübung  der 
Baupolizei,  die  Errichtung  von  Bädern,  Märkten ,  Schlachthäusern, 
ferner  Pflasterung  von  Strafsen,  Errichtung  von  Anlagen  für 
öffentliche  Beleuchtung  und  ähnlicher  nur  in  städtischen  Orten 
unbedingt  notwendiger  Gemeindeanstalten.  Damit  ist  aber  keine 
starre  Grenze  gezogen;  denn  jedes  Rural  District  Council '  kann 
um  die  individuelle  Einräumung  der  der  städtischen  Gemeinde  ipsa 
lege  gegebenen  Befugnisse  an  das  Lokalverwaltungsamt  heran- 
treten, welch'  letzteres  überall  dort,  wo  ein  begründetes  Bedürfnis 
vorliegt,  diese  Ausdehnung  der  Befugnisse  auch  bewilligt.  Diese 
Elasticität  des  Wirkungskreises  ist  um  so  notwendiger,  als,  wie 
schon  vorhin  bemerkt,  die  ländlichen  Distrikte  nicht  durchwegs 
ländlichen  Charakter  tragen,  vielmehr  oft  ziemlich  dicht  bevölkerte 
Ortschaften  in  sich  schliefsen.  So  verschwimmen  denn  für  die 
Praxis  sehr  häufig  die  von  dem  Gesetze  aufgestellten  begrifflichen 
Scheidungen  y  um  den  einzelnen  lokalen  Bedürfnissen .  Raum  zu 
schaffen.  Auch  hier  wird  wieder  die  Uniformität  der  rechtlichen  Ord- 
nung dem  konkreten  Verwaltungsbedürfnisse  zum  Opfer  gebracht*. 


^  Die  Hauptth&tigkeit  der  District  Councils  ist  praktische  Sanitätsarbeit 
und  Strafsenpflege.  Manche  von  ihnen  weisen  auch  rühmenswerte  Thätigkeit 
in  der  sanitätspolizeilichen  Überwachung  der  ländlichen  Arbeiterwohnungen 
(Cottages)  auf:  allerdings  sind  die  Wohnungsverhältnisse  der  Labourers  noch 
immer  in  den  meisten  Grafschaften  sehr  mifslich  und  mit  grofsen  sanitären 
Übelständen  yerkn&pft,  so  dafs  auf  diesem  Felde  noch  das  meiste  zu  thun 
bleibt.  Gerade  in  allerjüngster  Zeit  ist  die  Hebung  der  socialpolitisch  noch 
immer  stark  vernachlässigten  ländlichen  Arbeiterschaft  und  vornehmlich  die 
Besserung  ihrer  Wohnungsverhältnisse  zum  Gegenstande  sehr  lebhafter  publi- 
cistischer  Diskussion  geworden.  Bei  den  zu  gewärtigenden  Reformen  wird  den 
Bural  District  Councils  zweifellos  die  Hauptarbeit  zufallen. 

*  Sehr  viele  solche  Übertragungen  von  einzelnen  Urban  Powers  finden  all- 
jährlich statt;  besonders  häufig  werden  die  Bestimmungen  über  Beinigung  und 
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Aufser  diesen  in  der  Sanititsakte  und  ihren  Ergänzungen  ent- 
hiltenen  obligatorischen  Befugnissen  besitEt  die  englische  Distrikir 
gemeinde  noch  einige  ihrem  socialen  und  öko&omischea  Charakter 
enspreehende  So&derberechtigungen  auf  Grund  der  neuesten  Gesetz- 
gebung. So  die  Pflicht,  die  öffentlichen  Wegerechte  zu  schütaen, 
die  bestehenden  Gemeinländereien^  Gommons,  dem  öffentlichen  Ge» 
branche  zugänglich  zu  erhalten  und  die  Raine  an  den  öffeutlichen 
Strafsen  dan  Publikum  zu  sichern.  Sämtlich  Befugnisse,  derm 
Ausübung  bei  dem  England  charakterisierenden  Latifundien- 
wesen  und  dem  in  feudalen  Anschauungen  tief  verstrickten  Inuno- 
biliarrechte  Englands  für  die  ländliche  Bevölkerung  von  groüaer 
Bedeutung  ist.  Und  auch  in  Bezug  auf  die  Sanitätspfiege  im 
engeren  Sinne  hat  das  Rural  District  Council  eine  besondere  Be- 
fugnis, die  den  städtischen  Distriktgemeinden  abgeht,  nämlich  die 
ihr  durch  den  Public  Health  (Water)  Act  von  1878  erteilte  Voll- 
macht, Eigentümer  einzelner  Häuser  zur  BeschalBFung  gesunden 
Trinkwassers  zu  zwingen.  Hingegen  können  städtische  Distrikt- 
genaeinden  das  Lokalverwaltungsamt  um  Übertragung  dieser  Be- 
fugnis besonders  ansuchen.  Endlich  ist  den  ländlichen  Distrikt- 
gemeinden  auch  gestattet,  Ausgaben  aus  öffentlichen  Geldern 
zu  machen  zur  Erleichterung  des  Postverkehres  im  Distrikte  über 
die  von  der  Beichspostverwaltung  getroffenen  Vorkehrungen  hinaus. 

Gemeinsam  mit  den  städtischen  Distriktgemeinden  hat  das 
Rural  Council  auch  die  sch(m  im  früheren  Kapitel  angeführten 
Verwaltungsbefugnisse  übertragen  erhalten,  die  bisher  den  Friedens- 
ridhtem  in  Petty  Sessions  zu  eigen  waren :  die  Befugnis  der  Markt- 
polizei, die  Befugnis,  Dienstvermittlungsinstitute,  Pfandleiher  und 
Wildhändler  zu  konzessionieren.  Das  ländliche  District  Council  ist 
in  gleicher  Weise  wie  das  städtische  durch  das  Fabriks-  und  Werk- 
stättengesetz zur  Durchführung  der  hygienischen  Bestimmungen  des- 
selben innerhalb  seines  Ortssprengeis  verpflichtet.    Endlich  ist  das 

Bespritzung  der  Strafsen,  über  ErlasBung  von  Ortspolizeivorschriften  gegen 
sanitäre  Schädlichkeiten  and  von  baupolizeilichen  Regulativen  auf  Ansuchen 
▼on  Rural  District  Councils  für  dieselben  anwendbar  gemacht  Auch  die 
Bestimmungen  über  gemeinschädliche  Gewerbebetriebe,  über  öffentliche  Strafsen- 
beleacktung  und  Errichtung  von  Schlachthäusern  werden  wiederholt  ländlichen 
Distriktbefa^rden  an  die  Hand  gegeben.  Vgl.  28.  Report  of  the  Local  Govern- 
ment Board  f.  1896—99  p.  CXYIII.  Sehr  bezeichnend  ist  auch  die  auffallende 
Bestimmung  des  Gesetzes,  dafs  nicht  nur  das  District  Council,  sondern  jedes  in 
dem  Distrikt  fungierende  Parish  Council  und  County  Council  das  Ansuchen 
an  das  Local  Government  Board  stellen  können,  ersterem  Urban  Powers  zu 
▼«rieihea. 
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Rural  District  Council  die  onlentliehe  Yerwaltungsbehörde  für  die 
Erhaltung  der  in  seinem  Gebiete  befindlichen  öflTentli^^hen  Strarsen 
QBd  Wege  (Highwajs)  sowie  das  ausführende  Organ  für  die  Ver- 
waltung der  Hauptstrafsen  (Main  Soads),  insofern  die  für  letztere 
kompetente  Körperschaft,  der  Grafsehaftsrat,  sich  mit  dem  District 
Council  über  die  Übernahme  dieser  Funktion  verständigt.  Das 
Strafsenwesen  bildet  also  einen  der  praktisch  wichtigsten  Bestand- 
teile der  Thfttigkeit  der  ländlichen  Distrikträte  ^  Zur  Besorgung 
dieser  Aufgabe  hat  das  District  Council  das  Recht,  Wegebaumaterial 
aus  den  in  seinem  Gebiete  befindlichen  Commons  zu  nehmen.  Doch 
besorgt  das  Bural  District  Council  die  Verkehrspolizei  auf  den 
Strafsen  nicht,  das  steht  vielmehr  dem  Grafschaftsrate  zu^. 


^  Gegenwärtig  fungieren  neben  628  Rural  Districts  als  ordentlichen  Strafsen- 
behörden  noch  45  besondere  Highway  Boards  und  1158  Surveyors  of  Highway 
Parishes.  Im  Amtsjahre  1898—99  standen  84  957  Meilen  von  Ordinary  Highways 
nnd  7114  Meilen  von  Main  Roads  in  der  Administration  der  Rnral  Districts, 
12059  Meilen  wurden  von  besonderen  Wegebehörden  verwaltet  Die  Gesamt- 
ausgaben hierfür  beliefen  sich  auf  2177  758  jf,  von  denen  1885  527  ^  durch 
LokalsteaerUf  811426  j^  durch  Staatszuschufs  unter  dem  Agric.  Rates  Act, 
456  065  £  durch  Zuschüsse  der  Gounty  Councils  aufgebracht  wurden  (Rep.  of 
L.G.B.  p.  CLVI). 

'  Folgendes  soll  eine  Übersicht  der  dem  Rnral  District  Council  auf  Grund 
der  Sanitfttsgesetagebung  zukommenden  Befugnisse  geben. 

I.  Kanalisierung  und  Strafsenreinigung. 

Das  District  Council  mufs  sämtliche  Kirchspiele  mit  Abfallkanälen 
(Sewers)  versehen,  wo  dies  für  die  Entwässerung  des  Distriktes  notwendig  ist, 
und  deren  Instandhaltung  beaufsichtigen,  die  Hauskanalisierung,  die  den  Haus- 
eigentümern obliegt,  überwachen,  und  dort,  wo  es  das  L.  G.  B.  verlangt,  fl\r 
Müllabfuhr  und  regelmäfsige  Instandhaltung  der  Senkgruben  Sorge  tragen. 

II.  Beseitigung  aller  „Nuisances^: 

Hier  ist  es  vor  allem  Pflicht  des  District  Council,  die  von  seinem  Sani- 
tary  Inspector  gemeldeten,  sanitätsgefährlichen  Zustände  in  der  Weise  zu  be- 
kämpfen, dafs  die  schuldtragenden  Haus-  od.er  Grundbesitzer  zu  deren  Be- 
seitigung aufgefordert  werden,  und  dafs,  falls  dies  erfolglos  bleibt,  vom  District 
Council  die  Klage  gegen  letztere  erhoben  und  bis  zur  Bestrafung  desselben 
durchgeführt  wird.  Als  solche  „Schädlichkeiten"  sind  nach  dem  Sanitätsgesetze 
anzusehen:  allgemeiner  gesundheitswidriger  Zustand  von  Läden  oder  Wohnongen, 
Vorhandensein  von  stehendem  Wasser,  Verunreinigung  von  Quellen  und  Wasser- 
läufen,  sanitätswidrige  Haltung  von  Tieren  in  oder  bei  Wohnungen,  gesund- 
heitsschädliche Ablagerung  von  Abfallstoffen,  Überfüllnng  von  Werkstätten, 
mangelhafte  Feuerstellen,  gesundheitswidrige  Rauch-  und  Rnfsentwicklung  etc. 

in.   Beschaffung  von  Trink-  nnd  Nutzwasser. 

Die  Anlegung  von  Wasserleitungen  ist  aber  nicht  obligatorisch,  sondern 
blofs  freigestellt.  Wohl  aber  sind  alle  Trinkwasser -Anstalten  im  Distrikt 
sanitätspolizeiltch  zu  überwachen. 


Digitized  by 


Google 


542  Dritter  Abschnitt. 

Zur  Durchführung  aller  dieser  Aufgaben  besitzt  die  ländliche 
Distriktgemeinde  eine  innere  Organisation,  die  in  allen  Punkten 
mit  der  der  städtischen  Gemeinde  übereinstimmt.  Auch  hier  liegt 
das  Schwergewicht  der  Administration  in  den  Committees  und 
deren  Thätigkeit  unter  Oberaufsicht  des  Council. 

Das  Gesetz  spricht  dem  District  Council  ausdrücklich  das 
Recht  zur  Bildung  von  Committees  zu  und  ebenso  die  Vollmacht, 
jede  dem  Plenum  zustehende  Befugnis  an  dasselbe  zu  übertragen 
mit  Ausnahme  von  Beschlüssen  über  Steuern  und  Anlehen.  Auch 
hier  gilt,  was  schon  in  früheren  Kapiteln  über  das  Recht,  Bye  Laws 
und  Regulations  zu  erlassen  sowie  die  Geschäftsordnung  autonom 
zu  bestimmen,  gesagt  wurde.  Eine  eigenartige  Ausgestaltung  des 
Committee-Systems  bedeutet  hier  die  vom  Gesetze  eröfiiiete  Mög- 
lichkeit, specielle  Local  Committees  nach  einzelnen  Kirchspielen 
zur  Durchführung  der  dieselben  betreffenden  Sonderangelegenheiten 
zu  bilden  und  hierzu  auch  eine  bestimmte  Anzahl  von  dem  Council 
nicht  angehörigen  Personen  beizuziehen  ^ 

Zur  Ausführung  der  von  den  Committees,  resp.  dem  Council 
gefafsten  Beschlüsse  steht  dem  Rural  District  Council  die  Befugnis 
zu,  das  notwendige  Beamtenpersonal  in  gleicher  Weise  frei  zu 
organisieren  und  zu  ernennen,  wie  dies  den  städtischen  Distriktr 
raten  zusteht.  An  erster  Stelle  steht  da  der  District  Clerk.  In 
der  Regel  ist  sein  Amt  mit  dem  des  Clerk  of  the  Guardians  ver- 


IV.   Strafsenpflege  und  Erhaltung  der  Gehwege. 
V.   Vorsorge  für  Desinfektionsstoffe  und  -Apparate. 

VI.  Sanitäre  Überwachung  der  Bäckereien  nach  der  Factory 
and  Workshops  Akte  (41  Vict.  c.  16.). 

VII.  Führung  der  Register  von  ünterkunftshäusern  (Common 
Lodging  Houses)  und  Erlassung  von  Vorschriften  fQr  dieselben. 

^  Seit  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Kirchspielverfassung  von  1894  ist  das 
Rural  District  Council  berechtigt,  einem  Parish  Council  alle  bisher  einem 
solchen  Parochial  Committee  delegierten  Befugnisse  zu  übertragen;  oder  es 
sollen  mindestens  jene  obengenannten,  dem  District  Council  nicht  angehörigen 
Mitglieder  dieses  Committee  aus  der  Zahl  der  Parish  Councillors  genommen 
werden.  Durch  die  erstere  Bestimmung  ist  eine  principiell  wichtige  Neuerung 
eingeführt:  die  organische  Verbindung  zweier  graduell  verschiedener  Lokal- 
verwaltungskörperschaften, ein  Gedanke,  der  besonders  durch  H.  Hobhonse 
im  Unterhause  sehr  energisch  und  in  weitgehender  Anwendung  in  der  Richtung 
befürwortet  worden  ist,  dafs  die  Mitglieder  der  höheren  Lokalverwaltungs- 
körper ex  officio  Mitglieder  der  jeweils  niedrigeren  Local  Bodies  sein  sollen. 
Doch  hat  dieser  Vorschlag  weder  im  Unter-  noch  im  Oberhause,  in  welch* 
letzerem  ein  besonderer  Antrag  diesbezüglich  eingebracht  wurde,  Billigung 
gefunden. 
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bunden.  Die  zweite  obligatorische  Amtstelle  ist  die  des  Treasurer. 
Eine  besondere  Bestimmung  des  Gesetzes  hierbei  ist,  dafs  dem  Lokal- 
verwaltungsamte  in  beiden  Fällen  die  Zustimmung  zu  dem  vom 
Council  festgesetzten  Gehalte  vorbehalten  ist.  Dadurch  soll  vermieden 
werden,  dars  ein  zu  niedriger  Gehalt  ausgesetzt  und  infolge  dessen 
das  Amt  ungenügend  versehen  wird.  Die  Bestimmung  der  übrigen 
Angestellten  des  Distriktrates  steht  dem  Council  frei  zu.  Gesetz- 
lich vorgeschriebene  Ämter  sind  auch  hier  der  Medical  Officer  of 
Health  und  der  Inspector  of  Nuisances.  Mit  Genehmigung  des  Lokal- 
verwaltungsamtes können  sich  aber  mehrere  Distrikte  zur  Be- 
soldung des  erstgenannten  Beamten  vereinigen  und  ebenso  kann  mit 
Zustimmung  der  Centralbehörde  ein  Arzt  der  Armenbehörde  zu 
diesem  Amte  ernannt  werden.  Gegen  die  Ärzte  und  Sanitfttsauf- 
seher  der  Distrikte  steht  dem  Lokalverwaltungsamte  das  gleiche 
Recht  in  Bezug  auf  Qualifikationsbestimmung,  Anstellung  und  Ent- 
lassung zu  wie  gegenüber  den  Ärzten  der  Unions.  Formell  sind 
diese  Befugnisse  der  Centralbehörde  auch  hier  an  die  Annahme 
der  gesetzlichen  Staatszuschüsse  zu  den  auf  die  Gehälter  der 
Sanitätsbeamten  entfallenden  Ausgaben  der  Distriktgemeinde  seitens 
der  letzteren  geknüpft.  Verzichten  sie  auf  diese  finanzielle  Hilfe, 
was  allerdings  völlig  unpraktisch  geworden  ist,  so  hat  die  Central- 
behörde keine  Kontrolle  über  die  vom  District  Council  angestellten 
Sanitätsbeamten.  Endlich  hat  das  District  Council  als  Wegebehörde 
den  Strafseningenieur  (Surveyor)  zu  ernennen  und  ihm  die  nötigen 
Hilfskräfte  zu  geben.  Dieses  Amt  kann  auch  mit  dem  des  Sanitäts- 
inspektors kumuliert  werden. 

Die  Finanzverwaltung  der  Rural  District  Councils  weist  die 
uns  schon  aus  dem  Municipalstadtrechte  und  aus  der  Darstellung 
der  städtischen  Distriktverwaltung  bekannten  Züge  auf.  Es  ist 
somit  vollends  unnötig,  noch  einmal  zu  wiederholen,  was  dort  über 
die  Stellung  des  Treasurer  und  des  Council  in  Bezug  auf  die 
äufsere  Finanzgebarung,  über  die  juristische  Struktur  der  Lokal- 
steuer (District  Rate),  endlich  über  die  Stellung  der  Centralbehörde 
zur  ordentlichen  und  aufserordentlichen  Finanzverwaltung  durch 
das  Institut  des  Central  Audit  und  die  Tutel  über  das  Anleihe- 
wesen gesagt  worden  ist.  Nur  der  besonderen  Abweichungen,  die 
hier  vorkommen,  müssen  wir  gedenken.  Der  entscheidende  Punkt 
dabei  ist  die  eigenartige  Ordnung  des  Steuerwesens  in  länd- 
lichen Distrikten.  Für  dieses  ist  bezeichnend,  dafs  ihm  die  Ein- 
heitlichkeit der  städtischen  Finanzverwaltung  fehlt,  die  ihren 
Ausdruck  findet  in  den  von  dem  Gesetze  aufgestellten  Begriffen 
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des  Distriet  Fund  und  der  General  District  Rate.  Der  Gedanke, 
der  diesen  Instituten  zu  Grunde  liegt,  ist  der,  dafs  die  Be- 
dürfnisse und  Ausgaben  der  städtischen  Distriktgemeinde  in  der 
Regel  solche  sind,  dafs  sie  aus  einer  gemeinsamen  Kasse  und 
dem  Ertrage  einer  gleichmäfsig  über  den  ganzen  Distrikt  gelegten 
Stener  zu  bestreiten  sind.  Der  wirtschaftlich  und  social  enge  Zu- 
sammenhang aller  Insassen  einer  städtischen  Gemeinde,  die  durch 
die  städtische  Lebensweise  gescha£Eene  kompakte  Struktur  der 
Stadtgemeinde  läfst  eine  solche  Regelung  der  für  die  öffentliche 
Verwaltung  notwendigen  Gemeinwirtschaft  als  natüriich  und  gerecht 
erscheinen.  Aber  auch  da  ist  durch  die  gesetzlich  ermögliehte 
Teilung  des  Distriktes  in  Specialsteuerbezirke  für  Sonderzwecke 
einzelner  Quartiere  innerhalb  des  Städtegebietes,  wie  wir  gesdien 
haben,  die  praktisch  notwendige  Ausnahme  von  der  Regel  geschaffen 
und  so  Termieden  worden,  dafs  das  zu  weit  getriebene  Prindp  der  Ge- 
meinsamkeit aller  städtischen  Bedürfnisse  zur  offenbaren  Ungerech- 
tigkeit in  der  Besteuerung  führte.  In  den  Rural  Districts  ist  nun, 
entsprechend  den  hier  ganz  anders  gearteten  Wohnungs-  uBd  Leben»* 
Verhältnissen,  der  loseren  Struktur  ländlichen  Gemeinlebens,  jenes 
Prindp  überhaupt  nicht  aufgestellt  worden.  Während  dort  die  Ge« 
meinsamkeit  der  Bedürfnisse  und  daher  die  Einheit  und  Glei^- 
mäfsigkeit  der  Lokalsteuern  die  Regel  bildet,  ist  hier  das  von  der 
Steuergerechtigkeit  erforderte  Princip  die  von  vornherein  zu  treffende 
Scheidung  der  Ausgaben  und  Bedürfnisse  in  «tllgemeinie  und  be- 
sondere, dementsprechend  die  Differenzierung  der  Steuerlasten. 
Während  dort  die  Lokalsteuer  in  der  Hauptsache  eine  allgemeine 
Distriktsteuer  ist  und  nur  für  einzelne  Lokalbedürfnisse  innerhalb 
des  Distriktes  lokale  Specialsteuern  auferlegt  werden,  ist  für  die 
ländlichen  Distriktgemeinden  durch  das  Gesetz  genau  aulgezählt, 
was  allein  als  „General  Expenses""  anzusehen  ist.  Sokhe  sind  die 
Ausgaben  für  die  inneren  Bedürfnisse  der  Distriktverwaltung, 
Gebäudemiete,  Eanzleikosten,  allgemeine  Verwattungskoeten,  femer 
die  Besoldung  der  Distriktbeamten,  Ausgaben  für  Distrikt- 
anstalten,  Kosten  der  Strafsenerhaltung,  insofern  auch  nicht  hierbei 
der  Grafschaftsrat  eine  Aufteilung  unter  die  Specialwegebezirke  des 
Distriktes  gestattet  Special  Expenses  sind  alle  mit  Kanalisation 
und  Wasserleitung  verknüpften  Ausgaben,  femet  die  mit  der  Sanie^ 
rung  von  ungesunden  Örtlichkeiten,  der  Erbauung  von  Häusern 
auf  Grund  der  Arbeiterwohnungsgesetze  verbundenen  Kosten,  end^ 
lieb  die  Auslagen  für  alle  vom.  District  CouifecU  zu  Gunsten  eines 
einzehen   Kirchspieles    getroffenen   sanitären   Vcrkehrungen.    Mit 


Digitized  by 


Google 


Die  Gemeindeordn.  n.  d.  Sanitätsakte.  (Urban  and  Rural  District  Councils.)  545 

dieser  principiellen  Teilung  der  Ausgaben  läuft  parallel  eine  grund- 
sätzliche Scheidung  der  Steuer  und  ihrer  Eingänge. 

Alle  General  Expenses  werden  aus  einem  Common  Fund  be- 
stritten, der  gebildet  wird  durch  Beiträge  von  diesen  Steuer- 
bezirken (Kirchspielen),  aus  der- Armensteuer  jedes  einzelnen,  und 
zwar  nach  dem  festen  Verhältnisse  des  in  jedem  Parish  zur 
Armensteuer  eingeschätzten  Realsteuerwertes.  Alle  Special  Ex- 
penses hingegen  werden  durch  eine  Special  Rate  bedeckt,  die 
äufserlich  nur  als  Zuschlag  zu  der  in  jedem  einzelnen  Kirchspiele 
eingehobenen  Armensteuer  erscheint.  Jedoch  können  mehrere  Kirch- 
spiele zu  einem  einzigen  Steuerbezirke  als  Drainage  District  zu- 
sammengelegt werden  fttr  den  Fall  einer  gemeinsamen  Kanalisierung 
derselben.  Die  Grundlage  für  die  Besteuerung  ist  aber  immer  die- 
selbe wie  bei  einer  General  District  Rate  in  den  städtischen 
Distrikten.  Auch  hier  sind  landwirtschaftliche  Gründe,  Wasser- 
flächen ,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  nur  zu  einem  Viertel  des  Jahres- 
erträgnisses zur  Steuer  heranzuziehen.  Dort,  wo  Special  Expenses 
für  zwei  oder  mehrere  Kirchspiele  gemacht  werden,  z.  B.  bei 
gemeinsamen  Wasserleitungen  oder  Kanalanlagen,  verteilt  das 
District  Council  den  auf  jedes  von  ihnen  entfallenden  Anteil  der 
Steuerlast,  wogegen  Appellation  an  das  Lokalverwaltungsamt  offen 
steht. 

Was  schliefslich  die  Form  der  Steuereinhebung  betrifft,  so 
zeigt  auch  diese,  dafs  wir  es  hier  mit  einer  völlig  unselbständigen 
Form  der  Gemeindewirtschaft  zu  thun  haben.  Nicht  durch  eigene 
Organe  besorgt  das  District  Council  seine  Steuereinnahmen, 
sondern  es  erlangt  durch  Vorschreibungen  (Precepts)  an  die  Over- 
seers  der  einzelnen  Kirchspiele  die  laut  Beschlufs  erforder- 
lichen Summen.  Die  Aufteilung  auf  die  einzelnen  Steuerträger, 
die  Einhebung  und  Ablieferung  der  Steuerbeträge  geschieht  gleich- 
falls durch  diese  Organe  des  Kirchspiels  ohne  Hinzuthun  des 
District  Council. 

Die  administrativen  Beziehungen  der  Rjiral  District  Councils 
zum  Local  Government  Board  bedürfen  keiner  näheren  Auseinander- 
setzung. Denn  alles,  was  oben  von  den  Urban  Districts  gesagt 
wurde,  hat  auch  für  die  ländlichen  Verwaltungsbehörden  in  gleicher 
Weise  Geltung  ^ 


*  Über  die  Oberinstanz  der  County  Councils  vgl.  oben  S.  484. 
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Die  neue  Landg^meindeordnung. 

(Parish   Meetings   und   Parish   Councils  ^) 


Einleitung. 

Wir  wissen  bereits,  dafs  der  Begriff  der  Landgemeinde  als 
einer  kommunalen  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechtes  in  Eng- 
land erst  durch  das  Gesetz  von  1894  geschaffen  worden  ist.  In- 
wiefern hierin  ein  Zurückgreifen  auf  die  ursprünglichen  genna- 
nischen  Rechtsvorstellungen  des  Common  Law  liegt,  ist  an  anderer 


^  Die  Litteratur  schliefst  sich  an  das  Gesetz  von  1894  (56  &  57  Yict.  c.  73) 
an.  Das  Gesetz  samt  Kommentar  ist  enthalten  in  Glen,  The  Law  of  Public 
Health,  Bd.  II.  Eine  den  Stoff  dieses  nicht  sehr  klar  stilisierten  Gesetzes 
übersichtlich  verzeichnende  Ausgabe  giebt:  Stone  and  Pease,  The  Local 
Government  Act  1894.  Vgl.  ferner  die  betreffenden  Kapitel  in  den  allgemeinen 
Darstellungen:  Vauthier  eh.  5,  Arminjon  eh.  2,  Wright  and  Hobhonse 
p.  1—8,  Blake  Odgers  p.  35—68;  ferner  Sidney  Webb,  The  Reform  of 
Local  Government  in  Municipal  Journal  1899,  4.  Nov.  bis  8.  Dez.  Für  die 
Geschichte  der  ländlichen  Verhältnisse  überhaupt  vgl.  Mai tl and  and  Pol  lock, 
Uistory  of  the  English  Law  1898;  Gneist,  Englische  Verfassungsgeschichte 
1882,  Selfgovemment  1871;  Brodrick,  English  Land  and  English  Landlords; 
Garnier,  History  of  the  Landed  Interest  I.  IL  1892—93;  Lord  Fitzmaurice, 
The  Areas  of  Rural  Goverment  (in  den  Cobden  Club  Essays  1882,  p.  117  ff.); 
Th.  Rogers,  Economic  Interpretation  of  History  1894;  Th.  Rogers,  Ge- 
schichte der  englischen  Arbeit;  Arch,  The  Story  of  bis  Life,  Told  by  him- 
seif,  London  1898;  Hasbach,  Die  englischen  Landarbeiter  in:  Schriften  des 
Vereins  für  Socialpolitik,  1894.  Über  die  demokratische  Auffassung  der  durch 
das  Gesetz  von  1894  vollzogenen  Reform  vgl.  Fabian  Tracts  No.  58,  62,  63; 
ferner  die  „Reports  of  the  English  Land  Restoration  League"  1893 — 97,  sowie 
zahlreiche  Pamphlete. 
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Stelle  erörtert  worden,  und  ebenso  haben  wir  im  geschichtlichen 
Teile  ausgeführt,  welche  politischen  und  socialen  Faktoren  in  letzter 
Linie  zu  dieser  so  bedeutungsvollen  Neuschöpfung  der  englischen 
Gesetzgebung  geführt  haben.  Anknüpfend  an  diese  letzteren  haben 
wir  erkannt,  dafs  die  durch  das  Gesetz  von  1894  geschaffenen  Ein- 
richtungen den  letzten  entscheidenden  Schritt  bedeuten  auf  dem 
Wege,  den  die  Reform  der  inneren  Verwaltung  Englands  seit 
dem  Jahre  1884  gegangen  ist.  In  ihren  juristischen  Grund- 
gedanken sind  die  neuen  Parish  Councils  nichts  anderes  als  ein  nach 
dem  längst  ausgebildeten  Modelle  geschaffener  Lokalverwaltungs- 
körper:  allerdings  in  einigen  Punkten  wesentlich  modifiziert,  ent- 
sprechend den  besonderen  Anforderungen,  die  an  die  Organisation 
der  kleinsten  Einheit  öffentlicher  Verwaltung  gestellt  werden 
mufsten. 

Die  nachfolgende  Darstellung  dieser  neuen  Landgemeinde- 
organisation mufs  nun  davon  ihren  Ausgang  nehmen,  dafs  hier 
zwar  eine  völlig  neue  Verwaltungsorganisation  vorliegt,  dafs  die- 
selbe aber  dennoch  auf  der  Grundlage  der  alten  Kirchspiel- 
verfassung errichtet  worden  ist,  ohne  dafs  letztere  zugleich 
völlig  abgeschafft  worden  wäre.  Es  ist  in  der  geschichtlichen 
Darstellung  gezeigt  worden,  wie  sich  aus  der  ursprünglich  rein 
kirchlichen  Organisation  der  Parishes  ein  System  der  öffentlichen 
Lokalverwaltung  im  engsten  örtlichen  Kreise  unter  der  Ober- 
hoheit der  friedensrichterlichen  Administration  entwickelt  hat,  in 
welcher  kirchliche  und  staatliche  Elemente  zuletzt  unlöslich  mit- 
einander verwoben  erschienen.  Diese  merkwürdige,  halb  staat- 
liche, halb  kirchliche  Organisation  hatte  aber  gerade  infolge 
ihres  kirchlichen  Ursprunges  einen  sehr  wichtigen  Charakterzug 
an  sich ;  sie  erstreckte  sich ,  dem  universellen  Charakter  der 
Kirche  entsprechend,  in  gleicher  Weise  auf  Stadt  und  Land. 
Von  den  geringen,  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts  beseitigten, 
feudalrechtlichen  Exemptionen  abgesehen  (Extraparochial  Places), 
hat  es  keinen  Fleck  englischen  Bodens  gegeben,  der  nicht  zu 
irgend  einem  Kirchspiele  thatsächlich  und  rechtlich  gehört  hätte. 
Auf  solche  Weise  stand  seit  dem  XVII.  Jahrhundert  jedes  Grund- 
stück und  jeder  Einwohner  Englands  nicht  nur  in  staatskirchen-,  son- 
dern auch  in  öffentlich-rechtlicher  Hinsicht  in  organischer  Verbindung 
mit  dem  Kirchspiele.  Die  Verfassung  dieses  letzteren  als  Orts- 
gemeinde, soweit  hier  von  einer  solchen  geredet  werden  kann,  ist 
denn  auch  im  Grunde  genommen  bis  auf  die  Gegenwart  völlig  gleich- 
artig gewesen.    Zwar  hatte  die  Praxis  den  Unterschied  zwischen 

35* 
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Select  Yestries  und  Open  Vestries  entwickelt  und  damit  zugleich  auch 
eine  Unterscheidung  ländlicher  und  städtischer  Kirchspielgemeinden 
geschaffen,  insofern  als  erstere  nur  in  Städten,  in  denen  mit  der  wach- 
senden Bevölkerungszahl  an  die  Stelle  der  alten  Samtgemeinde  not- 
wendigerweise ein  Repräsentativorgan  treten  mufste,  entstanden  sind; 
in  seinem  Grundcharakter  ist  aber  für  Stadt  und  Land  das  Kirch- 
spiel und  seine  Verfassung  ganz  gleichartig  eingerichtet  gewesen. 
Das  Gesetz  von  1894  hat  nun  diese  Gleichmäfsigkeit  beseitigt;  es 
hob  für  alle  nicht  städtischen  Kirchspiele  die  alte  Verfassung  zwar 
nicht  auf,  aber  es  säkularisierte  sie,  indem  es  neben  der  nunmehr 
blofs  für  rein  kirchliche  Zwecke  fortbestehenden  Kirchengemeinde 
eine  öffentlich-rechtliche  Landgemeinde  schuf  und  dieser  alle  bisher 
von  der  ersteren  geübten  öffentlich-rechtlichen  Funktionen  übertrug. 
Die  städtischen  Kirchspiele  wurden  aber  von  dieser  Reform  nicht 
berührt;  in  diesen  also  ist  die  Vestry,  die  Pfarrgemeinde,  nach 
wie  vor  im  Besitze  auch  jener  öffentlich-rechtlichen  Funktionen, 
die  ihr  nicht  ausdrücklich  durch  die  Gesetzgebung  aberkannt  worden 
sind.  Inwiefern  diese  Konservierung  der  alten  Kirchspielverfassung 
in  den  Städten  überhaupt  noch  praktische  Bedeutung  hat,  werden 
wir  an  anderer  Stelle  erörtern.  Hier  ist  es  nur  von  Wichtigkeit 
festzustellen,  dafs  seit  der  Akte  von  1894  somit  zwei  Systeme  der 
untersten  Lokalverwaltung  nebeneinander  bestehen;  eines,  die  alte 
Kirchspielverfassung  für  Städte,  das  andere  eine  ausgebildete  Land- 
gemeindeverfassung für  die  nicht  städtischen  Kirchspiele.  Erstere 
steht  inmitten  der  heutigen  Lokalverwaltung  mit  den  ganz  geringen 
Funktionen ,  die  ihr  noch  geblieben  sind ,  als  eine  fast  vollständig 
abgetragene  Ruine  aus  vergangener  Zeit  da,  als  eine  bis  auf 
wenige  Reste  ausgehöhlte  Form,  der  der  organische  Zusammen- 
hang mit  der  neuen  Organisation  der  Städteverwaltung  fehlt. 
Letztere  ist  organisch  eingefügt  in  das  gesamte  System  der  neuen 
Lokalverwaltung,  in  lebendigen  Kontakt  gesetzt  mit  dem  Graf- 
schaftsrate und  dem  ländlichen  Distriktrate.  Wir  werden  daher 
vor  allem  die  Verfassung  dieser  Landgemeinden  und  damit  den 
Abschlufs  der  neuen  Lokalverwaltung  nach  unten  darstellen.  Hieran 
wird  sich  ein  kurzer  Überblick  über  die  gegenwärtige  Funktion 
der  Vestry  als  eines  Verwaltungskörpers  innerhalb  der  Stadt- 
gemeinden  anschliefsen. 
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Erstes  Kapitel. 
Die  territoriale  Ornndlage  der  neuen  Eirchspielsverwaltnng  ^ 

Das  Gesetz  von  1894  giebt  eine  neue  Verfassung  und  Ver- 
waltungsordnung allen  jenen  Kirchspielen,  welche  zur  Zeit,  als  das 
Gesetz  in  Kraft  trat,  als  Rural  Parishes,  als  ländliche  Kirchspiele 
anzusehen  sind.  Wir  müssen  also,  um  zunächst  über  die  territoriale 
Grundlage  der  Landgemeindeordnung  klar  zu  werden,  festzustellen 
suchen,  was  unter  einem  Kirchspiele  im  Sinne  des  Gesetzes  und 
weiters,  was  unter  einem  ländlichen  Kirchspiel  zu  verstehen  ist. 

Die  erste  Frage  läfst  sich  nicht  kurzer  Hand  beantworten; 
denn  es  giebt  wenige  Begriffe  in  der  Sprache  des  englischen  Rechtes, 
die  so  vieldeutig  und  in  so  verschiedenem  Sinne  zur  Bezeichnung 
einer  territorialen  Einheit  gebraucht  werden,  als  das  Wort  „Parish". 
Ursprünglich  ganz  einfach  den  durch  einen  einzelnen  Pfarrer  ver- 
sehenen kirchlichen  Sprengel  bezeichnend,  wurde  mit  der  immer 
steigenden  Bedeutung  der  anfangs  rein  kirchlichen  Organisation 
für  staatliche  Verwaltungszwecke  das  Wort  „Parish"  zur  gleich- 
namigen Bezeichnung  verschiedenartiger  Gemeindebildungen  ver- 
wendet. Am  Ende  dieser  Entwicklung,  also  in  der  Mitte  des 
XIX.  Jahrhunderts,  finden  wir  sodann  folgende  Arten  von  Parishes, 
die  sämtlich  durch  Benutzung  und  Umwandlung  des  alten  kirch- 
lichen Sprengeis  geschaffen  worden  sind:  1.  den  Civil  Parish; 
2.  den  Ecclesiastical  Parish;  3.  den  Poor  Law  Parish.  Ur- 
sprünglich waren  die  beiden  erstgenannten  Arten  von  Kirch- 
spielen identische  Begriffe.  Der  Pfarrsprengel  und  die  darauf 
gegründete  territoriale  Einheit  der  Lokalverwaltung  fielen  regel- 
mäfsig  zusammen.  Das  Common  Law  kennt  auch  keinen  prin- 
cipiellen  Unterschied  zwischen  beiden.  Selbst  zu  Beginn  des 
XIX.  Jahrhunderts  ist  dies  noch  die  von  wenigen  Ausnahmen 
durchbrochene  Regel  gewesen.  Man  zählte  damals  10151  Kirch- 
spiele in  England  und  Wales,  daneben  eine  Anzahl  sogenannter 
Extraparochial  Places,  nämlich  Örtlichkeiten,  die  durch  besondere, 
meist  sehr  alte  Privilegien  aus  der  Kirchspielorganisation  eximiert 
waren.  Diese  Kirchspiele  waren  aber  von  sehr  ungleichem  Umfange 
und  sehr  verschiedener  Bevölkerungszahl.  Wir  müssen  uns  daran 
erinnern,  dafs  die  Einfügung  des  Kirchspiels  als  untersten  Gliedes 
der  Lokalverwaltung  seit  dem  Elisabethinischen  Armengesetze  in 

*  Local  Government  Act  1894  Part  III.  bs.  36—42.  Vgl.  besonders  die 
Ausführungen  von  Blake  Odgers,  Loc.  Gov.  p.  28—80,  44. 
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der  Weise  erfolgte,  dafs  die  Pfarrsprengel  einfach  als  Territorial- 
einheiten der  neuen  Armenverwaltung  genommen  wurden;  jene 
aber  waren  selbstverständlich  ihrem  historischen  Ursprünge  nach 
sehr  ungleich,  vor  allem  wegen  der  verschiedenen  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung  in  verschiedenen  Landesteilen  zu  der  Zeit,  als  der 
Ausbau  der  kirchlichen  Organisation  vollendet  wurde.  Im  Norden, 
wo  auf  grofsem  Flächenraume  eine  an  Zahl  geringe  Bevölkerung 
wohnte,  gab  es  sehr  ausgedehnte  Kirchspiele;  im  Süden,  dem  alten 
Sitze  der  nationalen  Kultur,  viele  dicht  bevölkerte  kleine  Pfarreien. 
Diese  Organisation,  die  mit  der,  kirchlichen  Institutionen  eigenen, 
Beharrlichkeit  sich  keineswegs  den  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
vor  sich  gehenden  socialen  Veränderungen  anpafste,  war  zweifellos 
schon  zur  Zeit  Elisabeths  in  manchen  Gegenden  veraltet  und  ent- 
sprach nicht  mehr  ganz  den  Verhältnissen  jener  Epoche.  Insbesondere 
mufsten  sich  die  zahlreichen  Enklaven,  aus  welchen  viele  Kirchspiele 
zusammengesetzt  waren,  und  die  der  rein  kirchlichen  Administra- 
tion keine  grofsen  Schwierigkeiten  bereitet  haben  mochten,  nun- 
mehr, wo  der  Pfarrsprengel  zum  Lokalverwaltungsterritorium  wurde, 
als  Hindemisse  der  Administration  geltend  machen.  Daneben 
wurde  auch  sehr  bald  der  Umstand  unangenehm  fühlbar,  dafs  die 
als  staatliche  Verwaltungsorganisation  adoptierte  Kirchspielein- 
teilung eben  infolge  ihres  kirchlichen  Ursprunges  keine  Rücksicht 
auf  die  Grafschaftsgrenzen  nahm.  Mit  der  gewaltigen  Zunahme 
der  Bevölkerung  seit  dem  XVIII.  Jahrhundert  und  den  durch  das 
Entstehen  der  Industrie  im  Norden  des  Landes  verursachten  inneren 
Wanderungen  trat  nun  ein  Zustand  ein,  der  die  Kirchspielorgani- 
sation völlig  unbrauchbar  zu  machen  drohte.  Die  Verquickung 
kirchlicher  und  staatlicher  Verwaltungsbedürfnisse  in  ein  und  der- 
selben Gemeindeform  wurde  in  zahllosen  Fällen  zu  einem  schweren 
Nachteile  für  beide  Zwecke.  Einerseits  hat  die  starke  Steigerung 
der  staatlich-administrativen  Aufgaben  des  Kirchspiels  sehr  häufig 
eine  ganz  andere  natürliche  Abgrenzung  des  Verwaltungsgebietes 
notwendig  erscheinen  lassen,  als  sie  der  traditionelle  Pfarrsprengel 
bot;  andererseits  waren  auch  viele  Pfarreien  für  die  Ausübung  der 
Seelsorge  und  des  Gottesdienstes  zu  umfangreich  geworden.  End- 
lich verursachten  die  Enklaven  und  das  häufige  Überschreiten  der 
Grafschaftsgrenzen  durch  die  Kirchspiele  unerträgliche  Behinderung 
der  Verwaltung  in  einer  Zeit,  da  das  ganze  stetig  anwachsende 
Lokalsteuerwesen  auf  der  territorialen  Einheit  des  Kirchspiels  beruhte. 
Zuerst  schritten  die  kirchlichen  Autoritäten  zur  Abhilfe.  Durch 
zahlreiche  Local  Acts,   sodann   durch   zwei  Gruppen  allgemeiner 
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Gesetze  wurden  die  grofsen  Parishes  zu  kirchlichen  Zwecken  ge- 
teilt; aber  das  alte  Kirchspiel  blieb  mit  seinem  früheren  Umfange 
als  Civil  Parish,  d.  h.  als  die  zur  Durchführung  der  Lokalverwal- 
tung bestehende  Einheit  aufrecht,  während  die  neu  geschaffenen 
Teile  als  Ecclesiastical  Parishes  nur  für  kirchliche  Zwecke  selb- 
ständig erschienen  ^  3629  solcher  neuer,  rein  kirchlicher  Parishes 
wurden  in  der  Zeit  von  1818 — 1896  geschaffen;  andererseits  begann 
das  Parlament  auch  die  Teilung  von  Kirchspielen  zu  Zwecken  der 
Lokalverwaltung  vorzunehmen.  Ein  Select  Committee  von  1873 
hatte  die  in  vielen  Landesteilen  unhaltbar  gewordene  Beschaffenheit 
der  Kirchspielgrenzen  dargelegt.  Die  Folge  dieses  Berichtes  waren 
die  Divided  Parishes  Acts  von  1876,  1879  und  1882,  welche  in  nicht 
weniger  als  3258  Fällen  die  Kirchspielgrenzen  durch  Teilung  oder 
Vereinigung  abänderten.  So  entstanden  viele  neue  Civil  Parishes, 
die  vom  alten  Kirchspiel  im  Umfange  abwichen,  häufig  aber  wieder 
so,  dafs  die  neuen  Teilgebilde  nach  wie  vor  als  Parish  im  kirch- 
lichen Sinne  ein  Ganzes  bildeten. 

Dadurch  nun,  dafs  diese  beiden  Reformen  gemäfs  der  echt  eng- 
lischen Abneigung  vor  jeder  systematischen  Aktion  völlig  un- 
abhängig voneinander  durchgeführt  wurden,  schuf  man  ein  wahres 
Chaos  von  territorialen  Einheiten.  Es  gab  nun  Gebiete  aller  Art, 
die  sämtlich  Kirchspiele  genannt  wurden,  dabei  voneinander  in 
ihrem  Umfange  sowie  in  ihrem  Wirkungskreise  wesentlich  ab- 
wichen. Es  gab  noch  alte  Kirchspiele,  die  von  jenen  beiden  Gruppen 
von  Gesetzen  unberührt  geblieben  waren,  wo  sich  also  Pfarrsprengel 
und  Lokalverwaltungsgebiet  deckten.  Es  gab  femer  be^ndere  kircfi- 
liche  Parishes,  die  durch  Teilung  des  alten  Common  Law  Parish 
entstanden  waren,  und  solche  Pfarrsprengel,  die  als  Zusammenfassung 
neuer,  durch  Teilung  zu  Zwecken  der  staatlichen  Lokalverwaltung 
gebildeter  Civil  Parishes  erschienen.  Aber  damit  war  das  Chaos 
noch  nicht  vollendet;  noch  ein  anderes  kam  hinzu.  Bei  der  aufser- 
ordentlichen  Vermehrung  der  Bevölkerung  in  den  industriellen 
Teilen  des  Landes  konnte  die  neue  intensive  Armenpflege  und  lokale 
Finanzverwaltung  in  vielen  Fällen  trotz  der  durch  die  Divided 
Parishes  Acts  geschaffenen  Erleichterungen  mit  dem  alten  Kirch- 
spielgebiete nicht  ihr  Auskommen  finden.  Schon  im  XVIII.  Jahr- 
hundert waren  die  vielen  nicht  zusammenhängenden  Teile  von  Kirch- 


^  Diese  Reform  fiel  häufig  zusammen  mit  der  massenhaften  Erbauung 
neuer  Pfarrkirchen:  im  ganzen  sind  von  1818—1851  dreizehn  sogenannte  Church 
Buildings  Acts  und  überdies  5  New  Parishes  Acts  in  den  Jahren  1843,  1844, 
1856,  1869  und  1884  erlassen  worden.    Vgl.  Blake  Odgers  Loc.  Goy.  p.  45. 
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spielen  (Outlying  Portions)  als  selbständige  Armensteuerbezirke  ge- 
wohnheitsrechtlich  entstanden.  Dieser  Prozefs  wurde  durch  ein 
Gesetz  von  1819  als  gesetzlich  anerkannt.  Im  XIX.  Jahrhundert 
wurde  aber  durch  direkte  Gesetzgebung  diese  Bildung  besonderer 
Poor  Law  Parishes  weiter  geführt.  Es  wurden  eine  grofse  Anzahl 
von  Gebieten,  die  ursprünglich  nur  Townships,  d.  h.  selbständige 
Ansiedlungen  innerhalb  eines  Civil  Parish  gewesen  waren,  zu  selb- 
ständigen lokalen  Verwaltungsgebieten  erhoben,  indem  sie  zunächst 
für  die  Durchführung  des  Armengesetzes,  dann  aber  auch  für  andere 
Verwaltungszwecke  als  unterste  Territorialeinheit  fungierten.  So 
kam  es,  dafs  nach  der  im  Jahre  1894  publizierten  amtlichen  Statistik 
14896  Civil  Parishes  neben  IS  822  Ecclesiastical  Parishes  vorhanden 
waren  und  dafs  nur  in  einem  Drittel  der  Fälle  beide  zusammen- 
fielen ^  Die  Reform  der  Landgemeinden  mufste  also  zunächst  sich 
darüber  entscheiden,  welches  von  diesen  „Parish"  genannten  Ge- 
meindegebieten sie  zur  Grundlage  der  neuen  Organisation  verwenden 
wollte.  Dies  geschah  in  der  Weise,  dafs  als  Kirchspiel  im  Sinne 
des  Gesetzes  von  1894  jedes  damals  existierende  Civil  oder  Poor 
Law  Parish  angesehen  wurde.  Jedes  Gebiet,  gleichviel  ob  es  eine 
oder  mehrere  Ortschaften  (Townships)  oder  einen  Teil  einer  solchen 


^  Vgl.  die  Angaben  in  der  ausgezeichneten  und  das. ganze  statistiscbe 
Material  der  Regierung  verwerten  den  Rede  Sir  Henry  Fowlers  bei  Einführung 
der  Bill  (Hansard,  Pari.  Deb.  Session  1893—94).  Mit  der  Unterscheidung  von  Civil, 
Ecclesiastical  and  Poor  Law  Parish  ist  aber  die  Bedeutung  des  Wortes  Parish 
noch  nicht  erschöpft.  Es  gab  neben  den  ersteren  noch  zwei  weitere  Arten 
von  Parishes:  1.  den  Land  Tax  Parish,  2.  den  Highway  Parish.  Unter  ersterem 
ist  nach  dem  'faxes  Management  Act,  43  &  44  Yict.  c  19  jeder  Bezirk,  sei 
es  eine  Stadt,  ein  Ward,  ein  Township,  Tithing,  Parish  oder  eine  sonstige  ab- 
gegrenzte Örtlichkeit,  für  welche  eine  gesonderte  Veranlagung  der  Land  Tax  oder 
Income  Tax  stattfindet  und  ein  besonderer  Steuereinnehmer  ernannt  ist,  zu  ver- 
stehen. Wir  haben  es  also  nicht  mit  einem  Lokal  Verwaltungsgebiet  zu  thun,  sondern 
mit  einer  von  der  Centralverwaltung,  speciell  von  dem  Schatzamte,  geschaffenen 
administrativen  Einheit.  Die  Highway  Parishes  —  nach  Sir  Fowlers  An- 
gabe im  Jahre  1894  gab  es  ungefähr  8000  Kirchspiele  in  362  Highway  Districts 
und  überdies  6977  gesonderte  Highway  Parishes  —  waren  solche  durch  Zu- 
sammenfassung oder  Teilung  der  Civil  Parishes  geschaffene  Territorien,  für 
welche  eine  selbständige  Strafsenverwaltung  bestand.  (Über  die  Entwicklung 
dieser  Strafsenbehörden  vgl.  Gneist,  Selfgovemment,  §  138.)  Diese  Highway 
Parishes  fielen  gleichfalls  nur  selten  mit  einem  der  bestehenden  Kirchspiele 
genau  zusammen.  So  gab  es  z.  B.  in  Shropshire  740  Highway  Parishes  und 
nur  224  Poor  Ijaw  Parishes.  Für  die  6  Grafschaften  von  Süd-Wales  und  die 
Insel  Wight  bestanden  femer  besondere  Highway  Boards.  (Vgl.  Wright  and 
Hobhouse  p.  47.)  Durch  das  Kirchspielgesetz  von  1894  ist  nun  der  Highway 
Parish  fast  durchwegs  abgeschafft  worden. 
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in  sich  schlofs,  das  einen  selbständigen  Bezirk  zur  Veranlagung  und 
Einhebung  der  Poor  Rate  bildet,  ist  als  Kirchspiel  im  Sinne  des 
Gesetzes  anzusehen. 

Hierzu  kommt  aber  nun  ein  Weiteres:  nur  solche  Poor  Law 
Parishes,  welche  in  einem  Rural  District  liegen,  werden  vom  Ge- 
setze erfafst.  Dadurch  sind  zunächst  alle  jene  Kirchspiele  aus  dem 
Bereiche  der  Reform  ausgeschieden,  die  zur  Zeit,  als  das  Gesetz 
in  Kraft  trat,  mit  ihrem  ganzen  Gebiete  in  einer  Municipalstadt 
oder  einem  Urban  District  liegen.  Es  sind  1803  gewesen,  so  dafs 
13093  Kirchspiele  als  ländliche  Parishes  erübrigen.  Nun  aber  galt 
es  noch  eine  weitere  Schwierigkeit  zu  überwinden. 

Wie  wir  wissen,  bestand  von  vornherein  die  Absicht,  die 
Organisation  der  Lokalverwaltung  zum  erstenmal  systematisch  auf- 
zubauen, d.  h.  es  sollten  fortan  die  Sanitätsdistrikte  als  Teile  der 
Grafschaften  und  die  Kirchspiele  als  Teile  der  letzteren  fungieren. 
Nun  müssen  wir  uns  erinnern,  auf  welche  Weise  die  Sanitätsdistrikte 
entstanden  sind:  nämlich  durch  Annahme  und  teilweise  Abänderung 
der  seit  1834  entwickelten  Armenbezirke  (Unions),  die  selbst  nur 
eine  Zusammenfassung  von  Kirchspielen  waren.  Dadurch  waren 
die  Grenzen  der  Sanitätsdistrikte  notwendigerweise  ohne  Rücksicht 
auf  die  Grafschaftsmarken  ausgefallen,  die  sie  demnach  in  vielen 
Fällen  überschritten.  Es  wurde  sehr  oft  ein  Kirchspiel,  das  zu  einer 
Grafschaft  gehörte,  einem  Armenverbande  oder  Sanitätsdistrikte 
einverleibt,  dessen  tiberwiegender  Flächenraum  in  einer  anderen 
Grafschaft  lag.  Überdies  schnitten  viele  Kirchspiele  von  altersher, 
wie  vorhin  bemerkt,  die  Grenzen  der  Grafschaften.  Endlich  war  ein 
dritter,  die  Einteilung  aufserordentlich  verwirrender  Umstand  die 
Abgrenzung  der  städtischen  und  ländlichen  Sanitätsdistrikte  gewesen. 
Letztere  sind,  wie  im  früheren  Abschnitte  angeführt,  dadurch  ge- 
bildet worden,  dafs  derjenige  Teil  der  Poor  Law  Union,  welcher 
innerhalb  einer  Municipalstadt  oder  eines  Local  Government  District 
lag,  von  jenen  abgetrennt  und  als  selbständiger  städtischer  Distrikt 
konstituiert  wurde ,  während  der  übrige  Teil ,  räumlich  meist  der 
gröfsere,  als  Rural  District  selbständig  gemacht  wurde.  Dabei  ge- 
schah es  sehr  oft,  dafs  Kirchspiele  zum  Teile  in  einem  städtischen, 
zum  Teile  in  einem  ländlichen  Distrikt  lagen.  Das  hatte  bisher 
die  Verwaltung  des  Kirchspielsganzen  nicht  berührt.  Nunmehr 
war  die  Frage  zu  lösen,  in  welcher  Weise  solche  Kirchspiele  zu 
der  neuen  Landgemeindegesetzgebung  in  Verhältnis  gesetzt  werden 
sollen.  Diese  Frage  entschied  das  Gesetz  durch  Aufstellung  des 
Principes,  dafs  in  Zukunft  jedes  Kirchspiel  in  einem  und  demselben 
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Distrikt  und  dem  entsprechend  auch  notwendigerweise  in  ein  und 
derselben  Grafschaft  liegen  solle.  Es  sind  also  solche  bisher  zum 
Teile  einem  städtischen,  zum  Teile  einem  ländlichen  Distrikte  an- 
gehörige  Kirchspiele  dauernd  aufzuteilen  und  die  Teilstücke  als 
neue  Kirchspiele  zu  konstituieren.  Die  Durchführung  der  auf  solche 
Weise  bedingten  Abänderungen  wird  dem  Grafschaftsrate  als 
Ergänzung  der  ihm  schon  durch  die  Akte  von  1888  verliehenen 
territorialen  Verwaltungs vollmachten  anvertraut.  Seit  Ablauf  von 
zwei  Jahren  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  obliegt  die  Erlassung 
der  derartige  Verhältnisse  regelnden  Orders  dem  Lokalverwaltungs- 
amte. Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  sind  denn  bald  nach  dem 
Jahre  1894  in  allen  Grafschaften  zahlreiche  Orders  der  County 
Councils  ergangen,  und  die  beabsichtigte  Reform  ist  mit  den  ge- 
ringen Ausnahmen,  die  das  Gesetz  in  besonders  berücksichtigens- 
werten  Fällen  zu  machen  gestattete,  durchgeführt  worden.  Die 
Definition  eines  Kirchspiels  im  Sinne  des  Gesetzes  von  1894  kann 
also  mit  vollem  Rechte  mit  den  Worten  des  Gesetzes  gegeben 
werden :  jeder  in  einem  nicht  städtischen  Distrikte  liegende  Bezirk, 
für  den  eine  Armensteuer  selbständig  eingehoben  oder  besondere 
Overseers  ernannt  werden,  ist  als  Kirchspiel  anzusehen. 

Durch  die  Ausscheidung  der  städtischen  Kirchspiele  ist  die 
aufserordentliche  Verschiedenheit  der  Parishes  in  Gröfse  und  Be- 
völkerungszahl wesentlich  vermindert  worden.  Zählten  doch  z.  B. 
einzelne  von  den  191  Metropolitan  Parishes  mehrere  100  000  Ein- 
wohner und  giebt  es  doch  19  städtische  Kirchspiele  mit  mehr  als 
100  000  Einwohnern.  Aber  auch  nach  Ausscheidung  dieser  Riesen- 
kirchspiele blieb  noch  eine  grofse  Verschiedenheit  unter  den  Parishes, 
die  nun  als  Landgemeinden  konstituiert  wurden,  zurück.  Es  giebt 
Kirchspiele  mit  einer  Grundfläche  von  weniger  als  50  Acres  und 
viele  mit  einer  solchen  über  10  000  Acres.  1891  gab  es  11  Parishes 
ohne  Einwohner,  6364  mit  einer  Bevölkerung  unter  300  Einwohner, 
7813  mit  einer  solchen  von  300—10  000  Einwohnern  ^  Im  ganzen 
und  grofsen  lassen  sich  zwei  Gröfsenklassen  unterscheiden :  nämlich 

>  Vgl.  Rede  Sir  Fowlers  y.  21.  März  1893. 

Nach  Sir  Fowlers  Angaben  stuften  sich  1893  die  ländlichen  Kirchspiele 
folgendermafsen  ab: 

rund  6000  Parishes  haben  weniger  als  300  Einwohner 

-  2500         -  -       zwischen   300  und    500  Einwohner 

-  2300        -  -  -  500     -     1000 

-  1200    -     -      -    1000  -  2000 

-  1000    -     -      -    2000  -  5000 
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solche  Kirchspiele,  die  zu  klein  sind,  um  repräsentativen  Institu- 
tionen zur  Unterlage  dienen  zu  können  nnd  solche,  bei  denen  letztere 
Bedingung  zutriflft.  Das  Gesetz  knüpfte  nun  an  diese  Unterschei- 
dung an  und  schuf  demgemärs  zwei  Klassen  von  ländlichen  Ge- 
meinden: 1.  solche  mit  repräsentativer  Gemeindeverfassung,  Parish 
Councils;  2.  Kleingemeinden  ohne  Gemeindevertretung.  Wo  die 
Grenzlinie  faktisch  zu  ziehen  war,  konnte,  wie  der  mit  der  Durch- 
bringung  der  Bill  im  Parlamente  betraute  Präsident  des  Lokal- 
verwaltungsamtes in  Gladstones  letztem  Cabinet,  Sir  Henry  Fowler, 
ausführte,  keine  Principienfrage  bilden,  sondern  mufste  nach  kon- 
kreten Merkmalen  entschieden  werden.  Die  Regierung  schlug 
ursprünglich  die  Bevölkerungszahl  von  800  Einwohnern  als  feste 
Grenze  zwischen  beiden  Klassen  vor;  das  Parlament  aber  zog  es 
vor,  diese  Grenzlinie  für  den  einzelnen  Fall  durch  besondere  Be- 
stimmungen elastisch  zu  gestalten.  Doch  damit  sind  wir  schon  bei 
dem  Gegenstande  des  nächsten  Kapitels  angelangt  ^ 


Zweites  Kapitel. 

Das  ReprSsentationsprincip  in  der  Landgemeindeverfassnng. 

Die  rechtliche  Organisation  der  Landgemeinden  geht  von  zwei 
Grundgedanken  aus: 

1.  Davon,  dafs  die  Durchführung  der  nach  dem  Gesetze  den 
neuen  Gemeinden  zustehenden  Funktionen  principiell  der  Gesamt- 
heit der  in  der  Gemeinde  Ansässigen  anzuvertrauen  ist. 

2.  Davon,  dafs  zu  diesem  Zwecke  dort,  wo  nach  der  Be- 
völkerungszahl der  Gemeinde  das  praktische  Bedürfnis  einer  re- 
präsentativen Verwaltung  vorausgesetzt  werden  kann,  und  nur  dort, 
ein  Gemeindeausschufs  als  Organ  der  regelmäfsigen  Gemeinde- 
verwaltung bestellt  wird. 

Diesen  beiden  Grundgedanken  entsprechend  gchafft  das  Gesetz 
zunächst  zwei  grofse  Klassen  innerhalb  der  Landgemeinden:  die 
erste  Klasse,  alle  Parishes  mit  einer  Einwohnerzahl  bis  zu  300  Ein- 
wohnern umfassend,  die  zweite  alle  Kirchspiele  mit  mehr  als  800 
Einwohnern  umfassend.  Nur  für  die  letzteren  wird  obligatorisch  ein 
zur  Verwaltung  der  Gemeindebefugnisse  berufenerVertretungs- 
körper,  das  Parish  Council,  eingeführt.  Für  die  ersteren  ruht 

1  Nach  dem  Report  des  L.  G.  B.  für  1898—99  p.  XLIII  giebt  es  gegenwärtig 
im  ganzen  13088  Landgemeinden,  von  denen  7864  ein  Parish  Council  besitzen. 
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alle  der  Gemeinde  zustehende  öffentliche  Gewalt  bei  der  Ge- 
meindeversammlung selbst,  dem  Parish  Meeting. 

Diese  beiden  Grundformen  der  Landgemeindeverfassung  stehen 
aber  zu  einander  in  dem  Verhältnisse  zweier  Entwicklungsstadien 
eines  Organismus;  denn  das,  was  die  Grundidee  der  neuen  Ge- 
meindeverwaltung ausmacht,  die  Berechtigung  der  Gesamtheit  aller 
Gemeindeinsassen,  die  Angelegenheiten  der  Gemeinde  zu  besorgen,  ist 
auch  in  der  zweiten  Klasse,  den  mit  einer  Repräsentativvertretung 
versehenen  Landgemeinden,  nicht  aufgegeben,  sondern  diese  Grundidee 
ist  nur  fortgeführt  zu  einer  höheren  Entwicklungsform.  Auch  in 
diesen  letztgenannten  Gemeinden  behält  die  Gemeindeversammlung, 
das  Parish  Meeting,  neben  dem  Parish  Council,  bestimmte  wichtige 
Funktionen.  Es  erscheint  damit,  wenn  auch  nur  für  den  engsten 
Kreis  der  Lokalverwaltung,  ein  Grundsatz  zum  erstenmal  wieder  im 
englischen  Rechte  zum  Ausdruck  gebracht,  der  den  ältesten 
Bildungen  seiner  staatlichen  Organisation  zu  Grunde  liegt,  nämlich 
der  Gedanke,  dafs  das  Repräsentativsystem  nur  ein  subsidiäres 
Mittel  der  Selbstregierung  und  Selbstverwaltung  der  Nation  und 
nur  insoweit  berechtigt  ist,  als  eine  Repräsentation  praktisch  un- 
umgänglich notwendig  erscheint^. 

Parish  Meeting  und  Parish  Council:  das  sind  also  die  beiden 
Hauptorgane,  welcher  sich  die  neue  Landgemeindeverwaltung  zu 
bedienen  hat.  Das  erstere,  die  Gemeindeversammlung,  ist  das  ele- 
mentarste Verwaltungsorgan,  gewissermafsen  die  kleinste  Zelle  des 
grofsen  Gesamtkörpers  der  modernen  Lokalverwaltung  Englands. 
In  allen  Landgemeinden,  gleichviel  ob  grofs  oder  klein,  ist  zur  Er- 
füllung ihrer  öffentlichen  Aufgaben  die  Gesamtheit  der  Gemeinde- 

^  Wenn  es  auch  gewifs  eine  völlig  anhistoriscbe  Anschauung  ist,  die  Parish 
Meetings  als  Wiederaufleben  altgermanischer  Gemeindefreiheit  zu  bezeichnen 
und  in  den  „gemots*'  der  alten  Townships  die  Ahnherren  derselben  zu  er- 
blicken, so  ist  es  andererseits  unbestreitbar,  dafs  sich  in  der  Gestalt  der  Open 
Yestry,  wie  wir  sie  zu  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  noch  in  zahlreichen 
Orten  vorfinden,  die  einzige,  echt  demokratische  Lokalverwaltungsbebörde  jener 
Zeit  darstellt.  Allerdings  ist  diese  Institution  nicht  aus  „den  Wäldern 
Germaniens*',  sondern  im  XIII.  und  XIY.  Jahrhundert  aus  dem  Bedürfnisse 
der  Kirche,  sich  eine  Art  von  Gemeindeorganisation  als  Stütze  zu  schaffen, 
hervorgegangen;  dennoch  sind  unzweifelhaft  dabei  uralte,  auf  dem  angel- 
sächsischen Rechte  beruhende  Traditionen  wieder  lebendig  geworden  und  so, 
wenn  auch  in  veränderter  Gestalt,  bis  auf  die  neuere  Zeit  überliefert  worden. 
Vgl.  Sidney  Webb  in  Municipal  Journal  1899  p.  1199  und  Blake  Odgers, 
p.  42.  Ferner  über  den  heutigen  Stand  der  rechtsgeschichtlichen  Erklärung  des 
Parish:  Maitland,  The  survival  of  Archaic  Communities:  in  der  Law  Quarterly 
Review  1893,  p.  226—227,  sowie  History  of  English  Law  I.  p.  618. 
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mitglieder,  wenn  in  bestimmter  Weise  gesetzmäfsig  versammelt,  als 
ein  rechtliches  Ganzes  konstituiert ,  als  eine  juristische  Person  des 
„öffentlichen"  und  privaten  „Rechtes"  anerkannt.  In  den  gröfseren 
Landgemeinden,  den  mit  mehr  als  300  £inwohnem,  ist  für  eine 
weitere  DiflFerenzierung  der  Organe  Vorsorge  getroffen  worden. 
Das  Parish  Meeting  besteht  auch  hier  mit  bestimmten  Funktionen; 
aber  neben  ihm  fungiert  ein  ständiges  repräsentatives  Exekutivorgan 
der  Landgemeinde,  das  Parish  Council,  der  Kirchspielrat.  Das 
englische  Verfassungsrecht  kennt  aber  auch  heute,  trotzdem  in  den 
grofsen  organisatorischen  Schöpfungen  der  modernen  Lokalverwal- 
tung bestimmte  allgemeine  Principien  verwirklicht  wurden,  noch 
immer  nicht  jene  schematische  Auffassung  der  Behördenorganisation, 
die  dem  gleichmäfsigen  logischen  Aufbau  des  Systems  die  ver- 
schiedenartigen Interessen  der  so  unendlich  abgestuften  lokalen 
und  wirtschaftlichen  Einheiten  innerhalb  des  Staates  unbedenklich 
zum  Opfer  bringt.  Von  diesem  Bestreben  der  Anpassung  der  all- 
gemeinen Vorschriften  an  die  lokalen  und  speciellen  Bedürfnisse  sind 
die  beiden  grofsen  Institute  des  Verfassungsrechtes  getragen,  die 
wir  als  zwei  fundamentale  Erscheinungen  in  der  inneren  Verwaltung 
Englands  kennen  gelernt  haben :  die  Special-  und  Lokal gesetzgebuiig 
und  die  Schaffung  der  Adoptivgesetze.  Derselbe  Gedanke  liegt  jenen, 
die  teritoriale  DiflFerenzierung  der  Verwaltungsgebiete  regelnden  Be- 
stimmungen der  grofsen  Organisationsgesetze  der  Lokalverwaltung 
zu  Grunde,  welche,  wie  z.  B.  die  Abgrenzung  von  Specialsteuer- 
distrikten, dahin  abzielen,  den  örtlichen  Sonderbedürfnissen  der  Ver- 
waltung genügenden  Spielraum  zu  lassen,  bei  aller  Betonung  der  in 
denselben  Gesetzen  niedergelegten,  systematischen  Principien  der 
Vereinfachung  und  Konsolidierung  der  Verwaltung.  Endlich  hat 
sich  aus  demselben  Gedankengang  heraus  die  neue  Landgemeinde- 
ordnung nicht  damit  begnügt,  jene  beiden  Typen  von  Landgemeinden 
in  der  Weise  obligatorisch  zu  gestalten,  dafs  in  dieses  doppel- 
seitige Schema  jedes  nichtstädtische  Kirchspiel  hineingeprefst  werden 
mufste,  sondern  es  sind  vielmehr  Vorkehrungen  getrotfen  worden, 
durch  welche  jede  zwangsweise  Nivellierung  der  tausendfältig 
voneinander  abweichenden  lokalen  Verwaltungsinteressen  vermieden, 
jede  bureaukratische  Uniformierung  der  Lokaladministration  auf 
Kosten  der  lebendigen  Sonderinteressen  der  einzelnen,  zwar  kleinsten, 
aber  trotzdem  eine  administrative  Individualität  bildenden  Ge- 
meinden verhindert  werden  sollte.  Diese  Gefahr  einer  nicht  ge^ 
nügenden  Berücksichtigung  der  lokalen  Verwaltungsinteressen  schien 
vor  allem  dadurch   gegeben,  dafs  die  beiden  obligatorischen  Ge- 
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meindeformen  durch  eine  starre  Bevölkerungsziffer  geschieden  sein 
sollten.  Wie  sollte  es  z.  B.  begründet  erscheinen,  dafs  ein  Kirch- 
spiel mit  299  Einwohnern  zu  den  Gemeinden  ohne  repräsentative 
Gemeindeverfassung  gehören,  ein  solches  mit  300  Einwohnern  da- 
gegen sich  einer  Gemeindevertretung  erfreuen  soll  ?  Eine  feste  Zahl 
kann  bei  der  aufserordentlichen  Verschiedenartigkeit  der  lokalen 
Verhältnisse  nie  ein  rationelles  Princip  für  die  Gestaltung  des 
öffentlich-rechtlichen  Gemeinlebens  ersetzen.  Sie  kann  höchstens 
eine  äufsere  Scheinordnung,  nie  aber  eine  innerlich  begründete 
Organisation  schaffen.  Die  englische  Gesetzgebung  hat  sich  dem 
auch  nicht  verschlossen  und  zu  diesem  Zwecke  verfügt: 

1.  Jedes  Kirchspiel  mit  weniger  als  300,  aber  mehr  als  100  Ein- 
wohnern hat  das  Recht,  von  dem  Grafschaftsrate  zu  verlangen,  dafs 
ihm  die  Bildung  einer  Landgemeinde  vollen  Rechtes,  d.  h.  die  Wahl 
eines  Parish  Council  verstattet  werde. 

2.  Selbst  solche  kleine  Gemeinden,  die  unter  100  Einwohnern 
bleiben,  können  ein  gleiches  Ansuchen  an  den  Grafschaftsrat  stellen. 
Hier  liegt  es  aber  in  der  Diskretion  des  letzteren,  das  Gesuch  zu 
bewilligen  oder  zu  verwerfen. 

3.  Der  Grafschaftsrat  hat  ferner  das  Recht,  durch  Verordnung 
Kirchspiele  unter  300  Einwohner  zusammenzulegen  (Grouping)  und 
der  so  geschaffenen  Grofsgemeinde  ein  gemeinsames  Parish  Council 
zu  verleihen.  Hierzu  ist  die  Zustimmung  sämtlicher  davon  be- 
troffenen Kirchspiele  durch  Beschlufs  der  einzelnen  Gemeindever- 
sammlungen notwendig.  Immer  bleibt  aber  die  Zusammenlegung 
ein  diskretionärer  Verwaltungsakt  des  Grafschaftsrates.  Die  be- 
treffende Verordnung  (Grouping  Order)  mufs  den  gemeinsamen 
Namen  der  damit  geschaffenen  Grofsgemeinde,  sowie  die  Wahl- 
ordnung, insbesondere  die  Aufteilung  der  Mitglieder  des  Council 
unter  die  einzelnen  teilnehmenden  Kirchspiele  festsetzen. 

Aber  die  Zusammenlegung  hebt  die  Individualität  der  ein- 
zelnen Parishes  nicht  auf.  Vielmehr  bleibt  jedem  das  Recht,  nach 
wie  vor  seine  eigene  Gemeindeversammlung  abzuhalten  und  alle  die 
Funktionen,  die  dem  Parish  Meeting  gesetzlich  gegeben  sind,  aus- 
zuüben; sodann  aber  auch,  was  das  wichtigste  ist,  die  auf  das  Kirch- 
spiel entfallende  Anzahl  von  Parish  Councillors  in  dem  Parish 
Meeting  zu  wählen.  Auch  mufs  die  Grouping  Order  zur  Wahrung 
der  individuellen  Rechte  der  einzelnen  Kirchspiele  bezüglich  wohl- 
thätiger  Stiftungen  sowie  der  Aufbewahrung  der  Kirchspielsurkunden 
Vorkehrung  treffen.  Endlich  kann  die  Grouping  Order  auch  für 
die  Gültigkeit  gewisser  Beschlüsse  des  Grofsgemeinderates  die  Zu- 
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Stimmung  des  einzelnen  Parish  Meeting  als  notwendige  Bedingung 
statuieren.  Die  Kosten  der  gemeinsamen  Verwaltung  sind,  obgleich 
das  Gesetz  hierüber  nichts  ausdrücklich  verfügt,  zweifellos  auf  die 
einzelnen  Kirchspiele  nach  dem  jährlichen  Steuerwerte  jedes  ein- 
zelnen aufzuteilen.  Gleichermafsen  hat  der  Grafschaftsrat  auch 
das  Recht,  eine  solche  Grofsgemeinde  auf  Ansuchen  eines  oder 
mehrerer  Kirchspiele  wieder  aufzuheben.  In  beiden  Fällen  bedarf 
die  Order  keiner  Bestätigung  durch  das  Lokalverwaltungsamt.  Die 
Grafschaftsräte  haben  hierbei  alle  jene  Machtvollkommenheiten, 
die  ihnen  durch  Section  57.  der  Akte  von  1888  eingeräumt  sind, 
in  Bezug  auf  Einigung  oder  Auflösung  gemeinsamen  Eigentums, 
Feststellung  wechselseitiger  Verbindlichkeiten  u.  s.  w.  Dem  County 
Council  steht  überhaupt  jederzeit  die  Befugnis  zu,  einem  bis 
dahin  nicht  repräsentativ  organisierten  Parish  ein  Parish  Council 
zu  verleihend 

Aber  auch  abgesehen  von  der  Einwohnerzahl  sind  sehr  oft 
lokale  Verschiedenheiten  innerhalb  eines  gröfseren  Kirchspieles 
vorhanden,  die  öffentliche  Sonderinteressen  der  Bewohner  eines 
einzelnen  Teiles  desselben  zur  Folge  haben.  Bei  der  bedeutenden 
Anzahl  von  englischen  Kirchspielen,  die  trotz  aller  im  XIX.  Jahr- 
hunderte erfolgten  Aufteilung  in  neue  Parishes  aus  mehreren  von- 
einander deutlich  geschiedenen  Ortschaften  (Townships)  bestehen,  von 
denen  das  eine  oft  einen  ganz  anderen  wirtschaftlichen  Charakter 
trägt  als  das  andere,  würde  die  Majorisierung  einer  solchen  Fraktion 
innerhalb  des  gemeinsamen  Parish  Council  die  Interessen  der  ein- 
zelnen Ortschaft  sehr  leicht  gefährden.  Deshalb  ist  gesetzlich  be- 
stimmt : 

1.  Dafs  das  Kirchspiel  unter  gewissen  Umständen  geteilt 
werden  soll.  Dieser  Fall  betrifft  jene  Kirchspiele,  die  zum  Teil  in 
einem  städtischen,  zum  Teil  in  einem  ländlichen  Distrikt  liegen, 
und  ist  bereits  oben  erwähnt  worden. 

2.  Aber  auch  ohne  Teilung  des  Kirchspieles  soll  eine  Sonder- 
verwaltung solcher  Fraktionsgemeinden  ermöglicht  sein,  wenn  die- 
selben eine  individuell  abgegrenzte  Wohnungsniederlassung  vor- 
stellen, oder  gewisse  von  dem  ganzen  Kirchspiele  abgesonderte 
Hechte,  resp.  Besitzverhältnisse  aufweisen.  In  diesem  Falle  kann 
der  Grafschaftsrat  einer  solchen  Ortschaft  oder  Teilgemeinde  inner- 


^  Auch  kann  der  Grafschaftsrat,  wenn  die  Bevölkerung  eines  Kirchspiels 
unter  die  Zahl  von  200  sinkt,  auf  Ansuchen  das  Parish  Council  aufheben. 
Vgl.  Loc.  Gov.  Act  1894  s.  38,  39. 
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halb  des  Kirchspiels  das  Recht,  eine  besondere  Gemeindeversamm- 
lung abzuhalten,  gewähren,  und  verfügen,  dafs  diese  letztere  ihre 
Zustimmung  zu  gewissen,  in  der  betreffenden  Verordnung  des 
Grafscbaftsrates  näher  zu  bezeichnenden  Beschlüssen  des  Parish 
Council  abgebe.  Diese  Teilgemeindeversammlung  hat  dann  aber 
auch  das  Recht,  für  diese  Fraktion  allein  die  Adoptivgesetze 
anzunehmen  und  sie  hat  weiters  die  Befugnis,  zu  verlangen, 
dafs  das  Parish  Council  zur  Verwaltung  der  speciell  die  Fraktion 
berührenden  Angelegenheiten  ein  Special  Committee  unter  Zu- 
ziehung von  Insassen  der  Teilgemeinde  (Fraction)  ernenne*. 

3.  Schliefslich  wirkt  der  allzu  rigiden  Durchführung  der  obli- 
gatorischen Gemeindeorganisation  auch  hier  ein  Faktor  entgegen 
und  macht  die  weitestgehende  Differenzierung  der  Landgemeinde- 
verfassung, entsprechend  den  örtlichen  Verwaltungsbedürfnissen, 
möglich,  ein  Faktor,  den  wir  schon  bei  den  höheren  Kommunal- 
verbänden, sowohl  den  Boroughs  als  den  Grafschafts-  und  Distrikt- 
räten, kennen  gelernt  haben.  Es  ist  dies  die  auch  hier  von  dem  Gesetze 
zugelassene  Verleihung  besonderer  Verwaltungsbefugnisse  (Special 
Powers),  auf  begründetes  Ansuchen  der  lokalen  Körperschaften. 
An  die  Stelle  des  Lokalverwaltungsamtes  tritt  hier  der  Grafschafts- 
rat. Auf  Ansuchen  des  Parish  Committee  einer  Kleingemeinde 
kann  das  County  Council  einzelne  gesetzliche  Befugnisse  des  Parish 
Council  auch  der  Gemeindeversammlung  (Parish  Meeting)  ein- 
räumen. 

Alle  diese  gesetzlichen  Vorkehrungen  wirken  nun  vereint  da- 
hin, den  denkbar  weitesten  Spielraum  zu  schaffen  zur  Anpassung 
des  Gesetzes  an  die  lokalen  Verschiedenheiten  und  die  demgemäfs 
von  einander  abweichenden  administrativen  Bedürfnisse. 

Indem  das  Gesetz  ein  System  administrativer  Ordnung  auf- 
stellt, verkennt  es  nicht  den  organischen  Charakter  dessen,  was 
vor  allem  Gesetze  besteht,  nämlich  des  Zusammenlebens  im  her- 
gebrachten Verbände  der  Nachbarn  und  sucht  daher  die  neue 
systematische  Gemeindeordnung  mit  voller  Schonung  der  gerade 
im  engsten  Kreise  lokaler  Zusammengehörigkeit  mit  verstärkter 
Kraft  wurzelnden  lokalen  Sonderbedürfnisse  und  Traditionen  durch- 
zuführen. Der  tief  begründete  konservative  Zug  der  englischen 
Nation  hat  sich  auch  bei  diesem,  auf  der  Bahn  demokratischer 
Entwicklung  der  öffentlichen  Einrichtungen  am  weitesten  gehenden 
Reformgesetze  nicht  verleugnet    Jahrhunderte  lang  hatte  man  es 

1  S.  49,  56  des  Local  Government  Act  1894. 
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nicht  gewagt,  die  Organisation  der  Parishes  durch  ein  allgemeines 
Grundgesetz  einschneidend  zu  reformieren,  weil  man  Bedenken  trug, 
hierdurch  unvermeidlicberweise  in  zahllosen  Fällen  den  allerwärts 
stark  empfundenen  Lokalpatriotismus  im  engsten  Kreise  (Parochial 
Feeling)  zu  verletzen;  als  das  Gesetz  endlich  zustande  kam,  setzte 
man  alle  vorhin  aufgezählten  Kautelen  in  dasselbe  hinein  als  Schutz 
gegen  eine  einseitige  und  schematische  Aufzwingung  der  neuen 
Organisationsprincipien  und  verhinderte  so,  dafs  eine  rücksichtslose, 
doktrinäre  Durchführung  der  neuen  Ordnung  nicht  nur  zahllose 
kleine,  aber  im  engen  Kreise  für  wichtig  erachtete  lokale  Interessen 
schädige,  sondern  auch  altehrwürdige  Zusammenhänge  des  nationalen 
Lebens  unnötig  preisgebe.  Dadurch  aber,  dafs  man  dem  Grafschafts- 
rate die  Durchführung  des  Gesetzes  an  die  Hand  gab,  verhinderte  man 
von  vornherein,  dafe  etwa  centralistische  Unkenntnis  oder  büreau- 
kratische  Unterschätzung  der  lokalen  Interessen  die  gute  Absicht 
der  Gesetzgebung  zunichte  machen  könnten  und  so  wird  auch  unter 
der  neuerdings  angebrochenen  Herrschaft  einer  systematischen  Or- 
ganisation der  Lokalverwaltung  jede  schematisierende  Einförmigkeit 
der  Verwaltungsordnung  auf  der  untersten  Stufe  der  Gesamt- 
organisation verhindert.  Der  Vielgestaltigkeit  des  realen  Lebens 
und  seiner  socialen  Bedürfnisse  bleibt  auch  unter  dieser  Herr- 
schaft ihr  altes  Recht  gewahrt*. 

Wir  haben  es  also  mit  einer  weitgehenden  Abänderungs- 
möglichkeit der  beiden  von  dem  Gesetze  geschaffenen  Grundformen 
der  Landgemeinden  zu  thun.  Verschiedene  Übergänge  sind  ge- 
schaffen zwischen  der  einfachen  Form  der  nicht  repräsentativ  organi- 
sierten Kleingemeinde  und  dem  mit  vollen  Befugnissen  ausgestatteten 
Parish  Council;  immer  aber  handelt  es  sich  hierbei  nur  um  eine 
Kombination  der  gegebenen  organisatorischen  Elemente.  Es  genügt 
also,  nur  die  beiden  vorbezeichneten  Typen  zu  schildern,  und  zwar 
werden  wir  vom  Einfacheren  zum  Differenzierten  aufsteigend,  zu- 
nächst die  Kleingemeinde  in  Betracht  ziehen. 


^  In  den  Pariamentsdebatten  über  die  beiden  grofsen  Bills  von  1888  und 
1894  trat  dieser  Wunsch,  das  nachbarliche  Zusammengehörigkeitsgefühl  — 
parochial  feeling  —  nicht  nur  so  viel  als  möglich  zu  schonen,  sondern  auch 
als  wichtigsten  Faktor  für  die  Kegenerierung  des  ländlichen  Gemeindelebens 
nach  Kräften  zu  stärken,  deutlich  hervor. 


Redlich,  Engl.  Lokalverwaltnng.  36 
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Drittes  Kapitel. 

Die  Verfassung  der  Kleingemeiiideii  ^ 

In  der  Kleingemeinde  ist  das  Parish  Meeting  das  Organ,  in  welchem 
alle  Befugnisse  und  alle  der  Ausübung  derselben  dienenden  Funk- 
tionen der  Gemeinde  ungetrennt  vereinigt  sind.  Das  Parish  Meeting 
ist,  wie  bereits  vorhin  bemerkt,  nichts  anderes  als  die  rechtliche 
Zusammenfassung  der  Gemeindemitglieder  zu  einem  den  Gemeinde- 
willen bildenden  Organe  in  der  Gestalt  der  periodischen  Gemeinde- 
versammlung. Der  Ausdruck  „Gemeindemitglied"  ist  dem  Gesetze 
fremd.  Dieses  kennt  nur  die  Electors :  the  Parish  Meeting  shall  consist 
of  the  Parochial  Electors.  Die  englische  Rechtstechnik  ist  zu  formel- 
haft und  schwerfällig,  als  dafs  hier  auch  schon  terminologisch  zum 
Ausdrucke  gebracht  würde,  dafs  die  Gemeindemitgliedschaft  hier 
die  Teilnahme  an  der  Gemeindeversammlung,  nicht  aber  die  Wahl 
von  Gemeiuderepräsentanten  zum  Gegenstande  hat.  Gemeindemit- 
glieder sind  also  alle  Parochial  Electors,  d.  h.  alle  jene  Personen, 
die  in  der  Liste  der  Parlamentswähler  oder  in  der  sogenannten 
Local  Government  List,  d.  h.  der  Liste  der  Grafschaftswähler, 
beides  mit  Bezug  auf  das  Kirchspiel  genommen,  verzeichnet  sind. 
Diese  beiden  Listen  enthalten  in  ihrer  Hauptmasse  ein  und  die- 
selben Personen,  nämlich  die  nach  dem  Principe  des  Household  Vote 
qualifizierten  Personen.  Es  sind  dies  alle  jene  Personen,  die  als 
Occupiers  von  irgend  einem  Grundstücke  oder  irgend  einer  Baulich- 
keit innerhalb  des  Kirchspiels  zur  Annensteuer  veranlagt  sind, 
gleichviel  in  welchem  Betrage  und  gleichviel,  ob  die  Nutzniefser 
selbst  oder  die  Eigentümer  des  Grundes  die  Steuern  entrichten 
(Gompounding  Rates).  Dadurch  aber,  dafs  diese  beiden  Listen 
vereinigt  die  Liste  der  Kirchspielwähler  bilden,  umfafst  letztere 
auch  jene  Wähler,  die  entweder  zum  Parlament  oder  zum  Graf- 
schaftsrate ein  über  das  Household  Vote  hinausgehendes  Special- 
wahlrecht besitzen,  wie  das  sogenannte  Logders  Vote,  Service 
Vote,  Owners  Vote;  Frauen  haben  mit  den  Männern  das  gleiche 
Wahlrecht,  wenn  sie  die  übrigen  hierfür  erforderlichen  Qualifika- 
tionen besitzen,  also  wenn  sie  selbständig  zur  Armensteuer  ver- 
anlagt sind.  Wohl  aber  schliefst  der  Ehemann  die  Ehefrau  vom 
Wahlrechte  aus,  wenn  letztere  nicht  selbständig  Armensteuer 
zahlt.    Es  können  also  Mann  und  Frau  zugleich  aktive  Gemeinde- 


'  Local  Government  Act  ss.  1,  2,  4,  19,  45,  78,  Sched.  1. 


Digitized  by 


Google 


Die  neue  Landgemeindeordnung.    (Parish  Councils.)  563 

mitglieder  sein,  wenn  z.  B.  der  Mann  direkt  als  Eigentümer  eines 
Grundstückes,  die  Frau  als  Inhaberin  einer  anderen  in  demselben 
Kirchspiel  gelegenen  Realität  in  die  Liste  aufgenommen  sind. 
Disqualifizierend  wirkt  hier  nur  Mangel  der  Staatsbürgerschaft, 
Empfang  von  Almosen  während  der  letzten  12  Monate  oder  Ver- 
urteilung wegen  Wahlbestechung. 

Alle  Parochial  Electors  zusammen  bilden  nun  die  Gemeinde- 
versammlung, das  Parish  Meeting,  wenn  ein  solches  in  ordnungs- 
mäfsiger  Weise  einberufen  ist.  In  den  Kleingemeinden  mufs  diese 
Versammlung  wenigstens  zweimal  im  Jahre  einberufen  werden,  und 
zwar  das  erstemal  am  25.  März,  oder  zwischen  18.  März  und 
1.  April  jeden  Jahres.  Im  übrigen  können  weitere  Parish  Meetings 
nach  Bedürfnis  einberufen  werden.  Die  Einberufung  erfolgt  durch 
den  Chairman,  das  formelle  Haupt  der  Gemeinde,  das  in  der 
statutarischen  Versammlung  auf  ein  Jahr  gewählt  wird ,  oder  auch 
auf  Grund  einer  von  sechs  Gemeindemitgliedern  gefertigten  Auf- 
forderung, und  zwar  mufs  die  Einberufung  in  gehöriger  Weise 
durch  Anschlag  kundgemacht  werden,  der  Zeit,  Ort  und  Tages- 
ordnung der  Versammlung  enthält,  und  nicht  später  als  7  Tage 
vor  dem  Versammlungstermin  erscheinen  darf.  In  gewissen  Fällen, 
nämlich  Jbei  wichtigen  Gegenständen,  mufs  diese  Frist  14  Tage 
dauern.  Den  regelmäfsigen  Versammlungsort  zu  bestimmen,  ob- 
liegt dem  Parish  Meeting  sowie  dieses  auch  sich  selbst  die  Geschäfts- 
ordnung giebt;  nur  im  Falle,  als  kein  anderes  Lokal  vorhanden 
ist,  ist  die  Benutzung  eines  öffentlichen  Wirtshauses  gestattet;  es 
steht  aber  der  Gemeinde  das  Recht  zu,  die  in  derselben  vor- 
handenen Schullokalitäten,  wenn  die  Schule  eine  durch  öffentliche 
Zuschüsse  subventionierte  oder  gänzlich  aus  Steuergeldern  er- 
haltene Schule  (Board  School)  ist,  zu  benutzen,  ebenso  auch  sonstige 
Baulichkeiten  einer  Lokalsteuer  auferlegenden  Behörde  (z.  B.  eines 
District  Council).  Auch  die  Versammlungszeit  ist  gesetzlich  bestimmt. 
Kein  Parish  Meeting  darf  auf  eine  frühere  Stunde  als  6  Uhr  nachmittag 
einberufen  werden,  kann  aber  auf  eine  andere  Stunde  eines  folgen- 
den Tages  vertagt  werdend  Jedes  anwesende  Gemeindemitglied 
führt  eine  Stimme.    Die  Beschlüsse  der  Versammlung  werden  mit 


^  Diese  Bestimmung  hat  ihre  besondere  Bedeutung;  denn  die  „Open 
Vestry",  die  alte  Kirchspielversammlung  war  gerade  deshalb  für  die  arbeiten- 
den Klassen  völlig  wertlos  geworden,  weil  der  „Parson",  der  Pfarrer  als  Vor- 
sitzender, die  Gemeindeversammlung  in  der  Regel  inmitten  der  Arbeitszeit  ab- 
hielt und  weil  so  die  meisten  Kirchspielinsassen ,  die  Arbeiter,  schon  durch 
diese  Zeitbestimmung  ihres  Kechtes  auf  Teilnahme  beraubt  wurden. 
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einfacher  Majorität  gefafst,  wobei  die  Abstimmung  durch  Aufheben 
der  Hände  oder  durch  geheime  schriftliche  Abstimmung  (Poll)  er- 
folgt. Letztere  hat  in  der  Regel  auf  Verlangen  eines  einzelnen 
Wählers  zu  erfolgen,  aber  nur  bei  folgenden  gesetzlich  bestimmten 
Beschlüssen:  nämlich  bei  Ansuchen  an  das  District  Council,  bei 
der  Wahl  des  Vorsitzenden  oder  eines  Committee,  der  Über- 
tragung bestimmter  Funktionen  an  ein  Committee,  der  Gut- 
heifsimg  der  von  letzterem  getroffenen  Verfügungen,  der  Er- 
wählung oder  Entlassung  von  Overseers  oder  Armenvätem  der 
freiwilligen  Wohlthätigkeit ,  der  Annahme  eines  Adoptivgesetzes, 
femer  bei  Beschlufs  auf  Bildung  oder  Auflösung  eines  School 
Board,  bei  Eingehung  von  pekuniären  Verbindlichkeiten  für  die 
Gemeinde  und  bei  sonstigen  durch  das  Local  Government  Board 
vorgeschriebenen  Angelegenheiten.  Sonst  mufs  eine  namentliche 
Abstimmung  nur  dann  erfolgen,  wenn  fünf  Gemeindemitglieder  sie 
verlangen  oder  mindestens  Vs  der  Anwesenden,  und  wenn  zugleich 
der  Vorsitzende  seine  Einwilligung  giebt.  Die  für  die  geheime 
Abstimmung  notwendigen  Utensilien  müssen  von  jeder  dieselben 
schon  besitzenden  kommunalen  Körperschaft  (County  Council,  Di- 
strict Council,  School  Board),  unter  den  vom  Lokalverwaltungs- 
amte festzusetzenden  Bedingungen  der  Gemeinde  geliehen  werden. 
Die  Kosten  einer  solchen  geheimen  Abstimmung  dürfen  den  vom 
County  Council  festzusetzenden  Betrag  nicht  überschreiten  und  sind 
als  Bestandteil  der  Generalkosten  der  Gemeindeverwaltung  aus 
der  Armensteuer  zu  bezahlen.  Über  die  Versammlung  ist  ein 
vom  Vorsitzenden  zu  unterfertigendes  Verhandlungsprotokoll  von 
Fall  zu  Fall  zu  führen.  Die  vom  Parish  Meeting  ausgehende 
Korrespondenz  ist  vom  Vorsitzenden  und  von  zwei  anwesenden 
Mitgliedern  zu  unterfertigen. 

Was  nun  den  Wirkungskreis  der  Kleingemeinden  betrifft,  so 
ist  hier  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  diesen  und  den  mit 
Gemeindevertretung  versehenen  Landgemeinden  durch  das  Gesetz 
nicht  gemacht  worden.  Im  Grunde  genommen  ist  das  Parish 
Meeting  zu  allem  dem  berechtigt,  wozu  das  Parish  Council  berechtigt 
ist.  Wir  werden  daher,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  den 
Wirkungskreis  der  ausgebildeten  Landgemeinde  erst  im  nachfolgen- 
den Kapitel  besprechen  und  im  Anschlüsse  daran  die  wenigen 
Punkte,  in  welchen  die  Kleingemeinden  infolge  ihrer  rudimentären 
Organisation  mit  geringeren  oder  anderweitigen  Befugnissen  aus- 
gestattet sind,  feststellen. 

In  Bezug  auf  die  technische  Durchführung  der  Verwaltungs- 
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aufgaben  besteht  aber  ein  principieller  Unterschied  zwischen  beiden 
Gemeindeformen.  Kleingemeinden  dürfen  nämlich  zum  Unterschiede 
vom  Parish  Council  keine  besoldeten  Beamten  anstellen.  Der 
naturgemäfs  geringe  Umfang  der  laufenden  Geschäfte  einer  Parish 
Meeting -Gemeinde  rechtfertigt  diese  Unterscheidung  zweifellos. 
In  Bezug  auf  die  wichtigsten  Kirchspielfunktionäre  aber,  denen 
eine  ganz  besondere  Stellung  sowohl  innerhalb  der  Landgemeinde 
als  auch  in  Bezug  auf  deren  Verhältnis  gegenüber  den  höheren 
Kommunal  verbänden  zukommt,  nämlich  die  Overseers,  sind 
beide  Gemeindeformen  wiederum  gleichgestellt.  Darum  wird  auch 
die  Darstellung  dieses  Teiles  der  Gemeindeverfassung  am  besten 
erst  im  Zusammenhange  mit  der  Darstellung  der  Parish  Councils 
abgehandelt  werden.  Im  übrigen  ist  in  den  Kleingemeinden  das 
Exekutivorgan  der  Gemeindeverwaltung  das  von  der  Gemeinde- 
versammlung zu  wählende  Parish  Committee.  Das  Parish 
Meeting  ist  befugt,  aus  seiner  Mitte  so  viele  Committees  für  alle 
Angelegenheiten,  die  nach  der  Meinung  der  Gemeindeversammlung 
durch  solche  besorgt  werden  sollen,  zu  wählen  als  ihm  beliebt. 
Wir  finden  also  auch  hier  die  bei  den  höheren  Kommunalkörpem  an- 
gewendete Technik  der  Administration  in  Diminutivform  wiederholt. 
Das  Plenum  der  Gemeindeversammlung  bildet  hier  das  deliberative 
Organ,  dem  die  Approbierung  und  Beaufsichtigung  der  vom  Parish 
Committee  geführten  Verwaltung  obliegt.  Was  endlich  den  Vorsitzen- 
den betrifft,  so  ist  hier  sowohl  wie  bei  den  Landgemeinden  mit  Re- 
präsentativverfassung seine  Stellung  zu  dem  jeweils  administrieren- 
den Organe,  im  vorliegenden  Falle  zu  der  Gemeindeversammlung, 
gleichartig.  Er  ist  einfach  Leiter  der  Beratungen  der  Gemeinde- 
versammlung und  ist  nach  aufsen  hin  Ehrenrepräsentant  der 
Gemeinde ;  aber  in  dieser  Eigenschaft  hat  er  in  den  Kleingemeinden 
noch  eine  besondere  Funktion,  die  mit  der  eigentümlichen  Auf- 
fassung des  englischen  Rechtes  von  der  juristischen  Persönlichkeit 
zusammenhängt.  Entsprechend  der  neuen  Anschauung,  die  seit 
der  Municipalreform  von  1835  durchgedrungen  ist,  bedarf  es,  wie 
wir  wissen,  nicht  mehr  eines  einzelnen  Aktes  der  Krone,  um  einem 
örtlichen  Verbände  die  juristische  Persönlichkeit  zu  verleihen, 
sondern  das  Gesetz  erklärt  von  vornherein  alle  unter  den  gesetz- 
lichen Bedingungen  konstituierten  Lokalverwaltungskörper  als 
juristische  Personen.  Aber  immerhin  ist  von  der  alten  materialisti- 
schen Inkorporationstheorie  noch  so  viel  in  Kraft  geblieben,  dafs 
es  der  englischen  Jurisprudenz  nicht  möglich  erscheint,  einen 
lokalen,  geschlossenen  Verband  als  solchen  zu  personifizieren;  sie 
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bedarf  dazu  eines  „Body  Corporate",  in  welchem  die  fiktive 
Person  gewissermafsen  sinnlich  hervortritt.  Ein  solcher  „Body",  ein 
Vertretungskörper,  fehlt  nun  der  Kleingemeinde,  da  sie  kein 
Repräsentativorgan  besitzt;  andererseits  war  es  unumgänglich 
notwendig,  diesem  mit  allen  Befugnissen  eines  Lokalverwaltungs- 
körpers ausgestatteten  Gemeinwesen  die  juristische  Persönlichkeit 
zu  verleihen.  Da  griff  nun  die  Gesetzgebung  zu  folgendem  Aus- 
kunftsmittel. Die  Kleingemeinde  wird  ipsa  lege  unter  dem  Namen 
des  Parish  of  —  zu  einer  juristischen  Person  erhoben  und  daher 
für  befugt  erklärt,  bewegliches  und  unbewegliches  Eigentum  zu 
besitzen  und  Verbindlichkeiten  einzugehen.  Aber  inkorporiert  wird 
nicht  der  eigentlich  bestimmende  Faktor  in  der  Ausübung  aller 
dieser  Kechte ,  die  Gemeindeversammlung ,  sondern  der  jeweilige 
Ghairman  und  die  Overseers  bilden  den  Body  Corporate.  Sie  sind 
die  Träger  des  Eigentums  und  „of  all  legal  interest"  des  Parish. 
In  ihrer  gesetzlichen  Aufeinanderfolge  liegt  die  ununterbrochene 
Succession  der  Rechte  der  Gemeinde.  Aber,  um  jede  Mifsdeutung 
auszuschliefsen ,  fügt  das  Gesetz  hinzu,  dafs  sie  als  Träger  aller 
Rechte  der  Gemeinde  gehalten  sind,  „to  act  in  all  respects  di- 
rected  by  the  Parish  Meeting".  So  soll  eine  neuerliche  Entstehung 
von  Select  Vestries  verhindert  werden.  Folgerichtig  werden  auch 
alle  Urkunden  der  Gemeinde  unter  dem  Siegel  des  Chairman  und 
der  Overseers  abgeschlossen.  Die  Kleingemeinden  haben  kein 
eigenes  Siegel. 

Fassen  wir  also  diese  Ausführungen  zusammen,  so  erscheint 
als  das  Wesentliche  der  Kleingemeindenverfassung,  dafs  sich  die 
englische  Gesetzgebung  nicht  gescheut  hat,  den  Grundgedanken 
der  modernen  Lokalverwaltung,  nämlich  das  Princip  der  admini- 
strativen Selbständigkeit  der  Lokalgemeinschaft,  bis  in  diese  kleinste 
Zelle  des  öffentlichen  Gemeinlebens  konsequent  auszubauen.  Diese 
letzte  Konsequenz  ist  die  Anerkennung  der  als  Gemeindeversamm- 
lung gesetzmäfsig  konstituierten  Gesamtheit  der  erwachsenen  männ- 
lichen und  weiblichen  Staatsbürger  einer  ländlichen  Ortsgemeinde 
als  des  einzigen  und  unabhängigen  Willensorganes  zur  Durch- 
führung der  als  Gemeindeangelegenheiten  (Parochial  Affairs)  gesetz- 
lich definierten  Aufgaben.  Es  ist  somit,  theoretisch  gesprochen, 
damit  die  Anerkennung  der  Volonte  g^n^rale,  als  des  einzigen 
zur  Regierung  der  Gemeinde  berufenen  Faktors,  gegeben.  Aller- 
dings ist  dem  Willen  dieser  Gemeindeversammlung  ein  enger  Spiel- 
raum nur  innerhalb  der  genauen  und  jede  Willkür  ausschliefsen- 
den Bestimmungen  des  Gesetzes  eingeräumt.     Dadurch  erscheint 
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der  Ausbau  des  demokratischen  Gedankens  in  der  Verwaltung  bis 
auf  den  Grund  der  socialen  Coöxistenz  der  Staatsbürger  durchge- 
führt, aber  auch  bis  in  den  kleinsten  Nachbarverband  das  Princip 
verwirklicht,  däfs  alle  Verwaltung  nur  Ausführung  von  Gesetzen, 
oder  freiwillige  Aktion  auf  Grund  der  vom  Gesetze  verliehenen 
PermissivvoUmachten  sein  darf'. 


Viertes  Kapitel. 

Verfassung  und  Verwaltong  der  Parish  Conncils^. 

Wir  gelangen  nunmehr  zur  Darstellung  der  vollausgebildeten 
Landgemeindeverfassung.  Wie  wir  bereits  eingangs  bemerkt,  ist 
die  Grundlage  der  Gemeinde  auch  hier  wie  bei  den  Eleingemeinden 
die  Urversammlung  der  Gemeinde,  das  Parish  Meeting;  aber  auf 
diesem  baut  sich  hier,  gleichsam  als  Stockwerk  über  dem  Erd- 
geschofs,  die  ständige  organische  Repräsentation  der  Gesamtheit, 
der  Kirchspielsgemeinderat  (Parish  Council)  auf.  Dieser 
Vergleich  trifft  insofern  das  Wesen  der  Sache ,  als  auch  hier  das 
Parish  Meeting  immer  noch  bestimmte  grundlegende  Funktionen  hat 
neben  dem  repräsentativen  Organe.  Aber  dadurch,  dafs  mit  letzterem 
ein  selbständiges  Exekutivorgän  der  Gemeinde  geschaffen  ist,  fallen 
diesem  naturgemäfs  alle  administrativen  Befugnisse  der  ordent- 
lichen Gemeindeversammlung  zu,  die  in  den  Kleingemeinden,  inso- 
weit sie  überhaupt  vorhanden  sind,  notgedrungen  vom  Parish 
Meeting  auszuüben  sind.  Es  tritt  hier  somit  das  letztere  für  den 
regelmäfsigen  Gang  der  Dinge  zurück,  steht  aber  in  den  von  dem 
Gesetze  vorgeschriebenen  wichtigen  Fällen  gewissermafsen  als 
zweite  Instanz  in  Gemeindeangelegenheiten  aufserordentlicher 
Natur  selbständig  da.  Nur  in  dieser  beschränkten  Teilnahme  der 
Gemeindeversammlung  an  der  laufenden  Gemeindeverwaltung  liegt 
ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  Kleingemeinden  und  Gemeinden 
mit  Parish  Council  vor.  In  Bezug  auf  Einberufung,  Zusammen- 
setzung und  Beratungsweise  ist  das  Parish  Meeting  hier  und  dort 
dasselbe. 


^  In  den  Parlamentsdebatten  wurde  diese  Einführung  einer  unmittelbaren 
Verwaltung  durch  die  Gesamtheit  der  Gemeinde  wiederholt  von  konservativer 
Seite  als  Einführung  des  „Plebiscits'^  oder  „Referendums^  getadelt. 

«  Loc.  Gov.  Act  1894  Part  I.  II.  s.  51—59. 
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Das  Parish  Council  besteht  aus  5  bis  15  Mitgliedern,  welche 
ursprünglich  alljährlich,  seit  dem  Parish  Councillors  Tenure  Act 
1899  (62  &  63  Vict.  c.  10)  alle  drei  Jahre  gewählt  werden.  Die 
Zahl  derselben  wird  vom  Grafschaftsrate,  entsprechend  der  Be- 
völkerungszahl festgesetzt.  Die  Wahl  findet  in  der  statutarischen 
Versammlung  der  Gemeinde  im  Frühjahre  statt.  Wählbar  sind  die 
Parochial  Electors,  Männer  und  Frauen  in  gleicher  Weise;  über- 
dies auch  solche  Personen,  die  seit  12  Monaten  vom  Wahltage  an 
gerechnet  in  der  Gemeinde  oder  im  Umkreise  von  3  Meilen  ihren 
Wohnsitz  haben.  Die  Wählbarkeit  wird  aufgehoben  durch  Minder- 
jährigkeit, Empfang  von  Armenunterstützung,  femer  durch  Ab- 
strafung wegen  eines  Verbrechens  innerhalb  der  letzten  5  Jahre, 
Bankbruches  oder  Zwangsausgleiches  innerhalb  desselben  Zeitraumes, 
endlich  durch  Bekleidung  eines  von  der  Gemeinde  besoldeten  Amtes, 
oder  durch  geschäftliche  Beziehungen  zum  Council,  sei  es  in  eigener 
Person,  sei  es  als  Teilhaber.  In  letzterem  Falle  aber  kann  das 
County  Council  diese  Disqualifizierung  aufheben,  wenn  es  bei  einer 
einzelnen  Person  eine  solche  Mafsregel  als  nützlich  für  die  Ge- 
meinde ansieht.  Besitz  von  Aktien  einer  mit  der  Gemeinde  in  Ge- 
schäftsverbindung stehenden  Aktiengesellschaft  oder  einer  zu  In- 
seraten von  der  Gemeinde  benutzten  Zeitung  oder  das  Verleihen 
von  Geld  an  die  Gemeinde  sowie  Verträge  mit  derselben  in  Bezug 
auf  Lieferung  von  Wege-  oder  Brücken-Baumaterialien  fallen  jedoch 
nicht  unter  diese  Bestimmung.  Nur  hat  sich  der  davon  Betroifene 
der  Abstimmung  im  Parish  Council  vorkommendenfalls  zu  enthalten. 
Die  Wahl  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  einer  Verordnung  des  Local 
Government  Board;  gegenwärtig  steht  die  Order  vom  1.  Juni  1898 
in  Kraft.  Durch  Section  48.  des  Gesetzes  wurden  aber  die  Grund- 
züge des  Wahlverfahrens  festgestellt,  letztere  dann  durch  die  Order 
des  Lokalverwaltungsamtes  in  äufserst  detaillierter  Weise  ausge- 
führt; diese  Vorschriften  geben  eine  an  die  Verhältnisse  der  Klein- 
gemeinde angepafste  genaue  Kopie  der  für  Grafschafts-,  Municipal- 
und  Parlamentswahlen  geltenden  Bestimmungen.  Dort,  wo  eine 
Gemeinde  genügend  grofs  ist,  wird  dieselbe  gleich  einem  Borough 
in  Wards  abgeteilt  und  erfolgt  die  Wahl  nach  diesen  Bezirken, 
indem  für  jeden  derselben  ein  besonderes  Ward  Meeting  abge- 
halten wird.  Gleichwie  in  den  Städten  darf  auch  hier  jeder  Wähler 
nur  in  seinem  Ward  Wahlvorschläge  machen,  oder  das  Stimmrecht 
ausüben.  Die  Abstimmung  hat  in  der  Regel  durch  Aufheben  der 
Hände  seitens  der  in  der  Gemeindeversammlung  Anwesenden  zu 
erfolgen.     Auf  Verlangen   von    5   Wählern    ist  die   Wahl   durch 
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Ballot  auf  Kosten  der  Gemeinde  nach  dem  vom  Grafschaftsrate 
festgestellten  Tarif  vorzunehmen.  Jede  Wahl  ist  durch  Election 
Petition  anfechtbar  und  wird  durch  Feststellung  von  Wahlbe- 
stechung oder  des  Qualifikationsmangels  des  Gewählten  nichtig. 
Auch  hierauf  sind  alle  für  die  höheren  Kommunal körper  festge- 
setzten Bechtsbestimmungen  in  Anwendung  zu  bringen.  Das 
Amt  der  Parish  Coundllors  ist  selbstverständlich  ein  Ehrenamt  und 
frei  resignierbar.  Eine  Bufse  wegen  Nichtannahme  der  Wahl  oder 
Resignation  giebt  es  hier  nicht,  Aufserdem  erlischt  das  Amt  durch 
Eintritt  einer  gesetzlichen  Disqualifizierung  oder  durch  unent- 
schuldigtes Fernbleiben  von  der  Gemeinde  während  6  Monaten.  Der 
Eintritt  der  Vakanz  ist  in  einem  hierzu  besonders  einzuberufenden 
Parish  Meeting  durch  Nachwahl  zu  füllen.  Wenn  infolge  mangelhafter 
Wahlen  ein  Parish  Council  nicht  ordnungsgemäfs  zustande  kommt, 
hat  der  Graf  seh  aftsrat  neue  Wahlen  auszuschreiben  und  für  die 
Zwischenzeit  einen  Vertreter  für  das  Council  und  den  Chairman 
zu  ernennen.  Das  so  gewählte  Parish  Council  wählt  in  der  ersten 
statutarischen  Sitzung  am  15.  April  den  Vorsitzenden  mit  ein- 
jähriger Funktionsdauer  aus  seiner  Mitte  oder  aus  dem  Kreise  der 
zum  Parish  Council  wählbaren  Personen  und  daher  kann  auch 
eine  Frau  zum  Vorsitzenden  gewählt  werden.  Wiederwahl  ist  un- 
begrenzt statthaft.  Mit  der  Wahl  des  Vorsitzenden  ist  das  Parish 
Council  endgültig  konstituiert.  Das  Institut  der  Aldermen  ist 
hier  ebenso,  wie  bei  den  District  Councils  nicht  in  Aufnahme 
gekommen.  Der  abgehende  Chairman  bleibt  SO  Tage  in  Funktion, 
bis  sein  Nachfolger  gewählt  ist. 

Das  Parish  Council  ist  ausdrücklich  als  Korporation  anerkannt, 
die  mit  dem  Namen  des  Kirchspiels  —  (Parish  of  —)  bezeichnet  ist. 
Den  Namen  hat  in  zweifelhaften  Fällen  z.  B.  bei  einem  zusammen- 
gesetzten Kirchspiel  (Grouped  Parishes)  der  Grafschaftsrat  zu  be- 
stimmen. Die  Verhandlungen  des  Kirchspielrates  sind  der  Form  nach 
ein  verkleinertes  aber  getreues  Abbild  der  höheren  Kommunalkörper- 
schaften. Vier  Versammlungen  desselben  sind  gesetzlich.  Alle  übrigen 
werden  nach  Bedürfnis  abgehalten. ;  Kegelmäfsig  beruft  der  Vorsitzende 
das  Council  ein.  Falls  er  es  auch  nach  schriftlicher  Aufforderung 
zweier  Councillors  verweigert,  können  letztere  an  seiner  statt  das 
Council  einberufen.  Die  Verhandlungen  sind  der  Geschäftsordnung 
gemäfs  zu  führen,  die  das  Council  sich  selber  giebt.  Auch  hier 
enthalten  etwaige  Standing  Orders  alle  für  die  Form  der  Admini- 
stration notwendigen  Bestimmungen,  wie  die  Vorschriften  über  Zeit, 
Ort  und  innere  Ordnung  der  Sitzungen.    Das  Parish  Council  kann 
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die  Erbauung  eines  besonderen  Amtsgebäudes  (Village  Hall)  be- 
scbliefsen ;  sonst  ist  auch  hier  jedes  öffentlichen  Zwecken  dienende 
Gebäude,  im  äufsersten  Notfalle  auch  ein  Wirtshaus,  als  Versamm- 
lungsort zulässig.  Das  zur  Verhandlung  notwendige  „Quorum" 
beträgt  Va  der  Gesamtzahl  der  Mitglieder;  immer  aber  müssen 
wenigstens  3  Mitglieder  des  Gemeinderates  zugleich  anwesend  sein. 
Beschlüsse  werden  mit  einfacher  Mehrheit  gefafst.  Der  Vorsitzende 
giebt  nur  bei  Stimmengleichheit  sein  Votum  ab.  Verhandlungs- 
protokolle mit  Verzeichnung  der  Stimmenabgabe  der  einzelnen 
Gemeinderäte  sind  fortlaufend  zu  führen  und  von  dem  Vorsitzen- 
den zu  signieren. 

Das  Parish  Council  ist  gleich  allen  anderen  Kommunalkörpem 
Englands  berechtigt,  nach  Belieben  Gommittees  zu  bilden  und  diesen 
seine  Gewalten  zu  übertragen,  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der 
Vollversammlung  des  Council.  Die  Funktion  der  Committees  er- 
lischt jährlich.  Die  Geschäftsordnung  der  Ausschüsse  wird  auch 
hier  vom  Plenum  bestimmt  und  von  diesem  innerhalb  der  hierzu 
gezogenen  Grenzen  ergänzt.  Auch  den  Committees  ist  die  Beratung 
im  Schul  gebäude  oder  in  sonstigen  öffentlichen  Gebäuden  gestattet. 

Der  Wirkungskreis  des  Parish  Council  umfafst  alle  nicht  aus- 
drücklich der  Gemeindeversammlung  vorbehaltenen  Befugnisse  der 
Landgemeinde.  Wir  haben  hier  einen  dreifachen  Wirkungskreis 
zu  unterscheiden,  nämlich: 

1.  Die  von  den  früheren  Kirchspielfunktionären  nun- 
mehr auf  das  Parish  Council  übergegangenen  Funktionen. 

2.  Die  Aufgaben  der  Sanitätspolizei,  Strafsen-  und  Wegeerhaltung 
und  der  allgemeinen  Wohlfahrtspolizei  innerhalb  der  Gemeinde. 

3.  Die  auf  Grund  der  neuen  Gesetze  dem  Parish  Council  an- 
vertrauten Befugnisse  agrar-politischen  Charakters. 

Zunächst  sind  dem  Parish  Council  alle  bisher  von  der  Vestry 
geübten,  nicht  kirchlichen  Funktionen  übertragen.  In  erster  Linie 
die  Ernennung  der  Overseers  für  das  Kirchspiel  und  eines  be- 
soldeten Assistant  Overseer.  Sodann  sind  ihm  die  bisher  von 
den  Overseers  und  Churchwardens  gemeinsam  innegehabten*  Ver- 
waltungsaufgaben zugewiesen.  Es  ist  dies  vornehmlich  die  Ver- 
waltung der  in  England  so  zahlreichen  lokalen  Wohlthätigkeits- 
änstalten  und  frommen  Stiftungen,  Charities  and  Doles,  im  Kirch- 
spiele, insoferne  sie  nicht  rein  kirchlichen  Charakter  tragen.  Auch 
die  Auswahl  von  Nutzniefsem  von  Parish-Stipendien  oder  Pfründen, 
die  vordem   der  Vestry   zustand,    gebührt  nunmehr  dem  Parish 
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Council.  Ebenso  geht  aller  mit  solchen  Stiftungen  verknüpfter 
Grundbesitz  in  die  Hände  des  Parish  Council  über^ 

Sodann  ist  eine  wichtige  Veränderung  in  Bezug  auf  die  Steuer- 
verwaltung des  Kirchspiels  eingetreten. 

Djis  Recht  der  Appellation  gegen  die  Ertragseinschätzung 
(Assessement),  als  die  Grundlage  der  Armen-,  Distrikt-  und  Graf- 
schaftssteuer, sowie  gegen  die  Höhe  der  durch  District-  und  County 
Council  proportional  umgelegten  Steuerbeträge  an  die  Quarter 
Sessions,  und  zwar  sowohl  bezüglich  des  eigenen  Kirchspiels 
wegen  Überschätzung  in  Ansehung  des  jährlichen  Ertragswertes 
(Annual  Yalue)  aller  im  Kirchspiele  inneliegender  Immobilien,  als 
auch  wegen  Unterschätzung  dieses  Steuerwertes  für  ein  anderes 
im  Distrikte  oder  der  Union  mit  dem  eigenen  Parish  vereinigtes 
Kirchspiel,  steht  nämlich  nunmehr  dem  Parish  Council  und  nicht 
mehr  den  Overseers  zu^. 

Das  Parish  Council  ist  ferner  ermächtigt,  Grund  und 
Boden  zur  Errichtung  von  Kirchspielgebäuden  oder  Anstalten  zu 
kaufen.  Es  ist  weiters  berechtigt,  seinen  eigenen  Grundbesitz  zu 
parzellieren  und  als  Allotments  zu  verpachten.  Weiters  ist  es  be- 
fugt, zum  Zwecke  der  Anlegung  von  Allotments  Land  zu  pachten 


^  Um  die  Bestimmungen  über  die  Verwaltung  der  Stiftungen,  die  „Charities 
Clauses''  der  Bill,  ging  der  parlamentarische  Streit  durch  eine  ganze  Reihe 
von  Sitzungen  hindurch.  Dieser  Teil  des  Gesetzes  wurde  von  hochkirchlich  Ge- 
sinnten geradezu  als  eine  Art  von  Säkularisierung,  als  „a  small  Disestablish- 
ment  of  the  Church'^  bezeichnet.  Thatsächlich  ist  durch  die  völlige  Los- 
lösung des  Kirchspiels  von  der  Person  des  staatskirohlichen  Pfarrers  und  der 
Funktion  der  Churchwardens  die  Landgemeinde  Englands  vollständig  säku- 
larisiert worden;  nachdem  allerdings  die  Aufhebung  der  Ausnahmsgesetze  gegen 
Dissenters  in  dem  ersten  Drittel  des  Jahrhunderts  und  die  Aufserkraftsetznng 
der  Church  Rate  (1869)  vorangegangen  waren.  Die  Verwaltung  eines  grofsen 
Teiles  der  Parochial  Charities  durch  die  weltliche  Gemeinde  trägt  aber  zweifel- 
los dazu  bei,  den  Einflufs  der  Staatskirche  auf  dem  Lande  noch  mehr  zu 
verringern,  als  dies  ohnehin  aus  vielen  anderen  Gründen  der  Fall  ist. 

*  Dieses  Verfahren  ist  geregelt  durch  den  Union  Assessements  Committee 
Act  1862  und  dessen  Amendment  Act  1864.  Durch  diese  Gesetze  wurde  alten 
Übelständen  der  Lokalbesteuerung  dauernd  abgeholfen.  Fortan  wird  durch 
ein  von  den  Guardians  aus  ihrer  Mitte  gebildetes  Assessement  Committee  eine 
allgemeine  Schätzungsliste  des  steuerbaren  Mietwertes  der  Realitäten  ent- 
worfen, indem  die  Overseers  der  Kirchspiele  ihre  Einzellisten  einreichen,  aus 
denen  nach  gehöriger  Kundmachung  und  Entscheidung  der  dagegen  gerichteten 
Beschwerden  die  endgültige  Besteuerungsgrundlage  (Valuation  List)  einheitlich 
festgestellt  wird.  Vgl.  Aschrott,  Das  englische  Armenwesen,  S.  227  ff.; 
Mackay,  History  of  the  English  Poor  Law,  p.  452. 
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und  zwar  im  Bedarfsfalle  sogar  zwangswdse.  Das  Verfahren  hier- 
bei wird  weiter  unten  zur  Darstellung  gelangen.  Grundverkaof 
ist  auch  hier  nur  mit  Bewilligung  des  Local  Government  Board 
oder  der  Charity  Commissioners^  der  Centralbehörde  über  alle 
Stiftungen,  gestattet.  Endlich  darf  das  Parish  Council  auch  Land 
zur  Anlage  von  Spielplätzen,  Dorfwiesen  und  öffentlichen  Anlagen 
kaufen. 

In  Bezug  auf  die  Sanitätsgesetzgebung  hat  das  Parish 
Council  eine  eigentümliche  Doppelstellung,  die  darauf  beruht, 
dafs  das  District  Council  die  eigentliche  Sanitätsbehörde  erster 
Instanz  ist.  Unmittelbar  ist  es  mit  der  Sanitätspflege  in  drei- 
facher Richtung  beschäftigt: 

a)  Das  Parish  Council  ist  berechtigt,  aus  eigenem  Antriebe 
und  mit  eigenen  Kräften  die  Reinigung  von  Quellen,  Wasserläufen, 
Teichen,  Kanälen,  Nutzwasserleitungen  vorzunehmen,  ohne  aber 
hierbei  mit  Privatrechten  oder  den  Kanalisierungswerken  der 
Distriktbehörden  oder  privater  Unternehmungen  in  Konflikt  zu 
geraten. 

b)  Das  Parish  Council  fungiert  als  Delegierter  des  District 
Council,  wenn  und  insoweit  letzteres  ihm  seine  Gewalt  überträgt. 
Besonders  ist  durch  das  Gesetz  bestimmt,  dafs  bei  Bildung  eines 
Bezirks-Committee  des  Distriktrates  ein  Teil  desselben  aus  Mit- 
gliedern des  betreffenden  Parish  Council  gebildet  werden  soll. 

c)  Das  Lokal verwaltungsamt  kann  auf  Ansuchen  des  Kirch- 
spielrates diesem  einzelne  von  den  Befugnissen  eines  städtischen 
Distrikts,  also  einen  Teil  der  Städteordnung  zweiten  Ranges  ver- 
leihen. Alle  diese  sanitätspolizeilichen  Agenden  stehen  aber  nur 
repräsentativ  verwalteten  Landgemeinden,  nicht  aber  solchen  mit 
blofser  Parish  Meeting- Verfassung  zu. 

In  mittelbarer  Weise  ist  aber  das  Parish  Council  hier  in 
gleicher  Weise  wie  das  Parish  Meeting  in  Kleingemeinden  zur 
Ausführung  der  Sanitätsgesetze  dadurch  in  Beziehung  gebracht, 
dafs  es  gewissermafsen  als  Kontrolle  der  Distrikt  Verwaltung  fungiert. 
Die  Kirchspielvertretung  oder  Kirchspielversammlung  kann  näm- 
lich auf  Grund  eines  gefafsten  Beschlusses  wegen  mangelhafter 
Durchführung  der  Sanitätsgesetze  seitens  des  kompetenten  Distrikt- 

^  Diese  Centralbehörde  ist  durch  den  Charitable  Trusts  Act  1853  (16  k 
17  Vict.  c.  137)  eingesetzt  und  hat  die  gesamte  Stiftungstutel  über  England 
und  Wales  mit  Ausnahme  der  Universitätsstiftungen  und  aller  wohlthätigen 
Einrichtungen  wirtschaftlichen  Charakters,  wie  Sparkassen,  Friendly  Societiea 
u.  s.  w. 
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rates  beim  County  Council  Beschwerde  führen,  worauf  dieses  nach 
einer  an  Ort  und  Stelle  vorgenommenen  Untersuchung,  wenn  es  die 
Beschwerde  berechtigt  findet,  dem  Parish  Council  zur  Behebung  des 
beklagten  Zustandes  die  hierzu  notwendigen  gesetzlichen  Befugnisse 
des  Distriktrates  übertragen  kann,  falls  er  es  nicht  vorzieht,  den 
von  der  Public  Health  Akte  vorgesehenen  Modus  der  Durch- 
führung solcher  Aufgaben  durch  einen  Specialkommissar  des  Loc. 
Gov.  Board  eintreten  zu  lassen. 

So  fällt  das  ganze  Gebiet  der  durch  die  Sanitatsgesetze  bestimmten 
Thätigkeit  des  District  Council  unter  diese  mittelbare  Kontrolle 
der  in  dem  Distrikte  enthaltenen  Kirchspiele:  also  die  Durchführung 
der  Kanalisierung,  die  Beseitigung  von  Nuisances,  die  Beschaffung 
von  gesundem  Trink-  und  Nutzwasser,  die  sanitäre  Über- 
wachung der  Logierhäuser  etc.,  die  Niederreifsung  ungesunder 
Wohnhäuser  gemafs  dem  Arbeiterwohnungsgesetze  von  1890,  ebenso 
auch  die  Pflichten  der  Distriktbehörde  in  Bezug  auf  Erhaltung 
der  öffentlichen  Strafsen,  Wege  und  Strafsenraine.  Vom  Stand- 
punkte kontinentaler  Verwaltung  aus  erscheint  diese  Art  der 
Kontrolle  einer  mittleren  Behörde  durch  eine  niedrigere  zunächst 
ungewohnt;  in  England  aber,  wo  die  innere  Verwaltung  keinen 
Aufbau  imperativer  Kompetenzen,  sondern  nur  engere  und 
weitere  Kreise  kommunaler  Administration  kennt,  wo  immer  die- 
selbe Wählerschaft,  nur  in  verschiedenem  territorialen  Umfange,  als 
das  einzige,  die  Verwaltung  in  letzter  Linie  bestimmende  Element 
erscheint,  ist  eine  solche  Einrichtung  ebenso  natürlich  als  sie  sich 
praktisch  bewährt  hat. 

In  der  Wegeverwaltung  hat  das  Parish  Council  femer 
eine  selbständige  Kompetenz.  Ihm  obliegt  die  Wahrung  der  für  Land- 
gemeinden, insbesondere  solche  in  geschlossenen  Gutsbezirken,  so 
wichtigen,  bestehenden  Rechte  zur  Benutzung  von  Fufspfaden  und 
Nebenwegen  sowie  die  Befugnis,  neue  Wege  im  Falle  des  öffent- 
lichen Bedarfes  zu  erwerben;  femer  fällt  ihm  die  Instandhaltung 
der  besonderen  Gemeindewege  zur  Last. 

Das  Parish  Council  ist  befugt,  allgemeine  Wohlfahrts- 
einrichtungen zu  schaffen,  wie  die  Bildung  einer  Feuerwehr 
und  Anschaffung  des  hierfür  notwendigen  Materials;  die  Erhaltung 
geschlossener  Friedhöfe  als  zugänglicher  Plätze  für  die  Gemeinde,  von 
öffentlichen  Anlagen  u.  s.  w.  steht  gleichfalls  dem  Parish  Council 
zu.  Unter  diesen  Begriff  fallen  aber  auch  die  wichtigsten  social- 
und  agrarpolitischen  Befugnisse,  welche  die  neue  Gesetzgebung  den 
Kirchspielen  verliehen  hat.    Dieselben  finden  vor  allem  ihren  Aus- 
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druck  in  der  Annahme  der  bekannten  Adoptivgesetze:  der  Bath  and 
Washhouse  Acts  (1846—96),  des  Lighting  Act  (8  &  9,  Will.  IV. 
c  90),  des  Open  Spaces  Act  (50  &  51  Vict.  c.  32),  Gymnasiums 
and  Public  Libraries  Acts  von  1891  (54  &  55  Vict  c.  22  u.  55  & 
56  Vict.  c.  53),  der  Burial  Acts  und  des  Public  Improvement  Act 
1860  (23  &  24  Vict.  c  80). 

In  allen  durch  diese  Gesetze  geschaffenen  Zweigen  der  Ge- 
meindeverwaltung ist  von  nun  an  das  Parish  Council  das  alleinige 
zur  Verwaltung  berufene  Organ.  Auf  dieses  ist  denn  auch  die 
Administration  in  allen  denjenigen  Kirchspielen,  wo  diese  Gesetze 
bereits  adoptiert  worden  sind,  von  der  bisher  verwaltenden  Special- 
körperschaft,  dem  Board  of  Inspectors  oder  den  Gommissioners, 
samt  allen  Hechten  und  Pflichten  zu  übertragen. 

Diese  Gesetze  in  Verbindung  mit  den  sogleich  zu  besprechenden 
Allotments  und  Small  Holdings  Acts  sowie  dem  Arbeiter- 
wohnungsgesetze bilden  einen  wesentlichen  Bestandteil  der  neuen 
Auffassung  von  der  inneren  Verwaltung,  wie  sie  dem  Systeme  des 
modernen  Local  Government  zu  Grunde  liegt. 

Die  socialpolitische  Bedeutung  dieser  Gesetze  wird  weiter 
unten  zur  Erörterung  gelangen;  in  Bezug  auf  die  ländliche  Ge- 
meindeverfassung, mit  der  allein  wir  uns  hier  beschäftigen,  sind 
diese  Gesetze  aber  auch  von  entwicklungsgeschichtlicher  Bedeutung. 
Vor  der  Organisierung  der  Landgemeinden  bildeten  neben  der 
alten  Vestry  die  auf  Grund  dieser  Specialverwaltungen  gewählten 
selbständigen  Sondervertretungen  das  einzige,  wirklich  repräsen- 
tative Organ  innerhalb  der  Landgemeinde,  das  nach  den  Principien 
gebildet  war,  welche  für  die  höheren  kommunalen  und  Zweck- 
verbände längst  in  Anwendung  standen.  Gegenwärtig  fügen  sie 
sich  einfach  als  Befugnisse  der  repräsentativ  organisierten  Ge- 
meinde in  deren  Gesamtverfassung  ein.  Nur  in  einem  Punkte 
berühren  diese  Adoptive  Acts  auch  die  heutige  Gemeindeverfassung 
noch  wesentlich.  Zu  ihrer  Annahme  nämlich,  also  zu  dem 
konstitutivem  Akte,  nicht  aber  zur  Durchführung,  ist  ein  Be- 
schlufs  des  Parish  Meeting  notwendig,  bei  welchem  in  einzelnen 
Fällen  überdies  noch  qualifizierte  Majorität  erforderlich  ist.  Ist 
aber  einmal  das  einzelne  Gesetz  adoptiert,  dann  liegt  die  Aus- 
führung desselben  und  die  dauernde  Verwaltung  der  dadurch  ge- 
schaffenen öffentlichen  Einrichtungen  ausschliefslich  in  den  Händen 
des  Parish  Council ;  in  den  Kleingemeinden  mufs  jedoch  zu  diesem 
Zwecke  ein  besonderer  Verwaltungsausschufs  nach  den  in  den  ein- 
zelnen Gesetzen  enthaltenen  Bestimmungen  gewählt  werden.  Auch 
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hier  ist  also  das  Parish  Meeting  nur  das  konstituierende,  nicht  aber 
das  verwaltende  Organa 

Zur  Durchführung  aller  dieser  Verwaltungsaufgaben  besitzt 
das  Parish  Council  zwei  weitere  allgemeine  Befugnisse: 

1.  Es  ist  ihm  nämlich  gesetzlich  die  Möglichkeit  gegeben,  sich 
den  hierfür  notwendigen  Verwaltungsapparat  zu  verschaffen,  und 

2.  die  Befugnis  verliehen,  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  Lokal- 
steuem  auszuschreiben  und  einzuheben. 

Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  ist  naturgemäfs  bei  den 
meisten  Landgemeinden  weder  das  Bedürfnis  noch  die  Absicht  vor- 
handen, einen  bedeutenden  Beamtenkörper  zu  organisieren;  denn 
ganz  so  wie  in  den  Stadtgemeinden  liegt  auch  hier  die  eigentliche 
Administration  unmittelbar  in  den  Händen  der  gewählten  Vertreter 
der  Gemeindemitglieder  in  Gestalt  der  aus  dem  Plenum  gebildeten 
Committees.  Bei  dem  geringen  Umfange  des  Verwaltungsgebietes 
und  der  Administrationsgeschäfte  in  den  meisten  Parishes  ist 
nun  die  weitere  Unterscheidung  rein  exekutiver,  von  besoldeten 
Beamten  verrichteter  Dienstleistung  von  der  Thätigkeit  der  Com- 
mittees nur  im  geringen  Umfange  praktisch;  insofern  aber  letzteres 
der  Fall  ist,  hat  das  Parish  Council  —  nicht  aber  die  Klein- 
gemeinde —  die  Befugnis,  die  notwendigen  Beamten  anzustellen. 
Jedoch  giebt  das  Gesetz  hier  sehr  genaue  und  jede  Willkür  und 
Geldverschwendung  verhindernde  Bestimmung.  Zur  Führung  der 
Kanzleigeschäfte  des  Parish  Council  darf  dasselbe  wohl  einen  Parish 
Clerk  bestellen,  aber  dieses  Amt  soll  zunächst  als  Ehrenamt  von 
einem  Mitgliede  des  Council  bekleidet  werden.  Ist  dies  nicht  an- 
gängig, so  ist  in  jedem  Falle  irgend  ein  anderer  besoldeter  Be- 
amter im  Kirchspiele  mit  entsprechender  Remuneration  für  dieses 
Amt  zu  ernennen.  Wo  bereits  ein  Vestry  Clerk  bisher  bestand, 
ist  er  nunmehr  als  Parish  Clerk  zu  tlbemehmen.  Auch  der  Schatz- 
meister (Treasurer),  den  das  Council  bestellen  darf,  ist  ein  unbesol- 
deter Funktionär;  ja  er  hat  sogar  die  Verpflichtung,  Kaution  zu 

^  Ein  Teil  dieser  Befugnisse  der  neuen  englischen  Landgemeinde  steht 
den  höheren  Ortsgemeinden,  den  Urban  Districts  und  den  Borough  Councils 
auf  Grund  allgemeiner  Gesetze  nicht  zu:  so  die  Ernennung  von  Overseers,  die 
Befugnisse  betreffend  die  Verwaltung  von  frommen  Stiftungen,  bezüglich  An- 
legung von  AUotments  u.  s.  w.  Es  w&re  absurd,  das,  was  das  Gesetz  den 
kleinsten  Kommunen  bewilligt,  den  gröfseren  zu  versagen.  Daher  bestimmt 
Loc.  Gov.  Act  1894  in  s.  33,  dafs  die  Centralbehörde  auf  Ansuchen  von  Stadt- 
gemeinden diesen  einzelne  der  Befugnisse  der  Parish  Council  übertragen  kann. 
Davon  wird  auch  reichlich  Gebrauch  gemacht.  Der  Report  des  Loc.  Gov. 
Board  für  1898—1899  giebt  eine  Übersicht  der  diesfalls  erlassenen  Orders  (p.  XL). 


Digitized  by 


Google 


576  Vierter  Abschnitt 

leisten.  Der  Parish  Clerk  oder  wo  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist, 
der  Chairman  hat  nun  in  Zukunft  die  Papiere,  Urkunden  und  Akten 
der  Gemeinde  in  Verwahrung  zu  erhalten;  alle  Kirchenbücher, 
Stiftungsurkunden  und  sonstigen  mit  dem  Kirchendienste  wesentlich 
zusammenhangenden  Akten  verbleiben  dem  Pfarrer.  Streitigkeiten 
über  die  Ausscheidung  von  Archivalien  und  Zuteilung  derselben 
zur  weltlichen  oder  kirchlichen  Gemeinde  sind  vom  Grafschafts- 
rate zu  entscheiden.  Diesem  steht  auch  die  Oberaufsicht  über  die 
Verwaltung  der  Gemeindearchive  zu  und  ebenso  das  Recht,  dies- 
falls Anordnungen  zu  machen,  denen  die  Parishes  nachzukommen 
haben. 

Weniger  beschränkt  ist  die  Befugnis  der  Parish  Councils,  be- 
soldete Beamte  anzustellen  in  dem  durch  Annahme  der  Adoptiv- 
gesetze  geschaffenen  Wirkungskreise,  um  so  mehr  als  hier  die  unter 
diesen  Gesetzen  geschaffenen  Gemeindeanstalten  einerseits .  privat- 
wirtschaftliches Einkommen  der  Gemeinde  abwerfen,  andererseits 
als  Anstalten  specieller  Hilfskräfte  bedürfen.  Alles  in  allem  ge- 
nommen spielen  aber  diese  besoldeten  Exekutivorgane  der  Parish- 
verwaltung  praktisch  nur  eine  recht  geringe  Rolle.  Der  wichtigste 
Beamte  der  Landgemeinden  sowohl  der  Kleingemeinden  als  der 
repräsentativ  organisierten  Kirchspiele  ist  vielmehr  nach  wie  vor 
der  alte,  aus  der  Vestryverfassung  beibehaltene  Hauptfunktionär 
des  Parish,  der  Overseer.  Zwar  ist  dieses  auf  das  denkwürdige 
Armengesetz  der  Königin  Elisabeth  zurückreichende  Amt  in  einer 
vitalen  Beziehung  auf  eine  andere  Grundlage  gestellt.  Während  der 
Overseer  bisher  von  dem  Friedensrichter  einfach  aus  der  Mitte 
der  Kirchspielinsassen  ernannt  wurde,  wird  derselbe  nunmehr 
jährlich  gewählt,  und  zwar  in  Kleingemeinden  durch  die  Gemeinde- 
versammlung selbst,  in  den  übrigen  durch  das  Parish  Council,  in 
beiden  Fällen  stets  zu  Beginn  des  Amtsjahres  (zu  Anfang  April). 
Gleichzeitig  ist  die  alte  Bestimmung,  dafs  die  Churchwardens  ex 
officio  als  Assistant  Overseers  fungieren  sollen,  aufser  Kraft  gesetzt ; 
wohl  aber  können  im  Bedarfsfalle  mehrere  Overseers  ernannt 
werden.  Die  Mindestzahl  beträgt  für  das  Kirchspiel  2,  die  Maximal- 
zahl 6.  Nach  wie  vor  bekleidet  der  Overseer  ein  unbesoldetes 
Ehrenamt,  dem  sich  jeder  taugliche  Staatsbürger  unterziehen  mufs, 
ausgenommen  ein  t^eer,  ein  Mitglied  des  Parlaments,  ein  Friedens- 
richter, Advokat  u.  s.  w.  Er  mufs  ein  im  Kirchspiel  ansässiger, 
oder  mindestens  in  demselben  besteuerter  Haushaltungsvorstand 
sein.  Ausgeschlossen  sind:  abgestrafte  Personen,  ferner  solche, 
die  zu  der  Gemeinde  oder  der  Armenbehörde  im  Verhältnisse  be- 
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soldeter  Anstellung  stehen.  Auch  Frauen  können  das  Amt  be- 
kleiden. Wo  sich  nicht  genügend  taugliche  Personen  zur  Beklei* 
düng  dieses  Amtes  finden ,  kann  auch  ein  besoldeter  Assistant 
Overseer  angestellt  werden. 

Was  nun  die  Funktionen  der  Overseers  betrifft,  so  sind  die- 
selben bis  auf  einen,  allerdings  nicht  unwichtigen  Punkt  unver- 
ändert geblieben.  Nach  wie  vor  ist  der  Overseer  das  für  das 
Kirchspiel  bestellte  Exekutivorgan  des  Board  of  Guardians 
und  ebenso  ist  er  nach  wie  vor  derjenige  Funktionär,  welchem  es 
obliegt:  to  make  and  collect  the  Poor  Rate.  Unter  Aufsicht  des 
Assessement  Committee  der  Union  haben  die  Overseers  die 
Armensteuerbasis,  nämlich  die  Schätzungsliste,  (Valuation 
List)  fertigzustellen  und  sodann  die  Auflegung, Ausschreibung 
und  Einhebung  der  Armensteuer  zu  besorgen^ 

Dadurch  nun,  dafs,  wie  bereits  mehrfach  erwähnt,  alle  älteren 
und  neueren  Lokalsteuem  wie  die  County  Rate,  die  District  Rate, 
Highway  Rate,  seit  drei  Jahrhunderten  mit  der  Armensteuer  un- 
trennbar verwachsen  sind,  indem  sie  sämtlich  auf  Grundlage  des 
Assessement  der  Poor  Rate  auferlegt  werden,  ist  die  Thätigkeit 
der  Overseers  an  Bedeutung  weit  über  das  Kirchspiel  hinausge- 
wachsen. Seit  Jahrhunderten  ist  dieses  Amt  die  lebendige  Verbindung 
zwischen  dem  Kirchspiele  und  der  Grafschaft,  seit  Beginn  des  Aus- 
baues des  neuen  Lokalverwaltungssystems  auch  zwischen  Kirchspiel 
und  den  einzelnen  neuen  Lokal  Verwaltungskörperschaften.  Das 
tritt  besonders  in  einer  Hauptfunktion  des  Overseer  hervor.  Seit 
jeher  sind  die  letzteren  die  Anwälte  des  Kirchspiels  gegenüber  der 
Grafschaft  und  den  übrigen  höheren  Kommunalverbänden  in  Bezug 
auf  die  von  diesen  vorgenommene  Aufteilung  der  obengenannten 
Lokalsteuern.  Ihnen  stand  das  Recht  der  Appellation  an  die 
Quarter  Sessions  zu  gegen  Überlastung  des  eigenen  Kirchspiels 
in  Bezug  auf  die  demselben  auferlegte  Quote  und  Höhe,  gegen  zu 
niedrige  Einschätzung  und  demzufolge  auch  zu  niedrige  Quoten- 
aufleguTig  für  die  anderen  Kirchspiele  innerhalb  der  Union,  des 
Distriktes,  des  Highway  Parish  oder  der  County. 

^  Doch  ist  auch  gegenwärtig  noch  die  besondere  Funktion  der  Friedens- 
richter in  Bezug  auf  die  Ausschreibung  der  Steuer  in  Kraft;  dem  „Making  of 
the  Kates'^  folgt  noch  immer  „the  allowing  of  the  Rate^  durch  zwei  Acting 
Magistrates  der  betreffenden  Sessional  Division.  Die  dadurch  beurkundete 
Zustimmung  der  Justices  bezieht  sich  nicht  auf  die  der  Steuer  zugrunde 
liegende  Schätzung,  sondern  einzig  und  aUein  auf  die  formeUe  Legalität  des 
Assessement  of  the  Rate.  Vgl.  6 ach  es,  Rates  and  Assessements,  p.  13  und 
die  daselbst  angeführten  Entscheidungen.  ' 

Redlieh,  Engl.  Lokal  Verwaltung.  87 
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Von  diesem  wichtigen  Rechte  und  der  korrespondierenden  Ver- 
pflichtung, die  Interessen  des  Kirchspiels  zu  wahren,  hat  das  Gesetz 
von  1894  die  Overseers  losgesprochen.  Fortan  steht  das  Recht  der 
Appellation  in  Steuersachen  dem  Parish  Council  zu ;  in  den  Klein- 
gemeinden dem  Chairman  und  den  Overseers.  Im  übrigen  bleibt 
aber  die  Stellung  der  letzteren  in  Bezug  auf  die  gesamte,  das 
Kirchspiel  treffende  Lokalbesteuerung  dieselbe.  Ihnen  allein  obliegt 
nach  wie  vor  „the  Making,  Assessing  and  Levying  of  the  Rate" 
und  so  ist  dieses  alte  organische  Band  zwischen  dem  Parish  und 
den  höheren  Kommunalverbänden  auch  fttr  die  neue  Landgemeinde 
erhalten  geblieben. 

Daneben  aber  besteht  allerdings  noch  eine  andere  rechtliche 
Verbindung  zwischen  diesen  beiden  Faktoren,  nämlich  die  Summe 
von  Beziehungen,  welche  durch  die  neue  Landgemeindeordnung 
sowie  die  neue  Grafschafts-  und  Distriktverfassung  zwischen  Parish, 
District  und  County  Council  festgesetzt  worden  sind.  In  einem 
wichtigen  Punkte  haben  wir  derselben  schon  vorhin  Erwähnung 
gethan,  nämlich  bei  Besprechung  des  sanitätspolizeilichen  Wirkungs- 
kreises des  Kirchspiels.  In  der  Darstellung  der  Funktionen  der 
Grafschafts-  und  Distrikträte  haben  wir  weiters  bereits  festgestellt, 
dafs  durch  die  Gesetze  von  1888  und  1894  eine  Reihe  von  ad- 
ministrativen Wechselbeziehungen  zwischen  den  niedrigeren  und 
höheren  Kommunalkörpem  aufgestellt  worden  ist,  die  sämtlich 
organisch  verknüpft  sind  mit  der  neuen  Auffassung  der  Aufgaben 
der  Lokal  Verwaltung.  Vor  allem  steht  dem  County  Council  gegen- 
über den  Kirchspielen  die  allgemeine  Oberaufsicht  über  die  Durch- 
führung der  Wahlen ,  femer  über  die  Abgrenzung  der  Kirchspiele, 
die  Bildung  von  Parish  Groups  unter  einem  Parish  Council,  end- 
lich die  Befugnis  zu,  zur  Anwendung  der  agrarpolitischen  Gesetze 
im  einzelnen  Falle  die  Erlaubnis  zu  erteilen.  Daneben  steht  die 
eigenartige  Gestalt  des  Overseer  nach  wie  vor  als  deutlicher  Aus- 
druck der  noch  aus  dem  alten  Lokalverwaltungsysteme  in  die 
neue  Ordnung  der  Dinge  mit  herübergenommenen  Elemente.  Dafs 
dies  aber  geschah,  ist  die  unausweichliche  Konsequenz  davon,  dafs, 
soviel  auch  sonst  an  der  Verfassung  der  Kirchspiele  geändert 
worden  ist,  das  alte  Lokalsteuersystem  von  der  Reform  der  Lokal- 
verwaltung vollständig  unberührt  geblieben  ist. 

Hiermit  sind  wir  bei  dem  letzten  bisher  noch  nicht  besprochenen 
Bestandteil  der  Landgemeindeverwaltung  angelangt ,  bei  ihrer 
finanziellen  Organisation.  Die  Finanzverwaltung  der  Land- 
gemeinden   mufs    dem   begrenzten  Wirkungskreise    und    der    ein- 
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fachen  Struktur  dieser  kleinsten  Einheit  der  Lokalverwaltung  entr 
sprechend  beschaffen  sein.  Die  Landgemeinde  beider  Arten  ist  be- 
rechtigt, bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  im  Eigentum 
zu  habend  daher  kann  sie  vorerst  privatwirtschaftliches  Eigentum 
besitzen ;  dieses  kann  überdies  durch  etwaige  auf  Grund  der  Adop- 
tive  Acts  geschaffene,  rentierende  Gemeindeanstalten  erhöht  werden. 
Im  wesentlichen  aber  beruht  die  Finanzverwaltung  der  Land^ 
gemeinden  auf  dem  Principe  der  Deckung  der  gesetzlich  ge- 
statteten Ausgaben  durch  Steuergelder.  Allein  es  steht  weder 
dem  Parish  Meeting  noch  dem  Parish  Council  zu,  eine  selbständige 
Steuer  auszuschreiben,  sondern  die  Bedürfnisse  beider  werden  ge- 
deckt durch  Anweisungen  (Precepts)  an  die  Overseers,  die  als 
notwendig  präliminierten  Summen  aus  dem  Erträgnis  der  Poor  Rate 
dem  Treasurer  oder  Chairman  flüssig  zu  machen.  Solche  Anweisungen 
müssen  vom  Vorsitzenden  und  zwei  Councillors,  in  Klein  gemeinden 
blofs  vom  Chairman  gefertigt  sein.  Sollten  die  Overseers  säumig 
in  der  Auszahlung  sein,  oder  sich  weigern,  dieselbe  zu  vollziehen, 
so  steht  dem  Parish  Council  das  Becht  zu,  auf  summarischem  Wege 
von  dem  Friedensrichter  der  betreffenden  Sessional  Division  den 
richterlichen  Auftrag  hierzu  zu  erlangen.  Aber  diese  Anweisungen 
müssen  in  zweifacher  Hinsicht  auf  gesetzlicher  Grundlage  beruhen : 

1.  Die  betreffenden  Ausgäben  müssen  ihrem  Zwecke  nach  ge- 
setzlich sein,  d.  h.  Ausgaben  sein  für  besondere  Verwaltungszwecke, 
die,  als  in  den  Wirkungskreis  der  Gemeinde  gehörig,  vom  Gesetze 
statuiert  worden  sind. 

2.  Das  Gesetz  geht  aber  hier  noch  weiter  als  bei  den  höheren 
Lokalverwaltungskörpiörn  und  bestimmt  auch  eine  ziffermäfsige 
Grenze,  über  die  hinaus  jede,  auch  an  sich  legale  Ausgabe  un- 
gesetzlich wird. 

Weder  Parish  Meeting  noch  Parish  Council  sind  berechtigt,  jähr- 
lich mehr  zu  verausgaben  als  eine  Steuer  von  6  d  auf  ein  £  steuer- 
baren Realeinkommens  ausmacht.    Hierin  sind  allerdings  die  Aus- 


^  Bisher  war  das  Kirchspiel  nicht  berechtigt  gewesen,  ein  unbewegliches 
Gut  zu  verwalten,  sondern  der  immobile  Besitz  eines  Kirchspieles  erschien 
als  „Trust"  in  den  Händen  der  Overseers  oder  Churchwardens.  Verkauf  von 
Kirchspielgrundbesitz  konnte  aber  auch  durch  diese  Organe  nicht  besorgt 
werden;  vielmehr  war  durch  den  Union  and- Parish  Property  Act  1885  (5  & 
6  Will.  lY.  c.  69)  der  Board  of  Guardians  ermächtigt,  unter  Einholung  der 
Zustimmung  des  Local  Government  Board,  sowie  einer  Mehrheit  der  Grund- 
eigentümer und  Steuerzahler  des  Kirchspiels,  die  Immobilien  jedes  in  der 
Union  befindlichen  Kirchspieles  zu  verkaufen,  zu  belasten  oder  zu  verpachten. 

37* 
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gaben  nicht  inbegriifen,  welche  aus  der  Annahme  von  Adoptive 
Acts  hervorgehen;  für  diese  selbst  ist  aber  in  den  betreflfenden 
einzelnen  Gesetzen  gleichfalls  eine  feste  Grenze  nach  oben  gezogen, 
so  z.  B.  von  6  d  unter  der  Public  Improvement  Akte,  von  */a  d 
unter  der  Public  Libraries  Akte  u.  s.  w.  Eine  weitere  Einschrän- 
kung in  der  Ausgabenverwaltung  der  Landgemeindeverwaltung  be- 
steht femer  darin,  dafs  das  Parish  Council  bei  einem  Budget,  das 
eine  höhere  Steuer  als  3  d  ins  i?  präliminiert,  einen  Beschlufs  des 
Parish  Meeting  einholen  mufs. 

Bei  der  Aufnahme  eines  Anlehens  ist  das  Parish  Council  gleich- 
falls verpflichtet,  sich  der  vorgängigen  Zustimmung  der  Gemeinde- 
versanmilung  zu  versichern.  Aber  auch  das  genügte  der  englischen 
Gesetzgebung  noch  nicht.  Es  wird  noch  überdies  die  Zustimmung 
des  Grafschaftsrates  und  des  Lokalverwaltungsamtes 
hierzu  erfordert!  Man  kann  in  der  That  nicht  weiter  gehen  in 
dem  Mifstrauen  gegen  lokale  Finanzgebarung  als  das  Parlament 
bei  diesen  Bestimmungen  der  neuen  Landgemeindeordnung  gegangen 
ist.  Gerade  an  diesem  Punkte  läfst  sich  nicht  verkennen,  dafs 
die  häufigen  Klagen  über  die  zu  weit  ausgedehnten  Befugnisse 
der  Centralbehörde  der  inneren  Verwaltung  der  Begründung  nicht 
entbehren.  Eine  Ausgestaltung  der  Befugnisse  des  County  Council 
zur  Ausübung  finanzieller  Eontrolle  über  die  Parishes  wird  auch 
zweifellos  früher  oder  später  eintreten  müssen.  Selbstverständlich  ist 
auch  hier  die  Voraussetzung  für  die  Legalität  eines  Anlehens  die 
besondere  gesetzliche  Anerkennung  des  betreffenden  Verwaltungs- 
zweckes, sowie  das  Erfordernis,  dafs  es  sich  um  eine  öffentliche 
Unternehmung  handelt,  deren  Kosten  ihrer  ökonomischen  Natur 
nach  auf  mehrere  Jahre  verteilt  werden  sollen. 

Schliefslich  ist  aber  die  dermafsen  sorgsam  genug  eingeengte  An- 
lehensbefugnis  der  Landgemeinden  noch  einer  festen  Grenze  nach  oben 
hin  unterworfen.  Mehr,  als  der  halbe  jährliche  Steuerwert 
(Assessable  Value)  des  Realbesitzes  im  Kirchspiele  ausmacht,  darf 
die  Gesamtverschuldung  des  Parish  nicht  betragen.  Im  übrigen 
sind  bezüglich  Sicherheit  und  Rückzahlungsbedingungen  die  Be- 
stimmungen sinngemäfs  anzuwenden,  die  für  die  höheren  Lokal- 
verwaltungskörper Geltung  haben.  Eine  Besonderheit  ist  hier  nur, 
dafs  an  Stelle  der  Local  Loans  Commissioners  das  County  Council 
eintritt.  Dieses  nämlich  ist  nach  s.  12  des  Gesetzes  berechtigt, 
den  in  der  Grafschaft  gelegenen  Kirchspielen  für  legal  begründete 
Anlehen  die  notwendigen  Summen  vorzustrecken  und  selbst  zu 
diesem  Zwecke  eigene  Anlehen  aufzunehmen.    So  wird  der  stets 


Digitized  by 


Google 


Die  neue  Landgemeindeordnung.    (Parish  Councils.)  581 

billigere  Kredit  der  Grafschaft  auch  den  kleinsten  Gemeinwesen 
zugänglich  gemacht. 

Die  Ordnung  der  Rechnungskontrolle  über  die  Gebarung  der 
Landgemeinde  ist  völlig  nach  der  uns  bekannten  Schablone  der 
höheren  Lokalverwaltungskörper  eingerichtet.  Halbjährig  sind  vom 
Parish  Council  die  Rechnungen  in  der  vom  Lokalverwaltungsamte 
vorgeschriebenen  Form  vorzulegen.  Die  Revision  derselben  erfolgt 
durch  den  vom  Lokalverwaltungsamte  für  den  betreffenden  Distrikt 
ernannten  Auditor.  Dieser  hat  den  Termin  der  Revision  zu  be- 
stimmen und  14  Tage  vorher  öffentlich  kundzumachen.  Auch 
hierbei  sind  alle  notwendigen  Formulare^  wie  sie  das  Lokalverwal- 
tungsamt vorschreibt,  einzuhalten.  Im  übrigen  stehen  dem  Auditor, 
resp.  dem  Lokalverwaltungsamte  alle  schon  an  anderer  Stelle  in 
Bezug  auf  die  Revision  dargestellten  Rechte  und  Befugnisse  m 
(s.  58  L.  G.  A.  1894)  ^ 

So  ist  also,  wie  wir  sehen,  die  Ausgaben  Wirtschaft  der  Land- 
gemeinden auf  allen  Seiten  von  einschränkenden  Bestimmungen 
umgeben.  Wir  werden  noch  im  anderen  Zusammenhange  zu  er- 
örtern haben,  welchen  Eintlufs  diese  Thatsache  auf  die  praktische 
Entwicklung  der  der  neuen  Landgemeinde  zugedachten  Funktionen 
und  Yerwaltungsaufgaben  genommen  hat.  Aus  der  Entstehungs- 
geschichte des  Gesetzes  sind  diese  Bestimmungen  allerdings  leicht 
zu  verstehen ;  die  vor  allem  bei  der  grundbesitzenden  Klasse  Eng- 
lands weit  verbreitete  Furcht  vor  aufserordentlicher  Erhöhung  der 
lokalen  Steuern  als  Folge  ungehinderter  Finanzverwaltungsrechte 
der   Lokalverwaltungskörperschaften    hat  die    Durchführung  der 


1  Nach  dem  Report  des  Loc.  Got.  Board  für  1898 — 1899  giebt  es  gegen- 
wärtig 7384  Parish  Councils  und  5719  Parishes  ohne  Repräsentativverfassung. 
Von  ersteren  wurden  bei  7076,  von  letzteren  bei  508  die  Gemeinderechnungen 
durch  den  District  Auditor  überprüft.  808  Parish  Councils  und  5211  Klein- 
gemeinden haben  keine  Ausgaben.  Bei  dieser  Revision  wurden  im  ganzen  in 
345  F&llen  Beanstandungen  erhoben  (disallowances  and  Burchai^es)L  Die  Ge- 
samteinnahmen der  Kirchspiele,  die  ein  ordentliches  Budget  haben,  betragen  — 
Ton  Anlehen  abgesehen  ->  für  das  VerwaltungEijahr:  185958  j^,  denen  Ge- 
samtausgaben von  182259  £  gegenüberstehen.  Von  den  Einnahmen  gehen 
107  560  £  auf  die  Poor  Rate,  29089  auf  eine  besondere  Burial  Rate  und  Ein- 
nahmen aus  dem  Friedhofswesen,  48635  j^  auf  eine  besondere  Beleuchtungs- 
steuer, der  Rest  auf  kleine  Sondereingftnge.  Von  den  Ausgaben  gehen  105021  £ 
auf  General  Account  (Gehalte  5976  £,  Allotments  28088  if,  Wegeerhaltung 
10  702  £  u.  s.  w.X  29 140  j^  auf  Friedhofsverwaltung,  der  Rest  auf  verschiedene 
Ausgaben.  Die  Anleihen  der  Kirchspiele  sind  gering:  im  Berichtsjahre  betrug 
die  Summe  der  neuen  Anlehen  23855  ^,  die  Gesamtverschnldung  beträgt 
147  761  £  (XXVIIL  Report  of  the  Loc.  Gov.  Board  p.  XLI— XLV). 
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Landgemeindereform  gefade  in  diesem  Punkte  sehr  mäehtig  und, 
wie  man  wohl  sagen  mufs,  in  mancher  Hinsicht  ungünstig  beein- 
flufst.  Wie  viel  auch  das  neue  Gesetz  den  social  herrschenden 
Klassen  auf  dem  Lande  an  politischer  und  administrativer  Macht 
zu  nehmen  bestimmt  schien,  so  konnten  trotzdem  die  konservativen 
Elemente  beider  grofsen  Parteien  dagegen  in  dem  demokratischen 
Parlamente  nicht  mehr  offen  ankämpfen;  aber  mit  der  ererbten 
politischen  Klugheit  hat  die  herrschende  Klasse  Englands  gut  be- 
griffen, dafs  in  der  Einschränkung  des  finanziellen  VerfUgungs- 
rechtes  der  sicherste  Schutz  gegen  allzu  rasche  und  tief  ein- 
schneidende Änderungen  in  dem  ländlichen  Gemeindeleben  gelegen 
sei.  Diese  ihre  Absicht  haben .  die  liberalen  und  konservativen 
Vertreter  des  „Landed  Interest"  unter  dem  in  England  immer  noch 
wirksamen  Schlagworte  der  „Sparsamkeit  in  der  Verwaltung  öffent- 
licher Gelder"  nachdrücklich  zur  Geltung  gebracht  und  in  der 
definitiven  Gestaltung  des  Gesetzes  verwirklicht*. 


Was  nun  die  praktischen  Erfahrungen  betrifft,  die  mit  der 
neuen  Landgemeindeordnung  in  England  gemacht  worden  sind,  so 
ist  die  Zeit  ihres  Bestehens  zu  kurz,  als  dafs  ein  abschliefsendes 
Urteil  möglich  wäre.  Doch  lassen  sich  immerhin  einige  Momente 
aus  der  Geschichte  der  ersten  5  Jahre  der  Parish  Councils  hervor- 
heben. Was  zunächst  die  ersten  Wahlen  zu  den  neuen  Dorfparla- 
menten betrifft,  so  hat  sich  jetzt  wieder  die  mehrmals  betonte  Er- 

^  An  dieser  Stelle  mufs  noch  kurz  des  gegenwärtigen  Eechtszustandes 
der  V  e  8 1  r  y  gedacht  werden.  Durch  das  Gesetz  von  1894  ist  dieselbe  aus  der 
staatlichen  Kommunalverfassung  für  den  ganzen  Bereich  der  Kural  Parishes 
beseitigt.  Inwieweit  das  Staatskirchenrecht  dennoch  die  £xistenz  einer  Yestry 
anerkennt,  kann  hier  aufser  Betracht  bleiben.  In  den  Boroughs  aber  und  den 
Urban  Districts  besteht  die  Vestry  rechtlich  noch  immer  fort  Die  wichtigste 
Funktion  derselben  bildet  die  Erwählung  der  Overseers  nach  altem  Rechte. 
Bezüglich  dieser  Städte  trifft  die  Akte  von  1894  einige  wichtige  Verfügungen. 
Nach  Section  33  des  Gesetzes  kann  nämlich  das  L.  G.  B.  auf  Ansuchen  einer 
städtischen  Körperschaft  dieser  die  Ernennung  von  Overseers  an  Stelle  der 
Vestry  übertragen  und  ihnen  überdies  alle  Befugnisse  eines  Parish  Council 
zuerkennen.  Wie  dies  in  vielen  Städten  bisher  durchgeführt,  darüber  vgl.  oben 
S.  365  Anm.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  bleibt  die  Vestry- Verfassung  nach 
wie  vor  in  Kraft.  Mit  der  Stadtverwaltung  hat  aber  die  Vestry  gegenwärtig 
nicht  das  Geringste  mehr  zu  schaffen.  Ihre  Thätigkeit  erschöpft  sich  in  der 
Nomination  der  Overseers  sowie  der  Verwaltung  etwa  vorhandenen  Vermögens 
der  Vestry,  der  Kirchspielstiftungen,  sowie  der  Teilnahme  an  der  Administration 
des  äufseren  Kirchenwesens. 
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scheinung  gezeigt,  dafs  die  social  herrschenden  Klassen  durch  die 
neuen  Institutionen  aus  ihrer  alten  Führerstellung  nicht,  oder  nur 
wenig  verdrängt  werden  ^.  Verfolgt  man  die  aus  den  einzelnen 
Grafschaften  eingelaufenen  Wahlberichte  in  der  „Times",  so  erfährt 
man,  dafs  auch  in  die  Parish  Councils  Vertreter  aller  Klassen  der 
Bevölkerung  und  der  Besitzenden  gewählt  worden  sind.  Nur  in  ver- 
hältnismäfsig  wenigen  Kirchspielen  besetzten  Kandidaten  der  Inde- 
pendent  Labour  Party,  oder  der  Vereine  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter,  der  Labourers  Unions,  die  Councils.  Meistens  werden  die 
„Leading  Men"  des  Dorfes  gewählt:  diejenigen  von  den  „Small 
Tradesmen"  und  Farmers,  die  persönlich  nicht  unbeliebt  sind.  Im 
ganzen  und  grofsen  tritt  auch  bei  diesen  Kommunalwahlen  das 
politische  Moment  fast  vollständig  zurück.  Diese  markante  Er- 
scheinung des  politischen  Lebens  Englands  wird  also  auch  hier  be- 
merkbar :  so  wenig  wie  die  Wahlen  zu  Grafschaftsräten  oder  Town 
Councils,  ebensowenig  bieten  die  Wahlen  zu  District-  und  Parish 
Councils  Anlafs  zu  eigentlichen  Parteikämpfen.  Im  ganzen  Lande 
vollzogen  sich  daher  die  ersten  Wahlen  zu  den  Parish  Councils 
in  gröfster  Ruhe.  Viele  von  den  neugewählten  Gemeindever- 
tretungen haben  nun,  so  weit  sich  das  bisher  beurteilen  läfst, 
stille  aber  nützliche  Arbeit  verrichtet.  An  manchen  Orten  sind  unter 
dem  Drucke  des  Parish  Council  energische  sanitätspolizeiliche  Mafs- 
nahmen  seitens  des  District  Council  getroflFen  worden,  öffentliche 
Wegerechte  sind  geschützt  und  neue  erworben  worden,  Village  Halls 
wurden  gebaut,  Dorfwiesen  als  Erholungs-  und  Spielplätze  ange- 
kauft, und  an  einigen  Orten  auch  mit  Hilfe  des  District  Council 
die  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiterschaft  gebessert,  indem 
Cottages  unter  dem  Housing  of  Working  Classes  Act  von  1890 
erbaut  wurden.  In  den  meisten  Landgemeinden  aber  hat  thatsächlich 
—  und  immer  mehr  Beweise,  die  das  bestätigen,  kommen  in  der 


*  Vgl.  „Times'*  vom  7 — 15.  Dezember  1894.  Nur  in  wemgen  Grafschaften 
wird  von  einem  Siege  der  Labourers  oder  Trade-Unions  Mitteilung  gemacht; 
und  zwar  ist  dies  meist  in  den  Industriegegenden  der  Fall.  Vgl.  Fabian 
Tract  No.  63  über  die  Thätigkeit  einiger  Parish  Councils  in  der  Wohnungsfrage. 
Aus  den  Berichten  über  die  Verhandlungen  der  County  Councils  geht  hervor,  dafs 
in  vielen  ländlichen  Kirchspielen  die  Sanitätspoli^ei  nunmehr  ernsthafter  durch- 
geführt wird,  weil  die  District  Councils  die  Beschwerden  der  Kirchspiele  an 
den  Grafschaftsrat  fürchten.  Soweit  sich  der  Verfasser  aus  lokalen  Zeitungen 
und  dem  Urteile  einheimischer  Kenner  der  Verhältnisse  auf  dem  Lande  eine 
Meinung  bilden  konnte,  ist  das  Parish  Councils  Gesetz  doch  schon  heute  in 
gewisser  Kichtung  ein  Erfolg  zu  nennen ;  denn  es  hat  den  so  lange  und  schwer  ver- 
nachlässigten „Labourers"  wenigsten  einigermafsen  „Selbstverwaltung''  gebracht. 
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öfifentlichen  Meinung  hervor  —  seit  der  Parish  Councils  Akte  immer- 
hin ein  regeres  und  frischeres  Gemeindeleben  der  Landbevölkerung 
seinen  Anfang  genommen :  und  so  ist  es  höchst  wahrscheinlich,  dafs 
das  in  den  parlamentarischen  Debatten  über  das  Gesetz  vielfach 
hervorgehobene  Ziel  erreicht  werden  wird:  nämlich  das  eintönige, 
gedrückte,  aller  Anregungen  und  Kulturmittel  entbehrende  Dasein 
des  armen  Mannes  auf  dem  Lande  zu  heben,  zu  bereichem  und 
zu  erleichtern,  das  uralte  Geineindegefühl  in  den  ländlichen  Ort- 
schaften neu  zu  beleben.  Auf  solche  Weise  soll  der  ununter- 
brochenen Entvölkerung  des  Landes  durch  das  seit  einem  Jahr- 
hundert ununterbrochene  Abströmen  der  männlichen  und  weib- 
lichen Arbeiterjugend  in  die  Städte  entgegengewirkt  werden.  Das 
Parish  Council  kann  in  dieser  Richtung  vieles  thun:  es  kann  vor 
allem  durch  Beschaffung  und  Sicherung  billiger  Arbeiterwohnungen, 
durch  Beschaffung  genügenden  und  gesunden  Trinkwassers  und 
durch  mancherlei  gemeinnützige  Vorkehrungen  das  Leben  des 
landwirtschaftlichen  Proletariers  leichter  und  menschlicher  ge- 
stalten. Die  wichtigste  Funktion  aber,  die  in  dieser  Hinsicht  bisher 
von  der  englischen  Gesetzgebung  geschaffen  und  nunmehr  dem 
Parish  Council  übertragen  worden  ist,  bildet  deren  Wirkungskreis 
auf  Grund  der  neuen  agrarpolitischen  Gesetzgebung  Englands,  der 
Allotments  and  Small  Holdings  Acts.  Es  ist  um  so  not- 
wendiger, hierauf  etwas  näher  einzugehen,  als  die  Absicht,  diese 
agrarpolitischen  Gesetze  wirksam  zu  machen,  eine  der  treibenden 
Kräfte  der  Landgemeindereform  gewesen  ist. 

Die  Konzentration  des  ganzen  englischen  Grundbesitzes  in  we- 
nigen Händen  und  der  mit  dem  Latifundienwesen  aufgekommene  land- 
wirtschaftliche Pacht^Grofsbetrieb  gehören  zu  den  folgenreichsten 
Erscheinungen  in  der  Socialgeschichte  Englands.  Dadurch  und  durch 
die  aufserordentliche  Rückständigkeit  des  englischen  Immobiliar- 
rechtes  ist  eine  der  nachteiligsten  Besonderheiten  der  Struktur  der 
modernen  englischen  Gesellschaft  geschaffen  worden:  nämlich  das 
völlige  Verschwinden  des  mittleren  und  kleinbäuerlichen  Grundbesitzes 
und  die  regelmäfsige  Landlosigkeit  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter- 
schaft, im  weiteren  Gefolge  das  immer  tiefere  Sinken  des  Reallohnes 
und  der  Lebenshaltung  dieser  letzteren.  Aus  diesem  Grunde  sind  denn 
sowohl  die  ersten  Bestrebungen  der  zu  Trade  Unions  koalierten  Land- 
arbeiter als  auch  die  der  liberalen  Agrarreformer  darauf  gerichtet 
gewesen,  den  Labourers  wieder  Land  in  kleinen  Parzellen,  Allotments, 
zu  verschaffen.  Diese  Bewegung,  deren  Einzelheiten  wir  hier  nicht 
näher  zu  verfolgen  haben,  veranlafste  endlich  im  Jahre   1887  das 
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Parlament,  den  ersten  AUotment  Act  (50  &  51  Vict.  c.  48)  zu  er- 
lassen. Dieses  Gesetz  ermächtigt  die  Urban  and  Rural  Sanitary 
Authorities  auf  Ansuchen  von  mindestens  6  Parlamentswählern  eines 
Kirchspiels  folgendes  Verfahren  durchzuführen.  Zunächst  haben 
die  Behörden  durch  eine  Inquiry  festzustellen,  ob  ein  Bedürfnis 
nach  AUotments  thatsächlich  in  dem  betreffenden  Orte  vorhanden 
sei.  Wenn  dies  der  Fall,  so  mufs  zunächst  versucht  werden,  durch 
freiwilliges  Übereinkommen  mit  dem  Grundherrn  Land  zu  erhalten, 
sei  es  kauf-  oder  pachtweise.  Ist  ein  solches  Übereinkommen 
nicht  möglich,  so  kann  die  Sanitätsbehörde  an  das  Gounty  Council 
um  Erlassung  einer  Expropriationsorder  herantreten.  Letztere 
bedarf  wiederum  der  Bestätigung  durch  eine  Provisional  Order  des 
L.  G.  B.,  mufs  also  zuletzt  dem  Parlamente  zur  Genehmigung  vorgelegt 
werden.  Das  so  beschaffte  Land  darf  in  Parzellen  von  höchstens 
einem  Acre  an  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  ausgethan  werden.  Zum 
Zwecke  der  Verwaltung  dieser  AUotments  kann  die  Sanitätsbehörde 
einen  AUotments  Manager  ernennen  oder  es  kann  ein  AUotments 
Management  Gommittee  in  dem  betreffenden  Kirchspiel  gebildet 
werden.  Die  Sanitätsbehörde  erläfst  auch  die  notwendigen  Regulative 
für  die  Benützung  der  AUotments  unter  Bestätigung  des  Lokal- 
verwaltungsamtes. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dafs  die  Maschinerie  dieses  Gesetzes 
zu  schwerfällig  war,  als  dafs  der  Zweck  desselben,  den  Land- 
arbeitern auf  schnelle  und  billige  Weise  Parzellen  zu  verschaffen, 
hätte  erreicht  werden  können.  Wo  die  Gutsbesitzer  nicht  von 
selbst  geneigt  waren,  freiwillig  AUotments  zu  geben,  und  die 
Zwangsparagraphen  des  Gesetzes  in  Kraft  treten  sollten,  da  schei- 
terten alle  Anstrengungen  der  Arbeiter :  entweder,  wie  sehr  oft,  an 
dem  Widerstände  des  Farmerelementes  in  den  ländlichen  Sanitäts- 
behörden, oder  an  den  aufserordentlichen  Kosten  des  vorgeschriebenen 
Verfahrens.  So  bestand  denn  die  nächste,  durch  die  Akte  von 
1890  geschaffene  Verbesserung  des  Gesetzes  darin,  dafs  für  den  Fall 
der  Passivität  oder  ablehnenden  Haltung  der  District  Authority  die 
Appellation  an  den  Grafschaftsrat  eröffnet  und  letzterem  anheim 
gestellt  wurde,  falls  er  das  Bedürfnis  nach  AUotments  gerecht- 
fertigt findet,  an  Stelle  der  Distriktbehörde  das  Verfahren  selbst 
durchzuführen.  Jeder  Grafschaftsrat  mufs  nun  alljährlich  ein 
AUotment  Gommittee  bUden,  welches  als  Statutory  Gommittee  diesen 
ganzen  Verwaltungszweig  selbständig  durchzuführen  hat. 

Das  Lokalverwaltungsgesetz  von  1894  bedeutete  einen  weiteren 
beträchtlichen   Fortschritt    in   der    bezeichneten    Richtung.     Die 
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neuen  Parish  Councils  werden  durch  das  Gesetz  zur  kompetenten 
Autorität  für  die  Initiative  auf  diesem  Gebiet  bestellt,  und  es  wird 
ihnen  gestattet,  die  Kosten  des  Ansuchens  um  AUotments  sowie  des 
sich  daraus  ergebenden  Verfahrens  aus  der  Poor  Rate  zu  decken. 
Weiters  wird  gegen  etwaige  ablehnende  Bescheide  des  County 
Council  der  Beschwerdezug  an  das  L.  G.  B.  eröflfnet,  welch  letzteres 
nach  vorgenommener  Untersuchung  die  Zwangsparagraphen  des 
AUotment  Act  durch  eine  Order  in  Kraft  setzen  kann,  die  in  der  Regel 
definitive  Wirkungen  hat  und  nur  innerhalb  bestimmter  Präklusivfrist 
angefochten  werden  kann,  worauf  die  Order  dem  Parlamente  zur 
Kenntnisnahme  vorzulegen  ist.  Eine  das  Ansuchen  um  AUotments  be- 
willigende Order  des  County  Council  tritt,  ohne  weitere  Genehmigung 
zu  erfordern,  sofort  in  Kraft.  Endlich  wird  eine  wichtige  Neuerung 
dadurch  geschaffen,  dafs  das  Gesetz  auch  gestattet,  Land  zum 
Zwecke  von  AUotments  zwangsweise  auf  einen  Zeitraum  von 
mindestens  14  Jahren  zu  pachten.  In  diesem  Falle  darf  dem 
Einzelnen  ein  AUotment  bis  zu  4  Acres,  davon  höchstens  I  Acre 
Ackerland,  zugeteilt  werden.  Auf  solche  Weise  ist  nun  die 
Beschaffung  von  AUotments  aufserordentlich  erleichtert  und  ver- 
billigt worden*. 

Das  Mitglied  des  Unterhauses,  Jesse  Collings,  dem  das  gröfste 
Verdienst  an  dem  Erfolge  der  AUotmentgesetzgebung  gebührt,  ist 
auch  der  Urheber  einer  zweiten  gesetzgeberischen  Aktion  auf  dem 
Gebiete  der  Agrarreform  gewesen :  der  Small  Holdings  Akte.  Durch 
dieses  Gesetz  wird  ein  Versuch  gemacht,  einen  neuen  bäuerlichen 
Mittelstand  in  England  langsam  heranzubilden.  Unter  einem  Small 
Holding  versteht  das  Gesetz  ein  Stück  Land  von  mehr  ala  einem^ 
und  nicht  mehr  als  fünfzig  Acres.  Auf  das  Ansuchen  von  ein  oder 
mehreren  County  Electors  hat  das  County  Councü  zuerst  zu  ver- 
suchen, durch  gütliches  Übereinkommen  mit  dem  Grundherrn  den 
nötigen  Grund  und  Boden  zu  erlangen.  Sonst  ist  auch  die  Ex- 
propriation anwendbar.  Das  Land  ist  hierauf  an  die  GesuchsteUer 
aufzuteilen  und  zwar  in  der  Weise,  dafs  von  jedem  Käufer  ein 
Fünftel  der  Kaufsunmie  sofort  erlegt  wird,  vier  Fünftel  dagegen 
als  Rentenlast  auf  das  betreffende  Bauerngut  gelegt  werden  zur 
völligen  Amortisierung  binnen  fünfzig  Jahren*. 

^  Nach  dem  XXYIII.  Keport  des  Loc.  Gov.  Board  wurde  während  des 
Berichtsjahres  nur  in  6  Fällen  von  dieser  Befugnis  zur  Zwangspacht  der 
Parish  Councils  Gebrauch  gemacht. 

*  Über  die  AUotments  Acts  und  die  Small  Holdings  Akte  vgl.  J.  L.  Green, 
AUotments  and  Small  Holdings  1896;  Hasbacb,  Die  englischen  Landarbeiter 
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Es  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dafs  mit  diesen  Ge- 
setzen ein  Schritt  von  unabsehbarer  Tragweite  in  eine  neue 
Richtung  gemacht  worden  ist.  Eine  radikale  und  dauernde 
Änderung  der  Grundbesitzverhältnisse  Englands  würde  notwen- 
diger Weise  eine  tiefgreifende  Umgestaltung  des  ganzen  eng- 
lischen Volkskörpers  zur  Folge  haben.  Allerdings  ist  hierzu 
viel  mehr  notwendig,  als  AUotmentgesetze  im  besten  Falle  zu 
leisten  vermögen.  Nur  eine  völlige  Beseitigung  des  mittelalterlichen 
Immobiliarrechtes  tfnd  seiner  zahlreichen  Formen  der  Gebunden- 
heit des  Grundbesitzes  könnte  eine  dauernde  und  umfassende  Ge- 
sundung der  socialen  und  wirschaftlichen  Verhältnisse  des  eng- 
lischen Ackerbaues  herbeiführen.  Gewifs  läfst  sich  aber  die  wohl- 
thätige  Wirkung  der  eben  besprochenen  Gesetze  schon  jetzt  in 
der  fortwährenden  Zunahme  des  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebs 
beobachten  * :  es  ist  kein  Zweifel ,  dafs  das  Gesetz  von  1894  und 
die  jüngste  Reform  der  ländlichen  Gemeindeverfassung  am  aller- 
meisten dazu  beigetragen  haben,  dafs  auch  auf  dem  Gebiete  agrari- 
scher Socialpolitik  in  England  ein  bedeutungsvoller  Anfang  ge- 
macht worden  ist. 

Allerdings  ist  es  nur  ein  Anfang  und  zwar  der  Beginn  eines 
aufserordentlich  schweren,  langwierigen  Prozesses.  Denn  in  keinem 
anderen  Gebiete  des  ökonomischen  und  öffentlichen  Lebens  Eng- 
lands giebt  es  soviel   zu  reformieren  und  sind  die  konservativen 


in  den  letzten  100  Jahren,  1894.  S.  341—349.  Ferner  zahlreiche  Aufsätze  in 
den  Reviews,  besonders  in  der  Nineteenth  Century  Dez.  1892,  Dez.  1894, 
März  1898;  endlich  die  Reports  der  Allotments  and  Small  Holdings  Association 
1884—1899.  —  Über  die  socialen  Zustände  in  der  englischen  Landarbeiterschaft 
vgl.  R.  Heath,  The  English  Peasant  1894,  sowie  vor  allem  das  vorgenannte 
auf  gründlicher  Quellenforschung  beruhende  Buch  von  Hasbach.  Femer  die 
Reports  und  Flugschriften  der  „Land  Restoration  Leagne'^.  Die  wichtigste 
offizielle  Quelle  bieten  die  Protokolle  der  grofsen  Labour  Commission 
(1891—1894). 

^  Nach  der  Angabe  Greens  (p.  6)  betrug  die  Anzahl  derjenigen  Personen, 
die  sich  bis  Dezember  1894  auf  Grund  der  Allotments  Acts  Parzellen  verschafft 
hatten,  5536  und  das  Ausmafs  des  in  diesen  Allotments  aufgeteilten  Landes 
rund  2600  Acres.  Hierzu  kommen  aber  die  vielen  Tausende  von  Acres,  die 
seit  Jahrzehnten  ohne  Anwendung  der  Gesetze  durch  freiwillige  Überein- 
kunft als  Allotments  ausgethan  worden  sind.  Green  schätzt  (1896)  die  Ge- 
samtzahl der  Parzellenbesitzer  auf  100000.  Die  Small  Holdings  Akte  hat 
sehr  geringe  praktische  Anwendung  gefunden;  nach  einem  Berichte  (citiert  in 
dem  Bericht  der  Land  Restoration  League  1896)  betrug  damals  das  Gesamt- 
ausmafs  des  unter  diesem  Gesetze  aufgeteilten  Landes  483  Acres!  In  27  eng- 
lischen Counties'  war  das  Gesetz  überhaupt  nie  in  Anwendung  gekommen. 
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Tendenzen  so  zäh  und  stark  wie  in  dem  Leben  der  landwirtschaft- 
lich thätigen  Massen.  Die  neuen  Gesetze  haben  zweifellos  Bresche 
geschlagen  in  den  festen  Wall  von  rechtlichen  und  socialen  Privi- 
legien, sowie  der  wirtschaftlichen  Macht  der  Grundeigentümerklasse 
Englands.  Aber  es  werden  noch  viele  Jahre  dahingehen  und  viele 
Kämpfe  notwendig  sein,  bis  man  in  England  von  einer  realen  Demo- 
kratie auch  auf  dem  Lande  wird  sprechen  können.  Vor  allem  ist 
es  die  vollständige  ökonomische  Hilflosigkeit  des  agrarischen 
Proletariats  Englands  gegenüber  der  kapitalistisch  stärksten  Grund- 
eigentümerklasse der  Welt,  was  die  besten  Absichten  demokratischer 
Gesetze  zu  nichte  macht.  Es  ist  schon  oben  darauf  hingewiesen 
worden,  wie  die  wirtschaftliche  Beherrschung  der  ländlichen 
Arbeiterschaft  auf  die  Grafschaftswahlen  einen  starken  antidemo- 
kratischen Einflufs  ausübt.  Darüber,  wie  die  Übermacht  des  Grund- 
herrn gegenüber  den  Parish  Councils  viel  stärker  wirkt,  liefse  sich 
noch  viel  mehr  erzählen.  Li  den  socialistischen  Flugschriften,  den 
lokalen  Zeitungen  und  den  VeröfTentlichungen  von  arbeiterfreund- 
lichen. Vereinen  liegt  ein  reiches  Material  vor,  das  deutlich  zeigt, 
wie  der  englische  „Landlordism"  seine  wirtschaftliche  Allmacht 
gegenüber  den  Landarbeitern  rücksichtslos  geltend  macht,  wenn  es 
sich  darum  handelt,  diese  an  einer  ihren  Interessen  förderlichen 
Anwendung  der  hier  besprochenen  neuen  Gesetze  zu  hindern.  Vor 
allem  ist  es  die  Wohnungsnot  auf  dem  Lande,  der  Umstand,  dafs 
in  Tausenden  von  Kirchspielen  der  Arbeiter  nur  in  einem  Gottage 
des  im  Dorfe  alleinherrschenden  Gutsherrn  auf  dessen  Grund  und 
Boden  Unterkunft  finden  kann,  was  dem  letzteren  ein  furchtbares 
Werkzeug  zur  Unterdrückung  aller  Regungen  politischer  Selb- 
ständigkeit der  Arbeiter  in  die  Hand  giebt.  Und  dafs  dieses 
Mittel  in  sehr  vielen  Fällen  unbedenklich  angewendet  wird,  wenn 
ein  Arbeiter  als  Parish  Gouncillor  dem  Grundherrn  unangenehm 
wird,  davon  bringt  die  Arbeiterpresse  fortwährend  Beispiele  in 
reicher  Zahl.  Jeder  Versuch  aber,  vermittelst  des  Parish  Council 
die  Wohnungsverhältnisse  zu  bessern,  gemeinnützige  Anstalten  zu 
errichten  u.  s.  w.,  wird  von  vielen  Grundeigentümern  aufs  heftigste 
bekämpft,  weil  jede  solche  Thätigkeit  der  Gemeinde  erhöhte  „Rates' 
für  den  Grundherrn  bedeutet.  Andererseits  wird  gerade  von  den 
Arbeitern  häufig  darüber  geklagt,  dafs  die  reichen  Grundherren  den 
Massen  dadurch  erhöhte  Steuerlast  aufbürden,  dafs  sie  es  ver- 
stehen, ihre  eigenen  Wohnhäuser,  Farmen,  Parks  u.  s.  w.  niedrig 
einschätzen  zu  lassen.  An  allen  Ecken  und  Enden  fühlt  der  eng- 
lische Landarbeiter  die  sociale  wirtschaftliche  und  politische  All- 
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macht  des  Landeigentümers,  aus  der  es  nur  ein  Entrinnen  giebt: 
die  Flucht  in  die  Städte  und  Industrieorte.  Die  Farmer  fühlen 
sich  aber  fast  ausnahmslos  in  ihren  ökonomischen  Interessen  soli- 
darisch mit  den  Grundherren :  wenigstens  der  lohnarbeitenden  Be- 
völkerung gegenüber.  Die  wirtschaftlichen  und  socialen  Klassen- 
gegensätze also,  die  für  die  politische  Stellung  der  industriellen 
Arbeiterschaft  in  den  Städten  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhundert 
grofsenteils  bedeutungslos  geworden  sind,  beeinflussen  noch  immer  in 
kaum  geminderter  Kraft  die  Stellung  der  ländlichen  Massen  zur 
praktischen  Politik  und  deren  Teilnahme  am  öffentlichen  Leben. 
Noch  ist  die  Squirearchie  in  England  kein  Ding  der  Vergangen- 
heit; noch  immer,  trotz  der  so  geänderten  politischen  Formen, 
besteht  auf  dem  Grunde  ökonomischer  Abhängigkeit  die  gesetz- 
mäfsige  Oberherrschaft  der  englischen  Aristokratie  und  Gentry 
vermittelst  der  judiziellen  und  administrativen  Ehrenämter  fort. 
Das  bildet  denn  auch  einen  wesentlichen  Unterschied  beider  grofsen 
Formen  der  Lokalverwaltung :  des  Rural  und  Municipal  Government. 
Gewifs  haben  sich  die  demokratischen  Organisationsprincipien,  die 
in  den  Städten  erwachsen  und  zu  unwiderstehlicher  politischer 
Expansionskraft  gediehen  sind,  auch  den  ganzen  Bereich  der  länd- 
lichen Kreise  Englands,  die  Grafschaften,  Distrikte  und  Land- 
gemeinden erobert.  Während  aber  in  den  Städten  innerhalb  zweier 
Generationen  sich  in  der  neuen  Form  eine  durch  und  durch 
demokratische,  das  heifst  bewufst  für  die  Lebensbedingungen 
und  Interessen  der  arbeitenden  Klassen  fürsorgende  Verwaltung 
entwickelt  hat,  ist  auf  dem  Lande  das  Gleiche  bisher  nicht  der 
Fall  gewesen.  Nicht  nur  dafs  in  den  neuen  ländlichen  Verwaltungs- 
körpem  den  besitzenden  Klassen  in  weit  höherem  Mafse  noch  als 
in  den  Städten  der  weitaus  überwiegende  Anteil  an  der  Ver- 
waltungsarbeit erhalten  geblieben  ist,  wird  auch  noch  immer 
die  ländliche  Verwaltung  Englands  fast  ausschliefslich  im  Inter- 
esse der  die  Verwaltung  führenden  Klasse,  der  Grundeigen- 
tümer, geleitet.  Die  ernste  agrarische  Socialpolitik  ist  über  die 
ersten  Anfänge  noch  nicht  hinausgekommen.  Dies  kann  übrigens 
nicht  weiter  Wunder  nehmen ;  schliefslich  kann  keine  Verwaltungs- 
organisation den  wirtschaftlichen  und  socialen  Zuständen  der  Zeit 
soweit  vorauseilen,  dafs  sie  die  ökonomisch  herrschende  Klasse 
administrativ  depossediert.  An  der  überwältigenden  Macht  des 
englischen  Grundeigentums  mufs  jede  noch  so  ausgearbeite  und 
formal  sichergestellte  Verwaltungsorganisation  nach  demokratischen 
Principien    so   lange   ein  unüberwindliches  Hindernis  finden,   als 
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nicht  eine  radikale  Agrargesetzgebung  die  Grundbesitzverhältnisse 
Englands  selbst  friedlich  revolutioniert.  Dazu  "bildet  wohl  die  hier 
dargestellte  neue  Landgemeindeverfassung  Englands  gewifs  den 
nützlichen  Ausgangspunkt,  aber  nicht  viel  mehr;  denn  vom  Stand- 
punkte der  grofsen  socialen  Grundprobleme  erscheinen  Fragen  der 
Verwaltungsorganisation  doch  immer  nur  als  Fragen  von  sekundärer 
Bedeutung  *. 


^  Nach  einer  im  14.  Jahresberichte  der  Allotments  and  Small  Holdings 
Association  für  1898  abgedruckten  Statistik  sind  in  den  2V8  Jahren  seit  In- 
krafttreten des  Gesetzes  von  1894,  nämlich  bis  30.  Juni  1897,  14872  Acres  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  ausgethan  worden:  und  zwar  von  120  ürban  District 
Councils,  9  Rural  District  Councils,  1009  Parish  Councils  und  4  Parish  Meetings. 
Diese  Grundfläche  verteilt  sich  auf  82633  Nutzniefser.  Als  Summe  der  von 
1887 — 1894  auf  Grund  des  ersten  Gesetzes  geschaffenen  Allotments  giebt  dieser 
Bericht  2249  Acres  an.  Daraus  läfst  sich  immerhin  ein  Schlufs  auf  die  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  ziehen. 
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Die  Lokalverwaltungs-Organisation  des  Armenwesens 

und  der  Volksschule. 

(Boards  of  Guardians  und  Sohool  Boards.) 


Die  Lokalverwaltanj^  der  Zweckverbände. 

Einleitung. 

Fassen  wir  das  Gemeinsame  der  bisher  erörterten  Organisa- 
Jbionsfonnen  der  inneren  Verwaltung  Englands  zusammen,  so  ist 
der  entscheidende  Gharakterzug  der,  dafs  sie  kommunale  Körper- 
schaften sind,  d.  h.  dafs  sie  sich  als  konzentrische  Kreise  von  verschie- 
den grofsem  territorialen  Durchmesser  darstellen,  innerhalb  welcher 
die  Gesamtheit  der  Staatsbürger  zur  Erfüllung  einer  Reihe  mehr  oder 
weniger  zusammenhängender  öiTentlicher  Aufgaben  repräsentativ 
organisiert  erscheint.  Wenn  auch  noch  immer  dem  englischen  Rechte 
jede  theoretische  Definition  der  Gemeinde  und  damit  auch  ein  der 
Universalität  des  kommunalen  Gemeinlebens  entsprechender  Begriff 
des  Wirkungskreises  der  Gemeinde  fehlt ;  wenn  auch  dieser  letztere 
noch  immer  nur  aus  einer  Summe  einzelner,  gesetzlich  übertragener 
Befugnisse  und  Pflichten  besteht,  so  ist  doch  unverkennbar,  dafs 
alle  diese  kommunalen  Körperschaften :  Grafschaftsräte,  Stadt-  und 
Distrikträte ,  Kirchspielräte ,  thatsächlich  Gemeindeorganisationen 
in  dem  Sinne  sind,  welchen  die  deutsche  Rechtsauffassung  seit  jeher 
mit  diesem  Worte  verbindet,  nämlich  Körperschaften  innerhalb  be- 
stimmter Grenzen,  die  mehr  oder  weniger  das  gesamte  Gemein- 
leben der  Staatsbürger,  insofern  es  mit  der  räumlichen  Koexistenz 
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derselben  organisch  zusammenhängt,  betreffen.  Wir  haben  bereits 
im  geschichtlichen  Teile  beobachten  können,  wie  der  Prozefs  der 
Bildung  einer  neuen  Auffassung  von  der  Gemeinde  in  England  sich 
schrittweise  während  des  XIX.  Jahrhunderts  vollzogen  hat.  Von 
der  Seite  der  Organisation  der  Verwaltung  aus  gesehen,  stellt 
sich  dieser  Prozefs  dar  als  eine  fortschreitende  Konzentrierung 
der  verschiedenen,  bisher  getrennt  gehaltenen  Specialverwaltungen 
in  die  Hand  einer  einzigen  Kommune  und  auf  den  Bereich  ein 
und  derselben  territorialen  Unterteilung  des  Staatsgebietes.  Con- 
solidation  of  Government  and  Simplification  of  Areas:  das  sind  die 
beiden  Schlagworte  der  Local  Government  Reformer  in  der  zweiten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  gewesen.  Auf  solche  Weise  ist  die 
Gesetzgebung  Englands  praktisch  dazu  gelangt ,  den  Begriff  der 
Gemeinde  zuerst  für  die  alten  historischen  Stadtgemeinwesen  zu 
erneuem,  sodann  das  so  gewonnene  Vorbild  auch  für  alle  übrigen 
Lokalverbände  innerhalb  des  Stadtgebietes  nutzbar  zu  machen, 
endlich  in  beiden  Fällen  diese  Begriffe  zu  vertiefen  und  lebendig 
auszugestalten.  Dieser  Prozefs  ist  auch  heute  noch  nicht  ab- 
geschlossen. Wenn  wir  von  den  ruinenartig  dastehenden  Resten 
früherer  Sonderverwaltungen,  wie  den  wenigen,  immer  noch  vorhan- 
denen Burial  Boards,  einzelnen  Highway  Parishes  etc.  absehen,  so 
bleiben  aufserdem  zwei  wichtige  Gebiete  des  von  der  Gesetzgebung 
geregelten  Gemeinlehens  übrig,  die  auch  noch  gegenwärtig  vollständig 
abgesonderte  Specialverwaltungen  mit  eigenen  Organisationen  bilden, 
welch'  letztere  neben  den  Kommunalkörpern  und  gesondert  von 
ihnen  dastehen.  Es  sind  dies  die  Lokalorganisationen  der  Armen- 
verwaltung und  des  Volksschulunterrichtes.  Die  eine,  die 
älteste  und  ursprüngliche  Bildung  der  zu  Beginn  des  Jahrhunderts 
einsetzenden  Verwaltungsreform,  die  andere,  das  jüngste  von  der 
englischen  Gesetzgebung  nach  langen  Kämpfen  dem  Staate  eroberte 
Gebiet  des  Kulturlebens,  zeigen  sie  dennoch,  obgleich  diese  beiden 
grofsen  Verwaltungsgebiete  ihrer  ganzen  Natur  nach  sehr  verschieden 
geartet  sind,  gewisse  gemeinsame  Züge,  die  deutlich  erkennen 
lassen,  dafs  beide  auf  dem  Boden  derselben  principiell  neuen  Auf- 
fassung von  der  staatlichen  Thätigkeit  erwachsen  sind.  Wir  werden 
nunmehr  diese  Specialorganisationen  der  Lokalverwaltung  nach- 
einander zu  betrachten  haben. 
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Erstes  Kapitel. 

Die  LokalverwaltaiiK  des  Armenwesens  ^ 

Wir  haben  bereits  im  geschichtlichen  Teile  dargelegt,  wie  die 
Verwaltung  des  Armenwesens  auf  den  von  der  Königin  Elisabeth 
festgesetzten  elementaren  Grundlagen  durch  zwei  Jahrhunderte  so 
sehr  das  Wesen  der  ganzen  inneren  Verwaltung  Englands  aus- 
gemacht hat,  dafs  naturgemftfs  das  Aufkommen  neuer  Vorstellungen 
über  die  Aufgaben  und  Methoden  der  staatlichen  Thätigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  inneren  Verwaltung  zunächst  die  Reform  dieses  Special- 
zweiges der  Landesverwaltung  nach  sich  ziehen  mufste.  Darum 
ist  die  Reform  von  1834  mit  Notwendigkeit  die  Grundlage  für 
den  ganzen  Neuaufbau  der  Verwaltung  Englands  geworden.  Das 
neue  Popr  Law  und  seine  Verwaltung  sind  die  Pflanzschule  ge- 
wesen und  durch  mehrere  Jahrzehnte  hauptsächlich  geblieben 
für  die  ganze  Entwicklung  der  neuen ,  in  seinem  Bereiche  zuerst 
erprobten   Verwaltungsweise   und   der  damit  zusammenhängenden 


^  Ebensowenig  als  im  obigen  Texte  eine  eingehende  Darstellung  der  englischen 
Armenver waltung  gegeben  wird,  kann  hier  die  vielfach  zersplitterte  Litteratur  des 
Poor  Law  angeführt  oder  eine  erschöpfende  Übersicht  über  die  Rechtsquellen 
vorgenommen  werden.  Davon  dürfen  wir  um  so  eher  Abstand  nehmen,  als  die 
deutsche  Staatswissenschaft  sich  mit  keinem  Gebiete  der  englischen  Verwaltung  so 
eingehend  beschäftigt  Jiat  als  gerade  mit  dem  Armenwesen.  Hier  ist  vor  allem 
das  ausgezeichnete  Buch  Aschrotts  zu  nennen:  Das  englische  Armenwesen 
in  seiner  historischen  Entwicklung  und  in  seiner  heutigen  Gestalt  (1886X  sowie 
der  Nachtrag  zu  demselben:  Die  Entwicklung  des  Armenwesens  in  England 
seit  dem  Jahre  1885  (1898).  Darin  und  auch  bei  Gneist,  Selfgovemment, 
Kap.  X.,  findet  sich  die  ältere  englische  Litteratur  sowie  das  Material  an  Ge- 
setzen und  Parlamentspapieren.  Die  wichtigste  fortlaufende  Quelle  für  die 
Erforschung  des  englischen  Armen wesens  bilden  die  musterhaften  Reports  der 
General  Inspectors  in  den  Jahresberichten  des  Local  Government  Board  so- 
wie die  in  denselben  enthaltenen  statistischen  Tabellen.  Für  die  obige  Dar- 
stellung, die  es  nur  auf  die  heutige  Organisation  des  Armenwesens  als  Gliedes 
der  inneren  Verwaltung  abgesehen  hat,  ist  vor  allem  die  neuere  englische 
Litteratur  benützt  worden.  Die  wichtigsten  Erscheinungen  derselben  sind: 
Fowle,  The  Poor  Law  1881;  Wright  and  Hobhouse,  Outline  of  Local 
Government,  eh.  IL  u.  VIL  ;BlakeOdgers,  Local  Government  1899,  eh.  V. ;  ferner 
die  Kommentare  zur  Lokalverwaltungsakte  von  1894.  Ein  der  Darstellung 
der  praktischen  Arbeit  in  der  Armenverwaltung  gewidmetes  Buch  ist  die  von 
einem  weiblichen  Poor  Law  Guardian,  Miss  Lonsdale,  verfafste  vorzügliche 
Schrift:  The  English  Poor  Laws,  London  1897.  Den  Standpunkt  der  Arbeiter- 
klasse giebt  der  fabische  Tract  No.  54  wieder;  The  Humanising  of  Poor  Law. 
Die  ältere  Gesetzgebung  ist  vollständig  in  Burn,  Justice  of  Peace,  V.  Edition 
enthalten. 

Bedlieb,  Engl.  LoValTerwaltnng.  38 
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Centralisationsbestrebungen  in  der  englischen  Landesverwaltung. 
Erst  die  jüngste  an  die  grofsen  Gesetze  von  1888  und  1894  an- 
geknüpfte Reform  hat  die  Lokalverwaltung  auf  eine  neue ,  aller- 
dings mit  den,  in  der  Poor  Law  Reform  hervorgetretenen  Ideen 
innerlich  verwandte  und  äufserlich  zusammenhängende  Basis  ge- 
stellt. Zugleich  hat  aber  auch  diese  Reform  selbst  wieder  auf  die 
Ausgestaltung  der  Armenverwaltung  wesentlich  rtickgewirkt. 

Bei  der  nachfolgenden  Darstellung  der  heutigen  Armenver- 
waltungsorganisation müssen  wir  von  der  Thatsache  ausgehen,  dafs 
die  durch  die  Reform  von  1834  verwirklichten  neuen  Organisations- 
gedanken —  und  mit  der  Organisation  haben  wir  es  hier  vornehm- 
lich zu  thun  —  bis  zum  heutigen  Tage  in  ihren  principiellen  Grund- 
zügen unverändert  geblieben  sind.  Die  beiden  grofsen  Principien, 
auf  die  wir  da  zurückzugehen  haben,  sind: 

1.  Der  Grundsatz,  dafs  die  Ausübung  der  Armenpflege  nicht 
in  den  historischen  Verbänden,  Städten  oder  Kirchspielen,  sondern 
in  künstlich  zu  diesem  Sonderzwecke  geschaffenen  mittleren  Ver- 
waltungsbezirken (Unions)  durchgeführt  wird; 

2.  dafs  die  von  dem  Gesetze  aufgestellten  materiellrechtlichen 
Bestimmungen  über  die  Armenpflege  gleichmäfsig  im  ganzen  Lande 
durchgeführt  werden  müssen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  eine  Central- 
behörde  eingesetzt,  die  mit  weitgehender  Verordnungsgewalt  sowohl 
in  Bezug  auf  die  territoriale  Gliederung  der  Lokalverwaltung  als 
auch  in  Bezug  auf  die  Durchführung  der  Administration ,  endlich 
mit  einer  tiefgreifenden  Befugnis  zur  Leitung  und  Beaufsichtigung 
der  ganzen  von  den  Lokalbehörden  geführten  Verwaltung  aus- 
gestattet ist. 

Diese  beiden  Principien  stehen  auch  heute  noch  unverrückt 
fest  ^  Noch  immer  beruht  die  Armen  Verwaltung  Englands  auf  dem 
territorialen  Nebeneinanderwirken  der  neugeschaffenen  Armenver- 
bände (Unions)  und  der  gleichmäfsigen  administrativen  Leitung 
ihrer  Verwaltung  durch  die  Centralbehörde,  jetzt  das  Local  Govern- 
ment Board.    Die  wesentlichen  Veränderungen,  die  in  den  letzten 


*  Das  Princip  der  Specialverwaltung,  das  im  neuen  Poor  Law  zuerst 
durchgeführt  wurde,  rührt  von  Bentham  her,  der  es  als  Kardinalgrundsatz 
jeder  methodischen  Verwaltung  bezeichnete,  dafs  für  jeden  Zweig  derselben 
besondere  Verwaltungskörper  (Special  Bodies)  eingerichtet  werden  soUen.  Die 
wissenschaftliche  Grundlage  dieser  Anschauung  ist  aber  in  nichts  anderem  zu 
suchen  als  in  der  von  Adam  Smith  und  der  klassischen  Nationalökonomie  mit 
Nachdruck  vertretenen  Lehre  von  der  Arbeitsteilung. 
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Jahren  in  der  Verfassung  des  öffentlichen  Armenwesens  eingetreten 
sind,  berühren  diese  grundlegenden  Principien  sowie  das  Verhältnis 
zwischen  beiden  Faktoren,  dem  lokalen  und  dem  centralen  Ad- 
ministrationsorgan, inkeinerWeise,  wenngleich  die  seit  längerer 
Zeit  hervorgetretenen  Reformbestrebungen  dahin  abzielen,  insbeson- 
dere letztgenanntes  Verhältnis  in  einschneidender  Weise  abzuändern. 
Die  Summe  der  Befugnisse,  die  der  Centralverwaltung  im  Armen- 
wesen zustehen,  werden  wir  selbständig  in  dem  der  Centralbehörde 
der  Lokal  Verwaltung  gewidmeten  Kapitel  zu  betrachten  haben ;  hier 
aber  soll  nur  im  wesentlichen  die  Lokalorganisation  des  Armen- 
wesens in  ihrem  heutigen  Zustande  geschildert  werden.  Allerdings 
ist  es  eigentlich  unmöglich,  diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  ohne  dabei 
wenigstens  in  den  Hauptpunkten  die  rechtlichen  Beziehungen  jener 
zur  Cejitralgewalt  ^  festzustellen.  Wir  werden  also  der  Reihe  nach 
zu  betrachten  haben:  die  territoriale  Gliederung  der  Lokalverwal- 
tung, die  Verfassung  der  lokalen  Armenbehörden,  endlich  ihren 
Wirkungskreis  und  die  Art  und  Weise  der  Durchführung  desselben. 


Die  Organisation  der  Armenverwaltung  beruht,  was  ihre  terri- 
toriale Gliederung  betrifft,  auch  heute  noch  immer  auf  den  im  Gesetze 
von  1834  geschaifenen  Grundlagen :  auf  dem  Gedanken  der  Zusammen- 
fassung mehrerer  Kirchspiele  zu  einer  Reihe  von  möglichst  gleich 
grofsen  territorialen  Verbänden,  den  Unions.  Die  Union  ist  also 
ein  künstlich  geschaffener  Verwaltungsbezirk,  der  ohne  Rücksicht 
auf  bestehende  historische  Verbände  blofs  im  Hinblick  auf  den  be- 
sonderen Verwaltungszweck  der  Armenpflege  gebildet  worden  ist. 
Weder  auf  die  bestehenden  Grafschaftsgrenzen,  noch  auf  die  ge- 


*  Die  Demokratisierung  der  Boards  of  Guardians 'durch  das  Gesetz  von 
1894  war  begleitet  von  den  durch  die  radikalen  und  socialistischen  Wortführer 
ausgegebenen  Schlagworten  des  „Humanising  of  the  Poor  Law^  und  der 
„Decentralisation".  Eine  Zeit  lang  wurde  wieder  in  allerlei  populären  Schriften, 
in  Parlaments-  und  Yersammlungsreden  gegen  die  Barbarei  des  Workhouse  und 
den  „Red-Tapeismus^  der  Centralbehörde  eifrig  zu  Felde  gezogen.  Thatsächlich 
hat  aber,  wie  Aschrott  in  seiner  „Entwicklung  des  Armenwesens  in  England 
seit  1885"  (S.  22  ff.)  bemerkt,  diese  Opposition  gegen  die  bestehende  Ver- 
waltungsweise, die  man  ruhig  gewähren  liefs,  bald  erheblich  nachgelassen«  Die 
neuen,  auf  dem  allgemeinen  Wahlrecht  beruhenden  Boards  of  Guardians  zeigen 
aber  jedenfalls  eine  gröfsere  Selbständigkeit  gegenüber  der  Centralbehörde 
als  ihre  Vorgänger,  wie  z.  B.  der  in  den  letzten  Jahren  bisweilen  mit  grofser 
Heftigkeit  geführte  Kampf  der  Impfgegner  unter  den  Guardians  wider  das 
Lokalverwaltungsamt  und  dessen  Impfzwangmafsregeln  gezeigt  hat. 
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schlossenen  Stadtgebiete  wurde  dabei  Rücksicht  genommen.  Die  Neu- 
organisation des  Armenwesensging  vor  sichund  wurde  durch  Jahrzehnte 
fortgebildet,  als  gelte  es  nicht,  das  alte  historische  England,  sondern 
ein  neubesiedeltes  Land  so  praktisch  als  möglich  zu  Zwecken  der 
Armenpflege  einzuteilen.  Durch  die  seit  1846  der  Armencentral- 
behörde  uneingeschränkt  verliehene  Befugnis,  über  Gröfse  und  Ab- 
grenzung der  Unions  frei  zu  verftlgen,  kam  dieser  Gesichtspunkt, 
der  anfangs  noch  mit  einer  gewissen  Vorsicht  zur  Geltung  gebracht 
wurde,  allenthalben  zum  Durchbruche. 

Die  neue  Gesetzgebung  der  Jahre  1888  und  1894,  welche  end- 
lich ein  organisches  System  für  die  territoriale  Gliederung  der 
Lokalverwaltung  Englands  geschaffen  hat , .  ist  aber  in  betreff  der 
Armenverwaltung  sehr  zurückhaltend  gewesen;  trotz  mancher  darin 
gemachter  Ansätze,  auch  die  Armen  verbände  der  neuen  Gesamt- 
organisation der  Lokalverwaltung  anzupassen,  ist  dennoch  die  Union 
in  ihrer  territorialen  Selbständigkeit  unberührt  erhalten  geblieben. 
Durch  die  gleichzeitig  vollzogene  Abtrennung  der  Sanitätsverwal- 
tung von  dem  Wirkungskreise  der  ländlichen  Armenverbände  ist 
sogar  die  Individualität  der  Poor  Law-Organisation  noch  schärfer 
herausgetrieben  worden ;  und  obgleich  durch  die  Neuumschreibung 
der  Grenzen  zwischen  städtischen  und  ländlichen  Distrikten  und  die 
Erleichterung  der  Anpassung  der  Unions  an  diese  neue  Distrikt- 
verfassung vermittelst  der  der  Centralbehörde  verliehenen  organisa- 
torischen Befugnisse  viele  territoriale  Unregelmäfsigkeiten  beseitigt 
worden  sind,  hat  man  es  dennoch  vorsichtig  vermieden,  die  Unionsver- 
fassung als  Ganzes  anzutasten.  Auch  hier  sind  die  vielfach  vorhan- 
denen Interessen  finanzieller  Natur,  welche  die  einzelnen  Kirchspiele 
seit  ihrer  Zusammenfassung  in  der  Union  gemeinsam  haben,  das 
Hindernis  einer  durchgreifenden  Territorialreform  gewesen.  Hierzu 
kam,  dafs  man  besonders  auf  konservativer  Seite  der  Meinung  war, 
dafs  eine  völlige,  auch  territoriale  Unterscheidung  der  Armen- 
verwaltung und  der  übrigen  Landesverwaltung  vom  Standpunkte 
einer  sparsamen  Verwaltung  aus  sehr  nützlich  wäre.  So  ist  es 
also  bis  zur  Gegenwart  in  Bezug  auf  die  territoriale  Gestaltung 
des  Armenwesens  nicht  weiter  gekommen,  als  dafs  nunmehr  auch 
den  Graf  Schaftsräten,  unbeschadet  der  Verfügungsgewalt  des  Lokal- 
verwaltungsamtes,  das  Recht  zusteht,  die  Grenzen  der  innerhalb 
einer  Grafschaft  liegenden  Unions  durch  eine  eigene  Order  oder  die 
Grenzen  eines,  mehrere  Grafschaften  schneidenden  Armenverbandes 
durch  gemeinsame  Order  beider  oder  mehrerer  County  Councils 
abzuändern.    Thatsächlich  sind  auch  seit  dem  Inkrafttreten  dieser 
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Bestimmungen  mannigfache  Veränderungen  der  Unions  hauptsäch- 
lich zu  dem  Zwecke  der  Durchführung  des  1894  aufgestellten 
Principes,  dafs  kein  Lokalverwaltungskörper  niederer  Art  die 
Grenzen  der  Grafschaft  überschreiten  soll,  successive  vorgenommen 
worden.  Dennoch  liegen  noch  heute  von  den  649  Unions,  in  die 
England  und  Wales  zerfallen,  noch  immer  161  in  2  Grafschaften, 
26  in  3,  2  in  4  und  eine  Union  sogar  in  5  Counties;  457  Unions 
liegen  dagegen  vollständig  innerhalb  einer  einzigen  County.  Aber 
in  85  von  den  vorgenannten  161  Unions  kommt  auf  den  in  der 
zweiten  County  liegenden  Gebietsteil  im  Durchschnitt  nur  l\G®/a 
des  Steuerwertes  der  ganzen  Union*. 

Während  also  die  territoriale  Grundlage  des  Armenwesens  seit 
1834principiell  und  thatsächlich  gleichgeblieben  ist,  hat  die  Verfassung 
der  Lokalbehörde  des  Armenwesens  eine  bedeutende  Veränderung 
erfahren.  Die  lokale  Armenverwaltung  ruht  in  den  Händen  der  Boards 
of  Guardians,  denen  einerseits  die  Overseers  der  einzelnen  Parishes» 
andererseits  die  besoldeten  Beamten  (Assistant  Overseers,  Rate 
Collectors)  als  Hilfskräfte  dienen.  Das  Board  of  Guardians  ist  nun 
in  seiner  Bildung  und  Zusammensetzung  durch  das  Gesetz  von 
1894  radikal  verändert  worden.  Es  wurde  vor  allem  das  Institut 
der  ex  officio-Guardians  abgeschaflft,  d.  h.  das  Recht,  nach  welchem 
bisher  jeder  in  der  Union  residierende,  sein  Amt  ausübende  Friedens- 
richter kraft  seines  Amtes  Sitz  und  Stimme  im  Board  hatte  und  an  der 
administrativen  Thätigkeit  der  Armenbehörde  teilnahm;  diese  letztere 
ist  vielmehr  von  nun  an  eine  durchaus  auf  Wahl  beruhende  Körperschaft. 
Zweitens  wurde  das  Wahl  recht  zur  Konstituierung  der  Lokalarmen  Ver- 
waltungsbehörde völlig  neu  geordnet.  Das  bisher  in  Kraft  gewesene, 
nach  besonderen  Censusklassen  abgestufte  Pluralwahlrecht,  nach 
welchem  die  Mindestbesteuerten  eine  Stimme,  die  Höchstbesteuerten 
bis  zu  sechs  Stimmen  besafsen,  ist  beseitigt;  an  dessen  Stelle  tritt, 
dasselbe  Wahlrecht,  das  wir  in  der  Verfassung  der  Distrikt- 
räte kennen  gelernt  haben,  nämlich  das  allgemeine,  gleiche 
und  direkte  Wahlrecht  sämtlicher  Parochial  Electors.    Drittens  ist 


^  Vgl.  First  Rep.  of  the  R.  Commiss.  on  Loc.  Taxation  1899  p.  15.  —  Dem 
Loc.  GoY.  Board  steht  die  Bestätigung  von  Orders  der  County  Councils  betreffs 
der  Grenzen  von  Unions  zn;  überdies  bat  es  seit  dem  Gesetze  von  1879  (42 
&  48  Vict.  c.  54)  die  Befugnis,  mehrere  Unions  zu  einem  vom  Poor  Law  ge- 
gebenen Yerwaltungszwecke  zu  vereinigen.  So  entstanden  die  sogenannten 
„Union  Counties'^,  die  aber  mit  den  Grafschaften  keineswegs  zusammenfallen. 
Die  Loc.  Gov.  Akte  1888  s.  58  gab  der  Centralbehörde  überdies  die  Vollmacht, 
Unions,  die  in  mehr  als  einer  Grafschaft  liegen,  zu  Zwecken  der  offenen  Armen- 
pflege zu  teilen,  jedoch  für  die  anstaltliche  Armenpflege  vereinigt  zu  halten. 
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die  bisher  bestandene  vermögensrechtliche  Qualifikation  der  Guar- 
dians  nunmehr  aufgehoben.  Jeder,  der  das  aktive  Wahlrecht  besitzt, 
also  jeder  Parochial  Elector,  gleichviel  ob  Mann  oder  Frau,  der 
während  12  Monaten  innerhalb  der  Union  seinen  Wohnsitz  hat,  ist 
qualifiziert  zur  Erwählung  als  Guardian. 

Die  lokale  Armenverwaltungsbehörde  ist  somit  eine  vollständig 
repräsentative  Körperschaft;  hierbei  sind  aber  städtische  und  länd- 
liche Unions  zu  unterscheiden,  resp.  städtische  und  ländliche  Kirch- 
spiele der  gemischten  Unions.  Nur  in  den  ersteren  findet  seit  1894 
eine  besondere  Wahl  der  Guardians  statt.  Ländliche  Kirchspiele, 
d.  h.  Parishes,  die  nicht  eingeschlossen  sind  innerhalb  der  Grenzen 
eines  municipalen  Stadtgebietes  oder  eines  städtischen  Distriktes, 
die  also  in  Bezug  auf  die  Sanitätsverwaltung  einen  Bestandteil 
eines  Rural  District  bilden,  entsenden  einfach  die  von  ihnen  ge- 
wählten District  Councillors  als  ihre  Delegierten  in  das  Board  of 
Guardians.  Ist  also  eine  Union  ausschliefslich  aus  ländlichen  Kirch- 
spielen zusammengesetzt,  so  bildet  sich  die  Armenverwaltungs- 
behörde daselbst  einfach  durch  die  Versammlung  aller  District 
Councillors,  ohne  dafs  aber  dadurch  der  Unterschied  zwischen 
Distriktvexwaltung  und  Armenverwaltung  aufgehoben  würde.  Nach 
wie  vor  bleiben  beide  Körperschaften  und  beide  Verwaltungen  ge- 
trennt, selbst  wenn  auch,  wie  in  diesem  Falle,  das  Personal  beider 
Verwaltungskörper  identisch  ist.  Ist  eine  Union,  wie  so  häufig,  aus 
ländlichen  und  städtischen  Kirchspielen  zusammengesetzt,  so  ent- 
senden die  ersteren  ihre  District  Councillors  als  Guardians,  während 
letztere  die  auf  sie  entfallende  Zahl  von  Armenräten  besonders 
wählen.  Beide  vereinigt  bilden  dann  die  vollständige  Armen- 
verwaltungsbehörde. Ist  eine  Union  aus  rein  städtischen  Kirch- 
spielen gebildet,  so  werden  dementsprechend  sämtliche  Guardians 
besonders  gewählt.  Die  Wahlordnung  ist  für  städtische  Kirchspiele 
durch  eine  auf  Grund  der  Akte  von  1894  erlassene  Order  des  Local 
Government  Board  geregelt ,  die  in  allen  Stücken  mit  der  Wahl- 
ordnung für  Distrikträte  übereinstimmt.  Die  Wahlen  erfolgen 
auf  drei  Jahre.  Jährlich  scheidet  ein  Drittel  am  15.  April  aus. 
Doch  kann  das  County  Council  auf  Ansuchen  des  Board  of  Guar- 
dians auch  bestinmien,  dafs  sämtliche  Guardians  sich  nach  drei 
Jahren  der  Neuwahl  zu  unterziehen  haben. 

Die  Anzahl  der  von  jedem  Kirchspiele  zu  wählenden  Armen- 
räte ist  bisher  durch  das  Lokalverwaltungsamt  nach  dem  Principe 
bestimmt  worden,  dafs  jedes  Kirchspiel  von  mehr  als  800  Ein- 
wohnern wenigstens  einen  Guardian  zu  wählen  hat.    Wo  ein  Parish 
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mehrere  Guardians  entsendet,  kann  derselbe  in  Wards  geteilt 
werden.  Seit  1894  obliegt  die  Feststellung  der  Zahl  der  Guardians 
und  die  Aufteilung  derselben  auf  die  Kirchspiele  dem  Grafschaftsrate*. 

Die  so  durch  Wahl,  oder  durch  Wahl  und  Delegation,  oder 
blofs  durch  Delegation  gebildete  Körperschaft  wählt  ^u  ihrer 
Konstituierung  einen  Chairman,  sei  es  aus  eigener  Mitte,  oder  au» 
dem  Kreise  der  zum  Amte  eines  Guardian  qualifizierten  Personen. 
Auch  eine  Frau  ist  zum  Vorsitz  wählbar.  Sodann  hat  das 
Board  of  Guardians  das  Recht,  zwei  weitere  Mitglieder,  Additional 
Guardians,  aus  dem  Kreise  der  wählbaren  Personen  zu  ernennen. 
Endlich  kann  auch  ein  Vice-Chairman  erwählt  werden,  der  ebenso 
wie  die  beiden  letztgenannten  nicht  ein  gewähltes  Mitglied  des 
Board  zu  sein  braucht.  Somit  können  im  ganzen  vier  Personen 
aus  dem  Kreise  der  wählbaren,  ansässigen  Steuerzahler  zu  voll- 
berechtigten Mitgliedern  der  Armenverwaltungsbehörde  erlesen 
werden,  ohne  sich  der  „Populär  Election"  zu  unterwerfen, 
sondern  durch  indirekte  Wahl  als  Vertrauensmänner  des  Board  be- 
rufen. Dort  aber,  wo  das  District  Council  mit  dem  Board  of 
Guardians  völlig  zusammenfällt,  müssen  sich  die  Additional  Guar- 
dians strenge  auf  die  Teilnahme  an  den  Geschäften  der  Armen- 
verwaltung beschränken  und  haben  die  Sitzung  zu  verlassen,  wenn 
sich  die  Körperschaft  nach  Vollendung  der  Obliegenheiten  des 
Armenrates  als  Distriktrat  konstituiert,  genau  so,  wie  in  Fällen 
einer  gemischten  Union  die  aus  den  städtischen  Kirchspielen  ent- 
sendeten Guardians  auszuscheiden  haben,  sobald  die  aus  den  länd- 
lichen Kirchspielen  entsendete  Mehrheit  ihre  Beratung  als  District 
Council  weiter  fortsetzt. 

Gehen  wir  nun  zur  inneren  Organisation  der  von  den  Armenräten 
geführten  Verwaltung  über,  so  ist  es  unerläfslich,  deren  Wirkungskreis 
näher  zu  bezeichnen.  Auch  hier  müssen  wir  uns  damit  begnügen, 
nur  die  wichtigsten  Punkte  hervorzuheben,  da  die  Darstellung  des 
materiellen  Poor  Law  aufser  den  Rahmen  unserer  Darstellung  fällt. 

Der  Wirkungskreis  der  Armenräte  umfafst  zunächst  das  voll- 
ständige Gebiet  der  Armenpflege,  wie  sie  durch  das  Gesetz  von 
1834  und  die  Nachtragsgesetze  geregelt  ist,  und  zwar  sowohl  die 
offene  wie  die  geschlossene  Armenpflege.  Ist  schon  damit  ein  an 
sich  sehr  bedeutender  Komplex  von  Normen  gegeben,  so  wird 
dieser    noch    aufserordentlich    erweitert    durch    die    unablässige 

^  Der  Flächeninhalt  und  die  Bevölkerungszahl  der  ünions  variieren  sehr 
stark.  Die  gröfste  Union  ist  West  Derby  (Lancashire)  mit  444000  Einw.,  die 
kleinsten  sind  Reeth  (Yorkshire)  mit  8200  E.  und  Welwyn  (Herts)  mit  2800  E. 
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Verordnungsthätigkeit  der  Gentralbehörde.  Bis  in  die  geringsten 
Details  hinein  ist  vor  allem  die  geschlossene  Armenpflege, 
welche  den  Eckstein  des  englischen  Armenwesens  bedeutet, 
durch  die  General-  und  Special  Orders  des  obersten  Armen- 
amtes geregelt.  Die  Errichtung,  Erhaltung  und  Administration 
der  hierzu  notwendigen  Anstalten,  der  Workhouses,  der  Armen- 
spitäler und  Armenschulen  obliegt  unmittelbar  der  lokalen,  durch 
die  Boards  of  Guardians  geführten  Armenverwaltung;  aber  diese 
Thatigkeit  wird  bestimmt  und  ist  in  jeder  Richtung  gebunden 
durch  die  allgemeinen  und  besonderen  Vorschriften  der  Gentral- 
behörde. Im  wesentlichen  bleibt  dem  Lokalorgan  nur  insoweit 
freier  Spielraum  für  sein  eigenes  administratives  Ermessen,  als  es 
sich  um  den  konkreten  Fall  der  individuellen  Armehversorgung 
handelt.  Ein  Eingreifen  hierin,  in  die  eigentliche  Armenpflege  von 
Fall  zu  Fall  ^  ist  der  Gentralbehörde  vollständig  versagt.  Aber 
alles  das,  was  einen  anstaltlichen  Charakter  trägt  und  was  von 
principieller  Bedeutung  ist,  wird  durch  die  Gentralbehörde  geregelt 
und  bevormundet.  Auf  diese  Weise  bleibt  allerdings  ein  sehr 
wichtiger  Kreis  von  Entscheidungen  den  Lokalarmenbehörden  vor- 
behalten, nämlich  die  Entschliefsung  darüber,  ob  und  inwieweit 
neben  der  geschlossenen  Armenpflege  die  offene  Armenpflege  im 
einzelnen  Falle  und  somit  überhaupt  einzutreten  habe.  Die  aufser- 
ordentliche  Vertiefung  und  Erweiterung  des  Principes  der  obliga- 
torischen Armen  Versorgung ,  die  während  des  XIX.  Jahrhunderts 
vor  sich  gegangen  ist,  hat  den  Wirkungskreis  der  lokalen  Armen- 
behörden —  hierbei  aber  immer  unter  gröfserer  oder  geringerer 
Überwachung  seitens  der  Gentralarmenbehörde  —  fortwährend  er- 
weitert. Die  Armenkrankenpflege,  die  Teilnahme  an  der  Unter- 
bringung armer  Irren,  die  Verpflegung  und  Unterbringung  von 
armen  Kindern  aufserhalb  der  Workhouses,  die  Versorgung  der- 
selben als  Lehrlinge,  sowie  die  Beförderung  der  Auswanderung 
von  Paupers  sind  die  wichtigsten  von  den  hierher  gehörigen  Auf- 
gaben der  Guardians.  Zu  diesen  Hauptaufgaben  sind,  wie  wir  an 
anderer  Stelle  ausgeführt  haben,  durch  Jahrzehnte  lang  in  allen  nicht 
städtischen  Distrikten  die  grofsen  Aufgaben  hinzugetreten,  welche 
der  Ausbau  der  Sanitätsgesetzgebung  der  Lokalverwaltung  auf- 
erlegte. Die  neueste  Gesetzgebung  hat  allerdings  diese  Last  den 
Armenbehörden  wieder  abgenommen;  nichtsdestoweniger  bleiben 
ihnen  auch  gegenwärtig  noch  einige  Funktionen,  die  mit  der 
Armenverwaltung  an  sich  nichts  zu  thun  haben  und  aus  jener 
Penode  herrühren,  in  welcher  sie  die  einzigen,  durch  das  ganze  Land 
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gleichmäfsig  organisierten  Lokalbehörden  gewesen  sind.  Hierher 
gehört  vor  allem  die  Durchführung  der  Gesetze  über  Schutzimpfung 
gegen  Pocken,  die  Handhabung  der  Gesetze  über  Kinderschutz,  die 
Überwachung  des  Schulbesuches  der  armen  Kinder  \  Endlich  ist  un- 
berührt geblieben  diejenige  Thätigkeit  der  Guardians,  welche  auch 
heute  noch  über  ihren  eigentlichen  Pflichtenkreis  hinaus  auf  die 
ganze  Lokal  Verwaltung  Einflufs  nimmt:  ihre  Thätigkeit  in  Bezug  auf 
die  Schaffung  der  Grundlage  der  Lokalbesteuerung.  Ihnen  obliegt 
seit  der  Reform  von  1834  die  Revision  der  von  den  Overseers  der 
Kirchspiele  entworfenen  Schätzungslisten  und  die  endgültige  Fest- 
stellung derselben  unter  Wahrung  des  Appellationszuges  an  die 
Quarter  Sessions ;  da  aber,  wie  wir  wissen,  das  ganze  Lokalsteuer- 
wesen sich  durch  drei  Jahrhunderte  als  blofser  Annex  der  Poor  Rate 
entwickelt  hat,  und  dieser  Zustand  auch  durch  die  Reform  der 
Lokalverwaltung  bisher  nicht  berührt  worden  ist,  so  besitzt  diese 
Thätigkeit  der  Armenräte  auch  heute  noch  grundlegende  Bedeutung 
für  die  gesamte  Lokalfinanzverwaltung. 

Was  nun  die  innere  Organisation*  der  Armenräte  zur  Durch- 
führung ihrer  Aufgaben  betrifft,  so  finden  wir  auch  hier  die  Auf- 
teilung der  ganzen  Geschäftslast  unter  die  drei  Faktoren:  das 
Plenum,  die  Committees  und  die  besoldeten  Beamten  der  Union. 
Die  Hauptarbeit  bleibt  aber  hier  bei  dem  Plenum  des  Board, 
nämlich  die  Entscheidung  über  die  Unterstützungsbegehren  sowie 
die  ganze  laufende  Administration;  daneben  wählt  das  Board 
aus  seiner  Mitte  Committees  für  einzelne  feststehende  Zweige  der 
Verwaltung.  In  jeder  Union  besteht  ein  Visiting  Gommittee  zur 
periodischen  Inspektion  des  Armenhauses,  und  das  Assessement 
Gommittee  für  die  Feststellung  der  Steuereinschätzung.    Für  jedes 


^  Nach  den  Gesetzen  von  1867,  1871  und  1874  sind  die  Guardians  die 
staatliche  Lokalbehörde  zur  Durchführung  der  darin  gegebenen  Vorschriften 
über  die  Zwangsimpfung;  und  von  ihnen  sind  die  betreffenden  Beamten, 
Yaccination  Officers,  zu  ernennen.  Ein  im  Jahre  1898  erlassener  neuer 
Yaccination  Act  änderte  das  bestehende  Recht  einigermafsen  zu  Gunsten  der 
Impfgegner.  Es  entstanden  wiederholte  Konflikte  zwischen  dem  Local  Govern- 
ment Board  und  solchen  Boards  of  Guardians,  deren  Mehrheit  zu  den  Impf- 
gegnern  gehörte  und  sich  daher  weigerte,  Public  Yaccinators  zu  ernennen 
oder  Kosten  fär  deren  Amtsführung  zu  bezahlen,  so  dafs  es  sogar  in  einem 
Falle  —  Guardians  von  Leicester  —  bis  zur  Einbringung  der  Mandamus-Klage 
seitens  der  Centralbehörde  gekommen  ist.  — 

Das  Kinderschutzgesetz,  Infant  Life  Protection  Act,  ist  durch  60  &  61 
Vict.  c.  57  geregelt. 

'  Siehe  besonders  A  seh  rot t.  Armen wesen,  S.  264^-283. 
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vier  Meilen  von  dem  Sitze  des  Board  entfernte  Parish  kann  ein 
District  Gommittee  gebildet  werden,  an  das  die  Unterstützunggesuche 
einzureichen  sind,  und  das  dem  Board  über  diese  zu  berichten  hat. 
Die  Berichte  der  Committees,  deren  Diskussion  und  Genehmigung 
oder  Abänderung  bilden  neben  der  Entscheidung  über  die  Gesuche 
die  regelmäfsige  Thätigkeit  des  Plenum.  Die  Geschäftsordnung 
für  die  Sitzungen  liegt  aber  hier  nicht,  wie  in  den  bisher  be- 
trachteten Kommunalkörpern,  in  der  Hand  der  Local  Boards  selbst: 
sondern  sie  ist  für  alle  Unions  gleichartig  und  bis  ins  minutiöse 
Detail  ausgearbeitet  von  der  Centralbehörde  durch  die  Consolidated 
General  Order  von  1847  vorgeschrieben.  Und  ebenso  sind  den 
Boards  of  Guardians  die  genauesten  Vorschriften  über  die  Form 
der  Geschäftsführung,  der  Korrespondenz,  der  Buchführung,  kurz 
über  alle  Formalien  der  inneren  und  äufseren  Verwaltung  streng 
vorgeschrieben.  Darin  liegt  die  besondere  Eigenart  der  englischen 
Armen  Verwaltung :  durch  diese  Eigentümlichkeit  unterscheidet  sie 
sich  durchaus  von  dem  ganzen  übrigen  Local  Government  und 
erweist  sich  als  die  von  der  Tradition  völlig  abweichende,  den 
Doktrinen  Benthams  und  Chadwicks  unmittelbar  entsprungene  Ver- 
waltungsweise. Hingegen  liegt  gerade  in  der  Thatsache,  dafs  man  in 
der  Fortführung  der  Verwaltungsreform  diese  Methode  nicht  weiter 
ausgedehnt  hat,  das  Eingeständnis,  dafs  sie  dem  englischen  Geiste 
nur  für  den  speciellen  Zweck  der  Armenverwaltung,  worin  sie  sich 
auch  so  eminent  bewährt  hat,  annehmbar  erschien.  Die  Beamten, 
die  die  Armen  Verwaltung  benötigt  und  beschäftigt,  sind  —  deren 
vielseitiger  Natur  entsprechend  —  zahlreich  und  verschiedener 
Art.  Zunächst  erfordern  die  Armenanstalten,  die  Workhouses, 
Common  Lodging  Houses,  Casual  Wards,  zahlreiche  besoldete 
Aufsichtsorgane.  Diese  machen  eine  sehr  verschiedenartig  ge- 
gliederte Schichte  von  Beamten  aus;  an  ihrer  Spitze  steht  der 
Master  of  the  Workhouse,  der  mit  grofsen  Disciplinarbefugnissen 
ausgestattet  ist.  Für  die  offene  Armenpflege  ist  sodann  das  Exekutiv- 
organ der  Relieving  officer,  der  die  Armenunterstützung  vor- 
bereitende, durchführende  und  fortlaufend  überwachende  Beamte. 
Letzterer  ist  gewissermafsen  Auge  und  Hand  der  Armenbehörde ;  er 
unterwirft  die  Unterstützungsgesuche  durch  Erforschung  der  Ver- 
hältnisse des  Unterstützungswerbers  einer  Vorprüfung,  er  schlägt 
die  Art  und  Höhe  der  Armenhilfe  vor,  er  kontrolliert  femer  die 
faktische  Unterstützungsbedürftigkeit  und  führt  die  Entscheidungen 
der  Guardians  aus.  Durchschnittlich  sind  wenigstens  drei  solcher 
Beamte  in  einer  Union.    Eine  dritte  Klasse  von  Beamten  sind  die 
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ärztlichen  Fachbeamten :  die  Medical  Officers  für  die  Workhouses 
und  die  District  Medical  Officers  für  die  Distriktarmenkrankenpflege. 
Eine  vierte  Klasse  machen  endlich  die  mit  der  Einhebung  der 
Steuer  beschäftigten  Kirchspielbeamten,  die  Assistant  Overseers 
und  Rate  CoUectors,  aus^ 

An  der  Spitze  dieser  ganzen  Beamtenschaft  steht  der  Clerk 
of  the  Union  und  dessen  Gehilfe.  Ihm  obliegt  die  Führung  der 
gesamten  Korrespondenz  und  der  vorgeschriebenen  Bücher  zur 
Registrierung  von  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Board,  die  ganze 
Statistik  der  Armenverwaltung  der  Union  und  die  laufende  Bericht- 
erstattung an  die  Centralbehörde ;  ihm  obliegt  endlich  die  Aufgabe 
der  Kontrolle  der  Buchung  und  Kasseführung  der  übrigen  Unter- 
beamten der  Union.  Seiner  Vorbildung  nach  gewöhnlich  ein 
Solicitor,  ist  er  der  juristische  Beirat  des  Board.  Der  Beamten- 
schaft gegenüber  nimmt  er  eine  ähnliche  Stellung  ein,  wie  der 
Town  Clerk  in  den  Städten  gegenüber  der  municipalen  Beamten- 
schaft. Das  aber,  was  dieser  ganzen  Beamtenschaft  erst  ihren 
eigenartigen  Charakter  verleiht,  ist  die  besondere  Stellung,  die  sie 
auf  der  anderen  Seite  gegenüber  dem  Centralarmenamte  einnehmen. 
Ihre  Anstellung  und  Besoldung  erfolgt  zwar  durch  das  Local  Board; 
aber  beide  Akte  bedürfen  mit  Ausnahme  der  zu  unterst  stehenden 
Diener,  Aufwärter  und  derlei  Personen,  immer  der  Bestätigung 
durch  das  Lokalverwaltungsamt.  Ferner:  ihr  Amt  ist  auf  Lebens- 
zeit verliehen,  eine  Entlassung  kann  nur  erfolgen  mit  Zustimmung 
der  Centralbehörde ;  letztere  aber  kann  ihrerseits  den  pflichtwidrigen 
Beamten  ohne  Befragen  der  Lokalbehörde  entlassen.  Die  Fest- 
stellung des  Gehaltschemas,  sowie  die  Verleihung  von  Pensionen 
können  nur  mit  Einwilligung  der  Centralbehörde  erfolgen.  Endlich 
ist  die  ganze  Dienstordnung  bis  in  die  minutiösesten  Details  durch 
Verordnungen  der  Centralbehörde  geregelt. 

Gerade  durch  diese  Bestimmungen  ist  das  von  den  Keforma- 
toren  des  Armenwesens  ins  Auge  gefafste  Ziel  hauptsächlich  er- 
reicht worden:  nämlich  die  Ausführung  des  Gesetzes  dadurch  zu 
sichern,  dafs  diese  gegenüber  den  Lokalinteressenten  und  Steuer- 
trägem durch  die  centrale  Inspektion  und  centrale  Verordnungs- 
gewalt verbürgt  wird.    Bis  zu  einem  gewissen  Grade  läfst  sich  daher 

*  Der  28.  Jahresbericht  des  Local  Government  Board  weist  eine  Gesamt- 
zahl von  25933  Poor  Law  Offices  aus;  die  Zahl  der  Beamten  wird  aber  da- 
durch verringert,  dafs  manche  Beamte  mehrere  Offices  in  ihrer  Person  ver- 
einigen. Auf  dieses  Beamtenheer  fallen  im  gangen  58  Entlassungen  und  63 
erzwungene  Amtsverzichte  im  Jahre  1898! 
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das  Beamtenheer  der  englischen  Armen  Verwaltung  infolge  seiner 
Abhängigkeit  von  der  Centralbehörde  thatsächlich  als  eine  Art 
von  „mittelbarem"  Staatsbeamtentum,  vergleichbar  den  Beamten 
der  preufsiachen  Selbstverwaltung,  bezeichnen. 

Was  endlich  die  Ordnung  des  Finanzwesens  der  Armenverwal- 
tung betrifft,  so  beruhte  dieselbe  ursprünglich  ausschliefslich  auf 
der  Aufbringung  der  Kosten  durch  die  Poor  Rate ;  die  Umlegung, 
Ausschreibung,  Einhebung  und  Kassengebarung  derselben  liegt 
aber  nicht  in  den  Händen  der  Guardians,  sondern  in  denen  der  Over- 
seers  der  einzelnen  Kirchspiele;  wohl  aber  ist,  wie  schon  oben  be- 
merkt, die  Feststellung  der  Grundlage  der  Steuereinschätzung 
Geschäft  eines  Ausschusses  des  Armenrates,  des  Assessement  Com- 
mittee,  das  den  Overseers  entscheidende  Direktiven  giebt  und 
in  dem  alle  Kirchspiele  der  Union  gleichmäfsig  vertreten  sind.  In 
allen  mit  der  Steuerausschreibung,  Umlegung  und  Einhebung  zu- 
sammenhängenden Funktionen  ist  der  Centralbehörde  jegliche 
Ingerenz  versagt.  Wohl  aber  steht  ihr  ein  durchdringender  Ein- 
flufs  auf  die  andere  Seite  des  Armenfinanzwesens  zu :  auf  die  Aus- 
gabenwirtschaft der  Armenbehörden.  Vor  allem  steht  es  der  Central- 
behörde zu,  die  Erbauung  von  Workhouses  oder  deren  Erweiterung 
nach  ihrem  Gutdünken  vorzuschreiben ;  auf  diese  Weise  ist  der  obersten 
Armenbehörde  die  Belastung  der  Steuerzahler  in  weitem  Ausmafs 
in  die  Hand  gegeben.  Alle  Rechnungen  der  Boards  und  ihrer 
Beamten  unterliegen  überdies  der  genauen  Überprüfung  durch 
die  District  Auditors  in  der  Weise,  wie  sie  in  früheren  Kapiteln 
geschildert  wurde.  Dadurch  wird  die  ganze  Verwaltung  der 
Lokalarmenbehörde  nochmals  einer  genauen  Kontrolle  der  Central- 
behörde unterworfen.  Selbstverständlich  ist  auch  die  Anleihe- 
befugnis der  Lokalarmenbehörde  an  die  Zustimmung  des  Central- 
amtes  gebunden.  In  den  letzten  Jahrzehnten  haben  die  immer 
steigenden  Ausgaben  der  Armenverwaltung  dahin  geführt,  dafs  auch 
für  diese  die  Erleichterung  der  lokalen  Steuerlast  durch  Reichs- 
zuschüsse angestrebt  wurde.  Thatsächlich  werden  eine  Reihe  von 
feststehenden  Ausgaben  der  Unions,  vornehmlich  die  Gehalts-  und 
Besoldungsauslagen  durch  solche  „Grants  in  Aid**,  Subsidien  aus 
dem   Staatsschatze  gedeckte 


'  Folgende,  aus  dem  Jahresberichte  des  Local  Government  Board  für 
1899  entnommene  Zahlen  mögen  zur  Beleuchtung  des  Umfanges  der  eng- 
lischen Armenverwaltung  dienen. 

Für  das  im  März  1899  endende  Berichtsjahr  betrugen  die  Gesamtausgaben 
des   Armenwesens    10828  276  £   bei   einer   Bevölkerung  von  31055355  Ein- 
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Was  den  persönlichen  Faktor  in  der  Armenverwaltung  an- 
belangt, so  sind  die  Mitglieder  der  Boards  of  Guardians  seit  jeher 
und  aller  Orten  solche  Elemente,  wie  man  sie,  um  Aschrot ts  Worte 
anzuwenden,  für  diese  Stellung  wünschen  mufs.  Auf  dem  Lande 
sind  es  meist  Farmer,  pensionierte  Offiziere,  Private  Gentlemen,  in  den 
Städten  Männer  und  Frauen  aus  dem  bürgerlichen  Mittelstand,  die  bis 
zur  Reform  von  1894  die  Armenverwaltung  führten.  Jedermann  weifs 
aber,  welch'  schwierige  Aufgabe  den  Guardians  obliegt,  eine  Aufgabe, 
die  viel  Arbeit,  Menschen-  und  Geschäftskenntnis  und  reges  Pflicht- 
gefühl erfordert ;  denn,  wie  oben  bemerkt,  es  hängt  ausschliefslich 
von  den  Guardians  ab,  inwieweit  principiell  und  ob  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  Outdoor  Relief  gewährt  werden  soll.  Die  Entscheidung 
hierüber  ist  nicht  nur  jeweils  eine  Entscheidung  über  Fragen  der 
Humanität  sondern  auch  von  gröfster  Tragweite  für  die  Steuer- 
belastung der  Bevölkerung:  denn  erfahrungsgemäfs  ist  eine  frei- 
gebige oifene  Armenpflege,  so  menschenfreundlich  sie  auch  gemeint 
ist ,  regelmäfsig  die  Ursache  schnell  und  gewaltig  ansteigender 
Steuern,  die  zum  allergröfsten  Teile  den  fleifsigen  und  sparsam 
lebenden  Arbeitern  zur  Last  fallen.    Treffend  schildert  da  ein  im 


wohnem.  Hiervon  sind  7  788  788  £  Ergebnis  der  Poor  Rate,  8089  588  £ 
stammen  aus  den  Überweisungen  der  den  Gounty  Councils  zufliefsenden 
Steuersummen  aus  dem  Staatsschatze.  Von  der  obigen  Gesamtsumme  ent- 
fallen auf 

Indoor  Relief  (Workhouses)  .    .    .    .    2884185  j^, 

Outdoor  Relief 2  782909  j^, 

Armenirrenpflege 1  691  951  £y 

Amortisation  von  Anlehen     ....       888657  £^ 
Gehälter  und  Pensionen  der  Beamten    1 879  659  £^ 

Verschiedene  Ausgaben 1 800  964  £, 

Es  ergiebt  sich  weiters  aus  der  Statistik,  dafs  trotz  der  hiergegen  gerichteten 
Bemühungen  der  Centralbehörde  die  offene  Armenpflege  zweifellos  sehr  stark  in 
der  Zunahme  begriffen  ist,  und  dafs  das  perzentuelle  Verhältnis  derselben  zur 
geschlossenen  Armenpflege  in  den  einzelnen  Unions  aufserordentlich  variiert. 
Während  z.  B.  in  den  wallisischen  Boards  79,6,  in  den  Midland  Unions 
78,5  Prozent  der  ganzen  Armenausgabe  auf  Outdoor  Relief  kommen,  sind  die 
Verh&ltniszahlen  für  die  nordwestlichen  Unions  48  °/o  und  für  London  gar  nur 
20  ^/o.  Darm  kommt  die  trotz  der  Gentralisation  den  Local  Boards  belassene 
freie  Diskretion  in  der  wichtigsten  Frage  des  Armenwesens  zu  deutlichem 
Ausdruck. 

Die  Gesamtzahl  der  unterstützten  Paupers  betrug  1898  821 096,  von  denen 
280  915  in  Workhauses  untergebracht  waren,  590  828  aufserhalb  derselben 
unterstützt  wurden,  von  welch'  letzteren  aber  70715  in  Armenspitälem,  Armen- 
irrenbäusern  untergebracht  waren.  Vgl.  XXVIII.  Rep.  of  Local  Government 
Board  p.  XLVff. 
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Jahrö  1894  an  die  Wählerschaft  Londons  erlassenes  Cirkular  die 
grofsen  Anforderungen,  die  an  die  Tüchtigkeit  und  den  Charakter 
eines  Guardians  gestellt  werden  müssen:  „Er  soll  fähig  sein,  mit 
Kenntnis,  Unparteilichkeit  und  Sorgsamkeit  über  Unterstützungs- 
gesuche zu  entscheiden.  Er  soll  geeignet  sein  zur  umsichtigen 
Leitung  grofser  Anstalten,  und  daher  zur  Vermeidung  von  Ver- 
schwendung und  Mifswirtschaft  in  den  Workhouses  im  stände  sein, 
ökonomisch  zu  verwalten.  Ein  gutes  Herz  und  Mitleid  an  sich 
genügen  nicht,  denn  Guardians  sind  öflfentliche  Vertrauensmänner, 
nicht  blofse  Almosenspender.  Guardians  sollen  Personen  von  ge- 
sundem Menschenverstände  sein,  lebenserfahrene  und  ehrenhafte 
Männer,  die  nicht  durch  reichliche  Verteilung  von  Unterstützungen 
Popularität  zu  gewinnen  suchen.  Mit  einem  Wort:  Guardians 
müssen  Männer  oder  Frauen  sein,  die  Menschenfreundlichkeit  mit 
Wissen  und  Gewissen  vereinigen."  Gewifs  wird  der  Durchschnitt 
der  Guardians  oft  hinter  diesem  Ideal  zurückbleiben;  dennoch  ist 
es  unanfechtbar,  dafs  die  lokale  Armenverwaltung  Englands  seit 
1834  sich  stets  in  aufwärtssteigender  Linie  entwickelt  hat  und 
längst  eine  der  rühmlichsten  Seiten  der  inneren  Verwaltung  des 
Landes  bildet. 

In  dieser  Hinsicht  hat  die  Umgestaltung  der  Boards  im  demo- 
kratischen Sinne  keine  wesentliche  Veränderung  des  Armenwesens 
bisher  zur  Folge  gehabt.  Es  geht  nämlich  aus  allen  objektiven 
Urteilen  und  den  offiziellen  Berichten  der  General  Inspectors  zur 
Evidenz  hervor,  dafs  die  Verstärkung  des  populären  Elementes  und 
vor  allem  die  durch  das  Gesetz  von  1894  eingeführte  Zulassung 
der  Frauen  in  die  Armenverwaltung  durchwegs  eine  wesentliche 
Hebung  und  Förderung  letzterer  zur  Folge  gehabt  hat.  Mehr 
als  1000  Frauen  sind  gegenwärtig  in  Armenräten  thätig;  und 
fast  in  jeder  Union  besteht  ein  besonderes  Gommittee  of  Ladies 
Guardians,  das  speciell  die  Versorgung  weiblicher  Paupers  mit 
gröfstera  Erfolge  durchführt.  Aber  die  zukünftige  Entwicklung 
des  englischen  Armenwesens  wird  im  Grunde  genommen  von 
anderen  Problemen  beherrscht  als  von  den  Fragen  der  Organisation. 
Es  ist  vor  allem  das  grofse  Problem  der  Altersversorgung,  der 
Auslösung  der  unverschuldet  verarmten  Alten  (the  Aged  Poor)  aus 
dem  Schema  der  traditionellen  Armenpflege,  was  die  Reformer  und 
die  Massen  intensiv  beschäftigt  ^   Trotz  der  grofsen,  neuerlich  durch 

'  Vgl.   Charles    Bootli:    Old   Age   Pensions   and    the   Aged   Poor.     A 
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zwei  Royal  Commissions  gepflogenen  Untersuchungen  und  vielfacher, 
von  den  verschiedensten  Seiten  geraachter  Vorschläge,  ist  aber 
bisher  weder  vom  Parlamente  noch  aus  der  Bevölkerung  heraus 
eine  entscheidende  Anregung  gegeben  worden.  Es  ist  jedoch  zweifel- 
los, dafs  die  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  zu  erwartende  Lösung  dieser 
Frage  wesentliche  Abänderungen  in  der  gesamten  Organisation 
des  englischen  Armenwesens  zur  Folge  haben  wird. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Lokalorganisation  des  Yolksschnlwesens  ^ 

Wir  können  uns  hier  mit  wenigen  Worten  begnügen,  da  bereits 
oben  im  5.  Abschnitt  des  geschichtlichen  Teiles  das  Wichtigste 
darüber  gesagt  worden  ist.  Nach  dem  gegenwärtigen  Stande 
des  Rechtes  ist  über  ganz  England  eine  einheitliche  Schul- 
organisation gezogen,  indem  jedes  Kirchspiel  entweder  allein 
oder  mit  einem  anderen  vereinigt,  eine  Volkschulbehörde  besitzen 
mufs.  Nun  ist  hierbei  ein  Zweifaches  möglich.  Nachdem  näm- 
lich noch  immer  das  System  der  vom  Staate  beaufsichtigten 
Privatschulen  in  erster  Reihe  zur  Besorgung  des  Volksschul- 
unterrichtes berufen  ist,  die  gesetzliche  Schulorganisation  sekundär 
und  subsidiär  eintritt,  so  giebt  es  eine  grofse  Zahl  von  Kirch- 
spielen, in  welchen  es  keine  aus  öffentlichen  Geldern  erhaltene 
Schule  (Board  School),  sondern  nur  private  teils  durch  freiwillige 
Beiträge,  teils  durch  Anteilnahme  an  den  staatlichen  „Grants" 
erhaltene  Schulen  giebt.  In  solchen  Orten  bedarf  es  nun  nach 
dem  Gesetze  auch  nicht  der  Einrichtung  eines  School  Board. 
Wohl  aber  schreibt  das  Gesetz  auch  hier  eine  Behörde  vor,  die 
als  öflFentliches  Organ  den  Schulbesuch  zu  überwachen  und  die 
Schulstunden  zu  regeln  hat,  das  sogenannte   School  Attendance 


Proposal,  London  1899;  und  die  frühere  Schrift  des  grofsen  Statistikers  der 
Londoner  socialen  Zustände,  The  Aged  Poor,  1894;  endlich  Reports  der  beiden 
Royal  Commissions,  1895  und  1899. 

*  Vgl.  Craik,  The  State  in  its  relation  to  Education,  London  1896; 
Ho  Im  an,  English  National  Education,  London  1898.  Die  wichtigsten  Gesetze 
sind:  der  Elementary  Education  Act  1870  (33  &  34  Vict.  c.  75),  Act  of  1876 
(39  &  40  Vict.  c.  79),  Act  of  1880  (43  &  44  Vict.  c,  23),  der  Free  Education 
Act  1891  (54  &  55  Vict.  c.  56),  1893  (56  &  57  Vict  c.  51),  Voluntary  Schools 
Act  1897  (60  Vict.  c.  5). 
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Committee.  Diese  Behörde  wird  in  Boroughs  durch  das  Town 
Council ,  in  Urban  Districts  durch  das  District  Council ,  in  den 
anderen  Distrikten  durch  die  Poor  Law  Guardians  gebildet.  Viel 
bedeutender  sind  die  Funktionen  der  Local  School  Boards;  die- 
selben werden  auf  Grund  der  Akte  von  1870  von  den  gesamten 
Steuerzahlern  nach  allgemeinem,  gleichem  und  direktem  Wahlrecht, 
unter  Anwendung  des  Cumulativ- Votums  mit  einer  dreijährigen 
Funktionsdauer  gewählt.  In  grofsen  Schulbezirken  ist  das  School 
Board  berechtigt,  alle  seine  Funktionen  mit  Ausnahme  der  finan- 
ziellen Befugnisse  an  ein  Management  Committee  zu  übertragen 
oder  an  mehrere  Committees  aufzuteilen.  Das  School  Board  ist 
die  unabhängige  und  ausschliefsliche  Behörde  für  das  gesamte  ihm 
unterstehende  Gebiet,  baut  und  erhält  die  Schulgebäude,  stellt 
den  Lehrplan  fest  und  führt  die  gesamte  innere  und  äufsere 
Verwaltung  des  primären  Unterrichtswesens.  Zu  diesem  Zwecke 
ist  das  School  Board  auch  zur  Erlassung  von  Bye  Laws  berechtigt 
zur  Regelung  des  Schulbesuches  schulpflichtiger  Kinder  und  etwaiger 
Ausnahmen  hiervon.  Diese  Bye  Laws  unterliegen  der  Approbation 
durch  die  centrale  Unterrichtsbehörde,  das  Board  of  Education. 
Auch  obliegt  ihm  uneingeschränkt  die  Anstellung  von  Lehrern  und 
Lehrerinnen,  Hilfskräften,  und  sonst  notwendigen  Beamten.  Zur 
Deckung  der  Kosten  des  öffentlichen  Volksschulwesens  wird  eine 
School  Rate  ausgeschrieben,  als  Zuschlag  zur  Armensteuer.  Das 
School  Board  besitzt  keine  eigene  Steuerverwaltung,  sondern  giebt 
die  notwendigen  Summen  dem  Town  Council  respektive  dem  Board 
of  Guardians  mittelst  Vorschreibungen  (Precepts)  bekannt.  Im 
übrigen  wird  bekanntlich  ein  grofser  Teil  der  Kosten  des  Volks- 
schulunterrichtes sowohl  in  öffentlichen  wie  in  privaten  Schulen 
durch  staatliche  Zuschüsse  (Grants)  gedeckt.  An  dieselben  knüpft 
sich  die  Ingerenz  der  Centralbehörde  an.  Durch  ungefähr  150  In- 
spektoren werden  sämtliche  Schulen  periodisch  inspiziert  und  nach 
den  von  den  Inspektoren  konstatierten  Lehrerfolgen,  sowie  ent- 
sprechend der  nachgewiesenen  Frequenz  des  Schulbesuchs  verschieden 
abgestufte  Staatszuschüsse  entweder  den  Inhabern  der  privaten 
Schulen  oder  den  betreffenden  School  Boards  überwiesen.  Auf 
solche  Weise  bildet  die  Frequenz  des  Schulbesuches  den  eigentlichen 
Schlüssel  des  englischen  Volksschulsystems.  Zur  Herbeiführung 
eines  regelmäfsigen  und  allseitigen  Schulbesuches  sind  School  Boards 
und  Attendance  Committees  befugt,  Aufsichtsorgane  zu  diesem 
Zwecke  zu  bestellen  und  die  Eltern  im  Falle  beharrlicher  Schul- 
versäumnis der  Kinder  der  Bestrafung  durch  den  Friedensrichter 
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zuzuführen.  Neben  den  Staatszuschüssen,  den  freiwilligen  Beiträgen 
und  den  Ergebnissen  der  Schulsteuer  spielte  früher  auch  das 
Schulgeld  (School  Fee)  eine  wesentliche  Rolle  in  den  Finanzen  des 
Volksschulwesens.  Seit  dem  Free  Education  Act  1891  ist  aber  das 
Schulgeld  principiell  aufgehoben  und  wird  durch  einen  weiteren 
Zuschufs  aus  der  Staatskasse  ersetzt,  doch  kann  noch  unter  ge- 
wissen Umständen  Schulgeld  innerhalb  einer  vom  Education  Board 
bestimmten  Grenze  eingehoben  werden*. 

Die  Oberaufsicht  der  Centralbehörde  vermeidet,  entsprechend 
der  englischen  Auffassung  centraladministrativer  Thätigkeit,  jede 
Einmischung  in  die  lokale  Schulverwaltung,  begnügt  sich  vielmehr 
damit,  in  dem  jährlich  dem  Parlamente  vorgelegten  Education 
Code  einen  detaillierten  Lehrplan  und  einen  den  ganzen  Volks- 
Schulunterricht  behandelnden  Komplex  von  Begeln  aufzustellen, 
die  den  lokalen  Schulbehörden  und  Schuldirektoren  als  Mafsstab 
für  das  von  der  Unterrichtsbehörde  aufgestellte  Lehrziel  zu  gelten 
haben.  Darin  femer,  dafs  von  dem  Befunde  der  Inspektoren  der 
Centralbehörde  die  Zuweisung  der  verschiedenen,  bis  auf  einzelne 
Lehrfächer  specialisierten  Staatszuschüsse  abhängt,  liegt  ein  genügen- 
des Maß  von  Einflufs  für  die  Centralbehörde  gesichert.  So  finden 
wir  auch  in  dem  jüngsten  Zweige  der  englischen  Lokalverwaltung, 
dem  öffentlichen  Volksschulwesen,  jene  auf  den  anderen  Gebieten 
*der  inneren  Verwaltung  längst  wirksame  und  bewährt  befundene 
Verbindung    lokaler   Autonomie   demokratisch   organisierter   Ver- 


*  Als  Beispiel  für  die  Schulverwaltung  in  einer  grofsen  Stadt  seien  die 
nachfolgenden,  aus  dem  Jahrbuch  der  Verwaltung  von  Sheffield  für  1899 
entnommenen  Daten  hier  angeführt.  Das  School  Board  wird  daselbst  von 
15  Mitgliedern  gebildet,  den  Chairman  und  Yice-Ghairman  eingerechnet.  £s 
bestehen  vier  Ausschüsse:  das  School  Management,  Buildings,  Finance  and 
General  Purposes  und  das  Bye  Laws  Committee,  jedes  aus  7  Mitgliedern  be- 
stehend. Die  Gebarung  des  School  Board  wird  halbjährlich  abgeschlossen.  Die 
Einnahmen  und  Ausgaben  für  das  erste,  mit  25.  März  abgeschlossene  Semester 
bilanzieren  mit  77  442  jf  19  sh.,  für  das  zweite  Semester,  bis  29.  September 
1899,  mit  117715  £  8  sh.,  zusammen  also  195158  j^  7  sh.  Von  diesen  Summen 
werden,  für  das  ganze  Jahr  zusammengenommen,  70  872  .i^  aus  der  School 
Rate  bestritten,  der  übrige,  weitaus  gröfsere  Teil  wird  durch  die  verschiedenen 
staatlichen  Zuschüsse  sowie  durch  Anleihen  bedeckt.  Von  letzteren  werden 
Investitionen  (Ankauf  von  Baugründen  für  Schulen,  Erbauung  und  Erhaltung 
von  Schulgebäuden)  im  Gesamtbetrage  von  rund  9500  £  bestritten.  Die  Kosten 
für  allgemeine  Verwaltung  und  die  Gehalte  der  Beamten  des  Board  machen 
7253  #f,  die  eigentliche  Schulerhaltung  (Lehrergehalte,  Bibliotheken,  Be- 
leuchtung, Beheizung  u.  s.  w.)  machen  rund  100000  £  aus,  die  Kosten  der 
Anlehen  (Verzinsung  und  Amortisation)  betrugen  26900  £, 

Bedlich,  Engl.  Lokalverwaltung.  39 
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waltungskörper  mit  einer  an  finanzielle  Vorteile  für  diese  geknüpften, 
mafsvoUen  und  vornehmlich  auf  die  Feststellung  der  leitenden  Ge- 
sichtspunkte gewiesenen  centralen  Inspektion  ^ 


^  Auf  das  grofse  Problem,  das  in  der  bisherigen  Gesetzgebung  Englands 
über  Volksschulwesen  nur  durch  einen,  allerdings  seit  80  Jahren  dauernden 
Eompromifs  nicht  aber  principieU  gelöst  ist,  nftmlich  die  Frage  des  kon- 
fessionellen Charakters  der  Schule,  haben  wir  hier  ebensowenig  einzugehen, 
als  auf  das  materielle  Unterrichtswesen.  Für  die  lokale  Organisation  des 
Primärunterrichtes  hat  das  Eompromifs,  wie  es  durch  die  Akte  von  1870  ge- 
schaffen wurde,  blofs  die  eine  wichtige  Eonsequenz  gehabt:  dafs  nämlich  das 
System  privater,  durch  freiwillige  Beiträge  erhaltener  Volksschulen  neben  dem 
System  staatlicher  Volksschulen  fortbesteht  Wenn  auch  die  letzteren  an 
Schülerzahl  und  Unterrichtserfolg  stetig  zugenommen  haben,  so  spielen  die 
ersten  noch  immer  eine  sehr  bedeutende  Rolle  im  elementaren  Unterrichts- 
wesen des  Landes.  Nach  Craik  (op.  cit.  p.  ISO)  ergiebt  die  Statistik  für 
1895  einen  Schulbesuch  von  2.5  MiUionen  für  die  Privatschulen  gegen  1950000 
in  den  Board  Schools.  Die  ersteren  besorgten  also  noch  für  vier  Siebentel 
aUer  unterrichteten  Einder  den  Unterricht.  Darin,  dafs  die  Erhalter  dieser 
Schulen,  deren  freiwiUige  Beiträge  gerade  durch  die  Eonkurrenz  mit  den 
Board  Schools  notwendigerweise  in  die  Höhe  getrieben  werden,  als  Steuer- 
zahler auch  der  immer  ansteigenden  School  Kate  unterworfen  sind,  liegt  die 
besondere  Schwierigkeit  für  die  Gesetzgebung.  An  eine  einfache  Beseitigung 
der  Gleichberechtigung  konfessioneller  Schulen,  die  von  der  Centralbehörde  in 
Bezug  auf  Unterricht  und  Schulbesuch  befriedigend  befunden  werden,  mit  den 
öffentlichen  Schulen  ist  aber  bei  dem  aufserordentlichen  Wert,  den  die  hoch- 
kirchlich Gesinnten  ebenso  wie  die  Nonkonformisten  auf  einen  adäquaten 
Keligionsunterricht  legen,  auf  absehbare  Zeit  hinaus  gewifs  nicht  zu  denken. 
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Organisation  und  Funktion  der  Centralbehörde  In  der 
Lokalverwaltung, 


Erstes  Kapitel. 

Einleitung. 

Die  Stellung  der  Centrftlverwftltnng  im  Local  Government  ^ 

Die  Centralbehörde  der  inneren  Verwaltung  in  dem  Sinne,  in 
welchem  dieselbe  heute  in  England  besteht  und  wie  sie  sich  auf 


1  Hier  ist  die  allgemeine  verfassungsrechtliche  Litteratar,  wie  sie  oben 
S.  4  in  der  Anmerkung  verzeichnet  ist,  heranzuziehen.  Sodann:  Maltbie, 
English  Local  Government  of  to-day;  a  Study  of  the  relations  ot  Central 
and  Local  Government.  New  York  1897;  weiters  besonders  Gneist,  Englisches 
Yerwaltungsrecht,  IL  1151—1190,  1867;  Dicey,  The  Law  of  Constitution,  1889» 
eh.  XII.;  Goodnow,  Comparative  Administrative  Law,  London  k  New  York 
1897;  Yauthier,  Le  Government  local  en  Angleterre,  p.  849  ff.;  Arminjon, 
L* Administration  locale  en  Angleterre,  eh.  XIII.;  Sir  J.  Simon,  English 
Sanitary  Institutions,  1897,  besonders  eh.  XY. 

Yon  Parlamentspapieren  ist  besonders  wichtig:  Second  Report  ofthe 
Royal  Sanitary  Commission  (c.  281),  London  1871,  sowie  die  lange  Reihe 
der  Jahresberichte  des  Local  Government  Board,  in  denen  unter  den  Titeln 
„Public  Health  and  Local  Administration,  The  Local  Government  Act  1888» 
the  Local  Government  Act  1894"  vielseitiger  und  reicher  Aufschlufs  über  die 
Thätigkeit  der  Gentralverwaltung  fortlaufend  gegeben  wird.  Die  gesetzliche 
Grundlage  der  Organisation  der  Centralbehörde  der  inneren  Yerwaltung,  des 
L.  G.  B.,  geben  hauptsächlich  das  neue  Armengesetz  von  1834,  femer  der  Local 
Government  Board  Act  1872  (34  &  35  Yict.  c.  70),  35  &  36  Yict  c.  79,  38  &  39 
Yict.  c.  55  und  die  Public  Health  Akte  1875,  Part  IX.  Über  den  gegenwärtigen 
Stand  des  Loc.  Gov.  Board  und  die  Yorschläge  betreffs  Entlastung  desselben 
durch  Übertragung  einzelner  seiner  Funktionen  an  die  County  Councils  vgl.s 
1.  u.  2.   Report  of  the  (DepartmenUl)  Inquiry  Committee  1898  (C.  8731  u.  8999)* 
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dem  Kontinente  schon  viel  früher  seit  der  Erstarkung  der  Fürsten- 
gewalt, also  bereits  im  XVIII.  Jahrhundert,  voll  entwickelt  hatte, 
war  der  englischen  Verfassung  völlig  unbekannt.  Betrachten  wir  die 
Begierungsweise  in  England  zur  klassischen  Zeit  des  konstitutionellen 
Systems,  nämlich  in  der  Periode,  die  mit  der  Thronbesteigung  der 
Dynastie  Hannover  beginnt,  so  finden  wir  alle  Regierungsgewalt  in  dem 
Ausschusse  des  Privy  Council  vereinigt,  im  Cabinet ;  aber  diese  Re- 
gierungsgewalt hat  eine  feste  und  unüberschreitbare  Grenze  an  dem 
durch  die  ordentlichen  Gerichte  des  Landes  judizierten  Gesetze. 
Alles  das,  was  durch  Akte  des  Parlamentes  geregelt  ist,  kann  nur 
durch  letzteres  selbst  wieder  abgeändert  werden:  die  Regierung 
hat  keinerlei  Verordnungsgewalt  neben  dem  Gesetze  und  ist  auch 
nicht  befugt,  auf  Grund  des  Gesetzes  selbständig  zu  verfügen.  Das 
aber,  was  die  innere  Verwaltung  ausmacht,  ist  durch  Gewohnheits- 
recht (Common  Law)  und  zahllose  Parlamentsakten  geregelt.  Zu- 
gleich ist  seit  fünf  Jahrhunderten  die  innere  Verwaltung  in  die  Hand 
einer  Körperschaft  gelegt,  die  seit  zwei  Jahrhunderten  völlig  frei 
ist  von  jeder  rechtlichen  Beeinflussung  durch  die  Krone  und  ihre  Be- 
rater :  es  sind  dies  die  Friedensrichter  der  Grafschaften  und  Städte. 
So  ist  dem  seit  Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  ausgereiften  Träger 
der  Regierung,  dem  Cabinet,  jede  regelmäfsige,  direkte  Ingerenz 
auf  die  völlig  decentralisierte,  völlig  in  den  Händen  der  einzelnen 
Grafschafts-  und  Städtemagistraturen  lokalisierte  Administration 
der  inneren  Verwaltung  benommen.  Armen-,  Bau-,  Gesundheits- 
wesen, Polizei-  und  allgemeine  Stadtverwaltung,  alle  diese  grofsen 
Aufgaben  des  staatlichen  Gemeinlebens  unterliegen  einzig  und 
allein  der  lokalen  Friedensrichterverwaltung,  diese  aber  blofs  der 
rechtlichen  Kontrolle  durch  die  ordentlichen  Gerichtshöfe  ^ 


*  Vgl.  vonVincke,  Darstellung  der  inDcren  Verwaltung  Grofsbritanniens, 
1815.  Treffend  charakterisiert  der  scharfsinnige  Freund  und  Schüler  des 
Freiherrn  vom  Stein  diesen  Zustand:  „Die  britische  Verwaltung  des  Inneren 
hat  das  Eigentümliche,  dafs  sie  nicht  durch  besoldete  Beamte,  in  mancherlei 
Abstufung  von  Ober-  und  Unterbehörde,  nicht  durch  eigene  immerwährende 
Einwirkung  schreibender  Regierungsgewalten,  welche  alles  wissen,  alles  lenken 
und  regeln  wollen,  den  Zwischenbehörden  jede  Bewegung  vorschreiben  möchten, 
gehandelt  wird,  sondern  dafs  sie  der  eigenen  Einsicht  und  Thätigkeit  der  Ein- 
wohner eine  grofse  Masse  von  Geschäften  überläfst"  (S.  5);  ferner:  „Der 
Staatssekretär  des  Inneren  hat  die  Korrespondenz  mit  den  Behörden  bei  un* 
gewöhnlichen  Ereignissen  z.  B.  Aufruhr  — .  Seine  Subaltemität  beschränkt 
sich  auf  2  Unterstaatssekretäre,  18  Eegistratoren  und  Schreiber.  Schon  dieses 
und  dagegen  das  bedeutende  Personal  der  einzelnen  unzusammenhängenden 
Beamten  macht  ihm  ganz  unmöglich,  bestimmte  offizielle  Verbindungen  mit 
denselben  zu  'unterhalten,  Berichte  zu  fordern  und  anzunehmen.  —  Der  Staats- 
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Fragt  man  nun,  welche  Zweige  der  Exekutive  überhaupt  der 
englischen  Regierung  des  XVIII.  Jahrhunderts  als  Centralbehörde 
unmittelbar  unterstanden,  so  mufs  vor  allem  auf  das  ganze  Gebiet 
der  äufseren  Politik,  die  koloniale  Verwaltung,  die  Oberaufsicht  über 
die  indische  Compagnie,  die  Zoll-  und  Finanzverwaltung  des  Reiches, 
endlich  sein  Heer-  und  Flottenwesen  hingewiesen  werden.  In  Bezug 
auf  die  innere  Verwaltung  im  technischen  Sinne  des  Wortes  hatte 
die  Regierung  nur  insoweit  eine  selbständige  Verordnungsgewalt,  als 
die  Praerogativen  der  Krone  gingen,  deren  Ausübung  der  letzteren 
seit  der  „glorreichen  Revolution**  legal  nur  mehr  durch  das  Medium 
ihrer  Minister  zustand.  Die  Ernennung  der  Richter,  der  Magistrates, 
die  Besetzung  zahlloser  Ämter,  die  Verleihung  der  Milizkommandos, 
kurz  der  gesamte  Einflufs  auf  das  Personal  der  Administration  ging 
im  Laufe  des  XVIII.  Jahrhunderts  trotz  dem  unter  Georg  III.  noch- 
mals heftig  geleisteten  Widerstände  der  Krone  vollständig  in  die 
Hände  ihrer  parlamentarisch  verantwortlichen  Ratgeber  und  damit 
in  die  Hände  des  Ausschusses  der  jeweils  regierenden  Parlaments- 
majorität über. 

Es  vollzieht  sich  in  diesem  Jahrhundert  ein  sehr  merkwürdiger 
Prozefs  der  Konzentration  der  gesamten  öffentlichen  Gewalt  in  der 
Hand  des  Parlamentes,  resp.  der  auf  dessen  Mehrheit  sich  stützenden 
Regierung.  Indem  auf  der  einen  Seite,  wie  bemerkt,  alle  unter 
dem  Namen  der  Praerogative  bis  zum  Siege  des  parlamentarischen 
Systems  der  Krone  vorbehaltenen,  von  der  Kontrolle  des  Parlamentes 
mehr  oder  weniger  freien  Regierungsrechte  nunmehr  auf  das  vom 
Parlamente  abhängige  Cabinet  übergingen,  indem  auf  der  anderen 
Seite  die  gesammte  innere  Verwaltung  nach  Grafschaften  und  Städten 
sich  vollständig  in  den  Händen  jener  eng  begrenzten  Klasse  kon- 
zentrierte, aus  der  sich  auch  das  Parlament  seinen  persönlichen  Ele- 
menten nach  ausschliefslich  zusammensetzte,  vereinigte  sich  somit 
in  dem  Parlamente  und  dessen  regierendem  Ausschusse,  dem  Cabinet, 
nicht  nur  die  Fülle  der  gesetzgebenden,  sondern  auch  der  admini- 
strativen Gewalt.  Aber  die  Minister  üben  diese  letztere  mit  Aus- 
nahme der  Ernennung  der  ihnen  genehmen  Personen  zu  Kronämtem, 
sowie  der  Ausübung  der  Patronage,  d.  h.  der  Stellenbesetzung,  fast 
ausschliefslich  in  parlamentarischer  Formen,  d.  h.  durch  Gesetze  aus. 
So  ist  der  englischen  Regierungsweise  jener  Zeit  der  Begriff  der 
„Ministerial Verordnung"  des  kontinentalen  Verwaltungssystems  völlig 


Sekretär  übt  daher  über  die  Friedensrichter  gar  keine  bestimmte  Kontrolle 
aus«  (S.  93-94). 
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unbekannt^.  Damit  ist  der  IVeg  gebahnt  zu  der  im  Beginne  des 
XIX.  Jahrhimderts  feststehenden  Regierungsform,  die,  ausgehend  von 
dem  Absolutismus  der  normannischen  Könige,  in  Jahrhunderte  langer 
Entwicklung  gewissermafsen  den  Gegenpol  dieses  letzteren,  die 
Onmipotenz  des  Parlaments  vorstellt.  Dieses  System  aber  wäre 
unverständlich  ohne  die  gleichzeitige  Erfassung  der  Stellung  der 
Gerichtshöfe.  Wir  haben  an  anderer  Stelle  auseinandergesetzt, 
wie  sich  seit  Jahrhunderten  als  Grundstein  der  englischen  Ver- 
fassung das  Princip  verfolgen  läfst,  dafs  jegliche  Festsetzung 
rechtlicher y  sei  es  durch  das  ganze  Reich,  sei  es  nur  lokal  oder 
innerhalb  eines  bestimmten  Kreises  gültiger  Normen  vom  Parla- 
mente gegeben  werden  mufs,  und  wir  haben  erkannt,  dafs  die 
Einheit  allen  Rechtes  hierdurch  gewahrt  geblieben,  die  Ausbildung 
eines  besonderen  königlichen  Verordnungsrechtes  verhindert  worden 
ist  und  wie  implicite  dadurch,  dafs  alle  Verfügungen,  die  die  Rechts- 
sphäre  eines  Staatsbürgers  berühren,  der  Form  und  Kraft  des 
Gesetzes  bedürfen,  die  Durchführung  aller  Gesetze,  also  auch  die 
Verwaltung,  in  letzter  Linie  den  lokalen  richterlichen  Gewalten 
und  den  Gerichtshöfen  des  Reiches  anvertraut  blieb.  Daraus  er- 
klärt sich  nun,  warum  zu  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts,  da  dieses 
System  der  völligen  Lokalisierung  der  Exekutive  auf  der  Höhe 
stand,  eine  Central  Verwaltung  in  allen  inneren  Angelegenheiten 
des  Landes  so  gut  wie  gänzlich  fehlte.  Die  Identität  der  in  der 
Lokalverwaltung  und  im  Parlamente  herrschenden  Klasse  liefs 
bei  dieser  selbst  das  Bedürfnis  nach  einer  Kontrolle  in  der  Lokal- 
verwaltung gar  nicht  aufkommen.  Durch  die  dem  ordentlichen 
Gerichte  zustehende  Befugnis,  jeden  Verwaltungsakt  auf  seine 
Legalität  hin  zu  prüfen  und  gleichzeitig  durch  die  längst  fest- 
stehende völlige  Unabhängigkeit  des  Richtertums  war  die  ver- 
fassungsmäfsige  Kontrolle  aller  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt 
vermittelst  der  gemeinrechtlichen  Judikatur  gesichert,  der  die  Hand- 
lung eines  Ministers  ebenso  wie  jeder  Akt  eines  Friedensrichters 
unterworfen  war.  Es  ist  gewifs  merkwürdig,  dafs  die  englischen 
Regierungen  des  XVIII.  Jahrhunderts  auf  dem  ihrer  direkten  Einfiufs- 
nahme  unterworfenen  Gebiete  des  Staatslebens  mit  einer  zu  jener 
Zeit  nirgends  auf  dem  Kontinente  erreichten  Energie  die  Exekutive 


^  „Verordnungen,  welche  die  allgemeine  Notdurft  erheischen  möchte, 
werden  von  ihnen  vorbereitet  und  dem  Parlamente  in  Antrag  gebracht^ 
(Vincke  S.  92).  —  Die  Order  in  Council  ist  nur  scheinbar  eine  königliche  Ver- 
ordnung: denn  das  Privy  Council  ist  längst  nur  eine  andere  Form  für  das 
parlamentarische  Cabinet,  das  für  alle  Regierungshandlungen  verantwortlich  ist. 
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handhabten,  die  ihnen  verfassungsmäfsig  zustand,  durch  unab- 
lässige Kriege  das  Machtgebiet  der  Nation  aufserordentlich  er- 
weiterten und  den  Grund  legten  zu  dem  grofsen  britischen  Kolonial- 
reiche unserer  Tage:  dafs  aber  diese  starken  Regierungen  nie- 
mals daran  gedacht  haben,  ihre  direkte  Einflufsphäre  auch  nach 
innen  hin,  auf  die  innere  Verwaltung  zu  erweitern  ^ 

Das,  was  seit  dem  ersten  Drittel  des  XIX.  Jahrhunderts  den 
Anstofs  gab  zur  Schaffung  einer  wirksamen  Gentralverwaltung 
d.  h.  einer  effektiven  Beeinflussung  und  Kontrolle  der  unmittel- 
bar zur  Durchführung  der  Verwaltungsgesetze  berufenen  Faktoren, 
war  im  letzten  Grunde  der  Zusammenbruch  der  historischen 
Verwaltungsweise  Englands  vor  den  unabweisbaren  Be- 
dürfnissen der  modernen  industriellen  Gesellschaft,  wie  sie 
sich  in  England  binnen  wenigen  Jahrzehnten  entwickelt  hatte.  Es  ist 
schon  im  geschichtlichen  Teile  der  Zusammenhang  dieses  Wende- 
punktes in  der  Verwaltungsgeschichte  Englands  mit  der  grofsen 
politischen  Beformbewegung  auseinandergesetzt  und  darauf  hinge- 
wiesen worden,  dafs  das  Gebiet,  in  welchem  der  neue  Gedanke  einer 
effektiven  Gentralverwaltung  zuerst  verwirklicht  wurde,  die  Armen- 
verwaltung gewesen  ist,  dafs  in  der  ersten  Public  Health  Bill  von 
1848  das  zweite  grofse  Centralamt  der  inneren  Verwaltung  in  dem 
Gesundheitsamte  provisorisch  geschaffen  wurde,  und  dafs  nach  der 
zeitweiligen  Auflassung  dieses  Amtes  endlich  im  Jahre  1872  die 
dauernde  Schaffung  einer  Centralstelle  der  inneren  Verwaltung  in  Ge- 
stalt des  neuen  Local  Government  Board  stattgefunden  hat.  Seither 
hat  dieses  Ministerium  nicht  nur  durch  die  aufserordentliche  Aus- 
bildung der  beiden  grofsen,  in  ihm  verschmolzenen  Verwaltungszweige 
sondern  auch  durch  die  successive  Übertragung  einzelner,  bis  dahin 
in  anderen  Centralstellen  geübter  Funktionen  einen  vielseitigen 
und  umfassenden  Wirkungskreis  erlangt.  So  kommt  es,  dafs  die 
centrale  Oberaufsicht  über  die  lokale  Administration  Englands, 
die  den  gröfsten  Teil  der  Aufgaben  eines  Ministeriums  des  Inneren 


^  Wie  dies  durchaus  mit  dem  oligarchischen  Charakter  der  „klassischen 
Selbstverwaltung*^  des  XYIII.  Jahrhunderts  zusammenhängt,  zeigt  sich  gerade 
darin,  dafs  die  grofsen  demokratischen  Bewegungen  von  1795  und  1815 — 20 
sofort  zur  Ausnahmsgesetzgebung  führten.  Aber  diese  bezweckte  nicht  im 
geringsten,  die  Verwaltung  zu  diesem  Zwecke  zu  ändern  oder  zu  beeinflussen : 
sondern  nur  die  Bestimmungen  des  gemeinen  Rechtes,  die  die  Freiheit  der 
Staatsbürger  garantierten,  zu  suspendieren.  Diesem  Zwecke  diente  die  Auf- 
hebung der  Habeas  Corpus  Akte,  der  Libel  Act,  der  die  Prefsfreiheit  aufhob, 
und  die  anderen  von  den  berüchtigten  „Six  Acts^  des  Jahres  1819. 
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nach  kontinentaler  Auffassung  in  sich  begreift,  heute  auch  in 
sich  selbst  fast  vollständig  konsolidiert  ist.  Fast  der  ganze 
Apparat  der  administrativen  Kontrolle  über  die  Lokalverwaltung 
ist  nämlich  gegenwärtig  im  Local  Government  Board  konzen- 
triert. Die  drei  grofsen  Stadien  der  Entwicklung  der  Central- 
verwaltung  sind  aber  trotzdem  noch  immer  in  der  gegenwärtigen 
Struktur  der  Lokalverwaltungsbehörde  nebeneinander  zu  er- 
kennen. Die  Armen  Verwaltung ,  die  Sanitätsverwaltung,  endlich 
die  allgemeine  Tutel  über  die  Administration  aller  kommunalen 
Körperschaften  durch  das  Institut  des  Audit  und  der  finanziellen 
Überwachung  stellen  auch  in  dem  Nebeneinander  der  Rechte  und 
Befugnisse  der  Centralverwaltung  in  ihrer  augenblicklichen  Gestalt 
drei  grofse  Normenkomplexe  vor,  die  zwar  organisch  mit  einander 
verwachsen  sind,  jedoch  noch  immer  ihre,  auf  dem  Specialzwecke 
und  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  beruhende  Individualität 
zeigen.  Wir  werden  also  im  Nachstehenden  zuerst  die  äufsere 
Organisation  des  Loc.  Gov.  Board  darstellen,  sodann  die  Befugnisse 
desselben  innerhalb  der  grofsen  Gebiete  der  inneren  Verwaltung 
Englands,  der  Armenverwaltung,  der  Sanitätsverwaltung  und  der 
finanziellen  Tutel,  nacheinander  betrachten.  Wiederholungen  von 
manchem  bereits  früher  Gesagten  sind  hier  nach  der  Natur  des 
StoflFes  unvermeidlich.  Einiges,  was  bereits  in  der  Darstellung  der 
einzelnen  kommunalen  Körperschaften  gesagt  worden  ist,  mufs 
hier  nochmals  vom  Standpunkte  der  Centralaufsicht  berührt 
werden  und  auch  die  Struktur  dieser  drei  grofsen  Kreise  der 
Centralverwaltung  zeigt  vieles  Gleichartige  und  Übereinstimmende ; 
aber  dieser  Übelstand  kann  nicht  ganz  vermieden  werden.  Denn 
nur  durch  Auseinanderhalten  der  verschiedenen  Befugnisse  der 
Centralbehörde  in  diesen  Hauptgebieten  ihres  Wirkungskreises 
läfst  sich  ein  der  komplizierten  Wirklichkeit  entsprechendes  Bild 
von  dem  Wesen  der  englischen  Centralverwaltung  gewinnen.  In 
einem  besonderen  Kapitel  werden  wir  sodann  die  heute  noch  einem 
anderen  Ministerium  —  dem  Home  Secretary  —  anvertraute  Ober- 
aufsicht über  einen  Specialzweig  der  lokalen  Verwaltung,  nämlich 
das  Polizeiwesen,  zu  verfolgen  haben.  Ein  kurzer  Überblick  über 
die  Funktion  der  Centralbehörde  des  Unterrichtswesens  gegenüber 
der  lokalen  Organisation  desselben  sowie  der  temporären  Central- 
organe,  der  Royal  Commissions  of  Inquiry,  wird  sodann  das  Gesamt- 
bild von  der  Funktion  der  englischen  Gentralbehörden  in  der  inneren 
Administration  des  Landes  abschliefen. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Organisation  des  Loeal  Government  Board  und  sein 
Wirkungskreis  im  Allgemeinen  ^ 

Das  Lokalverwaltungsamt  (Local  Government  Board) 
bildet  eines  der  grofsen  Staatsämter  der  englischen  Regierung  und 
ist  als  solches  gleich  seinem  unmittelbaren  Vorgänger,  de'm  Poor 
Law  Board,  ein  parlamentarisches  Amt.  Wie  fast  sämtliche  Fach- 
ministerien der  englischen  Verfassung,  hat  sich  auch  dieses  aus 
einer  Kollegialbehörde  (Cömmissioners)  zu  dem,  von  einem  verant- 
wortlichen Mitgliede  der  jeweiligen  Regierung  bekleideten  Einzel- 
amte entwickelt.  Die  Geschichte  des  Poor  Law  Board  ist  in  dieser 
Hinsicht  ganz  gleich  der  Entwicklung  des  ältesten  Fachministeriums 
der  englischen  Verfassung,  der  Treasury :  wie  die  Schatzverwaltung 
ursprünglich  als  ein  mehreren  Cömmissioners  von  der  Krone  über- 
tragener Verwaltungsauftrag  organisiert  war,  so  ist  auch  der  Kern 
der  modernen  Lokalverwaltung ,  das  neue  Armenwesen,  zunächst 
fünf  Cömmissioners  anvertraut  worden.  Was  sich  nun  bei  dem 
Schatzamte  im  Laufe  der  Jahrhunderte  unmerklich  und  darum 
auch  heute  nicht  in  allen  Stadien  erkennbar  vollzogen  hat,  voll- 
zog sich  im  Falle  des  Lokalverwaltungsamtes  in  der  kurzen 
Spanne  von  40  Jahren  im  hellen  Lichte  zeitgenössischer  Parla- 
mentsakte. Wie  dort  der  Chancellor  of  the  Exchequer  end- 
lich als  der  einzige  persönlich  verantwortliche  Finanzminister  er- 
scheint, während  die  Lords  of  the  Treasury  nichts  mehr  mit  der 
Finanzverwaltung  zu  thun  haben,  so  ist  seit  1847  der  Präsident 
des  Poor  Law  Board,  respektive  des  aus  diesem  gebildeten  Lokal- 
verwaltungsamtes seit  der  endgültigen  Organisation  des  Amtes  im 
Jahre  1872  der  allein  verantwortliche  Special  minister  für  die  ganze 
Lokalverwaltung  und  er  bedarf  keinerlei  Mitwirkung  seitens  anderer 
Mitglieder  der  Regierung  zu  den  in  seinem  Ressort  vorzunehmen- 
den Verfügungen.  Formell  besteht  das  Local  Government  Board  auch 
heute  noch  auf  kollegialer  Grundlage.  Es  ist  eine  Behörde ,  der 
ex  officio  alle   Staatssekretäre,  der  erste  Lord  des  Schatzes  und 


^  Über  die  Entstehung  des  Amtes  siehe  oben  S.  190.  —  Durch  den  Poor 
Law  Bojird  Act  1847  wurde  die  bisher  bestehende  Gommission  in  ein  parla- 
mentarisch repräsentiertes  Kronamt  umgewandelt.  Vgl.  Mackay,  History 
of  the  Poor  Law,  p.  326,  über  die  Eontroyersen  anläfslich  dieses  Gesetzes  im 
ünterhause.  Über  die  Geschichte  des  Schatzamtes  vgl.  Gneist,  Englisches 
Verwaltungsrecht,  IL  S.  762  ff. 
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der  Schatzkanzler  angehören ;  aber  nie  findet  ein  Zusammentreten 
dieser  Behörde  statt.  Der  Zusammenhang  der  Aktion  des  „President 
of  the  Local  Government  Board**  mit  der  ganzen  politischen  Thätig- 
keit  der  Regierung  wird  vielmehr  durch  das  Cabinet  selbst  ge- 
sichert und  es  steht  heute  thatsächlich  der  Präsident  als  Fach- 
minister allein  an  der  Spitze  des  Lokalverwaltungsamtes.  Aller- 
dings ist  nirgends  gesetzlich  festgelegt,  dars  letzterer  Mitglied  des 
Cabinet  sein  müsse;  in  einigen  Fällen  ist  er  es  auch  faktisch 
nicht  gewesen,  wenn  auch  bei  der  fortwährend  steigenden  Be- 
deutung des  Amtes  das  Gegenteil  sich  anscheinend  zur  Regel  aus- 
gebildet hat. 

Der  Präsident  des  Lokalverwaltungsamtes  vertritt  sein  Ressort 
im  Parlamente,  hierbei  durch  den  parlamentarischen  Unterstaats- 
sekretär, der  gleichfalls  Mitglied  der  weiteren  Regierung  ist,  unter- 
stützt. Ihm  obliegt  die  Einbringung  der  jährlich  notwendigen  Local 
Government  Bills,  der  auf  die  Lokal  Verwaltung  bezüglichen  allgemei- 
nen und  speciellen  Gesetze.  Er  vertritt  die  finanziellen  Anforderungen 
des  Amtes  sowohl  dem  Schatzkanzler  als  dem  Parlamente  gegen- 
über und  bezieht  den  kleinen  Ministergehalt  von  2200  £,  Das 
Gesamtbudget  des  Amtes  beträgt  für  das  Jahr  1900  197  085  ü?\ 
Aufser  ihm  wechselt  nur  noch  der  parlamentarische  Unter- 
staatssekretär sein  Amt  mit  der  aus  der  jeweiligen  Majorität  ge- 
bildeten Regierung.  Die  sonstige  Beamtenschaft  ist  aber  wie  in 
allen  anderen  englischen  Centralbehörden  völlig  unabhängig 
vom  Regierungswechsel.  An  der  Spitze  derselben  steht  der  Per- 
manent Secretary,  dem  ein  juristischer  Berater,  Legal  Adviser, 
zur  Seite  steht.  Die  übrige  höhere  Beamtenschaft  besteht  aus 
5  Assistant  Secretaries,  9  Principal  Clerks,  einem  Parliamentary 
Agent,  14  General  Inspectors,  je  einem  Inspektor  für  das  Rechnungs- 
wesen, für  das  Anleihewesen  und  für  die  Handhabung  der  Canal 
Boats  Acts,  3  Assistenten  der  Generalinspektoren  und  rund  150 
Clerks  und  Assistant  Clerks,  die  in  zwei  Klassen  zerfallen.    Die 

1  Die  Gehalte  der  höheren  Beamten  variieren  zwischen  500  und  1200  £^ 
die  der  Upper  Division  Clerks  zwischen  150  und  500  £^  die  der  Second  Division 
Clerks  zwischen  70  und  100  £»  Im  Inneren  zerfällt  das  Ministerium  in  9  Ab- 
teilungen, die  nach  dem  Princip  der  Realteilung  gebildet  sind.  Die  Ministerial- 
enquete  von  1898  stellte  fest,  dafs  der  vorhandene  Beamtenstab  zu  gering  sei, 
und  dafs  daher  bedeutende  Rückstände  vorliegen.  Eine  durchgreifende  Reor- 
ganisation und  Vermehrung  der  Beamten  ist  vorgeschlagen  worden,  bisfier  aber 
noch  nicht  zur  Durchführung  gelangt.  Nach  der  genannten  Enquete  betrag 
die  Gesamtzahl  der  ein-  und  ausgegangenen  Schriftstücke  im  Jahre  1896  an 
168000  Stücke. 
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Subalternbeamten  bedürfen  keiner  Durchbildung,  es  genügt  bei 
ihnen  „the  ordinary  commercial  education".  Hierzu  kommen 
38  District  Auditors.  Sodann  steht  dem  Amte  ein  technischer 
Stab  zur  Seite,  mit  einem  Chefingenieur  an  der  Spitze,  dessen 
Stellvertreter  und  12  Engineering  Inspectors.  Ferner  besteht  die 
Abteilung  für  Hygiene  mit  einem  Chefarzt,  dessen  2  Assistenten  und 
12  Medical  Inspectors,  sowie  einer  gröfseren  Anzahl  von  Beam- 
ten zur  Durchführung  der  Impfgesetze,  endlich  ein  Vorstand 
des  chemischen  Laboratoriums.  Diese  Organisation  zeigt  schon 
äufserlich  ihren  von  der  kontinentalen  Bureaukratie  abweichenden 
Charakter.  Das  Lokalverwaltungsamt  ist  nicht  ein  Ministerium 
des  Inneren  im  festländischen  Sinne;  es  ist  auch  heute  nicht  die 
mit  der  höchsten  Exekutivgewalt  betraute  Spitze  einer  wohlge- 
gliederten Amtshierarchie,  deren  Basis  in  einem  System  delegierter 
Provinz-,  Kreis-  und  Lokalbehörden  beruht;  denn  eine  solche  amt- 
liche Stufenleiter  fehlt  in  England  vollkommen.  Die  Lokalverwaltung 
und  die  Verwaltung  in  den,  etwa  festländischen  Regierungsbezirken 
oder  Präfekturen  entsprechenden  Grafschaften  wird,  wie  bekannt, 
ausschliefslich  durch  Körperschaften  geführt,  deren  Bildung  mittelst 
Wahl  durch  die  Gesamtheit  der  Lokalsteuerzahler  innerhalb  der  be- 
treffenden lokalen  Territorien  erfolgt  und  nicht  durch  delegierte  Unter- 
beamte der  Centralgewalt,  deren  Thätigkeit  grofsenteils  durch  In- 
struktionen der  Centralbehörde  geregelt  wird.  Wohl  bestehen  gesetzlich 
geordnete  Beziehungen  zwischen  der  Centralbehörde  und  den  Lokal- 
verwaltungsorganen;  aber  nicht  Befehl  auf  der  einen  Seite,  un- 
unbedingter administrativer  Gehorsam  auf  der  anderen  Seite  ver- 
binden beide  miteinander.  Vielmehr  erscheint  hier  an  Stelle  der 
bureaukratischen  Oboedienz  auf  seite  der  letzteren  und  der  centralisti- 
schen  Omnipotenz  auf  seite  des  Ministeriums  ein  anderer  Begriff, 
der  dem  ganzen  Wesen  der  englischen  Central  Verwaltung  den 
Stempel  aufdrückt;  es  ist  dies  das  Princip  der  vom  Centrum  aus- 
geübten fachlichen  Inspektion  der  Lokal  Verwaltung.  Diese 
bildet  den  Inbegriff  der  normalen  und  laufenden  Geschäftsführung 
der  Centralbehörde.  Sie  umschliefst  einmal  die  Beaufsichtigung 
der  lokalen  Verwaltung  im  engsten  Sinne  d.  i.  Kenntnisnahme  des 
allgemeinen  Zustandes  derselben  und  einzelner,  gesetzlich  an  die 
ausdrückliche  Genehmigung  der  Centralbehörde  gebundener  Verwal- 
tungsakte (z.  B.  Anlehensaufnahme) ;  sodann  die  ausdrückliche  Be- 
stätigung bestimmter  Verfügungen  der  Lokalbehörden  (Bye  Laws), 
endlich  die  Kontrolle  über  die  Gesetzmäfsigkeit  der  Ausgaben- 
wirtschaft derselben.    Auf  diese  Inspektion  gründet  sich,  wie  wir 
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sahen ,  eine  in  bestimmten  Grenzen  gehaltene  Verordnungsgewalt. 
Alle  diese  Funktionen  der  Centralbehörde  werden  regelmäfsig  aus- 
geübt ohne  Übung  administrativen  Zwanges,  sondern  vielmehr  als 
eine  Art  öflfentlich-rechtlicher  Tutel.  Eine  administrative  Befehls- 
gewalt in  dem  Sinne  der  obersten  Dienstherrlichkeit  der  kon- 
tinentalen Ministerien  existiert  für  die  innere  Verwaltung  Englands 
überhaupt  nicht.  Eine  Zwangsgewalt  zur  Durchführung  des 
Gesetzes  besitzt  das  Local  Government  Board  gegenüber  den  Lokal- 
körperschaften in  der  Regel  nur  durch  das  Mittel  der  ordentlichen 
Erfüllungsklage  (Mandamus)  beim  obersten  Gerichte,  dem  High 
Court;  einen  administrativen  Zwang  vermag  es  nur  in  besonderen, 
gesetzlich  präcisierten  Fällen  und  in  den  genau  umschriebenen 
Formen  auszuüben.  Immer  aber  bleibt  die  Ausübung  der  Zwangs- 
gewalt auf  diesem  oder  jenem  Wege  eine  Ausnahme.  Die  In- 
spektion im  weitesten  Sinne  aber,  sowohl  als  blofse  Untersuchung 
wie  als  Tutel,  bildet  die  regelmäfsige  Erscheinungsform  der  central- 
administrativen  Thätigkeit. 

Die  eigentliche  Durchführung  der  der  Centralbehörde  zu- 
gewiesenen Funktionen  der  Oberaufsicht  liegt  in  den  Händen  der 
Generalinspektoren,  deren  jeder  einen  bestimmten  Teil  des  Landes 
als  ständigen  Inspektionsbezirk  inne  hat.  Sie  sind  nicht  Vor- 
gesetzte, sondern  Berater,  Vertrauenspersonen  der  Lokalbehörden 
ihres  Distriktes  an  centraler  Stelle.  Sie  bereiten  die  konkreten 
Verfügungen  des  Ministeriums  als  die  genauen  Kenner  der  ad- 
ministrativen Bedürfnisse  des  betreffenden  Landesteiles  vor,  der 
ihren  Amtsbezirk  ausmacht;  nicht  die  imperative  Durchsetzung 
bestimmter  Anschauungen,  die  als  Instruktionen  von  oben  herab  auf- 
erlegt werden,  sondern  die  ständige  Kontrolle,  ob  das  Gesetz  von 
den  dazu  allein  berufenen  Organen,  den  Lokalbehörden,  wirklich 
durchgeführt  wird,  ist  die  wesentliche  der  centralen  Inspektion 
anvertraute  Aufgabe.  Hierbei  obliegt  es  dem  Inspektor  ebenso,  das 
Ministerium  über  die  lokalen  Umstände  zu  beraten,  wie  den  Lokal- 
verwaltungskörpem  die  eigenen  Erfahrungen,  Anschauungen  und 
Ratschläge  zu  übel-mitteln.  Der  Generalinspektor  besitzt  nicht  nur 
die  genaue  Kenntnis  der  lokalen  Verhältnisse,  Bestrebungen  und 
Wünsche,  sondern  er  ist  als  Mitglied  der  Centralbehörde  in  fort- 
währender Berührung  mit  allen  fachlichen  Fragen,  die  für  die 
Lokalverwaltung  in  Betracht  kommen.  In  seiner  Person  sammelt 
sich  alle  Information  hierüber  an  und  wird  von  ihm  wieder  im 
ganzen  Umkreise  seines  Verwaltungsgebietes  lokal  verwertet.  In- 
spektion und  fachmännischer  Rat  (Ad vice)  sind  die  beiden  mit- 
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einander  korrespondierenden  Erscheinungsformen  der  durch  die 
Inspektoren  geübten  oberbehördlichen  Verwaltungsthätigkeiten.  Was 
aber  diese  Art  der  Centralverwaltung  vor  allem  charakterisiert, 
das  ist  das  vollständige  Fehlen  des  exekutiven  Herrschaftselementes 
(Imperiums)  in  ihrer  Thätigkeit.  Nicht  Aufträge,  Befehle,  all- 
gemeine bureaukratische  Normalien,  hinter  denen  drohend  die 
Exekutive  steht,  sondern  Ratschläge  von  Fall  zu  Fall,  Gutachten, 
Mitteilungen,  Belehrungen  auf  der  einen,  Anfragen  und  Berichte 
auf  der  anderen  Seite,  bilden  fast  ausschliefslich  den  Gegenstand 
des  amtlichen  Verkehres  zwischen  den  Lokalverwaltungskörpern 
und  der  Gentralbehörde.  Nur  in  Ausnahmefällen,  und  zwar  haupt- 
sächlich blofs  auf  dem  Gebiet  des  Armenwesens,  greifen  per- 
emptorische Mandate  der  Gentralbehörde  in  die  Lokaladministration 
regelmäfsig  ein;  in  der  Form  tritt  aber  auch  hier  gewöhnlich  die 
höfliche  Korrespondenz  an  die  Stelle  schroffen  Befehles. 

Nach  den  grofsen  Yerwaltungsgebieten,  welche  der  Oberauf- 
sicht des  Lokalverwaltungsamtes  unterstehen,  haben  wir  nun  vier 
Fachinspektoren  zu  unterscheiden: 

1.  Die  Inspektion  des  Armen wesens. 

2.  Die  Inspektion  des  Bauwesens. 

8.  Die  Inspektion  des  Gesundheitswesens  und  der  öffentlichen 
Hygiene. 

4.   Die  Inspektion  der  lokalen  Finanzverwaltungen. 

Diesen  entsprechen  die  vierfachen  Inspektionsstäbe  der  Gentral- 
behörde. Die  General  Inspectors  haben  nebst  der  allgemeinen  Ober- 
aufsicht über  die  Lokalverwaltung  sich  vornehmlich  mit  dem  Armen> 
wesen  ihres  Amtsbezirkes  zu  befassen,  die  Engineering  Inspectors  mit 
dem  auf  Grund  der  Gesundheitsgesetzgebung  und  ihrer  Nebenzweige 
sich  ergebenden  Aufsichts-  und  Untersuchungsakten,  die  Medical 
Officers  mit  den  Angelegenheiten  der  Hygiene,  schliefslich  die 
District  Auditors  mit  der  finanziellen  Gebarung  der  verschiedenen 
lokalen  Yerwaltungskörper.  Daneben  sind  einzelne  Zwecke  der 
inneren  Verwaltung  unter  Specialinspektoren  gestellt,  so  die  Über- 
sicht ttber  das  Anleihewesen,  die  Durchführung  der  Alkali  Acts 
und  der  Ganal  Boats  Acts. 

Das  Inspektorat  giebt  also  den  Schlüssel  zum  Verständnisse 
der  englischen  Centralverwaltuug.  Es  ist  die  für  dasselbe  charakte- 
ristische Form  und  gewissermafsen  die  Verkörperung  des  neuen 
Verwaltungsprincipes ,  das  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts  sich 
in  England  entwickelt  hat.  Die  Inspektoren  sind  die  Augen  und 
Ohren  der  Central  Verwaltung ,  sie  sind  aber  auch  das  unmittelbar 
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auf  die  Lokaladministration  wirkende  Organ  der  staatlichen  Central- 
behörde.  Was  das  persönliche  Element  betriflft,  so  sind  sie  das, 
was  man  kurz  als  die  typischen  Gentleman-Beamten  Englands  be- 
zeichnen könnte :  hochbezahlte,  angesehene,  lebenserfahrene  Mlinner 
von  allgemeiner  Tüchtigkeit  und  Fachleute  ersten  Ranges,  inso- 
fern es  sich  um  technische  Inspektion  handelt.  Sie  sind  es,  die 
durch  ihr  persönliches  Wirken  von  vornherein  es  verstanden  haben, 
unnötige  Reibungen  zu  vermeiden  und  die  Bevölkerung  mit  der 
Notwendigkeit  und  Nützlichkeit  der  neuen,  der  populären  An- 
schauung scharf  entgegengesetzten  Verwaltungsform  vertraut  zu 
machen.  Sie  sind  die  Träger  des  in  dem  ganzen 
modernen  Local  Government  verwirklichten  neuen 
Verwaltungssystems.  Auf  ihren  Schultern  ruht  der  gröfste 
Teil  der  dem  staatlichen  Centralapparate  zugedachten  Arbeitslast 
und  Verantwortlichkeit.  Auf  dem  festen  Unterbau  des  Inspektorates 
vermag  dann  die  Spitze  der  centralen  Administration,  der  Präsi- 
dent und  sein  Stab,  mit  völliger  Sicherheit  die  Gesamtleitung  der 
nationalen  Lokalverwaltung  zu  führen,  von  dieser  Stelle  aus  die 
notwendige  Initiative  zu  Reformen  zu  geben,  sowie  die  Gesamt- 
heit der  ihrer  Ingerenz  unterstehenden  inneren  Verwaltung  und 
des  jeweiligen  Zustandes  derselben  vor  dem  Parlamente  zu  vertreten. 

Durch  die  Inspektoren  übt  das  Local  Government  Board  vor 
allem  die  grundlegende  Befugnis  aus,  die  ihm  zusteht:  nämlich 
innerhalb  seines  Kompetenzkreises  alle  ihm  notwendig  erscheinen- 
den und  gesetzlich  begründeten  amtlichen  Untersuchungen  (In- 
quiries),  sei  es  an  Ort  und  Stelle,  sei  es  am  Sitze  der  Central- 
behörde,  vorzunehmen,  die  lokalen  Verwaltungsbehörden,  sowie 
deren  Beamte  zur  Auskunftserteilung  zu  verhalten,  die  Vorlage 
ihrer  Bücher  und  Papiere  zu  verlangen  und  überdies  Jedermann 
unter  Eid  als  Zeugen  einzuvemehmen. 

Die  Inspektoren  wohnen  als  Delegierte  der  Centralverwaltung 
regelmäfsig  den  Sitzungen  der  Boards  of  Guardians  bei,  nehmen 
an  den  Beratungen  Anteil,  ohne  aber  ein  Stimmrecht  zu  besitzen. 
Ebenso  haben  sie  das  Recht ,  an  den  Sitzungen  der  Distrikträte 
teilzunehmen.  Mittelst  der  Inspektoren  wird  die  Centralverwaltung 
auf  dem  Laufenden  gehalten  über  die  Ausführung  fast  aller  die 
innere  Verwaltung  betreffenden  Gesetze  durch  die  einzelnen  Lokal- 
behörden sowie  über  den  Gesamtzustand  der  Verwaltung.  Nur  lang- 
sam hat,  wie  wir  wissen,  die  Idee  des  centralen  administrativen 
Inspektorates  in  England  an  Boden  gewonnen  und  wir  hab^ön  in  der 
historischen    Darstellung   gezeigt,   wie   der   Versuch,   die   oberste 
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Kontrolle  über  die  Durchführung  der  Gesetze  von  deren  bisherigen 
Organen,  dem  Parlamente  und  den  Gerichten,  teilweise  auch  auf 
Träger  der  Exekutive  zu  tiberwälzen,  förmlich  als  eine  Verletzung  der 
Verfassung  angesehen  wurde.  Zuerst  in  der  Armenverwaltung,  dann 
in  der  Durchführung  der  Arbeiterschutzgesetze  hat  dieser  Gedanke 
seine  Anwendung  gefunden  und  stetig  vorwärts  schreitend  eine 
völlige  Umwälzung  der  gesamten  inneren  Verwaltung  Englands  in 
aller  Stille  zu  bewirken  gewufst.  Seither  ist  das  Inspektorat  für 
die  verschiedensten  Zwecke  staatlicher  Thätigkeit  nutzbar  gemacht 
worden.  Es  bildet  heute  das  Rückgrat  der  Durchführung  der 
neuen  Volksschulgesetze  Englands  nicht  minder,  wie  es  die  wirk- 
same Handhabe  bietet  zur  Überwachung  der  ausschliefslich  in 
privaten  Händen  befindlichen  Eisenbahnen  durch  den  Staat*. 

Das  administrative  Inspektorat  ist  also  die  in  England  ge- 
schaffene charakteristische  Form  für  jene  neue 
staatliche  Verwaltungsthätigkeit,  welche,  getragen 
von  einer  völlig  veränderten  Auffassung  von  der 
positiven  Thätigkeit  des  Staates  und  seiner  Pflich- 
ten, sich  den  durch  das  moderne  industrielle  Leben 
geschaffenen  socialen  Problemen  zugewendet  hat. 
Ehe  wir  aber  daran  gehen  zu  zeigen,  wie  sich  auf  Grundlage 
des  neu  gewonnenen  RechtsbegriflFes  der  administrativen  Central- 

^  Zur  Ergänzung  der  oben  niedergelegten  Auffassung  von  der  Organisation 
des  Local  Government  Board  und  des  Inspektorates  mufs  hier  doch  auch 
darauf  hingewiesen  werden,  dafs  die  Vorzüge  des  Inspektorates  nicht  auf 
allen  Gebieten  des  centralen  Wirkungskreises  gleichmäfsig  vorhanden  sind. 
Das  Inspektorat  hat  sich  vor  allem  in  der  Armenverwaltung  glänzend  be- 
währt. Als  nun  das  Poor  Law  Board  zum  Local  Government  Board  um- 
gewandelt wurde,  hat  man  die  Organisation  so  geschaffen,  dafs  die  hinzu- 
tretenden sanitätspolizeilichen  Agenden  in  die  bestehende  Organisation  ein- 
gefügt wurden,  ohne  dafs  diese  letztere  irgendwie  wesentlich  wäre  modifiziert 
worden.  Die  bisherigen  Inspectors  wurden  nun  zu  General  Inspectors,  die 
auch  über  das  Sanitätswesen  zu  berichten  hatten.  Und  die  Oberleitung  blieb 
auch  betreffs  der  Sanitätspolizei  und  Hygiene  in  den  Händen  der  bureau- 
kratidchen  Amtsvorstände,  der  obersten  Sekretäre,  während  die  ärztlichen 
Inspektoren  und  der  Chief  Medical  Officer  als  beratende  Fachorgane  fungierten. 
Diese  Organisation  ist  von  dem  ersten  Medical  Officer  des  Local  Government 
Board,  Sir  John  Simon,  in  seinem  ausgezeichneten  Buche  „EnglishSanitary 
Institutions"  scharf  kritisiert  worden.  In  Überzeugender  Weise  beleuchtet 
der  vor  allen  Anderen  berufene  Verfasser  die  Übelstände  dieses  Systems  und 
führt  darauf  hauptsächlich  die  jahrelang  wenig  befriedigende  Entwicklung  der 
SanitätsvQTwaltung  in  einzelnen  Teilen  des  Landes  trotz  der  1875  vollendeten 
Organisation  des  Local  Government  zurück.  Vgl.  besonders  S.  355 — 872, 
387— 8Ö2  und  406—407  des  citierten  Buches. 
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lnspektion  die  einzelnen  Befugnisse  des  Lokalverwaltungsamtes  ent- 
wickelt und  in  ihrem  Zusammenhange  eine  ganz  eigenartige,  der 
englischen  Verfassung  bisher  unbekannte  Bethätigung  der  öflFentlichen 
Gewalt  geschaffen  haben,  mufs  vorher  noch  der  äufsere  Umfang 
dieser  Thätigkeit,  der  Wirkungskreis  des  Lokalverwaltungsamtes, 
genauer  umschrieben  werden. 

Dieser  Wirkungskreis  zerfällt,  wie  schon  vorhin  bemerkt  wurde, 
in  die  drei  historisch  nacheinander  entwickelten  grofsen  Gebiete 
der  inneren  Verwaltung.  Die  Grundlage  bildet  die  Central  Ver- 
waltung des  Poor  Law,  auf  der  sich  weiters  die  durch  die  Sanitäts- 
gesetzgebung geschaffene  oberste  Verwaltungsthätigkeit  aufbaut. 
Die  Gesetzgebung  der  Jahre  1888  und  1894  hat  dann  in  Ver- 
bindung mit  der  mannigfaltigen  socialpolitischen  Legislation  der 
drei  letzten  Decennien  dem  Centralamte,  unter  dessen  Oberaufsicht 
die  auf  Grundlage  der  Sanitätsgesetzgebung  geschaffenen  Gemeinde- 
gebilde gestellt  waren,  die  allgemeine  Tutel  über  die  neuen, 
demokratisch  konstituierten  Lokalverwaltungskörperschaften  in  be- 
stimmten Richtungen  anvertraut. 

Der  Umfang  des  Poor  Law  bedarf  keiner  näheren  Beschreibung; 
er  umfafst  einfach  die  ganze  bis  in  die  technischen  Einzelnheiten 
aufserordentlich  ausgeführte  Armengesetzgebung  Englands,  zu  der 
auch  die  Fürsorge  für  Armenkinder,  die  Vagabundengesetzgebung, 
die  Handhabung  des  Infant  Life  Protection  Act,  die  Gesetze  über 
Zwangs-,  Erziehungs-  und  Besserungsanstalten  gehört.  Dieses  ebenso 
sehr  in  die  Breite  wie  in  die  Tiefe  ausgebildete  Verwaltungs- 
gebiet ist  also  die  ursprüngliche  und  eigentliche  Domäne  der  neuen 
centralisierenden  Administrationsweise. 

Aufserordentlich  weit  gedehnt  ist  sodann  auch  das  Anwen- 
dungsgebiet jener  Verwaltungsrechtsnormen,  die  sich  unter  dem 
Sammelnamen  „Public  Health"  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts 
im  englischen  Statute  Book  angesammelt  haben.  Wir  wissen  aus 
der  geschichtlichen  Darstellung,  wie  sich  unmittelbar  aus  den  un- 
abweislichen  sanitären  Bedürfnissen  heraus  eine  vielfach  ver- 
zweigte ,  hygienische  und  socialpolitische  Gesetzgebung  gleich- 
zeitig mit  einer  neuen  und  wegen  ihrer  Systemlosigkeit  doppelt 
komplizierten  Verwaltungsordnung  entwickelt  hat,  die  einerseits 
zu  einem  grofsen  Kodex  socialpolitischen  Verwaltungs- 
rechtes, andererseits  zu  einem  völlig  neuen  System  kommunaler 
Verwaltungsorganisation  gediehen  ist.  Seit  dem  Gesetze  von  1872 
ist  die  Centraladministration  dieser  Verwaltungszweige  endgültig 
mit  dem  Apparate  des  obersten  Armenamtes  verbunden  worden.    Es 
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ist  nun  unmöglich,  alle  einzelnen  Gesetze,  die  unter  den  Begriff 
der  Public  Health  fallen,  hier  aufzuzählen :  zahlreiche  General  Acts 
und  eine  völlig  unübersehbare  Masse  von  Local  Acts  haben  die 
Kompetenz  des  erweiterten  Poor  Law  Board  nach  allen  Richtungen 
hin  ausgedehnt  und  gefestigt.  Die  fortwährende  Erweiterung 
des  Begriffes  der  Sanitätsgesetzgebung  und  obersten  Sanitätsver- 
waltung ist  endlich  so  weit  gediehen,  dafs  man  heute  füglich  den 
ganzen  Bereich  der  modernen  inneren  Verwaltung  darin  be- 
schlossen sieht.  Es  sollen  aber  nur  die  grundlegenden  Gesetze  hier 
aufgezählt  werden. 

Dem  Lokalverwaltungsamte  obliegt  vor  allem  die  oberste  Auf- 
sicht über  die  Ausführung  der  Sanitätsgesetze,  wie  sie  in  der 
grofsen  Sanitätsakte  von  1875  kodifiziert  sind,  sowie  der  späteren 
Ergänzungsgesetze  zu  diesen.  Hierin  sind  auch  jene  älteren  Bestim- 
mungen inbegriffen,  welche  die  Akte  von  1875  einfach  inkorporiert 
hat,  wie  die  verschiedenen  Clauses  Acts.  Die  wichtigsten  der 
nach  1875  geschaffenen  Ergänzungen  im  Sanitätsrechte  sind: 

The  Rivers  Pollution  Act  1876  betreffend  die  Flufssanitäts- 
polizei;  The  Ganal  Boats  Act  1877  und  1889  betreffend  die  Sanitäts- 
polizei auf  Kanalschiffen,  The  Factory  and  Workshop  Acts  1878, 
1888,  1891,  1895,  The  Housing  of  Working  Classes  Act  1890; 
The  Public  Health  (Water)  Act  1878;  The  Petroleums  Act  1880, 
1881,  The  Infectious  Diseases  (Notification)  Act  1889,  The  Public 
Health  Amendment  Act  1890. 

Durch  diese  ganze  Gesetzgebung  wurde  ein  aufserordentlich 
grofser  Komplex  von  Verwaltungsnormen  geschaffen,  deren  Durch- 
führung in  erster  Linie  den  schon  vorhandenen  oder  neu  organi- 
sierten Lokalverwaltungskörpern,  den  Town  Councils  und  District 
Councils,  anvertraut  war.  Der  Central  Verwaltung  aber  wurde  zu- 
gleich eine  eigentümlich  gestaltete  administrative  Obergewalt  ge- 
geben, die  ihr  eine  fortlaufende  Kontrolle  der  lokalen  Verwaltung 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  sicherte  und  ihr  unter  be- 
stimmten Bedingungen  die  Befugnis  verlieh,  in  die  Durchführung 
dieser  Gesetze  selbsthandelnd  einzugreifen.  Zugleich  wurde  der 
Gentralbehörde,  wenn  auch  zunächst  noch  in  beschränkter  Weise, 
eine  oberste  Ingerenz  auf  die  Territorialorganisation  der  Lokal- 
verwaltungskörper und  die  Erweiterung  des  Wirkungskreises  der- 
selben eingeräumt.  Damit  waren  dem  Lokalverwaltungsministerium 
Befugnisse  verliehen,  die  bisher  das  Parlament  sich  selbst  vor- 
behalten hatte.  Durch  die  Gesetzgebung  der  Jahre  1871—75  war 
ein  kräftiger  Anfang  gemacht  zu  einer  allgemeinen  administrativen 

Bedlioh,  Engl.  LokalTerwaltnng.  40 
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Tutel  Über  die  Lokal  Verwaltung  des  Landes  überhaupt,  ein  An- 
fang, der  durch  die  stets  zunehmende  Intensität  lokaler  Ad- 
ministration begünstigt  und  überdies  mächtig  gefördert  wurde 
durch  die  bedeutsame  Wandlung,  die  in  der  inneren  Gesetzgebung 
unter  dem  Einflüsse  des  demokratischen  Wahlrechtes  zum  Parla- 
mente stetig  vor  sich  ging. 

Das  letzte  Viertel  des  Jahrhunderts  hat  aber  die  Auffassung 
von   den    Pflichten    der    öffentlichen   Verwaltung    gegenüber   den 
Gemeininteressen  der  Gesellschaft  so  sehr  vertieft,  dafs  der  ohne- 
hin  übermäfsig  weit    gedehnte  Begriif   der    Public  Health  nicht 
mehr  genügte.    Es  entstand  eine  systematisch  geförderte  social- 
politische  Gesetzgebung,   die  sich  mit  den  Existenzbedingen  der 
städtischen  und  ländlichen  Massen  und  deren  Bedürfnissen  in  ein- 
gehender Weise  befafst.  Sieht  man  nun  von  der  eigentlichen  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung ab,  deren  Durchführung  grofsenteils  den  Fabrik- 
inspektoren unter  Oberaufsicht  des  Home  Office  zusteht,  so  fiel  die 
Verwirklichung  aller  dieser  Mafsregeln  immer  wieder  den  einzelnen 
Lokalverwaltungskörpei-schaften  unter  Oberaufsicht  des  Lokalyer- 
waltungsamtes  zu.    Hierher  gehören  vor  allem  die  Wohnungs- 
gesetzgebung für  Stadt  und  Land,  die  agrarreforma- 
torischen  Gesetze,  ferner  eineReihe  von  Wohlfahrts- 
gesetzen in  Form  von  Adoptiv- Akten.    Die  Gesetze  der 
Jahre    1888   und   1894   schufen   sodann  mit   ihrer    grofsen  terri- 
torialen Reorganisation  dem  Lokalverwaltungsamte  ein  neues  wich- 
.  tiges  Thätigkeitsgebiet.    Die  Grafschaftsräte  als  höchste,  die  neuen 
Landgemeinden   als  niederste  Lokalverwaltungskörper,  nach  dem 
bisherigen  Rechte  nur  in  wenigen  Beziehungen  mit  der  Central- 
verwaltung  verknüpft,  haben  nun  eine  Reihe  von  administrativen  Ver- 
bindungen mit  dem  Lokal verwaltungsamte  erhalten.   So  hat  der  Aus- 
bau des  neuen  Lokalverwaltungsystems  dem  Local  Government  Board 
das  dritte  Hauptgebiet  seiner  Funktion  geschaffen:  eine  zwar  nicht 
sehr  symmetrisch  angelegte  aber  dennoch  weitumfassende  und  ver- 
wickelte   Administrativ-Tutel   über    alle   Lokalverwaltungskörper- 
schaften   des   Landes.     Hieran    aber   schliefst    sich   ein   weiteres 
grofses  Thätigkeitsgebiet   der  Centralbehörde ,    das  sich   aus  der 
historischen  Form  der  englischen  Central  Verwaltung,  der  Private  Bill 
Legislation  des  Parlaments,  entwickelt  hat.  Es  ist  im  Vorhergehenden 
wiederholt  darauf  hingewiesen  worden,  wie  sich  sehr  früh  ein  regel- 
mäfsiges  Eingreifen  des  Parlamentes  in  die  lokale  Verwaltung  in  Ge- 
stalt der  Private  Bills  ausgebildet  hat,  und  wie  mit  den  zunehmenden 
Verwaltungsbedürfnissen  der  Grafschaften,  Städte  und  Kirchspiele 
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der  Local  Act  zur  normalen  Form  der  Ausübung  oberster  Verwaltung 
geworden  ist.  Die  ungeheure  Steigerung  der  Verwaltungsbedürfnisse 
hat,  wie  wir  wissen,  diese  Lokalgesetzgebung  seit  dem  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  zu  einer  der  schwersten  Arbeitslasten  des  Parlamentes 
gemacht.  Das  Bedürfnis  nach  einer  teilweisen  Entlastung  des  Parla- 
mentes führte  notwendigerweise  zur  Einrichtung  eines  neuen  Insti- 
tutes, das  mit  der  Entstehung  der  neuen  Centralbehörden  (Board  of 
Trade,  Poor  Law  Board,  Gharity  Commissioners,  Home  Office  etc.) 
zusammenhing:  es  ist  dies  das  Institut  der  Provision al  Orders. 
Immer  häufiger  fügte  das  Parlament  in  seine  Gesetze,  vornehmlich 
in  solche  permissiver  Natur,  die  Klausel  ein,  dafs  die  jeweilige 
Centralbehörde  zur  Bewilligung  dieses  oder  jenes  Verwaltung»* 
aktes,  den  eine  Lokalkörperschaft  anstrebt,  mittelst  Provisional 
Order  kompetent  sei,  das  heifst,  mittelst  einer  Verordnung,  deren 
Rechtskraft  entweder  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  suspendiert 
bleibt,  während  deren  sie  durch  Petition  an  das  Parlament  angefochten 
werden  kann,  oder  die  einer  ausdrücklichen  Bestätigung  durch  einen 
Provisional  Order  Gonfirmation  Act  des  Parlamentes  bedarf.  Gerade 
die  grofse  Public  Health-Gesetz^ebung  bediente  sich  dieses  Mittels 
in  ausgedehntester  Weise.  Viele  von  jenen  Verwaltungsakten  lokaler 
Verwaltungskörper,  die  ihrer  ganzen  Natur  nach  in  jedem  Staate 
der  Überprüfung  und  Zustimmung  eines  höheren  Faktors  unter- 
liegen, werden  von  nun  an,  anstatt  ausschliefslich  der  Kognition 
des  Parlamentes  in  der  Gestalt  von  Local  Bills  zu  unterliegen,  von 
diesem  für  den  regelmäfsigen  Gang  der  Dinge  der  Überprüfung  durch 
die  Gentralbehörden  überwiesen.  Dabei  wird  aber  die  administrative 
Oberherrlichkeit  des  Parlamentes  in  der  geschilderten  Weise  gesichert. 
Die  dadurch  bedingte  Thätigkeit  des  Local  Government  Board  ist 
nun  seit  den  letzten  Decennien  in  stetigem  Wachstum  begriifen.  Von 
Jahr  zu  Jahr  erweitert  die  Gesetzgebung  das  socialpolitische  Arbeits- 
feld der  Lokalverwaltungskörper  und  damit  die  kontrollierende 
Thätigkeit  des  Lokalverwaltungsamtes.  Dadurch  ferner,  dafs  dem  • 
Gentralamte  auch  die  Durchführung  und  Ausgestaltung  der  neuen 
Gemeindeverfassung  und  deren  territoriale  Regulierung  mittelst  Pro- 
visional Orders  grofsenteils  überantwortet  wurde,  ist  dessen  Thätig- 
keit über  alles  bisherige  Mafs  hinaus  in  Anspruch  genommen  worden. 
Dies  hat  denn  auch  längst  dazu  geführt,  dafs  sich  öffentliche 
Meinung  und  Parlament  immer  stärker  gegen  die  centralistische 
Überlastung  des  Lokalverwaltungsamtes  wenden  und  gleichzeitig 
beginnt  die  in  den  letzten  Jahrzehnten  nie  ganz  zurückgedrängte, 
populäre  Abneigung  gegen  bureaukratische  Gentralisation  immer 
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lebhafter  hervorzutreten.  Unter  dem  Drucke  dieser  Faktoren  hat 
denn  auch  das  Gesetz  von  1894  bereits  einige  Ansätze  zu  einer 
Decentralisierung  geschafifen,  wenn  auch  im  Grunde  genommen  selbst 
in  diesem  Gesetze  noch  immer  viel  zu  viel  Centralisation  enthalten 
ist.  Murs  es  ja  doch  thatsächlich  ebenso  unnötig  als  zweckwidrig 
erscheinen,  dafs  beispielsweise  die  ganze  Th&tigkeit  der  14  000 
Kirchspiele  im  Lande  von  einem  Centralamte  aus  überwacht  werden 
sollte,  mochte  auch  diese  Überwachung  sich  nur  auf  einige  wenige 
Yerwaltungsfunktionen  beziehen.  Wie  sich  diese  Decentralisierung 
durch  Ausbildung  der  Grafschaftsräte  als  Mittelinstanzen  in  einigen 
Agenden  der  unteren  Lokalverwaltung  bisher  praktisch  gestaltet 
hat,  ist  in  den  betreffenden  Kapiteln  des  näheren  gezeigt  worden  ^ 
Wir  sehen  also  die  innere  Verwaltung  Englands  der  centralen 
Oberaufsicht  in  einem  Umfange  unterzogen,  der  dem  Geschäfts- 
kreise der  kontinentalen  Ministerien  des  Inneren  nicht  nur  gleich- 
kommt, sondern  ihn  in  manchen  Stücken  noch  übertrifft.  Aber  nichts 
wäre  gefehlter  als,  wie  dies  oft  geschehen  ist,  hierin  die  Berechtigung 
zu  der  Auffassung  zu  finden,  dafs  nunmehr  Englands  Lokalverwal- 
tung ähnlich  wie  die  der  kontinentalen  Grofsstaaten  centralisiert 
sei,  dafs  auch  hier  die  typische  Ministerverwaltung  die  alte  eng- 
lische Yerwaltungsweise  durch  administrativ  unabhängige  Kom- 
munalkörper in  weitem  Ausmafse  verdrängt  habe.  Nicht  der  Um- 
fang des  Wirkungskreises,  sondern  die  Art  u,nd  Weise 
des  Wirkens  der  Centralverwaltung ,  die  eigentümliche  Konstruk- 
tion des  Verhältnisses  zwischen  der  Centralbehörde  und  den  lo- 
kalen Verwaltungsorganen  ist  das  Entscheidende.  Erst  wenn  die 
ganz  eigenartige  Lösung,  welche  die  englische  Gesetzgebung  für 
diese  beiden  Hauptprobleme  der  Verwaltungsorganisation  gefunden 
hat,  vollständig  klar  gestellt  ist,  werden  wir  das  Wesen  des  eng- 
lischen Centralismus  und  seine  tiefgehende  Verschiedenheit  von 
den  kontinentalen  Verwaltungssystemen  in  voller  Deutlichkeit  er- 
kennen. Wir  wenden  uns  daher  der  Betrachtung  der  einzelnen  Be- 
fugnisse des  Lokalverwaltungsamtes  zu.  Wie  aus  der  oben  gegebenen 


'  Das  zur  Untersuchung  der  Zustände  im  L.  G.  B.  1898  eingesetzte  De- 
partemeutal  Committee  stellte  das  unleugbare  Vorhandensein  von  Rückständen 
fest,  lehnte  aber  den  Plan  einer  Entlastung  des  Centralamtes  durch  Erweiterung 
der  Funktionen  der  County  Councils  aus  den  oben  S.  514  angefahrten  Gründen 
ab.  Dagegen  empfahl  das  Committee  auf  Grund  der  Aussagen  des  verdienten 
Permanent  Secretary  des  L.  G.  B.,  Sir  Hugh  Owen,  die  Entlastung  der 
('Cntralbehörde  durch  Freigebung  der  Ernennung  der  unteren  Beamten  der 
Armenverwaltung  in  der  Gesamtzahl  von  rund  6000  an  die  Boards  of  Guardians. 
Vgl.  Pari.  P.  C.  8999  p.  IV. 
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geschichtlichen  Darstellung   erinnerlich,   sind  die  administrativen 
Funktionen  der  englischen  Centralbehörde  des  Inneren  nicht  nur  in 
Bezug  auf  deren  Wirkungskreis,  sondern  auch  auf  ihre  innere  Aus- 
bildung   und    Tragweite   successive    entstanden.     Der   empirische 
Charakter  der  Lokalverwaltungsgesetzgebung  hat  seine  tiefen  Spuren 
ebenso  in  der  Gestalt  und  Struktur  der  Centralbehörde,  als  in  der 
territorialen  Gliederung  und  systemlosen  Organisation  der  Lokal- 
verwaltungskörperschaften hinterlassen.   Auch  hier  finden  wir  durch 
lange  Zeit  als  Folge   des  für  die   Organisation   staatlicher  Yer- 
waltungsaufgaben  angenommenen  Principes  der  Arbeitsteilung  eine 
starke  Zersplitterung  der  centralbehördlichen  Funktionen  in  ver- 
schiedene gesonderte  Centralorgane  und  eine  ungleichmäfsige  Aus^ 
bildung  der  Befugnisse  der  Centralgewalt  nach  den  verschiedenen 
Bestandteilen  des  Wirkungskreises  derselben.    Dem  erstgenannten 
Übelstand  ist  im  Laufe  der  Zeit  durch  die  weitgehende,  wenn  auch 
nicht  vollständige  Konzentration  der  Centralgewalt  auf  dem  Gebiete 
der  inneren  Verwaltung  in  dem  neu  geschaffenen  Local  Government 
Board  abgeholfen  worden.  Die  Ungleichmäfsigkeit  in  der  Ausbildung 
der  einzelnen  Funktionen  besteht  hingegen  innerhalb  dieses  letzteren 
noch  immer  fort  und  lafst  so  auch  äufserlich  erkennen,  dafs  die  neuen 
englischen  Centralbehörden  ihre  Thätigkeit  nicht  auf  Grund  eines 
allgemeinen   abstrakten  Yerwaltungsauftrages   vollziehen,   sondern 
ihre  administrative   Vollmacht   nur  als   Summe  von   zahlreichen, 
gesetzlich  gegebenen  Specialvollmachten  besitzen.    Sowie  der  Wir- 
kungskreis der  Centralbehörde  sich  als  ein  Mosaik  vieler  ungleich- 
mäfsig   geformter   Teilstttcke  darstellt,   so  ist  die   Administrativ- 
gewalt einem  Bündel  verschiedenartiger  Stäbe  vergleichbar.  Hierbei 
läfst  sich  aber  im  grofsen  und  ganzen  eine  Scheidelinie  zwischen 
den  beiden  historisch  einander  gefolgten  grofsen  Verwaltungskreisen 
ziehen;   der   Armenverwaltung  einerseits,   der  Sanitätsverwaltung 
und  des  Local  Government  überhaupt  auf  der  anderen  Seite.    Es 
ist  daher  notwendig,  die  Befugnisse  des  Local  Government  Board 
nach  diesen  beiden  Gebieten  gesondert  zu  beschreiben. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Befugnisse  des  Local  Government  Board  als  Central- 

Armenbeh&rde  ^ 
Die  Befugnisse,  mit  welchen  das  Local  Government  Board  als 
oberste  Armenbehörde  ausgestattet  ist,  und  durch  welche  die  ad- 


*  Vgl.  Maltbie,  Local  Government,  p.  24—64. 
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ministrative  Gentralisation  zum  erstenmal  für  England  praktisch 
wurde,  lassen  sich  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  des  Rechtes 
am  besten  folgendermafsen  gruppieren: 

1.  Die  Befugnis  der  weitestgehenden  Untersuchung  (In quiry) 
des  jeweiligen  Zustandes  der  lokalen  Administration  und  die  ent- 
sprechende Verpflichtung  der  letzteren  zur  Berichterstattung. 

2.  Die  allgemeine  Verordnungsgewalt,  d.h.  die  Voll- 
macht, bindende  Normen  für  die  Lokalverwaltungsorgane  auf  Grund 
des  Gesetzes  zur  Durchführung  desselben  sowie  diskretionäre  Ver- 
fügungen zur  territorialen  Organisation  der  lokalen  Armenverwal- 
tung zu  treffen. 

3.  Die  Herstellung  administrativer  Obödienz  der 
lokalen  Verwaltungskörperschaften  und  ihrer  Beamten  nach  be- 
stimmten Richtungen. 

4.  Die  Befugnis  fortlaufender  finanzieller  Kontrolle  der 
Lokalverwaltung. 

5.  Die  Befugnis,  in  bestimmten,  durch  das  Gesetz  bezeichneten 
Fällen  Streitsachen  zwischen  zwei  oder  mehreren  Organen  der 
Lokalverwaltung ,  konkurrierend  mit  den  Gerichten ,  endgültig  zu 
entscheiden. 

Das  administrative  Eingreifen  der  CentralbehOrde  ist  vor  allem 
auf  das  unbeschränkte  Recht  der  Untersuchung  gegründet.  Mit 
der  Verleihung  dieser  Befugnis  an  das  neue  Centralamt  war  kein 
neues  Princip  aufgestellt.  Seit  jeher  war  dieses  Recht,  den  Zustand 
der  Verwaltung  durch  eigene  Prüfung  zu  untersuchen,  einerseits  vom 
Parlamente,  andererseits  von  Delegierten  der  Krone,  deren  Ernennung 
auf  Antrag  des  Parlamentes  erfolgt,  in  Gestalt  parlamentarischer 
oder  königlicher  Untersuchungskommissionen  ausgeübt  worden.  In 
der  neu  geschaffenen  CentralbehOrde  für  das  Armenwesen  ist  nun 
diese  Vollmacht  einfach  für  den  speciellen  Verwaltungszweig  stabili- 
siert worden.  Gleich  den  königlichen  Untersuchungskommissionen, 
Royal  Gommissions  of  Inquiry,  von  welchen  sich  die  ursprüngliche 
kollegialische  Gestaltung  des  Armenamtes  auch  äufserlich  fast  nicht 
unterschied,  hat  die  CentralbehOrde  das  Recht,  alle  Staatsbürger 
und  vor  allem  alle  lokalen  Verwaltungsbehörden  einzuvemehmen, 
Berichte  von  ihnen  einzufordern,  eventuell  Zeugenschaft  unter  Eid 
zu  verlangen  *.   Zur  Verwirklichung  dieser  grundlegenden  Befugnis 


^  Das  englische  Recht  drückt  dies  dadurch  aus,  dafs  es  die  Central- 
behOrde als  „Court  of  Record^,  d.  h.  als  ordentlichen,  durch  Parlamentsakte 
konstituierten  Gerichtshof  definiert    Darin  liegt  wieder  ein  Beweis  daf&r,  wie 
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der  unbegrenzten  Untersuchung  besitzt  die  Centralbehörde  ihr  be- 
sonderes Werkzeug,  das  Inspektorat.  Wir  haben  bereits  im  vorher- 
gehenden Kapitel  die  beherrschende  Stellung  dieses  Institutes  in- 
mitten des  neuen  Verwaltungsystems  charakterisiert  und  können 
uns  also,  darauf  hinweisend,  kurz  fassen.  Die  unablässige  Thätig- 
keit  des  Inspektorates  schafft  erst  die  Voraussetzungen,  ohne  welche 
der  englischen  Gesetzgebung  das  Eingreifen  der  centralen  Exe- 
kutivgewalt in  die  Lokaladministration  völlig  undenkbar  erschienen 
wäre:  nämlich  die  methodische  Sammlung  genauester  Information 
ttber  die  faktischen  Zustände  der  konkreten  Verwaltung.  Nicht 
auf  Grund  vorgefafster  Ansichten  und  angenommener  Systeme, 
sondern  nur  auf  Grund  realer  Kenntnis  der  Thatsachen  soll  und 
darf  die  Centralbehörde  ihre  Verwaltungsvollmachten  ausüben.  Da- 
durch aber,  dafs  so  die  Information  aus  allen  Teilen  des  Landes 
dauernd  centralisiert  wird,  erscheint  die  Centralbehörde,  der  Minister 
und  sein  Sekretariat,  auch  am  besten  befugt,  einerseits  dem  obersten 
Kate  der  Nation,  dem  Parlamente,  fortlaufend  über  den  Zustand 
der  Verwaltung  Bericht  zu  erstatten  und  die  praktisch  not- 
wendig erscheinenden  Abänderungen  des  Gesetzes  vorzuschlagen; 
andererseits  aber  der  lokalen  Verwaltung  leitende  Direktiven  im 
Rahmen  des  Gesetzes  zu  geben.  Letzterer  gegenüber  befähigt  sie 
die  durch  Vermittlung  des  Inspektorates  gewonnene  konzentrierte 
Sachkenntnis,  den  zur  Ausführung  des  Gesetzes  berufenen  Organen 
mit  ihrem  Rate  (advice)  zur  Seite  zu  stehen.  Hierdurch  hin- 
wiederum sichert  sie  sich  selbst  einen,  alle  lokalen  Organe  der 
Armenverwaltung  des  Landes  umfassenden  und  die  gesamte  Ad- 
ministration belebenden  Einflufs.  Aber  diese  Oberleitung  ohne  An- 
wendung von  Zwang  ist  «rst  dadurch  ermöglicht  worden,  dafs 
die  Centralbehörde  von  vornherein  mit  einer  so  durchgreifenden 
Yerordnungsgewalt  ausgestattet  wurde,  wie  sie  bis  dahin  ein  Mitglied 
der  Regierung  in  der  inneren  Verwaltung  nicht  besessen  hatte. 


die  ganze  englische  Verfassungsordnung  von  dem  Principe  der  Souveränität 
des  gemeinen  Rechtes  (Supremacy  or  the  Bule  of  Law)  beherrscht  wird,  und 
gerade  darin  kommt  diese  unerschütterliche  Verfassungsgrundlage  Englands, 
die  Einheitlichkeit  seines  Kechtes,  zu  unverkennbarem  Ausdruck.  Bei  der  Er^ 
richtung  der  Armencentralbehörde  lag  übrigens  in  diesem  Punkte  eine  der 
gröfsten  zu  überwindenden  Schwierigkeiten :  man  wollte  der  neuen  Centralbehörde 
nicht  das  damit  verknüpfte  Hecht,  wegen  Ungehorsam  (Contempt  of  Court)  mit 
Strafmitteln  vorzugehen,  zugestehen.  Thatsächlich  wurde  ihr  letztere  Befugnis 
und  damit  die  volle  Qualifikation  des  ordentlichen  Gerichtes  nicht  zuerkannt; 
und  auch  den  übrigen  neuen  Centralbehörden  fehlt  diese  Befugnis  ebenso  wie 
dem  Staatssekretariat.    Vgl.  Mackay  op.  cit  p.  119,  134. 
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Diese  Yerordnungsgewalt  und  ihre  rücksichtslose  Anwendung  bei  der 
Einführung  des  neuen  Poor  Law-Systems  hat  der  Centralbehörde  jene 
Autorität  geschaffen,  die  bewirkt  hat,  dafs  die  lokalen  Verwaltungs- 
organe des  Annenwesens  längst  weit  mehr  den  hilfreichen  Rat  der 
Centralbehörde  freiwillig  in  Anspruch  nehmen  als  dafs  sie  die 
peremptorischen  Verfügungen  derselben  herausfordern. 

Die  Verordnungsgewalt  der  Centralbehörde  ist  in  zweifacher 
Richtung  wirksam.  Einmal  in  Bezug  auf  das  materielle  Verwal- 
tungsrecht, sodann  in  Bezug  auf  die  Organisation.  In  ersterer 
Richtung  besitzt  das  Poor  Law  Board  die  Befugnis,  alle  zur  Aus- 
führung des  Gesetzes  notwendigen  Detailverordnungen  zu  erlassen, 
wobei  als  einzige  Schranke  die  von  dem  Gesetze  selbst  gezogenen 
Grundlinien  zu  gelten  haben.  Diese  Verfügungen  geben  entweder 
Normen  für  mehrere  oder  für  alle  lokalen  Armenbehörden :  General 
Orders  (Rules)  oder  Verwaltungsvorschriften  für  eine  einzelne  Be- 
hörde (Particular  Orders). 

Die  Befugnis,  allgemein  verbindliche  Normen  im  Verordnungs- 
wege aufzustellen,  bedeutete  eine  zweifellos  von  der  verfassungs- 
mäfsigen  Tradition  Englands  abweichende  Neuerung,  nach  welcher 
das  Parlament  allein  berufen  ist,  bis  in  das  geringste  lokale  oder 
sachliche  Detail  hinein  bindende  Normen  zu  erlassen  in  Form  eines 
Gesetzes,  d.  h.  einer  ordnungsmäfsig  zustande  gekommenen  Parla- 
mentsakte. Die  hier  zuerst  vollzogene  Neuerung  liefs  sich  aller- 
dings durch  den  praktischen  Zweck  rechtfertigen.  Nur  durch  eine 
bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  sich  erstreckende,  unablässig  dem 
Wechsel  der  Verhältnisse  sich  anpassende  Regelung  liefs  sich  eine 
wirkliche  Durchführung  der  im  Armengesetze  niedergelegten  ad- 
ministrativen und  ökonomischen  Principien  erwarten.  Es  erschien 
auch  von  vornherein  unmöglich,  solchen  Bedürfnissen  mit  dem 
schwerfälligen  Apparate  der  parlamentarischen  Legislative  zu  ge- 
nügen. Andererseits  aber  hat  man  es  nicht  unterlassen,  die 
verfassungsmäfsige  Kontrolle  über  die  neu  geschaffene  administrative 
Verordnungsgewalt  der  Centralbehörde  genügend  zu  sichern.  Alle 
General  Orders  müssen  im  Reichsgesetzblatte,  in  der  London  Gazette, 
publiziert  und  dem  Parlamente  vorgelegt  werden  und  können  durch 
Order  in  Council  aufgehoben  werden.  So  hat  das  Parlament  stets 
die  Kognition  über  die  gesamte  Verordnungsthätigkeit  der  Central- 
behörde in  der  Hand.  Zu  gleicher  Zeit  bietet  die  Stellung  des 
Lokalverwaltungsministers  als  Mitgliedes  der  parlamentarischen 
Regierung  die  sichere  Handhabe,  jedwede  Überschreitung  der  Ver- 
ordnungsgewalt  auf  kurzem  Wege   zu  rektifizieren.     Beide  Vor- 
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sichtsmafsregeln  sind  bisher  kaum  praktisch  geworden.  Aber  des- 
halb sind  sie  nicht  minder  von  grofser  theoretischer  nnd  prak- 
tischer Bedeutung.  Wie  immer  in  England  hat  sich  eben,  gerade 
unter  den  hiedurch  geschaffenen  konstitutionellen  Garantien,  auch 
diese  Neubildung  von  selbst  glatt  in  den  Organismus  der  parlamen- 
tarischen Regierung  eingefttgt.  Die  seit  zwei  Jahrhunderten  un- 
bestrittene Autorität  der  letzteren,  die  vollständige  Verschmelzung 
der  Exekutive  und  Legislative  in  der  lebendigen  Funktion  des 
Parlamentes  und  des  parlamentarischen  Cabinets  machen  einen 
Konflikt  zwischen  Yerordnungsgewalt  und  Gesetzgebung 
in  England  von  vornherein  unmöglich.  Um  aber  jeden 
Zweifel  darüber  auszuschliefsen ,  daft  diese  ganzen  Verwaltungs- 
normen vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  nie  etwas  anderes  sein 
können  und  dürfen  als  Bestandteile  des  gemeinen  Rechtes,  ist 
es  ausdrücklich  durch  das  Gesetz  jedem  Staatsbürger  freigestellt, 
nach  Erlag  einer  Kaution  von  50  üP  die  Legalität  aller  Orders 
der  Centralbehörde  durch  Einbringung  des  Writ  of  Certiorari 
beim  High  Court  of  Justice  anzufechten.  So  steht  neben  der 
politischen  Kontrolle  des  Parlamentes  über  das  in  dem  Verord- 
nungsrechte des  Armenamtes  enthaltene  diskretionäre  Element  die 
Judikatur  der  Gerichtshöfe  des  Landes  als  die  rein  juristische 
Kontrolle  über  die  Legalität  derselben.  Nach  dem  heutigen  eng- 
lischen Verfassungsrechte  giebt  es  keinen  einzigen  nicht  richter- 
lichen Akt  der  öffentlichen  Gewalt,  dem  gegenüber  das  Parlament 
nicht  das  Recht  der  aktiv  eingreifenden  Kontrolle  und  die  Mittel 
zur  wirksamsten  Remedur  besäfse.  Das  streng  durchgeführte 
Princip  der  parlamentarischen  Verantwortlichkeit  des  Ministers  in 
Verbindung  mit  der  Haftung  jedes  Staatsbeamten  für  seine  Hand- 
lung nach  gemeinem  Rechte  vor  dem  ordentlichen  Richter  des 
Landes*,  das  sind  die  Principien,  welche  von  selbst  auch  diese 
neuen  Funktionen  der  öffentlichen  Gewalt  innerhalb  der  Grenzen 
der  Legalität  und  der  vom  Parlamente  gewünschten  Linie  admini- 
strativen Verhaltens  festhalten,  so  dafs  Kompetenzkonflikte  a  priori 
ausgeschlossen  erscheinen. 

Mit  Hilfe  dieser  Verordnungsgewalt,  welche  die  durch  die 
Lispektoren  gewonnenen  Erfahrungen,  soweit  dieselben  nicht  zu 
Abänderungen  des  Gesetzes  führen,  zu  allgemeinen  Vorschriften 
verwertet,   hat  die  Centralbehörde  das  ganze  Armen wesen,   ent- 


^  Die   kriminelle  Haftbarkeit  der  Poor  Law  Commissioners  wurde  im 
Gesetze  von  1884  ausdrücklich  festgestellt. 
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sprechend  den  1834  aufgestellten  Principien,  neu  organisiert  und 
dauernd  in  der  von  der  Gesetzgebung  vorgezeichneten  Bahn  ge- 
leitet. Durch  eine  unabersehbare  Menge  von  Vorschriften  sind 
offene  und  geschlossene  Armenpflege,  Annenschulwesen,  Annen- 
krankenpflege u.  s.  w.  bis  in  die  letzte  Verzweigung  geregelt 
worden,  so  dafs  für  die  praktische  Armenverwaltung  das  Gesetz 
beträchtlich  hinter  die  ministeriellen  Orders  an  Bedeutung  zurück- 
tritt. Von  ihrem  Umfange  kann  man  sich  einen  Begriff  machen, 
wenn  man  bedenkt,  dafs  die  neueste  Ausgabe  dieser  Orders  einen 
Duodezband  von  1200  Seiten  ausmacht  und  dabei  zählen  die  Special- 
vorschriften,  die  die  laufende  Verwaltung  der  einzelnen  Armen- 
behörden regeln,'  nicht  mit.  Diese  sind  selbstverständlich  völlig 
unübersehbar.  Nicht  ohne  Ironie  schildert  Maltbie  die  bis  in  die 
kleinlichsten  Details  sich  erstreckende  Bevormundung  der  lokalen 
Armenbehörden  durch  diese  Verordnungen:  ,,It  is  almost  impossible, 
to  suggest  any  subject,  upon  which  Orders  or  Instructions  have 
not  been  issued,  and  often  timds  the  minutest  details  are  specified. 
The  time  of  rising  and  returning  of  workhouse  paupers,  the 
amount  of  soup  given  to  each  person,  the  preparation  of  food, 
the  baptism  of  infants  bom  in  the  workhouse  and  many  other 
minor  matters  are  ruled  with  great  precision.*'  Das  Ergebnis 
dieser  Hypertrophie  von  Verordnungen  ist,  dafs  die  Lokalarmen- 
behörden thatsächlich  nur  wenige  von  ihren  Pflichten  erfüllen  können, 
ohne  dabei  durch  solche  Orders  geleitet  zu  werdend 

Wir  gelangen  nunmehr  zur  zweiten  Klasse  der  allgemeinen 
Verordnungen  der  Centralbehörde,  zu  den  organisatorischen 
Verfügungen  derselben.  Schon  den  Beformatoren  des  Annenwesens, 
den  Commissioners  von  1834,  war  es  klar,  dafs  eine  im  ganzen  Lande 
gleichartige  Armenverwaltung  die  möglichst  gleichmäfsige  und 
symmetrische  Territorialorganisation  der  lokalen  Verwaltung  zur 
Voraussetzung  hat.  Aber  damals  wie  bis  in  die  jüngste  Zeit  ist  in 
England  die  Abneigung  gegen  Einzwängung  der  Bevölkerung  unter 
eine  schematische  Einteilung  des  Landes  zu  bestimmten  Zwecken  ohne 
Rücksicht  auf  die  bestehenden  territorialen  Grenzen  der  historischen 
Bezirke  zu  grofs  gewesen,  als  dafs  man  auch  in  diesem  Betracht  der 
centralen  Aufsichtsbehörde  dieselben  weitgehenden  Vollmachten  zn 
geben  sich  bereit  gefunden  hätte,  wie  sie  solche  betreffs  des  mate- 
riellen Rechtes  erhielt.    Die  Scheu  vor  der  Verletzung  von  „Vested 


'  Die  Orders  sind  gesammelt  in  Macmorran  and  Lashington,  Poor 
Law  General  Orders  1890.   Vgl.  Maltbie,  English  Local  Gov.  of  to-day  p.  28. 
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Interests",  wozu  man  vor  allem  das  Interesse  des  Staatsbürgers 
rechnete,  dafs  die  Stenerbezirke  unverändert  bleiben  und  so  die 
Steuerleistung  des  Einzelnen  nicht  durch  Verminderung  der  Be- 
steuerungsgrundlage (Rateable  Value)  erhöht  werde,  war  zu  mächtig, 
als  dafs  man  dem  Poor  Law  Board  sogleich  das  Recht  hätte  geben 
dürfen,  das  Land  ohne  jede  Bücksicht  auf  die  bestehenden 
Kirchspiele  für  den  Sonderzweck  der  Armenverwaltung  einzu- 
teilen. So  wurde  ihm  allerdings  das  Becht  erteilt,  Kirchspiele  zum 
Zwecke  der  Armen  Verwaltung  zu  vereinigen,  einzelne  Stücke  von 
denselben  abzulösen  und  zu  anderen  hinzuzufügen;  aber  an  den 
vor  dem  Gesetze  von  1834  durch  die  Gilbert  Akte  und  Local  Acts 
gebildeten  Armenbezirken  konnten  sie  nicht  aus  eigenem  Belieben 
rühren.  Durch  die  spätere  Gesetzgebung  wurde  aber  auch  hier 
die  Gewalt  der  Centralbehörde  successive  gesteigert,  so  dafs,  prak- 
tisch genommen,  heute  das  Lokalverwaltungsamt  die  uneinge- 
schränkte Vollmacht  zur  territorialen  Organisation  der  Armen- 
behörden hat.  In  Verbindung  damit  wurde  die  organisatorische  Be- 
fugnis der  Centralbehörde  auch  gegenüber  lokalen  Sonderbildungen, 
die  unbeschadet  des  Armengesetzes  weiter  bestanden,  und  denen 
gegenüber  sie  anfangs  nur  sehr  geringe  Machtvollkommenheit  be- 
sessen hatte,  erweitert  Seit  1867  steht  ihr  das  Becht  zu,  solche 
Local  Acts  durch  Provisional  Order,  allerdings  nur  auf  Grund  einer 
Petition  der  Guardians,  abzuändern.  Seit  dem  Gesetze  von  1879  ist 
sie  auch  berechtigt,  mehrere  Armenbezirke  zu  Specialverbänden, 
sogenannten  Union  Counties,  zu  vereinigen.  Diese  Gewalten  sind 
lange  Zeit  sehr  vorsichtig  ausgeübt  und  nur  dort  angewendet 
worden,  wo  das  Verwaltungsinteresse  so  stark  erschien,  dafs  auch 
die  lokalen  Verwaltungsorgane  die  Notwendigkeit  der  Änderung 
nicht  gut  bestreiten  konnten.  Erst  die  neueste  Gesetzgebung 
hat,  wie  wir  an  anderem  Orte  noch  näher  ausführen  werden,  der 
Centralbehörde  gerade  in  dieser  Richtung  noch  eine  kräftigere 
Initiative  nahegelegt:  die  Tendenz  nach  Vereinfachung  der  terri- 
torialen Gliederung  der  Verwaltung,  die  eines  der  Hauptmotive 
der  neuesten  Local  Government- Gesetzgebung  bildet,  hat  über  die 
bis  dahin  streng  gehüteten  konservativen  Anschauungen  den  Sieg 
davon  getragen  und  so  ist  unter  dem  Antriebe  der  in  dieser  Hin- 
sicht umgewandelten  öffentlichen  Meinung  die  organisatorische 
Thätigkeit  der  Centralbehörde  durchgreifend  geworden*. 


^  Die   organisatorische  Yerordnungsgewalt  der  Centralbehörde  ist  also 
hier  langsam  Schritt  für  Schritt  gesteigert  worden;  die  neuen  grofsen  Gesetze 
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Greift  so  die  Armen  Verwaltung  durch  allgemeine  und  besondere 
Verordnungen  unmittelbar  in  die  Thätigkeit  der  lokalen  Armen- 
behörden ein,  um  denselben  im  Grunde  wenig  mehr  übrig  zu  lassen  als 
die  Anwendung  der  von  der  Centralbehörde  aufgestellten  Principien 
auf  die  individuelle  Armenpflege,  so  bedurfte  sie  jedoch  noch  einer 
weiteren  Befugnis,  sollte  nicht  alle  Inspektion  und  Verordnungs- 
thätigkeit  an  dem  Widerstreben  oder  der  Lässigkeit  der  lokalen 
Organe  scheitern:  sie  bedurfte  nämlich  eines  sicher  wirkenden 
Zwangmittels  als  einer  Garantie  für  die  Ausführung  der  eigenen 
Verordnungen.  Hier  sind  wir  nun  an  dem  zweiten,  für  die  Ge- 
staltung der  englischen  Centralverwaltung  entscheidenden  Punkt 
angelangt 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Unterordnung  der  lokalen  Ver- 
waltungkörperschaften und  ihrer  Beamten  unter  die  Aufsichts- 
gewalt der  Centralbehörde  herbeigeführt  wurde,  ist  ebenso  ver- 
schieden von  der  kontinentalen  Auffassung  administrativer  Hierar- 
chie, als  das  Inspektorat  verschieden  ist  von  der  bureaukratischen 
Form  der  Überwachung  des  Verwaltungszustandes  in  den  Unter- 
instanzen durch  das  Ministerium  des  Inneren  und  die  provin- 
ziellen Regierungsbehörden  der  festländischen  Grofsstaaten.  Diese 
Verschiedenheit  ist  vor  allem  darin  begründet,  dafs  es  nicht 
lokalisierte  Staatsbehörden,  sondern  staatlichen 
Zwecken  dienende  Kommunalkörper  sind,  in  deren  Ver- 
waltung das  Local  Government  Board  als  oberste  Armenbehörde 
durch  Verordnung  und  Verfügung  eingreift.  Dies  hat  zur  Folge, 
dafs  hier  von  einer  allgemeinen  und  strikten  Obödienzpflicht ,  wie 
etwa  eine  preufsische  oder  französische  Unterbehörde  der  inneren 
Verwaltung  sie  dem  Ministerium  gegenüber  zu  leisten  gehalten  ist, 
keine  Rede  sein  kann.  Von  vornherein  war  es  ausgeschlossen,  an 
Stelle  der  bisherigen,  völlig  autonomen  Administratoren  des  Armen- 
wesens etwa  eine  blofse  Delegation  der  Gentralgewalt  zu  setzen. 
Zur  Durchführung  des  Gesetzes  mufste  wiederum  zunächst  ein 
Repräsentativkörper  berufen  sein,  und  zwar  entsprechend  den  in  der 
Reform  Bill  siegreich  durchgedrungenen  Anschauungen  eine  Körper- 
schaft, die  auf  der  Grundlage  der  Wahl  durch  die  Steuerträger 
beruhte.  Auf  die  Bildung  dieses  unteren  Verwaltungsorganes 
konnte  demgemäfs  die  Centralbehörde,  abgesehen  davon,  dafs  sie 

von  1888  u.  1894  hahen  dieselbe  vollends  im  weitesten  Mafse  anerkannt  Auf 
diese  Weise  sind  gegenwärtig  alle  früheren  Anomalien  der  Armenverwaltongs- 
Organisation  verschwunden.  Vgl.  Wright  and  Hobhouse,  Outline  of  Loc. 
Gov.  p.  18. 
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die  Zahl  der  Mitglieder  dieser  Repräsentativkörperschaft  der 
Guardians  für  jeden  Armen-Kirchspielverband  (Union)  festsetzte, 
keinerlei  Einflufs  ausüben.  Die  Schwierigkeit,  eine  administrative 
Gehorsamspflicht  einem  solchen  Organe  gegenüber  zu  sichern,  liegt 
klar  zu  tage.  Diese  Schwierigkeit  wurde  dadurch  nicht  gelöst, 
dafs  dem  neuen  Gentralamte  ausdrücklich  das  Recht  verliehen 
wurde ,  widerstrebende  Lokalkörperschaften  durch  Einbringung  der 
gemeinrechtlichen  Erfüllungsklage  (Mandamus)  beim  Kings-Bench 
Gerichtshofe  zur  Folgeleistung  zu  bringen.  Damit,  ganz  abgesehen 
von  der  Schwerfälligkeit  des  Verfahrens,  konnte  die  Lokalbehörde 
nur  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Pflichten,  nicht  aber  zum  Gehor- 
sam gegen  administrative  Verfügungen  und  Normen  der  Central- 
behörde verhalten  werden.  Und  auch  dadurch,  dafs  in  einzelnen 
Fällen  bei  Nichtfolgeleistung  der  Lokalbehörden  das  Gentralamt 
das  Recht  hat,  die  betreffende  Handlung  durch  seine  eigenen 
Delegierten  zu  vollziehen,  war  das  hier  vorliegende  Problem  nicht 
befriedigend  gelöst:  die  Aufgabe,  den  administrativen  Gehorsam 
und  die  Thätigkeit  des  lokalen  Verwaltungskörpers  in  bestimmter 
Richtung  durch  administrative  Mittel  zu  sichern,  das  war 
die  neue,  der  englischen  Gesetzgebung  hier  gestellte  Aufgabe. 
Diese  Aufgabe  wurde  nun  in  ganz  eigenartiger  Weise  gelöst 
Man  knüpfte  zu  diesem  Zwecke  an  eine  der  grundlegenden  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  an,  wonach  die  Lokalarmenpflege  aus- 
schliefslich  durch  bezahlte,  vom  Board  of  Guardians  bestellte  Beamte 
zu  administrieren  war  und  gab  der  Centralbehörde  folgende  Rechte 
gegen  diese  letzteren.  Zuvörderst  hatte  das  Central  Board  das 
Recht,  die  Anstellungsmodaliäten,  die  Qualifikationen  und  die  ganze 
Dienstordnung  für  diese  Beamten  durch  Verordnung  zu  bestimmen, 
sowie  ein  Gehaltsschema  und  Pensionsvorschriften  festzusetzen;  so- 
dann erhielt  das  Ministerium  weiters  das  Recht,  zuwiderhandelnde 
Beamte  auch  ohne  Intervention  der  lokalen  Verwaltungsköperschaft, 
also  des  unmittelbaren  Dienstherrn,  zu  entlassen.  Durch  diese 
Ordnung  der  Dinge  ist  nun  auf  dem  Umwege  über  die  be- 
zahlte Beamtenschaft  die  völlige  admininistrative  Oboedienz 
der  Local  Boards  gesichert. 

Um  aber  auch  den  von  der  Thätigkeit  bezahlter  Beamten  nicht 
berührten  Wirkungskreis  des  Lokalverwaltungsorganes  unter  die 
administrative  Machtsphäre  der  Centralbehörde  zu  bringen,  schuf 
die  Gesetzgebung  in  langsamem  Ausbau  ein  zweites  eigenartiges 
Rechtsinstitut  zum  Zwecke  effektivster  Kontrolle  der  gesamten 
Lokalverwaltung:  nämlich  die  finanzielle  Tutel  und  rech- 
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nungsmäfsige  Beaufsichtigung  der  letzteren.  Auch  hier- 
bei zeigt  sich  das  rein  praktische,  über  das  zur  Erreichung  des 
angestrebten  Zweckes  niemals  hinausgreifende  Wesen  der  eng- 
lischen .Centralisationsbestrebungen  und  die  strenge  Wahrung  des 
verfassungsmäfsigen  Grundprincipes ,  dafs  die  Bewilligung  und  Be- 
schaffung der  iSnanziellen  Mittel  zur  Ausübung  öffentlicher  Gewalt 
vollständig  Becht  und  Pflicht  der  in  ihren  kommunalen  Organi- 
sationen gegliederten  Staatsbürger  ist  ^  Alles,  was  Auflegung,  Ver- 
teilung und  Einhebung  der  Steuer  betrifft,  ist  von  der  Einmischung 
der  Gentralbehörde  selbstverständlich  völlig  befreit ,  vielmehr  haben 
darüber  allein  die  gewählten  Repräsentanten  der  Steuerzahler  zu 
befinden.  Das  ist  gewissermafsen  die  verfassungsmäfsige  Schranke, 
an  der  auch  die  begeisterten  Vertreter  der  Centralisationsidee  in 
der  Lokalverwaltung  niemals  zu  rütteln  versucht  haben.  Und 
ebenso  erforderte  es  der  verfassungsmäfsige  Grundgedanke  der  eng- 
lischen Lokalverwaltung,  dafs  nach  wie  vor  alle  mit  der  Be- 
steuerung zusammenhängenden  Rechtsfragen,  Beschwerden  sowohl 
der  einzelnen  Steuerträger  innerhalb  der  Union  als  auch  der  ein- 
zelnen, von  letzterer  umfafsten  Kirchspiele ,  in  den  Händen  der 
konstitutionellen,  allein  zur  Judikatur  berufenen  Organe,  nämlich 
d«er  Friedensrichter  in  Special-  und  Quarter  Sessions 
verbleiben.  Auf  der  anderen  Seite  war  man  sich  aber  darüber 
klar,  dafs  solange  die  lokale  Administration  in  ihrer  Finanz- 
gebarung völlig  unkontrolliert  bleibe,  eine  effektive  Kontrolle  des 
Armenwesens  durch  die  Gentralbehörde  trotz  Inspektion  und  Ver- 
ordnungsgewalt nicht  aufrecht  zu  erhalten  wäre.  Den  Ausweg 
fand  man  darin,  dafs  man  die  Ausgaben-Budgets  der  Unions 
und  dadurch  indirekt  die  gesamte  Finanzgebarung  der  lokalen 
Armenverwaltungsorgane  unter  den  Einflufs  der  Gentralbehörde  zu 
bringen  versuchte.  Zunächst  sind  die  aufserordentlichen  Ausgaben, 
die  Kapitalsinvestitionen,  der  Bestimmung  durch  das  Gentral- Armen- 
amt unterworfen.  Nicht  nur  dafs  diesem  letzteren  die  Initiative 
zur  Errichtung  der  notwendigen  Workhouses  obliegt,  können  anderer- 
seits Anleihen  zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Anstalten  oder  son- 
stige Kapitalsinvestitionen  nur  mit  Bewilligung  der  Gentralbehörde 
vorgenommen  werden.  Dieser  obliegt  auch  ausschliefslich  die  Regelung 

'  Insofern  das  Parlament  von  diesem  Principe  abwich  und  einen  Teil  der 
Kosten  der  Lokalverwaltung  yermittelst  des  Systems  der  Grants  in  Aid  durch 
Staatszuschüsse  bestreiten  half,  «ist  auch  die  administrative  Ingerenz  der  Gen- 
tralbehörde auf  die  Lokalverwaltung  successive  gesteigert  worden.  Vgl.  darüber 
die  Ausführungen  im  nächsten  Kapitel. 
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der  Zinsen-  und  Amortisationszahlung.  Aber  noch  mehr  als  hier- 
durch ist  heute  die  ganze  laufende  Ausgabenwirtschaft  der  lokalen 
Armenverwaltung  unter  die  eindringliche  und  lückenlose  Kontrolle 
der  Centralbehörde  gestellt  vermittelst  eines  schrittweise  ent- 
wickelten neuen  Verwaltungsinstitutes,  des  Central  Audit,  d.h. 
der  eentralbehördlichen  Bechnungsrevision.  Die  Entwicklung  dieses 
Institutes  wollen  wir  aus  dem  Grunde  näher  verfolgen,  weil  sie 
aufserordentlich  lehrreich  ist  für  die  Art  und  Weise,  wie  in  Eng- 
land die  Idee  administrativer  Centralisation  Schritt  für  Schritt 
sich  den  Spielraum  erobert  hat,  der  notwendig  schien,  um  die 
innere  Verwaltung  dauernd  effektiv  zu  gestalten  ohne  Verletzung 
des  verfassungsmärsigen  Grundprincipes ,  dafs  die  Ausführung 
von  Verwaltungsgesetzen  principiell  den  lokalen  Ver- 
bänden selbst  zusteht. 

Vor  dem  Armengesetze  von  1834  beruhte  die  Rechnungs- 
revision der  Ausgaben  der  lokalen  Armenverwaltung  einfach  auf 
dem  Wortlaute  des  Gesetzes  der  Königin  Elisabeth,  das  erklärte: 
Die  Churchwardens  und  Overseers  sollen  nach  Abschlufs  des  Jahres 
zwei  Friedensrichtern  eine  wahre  und  vollständige  Rechnung  aller 
Einnahmen  und  Ausgaben  legen.  Wer  dieser  Pflicht  nicht  nach- 
kommt, soll  sogleich  verhaftet  und  bis  zur  Rechnungsvollziehung 
in  Haft  behalten  werden  (43  Elis.  c.  2  ss.  1—3). 

Praktisch  lief  die  Sache  also  darauf  hinaus,  dafs  die  Revision 
von  denselben  Faktoren  vorgenommen  wurde,  denen  wie  die  ge- 
samte Armenverwaltung  so  auch  die  Oberleitung  über  die  Aus- 
gabenwirtschaft oblag,  den  Friedensrichtern.  Damit  war  die  Mög- 
lichkeit jeder  gründlichen  finanziellen  Kontrolle  von  vornherein 
genommen.  Das  neue  Armengesetz  schuf  nun  in  dieser  Hinsicht 
einen  ansehnlichen  Fortschritte  Die  Revision  sollte  von  der 
übrigen  Armenverwaltung  ganz  losgelöst,  und  zwar  von  Personen 
besorgt  werden,  deren  Bestellung  den  Guardians  oblag.  Die 
Centralbehörde  konnte   die  letzteren  zur  Erfüllung  dieser  gesetz- 


^  4  &  5  WiU.  lY  c.  76  s.  46,  47.  Die  ältere  Form  des  Audit  nach  dem  Elisa- 
bethinischen  Statute  war  —  jedoch  erfolglos  —  durch  gesetzliche  Bestimmungen 
abgeändert  worden,  so  durch  17  Geo.  U.  c.  88  und  50  Geo.  III.  c.  49,  welch' 
letzteres  Gesetz  zuerst  den  Friedensrichtern  die  Befugnis  verlieh,  die  ganze 
Gebarung  der  lokalen  Armenbehörden  gründlich  zu  untersuchen  und  un* 
gesetzliche  Ausgaben  zu  inhibieren  (disallow);  die  ganze  Sache  blieb  fast 
überall  eine  bei  den  Quarter  Sessions  in  Hast  abgemachte  Formalität.  In 
einzelnen  wenigen  Kirchspielen  bestand  aber  auch  vor  1834  eine  wirksame 
Revision  auf  Grund  von  Local  Acts.  Vgl.  1.  Rep.  of  the  Poor  Law  Commission 
p.  171-172. 
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liehen  Bestimmung  anhalten,  hatte  überdies  die  Befugnis,  die 
Dienstvorschriften  für  dieses  Amt,  die  Gehalte  imd  Bedingungen  für 
die  Anstellung  der  Beamten  festzusetzen  und  untaugliche  Personen 
zu  entlassen:  also  ungefähr  die  gleichen  Rechte,  wie  gegenüber 
sonstigen  bezahlten  Beamten  der  lokalen  Verwaltungsorgane. 

Diese  Auditors  der  Unions  hatten  die  Pflicht,  ungesetzliche 
Ausgaben  zu  inhibieren  (disallow)  und  den  Rückersatz  den  schuld- 
tragenden Organen,  sei  es  den  Guardians  oder  den  Beamten,  aufzu- 
erlegen (surcharge);  die  jährliche  Revision  der  Armenrechnungen 
durch  die  Friedensrichter  blieb  aber  daneben  bestehen.  Noch  immer 
konnten  die  letzteren  ungesetzliche  Ausgaben  ex  post  kassieren, 
hingegen  stand  auch  den  Justices  in  Petty  Sessions  selbst  zu,  über 
Appellation  gegen  solche  seitens  der  Auditors  ausgesprochene  Disal- 
lowances  und  Surcharges  diese  Entscheidungen  wieder  aufzuheben. 

Dieses  so  komplizierte  System  blieb  aber  trotz  eifriger  Be- 
mühungen der  Centralbehörde  weit  hinter  der  damit  beabsichtigten 
Wirkung  zurück.  Die  Auditors  fühlten  sich  der  sie  ernennenden 
lokalen  Behörde  und  nicht  dem  Centralamte  verantwortlich,  rich- 
teten darnach  ihre  Amtsführung  ein  und  versagten  in  vielen  Fällen 
vollständig,  da  sie  sich  als  Beamte  eines  kleines  Distriktes  lokalen 
Einflüssen  nicht  zu  entziehen  vermochten.  Die  Poor  Law  Commis- 
sioners  wagten  es  in  den  ersten  Jahren,  da  die  fremdartige  Er- 
scheinung einer  administrativen  Centralbehörde  in  der  inneren 
Verwaltung  und  die  strenge  Durchführung  des  neuen,  ökonomischen 
Armengesetzes  mächtige  Gegnerschaft  erreicht  hatte,  nicht,  allzu- 
scharf vorzugehen  und  einen  stärkeren  Einflufs  auf  die  Gesetz- 
mäfsigkeit  der  lokalen  Verwaltung  auf  dem  Wege  über  die  Audi- 
tors zu  nehmen.  Erst  im  Jahre  1844  konnte  das  Parlament  dafür 
gewonnen  werden,  das  Gesetz  dahin  abzuändern,  dafs  die  Auditors 
vom  Chairman  oder  Vice-Chairman  der  Unions  ernannt  werden 
sollen.  Das  war  ein  kleiner  Fortschritt;  aber  die  einzig  richtige 
Lösung  des  Problems,  die  Ernennung  der  Auditors  durch  die 
Centralbehörde  selbst,  wagte  man  als  zu  stark  centralisierende 
Mafsregel  noch  immer  nicht  vorzuschlagen.  Doch  der  Gedanke 
der  Centralisation  blieb  auch  in  diesem  Punkte  am  Ende  siegreich. 
Durch  das  Gesetz  31  &  32  Vict.  c.  122  (1868)  ermächtigte  das 
Parlament  die  Centralbehörde,  bei  eintretenden  Vakanzen  von 
Auditors-Stellen  die  Ernennung  selbst  vorzunehmen.  Im  Jahre 
1879  endlich  wurde  durch  das  Gesetz  42  &  43  Vict.  c.  6  der  Au- 
ditor völlig  zum  unmittelbaren  Beamten  der  Centralgewalt  ge- 
macht  und    die   Einteilung   des  Landes   in   besondere   Revisions- 
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distrikte  durchgeführt.  Zugleich  wurde  die  Besoldung  der  Audi- 
tors, die  bisher  auf  den  lokalen  Steuern  lag,  auf  die  Staatskasse 
übernommen^.  Durch  diese  beiden  Mafsregeln  wurde  nunmehr 
die  wirksamste  CentralkontroUe  geschaffen.  Statt  der  früheren 
450  Auditors,  die  dieses  Amt  als  Nebengewerbe  für  geringe  Ent- 
lohnung schlecht  besorgten,  giebt  es  jetzt  50  staatliche  District 
Auditors  mit  Gehalten  bis  zu  500  £  jährlich.  Die  gröfseren 
Distrikte ,  sowie  der  Umstand  ,^  dafs  die  Bevisoren  fortan  nur  der 
Centralbehörde  verantwortlich  sind,  in  Verbindung  mit  den  hohen 
Gehalten,  die  tüchtige  Männer  heranzuziehen  gestatteten,  haben 
bewirkt,  dafs  nunmehr  der  Central  Audit  die  schärfste,  weil  bis  in 
die  kleinste  Einzelheit  der  gesamten  lokalen  Armenverwaltung  ein- 
dringende Waffe  der  Centralbehörde  vorstellt.  Nichts  entgeht  den 
wachsamen  Augen  dieser  Bichter  mit  dem  Rechenstifte  ^. 

Wir  sehen  also,  wie  sich  zunächst  auf  dem  speciellen  Gebiete 
des  Annenwesens  das  Princip  der  Centralisation  auf  verschiedenen 
Wegen  gleichzeitig  und  unaufhaltsam  aus  den  durch  das  neue 
Armengesetz  gegebenen  Keimen  voll  entwickelt  hat;  gemeinsam 
aber  ist  diesen  verschiedenen,  der  centralen  Verwaltung  gebotenen 
Handhaben,  dafs  sie  rein  empirisch  entstanden  sind  und  sich  stufen- 
weise mit  dem  Einleben  der  neuen  Verwaltungsform  entwickelt 
haben.  Das  rein  praktische  Bedürfnis  und  nicht  irgend  eine  theo- 
retische Unterscheidung  von  administrativem  und .  bürgerlichem 
Bechte  hat  aber  noch  um  einen  Schritt  weiter  geführt  und  der 
Centralbehörde  neben  ihren  administrativen  Vollmachten  eine  Art 
quasi-richter lieber  Jurisdiktion  verliehen.  Die  unter  diesen 
Gesichtspunkt  fallende  Wirksamkeit  der  Centralbehörde  des  Armen- 
wesens läfst  sich  auf  folgende  Fälle  zurückführen: 

1.  Zunächst  folgt  einerseits  aus  der  allgemeinen  Verordnungs- 
gewalt, die  das  Poor  Law  Board  besitzt,  andererseits  aus  seiner  Be- 


^  Die  Lokalbehörden  sind  dagegen  verpflichtet,  für  die  zur  Revision  ein- 
gereichten Rechnungen  bestimmte  Stempelgeb&hren  (Local  Stamp  Duties)  nach 
einer  gesetzlich  festgestellten  Skala  zu  entrichten,  und  so  zur  Bestreitung  der 
Kosten  des  Audit  proportional  beizutragen.  (District  Auditors  Act  1879 
42  Vict.  c.  76.) 

'  Wie  ernst  diese  Revision  betrieben  wird,  zeigen  die  darauf  bezüglichen 
statistischen  Angaben  in  den  Jahresberichten  des  Loc.  Gov.  Board.  So  haben 
im  Amtsjahre  1898—99  die  District  Auditors  die  Rechnungen  der  Armenr&te 
in  2033  Fällen  beanstandet,  und  in  1106  Fällen  hatte  die  Centralbehörde  über 
die  dagegen  gerichteten  Appellationen  zu  entscheiden.  (28.  Report  d.  L.  G.  B. 
p.  XCII.) 

Bedlicli,  Engl.  LokaWenraltaiig.  41 
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fugnis,  zuwiderhandelnde  Beamte  der  lokalen  Verwaltungsorgane 
spontan  zu  entlassen,  dafs  die  Centralbehörde  die  Kompetenz 
zur  Entscheidung  darüber  besitzt,  ob  ihre  Anordnungen  im  ein- 
zelnen Falle  richtig  ausgeführt  worden  sind,  oder  nicht;  hieraus 
ergiebt  sich  eine  Art  disciplinarrechtlicher  Jurisdiktion  über  die 
Amtsführung  der  Poor  Law  Officers  der  Lokalarmenbehörden. 

2.  In  zahlreichen  Streitfällen,  die  sich  aus  dem  Heimatsrechte 
(Law  of  Settlement)  zwischen  den  einzelnen  lokalen  Verwaltungs- 
organen ergeben,  kann  die  Centralbehörde  auf  Anrufung  eines 
Streitteiles  und  Unterwerfung  des  anderen  unter  seine  Jurisdiktion 
Entscheidungen  fällen,  gegen  die  der  Rekurs  innerhalb  einer 
kurzen  Frist  beim  High  Court  eingebracht  werden  kann.  Daneben 
besteht  die  Judikatur  des  Gerichtshofes  der  Quarter  Sessions  oder 
des  High  Court  für  die  Fälle  der  NichtUnterwerfung  unter  die 
Jurisdiktion  des  Lokalverwaltungsamtes  weiter  fort*. 

3.  Gegen  diejenigen  Entscheidungen  der  District  Auditors,  durch 
welche  geleistete  Zahlungen  der  Lokalverwaltungsorgane  als  un- 
gesetzlich aufgehoben  werden  (disallowed),  ist  eine  Beschwerde  an 
die  Centralbehörde  in  Konkurrenz  mit  dem  Rechtszuge  im  ordent- 
lichen Verfahren  an  den  ordentlichen  Gerichtshof  (High  Court)  ge- 
stattet*. Da  aber  der  letztere  immer  nur  über  den  Rechtspunkt, 
nicht  aber  über  das  in  der  betreffenden  Verausgabung  enthaltene 
Element  diskretionären  Ermessens  der  Lokalbehörde  entscheiden 
kann,  die  Centralbehörde  hingegen  hinterher  durch  das. Gesetz 
auch  dazu  ermächtigt  wurde,  im  einzelnen  Falle  hber  den  Rechts- 
punkt hinauszugehen  und  als  ungesetzlich  aufgehobine  Zahlungen 
nachträglich  aus  administrativen  Gründen  zu  sanktionieren,  so  hat 
hier  die  Jurisdiktion  des  Poor  Law  Board  praktisch  den  ordent- 
lichen Rechtsweg,  der  überdies  wegen  seiner  grofsen  Kosten 
von  vornherein  ziemlich  unpraktisch  ist,  zu  Gunsten  seiner  Juris- 
diktion fast  völlig  unbeschritten  gemacht.  Hierzu  bat  insbesondere 
beigetragen,  dafs  die  Centralbehörde  überdies  auch  noch  ermächtigt 


»  11  &   12  Vict.  c.  110,  14  &  15  Vict.  c.  105. 

^  Seit  dem  Armengesetz  Elisabeths  von  1601  bestand  der  Kechtszug  von  den 
mit  der  Rechnungsrevision  betrauten  Justices  of  Peace  an  die  Quarter  Sessions ; 
das  Gesetz  vom  Jahre  1844  hob  diese  Institution,  die  auch  gegenüber  den 
Auditors  der  neuen  Lokalverwaltung  bestand,  auf,  da  die  Judikatur  der 
Friedensrichter  vielfach  die  Entwicklung  einer  wirksamen  Kontrolle  behinderte, 
und  führte  statt  dessen  die  Beschwerde  an  den  Court  of  Kings  Bench,  seit 
der  neuen  Gerichtsorganisation  von  1875  an  die  Queens  Bench  Division  des 
High  Court  of  Justice  ein. 
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ißt,  bei  den  von  einem  District  Auditor  angefochtenen  Yerwaltungs- 
akten  den  inhibierenden  Bescheid  zwar  im  Punkte  der  Rechtsfrage 
zu  bestätigen,  im  übrigen  aber  von  der  Ersatzleistung  aus  Billig- 
keitsgründen freizusprechen*. 

Man  würde  aber  völlig  fehlgehen,  hier  etwa  von  einer  Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit im  festländischen  Sinne  zu  reden.  In  allen 
den  bisher  angeführten  Fällen  ist  die  Jurisdiktion  der  Gentralbehörde 
einzig  und  allein  zur  Förderung  der  praktischen  Interessen  der 
lokalen  Verwaltungsorgane,  in  letzter  Linie  zu  Gunsten  der  Steuer- 
zahler eingeführt,  denen  das  kostspielige  und  langwierige  Ver- 
fahren nach  gemeinem  Rechte  erspart  werden  soll.  Theoretisch  aber 
handelt  es  sich  hier  nur  um  eine  sehr  nützliche  Ausdehnung  des 
Schiedsgerichtsprincipes  auf  Streitigkeiten  von  öffentlichen 
Korporationen ;  irgend  eine  Einengung  der  Kompetenz  der  ordent- 
lichen Gerichte  oder  gar  die  Schaffung  eines  Administrativrechtes 
und  Administrativverfahrens  als  besonderer  Kategorien  des  Rechtes 
ist  damit  nie  und  nimmer  beabsichtigt.  Nach  wie  vor  bleibt  die 
englische  Gentralbehörde  des  Armenwesens  fest  eingefügt  in  den 
verfassungsmäfsigen  Organismus  des  einheitlichen  Rechtes  sowohl 
aktiv  als  passiv.  Aktiv  insofern,  als  sie  den  Staatsbürgern  und  den 
durch  die  Wahl  derselben  gebildeten  Organen  immer  nur  als  ein 
gleichberechtigtes  Rechtssubjekt  gegenüber  steht,  welches 
die  ihm  auf  Grund  von  Parlamentsakten  zustehenden  Befugnisse 
resp.  die  ihm  geschuldeten  Leistungen  und  Handlungen  mit  der 
gewöhnlichen  Aufforderungsklage  des  Mandamus  einzuklagen  hat; 


^  Im  Anschlüsse  hieran  ist  auf  Grund  einer  Parlamentsakte,  des  Local 
Authorities  Expenses  Act  1887  (50  &  51  Vict.  c.  72)  die  Befugnis  des  Local  Govern- 
ment Board  dahin  erweitert  worden,  dafs  es  ihm  zusteht,  solche  Ausgaben  der 
Lokalverwaltungsbehörden,  welche  diesen  selbst  betreffs  ihrer  Legalität  an- 
fechtbar erscheinen,  auf  Ansuchen  der  Verwaltungskörperschaften  im  Yor^ 
hinein  zu  sanktionieren.  In  diesem  Falle  ist  der  Auditor  nicht  mehr  berech* 
tigt,  die  betreffende  Ausgabe  als  illegal  zu  inhibieren.  Dafs  von  dieser  Be- 
fugnis reichlich  Gebrauch  gemacht  wird,  zeigen  die  Reports  des  Local  Gov. 
Board.  So  berichtet  der  Beport  für  1898—99,  dafs  während  des  Amtsjahres 
solche  Ansuchen  seitens  der  Armeubehörden  in  1130  Fällen  vorgebracht  wor^ 
den  sind,  von  denen  1101  zustimmende  Erledigung  fanden.  Von  County  Coun- 
cils liefen  146  solche  Gesuche  ein,  von  Parish  Councils  278,  von  anderen 
Kommunalbehörden  716;  davon  wurden  21,  beziehungsweise  71  und  160  Ge- 
suche abweislich  beschieden.  (Vgl.  Annual  Keport  of  the  L.  G.  B.  1898—99 
p.  XXXVII,  XLV,  XCII,  CXXXI.)  Durch  diese  Befugnis  der  Gentralbehörde 
wird  das  vom  rein  legalen  Standpunkte  ziemlich  unelastische  Budgetwesen  der 
Local  Bodies  den  singulären  Bedürfnissen  der  Verwaltung,  die  das  Gesetz  nicht 
voraussehen  kann,  angepafst. 
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passiv  aber  insofeni,  als  die  Armencentralbehörde  bei  Ausübung 
der  besonderen,  ihr  zuerkannten  administrativen  Befugnisse  dennoch 
der  Kontrolle  der  Gerichte  in  Bezug  auf  die  Legalität  ihrer  Ver- 
ordnungen, wenn  auch  nur  innerhalb  einer  kurzen  Präklusivfrist, 
ausnahmslos  unterworfen  ist. 


Viertes  Kapitel. 

Die  Befugnisse  des  Lokalverwaltnngsamtes  als  CentralbehSrde  der 
Sanitätsverwaitang   und  der  kommunalen  Verwaltung  fiberhanpt. 

Wir  haben    nunmehr   die   Befugnisse   der  Centralverwaltung 
nach  ihrem  gegenwärtigen  Stande  auf  den  übrigen  grofsen  Gebieten 
der  inneren  Verwaltung  zu  besprechen,  und  zwar  in  betreff  der 
obersten  Sanitätsverwaltung  und  der  allgemeinen  Tutel  über  samt* 
liehe  Lokalverwaltungsorgane.    Wie  sich  der  moderne  Begriff  der 
Public  Health  als  ein  Komplex  völlig  neuer  Rechtsinstitute  ent- 
wickelt und  zugleich  einen  mit  diesem  neuen  Rechte  und  aus  dem- 
selben organisch  erwachsenen  Mechanismus  der  lokalen  Verwaltung 
geschaffen  hat,  ist  im  historischen  Teile  bereits  dargestellt  worden ; 
die  lokale  Organisation  selbst  haben  wir  in  den  vorhergehenden  Ab- 
schnitten des  II.  Teiles  eingehend  in  ihren  verschiedenen  Funktionen 
und  Forüien  betrachtet.    Nunmehr  erübrigt  es,  den  centralistischen 
Oberbau  über  dieser  lokalen  Organisation  der  inneren  Verwaltung, 
die  Spitze  dieses  ganzen  Verwaltungsgebäudes  zur  Darstellung  zu 
bringen.    Wir  müssen  dabei  anknüpfen  an  die  schon  oben  hervor- 
gehobene Thatsache,   dafs   die  ganze,   neue  Organisation,   sowohl 
was   ihre   lokalen   Formationen   als    auch   was    die   Bildung   der 
Centralbehörde   betrifft,    nichts  anderes   vorstellt,   als   eine  Aus- 
dehnung der  Principien  der  neuen  Armenverwaltung  auf  ein  immer 
weiteres  Gebiet  der  inneren  Administration.  Das  Wort  „Ausdehnung* 
ist  hier  besonders  zn  betonen ,  denn  eine  innere  Entwicklung  dieser 
Principien  hat  hierbei  kaum  stattgefunden;   vielmehr  hat  in  dem 
halben  Jahrhundert,  in  welchem  dieser  ganze  Prozefs  vor  sich  ge- 
gangen ist,  die  Entwicklung  darin  bestanden,  dafs  die  in  der  Poor 
Law  -  Organisation   durchgeführten   und   als   wirksam    befundenen 
Ideen  nunmehr  Schritt  für  Schritt  zur  praktischen  Lösung  einer 
Reihe  socialer  Verwaltungsaufgaben  nutzbar  gemacht  und  dafs  die 
in  der  öffentlichen  Meinung  und  damit  auch  bei  dem  Parlamente 
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lange  Zeit  gegen  jede,  auch  noch  so  marsvolle  Gentralisation  be- 
standenen Vorurteile  laugsam  aus  dem  Wege  geräumt  wurden. 

Wir  können  also  hier,  wo  es  gilt,  das  heute  erreichte  Resultat 
dieser  Entwicklung  darzustellen,  an  die  Einteilung  anknüpfen,  die 
wir  der  Darstellung  der  Befugnisse  der  Centralarmenbehörde  zu 
Grunde  gelegt  haben.  Was  zunächst  die  Befugnisse  der  Inspektion 
auf  dem  Gebiete  der  Gesundheitsverwaltung  betrifit,  so  sind  die- 
selben im  ganzen  und  grofsen  nicht  viel  geringer  als  in  der  Armen- 
verwaltung. Die  Stellung  der  Inspektoren  ist  hier  allerdings  eine 
andere  als  dort  insofern,  als  eine  regelmäfsige  fortlaufende  Über- 
wachung der  Sanitätsverwaltung  der  einzelnen  ihnen  unterstehen- 
den Distrikte  nicht  in  gleicher  Weise  stattfindet,  wie  bei  der 
Durchführung  des  Armengesetzes.  Die  Inspektion  wirkt  hier  viel- 
mehr periodisch  und  von  Fall  zu  Fall.  Auch  hier  ist  übrigens 
der  Inspektor  berechtigt,  an  den  Sitzungen  des  mit  der  Hand- 
habung der  Sanitätsgesetze  betrauten  Verwaltungsorganes ,  ab- 
gesehen von  den  Municipalstädten,  persönlich  teilzunehmen.  Femer 
bestimmt  die  Sanitätsakte,  dafs  das  Lokalverwaltungsamt  in  allen 
Angelegenheiten,  welche  die  öffentliche  Hygiene  betreflfen,  spon- 
tane Untersuchungen  durch  seinen  Inspektor  an  Ort  und  Stelle 
vornehmen  lassen  kann,  und  dafs  solche  Untersuchungen  vor- 
genommen werden  müssen  bei  allen  jenen  Handlungen  der  Lokal- 
verwaltung, deren  Durchführung  an  die  Bewilligung  der  Central- 
behörde geknüpft  ist.  Die  Befugnisse  der  Inspektoren  bei  solchen 
Untersuchungen  sind  endlich  durch  das  Gesetz  völlig  gleich  ge- 
stellt den  Befugnissen  des  General  Inspector  des  Armenwesens. 
Auch  sie  können  Zutritt  zu  den  zu  untersuchenden  Örtlichkeiten, 
Vorlegung  aller  Papiere  und  Pläne  und  das  Erscheinen  der  be- 
treffenden Personen  als  Zeugen  verlangen.  Im  Falle  der  Weigerung 
eines  Grundeigentümers,  Eintritt  zu  gestatten,  steht  dem  Lokal- 
verwaltungsamte die  Befugnis  zu,  auf  summarischen  Wege  einen 
Gerichtsbefehl  zu  verlangen,  dessen  Befolgung  sowohl  durch  die 
allgemeine  Strafsanktion  gegen  Ungehorsam  wider  einen  richter- 
lichen Befehl  als  auch  durch  besonders  zu  verhängende  Geldstrafen 
gesichert  ist*.  Neben  der  Thätigkeit  der  Inspektoren  ist  aber  von 
besonderer  Bedeutung  für  die  Handhabung  der  allgemeinen  Ver- 
waltungsaufsicht der  Centralbehörde  die  allen  Lokalverwaltungs- 
organen auferlegte  Pflicht,  jährlich  Bericht  zu  erstatten  über  die 
Durchführung  der  Sanitätsgesetze  in  ihrem  Distrikte  und  über  die 


»  Vgl.  s.  205,  298—296  der  Public  Health  Akte  1875. 
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Während  des  Jahres  vorgenommenen  Verwaltungsarbeiten,  sowie 
die  im  folgenden  näher  zu  besprechende  centrale  Aufsicht  über 
die  finanzielle  Gebarung  der  Lokalverwaltungskörperschaften. 

Was  sodann  die  allgemeine  Verordnungsgewalt  des  Lokal- 
verwaltungsamtes betrifft,  so  ist  dieselbe  gegenüber  den  städtischen 
und  ländlichen  Sanitätsbehörden  mit  geringerer  Tragweite  aus- 
gestattet als  gegenüber  den  Armenbehörden. 

Vor  allem  fehlt  dem  Local  (rovernment  Board  die  allgemeine 
Befugnis,  Verordnungen  zur  Ergänzung  und  Ausführung  des  Ge- 
setzes zu  erlassen.  Die  neue  Sanitätsgesetzgebung  Englands  ist 
zum  Unterschiede  von  dem  Armengesetze  so  aufserordentlich 
detailliert  und  kasuistisch  abgefafst,  dafs  eine  derartige  allgemeine 
Verordnungsgewalt  von  vornherein  praktisch  nicht  notwendig  er- 
scheint. Andererseits  ist  die  Abneigung  gegen  eine  fortwährende 
bureaukratische  Einmengung  der  Centralbehörde  in  die  Lokal- 
administration hier,  wo  es  sich  um  die  Besorgung  des  mehr  oder 
weniger  geschlossenen  lokalen  Interessenkreises  handelt,  stets  be- 
sonders lebendig  und  von  einem  gewissen  Punkte  an  unüberwindlich 
gewesen.  Ist*  ja  doch,  wie  wir  wissen,  der  erste  Versuch,  eine 
Centralbehörde  der  Gesundheitspflege  zu  schaffen,  an  dem  heftigen 
Widerstände  gescheitert,  den  die  wohlgemeinte,  aber  rücksichtslose 
Durchführung  des  Principes  der  Staatsoberaufsicht  auf  diesem  von 
einem  Punkte  aus  unübersehbaren  Felde  der  Verwaltung  zur 
Zeit  Chadwicks  erregt  hat.  An  die  Einführung  einer  Art  von 
der  Centralbehörde  direkt  untergeordneten  Provinzialbehörden,  etwa 
nach  dem  französischen  Präfektensystem,  konnte  in  England  auch 
dieser  Centralisator  nach  französischem  Muster  nicht  denken.  Die 
Lehre,  die  aber  damals  den  allzu  eifrigen  Centralisten  Englands 
gegeben  wurde,  hat  bis  zur  Gegenwart  nachgewirkt.  Gerade  in 
dem  letzten  Decennium  ist  die  in  weiten  Kreisen  vorhandene  Ab- 
neigung gegen  den  „Red-Tapeism"  —  das  Administrieren  von 
den  Amtszimmern  des  Ministeriums  in  London  aus  —  wieder  mit 
voller  Kraft  hervorgetreten  und  das  längst  geprägte  Witz  wort  vom 
Local  Government  Board  als  dem  Circumlocution  Office  —  dem 
„Herumrede- Amt"  —  stark  in  Gebrauch  gekommen.  Letzteres  vor 
allem  deshalb,  weil  die  durch  die  jüngste  Gesetzgebung  unleugbar 
geschaffene  Uberbürdung  der  Centralbehörde  des  Innern  häufig  zu 
schleppender  Erledigung  der  Geschäfte  geführt  hat. 

An  erster  Stelle  ist  festzuhalten,  dafs  weder  das  Sanitätsgesetz 
noch  die  Lokalverwaltungsakte  jemals  der  Centralbehörde  etwa 
die  gleiche  allgemeine  Verordnungs-  und  Verfügungsgewalt  einge- 


Digitized  by 


Google 


Organisation  u.  Funktion  d.  Centralbehörde  in  der  Lokalverwaltung.    647 

räumt  haben,  wie  sie  der  obersten  Armenbehörde  zusteht ;  vielmehr 
blieb  hier  der  Grundsatz  immer  unverletzt,  dafs  eine  Befugnis  zu 
unmittelbarer  Ingerenz  auf  die  von  der  Lokalverwältungskörper- 
schaft  geführte  Verwaltung  nur  insoweit  der  Centralbehörde  zu- 
steht, als  ihr  eine  solche  ausdrücklich  durch  besondere  Vollmacht  vom 
Oesetze  übertragen  worden  ist.  Immer  also  mufs  auf  die  einzelnen 
gesetzlichen  Bestimmungen  zurückgegangen  werden,  welche  das 
Lokalverwaltungsamt  ermächtigen,  den  District  Councils,  County 
Councils  oder  Pari^h  Councils  ein  bestimmtes  Verhalten  vorzu- 
schreiben, sei  es  durch  generelle  Normen  oder  durch  Einzelver- 
fügungen. 

Versuchen  wir  nun  auch  hier  die  allgemeinen  Erscheinungen, 
die  aus  allen  diesen  einzelnen  Bestimmungen  als  das  Gemeinsame 
hervortreten,  zusammenzufassen,  so  müssen  wir  vor  allem  unter- 
scheiden: die  Verordnungsgewalt  der  Centralbehörde  nach  dem  for- 
mellen, die  Verwaltungsorganisation  betreffenden  Rechte  und  die 
Verordnungsgewalt  in  Bezug  auf  das  materielle  Verwaltungs- 
recht. In  jedem  der  beiden  bezeichneten  Fälle  ist  vor  allem  die  Form, 
in  welcher  die  Verordnungsgewalt  ausgeübt  wird,  eine  verschiedene ; 
in  jedem  hat  sich  dieselbe  auch  zu  verschiedenartiger  Stärke  ent- 
wickelt. Fassen  wir  zunächst  das  Gebiet  der  Verwaltungsorgani- 
sation ins  Auge.  Schon  bei  der  grundlegenden  Einrichtung  eines 
Centralamtes  der  Lokalverwaltung  ist  die  Notwendigkeit  erkannt 
worden,  demselben  Vollmachten  zu  verleihen  zur  Abänderung  der 
territorialen  Gliederung  der  Verwaltung  unter  bestimmten  Be- 
dingungen und  Kautelen;  aber  man  hat  es  weder  1871  noch  ebenso- 
wenig bei  Kodifizierung  des  Sanitätsgesetzes  gewagt,  dem  neuen 
Lokalverwaltungsamte  etwa  die  gleiche  Kompetenz  betreffs  der 
Abgrenzung  der  städtischen  und  ländlichen  Sanitätsdistrikte  zu 
geben  wie  sie  das  Armenamt  bezüglich  der  Unions  besafs.  Dies 
tritt  nach  zwei  Richtungen  hervor: 

1.  Nicht  durch  General  Orders,  die  sogleich  in  Kraft 
treten,  sondern  durch  Provisional  Orders  wird  hier  die  Ver- 
ordnungsgewalt der  Centralbehörde  ausgeübt,  d.  h.  jeder  solchen 
Verordnung  mufs  nach  gehöriger  Kundmachung  des  Entwurfes  in 
den  betreffenden  Örtlichkeiten  eine  lokale  Untersuchung  voran- 
gegangen sein,  zu  der  alle  Interessenten  zu  laden  sind.  Die  Ver- 
ordnung selbst  bleibt  nach  ihrem  Erlasse  so  lange  in  Schwebe,  bis 
sie  als  ein  Bestandteil  der  jährlich  vom  Lokalverwaltungsamte 
einzubringenden  Provisional  Order  Confirmation  Bills  vom  Parla- 
mente genehmigt  ist.    Jede  gegen  eine  solche  Order  eingebrachte 
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Beschwerde  bringt  dieselbe  ipso  jure  in  die  Rechtslage  einer  an- 
gefochtenen Private  Bill.  Sie  wird  einem  Select  Committee  des 
Parlamentes  überwiesen  und  vor  diesem  in  der  Form  parlamen- 
tarisch-gerichtlichen Streitverfahrens  entweder  bewilligt,  verändert, 
oder  gänzlich  abgewiesen.  Diese  Verordnungen  finden  ihre  Anwen- 
dung zunächst  als  Ersatz  für  die  Private  Bill  Legislation,  wie 
oben  hervor  gehoben  worden  ist.  Das  heifst,  sie  dienen  dazu,  an 
Stelle  von  Parlamentsakten  formelle  Erlaubnis  zu  bestimmten  Ver- 
waltungshandlungen der  Lokalkörperschaften  zu  geben,  die  diesen 
nicht  bereits  durch  General  oder  Local  Acts  of  Parliament  erteilt 
sind,  zum  Beispiel:  Ankauf  eines  Gaswerkes,  Errichtung  einer 
Strafsenbahn ,  Anwendung  des  Enteignungsverfahrens  etc.  Die 
Vermehrung  der  Special  Powers,  aus  denen  sich  wie  oben  aus- 
geführt der  Wirkungskreis  aller  englischen  Verwaltungsorgane  des 
Inneren  zusammensetzt,  ist  also  der  Hauptzweck  dieses  Institutes. 
Die  Centralbehörde  ist  aber  nur  dann  und  dort  zu  solcher,  die 
Thätigkeit  des  Parlamentes  als  oberster  Verwaltungsinstanz  ver- 
tretender Thätigkeit  befugt,  wo  ihr  die  specielle  Erlaubnis  hierzu 
durch  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung  gegeben  ist^ 


*  über  die  Provisional  Orders  und  deren  Entwicklung  vgl.  die  gründliche 
Darstellung  bei  Clifford:  Private  Bill  Legislation,  IL  p.  676—716.  Aus  der- 
selben geht  hervor,  dafs  die  Vollmacht,  Provisional  Orders  zu  erlassen,  zuerst  der 
1845  errichteten  Special-Centralbehörde,  der  permanenten  Einhegungs-Kommis- 
sion  (Inclosure  Commissioners)  gegeben  worden  ist.  Ähnliche  Befugnisse  wurden 
sodann  dem  Board  of  Trade  1882  auf  Grund  des  Electric  Lighting  Act  ge- 
geben: durch  Provisional  Orders  erteilt  dieses  die  Bewilligung  an  Kommunal- 
körper  und  private  Gesellschaften  zur  Errichtung  von  Elektricitätswerken.  Das 
gleiche  Centralamt  bewilligt  durch  Provisional  Orders  die  Errichtung  von 
Docks,  Landungsbrücken  etc.  auf  Grund  der  Akte  24  &  25  Vict.  c.  19,  kon- 
struiert Fischereibezirke  auf  Grund  der  Fisheries  Akte,  konzessioniert  Tramways, 
Wasserwerke  etc.  Das  Poor  Law  Board  hatte  1867  gesetzliche  Vollmacht  zur 
Abänderung  der  Unions  mittelst  Prov.  Orders  erhalten ;  das  Local  Government 
Board  erhielt  nun  seit  1871  eine  Reihe  von  gesetzlichen  Vollmachten  zur  Er- 
lassung von  Provisional  Orders  hinzu,  vor  allem  durch  die  Public  Health 
Akte  in  s.  176,  208,  211,  270—275,  279-281,  287—290,  303  u.  a.  m. 

Um  einen  Überblick  über  den  Umfang  dieser  Verordnungsgewalt  zu 
haben,  sollen  folgende  Zahlen  angeführt  werden,  die  Cli£ford  aus  den  Paria- 
mentsakten  erhoben  hat: 

Von  1848 — 1882  wurden  durch  das  Local  Government  Board,  resp.  dessen 
Vorgänger  in  seinen  Funktionen,  1205  Provisional  Orders  erlassen,  darunter 
503  unter  der  Public  Health  Akte  1875.  Von  diesen  wurden  1114  ohne  Op- 
position durch  das  Parlament  konfirmiert,  84  von  diesem  den  Select  Committees 
als  kontrovers  überwiesen,  hiervon  71   nach   durchgeführtem  Verfahren  und 
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2.  Ein  weiteres  bedeutendes  Anwendungsgebiet  findet  diese 
subsidiäre  Verordnmigsgewalt  in  Bezug  auf  die  Abänderung  der 
territorialen  Verwaltungsordnung.  So  bei  der  Umwandlung  eines 
I&ndlichen  Distriktes  in  einen  städtischen,  bei  der  Bildung  von 
Speeialverwaltungsdistrikten  durch  Zusammenlegung  mehrerer  Di* 
strikte  und  bei  der  Bildung  eines  Joint  Board.  Auch  hier  ergehen 
die  Orders  in  der  Regel  auf  Initiative  der  Lokalinteressenteu, 
nämlich  der  betreifenden  Local  Bodies.  Dagegen  konnte  das  Lokal- 
verwaltungsamt nach  der  Public  Health  Akte  bestehende  Distrikte 
vereinigen,  oder  das  Gebiet  eines  städtischen  Distriktes  mit  dem 
einer  Municipalstadt  zusammenlegen,  oder  Teile  eines  städtischen 
Distriktes  abtrennen  und  zu  einem  ländlichen  Distrikte  hinzufügen : 
all  dies  aus  eigener  Initiative,  ohne  Ansuchen  der  lokalen  Inter- 
essenten. Seit  1888  sind  diese  Befugnisse  vollständig  auf  die 
Gounty  Councils  übergegangen  und  somit  ist  die  Centralbehörde  in 
dieser  Hinsicht  praktisch  ausgeschaltet  worden,  wenn  auch  die  be- 
treffenden Bestimmungen  der  Sanitätsakte  formell  nicht  aufgehoben 
worden  sind.  Die  Änderung  der  Grafschaftsgrenzen  steht  dem 
Lokalverwaltungsamte  auch  gegenwärtig  ausschliefslich  jedoch 
nicht  spontan  zu. 

Das  Gesetz  von  1875  hat  also  der  Centralbehörde  weit- 
reichende Befugnisse  über  die  territoriale  Organisation  der  Lokal- 
verwaltung gegeben;  aber  das  Gesetz  gab  dem  Lokalverwal- 
tungsamte keine  bindende  Richtschnur  für  seine  Thätigkeit  in 
dieser  Richtung  an  die  Hand.  Es  stellt  nicht  Principien  auf, 
deren  Durchführung  durch  die  Centralbehörde  das  immer  mehr 
anwachsende  Chaos  der  lokalen  Yerwaltungsgebiete  zu  beseitigen  im 
Stande  gewesen  wäre.    So  hat  denn  die  Centralbehörde  thatsächlich 


teilweiser  Abänderung  bes^tätigt;  18  wurden  ganz  zurückgewiesen.  Gerade 
die  so  aufserordentlich  geringe  Zahl  von  Nichtbestätigungen  von  Provisional 
Orders  deutet  vielleicht  auf  einen  dem  System  inhärierenden  Mangel  hin. 
Das  in  Private  Bills  judizierende  Select  Committee  holt  stets  Gutachten  des 
Local  Government  Board  ein.  Wird  nun  eine  Provisional  Order  Confirmation 
Bill  angefochten,  so  giebt  das  in  diesem  Falle  doch  als  Partei  fungierende 
Amt  ein  ihrer  Absicht  nach  objektives,  thatsächlich  aber  in  den  meisten  Fällen 
subjektives  Gutachten  in  eigener  Sache  ab.  Pflegt  doch  gewöhnlich  derselbe 
Inspektor,  der  die  Provisional  Order  auf  Grund  einer  von  ihm  abgehaltenen 
Local  Inquiry  entworfen  hat,  auch  der  Verfasser  des  sodann  ergehenden  Gut- 
achtens zu  sein.  Dadurch  aber  wird  die  sonst  in  der  Private  Bill  Legislation 
so  streng  eingehaltene  gerichtliche  Unparteilichkeit  der  Gommittees  zweifellos 
in  vielen  Fällen  zu  Gunsten  derjenigen  Partei  beeinträchtigt,  auf  deren  An- 
suchen die  Provisional  Order  erflossen  ist    Vgl.  Clifford  IL  p.  690  ff.  710  ff. 
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aus  der  ihr  anvertrauteD  organisatorischeD  Verordnungsgewalt  nur 
geringe  praktische  Folgen  zu  ziehen  gewufst  und  dies  hauptsächlich 
deshalb,  weil  es  noch  immer  bedenklich  schien,  durch  admini- 
strative Mafsregeln  von  London  aus  die  zahllosen  sich  kreuzenden 
lokalen  Interessen,  die  an  das  Fortbestehen  der  alten  Unregel- 
mäfsigkeiten  geknüpft  waren,  durch  rücksichtsloses  Eingreifen  zu 
verletzen.  So  kam  es  praktisch  nicht  weiter,  als  dafs  das  Central- 
amt,  in  der  Regel  nur  auf  Ansuchen  lokaler  Interessenten  hin,  von 
seiner  Verordnungsgewalt  hier  und  dort  Gebrauch  machte,  um 
lokale  Bedürfnisse  nach  Grenzregulierung  zu  befriedigen.  Eine 
Verfolgung  gesamtstaatlicher  Interessen  durch  eine  methodische 
Verwaltungspolitik  lag  hierbei  dem  Lokalverwaltungsamte  ferne. 
Inzwischen  begann  man.  im  Parlamente  und  in  der  Presse  immer 
mehr  nach  einer  durchgreifenden  Reform  der  unhaltbaren  territo- 
rialen Verhältnisse  der  Lokalverwaltung  zu  verlangen.  Die  Ein- 
setzung einer  königlichen  Untersuchungskommission  (Boundary 
Commission)  im  Jahre  1887  zur  genauen  Erforschung  der  hier  vor- 
handenen administrativen  Übelstände  bildete  die  erste  Frucht  dieser 
Wandlung  der  öffentlichen  Meinung.  Eine  durchgreifende  Reform 
konnte  aber  erst  durch  Schaffung  lokaler  repräsentativer  Mittel- 
instanzen ermöglicht  werden,  da  solchen  der  Widerspruch  gegen 
bureaukratische  Einmischung  der  Centralverwaltung  in  lokale  An- 
gelegenheiten nicht  leicht  entgegengehalten  werden  konnte.  Diese 
Vorbedingung  wurde  durch  die  grofsen  Gesetze  von  1888  und.  1894, 
vor  allem  durch  die  Institution  der  County  Councils,  verwirklicht. 
Diese  Gesetze  stellten  eine  Reihe  von  Grundsätzen  für  die  terri- 
toriale Organisation  der  Lokal  Verwaltung  auf,  wie  wir  sie  im  ein- 
zelnen in  den  früheren  Kapiteln  kennen  gelernt  haben,  deren 
Absicht  dahin  ging,  eine  einfachere  und  übersichtliche  Gliederung 
der  Verwaltungsgebiete  zu  erreichen.  Die  Art  und  Weise  nun, 
wie  die  Gesetzgebung  dieses  Ziel  anstrebt,  ist  bezeichnend  für 
die  englische  Auffassung  von  der  Art  und  Weise  der  Durchführung 
solcher  Reformen.  Man  vermied  es  wohlweislich,  der  Central behörde 
einfach  die  Verwirklichung  jener  gesetzlich  aufgestellten  Grundsätze 
aufzutragen.  Ein  solches  rücksichtslos  centralistisches  Vorgehen 
wäre  in  England,  selbst  wenn  die  Gesetzgebung  es  beabsichtigte, 
praktisch  unausführbar;  man  ging  vielmehr  von  der  Anschauung 
aus,  dafs  das  Interesse  der  Bevölkerung  selbst  und  der  von  ihr 
gewählten  Lokalbehörden  hier  den  Impuls  und  die  treibende  Kraft 
abgeben  müsse,  und  stellte  sich  auf  den  Standpunkt,  dafs  im 
engeren   lokalen  Kreise  die  beste  Instanz  gelegen  sei,   von  der 
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solche  Reformen  durchzuführen  wären.  Andererseits  drang  nun- 
mehr die  Anschauung  durch,  dafs  insoweit,  als  das  gesamtstaat- 
liche Interesse  in  Frage  kommt,  ein  direktes  Eingreifen  der  Central- 
verwaltung  in  die  Organisation  der  Lokalverwaltung  unter  der 
Ägide  des  Parlamentes  ebenso  unbedenklich  als  berechtigt  sei. 
Hierbei  wurde  die  territoriale  Gestaltung  der  Grafschaft  und  der 
ihr  gleichgestellten  County  Boroughs  als  das  eigentliche  Arbeits- 
feld dieser  direkten  Einflufssphäre  des  Local  Government  Board 
aufgestellt.  Für  alle  kleineren  Verwaltungsgebiete  wurde  die  Ver- 
ordnungsgewalt von  dem  bisherigen  Träger  derselben,  der  Gentral- 
behörde, an  die  neu  geschaffenen  Grafschaftsbehörden  unter  Vor- 
behalt einer  genau  geregelten  Oberaufsicht  des  L.  G.  B.  und  damit 
des  Parlamentes  übertragen.  Damit  ist  eine  wichtige  Abänderung  der 
Sanitäts-Akte  von  1875  vollzogen,  und  zwar  in  der  Richtung  der 
Schmälerung  der  centralen  Verordnungsgewalt.  Je  nachdem  es  sich 
um  die  Grenzen  einer  Grafschaft  oder  Stadtgrafschaft  einerseits,  um 
die  Grenzregulierung  innerhalb  der  Grafschaft  andererseits  handelt, 
ist  also  von  nun  ab  die  Kompetenz  für  die  organisatorische  Admini- 
strativgewalt verschieden.  Im  ersteren  Falle  hat  fortan  das  Lokal- 
verwaltungsamt die  Befugnis,  alle  auf  Grenzregulierungen  bezüg- 
lichen Ansuchen  der  Grafschaften  und  County  Boroughs  zu  prüfen, 
zu  diesem  Zwecke  eine  kommissioneile  Untersuchung  zu  veran- 
stalten und  mittelst  Provisional  Order  darüber  zu  befinden.  Von 
besonderer  Wichtigkeit  ist  hierbei,  dafs  auch  in  diesem  verengerten 
Wirkungskreise  dem  Centralamte  principiell  keine  eigene  Initiative 
zusteht.  Nach  wie  vor  bleibt  überdies  die  Kognition  des  Parla- 
mentes betreffs  dieser  Orders  schon  durch  ihre  Form  als  Provisional 
Orders  gesichert. 

Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ist  kein  Zweifel  darüber, 
dafs  die  Befugnis  des  Lokalverwaltungsamtes  nicht  auf  kleine 
Gebietsänderungen,  auf  Grenzregulierungen  beschränkt  ist;  die 
Praxis  hat  aber  sehr  bald  gezeigt,  dafs  es  nicht  im  Sinne  des 
Parlamentes  lag,  der  Administrativbehörde  hier  die  Befugnis  zu 
weitreichenden  systematischen  Gebietsänderungen  zu  geben.  Das 
von  solchen  Abgrenzungen  stets  empfindlich  berührte  Steuerinteresse 
der  Kirchspiele  und  Distrikte  hat  nach  wiederholter  Entscheidung 
der  parlamentarischen  Select  Committees  mehr  Berücksichtigung 
zu  empfangen,  als  das  rein  administrative  Interesse  der  Gentral- 
behörde an  einer  gleichmäfsigen  Gestaltung  der  Verwaltungsgebiete. 
Das  Mittel,  dessen  sich  Grafschaften  oder  Städte  zur  Abwehr 
solcher  nivellierender  Tendenzen  der  Gentralbehörde  bedienen,  ist 
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die  Einbringung  von  Private  Bills  oder  von  Petitionen  gegen  die 
Provisional  Orders  des  L.  G.  B.  im  Parlamente,  durch  welche 
die  Verordnungsgewalt  des  Lokalverwaltungamtes  bis  zur  merito- 
rischen  Entscheidung  des  Parlamentes   aufser  Kraft  gesetzt  wird. 

Im  zweiten  Falle  obliegt  es  den  Grafschaftsräten,  alle  not> 
wendig  erscheinenden  Abänderungen  der  Distrikt-  und  Kirchspiel- 
grenzen  zu  verordnen.  Das  Nähere  darüber  ist  bereits  oben  im 
zweiten  Abschnitte  mitgeteilt  worden  K 

Als  Ergebnis  dieser  Legislation  stellt  sich  also  heraus,  dafs 
nicht  eine  Vergröfserung  sondern  eine  Verringerung  der  organi- 
satorischen Verordnungsgewalt  der  Centralbehörde  zu  Gunsten  der 
repräsentativen  Mittelinstanzen  eingetreten  ist.  Gerade  im  In- 
teresse der  Förderung  einer  fortschreitenden  und  den  lokalen 
Bedürfnissen  sich  anpassenden  Gliederung  der  Verwaltungsgebiete 
ist  diese  Verschiebung  der  administrativen  Machtbefugnisse  vor- 
genommen worden.  Allerdings  ist  für  die  Übergangszeit  und 
zum  Zwecke  der  Beseitigung  der  gröbsten  Mifsstände  auf  diesem 
Gebiete  eine  Art  von  Ausnahmszustand  geschaffen  worden,  indem 
nämlich  durch  die  Akte  von  1888  dem  Lokalverwaltungs- 
amte die  volle  Organisationsgewalt  zum  Zwecke  der  Verwirk- 
lichung der  im  Gesetze  niedergelegten  territorialen  Ordnung  für 
die  Zeit  bis  zum  L  November  1890  eingeräumt  wurde.  Bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  konnte  das  Lokalverwaltungsamt  alle  notwendig 
erscheinenden  Verfügungen  treffen,  ohne  die  Initiative  der  lokalen 
Körperschaften  abzuwarten;  von  da  an  gelten  aber  die  vorange- 
führten gesetzlichen  Kompetenzbestimmungen  ausnahmslos.  Setzt 
man  nun  diesen  Zustand  mit  der  Machtvollkommenheit  des  Lokal- 
verwaltungsamtes als  oberster  Armenbehörde  in  Parallele,  so  ist 
es  klar,  dafs  in  diesem  Betracht  keine  Fortbildung  der  Gentrali- 
sationsidee  in  der  Lokalverwaltung,  sondern  vielmehr  eine  Rück- 
bildung derselben  und  ein  stärkeres  Hervortreten  einer  neuartigen 
Decentralisation,  wie  sie  im  Gesetze  von  1894  ihren  Ausdruck 
gefunden  hat,  festgestellt  werden  mufs. 

Neben  dieser  die  territoriale  Organisation  betreffenden  Ver- 
ordnungsgewalt hat  das  Lokalverwaltungsamt  eine  weitere,  in  den 
Bereich  des  formellen  Verwaltungsrechtes  gehörige,  wichtige  Be- 
fugnis zur  Erlassung  allgemeiner  Normen  durch  die  Reformgesetze 
übertragen  erhalten.     Bei  einer  Reihe  von  Bestimmungen  dieser 


*  Vgl.  oben  S.  483  ff.   und  die   dort  citierten  Bestimmungen  der  Gesetze 
von  1888  und  1894. 
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Gesetze  erschien  es  unpraktisch,  die  notwendigen  Detailvorschriften 
in  das  Gesetz  selbst  aufzunehmen,  umsomehr  als  gerade  bei  der 
Natur  des  Gesetzesinhaltes  eine  gewisse  Elasticität  und  leichte 
Abänderlichkeit  unerläfslich  schien.  So  ist  denn  die  Regelung 
des  ganzen  neuen  Wahlverfahrens  für  die  Distrikt-  und  Kirch- 
.spielräte  der  Verordnungsgewalt  des  Local  Government  Board 
durch  das  Gesetz  selbst  tibertragen  worden.  In  sieben  grofsen 
Orders  hat  dasselbe  dieser  Aufgabe  entsprochen,  und  zwar  in  der 
Weise,  dafs  auch  die  minutiösesten  Details  geregelt  wurden.  Diese 
Verordnungen  unterscheiden  sich  aber  auch  formell  von  den  vor- 
genannten. Sie  sind  keine  Provisional  Orders,  aber  auch  nicht 
identisch  mit  den  General  Orders  der  Armenverwaltung,  sie  sind 
vielmehr  rein  technische  Ausftihrungs-  und  Ergänzungsverordnungen, 
bedürfen  als  solche  keiner  Bestätigung  durch  das  Parlament,  son- 
dern müssen  sogleich  nach  ihrer  Publikation  als  ein  Stück  des 
Gesetzes  selbst  nach  dessen  ausdrücklicher  Bestimmung  angesehen 
werden  Der  enge  Spielraum,  der  dabei  der  Verwaltungsbehörde 
gegeben  ist,  schliefst  jeden  Vergleich  mit  analogen  Verordnungen 
der  Exekutivgewalt  auf  dem  Festlande  aus;  denn  die  wesent- 
lichen Dinge,  um  die  es  sich  hier  handelt,  und  al16  wichtigen' 
Einzelheiten  sind  schon  vom  Gesetze  selbst  bestimmt  und  so  ist 
dem  Lokalverwaltungsamte  nur  die  genaue  und  möglichst  prak- 
tische Feststellung  aller  technischen  Details  für  sämtliche  Stadien 
des  Wahlverfahrens  anheim  gestellt  worden.  Dieser  ganze  Vorgang 
bedeutet  nichts  anderes  als  eine  dauernde  Entlastung  des  Parla- 
mentes von  der  ermüdenden  Aufgabe,  die  zahllosen,  durchwegs 
von  vornherein  feststehenden  Bestimmungen  formell  durchzuberaten 
und  von  Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  kleine  Änderungen  mittelst 
des  legislatorischen  Apparates  selbst  vornehmen  zu  müssen.  Die 
englische  Gesetzgebung  über  das  Wahlverfahren  bei  allen  ö£Pentlichen 
Wahlen  ist  so  kompliziert,  dafs  es  bei  der  kasuistischen  Art  eng- 
lischer Gesetzgä'bungstechnik  nur  darauf  ankam,  im  Gesetzeswege 
die  Ausdehnung  dieser  ganzen  Masse  von  Statuten  von  den 
Municipal-  und  Parlamentswahlen  auf  alle  anderen  Wahlen  aus- 
zusprechen. Dem  Lokalverwaltungsamte  konnte  man  füglich  die 
mechanische  Arbeit  überlassen,  diese  Bestimmungen  selbst  wieder 
in  ihren  Details  den  verschiedenen  Lokalbehörden  anzupassen. 

Fragen  wir  nun,  wie  es  um  die  Verordnungsgewalt  der  Gentral- 
behörde in  Bezug  auf  das  materielle  Verwaltungsrecht  steht,  so 
ergiebt  auch  hier  die  Untersuchung  der  einzelnen  Gesetzesbestim- 
mungen ein  ähnliches  Ergebnis.     Auch  hier  ist  das  Princip  centra- 
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listischer  Oberleitung  der  Verwaltung  in  weit  geringerem  Mafse 
verwirklicht  worden  als  im  Armenwesen.  Der  Hauptfall  für  die 
durchgreifende  Administrativgewalt  der  Centralbehörde  ist  hier 
ein  Ausnahmszustand:  der  Ausbruch  von  Epidemien.  Sektion 
134  des  Sanitätsgesetzes  bestimmt: 

„Whenever  any  part  of  England  appears  to  be  threatened 
with  or  is  affected  by  any  formidable  epidemic,  endemic,  or  in- 
fectious  disease,  the  Local  Government  Board  may  make  and  from 
time  to  time  alter  and  revoke  regulations  for  all  or  any  of  the 
purposes  (namely); 

1.  For  the  speedy  interment  of  the  dead;  and 

2.  For  house-to-house  Visitation:  and 

3.  For  the  provision  of  medical  aid  and  accommodation ,  for 
the  promotion  of  cleaning,  Ventilation,  and  disinfection  and  for 
guarding  against  following  the  spread  of  disease; 

and  may  by  order  declare  all  or  any  of  the  regulations  so 
made  to  be  in  force  within  the  whole  or  any  part  or  parts  of 
the  district  of  any  local  authority." 

Sektion  135  giebt  den  so  erflossenen  Verordnungen  die  volle 
Rechtskraft  nach  Publikation  in  der  „London  Gazette".  Im  übrigen 
hat  aber  die  Centralbehörde  stets  nur  auf  Grund  besonderer  ge- 
setzlicher Erlaubnis  und  nur  unter  genauer  Einhaltung  der  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  ein  in  die  Führung  der  Verwaltung  durch 
die  Lokalbehörden  eingreifendes  Verordnungsrecht.  Auch  hier  tritt 
schon  in  der  Form  der  Charakter  der  strengsten  Unterordnung  dieser 
Normativgewalt  unter  die  Gesetzgebung  hervor ;  denn  regelmäsig  sind 
die  Verordnungen  der  Centralbehörde  dem  Parlamente  zur  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden  Billigung  vorzulegen,  oder  sie  be- 
dürfen der  Publikation  mittelst  Order  in  Council,  um  so  die 
Gesamtregierung  für  die  Ausübung  der  Administrativgewalt  poli- 
tisch verantwortlich  zu  machen.  Die  Aufzählung  einiger  der 
hierher  gehörigen  Fälle  wird  dies  vollends  zur  Klarheit  bringen. 

Nach  der  CaualBoats  Akte  1877  hat  das  Lokal  verwaltungs- 
amt  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  eine  Order  zu  erlassen,  die 
dem  Parlamente  vorzulegen  ist  und  binnen  40  Tagen  die  Rechts- 
kraft erlangt,  wenn  das  Parlament  nicht  vorher  einen  dawider 
gerichteten  Beschlufs  fafst.  Das  Gesetz  selbst  regelt  im  allgemeinen 
die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Bewohnung  von  Kanalbooten 
gestattet  ist,  stellt  die  Pflicht  zur  Eintragung  jedes  einzelnen 
solchen  Bootes  in  ein  bei  der  örtlich  kompetenten  Sanitätsbehörde 
geführtes  Register  fest  und  verfügt  besondere  Vorschriften  bezüg- 
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lieh   der   auf  solchen  Booten    lebenden  Kinder.     Dem  Lokalver- 
waltun gsamte    wird    aufgetragen,   die   besonderen   Bestimmungen 
hierüber  durch  Verordnung  festzusetzen,  und  zwar  unter  Auf- 
zählung aller  Punkte,  welche  hierbei  zu  berücksichtigen  sind.    In 
der  Order  vom  20.  März  1878  werden  nun  diese  Vorschriften  auf- 
gestellt.   Es  wird  das  Minimum  des  Luftraums  in  den  Wohnungs- 
räumen, das  Minimalalter  der  darauf  arbeitenden  Personen  fest- 
gesetzt und  den  Sanitätsbehörden   die  individuelle  Untersuchung 
der  Boote  auf  ihren  sanitären  Zustand  hin  zur  Pflicht  gemacht. 
Die  Verordnungsgewalt  der  Centralbehörde  löst  also  hier  einfach 
die  Aufgabe,  die  zur  Ausführung  des  Gesetzes  notwendigen  tech- 
nischen  Ergänzungen   demselben  hinzuzufügen.     Irgend   eine 
selbständige    Feststellung     von    Verwaltungsgrund- 
sätzen ist  ihm  damit  nicht  gegeben.    Genau  von  derselben 
Art  ist  die  Order  des  L.G.B.  vom  22.  Dezember  1889  zum  Zwecke 
der  Ausführung   der  Margarin-Akte   von    1887,   eine  Order  vom 
Jahre  1887  betreffs  der  Einrichtung  der  finanziellen  Jahresberichte 
der  Lokalbehörden,  eine  Verordnung  vom  14.  September  1889  zur 
Regelung  des  kommissioneilen  Verfahrens  der  County  Councils  bei 
Grenzregulierungen,    eine   Order   betreffs   der   Durchführung  des 
Arbeiterwohnungsgesetzes  von  1890;  daneben  erläfst  das  Ministerium 
alljährlich  verschiedene  Memoranda  und  Circular  Letters,  in  denen 
der  Inhalt  neuer  Gesetze  den  Lokalverwaltungskörpern  erläutert 
und  über  einzelne  Punkte  Ratschläge  erteilt  werden.    Aber  in  allen 
diesen  Fällen  handelt  es  sich  immer  nur  um  Aufstellung  praktischer 
Formularien,  Einrichtung  von  Registern  und  um  kleine,  vom  Ge- 
setze mehr  oder  weniger  offen  gelassene  Details,  jedoch  niemals 
um  einen  Gegenstand  von  principieller  Bedeutung  oder  eine  Rechts- 
frage*.   Auf  solche  Weise  werden  zahlreiche  zur  Besorgung  des 
Verwaltungsdienstes  der  Lokalbehörden   notwendige  Formalien  als 
Musterformulare  vom  Lokalverwaltungsamte  publiziert,  femer  wird 
die  Art  und  Weise  der  Korrespondenz  letzterer  mit  dem  Central- 
amte  durch  generelle  Vorschriften  geregelt,  endlich   werden  Vor- 
schriften aufgestellt,  nach  welchen  sich  die  Lokalverwaltungsbehörden 
bezüglich  der  Anstellung,  Qualifikation   und  Entlassung  der  zum 
Teile  aus  dem  Staatsschatze  besoldeten  Beamten  zu  richten  haben. 
In  dieser  Hinsicht   haben   die  Gesetze   von  1888   und   1894  den 
Wirkungskreis    des   Lokalverwaltungsamtes    ansehnlich   erweitert. 
Die  komplizierte,  in  ein  schwer  übersehbares  Detail  auslaufende 


1  Glen,  Law  of  Public  Health,  IL  p.  1750,  1805. 
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YerwaltuDgsmaschinerie ,  welche  durch  diese  Akte  ins  Leben  ge- 
rufen wird,  erforderte  umfassende  Tbätigkeit  der  Centralbehörde 
im  administrativen  Wege,  sollten  die  Zwecke  der  Gesetzgebung 
rasch  und  sicher  erreicht  werden.  Aus  diesem  Grunde  ging  das 
Parlament  in  beiden  Fällen  soweit,  dafs  es  abweichend  von  der 
Tradition  beiden  Gesetzen  eine  allgemeine  Klausel  hinzufügte, 
nach  welcher  im  ersteren  Falle  das  Lokalverwaltungsamt  berechtigt 
ist,  für  alle  im  Laufe  der  Durchfahrung  der  Gesetze  auftauchen- 
den notwendigen  Ergänzungen  durch  Verordnungen  Sorge  zu  tragen, 
im  zweiten  das  County  Council  ^.  Hier  ist  also  von  der  verfassungs- 
mäfsigen  Beschränkung  der  Verordnungsgewalt  auf  die  jeweilige, 
ihr  von  dem  Gesetze  übertragene  Einzelaufgabe  ausdrücklich  ab- 
gegangen worden:  allerdings  nur  für  einen  Übergangszustand  und 
für  die  kurze  Dauer  desselben.  Auf  Grund  jener  Klausel  hat  denn 
auch  das  Lokalverwaltungsamt  verschiedene  Verordnungen  erlassen : 
so  z.  B.  zur  Feststellung  von  Tarifen  für  Wahlkosten,  zur  Regu- 
lierung des  Verfahrens  bei  Zwangskauf  und  Zwangspacht  von 
Liegenschaften  nach  der  Allotments  Akte  u.  s.  w. 

Fassen  wir  nun  das  Gemeinsame  dieser  Verordnungsgewalt 
zusammen,  so  ergiebt  sich  als  Gesamtbild  dies,  dafs  die  juristische 
und  verfassungsmäfsige  Natur  aller  administrativen  Verordnungen 
des  englischen  Rechtes  auch  für  die  neuen  Gentralbehörden  des 
Inneren  trotz  ihres  durch  die  neue  Gesetzgebung  ausgedehnten 
Wirkungskreises  unverändert  aufrechterhalten  worden  ist.  Das 
Lokal  verwaltungsamt  fungiert  als  Hilfskraft  des  Parlaments  und 
übt  seine  Verordnungsgewalt  einzis;  zum  Zwecke  der  genauen 
Durchführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  unter  der  Oberauf- 
sicht des  Parlamentes  aus.  Diese  subsidiäre  Natur  der  administra- 
tiven Verordnungsgewalt  wird  vollends  klar,  wenn  man  die  Stellung 
des  Lokalverwaltungsamtes  als  eines  Gliedes  der  parlamentarischen 
Regierung  in  Betracht  zieht.  Da  fast  alle  generelle  Gesetzgebung 
in  der  inneren  Verwaltung  durch  die  im  Lokalverwaltungsamte 
entworfenen  Bills  bewerkstelligt  wird,  so  liegt  in  der  Übertragung 
einzelner  Detailausführungen  an  die  administrative  Verordnungs- 
gewalt nichts  anderes  ausgesprochen,  als  dafs  für  die  von  der 
fachmännisch  arbeitenden  Centralbehörde  notwendig  erachteten 
Detailnormen  einfach  die  umständliche  parlamentarische  Prozedur 


*  Local  Government  Act  1888  s.  108  subs.  3;  diese  Vollmacht  wurde  durch 
die  Expiring  Laws  Continuance  Acts  1889  und  1890  fortgesetzt  und  erlosch  am 
31.  Dezember  1891.  —  Local  üovemment  Act  1894  s.  83. 
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erspart  werden  soll,  wobei  aber  dem  Parlamente  durch  die  Form, 
in  der  die  Verordnungsgewalt  geübt  wird,  ausnahmslos  die  genaue 
Kontrolle  gewahrt  bleibt. 

Dafs  mit  der  Einräumung  dieser  quasi-legislativen  Funktion 
nicht  im  Entferntesten  die  Entstehung  einer  selbständigen  Yer- 
ordnungsgewalt  der  Begierung  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Ver- 
waltung beabsichtigt  ist,  wird  am  besten  durch  den  Umstand 
bewiesen,  dafs  gleichzeitig  durch  dieselben  Gesetze  den  neu  organi- 
sierten LokalverwaHungskörperschaften  eine  administrative  Ver- 
ordnungsgewalt eingeräumt  wurde,  die  sich  nur  in  Bezug  auf  den 
örtlichen  Umfang  ihres  Wirkens,  nicht  aber  qualitativ-rechtlich  von 
der  der  Centralbehörde  unterscheidet.  Dieser  Gegenstand  bedarf 
aber  noch  näherer  Besprechung. 

Wir  haben  in  dem  vorhergehenden  Kapitel  und  auch  in  diesem 
Abschnitte  wiederholt  auf  die  Befugnis  der  Grafschaftsräte,  Town 
und  District  Councils,  Verordnungen  zu  erlassen,  hingewiesen.  Hier 
müssen  wir  nun  einen  kurzen  Überblick  über  das  Verhältnis  dieser 
normgebenden  Thätigkeit  der  Lokalverwaltungskörper  zur  cen- 
tralen Administrativgewalt  zu  gewinnen  suchen.  Hierbei  ist  ein 
Zweifaches  zu  unterscheiden.  Geradeso  wie  das  Lokalverwal- 
tungsamt wiederholt  durch  das  Gesetz  ermächtigt  wird,  im  einzelnen 
Falle  allgemeine  Vorschriften  (Begulations)  zu  erlassen,  werden 
auch  die  Lokalverwaltungskörperschaften  durch  einzelne  Bestim- 
mungen verschiedener  Gesetze  ermächtigt,  solche  Regulative  zur 
Führung  der  Verwaltung  zu  erlassen.  So  z.  B.  in  Bezug  auf  die 
innere  Geschäftsordnung  der  Gemeinden,  die  Ordnung  des  Dienstes 
der  kommunalen  Beamten,  femer  betreffs  des  Anschlusses  von 
Hauskanälen  an  öffentliche  Kanäle,  der  Regelung  des  Verkehres  in 
den  Straften,  der  Benützung  von  Gemeindeanstalten,  Parks,  Bade- 
und  Waschhäuser  u.  s.  w.  In  allen  diesen  Fällen  ist  es  das  Gesetz 
selbst,  das  die  Lokalbehörden  zur  Aufstellung  von  Normalien  berech- 
tigt. Der  Centralbehörde  steht  eine  weitere  Überprüfung 
dieser  Normen  nicht  zu;  nur  insofern  das  Gesetz  durch  eine 
solche  Vorschrift  oder  durch  Nichterlassung  einer  solchen  Vorschrift 
verletzt  würde,  steht  es  dem  Lokalverwaltungsamte  frei,  auf  Grund 
eingelangter  Beschwerde  auf  Abänderung  zu  dringen.  Daneben  aber 
steht,  wir  wir  wissen,  den  Lokalverwaltungskörpem  eine  zweite 
Form  der  normgebenden  Thätigkeit  offen,  nämlich  die  Erlassung 
von  Bye  Laws.  Mittelst  dieser  sind  die  Lokalbehörden  be- 
fähigt, für  den  ganzen  Bereich  ihrer  Verwaltung  allgemein 
bindende  Normen  zu  erlassen.    Schon  nach  Common  Law  steht  es 

Bedlicli,  Engl.  Lokalverwftltuiig.  42 
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fest,  dafs  solche  Normen  nichtig  sind,  wenn  sie  den  Gesetzen  des 
Landes  zuwiderlaufen.  Die  Sanitätsakte  hat  nun  überdies  eine 
weitere  Beschränkung  hinzugefügt,  indem  sie  dieses  Recht  der 
Normensetzung  unter  die  Aufsicht  des  Lokalver- 
waltungsamtes stellte.  Alle  Bye  Laws  der  Lokalbehörden 
müssen  diesem  letzteren  vorgelegt  werden  und  erhalten  erst  nach 
erfolgter  Bestätigung  Rechtskraft.  Diese  Bestätigung  kann  nach 
freiem  Ermessen  gegeben  oder  verweigert  werden.  Um  unnötige 
Weiterungen  zu  ersparen,  hat  nun  das  Lokalverwaltungsamt  so- 
genannte Model  Bye  Laws  erlassen,  durch  deren  Adoptierung  die 
Lokalbehörden  die  Gefahr  einer  Nichtbestätigung  abwenden  können. 
In  dieser  Oberinstanz  des  Lokalverwaltungsamtes  über  einen  Teil 
der  den  Lokalbehörden  eingeräumten  Verordnungsgewalt  liegt  nun 
ein  weiteres  wichtiges  Zugeständnis  an  die  Gentralisationstendenz 
in  der  Lokaiverwaltung.  Die  Einfiufssphäre  der  Centralbehörde 
und  ihrer  Verordnungsgewalt  ist  hiermit  indirekt  über  die  vorhin 
gekennzeichnete  Grenze  erweitert  worden  zum  Zwecke  der  Herbei- 
führung möglichst  gleichartiger  Verwaltung  im  ganzen  Lande  auf 
Grund  der  Gesetzgebung.  Principiell  stehen  aber  die  beiden  Träger 
der  inneren  Verwaltung,  Lokalkorporationen  und  die  Central- 
behörde, in  Bezug  auf  die  Verordnungsgewalt  nebeneinander :  beide 
sind  in  gleicher  Weise  immer  nur  zur  Durchführung  des  Gesetzes 
berufen  und  können  Normen  allgemein  verbindlicher  Natur  nur 
über  ausdrückliche  und  specielle  Weisung  des  Gesetzgebers,  des 
Parlamentes,  erlassen.  Die  Allmacht  und  Souveränität  des  formellen 
Gesetzes  hat  in  England  nicht  nur  die  Ministerialverordnungen, 
sondern  auch  die  Verordnungen  der  Organe  der  Lokalverwaltung 
in  die  bescheidene  Stellung  eines  untergeordneten  Hilfswerkzeuges, 
und  auch  dieses  nur  in  beschränkter  Anwendung  hinabgedrückt. 

Während  also,  alles  in  allem  genommen,  die  Verordnungs- 
gewalt der  Centralbehörde  im  ganzen  Umkreise  der  durch  die 
Sanitätsgesetze  geregelten  inneren  Verwaltung  gegenüber  den  Be- 
fugnissen, die  sie  als  Armenbehörde  besitzt,  wesentlich  zu  Gunsten  der 
lokalen  Autonomie  restringiert  erscheint,  sind  ihr  auf  der  anderen 
Seite  die  übrigen  Mittel  administrativer  Kontrolle  der  laufenden 
Verwaltung,  die  im  vorhergehenden  Kapitel  dargestellt  worden 
sind,  nicht  versagt  worden. 

Wir  haben  schon  oben  bemerkt,  dafs  die  regelmäfsige  In- 
spektion der  Lokalverwaltung  hier  anders  als  im  Armenwesen  ge- 
regelt ist  und  der  Natur  der  Dinge  nach  geregelt  sein  mufs. 
Eine  fortwährende  Beaufsichtigung  der  Lokaladministration  durch 
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General  Inspectors  und  demzufolge  die  stetige  Möglichkeit  des 
Eingreifens  in  die  Sphäre  der  lokalen  Verwaltung  durch  Ver- 
fügung der  Centralbehörde  stünde  zu  sehr  im  Widerspruche  mit 
der  ganzen  Tradition  des  englischen  Staatslebens,  als  dafs  hier 
ernstlich  daran  gedacht  werden  könnte:  die  regelmäfsige  Über- 
wachung der  Sanitätsgesetze  liegt  vielmehr  bei  den  ärztlichen  Be- 
amten der  Lokalbehörde  selbst  und  wird  gesichert  durch  den 
Konnex,  der  zwischen  diesen  Beamten  und  der  Centralverwaltung 
hergestellt  ist.  Insofern  diese  verpflichtet  sind,  periodische  Be* 
richte  über  den  Zustand  der  Sanitätsverwaltung  aus  ihren  Di- 
strikten an  das  Lokalverwaltungsamt  regelmäfsig  einzusenden,  be- 
sitzt diese  letztere  eine  fortlaufende  Quelle  der  Information 
über  die  Art  und  Weise  der  Durchführung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen. 

Die  Thätigkeit  der  Medical  Officers  und  der  denselben  unter- 
geordneten Inspectors  of  Nuisances  ist  also  gewissermafsen  der 
wirksame  Haupthebel  für  die  Durchführung  der  Absichten  des 
Gesetzes.  Indem  nun  die  englische  Gesetzgebung  diese  Beamten 
der  Lokalbehörden  in  eine  bestimmte  Abhängigkeit 
von  der  Centralbehörde  gebracht  hat,  gab  sie  der  letzteren 
eine  eigene  kräftige  Handhabe  zur  Einwirkung  auf  die  Lokal- 
verwaltung. Die  Sanitätsakte  bestimmt  nämlich,  dafs  alle  jene 
Beamten  der  Lokalverwaltungskörperschaften,  deren  Gehalte  ganz 
oder  zu  einem  Teile  aus  den  vom  Parlamente  bewilligten 
Geldern  bezahlt  werden,  dem  Ministerium  in  gleicher  Weise 
unterstehen,  wie  die  Beamten  der  Armenverwaltung.  Dieses  Kri- 
terium trifft  nun  zu  bei  den  beiden  Hauptbeamten  der  Distrikts- 
verwaltung: dem  städtischen  öder  ländlichen  Distrikt- 
arzte und  dem  Gesundheitsinspektor.  Demgemäfs  hat 
das  Lokalverwaltungsamt,  wie  schon  bemerkt,  selbst  die  Anstellung, 
den  Pflichten-Kodex  und  die  Entlassungsmodalitäten  dieser  Beamten 
durch  eigene  Order  geregelt.  Die  Centralbehörde  kann  jeden 
Sanitätsbeamten,  der  pflichtwidrig  handelt,  entlassen,  obgleich  die 
Anstellung  und  die  Dauer  derselben  in  erster  Linie  von  der  Lokal- 
behörde zu  bestimmen  sind.  Sie  kann  andererseits  jeden  Sanitäts- 
beamten, der  von  einer  Lokalverwaltungsbehörde  entlassen  oder 
suspendiert  wurde,  wieder  in  sein  Amt  einsetzen  auch  wider  den 
Willen  der  Lokalbehörde,  wenn  sie  die  Entlassung  nicht  für 
gerechtfertigt  hält.  Da  aber  die  Pflicht  des  Medical  Officer,  so- 
wohl periodisch  wie  auch  jedesmal  sonst,  wenn  das  Lokalver- 
waltungsamt es  verlangt,  über  die  Ausführung  der  Sanitätsakte  Be- 
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rieht  zu  erstatten,  für  die  Oberaufsicht  der  Gentralbehörde  von 
grörster  Bedeutung   ist,  so   hat  das  Gesetz  auch   gegenüber  den 
Lokalverwaltungskörperschaften   eine    besondere   Bestimmung   ge^ 
troffen,  die   diese  Pflicht  einschärft.    Es  ist  nämlich  festgesetzt, 
ilafs  in  jedem   Falle   einer  Vernachlässigung  dieser  Obliegenheit 
seitens  der  lokalen  Verwaltungsbehörde  das  Centralamt  dem  Oraf- 
sehaftsrate   das   Gertifikat,   auf    Grund   dessen   die   Zahlung   der 
Staatezuschüsse  für  die  Sanitätsverwaltung  in  Gestalt    der  Sub* 
sidien  für  die  Gehalte  der  vorgenannten  Sanitätsorgane  zu  erfolgen 
hat,  für  den  betreffenden  Distrikt  vorenthält,  wodurch  der  letztere 
in  seinem  finanziellen  Interesse  empfindlich   getroffen  wird.    Die 
damit    angedrohte    unvermeidliche   Mehrbelastung   des   Distriktes 
bildet   ein   nachhaltiges  Mittel,   die   Steuerzahler   selbst  auf  die 
Pflichtversäumnis  ihrer  Vertreter  aufmerksam  zu  machen  und  einen 
Wandel  in  der  Verwaltung  herbeizuführen.    So  wirkt  diese  eigen- 
tümliche Einrichtung  in  Verbindung  mit  der  administrativen  Ober- 
gewalt   der    Gentralbehörde    über   die    Sanitätsbeamten    als    ein 
kräftiges  Mittel  der  Kontrolle  über  die  vom  staatlichen  Interesse 
aus  wahrzunehmenden  Agenden  der  Lokalverwaltung. 

Für  die  übrige,  nicht  von  den  Sanitätsbeamten  geführte  ad- 
ministrative Thätigkeit  der  Lokalverwaltungskörper  hat  die  Gentral- 
verwaltung  weiters  dasselbe  Mittel  der  Kontrolle,  wie  wir  es 
gegenüber  den  Armenbehörden  kennen  gelernt  haben,  nämlich  die 
durch  den  „Central  Audit"  geübte  Rechnungsrevision.  Alles  was 
im  vorhergehenden  Kapitel  hierüber  gesagt  worden  ist,  gilt  in 
gleichem  Mafse  an  dieser  Stelle  und  bedarf  daher  keiner  weiteren 
Ausführung.  Auch  hier  wird  durch  das  Institut  der  District 
Auditors  jede  korrupte  oder  ungesetzliche  Verausgabung  öffent- 
licher Gelder  mittelst  eines  sehr  einfachen  Apparates  dauernd 
verhütet. 

Von  noch  gröfserer  Wichigkeit  aber  als  in  der  Armenver- 
waltung ist  hier  die  zweite  finanzielle  Hauptbefugnis  der  Gentral- 
behörde, nämlich  ihr  Recht ,  die  Anlehen  der  Lokalbehörden 
zu  bewilligen;  denn  weit  mehr  als  in  der  Armenverwaltung 
ist  bei  den  städtischen  und  ländlichen  Sanitätsbehörden  sowie  den 
Grafschaftsräten  das  ständige  Bedürfnis  nach  Kapitalsinvestition 
zur  Erfüllung  ihrer  obligatorischen  und  ihrer  permissiv  geregelten 
Aufgaben  vorhanden.  Indem  überdies  das  Gesetz  für  alle  solche 
Fälle  dem  Lokalverwaltungsamte  das  Recht  einräumt,  im  Falle 
einer  gegen  Anleihebeschlüsse  der  Lokalverwaltungsbehörde  von 
mindestens  einem  Zehntel  der  Steuerzahler  eingebrachten  Beschwerde 
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sogar  die  Pflicht  auferlegt,  eine  kommissionelle  Untersuchung 
an  Ort  und  Stelle  vorzunehmen,  so  ist  auch  auf  diesem  Wege  der 
Centralbehörde  eine  periodische  direkte  Kenntnisnahme  von  dem 
Zustande  der  Lokalverwaltung  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten 
derselben  gesichert. 

Durch  alle  diese  Mittel  wird,  wie  wir  sehen,  von  verschiedenen 
Angriffspunkten  her  der  Centralbehörde  die  Möglichkeit  der  Kontrolle 
über  die  Lokalverwaltung  eröffnet.    Aber  nur  um  diese,  nicht  um 
bureaukratische  Bevormundung  der  lokalen  Verwaltungskörper  vom 
Begierungstische  aus  hat  es  sich  seit  jeher  den  Reformatoren  der  eng- 
Uschen  Landesverwaltung  gehandelt.  Allerdings  war  zugleich  mit  der 
Erkenntnis,  dafs  nur  durch  eine  centralbehördliche  Kontrolle  die 
Durchführung  der  modernen  Verwaltungsgesetze  gesichert  werden 
könne,  auch  die  Notwendigkeit  geschaffen,  der  Centralbehörde  in 
jenen  Fällen,  in  denen  die  Kontrolle  unhaltbare  Zustände  der  Lokal- 
verwaltung zur  Kenntnis  bringt,  Mittel  und  Wege  zur  endgültigen 
Durchführung  des  Gesetzes  auch  wider  den  Willen  der  säumigen, 
lokalen  Verwaltungsorgane  an  die  Hand  zu  geben.    Die  der  ganzen 
Entwicklung  der  Centralisation  in  der  englischen  Verwaltung  zu- 
grunde liegende  Idee,  dafs  nur  das  praktische  Bedürfnis,  nicht  aber 
irgend   eine  Theorie  von    „königlicher"   oder  „staatlicher"   Ober- 
vormundschaft über  die  innere  Verwaltung  ein  solches  unmittel- 
bares Eingreifen  in  den  lokalen  Interessenkreis  der  Staatsbürger 
rechtfertigen  könne,  bringt  es  mit  sich,  dafs  letzteres  nur  dann 
zulässig  erscheint,  wenn  das  Gesetz  thatsächlich  nicht  durchgeführt 
worden  ist.    Dies  wird  in  der  Weise  zum  Ausdruck  gebracht,  dars 
grundsätzlich  die  Einbringung  einer  Beschwerde  als  Vorbedingung  für 
das  Eingreifen  der  Centralbehörde  statuiert  erscheint.    Diese  Be- 
schwerde kann  aber  von  jedermann  eingebracht  werden,  der  ein  ernst- 
liches Interesse  daran  besitzt.    Allein  nicht  jede  Beschwerde  gegen 
die  Amtsführung  der  Lokalverwaltung,  sondern  nur  eine  solche,  die 
den  obligatorischen  Pflichtenkreis  derselben  betrifft,  kann  zur 
Einmischung  des  L.  G.  B,  führen.  Nur  wenn  die  Beschwerde  eine  Ver- 
waltungspflicht  angeht,  insbesondere  wenn  sich  die  Kommune  eine 
Versäumnis  in  Bezug  auf  die  Errichtung  und  Erhaltung  der  Kanali- 
sierung, sowie  die  Beschaffung  gesunden  Trink-  und  Nutzwassers, 
beides  .verbunden  mit  einer  Gefährdung  der  öffentlichen  Gesundheit, 
hat  zu  schulden  kommen  lassen  oder  eine  jener  Pflichten  von  gesamt- 
staatlichem Interesse  verabsäumt,  die,  wie  z.  B.  Durchführung  der 
Impfgesetze,  Beseitigung  sanitätsgefährlicher  Zustände  (Nuisances), 
Anstellung  von  Local  Registrars  d.  i.  staatlichen  Matrikenführem, 
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u.  dergl.  m.  einen  besonderen  Kreis  innerhalb  der  ganzen  Th&tig- 
keitssphäre  der  Lokalverwaltung  bilden:  dann,  aber  nur  dann 
tritt  die  administrative  Zwangsgewalt  des  Lokalverwaltungsamtea 
auf  der  einen  Seite,  die  Gehorsamspflicht  der  Lokalbehörde  auf 
der  anderen  Seite  in  Kraft.  Das  Verfahren,  das  hierbei  ein- 
zuschlagen ist,  wird  durch  das  Gesetz  folgendermafsen  geregelt. 
Ist  eine  Beschwerde  eingebracht,  so  obliegt  dem  Centralamte  die 
Befugnis,  durch  eine  Local  Inquiry  festzustellen,  ob  thatsächlich 
ein  technisches  Versäumnis  (Default)  vorliege.  Die  Entscheidung 
darüber  steht  dem  diskretionären  Ermessen  der  Centralbehörde  zu. 
Findet  sie,  nicht  einzuschreiten,  so  giebt  es  für  den  Beschwerde- 
führer keine  Möglichkeit,  etwa  durch  die  ordentliche  Leistungs- 
klage beim  Gerichte  das  Lokalverwaltungsamt  dazu  zu  verhalten^ 
Findet  das  letztere  thatsächlich  eine  Versäumnis ,  so  hat  es 
zunächst  eine  Specialverordnung  zu  erlassen,  welche  dem  be- 
treffenden District  Council  oder  Town  Council  die  Erfüllung  der 
versäumten  Verwaltungsaufgabe  binnen  einer  bestimmten  Frist  auf- 
trägt. Nach  nutzlosem  Verstreichen  dieser  letzteren  stehen  der 
Centralbehörde  zwei  Wege  oflfen.  Sie  kann  nunmehr  einen  gericht- 
lichen Befehl  (Mandamus)  an  die  Lokalverwaltungskörperschaft  zur 
Erfüllung  der  ihr  obliegenden  gesetzlichen  Pflicht  erwirken  und 
dadurch  bei  Gefahr  der  Folgen  des  Contempt  of  Court  die  Mitglieder 
der  Lokalbehörde  auffordern,  ihre  Pflicht  zu  thun,  oder  sie  kann  eine 
Art  von  administrativer  Sequestration  einführen,  indem  sie  einen 
Delegierten  zur  Durchführung  der  betreflenden  Verwaltungsaufgabe 
abordnet  und  gleichzeitig  durch  eine  Order  der  Lokalbehörde  auf- 
erlegt, die  Kosten  zu  tragen.  Dagegen  steht  dieser  die  Be- 
schwerde an  den  obersten  Gerichtshof  frei.  Der  delegierte  Com- 
missarius  hat  sämtliche  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe  notwendigen 
Befugnisse  der  Lokalbehörde  mit  Ausnahme  des  Rechtes  der 
Steuerauflegung.  Weigert  sich  die  Lokalbehörde,  die  aufgelaufenen 
Kosten  zu  bezahlen,  so  steht  dem  Lokalverwaltungsamte  das  Recht 
zu,  binnen  14  Tagen  durch  eine  zweite  Order  neuerlich  einen  oder 
mehrere  Specialbevollmächtigte  zu  dem  Zwecke  zu  ernennen,  dafs 
dieselben  aus  den  Steuergeldem  eine  Summe  in  der  Höhe  der  Kosten 
des  betreflenden  Verwaltungsaktes  samt  den  überlies  aufgelaufenen 
Auslagen  einheben.  Jeder  solcher  Steuersequester  hat  das  volle 
Recht  der  Lokalbehörde  in  Steuersachen  betrefls  der  Umlegung 
und  Einhebung,  und  alle  mit  dem  Steuerwesen  betrauten  Organe 
sind  verpflichtet,  ihm  Folge  zu  leisten.  Die  Befugnis  des  Special- 
delegierten erstreckt  sich  auch  eventuell  auf  die  Aufnahme  der 
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zur  Durchführung  seiner  Aufgabe  notwendigen  Kapitalien.  l)ie 
Public  Works  Commissioners  sind  berechtigt,  auf  ein  darüber  aus- 
gestelltes Certifikat  der  Gentralbehörde  die  betreffende  Summe 
flüssig  zu  machen. 

Das  Lokal verwaltungsamt  hat  weiters  das  Recht,  das  Steuer- 
einkommen zum  Zwecke  der  Zinsenzahlung  und  Amortisation  dieser 
Kapitalien  mit  derselben  gesetzlichen  Wirkung  zu  obligieren,  wie 
sie  ein  vollgültiger  Beschlufs  des  lokalen  Verwaltungskörpers  nach 
sich  zöge. 

Wir  sehen  also :  für  den  Fall,  dafs  derjenige  Faktor,  der  nach 
engliscHer  Auffassung  die  Triebkraft  aller  Verwaltung  vorstellt, 
dafs  nämlich  die  gewählten  Vertreter  der  Bevölkerung  ihre  Pflichten 
in  einer  das  öffentliche  Interesse  gefährdenden  Weise  dauernd  ver- 
nachlässigen r-  und  nur  für  diesen  Fall  ist  der  Gentralbehörde  vom 
Parlamente  die  Vollmacht  verliehen,  das  Gesetz  durch  administra- 
tiven Zwang  zur  Geltung  zu  bringend 

Es  erübrigt  uns,  als  letzten  Punkt  noch  jene  Thätigkeit  des 
Local  Government  Board  in  Betracht  zu  ziehen,  welche  einen  quasi- 
judizi eilen  Charakter  an  sich  trägt.  Allgemein  gilt  auch  hier, 
was  darüber  schon  in  Beziehung  auf  diese  Funktion  der  Gentral- 
behörde als  obersten  Armenamtes  gesagt  worden  ist :  dafs  nämlich 
dieselbe  eine  Schiedsgerichtsbarkeit  vorstellt,  deren  Zweck  einzig 
die  schleunige  und  kostenlose  Entscheidung  gewisser,  in  der  Regel  nur 
zwischen  Local  Bodies  entstehender  Rechtsstreitigkeiten  bildet,  bei 
denen  es  sich  der  Natur  der  Sache  nach  weniger  um  eine  Rechts- 
frage, sondern  mehr  um  eine  Festsetzung  aus  Billigkeitsrücksichten 
handelt.  Die  meisten  der  aus  der  Sanitätsgesetzgebung  hierher 
gehörigen  gesetzlichen  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  das  kom- 
munale Finanzwesen.  So  ist  nach  Section  229  bei  der  Aufteilung 
eines  ländlichen  Distriktes  in  Beitragsbezirke  zur  Umlegung  der 
Special  District  Rate  jedem  der  sich  hierdurch  beschwert  fühlen- 
den  Kirchspiele    der    Rekurs    gegen    diese    Einteilung    an    das 


^  Public  Health  Act  b.  299—302.  Doch  hat  es  den  Anschein,  als  ob  diese 
Zwangsgewalt  der  Gentralbehörde  wenig  praktisch  sei.  Sehr  lehrreich  ist  in 
dieser  Beziehung  eine  in  den  „County  Council  Times"  vom  J.  1898  No.  468  ab- 
gedruckte Korrespondenz  zwischen  dem  L.  G.  B.  und  einem  Gounty  Council, 
in  welcher  yon  seite  des  Ministeriums  ausdrücklich  die  Behauptung  aufgestellt 
wird,  „dafs  s.  299  der  Publ.  Health  Akte  nicht  anwendbar  sei  in  Fällen  mangel- 
hafter Vorkehrungen  von  Lokalbehörden  gegentlber  sanitären  Übelständen". 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  diese  Auffassung  dem  Gesetze  vollständig 
widerspricht.   Dennoch  scheint  sie  die  praktisch  herrschende  Auffassung  zu  sein. 
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Lokalverwaltungsamt  freigestellte  Die  Entscheidung  ist  —  und 
gerade  darin  tritt  der  schiedsgerichtliche  Charakter  dieser  Judi- 
katur hervor  —  eine  endgültige.  Ebenso  hat  im  Falle  einer  Private 
Improvement  Rate  der  betreffende  GrundeigentQmer,  dem  die 
Zahlung  einer  bestimmten  Summe  von  der  Lokalbehörde  auferlegt 
wurde,  ein  Beschwerderecht  gegen  die  Höhe  dieser  Summe  an  das 
Lokalverwaltungsamt  und  dieses  fällt  die  endgültige  Entschei- 
dung. Im  übrigen  steht  aber  auch  in  diesem  Falle  die  regel- 
mäfsige  Äppellinstanz  in  kommunalen  Steuerstreitsachen,  die 
Judikatur  der  Quarter  Sessions,  offen.  Von  gröfserer  Wichtigkeit 
sind  übrigens  in  dieser  Beziehung  die  Befugnisse  des  Lokalver- 
waltungsamtes in  Bezug  auf  Appellationen  gegen  Disallowances 
und  Surcharges  der  Auditors.  Die  Sanitätsakte  von  1875  hat  hier 
einfach  das  im  Armengesetze  niedergelegte  Becht  auf  die  gesamte 
Lokalverwaltung  tibertragen.  Wie  im  Armenwesen  so  besteht  auch 
hier  das  Recht  der  Appellation  durch  Writ  of  Certiorari  an  den 
obersten  Grerichtshof;  aber  praktisch  hat  das  Lokalverwaltungs- 
amt schon  deshalb,  weil  es  aus  administrativen  Billigkeitsrück- 
sichten gemachte  Ausgaben,  die  einer  gesetzlichen  Basis  entbehren, 
dennoch  aufrecht  halten  kann,  und  weil  das  Verfahren  keinerlei 
Kosten  verursacht,  die  Thätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  auf 
diesem  Felde  fast  ganz  verdrängt.  Dies  darf  aber  nicht  zu  dem 
Irrtum  führen,  als  ob  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  hierdurch 
etwa  der  Boden  abgegraben  werden  sollte.  Die  Verwaltungsbehörde, 
mag  sie  auch  praktisch  noch  so  grofse  Befugnisse  haben,  ist  nach 
englischem  Rechte  niemals  ein  zur  Entscheidung  über  subjektive 
Rechte  befugter  Gerichtshof.  Immer  bleibt  der  subsidiäre  Schieds- 
gerichtscharakter dieser  Judikatur  der  Centralbehörde  unbestritten 
und  nur  die  billige,  sachgemäfse  und  die  eigenen  Interessen 
der  Local  Bodies  verfolgende  Spruchthätigkeit  der  Central- 
behörde hat  ihr  für  dieses  engbegrenzte  Gebiet  von  Streitsachen 
eine  Art  von  Vorrang  verschalBft  ^.    Jederzeit  aber  würde  bei  einer 


^  Public  Health  Act  1875  s.  268.  Andere  Fälle  sind:  Beschwerde  gegen 
die  Gültigkeit  des  Beschlusses  betreffs  Bildung  eines  städtischen  Distriktes 
(s.  274),  ferner  eine  Eeihe  von  Fällen  rein  schiedsgerichtlicher  Thätigkeit  des 
Local  Government  Board,  z.  6.  nach  s.  180  die  Entscheidung  bei  Streitig- 
keiten über  eine  von  der  Lokalbehörde  zu  zahlende  Entschädigung  bei  Grund- 
einlösungen,  bei  Grenzstreitigkeiten  zweier  städtischer  Distrikte  (s.  278),  bei 
Besitzstreitigkeiten  zweier  oder  mehrerer  Lokalbehörden  betreffs  der  gemein- 
samen Abfallwasserkanäle  etc. 

'  Wie  umfassend  diese  Thätigkeit  des  Loc.  Gov.  Board  ist,  ergiebt  sich 
aus  den  alljährlich  im  Annual  Report  gemachten  statistischen  Angaben.    Nach 
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Änderung  dieser  Verhältnisse  das  ordentliche  Gericht  angerufen 
werden  können,  um  Abhilfe  zu  schaffen.  Die  dominierende  Stellung 
des  englischen  Richters,  als  des  Hüters  allen  Hechtes  im  Lande 
gegenüber  jeglichem  Eingriffe,  sei  es  dem  eines  privaten  Staats- 
bürgers oder  eines  Trägers  der  öffentlichen  Gewalt,  wird  durch 
diese  rein  praktische  Zwecke  verfolgende  Ausnahms-Judikatur  der 
Centralbehörde  nie  und  nimmer  beeinträchtigt. 

Überblicken  wir  nochmals  die  ganze  dem  Loc.  Gov.  Board  ge- 
setzlich auferlegte  Thätigkeit,  so  steht  deren  Umfang  und  Viel- 
seitigkeit klar  vor  uns.  Darum  ist  auch  nicht  zu  verwundern, 
dafs  bei  der  im  letzten  Decennium  erfolgten  Steigerung  der  Arbeits- 
last des  Ministeriums  trotz  stetiger  Vermehrung  seiner  Beamten- 
schaft der  Geschäftsgang  der  Behörde  nicht  selten  durch  Ver- 
schleppungen und  Verzögerungen  gehemmt  wird.  Klagen  über 
solche  Vorkommnisse,  sowie  über  mancherlei  bureaukratische  Weit- 
läufigkeiten des  Verfahrens  werden  denn  auch  nicht  selten  von 
den  Lokalverwaltungskörperschaften  sowie  in  der  Presse  und  im 
Parlamente  erhoben.  Es  hat  auch  den  Anschein,  als  ob  viele  von 
diesen  Klagen  nicht  ganz  unberechtigt  seien.  Gegenüber  der  un- 
formalistischen, geschäftsmäfsigen  Art  der  Lokalverwaltung  sticht 
die  stets  etwas  gravitätische,  bureaukratische  Procedur  des  Lokal- 
verwaltungsamtes stark  ab;  andererseits  ist  aber  die  Arbeit,  die 
von  ihm  geleistet  wird,  sowohl  der  Quantität  wie  der  Qualität 
nach  zweifellos  aufserordentlich.  Die  Jahresberichte  des  Ministeriums 
geben  einen  ebenso  umfassenden  als  in  die  Tiefe  reichenden  Blick 
von  der  Thätigkeit  der  Centralbehörde.  Verschiedene  Einzelheiten 
sind  hieraus  schon  oben  angeführt  worden ;  immerhin  wird  es  aber 
von  Nutzen  sein,  zur  Charakteristik  des  Local  Government  Board 
noch  einige  wichtige  Punkte  hervorzuheben.  Einen  besonders 
grofsen  Anteil  an  den  Geschäften  des  Ministeriums  macht  seine 
Funktion  der  finanziellen  Tutel  über  die  lokalen  Verwaltungskörper 
aus.    Nach  dem  Jahresberichte  für  1898/99  hat  das  L.  G.  B.  in 


dem  Report  von  1898—99  wurden  im  ganzen  8717  Beanstandungen  durch  die 
District  Auditors  erhoben,  nämlich  99  bei  County  Councils ,  2088  bei  den 
Armenbehörden,  845  bei  Parish  Councils,  817  bei  School  Boards,  28  bei  Library 
Committees,  521  bei  stadtischen,  257  bei  l&ndlichen  Distriktr&ten,  105  bei  Wege- 
behörden, 17  bei  verschiedenen  Sondervervaltungen.  Von  diesen  8717  Fällen 
wurden  nicht  weniger  als  2871  im  Wege  der  Appellation  an  das  L.  6.  B.  von 
diesem  erledigt.  In  1882  Fällen  wurde  trotz  meritorischer  Bestätigung  den 
Lokalbehörden  Nachlafs  gewährt,  in  161  Fällen  mufste  Ersatz  der  ungesetz- 
lichen Ausgaben  geleistet  werden,  in  277  Fällen  wurde  die  Entscheidung  des 
District  Auditor  aufgehoben.    Vgl.  Report  p.  642. 
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diesem  Jahre  an  rund  520  Town  Councils  und  Urban  Districts 
Councils  die  Bewilligung  für  Anlehen  unter  den  Public  Health- 
Gesetzen  im  Gesamtbetrage  von  5763000  j£  erteilt.  Diese  Be- 
willigungen verteilen  sich  fast  bei  jeder  dieser  Städte  auf  mehrere, 
bei  vielen  auf  10 — 20  Einzelansuchen,  da  regelmäfsig  für  jede 
einzelne  kommunale  Arbeit  oder  Unternehmung  gesondert  von  den 
Gemeinden  eingeschritten  werden  mufs.  Hierzu  kommen  Anlehen 
im  Betrage  von  1 058 164  iß  unter  der  Electric  Lighting  Akte,  die 
sich  auf  57  Städte  verteilen,  Anlehen  von  111 740  Sß  unter  dem  Arbeiter- 
wohnungsgesetze u.  s.  w.  Femer  bewilligte  das  L.  G.  B.  Anlehen  im 
Gesamtbetrage  von  440000  jß  an  148  Rural  District  Councils  und 
von  23335  Sß  an  Parish  Councils.  Hierzu  kommt  noch  die  Thätig- 
keit  des  L.  G.  B.  in  betreff  Londons,  worauf  hier  nicht  näher  ein- 
gegangen werden  kann.  Die  meisten  dieser  Anlehensgesuche 
bringen  kommissioneile  Verhandlungen  an  Ort  und  Stelle  durch 
Engineering  Inspectors  des  Ministeriums  mit  sich.  So  wurden  im 
Berichtsjahre  90  solcher  Local  Inquiries  und  42  einfache  Unter- 
suchungen durch  Inspektoren  in  Angelegenheiten  der  County 
Councils  vorgenommen,  1159  in  Angelegenheiten  der  übrigen  Lokal- 
verwaltungskörper *. 

Als  Hilfsorgan  des  Parlamentes  hat  das  L.  G.  B.  im  Berichts- 
jahre 295  Orders  auf  Grund  der  Gesetze  von  1888  und  1894  er- 
lassen, darunter  44  Bestätigungen  von  Provisional  Ordert  der 
Graf  Schaftsräte  und  154  Orders  in  betreff  der  Übertragung  der 
Befugnisse  eines  Parish  Council  an  städtische  Gemeinden.  Auf  dem 
Gebiete  des  Armen wesens  sind  nicht  weniger  als  1062  Verordnungen 
erlassen  worden,  die  zeigen,  mit  welcher  Intensität  hier  die  Central- 
behörde  in  die  Verwaltung  eingreift.  Endlich  sind  470  Verord- 
nungen auf  Grund  der  Sanitätsgesetze  und  der  übrigen  Verwaltungs- 
gesetze erlassen  worden,  fast  durchwegs  organisatorischen  Charakters. 
Hierzu  kommen  16  vom  Ministerium  dem  Parlamente  vorgelegte 
und  von  diesem  angenommene  Confirmation  Bills,  durch  die  eine 
grofse  Anzahl  von  Provisional  Orders  des  Ministeriums  bestätigt 
wurde.  Auch  die  Mitwirkung  an  der  lokalen  Legislation  des 
Parlamentes  nimmt  die  Kräfte  des  Ministeriums  wesentlich  in  An- 
spruch. Hierzu  kommt  dann  noch  eine  grofse  Anzahl  von  Be- 
richten (Reports,  Retums)  über  die  innere  Verwaltung,  die  teils 
periodisch,  teils  nach  geäufserten  Wünschen  des  Parlamentes  diesem 
vorgelegt  werden.    Hierunter  sind   vor  allem  die  aufserordentlich 

>  Vgl.  28  Report  of  L.  G.  B.  CXXII.  Ferner  den  mehrerw ahnten  Report 
des  Departeraental  Committee  1898. 
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detalliert  gearbeiteten  Statistiken  des  Armenwesens  und  der  lokalen 
Finanzverwaltung  inbegriflfen.  Endlich  entfaltete  das  L.  G.  B.  eine 
umfassende  Thätigkeit  in  seiner  amtlichen  Korrespondenz  mit  den 
Lokalbehörden,  in  welcher  neue  Gesetze  interpretiert,  Ratschläge 
und  Winke  erteilt  werden.  Aber  auch  ganze  grofse  Ausführungs- 
verordnungen wurden  in  diesem  Jahre  erlassen :  so  unter  anderem 
eine  Verordnung  zur  Neuregelung  des  öffentlichen  Impfwesens,  die 
vielen  Widerstand  seitens  der  Lokalverwaltungskörper  erregt  hat. 
Was  endlich  die  Thätigkeit  des  L.  G.  B.  als  oberster  Armen- 
behörde betrifft,  so  genügt  es  hier  auf  die  zahlreichen,  grofsenteils 
dem  Annual  Report  einverleibten  Einzelberichte  der  Inspektoren 
hinzuweisen.  Seit  Jahrzehnten  sind  diese  Reports  und  Statistiken 
des  englischen  Armenwesens  als  Muster  moderner  Verwaltungs- 
arbeit einer  Gentralbehörde  über  die  Grenzen  Englands  hinaus 
bekannt  geworden. 

Gerade  das  Studium  des  Jahresberichtes  macht  vollends  klar, 
was  diese  englische  Art  der  Centralverwaltung  des  Inneren  von  der 
der  kontinentalen  Staaten  vollständig  unterscheidet.  Mögen  auch 
in  England  selbst  die  nicht  selten  vorgebrachten  Beschwerden  über 
den  wachsenden  ministeriellen  Bureaukratismus  bei  der  grofsen 
Empfindlichkeit  jedes  Engländers  gegenüber  administrativen  Be- 
fehlsgewalten begreiflich  erscheinen,  so  tritt  doch  vom  Standpunkte 
kontinentaler  Verwaltung  dieses  Moment  vollständig  zurück  hinter 
den  eigentümlichen,  wissenschaftlich-statistischen  Charakter  dieser 
Methode  centraler  Administration.  Die  Funktionen  der  Lokal-  und 
der  Centralverwaltung  greifen  hier  ineinander  wie  Leistungen  gleich- 
wertiger Arbeitsgenossen.  Keineswegs  ist  die  Gentralbehörde,  um 
ein  Bild  zu  gebrauchen,  etwa  die  Kraftmaschine,  der  Motor,  dessen 
Triebkraft  erst  die  Thätigkeit  der  lokalen  Verwaltung  in  Bewegung 
setzt  und  regelt.  In  der  Praxis  tritt  das  noch  viel  stärker  hervor,  als 
es  nach  dem  Buchstaben  der  Gesetze  anzunehmen  wäre,  und  das 
rührt  davon  her,  dafs  die  Staatsmänner,  die  die  Ämter  des 
Ministeriums  des  Inneren  bekleiden,  gleichviel  welcher  Partei  sie 
angehören,  dennoch  stets  die  traditionelle  Abneigung  der  Nation 
gegen  jede  centraladministrative  Bevormundung  des  öffentlichen 
Lebens  mehr  oder  weniger  teilen  und  dementsprechend  ihr  Ressort 
führen.  Nichts  wird  in  England  so  eifersüchtig  gewahrt  als  dieser 
Zug  des  nationalen  Staatslebens  und  nichts  könnte  einen  Staats- 
mann rascher  und  sicherer  um  Beliebtheit  und  Amt  bringen  als 
etwa  der  Versuch,  England  in  bureaukratischer  Weise  regieren  zu 
wollen.    Kaum  giebt  es  etwas,  das  dem  Engländer  jedweder  Klasse 
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SO  antipathisch  wäre  als  der  Gedanke,  dafs  er  sich  Befehlen  einer 
Bureaukratie  gleichwie  einem  Gesetze  fügen  sollte ,  und  dafs  sich 
diese  Bureaukratie  als  eine  Art  von  Staat  im  Staate  oder  gar  als 
Verkörperung  des  Staates  ansehe.  Mögen  auch  bisweilen  Verletzungen 
dieser  Tradition,  wie  sie  dem  Übereifer  der  Vorkämpfer  für  sanitäre 
und  socialpolitische  Verwaltungsreform  entspringen,  ziemlich  ruhig 
hingenommen  worden  sein,  so  darf  das  doch  niemand  darüber  hin- 
wegtäuschen, dafs  es  sich  in  solchen  Fällen  immer  nur  um  vorüber- 
gehende Erscheinungen  und  nebensächliche  Dinge  handelt:  das 
Princip  als  solches,  dafs  England  nur  nach  Gesetzen  und  nicht 
nach  Instruktionen  von  Beamten  regiert  wird,  bleibt  uner- 
schütterlich bestehen. 

Fünftes  Kapitel. 
Die  ttbri^en  CentralbehSrden  der  inneren  Verwaltung  ^ 

Wenngleich  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  des  Rechtes  der 
Wirkungskreis  des  Local  Government  Board  sich  mit  dem  weit- 
aus gröfsten  Teile  der  inneren  Verwaltung  Englands  deckt,  ist 
dieses  dennoch  nicht  die  einzige  Centralbehörde  der  inneren  Ver- 
waltung, wenn  man  diese  als  Ganzes  betrachtet.  Vor  allem  ist  ein 
grofser  Verwaltungszweig  seiner  Ingerenz  völlig  entzogen:  das 
Polizeiwesen,  das  unter  dem  Secretary  of  State  (Home  Office) 
steht.  Sodann  ist  das  neue  Education  Board  als  Unterrichts- 
ministerium Centralbehörde  gegenüber  der  lokalen  Verwaltungs- 
organisation des  Elementarunterrichts  und  der  Thätigkeit  der  ver- 
schiedenen Kommunalkörperschaften  in  Bezug  auf  das  Mittel- 
schulwesen. Ferner  üben  auch  das  Board  of  Trade  und  das  Board 
of  Agriculture  eine  Reihe  von  regelmäfsigen  centraladministrativen 
Funktionen  gegenüber  den  Local  Authorities  aus.  Schliefslich  steht 
neben  diesen  permanenten  Central behörden  die  für  die  englische 
Verwaltung  besonders  charakteristische  Erscheinung  temporärer 
Centralorgane  der  inneren  Verwaltung,  der  Royal  Commissions. 
Im  Nachfolgenden  gelangen  diese  Erscheinungen  centralistischer 
Administrationsweise  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung 
Englands  zur  Darstellung. 


^  Die  im  Texte  gegebene  Darstellung  hat  nur  den  Zweck,  di^enigen 
Organe  der  Centralverwaltung  kurz  zu  beschreiben,  welche  mit  dem  Local 
Government  im  Konnex  stehen;  selbstverständlich  wird  damit  nur  ein  geringer 
Bruchteil  der  gesamten  englischen  Ministerverwaltung  berührt  Vgl.  6  n  ei  st, 
Englisches  VerwaltuDgsrecht,  1867,  I.  IL 
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1.  Die  Centralverwaltung  der  Polizei^  Vor  allem 
mufB  hier  das,  was  bisher  an  verschiedenen  Stellen  über  die  Lokal- 
polizeiorganisation gesagt  ist,  in  grorsen  Zügen  nochmals  zusammen* 
gefarst  werden.  Wir  wissen  aus  dem  geschichtlichen  Teile;  dars 
die  Reform  der  historischen  Lokalverwaltung  auch  in  Bezug  auf 
das  Polizeiwesen  ungefähr  zur  selben  Zeit  eingesetzt  hat,  wie  in 
den  anderen  Zweigen  der  inneren  Landesverwaltung.  Der  alte 
Rechtszustand  hatte  den  Friedensrichtern  der  Grafschaften  und 
Städte  ganz  allgemein  die  Friedensbewahrung  anvertraut;  zur 
Durchführung  derselben  aber  bestand  innerhalb  dieser  Yerwaltungs- 
gebiete  keine  einheitliche  Organisation,  sondern  die  Ausführung 
aller  für  die  Bewahrung  und  Erhaltung  des  öffentlichen  Friedens 
notwendigen  Mafsregeln  war  Aufgabe  der  von  den  Kirchspielen 
unter  Oberaufsicht  der  Friedensrichter  zu  bestellenden  Constables 
gewesen.  Wie  nun  dieses  System^  von  den  Bedürfnissen  der  neuen 
Zeit  längst  überholt,  zu  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts  zusammen- 
brach, wie  man  zunächst  durch  Adpptive  Acts  eine  Reform  herbei- 
führen wollte,  ist  an  anderer  Stelle  dargethan  worden;  im  Jahre 
1856  aber  geschah  der  entscheidende  Schritt^.  Es  wurde  den 
Grafschaften  und  Städten  die  gesetzliche  Pflicht  auferlegt,  einheit- 
liehe Polizeiorganisationen  in  ihren  Gebieten  zu  schaffen  und  auf 
Kosten  der  lokalen  Steuerträger  zu  erhalten.  Damals  wurden 
auch  die  übrigen  Bestimmungen  des  ersten  Reformgesetzes  von 
1839,  die  bisher  des  zwingenden  Charakters  entbehrt  hatten,  obli- 
gatorisch gemacht  Zugleich  wurde  ein  eigenartiges  System  cen- 
traler Oberleitung  der  lokalen  Polizei  Verwaltung  eingeführt*. 


^  Die  hier  in  Betracht  kommenden  älteren  Gesetze  sind  in  Burn,  Justice 
of  Peace,  subv.  „Constable'^  zu  finden.  Daselbst  auch  die  Grundgesetze  der 
neuen  GrafschaftS' Polizeiorganisation,  n&mlich  2  &  8  Vict.  c.  98,  19  &  20 
Vict.  c.  69.  Vgl.  ferner  Wright  and  Hobhouse  op.  cit.  eh.  X.;  Maltbie, 
Local  Government,  p.  117  ff.;  Sidney  Webb,  The  Local  Government  of  to- 
day  (LecturesX  abgedruckt  im  Municipal  Journal  1899,  besonders  der  Vortrag 
in  Nr.  358. 

'  Die  Berichte  der  Inspectors  of  Constabulary  zeigten,  dafs  20  Counties 
die  Akte  von  1889  nicht  adoptiert  hatten,  dafs  z.  B.  die  County  of  Rutland 
mit  22  988  Einwohnern  sich  mit  einem  Constable  begnügte! 

'  Der  Ursprung  des  neuen  Systemes  lokaler  Polizeiverwaltung  mit  Oberauf- 
sicht der  Centralbehörde  fUhrt  zweifellos  auf  die  Gesetzgebung  des  irischen 
Parlamentes  zurück.  1786  wurde  für  Dublin  ein  Police  Act  erlassen,  der  eine 
besoldete  Polizeitruppe  organisierte,  die  unter  dem  Kommando  von  3  Com- 
missioners  stand.  1787  wurde  dieses  System  auf  ganz  Irland  ausgedehnt 
und  die  „Royal  Irish  Constabulary''  errichtet.    Die  erste,  allerdings  schwäch- 
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Auf  diese  drei  Punkte  müssen  wir  nun  näher  eingehen.  Was 
den  erstgenannten  betrifft,  so  war  damit  die  in  ihren  Grundlinien 
von  da  ab  unverändert  gebliebene  Form  der  lokalen  Polizeiver- 
waltung geschaffen.  Seit  1856  sind  die  Grafschaften  und  Municipal- 
städte  die  beiden  ausschliefslichen,  nebeneinander  stehenden  Organe 
der  lokalen  Polizeiverwaltung  Englands;  hierbei  sehen  wir  selbst- 
verständlich wie  überall  von  der  Sonderstellung  der  Haupt- 
stadt, der  Metropolis  London,  ab.  Die  Quarter  Sessions  in  den 
Counties,  die  Watch  Committees  in  den  Boroughs  sind  die  durch 
das  Gesetz  eingesetzten  Polizeiherren  für  das  Gebiet  der  Graf- 
schaft oder  der  Stadt.  Die  in  ihren  Details  schliefslich  zu  einem 
Chaos  gewordene  Polizeiorganisation  der  alten  Lokalverwaltung  wird 
dadurch  nicht  aufgehoben,  aber  sie  wird  damit  von  der  Gesetzgebung 
aufgegeben  und  stirbt,  praktisch  genommen,  völlig  ab,  da  sie  voll- 
kommen unnötig  wird.  Zwar  erkennt  das  Gesetz  von  1872  (35  & 
36  Vict.  c.  92)  noch  einmal  ausdrücklich  an,  dafs  jedes  Kirchspiel 
Constables  bestellen  könne  und.thatsächlich  könnte  wohl  auch  heute 
noch  durch  einfachen  Beschlufs  des  Parish  Council  oder  der  Vestry 
der  längst  ausgestorbene  Parish  Constable  nach  altem  Rechte 
wieder  lebendig  gemacht  werden;  aber  durch  die  Bestimmung, 
dafs  auch  solche  Constables  den  Befehlen  der  Grafschaftspolizei 
unterstellt  sind,  wird  dieser  Dorf-  und  Bezirkspolizei  ihre  unab- 
hängige Stellung,  zugleich  aber  auch  ihre  Existenzberechtigung 
von  vornherein  genommen.  Grafschaften  und  Municipalstädte  sind 
aldo  gegenwärtig  die  einzigen  Träger  der  vollen  Polizeigewalt 
im  Lande  vermittelst  der  hierzu  gesetzmäfsig  bestellten  Organe. 
Was  nun  die  letzteren  betrifft ,  so  ist  in  den  Städten ,  wie  wir 
wissen,  das  statutarische  Watch  Committee  der  direkt  zur  polizei- 
lichen Exekutive  berufene  Administrator  der  Polizei  im  Stadt- 
gebiete. Das  Committee  nimmt  die  Mannschaft  auf,  entläfst  sie, 
organisiert  den  inneren  und  äufseren  Dienst  durch  Verordnungen 
und    Einzelverfügungen,    entwirft    das    Budget    der    Polizeiver- 


liche  Nachahmung  für  England  gab  die  Middlesex  Justices  Akte  1792,  die 
jedem  der  Benifspolizeirichter  Londons  das  Recht  giebt,  je  6  besoldete  Con- 
stables zu  bestellen..  An  diese  Gesetzgebung  knüpfte  dann  Robert  Peel  an, 
als  er  1829  die  Metropolitan  Police  Force  kreierte.  Vgl.  Parker,  Sir  Robert 
Peel  from  his  Private  Papers,  I.  p,  432,  IL  p.  41. 

Dem  Gesetze  von  1839  ging  übrigens  der  gründliche  Bericht  einer  Royal 
Commission  voraus  (P.  P.  1839  Vol.  19.  p.  180—181),  der  die  weitverbreitete 
Unsicherheit  auf  den  Landstrafsen  und  den  völligen  Mangel  ordentlicher 
Sicherheitspolizei  schonungslos  aufgedeckt  hatte.    Vgl.  Maltbie  op.  cit.  p.  118. 
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waltung,  übt  aber  zugleich  die  volle  polizeiliche  Dienstgewalt 
aus.  Die  Mannschaft  ist  in  den  grörseren  Städten  nach  Stadt- 
bezirken gegliedert  und  unter  das  Kommando  von  Polizeioffizieren 
gestellt;  aber  es  giebt  nicht  einen  Polizeidirektor,  der  unabhängig 
vom  städtischen  Polizeiausschusse  seine  Anordnungen  gebe;  viel- 
mehr untersteht  der  militärische  Kommandant  der  Polizeimann- 
schaft, der  Chief  Superintendent,  in  allen  Funktionen  den  un- 
mittelbaren Befehlen  des  Committee.  Diese  Form  der  Organisation, 
die  durch  die  Reformakte  von  1835  begründet  wurde,  besteht  un- 
berührt seither  fort. 

In  den  Grafschaften  ist  die  Sache  anders.  Hier  hat  seit  1856  vor 
allem  der  Träger  der  Polizeigewalt  gewechselt.  Wie  wir  wissen,  ist 
seit  1888  das  Standing  Joint  Committee,  der  von  den  Friedensrichtern 
und  dem  Grafschaftsrate  gemeinsam  gebildete  Yerwaltungsausschufs, 
das  zur  Administration  der  Polizei  innerhalb  der  Administrativ- 
grafschaft berufene  Organ.  Es  ist  also  nicht  wie  in  den  Städten 
ein  rein  auf  Wahl  beruhendes  Organ  hier  der  Träger  der  Polizei- 
gewalt. Ein  weiterer  Unterschied  zwischen  städtischer  und  graf- 
schaftlicher Polizeiverwaltung  ist  aber  der,  dafs  sich  bei  der 
letzteren  zwischen  das  administrative  Joint  Committee  und  die 
thatsächliche  Leitung  des  Polizeidienstes  ein  drittes  Organ  ein- 
schiebt; der  Chief  Constable.  Wie  nun  diese  Stellung  des  Joint 
Committee  einerseits  zum  Grafschaftsrate,  andererseits  gegenüber 
diesem  Beamten  geregelt  ist,  wurde  an  anderer  Stelle  angeführt. 
W^ir  brauchen  hier  nur  zu  wiederholen,  dafs  in  den  Grafschaften 
der  Wirkungskreis  des  Committee  gegenüber  dem  Polizeidienste 
in  der  Regel  auf  die  Administration  des  eigentlichen  Polizeibedarfes 
—  die  Besorgung  und  Erhaltung  der  notwendigen  Baulichkeiten, 
Utensilien,  Uniformen  und  die  Bestreitung  des  gesamten  hierfür 
notwendigen  Aufwandes  —  beschränkt  bleibt,  während  die  Exe- 
kutive im  eigentlichen  Sinne,  der  Befehl  und  die  Disposition  über 
die  Polizeimacht,  dem  Chief  Constable  unter  eigener  voller  Ver- 
antwortung zusteht. 

Wir  gelangen  nun  zum  dritten  und  wichtigsten  Moment,  durch 
welches  das  Gesetz  von  1856  in  der  Entwicklung  der  Polizeiver- 
waltung epochemachend  geworden  ist:  es  ist  dies  die  Einsetzung 
eines  Centralorganes  zur  Oberleitung  der  gesamten  Polizeikräfte 
des  Landes.  Schon  das  Gesetz  von  1839  hatte  einen  gewissen 
Eiiiflufs  der  Centralbehörde  auf  die  Verwaltung  der  Grafschafts- 
polizei geschaflen.  Dem  Staatssekretär  des  Inneren  wurde  das 
Recht  vorbehalten,  den  Chief  Constable  in  seinem  Amte  zu  be- 
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stätigen,  die  Zustimmung  zu  einer  Vermehrung  oder  Verminderung 
der  Mannschaft  zu  erteilen  und  .  die  Grafschaft  in  Polizeidistrikte 
einzuteilen.  Sodann  war  ihm  auch  zugleich  ein  gewisses  Verord- 
nungsrecht in  Polizeisachen  gegeben  worden.  Er  sollte  allgemeine 
Verordnungen  über  Besoldung,  Bekleidung,  Dienstesorganisation 
und  Ausrüstung  der  Mannschaft  sowie  der  Polizeibeamten  heraus- 
geben; da  aber  diese  Vollmacht  nur  jenen  Grafschaften  gegenüber 
Wirksamkeit  gewann,  welche  die  Akte  von  1830  adoptiert  hatten, 
so  blieb  dieser  Einflufs  des  Ministers  auf  die  Landespolizei- 
verwaltung  nahezu  vollständig  auf  dem  Papier.  Das  Princip  des 
„laissez-aller"  mufste  sich  notwendig  dort  einbürgern,  wo  strenge 
Durchführung  der  sachlich  notwendigen  Grundsätze  für  Polizei- 
verwaltung gegenüber  den  für  die  Adoption  gewonnenen  Counties 
die  übrigen,  in  dem  alten  Zustand  verharrenden  Grafschaften  noch 
mehr,  als  dies  ohnehin  der  Fall  war,  von  der  Annahme  der  neuen 
Organisation  .abgehalten  hatte. 

Das  Gesetz  von  1856  machte  nun  vor  allem  dem  Zustande 
des  „Voluntarism''  in  der  Polizeiorganisation  ein  Ende.  Bis  zu 
einem  gewissen  Termine  mufsten  alle  Grafschaften  und  Städte  den 
Nachweis  über  die  vollzogene  Organisation  ihrer  Polizei  erbringen ; 
aber  nun  galt  es  auch,  die  dauernde  Verwirklichung  dieser  gesetz- 
lich bestimmten  Gentralaufsicht  zu  sichern.  An  die  Einsetzung 
eines  Polizeiministeriums  nach  kontinentaler  Art  konnte  in  Eng- 
land nie  und  nimmer  gedacht  werden ;  denn  die  autonome  Friedena- 
bewahrung durch  die  Grafschaft  und  Municipalstädte  ist  eines 
der  unerschütterlichsten  Fundamente  der  englischen  Verfassung. 
Jeder  Versuch  der  Einsetzung  einer  Behörde  mit  peremptori- 
scher Befehlsgewalt  gegenüber  den  Lokalpolizeibehörden  wäre  ein 
direkter  Eingriff  in  die  konstitutionellen  Grundrechte  der  eng- 
lischen Nation,  eine  Verletzung  der  als  unantastbar  angesehenen 
Stellung  der  Gerichtshöfe  gewesen  und  hätte  sofort  an  dem  Wider- 
stände aller  Parteien  scheitern  müssen.  Andererseits  waren  alle,  auch 
die  konservativen  Parteiführer,  sich  längst  darüber  klar  geworden, 
dafs  die  volle  Decentralisation  und  Unabhängkeit  der  Lokalpolizei- 
gewalt, wie  sie  das  alte  Polizeisystem  charakterisierten,  den  An- 
forderungen der  modernen  industriellen  Gesellschaft  an  eine  ein- 
heitliche und  gleichmäfsig  wirkende  Sicherheits-  und  Kriminal- 
polizei nie  und  nimmer  zu  entsprechen  vermögen.  Die  Freunde 
straff  centralistischer  Verwaltungstendenzen  hatten  aber  gerade  zu 
dieser  Zeit  an  dem  Schicksale  des  ersten  Reichsgesundheitsamtes 
erkannt,  wie   stark   in  allen  Schichten  der  Nation  die  Abneigung 
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gegen  einen  nach  kontinentalem  Vorbilde  arbeitenden  Wohlfahrts- 
centralismus  ausgesprochen  war ;  so  konnte  man  nur  auf  dem  Wege 
vorsichtiger  Annäherung  an  das  centralistische  Verwaltungsprincip 
eine  Reform  anbahnen. 

Das  Gesetz  von  1856  schuf  demgemftfs  eine  neue  Gentralbehörde, 
die  dem  Staatssekretär  für  das  Innere  subordiniert  wurde.  Es 
worden  drei  aus  dem  Staatsschatze  zu  besoldende  Inspectors  of 
Police  aufgestellt  und  gleichzeitig  wird  verordnet,  dafs  alle  Polizei- 
behörden in  Städten  und  Grafschaften  an  diese  jährlich  einen 
detaillierten  Verwaltungsbericht  zu  erstatten  haben ;  diese  Inspek- 
toren sind  aber  überdies  ermächtigt  und  verpflichtet  „to  Visit  and  in« 
quire  into  the  State  and  the  efficiency  of  the  Police  in  every  Borough 
and  Gounty  and  to  report  the  same  to  the  Secretary  of  State." 

Hiermit  ist  der  Gentralbehörde  eine  weitgehende  Inspektions- 
befugnis aber  die  ganze  Landespolizei  gegeben,  aber  damit  ist 
nicht  irgend  eine  direkte  Befehlsgewalt  über  die  lokale  Polizeimann- 
schaft verknüpft.  Weder  die  Inspektoren,  noch  der  Staatssekretär 
sind  berechtigt,  den  Lokalpolizeibehörden  Aufträge  auf  Grund  ihrer 
Wahrnehmungen  zu  erteilen.  Damit  war  aber  der  Hauptzweck 
der  Reform,  nämlich  eine  wirksame  Oberaufsicht  über  die  lokale 
Polizeipflege,  noch  nichterreicht.  So  war  es  zweifellos  notwendig , 
eine  administrative  Handhabe  zu  finden,  durch  welche  die  Resultate 
der  Inspektionen  auch  praktisch  verwertet  werden,  konstatierte 
Übelstände  beseitigt  werden  konnten.  Diese  Handhabe  schuf  die 
Gesetzgebung  nun  in  eigenartiger  Weise,  indem  sie  an  die  Stelle 
des  in  England  unmöglichen  direkten  Administrativzwanges  einer 
Polizei  -  CoDtralbehörde  ein  indirektes  Zwangsmittel  setzte,  das 
an  das  finanzielle  Selbstmteresse  der  Lokalbehörde  anknüpfte. 
Section  16  des  Gesetzes  (19  &  20  Vict.  c.  69)  bestimmt: 

„Auf  Grund  des  Certifikates  des  Staatssekretärs,  dafs  die  unter 
den  Gesetzen  2  &  3  Vict.  c.  98,  3  &  4  Vict.  c.  88  und  5  £  6 
Will.  IV.  c.  76  organisierte  Polizei  einer  Grafschaft  oder  Municipal- 
stadt  in  befriedigendem  Zustande  der  Leistungsfähigkeit  (efficiency) 
in  Bezug  auf  die  Zahl  der  Mannschaft  und  die  Disciplin  gefunden 
worden  ist,  sollen  die  Commissioners  des  Schatzamtes  aus  den 
vom  Parlament  hierzu  bewilligten  Geldern  jährlich  soviel  an  die 
Grafschaften  und  Städte  ausbezahlen,  als  ein  Viertel  der  Kosten  für 
Uniformierung  und  Besoldung  der  Polizeimannschaft  ausmacht."  — 
Dieser  Betrag  wurde  1874  auf  die  Hälfte  dieser  Auslagen  erhöht. 

Damit  ist  das  neue  System  der  Centralverwaltung  des  Polizei- 
wesens in  England  vollendet.    Auch  bis  zum  heutigen  Tage  ist  es 

Bedlieh,  Engl.  Lokalverwaltiiiig.  43 
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dabei  geblieben,  man  ist  auf  dem  Wege  der  Centralisiening  nicht 
weiter  vorgeschritten  und  die  praktischen  Resultate  haben  auch 
gezeigt,  dafs  diese  latente  und  konditioneile  Form  centraler 
Polizeiverwaltung  vollständig  genügt.  Nur  ist  in  den  letzten 
Decennien  die  Tendenz  immer  stärker  hervorgetreten,  die  Lokal- 
organisation der  Polizei  in  eine  geringere  Anzahl  von  Händen  zu 
konzentrierend  Municipalstädte  unter  10  000  Einwohnern  haben 
ihr  selbständiges  Polizeiverwaltungsrecht  durch  die  Akte  von  1888 
verloren  und  seit  dem  Gesetze  von  1882  soll  kein  Ort  unter  20000 
Einwohnern,  der  zur  Municipalstadt  erhoben  wird,  hierbei  auch 
die  selbständige  Polizeiverwaltung  erhalten.  Die  Vereinigung 
der  Polizei  aller  kleineren  Orte  mit  der  Grafschaftspolizei  wird 
ernstlich  angestrebt,  um  unnützen  Verwaltungsaufwand  und  kost- 
spielige Zersplitterung  zu  vermeiden  und  dies  ist  auch  mit  wenigen 
Ausnahmen  erreicht  worden.  Zu  demselben  Zwecke  ist  auch  die 
Verschmelzung  bestehender  kleiner  Polizeikräfte  mit  der  Graf- 
schaftspolizei bereits  im  Gesetze  vorgesehen  und  wird  sowohl  von 
der  öffentlichen  Meinung  wie  von  der  Centralbehörde  gefördert. 

Die  damit  geschaffene  Art  der  Centralverwaltung  vereinigt 
eine  Reihe  von  Vorzügen  und  steht  vor  allem  nicht  im  Wider- 
spruche mit  der  verfassungsmäfsigen  Stellung  der  Lokalpolizei- 
behörden. Diese  eigenartige  Verwaltungsweise,  die  man  am  besten 
als  eine  Erziehung  der  Lokalbehörden  zur  Erfüllung  ihrer  gesetz- 
lichen Aufgaben  in  einer  das  Selbstgefühl  dieser  letzteren  schonen- 
den Weise  bezeichnen  könnte,  hat  eine  konstante  Überwachung  und 
schrittweise  Ausbildung  der  lokalen  Polizeipflege  nach  sich  gezogea, 
ohne  dabei  die  tiefwurzelnde  Abneigung  der  Nation  gegen  jede 
ministerielle  Staats-  und  Regierungspolizei  wachzurufen:  denn 
dieses  System  giebt,  wie  bemerkt,  der  Centralbehörde  keine  oberste 
Polizei gewalt,  wie  sie  die  Ministerien  des  Inneren  in  den  Staaten 
des  Festlandes  besitzen,  auch  kein  Verfügungsrecht  über  die  Ver- 
wendung der  Lokalpolizeikräfte,  überhaupt  kein  Recht  zur  Ein- 
mischung in  die  konkrete  Polizeiverwaltung  der  einzelnen  Graf- 
schaften und  Städte.  Das  Gesetz  giebt  vielmehr  der  Centralbehörde 
eine  einzige  Befugnis:  nämlich  die,  im  ganzen  Lande  festzustellen,  ob 
der  polizeiliche  Apparat  in  Ordnung  und  genügender  Leistungsfähig- 
keit vorhanden  ist  und  ob  derselbe  den  durch  das  Gesetz  erforderten 


^  Diesem  Zwecke  diente  schon  Section  17  des  Gesetzes  von  1856,  das 
eine  Auszahlung  der  Staatszuschüsse  nur  an  Municipalstädte  mit  mehr  als 
5000  Einwohnern  gestattete.  Davon  wurden  50  Boroughs  betroffen.  Vgl. 
Arminjon  op.  cit.  p.  155. 
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und  durch  die  lokalen  Verhältnisse  bedingten  Aufgaben  vollauf 
entspricht.  Findet  sie  den  Apparat  nicht  in  Ordnung,  so  hat  der 
Minister  deshalb  nicht  das  Recht,  durch  eigene  Befehle  etwa  den 
Mangel  zu  beheben,  sondern  er  hat  eigentlich  nur  die  Befugnis, 
eine  Art  von  Geldstrafe  über  die  säumige  Lokalverwaltungs- 
behörde zu  verhängen,  die  gewissermafsen  automatisch  an  das  wohl- 
verstandene Interesse  derjenigen  appelliert,  die  durch  ihre  frei 
gewählten  Vertreter  selbst  die  Herren  der  Polizeiverwaltung  sind, 
nämlich  an  das  Interesse  der  steuerzahlenden  Staatsbürger.  Keine 
Stadt  und  keine  Grafschaft  hat  im  Laufe  der  Jahre  diesem 
finanziellen  Argumente  widerstehen  können.  So  ist  auch  hier  die 
moderne  Lokalverwaltung  Englands  organisch  angeknüpft  an  das, 
was  das  innerste  Wesen  der  englischen  Verfassung  und  des  Staats- 
lebens der  englischen  Nation  ausmacht,  an  das  freie  Selbstbestim- 
mungsrecht der  Staatsbürger.  Der  Appell  an  den  staatsbürgerlichen 
Sinn  der  Bevölkerung  und  an  das  unzerstörbare  Pflichtgefühl  derselben 
in  der  Verwaltung  der  Steuer  gel  der  ist  überhaupt  das  in  der  ganzen 
Lokalverwaltung  wirkende  Ventil,  das  den  unbefriedigend  geworde- 
nen Gang  der  Verwaltungsmaschine  immer  wieder  richtig  stellt. 
Diesem  System  liegt  in  dem  vorliegenden  Falle  der  Gedanke  zu 
Grunde,  dafs  eine  effektive  Polizeiverwaltung  vor  allem  im  Interesse 
der  lokalen  Bürgerschaft  selbst  liege.;  die  Entziehung  des  staatlichen 
Zuschusses  zu  den  Polizeikosten  hat  demnach  die  Bedeutung  einer 
empfindlichen  Geldstrafe  für  die  Steuerzahler,  in  deren  Händen 
die  Entscheidung  über  die  Zusammensetzung  des  Town  Council 
und  damit  auch  des  Watch  Committee  ausschliefslich  liegt.  Es 
ist  nun  nicht  anzunehmen,  dafs  ein  solcher  Appell  an  das  Selbst- 
interesse der  örtlichen  Bevölkerung,  unterstützt  durch  die  öffent- 
liche Meinung,  lange  unwirksam  bleiben  könnte.  Thatsächlich  ist 
durch  dieses  System  die  englische  Polizei  zu  einem  —  von  lokalen 
Ausnahmen  hier  und  da  abgesehen  —  im  ganzen  Lande  gleich- 
mäfsig  tüchtig  und  wirksam  geleiteten  ^dministrationszweig  ge- 
worden, ohne  dafs  England  darum  auch  nur  einen  Schritt  dem 
„Polizeistaat"  näher  gekommen  wäre.  Der  Centralverwaltung  wird 
auch  hier  wieder  nur  die  eng  begrenzte  Stellung  zugewiesen,  die  ihr 
selbst  nach  der  Auffassung  der  englischen  Centralisten  allein  zukommt 
und  die  durch  die  praktischen  Bedürfnisse  der  Verwaltung  ausschliefs- 
lich bestimmt  wird :  nämlich  die  Stellung  eines  obersten  Inspektors, 
der  durch  regelmäfsigen  Verkehr  mit  den  Lokalbehörden  die  beste 
Information  aus  allen  Teilen  des  Landes  sammelt  und  in  der  An- 
eignung  jahrelanger   Erfahrung    eine    feste   Verwaltungstradition 
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schaflPt,  die  den  Lokalbehörden  beratend  aber  nicht  befehlend  zur 
Seite  steht.  Auch  in  der  Polizeiverwaltung  ist  das  Äufserste,  wo- 
zu das  geltende  englische  Staatsrecht  die  Centralbehörde  er- 
mächtigt, die  durch  Entziehung  des  Staatszuschusses  augenfällig 
gemachte  Feststellung,  dafs  eine  einzelne  lokale  Polizeibehörde  ihre 
Pflicht  nicht  erfüllt,  oder  nach  ihrer  Beschaffenheit  nic^t  vollständig 
erfüllen  kann.  Aber  auch  hier  ist  jedem  darüber  hinaus  gehenden 
positiven  Eingreifen  der  centralen  Administration  eine  feste  Schranke 
gezogen  ^ 

2.  Board  ofTrade^.  Das  en  glische  Handelsministerium,  aus 
dem  1786  gebildeten  Gommittee  of  Council  for  Trade  herausgewachsen, 
steht  mit  den  Lokalverwaltungskörpem  nicht  in  regelmäfsigen  ad- 
ministrativen Beziehungen.  Die  Hauptfunktion  dieses  Centralamtes, 
die  hier  in  Betracht  kommt,  ist  die  ihm  gesetzlich  zustehende  Befug- 
nis, den  Kommunalkörpem  durch  Provisional  Order  die  Konzession 
zur  Errichtung  von  Gas-,  Wasser-,  Elektricitätswerken,  Hafenanlagen 
u.  s.  w.  zu  erteilen.  Auch  ist  das  Handelsamt  die  kompetente 
Landesbehörde  für  Mafs-  und  Gewichtswesen,  und  giebt  als  solche 
den  mit  der  Durchführung  der  Weights  and  Measures  Acts  betrauten 
Lokalbehörden  die  notwendigen  Mitteilungen  und  Vorschriften. 
Eine  für  die  innere  Lokalverwaltung  besonders  wichtige,  erst  in  den 
letzten  Jahren  durch  das  Parlament  geschaffene  Funktion  obliegt 
dem  Board  of  Trade  auf  Grund  des  Light  Railways  Act  1896  (59  &  60 
Vict.  c  48)  •.  Dieses  Gesetz  hat  eine  besondere,  dem  Handelsamte 
unterstehende  und  von  diesem  besetzte  Behörde  kreiert,  die  Light 
Railways  Gommissioners:  dieses  Kollegium  hat  alle  einlaufenden 
Ansuchen  von  Städten,  Grafschaften  und  Distrikten  um  Zustimmung 
zur  Errichtung  einer  Sekundär-  oder  Kleinbahn  (Light  Railway)  zu 
prüfen,  das  vorgeschriebene  Verfahren  zu  leiten  und  im  Falle  ihrer 
Bewilligung  die  betreffenden  Orders  zu  entwerfen  und  dem  Board  of 


^  Die  Gewährung,  resp.  Entziehung  des  Police  Grant  hat  sich  dauernd 
als  Mittel  zur  Hebung  der  städtischen  und  grafschaftlichen  Polizei  bew&hrt. 
Wiederholt  ist  auch  bei  den  gröfsten  Städten  das  Mittel  der  Vorenthaltung 
des  Staatszuschusses  wegen  „inefficiency"  in  Anwendung  gekommen,  so  z.  B. 
im  letzten  Jahre  in  Manchester  und  in  Glasgow.  (Schottland  ist  hierin  völlig 
gleichartig  organisiert  wie  England.)  In  solchen  Städten,  wo  dieser  Zuschufs 
Tausende  von  Pfund  ausmacht,  ist  die  mit  der  Entziehung  des  Zuschusses 
den  Steuerzahlern  auferlegte  Bufse  sehr  empfindlich. 

«  Vgl.  Traill,  Central  Government,  1892,  p.  123. 

'  Abgedruckt  in  Macmorran  and  Dill,  The  Local  Government  Act 
1888,  p.  720. 
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Trade  vorzulegen.  Gegen  einen  abschlägigen  Bescheid  der  Gom- 
missioners  steht  die  Appellation  gleichfalls  an  das  Ministerium 
offen.  Dieses  letztere  kann  die  vorgelegte  Order  unverändert  oder 
modifiziert  bestätigen,  eventuell  ein  neuerliches  Verfahren  über 
dagegen  erhobene  Einsprache  selbst  durchführen.  Im  Falle,  als 
das  betreffende  Projekt  durch  seinen  Umfang  oder  die  Berührung 
wichtiger  Interessen  bestehender  Eisenbahnen  dem  Handelsamte 
als  der  parlamentarischen  Behandlung  bedürftig  erscheint,  soll 
die  Order  nicht  bestätigt  werden,  sonst  aber  hat  die  ergangene 
und  bestätigte  Order  die  volle  Kraft  eines  Gesetzes,  ohne  dem 
Parlamente  vorgelegt  zu  werden.  Damit  ist  vom  Standpunkte  des 
englischen  Verwaltungsrechtes  eine  vollständige  Neuerung  geschaffen 
und  der  äufserste  Punkt  bezeichnet,  bis  zu  welchem  bisher  das 
Parlament  auf  dem  Wege  der  Verstärkung  administrativer  Central- 
gewalt  gegangen  ist. 

3.  Board  of  Agriculture*.  Dieses  Centralamt  ist  eine 
Schöpfung  des  XIX.  Jahrhunderts ;  es  ist  entstanden  aus  der  1851 
erfolgten  Verschmelzung  der  Tithe  Commissioners  (1836  eingesetzt) 
und  der  Enclosure  Commissioners  (1845),  die  aber  nur  äufserlich 
zu  einer  Behörde  vereinigt  waren,  bis  sie  1882  als  Land  Com- 
missioners reorganisiert  wurden.  Im  Jahre  1889  wurde  durch  den 
Board  of  Agriculture  Act  das  neue  Ackerbauministerium  unter 
Übertragung  einiger  bisher  vom  Privy  Council  und  L.  G.  B.  aus- 
geübter Funktionen  gebildet.  Diese  neue  Centralbehörde  steht  in 
regelmäfsigen  administrativen  Beziehungen  zu  den  County  Coun- 
cils und  Rural  District  Councils,  indem  sie  auf  Grund  verschiedener, 
die  Landwirtschaft  betreffender  Gesetze  Ausführungs-  und  Er- 
gänzungsverordnungen erläfst:  so  die  Muzzling  Orders  zur  Ver- 
hütung der  Hundswut  und  die  Verordnungen  auf  Grund  des  Con- 
tagious  Diseases  (Animals)  Act  1894  zur  Verhütung  ansteckender 
Tierkrankheiten,  auf  Grund  des  Destructive  Insects  Act  1877 
u.  s.  w.  Der  Verkehr  zwischen  dem  Central  Board  und  den  Lokal- 
verwaltungskörpern erfolgt  durch  besondere  Inspektionsorgane  sowie 
im  Korrespondenzwege  und  trägt  vorwiegend  den  Charakter  kon- 
sultativer Thätigkeit,  des  „Advice",  an  sich;  eine  direkte  administra- 
tive Befehlsgewalt  gegenüber  den  Organen  der  Lokalverwaltung 
besitzt  das  Board  of  Agriculture  nicht. 

4.  Education  Boards    Dieses  ist  das  jüngste  Ministerium 


Vgl.  Blake  Odgers,  Local  Government,  p.  239—340. 
^  Vgl.   Traill   op.   cit.   p.    140  ff.    und   Dumsday,    Local    Government 
Legislation  for  1899,  p.  9  ff. 
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EDglands.  Es  ist  durch  den  Board  of  Education  Act  1899  (62  & 
63  Vict.  c.  33)  in  der  Weise  gebildet  worden,  dafs  die  zwei  grofsen, 
bisher  formell  als  Ausschüsse  des  Privy  Council  bestehenden  Unter- 
richtsdepartements,  das  Comraittee  of  Education  und  das  Science 
and  Art  Departement  zu  einer  Centralbehörde  vereinigt  wurden. 
Die  administrativen  Beziehungen  der  centralen  Unterrichtsbehörde 
zu  den  lokalen  Schulbehörden  sind  bisher  auf  den  Volksschul- 
unterricht beschränkt  gewesen,  und  zwar  ist,  wie  schon  vorhin  be- 
merkt, hier  wieder  die  typisch  englische  Form  centraler  Ver- 
waltung in  ganz  besonderem  Ausmafse  zur  Anwendung  gelangt: 
nämlich  die  Verbindung  regelmäfsiger  Centralinspektion  mit  der 
Verteilung  von  Staatszuschüssen  an  die  lokalen  Schulorgane.  Das 
Nähere  über  diese  lokalen  Organe  ist  bereits  oben  gesagt  worden; 
so  genügt  es  hier  darauf  zu  verweisen.  Das  Gesetz  von  1899  sieht 
aber  auch  eine  regelmäfsige  Inspektion  des  Mittelschulwesens,  der 
Secondary  und  Technical  Education,  zum  erstenmal  vor,  allerdings 
in  sehr  vorsichtiger  Fassung,  die  das  Princip  der  englischen  Schul- 
gesetzgebung zum  Ausdruck  bringt,  dafs  auf  dem  Gebiete  des 
Unterrichtswesens  eine  staatliche  Thätigkeit  nur  zur  Ergänzung 
der  freiwilligen  gesellschaftlichen  Aktion  einzutreten  habe.  Section  3 
des  Gesetzes  bestimmt  folgendes:  die  Unterrichtsbehörde  darf  durch 
ihre  Beamten  oder  nach  Einholung  des  Gutachtens  eines  fach- 
lichen Beirates  seitens  irgend  einer  Universität  oder  einer  sonstigen 
Organisation  eine  höhere  Unterrichtsanstalt  mit  deren  Einver- 
ständnis regelmäfsig  inspizieren  auf  Grund  festgestellter  Regeln. 
Section  4  statuiert  die  Ernennung  jenes  Beirates,  der  zu  mindestens 
zwei  Dritteln  aus  Personen  bestehen  soll,  die  geeignet  sind,  „to 
represent  the  views  of  Universities  and  other  bodies  interested  in 
Education".  Diese  Bestimmungen  sind  also  der  erste  Versuch,  eine 
Ausdehnung  der  staatlichen  Oberaufsicht  auif  das  Mittelschul- 
wesen anzubahnen.  Der  gewaltige  Aufschwung,  den  besonders  das 
gewerbliche  Fachschulwesen  (Technical  Education)  als  ein  aufser- 
ordentlich  wichtiger  Behelf  zur  Förderung  der  industriellen  und 
kommerziellen  Interessen  des  Reiches  in  den  beiden  letzten  Jahr- 
zehnten genommen  hat,  bildet  eine  der  charakteristischen  und 
wichtigen  Erscheinungen  im  öffentlichen  Leben  Englands  unserer 
Tage.  Bisher  stand  diese  Bewegung  zur  Centralgewalt  in  keiner 
anderen  Beziehung,  als  dafs  das  Parlament  durch  den  Technical 
Education  Act  und  den  Local  Taxation  Act  den  Kommunalkörpern 
bedeutende  Geldmittel  zur  Förderung  des  Mittelschulwesens  und 
administrative  Vollmachten  (Powers)  einräumte.   Von  diesen  Mitteln 


Digitized  by 


Google 


Organisation  u.  Funktion  d.  Centralbehörde  in  der  Lokalverwaltung.    679 

ist  nun  reichlicher  aber  nicht  immer  systematisch  organisierter 
Gebrauch  gemacht  worden.  Das  neue  Gesetz^  bedeutet  also  den 
ersten  Schritt  auf  dem  Wege,  durch  eine  mafsvolle  Einflufsnahme 
der  Centralverwaltung  eine  gewisse  Gleichmäfsigkeit  in  der  Or- 
ganisation von  Mittelschulen  durch  die  lokalen  Verwaltungskörper, 
sowie  die  Annahme  gewisser  leitender  Principien  und  Methoden  für 
das  mittlere  Unterrichtswesen  herbei  zu  führen.  Aber  die  ent- 
scheidenden Grundsätze  für  die  beste  staatliche  Organisation  des 
Mittelschulwesens  im  weitesten  Sinne  sind  noch  nicht  festgestellt, 
stehen  vielmehr  gegenwärtig  im  Vordergrunde  der  öffentlichen  Dis- 
kussion und  werden  von  allen  hierbei  in  Betracht  kommenden 
Fachinteressenten  eifrig  beraten.  Deshalb  bietet  der  gegenwärtige 
Zustand  der  Verwaltungsorganisation  auf  diesem  Gebiete  das  Bild 
eines  kaum  in  Angriff  genommenen  Baues,  über  dessen  endgültige 
Gestalt  noch  nichts  gesagt  werden  kann. 

5.  Specielle  Centralbehörden  nicht  permanenten 
Charakters:  Royal  Commissions  of  Inquiry^  Wenn 
wir  diese  dem  englischen  Staatswesen  eigentümliche  Form  central- 
administrativer  Thätigkeit  an  letzter  Stelle  anführen,  so  steht 
dies  eigentlich  damit  in  Widerspruch,  dafs  diese  Behörden  eigent- 
lich die  Vorläufer  der  permanenten  neuen  Fachministerien  Englands 
gewesen  sind.  Geht  man  auf  ihren  Ursprung  zurück,  so  beruhen 
diese  Commissions  auf  dem  uralten  Rechte  der  Krone  zur  Ab- 
haltung von  Untersuchungen  (Inquests)  im  ganzen  Lande  zur 
Wahrung  von  Recht  und  Ordnung,  sowie  auf  der  weiteren  Be- 
fugnis der  Krone,  ihre  Regierungs-  und  Gerichtsgewalt  zu  diesem 
Zwecke  zu  delegieren.  Der  Mifsbrauch  der  königlichen  Delegations- 
gewalt unter  den  Tudors  und  Stuarts  hat  dann,  wie  wir  wissen, 
zur  Abschaffung  der  Sternkammer  sowie  der  übrigen  Commissions 
und  zur  endgültigen  Feststellung  des  Verfassungsgrundsatzes  ge- 
führt, dafs  es  der  Krone  nicht  gestattet  sei,  neue  Behörden  mit 
voller  öffentlicher  Gewalt  kraft  ihrer  Prärogative  zu  kreieren. 
Aber  dadurch  war  der  Krone  das  Recht  zur  Untersuchung  nicht 
genommen  worden  und  dieses  Recht  ist  dann  auch,  allerdings  erst 
in  jener  Epoche,  in  welcher  durch  das  voll  ausgebildete  parlamen- 
tarische Regierungssystem  die  königlichen  Prärogative  längst  zu  ad- 
ministrativen Befugnissen  des  parlamentarischen  Cabinets  geworden 
waren,  zu  neuer  grofser  Bedeutung  gelangt.    Seit  dem  Anfang  des 


*  Vgl.   Gneist,   Englisches   Verwaltungsrecht,   IL  p.  740  ff.;  Toulmin 
Smith,  Government  by  Commissions  illegal  and  pemicious,  London  1849. 
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XIX.  Jahrhunderts  begann  man  einzelne  Probleme  des  socialen 
Lebens  und  der  Verwaltung  der  planmärsigen  Durchforschung  durch 
eine  Royal  Commission  of  Inquiry  zu  unterziehen.  Diese  Kom- 
missionen werden  durch  Berufung  einer  wechselnden  Zahl  Ton 
Staatsmännern  und  Fachleuten  als  Kollegien  gebildet,  denen  nun 
fttr  die  Dauer  ihrer  Arbeiten  die  volle  öffentliche  Gewalt  erteilt 
wird  zum  Zwecke  ihrer  Untersuchungsaufgabe,  wie  sie  einem  wirk- 
lichen Gerichtshofe  (Court  of  Becord)  zusteht:  also  das  Recht 
zur  eidlichen  Zeugeneinvernahme  und  zur  Zwangsvorladung.  Sehr 
bald  bildete  sich  auch  für  die  Arbeitsweise  solcher  Commissions, 
deren  Untersuchungsobjekt  sich  ttber  das  ganze  Land  erstreckte, 
eine  feste  Organisation  und  Praxis  aus,  wonach  das  Kollegium 
einen  Teil  seiner  Mitglieder  und  Hilfskräfte  zur  Bearbeitung  der 
jeweiligen  Frage  nach  grofsen,  zweckmäfsig  gebildeten  Distrikten 
delegierte,  sodann  aus  deren  Einzelreports  den  endgültigen  Bericht 
und  Vorschläge  erstattete.  Solche  Commissions  sind  die  eigent- 
lichen Quellen  aller  grofsen  Reformen  Englands  im  XIX.  Jahrhundert 
gewesen;  sie  sind  auch  die  besondere  Form  centraler  Staatsthätig- 
keit,  in  welchen  Benthams  Forderung  nach  Anwendung  wissenschaft- 
licher Grundsätze  auf  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zuerst  verwirk- 
licht worden  ist.  Nicht  weniger  als  150  Royal  Commissions  of  Inquiry 
haben  zwischen  1832  und  1844  stattgefunden,  und  es  giebt  keine 
einzige  wichtige  Frage  der  Verwaltung,  die  nicht  wenigstens  einmal 
auf  solche  Weise  gründlich  untersucht  worden  wäre.  Daneben  gab  es 
natürlich  noch  weiterhin  zahlreiche,  vom  Parlamente  aus  seiner  Mitte 
gebildete  Select  Committees,  die  mit  den  Royal  Commissions  nicht 
verwechselt  werden  dürfen.  Nach  Ansicht  zahleicher  älterer  Ju- 
risten, an  ihrer  Spitze  des  gelehrten  Toulmin  Smith,  sind  diese 
Select  Committees  das  einzige  legale  Mittel  staatlicher  Enquete. 
Der  High  Court  of  Parliament  ist  nach  der  Meinung  dieser  kon- 
servativen Jurisprudenz  noch  immer  „the  Grand  Inquest  of  the 
Nation",  die  Royal  Commissions  sind  aber,  wie  schon  Lord  Coke 
zur  Zeit  der  Sternkammer  festgestellt,  allesamt  illegal  und  ver- 
fassungswidrig. Jedoch  hat  diese  gelehrte  Opposition  nicht  ver- 
hindert, dafs  das  Institut  der  Royal  Commmissions  of  Inquiry  seit 
der  Beform  Bill  als  wichtiges  und  vielseitiges  Mittel  der  Regie- 
rung ausgenützt  wurde  und  auch  heute  noch  in  voller  Blüte  steht 
Der  praktische  Sinn  der  englischen  Politiker  hat  diese  theoretischen 
Bedenken  um  so  weniger  ernst  genommen,  als,  wie  schon  oben  be- 
merkt, diese  „königlichen^  Kommissionen  selbstverständlich  nichts 
anderes  als  Hilfsorgane  des  Parlamentes   sind,   indem  sie  formell 
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durch  Order  in  Council,  thatsächlich  aber  durch  das  parlamenta- 
rische Cabinet  berufen  werden. 

Aber  diese  Commissions  sind  auch  vom  entwicklungsgeschicht- 
lichen Standpunkt  für  die  englische  Centralverwaltung  von  un- 
überschätzbarer  Bedeutung.  Die  Mehrzahl  der  neuen  Central- 
behörden  ist  nämlich  einfach  aus  solchen  Commissions  unmittelbar 
hervorgegangen:  so  die  Commissioners  of  Poor  Law,  die  Eccle- 
siastical  Commissioners,  Charity  Commissioners,  Central  Board  of 
Health  u.  a.  m.  Erst  in  neuester  Zeit  hat  dann  die  weitere  Um- 
wandlung dieser  Kollegialbehörden  in  Fachministerien ,  die  von  je 
einem  einzigen  verantwortlichen  Minister  geleitet  werden,  begonnen. 
Daneben  ist  aber  gerade  in  den  letzten  Jahren  die  Einsetzung  tempo- 
rärer Centralorgane  zum  Zwecke  der  Untersuchung  der  Verwaltung 
und  der  socialen  Zustände  wieder  besonders  stark  in  Anwendung 
gekommen:  es  soll  hier  nur  an  die  denkwürdige  Labour  Commission, 
die  beiden  Royal  Commissions  über  die  Umgestaltung  des  Armen- 
wesens durch  Einführung  der  Altersversorgung,  die  grofse,  seit 
mehreren  Jahren  tagende  Commission  zur  Untersuchung  der  Lokal- 
besteuerung erinnert  werden.  Die  ganze  unübersehbare  Reihe  der 
Dokumente  und  Reports  dieser  wissenschaftlich  arbeitenden  Kom- 
missionen bildet  eine  unerschöpfliche  Quelle  der  englischen  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  nicht  minder  als  der  Staatswissenschaft 
in  allen  ihren  Zweigen.  Durch  diese  temporären  Centralorgane 
wird  die  von  Bentham  und  Mill  so  eifrig  vertretene  Forderung, 
dafs  die  Kenntnis  von  den  Verwaltungszuständen  eines  Landes 
centralisiert  sein  müsse,  in  ebenso  gründlicher  als  unschematischer 
Weise  erfüllt.  Und  so  sind  gerade  diese  Commissions  ein  klarer 
und  monumentaler  Ausdruck  der  tiefen  Umgestaltung,  welche  wäh- 
rend des  XIX.  Jahrhunderts  in  den  Mitteln  und  dem  ganzen  Geiste 
der  inneren  Verwaltung  Englands  vor  sich  gegangen  ist,  und  ein 
Beweis  dafür,  dafs  diese  Umgestaltung  von  der  bewufsten  Absicht 
getragen  ist,  die  Formen  und  die  Thätigkeit  aller  Staatsorgane 
der  unendlich  komplizierten  Struktur  und  den  vielfältigen  Bedürf- 
nissen der  modernen  Gesellschaft  anzupassen,  jedoch  gleichzeitig 
das  grofse  Grundprincip  der  demokratischen  Repräsentatiwer- 
fassung,  die  Oberhoheit  des  Parlamentes  über  die  gesamte  Aus- 
übung öfifentlicher  Gewalt  in  ungeminderter  Kraft  zu  erhalten. 
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Die  Stellung  des  Parlamentes  und  der  Gerichte  im  System 
der  Lokalverwaltung. 


Das  System  der  Lokalverwaltung  jedes  Rechtsstaates  hat,  wie 
immer  dasselbe  gestaltet  sein  möge,  für  ein  bestimmtes  Problem 
die  je  nach  dessen  Struktur  verschiedenartige  Lösung  zu  finden: 
nämlich  für  das  Problem  der  obersten  staatlichen  Kontrolle  über 
die  lokalen  Verwaltungsorgane.  Hierbei  kann  von  vornherein 
an  dreifaches  gedacht  werden:  1.  an  die  Kontrolle  der  von  den 
lokalen  Verwaltungsorganen  geführten  Administration  durch  eine 
centrale  Verwaltungsinstanz  mittelst  administrativer  Befehlsgewalt; 
2.  an  die  Kontrolle  derselben  in  Bezug  auf  die  Rechtmäfsigkeit 
ihrer  Handlungen  durch  rechtsprechende  Organe;  3.  an  die  so- 
genannte politische  Kontrolle,  d.  h.  an  die  Oberaufsicht  über  die 
Ausübung  öffentlicher  Gewalt  durch  das  den  obersten  Staatswillen 
verfassungsmäfsig  bildende  repräsentative  Staatsorgan. 

Nach  allen  drei  Richtungen  werden  wir  im  folgenden  zu  unter- 
suchen haben,  in  welcher  Weise  dieses  Problem  von  dem  gelten- 
den englischen  Verfassungsrechte  gelöst  wird.  Vor  allem  wird 
aber  die  zuerst  aufgeworfene  Frage  beantwortet  .werden  müssen, 
in  welcher  Weise  die  oberste  staatliche  Kontrolle  über  die  gesamte 
Lokalverwaltung  Englands  rechtlich  und  thatsächlich  organisiert 
ist,  welches  das  centrale  Staatsorgan  ist,  dem  die  selbständige, 
souveräne  Willensbildung  in  betreff  der!  inneren  Verwaltung  des 
Landes  zusteht.  Aus  dem  letzten  Abschnitt  wissen  wir  so  viel, 
dafs  die  bestehenden  Centralbehörden  der  inneren  Verwaltung  Eng- 
lands nicht  als  Organe  einer  solchen  obersten,  souve- 
ränen  Kontrolle   der  decentralisierten  Verwaltung  angesehen 
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werden  können.  Aus  der  subsidiären  Stellung  dieser  Behörden 
haben  wir  bereits  erkannt,  dafs  vielmehr  der  Schwerpunkt  jener 
Kontrolle  nach  wie  vor  im  Parlamente  liegen  mufs.  An  verschie- 
denen Stellen  ist  dieses  Verhältnis  des  Parlamentes  zur  Lokal- 
verwaltung bereits  gestreift  worden;  hier  handelt  es  sich  nun 
darum,  die  Stellung  des  Parlamentes  als  oberster  Verwaltungs- 
instanz, wie  sie  auch  gegenwärtig  trotz  der  Einrichtung  der  neuen 
Centralbehörden  rechtlich  und  praktisch  fortbesteht,  theoretisch 
klarzustellen  und  historisch  näher  zu  begründen,  als  dies  bisher 
geschehen  ist. 

Alle  staatliche  Verwaltung  ist  regelmäfsig  staatliches  Handeln  ^ 
Schon  mit  diesem  Ausdruck  ist  bereits  bezeichnet,  dafs  in  der  Ver- 
waltung mehr  als  in  irgend  einer  anderen  Funktion  des  Staates 
ein  persönliches  Element  steckt,  dafs  die  Verwaltung  in  ihrer 
realen  Erscheinung  als  That  der  mit  öffentlicher  Gewalt  be- 
liehenen  Individuen  erscheint.  In  den  primitiven  Zeiten  aller 
Kulturvölker  tritt  nun  bezeichnenderweise  der  König  als  das  aus- 
schliefsliche  Organ  der  öflfentlichen  Gewalt  und  darum  auch  als 
Träger  der  Verwaltung  auf,  insoweit  es  eine  solche  in  dieser  Epoche 
giebt.  Nichts  ist  in  dieser  Richtung  so  belehrend  als  die  That- 
sache,  dafs  sich  in  den  germanischen  Staaten  die  Rechtsprechung, 
die  Entscheidung  über  Vermögensrechte  und  über  Delikte  lange 
noch  als  Funktion  der  Volksgenossen  erhält,  während  die  Voll- 
ziehung der  Rechtsprtiche ,  die  eigentlichen  Verwaltungsakte  der 
Justiz,  schon  längst  in  die  Hände  des  Königs  und  seiner  Diener 
übergegangen  sind. 

Die  ganze  Entwicklung  der  inneren  Verwaltung  als  einer  be- 
sonderen Funktion  der  öffentlichen  Gewalt  vollzieht  sich  nun  in 
allen  europäischen  Staaten  so,  dafs  jene  sich  einerseits  immer  mehr 
differenziert,  entsprechend  dem  steigenden  Bedürfnisse  der  Volks- 
gemeinschaft nach  Eingreifen  der  öflfentlichen  Gewalt  in  das  wirt- 
schaftliche und  sociale  Leben  der  Einzelnen,  ihrer  territorialen  und 
beruflichen  Verbände,  dafs  sie  demgemäfs  sich  immer  mehr  unter  neue 
und  verschiedene  Organe  verteilt,  dafs  aber  andererseits  zugleich 
dieser  Differenzierung  gegenüber  die  Obergewalt  des  Landesherrn 
und  seiner  Räte  nicht  nur  stetig  festgehalten,  sondern  gewisser- 
mafsen   durch    Integration    aller  jener   neuen  Funktionen  in  der 


^  So  Lab  and,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Keiches,  8.  Aufl.,  I.  645.  — 
Das  Eindringen  der  königlichen  Yerwaltungsbefugnisse  in  die  altgermanische 
Gerichtsverfassung  spiegelt  sich  wieder  in  der  Entwicklung  des  fränkischen 
Grafenamtes.    Vgl.  S  o  h  m ,  Deutsche  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  S.  35. 
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Öffentlichen  Gewalt  verstärkt  wird.  Alsbald  bildet  sich,  während 
sich  das  nationale  ungeschriebene  oder  geschriebene  Recht  unter 
mehr  oder  weniger  starken  Einflüssen  von  aufsen  her  als  ein 
grofser  selbständiger  Organismus  fortentwickelt,  daneben  ein  zweiter 
Komplex  von  Normen  aus,  durch  welche  die  regelmäfsige  Aus- 
übung der  öffentlichen  Gewalt  geregelt  wird.  Dieses  Recht  findet 
in  der  unbeschränkten  Yerordnungsgewalt  des  Landesherrn  die 
bewegende  Kraft,  in  der  Über-  beziehungsweise  Unterordnung  der 
verschiedenen  Räte  und  Beamten  des  Lapdesfürsten  die  Organi- 
sation für  seine  Verwirklichung.  Es  erscheint  dem  Landesrechte 
gegenüber  schliefslich  als  eine  besondere  Art  von  Recht,  das 
sich  in  den  wichtigsten  Punkten  vom  Landesrechte  unterscheidet; 
denn  während  letzteres  traditionell  als  Gesetz  erscheint,  d.  h. 
als  eine  Norm,  deren  Abänderung  an  bestimmte,  auch  dem  Willen 
des  Landesfürsten  mehr  oder  weniger  entrückte  Vorbedingungen 
geknüpft  ist,  erscheint  die  Verwaltung  als  die  eigentliche  Do- 
mäne des  landesherrlichen  Willens,  erscheint  Verwaltungsrecht 
als  dem  Gesetze  gleichberechtigte  Verordnung  des  Monarchen. 
Von  Jahrhundert  zu  Jahrhundert  gewinnt  diese  letztere  an  Um- 
fang und  Bedeutung  gegenüber  dem  bald  als  Privatrecht  und  ordent^ 
liches  Strafrecht  zusammengefafsten  Landesrechte,  je  umfangreicher, 
je  energischer  die  positive  Thätigkeit  der  öffentlichen  Gewalt  auf 
allen  Gebieten  des  Gemeinlebens  eingreift.  Schliefslich  setzt  sich 
die  Vorstellung  fest,  daüs  alle  öffentliche  Gewalt  und  darum  auch 
die  Gesetzgebung  dem  Fürsten  gebühre.  Das  Verwaltungsrecht 
als  Jus  publicum  erscheint  als  das  stärkere  gegenüber  dem  Privat^ 
rechte,  welch'  letzteres  seine  Verwirklichung  nur  der  hinter  seinen 
Normen  stehenden,  im  Landesherrn  verkörperten  Staatsgewalt  zu 
verdanken  scheint.  So  entsteht  der  absolute  Fürstenstaat  des 
XVIIL  Jahrhunderts  mit  seiner  Theorie  von  der  Allgewalt  der 
landesherrlichen  Verwaltung,  die  den  Begriff  des  der  fürstlichen 
Gewalt  entrückten  Gesetzes  bis  auf  ein  Minimum  einschränkt  ^ 


^  Zur  Aufzeichnung  des  Landrechtes,  insofern  damit  eine  Abänderung 
desselben  verknüpft  war,  erscheint  in  den  deutschen  Territorien  die  Zustimmung 
der  Stände  erforderlich.  Vgl.  Schröder,  Deutsche  Eechtsgeschichte,  S.  6,  38 ff. 
Die  ältesten  Verwaltungsgesetze  im  modernen  Sinne  auf  deutschem  Boden,  die 
Landes-  und  Polizeiordnungen  des  XV.  und  XVL  Jahrhunderts  sind  auch  noch 
von  den  Ständen  beraten  und  unter  deren  Mitwirkung  geschaffen  worden :  aber 
gleichzeitig  entstanden,  zuerst  in  Österreich,  dann  im  ganzen  deutschen  Reichs- 
gebiet, die  neuen  landesfürstlichen  Verwaltungsorganisationen  als  Werkzeuge 
der  fürstlichen  „Obrigkeit",  durch  die  alsbald  die  ganze  öffentliche  Gewalt  in 
der  Hand  des  Landesherm  vereinigt  wurde.    Gleichzeitig  begann  der  Einflufs 
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Wir  haben  nun  diese  Erscheinungen  nicht  näher  zu  verfolgen 
und  ebensowenig  zu  untersuchen,  in  welcher  Weise  im  XIX.  Jahr- 
hunderte der  inneren  Verwaltung  der  kontinentalen  Staaten  der 
Rechtscharakter,  wenn  auch  nur  in  bestimmten  Grenzen,  wieder- 
gewonnen worden  ist.  Wichtig  ist  es  allein,  diese  Thatsachen 
festzustellen,  weil  die  englische  Rechts-  und  Staatsentwicklung 
zu  dem  eben  angedeuteten  Werdegang  den  vollen  Gegensatz  bildet, 
und  weil  in  diesem  Gegensatze  das  wahre  Wesen  der  englischen 
Verfassung  am  besten  hervortritt.  Auch  in  England  ist  nach  der 
Entstehung  des  anglo-normannischen  Staatswesens  der  König  die 
Verkörperung  des  Staates.  Er  richtet  neben  und  über  den  Volks- 
gerichten, er  entsendet  Beamte  zur  Ausübung  der  öffentlichen  Ge- 
walt im  ganzen  Lande  von  seinem  Hoflager  weg,  er  ist  der 
Träger  der  Verwaltung,  soweit  es  eine  solche  geregelte  öffentliche 
Thätigkeit  in  jener  Epoche  giebt;  aber  von  allem  Anfange  an 
wird  eine  Fortbildung  dieser  fürstlichen  Gewalt  und  damit  die 
Entstehung  des  Verwaltungsrechtes  als  Sonderrechtes  der  Krone 
durch  eine  historische  Thatsache  von  allergröfster  Tragweite  ver- 
hindert, nämlich  durch  die  in  den  staatlichen  Vorstellungen  der 
englischen  Nation  seit  deren  Anfängen  wurzelnde  Vorstellung  vom 
Common  Law  und  die  damit  verknüpfte  nationale  Auffassung  vom 
Rechte  als  einer  nur  mit  dem  Willen  des  Volkes  veränderlichen, 
zu  aller  Zeit  und  bezüglich  aller  von  ihr  ergriffenen  Lebensver- 
hältnisse gleichartigen  Norm  einerseits,  von  der  notwendigen  Unter- 
ordnung der  öffentlichen  Gewalt  unter  dieses  nationale  Recht  an- 
dererseits.  Mit  dem  Worte  „Common  Law**  fafste  man  ursprünglich 

der  Stände  auf  Qesetzgebung  und  Verwaltung  immer  schwächer  zu  werden, 
bis  in  der  zweiten  Hälfte  des  XYII.  Jahrhunderts  der  absolute  Fürsten*  und 
Polizeistaat  vollständig  ausgereift  erscheint.  Die  Entstehung  und  Ausbildung 
der  landesherrlichen  Gentralverwaltung  im  XYI.  Jahrhundert  hat  dann  auch 
in  die  Gerichtsverfassung  tief  eingegriffen,  indem  vom  Standpunkte  der  fürst- 
lichen Allgewalt  aus  die  Entscheidung  über  alle  die  «Obrigkeit*^  berührenden, 
strittigen  Rechtssachen  für  die  neuen  Behörden,  die  Diener  des  Landesherm, 
allerwärts  mit  Erfolg  beansprucht  wurde.  Diese  Entwicklung  hat  erst  die 
Unterscheidung  des  „Privatrechtes"  und  des  „öffentlichen  Rechtes"  in  voller 
Schärfe  geschaffen,  indem  unter  jenem  die  Summe  der  Rechtsinstitute  ver- 
standen wurde,  die  das  Interesse  und  die  Ausübung  der  obrigkeitlichen  Gewalt 
in  keiner  Weise  berührten.  Zugleich  entstand  dadurch  neben  der  hergebrachten 
Gerichtsorganisation  zur  Entscheidung  von  Privatrechtsstreiten  und  zur  Aus- 
übung der  gemeinrechtlichen  Kriminaljustiz  eine  besondere  Jurisdiktion,  die 
Yerwaltungsrechtsprechung,  als  Funktion  der  administrativen  Centralbehörden. 
Vgl.  über  diese  Entwicklung  die  vortreffliche  Darstellung  in  Tezner,  Die 
landesfürstliche  Verwaltungsrechtspflege  in  Österreich,  1898 ;  besonders  S.  62  ff. 
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das  gesamte  ererbte  Gewohnheitsrecht  des  Volkes,  wie  es  alle 
äurseren  Beziehungen  und  Lebensbedingungen  der  verschiedenen 
Stände  in  primitiver  Zeit  nut  einheitlicher  Kraft  umspannt,  zu- 
sammen. Die  Eroberung  und  die  dadurch  verursachte  Gegenüber- 
stellung fremdartiger  und  nationaler  Rechtsanschauung  führte 
zunächst  nur  eine  Erstarkung  dieser  Vorstellung  von  der  Unver- 
letzlichkeit des  Common  Law  als  der  angestammten  nationalen 
Rechtsordnung  herbei.  Wurden  dadurch  auch  mancherlei  neue  und 
weitreichende  Einflüsse  auf  den  Organismus  des  Common  Law  un- 
merklich ausgelöst,  so  ging  dennoch  bei  der  allmählichen  Ver- 
schmelzung angelsächsischen  und  normannischen  Wesens  zu  einer 
neuen  Nation  die  Vorstellung  von  Common  Law  auch  auf  diese 
letztere  voll  über.  In  den  Kämpfen  der  Barone  und  des  Volkes 
mit  dem  Könige  wird  immer  wieder  die  lex  terrae  oder  das  alte 
Landrecht  gegen  die  absolute  Herrschaft  der  Könige  siegreich 
vertreten.  Wilhelm  der  Eroberer  hat  die  Gesetze  Eduards  des  Be- 
kenners  ausdrücklich  bestätigt  und  damit  die  übernommene  funda- 
mentale Rechtsordnung  anerkannt,  wenn  er  auch  durch  sein  feu- 
dales System  auf  diese  letztere  eine  davon  ganz  und  gar  ver- 
schiedene Rechtsordnung  gewissermafsen  aufpfropfte.  Das  Common 
Law  blieb  so  der  Kern  des  nationalen  Rechtes,  in  seiner  Eigenart 
lebendig  erhalten  und  fortgebildet  durch  die  Richtersprüche  trotz 
mancher  fremdrechtlicher  Einflüsse.  Dieses  Common  Law  war  aber, 
wie  jede  auf  dem  ursprünglichen  Volksrechte  beruhende,  nicht 
kodifizierte  Satzung,  nichts  anderes  .als  die  Formulierung  der  ge- 
samten, traditionell  durch  Normen  geregelten  Lebensbeziehungen 
der  Einzelnen  sowohl  untereinander  als  in  ihrem  Verhältnisse  zur 
öifentlichen  Gewalt  in  der  Form  allgemeiner  Rechtssätze,  Paroemien 
und  Postulate.  Die  erste  Folge  aus  der  Anerkennung  des  Common 
Law  durch  die  Erobererdynastie  wird  darin  erkennbar,  dafs  diese 
Rechtsordnung  als  Schranke  für  die  königliche  Gewalt  dient ;  denn 
an  die  bestehenden  Gesetze  erschien  auch  der  König  von  vornherein 
gebunden.  Die  weitere  wichtige  Folge  dieser  Grundanschauung 
war  nun,  dafs  mit  dem  Fortbestande  des  Common  Law  als  Kern 
des  nationalen  Rechtes  der  damit  verknüpfte  fundamentale  Begriff 
der  Einheit  allen  Rechtes  aus  dieser  elementaren  Periode 
heraus  für  die  kommende  Entwicklung  konserviert  worden  ist^ 


^  Die  sogleich  zu  besprechende  Erscheinung  des  Law  of  Equity  steht  nicht 
im  Widerspruch  mit  diesem  Begriffe;  denn  das  Billigkeitsrecht,  wie  es  sich  in 
der  Spruchthätigkeit  des  Kauzlers  seit  der  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  ent- 
wickelt hat,  bedeutete  nach  einer  kurzen  Periode  der  Rivalität  des  neuen  6e- 
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Ans  diesen  beiden  Momenten  aber  ergab  sich  alsbald  notge- 
drungen die  Forderung,  dafs  der  König  auch  in  Ausübung  öffent- 
licher Gewalt  das  Recht  gegen  sich  gelten  lassen  müsse :  dafs  also 
das  ordentliche  Gericht  und  Verfahren  in  allen  streitigen  An- 
gelegenheiten auch  in  jenen  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  Befugnisse 
und  Schranken  der  öffentlichen  Gewalt  handelte,  wirksam  werden 
müssen.  Allerdings  erleidet  dieses  Princip  überall  dort  eine  Aus- 
nahme, wo  der  König  kraft  seiner  Prärogative,  seiner  persön- 
lichen Vor-  und  Sonderrechte  in  der  Ausübung  öffentlicher  Gewalt, 
verfügt.  Diese  durch  Jahrhunderte  in  unklaren  Grenzen  gehaltene 
Vorstellung  der  Prärogative  bildet,  wie  wir  später  sehen  werden, 
den  Stützpunkt  für  alle  Versuche,  das  Princip  der  „Rule  of  Law", 
der  Souveränität  des  einheitlichen  Rechtes,  zu  durchbrechen.  Immer 
blieb  da  noch  die  Möglichkeit  offen,  dafs  der  König  die  Befugnis 
besitze,  das  Gesetz  nach  seinem  Willen  abzuändern.  Und  that- 
sächlich  ist  das  auch  in  den  ersten  zwei  Jahrhunderten  nach  der 
Eroberung  Englands  im  reichen  Mafse  geschehen.  Aber  schon  von 
der  ältesten  Zeit  an  tritt  auch  hierbei  eine  Erscheinung  zu  tage, 
die  auf  Vorstellungen  des  Common  Law  zurückgeht :  dafs  nämlich 
der  König  Abänderungen  des  Rechtes  gewohnheitsmäfsig  nach  Be- 
ratung mit  seinem  Magnum  Concilium  vornimmt.  In  solcher  Form 
ist  auch  die  Magna  Charta  abgefafst  worden,  das  Grundgesetz 
Englands,  das  aber,  wie  Hearn  treffend  bemerkt,  selbst  wieder 
nur  eine  Lex  declaratoria  ist,  nämlich  das  Common  Law  in  Kraft 
erhält  und  weiter  ausführt.  Und  schon  von  einem  der  ältesten 
Rechtslehrer  Englands,  von  Bracton,  wird  mit  aller  Kraft  und 
Deutlichkeit  die  Einschränkung  der  gesetzgebenden  Gewalt  des 
Königs  in  den  Worten  ausgesprochen,  dafs  in  England  nicht  der 
Satz  des  römischen  Rechtes  gelte:  principis  voluntas  habet  legis 
vigorera,  sondern,  dafs  nur  diejenige  Norm  Geltung  habe,  „die 
nach  gehöriger  Beratung  und  Besprechung  durch  den  königlichen, 
aus  den  Grofsen  des  Landes  gebildeten  Rat  beschlossen  worden  ist 


richtshofes  mit  den  alten  Common  Law  Courts  nichts  anderes,  als  ein  zur 
Ergänzung  der  Common  Law  dienendes,  aus  PräJudicien  entwickeltes  Spruch- 
recht,  das  bald  geradeso  wie  dieses  letztere  nach  festen  Grundsätzen,  frei  von 
jedem  Einflüsse  der  Krone,  sich  fortbildete  zu  einem  dem  Common  Law  völlig 
ebenbürtigen  Zweiige  des  nationalen  Gesamtrechtes.  Die  praktisch  längst  ein- 
getretene Gleichwertigkeit  des  Common  Law  und  Equity  Ijaw  fand  ihre  for- 
melle Sanktion  durch  die  grofse  Gerichtsreform  von  1875;  der  High  Court  of 
Justice  ist  nämlich  zugleich  als  Gerichtshof  des  gemeinen  Hechtes  und  als 
Billigkeitsgerichtshof  eingesetzt«  Vgl.  Hearn,  op.  cit.  p.  308  ff.;  Maitland, 
Justice  and  Police  p.  80—42. 


Digitized  by 


Google 


688  Siebenter  Abschnitt. 

unter  Sanktion  des  Königs.  Oder  wie  dies  ein  Ausspruch  aus 
der  Zeit  Richards  III.  formuliert:  Yoluntas  regis  in  curia  lucet 
non  in  camera^ 

Dies  also  sind  die  beiden  unzerstörbaren  Grundsätze  des  eng- 
lischen Rechts-  und  Staatslebens:  die  Bewahrung  der  Einheitlich- 
keit allen  Rechtes  auf  Grundlage  des  Common  Law  und  dessen 
Souveränität  gegenüber  der  öffentlichen  Gewalt.  Aus  der  orga- 
nischen   Verbindung    und    der    Differenzierung    der    darin    aus- 


^  Vgl.  Hearn,  Government  of  England,  p.  4  ff.,  19;  Maitland  and 
Pollock,  History  of  English  Law  I.  p.  182.  Über  die  Rechtstellnng  des 
Königtums  besonders  p.  511—526.  —  Die  Vorstellung  von  dem  Sondercharakter 
des  Rechtes  der  öffentlichen  Gewalt  tritt  schon  in  dem  ältesten  germanischen 
Staatswesen,  der  fränkischen  Monarchie,  hervor  und  findet  in  dem  Dualismus 
von  königlichem  Amtsrecht  und  Volksrecht,  von  Capitulare  und  lex,  ihren 
Ausdruck.  Inwieweit  schon  hierbei  der  Einflufs  des  spätrömischen  Staats*  und 
Verwaltungswesens  thätig  gewesen  ist,  kann  hier  nicht  verfolgt  werden.  (Vgl. 
darüber  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte  IL  §  59  u.  60.)  ZweifeUos  ist 
aber  der  Dualismus  des  Jus  Publicum  und  Jus  Privatum,  wie  er  seit  Jahr- 
hunderten das  Rechtsleben  der  mitteleuropäischen  Staaten  charakterisiert,  die 
Unterscheidung  zweier  in  der  Art  ihrer  Durchsetzung  grundverschiedener 
Kategorien  von  Recht,  eine  verhängnisvolle  Folge  der  Reception  des  römischen 
Rechts  in  seiner  justinianeischen  Fassung  gewesen.  Die  von  den  kaiserlichen 
Konstitutionen  zum  Ausdruck  gebrachte  Staats-  und  Rechtsauffassung,  die  alle 
Normen  in  betreff  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  das  freie  Belieben  des 
Monarchen  stellt,  ist  der  fruchtbare  Boden  gewesen,  auf  dem  sich  der  Begriff 
der  landesherrlichen  Allgewalt  in  den  deutschen  Territorien,  in  weiterer  Folge 
der  streng  „hoheitliche^  Charakter  der  Verwaltung  als  Ausdruck  daf&r  ent- 
wickelt hat,  dafs  es  dem  Landesherm  allein  zusteht,  zu  bestimmen,  inwieweit 
der  Verwaltung  überhaupt  der  Rechtscharakter  zukommt.  In  England  da- 
gegen haben  sich  die  Feudalherren  gemeinsam  mit  dem  Volke  der  Anwendung 
des  römischen  Rechtes  mit  Erfolg  widersetzt.  Nur  auf  dem  Umwege  über  das 
kanonische  Recht,  das  für  die  Equity  Jurisdiction  des  Kanzlers  die  Grundlage 
bildete,  sind  einzelne  Institute  und  Begriffe  des  Jus  civile  in  den  Organismus 
des  englischen  Rechtes  eingedrungen.  Aber  die  ganze  durch  die  Konstitutionen 
vermittelte  Rechtswelt,  in  der  die  Idee  des  über  aUem  Rechte  stehenden  Im- 
perators dominiert,  hat  ebenso  wie  die  Idee  der  weltlichen  Obergewalt  des 
Papsttums  in  England  den  schärfsten  Widerspruch  gefunden  und  dort  niemals 
auch  nur  die  geringste  Wurzel  gefafst  Treffend  bezeichnet  es  Maitland 
(History  of  Engl.  Law  I.  p.  XXXIV)  als  eine  der  Kernfragen  englischer  Ge- 
schichte, festzustellen,  warum  das  plötzliche  Einfluten  des  römischen  Rechtes 
im  XII.  und  XIII.  Jahrhundert  alsbald  von  einer  ebenso  rasch  als  gründlich  ver- 
laufenden Ebbe  gefolgt  war.  Wie  sich  gerade  zur  Zeit,  da  die  Renaissance 
des  römischen  Rechtes  auf  dem  Festlande  auf  ihrem  Höhepunkt  stand,  in 
England  unter  Eduard  I.  die  Konsolidation  des  nationalen  Rechtes  und  Ge- 
richtswesens vollzog,  daraufweist  treffend  hin.  Goldwin  Smith,  The  United 
Kingdom,  I.  p.  181  ff. 
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gesprochenen  Principien  hat  sich  demgemärs  die  englische  Ver- 
waltung vollständig  verschieden  von  der  des  Festlandes  entwickelt. 
Wohl  hat,  wie  im  geschichtlichen  Teile  ausgeführt  wurde,  die  eng- 
lische Volksentwicklung  noch  einen  langen  Zeitraum  durchmessen, 
in  welchem  diese  Grundsätze  nicht  in  voller  Schärfe  hervorgetreten 
sind  und  es  erforderte  die  politische  Arbeit  vieler  Generationen,  es 
erforderte  die  gewaltige  politische  Triebkraft  des  Puritanismus, 
bis  sie  endlich  zu  ihrer  vollen  Konsequenz  ausgebildet  erscheinen. 
Aber  andererseits  steht  ebenso  fest,  dafs  England  die  vom  Common 
Law  gegebene  Vorstellung  als  Grundlage  seines  Rechtes  niemals 
verloren  hat.  Weder  die  englische  Nation  noch  ihr  Richtertum  oder 
ihre  Rechtsgelehrten  haben  jemals  das  justinianische  römische 
Recht  und  damit  die  begriffliche  Scheidung  in  Jus  publicum  und 
Jus  privatum  angenommen  und  darum  hat  auf  englischem  Boden 
die  Vorstellung  von  der  Verwaltung  als  der  Domäne  des  fürstlichen 
Willens,  von  den  Verwaltungsnonnen  als  einem  besonderen,  vom 
gemeinen  Rechte  verschiedenen  Rechte  niemals  Aufnahme  oder  Ver- 
ständnis gefunden.  Vielmehr  ist  mit  dem  Fortschreiten  der  Kultur 
und  der  positiven  Staatsthätigkeit  die  innere  Landesverwaltung 
als  ein  Stück  des  gesamten,  ungeteilten  Volksrechtes  entstanden 
und  entwickelt  worden.  Die  öffentliche  Gewalt  blieb  in  allen 
Funktionen  untergeordnet  unter,  gebunden  an  das  Recht.  Die 
Norm,  an  die  das  positive  staatliche  Handeln  anzuknüpfen  hatte, 
war  und  blieb  ein  Satz  des  gemeinen  Rechtes,  die  Organe,  denen 
das  staatliche  Handeln  gemäfs  diesen  Normen  zur  Pflicht  gemacht 
war,  fungierten  nicht  nur  als  Mandatare  der  Krone  sondern  zu- 
gleich als  Vertreter  der  Kommunen,  der  altgeschichtlichen  Terri- 
torialverbände, in  deren  seit  unvordenklicher  Zeit  gegebenen  Zu- 
sammenhange ausschliefslich  die  Staatsbürger  sich  als  das  Ganze 
der  Nation  fühlten,  als  „den  Staat^,  in  welchem  der  König  eine, 
wenn  ^uch  durch  Jahrhunderte  aufserordentlich  erhöhte  und  bevor- 
rechtete, so  doch  vom  Rechte  definierte  und  an  das  Recht  gebundene 
Stellung  einnahm.  Ihren  klarsten  und  vollendeten  Ausdruck  findet 
diese  Anschauung  von  der  Einheit  und  Souveränität  des  Rechtes 
in  dem  Werdegange  des  englischen  Parlamentes. 

Die  Bedeutung  des  englischen  Parlamentes  läfst  sich  von  dem 
hier  eingenommenen  Standpunkte  aus  am  besten  dahin  bezeichnen, 
dafs  mit  diesem  im  Laufe  von  vier  Jahrhunderten  ein  einzigartiger 
Organismus  geschaffen  worden  ist,  der  zum  Zweck  hat,  die  Ver- 
waltung als  die  positive  innere  Staatsthätigkeit  und 
zugleich     damit     die     königliche     Centralgewalt     in 

Bedlich,  Engl.  Lokftlverwftltang.  44 
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dieser  Hinsicht  dauernd  und  vollständig  unter  das 
objektive    Recht    unterzuordnen    und    auf   solche    Weise 
die  Einheitlichkeit  und  Souveränität  des  Rechtes  als  das  Lebens- 
princip    der    Verfassung    zu    sichern.      Mit    vollem    Rechte    be- 
tont daher  Dicey,    dafs  die  Anerkennung  der  Souveränität  des 
Parlamentes  vom  legalen  Standpunkte  als  Eardinalpunkt  des  eng- 
lischen Verfassungsrechtes  anzusehen  ist.    Diese  Souveränität  findet 
ihren  legalen  Ausdruck  aber  vor  allem  darin,  dafs  das  Parlament 
die  unbeschränkte  gesetzgebende  Autorität  des  Landes  in  zweifacher 
Hinsicht  ist.     Erstens  objektiv  in  Bezug  auf  die  Gegenstände  der 
Gesetzgebung,   zweitens   subjektiv,   indem   das  Parlament  keinen 
zur   Festsetzung  von  Normen   befugten  Faktor    neben   sich   aner- 
kennt ^    Diese  legale   Souveränität  ist  nun  juristisch   genommen 
nichts  anderes  als   eine   besondere  Erscheinungsfonn  des  Grund- 
satzes  von   der  Einheitlichkeit  und    Souveränität   allen  Rechtes. 
Sobald  der  King  in  Parliament  einmal  zum  ausschliefslichen  ver- 
fassungsmäfsigen  Organ  für  die  Festsetzung  neuen  und  Abände- 
rung des  bestehenden  Rechtes  geworden  war,  ruhte  damit  implicite 
die  Souveränität  des  englischen  Staatswillens  im  Parlamente  kraft 
des  souveränen  und  einheitlichen  BegriflFes  vom  Rechte  überhaupt. 
Damit  ist  aber  auch  von  selbst  die  Stellung  des  Parlamentes  zur 
Verwaltung  bezeichnet.    Denn  da  die  letztere  als  staatliche  Hand- 
lung Ausübung  öffentlicher  Gewalt  ist,  diese   aber,  wie  bemerkt, 
nach   der   Grundanschauung  des   Common   Law   dem   souveränen 
Rechte  regelmäfsig  untergeordnet  erscheint,  so  ist  damit  bereits 
gesagt,  dafs  der  zum  alleinigen  Gesetzgeber  gewordene  King  in 
Parliament  notwendigerweise  auch  zugleich  die  oberste  Instanz  für 
die  ganze  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  im  Inneren,  für  die 
innere  Verwaltung  sein  mufste.    Anders  ausgedrückt  heifst  dies: 
die  Verwaltung  vollzieht  sich  in  England  seit  den  Anfängen  regel- 
mäfsiger  Funktion  des  Parlamentes,  von  den  schwankenden- Fällen 
königlicher   Praerogative   abgesehen,    in    der   Form   der   Gesetz- 
gebung.   Die  Parlamentsakte  wird  zur  regelmäfsigen  Gestalt,  in 
der  alles  neue  Recht  und  alle  Rechtsänderung  erscheint  und  darum 
auch  zur  Erscheinungsform  für  jene  Normen,  welche  die  positive 
Thätigkeit   des   Staates,   sein   vorbeugendes    oder   schöpferisches 
Handeln    gegenüber    dem    Gemeinleben   der    Unterthanen   regeln 
sollen,  der  Verwaltungsnorm.    Zugleich  wird,  wie  wir  wissen,  ein 
richterliches  Organ  zum  Träger  der  ganzen  inneren  Verwaltung 

*  Vgl.  Dicey,  Introduction  to  the  Study  of  the  Law  of  the  Constitution, 
p.  37  ff. 
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bestellt  und  dadurch  auch  in  Bezug  auf  die  Verwirklichung  jener 
Normen  der  Grundsatz  von  der  vollsten  Gleichheit  aller  Bestand- 
teile des  Rechtes  aufrecht  erhalten. 

Mit  dem  Gesagten  ist  das  Verhältnis  zwischen  Parlament  und 
Verwaltung  aber  noch  nicht  erschöpfend  gekennzeichnet.  Wir 
haben  bisher  blofs  jene  Verwaltung  ins  Auge  gefafst,  die  ihrer 
Natur  nach  durch  einheitliche  Normen  im  ganzen  Staatsgebiete  ge- 
regelt wird,  blofs  die  Entstehung  jener  Verwaltungsgesetze  berück- 
sichtigt, die  Gesetze  im  gewöhnlichen  Sinne  dieses  Wortes  sind, 
nämlich  allgemein  verbindliche  Vorschriften.  Daneben  aber  nimmt 
seit  der  Entstehung  des  modernen  Staates  jener  Zweig  der  öffent- 
lichen Verwaltung  gleichwertige  Stellung  ein,  der  nur  zur  Be- 
friedigung partikulärer,  lokaler  Gemeinbedürfnisse,  sowie  zur  Rege- 
lung individueller  Beziehungen  zwischen  dem  Einzelnen  und  der 
öffentlichen  Gewalt  dient.  Diese  Verwaltung  findet  auf  dem  Festlande 
zuerst  Ausdruck  in  der  Funktion  der  einzelnen  Territorialverbände, 
der  Landstände  einzelner  Gebiete  des  Staates,  in  den  an  Städte,  an 
Landgemeinden  erteilten  Befugnissen,  als  Träger  der  öffentlichen 
Gewalt  bestimmte. Verwaltungsangelegenheiten  mehr  oder  weniger 
selbständig  zu  normieren.  So  entstanden  die  zahlreichen  selbstän- 
digen Gemeinde-,  Provinzial-,  Landschaftsrechte,  die  erst  durch 
den  absoluten,  centralisierten  Fürstenstaat  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts mehr  oder  weniger  vollständig  beseitigt  wurden.  In  Eng- 
land dagegen  hat  die  Vorstellung  von  der  Einheitlichkeit  und 
Souveränität  des  Rechtes  es  unabwendbar  mit  sich  gebracht, 
dafs  auch  für  dieses  Recht  die  Centralgewalt,  der  King  in  Parla- 
ment, zur  ausschliefslichen  Quelle  der  zu  solcher  Verwaltung 
partikulärer ,  lokaler ,  individueller  Interesssn  erforderlichen 
Normen  erwuchs.  Hierzu  hat  allerdings  daneben  zweifellos  auch 
die  starke  Centralisation  der  öffentlichen  Gewalt,  wie  sie  sich 
in  den  ersten  Jahrhunderten  nach  der  Eroberung  in  der  Er- 
scheinung des  Königtums  der  Plantagenets  vollzog,  beigetragen. 
Die  Entstehung  des  Parlamentes  hat  an  dieser  Vorstellung  nicht 
das  geringste  geändert,  vielmehr  dieselbe  noch  bestärkt ;  nur  darin 
lag  der  grofse  Fortschritt,  dafs  an  die  Stelle  der  centralistischen 
Herrschaft  der  absoluten  Königsgewalt  die  centrale  Funktion  des 
aus  den  Kommunen  gebildeten  Parlamentes  trat.  Die  Auffassung 
von  der  Centralstellung  des  Souveräns  ging  also  Vom  King  in 
Council  schrittweise  auf  den  King  in  Parliament  über.  Das  Parla- 
ment wurde  auf  solche  Weise  zur  obersten  Verwaltungsinstanz 
nicht  nur  dadurch,  dafs  es  als  ausschliefslicher  Gesetzgeber  im 
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gewöhnlichen  Sinne  dieses  Wortes  fungierte,  nämlich  als  Quelle  der 
allgemein  verbindlichen  Rechtsnormen,  sondern  auch  dadurch,  dafa 
es,  gleichfalls  in  der  Form  der  Gesetzgebung,  die  Normen  für  die 
einzelnen  lokalen  und  partikulären,  an  den  King  in  Parliament 
als  gesetzgebenden  Faktor  angebrachten  Verwaltungsbedürfoisse 
schuf.  Auf  solche  Weise  wird  die  Parlamentsakte  die  Form  für 
die  Bildung  allen  normativen  staatlichen  Willens,  zur  konstitu- 
tionellen Form  nicht  nur  für  die  Festsetzung  allgemeiner  Normen 
sondern  ebenso  für  das  partikuläre  Verwaltungsrecht  der  Kommunen, 
aus  denen  der  Staat  sich  bildet,  für  die  Lokalverwaltung  im  engeren 
Sinne  dieses  Wortes.  Auch  diese  eigentlich  kommunale 
Verwaltung  erscheint  also  durch  die  Bedingungen,  an  welche  sie 
geknüpft  ist,  von  frühen  Zeiten  an  centralisiert  zu  Gunsten  des 
Parlamentes,  das  aber  hinwiederum  thatsächlich  nur  eine  höchste 
Zusammenfassung  aller  Kommunen  des  Landes  bedeutet.  Es  war 
unvermeidlich,  dafs  mit  der  Zeit  das  Bewufstsein  hervortrat,  dafs  in 
beiden  Fällen  dieselbe  Form  doch  Verschiedenes  bedecke,  und  so 
fing  man  an,  die  „General  Legislation"  in  dem  einen  Falle  von  der 
„Special  Legislation''  im  anderen  zu  unterscheiden.  Während  die 
durch  ersteren  Begriff  bezeichnete  gesetzgeberische  Funktion  gewifs 
auch  sehr  viele  Verwaltungsakte  in  Form  von  Gesetzen  zu  vollziehen 
hatte  —  vor  allem  sämtliche  Geldbewilligungen  und  Anlehenauf- 
nahmen  —  so  war  dies  bei  der  zweiten  Klasse  der  Parlamentsakte 
ausnahmslos  der  Fall  und  darum  begann  denn  auch  bald  eine 
Unterscheidung  in  den  Formen,  in  welchen  diese  doppelte  legis- 
latorische Thätigkeit  geübt  wurde,  sich  herauszubildend 


^  Es  kann  nicht  scharf  genug  hervorgehoben  werden,  dafs  England  trotz, 
oder  besser  gesagt,  infolge  der  Unerschütterlichkeit  seiner  historischen  Landes- 
verfassung immer  ein  centralistisch  regiertes  Land  gewesen  ist.  Zu 
einer  Zeit,  da  der  Feudalismus  das  Deutsche  Reich  nicht  minder  als  Frank- 
reich zersetzte,  war  das  anglonormännische  England  ein  Einheitsstaat,  der 
seinesgleichen  nicht  hatte :  weder  ist  es  hier  zur  Bildung  von  Städterepubliken 
gekommen,  noch  zur  Bildung  von  TerritorialfQrstentümern  auf  feudaler  Grundlage. 
England  ist  von  jeher  centralistisch  regiert  worden,  erst  durch  die  Könige  aus 
dem  Erobererstamme,  dann  durch  das  Parlament:  das  heifst,  das  ganze  Land 
ist  von  einem  Rechte  beherrscht,  das  Recht  kann  nur  von  der  Centralgewalt 
geschaffen  werden.  Aber  auf  der  anderen  Seite  ist  England  im  Inneren  nie 
centralistisch  verwaltet  worden,  sondern  seine  Verwaltung  ist  immer  decen- 
tralisiert,  Lokal  Verwaltung,  gewesen.  Das  kommt  davon  her,  dafs  das  eng- 
lische Volk  seit  der  Magna  Charta  nie  verwaltet  worden  ist,  sondern  sich  seiner 
jeweiligen  socialen  Struktur  entsprechend  selbst  verwaltet  hat.  Die  Durchführung 
des  Rechtes,  das  positive  Handeln  auf  Grund  desselben  sowohl  zu  staatlichen 
wie  zu  rein  lokalen  Zwecken,  kurzum  die  ganze  innere  Staatsthätigkeit  blieb  der 
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Wir  sind  nunmehr  in  der  Beantwortung  der  zuerst  aufge- 
stellten Frage  dahin  gelangt,  zunächst  theoretisch,  d.  h.  aus 
den  im  englischen  Rechts-  und  Staatsleben  hervortretenden  Haupt- 
grundsätzen, zu  erkennen,  dafs  sich  die  Stellung  des  Parlamentes 
als  oberster  Verwaltungsinstanz  aus  jenen  Grundsätzen  notwendig 
herausentwickeln  mufste.  Zum  besseren  Verständnisse  bedarf  es 
nun  einer  näheren  Betrachtung  der  Art  und  Weise,  wie  sich 
dieser  Prozefs  im  Zusammenhange  mit  der  Ausbildung  des  Parla- 
mentes geschichtlich  vollzogen  hat;  doch  können  auch  hier  nur 
die  Hauptmomente  hervorgehoben  werdend 

Das  englische  Parlament  ist  hervorgegangen  aus  der  Ver- 
schmelzung einer  fundamentalen  Institution  des  Common  Law, 
nämlich  des  Magnum  Concilium  procerum  et  nobilium,  mit  ver- 
schiedenen, ursprünglich  rein  steuerbewilligenden,  aus  den  Feudal- 
verhältnissen erwachsenen,  ständischen  Specialvertretungen.  Das 
erstere,  das  Magnum  Concilium,  d.  h.  der  aus  den  weltlichen  und 
geistlichen,  unmittelbar  der  Krone  lehenspflichtigen  Feudalherren 
des  Reiches  gebildete  grofse  Landesrat,  der  dem  König  in  den 
Regierungsgeschäften  zur  Seite  stand,  ist  vor  allem  zur  Mit- 
wirkung an  der  persönlichen  Rechtsprechung  des  Königs  berufen 
gewesen.  In  den  primitiven  Verhältnissen  der  ersten  normanni- 
schen Zeit  war  Rechtsprechung  —  Entscheidung  von  Streitig- 
keiten —  die  wichtigste  staatliche  Funktion :  eine  eigentliche 
Gesetzgebung  gab  es  nicht ,  sondern  das  Common  Law ,  das  Ge- 
wohnheitsrecht regelte  die  Beziehungen  der  Adeligen,  Freien  und 


Nation  selbst  in  ihrer  historischen  Gliederung  in  den  Kommunen  anvertraut, 
aus  deren  Repräsentanten  im  Vereine  mit  dem  König  und  den  grofsen  Grund- 
besitzern sich  das  Parlament,  zugleich  der  Gesetzgeber  und  die  oberste  Yer- 
waltungsinstanz,  zusammensetzte.  So  entspricht  der  straffen  Centralisation  des 
Willenselementes  im  staatlichen  Leben  die  volle  Decentralisation  des  faktischen 
Handelns,  das  den  staatlichen  Willen  in  That  umsetzt,  auf  der  einen  Seite,  die 
Zusammensetzung  jenes  centralen  Willen sorganes  aus  den  zum  staatlichen 
Handeln  berufenen  territorialen  Elementen  des  Yolkskörpers  andererseits.  Dieser 
Charakter  des  Parlamentes  als  eine  Vereinigung  der  Territorialglieder  der 
Nation  zu  einem  selbständigen  Ganzen  tritt  auch  in  den  alten  Bezeichnungen 
für  das  Parlament  hervor.  In  den  Writs  Heinrichs  III.  und  Eduards  L  wird 
das  Reich  die  Communitas  regni  genannt;  in  der  ältesten  Fassung  des 
Parlamentsrechtes,  dem  Modus  Tenendi  Parliamentum^  wird  letzteres  als  die 
Communitas  Parliamenti  bezeichnet.    Vgl.  Hearn  op.  cit.  p.  499. 

^  Über  die  Entstehung  des  Parlamentes  vgl.  Hearn  op.  cit.  p.  471 — 488, 
509.  Über  die  Entstehung  der  Common  Law  Courts  daselbst  p.  288 — 294,  die 
Entstehung  des  Privy  Council  p.  297 — ^299,  die  Entwicklung  der  richterlichen 
Judikatur  der  Assisen  und  der  Equity  Jurisdiction  p.  800—312. 
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Unfreien  nach  den  verschiedenen  Lebens-  und  Gesellschaftsver- 
hältnissen hin.  Aus  diesem  Magnum  Concilium  sind  nun  durch 
einen  in  seinen  Umrissen  deutlich  verfolgbaren  Prozefs  zugleich 
mit  der  Ablösung  der  persönlichen  Richterthätigkeit  von  der  Person 
des  Königs  die  ständigen  Gerichtshöfe  des  Common  Law  heraus- 
gewachsen. Dieses  Magnum  Concilium  ist  aber  die  Wurzel,  aus 
welcher  das  spätere  House  of  Lords  herausgewachsen  und  von  diesem 
Ursprünge  schreibt  sich  denn  auch  die  nie  bestrittene,  bis  zum 
heutigen  Tage  fortdauernde  richterliche  Funktion  des  Oberhauses 
her.  Neben  dem  Magnum  Concilium  bestand  aber  ferner  seit  jeher 
ein  engerer  Kreis  um  den  König,  seine  ständige  Umgebung  von 
Beratern  und  Helfern  in  der  Regierungsarbeit,  das  sogenannte 
Continual  Council,  später  Privy  Council  genannt.  Von  allem 
Anfange  liefs  sich  in  der  Thätigkeit  dieses  letzteren  gemäfs  den 
zwei  grofsen  Gebieten  königlicher  Hoheitsrechte  eine  richter- 
liche Funktion  neben  der  legislativ-administrativen 
Funktion  unterscheiden.  Von  letzterer,  die  sich  in  der 
Entwicklung  des  Privy  Council  verkörpert,  ist  in  anderem  Zu- 
sammenhange bereits  das  Notwendige  gesagt  worden;  was  aber 
die  richterliche  Funktion  des  Council  betrifft ,  so  fängt  deren  Ent- 
wicklung zunächst  mit  der  Ausgestaltung  der  grofsen  Kronämter 
aus  der  Mitte  dieses  Council  an,  mit  der  Bildung *des  Exchequer 
und  der  Chancery.  Diese  beiden  Ämter  haben  sich  früh  zu 
selbständigen  Gerichtshöfen  herausgebildet  und  hier  tritt  nun  jene 
sehr  merkwürdige  und  folgenreiche  Erscheinung  in  der  englischen 
Rechtsentwicklung  hervor,  die  als  Billigkeitsrecht,  „Eqüity",  be- 
zeichnet wird.  Die  letztgenannten  Gerichtshöfe  entwickelten  sich 
nämlich  nicht  nur  gegenüber  den  bereits  bestehenden  Courts  of 
Common  Law  als  Gerichte  mit  besonderer  Kompetenz,  sondern 
sie  wurden  auch  zu  Schöpfern  eines  neuen  in  ihren  Sprüchen 
niedergelegten  objektiven  Rechtes  und  eines  besonderen  Verfahrens, 
des  „Law  and  Procedure  of  Equity".  Dieser  Prozefs  läfst  sich 
am  besten  verstehen,  wenn  ihm  die  Entwicklung  des  römischen 
Ediktrechtes  mit  seinem  Interdikten-  und  Formularprozefs  gegen- 
über dem  alten  Jus  Civile  mit  seinen  Legisactionen  zur  Seite  ge- 
halten wird.  Hier  wie  dort  konnte  das  nationale  Gewohnheits- 
recht der  primitiven  Zeit,  trotz  der  ihm  innewohnenden  Elasticität 
den  Bedürfnissen  einer  wirtschaftlich  vorgeschrittenen  Gesellschaft 
nicht  mehr  genügen.  Nur  für  Rechtssachen  unter  Stammes- 
angehörigen und  nur  für  die  an  Zahl  geringen  einfachen  Be- 
ziehungen   des    ältesten    Volkslebens    sorgten    die    Institutionen, 
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Rechtssätze  und  Klageverfahren,  dort  des  Jus  Civile,  hier  des 
Common  Law.  Sowie  nun  in  Rom  der  Praetor  —  das  in  einer 
neuen,  vom  alten  Quiritenrechte  nicht  mehr  befriedigten  Epoche 
geschaffene  Organ  der  Rechtspflege  —  in  seinem  Edikte  erklärt, 
dafs  er  auch  solchen  Personen,  die  am  Jus  Quiritium  keinen 
Anteil  hatten,  Rechtsschutz  einräume,  auch  in  Beziehungen  und 
Lebensverhältnissen,  die  das  alte  Recht  gar  nicht  kennt,  Besitzes- 
schutz leisten,  Klagen  gewähren  werde,  zu  diesem  Zwecke  aber 
notwendigerweise  an  Stelle  der  in  solchen  Fällen  unanwendbaren 
Legisactionen  neue  Formularien  für  Klage  und  Verteidigung  ein- 
führte: ebenso  begann  seit  Eduard  I.  der  englische  Kanzler  ein- 
zelne von  jenen  neuen  Bedürfnissen  des  rechtlich  geordneten  Lebens, 
denen  das  Common  Law  nicht  genügte,  durch  einen  besonderen, 
nicht  aus  strengem  Rechte,  sondern  aus  Billigkeit  gewährten 
Rechtsschutz  zu  befriedigen.  Für  alle  Lücken  und  Mängel  des 
Common  Law,  die  unter  bestimmten  Bedingungen  zu  zweifellosen 
Ungerechtigkeiten  führen  mufsten,  begann  der  Kanzler  die  Gegen- 
mittel, „Remedies",  Rechtshilfen,  zu  geben.  Die  staatsrecht- 
liche Grundlage  dieser  Thätigkeit  des  Kanzlers  lag  aber  in  der 
Auffassung  von  der  Sanktion  des  Königs  als  des  obersten  Schirm- 
herrn aller  Schutzbedürftigen  und  des  höchsten  Anwaltes  der  Ge- 
rechtigkeit :  eine  von  der  Kirche ,  der  in  jener  Zeit  der  Kanzler 
regelmäfsig  angehörte,  allerwärts  vertretene  Auffassung  des  könig- 
lichen Berufes  auf  Erden.  Anfangs  bekämpften  die  Gerichtshöfe 
nach  Common  Law  diese  konkurrierende  Jurisdiktion  des  Kanzlers 
und  auch  das  Parlament  richtete  an  Eduard  IIL  und  dessen  Nach- 
folger wiederholt  das  Verlangen  nach  einer  Beseitigung  der  Gerichts- 
barkeit der  Chancery  und  des  Exchequer;  aber  bald  wurde  der 
Nutzen  der  neuen  Institutionen  und  die  Notwendigkeit,  auf  solche 
Weise  die  Rechtsbildung  elastisch  zu  gestalten,  erkannt  und  das 
Law  of  Equity  zu  einem  ebenbürtigen  Bestandteil  des  englischen 
Rechtes.  Der  Übergang  der  Appellation  von  Urteilen  in  Billig- 
keitssachen aus  den  Händen  des  Privy  Council  in  die  Hände  des 
House  of  Lords  vollendete  die  organische  Verschmelzung  des 
Common  Law  mit  dem  Law  of  Equity  ^ 


*  „Wir  können  den  Rechtscharakter  des  Law  of  Equity  vielleicht  am 
besten  mit  dem  Ausdruck :  supplementarisches  Recht  bezeichnen.  Von  Anfang 
an  ging  die  Theorie  dahin,  dafs  das  Billigkeitsrecht  gekommen  war  ,nicht  um 
zu  zerstören  sondern  zu  erfüllen*,  und  die  erfolgreiche  Entwicklung  des  Chan- 
cery-Gerichtshofes, die  vom  Parlamente  argwöhnisch  betrachtet  wurde,  hing 
davon  ab,  dafs  diese  Theorie  wenigstens  äufserlich  festgehalten  wurde.  —  Mit 
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Die  Form,  in  der  das  Einschreiten  an  den  Kanzler  um  Ge- 
währung seines  besonderen  Rechtsschutzes  vor  sich  ging,  ist 
die  der  Petition,  des  an  den  König  und  seinen  Rat  gerichteten 
Bittgesuches.  Als  nun  das  Parlament  seit  Eduard  I.  regelmärsig 
zu  fungieren  begann  und  als  sich  der  verfassungsmässige  Grund- 
satz konsolidiert  hatte,  dafs  neues  Recht  zu  schaffen  der  König 
nur  mit  Zustimmung  des  Parlamentes  befugt  sei,  da  begann  es 
zur  Übung  zu  werden,  dafs  die  Bittgesuche  um  Rechtshilfe  bald 
an  den  König  und  seinen  Rat,  bald  an  den  Kanzler,  bald  auch 
an  die  Lords  und  endlich  auch  häufig  an  die  Commons  und  das 
Parlament  überhaupt  gerichtet  wurden.  Diese  Bittgesuche  ver- 
langten Abhilfe  von  den  verschiedenartigsten  Übelständen ;  es  Iftfst 
sich  leicht  denken,  dafs  in  einer  Zeit  der  noch  unfertigen  Aus- 
bildung und  Differenzierung  staatlicher  Institutionen  die  Beobachtung 
bestimmter  Kompetenzen  der  Staatsorgane  am  allerwenigsten  zu 
erwarten  war.  An  den  König  richtete  sich  alle  Beschwerde;  aber 
seitdem  der  King  in  Council  und  der  King  in  Parliament  deutlich 
unterschiedene  Staatsfunktionen  verkörperten  und  das  Parlament 
immer  stärker  in  den  Vordergrund  trat,  häuften  sich  die  an  das 
Parlament  gerichteten  Petitionen  aufserordentlich.  So  war  dieses 
bald  genötigt,  eigene  Organe  zu  statuieren,  denen  die  Aufgabe  der 
Kompetenzfeststellung  oblag.  Seit  Eduard  I.  ernannten  die  Com- 
mons regelmäfsig  ein  Committee  of  Grievances,  die  Lords  aber 
Receivers  und  Triers  of  Petitions.  Zu  ersteren  wurden  gewöhnlich 
die  Gehilfen  des  Kanzlers  (Masters  in  Chancery)  ernannt,  zu 
letzteren  ausnahmslos  Lords  erwählt.  Diese  Organe  hatten  die 
einlaufenden  Petitionen  zu  prüfen  und  nach  ihrem  Inhalte  zu 
sondern.  Diejenigen  von  ihnen,  welche  Prärogative  des  Königs 
berührten,  waren  coram  rege  durch  den  Monarchen  und  das  Privy 
Council  zu  entscheiden;  andere,  welche  Rechtsverweigerung  nach 
Common  Law  beklagten,  fielen  dem  Kanzler  zu  und  bildeten  den 
Grundstock  der  Jurisdiction  of  Equity,  noch  andere  endlich  wurden 
dem  Parlamente  zugewiesen.  Durch  die  Praxis  der  Triers  bildete 
sich  nun  schrittweise  eine  festere  Abgrenzung  zwischen .  den  Ge- 
suchen, die  durch  den  Kanzler  auf  dem  Wege  seiner  Billig- 
keitsgerichtsbarkeit erledigt  wurden,  weil  sie  rein  judiziellen 
Charakter  trugen  und  denjenigen,   bei  welchen  der  Mangel  einer 


Ausnahme  von  einigen  wenigen  kritischen  Augenblicken  hat  es  keinen  Gegen- 
satz zwischen  Conunon  Law  und  Equity  gegeben.^  (Maitland,  Justice  and 
Police,  p.  88.) 
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genauen  rechtlichen  Bestimmung  sich  als  so  wichtig  zeigte,  dars  es 
geraten  schien,  dem  Parlamente  die  Erledigung  vorzubehalten^. 

Es  bildete  sich  also  der  Grundsatz  aus,  dars  überall  dort,  wo 
es  aus  Anlafs  eines  speciellen  Ansuchens  notwendig  erschien,  einen 
vom  Common  Law  abweichenden  neuen  Rechtssatz  zu  formulieren 
oder  wo  ein  Rechtsfall  von  Bedeutung  für  das  Staatsinteresse  er- 
schien, die  Erledigung  des  Falles  weder  dem  Kanzler,  noch  dem 
King  in  Council,  sondern  nur  dem  King  in  Parliament  zustehen 
könne.  Gemäfs  dem  alle  Lebensbeziehungen  und  die  ganze  Thätig- 
keit  der  öffentlichen  Gewalt  umfassenden  BegriflFe  des  Common 
Law  fiel  darunter  nicht  nur  die  Regelung  aller  das  Interesse  der 
Gesamtheit  berührenden  Angelegenheiten,  sondern  auch  die  Ordnung 
rein  lokaler  und  selbst  individueller  Angelegenheiten  und  Be- 
ziehungen, die  in  irgend  einer  Weise  einer  durch  das  geltende 
Recht  nicht  gegebenen  Normierung  bedurften. 

Diese  Gesuche  wurden  ursprünglich  von  den  Commons  zu  den 
Lords  gesendet,  die  nun  im  Namen  des  Königs  über  diese  Petitions 
zu  entscheiden  hatten.  In  dem  Gesagten  liegt  nun  bereits  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  Private  Bill  Legislation.  Die  weitere 
Entwicklung  fand,  um  es  kurz  zu  skizzieren,  in  folgender  Weise 
statt.  Ursprünglich  besafsen,  wie  bemerkt,  die  Lords  als  Magnum 
Concilium  Baronum  allein  das  Recht  zur  richterlichen  Funktion, 
ein  Recht,  das  trotz  der  Bildung  der  Courts  of  Common  Law 
fortbestehen  blieb  und  auch  gegenwärtig  noch  in  der  den  Lords  zu- 
stehenden obersten  Revisionsinstanz  über  die  Entscheidungen  der 
ersteren  sowie  des  Court  of  Appeal  seinen  Ausdruck  findet.  Noch 
lange  Zeit,  nachdem  schon  der  Grundsatz  festgestellt  war,  dafs 
alle  Proklamationen  und  Statuten  des  Königs  und  alle  Geld- 
bewilligungen sowohl  der  Zustimmung  der  Commons  als  der  Lords 
bedürften,  beanspruchten  die  letzteren  das  alleinige  Recht,  über 
die  an  den  King  in  Parliament  gelangten  Private  Petitions  zu 
entscheiden.  Sobald  aber  erst  —  seit  der  Zeit  Heinrichs  VI.  — 
die  Form  der  parlamentarischen  Gesetzgebung  ihre  bis  zur  Gegen- 
wart fortdauernde  Grundgestalt  der  Bill  als  eines  ausgearbeiteten 
Gesetzentwurfes  angenommen  hatte  und  die  Gleichberechtigung 
beider  Häuser  des  Parlaments  für  sämtliche  Funktionen  desselben 


»  Vgl.  Clifford,  History  of  Private  Bill  Legislation,  I.  p.  270—288.  Es 
ist  leicht  verständlich,  dafs  die  Commons  die  fortwährende  Erweiterung  der 
Equity- Jurisdiction  mit  Mifstrauen  betrachteten;  so  petitionierten  sie  unter 
Heinrich  Y.  sehr  energisch  dagegen,  konnten  aber  damit  nicht  durchdringen. 
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feststand,  ging  notwendigerweise  auch  auf  die  Gommons  das  Recht 
über,  an  der  Entscheidung  über  Private  Petitions  oder  Private  Bills^ 
wie  sie  nunmehr  hiefsen,  ebenso  teilzunehmen,  wie  an  der  Be- 
schlufsfassung  über  allgemeine  Rechtsnormen  (Public  Bills)  und 
Geldbewilligungen.  Diese  Entwicklung  wurde  aber  noch  dadurch 
beschleunigt,  dafs  die  Bill  zur  ausschliefslichen  Form  der  Thätig- 
keit  des  Parlamentes  sich  herausbildete;  dadurch  wurde  das  Paria« 
ment  gleichzeitig  zum  ausschlaggebenden  Faktor  für  das  gesamte 
Gebiet  der  allgemeinen  Gesetzgebung  wie  auch  der  Private  Bill 
Legislation.  Seit  frühester  Zeit  ist  aber  ein  über- 
wiegender Bestandteil  der  Private  Petitions  und 
Private  Bills  nichts  anderes  als  Ansuchen  um  Er- 
lassung von  Verwaltungsverordnungen  und  Bewilli- 
gung von  Verwaltungsakten.  In  dieser  Weise  sind  also 
zuerst  in  England  die  administrativen  Bedürfnisse  der  Träger  der 
inneren  Verwaltung  Englands,  der  Kommunen,  formuliert  und  in  der 
gleichen  verfassungsmäfsigen  Form  erledigt  worden,  wie  die  Be- 
dürfnisse der  staatlichen  Gesamtheit,  nämlich  durch  Parlaments- 
akte, durch  formelles  Gesetz.  Darin  lag  ausgesprochen,  dafs  der 
King  in  Parliament  nicht  nur  der  ausschliefsliche  Gesetzgeber  des 
Landes,  d.  h.  das  ausschliefsliche,  zur  Abänderung  und  Neu- 
schaffung allgemeinen  Rechtes  berufene  Organ  sei,  sondern  dafs 
auch  der  gröfste  Teil  der  Regierungsgewalt,  nämlich  die  innere 
Verwaltung,  nur  auf  der  vom  Parlamente  immer  wieder  erst  zu 
schaffenden,  speciellen  Rechtsgrundlage  geübt  werden  könne.  Auf 
solche  Weise  wurde  das  Parlament  zur  obersten  Verwaltungsinstanz 
gegenüber  den  Organen  der  Lokalverwaltung,  sowohl  insofern,  als 
letztere  mit  der  Ausführung  allgemeiner  Gesetze  beauftragt  waren, 
wie  auch  dort,  wo  sie  die  Lokalverwaltung  im  engeren  Sinne,  d.  h.  die 
Befriedigung  kommunaler  Bedürfnisse  unter  Anwendung  von  Mitteln 
der  öffentlichen  Gewalt  zu  besorgen  hatten.  Damit  erscheint  der 
eigentliche  Lebensnerv  des  englischen  Parlamentaris- 
mus und  der  inneren  Verwaltung  Englands  zugleich  blofs- 
gelegt,.  In  dem  geschilderten  Entstehungsprozesse  der  Private  Bill 
Legislation  liegt  der  beste  Beweis  dafür  enthalten,  dafs  in  England 
die  innere  Verwaltung  von  allem  Anfange  an  nichts  anderes  als 
Ausführung  von  Gesetzen  gewesen  ist,  und  dafs  daher  das 
Verwaltungsgesetz  seit  jeher  einen  verfassungsmäfsig  integrieren- 
den Bestandteil  des  gemeinen  Landesrechtes  gebildet  hat. 

Dennoch,    obgleich    sich    die   Entwicklung    der   Private   Bill 
Legislation  im  Rahmen  der  Entwicklung  des  Parlamentes  und  seiner 
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Geschäftsordnung  vollzog,  sind  wichtige  Besonderheiten  des  Ver- 
fahrens betreffs  der  Private  Bills  bis  auf  den  heutigen  Tag  er- 
halten geblieben,  die  sich  am  besten  durch  eine  Übersicht  über  den 
gegenwärtigen  Modus  der  Beratung  und  Beschlufsfassung  über 
Private  Bills  darstellen  lassen.  Auch  heute  noch  werden  sämt- 
liche Private  Bills  durch  Petitions  von  aufsen  her  an  das  Parla- 
ment gebracht,  indem  der  in  Paragraphen  verfafste  Entwurf  (Draft 
Bill)  von  einer  das  Bittgesuch  enthaltenden  Praeambel  eingeleitet 
wird.  Dies  ist  ein  Überbleibsel  aus  jener  Zeit,  da  sich  alle 
Thätigkeit  des  Parlaments  nur  in  Gestalt  von  Petitionen  an  den 
König  vollzog;  wohl  ist  aber  auch  bei  den  Private  Bills  seit  Jahr- 
hunderten die  Nennung  der  Krone  aufser  Übung  gekommen,  auch 
diese  wenden  sich  einfach  an  das  Parlament.  Die  weitere  Behand- 
lung der  Private  Bills  in  beiden  Häusern  des  Parlaments  ist  in  den 
Grundzügen  dieselbe  wie  die  der  Public  Bills,  auch  sie  unterliegen 
dreifacher  Lesung  und  einer  Gommittee-Beratung  in  beiden  Häusern 
sowie  dem  königlichen  Konsens  und  der  Promulgation;  aber  die 
Übereinstimmung  ist  nur  eine  rein  äurserliche.  In  zwei  Richtungen 
unterscheidet  sich  das  Verfahren  mit  Private  Bills  von  dem  mit 
Public  Bills.  Erstens:  während  für  die  allgemeinen  Gesetze  und 
die  Steuerbewilligungen  das  ganze  Haus  als  Committee  fungiert, 
werden  die  Private  Bills  von  Specialausschüssen  (Select  Com- 
mittees)  beraten.  Zweitens :  für  die  Private  Bills  ist  die  Ausschufs- 
beratung  das  entscheidende  Stadium,  alle  Lesungen  im  Plenum 
sind  seit  langer  Zeit  nach  dem  ungeschriebenen  Gewohnheitsrechte 
des  Parlaments  rein  formell.  Diskussionen  im  offenen  Hause  über 
Private  Bills  sind  nämlich  längst  aufser  Gebrauch  gekommen, 
wenn  sie  auch  niemals  ausdrücklich  abgeschafft  worden  sind  und 
daher  jederzeit,  falls  es  notwendig  erscheint,  provoziert  werden 
können.  Formell  ist  also  noch  immer  jedes  Mitglied  der  Commons 
und  Lords  berechtigt ,  zum  gegebenen  Zeitpunkte ,  wenn  nämlich 
die  Private  Bills  nominell  im  offenen  Hause  zur  Beratung  stehen  — 
dies  geschieht  in  der  Regel  zu  Beginn  der  Sitzung  —  das  Wort  zu 
ergreifen  und  Anträge  zu  stellen;  aber  seit  einem  Jahrhundert 
gehört  ein  solches  Vorkommnis  zu  den  allergröfsten  Seltenheiten. 
Nach  der  Praxis  des  englischen  Parlamentes  gilt  es  als  ungehörig, 
die  Entscheidung  des  Select  Committee  im  Plenum  noch  einmal 
in  Frage  zu  ziehen.  Auf  diese  Weise  kommt  es  also,  dafs  die 
Verwaltungsthätigkeit  des  Parlamentes,  wie  sie  sich  in  der  Private 
Bill  Legislation  verkörpert,  vollständig  bei  den  Committees  liegt. 
Der  Grund   für  diese   Ausnahmsstellung   der  Private  Bills  liegt 
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nämlich  zuvörderst  in  der  praktischen  Unmöglichkeit,   die  Masse 
der    seit    Jahrzehnten    der   Private  Bill    Legislation    obliegenden 
Agenden  durch  die  Thätigkeit  der  offenen  Häuser  des  Parlamentes 
zu  bewältigen.   Es  würde,  sollte  dies  wirklich  geschehen,  die  poli- 
tische   und    legislative   Funktion   des   Parlaments   geradezu   voll- 
ständig lahmgelegt  werden.    Weiter  liegt  ein  Hauptgrund  in  dem 
Inhalte  der  Private  Bills  selbst.    Die  Gegenstände,  um  die  es  sich 
bei  diesen  handelt,  sind,  wie  wir  sogleich  sehen  werden,  so  ge- 
artet, dafs  nicht  nur  jede  politische  Behandlung  von  vornherein 
ausgeschlossen  erscheint,   sondern   dafs  geradezu  eine  technisch- 
administrative Beurteilung  der  Bills  notwendig  ist:  eine  Aufgabe, 
für   die   eine    Versammlung    von   mehreren   Hundert   Mitgliedern 
gewifs   von    vornherein    ungeeignet    erscheint.     Endlich    ist   aber 
die  Thätigkeit,   die  hier  entwickelt  werden  soll,  im  Grunde  ge- 
nommen zum  grofsen  Teile  richterlicher  Natur.    Es  steht  jedem 
Staatsbürger  und  jeder  juristischen  Person  principiell  frei,  Peti- 
tionen an  das  Parlament  zu  richten.    Sowie  nun  alle  Private  Bills 
durch  Petitionen  eingebracht  werden,  so  ist  es  innerhalb  der  be- 
stehenden Gesetze  auch  Jedem    gestattet,  durch  Petitionen  gegen 
jede  dem  Parlamente  vorliegende  Private  Bill  zu  opponieren.    Die 
Entscheidung  des  Parlamentes  ist  also  hier  möglicherweise  in  jedem 
einzelnen   Falle   eine  Entscheidung  inter  partes.     Zur   Ausübung 
solcher  Funktion  kann  nun  der  politische  Repräsentativkörper  des 
Landes  als  Ganzes  gewifs   nicht  das  geeignete  Organ  sein.     So 
hat  sich  ein  besonderes  Verfahren  für  die  Private  Bill  Legislation 
und   damit   für   die   eigentliche  Verwaltungsthätigkeit  des  Parla- 
mentes entwickelt,   durch  welches  diese  Funktion  ganz   aus  den 
Formen   der    übrigen   Thätigkeit    des   Parlaments   herausgehoben 
wird.    Dieses  besondere  Verfahren  kann  somit  als  das  eigentümliche 
Verwaltungsverfahren   des  Parlaments  bezeichnet  werden'. 


1  Bis  zum  Jahre  1815  hatten  weder  Commons  noch  Lords  ein  besonderes 
Verfahren  fUr  Private  Bills.  In  diesem  Jahre  richtete  das  Unterhaus  das  be- 
sondere Private  Bill  Office  ein,  eine  Kanzleibehörde ,  in  welcher  alle  Private 
Bills  und  alle  damit  zusammenhängenden  Gesuche  einzubringen  waren.  Die 
weitere  Behandlung  war  ebenfalls  gleichartig:  nämlich  die  Vorberatung  durch 
Committees,  die  darüber  entschieden,  ob  die  einzelne  Private  BiU  dem  Hause 
vorgelegt  werden  solle.  Dieses  Committee  hatte  aber  die  Bill  nur  auf  ihre 
Formrichtigkeit,  nicht  meritorisch  zu  prüfen.  Erst  wenn  die  BiU  den  Vor- 
schriften des  Hauses  entsprechend  befunden  worden,  kam  es  zur  sachlichen 
Beratung  im  Hause  und  zwar  dergestalt,  dafs  die  Bill  einem  Select  Committee 
zugewiesen  wurde.  Aber  erst  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  ist  die  Bildung 
dieses  Committee  durch  die  Geschäftsordnung  so  geregelt  worden,  dafs  eine 
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Die  Private  Bill  Legislation  des  Parlamentes  hat  zum  Gegen- 
stande die  Erlassung  von  Normen,  auf  Grund  deren  die  konkrete 
Lokalverwaltung  im  engeren  Sinne  zu  führen  ist;  die  Erteilung 
von  Bewilligungen  zu  Yerwaltungsakten  der  lokalen  Organe  der 
verschiedensten  Art,  zu  welchen  diese  die  Vollmacht  oder  den 
Auftrag  nicht  bereits  durch  ein  allgemeines  Gesetz  besitzen.  Darin 
tritt  der  verfassungsmäfsige  Grundgedanke  der  inneren  Verwaltung 
Englands  und  zugleich  die  Eigentümlichkeit  der  englischen,  stets 
konkrete  Bedürfnisse  regelnden  Gesetzgebung  scharf  hervor:  alle 
administrative  Thätigkeit  der  öffentlichen  Gewalt  mufs  nämlich 
auf  besonderen  Verwaltungs vollmachten  (Special  Powers)  beruhen. 

Ehe  wir  nun  den  Inhalt  dieser  durch  formelle  Gesetzgebung 
geübten  Verwaltungsthätigkeit  des  Parlamentes  näher  betrachten, 
ist  es  notwendig,  einen  Blick  zu  werfen  auf  das  Verfahren,  mittelst 
dessen  diese  Thätigkeit  legal  geübt  wird^.  Dieses  Verfahren  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  ist  niedergelegt  in  den  Geschäftsordnungen 
der  beiden  Häuser  des  Parlamentes,  ihren  Standing  Orders. 
Darin  sind  zunächst  alle  Vorschriften  festgesetzt,  an  deren  genaue 
Beobachtung  und  Erfüllung  jeder,  der  eine  Private  Bill  eingebracht 
hat,  bei  Gefahr  der  Abweisung  seines  Ansuchens  a  limine  gebunden 
ist.  In  die  Einzelheiten  dieses  geschichtlich*  durch  mehrere  Jahr- 
hunderte entwickelten  Verfahrens  einzugehen,  ist  hier  nicht  der 
Anlafs:  es  wird  genügen,  die  Hauptmomente  festzustellen.  Die 
eigentlichen  Träger  der  grofsen  Private  Bill  Legislation  sind  die 
Select  Committees  beider  Häuser.    Das  House   of  Commons  setzt 


TölUg  anparteiische  und  schnelle  Erledigung  gesichert  erschien.  In  früherer  Zeit 
pflegten  beide  Häuser  des  Parlamentes  selbst  die  Anwälte  der  Parteien  vor 
der  Barre  des  Hauses  anzuhören,  gewöhnlich  ehe  die  Bill  ins  Committee 
wanderte,  bisweilen  auch  erst  bei  der  zweiten  oder  dritten  Lesung.  Im  J.  1824 
ist  diese  Übung  zum  letzten  Mal  vorgekommen;  seither  ist  die  ganze  Beratung, 
Zeugen-  und  Sachverständigenverhör,  in  die  Select  Committees  verlegt  worden. 
Auch  bei  der  Beratung  von  Public  Bills  liefsen  beide  Häuser  des  Parlamentes 
Plaidoyers  von  Advokaten  als  Anwälte  der  durch  solche  Bills  berührten 
Privatinteressenten  bisweilen  zu,  so  z.  B.  noch  bei  der  Municipal  Corporations 
Bill  1835;  seit  der  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  ist  aber  auch  diese  Übung 
erloschen.    Vgl.  Clifford  op.  cit.  p.  816—860. 

^  Über  das  gegenwärtige  Verfahren  des  Parlamentes  mit  Private  Bills 
vgl.  die  erschöpfende  Darstellung  bei  Clifford  op.  cit  IL  Bd.  p.  752—900 
und  Franqueville,  Le  Gouvernement  et  le  Parlament  Britanniques ,  IIL 
p.  119—203;  ferner  Standing  Orders  of  the  House  af  Commons  ordered  to 
be  printed  2.  August  1900,  Part  IL  p.  31—95;  Standing  Orders  of  the  House 
of  Lords  ordered  to  be  printed  31.  Juli  1900,  relatives  to  the  Bringing  in 
and  Proceeding  on  Private  Bills. 
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ZU  Beginn  jeder  Session  drei  Committees  zur  Regulierung  des 
Private  Bill  Business  ein:  1.  Das  Select  Committee  on  Standing 
Orders,  das  die  Prüfung  aller  Private  Bills  in  Bezug  auf  die 
Einhaltung  der  formellen  Vorschriften  zu  besorgen  hat.  2.  Das 
Committee  of  Selection,  das  die  Zusammensetzung  aller  zur  Be- 
ratung der  Private  Bills  zu  bildenden  Ausschüsse  regelt.  3.  Das 
General  Committee  on  Railways  and  Canals,  das  speciell  alle  Pri- 
vate Bills  über  Eisenbahnen  und  Kanäle  zu  erledigen  hat.  — 
Sodann  werden  aus  den  Mitgliedern  des  Hauses  so  viele  Special- 
ausschttsse  gebildet,  als  nach  dem  aufzuarbeitenden  Material  not- 
wendig erscheinen.  Alle  Ansuchen  um  Private  Bills  müssen  näm- 
lich zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  einmal  im  Jahre,  im  Monate 
Dezember,  eingereicht  werden  und  liegen  daher  dem  Parlamente 
bereits  vor.  Die  Stärke  dieser  Ausschüsse  wechselt  nach  der 
Natur  der  ihnen  zugewiesenen  Private  Bills ;  alle  Mitglieder  mtlssen 
noch  ein  besonderes  Gelöbnis  leisten,  dafs  sie  an  den  zu  beraten- 
den Bills  keinerlei  persönliches  Vermögensinteresse  haben.  Jede 
Bill  mufs  von  einem,  mit  dieser  besonderen  Praxis  beschäftigten 
Advokaten  (Parliamentary  Agent)  eingebracht  sein.  Zunächst 
findet  die  Vorprüfung  der  Bill  statt.  Sodann  werden  die  oppo- 
nierten Bills  von  den  nicht  opponierten  Bills  getrennt;  erstere 
gehen  an  den  Chairman  des  Committee  of  Ways  and  Means,  des 
grofsen  Parlamentsausschusses,  der  unter  Zuziehung  zweier  un- 
parteiischer Mitglieder  diese  Bills  ganz  derselben  Behandlung  zu- 
führt, wie  sie  den  Public  Bills  zu  teil  wird ;  die  opponierten  Private 
Bills  dagegen  gehen,  nachdem  die  erste  und  zweite,  rein  formelle 
Lesung  im  Plenum  des  Unterhauses  oder  des  Oberhauses  erledigt 
ist,  an  die  vorgenannten  Select  Committees.  In  dem  weiteren 
Stadium  tritt  sodann  das  judizielle  Moment  in  den  Vordergrund. 
Es  handelt  sich  darum,  zunächst  zu  entscheiden,  welche  von  den  op- 
ponierten Bills  überhaupt  zur  Streitverhandlung  zugelassen  werden. 
Es  ist  dies  die  Frage  nach  dem  sogenannten  Locus  standi,  d.  h. 
nach  der  Prozefslegitimation  der  einzelnen  Opponenten:  einer  der 
wichtigsten  Fragen  des  parlamentarischen  Prozefsrechtes.  Diese 
Vorfrage  wird  durch  eine  besondere,  1864  geschaffene  Institution,  den 
Court  ofReferees,  entschieden,  während  früher  die  Committees 
selbst  die  Kompetenz  dazu  besafsen.  Dieser  Gerichtshof  besteht  aus 
drei  vom  Speaker  ernannten  besoldeten  Richtern  und  dem  Präsidenten 
des  Committee  of  Ways  and  Means.  Die  Referees  können  auch 
zur  Abgabe  von  juristischen  Gutachten  in  den  weiteren  Stadien  der 
Beratung  in  den  Committees   herangezogen   werden.    Im  übrigen 
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entscheidet  dieser  Specialgerichtshof  über  die  Vorfrage  des  Locus 
standi  inappellabel  in  öffentlicher  kontradiktorischer  Verhandlung. 
Es  kann  der  Locus  standi  einer  Partei  gänzlich  zu-  oder  abge- 
sprochen werden ;  aber  er  kann  auch  für  einzelne  Paragraphen  der 
Bill  zugestanden,  für  die  übrigen  abgelehnt  werden.  Sodann  er- 
folgt die  Verhandlung  im  Committee.  Diese  ist  in  jeder  Hinsicht 
auch  äufserlich  eine  Gerichtsverhandlung.  Alle  Parteien  müssen 
durch  Advokaten  vertreten  sein.  Sowohl  von  dem  Promotor  als 
von  den  Opponenten  werden  Zeugen  und  Sachverständige  geführt 
und  unter  Eid  einvernommen,  Urkunden  vorgelegt,  kurz  alle  üb- 
lichen Prozefsmittel  finden  Anwendung.  Das  Committee  hat  alle 
Rechte  eines  Gerichtshofes,  vor  allem  das  der  Eidesabnahme,  ferner 
das  Recht  zur  Requirierung  aller  öffentlichen  Urkunden  und  Akten, 
deren  es  zu  seiner  Entscheidung  zu  bedürfen  glaubt.  Die  Ver- 
handlungen sind  öffentlich,  die  Beratung  des  Committee  ist  geheim. 
Zunächst  wird  festgestellt,  ob  die  Bill  im  Principe  annehmbar  ist 
oder  nicht  (whether  the  preamble  is  proved  or  not).  Ist  letzteres 
der  Fall,  so  wird  sie  ohne  Specialberatung  verworfen,  damit  ent- 
fällt auch  zugleich  die  dritte  Lesung  im  Parlamente;  im  ersteren 
Falle  wird  die  Beratung  (Procedure  at  Bar)  öffentlich  fortgesetzt. 
Bei  derselben  erscheinen  die  Parteien  ausnahmslos  durch  Anwälte 
vertreten;  als  solche  dürfen  nicht  nur  Advokaten  (Counsels) 
sondern  auch  Solicitors  fungieren.  Thatsächlich  ist  aber  auch 
hier  seit  langem  eine  Specialisierung  eingetreten:  die  Vertretung 
von  Parteien  in  Private  Bills-Angelegenheiten  liegt  fast  ausschliefslich 
in  den  Händen  der  Parliamentary  Agents,  die  in  einer  vom  Speaker 
beaufsichtigten  Liste  eingetragen  sind.  Doch  besteht  keinerlei  be- 
sonderer Befähigungsnachweis  als  Vorbedingung  der  Eintragung; 
vielmehr  ist  jeder  Solicitor  dazu  befähigt  ^  So  wird  die  Bill  geradeso 
wie  ein  gewöhnlicher  Civilprozefs  mündlich  beraten  und  hierbei  Punkt 
für  Punkt  durch  Majoritätsbeschlüsse  des  Committee  entschieden. 
Sodann  wird  die  Bill  in  der  vom  Ausschusse  festgesetzten  Gestalt  zur 


'  Ursprünglich  wurden  alle  mit  den  Private  Bills  zusammenhängenden 
juristischen  und  Kanzlei -Geschäfte  von  den  Beamten  des  Parlamentes,  den 
Clerks  of  the  House,  besorgt.  Diese  brachten  die  Bills  in  die  richtige  Form, 
sorgten  für  Einhaltung  der  Fristen  und  Gebühren  und  bezogen  aus  dieser 
Quelle  ein  stattliches  Einkommen.  Das  gewaltige  Anschwellen  des  Private 
Bill  Business  seit  dem  Anfange  des  Jahrhunderts  führte  zur  vollständigen  Be- 
seitigung dieser  Praxis  und  zur  Ausbildung  der  selbständigen  „Parliamentary 
Bar"  zufolge  Beschlusses  des  Parlamentes  im  Jahre  1836.  Nach  wie  vor  sind 
aber  Mitglieder  des  Parlamentes  selbstverständlich  von  jeder  solchen  advo- 
katorischen  Thätigkeit  ausgeschlossen. 
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dritten  Lesung  dem  Plenum  des  Unterhauses  oder  des  Oberhauses,  je 
nachdem  die  Bill  ihren  Weg  genommen  hat,  vorgelegt.  Ist  sodann  die 
Bill  in  einem  der  beiden  Häuser  des  Parlaments  —  nehmen  wir  den 
häufigeren  Fall  an  —  zunächst  im  Unterhause  angenommen,  m 
wird  sie  dann  einer  völlig  gleichen  Prozedur  im  Oberhause  unter- 
zogen, und  zwar  auch  hier  zunächst  von  einem  Gommittee,  das  aus 
fünf  Lords  besteht,  beraten.  Dieser  Ausschufs  ist  nun  in  keiner 
Weise  an  die  von  dem  Select  Gommittee  des  Unterhauses  gefällte 
Entscheidung  gebunden.  Auch  hier  tritt  eben  zu  tage,  dafs  die  Private 
Bills  gerade  so  als  Gesetzentwürfe  beraten  und  beschlossen  werden, 
wie  die  Public  Bills.  Fügt  das  House  of  Lords  Amendements  zur 
Bill  —  und  auch  dies  geschieht  ausschliefslich  nur  im  Committee- 
Stadium  —  hinzu,  so  wird  sie  geradeso  wie  eine  von  den  Lords 
amendierte  Regierungsvorlage  an  das  Gommittee  des  Unter- 
hauses zurückgesendet  und  das  Verfahren  solange  wiederholt,  bis 
ein  Kompromifs  erzielt  ist.  Sodann  erfolgt  in  gleicher  Weise  wie 
bei  den  allgemeinen  Gesetzen  die  königliche  Zustimmung.  Doch 
lautet  hier  die  Formel  nicht  wie  bei  Public  Bills:  „La  Reyne  le 
veult",  sondern:  „Soit  faict  et  comme  il  est  desir6".  Dieses  System 
bringt  also  eine  doppelte  Beratung  der  Private  Bills  mit  sich,  so 
dafs  eines  der  beiden  Häuser  stets  als  Appellinstanz  gegenüber 
der  Entscheidung  des  anderen  fungiert.  Dadurch  wird  das  Ver- 
fahren zwar  sehr  verlängert  und  verteuert,  allerdings  aber  auch 
eine  erhöhte  Garantie  für  gründliche  Beratung  geschaffen  ^ 


^  Über  die  Kosten  des  Verfahrens  siehe  besonders  Cüfford  op.  cit.  II. 
p.  716—^751.  Die  gegenwärtigen  Gebühren  sind  aufgestellt  in  den  Standing 
Orders  des  House  of  Commons  p.  111;  Standing  Orders  des  House  of  Lords 
p.  81.  Obgleich  nun  auf  den  ersten  Blick  die  einzelnen  Sätze  nicht  allzu  hoch 
erscheinen,  so  ergeben  sie  dennoch  ihrer  grofsen  Zahl  und  Vielfältigkeit  halber 
eine  bedeutende  Gesamtsumme.  So  sind  z.  B.  für  jeden  Tag,  welchen  die 
Examiners  mit  der  Prüfung  der  Formrichtigkeit  der  Bill  verbringen,  5  d  z\x 
zahlen,  für  jeden  Tag,  an  welchem  das  Gommittee  oder  die  Referees  sich  mit 
der  Bill  beschäftigen,  10  jf;  diese  Sätze  werden  bei  Beträgen  Yon  über 
100  000  j^  je  nach  der  Höhe  der  in  Betracht  kommenden  Summe  bis  auf  das 
Vierfache  gesteigert.  Ferner  sind  Gebühren  von  6—15£  für  die  Einbringung 
der  Bill  sowie  für  jede  einzelne  Lesung  zu  zahlen.  Alles  das  ergiebt  bei  den 
oft  in  mehrere  Hunderte  Glauses  zerfallenden  Private  Bills  schon  bedeutend^ 
Kosten;  hierzu  kommen  aber  erst  die  Kosten  der  Advokaten  des  Promotors 
sowie  die  Zahlung  von  Vertretungskosten  an  erfolgreiche  Opponenten.  Auf 
solche  Weise  kommt  es,  dafs  die  „Parliamentary  Expenses"  einer  Stadtgemeinde 
sehr  oft  einen  erheblichen  Posten  ihres  Budgets  ausmachen.  Als  Beispiel 
für  die  exorbitante  Kostspieligkeit  des  parlamentarischen  Verwaltungsverfahrens 
sei  ein  im  September  1900  jn  den  Tagesblättern  publizierter  Fall  mitgeteilt. 
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Was  nun  den  Inhalt  der  Private  Bill  Legislation  betrifft,  so 
zeigt  zunächst  der  geschichtliche  Überblick  über  deren  Entwick- 
lung als  charakteristische  Erscheinung  das  immer  stärkere  Hervor- 
treten derjenigen  Agenden,  deren  Inbegriff  als  die  unmittelbare, 
originäre  Verwaltungsthätigkeit  des  Parlamentes  bezeichnet  werden 
mufs.  Wie  oben  dargelegt  wurde,  ist  die  Private  Bill  Legislation 
ursprünglich  aus  der  Konkurrenz  mit  der  Equity  Jurisdiction  des 
Kanzlers  hervorgegangen.  Dem  entsprechend  tragen  die  ältesten 
Verfügungen  des  Parlaments  auf  diesem  Gebiefe  fast  ausschliefslich 
den  Charakter  von  Entscheidungen  einzelner  Rechtsfragen  an  sich. 
Es  sind  fast  durchwegs  Personal  Acts,  um  diesen  viel  später  auf- 
gekommenen Ausdruck  anzuwenden,  und  zwar  sind  es  zunächst 
strafrichterliche  Entscheidungen,  die  da  den  breitesten  Raum  ein- 
nehmen, die  sogenannten  Bills  of  Attainder.  Es  sind  dies  die  be- 
rühmten Ächtungen  oder  Degradationen  von  Staatsverbrechern, 
Hochverrätern,  vermittelst  der  in  Gestalt  von  beschlossenen 
Bills  ausgesprochenen  Parlamentsurteile,  mit  welchen  zugleich 
in  der  Regel  Vermögenskonfiskationen  verhängt  wurden.    Diesen 


Das  Derwent  Valley  Water  Board,  eine  grofse  Wasserleitungsbehörde,  die  als 
Joint  Committee  der  Stadtgemeinden  von  Derby,  Nottingham,  Leicester  und 
Sheffield  gebildet  ist,  hat  für  die  Durchbringung  seines  neuen  Water  Act  die 
Summe  von  97  940  £  zu  zahlen ,  womit  aber  noch  nicht  die  ganzen  Kosten 
gedeckt  sind.  Vielmehr  belaufen  sich  dieselben  auf  rund  110000  £,  Es  ist 
bezeichnend,  dafs  bei  diesem  Anlasse  der  Chairman  des  Wasserwerks-Aus- 
schusses  von  Leicester  öffentlich  die  Überzeugunjic  aussprach,  dafs  60 — ^70  000  £ 
von  dieser  riesigen  Summe  dem  „professional  element^,  d.  h.  den  Advokaten 
und  Technikern  zuzurechnen  sind.  Neben  solchen  Summen  in  einem  einzelnen 
Falle  treten  die  Gebührenzahlungen  an  das  Parlament  ganz  zurück.  Im 
Jahre  1882  brachten  849  Bills  45  795  £  als  Gebühreneinnahmen  des  Unter- 
hauses, 40  878  £  als  Einnahme  des  Oberhauses.  Immerhin  findet  die  Budget- 
post: Kosten  des  Unterhauses,  ganz  oder  zu  einem  grofsen  Teile  ihre  Bedeckung 
in  diesen  Einnahmen.  Im  übrigen  darf  bei  der  Beurteilung  der  Kosten  des 
Private  Bill- Verfahrens  nicht  aufser  Acht  gelassen  werden,  dafs  es  sich  hier 
meist  um  gewaltige  Unternehmungen,  nach  Millionen  bewertete  Interessen  und 
Kapitalien  handelt,  dafs  die  Entscheidungen  der  hierbei  aufgeworfenen  Rechts- 
und Verwaltungsfragen  meist  nur  durch  schwierige,  zeitraubende  Verhandlungen 
gelöst  werden  können,  und  dafs  die  Kosten  bei  dem  Verfahren  vor  den  ordent- 
lichen Gerichtshöfen  Englands  mindestens  ebenso  hoch  sind  wie  die  der  Private 
Bill  Legislation.  —  Die  ganze  legislatorische  Thätigkeit  des  Parlamentes  ist 
seit  1^68  in  drei  Klassen  eingeteilt:  Public,  Local  und  Personal  Acts.  Die 
beiden  letzteren  begreifen  die  ganze  Private  Bill  Legislation  in  sich.  Während 
die  Kapitelzahlen  der  Public  Acts  mit  arabischen  Ziffern  gedruckt  werden, 
erscheinen  die  Local  Acts  mit  römischen  Ziffern  bezeichnet,  die  Personal  Acts 
mit  arabischen  Ziffern  in  liegendem  Druck. 

Bedlich,  Engl.  Lokalverwaltung.  45 
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korrespondieren  dann  die  zu  ihrer  Aufhebung  und  zur  Be- 
seitigung ihrer  Folgen  gefafsten  Parlamentsbeschlüsse  (Bills  of 
Pardon  and  Restitution).  Eine  lange  Reihe  von  136  solcher  in 
Form  von  Private  Acts  ergangenen  Restitutionsgesetzen  reicht  von 
Heinrich  VIII.  bis  in  die  Regierungszeit  der  Königin  Victoria  und 
erweckt,  wie  Clifford  bemerkt,  die  Erinnerung  an  viele  düstere 
Epochen  der  englischen  Geschichte  und  Dynastien.  Durch  solche 
Specialgesetze  wurden  oft  erst  nach  vielen  Generationen  Ehre  und 
Vermögen  vieler  Familien  wieder  hergestellt,  deren  Oberhaupt  in  den 
Zeiten  der  politischen  Verschwörungen  und  Kabalen  dem  Henker 
zum  Opfer  gefallen  oder  des  Landes  verwiesen  worden  war.  So 
wurden  noch  unter  Königin  Victoria  z.  B.  die  Nachkommen 
schottischer  Empörer  des  XVIII.  Jahrhunderts  in  zahlreichen  Fällen 
wieder  in  ihre  alten  Titel  und  Rechte  eingesetzt.  In  diesen 
Personal  Acts  tritt  das  vorwiegend  richterliche  Element  der  alten 
Private  Bill  Legislation  deutlich  hervor ;  gegenwärtig  ist  aber  diese 
Befugnis  des  Parlaments  völlig  obsolet  geworden,  obgleich  es  aller- 
dings noch  immer  gesetzlich  wäre,  durch  eine  Bill  of  Attainder 
eine  Anklage  wegen  Hochverrates  zu  erheben.  Aber  ebenso  wie 
durch  solche  Acts  of  Parliament  der  Status  eines  Staatsbürgers 
völlig  vernichtet  wurde,  so  sind  auch  seit  dem  Ende  des  XIII.  Jahr- 
hunderts verschiedenartige  Änderungen  des  Status  durch  Private 
Acts  massenhaft  vorgenommen  worden ;  insbesondere  diente  seit  der 
Reformation  das  formelle  Gesetz  sehr  häufig  dazu,  Ehescheidungen 
auszusprechen,  oder  Ehen,  deren  Rechtsbestand  zweifelhaft  er- 
scheint, zu  legalisieren,  Legitimierung  unehelich  geborener  Kinder 
zu  statuieren,  ferner  die  Naturalisation  von  Ausländern  vorzu- 
nehmen: beide  Funktionen  sind  auch  heute  noch  Übung,  wenn- 
gleich die  Fälle  infolge  verbesserter  Gesetzgebung  immer  seltener 
vorkommen.  Auch  in  das  Vermögensrecht  greifen  Private  Acts 
früh  ein,  indem  sie  den  Verkauf  von  fideikommissarisch  oder 
durch  das  Gesetz  der  „toten  Hand"  gebundenem  Grundbesitz 
gestatten.  Neben  diesen  Private  Acts  civil-  und  strafrechtlicher 
Natur  finden  sich  aber  auch  schon  in  alter  Zeit  Private  Bills, 
die  ihrem  Wesen  nach  als  typische  Verwaltungsverfügungen  an- 
gesehen werden  müssen.  Der  älteste  Fall  dieser  Art  ist  eine 
Akte  zur  Zeit  Eduards  I. ,  die  die  Jurisdiktion  des  Constabje  von 
Dover  regelt.  Aus  dem  XIV.  und  XV.  Jahrhundert  sind  zahl- 
reiche Local  Acts  vorhanden,  die  sich  mit  der  Verbesserung  der 
Landstrafsen,  der  Regelung  der  Fischerei,  der  Instandhaltung  von 
Schutzdeichen  und  Dämmen  in  den  verschiedenen  Teilen  des  Landes 
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befasseD.  Seit  dem  XVI.  Jahrhundert  beginnt  dieser  Zweig  der 
Private  Bill  Legislation  als  parlamentarische  Ingerenz  auf  die 
Lokalverwaltung  schon  in  den  Grundlinien  seiner  heutigen  Gestalt 
hervorzutreten.  Seit  dem  Jahre  1543  beginnen  die  Gesetze  über 
die  Wasserversorgung  Londons,  Hunderte  von  Local  Acts  regeln 
die  Einhegung  von  Gemeindeländereien  (Commons),  die  Pflaste- 
rung in  den  Städten,  die  Errichtung  von  Landungsplätzen 
und  Hafenanlagen.  Seit  der  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts 
macht  die  Lokalgesetzgebung  bereits  den  grOfsten  Teil  der  Private 
Bill  Legislation  aus :  auf  diesem  Wege  wird  zahllosen  administrativen 
Einzelbedürfnissen,  wie  sie  die  beginnende  Industrie  erfordert,  die 
rechtliche  Grundlage  geschaffen  und  zugleich  beginnt  mit  der 
Konkurrenz  von  Projekten  zur  Errichtung  von  Kanälen,  bald  auch 
von  Eisenbahnen,  und  mit  dem  dadurch  hervorgerufenen  Wider- 
streit der  wirtschaftlichen  Interessen  das  System  der  Opposition 
gegen  Private  Bills  und  infolgedessen  das  specifische  Verfahren 
des  Parlaments  zur  Entscheidung  solcher  streitiger  Interessen  sich 
auszubilden  und  fortschreitend  zu  vervollkommnen.  Die  grofsen 
Aufgaben  des  modernen  Verkehrswesens  und  das  Entstehen  zahl- 
reicher neuer  Gemeinbedürfnisse  der  industriellen  bürgerlichen 
Gesellschaft  wurden  in  England  für  lange  Zeit  dem  industriellen 
Untemehmungsgeiste  des  Einzelnen  als  Arbeitsfeld  überlassen. 
Diese  Epoche  des  ersten  industriellen  Aufschwunges  spiegelt  sich 
denn  auch  deutlich  wieder  in  den  seit  dem  ersten  Viertel  des  Jahr- 
hunderts erlassenen  zahllosen  Private  Acts  zur  Konzessionierung 
von  Gaswerken,  Wasserleitungen,  Tramways,  Eisenbahnen  an 
Handels-  und  Aktiengesellschaften  sowie  an  einzelne  Unternehmer. 
Zugleich  wird  aber  auch  eine  Steigerung  der  Thätigkeit  der  kom- 
munalen Verwaltung  notwendig.  Wie  dieselbe  zunächst  in  un- 
übersehbaren Massen  von  Local  Acts  und  den  darauf  gegründeten 
Specialverwaltungen  ihren  Ausdruck  findet,  wie  sodann  zur  Er- 
leichterung der  dem  Parlamente  damit  auferlegten  Arbeitslast  die 
Clauses  Acts  eingeführt,  endlich  zahlreiche  neue  Bestimmungen 
in  das  allgemeine  Landesrecht  (General  Acts)  aufgenommen 
vnirden,  das  ist  im  historischen  Teile  bereits  dargestellt  worden. 
Auf  solche  Weise  wurde  die  moderne  Lokalgesetzgebung  als  die 
Form  für  die  vom  Parlamente  unmittelbar  geführte  centrale  Ver- 
waltung Schritt  für  Schritt  geschaffen.  Ein  Eingehen  in  die 
Einzelheiten  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  ist  hier  vollends 
unmöglich;  dies  bedeutete  nichts  weniger  als  eine  detaillierte  Ge- 
schichte der  weitverzweigten,  kaum   übersehbaren,  von  den  ver- 
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schiedensten  ökonomischen  Anschauungen  und  Interessen  geleite- 
ten Yerwaltungspolitik  des  englischen  Parlamentes  in  den  letzten 
hundert  Jahren  in  Bezug  auf  die  verschiedenartigsten  wirtschaft- 
lichen und  administrativen  Probleme  des  modernen  Lebens» 
Um  aber  dock  einen  Überblick  über  die  ungeheure  Verwaltungs- 
arbeit zu  geben,  die  das  Parlament  seit  Jahrzehnten  in  der  Lokal- 
gesetzgebung leistet,  die  sich  überdies  fortwährend  vermehrt, 
seien  im  nachfolgenden  die  regelmäfsig  sich  wiederholenden  Gegen- 
stände der  Local  Legislation  aufgezählt,  wie  sie  die  Oesch&fts- 
ordnung  des  House  of  Commons  gegenwärtig  verzeichnet^. 

Es  werden  zwei  Klassen  von  Private  Bills  unterschieden,  von 
welchen  die  erste  die  eigentliche  Domäne  der  Local  Legislation 
ist ;  jedoch  auch  die  in  der  zweiten  Klasse  angeführten  Gegenstände 
bilden  ebenso  den  Inhalt  municipaler  Local  Bills  wie  von  Private  Bills, 
die  durch  Aktiengesellschaften  und  Einzelne  eingebracht  werden. 

Die  erste  Klasse  wird  ans  folgenden  Titeln  gebildet:  Anlage 
von  Friedhöfen,  Änderung  der  Charters  und  Verwaltungsvollmachten 
von  Korporationen,  Erbauung  und  Erweiterung  von  Kirchen  und  Ka- 
pellen, Pflasterung,  Beleuchtung,  Assanierung,  Reinigung  von 
Städten  und  Polizeidienst  in  solchen;  Inkorporierung  von  Aktien- 
gesellschaften oder  Ausdehnung  der  Befugnisse  solcher;  Verfügungen 
über  County  Halls,  Court  Houses,  Kroneigentum  sowie  über  Grund- 
eigentum der  Kirchen,  municipalen  Korporationen  und  der  Stif- 
tungen, Anlage  von  Fähren,  Regulierung  der  Fischerei,  Erbauung 
von  Zuchthäusern,  Errichtung  von  Gaswerken,  Einhegung  und 
Meliorierung  von  Grund  und  Boden,  Erteilung  von  Patenten,  Er- 
richtung von  lokalen  Civil gerichten,  Errichtung,  Regelung  oder 
Veränderung  von  Märkten,  Polizeiwesen,  Armenwesen,  Erteilung 
von  Prozefsvollmachten  an  juristische  Personen,  Kreierung  von 
Stipendiary  Magistrates  oder  anderen  besoldeten  Amtsstellen. 

Hierzu  kommen  weiters  die  Private  Acts  der  zweiten  Klasse: 
über  solche  Anstalten,  die  ehedem  regelmäfsig  von  Privaten  unter- 
nommen wurden,  gegenwärtig  aber  von  den  Stadtgemeinden  und 
Grafschaftsräten  in  städtische  Betriebe  umgewandelt  oder  als 
solche  neu  begründet  werden,  wie  Lokalbahnen  und  Tramways  aller 
Art,  Kanäle,  Tunnelanlagen,  Hafenbauten,  Dampfschifflinien,  Brücken, 
Leuchttürme  u.  s.w.    Durch  das  in  dem  Municipalsocialismus 


^  über  die  Bills  of  Attainder,  of  Pardon  and  Restitution  etc.  vgl.  Clifford 
op.  cit.  L  p.  842 — 452.  Die  nachfolgende  Aufzählung  ist  den  Stand.  Ord.  des 
House  of  Commons  entnommen.    Part  II.  p.  88. 
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zum  Ausdruck  gekommene,  unwiderstehliclie  Streben  nach  fort* 
währender  Ausdehnung  des  Wirkungskreises  der  Gemeinden  ist  aber 
die  Lokalgesetzgebung  noch  weit  mehr  gesteigert  und  ihr  Inhalt 
in  einer  Weise  vervielfältigt  worden,  dafs  eine  erschöpfende  Auf- 
zählung unmöglich  erscheint.  Die  verschiedenartigsten  Gemeinde- 
bedürfnisse, wie  Ankauf  und  Anlegung  von  Parks,  von  Spiel- 
plätzen, Verstadtlichung  der  verschiedensten  Betriebe  und  Anstalten, 
Erweiterung  der  polizeilichen  Befugnisse,  Vereinigung  und  Trennung 
von  Gemeinden,  vor  allem  aber  die  grafsen  Vermögentransaktionen 
der  Gemeinden,  wie  Aufnahme  und  Konvertierung  von  Anlehen, 
Veräufserung  von  Grundbesitz,  die  grofsen,  zur  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse  dienenden  Unternehmungen  der  Stadt- 
gemeinden,  alles  dies  wird  ausschliefslich  durch  Local  Acts  er- 
ledigt. —  Durch  die  für  unsere  Zeit  charakteristische  aufserordent- 
liche  Ausdehnung  der  Sphäre  öffentlicher  Verwaltung,  die  sich  in 
England  notwendigerweise  als  Ausdehnung  der  Kompetenz  der 
Lokalverwaltungskörperschaften  darstellt,  ist  das  Parlament  ver- 
mittelst des  Instrumentes  der  Lokalgesetzgebung  zur  unmittel- 
baren, inappellablen  Instanz  auf  dem  Gebiete  der  gesamten  inneren 
Verwaltung  geworden.  In  der  Thätigkeit  der  durch  den 
gröfsten  Teil  des  Jahres  tagenden  Select  Committees 
beider  Häuser  liegt  also  der  Schwerpunkt  der  eng- 
lischen Centralverwaltung  des  Inneren.  Das  Parla- 
ment ist  der  Träger  der  eigentlichen  schöpferischen 
Verwaltung  des  Inneren.  Was  in  den  kontinentalen  Staaten 
mehrere  Ministerien  und  zahleiche  Provinzial-,  Regierungs-  und 
Bezirksbehörden  vollziehen  durch  Erlassung  von  Verfügungen  pro- 
prio motu  sowie  auf  Ansuchen*  der  Interessenten  und  Gemeinden  zur 
Förderung  wirtschaftlicher  und  socialer  Gemeininteressen  und  zur 
Regelung  der  hierbei  einander  widerstreitenden  Interessen  nach 
dem  wenig  oder  gar  nicht  beschränkten  diskretionären  Ermessen  der 
Regierungsbehörde :  das  vollzieht  sich  in  England  verfassungsmäfsig 
als  Festsetzung  von  Normen  und  Erlassung  von  Verfügungen  in 
Gestalt  formeller  Gesetze  und  unter  allen  Garantien,  die  den 
letzteren  zu  Eigen  sind,  durch  die  parlamentarische  Thätigkeit  der 
Vertreter  des  Volkes  in  einem  Verfahren,  das  durch  die  in  ihm 
mitenthaltenen  richterlichen  Elemente  das  aller  Verwaltung  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  unvermeidlich  innewohnende  Ferment 
diskretionären  Ermessens  bis  auf  ein  Minimum  verringert. 

Die  unmittelbare  Kontrolle  über  die  Lokalverwaltung,  die  das 
Parlament  in  der  vorstehend  geschilderten  Weise  durch  die  formelle 
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Gesetzgebung  und  zwar  ebenso  durch  die  allgemeinen  Gesetze  wie 
durch  die  Local  Acts  ausübt,  ist  also,  wie  wir  gesehen  haben, 
historisch  und  begrifflich  eines  der  grofsen  Grundelemente  der 
englischen  Rechtsentwicklung  und  darum  auch  die  einzige  dem  Geiste 
der  englischen  Verfassung  entsprechende  Lösung  des  Problems  der 
souveränen  Kontrolle  über  die  Lokalverwaltung  überhaupt.  Die 
vollständige  Umgestaltung  der  wirtschaftlichen  und  socialen  Ver- 
hältnisse und  die  dadurch  bedingte  völlige  Umbildung  der  Organi- 
sation der  inneren  Verwaltung  seit  dem  Anfange  des  XIX.  Jahr* 
hunderts  haben  nun,  wie  mehrmals  bereits  betont  worden  ist,  die 
englische  Gesetzgebung  vor  die  Notwendigkeit  gestellt,  eine  dieser 
neuen  Auffassung  des  Wesens  innerer  Verwaltung  entsprechende,  teil- 
weise Umgestaltung  der  Kontrolle  über  die  ausschliefslichen  Träger 
der  inneren  Administration,  die  Lokalverwaltungskörper,  zu  schaffen» 
Nach  dem  Gesagten  war  es  von  vornherein  ausgeschlossen,  dafs 
die  zur  Lösung  dieses  Problems  geschaffenen  neuen  Gentralbehörden 
£nglands  eine  andere  Stellung  gegenüber  Parlament  und  Lokal- 
verwaltung annehmen  könnten  als  die  oben  schon  gekennzeichnete 
subsidiäre  Stellung  einer  Hilfskraft,  die  dem  Parlamente  in  der 
Ausübung  seiner  souveränen  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  zu 
dienen  hat.  Eine  andersartige  Stellung  der  neuen  Gentralbehörden 
wäre  nichts  weniger  als  eine  Vernichtung  der  Grundlagen  der 
englischen  Verfassung;  denn  jede  der  kontinentalen  Anschauungsich 
noch  weiter  nähernde  Anerkennung  selbständiger,  vom  Parlamente 
unabhängiger,  administrativer  Regierungsrechte  geriete  unfehlbar 
vom  ersten  Augenblicke  an  in  unlösbaren  Widerspruch  mit  den  un- 
erschütterlich festwurzelnden,  nationalen  Anschauungen  vom  Rechte 
und  der  öffentlichen  Gewalt  überhaupt.  Nimmt  man  noch  hinzu,  dafs 
die  Entstehung  der  neuen  englischen  Gentralverw^ltung  des  Innern 
begleitet  ist  von  der  fortschreitenden  Demokratisierung  des  Parla- 
mentes selbst  sowie  aller  politischen  Institutionen  des  englischen 
Volkes,  so  wird  man  es  noch  umsomehr  als  Absurdität  bezeichnen 
müssen,  dafs  gerade  dem  heutigen  England  immer  wieder  von 
kontinentalen  Kritikern  der  Übergang  zu  einem  centralistischen 
Verwaltungssystem  imputiert  wird.  Eine  solche  staatsrechtliche 
Monstrosität  ist  vollends  in  dem  klassischen  Lande  organischer 
Rechtsentwicklung  auch  schon  der  Idee  nach  unfafsbar. 

Gewifs  ist  in  England  eine  Gentralinstanz  vorhanden,  von  der 
die  Lokalverwaltung  die  entscheidende  Direktive  erfährt:  aber 
diese  Gentralinstanz  ist  das  Parlament  und  nicht  die  „Regierung^, 
als  selbständig  neben  ersterem  stehender  Faktor,  noch  weniger  sind 
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es  die  einzelnen  Departements  der  Regierung.  Darin  ist  auch  keine 
Änderung  eingetreten,  seitdem  besondere  Fachministerien  der 
inneren  Verwaltung  kreiert  und  diesen  die  Aufsicht  über,  gewisse 
Funktionen  der  Lokalverwaltungskörperschaften  übertragen  worden 
sind.  Alle  diese  Funktionen  werden,  wie  wir  wissen,  immer  nur 
unter  der  Bedingung  ausgeübt,  dafs  das  Parlament  zu  den  von 
den  Centralbehörden  erlassenen  Verordnungen  seine  Genehmigung 
stillschweigend  oder  ausdrücklich  erteilt. 

Damit  ist  aber  die  Stellung  der  Regierung  und  des  Parla- 
mentes zur  Lokalverwaltung  noch  nicht  erschöpfend  bezeichnet. 
Die  Entwicklung  des  Parlamentes  zum  legalen  und  politischen 
Tr&ger  der  Souveränität  tritt  nicht  nur  in  der  legislativen  Omni- 
potenz  des  Parlamentes  hervor,-  auch  nicht  blofs  darin,  dafs  die 
Oberleitung  über  die  Lokalverwaltung  in  der  Form  der  Special- 
gesetzgebung dem  Parlamente  zusteht,  sondern  schliefslich  auch  in 
der  völligen  Unterordnung  der  Regierung  unter  das  Parlament.  Bis 
zu  dem  Augenblick,  da  diese  Unterordnung  vollständig  durchgeführt 
war,  erscheint  die  Exekutive  als  Vereinigung  der  vom  Könige  berufenen 
und  ihm  verantwortlichen  Organe,  der  Servants  of  the  Crown,  und  ihre 
Regierungsgewalt  als  die  Summe  der  dem  Könige  zustehenden, 
von  seinen  Beamten  ausgeübten  Kronrechte  oder  Praerogative. 
Zu  den  letzteren  gehören  nun  auch  eine  Reihe  von  Funktionen, 
durch  welche  die  Krone  traditionell  als  legale  Oberinstanz  der 
Lokalverwaltung  nach  gewissen  Richtungen  erscheint:  so  z.  B. 
in  Bezug  auf  die  Ernennung  von  Friedensrichtern,  Sheriffs,  die  Er- 
teilung von  Charters  u.  s.  w.  Die  Souveränität  des  Parlamentes, 
oder,  was  gleichbedeutend  ist,  die  Unterordnung  der  Regierungs- 
gewalt unter  die  Willensmeinung  desselben,  hat  nun,  wie  wir 
wissen,  ihren  Ausdruck  gefunden  in  der  Entstehung  und  Ausbildung 
des  Cabinet  als  des  Mittelpunktes  im  parlamentarischen  Regierungs- 
systeme. Mit  dem  Cabinet  war  die  politische  Form  gefunden,  in 
welcher  es  dem  Parlamente,  ohne  den  geringsten  Eingriff  in  die  for- 
mellen Regierungsrechte  der  Krone,  gelang,  auch  alle  jene  höchsten 
Befugnisse  der  öffentlichen  Gewalt,  die  bisher  der  Krone  zugestanden, 
praktisch  zu  Befugnissen  des  Parlamentes  zu  machen.  Damit  ist 
nun,  insofern  mit  diesen  Regierungsrechten  auch,  wie  eben  erwähnt, 
eine  gewisse  centrale  Ingerenz  auf  die  Lokalverwaltung  gegeben 
war,  die  zweite  Form  der  Kontrolle  der  Lokalverwaltung  durch  das 
Parlament  gegeben,  die  dem  Parlamente  neben  der  durch  General  und 
Special  Legislation  vermittelten  souveränen  Oberinstanz  über  die  ge- 
samte innere  Verwaltung  zusteht.   Es  ist  dies  jenes  staatsrechtliche 
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Verhältnis,  das  auf  dem  Festlande  als  sogenannte  politische  Eontrolle 
über  die  Verwaltung  bezeichnet  wird.  Dieser  Ausdruck  der  kontinen- 
talen Pojitik  ist  England  naturgemäfs  fremd,  denn  er  setzt  gerade 
voraus ,  was  in  England  nie  der  Fall  gewesen ,  dafs  nämlich  die 
Verwaltung  sich  als  ein  konstitutionell  abgeschlossener  Kreis  Staate 
lieber  und  rechtlicher  Thätigkeit  neben  und  über  der  politischen 
Selbstthätigkeit  des  Volkes  vollziehe,  wobei  dann  letzteres  ver- 
mittelst repräsentativer  Institutionen  diese  Verwaltung  von  aufsen 
her  kontrolliert  Für  das  englische  Staatswesen  ist  eine  solche 
Auffassung  von  vornherein  unmöglich;  denn  hier  vollzieht  sich, 
wie  alles  unmittelbare  Eingreifen  der  centralen  Staatsgewalt,  auch 
die  oberste  Leitung  der  inneren  Verwaltung  im  Parlamente  und 
durch  Parlamentsakte.  Jener  Ausdruck  kann  also  hier  nur  so 
verstanden  werden,  dafs  damit  die  Thätigkeit  bezeichnet  wird,  die 
das  englische  Parlament  in  seiner  Funktion  als  Organ  der  souveränen 
Konkrolle  über  die  gesamte  Regierungsgewalt  und  Verwaltung 
in  nicht  legislatorischer  Form  entwickelt.  Diese  Thätigkeit  fällt 
naturgemäfs  zusammen  mit  den  politischen  Beziehungen,  durch 
welche  die  gesamte  Centralregierung  mit  dem  Parlamente  ver- 
knüpft ist.  Diese  Beziehungen  lassen  sich  aber  mit  einem  Worte 
bezeichnen:  nämlich  mit  dem  Hinweise  auf  die  politische  Natur 
des  englischen  Ministeriums,  des  Cabinet:  Hier  ist  nun  das  Ent- 
scheidende, dafs  das  Cabinet,  politisch  betrachtet,  nichts  anderes 
vorstellt  als  ein  Committee  des  Parlamentes  selbst, 
das  zur  Führung  der  gesamten  Regierungsgewalt  be- 
stellt ist.  Darüber  dürfen  weder  die  altertümlich  verschnörkelten 
Ausdrücke  der  englischen  Gesetze,  noch  das  peinlich  beobachtete 
Ceremoniell  und  Formelwesen,  in  welchem  sich  die  englische  Nation, 
ihrer  konservativen  Art  getreu,  besonders  gefällt,  hinweg  täuschen. 
Die  englischen  Minister  sind  trotz  Privy  Council,  trotz  der  Orders 
in  Council  oder  Royal  Warrants,  trotz  der  Feierlichkeiten,  mit 
denen  die  verschiedenen  Staatssiegel  bedient  und  streng  auseinander 
gehalten  werden,  trotz  des  normannischen  „Le  Roi  le  veut",  mit 
dem  die  Gesetze  publiziert  werden,  längst  nicht  mehr  Räte  der 
Krone,  sondern  die  Mandatare  des  Parlamentes,  resp.  der  Mehrheit 
des  Unterhauses  vom  praktisch  -  politischen  Gesichtspunkte  aus. 
Die  englische  Regierung  der  Gegenwart  ist  vom  Standpunkte 
des  lebendigen  englischen  Staatsrechtes  aus,  ein  Standing  Executive 
Committee,  das  aus  dem  souveränen  Parlamente  zur  Führung  der 
Staatsgeschäfte  gebildet  ist,  bei  jedem  Schritte  aber  diesem  Rechen- 
schaft abzulegen  schuldig  und  der  Direktive  des  Parlamentes  unter- 
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worfen  ist.  Daran  ändert  nichts,  dafs  jede  Regierung  selbst 
wieder  je  nach  ihrer  Fähigkeit  imstande  ist,  das  Parlament  selbst 
zu  leiten  und  in  der  von  ihr  angestrebten  politischen  Richtung  zu 
halten.  Das  Verhältnis  der  Regierung  zum  Parlamente  ist  gegen- 
wärtig kein  anderes  als  das  eines  an  das  Vertrauen  des  Auftrag- 
gebers gebundenen  Geschäftsführers  und  bildet  die  vollste  Analogie 
zu  dem  Verhältnisse  der  Standing  Gommittees  eines  Borough  Council 
gegenüber  dem  Plenum  dieser  Verwaltungkörperschaft.  Je  mehr  nun 
das  Verhältnis  zwischen  Regierung  und  Parlament  auf  dem  Ver- 
trauen des  letzteren  begründet  ist,  desto  gröfser  sind  auch  die 
der  Regierung  praktisch  gegebenen  Vollmachten  und  ist  die  ihrer 
Aktion  offen  gelassene  Wirkungsphäre.  Es  ist  nun  hier  nicht 
möglich,  die  Thatsachen  im  einzelnen  zu  verfolgen,  die  im  Laufe 
von  zwei  Jahrhunderten  die  soeben  bezeichnete  Rechtstellung  von 
Parlament  und  Regierung  geschaffen  haben.  Dieses  bedeutete  nichts 
weniger  als  das  System  der  parlamentarischen  Regierung  Englands 
in  allen  seinen  geschichtlichen  und  politischen  Einzelheiten  zu 
entwickeln ;  dennoch  sei  es  verstattet,  auf  einige  hier  in  Betracht 
kommende  Hauptmomente  hinzuweisen.  Wie  im  geschichtlichen  Teile 
bemerkt  wurde,  ist  die  Entstehung  und  Ausgestaltung  des  Gabinet 
der  feste  Punkt,  um  den  das  ganze  System  der  parlamentarischen 
Regierung  sich  krystallisiert  hat.  Die  Regierung  durch  ein  Gabinet 
hatte  aber  anfänglich  nicht  das  geringste  mit  dem  Parlamente  zu 
schaffen,  sondern  bedeutete  nichts  anderes  als  die  Regierung  durch 
einen  engeren  Ausschufs  der  von  der  Krone  zur  Bekleidung  der 
höchsten  Staatsämter  als  Privy  Gouncillors  berufenen  Personen.  Die 
grofse  im  Laufe  des  XVIIL  Jahrhunderts  vor  sich  gegangene  Ver- 
änderung bestand  nun  in  der  Umwandlung  der  königlichen  Gabinet- 
regierung in  die  England  eigentümliche  parlamentarische  Regierung. 
Erstens  kam  der  Grundsatz  auf,  dafs  nicht  nur  das  ganze  Gabinet, 
sondern  auch  die  ganze  Regierung,  d.  h.  die  Gesamtheit  der  In- 
haber einer  grofsen  Anzahl  von  Kronämtern  politisch  eine  Einheit 
bilden,  dafs  einer  für  alle  und  alle  für  einen  politisch  dem  Parla- 
mente verantwortlich  sind.  Zweitens  erwuchs  der  Grundsatz,  dafs 
das  Gabinet  und  damit  die  ganze  Regierung  aus  Vertretern  des 
Parlamentes  ausschliefslich  zusammengesetzt  sein  müsse,  d.  h.  dals 
der  König  seine  Ratgeber  nur  aus  dem  Schofse  der  beiden  Häuser 
des  Parlamentes  erwählen  könne.  Drittens  entstand  als  ein  gesetz- 
lich nie  definierter,  aber  die  ganze  Stellung  des  Gabinet  zum 
Parlamente  tiefgreifend  verändernder  Faktor:  die  Funktion  des 
Premiers,  des  Prime  Minister.   In  ihm  erlangte  das  parlamentarische 
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Gabinet  seine  so  zu  sagen  monarchische  Spitze.  Die  Ernennung 
des  Prime  Minister  ist  zugleich  die  einzige  persönliche  Regierungs- 
handlung, die  nach  vollendeter  Ausbildung  des  parlamentarischen 
Systems  dem  Monarchen  verbleibt.  Alle  übrigen  zur  Bildung  der 
Regierung  notwendigen  Schritte  werden  seit  langem  vom  Premier 
unabhängig  von  der  Krone  vorgenommen  ^ 

In  der  durch  diese  drei  Momente  bezeichneten  Entwicklung 
des  Cabinet  laufen  zwei  Prozesse  nebeneinander:  einmal  geht  die 
ganze  Regierungsgewalt  der  Krone,  soweit  derselben  eine  solche 
vornehmlich  in  Gestalt  der  dem  Privy  Council  formell  noch  ver- 
bliebenen Funktionen  zusteht,  an  das  Cabinet  über;  gleichzeitig 
wird  dieses  letztere  Schritt  für  Schritt  in  vollständige  politische 
Abhängigkeit  vom  Parlamente  gebracht.  So  ist  es  gekommen,  dafs 
das  englische  Parlament  seit  der  Ausbildung  dieses  Systems,  d.  i. 
seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts,  faktisch  die  volle  Sou- 
veränität nach  innen  und  aufsen  besitzt.  Für  ein  bestimmtes 
Segment  dieses  grofsen,  durch  den  Begriff  der  Souveränität  um- 
schriebenen Kreises  besitzt  es  die  volle  öffentliche  Gewalt,  zwar 
nur  indirekt,  aber  darum  nicht  minder  wirksam:  nämlich  dadurch, 
dafs  das  Cabinet  als  Träger  aller  der  Krone  verbliebenen  Prärogative 
vollständig  abhängig  ist  vom  Parlamente,  oder,  besser  gesagt,  dafs 
es  auch  diese  Funktionen  nur  als  ein  politischer  Bestandteil  des 
letzteren  ausübt.  Das  Cabinet  ist  so  in  den  Parlamentsorganismus 
vollständig  hineingewachsen  und  darum  ist  es  auch,  obgleich  zufolge 
seiner  Entstehung  an  sich  eine  dem  parlamentarischen  Regierungs- 


^  Über  die  Entstehung  des  Cabinet  vgl.  He  am,  Govemment  of  England, 
p.  197—229;  Todd,  Die  parlamentarische  Regierung  in  England,  IL  Band 
8.  und  4.  Kapitel.  Vom  legal-juristischen  Standpunkte  ist  das  Cabinet,  seinem 
geschichtlichen  Ursprünge  entsprechend,  ein  Ausschufs  des  Privy  Council,  wie 
Heam  es  nennt,  das  „Political  Committee'^  desselben  neben  dem  Judicial  Com- 
mittee  des  Privy  Council,  das  den  höchsten  Gerichtshof  für  die  Kolonien  und  ge- 
wisse andere  Rechtssachen  bildet.  Das  ursprüngliche  Verhältnis  zwischen  dem 
Privy  Council  und  dem  Cabinet  hat  sich  im  Laufe  von  zwei  Jahrhunderten  in 
das  volle  Gegenteil  umgewandelt.  Während  früher  der  König  nach  seinem 
Gutdünken  das  Privy  Council  bildete  und  aus  diesem  wieder  das  Cabinet  als  einen 
Ausschufs  der  besonders  vertrauten  Berater,  die  dem  Parlamente  gegenüber, 
ohne  aber  diesem  anzugehören,  den  Willen  des  Königs  vertraten  und  dessen 
Regierungsgewalt  übten,  bildet  heute  der  Premier  als  parlamentarischer  Partei- 
führer aus  der  Mitte  der  Majoritätspartei  die  Regierung,  indem  die  Krone  dem 
so  gebildeten  parlamentarischen  Ausschusse  durch  nominelle  Berufung  ins 
Privy  Council  und  Übergabe  der  Staatssiegel  an  die  Inhaber  der  einzelnen 
Crown  Offices  diejenigen  Regierungsgewalten  überläfst,  die  formell  noch  als 
Rechte  der  Krone  erscheinen. 
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System  widersprechende  staatsrechtliche  Formation,  erhalten  ge- 
blieben, weil  es  sich  in  das  System  der  legislativen  und  administrativen 
Souveränität  des  Parlamentes  unaufhaltsam  immer  mehr  eingefügt 
hat,  bis  seine  ganze  Struktur  entsprechend  dem  Grundgedanken 
des  parlamentarischen  Systems  vollständig  umgewandelt  war. 
Dieser  ganze,  merkwürdige  Prozefs  tritt  in  volle  Klarheit  erst  dann, 
wenn  man  bedenkt,  dafs  die  Entstehung  des  Cabinet  aus  zum 
Teil  zufälligen  und  nebensächlichen  Umständen  heraus  erfolgt  ist 
und  das  bis  dahin  organisch  entwickelte  Verhältnis  des  Parlamentes 
zur  Regierung  und  damit  auch  zur  inneren  Verwaltung  zwar  nicht 
sachlich  beeinträchtigt,  wohl  aber  die  Form  und  weitere  Entwick- 
lung dieses  Verhältnisses  nachhaltig  beeinflufst  hat^ 

Längst  vor  der  zweiten  Revolution  hatte  sich  nämlich  im  eng- 
lischen Parlamente  als  regelmäfsige  Form  der  indirekten  Ingerenz 
des  Parlamentes  auf  die  Regierung  und  Verwaltung  die  Form  des 
Standing  Committee  eingebürgert;  die  Oberaufsicht  über  ver- 
schiedene grofse  Verwaltungszweige  wurde  bereits  gewohnheits- 
mäfsig  von  ständigen  Ausschüssen  des  Parlainentes  geführt.  Es 
ist  bezeichnend,  dafs  diese  Erscheinung  gerade  im  Long  Parliament 
des  Commonwealth  in  aller  Schärfe  hervortritt.  Geradeso  wie 
heute  die  einzelnen  Hauptzweige  der  Städteverwaltung  in  den 
grofsen  Gemeinwesen,  wie  oben  dargestellt,  von  den  Standing 
Gommittees  geführt  werden,  wobei  das  Plenum  für  den  gewöhn- 
lichen Verlauf  der  Dinge  eine  Einmischung  weder  für  notwendig 
findet,  noch  auch  vornimmt,  geradeso  hatten  sich  bereits  im  XVL 
Jahrhundert  Ansätze  zu  einem  ähnlichen  Verhältnisse  zwischen 
Parlament  und  Ausschüssen  desselben  in  Bezug  auf  gewisse  ständige 
Verwaltungszweige  des  Staates  gezeigt.  So  findet  sich  schon  1571 
in  den  Commons  Journals  die  Bildung  eines  Committee  on  eccle- 
siastical  affairs;  und  in  den  späteren  Parlamenten  der  Königin 
Elisabeth  erscheint  regelmäfsig  ein  mit  der  Prüfung  der  Wahlen 
betrautes  Standing  Committee.  Seit  Jakob  L  finden  sich  aber 
schon  mehrere  solcher,  so  das  Committee  of  Privileges  and  Grievances 
und  das  Committee  of  Courts  of  Justice,  zur  Prüfung  gerichtlicher 
Mifsbräuche.  Die  Revolution  brachte  dieses  System  vollends  zur 
Reife:  seit  Ausbruch  des  Bürgerkrieges  regierte  das  Unterhaus 
mittelst  permanenter  Ausschüsse. 

^  Über  die  Funktion  der  Standing  Gommittees  in  den  englischen  Parla- 
menten des  XVII.  und  XVIII.  Jahrhunderts  vgl.  James  on,  The  Origin  of  the 
Standing  Gommittees  System  in  american  legislative  bodies  (Political  Science 
Qnarterly,  June  1894);  ferner  Bryce,  The  American  Gommonwealth,  I.  p.  150—160. 
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Die  Entstehung  des  Gabinet,  die,  wie  wir  wissen,  auf  die 
parlamentsfeindliche  Regierungsmethode  Karls  II.  zurückführt,  be- 
deutete nun  gewissermafsen  das  Eindringen  eines  unorganischen 
Elementes  in  das  bereits  feststehende  und  mittelst  der  Organi- 
sation der  Standing  Committees  verwirklichte  Recht  der  Kontrolle 
des  Parlamentes  über  die  gesamte  Verwaltung.  Es  zeigt  sich 
nun  der  politische  Genius  der  englischen  Nation  gerade  darin,  wie 
das  Parlament  es  verstanden  hat,  die  seinem  staatlichen  Leben  zu 
Grunde  liegenden  Principien  und  Institutionen  auch  gegenüber 
dem  Auftreten  von  ihm  wesensfremden,  ja  geradezu  wider- 
sprechenden Erscheinungen  nicht  nur  unbeirrt  festzuhalten,  sondern 
wie  es  vielmehr  vermocht  hat  und  immer  wieder  vermag,  die 
jenen  Grundprineipien  widerstrebenden  Faktoren  des  politischen 
Lebens  innerlich  umzuwandeln  und  der  organischen  Fortbildung 
der  parlamentarischen  Verfassung  nach  und  nach  vollständig 
dienstbar  zu  machen.  Das  Gabinet  ist  entstanden  als  ein  dem 
natürlichen,  durch  die  Entstehung  von  Standing  Gommittees  be- 
reits deutlich  bezeichneten ,  Entwicklungsgange  der  parlamentari- 
schen Oberhoheit  über  die  gesamte  Staatsverwaltung  entgegen- 
gesetzter und  feindseliger  Faktor.  Ein  Zeitraum  von  kaum  drei 
Generationen  hat  genügt,  um  dieses  aus  königlicher  Mifsachtung  des 
Parlamentes  entsprungene  und  dem  Absolutismus  dienende  Instru- 
ment in  ein  vollständig  in  den  Gedankenkreis  der  parlamentarischen 
Souveränität  einverleibtes  Hilfsorgan  zu  verwandeln.  So  ist  auf  der 
einen  Seite  verhindert  worden,  was  noch  Georg  III.  zuletzt  ange- 
strebt hat:  nämlich  die  Ausbildung  eines  Regierungsystems,  in 
welchem  der  König  durch  die  Ghefs  der  grofsen  Verwaltungs- 
Departements  neben  dem  Parlamente  herrscht.  Andererseits  ist 
allerdings  auch  gleichzeitig  jene  organische  Entwicklung  des  parla- 
mentarischen Regierungsystems,  die  zuletzt  auf  eine  unmittelbare 
Führung  der  Verwaltung  durch  Standing  Gommittees  des  Parla- 
ments hinzielt,  zum  Stillstand  gebracht  und  schliefslich  dauernd 
gehemmt  worden.  Das  Gabinet  wurde  —  und  darin  lag  der 
aufserordentlich  einfache  Ausweg  aus  dem  gegebenen  Dilemma  — , 
zu  einem  ständigen  General  Executive  Gommittee  des  Parlamentes. 
So  wurde  auf  einem  Umwege  schliefslich  dasselbe  erreicht,  wozu 
die  Fortentwicklung  der  schon  im  XVII.  Jahrhunderte  deutlich 
vorhandenen  Ansätze  geführt  hätte,  nämlich  die  umfassende  und 
ausnahmslose  Oberaufsicht  des  Parlamentes  über  die  konkrete 
Führung  der  formell  königlichen  Regierungsgeschäfte,  und  damit 
auch  derjenigen  Agenden  der  inneren  Verwaltung,  die  der  Ingerenz 
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des  Privy  Council  kraft  Prärogative  unterlagen.  Dafs  diese  nur 
geringfügig  gewesen  und  sich  im  wesentlichen  auf  Patronage,  Er- 
nennung der  Friedensrichter  und  Sheriffs  bezogen,  ist  früher  schon 
bemerkt  worden.  Indem  nun  aber  Name  und  Form  des  ursprünglich  als 
absolutistisches  Institut  gedachten  Cabinet  bis  auf  den  heutigen  Tag 
beibehalten  werden,  wird  die  eigentlich  staatsrechtliche  und  politische 
Natur  des  englischen  Ministeriums  für  den  oberflächlichen  Beobachter 
andauernd  verhüllt,  und  nur  allzu  häufig  wird  übersehen, 
dafs  die  englische  Regierung  einzig  und  allein  da- 
durch, dafs  sie  sachlich  zu  einem  reinen  Ausschusse 
des  Parlamentes  wurde,  im  stände  war,  die  alte  Form 
des  englischen  Ministeriums  als  eines  formlosen  Kol- 
legiums der  höchsten  Diener  der  Krone  zu  retten.  Mit 
überraschender  Klarheit  tritt  diese  Entwicklung  und  damit  die  innere 
Natur  des  Verhältnisses  von  Regierung  und  Parlament  in  England 
hervor,  wenn  man  einen  Blick  auf  jenes  Land  wirft,  in  welchem  sich 
die  Elemente  des  englischen  Parlamentarismus  seit  dem  XYII.  Jahr- 
hundert selbständig  und  vor  allem  frei  von  dem  Gegensatze  zur 
Krone  entwickelten,  nämlich  in  den  amerikanischen  Kolonien.  In 
den  Vereinigten  Staaten  liegt  die  oberste  Führung  aller  Regierungs- 
geschäfte  und  damit  auch  die  oberste  Verwaltungskontrolle  in  den 
Händen  von  ständigen  Ausschüssen  der  Legislaturen  und  des  Kon- 
gresses, wie  das  Bryce  in  seinem  Meisterwerke  dargelegt  hat. 
In  den  nordamerikanischen  Kolonien  hat  sich  der  dorthin  aus 
dem  Mutterlande  verpflanzte  Gedanke  der  Regierung  und  Ober- 
leitung der  Verwaltung  durch  das  Parlament  selbst  in  Gestalt  von 
Committees  desselben  um  so  kräftiger  entwickelt,  als,  wie  oben 
l^emerkt,  im  XVII.  Jahrhundert  diese  Form  in  England  selbst 
bereits  zur  umfassenden  Anwendung  gelangt  war.  Und  da  hier  die 
henmiende  Wirkung,  die  von  der  Entstehung  des  Cabinet  aus- 
ging, natürlicherweise  wegfiel,  so  hat  sich  denn  auch  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  Form  der  Regierung  und  Kontrolle  über  die 
Verwaltung  vermittelst  Standing  Committees  der  Legislaturen  un- 
aufhaltsam zur  typischen  Form  demokratischer  Centralverwaltung 
entwickelt. 

Nach  dem  Gesagten  erscheint  die  indirekte,  durch  die  Central- 
behörde  vermittelte  Ingerenz  des  englischen  Parlamentes  auf  die 
innere  Verwaltung  mit  wenigen  Worten  dargestellt.  Dadurch,  dafs 
die  Chefs  der  Centralbehörden  des  Innern,  des  Home  Office,  des 
Local  Government  Board,  des  Board  of  Trade,  Mitglieder  der  parla- 
mentarischen Regierung  resp.  des  Cabinet  sind,  erscheinen  sie  für  jede 
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von  diesen  Centralbehörden  ausgehende  administrative  Verfügung 
dem  Parlamente  eo  ipso  politisch  verantwortlich.  Die  in  den  schein- 
konstitutionellen Staaten  des  Festlandes  häufig  von  den  Regierungen 
und  Theoretikern  aufgestellte  Lehre,  dafs  das  Parlament  als  Legis- 
lative in  die  Führung  der  inneren  Verwaltung  durch  das  Ministerium 
als  in  die  Domäne  der  „Exekutive**  sich  einzumischen  nicht  befugt 
sei,  diese  letzte  Metamorphose  des,  wie  es  scheint,  unausrottbaren 
säkularen  Irrtums  von  der  Teilung  der  Gewalten,  für  die  merk- 
würdigerweise noch  immer  bisweilen  aus  Mifsverständnis,  häufiger 
aber  noch  aus  politischem  Dolus  die  Autorität  der  englischen  Ver- 
fassung angerufen  wird:  diese  auch  innerlich  durchaus  unhaltbare 
Theorie  ist  also  vom  Standpunkte  des  englischen  Staatsrechtes  gerade- 
zu unverständlich.  Nicht  nur  bei  der  Beratung  des  Budget,  sondern 
auch  in  den  zahlreichen,  durch  die  Geschäftsordnung  des  englischen 
Parlamentes  gegebenen  Formen  findet  eine  fortlaufende  Kritik  der 
Wirksamkeit  der  Centralbehörden  statt,  eine  Kritik,  die  auch  dann, 
wenn  sie  nicht  zu  positiven  Beschlüssen  des  Unterhauses  führt,  je 
nach  den  gegebenen  Verhältnissen  und  der  von  dem  Hause  im  all- 
gemeinen gegenüber  solcher  Kritik  angenommenen  Haltung  un- 
mittelbar einwirkt  auf  die  Führung  der  Verwaltung  durch  die 
Regierung.  Insofern  also  die  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts 
geschaffenen  Centralbehörden  der  inneren  Verwaltung  Englands 
überhaupt  zu  initiatorischen  Verfügungen  und  zu  diskretionärem 
Ermessen  berechtigt  sind  —  dafs  dies  nur  in  sehr  beschränktem 
Sinne  der  Fall  ist,  wurde  ja  vielfach  dargelegt  — ,  bleibt  überdies 
solches  diskretionäres  Ermessen  jederzeit  der  Censur  des  Parlamentes 
unterworfen.  Der  Wille  der  Mehrheit  des  Unterhauses  ist  der  feste 
Punkt,  von  dem  aus  die  freie  Aktion  der  Centralbehörde  des  Innern, 
soweit  ihr  eine  solche  innerhalb  der  Schranken  der  Gesetze  zusteht, 
reguliert  wird.  Gewifs  ist  es  richtig,-  dafs  das  englische  Parlament  nie- 
mals durch  direkte  Befehle  auf  die  zur  Ausübung  der  öffentlichen  Ge- 
walt bestellten  Organe  einwirkt,  dafs  es  auch  heute  nicht  die  geringste 
Exekutivhandlung  vollführt  oder  vollführen  kann,  und  dafs  es  auch 
durch  Beschlüsse  oder  Resolutionen  in  die  konkrete  Thätigkeit  der 
Centralbehörden  im  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  nicht  eingreift; 
geradeso  wie  auch  das  Town  Council  von  Liverpool  oder  einer  anderen 
Grofsstadt  in  die  Verwaltungsagenden  eines  seiner  grofsen  Permanenz- 
ausschüsse in  der  Regel  nur  durch  principielle  Beschlüsse,  nicht 
aber  durch  konkrete  Verfügungen  eingreift.  Schon  vor  allem  des- 
halb geschieht  dies  nicht,  weil  das  englische  Parlament  durch  seine 
unablässige  legislatorische  Thätigkeit  der  öffentlichen  Gewalt  seinen 
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mafsgebenden  Willen  in  der  Administration  meist  bis  in  die  geringsten 
Details  als  Richtschnur  setzt;  dort  aber,  wo  wichtige  Interessen 
der  Bevölkerung  durch  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  der  dis- 
kretionären Befugnisse  der  Centralbehörden  berührt  werden,  greift 
das  englische  Parlament  regelmäfsig  durch  Resolutionen  oder  Unter- 
suchungsausschüsse ein.  So,  um  nur  ein  Beispiel  zu  erwähnen,  hat 
das  seit  mehreren  Jahren  schwankende  Verhalten  des  Local  Govern- 
ment Board  gegenüber  den  immer  weiter  gehenden  Verstadtlichungs- 
bestrebungen  der  Municipalsocialisten  zunächst  zur  Einsetzung  eines 
Select  Committee  on  Municipal  Trading,  geführt,  dessen  Bericht 
die  Grundlage  für  eine  etwaige  Resolution  des  Parlamentes  in  der 
kommenden  Session  abgeben  soll.  Oder  um  ein  anderes  Beispiel 
zu  nennen:  die  grofse  Frage  der  Arbeitszeit  hat  durch  eine  Re- 
solution des  Unterhauses  vom  Jahre  1893  zu  Gunsten  eines  acht- 
stündigen Arbeitstages  in  den  staatlichen  Anstalten  und  Fabriken 
einen  mächtigen  Schritt  nach  vorwärts  gethan.  Damit  griif  das 
Parlament  in  eine  der  wichtigsten  modernen  Verwaltungsfragen  einer 
Reihe  von  Ministerien  principiell  entscheidend  ein.  So  sehen  wir 
also,  dafs  sich  das  Verhältnis  der  englischen  Centralbehörden  zum 
Parlamente  nicht  in  eine  einzige  dürre  Formel  hineinpressen  läfst ; 
es  wird  wesentlich  vom  ungeschriebenen  Gewohnheitsrechte  des 
Parlamentes,  auf  dem  ja  dieses  ganze  System  der  parlamentarischen 
Regierung  beruht,  und  nicht  durch  irgend  welche  ausdrückliche 
Gesetzesbestimmungen  geregelt.  Die  politische  Natur  aller  staat- 
lichen Institutionen  ist  es  ~  das  lehrt  das  englische  Beispiel 
am  deutlichsten  — ,  wag  schliefslich  den  staatsrechtlichen  Be- 
ziehungen Leben  und  Kraft,  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ihren 
wirklichen  Inhalt  verleiht.  Geschriebene  Verfassungen,  in  Para- 
graphen destillierte  staatsrechtliche  Grundsätze  sind  nur  insoweit 
praktisches  Recht,  als  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  politischen 
Machtfaktoren  sie  in  Kraft  setzen,  in  Funktion  erhalten  und  in 
ihrer  Entwicklung  bestimmend 


^  Die  Eontrolle  des  Parlamentes  über  die  ganze  Verwaltung  ist  aus 
kleinen  Anfängen  schrittweise  fortentwickelt  worden,  bis  die  puritanische  Re- 
volution dem  Grundsatze  von  der  völligen  Unterwerfung  der  zur  Übung  öffent- 
licher Gewalt  berufenen  Diener  der  Krone  mit  einem  Schlage  zum  zeitweiligen 
Siege  verhalf.  Allerdings  ist  das  Parlament  unter  der  Restauration  einen 
Schritt  zurückgewichen:  die  Forderung  des  Long  Parliament,  dafs  alle  Er- 
nennungen zum  Privy  Council  mit  Genehmigung  des  Parlamentes  erfolgen 
sollten,  ist  ohne  dauernde  Wirkung  geblieben.  Nicht  auf  diesem  AVege 
direkter  Führung  der  Regierungsgeschäfte,  sondern  auf  dem  Umwege  über 
das   Cabinet   und   das   parlamentarische   Regierungsystem  ist  das   schon    zu 
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Wie  also  nach  dem  Parlamentsrechte  die  jeweilige  Regierung 
Englands  nur  als  ein  Mandatar  des  souveränen  Parlamentes,  prak- 
tisch genommen  eigentlich  nur  des  Unterhauses,  erscheint,  so  haben 
denn  auch  die  Ministerien  des  Inneren  in  der  Führung  der  inneren 
Centralverwaltung  nicht  eigenen  Impulsen  zu  folgen,  nicht  selb- 
ständig neben  dem  Parlamente  zu  administrieren,  sondern  vielmehr 
diesem  letzteren  in  der  obersten  Führung  der  Verwaltung  als 
Hilfskraft  zur  Seite  zu  stehen,  und  darum  stehen  sie  den  Lokal- 
verwaltungskörperschaften gegenüber  blofs  als  Vermittler  zwischen 
diesen  und  dem  Parlamente,  nicht  aber  als  imperative  Organe,  die 
etwa  ihren  selbständigen  Willen  ihnen  gegenüber  zur  Geltung  zu 
bringen  hätten.  Ihren  gesetzlichen  Ausdruck  erhält  diese  Mittel- 
stellung der  administrativen  Gei\tralbehörden  im  parlamentarischen 
Regierungsysteme  in  zwei  Institutionen :  in  der  Private  Bill  Legis- 
lation und  den  Provisional  Orders.  Die  Private  Bill  Legis- 
lation stellt  gewissermafsen  die  verfassungsmäfsig  normale  Form 
der  staatlichen  Gentralverwaltungsthätigkeit  vor,  die  Provisional 
Order  die  mit  dem  Entstehen  der  neuen  Behörden  erwachsene 
sekundäre  Form  der  englischen  Gentralverwaltung. 

So  wie  die  neuen  Gentralämter  des  Innern  geschaflFen  wurden, 
um  eine  der  komplizierten  Natur  der  modernen  Verwaltung  ent- 
sprechende Inspektion  der  Lokalverwaltung  und  zum  Teile  dadurch 
auch  eine  Entlastung  des  Parlamentes  herbeizuführen,  wie  aber 
durch  den  gleichzeitig  vollendeten  Ausbau  des  parlamentarischen 
Regierungsystems  nach  den  Ideen  der  Demokratie  diese  Gentral- 
ämter zu  Vollstreckern  der  vom  Parlamente  souverän  geleiteten 
Politik  geworden  sind,  so  sind  die  Provisional  Orders  auch 
wieder  nur  die  entsprechend  diesem  letzteren  Verhältnisse  zwischen 
Parlament  und  Regierung  geschaffene  Form  zur  Entlastung 
des  Parlamentes  in  dieser  seiner  Thätigkeit  als  oberste  Ver- 
waltungsinstanz. In  dem  provisorischen  Gharakter  dieser  Verord- 
nungen   und   den   ausnahmslos  gegebenen  Garantien  dafür,    dafs 


CromweUs  Zeiten  erstrebte  Ziel  erreicht  worden:  nämlich  der  Übergang 
der  souveränen  Kontrolle  der  gesamten  Verwaltung  von  der  Krone  an  das 
Parlament.  Zur  Zeit  Wilhelms  III.  stand  aber  bereits  fest,  dafs  jedes  der 
beiden  Häuser  des  Parlamentes  das  Recht  besitze,  jede  einzelne  Handlung  der 
Exekutivorgane  des  Staates  zu  untersuchen,  zu  kritisieren  und  der  Krone  auf 
Grund  der  Untersuchung  einen  Rat  (Advice)  zu  erteilen,  dessen  peremptorischer 
Charakter  durch  jenen  Faktor  gesichert  wurde,  dem  die  ganze  Machtentwicklung 
des  Parlamentes  im  letzten  Grunde  zuzuschreiben  war:  durch  die  finanzielle 
Allgewalt  des  Parlamentes,  ,,the  power  of  purse*^,  die  es  ausschliefslich  besafs. 
Vgl.  He  am,  The  Government  of  England,  p.  136—156. 
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jederzeit  die  Willensmeinung  des  Parlamentes  ihnen  gegenüber 
eingeholt  werden  könne,  kommt  dieses  Verhältnis  klar  zum  Aus- 
druck; denn  jede  Beschwerde  gegen  eine  solche  Order  verwandelt 
diese  letztere  ohne  weiteres  in  eine  Private  Bill  und  läfst  so 
deutlich  hervortreten,  dafs  die  Verordnungen  der  Centralbehörde 
nichts  anderes  sind,  als  ein  zur  Bewältigung  der  vielen  Agenden 
originärer  parlamentarischer  Verwaltungsthätigkeit  notwendiges 
Surrogat  für  deren  eigentliche  verfassungsmäfsige  Form,  nämlich 
das  formelle  Gesetz^. 

Dennoch  wäre  es  völlig  gefehlt,  aus  der  geschilderten  subsidiären 
Katur  der  centralen  Administrativbefugnisse  der  Ministerialbehörden 
gegenüber  dem  Parlamente  zu  folgern,  dafs  die  englische  Central- 
verwaltung  infolgedessen  den  ZuftUigkeiten  parlamentarischer 
Kämpfe,  dem  Intriguenspiele  der  Parteien  und  fortwährender  Be- 
unruhigung durch  mehr  oder  minder  parteimäfsige  Kritik  ausgesetzt 
sei.  England,  das  als  der  klassische  Boden  parlamentarischer  Partei- 
regierüng  gilt,  kennt,  wie  in  den  vorhergehenden  Abschnitten 
wiederholt  hervorgehoben  wurde,  seit  langem  keine  tiefgehen- 
den Parteiungen  mehr  in  Bezug  auf  die  innere  Verwaltungs- 
gesetzgebung, von  der  Home  Rule-Frage  selbstverständlich  abgesehen. 
Gilt  dies  schon  von  der  rein  gesetzgeberischen  Thätigkeit  des  Parla- 
mentes, so  ist  diese  Parteilosigkeit  noch  stärker  ausgesprochen  in 
Bezug  auf  alle  ihrem  Inhalte  nach  rein  administrativen  Agenden 
des  Parlamentes.  Eine  parteimäfsige  Abstimmung  über  Local  Bills 
oder  eine  faktiöse  Beratung  derselben  in  den  Select  Gommittees 
ist  seit  langem  eine  vollständig  undenkbare  Sache.    In  allen  diesen 


1  Überhaupt  sind  die  englischen  Centralbehörden  stets  bestrebt,  ihre 
„quasi-legislative"  Thätigkeit  mit  den  vom  Parlamente  in  seinen  Select  Gom- 
mittees bethätigten  Yerwaltungsgrunds ätzen  genau  im  Einklang  zu  halten  und 
selbstverständlich  auch  mit  jenen  administrativen  Vorschriften,  die  das  Parla- 
ment in  seinen  Standing  Orders  aufstellt.  In  letzteren  werden  nämlich, 
abgesehen  von  den  detaillierten  Formvorschriften,  denen  die  Private  Bills  voll- 
ständig entsprechen  müssen,  zahlreiche  wichtige  Fragen  des  materiellen 
Rechtes  der  inneren  Verwaltung  entschieden.  Diese  Normen  bilden  also,  ohne 
selbst  formelles  Gesetz  zu  sein,  einen  integrierenden  Bestandteil  des  eng- 
lischen Verwaltungsrechtes.  Wichtige  Normen,  betreffend  die  Konzessionierung 
von  Aktiengesellschaften,  ferner  technisch-administrative  Vorschriften  betreffs 
Anlegung  von  Tramways,  Kanälen,  Eisenbahnen,  sind  auf  solche  Weise  fest- 
gestellt. Wie  sehr  sich  die  englische  Ministerialbureaukratie  auch  in  reinen 
Verwaltungssachen  blofs  als  ein  dem  Parlamente  untergeordnetes  Hilfsorgan 
betrachtet,  darüber  giebt  neuerdings  interessante  Aufschlüsse  die  Aussage  des 
Permanent  Secretary  des  Board  of  Trade,  Sir  Courtenay  Boyle,  vor  dem  Select 
Committee  on  Municipal  Trading  (P.  P.  305,  1900,  p.  1—20). 
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Geschäften  fühlt  sich  das  Unterhaus  als  das  grofse  souveräne 
Staatsorgan,  und  je  mehr  im  Laufe  der  Generationen  die  souveräne 
Stellung  des  Parlamentes  jeder  Anfechtung  entrückt  worden  ist, 
desto  stärker  ist  natürlicherweise  auch  dieses  Gefühl  der  Verantwort- 
lichkeit dem  Volke  gegenüber  sowohl  beim  Parlamente  als  einem 
Ganzen  wie  bei  den  Parteien  und  bei  dem  Einzelnen  geworden  und 
hat  in  dieser  Hinsicht  eine  unerschütterliche  Tradition  geschaffen. 
Das  zweite  Moment,  das  trotz  der  völligen  politischen  und 
legalen  Subordination  der  Exekutive  unter  das  Parlament  jede 
ernstliche  Behinderung  der  Aktion  der  Gentralbehdrde  des  Innern 
ausschliefst,  liegt  aber  wieder  in  dem  bis  zur  letzten  Konsequenz 
ausgebildeten  parlamentarischen  Regierungsysteme.  Die  Regierung, 
die  wir  bisher  nur  vom  Standpunkte  ihrer  völligen  Unterordnung 
unter  den  Willen  des  Parlamentes  betrachtet  haben,  ist  gleich- 
zeitig ein  lebendiges  Glied  dieses  Parlamentes  selbst,  und  zwar 
das  lenkende  und  leitende  Organ  des  grofsen  parlamentarischen 
Körpers.  Und  nur  wenn  diese  Doppelstellung  des  englischen 
Ministeriums  in  ihrem  lebendigen  Zusammenhange  erfafst  wird, 
kann  die  Art  der  Kontrolle,  welche  das  Parlament  über  die 
Gentralregierung  ausübt,  und  gleichzeitig  der  Einflufs,  welchen 
das  Gabinet  als  geschäftsführender  Ausschufs  des  Parlamentes 
seinem  Mandanten  gegenüber  besitzt,  gegeneinander  abgewogen  und 
richtig  gewürdigt  werden.  Persönliche  und  politische  Momente 
sind  es  also,  die  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Stellung  der  Re- 
gierung und  damit  auch  der  Centralverwaltung  nicht  nur  gegen- 
über dem  Parlamente,  sondern  auch  innerhalb  desselben  bestimmen. 
Auch  hier  wieder  gilt  der  oben  aufgestellte  Satz,  dafs  zum  Ver- 
ständnisse der  staatsrechtlichen  Institutionen  Englands  die  Kenntnis 
des  von  der  Praxis  geschaffenen  Gewohnheitsrechtes  und  die  Be- 
rücksichtigung der  politischen  Momente  unendlich  mehr  Bedeutung 
haben  als  die  juristische  Untersuchung  der  wenigen  ausdrücklich 
statuierten  Normen.  Eine  von  den  Vertretern  einer  kräftigen 
Majorität  getragene,  durch  Talent  und  Tüchtigkeit  das  ganze  Parla- 
ment thatsächlich  führende  Regierung  wird  auch  stets  im  stände 
sein,  der  inneren  Verwaltung  einen  schöpferischen  Impuls  zu  ver- 
leihen und  die  Eigenart  ihrer  inneren  Politik  zum  Ausdrucke  zu 
bringen.  Allerdings  wird  dies  in  erster  Linie  in  der  Gesetz- 
gebung hervortreten,  zu  welcher  die  Regierung  das  Parlament  zu 
bewegen  im  stände  ist;  aber  auch  auf  dem,  wie  wir  wissen,  eng 
abgegrenzten  Gebiete  diskretionären  Ermessens  der  Centralverwal- 
tung des  Inneren  vermag  eine  solche  starke  Regierung  in  England 
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ebenso  mit  ihrer  politischen  Individualität  hervorzutreten,  wie  auf 
dem  Gebiete  der  äufseren,  der  Handels-  und  Kolonialpolitik.  Man  darf 
also  Regierung  und  Parlament  Englands  voneinander  auch  nicht  theo- 
retisch trennen,  wenn  man  sich  das  volle  Verständnis  des  englischen 
Staatsrechtes  und  der  englischen  Verwaltung  der  Gegenwart  sichern 
will.  Nicht  nur  ist  die  Existenz  eines  faktischen  Gegensatzes 
zwischen  Exekutive  und  Legislative  durch  die  ganze  Struktur  des 
englischen  Staatslebens  völlig  ausgeschlossen,  sondern  es  ist  immer 
nur  die  parlamentarische  Position  der  Regierung,  die  ihr  sowohl 
vom  legalen  wie  vom  praktischen  Gesichtspunkte  aus  den  festen 
Halt  giebt  für  ihre  Ingerenz  auf  die  innere  Verwaltung  vermittelst 
der  in  dem  Kollegium  der  Regierung  mitenthaltenen  Gentralbe- 
hörden.  So  ist  es  also,  von  der  anderen  Seite  betrachtet,  immer  nur 
eine  indirekte  Form  oberster  Verwaltungskontrolle 
des  Parlamentes,  was  in  der  centraladministrativen  Funktion 
der  englischen  Centralämter  des  Inneren  hervortritt. 

Wir  wenden  uns  schliefslich  der  dritten,  in  der  Verfassung 
selbst  wurzelnden  Kontrolle  zu,  der  die  Lokalverwaltung  Englands 
unterliegt:  der  richterlichen  Kontrolle.  Auch  hier  wird 
es  nur  notwendig  sein,  eine  Reihe  von  Erscheinungen,  die  schon  in 
anderem  Zusammenhange  hervorgehoben  wurden,  zusammenzufassen 
und  in  ihrem  Gesamtgefüge  zu  zeigen.  Es  würde  gewifs  den 
Rahmen  der  vorliegenden  Darstellung  überschreiten,  sollte  hier  die 
Organisation  des  ganzen  Gerichtswesens  Englands  dargestellt 
werden;  einzig  und  allein  darum  handelt  es  sich  vielmehr,  zu 
zeigen,  in  welchen  rechtlichen  Beziehungen  die  Lokalverwaltung 
zu  den  ordentlichen  Gerichten  des  Landes  und  zu  dem  gerichtlichen 
Verfahren  steht.  Was  nun  die  historischen  Grundlagen  dieser 
Rechtsbeziehungen  betriift,  so  sind  dieselben  durch  die  vorher- 
gehende Darstellung  hoffentlich  genügend  klargelegt  worden.  In 
wenige  Worte  zusammengefafst ,  kann  man  sagen:  das  Axiom  von 
<ler  inneren  Gleichartigkeit  oder  Gleichwertigkeit  allen  Rechtes, 
gleichviel  ob  es  privatrechtliche  Beziehungen  der  Staatsbürger 
untereinander  oder  sogenannte  öffentlich-rechtliche  Beziehungen 
dieser  letzteren  zu  der  öffentlichen  Gewalt  regelt,  ist  der  im 
Common  Law  wurzelnde  und  durch  fast  ein  Jahrtausend  nationaler 
Entwicklung  bis  zum  heutigen  Tage  unerschütterlich  gebliebene 
Stamm,  aus  dem  das  Recht  der  ganzen  inneren  Verwaltung  Eng- 
lands herausgewachsen  ist.  Daraus  folgt,  dafs  jeder  Akt  der 
öffentlichen  Gewalt  einmal  auf  genau  definierter  gesetzlicher  Grund- 
lage beruhen  mufs,  sodann,  dafs  die  Rechtmäfsigkeit  jedes 
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konkreten  Verwaltungsaktes  von  dem  ordentlichen 
Gerichte  im  ordentlichen  Verfahren  und  nur  von 
diesem  überprüft  werden  kann^.  Es  ist  somit  nach  den 
Grundprincipien  der  englischen  Verfassung  und  Rechtsanschauung 
unmöglich,  eine  „Verwaltungsrechtsprechung"  als  einen  von  der 
allgemeinen  Gerichtsorganisation  essentiell  verschiedenen  Zweig 
der  Judikatur  oder  ein  besonderes  verwaltungsrechtliches  Verfahren 
zu  unterscheiden.  Dafs  dieses  Grundprincip  der  englischen  Ver- 
fassung in  voller  Reinheit  erst  seit  der  Abschaffung  der  Stem- 
kammer  und  seit  der  gleichzeitig  erfolgten  Ausdehnung  der  Kom- 
petenz des  obersten  Gerichtshofes,  des  Court  of  Kings  Bench,  auf  die 
bis  dahin  vom  Privy  Council  geübte  Jurisdiktion  hervorgetreten  ist, 
darauf  ist  schon  oben  mehrmals  hingewiesen  worden. 

Andererseits  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dafs  schon 
in  dem  Common  Law  der  unverwüstliche  Keim  jenes  Grundprincipes 
gelegen  war.  Seit  dem  Beginne  regelmäfsiger  Funktion  des  Parla- 
mentes stand  es  fest,  dafs  wie  nur  der  King  in  Parliament  zur 
Abänderung  des  Gesetzes,  so  nur  der  King  in  Court  zur  Recht- 
sprechung befugt  sei.  Aber  ebenso  ist  es  zweifellos,  dafs  unter 
den  Tudors  und  Stuarts  zugleich  mit  dem  Streben  nach  absoluter 
Gewalt  der  Krone  auch  der  bewufste  Versuch  gemacht  worden  ist,  die 
verfassungsmäfsige  Einheit  allen  Rechtes  zu  beseitigen,  ein  vom  Parla- 
mente unabhängiges  administratives  Verordnungsrecht  der  Krone 
und  parallel  dazu  eine  von  den  ordentlichen  Gerichten  losgelöste  ad- 
ministrative Judikatur  einzuführen.  Diese  Epoche  der  englischen 
Staatsgeschichte  ist  gerade  deshalb  so  merkwürdig,  weil  die  in  ihr  her- 
vortretenden Tendenzen  als  die  schroffsten  Gegensätze  zu  den  über- 
lieferten und  durch  die  Revolution  endgültig  siegreich  gebliebenen 
Rechtsvorstellungen  der  Nation  diese  letzteren  und  damit  auch  die 
heutige  Stellung  von  Verwaltung  und  Gericht  in  England  am  besten 
hervortreten  lassen.  Eine  Publikation  der  jüngsten  Zeit^  gewährt  uns 


^  Vgl.  Dicey,  Law  of  Constitution,  p.  174—192,  303—330. 

"  Mifs  Leonard,  The  Early  History  of  English  Poor  Relief,  Cambridge 
1900,  besonders  p.  47—60,  67—94,  132—183.  Aus  der  urkundlich  und  auf 
Grund  der  State  Papers  gearbeiteten  Darstellung  Mifs  Leonards  geht  klar 
hervor,  dafs  die  Durchführung  des  Armengesetzes  der  Königin  Elisabeth  in 
der  Periode  von  1597—1644  thatsächlich  gelungen  ist,  und  zwar  mit  Hilfe 
eines  im  Principe  völlig  gleichartigen  Mittels,  wie  es  die  grofse  Reform  des 
Armenwesens  im  XIX.  Jahrhundert  an  die  Hand  gegeben  hat:  nämlich  einer 
streng  centralistischen  Verwaltungsorganisation  der  Armenverwaltung, 
die  ihre  Spitze  im  Privy  Council  hatte.  Selbst  in  den  Details  herrscht  weit- 
gehende Übereinstimmung  des  Verfahrens  der  Centralverwaltung  im  XVU.  und 
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für  einen  bestimmten  Zweig  der  inneren  Verwaltung,  und  zwar  den 
wichtigsten  derselben  in  jener  Epoche,  für  das  Armenwesen,  einen 
höchst  interessanten  Einblick  in  das  System  centraler  Verwaltung 
und  in  die  Anfänge  administrativer  Rechtsprechung,  die  seit  Hein- 
rich VIII.  erwachsen,  unter  Elisabeth  und  Jacob  I.  fortgebildet, 
unter  Karl  I.  reif  hervortraten.  Das  Privy  Council,  die  Vereinigung 
der  höchsten  Kronämter  und  darum  das  Organ  der  dem  Könige 
zustehenden  Prärogative  und  Regierungsgewalt,  hatte  in  einem 
3einer  Committees,  der  sogenannten  Sternkammer,  sich  zu  einem 
aufserordentlichen  Gerichtshof  entwickelt,  der  anfänglich  blofs  den 
Anspruch  erhob,  die  Richter  des  Landes  zur  Verantwortung  ziehen 
zu  dürfen,  da  dies  zu  den  Vorrechten  der  Krone  gehöre.  Ein  Gesetz 
Heinrichs  VII.  hatte  eine  bestimmte  Anzahl  von  Delikten  festgesetzt, 
Über  welche  die  Sternkammer  zu  judizieren  hatte;  aber  alsbald  dehnte 
sich  die  Judikatur  dieses  Gerichtshofes  auf  die  verschiedensten 
Delikte  aus  und  verhängte  alle  Strafen,  ausgenommen  die  Todesstrafe. 
Sowie  sich  nun  aus  dem  Council  des  Königs  eine  aufserordentliche 
Civilgerichtsbarkeit  in  Gestalt  der  Equity  Jurisdiction  des  Kanzlers 
entwickelt  hatte,  so  begann  sich  lange,  nachdem  letztere  bereits 
neben  den  Common  Law  Courts  harmonisch  wirkte,  in  der  Juris- 
diktion der  Star  Chamber  eine  Art  von  Criminal  Equity-Jurisdiction, 
eine  extraordinaria  cognitio  criminalis  sich  zu  entfalten.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  dafs  die  Entstehung  dieses  neuen  Gerichtshofes  nicht 
so  wie  die  der  Civil  Equity-Jurisdiction  vom  Common  Law  sozu- 
sagen friedlich  „ resorbiert*'  werden  konnte.  Jede  Änderung  in  der 
Organisation  der  Kriminalgerichtsbarkeit  bedeutet  überall  und  zu 
allen  Zeiten  eine  mehr  oder  weniger  tiefgreifende  Veränderung  in  der 
Verteilung  der  politischen  Macht  innerhalb  eines  Staates.  Und  so 
muMe  die  besondere  Jurisdiktion  der  Sternkammer  unvermeidlich  zu 
den  schwersten  Verfassungskonflikten  führen,  wenn  auch  dieses  Tri- 
bunal zunächst  jahrzehntelang  ruhig  ertragen  wurde,  weil  es  schweren 
Übelständen  der  Verwaltung  und  Rechtspflege,  besser  als  dies  durch 


im  XIX.  Jahrhundert.  So  erschien  1630  eine  Sammlung  von  Verordnungen 
des  Privy  Council  für  die  Armenverwaltung,  das  Book  of  Orders,  ein  Seiten- 
stück  zur  Consolidated  General  Order  der  Gegenwart.  Gerade  so  wie  im 
XIX.  Jahrhundert  das  Poor  Law  Board,  ordnete  damals  ein  Special  Committee 
des  Privy  Council  die  ganze  Administration  des  Armengesetzes  bis  ins  minutiöse 
Detail  vom  Centrum  aus.  Die  leitenden  Männer  dieses  Committee  waren  aber 
Männer,  wie  Land,  Falkland,  Wentworth,  also  durchwegs  Persönlichkeiten,  die 
Karl  I.  in  seinem  Kampfe  gegen  das  Parlament  berieten  und  bestärkten. 
Vgl.  darüber  auch  Dicey,  op.  cit.  p.  328—29. 
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die  Common  Law  Courts  geschehen  konnte,  zu  steuern  suchte.  Dieser 
Konflikt  wurde  nur  beschleunigt,  nicht  geschaffen  durch  den  eminent 
politisch-religiösen  Charakter,  der  in  dem  Wirken  dieses  Ausschusses 
des  Privy  Council,  immer  stärker  hervortrat,  je  mehr  die  Krone 
sich  desselben  als  eines  furchtbaren  Werkzeuges  wider  das  Parla- 
ment, die  Gegner  der  katholisierenden  Bestrebungen  des  Hofes 
und  die  Verteidiger  der  Verfassung  bediente.  Aber  die  Sternkammer 
selbst  war,  wie  wir  wissen,  nur  ein  Glied  in  einer  Kette  von  Mafs- 
regeln,  mit  welchen  die  Stuarts  die  Landesverfassung  zu  brechen 
versuchten.  Denn  gleichzeitig  mit  der  Entwicklung  dieser  aufser- 
ordentlichen  Strafgerichtsbarkeit  war,  wie  schon  im  geschichtlichen 
Teile  bemerkt  worden,  ein  umfassender  und  wohlangelegter  Plan 
zur  Schaffung  einer  absoluten  administrativen  Centralgewalt  in  der 
Ausführung  begriffen,  die  an  Stelle  der  verfassungsmäfsigen  Or- 
ganisation der  Verwaltung  und  der  legislatorischen  Allmacht  des 
Parlamentes  treten  sollte.  Das  Privy  Council,  das  einmal  als 
Gerichtshof  der  Stemkammer  die  oberste  Verwaltungsjurisdiktion 
in  Gestalt  einer  vom  Common  Law  losgelösten  Kriminalgeriehtsbar- 
keit  übte,  begann  gleichzeitig  als  oberste  Verwaltungsbehörde 
des  Inneren  zu  fungieren.  Seit  Heinrich  VIII.  fing  die  Praxis  an» 
durch  Proclamations  und  Royal  Warrants,  d.  h.  durch  königliche 
Verordnungen  und  Verfügungen,  die  sich  unmittelbar  an  die 
Friedensrichter  wenden ,  ein  direktes  Subordinationsverhältnis 
zwischen  der  Amtsführung  dieser  letzteren  und  der  Krone  her- 
zustellen. Wenn  auch  zunächst  die  meisten  dieser  Verordnungen 
dem  Gesetze  nicht  widersprachen,  sondern  im  Grunde  genommen 
nur  Ausführungsverordnungen  zu  den  Statuten  des  Parlamentes 
vorstellten,  so  war  damit  doch  ein  verhängnisvoller  Anfang  gemacht, 
der  denn  auch  schliefslich  zu  einer  völlig  verfassungswidrigen 
Kegierung  durch  königliche  Ordonnanzen  unter  Karl  I.  in  dessen 
langer  parlamentsloser  Zeit  führte.  Es  ist  nun  höchst  interessant, 
an  der  Hand  der  vorgenannten  Monographie  zu  verfolgen,  wie 
alle  diese  Tendenzen  seit  der  Herrschaft  Elisabeths  unaufhaltsam 
zu  einem  grofsen  politischen  System  zusammenwuchsen,  das  nichts 
weniger  bezweckte,  als  eine  Art  von  aufgeklärtem  Absolutismus 
für  England  herbeizuführen.  Es  ist  bezeichnend,  dafs  die  her- 
vorragenden Staatsmänner  und  Gelehrten  Englands  jener  Zeit, 
wie  Bacon,  Lord  Wentworth,  die  Träger  dieses  Systems  waren, 
während  die  unerschrockenen  Vorkämpfer  für  das  Recht  des 
Parlamentes  und  die  Integrität  des  Common  Law  Männer  waren,  die 
als  typische  Vertreter  des  kräftigen  Mittelstandes  jener  Tage  gelten 
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könnend  Bacon  stellte  die  ForderuDg  auf,  dafs  es  den  ordent- 
lichen Richtern  verwehrt  sein  müsse,  in  irgend  einer  Rechtssache, 
welche  die  Interessen  der  Krone  berühre,  vorzugehen.  Und  zwar 
stützte  er  diese  Theorie  auf  ein  altes,  damals  schon  längst  obsoletes 
Rechtsmittel  des  Common  Law,  das  Writ  de  non  procedendo  Rege 
inconsulto.  „Dieses  Writ",  schrieb  Bacon  an  den  König,  „ist  ein 
vom  alten  Rechte  Englands  zu  dem  Zwecke  geschaffenes  Rechts- 
mittel, dafs  jeder  Rechtsfall,  der  der  Majestät  Einkünfte  oder 
Regierungsgewalt  betrifft,  von  den  ordentlichen  Gerichten  hinweg- 
gezogen und  von  dem  Kanzler  entschieden  werde  gemäfs  seiner 
gesetzlichen  Kompetenz.  Und  es  ist  Eurer  Majestät  wohlbekannt, 
dafs  der  Kanzler,  immer  der  vornehmste  Berater  der  Krone  und 
ein  Werkzeug  des  Herrschers,  diesem  unmittelbar  unterthänig  und 
darum  ein  sicherer  Hüter  der  Rechte  des  Königs  ist"  Bacon  ver- 
langte damit  wohlbewufst  die  notwendige  Ergänzung  zu  dem  in 
Entstehung  begriffenen,  von  dem  gemeinen  Rechte  sich  absondern- 
den Verwaltungsrechte,  nämlich  eine  besondere  Verwaltungsrecht- 
sprechung*.   Heinrich  VIIL,  Elisabeth  und  Jacob  I.  wollten  zu- 


*  Die  grofsen  Führer  der  Widerstandspartei  im  Unterhause  und  die  sieg- 
reichen Helden  der  puritanischen  Revolution,  Männer  wie  Hampden,  Pym, 
Oliver  Cromwell  sind  durchweg  mäfsig  begüterte  Country  Gentlemen,  die  bei 
dem  Kampfe  gegen  die  absolutistische  Politik  Karls  I.  nebst  den  religiösen 
Motiven  vor  allem  auch  die  klare  Erkenntnis  leitete,  dafs  die  historische 
SteUung  der  ländlichen  und  städtischen  Gentry  als  Träger  der  Lokalverwaltung 
durch  die  neue  centralistische  Verwaltungsmethode  der  Stuarts  mit  völliger 
Vernichtung  bedroht  war.  Andererseits  mag  die  „staatssocialistische^  Ver- 
waltungspolitik Karls  I.  mit  dazu  beigetragen  haben,  dafs  die  Dynastie  bei  den 
Massen  populär  blieb,  so  dafs  später  die  Restauration  derselben  ohne  jeden 
Widerstand  vor  sich  ging. 

*  Vgl.  Dicey,  Law  of  Constitution,  p.  826  flf.  Treffend  weist  Dicey 
darauf  hin,  wie  diese  vornehmlich  von  Bacon  formulierten  Ideen  einer  könig- 
lichen Centralverwaltung  in  dem  England  des  XVII.  Jahrhundert  überein- 
stimmen mit  den  Grundsätzen,  die  in  der  französischen  Verfassung  und  Ver- 
waltungsorganisation seit  der  Zeit  Napoleons  I.  unerschütterlich  festgelegt 
erscheinen.  Was  Bacon  wollte,  war,  ein  System  des  „droit  administratif"  für 
England  zu  schaffen,  in  dem  die  Sternkammer  und  das  Privy  Council  dieselbe 
Stellung  eingenommen  hätten,  wie  sie  in  Frankreich  gegenwärtig  das  Conseil 
d*Etat  und  die  Tribunaux  administratifs  einnehmen.  Und  was  Bacon  durch 
seine  Auffassung  des  Writ  de  non  procedendo  rege  inconsulto  erreichen  wollte, 
dies  und  nichts  anderes  ist  der  Inhalt  des  berühmten  Art.  75  der  französischen 
Verfassung  vom  Jahre  1799:  „Alle  Staatsdiener  unter  dem  Range  eines  Ministers 
können  wegen  amtlicher  Handlungen  nur  auf  Grund  eines  Dekretes  des  Conseil 
d^Etat  vor  das  ordentliche  Gericht  gezogen  werden.''  Damit  war  die  fran- 
zösische Verwaltung  der  richterlichen  Kontrolle  andauernd  entzogen  und  immun 
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nächst  freien  Raum  haben  für  ihre  innere  und  äufsere  Politik, 
sowie  für  ihre  religiösen  Bestrebungen ;  sie  wollten  aber  ebendeshalb 
der  Vormundschaft  des  Parlamentes  und  der  ordentlichen  Gerichte 
ledig  werden  und  durch  ihr  Privy  Council  unmittelbar  Verwaltung, 
Finanzen  und  Gerichte  des  Landes  beherrschen.  Diesem  Zwecke 
diente  einerseits,  wie  oben  angeführt,  die  fortwährende  Erweiterung 
der  Funktionen  des  Privy  Council,  diesem  Zwecke  diente  aber  auch 
vor  allem  die  innere,  für  die  ökonomischen  Interessen  der  Massen 
fürsorgende  Politik  dieser  Herrscher.  Den  Kern  dieser  Politik 
bildete  nun  das  staatliche  Armenwesen  und  die  damit  zusammen- 
hängende Lohn-  und  Handelspolitik  jener  Zeit.  Nichts  ist  lehr- 
reicher, als  in  dem  Buche  der  Miss  Leonard  zu  verfolgen,  wie  das 
unter  Elisabeth  endgültig  fixierte  neue  Poor  Law  alsbald  zum 
festen  Stützpunkte  wird,  an  welchen  die  centraladministrative 
Thätigkeit  des  Privy  Council  anknüpft.  Wie  der  Grundgedanke 
des  Elisabethinischen  Armengesetzes,  so  läfst  sich  noch  mehr 
dessen  konkrete  Ausführung  unter  dem  fortwährenden  Eingreifen 
des  Privy  Council  als  Centralbehörde  seit  1601  am  besten  durch 
das  Wort  „absolutistischer  Staatssocialismus"  charakterisieren.  Es 
ist  bezeichnend,  dafs  gerade  unter  Karl  L,  und  zwar  vornehmlich 
in  seiner  parlamentslosen  Zeit,  die  faktische  Durchführung  des  vom 
Armengesetze  aufgestellten  Principes,  wonach  jeder  arbeitsfähige 
Arme  von  Staatswegen  in  Arbeit  gesetzt  werden  müsse,  mit  aller 
Kraft  angestrebt  und  zu  einem  grofsen  Teile  erreicht  worden  ist. 
Jenes  Princip  des  Armengesetzes,  das,  um  es  in  moderner  Termino- 
logie auszudrücken,  dem  Einzelnen  das  Recht  auf  Arbeit  garantiert, 
wird  durch  eine  intensive  Centralverwaltung  jahrzehntelang  ver- 
wirklicht. Die  Dokumente  für  diese  Thätigkeit  der  königlichen 
Centralgewalt  liegen  in  den  stets  erneuten  und  ergänzten  Verord- 
nungen des  Privy  Council  an  die  Friedensrichter  einerseits,  in  den 
gehorsamen  Berichten  dieser  letzteren  an  des  Königs  Rat  anderer- 
seits vor.  Auf  solche  Weise  suchte  Karl  L  in  seinem  Konflikte 
mit  dem  Parlament  und  der  in  diesem  ausschliefslich  vertretenen 


gemacht  worden.  Wenn  nun  auch  dieser  Artikel,  der  in  alle  französischen 
Verfassungen  des  XIX.  Jahrhunderts  nacheinander  Aufnahme  gefunden  hat, 
durch  die  provisorische  Regierung  des  Jahres  1870  ausdrücklich  aufgehoben 
worden  ist,  so  blieb  das  Princip  dieses  Fundamentalartikels  der  französischen 
Verwaltung  dennoch  in  Kraft  erhalten  durch  die  Jurisdiktion  der  Tribunaux 
administratifs  und  des  Tribunal  des  Conflits  und  hat,  praktisch  genommen,  auch 
heute  noch  volle  Geltung.  Vgl.  Lebon,  Das  Staatsrecht  der  französischen 
Republik,  1886  S.  22. 


Digitized  by 


Google 


Die  Stellang  d.  Parlamentes  u.  d.  Gerichte  im  System  d.  Lokalverwaltung.    729 

Mittelklasse  —  den  Country  Gentlemen  und  den  Gitykauf  leuten  — 
sich  die  Sympathie  und  Loyalität  der  Massen  zu  sichern.  Es  ist 
ein  umfassendes  System  volksfreundlicher  Mafsregeln,  das  da  in 
den  Orders  des  Privy  Council  Karls  I.  hervortritt:  die  Regelung 
der  Löhne,  die  Niedrighaltung  der  Kornpreise  durch  staatliche 
Mafsregeln,  die  Besorgung  von  Arbeit  durch  Verfügungen  der 
öffentlichen  Gewalt,  die  Versorgung  der  arbeitsunfähigen  Armen, 
alles  das  sind  Züge  dieser  „väterlichen*  Centralverwaltung  des 
Inneren,  mit  der  Karl  I.  und  seine  Ratgeber  den  dauernden  Sieg 
der  Idee  des  absoluten  Königtums  herbeizuführen  hofften.  Man 
sieht  deutlich,  wie  dieser  Gedanke,  selbständige  Verwaltung  und 
Verwaltungsrechtsprechung  in  England  einzuführen,  unlöslich  zu- 
sammenhängt mit  dem  grofsen  politischen  Ziele  der  Stuarts,  der 
Niederwerfung  des  Parlamentes  und  Aufrichtung  des  absoluten 
Königtums.  Gerade  darin  tritt  also  der  deutlichste  Beweis  dafür 
hervor,  dafs  die  Auffassung  von  der  Verwaltung  als  einer  von  der 
Kontrolle  der  ordentlichen  Gerichte  befreiten  Ausübung  öffentlicher 
Oewalt,  parallel  damit  die  Aufstellung  des  Begriffes  vom  Verwal- 
tungsrechte als  einer  besonderen  Kategorie  des  Rechtes,  welche  die 
Äusschliefsliche  Domäne  der  königlichen  Verordnungsgewalt  vor- 
stellt, völlig  unverträglich  sind  mit  dem  Grundgedanken  des  gemeinen 
Rechtes  Englands  und  damit  zugleich  mit  den  Lebensprincipien  der 
englischen  Verfassung.  Der  Fall  der  Stuarts  und  damit  auch 
dieser  ganzen  Politik,  die  Thatsache,  dafs  auch  die  Restauration 
des  Königtums  diese  letztere  nie  wieder  z)i  erneuern  versucht  hat, 
«owie  der  seither  erfolgte  Ausbau  der  Verfassung  und  Verwaltung 
Englands  auf  den  damals  gesicherten  Grundlagen  nationaler  Rechts- 
anschauung  zeigen  unverkennbar,  wie  die  verfassungsmäfsige 
Stellung  der  englischen  Verwaltung  des  Inneren  gerade  durch 
ihre  völlige  Unterordnung  unter  das  ordentliche  Gericht  bedingt  ist. 
Im  Vorhergehenden  haben  wir  nun  gezeigt,  in  welcher  Weise 
die  neu  entstandenen  Gentralbehörden  in  den  Organismus  der 
parlamentarischen  Regierung  eingefügt  und  damit  unter  die  Souve- 
ränität des  Parlamentes  gebracht  worden  sind.  An  der  vollständigen 
Subordinierung  der  Verwaltung  unter  das  ordentliche  Gericht,  wie 
sie  seit  der  Ersetzung  der  Stemkammer  durch  den  Kings  Bench- 
Gerichtshof  als  gerichtliche  Oberinstanz  der  ganzen  inneren  Ver- 
waltung vollendet  erschien ,  hat  aber  das  Parlament  in  der  Folge- 
zeit nichts  zu  ändern  gehabt;  die  Aufgabe  war  vielmehr  blofs, 
die  seit  1688  vor  jeder  Anfechtung  gesicherte  Alleinherrschaft  des 
gemeinen  Rechtes   und   der  ordentlichen   Gerichte  (the   Rule   of 
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Law)  auf  dem  Gebiete  der  gesamten  Rechtsprechung  unangetastet 
zu  erhalten,  sowie,  dem  Fortschritte  der  inneren  Verwaltung  ent- 
sprechend, auf  alle  neuen  Funktionen  derselben  immer  wieder 
auszudehnen.  Demzufolge  tritt  uns  in  der  heutigen  Gestaltung  der 
Rechtsprechung  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  eine  Ord- 
nung entgegen,  die  in  allen  principiellen  Momenten  die  verfassungs- 
mäfsige  Anschauung  von  dem  Verhältnisse  der  Verwaltung  zum  Ge- 
lrichte scharf  hervorkehrt.  England  kennt  auch  heute  kein 
Verwaltungsrecht  und  keine  Verwaltungsrechtsprechung 
im  technischen  Sinne  dieser  Worte.  Es  giebt  in  England,  theoretisch 
und  praktisch  genommen,  keinen  Akt  der  öffentlichen  Gewalt,  sei 
er  gegen  wen  immer  gerichtet  oder  von  wem  immer  vollführt,  gegen 
den  nicht  das  ordentliche  Gericht  zur  Feststellung  der  Legalität 
jenes  Aktes  angerufen  werden  könnte,  den  Träger  der  Krone  aus- 
genommen; und  es  giebt  keinen  Akt  der  öffentlichen  Gewalt,  der 
nicht  durch  eine  auf  Illegalität  lautende  Entscheidung  des  ordent- 
lichen Gerichtes  eo  ipso  hinfällig  und  damit  beseitigt  würde.  Aus- 
nahmslos gilt  für  England  der  Satz,  dafs  jede  Verfügung  der  öffent- 
lichen Gewalt,  ob  es  nun  ein  Haftbefehl,  ein  Steuermandat,  eine 
Zollauflage  oder  ein  polizeiliches  Gebot  ist,  geradeso  ein  Vor- 
kommnis des  gemeinen  Rechtes  vorstellt,  wie  etwa  ein  Zahlungs- 
mandat aus  einem  Wechsel,  eine  Besitzstörung,  die  Führung  eines 
Titels  oder  Namens  u.  s.  w.;  und  dafs  in  jedem  dieser  Fälle  die 
Frage,  was  Rechtens  sei,  von  den  ordentlichen  Gerichten  des  Landes 
innerhalb  des  gesetzlichen  Aufbaues  der  gerichtlichen  Instanzen 
übereinander  zu  entscheiden  ist.  Nach  wie  vor  sind  also  Begriffe 
von  „Verwaltungsrechtspflege**  als  einer  durch  besondere  Instanzen 
vorzunehmenden  Prüfung  der  Legalität  von  Verwaltungsakten  und 
von  „Verwaltungsrechtsprechung**  als  einer  besonderen  kontentiosen 
Jurisdiktion  über  subjektive  Ansprüche  aus  öffentlichem  Rechte 
dem  englischen  Rechtsleben  völlig  unverständliche  sowie  ver- 
fassungswidrige Begriffe.  Der  High  Court  of  Justice  und  die  seit 
der  grofsen  Gerichtsreform  von  1875  über  ihm  stehenden  Tribunale^ 
der  Court  of  Appeal  und  das  House  of  Lords  in  seiner  Jurisdiktionellen 
Funktion,  sind  in  letzter  Linie  die  einzigen  Instanzen  zur  Ent- 
scheidung aller  Rechtsstreitigkeiten,  gleichviel  ob  eine  der  Parteien 
oder  selbst  beide  Träger  der  öffentlichen  Gewalt  sind,  gleichviel 
ob  es  sich  um  Ansprüche  des  „privaten**  oder  „öffentlichen**  Rechtes 
handelt  ^ 


Unbedeutende  Reste  sowie  Ansätze  zu  einem  Droit  administratif  sind 
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DieForaien,  in  denen  das  regelmäfsig  geschieht,  sind  die  vom  Com- 
mon Law  gegebenen  gemeinrechtlichen  Klagen  an  das  Reichsgericht, 
von  denen  heute  noch  vier  hauptsächlich  in  Anwendung  stehen :  die 
Writs  of  Mandamus,  of  Certiorari,  of  Prohibition  und  of 
Habeas  Corpus.  Das  erstgenannte  ist  hervorgegangen  aus  dem  alten 
Mandatsverhältnisse,  in  welchem  die  mit  richterlicher  Commission 
ausgesandten  Assisenrichter  zum  centralen  Reichsgerichte  stehen. 
Wie  das  Wort  besagt,  ist  damit  ausgedrückt  das  Recht  des  obersten 
Gerichtshofes,  auf  eine  direkt  an  ihn  gelangte  Beschwerde  eines 
Staatsbürgers  wegen  Rechtsverweigerung  einer  unteren  richterlichen 
Instanz,  also  im  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  zunächst  dem 
Friedensrichter  den  Auftrag  zur  Ausübung  seiner  Jurisdiktion  im 
konkreten  Falle  zu  erteilen.  Hieraus  hat  sich  eine  allgemeine 
Kompetenz  des  High  Court  zur  Erlassung  von  richterlichen  Befehlen 
an  jede  Lokalverwaltungsbehörde  und  Korporation  im  Reiche  zu 
dem  Zwecke  entwickelt,  um  mangelhafte  oder  vollständig  aus- 
bleibende Erfüllung  der  gesetzlichen  Pflichten  auf  die  angebrachte 
Klage  hin  vermittelst  des  nach  durchgeführtem  Verfahren  ergehenden 
Mandates  zu  sichern.  Auf  solche  Weise  besitzt  der  höchste  ordent- 
liche Gerichtshof  des  Landes  eine  durchgreifende  Kontrolle  über 
die  gesamte  innere  Verwaltung,  aber  immer  nur  insofern  durch  eine 
einzelne  Handlung  oder  Unterlassung  einer  Verwaltungsbehörde 
das  Recht  jedes  Staatsbürgers  auf  Durchführung  der  für  den  je- 

im  älteren  wie  im  neueren  englischen  Recht  enthalten.  So  sind  z.  B.  die  be- 
sondere Form  der  „Petition  of  Right''  für  Civilprozesse  gegen  die  Krone,  ge- 
wisse Prozefsvorteile  auf  seite  des  Beamten  bei  Anklagen  gegen  Constables 
und  andere  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  sehr  schwache  Anklänge  an  die 
Idee  der  rechtlichen  Ausnahmstellung  der  Verwaltung.  Die  neueren  Ansätze 
zu  einer  Art  von  „Yerwaltungsrechtsprechung'*  finden  sich,  wie  schon  oben 
bemerkt,  in  einzelnen,  dem  Local  Government  Board  gegebenen  Befugnissen 
zur  endgültigen  Entscheidung  von  gewissen  Anf^prüchen  auf  Grund  der  neueren 
Verwaltungsgesetze.  Nach  den  im  sechsten  Abschnitt  über  diesen  Gegenstand 
gemachten  Ausführungen  bedarf  es  hier  wohl  keiner  weiteren  Auseinander- 
setzung darüber,  dafs  diese  „Quasi-judicial  functions^  des  Local  Government 
Board  auch  nicht  im  entferntesten  eine  Verletzung  des  Yerfassungsprincipes  von 
der  Souveränität  und  Einheitlichkeit  des  Rechtes  bedeuten.  Immerhin  aber  er- 
scheinen selbst  diese  sozusagen  kryptogamen  Bildungen  einer  administrativen 
Rechtsprechung  vielen  Juristen  und  Staatsmännern  Englands  so  bedenklich, 
dafs  sie  bestrebt  sind,  ein  weiteres  Fortschreiten  auf  dieser  Bahn  zu  ver- 
hindern. Dafür  ist  z.  B.  bezeichnend  die  Bestimmung  des  Private  Streets 
Works  Act  1892,  der  als  Forum  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  bei  Auf- 
teilung von  Kosten  für  neu  angelegte  Strafsen  unter  die  Anrainer  an  die 
Stelle  des  bisher  kompetenten  Loc.  Gov.  Board  das  ordentliche  Gericht  (Court 
of  Summary  Jurisdiction)  setzt  (s.  8  der  Akte  55  &  56  Vict.  c.  57). 


Digitized  by 


Google 


732  Siebenter  Abschnitt 

weiligeii  Verwaltungsakt  mafsgebenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
verkürzt  oder  verletzt  erscheint.  Das  zweite  hierher  gehörige 
Rechtsmittel,  das  Writof  Certiorari,  giebt  ein  nicht  weniger 
umfassendes  Werkzeug  zur  Kontrolle  der  Verwaltung  durch  die 
Gerichte.  Gleich  dem  Mandamus  ist  es  aus  der  alten  Praxis  des 
Kings  Bench-Gerichtshofes  hervorgegangen  und  beruht  ebenso  wie 
dieses  auf  der  festgehaltenen  Vorstellung,  dafs  alle  Gerichtsbarkeit 
im  Lande  nur  „by  Commission*,  d.  h.  im  Wege  der  Delegation 
durch  den  obersten  Gerichtshof  ausgeübt  werde.  Daraus  erwuchs 
die  Praxis,  Rechtssachen,  die  bei  den  Friedensrichtern  oder  vor 
den  Assisen  anhängig  waren,  nach  London  vor  den  Kings  Bench- 
Gerichtshof  abzuberufen.  Diese  Abberufung  kann  in  jedem  Stadium 
des  ordentlichen  Verfahrens  erfolgen,  sowohl  vor  dem  Urteile,  nach- 
dem die  Klage  rechtskräftig  erhoben  worden,  als  auch  nach  der 
von  der  unteren  Instanz  gefällten  Entscheidung.  Die  Allgemeinheit 
dieses  Rechtsmittels  ist  zwar  im  Laufe  der  beiden  letzten  Jahr- 
hunderte wesentlich  eingeschränkt  worden,  was  hauptsächlich  mit 
der  Ausbildung  der  Quarter  Sessions  als  Mittelinstanz  in  polizei- 
richterlichen und  verwaltungsrechtlichen  Streitfällen  zusammen- 
hängt. Dennoch  läfst  sich  auch  heute  noch  die  Behauptung  auf- 
stellen, dafs  das  Writ  of  Certiorari  in  allen  Fällen,  in  welchen  es 
auf  irgend  eine  strittige  Rechtsfrage  ankommt,  zur  Anwendung 
gebracht  werden  kann;  zumal  da  es  auch  in  solchen  Fällen,  wo 
dessen  Benutzung  ausdrücklich  ausgeschlossen  erscheint,  den- 
noch sowohl  dem  Kläger  wie  dem  Beklagten  dort  zusteht,  wo 
ein  Nichtigkeitsgrund  infolge  Überschreitung  der  Kompetenz  oder 
behaupteter  doloser  Ausübung  der  Jurisdiktion  vorliegt.  Überdies 
aber  hat  sich  in  neuerer  Zeit  als  ein  Ersatz  für  das  Certiorari  in 
jenen  Fällen,  wo  es  technisch  nicht  anwendbar  erscheint,  eine  neue 
Form  der  Appellation  herausgebildet,  die  Procedur  des  „State  a  Spe- 
cial Case".  Es  ist  dies  die  dem  englischen  Rechte  eigentümliche  Form 
der  richterlichen  Unterbreitung  eines  Rechtsstreites  an  den  High 
Court  seitens  einer  unteren  Instanz,  sei  es  zufolge  Antrages  der 
Parteien  oder  ohne  einen  solchen.  Dieses  prozessuale  Mittel  wird 
regelmäfsig  angewendet,  wenn  in  irgend  einem  Rechtsstreite  sich 
eine  bisher  durch  Präjudizien  noch  nicht  befriedigend  gelöste 
Rechtsfrage  ergiebt,  deren  Entscheidung  gewiXs  besser  von  einem 
höheren  Gerichtshofe  als  von  der  unteren  Instanz  gefunden  werden 
kann. 

Auch  bei  dieser  Erscheinung  mufs  festgehalten  werden,   dafs 
die   scheinbar   komplizierte   und    unklare  Natur   der  Kompetenz- 
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bestimmungen  der  englischen  Gerichte  durch  die  traditionell  fest- 
stehende Praxis  und  den  das  englische  Richtertum  beherrschenden 
eigentümlichen  Sinn  für  öffentliche  und  allgemeine  Rechtsinteressen 
ihre  vollste  Korrektur  findet.  Praktisch  genommen,  darf  man  sagen, 
dafs  in  jedem  Falle,  in  dem  durch  die  Verwaltung  oder  durch  die 
Jurisdiktion  der  Friedensrichter  irgend  eine  wesentliche  Rechtsfrage 
berührt  wird,  der  Weg  zu  ihrer  gründlichen  und  endgültigen  Be- 
urteilung durch  die  ersten  Richter  des  Landes  jederzeit  offensteht. 
Mehr  als  alle  strikten  Kompetenzvorschriften  wirkt  hier  die  in  allen 
Klassen  Englands  gleichmAfsig  anerkannte,  hohe  Stellung  der  Richter 
und  die  traditionelle  Zurückhaltung  der  Friedensrichter,  wenn  voraus- 
sichtlich in  einer  Rechtsfrage  von  weitgehender  Bedeutung  anlftfslich 
eines  vor  ihnen  anhängigen  Falles  durch  ihre  Entscheidung  ein  Prä- 
judiz geschaffen  werden  könnte.  Wie  merkwürdig  auch  einem  an 
die  einfachen  Kompetenzen  und  die  starre  Gerichtsorganisation  der 
festländischen  Staaten  gewohnten  Juristen  dieses  englische  System  er- 
scheinen mag,  so  zeigt  die  nähere  Beschäftigung  mit  dem  praktischen 
Rechtsleben,  mit  der  Verwaltung  Englands,  dafs  dieses  System  den- 
noch harmonisch  und  mit  vollem  Erfolge  funktioniert.  Gegenwärtig 
ist  nun  das  Writ  of  Certiorari  seiner  thatsächlichen  Wirkung  im 
Gebiete  der  inneren  Verwaltung  nach  nichts  anderes,  als  das  regel- 
mäfsig  angewendete  Rechtsmittel  zur  richterlichen  Überprüfung 
von  Entscheidungen  und  Verfügungen  der  Friedensrichter  sowohl 
auf  dem  Gebiete  der  Polizeigerichtsbarkeit,  als  auch  im  Bereiche 
der  Civiljurisdiktion,  d.  h.  ihrer  Rechtsprechung  in  Verwaltungs- 
sachen. —  Das  Writ  of  Prohibition  dient  zur  Abwehr  von  Über- 
griffen unterer  richterlicher  Instanzen  über  ihre  Kompetenz  hinaus, 
sodann  aber  auch  zur  Verhinderung  irgend  einer  Behörde,  ihre 
Kompetenz  in  ungesetzlicher  Weise  auf  Kosten  der  ordentlichen 
Gerichte  zu  erweitern.  Dieses  Rechtsmittel  bildete  in  vergangenen 
Epochen  das  Hauptwerkzeug  zur  Eindämmung  der  kirchlichen 
Jurisdiktion  in  nicht  rein  kirchlichen  Angelegenheiten.  In  neuerer 
Zeit  aber  hat  dieses  Writ  auch  seine  guten  Dienste  geleistet, 
um  jeden  Versuch  einer  Ausbreitung  aufserordentlicher  administra- 
tiver Gerichtsbarkeit,  deren  Ansätze  mit  der  Errichtung  der  neuen 
Gentralbehörden  des  XIX.  Jahrhunderts  gegeben  waren,  rechtzeitig 
unwirksam  zu  machen.  So  ist  es  z.  B.  mit  Erfolg  angewendet 
worden,  um  die  Entscheidungsgewalt  der  centralen  Stiftungsbehörde, 
der  Charity  Commissioners,  oder  der  Railway  Commission  in  engen 
Grenzen  zu  halten. 

Das  vierte  der  vorgenannten  Rechtsmittel,  das  altberühmte  Writ 
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ofHabeas  Corpus,  dient  zum  Schutze  der  persöDlichen  Freiheit 
gegenüber  einer  speciellen  Verfügung  eines  Organes  der  öffent- 
lichen Gewalt,  nämlich  des  Verhaftsbefehles  ^  Damit  war  zunächst 
gleichfalls  eine  Oberaufsicht  über  die  friedensrichterliche  Thätig- 
keit  durch  den  High  Court  geschaffen;  da  aber  auch  den  ver- 
schiedenartigsten Staatsbeamten  (Officers  of  the  Crown)  im  Laufe 
der  Zeit  das  Recht  zur  Verhaftung  beigelegt  worden  war,  da  weiters 
die  persönliche  Haft  seit  jeher  als  ein  Mittel  zur  Exekution 
gerichtlicher  Befehle  gehandhabt  wird,  so  entwickelte  sich  das 
Writ  of  Habeas  Corpus  zu  einem  die  gesamte  Verwaltung  um- 
fassenden Rechtsmittel  zur  Überprüfung  von  Verwaltungsakten  oder 
gerichtlichen  Befehlen,  als  deren  Folge  jeweils  die  Verhaftung  eines 
Staatsbürgers  erschien.  Die  unvergleichliche  Stellung  des  eng- 
lischen Richtertums  in  der  Verwaltung  wird  nun  durch  nichts  besser 
kund,  als  durch  den  Hinweis  auf  die  Machtfülle,  die  ihnen  mittelst 
dieser  Wpits  in  die  Hand  gelegt  wird.  Es  giebt  keinen  einzigen 
Akt  der  öffentlichen  Gewalt  und  keine  Unterlassung  einer  lokalen 
oder  centralen  Behörde,  die  nicht  vor  die  Kognition  des  ordent- 
lichen Richters  gebracht,  von  diesem  im  ordentlichen  Verfahren 
überprüft  und  dementsprechend  auch  aufgehoben  werden  können. 
Die  dadurch  den  Richtern  verliehene  Kompetenz  ist  so  grofs, 
dafs  andererseits  wieder  die  ganz  besonderen  Bedingungen,  unter 
welchen    die    Mitglieder    der    englischen    Gerichtshöfe   zu    ihrem 


1  Zum  vollen  Verständnis  der  Wirksamkeit  dieser  Rechtsmittel  ist  es 
notwendig  festzustellen,  dafs  das  englische  Recht  die  Popularklage  im  weitesten 
Sinne  diese  Wortes  zuläfst.  Aus  einer  Handlung  oder  Unterlassung  der  öffent- 
lichen Gewalt,  die  sich  als  Verletzung  einer  allgemeinen  Rechtsnorm  darstellt, 
wird  jeder  Staatsbürger  zur  Erhebung  der  Klage  berechtigt  Mit  anderen 
Worten:  das  Interesse  jedes  Staatsbürgers  an  der  Durchführung  der  Gesetze 
und  der  gesetzmäfsigen  Handhabung  der  öffentlichen  Gewalt  verdichtet  sich  im 
konkreten  Falle  unmittelbar  zu  einem  „subjektiven  öffentlichen  Recht''  und 
giebt  nach  englischem  Rechte  jedem  Staatsbürger  die  prozessuale  Legitimation 
zur  Erhebung  des  Anspruches  aus  diesem  subjektiven  Recht. 

Über  die  Writs  of  Mandamus,  Certiorari,  Prohibition  vgl.  Gneist,  Self- 
govemment,  §84;  Maitland,  Justice  and  Police,  p.  45—46,  103—104.  Über 
das  Writ  of  Habeas  Corpus  vgl.  Gneist,  Selfgovernment,  S.  495;  Maitland 
op.  cit  p.  130  ff.;  Dicey,  Law  of  the  Constitution,  p.  200  ff. 

Das  im  Writ  of  Habeas  Corpus  niedergelegte  Princip  war  längst  im 
Common  Law  enthalten,  ehe  es  durch  die  berühmte  Habeas  Corpus  Akte 
31  Car.  II.  c.  2  im  Jahre  1679  feierlich  festgestellt  wurde.  Dieses  Gesetz  so- 
wie dessen  Ergänzung  durch  56  Geo.  III.  c.  100  sind  wie  die  meisten  eng- 
lischen Staatsgrundgesetze  blofse  leges  declaratoriae.  Überdies  wurden  durch 
diese  Gesetze  sämtliche  bis  dahin  geltenden  Ausnahmen  von  der  strikten 
Durchführung  des  Writ  of  Habeas  Corpus  beseitigt. 
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Amte  gebildet  und  herangezogen  werden,  notwendig  sind,  sollen 
nicht  der  Verwaltung  ernstliche  Schwierigkeiten  bereitet  werden. 
Wären  die  englischen  Richter  das,  was  die  Richter  auf  dem  Fest- 
lande so  oft  sind,  nämlich  Staatsbeamte,  Amtspersonen,  die  vom 
Anfange .  ihrer  Laufbahn  an  von  der  Teilnahme  am  öffentlichen, 
politischen  Leben  der  Nation  mehr  oder  weniger  entfernt  sind,  so 
müfste  eine  solche  Machtfülle  geradezu  eine  Herrschaft  des  Richter- 
tums  herbeiführen;  aber  die  englischen  Richter  werden,  wie  bekannt, 
nicht  als  Staatsbeamte  herangebildet,  sondern  aus  den  Reihen  der 
durch  Fähigkeiten  und  Charakter  in  gleicher  Weise  ausgezeichneten 
Advokaten  von  langer  praktischer  Erfahrung  entnommen  und  dadurch 
wird  das  Richtertum  mit  dem  öffentlichen  Leben  der  Nation  stets  im 
lebendigen  Zusamenhang  erhalten.  Um  aber  andererseits  auch  einen 
Mifsbrauch  der  richterlichen  Machtfülle  durch  vexatorische  Klagen 
seitens  der  von  Verwaltungsmafsregeln  betroffenen  Staatsbürger  zu 
verhindern,  sind  seit  jeher  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmungen 
zum  Schutze  der  Behörden  getroffen,  wie  sie  gegenwärtig  durch  die 
Public  Authorities  Akte  1893  konsolidiert  sind^  Dieses  Gesetz 
verfügt  kurz,  dafs  alle  Klagen,  Schadenersatzforderungen,  Regrefs- 
ansprüche  u.  s.  w.,  gerichtet  gegen  irgend  welche  Verfügungen  der 
<)ffentlichen  Gewalt,  die  auf  Grund  einer  Parlamentsakte  getroffen 
wurden,  binnen  sechs  Monaten  eingebracht  werden  müssen,  widrigen- 
falls sie  a  limine  abzulehnen  sind.  Überdies  werden  besonders 
die  Bescheide  und  Urteile  der  Friedensrichter  durch  zahlreiche 
über  mehrere  Jahrhunderte  sich  erstreckende  Präjudizien  und  Gesetze 
gegen  unbegründete  oder  vexatorische  Entschädigungsansprüche 
seitens  der  Parteien  geschützt.  Auch  dieser  ganze  Rechtsstoff  ist  in 
neuerer  Zeit  kodifiziert  worden  und  dabei  wurde  in  erster  Linie  das 
längst  aufgestellte  Princip  aufrecht  erhalten,  dafs  die  friedensrichter- 
liche Thätigkeit  nicht  durch  nebensächliche  oder  Überflüssige  Querelen 
behindert  werden  dürfe.  Principiell  gilt  daher  der  Grundsatz,  dafs 
Amtshandlungen  der  Friedensrichter,  die  innerhalb  ihrer  Kompetenz 
liegen,  nur  im  Falle  dolosen  Vorgehens  des  Richters,  oder  falls  sie 
ohne  offenkundigen  vernünftigen  Grund  vorgenommen  wurden,  behufs 
Schadenersatzes  angefochten  werden  können,  und  dafs  Klagen  wegen 
Überschreitung  der  Jurisdiktion,  die  auf  Schadenersatz  hinauslaufen, 
<iie  vorgängige  Kassierung  der  in  Beschwerde  gezogenen  Order  oder 
Conviction  durch  eine  obere  Instanz  voraussetzen.  Von  dem  sonstigen 


*  56  &  57  Vict.  c.  161;   Justices   Protection  Act   11  &   12  Vict.  c.  44. 
Vgl.  Gneist,  Selfgovernment,  §  86. 
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aurserordentlich  kasuistisch  ausgearbeiteten  Inhalt  dieses  Gesetzes 
kann  hier  des  näheren  nicht  gesprochen  werden.  Gneist  hat  eine 
ausführliche  Übersicht  darüber  gegeben  ^ 

Fassen  wir  nun  die  in  diesem  Abschnitte  vorgeführten  That- 
sachen  nochmals  zusammen,  so  ergiebt  sich,  dafs  die  englische 
Lokalverwaltung  einer  dreifachen  Kontrolle  unterliegt,  deren 
einzelne  Erscheinungsformen  in  freier  Weise  nebeneinander  wirken. 
An  unterster  Stelle  steht  die  administrative  Kontrolle,  wie 
sie  durch  die  Centralbehörden  des  Innern  geübt  wird.'  Die  Funk- 
tion dieser  letzteren  ergreift  keineswegs  alle  Zweige  der  inneren 
Verwaltung  und  auch  jene,  auf  die  sie  Ingerenz  hat,  nicht  in  gleicher 
Stärke;  sie  ist  überdies  gerade  bezüglich  der  wichtigsten  Äufserung  ad- 
ministrativer Gentralgewalt,  derVerordnungsthätigkeit  der  Ministerial- 
behörden,  unter  die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Bewilligung 
des  Parlamentes  gestellt.  Dieses  letztere  ist  also  die  wahre  oberste 
Verwaltungsinstanz;  denn  von  ihm  allein  geht  in  Form  von  Public 
Acts  oder  Special  Acts  der  entscheidende  Staatswille  aus,  der  mit 
unablässigem,  zweckbewufsten  Eingreifen  in  das  innere  Gemein- 
leben der  Staatsbürger  sowohl  gegenüber  staatlichen  Bedürfnissen 
wie  gegenüber  den  zahllosen  öffentlichen  Interessen  der  lokalen 
und  beruflichen  Verbände,  juristischer  und  physischer  Personen 
das  leistet,  was  man  die  regelmäfsige  innere  Verwaltung  des  Landes 
nennt.  Aber  dieses  Eingreifen  erscheint,  diese  Obergewalt  des  Parla- 
mentes über  die  Lokalverwaltnng  wird  zum  gröfsten  Teile  nur  geübt 
als  Antwort  auf  die  lokalen  oder  individuellen  Verwaltungs- 
bedürfnisse, wie  sie  die  Träger  der  vollständig  decentralisierten 
Verwaltung,  die  Städte,  die  Distrikte,  die  Grafschaften,  die  sonstigen 
öffentlichen  und  privaten  Korporationen  (Eisenbahnen,  Banken 
u.  s.  w.)  dem  Parlamente  vorbringen;  zum  andern  Teile  fungiert 
das  Parlament  als  oberster  Verwaltungskörper  spontan  zur  Be- 
friedigung der  im  nationalen  Gesamt  Interesse  an  die  Thätigkeit  der 
öffentlichen  Gewalt  gestellten  Ansprüche,  wie  sie  in  den  auf  die 
innere  Verwaltung  bezüglichen  Anträgen  und  Gesetzentwürfen  des 
regierenden  Ausschusses  des  Parlamentes,  des  Cabinet,  sowie  auch 
der  einzelnen  Parlamentsmitglieder  zum  Ausdrucke  gelangen.  Die 
englische  Lokalverwaltung  ist  also,  praktisch  ge- 
nommen, im  Parlamente  vollständig  konzentriert, 
was  die  rechtliche  Formulierung  der  Verwaltungs- 
normen anbetrifft;  aber  dieser  Zustand  ist,  wie  wir  gesehen 


»  Vgl.  Gneist,  Seifgovernment  S.  507. 
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haben,  durchaus  verschieden  von  administrativer  Centralisation. 
Innerhalb  der  vom  Parlamente,  als  dem  souveränen  Organe  des 
Yolkswillens ,  durch  das  Oesetz  gezogenen  Grenzen  führen  die 
Lokalverwaltungskörper,  die  ja  selbst  wieder  nur  repräsentative 
Organisationen  der  Bevölkerung  sind,  die  Verwaltung  nach  ihrem 
eigenen  Beschlurs,  hierbei  nur  insoweit  administrativ  überwacht,  als 
eine  Mangelhaftigkeit  der  Verwaltung  notwendigerweise  zu  einer 
Schädigung  allgemeiner,  staatlicher  Interessen  führen  müfste.  Die 
Auffassung,  was  als  solches  staatliches  Interesse,  als  das  von  Central- 
behörden  wahrzunehmende  „national  interest^  zu  gelten  hat,  unter- 
liegt naturgemäfs  einer  durch  die  socialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  bedingten  Entwicklung,  und  wir  wissen,  dafs  diese 
Entwicklung  im  XIX.  Jahrhundert  dahin  gegangen  ist,  den  Kreis 
dieses  „national  interest"  unablässig  zu  erweitern.  Da- 
neben aber  übt  das  Parlament  durch  seine  vollständige  Oberhoheit 
über  die  gesamte  Thätigkeit  öffentlicher  Gewalt  eine  allseitige 
Kontrolle  über  jede  Regierungshandlung  aus.  In  der  Verantwort- 
lichkeit des  Cabinet  gegenüber  dem  Parlamente  liegt  die  sogenannte 
politische  Kontrolle,  die  ihren  Resonanzboden  findet  in  der 
lebendigen,  vielseitigen,  das  ganze  Gebiet  des  öffentlichen  Lebens  um- 
spannenden und  erfüllenden  öffentlichen  Meinung.  Die  Souveränität 
des  vom  Parlamente  geschaffenen  Gesetzes,  als  dessen  Durchführung 
die  Verwaltung  ausschliefslich  erscheint,  gewinnt  endlich  ihren 
vollen  Ausdruck  in  der  Stellung  der  G  e  r  i  c  h  t  e.  Die  Entscheidungen 
der  ordentlichen  Richter  des  Landes  geben  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen das  ihnen  innewohnende  Mafs  und  Ziel,  setzen  sie  mit 
dem  übrigen  geltenden  Rechte  in  organische  Verbindung  und  bilden 
so  die  feste  Schranke  für  die  Thätigkeit  der  lokalen  Verwaltungs- 
behörden ,  deren  Beruf  allein  darin  gesehen  wird ,  dafs  sie  die 
öffentliche  Gewalt  zu  den  vom  Parlamente  vorgeschriebenen  oder 
gestatteten  Zwecken  streng  innerhalb  jener  Grenzen  ausüben ,  wie 
sie  durch  diese  Gesetze,  respektive  durch  deren  richterliche  Aus- 
legung festgestellt  werden.  Wie  die  Souveränität  des  Parlamentes 
historisch  und  theoretisch  darauf  beruht,  dafs  letzteres  allein  als 
„Sovereign  law  making  Body",  als  einziger  souveräner,  un- 
kontrollierter Gesetzgeber  erscheint,  so  ist  ebenso  die  Stellung 
des  englischen  Richtertums  auch  nur  die  notwendige  Konsequenz 
des  fundamentalen  Axioms  von  der  Einheitlichkeit  und  Sou- 
veränität des  Rechtes.  Dieses  letztere  also  ist  es,  was 
aus  jeder  Äufserung  des  staatlichen  Lebens  der  englischen  Nation 
mit   elementarer  Kraft   herv^ortritt.     So  kann  auch  die  englische 
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Lokalverwaltung  der  Gegenwart  als  das  System  der  inneren  Ver- 
waltung Englands  nur  begriffen  werden  als  eine  in  allen  ihren 
Teilen,  im  Grofsen  und  im  Geringen,  von  diesem  Principe  be- 
herrschte Ordnung,  als  Verkörperung  einer  Staatsanschauung,  die 
nur  dem  in  der  solennen  Form  des  Gesetzes  durch  die  ver- 
fassungsmäfsigen  Vertreter  des  Volkes  geäufserten  staatlichen  Willen 
die  rechtliche  Fähigkeit  zuspricht,  den  Besitz,  die  Interessen  und 
den  Willen  des  Einzelnen  der  öffentlichen  Gewalt  dienstbar  zu 
machen  zur  Erfüllung  der  durch  die  Gesetze  obligatorisch  oder 
fakultativ  als  öffentliche  Interessen  anerkannten  Zwecke  und  Auf- 
gaben, die  aber  andererseits  alles  auf  solche  Weise  rechtlich  be- 
gründete staatliche  Handeln,  die  ganze  innere  Verwaltung,  aus- 
nahmslos den  durch  freie  und  allgemeine  Wahl  der  ansässigen 
Staatsbürger  gebildeten  Lokalverwaltungskörperschaften  überweist, 
zugleich  als  Recht  wie  als  Pflicht  dieser  letzteren  gegenüber  der 
staatlichen  Gesamtheit  der  Nation. 
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Erster  Abschnitt. 

Zur  Theorie  und  Kritik  der  englischen  Lokalverwaltung. 

Erstes  Kapitel. 

Einleitung. 

Die  Aufgabe,  die  uns  nunmehr  erübrigt,  ist  die  Feststellung 
der  Ergebnisse  der  vorhergehenden  Darstellung  in  theoretischer 
Hinsicht.  Diese  Aufgabe  erscheint  aber,  wie  schon  in  der  Ein- 
leitung dieses  Buches  bemerkt  wurde,  ausschliefslich  vom  Stand- 
punkte der  deutschen  Wissenschaft  aus  gegeben,  und  zwar  aus 
folgenden  Gründen. 

In  England  existiert  eine  Staatsrechtswissenschaft  als  juristische 
Theorie  in  dem  Sinne,  wie  wir  sie  in  Deutschland  haben,  überhaupt 
nicht;  für  die  englische  Auffassung  ist  das  Staatsrecht  einfach  ein 
Stück  des  gesamten  Landesrechtes,  wird  als  solches  gleich  jedem 
anderen  Bestandteile  dieses  letzteren  in  seiner  praktischen  An- 
wendung und  Ausbildung,  nämlich  in  den  Entscheidungen  der 
Gerichte,  lebendig  und  vermittelst  dieser  Praxis  auch  in  seinen 
Principien  klargestellt.  Insofem  ein  grofser  Teil  des  englischen 
Staatsrechtes  parlamentarisches  Gewohnheitsrecht  ist ,  bildet  das 
Studium  der  Parlamentsgeschichte  und  der  Präcedenzfälle  des 
parlamentarischen  Verfahrens  eine  weitere  Quelle  theoretischer 
Erkenntnis  der  Verfassung.  Aber  theoretische  Doktrinen  über  den 
Begriff  von  Staat  und  Recht,  über  das  Verhältnis  von  Gesetz  und 
Verordnung,  über  die  Existenz  und  die  Schranken  subjektiver 
öffentlicher  Rechte,  dogmatische  Erörterungen  über  Staatsver- 
waltung und  Selbstverwaltung,  Gesetzesnorm  und  Gesetzesbefehl, 
theoretischer  Streit  darüber,  ob  der  Staat  als  eine  Persönlichkeit, 
als  Organismus  oder  überhaupt  nicht  als  eine  Rechtserscheinung  zu 
begreifen  sei :  alle  diese  grofsen  Streitfragen  der  deutschen  Staats- 
rechtswissenschaft sind  in  England  gegenwärtig  kaum  je  zur  Dis- 
kussion gestellte  und  grofsenteils  dort  sogar  unverständliche  Probleme. 
Das  mag  daher  kommen,  dafs  die  Engländer  ein  inneres  Bedürfnis 
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zur  philosophischen  Ergründung  ihres  Rechtes  und  Staates  eigent- 
lich niemals,  am  allerwenigsten  aber  in  neuerer  Zeit  besessen 
haben.  Zur  politischen  und  juristischen  Metaphysik  haben  weder 
die  englischen  Staatsmänner  noch  die  englischen  Gelehrten  je  Vor- 
liebe gezeigt;  vielmehr  haben  sie  die  Fragen  des  Staatsrechtes 
seit  Jahrhunderten  als  Probleme  der  praktischen  Politik  oder  Streit- 
fragen praktischen  Rechtes  angesehen.  Treffend  sagt  Heam:  „In 
allen  unseren  grofsen  Yerfassungskämpfen  ist  die  Streitfrage  aus- 
nahmslos auf  beiden  Seiten  als  trockene  Rechtsfrage  behandelt 
worden."  Und  so  ist  die  zwar  nicht  grofse,  aber  durch  ausgezeichnete 
Werke  hervorragende  wissenschaftliche  Litteratur  Englands  über  die 
eigene  Staatsverfassung  ausschliefslich  der  juristischen  oder  poli- 
tischen Erörterung  des  praktischen  Staatsrechtes  gewidmet:  hier- 
her gehören  das  ausgezeichnete,  hier  oft  erwähnte  Werk  Diceys,  femer 
die  trefflichen  Schriften  von  Todd,  Erskine  May,  Heam,  Bagehot  und 
Anson.  Allerdings  giebt  es  neben  dem  praktischen  Constitutional 
Law  seit  jeher  in  England  auch  eine  Art  von  Staatslehre,  die  ein 
Seitensttlck  zu  der  in  Deutschland  auf  den  Universitäten  gelehrten 
Politik  bildet.  In  dieser,  wie  wir  sie  z.  B.  in  den  politischen  Schriften 
von  Mill  und  seiner  Schule,  femer  von  Lecky,  Fred.  Harrison, 
Sidgewick,  Pollock  u.  a.  m.  enthalten  finden,  werden  die  staatlichen 
Institutionen  vom  Standpunkte  der  Zweckmäfsigkeit ,  der  Ethik 
oder  Sociologie  aus  behandelt;  aber  eine  Staatslehre  als  abstrakte 
juristische  Theorie  ist,  wie  gesagt,  in  England  dauernd  un- 
bekannt geblieben.  Und  darum  giebt  es  auch  in  England  keine 
juristische  Theorie  von  der  Verwaltung  tlberhaupt  oder  von  der 
Lokalverwaltung.  Die  vorhandene  englische  Litteratur  über  Local 
Government  beschäftigt  sich  entweder  mit  der  blofsen  Kommentierung 
der  Gesetze  und  der  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  oder  sie  be- 
handelt einzelne  Fragen  der  inneren  Verwaltung  und  ihrer  Organi- 
sation rein  von  praktischen  Gesichtspunkten  aus,  wie  sie  den  ein- 
zelnen grofsen  Interessengruppen  oder  den  Parteien  zu  Eigen  sind. 

Dafs  es  nun  damit,  was  das  Wesen  von  Verfassungs-  und 
Verwaltungsrecht  betrifft,  in  der  deutschen  Staatswissenschaft  ganz 
anders  bestellt  ist,  bedarf  hier  wohl  keiner  Auseinandersetzung. 
Es  folgen  da  einander  im  Laufe  des  XIX.  Jahrhunderts  die  ver- 
schiedenartigsten Theoreme  und  Doktrinen  über  das  Wesen  von 
Staat  und  Recht,  die  wieder  in  unlöslichem  Zusammenhange  stehen 
mit  der  staatlichen  Entwicklung  Deutschlands  sowie  mit  der  Aus- 
bildung der  politischen  Vorstellungen  und  Parteien. 

Auf  die  Ausbildung  dieser  Begriffe  und  Doktrinen  der  deut- 
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sehen  Wissenschaft  vom  Staatsrechte  haben  nun  die  Staatseinrich- 
tungen Englands  einen  grofsen  direkten  und  indirekten  Einflurs 
ausgeübt.  Es  is  dies  ein  Teil  jenes  gewaltigen  und  bisher  noch 
nie  im  Zusammenhange  übersehenen  Einflusses,  den  das  Staats- 
wesen Englands  auf  die  Entwicklung  der  Verfassungsgesetzgebung 
und  der  politischen  Ideen  des  Festlandes  überhaupt  und  Deutsch- 
lands im  besonderen  seit  150  Jahren  in  mannigfacher  Weise  und 
mit  den  verschiedenartigsten  Ergebnissen  ausgeübt  hat  Den  Weg, 
auf  den  diese  Bemerkung  hinweist,  haben  wir  hier  nicht  weiter  zu 
verfolgen.  Was  aber  speciell  den  Einflufs  der  englischen  Institu- 
tionen auf  die  politischen  Ideen  und  die  Theoreme  der  deutschen 
Staatsrechtswissenschaft  betriiTt,  so  ist  vor  allem  ein 
Problem  zu  nennen,  das  von  dort  aus  die  tiefste  und  bedeutungs- 
vollste Einwirkung  erfahren  hat,  das  Problem  der  „Selbstver- 
waltung" oder  der  kommunalen  Verwaltungsorganisation  und  ihres 
Verhältnisses  zur  centralen  Staatsgewalt.  Nicht  nur,  dafs  die 
Kenntnisnahme  von  der  eigentümlichen  Gestaltung  der  inneren 
Verwaltung  Englands  zu  wiederholtenmalen  eine  positive  Ein- 
wirkung auf  die  Gesetzgebung  Deutschlands,  vor  allem  Preufsens 
geübt  hat,  so  spielen  auch  in  der  vielumstrittenen  Theorie  von 
dem  Wesen  der  Selbstverwaltung  jene  Erklärungen,  die  auf  Grund 
bestimmter  Darstellungen  des  englischen  Verwaltungsystems  und  auf 
Grund  bestimmter  Urteile  über  dieses  letztere  gegeben  worden  sind,  eine 
dominierende  Rolle  auf  dem  Felde  der  deutschen  Staatswissenschaft. 

Wir  haben  uns  nun  hier  ausschliefslich  mit  der  Einwirkung  der 
englischen  Verwaltung  auf  die  Theorie  der  „Selbstverwaltung"  zu 
beschäftigen.  Es  ist  bekannt,  dafs  der  eigentliche  Vermittler  dieses 
weitreichenden  wissenschaftlichen  und  legislatorischen  Einflusses 
der  englischen  Institutionen  Eudolf  vonGneist  gewesen  ist.  Die 
vorhergehende  Darstellung  hat  nun  gewifs  ein  in  vielen  Grundzügen 
vollständig  anders  geartetes  Bild  der  inneren  Verwaltung  Englands 
gegeben  als  dies  seit  Gneists  autoritativen  Werken  festzustehen 
scheint.  Für  jeden,  der  sich  mit  Gneists  Schriften  beschäftigt  hat, 
ist  wohl  schon  jetzt  klar  geworden,  dafs  die  vorliegende  Darstellung 
geradezu  in  principiellem  Gegensatze  zu  der  von  Gneist  gegebenen 
Theorie  vom  englischen  „Selfgovemment"  steht. 

Berücksichtigt  man  nun  den  soeben  angedeuteten,  aufserordent- 
lich  starken  Einflufs  der  Lehre  Gneists  auf  die  deutsche  Verwaltungs- 
rechtslehre, so  ist  die  Aufgabe,  die  hier  noch  zu  lösen  ist,  bereits 
bezeichnet.  Es  bedarf  einer  eingehenden  kritischen  Beurteilung  der 
Lehre  Gneists,  um  so  audi  in  theoretischer  Hinsicht  das  Ergebnis 
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unserer  Untersuchungen  klarzustellen.  Nur  wenige  Worte  müssen 
aber  noch  darüber  gesagt  werden,  was  hier  unter  Theorie  verstanden 
werden  soll.  Nichts  scheint  gefährlicher  und  zugleich  doch  so  schwer 
ausrottbar  als  die  Vorstellung,  dafs  es  möglich  sei,  allgemein 
gültige  Dogmen  über  das  Wesen  des  Staates,  als  einer  absoluten 
Erscheinung,  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  desselben  zu  Grunde 
zu  legen.  Aus  solcher  Vorstellung  ist  der  Versuch  Gneists  hervor- 
gegangen, an  seine  deskriptive  Darstellung  der  englischen  Verwaltung 
eine  Theorie  der  Selbstverwaltung  als  Zusammenfassung  der  „anwend- 
baren Grundsätze**  des  englischen  „Selfgovernment**  anzuschliefsen. 
Nichts  liegt  nun  dem  Verfasser  dieses  Buches  femer  als  etwa  das 
Bestreben,  diese  Theorie  durch  eine  andere  zu  ersetzen ;  vielmehr  ist 
es  gerade  die  hier  zu  Grunde  gelegte  Anschauung,  dafs  jeder  Versuch, 
anwendbare,  also  allgemein  gültige  Grundsätze  aus  der  Darstellung^ 
einer  einzelnen  staatlichen  Entwicklung  herauszuziehen  und  zu 
einer  „Theorie"  zu  erheben,  weit  aus  dem  Rahmen  streng  wissen- 
schaftlicher Thätigkeit  hinausführt.  Andererseits  ist  es  aber  zweifel- 
los die  Aufgabe  der  Staatswissenschaft,  aus  der  historischen  und 
vergleichenden  Darstellung  der  einzelnen  als  Staaten  bezeichneten 
Erscheinungen  des  menschlichen  Gemeinlebens  durch  Hervor- 
hebung der  induktiv  festgestellten  gemeinsamen  Merkmale  dem 
Begriffe  vom  Staat  und  von  den  einzelnen  Rechtsinstitutionen  des 
Staates  näher  zu  kommen.  Dabei  mufs  man  sich  allerdings  stets 
dessen  bewufst  sein,  dafs  es  gegenüber  socialen  Erscheinungen  — 
und  als  solche  mufs  der  Staat,  die  höchste  Form  menschlichen  Ge- 
meinlebens, erfafst  werden  —  nicht  die  Aufgabe  der  Wissenschaft 
sein  kann,  ständige  Formeln,  logische  Begriffe  zu  konstruieren,  die, 
je  allgemeiner  und  umfassender  sie  sind,  auch  um  so  mehr  in- 
haltlos und  nichtssagend  lauten  müssen.  Vielmehr  kann  es  nur 
darauf  ankommen,  dafs  wir  die  treibenden  Momente  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  erkennen  und  uns  bemühen,  durch  Ver- 
gleichung  des  Werdeganges  der  einzelnen  Staaten  das  Bewegungs- 
gesetz aufzudecken,  das  aus  der  staatlichen  Entwicklung  der 
Kulturnationen  sich  ergiebt.  Hier  ist  uns  eine  solche  allumfassende 
Aufgabe  nicht  gestellt :  nur  mit  der  Erkenntnis  eines,  wenn  auch 
lebenswichtigen  Elementes  der  staatlichen  Gesamtentwicklung  einer 
einzelnen  Nation,  nämlich  des  Werdeprozesses  der  inneren  Ver- 
waltung Englands,  sind  wir  hier  beschäftigt  gewesen.  Die  Kritik 
der  von  Gneist  aufgestellten  Theorie  wird  nun  von  selbst  dazu 
führen,  noch  einmal  im  zusammmenfassenden  Rückblick  zu  er- 
kennen, in  welchen  Merkmalen  sich  die  England  eigene  Lösung 
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des  dem  modernen  Staate  gestellten  Problemes  der  Organisation  der 
inneren  Verwaltung  ausspricht.  Daraus  wird  sich  dann  auch 
ein  fester  Standpunkt  zur  Beurteilung  jenes  so  viel  umstrittenen 
theoretischen  Problemes  der  deutschen  Staatswissenschaft  ergeben, 
der  Lehre  vom  Wesen  der  „Selbstverwaltung".  Aber  nur  der  Stand- 
punkt soll  hier  festgestellt  werden:  daraus  die  Folgerungen  zu 
ziehen  und  eine  erschöpfende  kritische  Untersuchung  der  ver- 
schiedenen Doktrinen  von  der  deutschen  „  Selbstverwaltung  "^  zu 
geben,  ist  hier  nicht  im  geringsten  beabsichtigt.  Denn  nur  die 
englische  Lokal  Verwaltung  bildet  den  Gegenstand  dieses  Buches. 


Zw^eites  Kapitel. 

Die  Lehre  Oneists  vom  „Selfgoverninent'^  im  Lichte  der  thatsäch- 
lichen  Entwicklung  der  englischen  Verwaltung  ^ 

Die  grofse  Autorität,  die  Gneists  Schriften  über  die  englische 
Verwaltung  auf  dem  ganzen  Festlande  gewonnen  und  dauernd  fest- 
gehalten haben,  ist  nicht  zum  geringsten  darauf  zurückzuführen, 
dafs  Gneist  sich  nicht  damit  begnügt  hat,  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  inneren  Verwaltungsorganisation  Englands  sowie  der 
gesamten  Staatsverfassung  darzustellen,  sondern  aus  den  Ergeb- 
nissen seiner  historischen  Forschung  eine  vollständig  geschlossene, 
neuartige  Theorie  des  „Selfgovemment",  als  der  England  eigentüm- 
lichen Organisation  der  inneren  Staatsgewalt,  abstrahiert  und  daraus 
eine  allgemeine  Theorie  der  „Selbstverwaltung"  als  eines  allgemeinen, 
staatsrechtlichen  Postulates  formuliert  hat.  Diese  Theorie  hat  Gneist 
aber  mit  Hilfe  und  auf  Grund  einer  bestimmten  Auffassung  vom 
Staate  entwickelt,  die  ihm  gewissermafsen  als  axiomatische  Voraus- 
setzung für  seine  Doktrin  dient.    Diese  eigentümliche  Staats-  und 

^  Die  Werke  Gneists,  die  hier  in  Betracht  kommen,  sind:  „Selfgovern- 
ment^  1871  (nachfolgend  mit  der  Abkürzung  „S.  6.^  bezeichnet)  und  „Englische 
Yerfassungsgeschichte^  1882  („Y.  G.^).  Letztere  ist  allerdings  nur  eine  wenig 
veränderte  Neuausgabe  des  geschichtlichen  Teiles  seines  früheren  Werkes  „Eng- 
lisches Yerwaltungsrecht^  I.  II.  1867.  In  den  zur  Beeinflussung  der  preufsischen 
Gesetzgebung  geschriebenen  zahlreichen  Schriften  Gneists,  vor  allem  in  seinem 
Buche:  „Yerwaltung,  Justiz,  Rechtsweg'^  u.  s.  w.  Berlin  1869,  wiederholt 
er,  was  die  englischen  Zustände  betriflt,  die  in  jenen  Hauptwerken  nieder- 
gelegten Anschauungen  an  den  meisten  Stellen  geradezu  wörtlich.  Auch  seine 
kurze  Parlamentsgeschichte :  „Das  englische  Parlament  in  tausendjälirigen  Wand- 
lungen'' (1886),  die  übrigens  in  ihrer  knappen  Fassung  eines  überreichen  Stoffes 
und  Übersichtlichkeit  der  Darstellung  die  vorgenannten  Werke  an  Klarheit  und 
litterarischer  Form  weitaus  übertrifft,  ist  sachlich  nur  ein  Auszug  aus  diesen. 
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Socialphilosophie  Gneists  bildet  nun  einen  so  starken  Faktor  seines 
ganzen  politischen  und  wissenschaftlichen  Denkens,  dafs  sie  gleich- 
sam wie  ein  besonderes  Fluidum  seine  ganze  historische  Darstellung 
durchtränkt.  Alle  Resultate  seiner  geschichtlichen  Forschung  treten 
unter  dem  Banne  dieser  Theorie  von  selbst  in  die  besondere  Be- 
leuchtung, die  von  dieser  letzteren  heraus  auf  sie  fällt.  Sodann 
aber  wirkt  diese  Theorie  noch  in  einer  zweiten  entscheidenden 
Richtung  auf  Gneists  staatsrechtliche  Lehren  ein:  sie  giebt  ihm 
den  festen  Mafsstab  nicht  nur  zur  Beurteilung  der  vergangenen 
Epochen  der  englischen  Rechts-  und  Staatsentwicklung,  sondern 
auch  zur  Kritik  der  neueren  und  neuesten  Umgestaltung,  welche 
die  englische  Verfassung  tlberhaupt  und  die  Verwaltungsorganisation 
Englands  im  besonderen  erfahren  haben.  So  kommt  es,  dafs  in  Gneists 
Darstellung  sowohl  die  Vergangenheit  als  auch  die  Gegenwart  nicht 
objektiv,  sondern  stets  von  dem  eigentümlichen  Standpunkte  jener 
philosophischen  Theorie  aus  betrachtet  werden.  Soll  nun  Gneists  Auf- 
fassung vom  englischen  „Selfgovernment"  kritisch  betrachtet  werden, 
so  ist  es  unerläfslich,  jene  Theorie  selbst  in  ihren  Grundzttgen,  und 
zwar  so  viel  als  möglich  mit  den  eigenen  Worten  Gneists,  darzustellen. 
„Das  historische  Selfgovernment  Englands  stellt  die  organische 
Verbindung  von  Staat  und  Gesellschaft  her."  Mit  diesen  Worten 
beginnt  Gneist  seine  Auseinandersetzung  über  das  Wesen  des  „Self- 
government" in  demjenigen  Abschnitte  seines  diesem  Gegenstande  aus- 
schliefslich  gewidmeten  Werkes,  welcher  nach  der  Titelüberschrift  die 
„anwendbaren  Grundsätze  des  Selfgovernment"  darstellen  soll.  Der 
Ausdruck  „Gesellschaft"  aber  wird  von  ihm  verstanden  als  „die 
Bezeichnung  des  Verhältnisses  der  Menschen  zur  Güterwelt" ;  die 
Gesamtheit  ihrer  gegenseitigen  Beziehungen  wird  unter  dem  Aus- 
drucke der  „socialen  Verhältnisse"  zusammengefafst.  Jede  Art  von 
Besitzverteilung  führt  eine  Abhängigkeit  der  Nichtbesitzenden 
von  den  Besitzenden  herbei :  aus  diesen  damit  gegebenen,  vielfach 
verschlungenen  Interessengegensätzen  entwickelt  sich  der  Kampf 
um  die  Erhaltung  resp.  Aufhebung  oder  Minderung  dieser  wirt- 
schaftlichen und  socialen  Abhängigkeit  der  Menschen  untereinander. 
Die  Gesellschaft  als  solche  ist  nun  nicht  fähig,  aus  sich  heraus 
eine  Harmonie  der  Interessen  zu  schaffen ;  eine  solche  Überwindung 
der  Interessen  zu  schaffen,  ist  aber  nach  Gneist  die  menschliche 
Gemeinschaft  ebenso  bestimmt  wie  „der  einzelne  Mensch  den 
Widerstreit  seiner  Triebe  und  Begierden  mit  seinen  sittlichen 
Pflichten  durch  freien  Entschlufs  überwinden  soll".  „Es  ist  die 
ewige  Bestimmung  der  Gemeinschaft  der  Menschen,  jenes  Gegen- 
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Satzes  der  Interessen  und  ihrer  Unfreiheit  Herr  zu  werden  durch 
den  Organismus  des  Staates" ;  dieser  letztere  aber  ist  ein  „System 
von  öffentlichen  Pflichten,  das  sich  mit  der  fortschreitenden  Gestalt 
der  Gesellschaft  stetig  umwandelt",  stets  gegenübergestellt  dem 
System  gesellschaftlicher  Interessen.  Zwischen  beiden  Systemen 
besteht  ein  dauernder  Gegensatz.  Alle  Einrichtungen  des  Staates 
haben  Zwangscharakter  und  verfolgen  das  dem  Einzelnen  fern 
liegende  Ziel :  nämlich  die  rechtliche  und  gesellschaftliche  Freiheit 
der  Gesamtheit  und  des  Einzelnen  zu  begründen,  zu  schützen  und 
zu  erhalten.  Dagegen  behandelt  Jede  Gesellschaftsgruppe  ihren 
Anteil  an  dem  Staatswillen  immer  nur  nach  dem  natürlichen  Zuge 
ihrer  Interessen,  erhebt  Ansprüche  auf  Macht,  Leitung  und  Be- 
schliefsung,  aber  niemals  auf  Lasten,  persönliche  Arbeit  und  Verant- 
wortlichkeit, ohne  welche  die  Freiheit  im  Staate  nicht  zu  erringen 
ist**.  „Alle  sociale  Anschauungsweise  drängt  unabänderlich  dahin, 
die  Staatseinrichtungen  im  ganzen  und  im  einzelnen  ihren  nächsten 
Interessen  dienstbar  zu  machen."  „Bildet  die  Gesellschaft  in  dieser 
Richtung  einen  zusammenhängenden  Organismus,  so  bedarf  es  eines 
staatlichen  Gegenorganismus,  welcher  die  gesellschaftlichen  Inter- 
essen sich  unterordnet,  vereinigt  und  in  stetiger  Übung  den 
Menschen  zur  Erfüllung  seiner  Pflichten  zwingt  und  gewöhnt. 
Staat  und  Gesellschaft  müssen  erst  von  unten  herauf  in  ihren 
einzelnen  Gliedern  zusammenhängen  und  organisch  verbunden  sein, 
um  einem  Volke  die  Fähigkeit  der  Selbstregierung,  der  Freiheit, 
der  Ordnung  zu  gebend"  Einen  solchen  staatlichen  Gegenorganis- 
mus erblickt  nun  Gneist,  von  seiner  allgemeinen  Staatsphilosophie 
auf  England  übergehend,  in  dessen  historischer  Verwaltungsorgani- 
sation, dem  „Selfgovernment".  „Dieses  wandelte  die  aus  dem 
Mittelalter  hervorgegangenen  ständischen  Verbände  und  Genossen- 
schaften, welche  noch  ihre  eigenen  Interessen  wahrnehmen^  ihre 
eigene  Weise  der  Ausführung  bestimmen,  die  Mittel  nach  ihren 
eigenen  Beschliefsungen  aufbringen,  in  ein  System  von  Verwaltungs- 
gemeinden, d.  h.  Pflichtgenossenschaften  um,  deren  Funktionen  und 
Steuern  durch  gesetzliche  Normativbestimmungen  geregelt  sind.*^ 
Der  Begriff  des  Selfgovemment  ist  also:  „eine  innere  Landes- 
verwaltung der  Kreise  und  Ortsgemeinden  nach  den 
Gesetzen  des  Landes  durch  persönliche  Ehrenämter 
unter  Aufbringung  der  Kosten  durch  kommunale 
Grundsteuern".    Charakteristisch  für  das  „Selfgovemment"  ist 
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seine  Entstehung  durch  positive  Gresetzgebung.  Das  Selfgovernment 
ist  „durch  königliche  Amtsordnungen  dernormännischen  Zeit  erfolgt, 
die  sich  später  unter  Mitwirkung  der  Parlamente  zu  organischen  Ge- 
setzen entfalten**.  Das  Objekt  des  Selfgovernment  ist  die  ganze 
Fülle  der  staatlichen  Funktionen  der  inneren  Landesverwaltung, 
die  sich  zu  einer  Handhabung  durch  persönliche  Leistungen  und 
die  Steuermittel  des  Nachbarverbandes  eignen :  „der  Geschworenen- 
dienst, Sicherheits-  und  Wohlfahrtspolizei,  Militäraushebung,  Ver- 
teilung der  Einquartierungs-  und  Vorspannpflicht,  die  Einschätzung 
der  direkten  Staatssteuern,  die  Verwaltung  der  kommunalen 
Steuern  etc.**  „Die  Organe  der  Selbstverwaltung  bilden  höhere  und 
niedere  Ämter**,  die  den  „reinen  Amtscharakter**  tragen,  mit  allen 
Rechten  und  Ehren,  allen  Pflichten  und  Verantwortlichkeiten  der 
Staatsämter.  Alle  wichtigen  Organe  der  Verwaltung  erscheinen  als 
ernannte  Beamte ;  dort  wo  sich  im  Selfgovernment  Wahlen  vorfinden, 
ist  die  Methode  die  des  gleichen  Stimmreches  als  eine  Eonsequenz 
„des  mittelalterlichen  Grundsatzes  der  Rechtsgenossenschaft,  be- 
ruhend auf  dem  Gedanken,  dafs  die  persönlichen  Leistungen  für 
den  Staat  keiner  äufserlichen  Messung  fähig  sind**  ^  Die  Ober- 
instanz dieser  Verwaltung  ist  das  ordentliche  Gericht;  denn  Ver- 
waltung und  Verwaltungsjustiz  liegen  in  den  Händen  der  Organe 
des  Selfgovernment  ungeschieden.  Dadurch  wird  die  innere  Ver- 
waltung von  den  Ministem  und  den  Parteien  unabhängig.  In 
diesem  System  der  Behörden  des  Selfgovernment 
liegt  aber  der  Zwischenbau  zwischen  Staat  und  Ge- 
sellschaft, der  das  Wesen  des  sogenannten  Rechts- 
staates ausmacht.  „Das  Selfgovernment  ist  die  Grundlage 
der  Ständebildung,  indem  es  die  persönlichen  Pflichten  und  Steuer- 
lasten der  einzelnen  Besitzklassen  zu  Rechten  der  Stände  zusammen- 
fafst**  „Die  gegenseitige  Anerkennung  der  Stände  beruht  darauf, 
dafs  das  Selfgovernment  den  höheren  Klassen  vervielfilltigte  und 
schwerere  Pflichten  auferlegt,  kraft  deren  sie  in  gesetzmäfsiger  Aus- 
übung staatsrechtlicher  Funktionen  das  Mafs  des  Einflusses  er- 
werben, das  sie  andernfalls  auf  dem  Wege  des  wirtschaftlichen 
Besitzes,  auf  dem  Wege  politischer  Unfreiheit  erlangen."  „Die 
Übernahme  der  höheren  Ämter  des  Selfgovernment  durch  die 
besitzenden  Klassen  hat  weiters  zu  einem  Census  für  das 
Friedensrichteramt  und  die  Wählbarkeit  zum  Parlamente  geführt.** 
„Die  gewohnheitsmäfsige  Verbindung  der  höheren  Ämter  mit  dem 
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grofsen  erblichen  Grundbesitze  ist  die  Grundlage  der  Pärie." 
Die  Grenze  der  persönlichen  Pflicht  zum  Geschworenendienst 
hat  ursprünglich  das  aktive  Wahlrecht  zum  Parlamente  be- 
stimmt. Damit  ist  das  Selfgovernment  auch  als  Grundlage  der 
Parlamentsverfassung  klargelegt.  Die  Parlamentsverfassung  „for- 
miert sich  nämlich  als  eine  Eonzentrierung  der  Kommunalver- 
fassung und  deren  Verbindung  mit  den  Elementen  der  Wahl  und 
der  königlichen  Ernennung".  „Die  Selbstverwaltung  erzeugt  den 
politischen  Gemeinsinn  der  parlamentarischen  Körperschaft.*'  „Der 
Zwischenbau  des  Selfgovernment  bildet  ausschliefslich  jene  har- 
monische Zusammenfassung  von  Staat  und  Gesellschaft,  die  von 
der  politischen  Seite  aus  als  ein  Gleichgewicht  der  Gewalten,  von 
der  rechtlichen  als  das  System  des  Rechtsstaates  bezeichnet  zu 
werden  pflegt  ^" 

Diese  Verwaltungsorganisation  des  „Selfgovernment"  ist,  wie 
Gneist  unermüdlich  immer  wieder  hervorhebt,  ein  „System  staat- 
licher Obrigkeiten*,  eine  Organisation  staatlicher  Funktionen, 
deren  Ausübung  den  Kommunalverbänden  auferlegt  ist.  Der  obrig- 
keitliche Charakter  der  Behörden  des  Selfgovernment  tritt  be- 
sonders in  dessen  Centrum,  im  Friedensrichteramte,  so  stark  hervor, 
dafs  die  darin  verkörperte  Polizeigewalt  alle  anderen  Administra- 
tionen nach  sich  zog  (S.  G.  S.  65).  Die  Verwaltung  der  wirtschaft- 
lichen Interessen,  die  Vermögens-  und  Steuerverwaltung  der  Kom- 
munalverbände erscheint  nur  als  Annex  der  obrigkeitlichen  Verwal- 
tung. Das  wird  nun  anders  mit  der  socialen  und  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung Englands  seit  dem  Beginne  des  XIX.  Jahrhunderts.  Neben 
das  System  des  Selfgovernment  tritt  als  ein  zweites  System  das 
der  wirtschaftlichen  Selbstverwaltung  auf.  „Durch  die 
Erfindung  der  Maschine  und  die  Anwendung  technischer,  physikali- 
scher, chemischer  Prozesse  auf  das  Gebiet  der  Gütererzeugung  sind 
die  gesellschaftlichen  Grundlagen  der  europäischen  Welt  in  bei- 
spielloser Weise  umgestaltet  worden."  „Neue  Verbindungen  von 
Besitz  und  Arbeit,  von  beweglichem  und  unbeweglichem  Besitz 
sind  entstanden,  alte  Schichten  der  Gesellschaft  aufgelöst  worden." 
„Der  Gegensatz  zwischen  Staat  und  Gesellschaft ,  von  dem  im 
XVIII.  Jahrhundert  kaum  eine  Ahnung  vorhanden  war;  erfüllt 
alle  Lebenskreise,  gewöhnt  alle  Vorstellungen  zuerst  an  die  gesell- 
schaftliche Existenz  und  das  eigene  Wohl  zu  denken  und  erst  von 
diesem  Standpunkte  aus  die  dauernden  und  sittlichen  Bedingungen 
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des  Gesamtlebens  (Staat  und  Kirche)  zu  messen.*'  „Auf  dem 
Boden  der  neuen  Gesellschaft  kehrte  daher  wie  im  Mittelalter  das 
Bestreben  zurück,  den  Staat  in  Einzelverbände  aufzulösen,  die 
ihre  eigenen  Interessen  wahrnehmen,  ihre  eigene  Weise  der  Aus- 
führung bestimmen,  die  Mittel  durch  ihre  eigenen  Beschliefsungen 
aufbringen.  Wie  die  alte  Gesellschaft ,  so  sieht  die  neue  die 
Kommune  als  ihr  Eigentum  an  zur  Besorgung  ihrer  Geschäfte, 
nicht  aber  als  Glied  des  Staatskörpers.  Die  Idee  des  Selfgovem- 
ment  kehrt  sich  damit  um,  es  erscheint  nicht  als  staatlicher  Gegen- 
organismus der  Gesellschaft,  sondern  unter  Selbstverwaltung  ist 
vielmehr  nur  eine  örtliche  Gruppierung  von  Interessen  gemeint**. 
Die  damit  gegebene  neue  Organisation  der  Selbstverwaltung  trägt 
folgende  Charakterzüge  zur  Schau :  sie  erscheint  als  Beschliefsungs- 
recht  der  Lokalinteressenten  über  die  Aufbringung  und  Verwendung 
gemeinschaftlicher  Mittel  für  die  socialen  Bedürfnisse  der  Nachbar- 
verbände durch  neu  gebildete  Boards  mit  häufigen  Wahlen  der- 
selben. „An  die  Stelle  der  bürgerlichen  Pflicht  tritt  das  örtliche 
Interesse  des  Staatsbürgers.  Die  Übernahme  aller  Funktionen 
erscheint  als  Gegenstand  der  freien  Wahl,  die  Aufbringung  und 
Verwendung  der  Geldmittel  als  Gegenstand  der  freien  Beschliefsung. 
Die  gesetzliche  Regelung  der  wirtschaftlichen  Selbstverwaltung  er- 
folgt aber  nicht  durch  organische  Gesetze,  die  von  dem  Staate  und 
aus  seinen  Bedürfhissen  heraus  die  Nachbarverbände  zu  Organen  der 
örtlich  thätigen  Staatsgewalt  umbilden,  sondern  durch  Kreis-  und 
Gemeindeordnungen,  welche  die  Formen  bestimmen,  in  denen  die 
lokalen  Interessen  ihre  Vertreter  wählen  und  ihre  beschliefsenden 
Boards  konstituierend"  Gegenstand  der  Selbstverwaltung  sind 
„nicht  Funktionen  der  örtlich  thätigen  Staatsverwaltung ,  sondern 
die  wirtschaftlichen  Interessen  des  Verbandes,  an  erster  Stelle  die 
Verwaltung  des  eigenen  Vermögens,  sodann  die  Armenpflege,  Ge- 
sundheitspflege, Wegeverwaltung.  Die  eigentlichen  Gegenstände 
des  Selfgovemment  dagegen :  Geschworenendienst,  Sicherheits-  und 
Wohlfahrtspolizei  etc.,  rechnet  die  Gesellschaft  überhaupt  nicht 
mehr  zu  ihrer  Selbstverwaltung*.  Zu  diesem  Zwecke  aber  werden 
die  überkommenen  Gemeinde-,  Stadt-  und  Kreisverbände  stark 
modifiziört.  „Die  Organe  der  wirtschaftlichen  Selbstverwaltung 
haben  nicht  mehr  den  Amtscharakter  des  Selfgovemment*',  sondern 
sie  erscheinen  als  ausführende  Organe  der  Lokalinteressenten. 
„Die  freigewählten  Boards  wählen  daher  ihre  Vorsitzenden.    Die 
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Annahme  jedes  Amtes  ist  Sache  der  freien  Wahl.  Die  gewählten 
Ehrenverwalter  beschränken  sich  auf  die  Beschliefsung  und  Leitung, 
ohne  persönliche  Verantwortlichkeit.  Der  verantwortliche  und  der 
mühevolle  Teil  der  Lokalverwaltung  bleibt  den  besoldeten  Unter- 
beamten der  Boards  überlassen.*  Was  die  Bildung  der  Ver- 
waltungsorgane betrifft,  „so  sind  Wahl  und  Selbstverwaltung  für 
die  Gesellschaft  gleichbedeutend''.  „Funktionen  der  Obrigkeit  und 
Rechtsprechung,  welche  den  Lokalinteressanten  nicht  überlassen 
werden  können ,  werden  daher  von  der  Selbstverwaltung  aus- 
geschieden und  dem  Staate  überwiesen* ;  die  Wahlen  aber  haben 
durch  die  geheime  Abstimmung  aufgehört  „ein  Akt  der  ver- 
sammelten Gemeinde  zu  sein  und  damit  hört  auch  die  Verant- 
wortlichkeit auf*.  Die  Einführung  des  klassifizierten  Stimmrechtes 
ist  die  notwendige  Folge  davon ,  dafs  jede  persönliche  Mühe- 
waltung in  der  Verwaltung  aufhört.  „Die  Notwendigkeit  einer 
Oberinstanz  erkennt  auch  die  Gesellschaft  an;  aber  da  sie  die 
Natur  der  Staatsgewalt  nicht  zu  ändern  vermag,  so  überweist  sie 
die  letzte  Oberinstanz  dem  Staate,  d.  h.  einem  Minister  als  Ver- 
treter der  Gesamtinteressen,  der  für  eine  stetige  Übereinstimmung 
mit  der  Gesamtvertretung  des  Volkes  verantwortlich  gemacht 
wird.  „Die  ministeriellen  Staatsorgane  führen  ihre  Geschäfte  dann 
wieder  durch  Inspectors  und  Auditors,  d.  h.  entlafsbare  Zwischen- 
beamte, die  in  ihrer  täglichen  Wirksamkeit  die  Übereinstimmung 
des  Gesamtinteresses  mit  dem  Lokalinteresse  nach  reglements- 
mäfsigen  Anweisungen  zu  überwachen  haben.  In  diesem  ad- 
ministrativen Instanzenzuge  verliert  sich  der  Charakter  der  Ver- 
waltungsjurisdiktion, der  Rechtsschutz  des  Einzelnen  gegen  die 
Verwaltung*.  „Damit  hört  die  Selbstverwaltung  auf,  die  Grund- 
lage der  Ständebildung  zu  sein.  Ein  Gemeindeleben,  an  welchem 
der  Gemeindewähler  nur  durch  die  Abgabe  eines  Stimmzettels  von 
drei  zu  drei  Jahren  sich  beteiligt,  in  welchem  nur  Freiwillige  von 
Zeit  zu  Zeit  in  ein  Board  treten,  um  Beschlüsse  über  die  Geld- 
verwendung und  Anstellung  der  Lokalbeamten  zu  fassen,  bildet 
kein  Band  mehr,  um  die  durch  Interessen  geschiedenen  Klassen 
zu  verbinden,  um  durch  die  tägliche  Erfüllung  der  Pflichten  des 
Menschen  gegen  den  Menschen  die  besitzenden  und  arbeitenden 
Klassen  zu  verbinden,  zu  versöhnen  und  an  einander  zu  gewöhnen. 
Indem  der  „parochial  mind*  erlischt,  gehen  die  besitzenden  Klassen 
mit  ihren  Theorien  vom  Voluntarism,  die  arbeitenden  Klassen  mit 
ihren  kommunistischen  und  socialistischen  Doktrinen  immer  weiter 
auseinander.     Die    staatsbildende    Kraft   des    Selfgovernment   er- 
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lischt."  „Die  Selbstverwaltung  hört  damit  auf,  Grundlage  der  Parla- 
mentsverfassung zu  sein.  Ober-  und  Unterhaus  verlieren  ihren 
inneren  Zusammenhang  mit  Grafschaft,  Stadt  und  Kirchspiel,  das 
Wahlrecht  steht  in  keinem  Zusammenhange  mehr  mit  der  persön- 
lichen Selbstthätigkeit  und  dem-Gemein  de  verbände,  die  Wählbarkeit 
zum  Unterhause  verliert  ihren  Zusammenhang  mit  der  gewohnheits- 
mäfsigen  Verwaltung  des  obrigkeitlichen  Amtes.  „In  der  Körper- 
schaft des  Parlamentes  centralisiert  sich  nun  der  Widerstreit  der 
gesellschaftlichen  Interessen;  es  löst  sich  jener  Zwischenbau;  das 
Selfgovernment ,  das  gewaltige  Band,  welches  einst  die  Vielheit 
der  Meinungen  und  Bestrebungen  der  Gesellschaft  zu  einem  kraft- 
vollen stetigen  Gesamtwillen  zusammenfafste ,  ist  Glied  für  Glied 
gelockert  und  von  unten  herauf  gelöst;  Presse,  Wahlrecht  und 
öffentliche  Meinung  sind  nicht  mehr  der  Ausdruck  staatlicher, 
kirchlicher,  sittlicher  Überzeugungen,  sondern  gesellschaftlicher 
Gegensätze  und  Interessent" 

Eine  systematische  Zusammenfassung  dieser  neuen  Grundideen 
vom  Staat  liegt  in  der  Socialphilosophie  John  Stuart  Mills. 
Diese  charakterisiert  Gneist  folgendermafsen. 

„Mill"*,  sagt  Gneist,  „geht  nicht  vom  Staate  sondern  von  der 
Gesellschaft  aus" ,  letztere  aber  sieht  im  Staate  nur  die  Verwirk- 
lichung ihrer  Interessen ;  diese  finden  ihren  Ausdruck  durch  Organi- 
sationen (freie  Vereine)  und  durch  Wahlen  auf  Grund  allgemeinen 
Stimmrechtes.  Zwar  verkenne  auch  Mill  nicht  die  Gefahren  dieses 
Systems  und  schlage  demgemäfs  als  Gegenmittel  gegen  letztere  das 
Pluralvotum  und  die  Minoritätsvertretung  vor.  Aber  Gneist  hält  diese 
Mittel  für  wirkungslos  gegenüber  dem  Übel  des  allgemeinen  Wahl- 
rechtes und  erklärt  die  ganze  „Socialphilosophie"  Mills,  wie  er  dessen 
System  konstant  nennt,  für  völlig  unfähig,  eine  wirklich  sittliche 
Staatsauffassung  zu  begründen.  „Lebensfähige  Gedanken  über 
eine  Kreis-  und  Gemeindeordnung  vermag  die  Gesellschaft  durch 
Wahlrechte  nicht  hervorzubringen."  „Die  Gesellschaft  kennt  keine 
andere  Form  eines  gemeinsamen  Willens  als  durch  Wahl.  Aktien- 
gesellschaften, wirtschaftliche,  gemeinnützige,  wohlthätige  Zwecke 
in  hundertfältigen  Gestaltungen  führen  zur  Wahl  von  Vertrauens- 
männern, Verwaltungsräten,  Direktoren.  Für  alles  hat  die  Gesell- 
schaft nur  ein  Schema.  Eine  Aktiengesellschaft  und  eine  Kreis- 
verwaltung, eine  evangelische  Kirchenverfassung,  eine  Gewerkschaft, 


1  S.  G.  941—943. 
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ein  Parlament  gestalten  sich  wesentlich  nach  demselben  Muster.^ 
Zwar  sei  die  Gesellschaft  auch  praktisch  genug,  einzusehen,  dafs 
es  auf  Charakter  und  persönliche  Eigenschaften  im  Staate  an- 
kommt, „allein  sie  bringt  dies  auf  ihr  System".  „Durch  Angebot  und 
Nachfrage  findet  sich  auch  der  treue  Geistliche,  der  gewissenhafte 
Lehrer  der  Jugend,  der  unparteiische  Richter,  der  redliche  Ver- 
walter der  Finanzen,  der  tapfere  Verteidiger  des  Vaterlandes, 
die  selbstlose  Hingabe  an  eine  grofse  Idee,  alles  dieses  findet  sich 
aus  dem  Wettstreit  der  Interessen:  Nothing  but  free  trade**.  Diese 
Worte  Gneists  verraten  deutlich  genug  die  Ungerechtigkeit  solcher 
Kritik  Mills  und  seiner  Staatsauffassung.  Vorübergehende  Er- 
scheinungen des  englischen  Staats-  und  Gesellschaftslebens,  wie  sie 
selbst  nur  von  einer  bestimmten  Schicht  der  Nation,  der  Mittel- 
klasse, getragen,  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  gewifs  stark,  aber 
auch  nur  für  denjenigen  ausländischen  Beobachter  in  solcher  Stärke 
hervortreten,  der  aus  einem  wirtschaftlich  damals  hinter  England 
weit  zurückstehenden  Lande  kam,  hat  Gneist,  der  seine  ersten  und 
dauernden  Eindrücke  von  England  gerade  in  jener  Epoche  der 
„Flegeljahre"  des  industriellen  Kapitalismus,  in  der  Blütezeit  des 
„Manchesterliberalismus",  empfangen  hat,  ungebührlich  verall- 
gemeinert. Wir  werden  weiter  unten  noch  auf  diesen  Punkt  zu- 
rückkommen ;  wohl  aber  darf  hier  schon  gesagt  werden,  dafs  gerade 
die  Verurteilung  John  Stuart  Mills  zu  den  folgenschwersten  Irr- 
tümern Gneists  gehört,  die  nur  aus  seiner  so  stark  ausgesprochenen, 
einseitigen  politischen  Parteistellung  heraus  erklärt  werden  können. 
Von  dem  hierbei  eingenommenen  Standpunkte  aus  sieht  Gneist  in 
der  durch  die  Parlamentsreform  vom  Jahre  1867  inaugurierten 
Epoche  der  englischen  Politik  den  deutlichen  Verfall  Englands  und 
die  Auflösung  seiner  Verfassung  ^  Fragt  man  aber  nach  den  Gründen 
dieser  Anschauung,  so  erfährt  man  bei  Gneist  nicht  viel  mehr,  als 
dafs  „die  zweite  Million  von  Wahlberechtigten  überwiegend  aus 
den  jeder  persönlichen  Dienstpflicht  entfremdeten  Steuerzahlern 
besteht".  Damit  bleibe  nur  mehr  das  angeborene  Becht  der  ge- 
sellschaftlichen Gleichheit  als  Grundlage  des  Staates  übrig;  „eine 
solche  Grundlage  des  Staates  hat  aber  keinen  Inhalt,  keine  Grenze, 
kein  Ziel."  „Die  Gesellschaft  will  keine  Gesetzgebung  durch  Parla- 
mente." Zum  Beleg  für  diesen  in  seiner  Allgemeinheit  geradezu 
verblüffenden  Satz  weifs  Gneist  nichts  anderes  anzuführen,  als  den 


*  Vgl.  z.  B.  S.  G.  723,  ferner:  Das  englische  Parlament  u.  s.  w.  S.  389  und 
viele  andere  Stellen. 
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von  Mill  in  seinem  „Representative  Government"  geäufserten  Vor- 
schlag, einen  ständigen  Gesetzgebungsausschufs  einzurichten.  Es 
soll  hier  nur  eingeschaltet  Mrerden,  dafs  in  England  die  Ausführung 
dieser  paradoxen  Idee  Mills  niemals  und  von  Niemandem  ernsthaft 
erwogen  worden  ist.  „Die  Gesellschaft  will",  fährt  Gneist  fort, 
„auch  keine  Finanzkontrolle  durch  die  Parlamente  mehr  und  ebenso 
wenig  eine  Kontrolle  der  Verwaltung  nach  der  Gesetzmäfsigkeit 
der  einzelnen  Mafsregeln,  sondern  nur  eine  politische  Verantwort- 
lichkeit der  Minister  fttr  die  Ausführung  ihrer  Mehrheitsbeschlüsse. 
Die  Idee  des  Gesetzes  als  Form  des  öffentlichen  Rechtes,  der  Be- 
griff des  öffentlichen  Rechtes  verschwindet  und  geht  in  die  Ver- 
waltung des  absoluten  Staates  zurück.  Die  Staatsmaschine  wird 
nicht  durch  Gesetze  geregelt,  sondern  durch  die  leitende  Majorität, 
die  dem  Minister  jede  Einnahme  und  Ausgabe  bewilligt  und 
ihn  durch  die  Widerruflichkeit  seines  Auftrages  verantwortlich 
macht  \"  —  Diese  Sätze,  von  denen  wohl  Niemand  erraten  könnte,  dafs 
damit  das  moderne  England  charakterisiert  sein  soll,  sind  bei  Gneist 
in  so  axiomatischer  Form  vorgebracht,  dafs  auch  nicht  der  Versuch 
irgend  einer  konkreten  Begründung  derselben  für  notwendig  erachtet 
wird.  Man  sieht,  Gneist  ist  in  seinem  Eifer,  seine  Theorie  zu  begründen, 
von  der  Wissenschaft  weit  weg  und  tief  in  rein  parteipolitische  Polemik 
hineingeraten.  Gar  merkwürdig  berührt  es,  heute  nach  30  Jahren  die 
düstere  Prognose  zu  lesen,  die  Gneist  im  Anschlüsse  an  diese  un- 
geheuerlichen Übertreibungen  temporärer  und  längst  verschwundener 
Erscheinungen  des  Parteitreibens  der  50er  Jahre  betreffs  der  Zukunft 
Englands  gestellt  hat.  „Der  Kreislauf  dieser  Vorstellungen  der 
Gesellschaft",  sagt  Gneist,  „wiederholt  den  Gang  der  französischen 
Revolution  von  der  socialen  Egalitö  zu  dem  napoleonischen  Ver- 
waltungssysteme, seinem  legislativen  Körper,  seinen  Präfekten  und 
beratenden  Conseils.  Die  Monarchie  bleibt  dabei  offene  Frage.  Der 
ruhelose  Wechsel  der  Interessenregierungen  führt  indessen  selbst 
zur  Alleinherrschaft  zurück,  die  aber  dann  eine  Staatsgewalt  auf 
Kündigung  bleibt,  da  die  Gesellschaft  ihren  Auftrag  jederzeit  zu- 
rückzunehmen beansprucht".  „Aus  dem  Verlaufe  der  englischen 
Staatsentwicklung  ergiebt  sich  die  Voraussetzung,  dafs  die  dritte 
Generation  in  eine  Ära  der  radikalen  Aktion  und  der  heftigen 
Gegenaktion  der  bisher  regierenden  Klasse  verlaufen  wird." 

„So  wird  anscheinend  auch  das  politische  Leben  Englands  am 
Schlüsse   des  Jahrhunderts  dieselben  Kämpfe  zu  bestehen  haben 

1  S.  G.  1011—1013. 
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wie  die  Yerfassungsbildungen  des  Kontinentes  seit  dem  Anfang  des 
Jahrhunderts^!"  Hält  man  sich,  gestützt  auf  die  Kenntnis  der 
inneren  Geschichte  Englands  in  den  letzten  30  Jahren  die  Grund- 
losigkeit dieser  Prophezeiungen  vor  Augen,  so  wird  der  Trost  noch 
seltsamer  anmuten,  den  Gneist  den  von  Englands  Verfall  notgedrungen 
vollkommen  überzeugten  deutschen  Lesern  bietet,  wenn  er  sagt: 
„England  wie  Deutschland  gehört  nicht  zu  den  Völkern  des  ver- 
lorenen Staatsbewufstseins.  Sollte  England  die  Grenze  erreichen, 
an  welcher  Frankreich  zu  seinen  Staatsrettungen  und  Plebisciten 
griflf,  so  bedarf  es  dort  keiner  rettenden  That,  sondern  nur  der 
Geltendmachung  des  unverjährten  Grundsatzes,  dafs  das  Privy 
Council  vom  König  ernannt  wird,  und  dafs  es  dem  Rechte  nach 
alle  Gewalten  der  Staatsregierung  besitzt.  Die  Unverjährbarkeit 
im  englischen  Staatsrechte  hat  die  Bedeutung  einer  Reserve,  kraft 
welcher  der  Staat  niemals  unwiderruflich  zum  Diener  der  Gesell- 
schaft werden  kann.  Die  Macht,  welche  der  personifizierte  Staat 
über  die  zerfahrene  Gesellschaft  hat,  wurde  noch  in  der  Reform- 
bill von  1832  sichtbar  bei  dem  ersten  Eintreten  König  Wilhelms  IV. 
Hinter  dieser  idealen  Macht  ist  seitdem  aber  auch  eine  sehr  reale 
erwachsen ;  denn  die  Interessentenverwaltung  selbst  hat  die  Organe 
geschaffen,  welche  dem  Staate  im  Notfalle  die  Beherrschung  der 
Gesellschaft  wieder  geben:  ein  discipliniertes  Heer  von  100000 
Civilbeamten ,  herabreichend  bis  in  die  untersten  Funktionen  des 
Kirchspiels,  ein  Gendarmeriecorps  von  26000  Mann  mit  seinen 
Brigadier^  und  Offizieren,  ein  stehendes  Soldheer,  dessen  Offizier- 
skorps den  letzten  Zusammenhang  mit  den  dirigierenden  Klassen 
aufzuheben  soeben  im  Begriffe  steht.  Die  Kurzsichtigkeit  der  In- 
teressenwirtschaft hat  diesen  Apparat  des  Absolutismus  im  Laufe 
eines  Menschenalters  geschaffen*."  —  Jedes  dieser  Urteile  bedeutet 
eine  unbegreifliche  Mifsdeutung  der  schon  für  den  oberflächlichen 
Beobachter  der  englischen  Zustände  unverkennbaren  Thatsachen. 
Es  ist  weder  ein  unverjährter  Grundsatz  der  englischen  Verfassung, 
dafs  das  Privy  Council  alle  Gewalten  der  Staatsregierung  besitzt, 
noch  sind  die  von  Gneist  mit  wahrer  Begeisterung  als  Bürgen  einer 
besseren  Zukunft  Englands  registrierten  Civilbeamten  und  Gen- 
darmen Werkzeuge  des  Absolutismus,  ebensowenig  als  das  halt- 
lose und  schwankende  Benehmen  Wilhelms  IV.  im  Jahre  1832  als 
eine  Glorifikation  der  Macht  des  personifizierten  Staates  über  die 


1  V.  a.  723,  S.  G.  1014. 
«  S.  G.  1015. 
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zerfahrene  Gesellschaft  gedeutet  werden  kann.  Und  was  Gneist 
von  dem  stehepden  Heere  Englands  und  seinen  Offizieren  sagt, 
wird  gerade  in  den  jüngsten  Tagen,  wo  der  aristokratische  Charakter 
des  englischen  Offizierscorps  mit  allen  seinen  schlechten  Konse- 
quenzen für  die  Wehrhaftigkeit  Englands  zu  jedermanns  Kenntnis 
gelangt  ist,  nur  mit  der  verwunderten  Frage  aufgenommen  werden 
können,  wie  ein  so  gelehrter  Erforscher  Englands  zu  solchen  Irr- 
tümern hat  gelangen  können  ^  ?  Dafs  es  die  parteimäfsig  beschränkte 
Auffassung  von  der  Politik  überhaupt  und  der  englischen  im  be- 
sonderen seitens  des  im  schwächlichen  Liberalismus  und  in  dem 
Glauben  an  die  Wunderkraft  der  Bureaukratie  herangereiften 
preufsischen  Beamten  gewesen  ist,  was  Gneist  zu  solch'  monumen- 
talen TFehlurteilen  geführt  hat,  geht  aus  seinen  Schlufsworten  her- 
vor: „Die  Tories",  sagt  er,  „werden  wieder  einmal  den  wirklichen 
Staat  vertreten  müssen  und  dadurch  England  retten.  Die  Whigs 
werden  einsehen"  müssen ,  dafs  das  Zugeständnis  des  allgemeinen 
Stimmrechtes  die  Forderungen  der  neuen  Erwerbsgesellschaft  nicht 
befriedigt,  dafs  alle  Nachgiebigkeit  die  socialdemokratischen  Stimmen 
zu  keiner  zuverlässigen  Unterstützung  mehr  bewegt".  Hier  sieht 
man  deutlich,  wie  anstatt  des  wirklichen  England  ein  aus  den 
preufsischen  Erfahrungen  Gneists  künstlich  konstruiertes  England 
als  Objekt  der  Kritik  untergeschoben  erscheint.  Als  Gneist  diese 
Worte  veröffentlichte  (1871),  hat  es  wohl  schon  in  Preufsen  eine 
kräftige  Socialdemokratie  gegeben;  in  England  aber  sucht  man  da- 
mals vergebens  nach  socialistischen  Politikern  im  öffentlichen  Leben 
oder  Parlament.  Und  wie  es  damit  heute  in  beiden  Ländern  steht, 
braucht  wohl  nicht  erst  auseinandergesetzt  zu  werden. 

Die  Vermutung  wäre  nun  gerechtfertigt,  dafs  Gneist  diese 
Anschauungen,  deren  Kern  er  in  den  60er  Jahren  und  dann 
wieder  in  seinem  „Selfgovemment"  1871  vorgetragen  hat,  im 
Laufe  der  Jahrzehnte  durch  den  Widerspruch  zwischen  den  wirk- 
lichen Geschehnissen  und  seinen  Prophezeiungen  belehrt,  abgeändert 
oder  mindestens  abgeschwächt  hätte;  aber  ein  Blick  in  eine  der 
späteren  Umarbeitungen  der  Bücher  Gneists  zeigt,  dafs  dies  nicht 
der  Fall  ist.  In  seiner  1882  erschienenen  Verfassungsgeschichte 
kritisiert  er  die  angebliche  Thorheit  und  organisatorische  Unfähigkeit 


'  Den  Zusammenhang  des  Offizierscorps  mit  den  selbstregierenden  Klassen 
erblickt  Gneist  in  dem  System  des  Stellenkaufs  und  das  Aufgeben  dieses 
Zusammenhanges  zweifellos  in  der  Aufhebung  dieses  Institutes  durch  Giad- 
stones  Cabinet  nach  der  zweiten  Reformbill  I 
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des  englischen  Reformzeitalters  mit  gleicher  Schärfe  wie  vorher, 
wenn  er  auch  zugiebt,  dafs  eine  immer  tiefer  eingreifende  Fabrik- 
gesetzgebung,  eine  ernstere  Fürsorge  für  die  Gesundheits-  und 
Baupolizei  eine  durchaus  würdige  Auffassung  von  den  Pflichten 
einer  regierenden  Klasse  zeigen.  Dennoch  ist  die  innere  Entwick- 
lung der  Glieder  des  Staates  und  der  Gesellschaft  zurückgegangen. 
„Unbewufst",  sagt  er,  „habe  man  dort  dieselben  Wege  betreten 
wie  in  Frankreich,  wo  auf  der  Grundlage  blofs  gewählter  Gemeinde- 
vertretungen der  konstitutionelle  Staat  haftet  ^"  Es  ist  merkwürdig, 
dafs  Gneist,  als  er  diese  Worte  niederschrieb,  vollkommen  über- 
sehen hat,  dafs  gerade  in  Frankreich  seit  einem  Jahrhundert  die 
gewählte  Gemeindevertretung  nichts,  das  centralistische  Beamten- 
tum alles  im  Staate  zu  sagen  hat.  Aber  das  hindert  ihn  nicht, 
auch  in  England  ein  fortschreitendes  Erlöschen  des  Gemeinde- 
geftthles  zu  konstatieren,  die  Verdrängung  der  alten  Parish  Con- 
stables  durch  eine  zu  einem  Armeecorps  angewachsene  Gendarmerie 
zu  bedauern  und  den  Untergang  des  englischen  ,,Selfgovernment" 
darin  zu  erblicken,  dafs  die  Armenverwaltung  durch  ein  Corps  von 
10000  Buchhaltern  und  Schreibern  geführt  werde.  Die  Staats- 
verwaltung sei  bei  diesem  Regime  in  ihren  Hauptfunktionen  bureau- 
kratisch  geworden,  die  besten  Kräfte  zögen  sich  aus  dem  Orts- 
gemeindeleben zurück  und  die  ganze  Verwaltung  wird  durch  ein 
immer  weiter  greifendes  System  von  Regierungskommissarien  und 
Ministerialreskripten  zusammengehalten.  In  allen  Reformen  sieht 
er  Belege  für  den  moralischen  Verfall  Englands,  so  vor  allem  in 
der  Einführung  der  geheimen  Abstimmung  bei  den  Wahlen.  „Die 
gewählten  rasch  wechselnden  Verwaltungsräte,  die  Boards,  können 
nicht  Organe  der  Gesetzesanwendung  sein,  also  keine  obrigkeitliche 
Selbstverwaltung  (Jurisdiction)  ausüben.  Überall  zeigt  sich  in  den 
blofs  gewählten  Boards  ein  Mangel  an  Eifer,  an  Geschäftskenntnis 
und  Pflichtbewufstsein.  Die  Wahlen  kommen  durch  das  System  der 
Wahlzettel  in  die  Hände  von  lokalen  Cliquen  unter  habitueller 
Teilnahmlosigkeit  der  Gemeindemitglieder,  welche  nur  von  Zeit  zu 
Zeit  durch  den  Steuerdruck  aus  ihrer  Indolenz  zur  Agitation,  aus 
der  Agitation  zur  Indolenz  zurückkehren^.** 

Diese    Karikatur    der    englischen    Kommunalverwaltung    ist, 
wenn  man  eine  Erklärung  dafür  überhaupt  sucht,  nichts  weiter 


»  V.  G.  722. 

*  Das  englische  Verwaltungsrecht  der  Gegenwart  in  Vergleich ung  mit  den 
deutschen  Verwaltungsystemen,  1883,  IL  S.  839. 
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als  eine  mafslose  Verallgemeinerung  gewisser  Mängel  in  der  Ver- 
waltung einzelner  Londoner  Distrikte.  Es  ist  bezeichnend  für  die 
Hartnäckigkeit,  mit  der  Gneist  an  seinen  vor  40  Jahren  gefafsten 
Meinungen  festhält,  dafs  er  es  über  sich  gebracht  hat,  dieses  Urteil 
1883  niederzuschreiben,  also  in  einer  Zeit,  in  der  sich  die  städtische 
Verwaltung  Englands  längst  in  mächtigem  und  vielversprechendem 
Aufschwünge  befand.  In  seiner  letzten  Schrift:  „Die  nationale 
Rechtsidee  von  den  Ständen  und  das  preufsische  Dreiklassenwahl- 
system", vom  Jahre  1894,  wiederholt  er  übrigens  diese  Urteile: 
jetzt  erscheint  ihm  der  gewaltige  Bau  Englands  fast  als  ßuine. 
Als  schlimmste  Neuerung  sieht  er  mehr  denn  je  die  Einführung 
des  geheimen  Stimmrechtes  an,  das  den  Lebensnerv  der  Parlaments- 
verfassung durchschnitten  habe.  In  den  neuen  Reformen  des  kom- 
munalen Wahlrechtes  und  den  daraus  hervorgehenden  Boards  sieht 
er  nichts  anderes  als  einen  „dürren  Mechanismus** ;  ein  unbegreiflicher 
Meinungswechsel  herrsche  in  den  neugestalteten  Wahlkreisen,  der 
einem  Wetterwechsel  ähnlich  die  Existenz  jedes  Ministeriums  in 
Frage  stellt  und  die  Verfolgung  eines  stetigen  Planes  der  Staats- 
regierung unmöglich  zu  machen  scheint,  auch  dort  scheine  ein 
Wechsel  der  Parteien  wie  der  Ministerien  in  nicht  femer  Aus- 
sicht zu  stehen,  etwa  ähnlich  wie  in  Frankreich  und  Griechenland  K 
Mit  diesem  Diktum  schliefsen  wir  unsere  lange  Reihe  von 
Gneistschen  Citaten.  Dafs  der  gelehrte  Erforscher  der  englischen 
Verfassungsgeschichte  in  konsequenter  Verfolgung  seiner  theore- 
tischen, auf  seine  abstrakte  Staats-  und  Gesellschaftsphilosophie  ge- 
gründeten Anschauungen  schliefslich  dahin  gelangt,  die  englische 
Politik  mit  der  des  modernen  Griechenland  auf  eine  Stufe  zu 
stellen,  giebt  für  jeden  unbefangenen  Beobachter  der  politischen  Zu- 
stände Englands  der  Gegenwart  ein  schärferes  Urteil  über  den 
Wert  dieser  Theorie,  als  es  jede  weitere  Kritik  vermöchte.  Den- 
noch ist  es  notwendig ,  im  Nachfolgenden  die  bisher  angeführten 
theoretischen  Lehrsätze  und  Urteile  Gneists  über  die  englische 
Verwaltung  nach  verschiedenen  Richtungen  zu  prüfen.    Vor  allem 


'  Gneist,  Die  nationale  Rechtsidee  u.  s.  w.  S/ 165—167.  Vgl.  über  diese  Schrift 
die  treffende  Kritik  ßernatziks  in  Schmollers  Jahrbachern,  1896,  S.  746  ff. 
Zur  Charakteristik  dieses  in  Gestalt  einer  wissenschaftlichen  Untersuchung 
publizierten  parteipolitischen  Pamphlets  genügt  es  zu  bemerken,  dafs  Gneist 
darin  das  Dreiklassenwahlrecht  PreuTsens^  das  Bismarck  bekanntlich  daa 
elendeste  aller  Wahlrechte  genannt  hat,  zum  Gegenstande  einer  Philosophie 
des  Census  macht  und  geradezu  als  Verkörperung  politischer  Gerechtigkeit 
glorifiziert. 
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mufs  aber  hierbei  der  Ausgangspunkt  Gneists  selbst  geprüft  werden : 
nämlich  die  ihm  eigentümliche  Staats-  und  Rechtsphilosophie,  die 
seiner  ganzen  Theorie  und  Kritik  zu  Grunde  liegt.  Woher  nun 
diese  letztere  stammt,  ergiebt  sich  auf  den  ersten  Blick:  es 
ist  einfach  nichts  anderes  als  die  He  gel  sehe  Dialektik,  diese 
fruchtbare  und  doch  in  so  vieler  Hinsicht  verhängnisvolle  Lehr- 
meisterin der  deutschen  Staatswissenschaft  dieses  Jahrhunderts, 
die  Gneist  das  geschlossene  System  gegeben  hat.  Und  zwar  ist  es 
speciell  die  eigentümliche,  von  Lorenz  von  Stein  auf  Grund- 
lage der  Hegeischen  Philosophie  entwickelte  Auffassung  von  Staat 
und  Gesellschaft,  die  Gneist  sich  angeeignet  hat  und  die  fast  in 
jedem  der  oben  angeführten  Sätze  Gneists  verwertet  erscheint*. 

Wie  sehr  dies  der  Fall  ist,  lehrt  ein  Blick  auf  die  von  Stein  zuerst 
in  seiner  berühmten  „Geschichte  der  socialen  Bewegung  in  Frankreich 
von  1789  bis  auf  unsere  Tage**  niedergelegten  Staatsphilosophie'. 
Lorenz  von  Stein  sieht  in  dem  menschlichen  Gemeinschaftsleben 
einen  dialektischen  Prozefs,  der  sich  zwischen  den  beiden  immanenten 
Gegensätzen  unablässig  vollzieht:  nämlich  zwischen  dem  Staate  als 
der  Verkörperung  der  Selbstbestimmung  und  Freiheit,  als  dem  Prin- 
cipe der  Persönlichkeit  einerseits  und  der  Gesellschaft,  als  der 
Verkörperung  der  durch  die  Verschiedenartigkeit  des  Besitzes  ge- 
schaifenen  Abhängigkeit,  als  dem  Organismus  der  Arbeit  anderer- 
seits. Fast  wörtlich  hat  Gneist  diese  Anschauung  übernommen, 
indem  er  das  „Selfgovernment**  als  den  durch  die  positive  Gesetz- 
gebung geschaffenen  staatlichen  Gegenorganismus  gegen  die  Ten- 
denzen der  Gesellschaft  definiert;  er  hat  aber  diese  Anschauung 
auf  dem  besonderen  Gebiete  des  englischen  Staates  noch  weiter  fort- 
geführt, indem  er  einen  weiteren  dialektischen  Gegensatz  konstruierte 
zwischen  dem  Selfgovernment  als  der  obrigkeitlichen 
Selbstverwaltung  und  der  von  ihm  sogenannten  wirtschaftlichen 
Selbstverwaltung,  die  er  als  ein  Produkt  des  Sieges  der  „ge- 
sellschaftlichen Vorstellungen  über  den  Staat  des  XIX.  Jahrhunderts" 
bezeichnet.  Auf  diese  Weise  hat  Gneist,  von  dem  Dualismus  der 
Steinschen   Philosophie   ausgehend,   einen   künstlichen   Dualismus 


'  Auf  den  Einflufs  Steins  und  seiner  Schriften  weist  Gneist  selbst  wieder- 
holt hin:  so  insbesondere  in  der  Einleitung  zu  seiner  „Verfassungsgeschichte" 
1882,  wo  er  überhaupt  einen  Ruckblick  über  die  Entwicklung  seiner  Schriften  giebt. 

'  Hier  ist  vor  allem  der  I.  Band  dieses  Werkes:  „Der  Begriff  d«r  Gesell- 
schaft^, Leipzig  1850,  heranzuziehen.  Gneist  giebt  wiederholt,  so  z.  B.  in  der 
Einleitung  zu  seiner  „Verfassungsgeschichte*',  ausdrückliches  Zeugnis  von  dem 
grofsen  Eindruck,  den  dieses  Werk  Steins  auf  ihn  gemacht  hat 
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in  seine  geschichtliche  Darstellung  der  englischen  Verwaltungs- 
organisation hineininterpretierte  Nicht  als  natürlich  aufeinander- 
folgende Entwicklungstufen  erscheinen  in  seiner  Darstellung  die 
historische,  bis  zum  Beginne  dieses  Jahrhunderts  entwickelte  Organi- 
sation der  öffentlichen  Gewalt  Englands  und  die  neu  geschaffene 
moderne  Verwaltungsorganisation ,  sondern  als  Verkörperungen 
abstrakter  immanenter  Principien,  von  denen  sodann  das  eine, 
als  der  von  Gneist  angenommenen  angewandten  und  fttr  unfehl- 
bar erklärten  Staatsphilosophie  entsprechend,  gebilligt,  das 
andere,  als  damit  im  Widerspruch  stehend,  verworfen  wird.    Schon 


^  Es  darf  hier  die  Bemerkung  nicht  unterlassen  werden,  dafs  das  Wort 
„Selfgovemment"  bei  Gneist  in  sehr  willkürlicher  Weise  verwendet  wird, 
indem  er  damit  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung  bezeichnet.  Niemals 
ist  „Selfgovemment"  in  diesem  Sinne  als  terminus  technicus  in  England  ge- 
braucht worden,  weder  in  der  Sprache  der  Gesetze  noch  auch  in  der  Litteratur. 
Auch  zur  Bezeichnung  der  historischen  Verfassung  Englands,  in  welchem  Sinne 
Gneist  „Selfgovernment^  oft  anwendet,  ist  das  Wort  in  England  ungebräuchlich. 
Als  technische  Bezeichnung  der  Lokalverwaltung  und  damit  der  inneren  Ver- 
w-altung  überhaupt  ist  der  Ausdruck  „Local  Selfgovemment'^  seit  der  unter  diesem 
Titel  publizierten  Schrift  Toulmin  Smiths  und  zwar  hauptsächlich  von 
dessen  politischen  und  litterarischen  Anhängern  gebraucht  worden,  um  damit 
den  von  der  Tory-Partei  lange  festgehaltenen  Standpunkt  der  Abneigung  gegen 
jede  centralisierende  Organisation  der  Verwaltung  anzudeuten;  aber  mit 
dem  Zurücktreten  dieses  Gegensatzes  seit  den  60 er  Jahren  ist  auch  die  Be- 
zeichnung Local  Selfgovernment  selbst  in  der  polemischen  Litteratur  und  in 
den  Parlamentsdebatten  verschwunden.  Vielmehr  ist  seit  Jahrzehnten  der 
Ausdruck  Local  Government  der  terminus  technicus  et  legalis  zur  Bezeichnung 
der  Organisation  der  inneren  Verwaltung.  Dieser  Ausdruck  hat  die  früher 
üblichen  Worte  „Civil  Government"  oder  „Municipal  Government"  vollständig 
verdrängt;  Gneist  aber  hat  sowohl  das  Wort,  wie  auch  den  Standpunkt,  den 
es  markiert,  von  Toulmin  Smith  übernommen.  Während  aber  der  letztere 
infolge  seines  einseitigen  rechtshistorischen  Standpunktes  in  England  niemals 
als  Politiker  ernst  genommen  worden  ist,  gelangte  ein  grofser  Teil  seiner  An- 
schauungen auf  dem  Festlande  merkwürdigerweise  zu  dauerndem  Ansehen, 
ohne  dafs  dabei  je  sein  Name  bekannt  geworden  wäre:  nämlich  durch  Ver- 
mittlung der  Schriften  Gneists,  der  Smiths  Diatriben  gegen  Centralisation,  Re- 
form der  Verwaltung,  Ausdehnung  des  Wahlrechtes  u.  s.  w.,  hauptsächlich  aus 
dieser  Quelle,  manchmal  mit  deutlicher  Anlehnung  selbst  im  wörtlichen  Aus- 
druck entnommen  hat.  Durch  diese  Vermittlung  und  aufserdem  noch  durch 
Lothar  Buchers  vielgelesene  Schrift  „Der  Parlamentarismus,  wie  er  ist", 
ist  Toulmin  Smiths  politische  Ideenwelt  dort  von  der  wissenschaftlichen  Autori- 
tät des  Gelehrten,  hier  von  dem  politischen  Prestige  des  in  England  zum  Kon- 
servatismus bekehrten  alten  Freiheitsmannes  getragen,  als  das  Ergebnis  reifster 
Kritik  der  englischen  Verfassung  der  öffentlichen  Meinung  Deutschlands  zu- 
geführt worden. 
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damit  ist  der  Irrweg,  den  Gneist  eingeschlagen  hat,  genau  be- 
zeichnet; denn  nichts  ist  vom  Standpunkte  wissenschaftlicher  Er- 
kenntnis des  Staatslebens  überhaupt  so  gefährlich  und  darum  so 
tadelnswert,  als  der  Versuch,  die  historisch  gegebene,  konkrete 
Entwicklung  der  Dinge  einer  vorgefafsten  spekulativen  Philosophie 
unterzuordneQ.  Im  vorliegenden  Falle  hat  nun  Gneist  vermöge 
seiner  Autorität  als  hervorragender  Rechtshistoriker  vermittelst  der 
soeben  bezeichneten  Theorie  vom  „Selfgovernment"  den  Eindruck 
erweckt  und  durch  Jahrzehnte  befestigt,  ohne  hierbei  wesentlicher 
Opposition  zu  begegnen :  dafs  die  innere  Staats-  und  Verwaltungs- 
ordnung Englands  sich  nur  bis  zum  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts 
organiscti*  entwickelt  habe,  dafs  aber  von  da  an  eine  vollständige 
Abwendung  von  den  festen  Traditionen  und  den  grofsen  Grund- 
gedanken der  englischen  Verfassung  eingetreten  sei,  die  zum  Ver- 
falle des  staatlichen  Lebens  und  zu  einer  Art  von  Rückbildung  der 
durch  Jahrhunderte  entwickelten,  als  Muster  gepriesenen  Verwal- 
tungsorganisation Englands  geführt  habe.  Auf  solche  Weise  hängt 
dieses,  von  Gneist  mit  gröfstem  Nachdrucke  vertretene  und  uner- 
müdlich wiederholte  Verdammungsurteil  über  das  moderne  Eng- 
land unmittelbar  zusammen  mit  jenem  methodologisch  falschen 
Ausgangspunkt  der  Gneistschen  Staatsauffassung.  Indem  er  um 
jeden  Preis  in  der  Entwicklungsgeschichte  des  politisch  am  weitesten 
vorgeschrittenen  Staatswesens  Europas  eine  Bestätigung  der  als 
Dogma  hingestellten  Steinschen  Socialphilosophie  nachweisen  wollte, 
hat  er  die  wissenschaftliche  Haltlosigkeit  dieser  Theorie  nicht  im 
geringsten  behoben;  an  dessen  Statt  aber  hat  er  eine  Theorie  der 
gegenwärtigen  englischen  Verwaltung  und  Verfassung  entworfen, 
die  zwar  der  politischen  Subjektivität  Gneists  und  seinen  philo- 
sophischen Vorurteilen  sehr  merkwürdig  genau,  keineswegs  aber 
dem  historischen  Geschehen  und  dem  wirklichen  Wesen  der  Dinge 
entspricht.  Denn,  um  dies  hier  nur  kurz  anzumerken:  wenn 
Gneist  hartnäckig  bemüht  war,  die  englische  Staatsentwicklung 
des  XIX.  Jahrhunderts  in  das  Joch  Hegelscher  Dialektik  einzu- 
pressen, so  entsprach  dies  nicht  nur  einem  Bedürfnisse  seiner  philo- 
sophischen Denkweise,  sondern  auch  den  specifischen  politischen 
Anschauungen,  in  denen  Gneist  als  preufsischer  Politiker  um  die 
Mitte  des  Jahrhunderts,  herangereift  war.  Er  selbst  hat  wiederholt 
gestanden,  dafs  praktische  Absichten  und  bestimmte  politische  Ziele 
ihn    zu    seinem   Studium    hingelenkt    haben*.     Diese    Tendenzen 


*  Vgl.  Vorrede  zur  Verfassangsgeschichte  1882.    Die  grofsen  Verdienste 
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traten  dann  in  organische  Verbindung  mit  der  Richtung,  die  ihm 
die  Hegel-Steinsche  Philosophie  dauernd  gab.  Der  Politiker  Gneist 
und  Gneist,  der  Historiker  Englands,  erscheinen  als  ein  und  die- 
selbe geistige  Individualität.  Bald  gaben  die  in  ihm  ausgereiften 
politischen  Überzeugungen  und  Bestrebungen  seinem  Forschen  daa 
Ziel,  bald  wiederum  bestärkten  ihn  die  theoretischen  Resultate, 
zu  denen  er  als  Erforscher  der  englischen  Verfassungsgeschichte 
gekommen  zu  sein  glaubte,  in  seiner  politischen  Tendenz  und  seiner 
Staatsphilosophie. 

Es  würde  zweifellos  den  Rahmen  der  vorliegenden  Darstellung 
weitaus  überschreiten,  wenn  hier  der  Versuch  gemacht  werden  sollte» 
den  methodologischen  Fehler  und  die  inneren  Widersprüche  der 
Hegeischen  Staatsphilosophie  und  ihrer  Schöfslinge  in  der  deut- 
schen Staatswissenschaft  nach  allen  Seiten  hin  zu  verfolgen.  Nur 
ein  besonderes  Moment  soll  deshalb  hier  hervorgehoben   werden» 


Gneists  um  den  Fortschritt  der  preufsiechen  Yerwaltungsorganisation,  vor 
allem  aber  um  die  Einführung  der  Verwaltungsgerichte  —  Reformen,  die 
zweifellos  hauptsächlich  den  Schriften  und  parlamentarischen  Bemühungen 
Gneists  zuzuschreiben  sind  —  sollen  hier  nicht  im  geringsten  verkleinert  werden. 
Gewifs  bedeutete  die  Doktrin  Gneists,  dafs  die  Organisation  der  Verwaltung 
des  Inneren  auf  organischer  Verbindung  des  Berufs-  und  Ehrenbeamtentums 
beruhen  müsse  und  die  durch  Gneist  in  dieser  Richtung  erfolgreich  beeinflufste 
Reform  der  preufsischen  Verwaltung  in  den  Jahren  1872—75  ebenso  einen 
Widerspruch  zur  strengen  Tradition  der  bureaukratischen  Ministerverwaltung 
Preufsens  wie  auch  einen  technisch-administrativen  und  politischen  Fortschritt. 
Was  aber  in  den  obigen  Ausfuhrungen  gezeigt  werden  soll,  ist:  Erstens» 
dafs  diese  Doktrin  Gneists,  soweit  sie  sich  auf  Beispiele  der  englischen  Ver- 
fassung und  Verwaltung  zu  stützen  sucht,  mit  Begriffen  operiert,  die  dem 
englischen  Rechte  und  der  englischen  Politik  fremd  sind  und  daher  zu  Mifs- 
Verständnissen  führen  müssen,  weil  die  Begriffe  von  „öffentlichem  Recht*',. 
„Staat  und  Staatsverwaltung'^  in  England  seit  Jahrhunderten  völlig  verschieden 
sind  von  den  entsprechenden  Vorstellungen  der  Gesetzgebung  Preufsens  und 
den  Theorien  der  deutschen  Staatsrechtswissenschaft.  Zweitens,  dafs  die  von 
Gneist  aufgestellte  Theorie  vom  „obrigkeitlichen  Selfgovemment''  im  Grunde 
genommen  nichts  anderes  bezweckt  als  die  Idealisierung  der  oligarchischen 
Klassenverwaltung  des  ancien  regime  Englands  und  eine  theoretische  Recht- 
fertigung der  Entwicklung  der  preufsischen  Verwaltung  im  XIX.  Jahrhundert 
aus  der  englischen  Verwaltungsorganisation  heraus.  Drittens,  dafs  diese 
Theorie  daher  gewifs  nicht  dem  heutigen  England  als  Muster  aufgestellt 
werden  darf,  will  man  nicht  die  ganze  seitherige  politische  Entwicklung  dieses 
Landes  als  eine  Kette  von  politischen  Irrtümern  und  Selbsttäuschungen  ansehen. 
Gneist  freilich  nimmt  diese  Konsequenz  ruhig  an.  Ob  dieser  Gedankengang 
Gneists  nun  noch  wissenschaftlich  zu  nennen  ist,  darüber  soll  die  DarsteUung 
im  Texte  ein  Urteil  herbeiführen. 
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weil  es  nicht  blofs  den  eigentlichen  Kern  dieser  Philosopheme  bildet, 
sondern  auch  gerade  für  die  Theorien  Gneists  von  der  englischen 
Verfassung  und  Verwaltung  von  verhängnisvoller  Bedeutung  zu  sein 
scheint:  es  ist  dies  das,  was  ich  als  den  metaphysischen  Charakter  der 
deutschen  Rechts-  und  Staatsphilosophie  des  XIX.  Jahrhunderts  be- 
zeichnen möchte,  und  was  seinen  klarsten  Ausdruck  gewinnt  in  dem 
Gebrauche,  der  in  diesen  Theoremen  von  dem  abstrakten  Begriffe 
„Staat"  gemacht  wird.  Wie  trotz  Kants  Kritik  der  reinen  Ver- 
nunft die  idealistische  deutsche  Philosophie  immer  wieder  weit  über 
die  darin  gezogenen  Grenzen  hinaus  gegangen  ist,  eine  meta- 
physische Welterklärung  durch  reine  Deduktionen  a  priori  zu  geben 
versucht  hat,  so  ist  diese,  von  F.  A.  Lange  als  „Begriffsromantik" 
treffend  charakterisierte  Denkmethode  auch  für  die  Erklärung  des 
Staates  immer  wieder  von  neuem  in  Anwendung  gekommen.  Anstatt 
die  Physis  des  Staates  als  der  höchsten  realen  Erscheinungsform 
menschlichen  Gemeinlebens  auf  dem  Wege  wissenschaftlicher  In- 
duktion zu  erforschen,  hat  man  immer  wieder  versucht,  eine  Theorie 
des  Staates  rein  deduktiv  zu  geben  durch  aprioristische  Annahme 
eines  gegebenen  Rechtsbegriffes  oder  einer  Idee  vom  Staate,  die  regel- 
mäfsig  bereits  das  enthielten,  was  man  aus  ihnen  deduzieren  wollte. 
So  kam  man  dahin,  zu  übersehen  und  übersehen  zu  lehren,  dafs 
das  Wort  „Staat"  einen  blofsen  Begriff  bezeichnet,  der  nur  als 
Abstraktion  konkreter  Erscheinungen  des  menschlichen  Gemein- 
lebens wissenschaftliche  Existenzberechtigung  hat  und  nur  durch 
diese  letzteren  zur  lebendigen  Vorstellung  gelangen  kann.  Und 
so  kam  die  deutsche  Staatsphilosophie  weiter  dahin,  so  sehr  auch 
diese  aprioristischen  Ideen  vom  Staate  auf  serlich  voneinander  ab- 
weichen mochten,  insgemein  den  „Staat"  als  eine  über  der  mensch- 
lichen Gemeinschaft  stehende  Entitaet  anzusehen,  als  eine  gegen- 
über der  natürlichen  Erscheinung  der  Nationen  supernaturale, 
metaphysische  Thatsache  hinzustellen  und  demgemäfs  als  ein  über 
dem  socialen  und  wirtschaftlichen  Getriebe  der  Menschheit  empor- 
gehobenes, in  der  einsamen  Höhe  der  Parteilosigkeit  thronendes 
sittliches  Postulat  zu  definieren. 

Die  Folge  dieser  idealistischen  Staatsphilosophie  war  nun,  dafs 
man  die  jeweilige  „Idee"  des  Staates  als  das  Prius,  als  das  Ge- 
gebene ansah,  und  so  ausgerüstet  daran  ging,  das  reale  Staatsleben 
mit  den  aus  solcher  Idee  deduzierten  Dogmen  zu  meistern  und  an 
dem  so  festgestellten  theoretischen  Mafsstabe  kritisch  zu  messen. 
Alle  staatliche  Entwicklung,  jeder  politische  Kampf  erschien  von 
diesem  Gesichtspunkte  aus  notwendigerweise  als  ein  Ansturm  der 
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von  eigensüchtigen  und  unethischen  Motiven  getriebenen  Klassen  und 
Stände  der  Nationen  gegen  die  —  wie  die  einen  sagen  —  „gott- 
gewollte Ordnung",  gegen  die  „Verkörperung  des  sittlichen  Be- 
wufstseins",  wie  die  anderen  den  Staat  definieren.  Keiner  aber  zweifelt 
auch  nur  einen  Augenblick  daran,  dafs  der  Staat  als  Idee  unabhängig 
von  den  Völkern,  von  der  Gesellschaft,  von  den  Unterthanen  philo- 
sophisch a  priori  gegeben  sei.  Es  ist  nun  kein  Zufall,  dafs  die 
Blütezeit  dieser  Philosophie  zeitlich  zusammenfällt  mit  der  grofsen 
Reaktion  gegen  die  Lehren  und  die  Konsequenzen  der  franzö- 
sischen Revolution,  die  geistig  ihren  Mittelpunkt  in  Deutschland  ge- 
habt hat  und  es  ist  auch  kein  Zufall,  dafs  Hegel,  der  sublimste 
Vertreter  dieser  Staatsphilosophie,  zu  den  sehr  geschätzten,  staat- 
erhaltenden Kräften  der  preufsischen  Monarchie  gerechnet  worden 
ist,  endlich,  dafs  die  rechtshistorische  Schule  Deutschlands,  wie 
sie  von  Savigny  ausging,  diese  Staatsauffassung  zur  philosophischen 
Grundlage  annahm.  Denn  genau  betrachtet,  war  der  Kern  dieser 
politischen  Metaphysik,  ihre  Staatsidee,  nichts  anderes  als  eine 
Rechtfertigung  und  Stütze  der  absoluten  Monarchie,  die  als  die 
gottgegebene,  sinnfällige  Verkörperung  jenes  über  den  Völkern 
thronenden,  ewigen  Staatsbegriifes  und  darum  als  sakrosankt  er- 
schien. 

Es  kann  hier  nun  nicht  weiter  untersucht  werden,  inwieweit 
dieser  aprioristische  Idealismus  der  deutschen  Staatsphilosophie 
als  ein  sehr  praktisch  wirkendes  Werkzeug  a  posteriori  ersonnen 
oder  mindestens  ausgenützt  worden  ist,  und  wir  haben  hier  auch 
nicht  zu  verfolgen,  inwieweit  dieser  metaphysische  Staatsbegriflf  auch 
heute  noch  in  der  Staatswissenschaft  und  Politik  Deutschlands 
in  theoretischem  Ansehen  und  praktischer  Bedeutung  steht.  Es 
mufs  hier  genügen,  festzustellen,  dafs  in  England  diese  Art  von 
Staatsphilosophie,  wie  sie  dort  ähnlich  im  XVII.  Jahrhundert  als 
eine  Rechtfertigung  der  absolutistischen  Bestrebungen  der  Stuarts 
verkündigt  worden  ist,  vor  dem  siegreichen  Ansturm  des  puritanischen 
Volksheeres  vollständig  und  für  immer  aus  dem  Bereiche  praktischer 
Politik  verschwunden  ist.  Seither  ist  in  England  nie  mehr  auch 
nur  theoretisch  versucht  worden,  den  Staat  und  die  Nation  als 
zwei  einander  dialektisch  gegenüberstehende  Gegensätze  aufzufassen, 
wenn  es  auch  noch  zwei  Jahrhunderte  gebraucht  hat,  bis  die  letzten 
Konsequenzen  aus  der  mit  dem  Schwerte  bewiesenen  Identität 
beider  in  England  gezogen  worden  sind.  Nun  aber  läfst  sich 
leicht  ermessen,  wohin  Gneist  kommen  mufste,  als  er  daran  ging, 
die  Theorie   der   englischen  Verfassung  und  Verwaltung  zu  ent- 
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werfen,  davon  überzeugt,  „dafs  im  XIX.  Jahrhunderte  die  Gesell- 
schaft den  Staat  im  ganzen  durch  eine  gewählte  Repräsentation 
beherrschen  will**,  und  dafs  „alle  Klassen  und  Gruppierungen  der 
Gesellschaft  immer  nur  daran  denken,  den  Staat  ihren  Interessen 
dienstbar  zu  machen^". 

Es  gilt  nun,  wenigstens  in  den  Hauptpunkten  zu  zeigen,  in 
welcher  Weise  die  Gneistschen  Antithesen  und  theoretischen  Lehr- 
sätze über  das  Wesen  der  englischen  Verwaltung  mit  den  That- 
sachen  selbst  im  Widerspruche  stehen. 

Was  zunächst  das  Bild  der  Gesamtentwicklung  der  englischen 
Verfassung  betrifft,  so  steht  nicht  nur  die  oben  gekennzeichnete  Auf- 
stellung eines  dualistischen  Begriffes  der  Verwaltung  im  mehrfachen 
Widerspruche  zu  der  geschichtlichen  Entwicklung,  sondern  auch  die 
historische  Begründung  dieses  Begriffes  selbst  ist  den  schwersten 
Anfechtungen  ausgesetzt.  Es  ist  hier  gewifs  nicht  beabsichtigt, 
die  grofsen  und  unübertroffenen  Verdienste  Gneists  als  Historiker 
der  englischen  Verfassung  zu  schmälern  oder  geringzuschätzen; 
es  war  eine  dauernde  wissenschaftliche  That  Gneists,  dafs  er  der 
bis  zur  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  sowohl  in  England  wie  in 
Deutschland  herrschenden  Geschichtsauffassung  erfolgreich  entgegen- 
getreten ist,  wonach  die  repräsentativen  Elemente  der  englischen 
Verfassung  bis  in  die  Urzeit  des  englischen  Staatswesens  hinaufgehen 
wollten.  Unwiderleglich  hat  Gneist  gezeigt,  dafs  auch  für  England 
die  Annahme  eines  goldenen  demokratischen  Zeitalters  am  An- 
fange aller  Dinge  in  das  Gebiet  der  Sage  gehört,  und  dafs  auch 
hier  nicht  eine  Entwicklung  aus  einer  hypostasierten  Zeit  der  alt- 
germanischen Völkerfreiheit  über  Feudalismus  und  Absolutismus  hin- 
weg zur  Demokratie  als  Wiedergeburt  uralter  Freiheit  hinaufführt. 
Weiters  ist  es  Gneists  grofses  Verdienst  gewesen,  nachgewiesen  zu 
haben,  dafs  es  gerade  eine  Folge  der  normannischen  absoluten 
Königsherrschaft  gewesen  ist,  wenn  sich  in  England  ein  einheile 
liches  Staatsbewufstsein  und  eine  starke  Staatsgewalt  in  einer 
Epoche  entwickelt  haben,  in  welcher  auf  dem  Festlande  der  Feudalis- 
mus alle  grofsen  Volkseinheiten  auf  Jahrhunderte  hinaus  zersetzte. 
Alles  dies  darf  nicht  übersehen  werden  und  dennoch  läfst  sich 
nicht  leugnen,  dafs  Gneist  auch  schon  in  seiner  Auffassung  von 
der  älteren  Geschichte  Englands  sich  zum  Nachteile  objektiver 
Erkenntnis  von  seiner  aprioristischen  Staatsphilosophie  hat  beein- 
flussen lassen;  und  zwar  steht  hier  an  erster  Stelle  seine  aufser- 
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ordentliche  Überschätzung  der  schöpferischen  Thätig- 
keit  des  absoluten  Königtums. 

Immer  wieder  versichert  uns  Gneist,  dafs  das  Selfgovemmeiit, 
d.  h.  die  historische  Parlamentsverfassung  und  Verwaltungsorgani- 
sation Englands,  nicht  durch  Gewohnheitsrecht,  sondern  durch 
positive  Gesetzgebung  geschaffen  worden,  dafs  sie  nicht  das  Er- 
gebnis des  natürlichen  Zuges  der  Interessen,  sondern  das  Produkt 
der  über  allen  Interessengegensätzen  schwebenden  staatlichen  Ver- 
nunft sei.  Immer  wieder  betont  er,  dafs  „die  organischen  Ein- 
richtungen Englands  zwar  auch  von  Kämpfen  der  Gesellschaft  den 
Anstofs,  ihre  Ausführung  aber  durch  den  King  in  Council  erfahren 
haben,  dafs  alle  entscheidenden  Grundlagen  der  Verfassung  vorher 
entstanden  waren,  ehe  das  Königtum  die  Selbständigkeit  eingebüfst, 
ehe  sich  das  alte  Privy  Council  in  das  Cabinet  verwandelt  hat".  Als 
Epoche  der  grofsartigen  organischen  Gesetzgebung  bezeichnet  er  mit 
Nachdruck  das  XIV.  und  XV.  Jahrhundert,  einer  Gesetzgebung,  die  der 
Durchführung  eines  Gedankens  diente:  der  Verbindung  aller  Funk- 
tionen der  weltlichen  Staatsgewalt  mit  den  vorhandenen  gröfseren 
Kommunal  verbänden,  „einer  Verbindung,  durch  welche  die  Bevölke- 
rung von  dem  Bewufstsein  ihrer  staatlichen  Pflichten  durchdrungen, 
mit  einem  einheitlichen  Staatsbewufstsein  erfüllt  und  befähigt  wird, 
ihre  bürgerliche  Ordnung  sich  selbst  zu  setzen".  „Man  erkennt 
in  dieser  tief  durchdachten  Gesetzgebung  ebenso  wie  in  der  Magna 
Charta  den  Beirat  jenes  wohlgeschulten  Beamtentums,  das  seit 
dem  Ende  der  Regierung  Heinrichs  III.  zu  seiner  normalen  Thätig- 
keit  zurückkehrt,  unter  Leitung  eines  hochherzigen  Monarchen 
den  inneren  Ausbau  der  Verfassung  fortsetzt  und  im  Laufe  eines 
Jahrhunderts  vollendet  hat"  ^  An  dieser  Auffassung  ist  zweifellos 
so  viel  richtig,  dafs  der  König  und  sein  Rat  durch  Jahrhunderte 
die  Führung  und  Initiative  in  der  Gesetzgebung  Englands  gehabt 
haben.  Denn  England  ist  je  nach  der  persönlichen  Befähigung  seiner 
Könige  bald  mit  starker,  bald  schwacher  Königsgewalt,  immer  aber 
centralistisch  regiert  worden.  Aber  gerade  der  Organismus  des 
„Selfgovernment"  läfst  sich  nicht  als  das  Produkt  organischer  Gesetz- 
gebung des  King  in  Council  charakterisieren,  sondern  mufs  vielmehr 
als  ein  Kompromifs  zwischen  König  und  Parlament  verstanden 
werden.  Seit  Wilhelm  dem  Eroberer  war  das  Bestreben  der  herrsch- 
gewaltigen Könige  Englands  darauf  gerichtet,  einmal  die  Ausbildung 
des  politischen  Feudalismus   zu   verhindern,   sodann  alle   Staats- 
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gewalt  konzentriert  in  ihren  Händen  zu  vereinigen.  Das  erstere 
ist  ihnen  gelungen;  das  zweite  aber  mufst«  der  normannischen 
Dynastie  mifslingen,  weil  das  erobernde  Element  zu  schwach  war, 
um  die  vorgefundene  elementare  Rechts-  und  Staatsordnung 
des  englischen  Volkes  zu  zertrümmern,  und  weil  es  andererseits 
nur  durch  Aufrechthaltung  derselben  möglich  wurde,  die  Ent- 
stehung politischen  Feudalwesens  in  England  dauernd  zu  hindern. 
Die  charakteristischen  Merkmale  des  englischen  „Selfgovernment^ 
sind  die  Beibehaltung  der  alten  Lokalverbände  des  Volkes  als  Ein- 
heiten der  gesamtstaatlichen  Rechtspflege  und  Verwaltung,  femer 
die  Lokalisierung  der  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  innerhalb 
dieser  Verbände,  der  Grafschaften  und  bald  auch  der  Städte, 
endlich  als  weitere  Folge  dieses  letzteren  Umstandes  die  Teilnahme 
der  freien  Bevölkerung  an  der  staatlichen  Arbeit  im  Heerwesen, 
Gericht  und  Verwaltung  vermittelst  der  angestammten  territorialen, 
bis  zum  engsten  Nachbarverbande  herunter  gegliederten  Organi- 
sation. Alle  diese  Momente  sind  aber  nur  die  Folge  davon ,  dafs 
die  überkommene,  grofsenteils  auf  germanischen 
Wurzeln  beruhende  Rechts-  und  Gemeinschafts- 
ordnung in  England  erhalten  geblieben  ist,  während  sie  auf 
dem  Kontinente  durch  den  Feudalismus  allenthalben  zerstört 
worden  ist.  Diese  grofse  historische  Thatsache  findet  ihren  sicht- 
baren Ausdruck  in  der  schon  mehrmals  hervorgehobenen  funda- 
mentalen Erscheinung  der  Aufrechthaltung  und  Unerschütterlich- 
keit des  nationalen  Gewohnheitsrechtes  Englands ,  des  -Common 
Law.  In  der  Fortdauer  des  Common  Law  trotz  der  Eroberung  und 
Einführung  des  Lehenswesens  liegt  die  wahrhaft  organische  Natur 
der  inneren  Staats-  und  Rechtsentwicklung  Englands,  wie  wir  sie 
im  XIV.  Jahrhundert  vollendet  finden,  begründet.  Die  positive 
Gesetzgebung  des  King  in  Council,  so  grofs  auch  das  Verdienst 
der  damaligen  Träger  der  Gesetzgebung,  der  Könige  und  ihres 
Rates,  für  das  rückblickende  Urteil  erscheint,  hat  nur  die  Aufgabe 
gelöst,  die  richtige  Form  für  das  Koinpromifs  zu  finden,  das  zwischen 
der  centralisierenden  Tendenz  des  schrankenlosen  Absolutismus  der 
englischen  Könige  einerseits  und  dem  tiefen  Gefühle  der  Bevölke- 
rung für  die  lebendige  Fortdauer  ihrer  angestammten  Territorial- 
verbände als  der  allein  rechtmäfsigen  Formen  für  die  Ausübung 
der  staatlichen  Gewalt  andererseits  einen  lebensfähigen  Ausgleich  zu 
treffen.  Gerade  in  dem  Friedensrichteramte,  dem  klassischen 
Amte  des  englischen  „Selfgovemment**  sahen  wir  am  besten  diese 
Entwicklung  hervortreten.    Ein  Jahrhundert  lang  werden  von  den 
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Königen  verschiedene  Versuche  gemacht,  ständige  Organe  der 
öffentlichen  Gewalt  in  den  Grafschaften  neben  den  periodischen 
Funktionen  der  Reichsrichter  zu  statuieren,  Versuche,  die  erst 
dann  zu  einem  Resultate  führen,  als  die  Krone  sich  dazu  verstand, 
dieses  Amt,  wenn  auch  nicht  auf  die  Wahl  im  County  Court,  so 
doch  gewissermafsen  hypotheciert  auf  die  einzelne  Grafschaft  zu 
konstituiren.  Diese  organische  Verbindung  von  Staatsamt  und 
kommunaler  Repräsentation,  wie  wir  sie  im  Friedensrichteramte 
finden,  findet  in  dem  betreffenden  Gesetze  Eduards  III.  gewifs 
ihre  äufserliche  Formulierung,  nicht  aber  ihre  innere  Erklärung; 
die  unzerstörbare  Lebenskraft  dieses  Amtes  wurzelt  vielmehr  in 
einem  ganz  anderen  Boden,  nämlich  in  dem  starken  Gefühle  für 
die  lokale  Autonomie,  das  seit  jeher  alle  Stände  des  englischen 
Volkes  erfüllte  und  das  in  den  Formen  und  Begriffen  des  Common 
Law ,  der  Gestalt  der  Jury ,  des  Verfahrens  im  County  Court  und 
bei  den  Assisen  seinen  elementaren  Ausdruck  gewann.  Noch  weniger 
aber  ist  es  richtig,  dem  Königtum  des  XIV.  und  XV.  Jahrhunderts 
den  Gedanken  zu  vindicieren,  wie  Gneist  es  thut,  dafs  es  für  das 
staatlich  Notwendige  durch  sorgfältig  vorbereitete  Gesetze  sorgte, 
„die  für  jedes  politische  Recht  eine  persönliche  Pflicht  auferlegt  und 
dadurch  die  „Gesellschaft"  dem  „Staate"  dienstbarerhalten  haben". 
Dieser  Gedanke  ist  nämlich  nichts  anderes  als  eine  abstrakte  Um- 
schreibung dessen,  was  von  den  ursprünglichen  staatlichen  Vorstel- 
lungen der  Nation  in  dem  Common  Law  Englands  lebendig  erhalten 
gebliebe»  und  von  den  „wohlgeschulten  Beamten  des  Königs**  d.  h. 
seinen  der  Feudalität  entgegenarbeitenden  kirchlichen  und  weltlichen 
Beratern  gewifs  mit  grofsem  Verständnisse  benutzt  und  fortgebildet 
worden  ist.  In  der  Friedensbürgschaft,  die  bereits  im  angel- 
sächsischen Staate  voll  entwickelt  gewesen,  liegt  der  fruchtbare 
Keim  zu  jener  so  eigenartig  starken  und  frühen  Entwicklung  des 
Gedankens  der  Selbstthätigkeit  aller  Volksgenossen  im  staat- 
lichen Interesse  auf  englischem  Boden.  Gerade  darin  nun  erweist 
sich  der  organische  Charakter  des  im  XIV.  Jahrhundert  vollendeten 
englischen  „Selfgovernment** ,  dafs  es  aus  den  im  Anfange  der 
staatlichen  Entwicklung  bereits  vorhandenen  ursprünglichen  Vor- 
stellungen des  Volkes  von  Recht  und  Pflicht  herausgewachsen  ist, 
wenn  es  auch  hierbei  zweifellos  durch  verschiedene  äufsere  Ein- 
flüsse stark  modificiert  und  vor  allem  zu  Gunsten  der  Selbst- 
interessen des  Königtums  und  des  Grofsgrundbesitzes  als  der  eigent- 
lichen staatlichen  Machtfaktoren  ausgestaltet  worden  ist.  Diese 
Ausgestaltung  ist  gewifs  durch  die  Gesetzgebung  des  XIIL  und 
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XIV.  Jahrhunderts  vorgenommen  worden;  aber  mit  dem  „organi- 
schen" Charakter  des  englischen  „Selfgovernment"  haben  diese  Legis- 
lation und  ihr  äufserer  Urheber,  der  König  und  sein  Rat,  am 
allerwenigsten  zu  thun.  Im  ttbrigen  haben  hierbei  nicht  minder  als 
der  König  und  das  Privy  Council  die  Parlamente   des  XIV.   und 

XV.  Jahrhunderts,  sei  es  auch  nur  durch  ihren  Widerstand  gegen 
die  dem  englischen  Eroberer-Königtum  natürlich  innewohnende 
und  oft  mit  Nachdruck  hervorgekehrte  absolutistische  Tendenz, 
schöpferisch  mitgewirkt. 

Die  Überschätzung  der  Bedeutung  des  englischen  Königtums, 
die  ein  hervorragendes  Merkmal  der  Gneistschen  Geschichtsauf- 
fassung bildet,  findet  nun,  abgesehen  von  ihrem  Zusammenhange 
mit  der  politischen  Subjektivität  Gneists  auch  eine  zweifellose 
theoretische  Erklärung.  Diese  Eigentümlichkeit  Gneists  ist  nämlich 
die  notwendige  Folge  seiner  dialektischen  Auffassung  von  Staat  und 
Gesellschaft.  Denn  wenn  es  richtig  ist,  dafs  der  Staat  als  die  sittliche 
Überwindung  der  sich  kreuzenden  egoistischen  Bestrebungen  der  Ge- 
sellschaft aufzufassen  sei,  so  ist  andererseits  klar,  dafs  der  Träger 
dieses  Staates  notwendig  ein  Faktor  sein  mufs,  der  wenigstens  der 
Idee  nach  aufser  und  über  der  Gesellschaft  steht.  Gneist  weist 
nun  wiederholt  darauf  hin,  dafs  solche  Auffassung  vom  Berufe 
der  Krone  speciell  dem  christlich -germanischen  Königtum  eigen 
sei.  Sowohl  für  den  Historiker  als  für  den  Politiker  Gneist  bildet 
diese  Überzeugung  einen  festen  Leitstern;  dafs  sie  ihn  nun  auch 
bei  seiner  theoretischen  Erfassung  der  englischen  Staatsverfassung 
im  aufserordentlichen  Mafse  beeinflufst  hat,  kann  da  selbstver- 
ständlich nicht  Wunder  nehmen.  Auf  der  anderen  Seite  steht  aber 
diese  zuletzt  auf  eine  ausgesprochene  Theorie  vom  „socialen  König- 
tum^ hinauslaufende  Anschauung  Gneists  in  innerer  Verbindung  mit 
seiner  Unterschätzung  des  volksmäfsigen  Elementes  in  der  Entwick- 
lung des  englischen  Staats-  und  Kechtslebens ,  das  in  dem  zähen 
Festhalten  am  Common  Law  seinen  Ausdruck  findet.  Auf  diesen 
Punkt  hier  näher  einzugehen,  erscheint  deshalb  nicht  notwendig, 
weil  darüber  im  Vorhergehenden  zu  verschiedenen  Malen  des 
näheren  gesprochen  worden  ist ;  es  genügt  darauf  hinzuweisen,  dafs 
der  einheitliche  Begriff  vom  Rechte,  der  heute  ebenso  wie  vor 
Jahrhunderten  die  Grundlage  des  englischen  Staats-  und  Rechts- 
lebens bedeutet,  nur  ein  anderer  Ausdruck  für  die  nie  unter- 
brochene Wirksamkeit  des  Common  Law  ist.  Denn  mit  dem 
letzteren,  als  dem  Inbegriff  des  elementaren  Gewohnheitsrechtes 
der  Nation  war  auch  zugleich  das  gegeben,  was  jedem  ursprüng- 
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liehen  Volksrechte  zu  Gi-unde  zu  liegen  scheint,  die  unzerstörbare 
Vorstellung  von  der  Gleichartigkeit  und  Einheitlichkeit  allen 
Rechtes,  das  in  den  primitiven  Verhältnissen  der  Vorzeit  als  die 
seit  undenklicher  Zeit  hergebrachte  Ordnung  des  Oemeinlebens  der 
Volksgenossen  erscheint  und  darum  nicht  nur  diese  sondern  auch 
den  König  bindet.  Damit  war  unausweichlich  die  Folge  verknüpft, 
dars  ein  besonderes  Recht  der  Obrigkeit  erst  als  Recht  des  Landes- 
herm,  dann  als  „öffentliches^  Recht  des  „Staates'',  d.  h.  als  Summe 
der  zwischen  den  Trägem  der  Regierungsgewalt  und  den  Regierten 
bestehenden  dauernden  Beziehungen,  sich  in  England  nicht  hat 
entwickeln  können.  Vielmehr  sind  auch  diese  speciellen  Normen 
ein  Stück  des  gesamten  Landesrechtes,  des  gemeinen  Rechtes, 
geblieben.  Und  hieraus  erklärt  es  sich,  dafs  es  in  England  nie  eine 
Verwaltung  als  besondere  von  der  Rechtspflege  getrennte  Staats- 
thätigkeit,  dafs  es,  wie  M  o  r  i  e  r  sagt,  in  der  inneren  Verwaltung  Eng- 
lands seit  dem  XIII.  Jahrhundert  kein  Berufsbeamtentum  gegeben 
hat,  sondern  dafs  alle  Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  Ausführung 
von  Gesetzen  durch  richterliche  Personen  und  demzufolge  der 
Überprüfung  auf  ihre  Gesetzmäfsigkeit  durch  den  King  in  Court, 
d.  h.  durch  die  ordentlichen  centralen  Gerichtshöfe  des  Landes 
unterworfen  geblieben  ist.  Demgemäfs  liegt  in  der  lang- 
sam erfolgten  Umgestaltung  der  Rechtsstellung 
des  Richtertums  gegenüber  der  Krone  die  eigentliche 
Geschichte  des  englischen  Beamtentums  der  inneren 
Verwaltung.  Solange  der  König  kraft  der  aus  mittelalterlichen 
Ideen  vom  Königtum  heraus  entwickelten  Prärogative  als  berufener 
Hüter  des  Rechtes  die  Ausführung  der  vom  King  in  Parliament 
gegebenen  Gesetze  durch  seinen  Rat  überwacht  und  solange  dem- 
gemäfs das  Privy  Council  als  Oberinstanz  der  Friedensrichter  sowohl 
deren  persönliches  Verhalten  disciplinär  kontrolliert  sowie  durch 
zahlreiche  Instruktionen  und  Verordnungen  in  deren  Amtsthätig- 
keit  eingreift,  solange  dem  König  das  Recht  der  Ernennung  und 
Absetzung  der  Richter  an  den  grofsen  Gerichtshöfen  als  Prärogative 
uneingeschränkt  freisteht :  ebensolange  wirkt  trotz  der  richterlichen 
Gestaltung  des  englischen  Beamtentums,  trotz  der  auf  Common  Law 
gegründeten  Einheit  allen  Rechtes  ein  starkes  Element  diskretionärer 
Gewalt  auf  die  innere  Verwaltung  Englands  ein,  dessen  festen  Stütz- 
punkt eben  der  Begriff  der  königlichen  Prärogative  bildet.  In  dem 
begrifflichen  Gegensatze  zwischen  dem  Common  Law  als 
der  einheitlichen,  organisch  fortgebildeten  Rechts- 
ordnung für  alle  privaten  und  öffentlichen  Beziehungen 
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des    Gemeinlebens   und   der   Prärogative  des  Königs 
alflSumme  der  Regierungsgewalt  lag  für  England,  vom 
theoretischen  Standpunkt  betrachtet,  der  Keim  für  die 
Möglichkeit  der  Entwicklung  einer  landesherrlichen 
Verwaltung  und  eines  besonderen  Verwaltungsrechtes. 
Diese  Entwicklung  trat  thatsächlich  ein,  als  mit  dem  Hause  der 
Tudors  und  der    Durchführung   der   Reformation  die   königliche 
Gewalt  einen  mächtigen  Aufschwung  erfahren  hatte  und  zugleich 
die    fortgeschrittenen    wirtschaftlichen   und   socialen   Verhältnisse 
der  Nation  ein  positives  Eingreifen  der  Regierungsgewalt  immer 
notwendiger  und  vielseitiger  verlangten.    Die  schroffe  Steigerung 
der   in    dem   Begriffe   der   Prärogative  enthaltenen,    wenn   auch 
noch   nicht  voll    ausgebildeten   Vorstellung   von    der    besonderen 
Regierungsgewalt  der  Krone  bis  zur  Aufstellung  einer  Theorie  des 
schrankenlosen  Absolutismus,  wie  sie  in  Filmers  und  Hobbes 
Schriften  vorliegt,  brachte  auf  der  Gegenseite  mit  Naturnotwendig- 
keit  die  Herausarbeitung   der  elementaren,   aber   in  der  Praxis 
vielfach  abgeschwächten  und  schwankenden  Vorstellungen  des  Com- 
mon Law  zu  jener  vollen  theoretischen  Schärfe  hervor,  wie  wir  sie 
in  den  Rechtssprüchen  Cokes,  in  den  Reden  der  Führer  des  oppo- 
nierenden Parlamentes  zur  Zeit  Jakobs  I.  und  Karls  I.  ausgesprochen 
finden.   Darin  also,  in  dem  zwei  politische  Weltanschauungen  schroff 
gegenüber  stellenden  Gegensatze  einer  Regierung  und  Verwaltung 
durch  königliche  Prärogative  einerseits,  durch  die  nach  Common  Law 
feststehenden  Repräsentativorgane  des  Volkes  andererseits,  liegt 
nicht  nur  der  entscheidende  geschichtliche  Wendepunkt  der  inneren 
Entwicklung  Englands,  sondern  auch  ihr  theoretischer  Gehalt,  auf 
eine  abstrakte  Formel  reduziert.  Der  Sieg  des  Puritanismus  hat  diese 
Grundfrage  der  englischen   Staatsentwicklung  ein  für  allemal  zu 
Gunsten  der  volksmäfsigen  Anschauungen  von  der  Einheitlichkeit 
allen  Rechtes  und  der  ausnahmslosen  Gebundenheit  der  öffentlichen 
Gewalt  an  das  Recht  entschieden  und  so  verhindert,  dafs  England 
auf  den  von  den  Tudors  und  Stuarts  beschrittenen  Bahnen  zugleich 
zum  Verluste  seiner  nationalen  Vorstellung  vom  Rechte,   wie  zur 
Unterwerfung  unter  eine  landesfürstliche  Verwaltung  als  besondere 
Funktion  der  in  der  Krone  verkörperten  Regierungsgewalt  gebracht 
würde.    Dabei  ist  es  natürlich,  dafs  mit  der  endgültigen  Zurück- 
drängung der  Prärogative  des  Königs  auch  die  nach  Common  Law 
demselben  bis  dahin  eingeräumte  Regierungsgewalt  weit  mehr,  als 
dies  je  vorher  der  Fall  gewesen,  verringert  worden  ist.    Vor  allem 
wurde,  was  sich  als  der  schwächste  Punkt  der  Verfassung  und  als  die 
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stärkste  Waffe  der  Krone  erwiesen  hatte,  vollständig  beseitigt: 
nämlich  die  aus  der  mittelalterlichen  Vorstellung  des  King  in  Court 
hervorgegangene  Onmipotenz  der  Krone  in  Bezug  auf  das  Richter- 
tum.  Damit  wurde  auch  die  letzte  Möglichkeit  für  die  Ausbildung 
einer  specifisch  landesherrlichen  Verwaltung  mit  der  Wurzel  ver- 
nichtet; zugleich  wurde  aber  erst  jetzt  die  Unterwerfung  aller 
Ausübung  öffentlicher  Gewalt  unter  den  King  in  Court,  d.  h, 
unter  das  ordentliche  Gericht  praktisch  bis  in  die  letzte  Konsequenz 
durchgeführt.  So  kommt  es,  dafs  zugleich  mit  dem  »King  in  Parlia- 
ment"  auch  der  „King  in  Court"  zu  einer  blofs  formellen  Vorstellung 
umgewandelt  worden  ist.  Zu  derselben  Zeit,  da  der  recht- 
liche Einflufs  des  Königtums  durch  die  Entstehung 
der  parlamentarischen  Regierung  aus  der  Gesetzgebung 
vollständig  verschwindet,  ist  auch  für  Gericht  und  Ver- 
waltung der  königliche  Wille  als  ein  rechtlicher  Faktor 
des  staatlichen  Lebens  vollständig  eliminiert  worden. 
Nichts  ist  daher  so  irreführend,  als  wenn  Gneist  zur  Charakterisierung 
der  englischen  Verfassung  und  Verwaltung  des  XVIII.  Jahrhunderts 
sagt*:  „Trotz  der  gewaltigen  Ausdehnung  der  Gesetzgebung  ist 
das  ursprüngliche  konkurrierende  Verhältnis  zwischen  Gesetz  und 
Verordnung  im  Verwaltungsrecht  stehen  geblieben.  Die  Thätigkeit 
einer  Staatsregierung  läfst  sich  trotz  aller  Bemühungen  niemals 
in  Gesetzen  erschöpfen ;  die  Gesellschaft  bedarf  vielmehr  nach  Zeit 
und  Ort  wechselnd  immer  von  neuem  einer  anordnenden  und 
hindernden  Thätigkeit  des  Staates.  Was  dann  aber  die  Obrigkeit 
im  einzelnen  anzuordnen  hat,  kann  sie  auch  für  Fälle  gleicher  Art 
verordnen  oder  verbieten.  Das  Bedürfnis  des  bürgerlichen  Lebens 
bleibt  also  eine  unversiegbare  Quelle  neuen  Verordnungsrechtes." 
Gewifs  sieht  sich  Gneist,  wie  so  oft,  genötigt,  seine  Behauptungen 
selbst  gleich  wieder  stark  einzuschränken,  indem  er  hinzufügt, 
dafs  seit  den  Stuarts  infolge  der  specialisierten  Gesetzgebung  des 
Parlamentes  das  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  durch  die  Legis- 
lation dermafsen  präoccupiert  erscheint,  dafs  der  Raum  für  ein  selb- 
ständiges Verordnungsrecht  beschränkt  bleibt.  Aber  auch  mit  dieser 
Einschränkung  ist  Gneists  Behauptung  unhaltbar.  Die  englische 
Gesetzgebung  ist  nicht  erst  infolge  der  Mifsregierung  der  Stuarts 
specialisiert  worden,  sondern  sie  ist  es  seit  jeher  gewesen,  wie  die 
Gesetzgebung  des  XV.  und  XVI.  Jahrhunderts  zeigt,  w^il  ent- 
sprechend dem  vom  Common  Law  gegebenen  Rechtsbegriffe  jede 
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Abänderung  des  Gewohnheitsrechtes  und  demzufolge  auch  jede 
Erteilung  einer  neuen  Berechtigung  an  die  öffentliche  Gewalt  seit 
dem  Beginne  regelmäfsiger  Funktion  des  Parlamentes  nur  durch  Ein- 
verständnis der  Krone  mit  letzterem,  d.  h.  durch  ein  formelles  Gesetz 
vor  sich  gehen  konnte.  Und  wenn  Gneist  weiters  die  Annahme, 
als  ob  das  Yerordnungsrecht  nur  noch  zur  Ausführung  von  Gesetzen 
bestehe,  als  einen  Irrtum  der  englischen  Jurisprudenz  bezeichnet,  so 
begeht  er  hierbei  selbst  einen  schwerwiegenden  Irrtum.  Gewifs 
hat  es  dreier  Jahrhunderte  bedurft,  um  die  feste  Form  für  die  Ge- 
setzgebung durch  den  King  in  Parliament  zu  entwickeln;  gewifs 
blieb  auch  später  noch  durch  mehr  als  zwei  Jahrhunderte  der 
Umfang  der  Regierungsrechte  und  der  selbständigen  Verordnungs- 
gewalt des  Königs  durch  seinen  Rat  in  der  Praxis  schwankend,  wie  die 
Geschichte  Heinrichs  VIII.,  der  Königin  Elisabeth  und  ihrer  beiden 
Nachfolger  zeigt.  Aber  bei  dem  ersten  Versuche,  jene  Neuerung 
des  XVI.  Jahrhunderts,  nämlich  die  ersten  Ansätze  zu  einer  selb- 
ständigen landesherrlichen  Verwaltung  mit  gesetzesgleichem  Ver- 
ordnungsrecht, zu  dauernden  Institutionen  zu  gestalten,  trat  der 
Widerspruch  solcher  Staatsordnung  mit  den  Principien  des  Common 
Law  und  den  traditionellen  Vorstellungen  von  der  allein  zulässigen 
Form  für  die  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  so  mächtig  hervor, 
dafs  die  Revolution  und  deren  Sieg  sich  als  unausweichliche  Konse- 
quenzen darstellen.  Mit  der  Karl  I.  vom  Parlamente  abgetrotzten 
Gesetzgebung,  die  alle  jene  Neuerungen  des  letztvergangenen  Jahr- 
hunderts mit  einem  Schlage  aufhob,  hat  das  englische  Königtum 
seine  Rolle  in  der  inneren  Verwaltung  ausgespielt,  wenn  es  auch 
noch  episodisch  in  der  Restaurationsepoche  und  im  XVIII.  Jahr- 
hundert einen  starken  politischen  Faktor  bildete.  Und  damit 
ist  auch  die  Entscheidung  darüber  gefallen,  ob  die  innere  Ver- 
waltung Englands  sich  organisch,  d.  h.  auf  den  durch  Common 
Law  gezogenen  Grundlinien  fortentwickeln,  oder  ob  Englaiid  ein 
durch  seinen  König  und  seine  Regierung  geradeso  diskretionär 
verwalteter  Staat  werden  sollte,  wie  die  Staaten  des  Festlandes  es 
seit  dem  XVII.  Jahrhundert  geworden  sind.  Dadurch,  dafs  diese 
Entscheidung  infolge  des  Sieges  der  social  herrschenden  Klasse  in 
beiden  Revolutionen  zu  Gunsten  der  Erhaltung  der  alten  Landes- 
verfassung ausfiel,  ist  es  gekommen,  dafs  sich  in  England  zur  Zeit 
der  Blüte  des  aufgeklärten  Absolutismus  und  seiner  bevormunden- 
den Verwaltungspolitik  in  den  kontinentalen  Staaten  die  historische 
Verwaltungsorganisation  ungestört  erhalten  hat,  und  dafs  so  die 
in  letzterer  zum  Ausdruck  gelangenden  Principien  der  Einheitlich- 
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keit  allen  Rechtes  und  des  Bechtscharakters  aller  Verwaltung 
konserviert  worden  sind.  Die  Bedeutung  dieser  Thatsache  wird 
dadurch  nicht  verringert,  dafs  die  Verfassung  in  ihrer  praktischen 
Anwendung  mehr  und  mehr  im  Sinne  und  zur  Erhaltung  der  poli- 
tischen Macht  der  siegreichen  Klasse ,  des  Grofsgrundbesitzes  und 
seines  socialen  Anhanges,  ausgebaut  worden  ist. 

Wenn  also  die  Formeln  der  Gneistschen  Staatsphilosophie  über- 
haupt ernstlich  als  Theorie  einer  realen  Staatsentwicklung  an- 
gewendet werden  könnten,  so  liefsen  sie  sich  nur  im  striktesten 
Gegensatze  zu  der  von  ihm  gegebenen  Nutzanwendung  auf  England 
anwenden.  Wenn  je  eine  Überflutung  des  „Staates",  d.  h.  des  über 
allen  Parteien  stehenden  absoluten  Königtums,  durch  die  „Gesell- 
schaft**  und  ihre  Interessen  jemals  stattgefunden  hat,  so  ist  dies 
in  den  beiden  Bevolutionen  des  XVII.  Jahrhunderts  der  Fall  ge- 
wesen und  dann  stellt  gerade  das  von  Gneist  als  „staatlicher  Gegen- 
organismus**  gegen  die  Gesellschaft  bezeichnete  englische  „Selfgovem- 
menf  in  seiner  im  XVIII.  Jahrhundert  vollendeten  Gestalt  jene 
Staatsordnung  vor,  in  der  die  öffentliche  Gewalt  zu  Gunsten  der 
socialen  und  wirtschaftlichen  Interessen  der  ökonomisch  herrschen- 
den Klasse,  also  für  eine  bestimmte  Gesellschaftsklasse,  monopoli- 
siert erscheint.  Allerdings  auch  so  betrachtet  stimmt  die  thatsäch- 
liehe  Entwicklung  nicht  mit  den  dialektischen  Abstraktionen  Gneists 
überein.  Die  Tudors  und  Stuarts  sind,  wenngleich  gerade  durch  sie 
zum  erstenmal  der  Versuch  eines  socialen  Königtums  im  gröfseren 
Umfange  praktisch  gemacht  worden  ist,  nichts  weniger  als  Ver- 
körperungen des  „sittlichen  Staatswillens**  im  Gneistschen  Sinne  ge- 
wesen und  andererseits  hat  die  siegreiche  englische  Aristokratie 
zwar  die  durch  das  ererbte  Becht  gegebene  Organisation  und 
Funktion  der  öffentlichen  Gewalt  vielfach  ihren  Zwecken  angepafst, 
aber  darum  ist  doch  die  Grundlage  des  Bechts-  und  Staatsleben& 
der  Nation  von  ihr  nie  angetastet  worden.  Es  ist  eben,  wie  oben 
bemerkt,  nichts  aussichtsloser  als  der  Versuch,  den  Beichtum 
historischen  Lebens  mit  solchen  bis  zur  völligen  Leere  ausgedehnten 
Abstraktionen,  wie  sie  Gneist  eigentümlich  sind,  theoretisch  zu  er- 
klären. Es  hat  nirgends  und  nie  und  darum  auch  nicht  in  England 
einen  von  den  wirtschaftlich-socialen  Interessen  der  Gesellschaft  un- 
berührten, über  diesen  stehenden  „  Staat '^  und  ein  solches  abstraktes 
Königtum,  wie  Gneist  es  als  selbstverständlich  annimmt,  gegeben. 
Auf  keinen  Fall  kann  aber  die  Gesetzgebung  des  XIV.  und  XV.  Jahr- 
hunderts, die  die  Grundlage  des  „Selfgovernment''  geschaffen,  als  Be- 
weis für  die  postulierte  Identifizierung  des  Königtums  mit  dem 
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abstrakten  Staatsbewufstsein  angesehen  werden.  Ebenso  ist  es 
vollends  unmöglich,  die  Reform  der  englischen  Verwaltung  im 
XIX.  Jahrhundert  als  einen  Sieg  der  „Gesellschaft"  über  den 
„Staat**  zu  bezeichnen,  wie  Gneist  dies  thut.  Zu  solcher  Auffassung 
ist  Gneist  nur  deshalb  gekommen,  weil  er  seiner  Philosophie  zu- 
folge den  Staat  und  das  Volk  als  dialektische  Begriffe  im  Hegeischen 
Sinne  konstruierte,  den  ersteren  mit  dem  Königtum  identifizierte 
und  demgemäfs  diesem  alle  „postulierten"  Merkmale  seines  Staats- 
begriflFes  verlieh. 

Im  weiteren  Verfolge  dieser  dogmatischen  Gedankenrichtung 
sieht  Gneist  in  der  vom  reformierten  Parlamente  geschaffenen  Um- 
bildung der  Verwaltung  nichts  anderes  als  eine  Aktion  der  „Gesell- 
schaft" gegen  den  „Staat" :  im  Grunde  nur  deshalb,  Weil  das  englische 
Königtum,  längst  ausgeschaltet  aus  dem  Bereiche  schöpferischer 
politischer  Thätigkeit,  an  dieser  Reform  keinen  Anteil  hatte,  viel- 
mehr durch  die  schrittweise  Zurückdrftngung  des  Friedensrichter- 
amtes, nunmehr  auch  noch  jener  formellen  Ingerenz  auf  die  innere 
Verwaltung,  die  ihm  geblieben  war,  enthoben  wurde.  Thatsächlich 
aber  ist  ebenso  bei  der  Grundlegung  das  „Selfgovernment"  im 
XIV.  Jahrhundert  wie  bei  seiner  Vollendung  im  XVII.  und  XVIII. 
Jahrhundert  die  Umgestaltung  der  staatlichen  Institutionen  ent- 
sprechend den  gegebenen  wirtschaftlich-socialen  Grundbedingungen 
der  jeweiligen  Epoche  durch  die  im  „Staate"  organisierte  Gesell- 
schaft erfolgt,  und  ebendasselbe  ist  im  XIX.  Jahrhundert  bei  der 
Reform  von  Parlament  und  Verwaltung  der  Fall  gewesen. 

Es  bedarf  wohl  heute  keiner  weiteren  Ausführungen  mehr 
zum  Beweise  dafür,  dafs  jede  Organisation  der  öffentlichen  Gewalt 
immer  nur  eine,  und  zwar  die  wichtigste  Lebensäufserung  einer 
bestimmten  Gesellschaftsordnung  vorstellt,  und  dafs  jede  organische 
Abänderung  des  Staatsrechtes  immer  nur  eine  That 
der  „Gesellschaft"  sein  kann,  Gesellschaft  in  dem  der 
Wissenschaft  geläufigen  Sinne  als  der  Inbegriff  „aller  durch  ein 
verbindendes  Element  zusammengehaltener  menschlicher  Gruppen"  * 
eines  Staatsvolkes  genommen.  Daher  ist  es  wohl  auch  keineswegs  not- 
wendig, noch  besonders  nachzuweisen,  dafs  die  Begriffe  Gneists  von 
Staat  und  Gesellschaft  als  dialektischen  Gegensätzen  für  eine  wissen- 
schaftliche, d.  h.  entwicklungsgeschichtliche  Erkenntnis  völlig  un- 
brauchbar sind.    Es  ist  nur  von  Wichtigkeit,  festzustellen,  dafs  die 


^  So  definiert  Jellinek  die  Gesellschaft  in  seiner  „Staatslehre",  Berlin 
1900,  S.  86. 
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Nutzanwendung,  die  Gneist  aus  seiner  Staats-  und  Gesellschaftslehre 
für  die  englische  Verfassungsentwicklung  gezogen  hat,  unweiger- 
lich zu  einer  Verschleierung  des  wirklichen  Herganges  der  Dinge, 
zu  einer  irreführenden  und  künstlichen  Auffassung  des  staatlichen 
Entwicklungsprozesses  führen  mufste.  Aber  für  Gneist  hat  diese 
dialektische  Geschichtsauffassung  noch  eine  weitere  verhängnisvolle 
Konsequenz  gehabt.  Sie  hat  Gneist  zu  einer  theoretischen  und 
kritischen  Beurteilung  der  neueren  Lokal  Verwaltung  Englands  ge- 
nötigt, die  den  Thatsachen  vollständig  widerspricht,  die  aber  nichts- 
destoweniger die  Auffassung  von  der  inneren  Administration  Eng- 
lands auf  dem  Festlande  durch  lange  Zeit  beherrscht  hat  und  in 
hohem  Mafse  noch  immer  beherrscht.  Auf  diesen  Gegenstand 
mufs  nun  näher' eingegangen  werden. 

In  der  für  Gneist  charakteristischen,  zu  Antithesen  zuge- 
spitzten Darstellung  läfst  sich  seine  Theorie  vom  „Selfgovernment" 
einerseits,  von  der  modernen  englischen  Lokalverwaltung  anderer- 
seits folgendermafsen  nochmals  kurz  resümieren: 

L  Organisation  der  Verwaltung.  Das  „Selfgovem- 
ment"  repräsentiert  eine  organische  Verbindung  von  persönlicher 
Pflicht  und  Thätigkeit  mit  politischen  Rechten,  die  moderne  Selbst- 
verwaltung löst  dieses  Element  der  Kraft  und  Gesundheit  des 
englischen  Staatslebens  auf,  indem 

a)  an  die  Stelle  der  von  ernannten  Organen  gebildeten 
Kollegien  (Friedensrichter  in  Stadt  und  Land)  von  den  Steuer- 
zahlern gewählte  Körperschaften  (Boards)  treten; 

b)  diese  neuen  Organe  des  Amtscharakters  entbehren  und  sich 
auf  Beschliefsung  und  Leitung  ohne  persönliche  Verantwortlich- 
keit beschränken ,  während  die  eigentliche  Verwaltung  vollständig 
in  die  Hände  einer  besoldeten  Beamtenschaft  gerät; 

c)  indem  also  an  die  Stelle  der  bürgerlichen  Pflicht  nunmehr 
das  örtliche  Interesse  als  treibendes  Moment  der  Verwaltung 
tritt,  an  Stelle  des  Principes  der  Ernennung  die  verantwortungslose 
Wahl,  indem  zugleich  die  Pflicht  zur  Annahme  der  Ämter  und 
damit  die  Verantwortlichkeit  für  die  Verwaltung  aufhört. 

2.  Centralisation.  So  wird  kraft  des  Wahlprincipes  die 
Lokalverwaltung  zu  einer  reinen  Interessenverwaltung,  und  daher 
werden  Funktionen  der  Bechtsprechung  und  Obrigkeit,  die  den 
Lokalinteressenten  nicht  überlassen  werden  können,  „von  der 
Selbstverwaltung  ausgeschieden  und  dem  ,Staate'  überwiesen**. 
Auf  solche  Weise   wird   der  Centralismus   und   eine  vollständige 
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Verschiebung  des  Objektes  der  „Selbstverwaltung"  herbeigeftthrt. 
An  die  Stelle  der  den  Gegenstand  des  alten  Selfgovemment 
bildenden  staatlichen  Funktionen  (Geschworenendienst,  Polizeipflege, 
Militäraushebung  etc.)  treten  rein  wirtschaftliche  Interessen  der 
lokalen  Verbände,  während  jene  vorgenannten  eigentlichen  Ver- 
waltungsfunktionen vollkommen  aus  der  „Selbstverwaltung"  heraus- 
fallen. 

3.  Parlament.  Während  im  „Selfgovemment"  die  alten  Kom- 
munalverbände die  festen  Bausteine  des  Parlamentes  waren,  sind 
dies  die  neueren  nicht  mehr;  während  früher  das  Wahlrecht  und 
die  Wählbarkeit  zum  Parlamente  mit  der  persönlichen  Thätigkeit 
im  Gemeindeverbande  zusammenhingen,  ist  dies  nicht  mehr  der 
Fall,  seitdem  das  Wahlprincip  die  neuen  Gemeindeformationen  be- 
herrscht. Während  für  das  „Selfgovemment"  der  Gemeindesinn 
(Parochial  Mind)  mit  allen  seinen  wohlthätigen  Folgen  charakte- 
ristisch ist,  erscheint  für  die  wirtschaftliche  Selbstverwaltung  der 
„Voluntarism"  der  besitzenden  Klassen  einerseits,  die  socialistische 
Doktrin  der  Arbeiterklasse  andererseits  bezeichnend. 

4.  Steuerwesen.  Das  Element  der  Steuer  ist  in  dem  „klassischen 
Selfgovemment"  nur  ein  Surrogat  für  den  persönlichen  Dienst  des 
Einzelnen  im  öffentlichen  Interesse  und  daher  von  untergeordneter 
Bedeutung.  Im  XIX.  Jahrhundert  hat  „der  Übergang  in  die  reine 
Geldwirtschaft"  den  Steuern  einen  früher  unbekannten  Umfang 
gegeben  und  daran  ein  System  lokaler  Repräsentation  geknüpft 
und  dadurch  ist  das  Bedürfnis  der  neueren  Gesellschaft  zum  Haupt- 
gegenstande der  Selbstverwaltung  geworden. 

Diese  Abstraktionen  und  Antithesen  sind  in  ihrem  Gemisch 
von  richtigen  und  unrichtigen  Beobachtungen,  in  der  mafslosen  Über- 
treibung einzelner  vorübergehender  Erscheinungen  der  politischen 
Entwicklung  Englands,  in  ihrer  dogmatischen  Fassung  und  ihrer 
über  alle  objektive  Beobachtung  weit  hinausgehenden  Verallgemeine- 
rung typisch  für  Gneists  Methode.  Vor  allem  ist  es  durchaus  un- 
richtig, wenn  Gneist  behauptet,  dafs  die  Reform  der  englischen  Ver- 
waltung das  grofse  Element  der  Selbstthätigkeit  der  Bürger  im 
öffentlichen  Leben  geschwächt  und  gröfstenteils  beseitigt  hat.  Das 
gerade  Gegenteil  davon  ist  richtig.  Das  alte  „Selfgovemment"  hatte 
vielmehr  die  Selbstthätigkeit  der  Bevölkerung  auf  ein  Minimum 
reduziert.  Es  genügt  hier  auf  die  im  geschichtlichen  Teile  ge- 
gebene Darstellung  der  unkontrollierten  und  allmächtigen  Stellung 
der  „Landed  Gentry"  in  der  Verwaltung  des  Inneren,  sowohl  in 
Städten  wie  in  Grafschaften,  und  auf  die  korrupten  Zustände  in 
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den  von  geschlossenen  Korporationen  und  Select  Vestries  regierten 
Städten  und  Kirchspielen  zu  verweisen. 

Die  entschlossene  und  radikale  Beseitigung  dieser  Zustände 
durch  die  „Gesellschaft",  wie  sie,  um  mit  Gneist  zu  reden,  ver- 
mittelst der  Reformbill  in  das  Parlament  siegreich  einzog,  bedeutet 
daher  eine  der  gröfsten  Thaten  des  englischen  Parlamentes.  Durch 
die  Gesetzgebung  jener  Epoche,  „die  (nach  Gneist)  immer  wieder  auf 
die  Kreierung  von  ,Be8chlur6behörden',  die  Geld  zu  verwalten  und 
Beamte  anzustellen -haben,  hinausläuft,"  ist  erst  wieder  eine  wirk- 
liche Selbstthätigkeit  der  mittleren  Klassen  in  der  Verwaltung 
Englands  ermöglicht  worden.  Wenn  Gneist  sodann  den  „Amts- 
Charakter"  der  Behörden  des  „Selfgovemment"  fortwährend  hervor- 
hebt und  bei  den  Organen  der  „wirtschaftlichen  Selbstverwaltung" 
das  Fehlen  desselben  als  einen  schweren  inneren  Mangel  feststellt, 
so  ist  dieser  ganze  Gedankengang  eine  durchaus  irreführende 
Übertragung  deutscher  Ideen  von  Verwaltung  auf  englische  Rechts- 
zustände. Das,  was  Gneist  den  Amtscharakter  nennt,  ist  einfach 
der  richterliche  Charakter,  den  die  historischen  Träger  des  Self- 
government,  die  Friedensrichter,  besafsen  und  auch  heute  noch 
genau  so  besitzen,  wie  in  den  vergangenen  Jahrhunderten.  Ämter 
im  deutschen  Sinne  dieses  Wortes  als  besondere  Verwaltungs- 
behörden, als  vom  Landesherrn  lokal  delegierte  und  ihm  verantwort- 
liche Organe  der  öffentlichen  Gewalt  hat  es,  wie  oft  bemerkt,  in 
der  inneren  Verwaltung  Englands  nie  gegeben.  Jenen  richterlichen 
Charakter  besitzen  die  an  die  Stelle  der  Friedensrichterkollegien 
getretenen  Boards  of  Guardians,  County,  Borough,  District  Councils 
selbstverständlich  nicht ,  aber  darin  lag  ja  gerade,  ganz  abgesehen 
von  der  durch  die  Einführung  gewählter  Verwaltungsorgane  voll- 
zogenen Anpassung  der  Verwaltung  an  die  neuen  Ideen  demo- 
kratischer Staatsordnung,  der  grofse  politische  und  administrative 
Fortschritt.  War  auch  längst  die  Ernennung  der  Friedensrichter 
durch  die  Krone  zu  einer  blofsen  Form  geworden,  so  lag  dennoch 
in  der  traditionellen  Gestalt  der  Commission  of  Peace  als  der 
Grundlage  der  Verwaltung  äufserlich  noch  der  letzte  Rest  der 
seit  Karls  I.  Sturz  praktisch  beseitigten  Vorstellung  von  der  inneren 
Verwaltung  als  einer  kraft  Prärogative  der  Krone  unterstehenden 
besonderen  Funktion  der  öffentlichen  Gewalt.  Wie  alle  Prärogative 
der  Krone  war  auch  diese  Befugnis  während  des  XVIIL  Jahr- 
hunderts sachlich  längst  zu  einer  Domäne  der  Parlamentsoligarchie 
geworden,  die  sie  dem  Königtum  entwunden  hatte,  die  aber  ebenso 
wenig  gewillt  war,  die  breiten  Schichten  der  Bevölkerung  an  der 
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Verwaltung  teilnehmen  zu  lassen  als  das  Parlament  zu  einer  wirk- 
lichen Volksvertretung  umzugestalten.  Die  Thfttigkeit  des  ersten 
Reformparlamentes  hat  nun  in  dieses  System  mächtige  Breschen 
geschlagen  und  jenem  letzten  Rest  scheinbarer  Abhängigkeit  der 
inneren  Verwaltung  von  der  Krone  durch  schrittweise  Loslösung 
der  Verwaltung  aus  dem  Bereiche  der  friedensrichterlichen  Thätig- 
keit  ein  Ende  gemacht.  Von  diesem  Standpunkte  aus  gesehen  ist 
es  das  gemeinsame  grofse  Moment,  das  der  gesamten  Local  Govem- 
ment-Reform  seit  1834  innewohnt,  dafs  nunmehr  an  die  Stelle 
eines  formell  noch  immer  königlichen  Verwaltungsauftrages  eine 
Reihe  von  Parlamentsakten  als  neue  Rechtsgrundlage  tritt, 
dafs  ein  System  von  gewählten  Körperschaften  als  einheitliche 
Organisation  der  inneren  Verwaltung  erscheint.  Dafs  dabei 
der  Charakter  der  englischen  Verwaltung  als  einer  ausschliefs- 
lichen  Verwaltungsrechtspflege  nicht  im  geringsten  er- 
schüttert worden  ist,  das  ist  oben  nachgewiesen  worden. 

Auf  solche  Weise  hat  aber  das  gerade  Gegenteil  dessen  statt- 
gefunden, was  Gneist  von  der  neuen  „wirtschaftlichen  Selbstverwal- 
tun g**  unermüdlich  behauptet.  Jetzt  erst  ist  wieder  die  persönliche 
Thätigkeit  der  breiten  Schichten  des  Mittelstandes,  bald  auch  der 
Arbeiterschaft  im  Dienste  der  staatlichen  Interessen  möglich  ge- 
worden. Die  Wahlreformen,  die  den  Massen  Englands  die  politischen 
Rechte  gaben,  waren  gefolgt  von  einer  Verwaltungsreform,  die 
eben  denselben  socialen  Elementen  auch  neue  Verwaltungspflichten 
auferlegte.  Es  ist  völlig  aus  der  Luft  gegriffen,  wenn  Gneist  im 
Gegensatze  zu  dieser  Thatsache  immer  wieder  behauptet,  dafs  die 
neuen  Lokalverwaltungsbehörden  der  Verantwortlichkeit  entbehren, 
weil  ein  gesetzlicher  Zwang  zur  Annahme  der  Wahl  nicht  vor- 
handen sei.  Wie  Gneist  zu  diesem  letzteren  Argumente  gelangen 
konnte,  ist  übrigens  unerfindlich;  denn  wir  erinnern  uns  aus  der 
Darstellung  im  IL  Teile,  dals  das-Princip  der  Verpflichtung  zur 
Annahme  von  Gemeindeämtern  in  sämtlichen  Gesetzen  in  gleicher 
Weise  ausgesprochen  ist,  wie  es  für  das  „Selfgovernment"  jahr- 
hundertelang gegolten  hat*.  Nicht  minder  steht  aber  im  Wider- 
spruche mit  den  Thatsachen,  was  Gneist  des  weiteren  von  der 
Thätigkeit  dieser  neuen  Organe  der  Verwaltung,  der  städtischen 
und  ländlichen  Boards  sagt.  Es  ist  für  Jeden,  der  die  innere 
Entwicklung  Englands  im  XIX.  Jahrhundert  auch  nur  oberflächlich 


^  Nur  für  die  Parish  Councils  besteht  weder  die  Annahmepflicht  noch 
RücktrittBbuise,  wohl  aber  für  alle  anderen  kommunalen  Wählämter. 
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verfolgt  hat,  einfach  unverständlich,  wie  Gneist  die  Behauptung  hat 
aufstellen  und  durch  drei  Jahrzehnte  hat  wiederholen  können,  dafs 
seit  der  Zurückdrängung  des  Selfgovernment,  d.  h.  der  aristo- 
kratisch-oligarischen  Friedensrichter -Verwaltung,  der  Gemeingeist, 
der  Kommunalsinn,  das  staatliche  Pflichtgefühl  der  Einzelnen  in 
England  abgenommen  habe  und  im  Verschwinden  begriflFen  sei. 
Das  direkte  Gegenteil  ist  richtig.  Wer  sich  daran  er- 
innert, wie  unter  der  Herrschaft  des  „Selfgovernment"  in  den 
englischen  Städten  beispiellose  Korruption  eingerissen,  jeder  Ge- 
meinsinn, ja  selbst  das  Rechtsgefühl  vielfach  verringert  oder  ganz 
verschwunden  war,  und  wer  vorurteilsfrei  die  Entwicklung  des 
englischen  Städtewesens  seit  fünfzig  Jahren  überblickt,  der  mufs 
erkennen,  dafs  die  von  Gneist  als  „Überflutung  des  Staates  durch 
die  Gesellschaft"  bezeichnete  ßeformgesetzgebung  erst  wieder  die 
in  sehr  bedenklicher  Weise  verschütteten  Quellen  des  englischen 
Staatslebens,  den  bürgerlichen  Gemeingeist  und  die  wahre  Selbst- 
verwaltung, neu  eröflfhet  hat.  Seit  der  Reform  der  Städteverwaltung, 
vollends  aber  in  den  drei  letzten  Decennien,  hat  ein  beispielloser 
Aufschwung  der  Städteverwaltung  in  England  stattgefunden,  der 
in  nicht  wenigen  Richtungen  auch  für  die  Staaten  des  Festlandes 
und  selbst  für  Deutschlands  ausgezeichnete  Stadtverwaltung  beispiel- 
gebend geworden  ist.  Darüber  werden  wir  noch  weiter  unten  mehr 
zu  sagen  haben;  hier  aber  handelt  es  sich  nur  um  die  Frage, 
was  diesen  Aufschwung  ermöglicht  hat.  Die  Antwort,  die  darauf 
oben  gegeben  wurde,  die  Darstellung  der  modernen  Verwaltungs- 
organisation Englands,  zeigt  am  besten  die  völlige  Grundlosig- 
keit der  Gneistschen  Theorie.  Es  ist  bezeichnend,  dafs  Gneist 
gerade  jenes  Moment,  in  welchem  sich  diese  Wiedergeburt  der 
Selbstverwaltung  auf  demokratischer  Basis  am  deutlichsten  aus- 
spricht, vollständig  mit  Schweigen  übergeht.  Gneist  hat  die 
Bedeutung  des  Committee  als  der  ebenso  einfachen 
wie  elastischen  Grundform  wirklicher  „Selbstverwal- 
tung" zweifellos  nicht  erkannt  und  nirgends  hervor- 
gehoben, obgleich  darin  der  Schlüssel  zum  Verständnisse  der 
inneren  Verwaltung  Englands  in  der  Gegenwart  liegt.  Mit  dem 
Committee-System  war  die  einfache  Lösung  des  Problems  gegeben, 
wie  das  seit  der  Reformbill  für  das  Parlament  wiedereroberte  Princip 
gleichmäfsiger  Repräsentation  auch  in  der  Verwaltung  zur  lebendigen 
Wirksamkeit  gebracht  und  so  eine  wirkliche  Selbstthätigkeit  der 
breiten  Schichten  der  Bevölkerung  in  der  Verwaltung,  eine  Ver- 
bindung persönlicher  Pflicht  mit  politischem  Rechte  dauernd  ge- 
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sichert  werden  kann.  Gneist  aber  blieb  diese  Erkenntnis  deshalb 
fremd,  weil  sie  seinem  aprioristischen  Schema  widersprach,  wonach 
das  alte  verdiente  „Selfgovemment"  Englands  und  die  neue  Ver- 
waltung des  XIX.  Jahrhunderts  um  jeden  Preis  als  dialektische 
Gegensätze  konstruiert  werden  mufsten.  War  das  eine,  wie  der 
Historiker  Gneist  richtig  gezeigt  hat,  die  Wurzel  der  Kraft  und 
Bifite  Englands  seit  den  Anfängen  staatlichen  Lebens,  so  mufste 
das  andere  als  Abwendung  von  den  Grundsätzen  des  „Selfgovernment" 
notgedrungen  seinen  Verfall  und  fortschreitenden  Ruin  bedeuten. 
Gneist  scheint  eben  niemals  ein  Zweifel  darüber  aufgestiegen  zu 
sein,  ob  sich  denn  überhaupt  das  organische  oder  geschichtliche 
Leben  wirklich  in  dialektischen  Gegensätzen  vollzieht. 

Nicht  nur  haben  die  neuen  Boards  und  Councils  eine  Wieder- 
geburt der  persönlichen  Thätigkeit  der  Bürgerschaft  in  der  Verwal- 
tung zur  Folge  gehabt,  sie  haben  auch  weiterhin  erst  eine  technisch 
vollkommene  und  ökonomische  Verwaltung  des  Inneren  ermöglicht, 
und  zwar  gerade  durch  jene  Neuerung ,  die  Gneist  immer  nur  mit 
beifsendem  Hohn  als  Zeichen  des  Verfalles  konstatiert.  Es  ist 
dies  die  Einführung  e i n e s  geschulten  Beamtentums  in  die 
innere  Verwaltung.  Ein  Hauptmerkmal  des  aristokratischen 
„Selfgovernment"  war,  dafs  es  auch  die  Besorgung  der  eigent- 
lichen Verwaltungsarbeit  als  ein  dem  oligarchischen  Geiste  der  ganzen 
Organisation  untergeordnetes  Problem  betrachtete.  Für  die  innere 
Administration  des  XVIII.  Jahrhunderts  war  die  SchaflFung  des 
Verwaltungsapparates  nichts  anderes  als  ein  Stück  lokaler  Patro- 
nage.  Der  Form  nach  erscheinen  zwar  die  ausführenden  Hilfsorgane 
der  Verwaltung,  die  Overseers  und  Constables,  ebenso  als  ehren- 
amtliche Träger  der  staatlichen  Pflichten  wie  die  Friedensrichter 
selbst;  in  Wahrheit  sind  sie  aber  nicht  viel  mehr  gewesen  als  die 
gefügigen  und  ergebenen  Organe  der  in  Stadt  und  Land  als 
Friedensrichter  verwaltenden  Aristokratie  und  Gentry.  So  war 
die  Polizeipflege  in  England,  die  formell  als  staatliches  Ehrenamt 
den  Parish  Constables  oblag,  längst  zu  einem  viel  verspotteten 
Zerrbild  eines  wirklichen  Sicherheitsdienstes  geworden,  und  so  war 
es  in  den  Städten,  wo  die  Korporationsbeamten  einen  wichtigen 
Bestandteil  der  korrupten  Organisation  bildeten,  längst  notwendig 
geworden,  die  zugleich  mit  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  an- 
wachsenden kommunalen  Bedürfnisse  durch  besondere  Behörden 
mittelst  eines  besonderen,  von  den  „Magistrates**  unabhängigen 
Beamtenapparates  versehen  zu  lassen.  Darin  ist  nun  zugleich  mit 
der  Einführung  des  Repräsentativprincipes  in  die  Organisation  der 
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Verwaltung  vollständig  Wandel  geschaffen  worden.  Das  Parlament 
und  die  öffentliche  Meinung  haben  bald  erkannt,  dafs  die  Schaffung 
eines  tüchtigen  und  gutgezahlten  Beamtenkörpers  nicht  nur  nicht 
im  Widerspruche  steht  mit  dem  Gedanken  wahrer  Selbstthfttigkeit 
der  Bürgerschaft  in  der  Verwaltung,  sondern  vielmehr  als  eine 
ihrer  Vorbedingungen  erscheint.  Es  ist  wieder  nur  eine  Folge  der 
von  der  Wirklichkeit  abgewendeten  Denkweise  Gneists,  dafs  er  in  der 
Ausbildung  eines  „Gendarmeriecorps  *"  durch  das  ganze  Land  an 
Stelle  der  unbrauchbaren  Parish  Constables,  in  dem  Entstehen  grofser 
tüchtiger  Beamtenkörper  in  den  städtischen  Kommunen  und  bei  den 
Armenbehörden  einen  Beweis  dafür  sieht,  dafs  die  Engländer  ihrer 
herrlichen  Tradition  der  Selbstthätigkeit  der  Bürgerschaft  im  öffent- 
lichen Dienste  gänzlich  untreu  geworden  sind.  Für  jeden,  der  nicht 
wie  Gneist  in  Formeln  und  Antithesen  denkt,  ist  es  klar,  dafs  die 
Verwaltung  des  gröfsten  Industriestaates  der  Welt  einer  ganz  anderen 
technischen  Organisation  der  Verwaltung  und  eines  weit  mehr  aus- 
gebildeten und  fachlich  geschulten  Beamtentums  zur  Leistung  der 
konkreten  administrativen  Arbeit  bedarf  als  es  das  England  des 
XVIL  und  XVIIL  Jahrhunderts  notwendig  gehabt  hat.  Ebenso 
klar  ist  es,  dafs  Selbstthätigkeit  in  der  Verwaltung  in  modernen 
Verhältnissen  etwas  durchaus  anderes  sein  mufs,  als  man  darunter 
vor  200  Jahren  verstand;  dafs  eine  Stadt  wie  Liverpool  oder  eine 
Grafschaft  wie  Lancashire  mit  ihren  ungeheueren  Reichtümern  und 
Industrien  sich  nicht  durch  Amateur  -  Constables  polizeilich  ad- 
ministrieren lassen  können,  dafs  die  Stadtväter  von  Leeds  oder 
Manchester  nicht  etwa  die  Maschinen  ihrer  Elektricitätsanlagen 
selbst  überwachen  können.  Nicht  in  der  Verrichtung  der  tausend- 
fältigen einzelnen  Handlungen^  die  heute  für  jeden  Lebenstag  einer 
Grofskommune  notwendig  sind,  liegt  das  Wesen  der  Selbstthätig- 
keit in  der  inneren  Verwaltung,  sondern  darin,  dafs  die  Leitung 
dieser  Thätigkeit,  die  Bildung  des  Willens  in  der  Verwaltung,  die 
Lenkung  der  grofsen,  komplizierten  Verwaltungsmaschine  unmittel- 
bar in  den  Händen  der  frei  gewählten  Vertreter  der  gesamten  an- 
sässigen Bevölkerung  ruht.  Dies  ist  aber  nur  dann  erreichbar,  wenn 
die  Verwaltungsmaschinerie,  der  Beamtenapparat,  so  vorzüglich  als 
nur  möglich  organisiert  und  bestellt  ist,  um  eine  sichere  und  zweck- 
entsprechende Leitung  der  Verwaltung  zu  ermöglichen.  Um  dies 
aber  herbeizuführen  und  eine  wirkliche  „Selbstverwaltung"  zu 
schaffen,  mufsten  die  alten  Formen  des  „Selfgovemment*'  mit 
ihren  obsoleten  Scheinehrenämtern  und  dem  ausgesprochen  autori- 


Digitized  by 


Google 


Zur  Theorie  und  Kritik  der  englischen  Lokalverwaltung.  783 

tären  Charakter  ihrer  oligarchischen  Organisation  zerschlagen  und 
neue  Formen  geschaffen  werden. 

Wenn  endlich  Gneist  das  Eindringendes  Centralismus  in  die 
englische  Verwaltung  als  eine  beklagenswerte  Verirrung,  als  folgen- 
reiche Abänderung  der  Verfassung  bezeichnet,  so  ist  durch  die  ganze 
vorhergehende  Darstellung,  insbesondere  aber  durch  den  sechsten  und 
siebenten  Abschnitt  des  II.  Theiles  zur  Genüge  gezeigt  worden, 
dafs  die  Einführung  einer  centralen  Administration  des  Inneren 
innerhalb  bestimmter,  durch  die  praktischen  Bedürfnisse  genau  ab- 
gesteckter Grenzen  als  Fortschritt  der  Verwaltungstechnik  not- 
wendig bedingt  erschien  durch  die  völlige  Änderung  der  socialökono- 
mischen  Struktur  des  nationalen  Gemeinlebens  und  der  auf  solche 
Weise  der  inneren  Verwaltung  vollkommen  neu  gestellten  Pro- 
bleme. Man  kann  es  in  der  That  nicht  anders  als  ein  beharrliches 
Mifsverstehen  der  Dinge  bezeichnen,  wenn  Gneist  diese  Entwicklung 
in  der  Weise  darstellt,  dafs  die  wirtschaftlichen  Interessen  der 
lokalen  Verbände  die  Oberhand  gewonnen  hätten  über  die  eigent- 
lichen Objekte  der  „obrigkeitlichen  Verwaltung"  und  so  letztere 
dem  „Staate^  in  Gestalt  der  neuen  Centralverwaltung  überantwortet 
hätten.  Was  nämlich  Gneist  „die  eigentlichen  Gegenstände  der  Ver- 
waltung'' nennt,  sind  im  Grunde  nur  die  den  früheren  Perioden 
der  nationalen  Entwicklung  entsprechenden  Funktionen  der  öffent- 
lichen Gewalt  im  Bereiche  der  inneren  Verwaltung  und  völlig  adä- 
quat den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  jener  Zeit ;  in  den  einfachen 
Verhältnissen  des  Ackerbau-  und  Handelsstaates  war  Sicherheits-  und 
Kriminalpolizei,  Justiz-  und  Gefängnisverwaltung,  Miliz  und  Gewerbe- 
polizei so  ziemlich  das  Ganze  der  öffentlichen  Verwaltung  über- 
haupt. Weder  Gesundheitswesen  noch  moderne  Baupolizei  und 
noch  weniger  industrielle  Thätigkeit  der  Kommunen  im  öffentlichen 
Interesse  lagen  damals  in  der  jeweils  durch  die  wirtschaftlichen 
Zustände  gegebenen  Auffassung  von  den  Zwecken  der  inneren  Ver- 
waltung. Das,  was  Gneist  die  „örtlichen  Interessen  der  lokalen 
Verbände""  nennt,  ist  hingegen  identisch  mit  der  ganzen  grofsen, 
im  XIX.  Jahrhundert  geschaffenen  Gesetzgebung,  die  dem  positiven 
schöpferischen  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt  in  das  Gemein- 
leben die  Rechtsgrundlage  verleiht.  Mit  der  Umwandlung  der 
wirtschaftlichen  Lebensbedingungen,  welche  die  Ausbildung  der 
modernen  Gesellschaft  begleitet,  mufsten  sich  auch  notwendigerweise 
Zweck  und  Umfang  der  inneren  Verwaltung  ändern  und  aufserordent- 
lich  erweitern.  Dies  und  nichts  anderes  ist  geschehen,  wenn  im  Laufe 
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des  XIX.  Jahrhunderts  zu  jenen  seit  Alters  her  feststehenden  und 
unter  dem  Begriffe  der  Friedensbewahrung  oder  Polizei  zusammen- 
gefafsten  Staatsaufgaben  alle  jene  Funktionen  der  englischen  Ver- 
waltung hinzugetreten  sind,  wie  sie  der  moderne  Industriestaat  zu 
seiner  Existenz  geradezu  benötigt:  so  die  Verwaltung  des  Strafsen- 
wesens,  der  verschiedenen  neuen  Verkehrsmittel,  die  zahllosen 
Gesetze  zur  Schaffung  von  Anstalten  im  öffentlichen  Interesse, 
endlich  die  ganze  unter  den  Begriff  der  Public  Health  zusammen- 
gefafste  moderne  Sanitätsverwaltung,  die  sich,  wie  wir  oben 
ausgeführt  haben,  zu  einer  bewufsten  Fürsorge  des  Staates  für 
die  physische  und  geistige  Hebung  der  arbeitenden  Klassen,  für  eine 
Erleichterung  ihrer  Lebensbedingungen  ausgebildet  hat  ^  Es  bildet 
nur  einen  Beweis  für  die  eminente  politische  Befähigung  der  eng- 
lischen Nation,  dafs  diese  notwendige  Umgestaltung  der  inneren 
Verwaltung  aus  der  hergebrachten  Auffassung  derselben  als  Polizei 
und  Friedensbewahrung  zu  einer  bewufst  socialpolitischen  Ver- 
waltung früher  und  trotz  mancher  Einseitigkeiten  und  Lücken 
umfassender  und  gründlicher  vollzogen  worden  ist,  als  dies  in  den 
meisten  Festlandsstaaten  bis  in  die  Gegenwart  der  Fall  gewesen  ist. 
Gleichzeitig  aber  hat  das  englische  Parlament  auch  jene  elementaren 
Funktionen  der  inneren  Staatsthätigkeit,  die  bis  dahin  deren  Wesen 
ausgemacht  haben,  gleichfalls  den  modernen  Bedürfnissen  angepafst. 


1  Es  sei  übrigens  nicht  unterlassen,  darauf  hinzuweisen ,  dafs  die  Gegen- 
überstellung von  obrigkeitlicher  und  wirtschaftlicher  Selbstverwaltung  eine  für 
England  ganz  und  gar  unzutreffende  Auffassung  ausdrückt:  ganz  abgesehen  davon, 
dafs  das,  was  Gneist  damit  meint,  überhaupt  nicht  begrifflich  gegensätzliche 
Erscheinungen,  sondern  verschiedene  Entwicklungsstufen  der  inneren 
Verwaltung  überhaupt  betrifft.  Nach  der  Auflassung  des  englischen  Rechtes 
mufs  jeder  Akt  in  der  Verwaltung  auf  einer  speciellen  Rechtsgrundlage  beruhen, 
gleichviel  ob  es  sich  um  einen  Akt  der  Polizeipflege  oder  etwa  um  die  Durchführung 
einer  Kanalisierung  handelt.  In  beiden  Fällen  mufs  die  damit  eventuell  ver- 
knüpfte Ausübung  öffentlicher  Gewalt  streng  legal  sein  und  in  beiden  Fällen 
steht  die  Entscheidung  über  diesen  vitalen  Punkt  ausschliefslich  beim  ordent- 
lichen Gerichte.  Nur  dieses  letztere  ist  daher  nach  englischer  Auffassung  eine 
Obrigkeit.  Das  prägt  sich  ja  auch  darin  aus,  dafs  alle  etwaigen  Verordnungen 
eines  Ministers  unbedingt  der  Jurisdiktion  der  Gerichte  unterstehen.  Gneist 
erscheinen  die  Verwaltungszweige  der  älteren  Verwaltung  darum  als  „obrigkeit- 
lich", weil  sie  bis  zum  ersten  Drittel  des  XIX.  Jahrhunderts  von  „Obrigkeiten", 
nämlich  den  Friedensrichtern  und  keineswegs  unterschieden  von  der  übrigen 
nicht  kriminellen  Gerichtsbarkeit  besorgt  wurden;  aber  deshalb  sind  diese 
älteren  Verwaltungszw^ge ,  die  heute  gleichfalls  in  den  Händen  von  Boards, 
d.  h.  Vertretungen  der  wirtschaftlichen  Lokalinteressenten  liegen,  geradeso 
eine  wirtschaftlich-sociale  Interessenverwaltung  wie  die  neuen  Verwaltungs- 
zweige, die  von  allem  Anfange  an  als  Funktionen  der  Boards  kreiert  wurden. 
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was  ihre  Organisation  und  ihre  Funktion  betrifPt.  Man  erkannte 
in  England,  dafs  die  Obliegenheiten  der  Sicherheits-  und  Kriminal- 
polizei, des  Gefängniswesens,  der  Irren-  und  Armenpflege  keine  rein 
lokalen  Interessen  mehr  seien,  sondern  dafs  sie  in  einer  Zeit  inten- 
sivster Volkswirtschaft,  unerhört  erleichterten  inneren  und  äufseren 
Verkehres  und  unübersehbarer  Verflechtung  aller  socialer  und  wirt- 
schaftlicher Interessen  auch  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  R  e  ich  s- 
angelegenheiten  der  Verwaltung  seien.  Die  Folge ^  die  man 
daraus  zog,  war  die  Erkenntnis,  dafs  unter  den  völlig  veränderten  Um- 
ständen die  Centralisierung  der  Verwaltungsgesetzgebung  im  Parla- 
ment in  betreff  dieser  Gegenstände  nicht  genügte,  um  eine  durch 
das  ganze  Land  hin  gleichmäfsige  Verwaltung  zu  sichern,  dafs  dazu 
auch  eine  methodische  Überwachung  der  Ausführung  der  Gesetze 
durch  besondere  Behörden  notwendig  sei.  Wie  vorsichtig  diese 
centrale  Oberaufsicht  in  der  Praxis  ausgestaltet  wurde,  haben 
wir  gerade  bei  der  Darstellung  der  modernen  Polizeiverwaltung 
zu  erkennen  vermocht.  Im  übrigen  hatte  das  „Selfgovem- 
ment"  auf  diesem  ihm  von  Gneist  besonders  vindicierten  „eigent- 
lichen" Arbeitsgebiete  der  „SelbstverwaltuDg" ,  wie  wir  wissen, 
gleichfalls  argen  Schiffbruch  gelitten.  Auch  hier  hat  erst  die 
Reform  der  Gesetzgebung  durch  die  „Gesellschaft*  mit  den  neuen 
Ideen  auch  die  notwendige  neue  Technik  und  damit  den  dauernden 
Fortschritt  der  Verwaltung  gebracht.  Überhaupt  ist  aber  das  grofse 
Gewicht,  das  Gneist  in  seinen  Ausführungen  immer  wieder  auf 
die  Polizeiverwaltung  als  Mittelpunkt  des  ganzen  staatlichen  Lebens 
legt,  auch  nur  eine  Folge  seiner  Übertragung  heimischer  Vor- 
stellungen auf  englische  Zustände.  England  hat  seit  der  Beseitigung 
der  normannischen  Vice-Comites,  die  England  nach  königlichen  In- 
struktionen regierten  und  mit  Polizeistrafen  brandschatzten,  nie 
mehr  eine  innere  Verwaltung  in  der  Form  des  Polizeiregimentes 
gekannt.  Da  wirkt  es  nun  geradezu  verblüffend,  wie  Gneist,  heran- 
gereift unter  dem  Eindrucke  der  preufsischen  Politik  der  50er  Jahre, 
die  heimischen  Vorstellungen  als  Projektionsbild  der  Zukunft 
Englands  vorführt,  indem  er,  erfüllt  von  trüben  Befürchtungen 
für  die  Zukunft  Englands,  seine  Blicke  hofinungsvoU  auf  das 
„Gendarmeriecorps  von  20000  Mann"  richtet,  das  die  „Gesellschaft" 
Englands  dem  kommenden  absolutistischen  Eönigtume  unbewufst 
als  künftige  Waffe  zugerüstet  habe.  England  ist  durch  die  Ein- 
führung seiner,  wie  wir  dargelegt  haben,  aufserordentlich  mafs- 
voUen  Gentralinspektion  über  die  Polizei  ebenso  wenig  auch  nur 
mit   einem   Schritt  auf  die   Bahn    des   Polizeistaates  gekommen, 
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als  es  etwa  zu  einem  französischen  Gentralismus  in  der  Verwaltung 
gelangt  ist,  weil  das  Parlament  zur  Durchführung  der  neuen 
socialpolitischen  Verwaltungsgesetzgebung  einen  Apparat  central- 
administrativer  Beaufsichtigung  wenigstens  für  eine  gewisse  Zeit 
als  notwendig  erkannt  und  geschaffen  hat. 

Unsere  ganze  Darstellung  war  bemüht  zu  zeigen,  wie  in  der 
Praxis  die  Centraladministration ,  mit  der  einzigen  Ausnahme 
des  Armenwesens,  nur  als  ein  der  Lokalverwaltung  koordinierter 
technischer  Behelf  zur  Ausführung  der  Gesetze  erscheint,  und 
es  ist  eine  unbestreitbare  Thatsache,  dafs  gerade  erst  die  demo- 
kratische Verwaltungsreform  die  Kommunen  Englands  als  die  soliden 
und  schöpferischen  Träger  der  inneren  Verwaltung  teils  wieder- 
hergestellt, teils  neu  geschaffen  hat.  Trotzdem  schrieb  Gneist  noch 
im  Jahre  1882,  dafs  der  Erfolg  der  Reform  sei:  „ein  Zusammen- 
halten der  Verwaltung  durch  ein  immer  weiter  greifendes  System 
von  Regierungskommissarien  und  Ministerialreskripten,  welches  vom 
Standpunkte  des  deutschen  kommunalen  Lebens  nahezu  unver- 
ständlich, jedenfalls  mit  dem  System  der  wechselnden  Parteiregie- 
rung auf  die  Dauer  unvereinbar  ist". 

Es  dürfte  wohl  kaum  für  einen  auch  nur  oberflächlichen 
Kenner  der  englischen  und  der  deutschen  Verwaltungsweise  ein 
Zweifel  darüber  bestehen,  in  welchem  Lande  mehr  durch  Ministerial- 
reskripte  und  Regierungskommissarien  verwaltet  wird,  ob  in  Eng- 
land oder  in  den  deutschen  Bundesstaaten.  Die  hier  gegebene 
Darstellung  hat  gezeigt,  dafs  in  England  ebensowenig  in  der 
Gegenwart  als  in  früheren  Jahrhunderten  die  innere  Verwaltung 
durch  ein  System  von  „Ministerialreskripten"  und  „Regierungs- 
kommissarien" zusammengehalten  wird,  sondern  vielmehr  einzig  und 
allein  durch  die  Public  Acts  und  durch  die  Lokalgesetzgebung  des  sou- 
veränen Parlamentes.  Zur  Erklärung  dieser  durch  ihre  konsequente 
Vernachlässigung  der  thatsächlichen  Verhältnisse  und  durch  ihren 
einseitigen  Doktrinarismus  geradezu  befremdenden  Theorie  Gneists 
kommt,  abgesehen  von  dem  socialphilosophischen  Doktrinarismus 
Gneists,  noch  ein  Umstand  vornehmlich  in  Betracht:  Gneist  hat 
England  in  den  50  er  Jahren  kennen  gelernt,  als  der  Kampf  zwischen 
dem  Gentralismus  Chadwicks^  und  dem  in  Toulmin  Smiths 


^  Zar  Litterattur  über  Chadwick  ist  hier  das  aus  Versehen  oben  S.  148 
nicht  angeführte  Haaptwerk  über  dessen  Lehren  und  Wirken  nachzutragen: 
Bichardson,  The  Health  of  Nations.  A  Review  of  the  Works  of  Edwin 
Chadwick.    2  Vols.    London  1887. 
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Schriften  zum  Ausdrucke  gelangenden  rechtshistorisch-romantischen 
Konservatismus  am  heftigsten  geführt  wurde. 

Wir  haben  bereits  oben  des  schroffen  Gegensatzes  gedacht, 
der  zwischen  den  von  diesen  beiden  Männern  vertretenen  politischen 
Gesamtanschauungen  ttber  Verfassung  und  Verwaltung  bestand  und 
der  in  dem  Kampfe  um  das  Board  of  Health  seinen  unmittelbaren 
praktischen  Ausdruck  erlangt  hatte.  In  dem  konkreten  politischen 
Leben  Englands  hat  nun  dieser  Kampf  Chadwicks  und  Toulmin 
Smiths  keine  wesentliche  Rolle  gespielt.  Es  ist  seit  dem  Entstehen  der 
beiden  grofsen  Parteien  nie  möglich  gewesen,  diese  auf  geschlossene 
politische  Theorien  oder  Systeme  einzuschwören ,  oder  den  Wider- 
streit zwischen  solchen  in  dem  Gegensatze  zwischen  Tories  und  Whigs 
zu  verkörpern.  So  ist  auch  jetzt  weder  Chadwicks  noch  Smiths 
Doctrinarismus  von  irgend  einer  der  Parteien  auch  nur  im  ent- 
ferntesten zur  Grundlage  politischen  Wirkens  gemacht  worden  und 
man  kann  weder  den  einen  noch  den  anderen  den  Konservativen 
oder  Liberalen,  den  Tories  oder  Whigs  zurechnen.  Andererseits 
ist  aber  sicher,  dafs  der  litterarisch-politische  Kampf,  den  Toulmin 
Smith  und  Chadwick  gegeneinander  führten,  den  einzigen  grofsen 
Streit  theoretischer  Natur  über  die  innere  Verwaltung  in  England 
während  des  XIX.  Jahrhunderts  darstellt.  Hierin  wurde  auf  beiden 
Seiten  mit  derselben  Methode,  nämlich  mit  den  Argumenten  einer 
durch  ihren  Ausgangspunkt  vorherbestimmten  Dogmatik  gefochten : 
auf  Seite  Chadwicks  mit  den  Argumenten  des  Benthamschen  Utili- 
tarianismus,  auf  Seite  Smiths  mit  denen  des  rechtshistorischen  Dok- 
trinarismus. Folgte  für  den  ersteren  die  Notwendigkeit  starrer  Cen- 
tralisation  und  weitgehenden  Mifstrauens  gegen  jede  Lokalverwaltung 
aus  aprioristischen  Deduktionen  uncl  aus  seiner  rationalistischen 
Psychologie,  so  operierte  Smith  liicht  minder  deduktiv  mit  seinem 
Begriffe  vom  unveränderlichen  Common  Law,  das  die  Mittel  zur  Be- 
friedigung aller  Bedürfnisse  des  Staatslebens  schon  in  seiner  Ur- 
form enthalte,  mit  seinem  fanatischen  Hasse  gegen  jede  Central- 
gewalt  und  seiner  fast  skurrilen  Feindschaft  gegen  die  Royal  Commis- 
sions  als  Mittel  moderner  Gesetzgebung  und  Centralverwaltung.  Eine 
Theorie  der  Verwaltung,  die  über  einem  System  von  lokalen  Special- 
verwaltungskörpem  mehrere  starke,  mit  grofsen  Befugnissen  zum  un- 
mittelbaren Eingreifen  in  die  Lokalverwaltung  ausgestattete  Central- 
behörden  aufbauen  wollte,  stand  da  feindselig  einer  Theorie  gegen- 
über, die  auf  das  nationale  Gefühl  für  lokale  Autonomie  gestützt 
erklärte,  gegen  solche  Reformversuche  die  ältesten  Traditionen  der 
Verfassung,  wie  sie  in  dem  Begriffe  des  Local  Selfgovemment  kon- 
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zentriert  seien,  schützen  zu  müssen.  Dieses  aber  lag  nach  Toulmin 
Smith  in  zwei  vom  Common  Law  gegebenen  grofsen  Institutionen 
begründet,  in  dem  Parish  und  der  Jury,  als  den  beiden  einzigen 
Organen  der  öffentlichen  Gewalt,  die  verfassungsmäfsig  zur  Feststellung 
alles  Thatsächlichen  in  Gericht  und  Verwaltung  berufen  seien.  Schon 
in  der  Summary  Jurisdiction  sieht  er  eine  auf  die  absolutistischen  Be- 
strebungen der  Tudors  zurückgehende  verfassungswidrige  Neuerung 
des  X YII.  Jahrhunderts  und  in  der  Thatsache,  dafs  die  Friedensrichter 
von  der  Krone  ernannt  und  nicht  —  wie  dies  nach  seiner  irrigen 
historischen  Auffassung  früher  der  Fall  gewesen  sei  —  gew&hlt 
wurden,  erblickt  er  eine  Verletzung  des  Common  Law.  Dieses 
letztere  erschien  ihm  gleichfalls  zufolge  seiner  rechtshistorischen 
Romantik  als  eine  unabänderliche  Gröfse  des  nationalen  Lebens 
gegeben.  Auch  das  Parlament,  meinte  er,  habe  nicht  die  Kraft  es 
zu  derogieren,  es  könne  nur  die  Grundsätze  des  Common  Law  aus- 
führen, dürfe  aber  keinen  derselben  beseitigen.  Die  Argumente, 
die  Toulmin  Smith  dafür  anführt,  sind  bezeichnend  für  die  ganze  Art 
seines  staatsrechtlichen  Denkens  und  seiner  litterarischen  Methode. 

In  seinem  Hauptwerke:  „Local  Selfgovernment  and 
Centralization"  sagt  er  (p.  121):  „Statute  Law  (Acts  of  Parlia- 
ment)  wird  notwendigerweise  sowohl  seinem  Charakter  als  seiner 
Kraft  nach  schwächer  sein  als  Common  Law.  Denn  erstens  ist  seine 
Sanktion  schwächer.  Zweitens:  Statute  Law  mufs  immer,  soll  es 
nicht  rechtswidrig  sein,  nur  die  breiten,  fundamentalen  Principien 
des  Common  Law  ausführen.  Wenn  Statute  Law  offen  oder  ins- 
geheim zu  dem  Zwecke  gesetzt  wird,  um  das  Common  Law  aufser 
Kraft  zu  setzen,  so  liegt  schon  in  dieser  Thatsache  der  Beweis 
dafür,  dafs  eine  Usurpation  im  Werke  ist  und  dafs  die  Freiheiten 
des  Volkes  in  Gefahr  sind.  Es  ist  gezeigt  worden,  dafs  selbst 
mit  der  Zustimmung  des  Volkes  eine  Verkürzung  oder  Verletzung 
derjenigen  Rechte  gesetzmäfsig  nicht  vorgenommen  werden  kann, 
die  der  Genius  des  Common  Law  verbürgt.  Noch  weniger  kann 
dies  durch  eine  delegierte  oder  untergeordnete  Autorität  geschehen". 

Es  kann  nun  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  dieser  theo- 
retische Streit  als  solcher,  so  scharf  er  auch  in  Pamphleten  und 
Schriften  geführt  wurde,  weder  auf  die  breiten  Massen  der  Be- 
völkerung noch  auch  auf  die  Mittelklasse  als  Wählerschaft,  oder 
auf  deren  parlamentarische  Vertreter  nachhaltig  oder  tief  gewirkt 
hätte.  Es  ist  bezeichnend,  dafs  es  erst,  als  dieser  Kampf  sich  zu 
einem  Streit  um  eine  unmittelbar  praktische  Frage  zuspitzte,  näm- 
lich zur  Frage  der   Abschaffung  des  Board  of  Health,   Toulmin 
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Smith  gelang,  für  diesen  Zweck  Anhängerschaft  in  zahlreichen 
städtischen  Wahlkreisen  zu  finden.  Die  mit  der  Sanitätsgesetzgebung 
verknüpfte  Aussicht  auf  erhöhte  Steuerlast,  auf  die  Smith  in  seinen 
Vorträgen  geschickt  hinwies,  wirkte  mehr  als  seine  rechtshistori- 
Bchen  Theorien;  aber  im  ganzen  und  grofsen  ist  dieser  Streit  der 
Oentralisten  und  Anticentralisten  von  der  politischen  Welt  Eng- 
lands nicht  ernst  genommen  worden  und  nach  wenigen  Jahren 
war,  wie  wir  wissen,  das  Parlament  über  alle  Theorien  hinweg  zur 
praktischen  Lösung  der  Verwaltungsfragen  übergegangen,  ohne  sich 
dabei  durch  irgend  eine  Theorie  binden  zu  lassen.  So  entstand 
auf  empirischem  Wege  das  gegenwärtige  System  der  englischen 
Centralbehörden  des  Inneren  als  ein  nach  praktischen  Gesichts- 
punkten geschlossener  Kompromifs  zwischen  der  dem  Benthamschen 
Radikalismus  entsprungenen  Forderung  nach  „wissenschaftlicher" 
d.  h.  methodischer  Centralverwaltung  und  dem  bei  Toulmin  Smith 
auf  die  Spitze  getriebenen  Princip  der  lokalen  Autonomie  in 
der  inneren  Verwaltung  als  eines  Staatsgrundgesetzes  ^  Gneist  hat 
sich  aber  von  den  Eindrücken ,  die  er  damals  in  England  von  dem 
Übergangszustande  der  Verwaltung  empfing,  nie  mehr  zu  befreien 
vermocht  und  hat  noch  Jahrzehnte  lang,  nachdem  in  England 
längst  sowohl  die  öffentliche  Meinung  wie  die  praktische  Politik 
zu  einem  Einverständnis  über  die  Notwendigkeit  gewisser  centrali- 
sierender  Institutionen  im  Bereiche  der  inneren  Verwaltung  ge- 
langt waren,  in  dieser  von  ihm  mit  der  ganzen  Einseitigkeit  des 
rechtshistorischen  Dogmatikers  formulierten  Streitfrage  den  Brenu- 


^  Sehr  merkwürdig  ist  die  weitgehende  Übereinstimmung,  die  zwischen 
Gneists  Schriften  und  der  Schrift  Lothar  Buchers,  „Parlamentarismus!  wie 
er  ist^,  besteht:  eine  Übereinstimmung  sowohl  der  Grundgedanken  wie  vieler 
Folgerungen  aus  diesen,  ja  es  wird  sogar  bisweilen  auch  eine  Ähnlichkeit  des  Stils 
bemerkbar.  Buchers  Schrift  ist  1854  erschienen,  Gneists  erste  Darstellung,  „Ge- 
schichte und  heutige  Gestalt  der  Ämter  in  England**,  1857;  so  hat  Bucher  an- 
scheinend gerade  auf  die  politischen  Urteile  Gneists  grofsen  Einflufs  genommen. 
Der  Hauptgrund  für  diese  Übereinstimmung  scheint  aber  der  zu  sein,  dafs  beide 
aus  derselben  Quelle  geschöpft  haben,  nämlich  aus  Toulmin  Smiths  Schriften. 
Was  diesem  letzteren  von  vornherein  in  England  jede  Aussicht  auf  praktischen 
Erfolg  benahm,  nämlich  der  Doktrinarismus  seines  geschlossenen  Systems,  das 
hat  ihm  umgekehrt  den  gröfsten  Erfolg  bei  den  beiden  Scheinliberalen  Politikern 
Deutschlands  verschafft,  die  sieb  mit  ihm  eingehend  befafst  haben.  Aus  dieser 
Quelle  rühren  die  bei  Bucher  und  Gneist  gleich  beliebten,  schwungvollen  Phrasen 
vom  „Verfall  der  gemeinrechtlichen  Institute  des  Common  Law^,  von  der  „Ge- 
aetzgeberei  des  Parlamentes",  von  „dem  impotenten  Statute  Law",  das  nur 
„Boards,  das  heifst  Bureaukratie  zu  stände  bringe"  u.  s.  w.  Vgl.  besonders 
Kap.  4—7  der  Schrift  Buchers. 
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punkt  der  inneren  Politik  Englands  erblickt.  Er  sah  noch  inuner 
Kämpfe  dort,  wo  längst  ruhige  praktische  Arbeit  eingetreten  war, 
und  so  konstruierte  er  sich  in  seinem  an  Antithesen  so  fruchtbaren 
Geiste  die  Chimäre  eines  immer  mehr  von  französischen  Ideen  Ober 
Verfassung  und  Verwaltung  beherrschten,  entarteten  England  und 
malte  Schreckbilder  eines  auf  den  neuen  Centralismus  gestützten 
Königtums,  das  den  „Staat**  vor  den  Parteien  und  der  Gesellschaft  za 
retten  bestimmt  sei.  Zu  diesen  Phantasiebildem  gehört  auch  eine 
weitere  Lieblingsvorstellung  Gneists,  nämlich  die  von  dem  ^xm-- 
organischen**  Charakter  des  reformierten  Parlamentes.  Dieser  soll 
darin  begründet  sein,  dafs  das  Parlament  nicht  mehr  aus  den  Rittern 
der  Grafschaften  und  Delegierten  der  Städte,  sondern  aus  Deputierten 
besteht,  die  von  gleichmäfsig  gestalteten  städtischen  und  ländlicheu 
Wahlkreisen  entsendet  werden.  Nun  ist  es  allerdings  richtig,  dafs 
der  historische  Zustand  der  Parlamentsverfassung  mit  dem  Wesen  der 
historischen  Lokalverwaltung,  mit  Gneists  sogenanntem  „Selfgovem- 
ment**,  organisch  zusammenhängt.  Beide  sind  die  grofsen  Ausdrucks- 
formen  des  oligarchisch- parlamentarischen  Regierungsystems,  das 
England  durch  IVa  Jahrhunderte  beherrscht  hat;  aber  gerade  darum 
war  es  klar,  dafs  ebenso  wie  die  Veränderung  des  parlamentarischen 
Wahlrechtes  zur  Reform  der  Verwaltung  führte,  diese  wiederum 
ihrerseits  zu  einer  immer  stärkeren  Anerkennung  des  demokratischen 
Elementes  in  der  Staatsverfassung  führen  mufste.  Wie  Parlaments- 
verfassung und  Lokalverwaltung. am  Endpunkt  dieser  Entwicklung 
endlich  wieder  auf  dieselbe  politische  Basis  gestellt  erscheinen,  ist 
im  geschichtlichen  Teile  dargelegt  worden.  Wenn  also  Gneist  es 
beklagt,  dafs,  während  früher  die  kommunalen  Körper  die  Bausteine 
des  Parlamentes  gewesen,  dies  seit  der  Reform  der  Verwaltung  nicht 
mehr  der  Fall  sei,  so  trifft  dies  nur  insofern  zu,  als  weder  die  ge- 
schlossenen Korporationen  in  den  Städten,  noch  die  von  der  Landed 
Gentry  monopolisierten  Friedensrichterkollegien  die  Bausteine  dea 
reformierten  Parlamentes  bilden.  Aber  das,  was  den  organischen 
Zusammenhang  von  Parlament  und  Verwaltung  eigentlich  ausmacht, 
dafs  nämlich  die  in  der  Grafschafts-  und  Städteverwaltung  durch 
praktische  Arbeit  herangebildeten  und  darum  zur  höchsten  Form 
staatlicher  Thätigkeit  berufenen  Elemente  den  Kern  des  Unter- 
hauses bilden:  darin  ist  durch  die  Parlaments^  und  Verwaltungs- 
reform nicht  nur  nichts  geändert  worden,  sondern  diese  Forderung 
ist  auch  hier  vielmehr  erst  durch  beide  in  vollem  Mafse  verwirk- 
wirklicht  worden.  Auch  heute  noch  ist  ein  grofser  Teil  der  in  das 
Unterhaus  entsendeten  Abgeordneten  in  den  verschiedenen  Körper- 
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Schäften,  welche  die  innere  Verwaltung  führen,  thätig  oder  thätig 
gewesen  und,  wie  so  oft  in  öffentlichen  Reden  hervorgehoben  wird, 
es  bildet  noch  immer  die  aktive  Teilnahme  an  der  Administration 
in  Städten  und  Grafschaften  fast  ausnahmslos  die  Vorschule  der 
heute  an  der  Spitze  der  Parteien  und  der  Regierung  stehenden 
Parlamentarier  und  Staatsmänner.  Auch  in  diesem  Punkte  ist  Gneists 
Anschauung  eine  durchaus  ungerechtfertigte  laudatio  temporis  acti. 
Wenn  Gneist  es  beklagt,  dafs  die  frtlhere  „Kohärenz"  der  Parla- 
mentswahlkreise, von  denen  *U  im  wesentlichen  nur  Verwaltungs- 
körper gewesen,  durch  die  Reformbills  verloren  gegangen  sei,  so 
mufs  man  sich  darauf  besinnen,  was  denn  unter  dieser  Phrase  von 
der  „Kohärenz"  tlberhaupt  verstanden  werden  kann.  Vor  1832  war 
in  dem  gröfsten  Teile  der  städtischen  Wahlkreise  das  Wahlrecht 
zum  Parlament  in  den  Händen  der  geschlossenen  Korporationen, 
d.  h.  kleiner  städtischer  Oligarchien:  einen  weiteren  ansehnlichen 
Teil  der  Städtewahlkreise  bildeten,  wie  wir  wissen,  die  sogCDannten 
Pocket  und  Nomination  Boroughs.  Wenn  nun  der  Besitzer  der 
Ruinen  von  Old  Sarum,  oder  wenn  ein  Dutzend  armseliger  Häusler 
in  dem  einem  Territorialmagnaten  gehörigen  Dorfe  zugleich  den 
Wahlkreis  und  die  Kommune  vorstellten,  da  war  allerdings  das 
Ideal  der  „Kohärenz  der  Wählerschaft**  im  Sinne  Gneists  vollständig 
erreicht.  Da  gab  es  gewifs  keinen  Konflikt  „gesellschaftlicher 
Interessen",  der  in  dem  „Wahlakt"  zu  beklagenswertem  Ausdruck 
gelangte.  Weil  nun  das  englische  Parlament,  dessen  Repräsentativ- 
charakter schon  im  XV.  Jahrhundert  klar  ausgesprochen  ist,  sich 
im  XIX.  Jahrhundert  durch  die  Reformbill  aus  dieser  unwürdigen 
und  beschämenden  Versumpfung  seiner  Rechtsgrundlage  befreit 
hat,  in  die  es  als  Werkzeug  des  oligarchischen  „Selfgovernment" 
des  XVIII.  Jahrhunderts  geraten  war,  spricht  Gneist,  merkwürdig 
genug,  hiervon  als  von  einer  Auflösung  der  Pflichtgenossenschaften, 
vom  Aufhören  persönlicher  Selbstthätigkeit  im  Gemeindeverbande. 
Old  Sarum  eine  Pflichtgenossenschaft !  oder  jene  städtischen  Wahl- 
flecken, deren  Freemen  vor  jeder  Parlamentswahl  ihre  Stimmen  wie 
eine  Marktware  feilboten,  eine  Verkörperung  des  Wahlrechtes 
als  staatlicher  Pflicht  und  persönlichen  Gemeindedienstes!  Man 
wird  nicht  leicht  ein  Seitenstück  zu  dem  epochalen  Mifsver- 
ständnisse  finden,  dem  Gneist  hier  im  Eifer  seiner  Dogmatik 
zum  Opfer  gefallen  ist.  Die  „Kohärenz"  der  Wahlkörper,  wenn 
diese  Phrase  überhaupt  einen  Sinn  haben  soll,  kann  nur  als  Aus- 
druck der  Interessensolidarität  der  Wähler  angesehen  werden; 
dafs  eine  solche  dort  vorhanden  ist,  wo  das  Interesse  einer  ein- 
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zigen  Klasse  widerspruchslos  alle  aoäeren  beherrscht,  wie  dies  im 
XYIII.  Jahrhundert  dem  „Landed  Interesf  Englands  möglich  ge- 
wesen, ist  ebenso  klar  als  es  sinnlos  ist,  den  Mangel  derartiger 
Kohärenz  der  Wahlkörper  beim  wirklichen  repräsentativen  Parla- 
mentswahlrecht zu  vermissen  und  als  konstitutionellen  Fehler  der 
Verfassung  hinzustellen.  Das  mafslose  Y erdammungsurteil ,  das 
Gneist  über  das  reformierte  Parlament  ausspricht,  erweist  sich  also 
bei  näherer  Betrachtung  als  die  Schrulle  eines  Rechtshistorikers, 
für  den  die  Entwicklung  des  Rechtes  und  damit  die  „historische 
Methode"  an  dem  Punkt  aufhört,  wo  die  Fortbildung  der  Insti- 
tutionen den  vorgefafsten  theoretischen  Dogmen  und  politischen 
Vorurteilen  zu  widersprechen  beginnt.  Eine  ernste  Begründung 
seines  Standpunktes  hat  Gneist  ebensowenig  versucht  als  irgend 
ein  anderer  der  zahlreichen  Verktinder  vom  Niedergange  allen 
Parlamentarismus,  die  ihm  gefolgt  sind  und  die  mit  besonderem 
Behagen  aber  ebenso  mit  völliger  Kritiklosigkeit  die  Verurteilung 
des  englischen  Parlamentes  als  der  „Mutter  aller  Parlamente" 
wiederholt  haben  und  immer  wieder  vorbringen^. 

Auch  in  der  Beurteilung  des  englischen  Lokalsteuerwesens 
zeigt  Gneist  die  uns  zur  Genjlge  bekannten  Einseitigkeiten  und 
tendenziösen  Übertreibungen  in  seiner  formelhaft  abstrakten  Denk- 


^  Eine  Erscheinung  in  der  englischen  Litteratar,  die  in  vielen  Stücken, 
insbesondere  in  der  heftigen  Gegnerschaft  gegen  die  Demokratie,  oft  auch  in 
der  Argumentation  an  Gneist  erinnert,  ist  das  vor  kurzem  erschienene  Werk 
des  Historikers  'Lecky:  „Democracy  and  Liberty"  1896.  Eine  überzeugende 
Widerlegung  der  Verurteilung  der  Demokratie,  zu  welcher  Lecky  gelangt, 
und  eine  treffliche  Darlegung  der  zahlreichen  Inkonsequenzen  seiner  Auffassung 
sowie  der  unermüdlich  angewandten  Methode,  Staatseinrichtungen  deduktiv, 
ohne  Berücksichtigung  der  thatsächlichen  Ergebnisse  zu  verurteilen,  giebt 
John  Morley  in  seiner,  in  der  Nineteenth  Century,  Mai  1896,  veröffent- 
lichten Kritik  des  genannten  Werkes.  Auch  in  England  hat  die  demokratische 
Entwicklung  überdies  zahlreiche  und  wichtige  litterarische  Gegner  gefunden: 
so  vor  allem,  um  den  bedeutendsten  zu  nennen,  Sir  Henry  Maine  in  seinen 
Essays  „Populär  Government".  Aber  trotz  des  grofsen  Ansehens,  in  dem 
dieser  Meister  der  englischen  Rechtswissenschaft  steht,  hat  seine  Kritik  auf 
die  öffentliche  Meinung  Englands  keinen  tiefen  Eindruck  gemacht  und  war 
nicht  im  geringsten  im  stände  ^  der  demokratischen  Weltanschauung  praktisch 
entgegenzuwirken.  Denn  die  socialreformatorische  und  demokratische  Strömung, 
das  Bestreben,  der  positiven  Staatsthätigkeit  zu  Gunsten  der  Massen  und  dem 
Anteil  dieser  letzteren  an  der  Regierung  und  Verwaltung  immer  gröfseren 
Raum  zu  gewähren,  ist  seit  Jahrzehnten  in  England  zu  tief,  zu  mächtig  und 
zu  sehr  mit  den  sichtbaren  Fortschritten  der  Nation  verknüpft,  als  dafs  jene 
Gegnerschaft  hätte  erfolgreich  sein  können. 
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weise.  In  seiner  Definition  des  „Selfgovernment''  ist  als  essentielles 
Merkmal  die  Aufbringung  der  Kosten  der  Verwaltung  durch 
kommunale  Grundsteuern  mitenthalten.  Anstatt  nun]  auch  in 
diesem  Punkte  zu  erkennen,  dafs  das  seit  dem  XYI.  Jahrhundert 
entwickelte  Lokalsteuerwesen  der  inneren  Verwaltung  nicht  als  eine 
Kategorie,  sondern  nur  als  ein  historisches  Produkt,  als  natürliches 
Ergebnis  der  wirtschaftlichen  und  politischen  Machtverteilung 
einer  bestimmten  Epoche  angesehen  werden  müsse,  und  dafs  daher 
die  vollständige  Umgestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
seit  dem  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  in  allererster  Linie  auch 
zu  einer  Umgestaltung  der  finanziellen  Grundlage  der  Verwaltung 
führen  mufste,  behauptet  Gneist,  dars  die  Besteuerung  des  Miets- 
und Pachtwertes  des  sichtbaren  unbeweglichen  Grundeigentums  im 
Kirchspiele  das  an  und  für  sich  richtige  Princip  der  Lokalbesteuerung 
vorstellt*.  Nichts  ist  für  Gneists  Methode  bezeichnender,  als 
dafs  er  in  diesem  Punkte  die  sonst  von  ihm  so  scharf  kritisierte 
neue  wirtschaftliche  Selbstverwaltung  Englands  günstiger  als  sonst 
beurteilt,  blofs  aus  de)n  Grunde,  weil  hier  keine  radikalen  Verände- 
rungen des  historischen  Rechtes  eingetreten  sind,  weil  durch  das  Fest- 
halten an  dem  Realsteuersystem  noch  „eine  wichtige  stabile  Grund- 


'  Aus  dem  umfassenden  Quellenmateriale  und  der  reichhaltigen  Litteratur 
über  das  neuere  englische  Lokalsteuerwesen  sei  hier  nur  das  Wichtigste 
hervorgehoben.  Für  die  Finanzstatistik  der  inneren  Verwaltung  sind  vor  allem 
zu  nennen  die  sorgfältig  gearbeiteten  Jahresausweise,  die  Local  Taxation  Returns, 
sodann  der  im  Jahre  1871  von  Goschen  erstattete  Eeport,  der  mit  anderem 
Materiale  vereinigt  in  dessen  Buch:  „Keports  and  Speeches  on  Local  Taxation'', 
London  1872,  erschienen  ist,  femer  der  von  Sir  H.  Fowler  1898  dem  Parla- 
mente vorgelegte  Report,  der  eine  detaillierte  Statistik  des  Finanzwesens  für 
die  Periode  von  1871—92  enthält.  Hierzu  kommen  die  bisher  veröffentlichten 
Reports  der  im  Augenblicke  tagenden  Royal  Commission  on  Local  Taxation: 
nämlich  der  First  Report;  Valuation  and  Taxation,  P.  P.  (C.  9111,  1893)  und 
Memoranda  relating  to  the  Classification  and  Incidence  of  Imperial  and  Local 
Taxes,  P.  P.  (C.  9528,  1899). 

Von  wissenschaftlichen  Schriften  sei  hier  nur  die  treffliche  Schrift 
Blundens,  Local  Taxation  and  Finance  1895,  sowie  die  beste  deutsche  Dar- 
stellung der  Materie  genannt:  nämlich  AdolfWagner,  Finanzwissenschaft, 
Specielle  Steuerlehre;  Die  britische  und  französische  Besteuerung  1896,  §  10. 

Treffend  weist  Adolf  Wagner  1.  c.  pag.  41 ,  anknüpfend  an  das  rasche 
Ansteigen  der  Staatssubventionen  in  der  Lokalfinanzverwaltung  auf  diese 
Thatsache  als  einen  Beweis  dafür  hin,  dafs  das  oft  besonders  gepriesene,  zur 
Nachahmung  empfohlene,  ja  nicht  selten  als  das  „allein  richtige"  System  der 
kommunalen  Besteuerung  bezeichnete  historische  Lokalsteuerprincip  Englands, 
die  ausschliefsliche  Besteuerung  des  Realbesitzes  bezw.  seiner  Nutzung,  gegen- 
wärtig  selbst  in  seinem  alten  Heimatlande  den  Dienst  versagt 


Digitized  by 


Google 


794  Erster  Abschnitt 

läge,  ein  sicheres  materielles  Band  zur  Verbindung  der  Hausstände 
erhalten  sei''.  Die  Thatsaehe,  dafs  damals,  als  Gneist  diese  Worte 
schrieb,  —  und  auch  noch  heute  ist  dies  trotz  einiger  unleug- 
barer Fortschritte  der  Fall  —  die  englische  Lokalsteuerverwaltung 
nicht  in  entsprechender  Weise  parallel  der  Reform  der  Organi- 
sation und  Funktion  der  inneren  Verwaltung  umgestaltet  worden 
ist,  bildet  für  Gneist  einen  Lichtpunkt  in  der  Beurteilung,  während 
in  England  selbst  seit  Jahrzehnten  von  den  verschiedenen  Parteien 
und  von  den  verschiedensten  Interessenstandpunkten  aus,  vor  allem 
aber  von  den  für  die  Interessen  der  breiten  Schichten  der  Bevölkerung 
eintretenden  Staatsmännern  dieser  Konservatismus  in  der  englischen 
Steuerpolitik  als  schwerer  Nachteil  empfunden  und  eine  Beform 
eifrigst  angestrebt  wird.  Denn  mochte  in  der  Zeit  der  Königin 
Elisabeth  das  Princip  der  Poor-Rate  zweifellos  eine  ebenso  einfache 
als  gerechte  Methode  gleichmäfsiger  Besteuerung  aller  produ- 
zierenden Schichten  bedeuten,  so  ist  das  längst  nicht  mehr  der 
Fall,  seit  infolge  der  ungeheueren  Entwicklung  von  Industrie  und 
Handel,  des  modernen  Geld-  und  Kreditwesens  und  der  ganzen  Aus- 
gestaltung der  kapitalistischen  Wirtschaftsweise  die  ökonomische 
Fähigkeit  des  Einzelnen  längst  aufgehört  hat,  im  Miet-  und  Pacht- 
wert der  von  dem  Einzelnen  besessenen  Realitäten  einen  adäquaten 
Ausdruck  zu  finden.  Wenn  es  auch  durch  die  kluge  und  um- 
fassende Interpretationsthätigkeit  der  englischen  Gerichte  gelungen 
ist,  die  mit  solchem  Steuermafsstabe  schwer  zu  treffenden  Steuer- 
subjekte doch  einigermafsen  zur  Teilnahme  heranzuziehen,  so  liegt 
trotzdem  auf  der  anderen  Seite  ein  immer  schwerer  empfundener 
Mifsstand  darin,  dafs  bei  den  eigentümlichen  Grundeigentums- 
verhältnissen des  heutigen  England,  zum  mindesten  in  den  Städten, 
die  Lokalsteuern  fast  ganz  dem  Mieter  zur  Last  fallen,  während 
der  Grundeigentümer,  dessen  Eigentum  durch  die  Thätigkeit  des 
Mieters  und  durch  die  aus  den  Steuern  bestrittenen  administrativen 
Anstalten  und  Vorkehrungen  in  den  meisten  Fällen  im  Werte  fort- 
während gesteigert  wird,  dauernd  steuerfrei  bleiben.  Aus  diesem 
Grunde  ist  seit  Jahrzehnten  die  Forderung  einer  „Division  of  Rates", 
einer  Teilung  der  Lokalsteuerlast  zwischen  den  Grundrentenbesitzem 
und  den  Mietern  (Occupiers)  von  zahlreichen  Staatsmännern  und 
Volkswirten  Englands  erhoben  worden. 

In   Gneists   Darstellung   erscheint   aber   diese  Kernfrage  der 
englischen  Verwaltung*,  die  schon  seit  mehr  als  drei  Jahrzehnten 


Goschen  bezeichnet  1871  die  Frage  der  Division  of  Rates,  d.  h.  die 
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in  dem  Mittelpunkte  der  öffentlichen  Diskussion  und  der  politischen 
Bestrebungen  steht,  gar  nicht  berührt;  er  wendet  vielmehr  die 
ganze  Schärfe  seiner  Kritik  gegen  die  unter  dem  Schlagworte  des 
„Compounding  Rates"  bekannte  Bestimmung  der  zweiten  Beformbill, 
durch  welche  den  Inhabern  kleiner  Wohnungen,  deren  Mietzins 
gewohnheitsmftfsig  auch  die  Lokalsteuer  in  sich  begreift,  das  Wahl- 
recht dennoch  erhalten  blieb,  obgleich  sie  nicht  direkt  Steuer  zahlen, 
sondern  indirekt  durch  den  Eigentümer,  dem  sie  den  Mietzins 
(Rent)  leisten.  In  dieser  übrigens  nur  in  London  und  in  einigen 
Grofsstädten  stark  verbreiteten,  wie  Gneist  selbst  zugiebt,  der  Be- 
quemlichkeit der  Steuereinhebung  dienenden  Mafsregel  sieht  nun 
Gneist  nichts  weniger  als  „die  Entfremdung  der  Masse  der  kleinen 
Steuerzahler  von  der  Gemeinde".  Und  wie  ungeheuerliche 
Übertreibungen  knüpft  Gneist  weiter  an  diese  1867  von  beiden 
Parteien  beschlossene  Mafsregel!  „Jeder  Rechtsgrund  einer  Teil- 
nahme am  Gemeindeleben,"  sagtGneist,  ^^geht  für  die  Hausstände 
verloren,  die  der  Gemeinde  weder  Dienst  noch  Steuer  leisten." 
Aber  das  ist  völlig  unrichtig.  Die  englischen  Arbeiter  und  Klein- 
bürger in  den  Städten  zahlen  seit  jeher  sehr  schwere  Lokalsteueiii 
in  ihren  Mietzinsen.  Eine  Überwälzung  der  Steuern  (Rates)  von 
den  Mietern  auf  die  Einzeleigentümer  findet  bei  städtischen  Mieten 
—  von  wenigen  Ausnahmsfällen  abgesehen  —  nicht  statt.  Dar- 
über besteht  bei  objektiven  Beurteilem  dieser  Frage  längst  kein 
Zweifel  mehr  und  die  grolse  Royal  Gommission  on  Local  Taxation, 
die  gegenwärtig  tagt,  hat  diesen  Punkt  abermals  völlig  aufser 
Zweifel  gestellt  ^  Dafs  also  diesen  kleinen  Steuerzahlern  ihre 
politischen  Rechte  erhalten  wurden,  war  nicht  mehr  als  eine  Forde- 
rung der  primitivsten  politischen  Gerechtigkeit  und  in  der  That 
hat  in  England  niemand  mehr  an  der  Billigkeit  dieser  Mafsregel  ge- 
zweifelt, nachdem  einmal  der  Versuch  der  Tories,  durch  Bekämpfung 
der  i^Compounding  Clausel"  die  unvermeidliche  Erweiterung  des 
Wahlrechtes  einigermafsen  zu  paralysieren ,  1867  gescheitert  war. 
Gneist  aber  schreibt  noch  im  Jahre  1894  die  Worte  nieder:  „Die 
middle  classes  Englands  waren  kurzsichtig  genug,  ein  System  des 
cCompounding  Rates^  anzunehmen,  bei  dem  der  Landlord,  der  Grund- 


gerechte AufteiluDg  der  Steuerlast  zwischen  Owners  und  Occupiers  als  das 
wichtigste  Problem  des  ganzen  Lokalsteuerwesens.  Das  gilt  ungemindert  heute 
geradeso  wie  vor  80  Jahren. 

^  Die  Klarstellung  dieser  wichtigen  Thatsache  ist,  nachdem  schon  John 
Stuart  Mill  eine  ähnliche  Behauptung  aufgestellt  hatte,  durch  Blundens  vor- 
genannte Schrift  erfolgt    Vgl.  Kap.  IL  derselben. 
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eigentümer,  die  Steuern  statt  des  Occupiers  zahlt"  und  so  sei, 
meint  er,  das  Wahlrecht,  das  in  England  seit  jeher  auf  persön- 
licher Leistung  für  die  Gemeinschaft  basierte,  zu  einem  System 
der  Wahlrechte  auf  Grund  fingierter  Steuern  verzerrt  worden. 
Es  liegt  eine  besondere  Ironie  darin,  dafs  gerade  die  preufsische 
Kommunalgesetzgebung,  auf  die  Gneist  doch  einen  so  grofsen  Ein- 
flufs  ausgeübt  hat,  sich  den  Gedanken  solcher  Wahlrechte  in 
sehr  umfassendem  Ausmafse  zu  eigen  gemacht  hat.  Von  einer 
fingierten  Steuer  kann  aber  gerade  bei  dem  System  des  Compounding 
Rates  nicht  im  entferntesten  gesprochen  werden.  Die  fortwährende 
Steigerung  der  Wohnungspreise  in  London  weist  deutlich  darauf 
hin,  wie  die  Massen  kleiner  Mieter  in  London  und  in  den  Grofs- 
städten  so  „organisch",  dafs  sie  es  schmerzhaft  verspüren,  mit  der 
„Gemeinschaft"  verknüpft  sind,  indem  sie  einen  grofsen  Teil  ihres 
persönlichen  Arbeitsverdienstes  in  Gestalt  der  Mietzinse  an  den 
städtischen  Grundherrn  und  an  die  Steuerkassen  abführen  müssen. 

Nach  den  vorhergehenden  Ausführungen  kann  wohl  ein  Ein- 
gehen auf  weitere  Einzelheiten  der  theoretischen  Grundsätze 
Gneists  über  das  „Selfgovemment"  füglich  unterbleiben.  Das 
Resultat  erscheint  nunmehr  hoffentlich  genügend  klargestellt. 
Die  Theorie  Gneists  vom  englischen  „Selfgovernment"  als  der 
Verkörperung  der  „anwendbaren  Grundsätze  der  Selbstverwaltung", 
als  der  organischen  Verbindung  zwischen  Staat  und  Gesellschaft, 
gegenübergestellt  der  modernen  Lokalverwaltung  Englands  als  dem 
gesellschaftlichen  Begriffe  der  „Selbstverwaltung,**  ist  nichts  als 
ein  grofser  Irrtum.  Aus  der  fruchtbaren  Verbindung  einer  scharf 
ausgesprochenen,  den  englischen  Verhältnissen  gegenüber  inner- 
lich durchaus  fremdartigen,  politischen  Parteianschauung  mit  einer 
aprioristischen  Philosophie  vom  Staate  hervorgegangen,  war  die 
Denkweise  Gneists  von  vornherein  ein  untaugliches  Werkzeug  zur 
objektiven  Darstellung  der  im  XIX.  Jahrhunderte  vollzogenen 
•  grofsen  Umgestaltung  der  englischen  Verfassung  und  Verwaltung. 
Wenn  es  noch  eines  Beweises  für  die  Grundlosigkeit  des  Ver- 
dammungsurteiles Gneists  bedürfte,  so  kann  dieser  durch  nichts 
besser  geboten  werden  als  durch  einen,  sei  es  auch  noch  so  flüch- 
tigen Blick  auf  die  praktischen  Ergebnisse,  zu  denen  die 
Demokratisierung  der  Verfassung  und  Verwaltung  in  England  ge- 
führt hat. 

Der  Wert  oder  Unwert  einer  staatlichen  Verwaltung  läfst  sich 
naturgemäfs  nicht  gleich  einem  mathematischen  Exempel  be- 
rechnen oder  logisch  beweisen.    Der  ganze  kulturelle,  wirtsehaft- 
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liehe  und  politische  Zustand  einer  Nation  steht  im  unlöslichen 
Zusammenhange  mit  der  Art  und  Weise,  in  welcher  die  öffent- 
liche Gewalt  organisiert  ist  und  funktioniert.  Die  Verwaltung  ist 
gerade  so  eine  bestimmende  Ursache  des  Gedeihens  oder  Verfalles 
einer  Nation,  wie  andererseits  die  wirtschaftlichen,  socialen  und 
ethischen  Faktoren  die  Bedingungen  sind,  unter  denen  Organisation 
und  Funktion  einer  Verwaltung  entstehen  und  sich  entwickeln.  Inso- 
fern liegt  also  in  der  Thatsache  des  allgemeinen  kulturellen 
Fortschreitens  einer  Nation  nach  den  oben  bezeichneten  Grund- 
richtungen des  Lebens  bereits  ein  klarer  Beweis  für  den  Wert  einer 
bestimmten  Verwaltungsweise.  In  der  blofsen  Hindeutung  auf  die 
Thatsache  der  ungeheueren  Entwicklung  Englands  im  Laufe  des 
XIX.  Jahrhunderts  nach  allen  den  bezeichneten  Richtungen  ist  eigent- 
lich schon  das  Werturteil  über  die  Verwaltungsreform,  die  sich  gleich- 
zeitig vollzogen  hat,  ausgesprochen.  Die  Bevölkerung  Englands  ist 
im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  von  rund  10  Millionen  auf  mehr  als  das 
Dreifache  gestiegen.  England  ist  der  gewaltigste  Industrie-  und 
Handelsstaat  der  Welt  geworden  und  der  Mittelpunkt  des  gröfsten 
Kolonialreiches,  das  die  Geschichte  kennt.  Die  Grofsmachtstellung, 
die  das  oligarchisch  regierte  England  im  XVIII.  Jahrhundert  er- 
worben und  durch  den  zwanzigjährigen  Krieg  gegen  die  Revolution 
und  Napoleon  gesichert  hatte,  ist  nicht  nur  festgehalten  worden, 
sondern  zur  Weltmachtstellung  gediehen,  während  zu  gleicher  Zeit 
Parlament  und  Verwaltung  Schritt  für  Schritt  demokratisiert,  d.  h. 
rechtlich  und  thatsächlich  dem  Einflufs  der  breitesten  Schichten  der 
Nation  unterworfen  worden  sind.  Aber  nicht  nur  gewaltige  Macht  und 
ungeheuerer  Reichtum  sind  von  der  Nation  errungen  worden;  es  sind 
auch  die  gewaltigsten  Kräfte  aufgewendet  worden  zur  Hebung  der 
Massen,  auf  deren  Arbeit  das  ganze  Gebäude  der  englischen  Kultur 
und  Macht  beruhte  Mag  gegenwärtig  auch  noch  immer  von  manchen 
Seiten   darauf   hingewiesen    werden,   dafs  die  Grundlage  der  in- 


^  Eine  nähere  Hinweisung  auf  die  kaum  übersehbare  Litteratur  über  die 
Arbeiterfrage  und  Socialpolitik  in  England  kann  hier  nicht  gegeben  werden. 
Eine  ausgezeichnete  Darstellung  des  gewaltigen  Fortschrittes  der  Massen  des 
englischen  Volkes  liegt  vor  in  dem  jüngst  erschienenen  Buche:  v.  Nostitz, 
„Das  Aufsteigen  der  Arbeiterklasse  in  England'',  Leipzig  1900.  In  diesem 
auf  gründlicher  Quellenarbeit  beruhenden  Werke  sind  auch  ausführliche 
Litteraturangaben  enthalten.  Daneben  soll  auch  hier  auf  die  als  Frucht  lang- 
jährigen Aufenthaltes  in  England  und  vielseitiger  Beobachtung  gereiften  Bücher 
des  schwedischen  Schriftstellers  Gustav  F.  Steffen  hingewiesen  werden: 
Aus  dem  modernen  England,  1896;  Streifzüge  durch  Grofsbritannien,  1896. 
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dustriellen  Blüte  Englands  nur  durch  die  Aufopferung  von  Myriaden 
Menschen  im  Dienste  der  Industrie  geschaffen  werden  konnte,  so 
kann  auf  der  anderen  Seite  niemand  bestreiten,  dafs  doch  auch 
von  England  aus  hinwiederum  eine  neue  Auffassung  von  der 
Pflicht  des  Staates  zur  positiven  socialpolitischen  Thätigkeit  im 
Interesse  der  arbeitenden  Klassen  ihren  Ausgang  genommen 
hat,  dafs  in  England  zuerst  die  moderne  Emancipations- 
bewegung  der  Arbeiterschaft  in  einer  durch  ihren  Umfang  und 
ihre  ethische  Kraft  gleich  bewunderungswürdigen  Bewegung  sich 
auf  der  sicheren  Grundlage  der  ererbten  bürgerlichen  Freiheit  ent- 
faltet hat.  In  der  Kette  von  Erscheinungen  der  gewaltigen  socialen 
und  ökonomischen  Entwicklung,  die  sich  vom  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts bis  an  dessen  Ende  hinzieht,  ist  nun  die  Reform  der 
inneren  Verwaltung,  wie  sie  in  diesem  Buche  geschildert  worden, 
ein  unüberschätzbar  wichtiges  und  gar  nicht  wegzudenkendes  Glied. 
Die  radikale  Neugestaltung  und  stetige  Fortbildung  des  Armen- 
wesens, die  Schaffung  einer  neuen  Municipalorganisation,  die  Über- 
tragung der  darin  niedergelegten  Grundsätze  der  Kommunal- 
verwaltung auf  die  Organisation  der  ländlichen  Ortsverbände  und 
der  Grafschaften,  weiters  die  Schaffung  einer  umfassenden  Gesetz- 
gebung, durch  welche  diesen  neuen  Verwaltungskörpem  obliga- 
torische und  freie  Ziele  der  inneren  Verwaltung,  entsprechend  den 
Bedürfnissen  des  industriellen  Zeitalters  gesteckt  wurden:  die  Er- 
öffnung neuer  Mittel  und  Wege  zur  Bestreitung  der  Kosten  dieser 
in  ihren  Anforderungen  und  Bedürfnissen  aufserordentlich  ge- 
steigerten Verwaltung,  die  Einführung  eines  centralen  Behörden- 
apparates mit  genau  begrenzter,  aber  genügender  Ingerenz  auf  die 
Lokalverwaltuug,  endlich  der  gewaltige  Aufschwung,  den  der  Ge- 
meingeist, das  Pflichtgefühl  der  besitzenden  Klassen  gegenüber 
den  öffentlichen  Interessen  genommen  haben :  diese  ganze  vielseitige, 
durch  Parlamentsakte  des  reformierten  Parlamentes  geschaffene  und 
geförderte  Entwicklung  ist  ein  unwiderleglicher  Zeuge  dafür,  dafs 
in  dem  modernen  England  weder  die  Fähigkeit  zur  „organischen" 
Gesetzgebung,  noch  die  Lust  und  Befähigung  zur  Selbstthätigkeit 
des  Volkes  in  der  Verwaltung  abgenommen  hat,  dafs  vielmehr  erst 
in  diesem  Jahrhundert  diese  jahrhundertalten  Kräfte  des  englischen 
Staatslebens  in  aufserordentlich  erweitertem  Umfange  und  zu  un- 
endlich vermehrten  Zwecken  zu  ihrer  vollen  Ausbildung  und  prak- 
tischen Anwendung  gelangt  sind. 

Wie   nun   dieses  Zusammenwirken    der    neuen    Verwaltungs- 
organisation mit  der  Thätigkeit  des  Parlamentes  einerseits  und  der 
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selbstthätigen  Yerwaltungsarbeit  aller  Klassen  der  Gesellschaft 
andererseits  in  den  verschiedenen  Zweigen  des  inneren  Staatslebens 
zum  Ausdruck  gelangt,  dies  in  allen  Einzelheiten  zu  verfolgen,  kann 
hier  auch  nicht  im  entferntesten  angestrebt  werden.  Diese  grorse 
und  schwierige  Aufgabe,  zu  der  das  Material  in  den  unübersehbar 
reichen  statistischen  Arbeiten  der  englischen  Behörden  und  der 
Socialstatistiker,  sowie  in  den  Protokollen  der  Untersuchungs- 
kommissionen vorliegen,  geht  weit  über  das  hier  gesteckte  Ziel 
hinaus;  es  hiefse  nicht  weniger  als  die  Socialgeschichte  Eng- 
lands im  XIX.  Jahrhunderte  schreiben,  wollte  man  dieses  Ziel 
auch  nur  annähernd  erreichen.  Ich  mufs  mich  also  hier  damit 
begnügen,  einige  wenige  charakteristische  Thatsachen  vorzuführen, 
die  unmittelbar  zeigen,  inwiefern  die  von  Gneist  als  Verfall  der 
Nation  und  Zusammenbruch  der  Verwaltung  verurteilte  Reform 
der  inneren  Administration  Englands  in  Wahrheit  von  grofsen  und 
greifbaren  Fortschritten  begleitet  worden  ist. 

Wie  sich  die  Verwaltung  des  Armenwesens  durch  die 
Friedensrichter  zu  einer  eminenten  Gefahr  für  das  ökonomische 
und  sociale  Gedeihen  des  Landes  gestaltet  und  dessen  Wohlstande 
bereits  die  schwersten  Wunden  geschlagen  hatte,  ist  oben  im  ge- 
schichtlichen Teile  ausgeführt  worden.  Die  unüberschätzbare  und 
tiefgreifende  Heilwirkung,  die  sich  nun  sogleich  nach  Einführung 
der  neuen  Armen  Verwaltung  gezeigt  hat,  schildert  Mifs  Martineau, 
die  zeitgenössische  Historikerin  jener  Epoche  mit  lebendigen 
Worten.  „Bevor  zwei  Jahre  (seit  1834)  verstrichen,  waren  in 
einer  ganzen  Seihe  von  ländlichen  Kirchspielen  die  Löhne  gestiegen 
und  die  Lokalsteuem  gefallen;  die  Zahl  der  von  den  Farmern 
beschäftigten  Arbeiter  hob  sich  und  die  Massen  von  wüsten  Paupers 
verwandelten  sich  in  fleifsige  Arbeiter.  Die  Abnahme  unehelicher 
Geburten,  die  dem  Kirchspiel  zur  Last  fielen,  betrug  durch  ganz 
England  rund  10000  oder  nahezu  13^/o  und  endlich  fiel  die  Armen- 
steuer, die  während  der  letzten  fünf  Jahre  vor  der  Reform  jährlich 
fast  um  eine  Million  in  ihrem  Gesamtbetrage  angestiegen  war, 
im  Verlaufe  von  fünf  Jahren  nach  derselben  von  7  Millionen  auf 
rund  4  Millionen  ^" 

Aber  dieser  grofse  Fortschritt  blieb  nicht  nur  dank  der  un- 
gestörten Entwicklung  der  neuen  Verwaltungsorganisation  dauernd 
erhalten,    sondern    es   gelang   auch,    trotz    der   gewaltigen    Be- 


^  Harriet  Martineau,  History  of  England  during  the  Thirty  Years  Peace 
1850,  IL  pag.  89. 
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Völkerungszunahme  und  der  fortwährenden  Einführung  von  Ver- 
besserungen in  der  Armenpflege,  dennoch  deren  Kosten  absolut 
und  relativ  stetig  zu  verringern.  Dies  zeigt  am  besten  die  nach- 
stehende, von  M a It b i e  aus  Parlamentspapieren  zusammengestellte 
Tabelle  1: 


Jahr 

Weizenpreis 

per 

Quarter 

Bevölkerung 

von  England 

und  Wales 

Gesamtbetrag 
der  Ausgaben 
für  öffentliche 
Armenpflege 

Kosten  per 

KopfderBe- 

völkerung 

Anzahl  der 
Paupers  auf 
das  Tausend 

der  Be- 
völkerung 

1818 

84sh.  1     d. 

11876  200 

7  870801  £ 

13  sh.  3     d. 

1821 

62  -  —     - 

12517  900 

5  736900   - 

9  -    2     - 

_ 

1832 

63  -    4     - 

14105  600 

7036969   - 

10  -  —     - 



1834 

51-11     . 

14372000 

6  317  255    - 

8  -    9V2- 



1835 

44  -    2     - 

14564000 

5  526418   - 

7   -    7      - 

.« 

1837 

52  -    6     - 

14955000 

4044741    - 

5   -    5     - 



1848 

64  -    6     - 

17150018 

6180  764   - 

7  -    2V4- 

62,7 

1856 

75   -    4     . 

18829000 

6004244   - 

6   -    4V«- 

48,7 

1861 

55-10     - 

19  902  713 

5  778  943   - 

5   -    9»/4- 

44,4 

1866 

43   -    6     - 

21145151 

6439517    - 

6   -    1      - 

43,3 

1871 

49   -    8V«- 

22501316 

7  886724^- 

7   -  -     - 

46,1 

1881 

48  -    7     - 

25  714288 

8102136    - 

6  -    3V«- 

30,8 

1891 

32  -    8     - 

28  762  287 

8648318   - 

6  .  -     . 

26,4 

1895 

21   -    7     - 

30060  763 

9866605    - 

6  -    3«/4- 

26,5 

Erst  wenn  man  ermifst,  wie  aufserordentlich  die  qualitativen 
Leistungen  des  Armenwesens  in  diesem  Zeitraum  gestiegen  sind,  um 
wie  viel  besser  als  ehedem  die  Armen  gegenwärtig  in  den  Workhouses 
untergebracht  und  verpflegt  werden,  wie  sich  die  ganze  Armen- 
pflege zu  einem  rationellen  System  entwickelt  hat,  erst  dann  kann 
man  beurteilen,  wie  aufserordentliche  Erfolge  der  reformierten 
Verwaltung  in  diesen  Ziflfem  enthalten  sind.  Zweifellos  gebührt 
das  Hauptverdienst  hieran  der  Einführung  der  starken  Central- 
behörde,  der  die  gleichmäfsige ,  ununterbrochene  und  methodische 
Ausbildung  einer  ökonomischen  Armenpflege  und  die  dauernde  Ge- 
sundung des  durch  seinen  Pauperismus  schwer  inficierten  englischen 
Volkskörpers  zu  verdanken  ist. 

Wenden  wir  uns  nun  dem  Gebiete  der  Public  Health- 
Gesetzgebung,  der  neuen,  auf  den  Begriff  der  öffentlichen  Ge- 
sundheit aufgebauten  Verwaltung  des  Inneren  zu,  so  geben  vor 
allem  die  Resultate  der  Mortalitätstatistik  eine  nicht  mifszu- 
verstehende  Aufklärung  über  deren  Erfolge^: 


*  Maltbie,  English  Loc.  Gov.  p.  41. 

'  Die  beiden  Tabellen  bei  Maltbie  pag.  111. 
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Sterblichkeit  per  1000  der  Bevölkerung: 

1851-60,      1861-70,      1871—80,      1881—98 
Rural  Districts  19,9  19,7  19,0  17,5 

Ürban  Districts         24,6  24,8  23,1  20,8 

Percentuelle  Verteilung  der  Gesamtbevölkerung  auf  Stadt 

und  Land: 

1871  1881  1891 

Rural  Districts         43«/o         41o/o         36»/o 
ürban  Districts        57«/o         69Vo         64«/o 

Daraus  geht  hervor,  dafs  in  den  Städten,  in  welchen  die  neue 
Sanitfttsverwaltung  am  längsten,  vielseitigsten  und  gründlichsten 
funktioniert,  die  Sterblichkeitsrate  stärker  gesunken  ist  als  in  den 
Landdistrikten,  trotz  der  schnelleren  Bevölkerungszunahme  in  den 
Städten.  Der  grofse  Gewinn  der  Nation,  der  in  dieser  statistisch 
festgestellten  Thatsache  sich  ausdrückt,  reicht  aber  noch  darüber 
hinaus,  dafs  so  viele  Tausende  von  Menschenleben  durch  die  Ver- 
besserung der  Sanitätspflege  erhalten  geblieben  sind ;  denn  daneben 
ist  von  nicht  geringerer  Bedeutung  die  ziifermäfsig  nicht  festzu- 
stellende Thatsache,  dafs  durch  die  dauernde  präventive  Be- 
kän^pfung  von  Epidemien,  durch  die  systematische  Entwässerung 
und  Kanalisierung,  durch  die  Entfernung  ungesunder  Wohnhäuser, 
durch  die  planmäfsige  Verbesserung  der  Lebensbedingungen  der 
arbeitenden  Klassen  die  Zahl  und  Verbreitung  der  Krankheiten 
überhaupt  verringert  worden  ist,,  und  dafs  jährlich  auf  diese  Weise 
Millionen  von  Arbeitstagen  produktiv  thätiger  Individuen  der 
nationalen  Arbeit  gewonnen  worden  sind.  Das  ist  ein  Effekt  der 
auf  moderne  Grundlage  gestellten  inneren  Verwaltung,  der,  wenn 
auch  nicht  in  Summen  und  Zahlen  ausdrückbar,  sich  dennoch 
unverkennbar  in  dem  gesamten  Wirtschaftsleben  der  Nation  als 
ein  zur  Steigerung  ihrer  Produktivkraft  mächtig  mitwirkender 
Faktor  erweist. 

Einen  zweiten  lehrreichen  Einblick  in  die  Erfolge  der  inneren 
Verwaltung  Englands  in  den  letzten  Decennien  gewährt  die  so 
aufserordentlich  genau  gepflegte  Statistik  der  Lokalverwal- 
tungsfinanzen. Die  in  kulturellem  Sinne  durchwegs  produk- 
tiven, zum  Teile  auch  remunerativen  Ausgaben  und  Kapitalsanlagen 
der  städtischen  und  ländlichen  Kommunen,  der  Grafschaften,  der 
Armenräte  und  sonstigen  Specialbehörden  spiegeln  sich  getreulich 
wider  in  den  Anlehen,  die  von  den  Lokalverwaltungskörperschaften 
zu  Lasten  der  Lokalsteuerträger  aufgenommen  worden  sind. 

Bedlieh,  Engl.  Lokal  Verwaltung.  51 
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Die    nachfolgende    Tabelle    giebt   einen    Überblick 
Wachstum  der  Schuldenlast  der  Local  AuthoritiesM 


aber  das 


Gesamtbetrag  der  ausstehenden  Anlehen  der  Lokalverwaltungskörperschaften. 


Jahr 

ä 

Jahr 

£ 

1874-1875 

92820100 

1886-1887 

186821642 

1875—1876 

99407  540 

1887—1888 

192222099 

1876-1877 

106045465 

1888-1889 

195442397 

1877—1878 

114412201 

1889-1890 

198671312 

1878-1879 

128189589 

1890-1891 

201215458 

1879-1880 

136984070 

1891-1892 

207  524093 

1880-1881 

144203299 

189^-1893 

215343545 

1882-1883 

159255  776 

1893—1894 

224158370 

1888-1884 

164847468 

1894-1895 

235335049 

1884—1885 

173207968 

1895-1896 

248209862 

1885-1886 

181488720 

1896—1897 

252135374 

Wie  sich  diese  gewaltige  Schuldenlast  auf  die  einzelnen  Ver- 
waltungszweige verteilt,  zeigt  die  nächste  Tabelle*: 


Wasserwerke 

Hafenbauten,  Docks,  Landungsbrücken 

Strafsen  und  Wege 

Schulen 

Kanalisierung  und  Berieselungsanlagen 

Gaswerke 

Anstalten  für  Armenpflege 

Märkte  und  Markthallen 

Parks,  Spielplätze,  Gommons  u.  s.  w 

Öffentliche  Baulichkeiten 

Vorschüsse  an  die  Manchester  Seekanal-Gesellschaft 

Irrenhäuser 

Arbeiterwohnhäuser 

Brücken  und  Fähren      

Elektrische  Beleuchtungsanlagen 

Quaianlagen,  Meerschutzdämme      

Friedhöfe 

Bäder,  Waschhäuser 

Tramways 

Krankenhäuser 

Polizeistationen  und  Gefängnisse 

Private  Improvement  Works 

Therasetunnel  (Blackwall) 

Volksbibliotheken,  Museen,  Kunst-  und  Gewerbeschulen. 

Feuerlöschwesen 

Schlachthäuser 

AUotments 

Sonstige  Beleuchtungsanlagen 

SmaU  Holdings 

Verschiedene  Anlagen ...» 

Summe 


46261013  , 

33  858927 

30262886 

26920921 

26057248 

17433  760 

8616537 

5828363 

5322115 

5280329 

5127  980 

4791713 

4609041 

4  294312 

3112097 

2923057 

2699094 

1729879 

1585295 

1463234 

1312923 

1 071 129 

1066  916 

832829 

767  319 

185185 

70335 

37474 

6  370 

8607  293 


252135574  M 


»  28.  Report  of  the  Loc.  Gov.  Board  p.  CLXXIII. 
s  Ibidem  pag.  GLXV. 
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Diese  zweite  Tabelle  bezeichnet  aber  selbstverständlich  nur 
einen  Teil  der  von  den  Verwaltungskörpern  aufgenommenen  An- 
lehenskapitalien ;  denn  die  angeführten  Summen  sind  stets  so  be- 
rechnet, dafs  die  bereits  geleisteten  Amortisationsquoten  abgezogen 
erscheinen  und  geben  somit  nur  an ,  wie  viel  von  den  einzelnen 
Anlehen  in  dem  betreifenden  Jahre  noch  nicht  getilgt  war.  Es 
liegt  somit  eine  Steigerung  der  Local  Debt  Englands  von  171,6  ^/o 
wahrend  der  Periode  von  1874—1897  vor.  In  demselben  Zeiträume 
ist  die  Staatsschuld  des  vereinigten  Königreiches  von  768  945  757  £ 
im  Jahre  1874/75  auf  640  773  697  ü?  im  Jahre  1896/97  gefallen. 
Wahrend  also  die  Gesamtsumme  der  Lokalanlehen  im  Jahre  1874/75 
12,07 ®/o  der  Staatsschuld  betrugen,  machte  sie  im  Jahre  1896/97 
39,35  ®/o  der  letzteren  aus.  Ein  grofser  Teil  dieser  Anlehen  der 
Lokalverwaltung  ist  aber  nicht  nur  im  allgemeinen  staatlichen 
Sinne  produktiv  verwendet,  sondern  auch  im  kommerziellen  Sinne 
remunerativ  angelegt  worden:  die  Gas-  und  Elektricitatswerke, 
Strafsenbahnen,  Markte,  Wasserleitungen,  die  von  Jahr  zu  Jahr  von 
den  englischen  Kommunen  neu  angelegt  oder  verstadtlicht  werden, 
bilden  grofsenteils  gut  rentierende  Unternehmungen,  deren  Kapitals- 
wert die  dafür  gemachten  Anlehen  vollauf  deckt.  Die  ganze  grofse 
Frage  des  Municipal  Trading,  d.  h.  des  Betriebes  remunerativer 
Unternehmungen  durch  die  Gemeinde  ist  in  der  jüngsten  Zeit  zu  einer 
der  meistumstrittenen  Fragen  der  inneren  Politik  Englands  geworden. 
Der  jüngst  erstattete  Bericht  einer  von  Unterhaus  und  Oberhaus  ein- 
gesetzten gemeinsamen  Untersuchungskommission,  sowie  noch  mehr 
zahlreiche  aus  diesem  Anlasse  veröffentlichte  Statistiken  zeigen, 
welch'  riesigen  Umfang  die  Verstadtlichungsbestrebungen  in  den  eng- 
lischen Kommunen  angenommen  habend  Um  nur  einige  Erschei- 
nungen hervorzuheben:  in  der  Hälfte  sämtlicher  Municipalstädte 
und  Urban  Districts  ist  die  Wasserleitung  städtisch;  222  Städte 
haben  gegenwärtig  kommunale  Gaswerke,  während  deren  Zahl 
1883  nur  148  betrug.  Und  jedes  Jahr  vergröfsert  sich  diese  An- 
zahl; die  städtischen  Elektricitatswerke  nehmen  gleichfalls  raschen 
Aufschwung.  Gegenwärtig  stehen  bereits  112  solcher  kommunaler 
Unternehmungen  im  Betriebe  und  nicht  weniger  als  94  weitere 
Werke  dieser  Art  wurden  im  Jahre  1899  in  Angriff  genommen. 
Noch  umfassender  ist  die  kommunale  Aktien  betreffs  des  städti- 
schen  Strafsenbahnwesens.     Es   giebt,   wie   das    Municipal    Year 


^  Vgl.  Report  from  the  Joint  Select  Committee  on  Municipal  Trading; 
Min.  of  Evidence  and  Appendix  1900,  P.  P.  305. 
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Book  für  1900  mitteilt,  gegenwärtig  keine  gröfsere  Stadt  in  Eng- 
land, die  nicht  ihre  Strafsenbahn  bereits  verstadtlicht  hat,  oder 
im  Begriflfe  steht,  dies  zu  thun,  wobei  allerdings  der  Betrieb  in 
vielen  Fällen  verpachtet  wird^. 

Es  ist  nun  gewifs  nicht  im  entferntesten  beabsichtigt,  hier 
eine  Darstellung  der  kommunalen  Finanzverwaltung  Englands 
vom  volkswirtschaftlichen  und  finanzpolitischen  Gesichtspunkte  aus 
zu  geben  und  ebenso  wenig  ist  daran  gedacht,  in  diesem  Zu- 
sammenhange auf  die  ökonomischen  Probleme  des  Municipal- 
socialismus  einzugehen.  In  letzterer  Hinsicht  war  hier  nur  be- 
absichtigt, für  diese  zweifellos  wichtigste  Erscheinung  der  heutigen 
Verwaltung  Englands  eine  ihrer  hauptsächlichen  Vorbedingungen 
klarzustellen:  nämlich  die  ganze  Entwicklung  der  englischen  Ge- 
setzgebung über  Local  Government,  d.  h.  über  die  Organisation  und 
die  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung,  wie  sie  im  XIX.  Jahrhundert 
vor  sich  gegangen  ist.  Denn  erst  dadurch,  dafs  diese  Gesetzgebung 
systematisch  einerseits  die  innere  Verwaltung  Englands  aus  dem 
Stadium  traditioneller  Polizeiverwaltung  in  eine  bewufste  und  plan- 
mäfsige  Verwaltung  nach  socialpolitischen  Gesichtspunkten  ver- 
wandelt, andererseits  die  demokratische  Form  geschaffen  hat,  ist 
der  moderne  kommunale  Gemeingeist  geweckt  und  neu  belebt 
worden,  welcher  die  unerläfsliche  Voraussetzung  für  die  Entwicklung 
jener  im  Municipalsocialismus  kulminierenden,  inneren  Verwaltungs- 
politik bildet.  Auf  die  zahlreichen  übrigen  Faktoren,  die  nicht 
minder  wesentlich  mitgewirkt  haben,  wie  die  Arbeiterbewegung 
Englands,  den  Einflufs  des  Socialismus,  die  Agitation  der  Fabischen 
Partei,  die  Abwendung  von  den  Dogmen  der  klassischen  National- 
ökonomie, die  Demokratisierung  der  Parteien  u.  a.  m.,  haben  wir 
hier  nicht  einzugehen.  Im  übrigen  kann,  was  die  bisherigen  Er- 
gebnisse und  den  gegenwärtigen  Stand  des  Municipalsocialismus 
betrifft,  auf  mehrere  sehr  wertvolle  Einzelschriften  hingewiesen 
werden:  allerdings  fehlt  es  noch  immer  sowohl  in  England  wie 
auch  auf  dem  Festlande  an  einer  erschöpfenden  deskriptiven  und 
kritischen  Darstellung  des  ganzen  Komplexes  der  mit  jenem  Worte 
zusammengefafsten  volkswirtschaftlichen,  finanzwirtschaftlichen  und 
administrativ-politischen  Probleme  *. 


*  Vgl.  Municipal  Year-Book  for  1900,  p.  406—521. 

*  Eine  Übersicht  über  das  reiche  Quellenmaterial  and  die  weitläufige 
Tageslitteratur  über  den  Municipalsocialismus  kann  hier  nicht  gegeben  werden. 
Es  sei  nur  nebst  den  schon  oben  genannten  Schriften  von  Clifford,  Shaw  und 
Hugo  hier  nochmals  auf  den  früher  erwähnten  „Report  on  Municipal  Trading** 


Digitized  by 


Google 


Zur  Theorie  und  Kritik  der  englischen  Lokalverwaltung. 


805 


Hier  aber  halten  wir  inne.  Es  wäre  ein  leichtes,  noch  auf 
eine  Reihe  weiterer  Erscheinungen  zum  Beweise  der  grorsen,  durch 
die  Reform  der  inneren  Verwaltung  Englands  erzielten  Erfolge 
hinzudeuten:  auf  das  fortwährende  Sinken  der  Kriminalität  im 
Lande,  ^  auf  die  gewaltige  Hebung  des  Yolksschulwesens  und  der 
Volksbildung^,  seitdem  diese  Kulturzwecke  in  das  System  der 
demokratischen  Lokalverwaltung  einbezogen  worden  sind,  auf  die 
im  letzten  Jahrzehnte  mächtig  einsetzende  Bewegung  zur  Hebung 
des  Mittelschulwesens  überhaupt  und  des  Fach-  und  Gewerbeschul- 
wesens im  besonderen  •.  Aber  schon  die  vorstehenden  Ausführungen 


hingewiesen,  ferner  auf  die  Schrift  von  Sir  H.  Fowler:  „Municipal  Finance 
and  Municipal  Enterprise^,  1900,  sowie  auf  die  einschlägigen  Tracts  und  Flug- 
blätter der  Fabian  Society.  Die  Wochenschrift:  „Municipal  Journal"  giebt 
fortlaufend  eine  erschöpfende  Übersicht  über  die  praktischen  Fortschritte  der 
städtischen  Verwaltung  in  allen  Teilen  des  vereinigten  Königreiches.  Das  Muni- 
cipal Year-Book  verzeichnet  überdies  jährlich  die  hierin  erzielten  Ergebnisse. 
^  Nachstehende  aus  den  Berichten  der  Commissioners  of  Prisons  heraus- 
gezogene Tabelle,  in  Hazells  Annual  for  1899  abgedruckt,  zeigt  die  Abnahme 
der  Kriminalität: 


Häftlinge  auf  Grund  ordent- 
licher Anklage 

Häftlinge  auf  Grund  sum- 
marischen Verfahrens 

Zeitabschnitt 

Gesamtzahl 

Percent 
per  100000 
Einwohner 

Gesamtzahl 

Percent 
per  100000 
Einwohner 

1880-1885 
1885-1890 
1890-1895 
1895-1896 
1896—1897 
1897—1898 

9962 
9126 
8258 
7938 
7386 
8044 

37,3 
32,7 
28,0 
26,1 
24,0 
25,7 

149046 
140722 
137  291 
146019 
140727 
145961 

566,4 
505,6 
467,1 
480,4 
458,1 
470,0 

Abnahme  in  Procenten 

19,6 

30,0 

2,0 

17,0 

'  Die  Entwicklung  der  Volksschulgesetzgebung  läfst  sich  aus  folgenden 
Ziffern  wenigstens  äufserlich  feststellen.  Im  Jahre  1870  gab  es  bei  einer  Be- 
völkerung von  22090  163  Einwohnern  Raum  für  1878584  Schüler  in  Tag- 
schulen, im  Jahre  1895  bei  einer  Gesamtbevölkerung  von  30  394  078  Einwohnern 
Raum  für  5  937  288  Schüler.  Somit  ist  der  verfügbare  Raum  ftlr  Schüler  um 
216,1  ^/o  gewachsen,  während  die  Bevölkerung  um  37,6  ^/o  zugenommen  hat. 
Im  Jahre  1876  betrug  die  Gesamtzahl  der  registrierten  Schüler  2943  774, 
-       1895       ...  -  .  -        5299469. 

Die  Zahl  der  von  der  Gentralbehörde  inspizierten  Volksschulen  betrug 
im  Jahre  1870  8281  und  im  Jahre  1895  23160,  somit  liegt  eine  Zunahme  von 
179,1  <>/o  vor.  Die  Zahl  der  Lehrer  stieg  von  28033  im  Jahre  1870  auf  112378 
im  Jahre  1895,  somit  um  300  ^/o.    (Maltbie,  Loc.  Gov.  p.  176.) 

*  Über  die  kräftige  Entwicklung  der  Technical  Education  auf  Grund  der 
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habeo,  wie  ich  denke,  zur  Genüge  den  Zweck  erfüllt,  der  einzig 
und  allein  hier  ins  Auge  gefafst  war:  nämlich  auch  durch  einen 
Hinweis  auf  die  praktischen  Ergebnisse  der  modernen  englischen 
Lokalverwaltung  zu  beweisen,  dafs  die  von  Gneist  aus  politischen 
Dogmen  deduzierte  Beurteilung  der  inneren  Entwicklung  Englands 
im  XIX.  Jahrhunderte  und  die  daran  geknüpfte  Verdammung 
der  grofsen  politischen  und  administrativen  Reformen  im  demo- 
kratischen Geiste,  in  welchem  jene  Entwicklung  erfolgt  ist,  nicht 
die  geringste  Begründung  in  den  thatsächlichen  Zuständen  Eng- 
lands finden,  ja  vielmehr  mit  diesen  geradewegs  im  schärfsten 
Widerspruche  stehen. 


Gesetze  von  1889—91  vgl.  die  instruktiven  Aufsätze  in  der  Monatsschrift  für 
das  mittlere  Unterrichtswesen  Englands:  The  Record  of  Technical  and 
Secondary  Education,  July  and  October  1898  p.  311—328  und  418—460. 
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LokalverwaÜung  und  Selbstverwaltung. 


Nunmehr  sind  wir  imstande,  im  vollen  Umfange  zu  erkennen, 
welch'  verhängnisvollen  Irrtum  Gneist  beging,  als  er  zwei  scharf  ge- 
schiedene Begriffe  der  inneren  Verwaltung  Englands :  die  des  „Self- 
govemment**  und  der  Lokalverwaltung,  zum  Ausgangspunkte  seiner 
Theorie  nahm.  Er  hat  damit  nicht  nur,  wie  schon  oben  hervor- 
gehoben wurde,  die  Kontinuität  der  geschichtlichen  Entwicklung, 
diese  für  das  Verständnis  aller  englischen  Institutionen  wichtigste 
Erscheinung,  willkarlich  beiseite  gesetzt  und  so  eine  völlig  ver- 
fehlte Anschauung  der  Gesamtentwicklung  herbeigeführt,  sondern  er 
hat  auch  die  beiden  historischen  Entwicklungsstufen  der  inneren  Ver- 
waltung Englands,  als  welche  allein  sich  in  Wahrheit  diese  begriff- 
lichen Unterscheidungen  darstellen,  in  ihrer  Wesenheit  in  falsches 
Licht  gestellt.  Führen  wir  uns  zunächst  die  beiden  Definitionen 
Gneists  hier  nochmals  vor  Augen.  Das  englische  Selfgovernment 
ist  also  nach  Gneist  „eine  Kreis-  und  Gemeindeverwaltung  durch 
Ehrenämter  und  Kommunalsteuem  nach  den  Gesetzen  des  Landes*'. 
Die  neuere  Lokalverwaltung  erscheint  als  „System  der  wirt- 
schaftlichen Selbstverwaltung",  als  „der  gesellschaftliche  Begriff  der 
Selbstverwaltung"  und  demgemäfs  als  „Beschliefsungsrecht  der 
Lokalinteressenten  über  die  Aufbringung  und  Verwendung  gemein- 
schaftlicher Mittel  durch  gewählte  Boards".  Aus  dem  Vergleiche 
dieser  beiden  Definitionen  ergiebt  sich,  dafs  nach  Gneist  das  W^esen 
der  englischen  Verwaltung  des  Innern,  wie  sie  im  XVIII.  Jahr- 
hundert voll  ausgereift  war,  auf  einem  System  von  Ehren- 
ämtern beruhte,  während  das  neue  System  der  Lokal  Verwaltung 
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auf  die  beschliefsende  Thätigkeit  von  Interessenvertretungen 
hinausläuft.  Diese  Antithese  von  Amt  und  Pflicht  auf  der  einen  Seite, 
von  Vertretungskörper  und  freiem  Beschlufs  auf  der  anderen  Seite  ist 
nun  in  mehrfacher  Weise  völlig  verfehlt.  Was  Gneist  unter  Ehren- 
amt versteht,  ist  vor  allem  das  Friedensrichteramt.  Dieses  ist  aber 
im  XVIII.  Jahrhunderte  längst  nur  mehr  rein  äufserlich  ein  „Amt" 
im  englischen  Sinne,  d.  h.  eine  „Authority  by  Commission",  daher 
auch  nur  formell  persönliche  Pflicht  oder  persönlicher  Dienst  im 
Staatsinteresse;  seiner  praktischen  Gestaltung  nach  ist  es  vielmehr 
längst  zu  einem  politischen  Vorrecht,  zu  einem  socialen  Privileg 
geworden.  Die  Friedensrichterbank  ist,  seitdem  die  alte  Quorum- 
klausel, nach  welcher  an  wichtigen  Akten  der  Jurisdiktion  ihre 
rechtsgelehrten  Mitglieder  von  Gesetzes  wegen  teilnehmen  mufsten, 
durch  die  Praxis  aufser  Kraft  gesetzt  worden  war,  zu  einer  reinen 
Interessenvertretung  des  Landed  Interest  in  den  Grafschaften 
und  ebenso  —  mit  Ausnahme  der  wenigen  gröfseren  Städte  —  auch 
in  den  Boroughs  geworden.  Nicht  darin,  dafs  die  Verwaltung  ehe- 
dem durch  „Ehrenbeamte",  die  von  der  Krone  ernannt  werden,  ge- 
führt wurde,  und  gegenwärtig  als  reine  Verwaltung  wirtschaft- 
licher Interessen  durch  deren  repräsentative,  auf  Wahl  beruhende 
Organisation  geführt  wird,  liegt  die  grofse  Transformation,  welche 
die  englische  Verwaltung  in  diesem  Jahrhundert  erfahren  hat, 
sondern  vielmehr  darin,  dafs  die  scheinrepräsentative  Organisation 
der  Grafschaften  und  Städte  zu  Zwecken  der  inneren  Verwaltung, 
wie  sie  in  den  Friedensrichterkollegien  und  den  geschlossenen  Kor- 
porationen des  XVIII.  Jahrhunderts  ihre  klassische  Vollendung  er- 
reicht hatte,  umgewandelt  wurde  zu  Gunsten  eines  Systems  wahrer 
Repräsentativkörper,  deren  Bildung  nach  denselben  politischen  Grund- 
sätzen erfolgt,  wie  die  Zusammensetzung  des  reformierten  Parla- 
mentes. Wenn  Gneist  also  für  das  XVIII.  Jahrhundert  von  einem  „Seif- 
government"  als  „Selbstverwaltung",  für  das  XIX.  Jahrhundert  von 
einer  „wirtschaftlichen  Lokal  Verwaltung"  spricht,  so  liegt  schon  in 
den  von  ihm  gewählten  Bezeichnungen  das  hier  vorliegende  Mifs- 
verstehen  zutage.  Die  Verwaltung  Englands  ist  immer  und  in 
erster  Linie  Lokalverwaltung  gewesen,  d.  h.  sie  ist  be- 
herrscht von  dem  Principe,^  dafs  die  gesamte  Thätigkeit  des  Staates 
im  Innern,  die  wir  als  innere  Verwaltung  bezeichnen,  allezeit  und 
ausnahmslos  eine  Funktion  der  „Localities"  vorstellt,  d.  h.  der  Lokal- 
verbände. Nur  mit  dem  Worte  Lokalverwaltung  wird  daher 
das  Wesen  dieser  nationalen  Verwaltungsorganisation  bezeichnet 
und  nur  dieser  Ausdruck  sollte  auch  entsprechend  dem  englischen 
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^Local  Government"  in  den  deutschen  Darstellungen  der  englischen 
Verfassung  Anwendung  finden.  Blors  darin,  wie  diese  Funktion 
der  örtlichen  thätigen  Staatsgewalt  innerhalb  dieser  „Localities" 
jeweils  organisiert  ist,  hat  eine  umfassende  und  tiefgreifende  Ent- 
wicklung im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts  stattgefunden.  Die 
Art  und  Weise  der  Organisation  ist  also  das  bewegliche,  das 
Princip  aber,  dafs  alle  staatliche  Verwaltung  im  Inneren  unver- 
rückbar Lokalverwaltung  sein  müsse,  ist  das  stabile  Element  in 
der  Rechtsnatur  der  inneren  Verwaltung  Englands. 

Wenn  nun  Gneist  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung 
des  XVIIL  Jahrhunderts  sowohl  als  Rechtsinstitut,  wie  als  prak- 
tische politische  Einrichtung,  begrifflich  von  der  des  XIX.  Jahr- 
hunderts dadurch  unterscheidet,  dafs  er  das  erstere  „Selfgovern- 
ment"  nennt,  so  begeht  er  vor  allem  den  Fehler,  eine  Erscheinung 
dadurch  zu  bezeichnen,  dafs  er  ihre  Eigenschaft,  als  Teil  eines 
gröfseren  Ganzen  zu  fungieren,  als  Hauptmerkmal  hervorhebt. 
„Selfgovernment"  ist  kein  Wort  der  englischen  Gesetzes-  oder  Rechts- 
sprache, sondern  ein  in  dem  politischen  Sprachgebrauch  seit  dem  Ende 
des  XVIIL  Jahrhunderts  aufgekommener  Ausdruck  zur  Bezeichnung 
des  Gesamtcharakters  der  englischen  Verfassung  als  einer  Selbst- 
regierung der  Nation  durch  das  Parlament  im  schroff  empfun- 
denen Gegensatze  zu  der  absoluten  Monarchie  als  der  das 
ganze  Festland  beherrschenden  Regierungsform.  Insofern  man 
nun  die  Verwaltung  als  ein  Stück  dieser  Gesamtverfassung  an- 
sieht, ist  auch  sie  ein  Stück  jenes  „Selfgovemment".  Letzteres  Wort 
ist  in  diesem  Falle  der  Ausdruck  dafür  und  für  nichts  anderes 
als,  dafs  die  Macht  der  Krone  auch  auf  dem  Gebiete  der  inneren 
Verwaltung  praktisch  beseitigt  ist,  und  dafs  sich  auch  in  Bezug 
auf  diese  letztere  die  englische  Nation  durch  das  Parlament  selbst 
und  unabhängig  regiert.  Nicht  ist  aber  damit  schon  etwas  Positives 
ausgesagt  über  die  durch  dieses  Selfgovemment  als  Verfassung  ge- 
gebene Verteilung  der  politischen  Macht  innerhalb  der  einzelnen 
Klasse  und  noch  weniger  über  die  charakteristischen  rechtlichen 
und  politischen  Merkmale  der  dieser  Verfassung  eigentümlichen 
Organisation  der  Verwaltung.  Es  ist  überaus  bezeichnend,  dafs 
Toulmin  Smith,  dem  Gneist  das  Wort  Selfgovemment  entlehnt 
hat,  ausnahmslos  vom  „Local  Selfgovemment"  spricht.  In  der 
That  wäre  für  einen  Engländer  mit  der  Bezeichnung  der  Verwaltung 
seines  Landes  als  „Selfgovemment"  jederzeit  eine  wenig  deutliche 
Vorstellung  derselben  gegeben.  Dies  führt  uns  nun  aber  dem 
eigentlichen  Kerne  des  hier  vorliegenden  Problems  näher.    Gneist 
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hat  das  mit  dem  Worte  „Local  Government"  bezeichnete  Moment^ 
das  ebenso  für  die  innere  Verwaltung  des  Ancien  regime  Englands 
wie  für  seine  moderne  Verwaltung  in  staatsrechtlicher  und  politischer 
Hinsicht  ausschlaggebend  ist,  völlig  beiseite  gesetzt,  weil  es  seinen 
im  vorhergehenden  Abschnitte  dargelegten  philosophischen  und  poli- 
tischen Dogmen  widersprach.  Ihm  kam  es  darauf  an,  zu  überzeugen^ 
dafs  die  „wahre  englische  Verwaltung"  identisch  sei  mit  der  Gestalt^ 
die  sie  im  XVIII.  Jahrhundert  angenommen  hatte,  und  zwar  deshalb, 
weil  diese  letztere  den  seiner  Darstellung  zu  Grunde  gelegten  Postu- 
laten  vollständig  entsprach:  als  System  einer  Verwaltung  durch 
„Ehrenbeamte",  die  von  der  Krone  ernannt  werden,  als  öffentlich-recht^ 
liehe  Organisation  der  Selbstthätigkeit  der  besitzenden  Klassen  im 
staatlichen  Interesse,  gegründet  auf  die  von  diesen  Klassen  angeblich 
getragenen  schwereren  Steuerleistungen,  endlich  als  eine  Verwaltung^ 
von  obrigkeitlichem  Amtscharakter,  die  der  administrativen  Oberauf- 
sicht durch  die  Regierung  überhaupt  nicht,  der  Kontrolle  durch  die 
Gerichte  in  Bezug  auf  die  Gesetzmäfsigkeit  zwar  principiell  unterlag» 
was  aber  für  die  praktische  Verwaltung  nur  geringe  Bedeutung  hatte. 
Bei  dieser  Darstellung  geraten  folgende  entscheidende  Momente 
in  den  Hintergrund: 

1.  Das  mit  der  Bezeichnung  „Lokalverwaltung"  ausgedrückte 
staatsrechtliche  Moment:  nämlich  die  Thatsache,  dafs  in  England 
keine  Funktion  des  Staates  im  Innern  durch  einzeln  dislocierte 
Beamte  der  Krone  oder  der  Regierung  vollzogen  werden,  dafs  eine 
solche  Einrichtung  vollkommen  verfassungs-  und  rechtswidrig 
wäre,  dafs  vielmehr  die  Ausführung  der  obligatorischen  und 
permissiven  Gesetze,  die  die  innere  Verwaltung  ausmachen,  aus- 
schliefslich  den  „Localities",  den  Lokalverbänden  zusteht. 

2.  Das  Moment  der  starken,  zu  Gunsten  des  Parlamentes, 
wirkenden  Centralisation,  die  in  der  Private  Bill  oder  Local  Legis- 
lation ihren  Ausdruck  findet :  durch  dieses  Institut  wird  die  originäre 
Verwaltungsthätigkeit  des  Parlamentes  so  weit  ausgedehnt,  dafs 
eine  besondere  Gentraladministration  daneben  unnötig  erscheint. 

3.  Endlich  verschwindet  in  Gneists  theoretischer  Darstellung 
der  in  vollster  Schärfe  ausgesprochene  sociale  Charakter  der 
alten  Verwaltungsorganisation,  ihr  Charakter  als  Klassenverwaltung, 
der  durch  die  gesellschaftliche  Gleichartigkeit  der  nach  Recht 
und  Herkommen  als  Friedensrichter  und  als  Parlamentsmitglieder 
fungierenden  Personen  gegeben  erscheint. 

Und  nun  halte  man  folgendes  fest:  diese  Verwaltung  des: 
XVIII.  Jahrhunderts,  dieses  wichtigste  Stück  der  praktisch  zu  einer 
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Oligarchie  der  landbesitzenden  Klassen  ausgebildeten  englischen 
Verfassung  des  Ancien  regime  bezeichnet  Gneist  als  „Selfgovem- 
ment",  übersetzt  dieses  Wort  mit  Selbstvei^waltung,  und  stellt  die 
Principien  dieses  Systems  als  die  „anwendbaren  Grundsätze  der 
Selbstverwaltung"  hin.  Von  diesem  Punkte  aus  beginnt  nun  der 
verhängnisvolle  Einflufs  seiner  Theorie  auf  die  deutsche  Staats- 
rechtswissenschaft  und  Politik. 

In  Deutschland*  hatte  sich  unter  der  Einwirkung  verschie- 
dener Faktoren  eine  Theorie  der  Freiheit  der  Gemeinde  gegenüber 
dem  Staate  d.  h.  der  landesherrlichen  Centralgewalt  entwickelt  als 
eine  sehr  leicht  verständliche  Reaktion  gegen  den  centralistischen 
Fürstenstaat,  wie  er  auf  deutschem  Boden  seit  dem  XVII.  Jahr- 
hundert Schritt  für  Schritt  bis  zur  vollständigen  Vernichtung  der 
Selbständigkeit  und  des  Individualcharakters  aller  kommunalen 
Organe  der  Lokalverwaltung  ausgebildet  worden  war.  Diese 
Lehre,  deren  Entstehung  wir  hier  nicht  näher  verfolgen  können, 
hatte  nun  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  von  England  her  nach- 
haltige Förderung  in  bestimmter  Richtung  erfahren.  In  erster 
Linie  ist  hier  an  das  Wirken  des  Freiherm  von  Vincke  zu 
erinnern.  Seine  kleine  aber  aufserordentlich  gehaltvolle  Schrift 
über  die  „Innere  Verwaltung  Grofsbritanniens"  gab  ein  mit  dem 
scharfen  Auge  des  erfahrenen  Verwaltungsbeamten  gesehenes, 
treues  Bild  der  englischen  Verhältnisse.  Das,  was  ihm  als  das 
Wesen  dieser  letzteren  erschien,  war  vor  allem  das  völlige  Fehlen 
„sichtbarer  Regierungsbeamten**,  von  Personen,  die  aus  dem  Re- 
gieren ein  eigentliches  Geschäft  und  Gewerbe  machen  und  sich 
handwerksmäfsig  darauf  vorbereiten ,  endlich  der  völlige  Mangel 
administrativer  Bevormundung  der  Kommunen.  Der  Haupteindruck, 
den  er  empfing  und  wiedergab,  war,  wie  Niebuhr  sagt,  „die  Er- 
kenntnis, dafs  die  Freiheit  ungleich  mehr  auf  der  Ver- 
waltung als  auf  der  Verfassung  beruhe**.  Die  Vorschläge, 
die  Vincke  in  seiner  amtlichen  Thätigkeit  in  betreif  der  Organi- 
sation der  preufsischen  Verwaltung  nach  der  Katastrophe  von  Jena 
erstattete,  sind  denn  auch  durchaus  von  diesen  Eindrücken  be- 
herrscht. Nicht  nur  dafs  er  eine  genaue  Kopie  der  Quarter  Sessions 
als  neue  Organisation  der  ländlichen  Polizeiverwaltung  vorschlägt, 


^  Zu  den  oben  folgenden  Ausführungen  vgl.  Pertz,  Das  Leben  des 
Ministers  Freiherm  vom  Stein,  1849,  I,  S.  415  ff.;  Bodelschwingh,  Leben 
des  Freiherm  von  Vincke,  1853,  S.  396— 428;  Vincke,  Darstellung  der  inneren 
Verwaltung  Grofsbritanniens,  hrsg.  von  Niebuhr  1808;  Jellinek,  System 
der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  1892,  S.  262—280. 
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spricht  er  sich  überdies  mit  allem  Nachdruck  für  die  Aufhebung 
des  Systems  der  Bevormundung  der  kommunalen  Verwaltung  aus, 
durch  welches  „das  zeitliche  Wohl  und  Wehe  der  Städte  in  die 
Hand  von  zum  Teile  unwissenden  und  nachlässigen,  von  oben 
nicht  gehörig  beaufsichtigten  und  durch  die  Bürgerschaft  gar  nicht 
kontrollierten  Magistraten  gelegt  sei**.  Die  in  diesen  Schriften  und 
Aufsätzen  niedergelegten  Anschauungeh  gewinnen  durch  den  Ein- 
flufs,  den  sie  auf  die  Reformpläne  des  Freiherrn  vom  Stein  aus- 
übten, erhöhte  Bedeutung.  Der  von  Stein  ausgearbeitete  „Aufsatz 
über  die  zweckmäfsige  Bildung  der  obersten  Provinzial-,  Finanz- 
und  Polizeibehörden  in  der  preufsischen  Monarchie"  (1807)  zeigt 
eine  weitgehende  Übereinstimmung  der  Grundsätze  beider  Staats- 
männer. 

Die  Steinsche  Städteordnung,  die  die  Wahl  des  Magistrates 
der  Bürgerschaft  unmittelbar  anvertraute,  war  die  bedeutungsvolle 
Frucht  dieser  durch  Vincke  vermittelten  Einwirkung  der  englischen 
Institution.  Nicht  etwa  diese  selbst,  sondern  das,  was  als  ihr  politisches 
Lebensprincip  erschien :  die  Teilnahme  der  Eigentümer  aller  Klassen, 
wie  Freiherr  vom  Stein  es  nannte,  an  den  öffentlichen  Angelegen- 
heiten lokalen,  provinziellen  und  staatlichen  Charakters  und  die 
Befreiung  der  Eommunalverwaltung  von  der  zentral-administrativen 
Bevormundung:  das  sind  die  hier  wirksam  gewordenen  Principien. 
Auf  diesem  Wege  fand  also  von  England  her  ein  Einflufs  statt, 
der  verstärkend  wirkte  auf  jene  naturrechtliche  Doktrin  der  deut- 
schen Rechtswissenschaft  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts 
von  dem  urwüchsigen  Rechte  der  Gemeinde  dem  Staate  und  seiner 
Verwaltung  gegenüber,  eine  Theorie,  die  gleichzeitig  mit  der  aus 
dem  belgisch-französischen  Konstitutionalismus  stammenden  Lehre 
vom  „Pouvoir  Municipal"  einen  Hauptbestandteil  der  liberalen  Dok- 
trin jener  Epoche  ausmachte. 

Aus  allen  diesen  Faktoren  erwuchs  dann  die  Vorstellung  von 
der  „Selbstverwaltung",  als  von  einer  Forderung  nach  Loslösung  des 
bürgerlichen  Gemeinlebens  aus  der  einengenden  Bevormundung 
durch  den  in  der  königlichen  Regierungsgewalt  verkörperten 
Centralismus  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung.  Damit 
verband  sich  weiter  die  Vorstellung,  dafs  dieser  erwünschte  Zu- 
stand in  England  seit  jeher  vorhanden  sei,  dafs  dieses  nicht  nur  das 
klassische  Land  des  Parlamentarismus,  sondern  auch  der  freien  und 
streng  gesetzmäfsigen  Verwaltung  sei.  Dieser  ganze  Gedankenkreis 
war  aber  nur  die  notwendige  Konsequenz  der  grofsen  wirtschaftlich- 
socialen  Umwandlung,  die  sich  in  Deutschland  zu  vollziehen  be- 
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gönnen  hatte.  Das  Streben  nach  „Selbstverwaltung*"  in  Gegnerschaft 
gegen  die  centralistisch  regierende  und  administrierende  Staats- 
gewalt der  deutschen  Bundesstaaten  war  nur  ein  Teil  der  all- 
gemeinen politischen  Bestrebungen  der  bürgerlichen  Klasse  Deutsch- 
lands nach  selbständiger  und  bestimmender  Teilnahme  an  dem 
aktiven  Leben  des  Staates  überhaupt  Als  ein  politisches 
Institut  im  eminenten  Sinne  dieses  Wortes  erschien  der  Begriff 
der  Selbstverwaltung  in  Deutschland  von  Anfang  an,  und  mit 
vollem  Rechte :  denn  jede  Verwaltungsorganisation  des  Inneren  ist 
ihrem  inneren  Wesen  nach  der  Ausdruck  der  jeweiligen  Verteilung 
der  politischen  Macht  innerhalb  der  verschiedenen  socialen  Schichten, 
Stände  und  Klassen  einer  Nation.  Und  deshalb  kann  eine  „rein 
juristische**  Definition  der  „Selbstverwaltung**  das  Wesen  dieser 
staatlichen  Erscheinung  niemals  befriedigend  erklären. 

Nun  aber  kam  Gneist  und  erklärte  gerade  heraus:  die  wahre 
Selbstverwaltung  ist  allerdings  identisch  mit  der  englischen  Ver- 
waltungsorganisation des  Inneren,  und  zwar  ist  diese  letztere  ge- 
geben in  dem  historischen  „Selfgovemment**,  d.  h.  in  jener  Verwal- 
tungsorganisation Englands,  wie  sie  im  XVIII.  Jahrhundert  aus- 
gereift dastand.  Dieses  Selfgovernment  beruht  nach  Gneist  auf 
zwei  grofsen  Grundprincipien,  auf  dem  ausnahmslos  obrigkeitlichen 
Charakter  der  von  ihren  Beamten  geführten  Verwaltung  und  auf 
der  Verwaltungsjurisdiktion.  Erstere  ist  der  klare  Ausdruck  dafür, 
dafs  die  ganze  englische  „Selbstverwaltung**  der  Staatsgewalt  unter- 
geordnet ist,  als  ein  Stück  derselben  erscheint,  letztere  der  Aus- 
druck für  ihre  strengste  Gesetzmäfsigkeit.  Aber  dieses  klassische 
„Selfgovernment**  ist  Gneist  zufolge  in  völliger  Zersetzung  und  im 
Verschwinden  begriffen.  Zwar  beginnen  offenbar  alle  guten  Geister 
England  zu  verlassen,  seitdem  sich  das  Parlament  in  unerklärlicher 
Verblendung  nicht  gescheut  hat,  zu  einer  Reform  des  Wahlrechtes 
und  der  Verwaltungsorganisation  zu  schreiten ;  dennoch  geht  diese 
verderbliche  Umgestaltung  unaufhaltsam  ihren  Weg.  Das,  was 
an  Stelle  der  alten  Institutionen  eingeführt  worden  ist  und  fort- 
während neu  eingeführt  wird,  ist  aber  gar  keine  Selbstverwaltung 
mehr,  das  ist  lediglich  Lokalverwaltung  wirtschaftlicher  Interessen, 
die  keinen  obrigkeitlichen  Charakter  besitzt.  Und  nun  folgen  alle 
jene,  uns  schon  bekannten  Antithesen  und  Doktrinen  Gneists,  deren 
innere  Mängel  oben  auseinandergesetzt  wurden.  Es  folgt  eine 
hoffnungslose  Verurteilung  alles  dessen,  was  in  der  inneren  Ver- 
waltung Englands  seit  der  Reformbill  geschehen  ist. 

Fragen  wir  nun  zunächst,  welche  Wirkung  auf  die  deutschen 
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Ideen  von  Verwaltung  in  Politik  und  Wissenschaft  jene  positive 
Lehre  Gneists,  seine  Charakteristik  der  englischen  Verwaltung 
als  obrigkeitliche  Verwaltung,  als  eines  Stückes  der  Staats- 
verwaltung notwendig  haben  mufste.  Vor  und  nach  dem  Jahre  1848 
gebrauchte  man,  wie  oben  bemerkt,  das  Wort  „Selbstverwaltung'' 
in  allen  deutschen  Territorien  und  seitens  der  verschiedenen  Spiel- 
arten der  liberalen  Partei  als  eine  Art  universellen  Heilmittels, 
das  bestimmt  sei,  die  bürgerliche  Freiheit  zu  bringen.  Gneist  er- 
klärt nun,  diese  Panacee  zu  besitzen.  Sie  liegt  nach  seiner  Doktrin 
in  der  durch  das  Selfgovernment  verkörperten  Auffassung  der 
gesamten,  kommunal  organisierten  inneren  Verwaltung  als  Staats- 
verwaltung und  in  der  Einrichtung  einer  Verwaltungsrechtsprechung 
unter  Beiziehung  von  Laienelementen  auf  Grund  der  kommunalen 
Organisationen.  Dafs  diese  Panacee  nun  denjenigen,  die  in  erster 
Linie  in  der  möglichst  weiten  Zurückdrängung  der  bureaukratischen 
Beamtenregierung  und  Verwaltung  eine  Bürgschaft  für  die  gründ- 
liche Reform  der  inneren  Verwaltung  der  deutschen  Staaten  er- 
blickten, eine  schwere  Enttäuschung  bringen  mufste,  ist  leicht  zu 
begreifen.  Gneist  wies  unermüdlich  darauf  hin,  dafs  die  englische 
Selbstverwaltung  „obrigkeitlicher"  Natur  sei,  und  gewifs  hat  er  in- 
sofern Recht,  als  in  England  jede  Funktion  der  öffentlichen  Ge- 
walt, gleichviel  ob  sie  ein  Akt  eines  Organes  der  Lokalverwaltung 
oder  der  Centralverwaltung  ist,  auf  einer  speciellen,  durch  Common 
Law  oder  Parlamentsakte  gegebenen  Vollmacht  beruhen  und  daher 
notwendigerweise  ein  Stück  der  gesamten  Staatsverwaltung  sein 
mufs.  Aber  die  „Staatsverwaltung*"  in  England  ist  ihrer  ganzen 
juristischen  und  politischen  Struktur  nach  etwas  ganz  anderes  als 
die  Staatsverwaltung  nach  den  politischen  und  juristischen  Begriffen 
des  deutschen  Staatsrechtes.  Für  die  deutsche  Auffassung  er- 
schien damals  und  erscheint  principiell  auch  heute  noch  Staats- 
verwaltung identisch  mit  der  centralistischen ,  vom  Landesherm 
und  seiner  Regierung  nach  diskretionärem  Ermessen  geleiteten,  ver- 
mittelst Provinzialregierung  und  Lokalbehörden  verwirklichten 
Führung  der  gesamten  inneren  Verwaltung.  Somit  war  es  klar, 
dafs  jene  Bestrebungen  nach  erhöhter  Teilnahme  der  Bevölkerung 
an  der  inneren  Verwaltung,  also  an  der  Ausübung  der  Staats- 
gewalt im  Inneren,  in  aller  erster  Linie  darauf  abzielen  mufsten, 
einen  Teil  der  ganzen,  in  der  centralen  Regierungsgewalt  vereinigten 
Verwaltungsfunktionen  aus  dem  Bereiche  der  Staatsverwaltung 
herauszuheben  und  als  selbständige  Befugnisse  der  Kommunen  für 
diese    zu    eigenem   Recht    als    „Selbstverwaltung^    zu   erringen. 
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In  England  aber  hat  68  eine  solche  administrative  Staatsgewalt 
im  Inneren  als  Funktion  der  Krone  oder  der  von  ihr  ernannten 
Regierung  niemals  unbestritten  und  vollends  nicht  mehr  seit  2V8  Jahr- 
hunderten gegeben;  die  oben  geschilderten  Versuche  der  Tudors 
und  Stuarts,  eine  solche  „königliche"  Verwaltung,  gestützt  auf  ein 
Allgemeines  Verordnungsrecht  der  Krone,  einzuführen,  sind  Ein- 
brüche in  das  nationale  Rechtssystem  gewesen  und  als  solche  auch 
in  jenen  Decennien,  da  sie  ruhig  ertragen  wurden,  angesehen  worden. 
Vielmehr  ist  seit  jeher  der  King  in  Parliament  unbestritten  die 
lebendige  Verkörperung  der  Staatsgewalt,  aus  welcher  Formel  seit 
dem  Erstarken  des  parlamentarischen  Regierungssystems  die  Krone 
als  realer  Faktor  der  Regierung  ausgemerzt  worden  ist.  Die  Parla- 
mentsregierung und  die  in  den  lokalen  Repräsentativkörpern  voll- 
ständig lokalisierte  innere  Verwaltung  erscheinen  als  Funktionen 
einer  und  derselben  wirtschaftlich  und  politisch  führenden  Klasse 
und  demgemäfs  erscheint  in  England  die  centrale  Staatsgewalt  als 
Regierung  durch  Parlamentsakte,  die  innere  Verwaltung  als  lokale 
Ausführung  der  vom  Parlamente  ausgehenden  Gesetze  durch  eine 
ihrer  Struktur  nach  der  Zusammensetzung  des  Parlamentes  auf 
jeder  seiner  Entwicklungstufen  vollkommen  gleichwertige  und  ent- 
sprechende Repräsentation  der  Bevölkerung. 

Gneist  that  nun  nichts  anderes,  als  dafs  er  —  seiner  mit 
aprioristischen ,  spekulativen  Begriifen  arbeitenden  Philosophie  ge- 
treu —  bei  seiner  Definition  der  „wahren  Selbstverwaltung"  jene 
grundverschiedenen  Vorstellungen  von  Staatsgewalt  gleichsetzte  und 
von  einer  begrifflich  an  und  für  sich  gegebenen  Staatsgewalt  seinen 
Ausgang  nahm.  Hiermit  erzielte  er  zunächst  eine  weitreichende 
Wirkung.  Indem  er  seine  Theorie,  dafs  Selbstverwaltung  eigentlich 
nichts  anderes  als  Staatsverwaltung  sei,  mit  der  ganzen  Autorität,  die 
englischen  Institutionen  bei  dem  deutschen  Bürgertum  seit  langem 
innewohnte,  stützte,  hat  er  die  mit  dem  Worte  Selbstverwaltung 
verknüpften  politischen  Ideen  der  deutschen  Mittelklasse  von 
ihrem  Ziele  abgelenkt  und  zu  einem  Kompromifs  mit  der  von  den 
deutschen  Regierungen  und  von  der  herrschenden  Rechtslehre  fest- 
gehaltenen Auffassung  von  Staat  und  Verwaltung  geführt.  Es  war 
nämlich  klar,  dafs  die  sogenannten  konservativen  Faktoren  der  deut- 
schen Politik  bei  richtiger  Einsicht  in  die  Dinge  in  den  Ideen  Gneists 
im  tiefsten  Grunde  eine  Stütze  dafür  erblicken  mufsten,  was  ihnen  als 
feste  Grundlage  des  Staates  in  Deutschland  galt,  nämlich  für  die  Un- 
erschütterlichkeit des  Principes  von  der  centralistischen  Organisation 
der  inneren  Verwaltung  als  Domäne  der  dem  Landesherrn  unmittelbar 
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gehorsampflichtigen  Regierung.  Gewifs  waren  auch  schon  die  An- 
sprüche, die  Gneist  gemäfs  den  „anwendbaren  Grundsätzen  des 
Selfgovernment"  an  die  Reform  der  deutschen  Verwaltung  stellte, 
eine  bedeutsame  Abweichung  von  der  historischen  Verwaltungs- 
tradition, vor  allem  Preufsens.  Deshalb  bedeutete  auch  die  Ein- 
führung der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  im  organischen  Zusammen- 
hange mit  der  neuen  Kreisordnung  durch  die  preufsische  Gesetz- 
gebung der  70er  Jahre  zweifellos  einen  wichtigen  Fortschritt.  Aber 
diese  Reform  hat,  wie  man  heute  rückblickend  wohl  sagen  darf, 
die  in  Preufsen  herrschende  politische  Auffassung  von  der  inneren 
Verwaltung  in  ihrem  Bestände  nicht  im  geringsten  gefährdet,  diese 
letztere  hat  vielmehr  durch  die  Annahme  der  von  Gneist  dargelegten 
Principien  der  „Selbstverwaltung"  im  letzten  Grunde  nur  eine  Be- 
stärkung erfahren.  Alle  wesentlichen  Elemente  der  preufsischen 
Verwaltung :  die  nur  in  weiten  Grenzen  durch  das  formelle  Gesetz 
eingeschränkte  Verordnungsgewalt  der  Krone  und  der  Regierung,  die 
straffe  Centralisierung  des  ganzen  Verwaltungsapparates  vermittelst 
eines  Systems  bureaukratischer  Regierungsbehörden,  der  starke 
Einflufs  auf  das  städtische  Kommunalwesen,  der  dem  Ministerium 
einerseits  vermittelst  des  Rechtes  der  Bestätigung  der  Magistrate 
in  Bezug  auf  die  Bildung  der  Kommunalvertretungen  zunächst 
in  politischer  Hinsicht,  andererseits  vermittelst  des  Begriffes  des 
mittelbaren  Staatsbeamtentums  der  Kommunalbeamten  und  des 
Bürgermeisters  betreffs  der  Verwaltung  selbst  gesichert  ist: 
alles  dies  blieb  unangetastet,  trotz  der  neuen  Organisation  der 
Kreise,  Bezirke  und  Provinzen,  trotz  der  Verwaltungsgerichte, 
mit  einem  Worte,  trotz  der  von  Gneist  durchgesetzten  „obrig- 
keitlichen Selbstverwaltung"  ^    Es  zeigt  sich  also ,   dafs  die  An- 


*  Ich  kann  es  mir  nicht  versagen,  hier  das  Urteil  anzufügen,  welches 
Fürst  Bismarck  in  seinen  „Gedanken  und  Erinnerungen**  über  die  in  den 
70er  Jahren  vollzogene  Reform  der  „Selbstverwaltung**  Preufsens  gefällt  hat. 
In  dem  ersten  Bande  (S.  11)  heifst  es  da:  „Man  hatte  gehofft,  dafs  die  Staats- 
behörden durch  die  Einführung  der  heutigen  lokalen  Selbstverwaltung  an  Ge- 
schäften und  an  Beamten  würden  entlastet  werden;  aber  im  Gegenteile,  die 
Zahl  der  Beamten  und  ihre  Geschäftslast  sind  durch  Korrespondenzen  und 
Friktionen  mit  den  Organen  der  Selbstverwaltung  von  dem  Provinzialrate  bis 
zu  der  ländlichen  Gemeindeverwaltung  erheblich  gesteigert  worden.  Es  mufs 
früher  oder  später  der  wunde  Punkt  eintreten,  wo  wir  von  der  Last  der 
Schreiberei  und  der  subalternen  Bureaukratie  erdrückt  werden.  Daneben  ist 
der  bureaukratische  Druck  auf  das  Privatleben  durch  die  Art  der  Ausfuhrung 
der  „Selbstverwaltung**  verstärkt  worden  und  greift  in  die  ländlichen  Gemeinden 
schärfer  als  früher  ein.    Vorher  bildete  der  der  Bevölkerung  ebenso  nahe  als 
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nähme  der  Gneist sehen  Ideen  die  Möglichkeit  bot,  dem  äufseren 
Ansehen  nach  weitgehende  politische  Eonzessionen  an  die  Ideen 
des  Liberalismus  betreifs  der  inneren  Verwaltungsorganisation  zu 
machen,  zugleich  aber  in  Wirklichkeit  die  centralistisch-bureau- 
kratische  Struktur  der  gesamten  inneren  Verwaltung  nicht  nur 
im  Principe  streng  festzuhalten ,  sondern  sogar  nach  bestimmten 
Richtungen  hin  zu  stärken. 

Welche  Wirkung  diese  Gesetzgebung  auf  die  Entwicklung  der 
inneren  Verwaltung  Preufsens  genommen  hat,  zu  erörtern,  liegt 
hier  unserem  Gesichtskreise  fern.  Im  vorliegenden  Zusammenhang 
ist  es  nur  wichtig,  festzustellen,  dafs  diese  Reform  der  preufsischen 
Verwaltung  nach  den  Ideen  des  Gnelstschen  „Selfgovemment"  auf 
die  Begriffe  der  deutschen  Wissenschaft  und  der  deutschen  Politik 
von  der  Verwaltung  überhaupt  und  von  der  Selbstverwaltung  im 
besonderen  tiefgreifend  gewirkt  hat.  Einer  der  jüngsten  deut- 
schen Theoretiker  auf  diesem  Gebiete,  Hatschek,  bringt  dies 
in  seiner  Schrift  über  die  Selbstverwaltung  mit  aller  Deutlich- 
keit zum  Ausdruck.  Nachdem  er  gezeigt,  wie  sich  die  Vor- 
stellung von  dem  „eigenen  Wirkungskreise"  der  Gemeinde  in 
Deutschland  ausgebildet  und  in  den  50er  Jahren  die  deutsche  Ge- 
meindegesetzgebung nachhaltig  beeinflufst  hatte,  bemerkt  er: 
„Diese  Formulierung  des  Rechtes  auf  Selbstverwaltung  erfuhr 
gegen  Ende  der  50er  Jahre  in  der  politischen  Litteratur,  anfangs 
der  70er  Jahre  durch  die  Gesetzgebung  Preufsens  tiefeingreifende 

dem  Staate  stehende  Landrat  den  Abschlufs  der  staatlichen  Buteaukratie  nach 
unten;  unter  ihm  standen  lokale  Verwaltungen,  die  wohl  der  Kontrolle,  aber 
nicht  in  gleichem  Mafse  wie  heute  der  Bezirks-  oder  Ministerialbureaukratie 
unterlagen.  Die  ländliche  Bevölkerung  erfreut  sich  heute  vermöge  der  ihr  ge- 
währten Selbstregierung  nicht  etwa  einer  ähnlichen  Autonomie  wie  seit  lange 
die  Städte,  sondern  sie  hat  in  Gestalt  des  Amtsvorstehers  einen  Vorstand  er- 
halten, der  durch  Befehle  von  oben,  vom  Landrate  unter  Androhung  von 
Ordnungsstrafen  disciplinarisch  angehalten  wird,  im  Sinne  der  staatlichen 
Hierarchie  seine  Mitbürger  in  seinem  Bezirke  mit  Listen,  Meldungen,  Zu- 
mutungen zu  belästigen."  Im  zweiten  Bande  (S.  179—180)  nimmt  Fürst  Bis- 
marck  diesen  Gegenstand,  da  er  von  dem  ministeriellen  Urheber  dieser  Gesetz- 
gebung, dem  Grafen  Eulenburg,  gpricht,  wieder  auf,  und  bemerkt,  nachdem  er 
die  durch  jene  Reform  erfolgte  „Bureaukratisierung  des  Landratpostens"  scharf 
getadelt  hat,  weiter  folgendes:  „Zugleich  sind  die  neugeschaffenen  örtlichen 
Amtsvorstände  nicht  Organe  der  Selbstverwaltung  nach  Analogie  der  städtischen 
Behörden,  sondern  eine  unterste  schreiberartig  wirkende  Klasse  der  Bureau- 
kratie  geworden,  durch  welche  jede  unpraktische  oder  müfsige  Anregung  der 
unzulänglich  beschäftigten  und  den  Realitäten  des  Lebens  fremden  Central- 
bureaukratie  über  das  platte  Land  verbreitet  wird." 

Redlich,  Engl.  Lokal  Verwaltung.  52 
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Änderungen.  Die  Selbstverwaltung  erhielt  eine  Formvollendung, 
die  ihrem  Begriffe  bis  zu  der  Zeit  völlig  fremd  war,  durch  die  auf 
Gneists  Schriften  beruhende  preufsische  Verwaltungsreform)  ins^ 
besondere  die  Kreisordnung  von  1872.  Die  konstitutionelle  Auf- 
fassung der  Selbstverwaltung  als  Grundrecht,  dessen  Wahrung 
und  Schutz  nicht  im  Verfassungsgesetze  allein,  sondern  auch  in 
übergeordneten  Interessengruppen,  höheren  Kommunal-  und  Pro- 
vinzialverbänden  zu  suchen  sei^  führte,  konsequent  durchgeführt, 
zu  einer  Herrschaft  der  mächtigsten  Interessengruppierungen  in 
der  Volksvertretung  und  der  ihr  verantwortlichen  Ministerien. 
Diese  Periode  der  preufsischen  Verfassungsgeschichte  (in  den  50er 
und  60er  Jahren)  ist  unter  dem  Namen  der  Epoche  des  Ministerial- 
despotismus  bekannt.  Als  Reaktion  dagegen  erfolgte  nun  die 
preufsische  Gesetzgebung  der  70er  Jahre,  die  wir  vorhin  erwähnt. 
Ein  Hauptprincip  liegt  ihr  zu  Grunde  und  verleiht  der  Selbst- 
verwaltung einen  ihrem  Wesen  allein  entsprechenden  Charakter. 
Es  ist  die  von  England  herübergenommene  Auffassung,  dafs  die 
Selbstverwaltung  nicht  ein  Gebiet  sei,  das  die  jeweiligen  Interessen- 
gruppen im  Staate  im  Kampfe  gegen  die  Staatsgewalt  erobert 
hätten  und  auf  dem  sie  sich  nach  Herzenslust  tummeln  könnten, 
sondern  eine  planmäfsige  und  bewufste  Heranziehung  der  örtlich 
geschlossenen  Kollektivverbände  für  staatliche  Aufgaben  ^^    Man 


1  Hatschek,  Die  Selbstverwaltung  in  politischer  und  juristischer  Be- 
deutung, 1898,  S.  79—80.  —  Obgleich  hier  eine  erschöpfende  Kritik  dieser 
Schrift  nicht  gegeben  werden  kann,  müssen  doch  die  Folgerungen,  zu  welchen 
diese  in  betreff  der  englischen  Verwaltung  gelangt,  hier  berührt  werden. 
Hatschek  beabsichtigt,  „ein  Judicium  finium  regundorum  zwischen  der  poli- 
tischen und  juristischen  Bedeutung  des  Selbstverwaltungsbegriffes  vorzunehmen^. 
Die  erstere  sieht  er  in  der  „Heranziehung  örtlich  geschlossener  Kollektiv- 
verbände für  Staatszwecke^,  die  letztere  darin,  dafs  die  Thätigkeit  der 
Kollektiwerbände  „von  der  Seite  des  Staates  betrachtet,  Staatsverwaltung  ist", 
ein  „Seitenstück  des  Staatsamtes".  Hierbei  unterscheidet  er  nach  dem  von 
Jellinek  (System  der  subj.  öff.  Rechte)  aufgestellten  Schema  aktiv  und  passiv 
öffentlich-rechtliche  Verbände :  erstere  sind  solche,  in  denen  „der  Kollektivwille  als 
Einheit  anerkannt  ist"  (jur.  Person),  letztere  solche,  bei  denen  „der  Staat  die 
Rechte  und  Pflichten  an  die  einzelnen  Verbandsangehörigen  derart  verteilt, 
dafs  die  gleichmäfsige  und  —  wo  möglich  —  kollektive  Ausübung  der  Rechte 
und  Erfüllung  der  Pflichten,  den  Kollektiv  willen  des  Verbandes  in  Aktion  dar- 
stellt" (S.  99).  Es  wird  sodann  der  Nachweis  versucht,  dafs  in  England  der  passiv 
öffentlich-rechtliche  Verband  bis  ins  XIX.  Jahrhundert  die  vorwiegende  juristische 
Form  der  Selbstverwaltung  sei,  während  Deutschland  bis  in  die  jüngste  Zeit 
aktiv-öffentlich-rechtliche  Verbände  angewendet  habe.  Die  unter  dem  Einflüsse 
der  Gneistschen  Doktrin  geschaffene  Reform  der  preufsischen  Selbstverwaltung 
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«ieht   gerade   aus   dem   angeführten   Citate,    dafs   nicht  nur   die 
Oneistsche  Doktrin,  sondern  selbst  der  eigentümliche  Gneistsche 


hat  dann  diese  —  sozusagen  wissenschaftliche  —  Rückständigkeit  Deutschlands 
gutgemacht  und  durch  sie  ist  die  Praxis  der  Theorie  sogar  unbewufst  zuvor- 
l^ekommen,  indem  die  wissenschaftliche  „Entdeckung*^  der  passiv  ö£fentlich-recht- 
liehen  Verbände,  wie  sie  in  dem  preufsischen  Kreis  und  Amt  vorliegen,  erst 
zwanzig  Jahre  später  erfolgt  ist  als  jene  Gesetzesreform.  Was  nun  durch  diese 
Juristische*^  Erklärung  der  Selbstverwaltung  zum  Verständnis  der  englischen 
Verwaltung  des  Inneren  beigetragen  wird,  ist  schwer  einzusehen.  Damit,  dafs 
von  einem  Verband  gesagt  wird,  er  sei  dem  „Staate**  gegenüber  eine  Kor- 
poration oder  „blofs**  ein  passiv  öffentlich-rechtlicher  Verband,  ist  überhaupt 
nichts  ausgesagt,  was  eine  Vorstellung  von  der  realen  Natur  der  betreffenden 
Organisation  der  öffentlichen  Gewalt  giebt,  und  am  allerwenigsten  läfst  sich 
das  Staatsrecht  Englands  mit  solchen  Formeln,  wie  sie  JelHneks  Statuslehre 
an  die  Hand  giebt,  erfassen.  Der  ganze  von  Hatschek  in  den  Spuren  JelHneks 
verfolgte  Gedankengang  beruht  auf  dem  Grundirrtum,  dafs  Worten  wie  „Staat**, 
„Staatsgewalt",  „Verband**,  „Kollektivwille**  u.  s.  w.  stets  dieselben  realen  Vor- 
stellungen zu  Grunde  liegen  müssen  und  dafs  sich  bei  Wendungen,  wie  der 
^Staat  verpflichtet  KoUekivwillen**,  „der  Staat  verteilt  Rechte  und  Pflichten  an 
Verbandsangehörige'*  überhaupt  etwas  Bestimmtes  vorstellen  läfst  Es  ist 
nichts  anderes  als  juristische  Metaphysik,  deren  subtiles  Gedankenspiel  hier 
vorgeführt  wird;  diese  Art  von  Juristischer**  Begründung  der  Staatsrechts- 
wissenschaft ist  nichts  anderes  als  der  jüngste  aus  der  spekulativen  Philo- 
sophie Deutschlands  unmittelbar  herausgewachsene  Schöfsling,  eine  erneuerte 
Anwendung  der  Methode,  die  mit  aprioristischen  Begriffen  von  Staat  und  Recht, 
mit  generalisierenden  Deduktionen  „Systeme**  schaffen  will,  in  denen  die  mannig- 
faltigen Erscheinungen  des  eigenartigen  Staatslebens  der  verschiedenen  Nationen 
sozusagen  ohne  Rest  aufgehen.  England  gegenüber  mufs  nun  diese  Methode  am 
ersten  versagen;  denn  hier  stehen  die  staatlichen  Institutionen  einer  tausend- 
jährigen Volksgeschichte  klar  in  ihrer  Natur  als  politische  Thatsachen,  und 
nicht  durch  Theorien  verhüllt  vor  uns.  So  sind  denn  auch  die  Ausführungen 
Hatscheks  über  die  englische  Selbstverwaltung  der  irrationelle  Teil  seiner  Schrift. 
Wenn  er  z.  B.  das  englische  „Selfgovemment**,  in  dessen  Auffassung  er  übrigens 
den  Lehren  Gneists  unbedenklich  und  ohne  Einschränkung  folgt,  damit  charakteri- 
siert, dafs  er  es  als  ein  System  passiv  öffentlich-rechtlicher  Verbände  bezeichnet, 
und  wenn  Hatscheks  ausgesprochene  Absicht  ist,  zu  zeigen,  dafs  diese  Juristische 
Technik**  der  Selbstverwaltung  besondere  Vorzüge  besitzt,  dafs  nur  durch  sie 
jene  Unterordnung  der  lokalen  Verwaltungskörper  unter  die  Staatsgewalt  er- 
zielt wird,  die  für  den  Begriff  der  „wahren  Selbstverwaltung**  als  eines  Stückes 
der  Staatsverwaltung  charakteristisch  ist:  so  übersieht  er  vollständig,  dafs 
diese  „passiv  öffentlich-rechtlichen  Verbände**  des  XVIII.  Jahrhunderts  dem 
englischen  „Staate**  gegenüber  zugleich  auch  sehr  fühlbar  „aktiv  öffentlich- 
rechtliche Verbände**  gewesen  sind,  nämlich  deshalb,  weil  die  englische  Staats- 
gewalt, einzig  und  allein  im  Parlament  verkörpert,  in  dessen  wichtigstem  Bestand- 
teil, im  Unterhause,  nur  als  eine  juristische  und  politische  Zusammenfassung 
der  Counties  und  Boroughs,  dieser  „passiv  öffentlich-rechtlichen**  Verbände, 
erscheint.  Wenn  man  das  Verhältnis  der  letzteren  zum  Parlamente  und  damit  zum 
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Dialekt,  wenn  man  so  sagen  darf,  den  deutschen  Publizisten  noch 
immer  unversehens  in  die  Feder  kommt,  sobald  die  innere  Ver- 
waltung Englands  berührt  wird.  Es  ist  nach  alledem,  was  in 
der  vorliegenden  Darstellung  der  englischen  Lokalverwaltung  aus- 
geführt worden  ist,  kaum  notwendig,  hinzuzufügen,  dafs  es  wohl 
eine  durch  Gneist  von  England  herüber  genommene,  aber  in  Eng- 
land seit  jeher  unbekannte ,  ja  dem  englischen  Denken  über  Staat 
und  Verwaltung  geradezu  unverständliche  Auffassung  ist,  dafs 
„die  Selbstverwaltung  nicht  ein  Gebiet  sei,  das  die  jeweiligen 
Interessengruppen  im  Staate  im  Kampfe  gegen  die  Staatsgewalt 
erobert  hätten"  u.  s.  w.  Sondern  diese  Sätze  sind  blofse,  uns  wohl- 
bekannte Fragmente  aus  Gneists  krauser  Philosophie  von  „Staat 
und  Gesellschaft/  In  England  sind  ganz  im  Gegenteile  das  Parla- 
ment sowie  die  Verwaltung  seit  Jahrhunderten  die  verfassungs- 
mäfsigen  Formen,  innerhalb  und  vermittelst  welcher  der  reale 
Anteil  der  social  herrschenden  Klassen  an  der  Staatsgewalt  zum 
Ausdruck  gelangt;  sie  sind  vollends  seit  der  weitgehenden  Aus- 
dehnung des  Wahlrechtes  in  ihrer  gesamten  Funktion  dadurch 
bestimmt,  dafs  die  Interessengruppen ,  aus  denen  die  englische 
Nation  wie  jedes  Volk  besteht,  ihre  Bedürfhisse  als  Ansprüche  an 
die  Staatsgewalt,  vermittelst  der  Parteiprogramme  formuliert,  zum 


englischen  „Staate"  in  politischer  Hinsicht  richtig  erfafst,  dann  wird  man  auch 
leicht  hegreifen,  warum  dieselben  Counties  und  Boroughs  als  Verwaltungskörper 
sich  nur  als  ein  Stück  der  Staatsverwaltung  betrachteten  und  darauf  ver- 
zichteten, als  „Organpersönlichkeiten*^  dem  „Staate"  gegenüber  „grundrechtlich^ 
anerkannt  zu  werden:  sie  bildeten  ja  selbst  wieder  die  „Staatsgewalt**, 
und  zwar  als  entscheidender  Faktor.  Wenn  also  Hatschek,  ge- 
stützt auf  seine  von  Gneist  entlehnte  Definition  des  „klassischen  Selfgovern- 
ment  Englands**  und  auf  die  Keform  der  preufsischen  Selbstverwaltung  in  den 
70er  Jahren,  in  seinen  Ausführungen  zu  dem  Schlüsse  gelangt,  dafs  die  passiv 
öffentlich-rechtlichen  Verbände  die  mit  besonderen  Vorzügen  ausgestattete  Er- 
scheinungsform des  „Selbstverwaltungsbegriffes**  vorstellen,  dals  das  darin 
ausgedrückte  Princip  „der  Selbstverwaltung  einen  ihrem  Wesen 
allein  entsprechenden  Charakter  verleihe**,  so  möchte  man  dieser 
Theorie  des  Verfassers  mit  denselben  Worten  in  Bezug  auf  das  ihm  als 
Muster  wissenschaftlichen  und  politischen  Fortschrittes  vorschwebende  Staats- 
recht Preufsens  begegnen,  die  er  gegenüber  dem  altliberalen  Theoretiker  der 
Selbstverwaltung,  Rotteck,  in  Bezug  auf  dessen  Abhängigkeit  von  dem  Staats- 
rechte Belgiens  ausspricht:  „Diese  Darstellung  des  Verhältnisses  von  Staat 
und  Gemeinde  charakterisiert  vortrefflich  die  naturrechtliche  Manier:  man 
negiert  die  Thatsache,  dafs  man  seine  Theorie  aus  realen  Staatsverhältnissen 
gewonnen,  um  diese  Theorie  um  so  bequemer  aus  der  Natur  der  Sache  fliefsen 
zu  lassen.**    (S.  74.) 
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Ausdruck  bringen  und  dafs  diese  divergierenden  Ansprüche  unter  dem 
Drucke  der  durch  das  parlamentÄrische  Regierungsystem  und  die  freie 
Lokalverwaltung  gegebenen  politischen  und  administrativen  Selbst- 
verantwortlichkeit  der  Nation  im  Wege  des  Kompromisses  zu 
Gesetzen,  respektive  zu  Verwaltungsbeschlüssen  kondensiert  werden. 
<}ewifs  ist  es  richtig,  dafs,  wie  schon  oben  hervorgehoben  wurde, 
diese  gesellschaftlichen  Interessenkämpfe  principiell  im  Parlamente 
und  nicht  in  den  Verwaltungskörpem  ausgekämpft  werden,  und 
darum  ist  es  ein  Grundzug  des  englischen  Verfagsungslebens,  dafs 
•die  innere  Verwaltung,  durch  das  Gesetz  strenge  gebunden,  mit  den 
Parteien  selbst  und  der  jeweiligen  Parteiregierung  nichts  zu  thun 
hat.  Aber  dies  liegt  nicht  darin  begründet,  dafs  die  innere  Ver- 
waltung Englands  als  „Selbstverwaltung"  doch  nur  ein  Stück  der 
Staatsverwaltung  sei,  wie  Gneist  meint,  und  daher  „den  Kämpfen 
der  jeweiligen  Interessengruppen  um  die  Staatsgewalt  entrückt" 
bleibe,  sondern  jene  Erscheinung  ist  einzig  und  allein  die  not- 
wendige Folge  des  Grundsatzes,  der  die  gesamte  Ausübung  der 
•öffentlichen  Gewalt  in  England  beherrscht :  der  Rule  of  Law,  d.  h. 
der  völligen  Unterwerfung  der  Verwaltung  unter  das  Gesetz  und 
Gericht.  Im  übrigen  erscheint  aber  diese  ganze  Idee  von  der 
„Selbstverwaltung"  als  Tummelplatz  für  den  „Kampf  der  Interessen- 
gruppen" gegen  die  „Staatsgewalt"  als  eine  für  einen  englischen 
Juristen  oder  Politiker  geradezu  unverständliche  Vorstellung. 

Der  weitere  Einflufs  der  Gneistschen  Lehren  auf  die  deutsche 
Staatswissenschaft  und  Politik  war  aber  damit  gegeben,  dafs  er 
seine  „anwendbaren  Grundsätze",  sein  Ideal  der  Selbstverwaltung 
aus  dem  XVIII.  Jahrhundert  Englands  herübemahm,  dafs  er  so  die 
oligarchische  Verwaltungsweise  der  Landed  Aristocracy  Englands 
für  das  Staatsrecht  gewissermafsen  kanonisierte  und  gleichzeitig 
die  ganze  moderne  Entwicklung  der  englischen  Verwaltung 
während  des  XIX.  Jahrhunderts  als  einen  einzigen  grofsen  Irrtum, 
als  „unorganisch"  zurückwies.  Dadurch  hat  Gneist  nicht  blofs  das 
Verständnis  dafür  erschwert,  wie  sich  gerade  die  Verwaltung  Eng- 
lands organisch,  nämlich  in  unlöslichem  Zusammenhange  mit 
der  gesamten  Entwicklung  der  politischen  Ideen  und  Institutionen 
des  Landes  im  XIX.  Jahrhundert  fortentwickelt  hat.  Er  hat  vor 
allem  in  Deutschland  das  Verständnis  dafür  verhindert,  wie  mit  der 
Demokratisierung  des  Wahlrechtes  zum  Parlamente  die  Demokrati- 
sierung der  Verwaltungsorganisation  Schritt  für  Schritt  vor  sich 
ging,  begleitet  von  einer  völligen  Umbildung  der  Auffassung  von 
2weck  und  Ziel  der  inneren  Verwaltung  des  modernen  Staates: 
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wie  sich  die  alte  Idee  von  der  inneren  Verwaltung  als  Polizei  im 
weiteren  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  als  prohibitive,  das  individuelle  und 
nationale  Wirtschaftsleben  bevormundende  Staatsthätigkeit,  um- 
gewandelt hat  in  die  Auffassung  von  der  Verwaltung  als 
schöpferischer  Thätigkeit  der  centralen,  im  Parla- 
mente verkörperten  Staatsgewalt,  sowie  der  ver- 
fassungsmäfsig  mit  der  ganzen  inneren  Landesver- 
waltung betrauten  Lokalverbände  in  gemeinsamem 
Wirken:  wie  diese  neue,  grofse  Ziele  verfolgende  Auffassung  nur 
dadurch  verwirklicht  werden  konnte,  dafs  alle  im  Staate  vor- 
handenen socialen  Kräfte  Schritt  für  Schritt  zur  Teilnahme  an 
der  Verwaltung  zugelassen  worden  sind,  und  wie  sich  so  die 
Demokratisierung  der  kommunalen  Träger  der  gesamten  inneren 
Verwaltung  als  eine  notwendige  und  rechtzeitig  erkannte  Konse- 
quenz jener  neuen  Auffassung  von  dem  Wesen  und  Zweck  der 
inneren  Verwaltung  des  modernen  Staates  darstellt.  Auf  diese  Weise 
ist  durch  Gneists  Lehre  in  Deutschland  der  Blick  dafür  getrübt 
worden,  wie  es  gerade  dem  demokratischen  Parlamente  Englands 
gelungen  ist,  auch  jene  dem  veränderten  Charakter  und  Umfange 
der  Verwaltung  entsprechende  neue  Technik  der  inneren  Ad- 
ministration trotz  des  starken  Widerstandes  nationaler  Tradi- 
tionen durchzusetzen:  wie  mit  der  mafsvollen  Einführung  einer 
hauptsächlich  auf  die  fachliche  Beratung  der  lokalen  Verwal-^ 
tungskörper  gerichteten  Centraladministration  jene  bei  dem  un- 
löslichen Zusammenhange  aller  Elemente  des  modernen  gesell- 
schaftlichen und  wirtschaftlichen  Lebens  unerläfsliche  Einheitlich- 
keit der  inneren  Verwaltung  im  ganzen  Lande  angestrebt  und 
erreicht  worden  ist.  Ebenso  hat  aber  Gneist  übersehen  gelehrt, 
dafs  erst  wieder  die  vollentwickelte  demokratische  Lokalver- 
waltung die  einfachen  und  doch  so  leistungsfähigen  Formen 
wirklicher  Selbstverwaltung  von  neuem  geschaffen  hat,  wie 
durch  die  Differenzierung  der  Verwaltungskörper  in  ständige  und 
temporäre  Fach-Committees  dieses  Ziel  erreicht  worden  ist  und  wie 
die  Ausbildung  eines  methodisch  arbeitenden,  von  der  Bürgerschaft 
selbst  geleiteten  kommunalen  Beamtenkörpers  damit  Hand  in  Hand 
ging.  Dieser  ganze,  höchst  merkwürdige  Entwicklungsprozefs  einer 
inneren  Verwaltung,  die  auf  der  konsequenten  Durchführung  des^ 
Principes  demokratischer  Gleichberechtigung  aller  Staatsbürger 
auch  in  Bezug  auf  die  aktive  Führung  der  inneren  Administration 
beruhte,  und  die  Erfolge,  die  damit  erzielt  wurden,  blieben  dem 
Gesichtskreise  der  deutschen  Staatswissenschaft  und  Politik  fast 
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gänzlich  ferne,  seitdem  Gneists  Schriften  das  Evangelium  von  der 
„obrigkeitlichen  Selbstverwaltung  Englands**  ein  für  allemal  fest- 
gestellt und  alle  Abweichungen  von  diesem  „klassischen  Selfgovem- 
ment**  mit  dem  Banne  belegt  hatten.  Und  nicht  minder  blieb  un- 
beachtet, wie  bei  dieser  totalen  Umgestaltung  der  alten  aristo- 
kratischen Verwaltungsweise  Englands  die  festen  Tragpfeiler 
des  englischen  Staatsg^bäudes ,  die  Souveränität  und  Einheit  des 
Rechtes  und  damit  die  dominierende  Stellung  der  Gerichte  einer- 
seits, die  durch  jene  Rechtsauffassung  herbeigeführte  originäre 
Verwaltungsthätigkeit  des  Parlamentes  vermittelst  der  Local  Legis- 
lation andererseits,  ungeschwächt  aufrecht  erhalten  worden  sind. 
Und  doch  ist  es  eine  der  merkwürdigsten  und  bedeutungsvollsten 
Erscheinungen  der  politischen  Geschichte  dieses  Jahrhunderts,  dafs 
sich  diese  ganze,  die  Verwaltungsorganisation  Englands  an  Haupt 
und  Gliedern  reformierende  Gesetzgebung  im  Laufe  von  zwei 
Menschenaltem  vollständig  friedlich,  Schritt  für  Schritt,  vollzogen 
hat,  ohne  andere  Kämpfe  als  rein  sachliche  Diskussionen,  ohne 
innere  Unruhen  und  ohne  die  geringste  Rechtsverletzung:  dafs 
das  grofse  ethische  Element  in  der  englischen  Lokal  Verwaltung, 
nämlich  die  vollständige  Besorgung  der  Aufgaben  der  inneren  Ver- 
waltung durch  Selbstthätigkeit  der  Regierten,  erst  wieder  seit 
der  Reform  im  demokratischen  Sinne  zu  neuem  Leben  erweckt 
worden  ist,  und  dafs  erst  die  auf  das  Wahlrecht  der  breiten  Massen 
gestützte  Verwaltung  der  Kommunen  befähigt  gewesen  ist,  jene 
gewaltigen  Probleme  des  modernen  Lebens  mit  Erfolg  in  Angriff 
zu  nehmen,  die  der  inneren  Verwaltung  unserer  Zeit  immer 
mehr  den  Charakter  einer  angewandten  Socialpolitik  ver- 
leihen, einer  Verwendung  öffentlicher  Gewalt  und  öffentlicher 
Mitte]  im  Interesse  der  dauernden  Hebung  der  arbeitenden  Klassen 
in  physischer  und  kultureller  Hinsicht  zum  Zwecke  der  Kräftigung 
der  ganzen  Nation  und  ihres  staatlichen  Lebens. 

Nur  dann,  wenn  man  also  die  Gneistscheu  Formeln  und 
Abstraktionen,  Urteile  und  Vorurteile  vollständig  beiseite  gesetzt 
hat,  fällt  der  Schleier,  der  dieses  in  seiner  Gesamtheit  grofsartige 
Bild  der  friedlichen  Umwälzung  des  ganzen  inneren  Verwaltungs- 
organismus einer  grofsen  Nation  verhüllt,  ein  Bild  der  unablässigen 
Selbsterziehung  des  Volkes  und  der  unermüdlichen  Verbesserung 
seines  staatlichen  Verwaltungsapparates,  der  fortwährenden  Steige- 
rung der  der  Verwaltung  gesetzten  Zwecke.  Und  erst  im  Vereine 
mit  der  Erkenntnis  der  aufserordentlichen  mit  der  Reform  der 
Lokalverwaltung  geleisteten  politischen,  legislatorischen  und  ad- 
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ministrativen  Arbeit  können  jene  grofsen  gesellschaftlichen  Er- 
scheinungen auf  englischem  Boden  verstanden  werden,  die  gerade 
die  deutsche  Staatswissenschaft  so  gründlich  und  vielseitig  dar- 
gelegt hat :  das  Aufsteigen  der  Arbeiterklasse  Englands,  die  gewaltige 
Entwicklung  des  Gewerkschaftswesens  und  der  genossenschaftlichen 
Produktion,  das  Fehlen  revolutionärer  Parteien  und  —  als  einer 
der  bedeutungsvollsten  Züge  —  die  Erhaltung  der  besitzenden 
Klassen  der  Nation  in  ihrer  Stellung  als  Hauptträger  der  Ehren  aber 
auch  der  Lasten  der  inneren  Verwaltung  wie  überhaupt  des  gesamten 
öffentlichen  Lebens,  und  dies  trotz  der  konsequenten  Durchführung 
demokratischer  Principien.  Es  ist  eine  offenkundige  Thatsache, 
dafs  die  Lokalverwaltung,  und  dafs  noch  mehr  das  englische  Parla- 
ment das  grofse  Arbeitsfeld  der  allerdings  an  Zahl  und  Verschieden- 
artigkeit der  Berufe  wesentlich  erweiterten  und  differenzierten  oberen 
Klassen  geblieben  sind.  Die  unablässige  Thätigkeit  der  Besitzenden 
und  Gebildeten  in  der  Lokalverwaltung  ist  eine  der  unversieg- 
lichen  Quellen  der  politischen  Kraft  des  Landes  und  eine  der 
stärksten  Stützen  einer  friedlichen  und  dabei  doch  unablässig  vorwärts 
schreitenden  Entwicklung  sowohl  in  politischer  wie  in  wirtschaft- 
licher Hinsicht.  Mag  auch,  wie  es  unvermeidlich  in  der  Menschen- 
natur liegt,  bei  dieser  Thätigkeit  der  oberen  und  mittleren 
Klassen  Englands  das  altruistische  Moment  nicht  selten  deutlich 
zurücktreten  vor  der  klugen  Bedachtsamkeit  auf  eigene  Klassen- 
interessen, so  steht  doch  unleugbar  fest,  dafs  die  Verwaltung  der 
englischen  Städte  und  Grafschaften,  der  Armen-  und  Distrikt- 
behörden andauernd  als  eine  musterhaft  ehrliche  und  pflicht- 
getreue Verwaltung  erscheint,  und  dafs  sie  dies  mit  dem  Fort- 
schreiten der  demokratischen  Gesetzgebung  geblieben  ist :  getragen 
und  überwacht  von  den  Kräften  eines  stark  pulsierenden  öffent- 
lichen Lebens,  einer  empfindlichen  und  wirksamen  öffentlichen 
Meinung.  Auf  jeden  Fall  hat  aber  die  herrschende  Klasse  Englands 
im  XIX.  Jahrhundert  durch  nichts  so  deutlich  bewiesen,  dafs  auch 
ihr  die  von  den  Vätern  ererbte  politische  Fähigkeit  innewohnt,  als 
durch  diese  hervorragende  Stellung,  die  sie  nunmehr  als  gewählter 
Mandatar  der  Massen  in  der  Lokalverwaltung  einnimmt.  Die 
industrielle  Arbeiterschaft  aber,  obgleich  auch  sie  immer  mehr  in  die 
Reihen  der  an  der  Verwaltung  teilnehmenden  Elemente  eingetreten 
ist,  hat  sich  lange  Zeit  damit  begnügt,  die  besitzenden  Klassen 
als  ihre  Vertrauensmänner  in  der  Verwaltung  an  erster  Stelle 
thätig  sein  zu  lassen.  Geradeso  wie  im  Parlamente  hat  die 
organisierte  Arbeiterschaft  es  auch  in  der  inneren  Verwaltung,  vor 
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allem  in  den  Städten,  verstanden,  durch  eine  kluge  Opportunitäts- 
politik  den  demokratischen  Charakter  und  die  socialpolitischen  Ten- 
denzen der  Verwaltung  immer  mehr  zu  verstärken,  ohne  den  Anspruch 
zu  erheben,  dars  ihr  als  der  Vertreterin  der  Massen  auch  die  Leitung 
der  Verwaltung  gebtthre.  Und  so  bewegt  sich  die  Entwicklung 
der  Lokalverwaltung  Englands  gegenwärtig,  nachdem  das  grofse 
Reformzeitalter  abgeschlossen  ist,  in  den  neu  eingeschlagenen 
Bahnen  innerhalb  der  neuen  Organisationsformen  mit  der  Kraft, 
die  ihr  das  durch  Klassenkämpfe  bisher  in  der  Tiefe  nicht  berührte 
Gefühl  der  Einheit  der  Nation  und  ihres  Rechtes  verleiht,  mit  der 
Sicherheit,  die  aus  der  tausendjährigen  Tradition  eines  sich  selbst 
regierenden  Volkes  wie  aus  einem  unversiegbaren  Jungbrunnen  zu- 
strömt, mit  jener  dem  Nationalcharakter  entspringenden  Bedacht- 
samkeit, die  aller  radikalen  Reform  zum  Trotz  als  starker 
konservativer  Zug  das  gesamte  öffentliche  Leben  Englands 
charakterisiert.  Als  ein  Stück  der  Gesamtentwicklung  der  modernen 
Demokratie  erscheint  dieser  grofse  Prozefs  der  Umgestaltung  der 
inneren  Verwaltung  Englands:  dies  findet  seinen  Ausdruck  ebenso 
in  den  neuen  Formen  der  Verwaltungsorganisation  wie  in  den 
neuen  Zielen  und  Gegenständen  der  Verwaltung.  Beides,  Form  und 
Inhalt,  stehen  in  unlöslichem  Zusammenhange.  Die  Teilnahme 
der  breiten  Massen  der  Bevölkerung  an  der  Bildung  der  korpora- 
tiven Verwaltungsorgane  vermittelst  des  allgemeinen  und  gleichen 
Wahlrechtes  aller  Ansässigen  hat  erst  gesichert,  dafs  der  eigent- 
liche Zweck  der  inneren  Verwaltung  des  modernen  Staates  richtig 
erfafst  und  dauernd  festgehalten  werde:  nämlich  die  Aufwendung 
öffentlicher  Mittel  und  die  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  zur  Hebung 
der  wirtschaftlichen,  ethischen  und  kulturellen  Lebenshaltung  der 
lohnarbeitenden  Klassen  der  Nation.  In  diesem  Sinne  dürfen  wir 
rückblickend  sagen :  Die  innere  Verwaltung  Englands  hat  sich  auf 
der  festen  staatsrechtlichen  Grundlage,  die  ihr  als  Lokal  Ver- 
waltung für  die  gesamte  innere  Thätigkeit  des  Staates  gegeben 
erscheint,  erst  im  XIX.  Jahrhundert  unter  dem  beherrschenden 
Einflüsse  der  Ideen  der  Demokratie  zu  dem  entwickelt, 
was  sie  ihren  historischen  Grundgedanken  nach  seit  Anbeginn  sein 
sollte,  was  sie  aber  gerade  in  denjenigen  Jahrhunderten  am  wenigsten 
gewesen  ist,  in  welchen  durch  die  Ausbildung  des  parlamentarischen 
Regierungsystems  das  politische  Selbstbestimmungsrecht  der  Nation 
der  Krone  gegenüber  für  alle  Zeit  gewonnen  und  gesichert  worden 
ist:  nämlich  zu  einer  wahren  Selbstverwaltung  der 
gesamten    Aufgaben    des    inneren   Gemeinlebens    der 
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Nation  durch  die  eigene,  regelmäfsige  Verwaltungs- 
arbeit der  gesamten  in  ihren  lokalen  Gemeindever- 
bänden gegliederten  Bürgerschaft,  zu  einer  Verwal- 
tung, deren  einzelne  Zwecke  ausnahmslos  durch  das 
von  der  souveränen  Volksvertretung  geschaffene  Ge- 
setz genau  vorgeschrieben  oder  freigestellt  sind, 
die  daher  als  Rechtsinstitut  in  jeder  ihrer  Lebens- 
äufserungen  der  Überprtlfung  durch  den  Hüter  allen 
Rechtes  im  Lande  unterliegt,  der  Jurisdiktion  des 
ordentlichen  Gerichtes  im  ordentlichen  Verfahren. 
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Verwaltunffsordnunff  601—608;  Be- 
amtenschaft 608—604;  Finanzver- 
waltung 604—606;  allgem.  Charak- 
teristik 606. 

Armenwesen,  Ges.  Elisabeths  29—80, 
81';  Friedensrichter  u.  das  A.  68, 
188—40;  Zustand  des  A.  vor  der 
Reform  187',  188  ff.,  188';  Höhe  der 
Armensteuer  141;  Charakteristik  der 
Reform  146, 149, 210;  staatl.  Subvent 
des  A.  500;  gegenw.  Zustand  der 
Lokalverw.  des  A.  598-607;  Lit- 
teratur598';  Statistisches  604 ' ;  die 
Erfolge  der  modernen  Lokalverw. 
im  A.  799—801. 

Aschrott  über  die  Guardians  605. 

Assessement  571",  601. 

Attendance  Committee  (School)  608. 

Audit  (in  den  Boroughs)  316,  325,  387. 


Bacon,  Fr.  726,  727. 

Bakehouse  Regulation  Act  868. 

Bailot  Act  296—99,  427,  518,  588. 

Barrister  Revising  266,  298—94,  298'. 

Bath  and  Washhouse  Act  231,  257', 
574. 

Bauordnung  338  ff.,  368. 

Beamte  der  Lokalverwaltung  in  den 
alten  Boroughs  157—158;  in  den 
heutigen  Boroughs  384  ff. ;  verglichen 
mit  den  kontinent.  Kommunalbeamten 
285 ;  Anstellung  u.  Altersversorgung 
350—53,351«;  Disciplinarwesen856'; 
in  d.  County  Councils  442  ff.,  442", 
445';  in  d.  Distr.  Councils  525  ff.; 
in  den  Unions  603—604,  603';  im 
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Loc.  Gov.  Board  618  ff.,  618 *;  als 
Medien  der  Oberaufsicht  des  L.  G. 
B.  194-95,  636—38,  658—60;  Be- 
deutung der  B.  für  die  moderne  Ver- 
waltung 781  ff. 

Ben tham,  werke  72»,  105 1;  Lebenslauf 
106—109;  Mohls  Charakteristik  B.s 
109—110;  geistige  Entwicklung  111— 
112;  Begründer  des  Utilitarianismus 
106;  Einflufs  auf  Philos.  Radicals 
106,  107;  socialer  u.  politischer  Kri- 
ticismus  B.s  107—108;  Fragment  on 
Gov.  113,  114»;  Kritik  des  engl. 
Rechtes  114—116;  demokratischer 
Radikalismus  B.s  118;  Ideen  über 
Armenges.-Reform  119;  Ideen,  ver- 
wirklicht in  der  Akte  von  1834:  145, 
'  602;  sein  Gonstitutional  Code  u.  die 
Verwaltungsreform  119-131,  199, 
594»,  680;  Urteil  Maines  über  B.  132. 

Betterment  401». 

Bier-  u.  Branntweinsteuer  498,  502,  510. 

Bill  of  Attainder  705—706. 

Bill  of  Rights  12,  42. 

Bismarck,  Fürst,  Urteil  über  die  preufsi- 
sche  „Selbstverwaltung**  816». 

Blackstone,  Commentaries  89—90;  kon- 
stitutionelle Theorie  91»;  Benthams 
Kritik  113. 

Board  of  Agriculture  367,  679. 

Board  of  Trade  188,  367,  483,  676—77. 

Board  Schools  607. 

Bolingbrbke  82. 

Borough  PXinds  Act  368—370,  523,  529. 

Borough  Rate  397-98. 

Boroughs  8.  Municipalstädte. 

Bracton  10»,  687. 

Bribery  300. 

Bright,  J.  233. 

Brougham,  H.  115. 

Bryce  287»,  717. 

Bucher,  Lothar  183»,  789». 

Buckle  81. 

Burke,  Edm.  62»,  86-88»,  86«,  92,  94, 
95,  97-98,  212. 

Bye  Laws  (Ortsstatuten)  in  Boroughs 
157,  179,  329-334,  329»,  331»,  4^», 
in  County  Councils  429,  488—89»; 
in  Urb.  Distr.  C.  523;  in  School 
Boards  608;  Bestätigung  d.  B.  durch 
das  Loc.  Gov.  Board  657—658. 


Cabinet,  Entstehung  des  C.  14,  43—46, 
47,  711—714;  Bedeutung  d.  Cabinet- 
systems  f.  d.  Verwaltung  373,  717, 
719,  722—723;  Konsolidierung  der 
Re^erungsgewalt  im  C.  613,  614. 

Cambridge,  Universität  u.  die  Kom- 
munalverw.  von  ('ambr.  361». 


Cartwright  85. 

Caucus  212,  283—84. 

Centralbehörden,  Idee  d.  C.  bei  Bentham 
129;  im  neuen  Armengesetz  144 — 49, 
163—64,  169;  in  der  Sanitätsgesetz- 
gebg.  179-80,  184,  187-88,  644  ff. ; 
in  der  Polizeiverwaltung  664  ff. ;  An- 
knüpfung der  C.  an  staatl.  Subvention 
(Grants)  192—95;  C.  in  der  Polizei- 
verwltg.  348—49;  in  der  Municipal- 
verwltg.  374—76,  388-89,  394—95; 
Entlastung  der  C.  durch  Reform  d. 
Grafschafts  Verwaltung  483—86,  489; 
Verhältnis  der  C.  zu  den  County 
Councils  505;  Verhältnis  zu  den 
Distr.  Council«  531—83,  545;  Ver- 
hältnis zu  den  Armenräten  594,  603— 
604,  632—44;  Verhältnis  zu  den 
Kirchspielen  580, 581, 624;  subsidiäre 
Funktion  der  C.  gegenüber  dem 
Parlamente  782-83, 710— 711 ;  findet 
ihren  politischen  Ausdruck  in  der 
Stellung  des  Cabinet  711—20;  Gneist 
u.  d.  neue  englischen  C.  776,  783—84. 

Centralgewalt  u.  lokale  Autonomie  (Cen- 
tralisation),  historische  Entwicklung 
des  Gegensatzes  15  ff.,  691,  692»,  767, 
783  ff. ;  Stärkung  der  Centralgewalt 
durch  Tudors  u.  Stuarts  37;  Auto- 
nomie gesichert  durch  Sieg  der  Re- 
volution 39,  42;  verändertes  Ver- 
hältnis der  C.  u.  1.  A.  seit  dem 
XVIIL  Jahrh.  51, 612-614;  Regelung 
derselben  in  der  Städteordg.  163, 
272-73,  327-28,  334,  334»,  ^-36, 
373;  in  der  Sanitätsgesetzgebung 
181—82;  in  der  neuen  Grafschafts- 
verwaltung 505. 

Certiorari  (writ  of)  273»,  382,  389,  492, 
530,  732—33. 

Chadwick,  Lebenslauf  u.  Entwicklung 
143—44,  786»;  Poor  Law-Reform 
144—45,602,632;  Schüler  Benthams 
145—46;  Reformator  der  inneren 
Verwaltg.  durch  die  Sanitätsgesetz- 
gebung 172-76,  219  ff.,  646;  Wider- 
stand gegen  seine  Ideen  180—84; 
sein  Streit  mit  Toulmin  Smith  786— 
787. 

Chamberlain,  J.  226,  227,  234. 

Charities,  Verwaltung  der  Ch.  im  Kirch- 
si)iel  244,  571»,  572. 

Charity  Commissioners  572»,  681. 

Charter,  Erhebung  zum  Borough  durch 
Ch.  257—60. 

Chartismus  102,  148,  149». 

Chief  Constable  s.  Polizeiverwaltung. 

Church  Buildings  Act  551 ». 

Church  Rate  29. 

Churchwardens  29,  639. 

Civil  Parish  549,  551. 
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Clauses  Acts  177-78,  256,  862,  366, 
625,  707. 

Clerk  of  the  Peace  192,  409,  411,  423, 
448,  447-48»,  500,  512. 

Clerks  of  Justices  192. 

Clerk  of  the  Union  204,  526,  608. 

Cobbet,  W.  102,  137,  137»,  147,  181, 
287,  251». 

Commissions  of  Inquiry  144,  152  ff., 
170»,  173,  176 ff.,  18Öff  307»,  346», 
611»;  Ausgangspunkt  der  modernen 
inneren  Central  Verwaltung  Englands 
630,  679—81. 

Committee,  Bedeutung  des  C.  für  die 
engl.  Städteverwaltg.  308-12,  780; 
Watch  C.  815;  Subcommittee  315— 
316;  C.  System  in  der  Praxis  319— 
325;  theoretische  Bedeutung  des  C. 
Systems  827;  politische  Bedeutung 
des  C.  Systems  328;  Stellung  zum 
Council  322-23;  bes.  Bedeutung  für 
Kontrolle  324—25;  C.  System  in  den 
County  Councils  429-32,  432»;  Sta- 
tutory  Committees  481;  Sonderstel- 
lung aes  Finance  Committee  488;  Sub- 
committee 434—36;  Joint  C.  436; 
C.  in  Urb.  Distr.  C.  525;  C.  in  Rur. 
Distr.  C.  542;  in  der  Kirchspielver- 
waltuns  560,  565;  im  Armenwesen 
601—602;  Select  CommiUees  des 
Parlamentes  701  ff.,  709;  das  Cabinet 
als  Standing  Committee  des  Parla- 
mentes 712,  715  ff. 

CommonLaw  als  Grundlage  der  engl.Ver- 
fassung  8, 12, 181  ff ,  1&,  465, 685—86, 
687,  689,  692,  696,  728-727,  767—74, 
788,  789»;  C.  L.  u,  d.  Sanitätsverw. 
185;  C.  L.  u.  Bye  Laws  880. 

Compounding  Rates  265  >,  898,  795. 

Constables  s.  Polizeiverwaltung. 

Contempt  of  Court  680»,  662. 

Coroner  in  Boroughs  411,  478;  in  den 
Counties  419,  443—45,  510-12. 

Counties,  Fortbestehen  der  alten  C. 
414,  416. 

County  Board  Bills  200,  202»,  238. 

County  Borough  234,  351,  403,  414,  415, 
417,  418,  498-501  pass.  508,  509— 
510,  509»,  513,  514». 

County  Councils,  Schaffung  der  C.  C. 
233—84;  Bedeutung  der  Reform 
235-38;  als  Territorien  413—22; 
Aufzählunp  der  C.  C.  416  ff.,  417»; 
Rechtsstellung  (Korporation)  428; 
Wahlrecht  zum  C.  C.  424-25;  Bil- 
dung des  C.  C.  426—28;  Chairman 
428;  Committees  429—87;  Verwal- 
tungsordnung 438—41;  Beamten- 
schaft 442 — 48;  politischer  u.  socialer 
Charakter  449—68;  Verwaltungs- 
befugnisse 476—90;  Finanzverwaltg. 
490-506. 


County  Council  Association  448. 
County  Council  Times  418»,  668». 
County  Courts  404,  419. 
County  Electors  Act  266,  424. 
County  Rate  192,  398,  417,  477,  494— 

495,  494»,  496»,  575. 
Court  Leet  20»,  21,  31,  126,  727». 
Cromwell,  Oliver  40«. 


B. 

Decentralisation  der  Verwaltung  42,  235, 
289,  507,  518»,  627,  628». 

JDefault«  der  Sanitatsbeh.  662. 

Demokratisierung  der  Verwaltung  134 ff., 
162,  176,  209-47,  595»,  628». 

Departementsorganisation  341 »,  385, 
%6,  493. 

Dicey  413,  472»,  690,  727«. 

Disallowances  u.  Surcharges  s.  District 
Auditors. 

Disestablishment  der  Staatskirche  225. 

Disraeli  213,  222,  232,  279. 

District  Auditors  in  C.  C.  504-505; 
in  ürb.  Distr.  529—30;  in  Rur.  Distr. 
545;  in  Kirchspielen  581 » ;  Geschichte 
des  Amtes  638 — 41;  als  Funktion  der 
Centralverwaltung  641 »,  642, 660,664«. 

District  Clerk  526. 

District  Councils  242,  417, 418;  Borough 
u.  D.  C.  518»;  Verhältnis  zu  den 
C.  C.  484,  501;  Speciell:  ürb.  istr. 
516—88;  Organisation  518;  Wir- 
kungskreis 519—23;  Verwaltun^s- 
ordg.  524—25;  Beamtenschaft  526; 
Finanzverwaltunff  527—31 ;  Verhält- 
nis zur  Centralbehörde  531 — 38; 
Speciell :  Rural  Distr. ;  Territorialord- 
nun«  533-36;  Organisation  536—38; 
Wirkungskreis  588—41;  Verwal- 
tungsordnung 542-  43;  Finanzver- 
waltung 548—45 ;  Verhältnis  zu  den 
Armenräten  599. 

District  Rate  in  Boroughs  167,  179, 
398-400;  in  ürb.  Distr.  528—29;  in 
Rural  Distr.  544    45. 

Division  of  Rates  286,  289-41,  794. 


Ecclesiastical  Parish  549. 
Eduard  I.  22,  692»,  695,  696,  706. 
Eduard  III.  17,  21,  22,  61,  695,  768. 
Eduard  VI.  27,  28. 
Education  Board  488,  677—79. 
Elementary     Educations     Acts    (1870) 

220—21   607. 
Elisabeth/ Königin  28,  29,  82,  38,  37, 

689,  727. 
Enclosures  Acts  (Einhegungen)  47,  47», 

65;  E.  Comiss.  677. 
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Equity  (Law  of)  686»,  693»,  694-97, 

695»,  697»,  705,  725. 
Exchequer  25,  617,  694;  E.  Contribution 

Account  496  ff.,  501». 

F. 

Fabian  Society  278-79,  278»,  280'. 

Fabriks-  u.  Werkstättengesetz  231,  237, 
363,  540». 

Fertilizers  and  Feeding  Stuffs  Act 
486-87. 

Feudalismus,  durch  das  Friedensrichter- 
amt beseitigt  20,  31,  467  ff: ;  das 
Königtum  und  der  F.  767. 

Fox,  Ch.  93,  451. 

Frauenwahlrecht  in  Boroughs  264,  265  \ 
268»;  iuDistr.  519;  in  Grafschaften 
424;  in  Rural  Distr.  537. 

Freeman  53,  156,  264«. 

Free  Education  Act  (1891)  609. 

Friedensbargschaft  768. 

Friedensrichter  (Quarter  Sessions),  Ent- 
stehung und  ^Bedeutung  des  Amtes 
17-21,  767-68;  Kontrolle  des  Privy 
Council  27;  deren  Beseitigung  38; 
Ausgestaltung  der  Quart.  Sess.  39ff., 
51,  64;  Charakteristik  d.  F.  Verwltg. 
im  XYQI.  Jahrh.  52;  als  Ehrenamt 
60—62;  Klassencharakter  der  älteren 
F.  Verwltg.  67;  Versuche  zur  Reform 
der  F.-Grafschaftsverwltg.  200—202, 
233;  Erweiterung  der  Funktionen 
der  F.  im  XIX.  Jahrh.  202—204; 
Versuch  der  Demokratisierung  d.  F. 
Amtes  238;  städtische  F.  404-12; 
Charakteristik  der  modernen  F. 
Verwltg.  458—60;  Entwicklung  der 
Jurisdiktion  d.  F.  463—73;  gegen- 
wärtige Stellung  u.  Funktion  d.  F. 
473—75,  506-14,  519,  577»,  688;  F. 
als  Guardians  597;  F.  als  Rechnungs- 
revisoren  639—40 ;  Amtscharakter 
d.  F.  Verwltg.  778. 

e. 

Game  Laws  67. 

Gas-  und  Wasserwerke,  städtische  361 », 
368,  369. 

General  Vestries  Act  195. 

Georg  I.  u.  II.  57,  74,  75. 

Georg  UL  11,  45,  57,  75,  76,  79,  86  ff., 
91»,  94,  96,  97,  101,  124,  153,  167, 
195,  613,  716. 

Georg  IV.  167,  195. 

Gerichtshöfe  (High  Court  of  Justice)  51, 
273»,  299,  303-305,  303»,  306»,  830, 
331»,  332,  349,  382,  389,  402,  408, 
633,  642,  643,  645,  657,  663—64,  680, 
695,  697,  723—29,  730—36. 


Gilberts  Akte  195. 

Gladstone  207,  209»,  211»,  213,  214», 
221—22,  223,  224,  226,  283,  238, 
241—42,  244,  279,  555. 

Gneist,  R.  v.  3»,  183»,  251»,  265«,  273», 
274»,  307»,  413»,  463»,  469»,  480», 
546»,  593»,  611 »,  736, 743-44,  745— 
790,  745»,  806,  807-11,  813-17, 
820—23. 

Godwin  96. 

Gomme,  Lectures  on  Loc.  Gov.  5»,  415. 

Goschen,  Plan  zur  Reform  der  Lokal- 
verwaltung 240—41,  241». 

Grafschi^sverwaltung,  ältere  s.  Frie- 
densrichter; neuere  s.  County  Coun- 
cils. 

Grafschaftsfinanzen,  Staatssubyentionen 
193,  235,  491;  Vermögensverwaltung 
u.  Zahlungswesen  4SK2— 93;  Steuer- 
verwaltung 493—96;  Verteilung  der 
Subvent.  496—502;  Anleihewesen 
503—506;  Finanz.  Verhältnisse  der 
Städte  zu  den  Grafschaft  510—11. 

Graham  Wallas  71»,  103». 

Grants  in  Aid  192  ff.,  220,  235,  403, 491, 
496  ff.,  604,  638  \  673,  678. 

Guardians  s.  Armenräte. 


Harrison,  Fred.  742. 

Hatschek,   Kritik   seiner  Theorie    der 

Selbstverwaltung  817— 820,  818». 
Head  Constable  s.  Folizeiverwaltung. 
Health,  Board  of  178  ff.,  184. 
Heam  10»,  37»,  742. 
Hegel,  Einflufs  der  H.8chen  Philosophie 

auf  Gneist  759,  761,  762,  764,  775. 
Heinrich  III.  692». 
Heinrich  V.  u.  VI.  697». 
Heinrich  VII.  27,  725. 
Heinrich  VIII.  27,  37,  90,   152,  706, 

725-26. 
Hiffhway  Parish  230,  552». 
Hobhouse  Act  196. 

Home  Office  188-89,  204,  483,  669—76. 
Home  Rule  15,  225,  721. 
Home  Tooke  85. 
Hume,  David  82». 
Hume,  Joseph  177,  200,  202. 
Hundred  Rate  495  >. 


Immobiliarvermögen  der  Boroughs  160, 

880  ff.,  380». 
Impeachment  47. 
Improvement     Commissioners     (Local 

Boards)  167  ff.,  167»,  171, 186, 191,534. 
Independent  Labour  Party,  die  I.  L.  P. 

u.  die  Kommunalwahlen  286». 
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Industrial  Schools  477^. 

Industrielle  Entwicklung,  Einflufs  auf 
die  innere  Politik  65,  79—81;  Ein- 
flufs  auf  die  Organisation  der  Ver- 
waltunff  615  if. 

Infant  Life  Protection  Act  528,  601 S 
624. 

Inkorporation  32  ff.,  34  >,  150, 159,  257  ff. 

Inspektion,  fehlt  in  der  alten  Lokal- 
verwaltung 52;  administrative  I.  ver- 
treten durch  Bentham  und  eingeführt 
durch  Chadwick  129;  im  Armenwesen 
149;  in  der  Sanitätsverwaltung  175; 
I.  in  der  Volksschulverwaltg.  608— 
609,  678;  I.  in  der  Armenverwaltg. 
630-31:  L  in  der  Sanitätsverwaltg. 
645—46;  Charakteristik  d.  L  619— 
621,  622—24,  623  ^ 

Inspektoren  des  Loc.  üov.  Board  618 — 
619,  6181,  666. 

Irrenwesen  (Lunacy  Acts)  477'. 

J. 

Jakoh  I.  64,  111,  725-26. 

Jakoh  IL  37,  40,  41«,  42,  55»,  153. 

Jehb  85. 

Jesse  CoUings  242. 

Jurisdiction  Civil  463—67,  465«. 

Jury  17,  60,  411,  768,  788. 

Justiz,  Trennung  d.  J.  von  der  Ver- 
waltung in  den  Städten  160,  406,  409; 
in  den  Grafschaften  414,  463—74, 
4821,  507. 


Karl  L  38,  44,  64,  725,  727»,  728,  729. 

Karl  IL  39,  40,  41«,  45,  142,  153,  716. 

Kirchspiel  (Parish),  das  alte  K.  u.  seine 
Entwicklunff  28—30,  34,  139  ff,  171; 
Entartung  durch  Select  Bodies  35— 
36,  515;  Ausschaltung  d.  K.  aus  der 
modernen  Lokalverwaltg.  195—98; 
Reformpläne  Goschens  Sl;  Reform 
(1893)  242-45;  Abgrenzung  d.  K. 
417—18;  Verhältnis  zu  den  County 
Councils  484,  578;  K.  als  Wahl- 
kreise in  Distrikten  518,  537;  K.  als 
Steuereinheiten  der  Rur.  Distr.  545 ; 
K.  als  neue  Landgemeinde:  allge- 
meines 546 — 48;  Territorialverhält- 
nis 549—55 ;  Parish  Meeting-  u.  Parish 
Council-Gemeinden  555—71;  K.  als 
Teilgemeinden  558—59;  Verfassung 
der  Landgemeinden  562—66,  779»; 
verschiedene  Arten  des  Parish  549, 
552» ;  Vermehrung  d.  P.  im  XVIU. 
u.  XIX.  Jahrh.  551—52;  das  K.  u. 
die  Distriktverfassung  553— :54, 572— 
.  573,  578;  heutiger  Wirkungskreis  d. 
K.570— 74,578— 82;  Finanzverwaltg. 


d.  K.  579  ff.;  socialer  Charakter  d.  K. 
Verwaltung  582-90. 
Königtum,  englisches  (vgl.  auch  Präro- 

gative),  formelle  Centralstellung  d. 
[.  in  der  engl.  Verfassung  8—10; 
deren  Umgestaltung  10—12,  18,  56 — 
57;  Überschätzung  der  Bedeutung 
d.  K.  durch  Gneist  769  ff 

Kommunalanleihen  in  Boroughs  389 — 
395. 

Kommunalorganisation,  Neubildung  d. 
K.  durch  die  Sanitätsgesetzgebung 
165, 179, 198—99, 515-16;  durch  die 
Landgemeindereform  239  ff.;  s.  auch 
Distr.  Council  u.  Kirchspiel. 

Korporation,  Lehre  von  der  K.  u.  die  Um- 
bildung der  Municipal  Verfassung  31 — 
32;  Wirkungskreis  des  Borough  als 
K.  358,  377,  379;  das  Kirchspiel  als 
K.  565-66,  569. 

Kriminalität,  Abnahme  d.  K.  805». 

Kumulativ- Votum  221. 


Landarbeiter  222,  242,  455-56,  456», 
458»,  459»,  583»,  582-90. 

Landed  Interest  (Adel  u.  Gentry)  58— 
59;  61  ff.,  727»;  Machtstellung  d.  L. 
I.  in  Gesetzgebg.  u.  Verwaltg.  44, 
59-65,  67,  73,  74-75,  79;  Einflufs 
in  den  Boroughs  vor  der  Reform 
155—57;  Einflufs  in  den  Counties  u. 
Countv  Councils  205,  450—53,  457— 
461,  502;  oligarchische  Regierung  d. 
L.  I.  im  XVin.  Jahrh.  614,  777, 
781,  790. 

Landgemeinde  s.  Kirchspiel,  Parish 
Council,  Parish  Meeting. 

Law  of  Settlement  (Heimatsrecht)  68, 
142,  642. 

Lecky  742,  792». 

Liberties  260—62. 

Libraries  Act  231,  366,  574. 

Licensing  Laws  203,  234,  345—47,  346 », 
349,  fe3-84,  408,  412«. 

Lincolnshire  416,  417»,  435». 

Local  Acts,  in  den  Städten  des  XVIU. 
Jahrh.  166-67,  167«;  Erweiterung 
des  Stadt.  Wirkungskreises  durch 
L.  A.  158,  168,  254-256,  256»,  334, 
360—61, 366-71, 371 »,  391,  394,  395», 
666—72;  Steuern  auf  Grund  v.  L.  A. 
397,  401 ;  Anlehen  391,  394—95,  395 », 
503,  521;  L.  A.  u.  d.  Kirchspielverf. 
550;  L.  A.  u.  d.  Loc.  Gov.  Board 
391,  479,  627;  vgl.  auch  Private  Bill 
Legislation. 

Local  Authorities  Expenses  Act  643». 

Local  Government  Board,  Entstehung 
190 ff.,  191»;  Befugnisse  betr.  Ver- 
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waltungsterritorien  228  flf.,  239, 243fil, 
262,  331,  363,  367, 417, 418,  420-21, 
425«,  480,  483,  596  ff^  597«,  649  ff.; 
Befugnisse  betr.  Anleihen  der  Connty 
Councils  503;  Audit  d.  Distr.  Counc. 
530-31;  Organisation  d.  L.  G.  B. 
617—24;  Wirkungskreis  624-28; 
Eigenart  der  Verwaltungs weise  d. 
L.  G.  B.  629;  L.  G.  B.  als  oberste 
Armenbehörde  629;  Untersuchungs- 
gewalt  630 — ^31;  Yerordnungsgewalt 
631—36;  L.  G.  B.  u.  Local  Acts  635; 
administrative  Zwangsgewalt  gegen 
Local  Authorities  to6— 41;  quasi- 
richterliche Funktion  641 — 44;  L. 
G.  B.  als  Sanitätsbehörde:  Unter- 
suchungsgewalt 645;  Yerordnungs- 
cewalt  646—57;  Aufsicht  über  Bye 
Laws  657—59;  Oberaufsicht  über 
Beamte  der  Lokalverwalte.  659—60; 
finanzielle  Obergewalt  660—61;  ad- 
ministrative Zwangsgewalt  661 — 60; 
guasi-judizielle  Funktion  663—64; 
«Jahresberichte  664 — 67;  allgemeine 
Charakteristik  d.  L.  G.  B.  667—68. 

Local  toans  Act  390—92,  580. 

Local  Stamp  Duties  641  ^ 

Locke,  John  74,  83,  87. 

Lokalbahnwesen  (laght  Railwaysy487— 
488,  510  S  676. 

Lokalsteuerwesen(LocalTaxation)192ff., 
224,  240,  360,  366,  378  S  395-403, 
494»,  543,  571 1,  577-80,  601»,  660, 
793';  Loc.  Tax.  Account  498  ^  510. 

Lokal  Verwaltung,  Entwicklung  d.  L.  im 
modernen  Sinne  49;  aristokratischer 
Charakter  der  älteren  L.  65—68; 
Mangel  centraler  Kontrolle  52,  69; 
Kritik  der  alten  L.  durch  Bentham 
118  ff.,  durch  Cobett  137;  dilettanti- 
scher Charakter  der  alten  L.  140; 
Beginn  der  Reform  162-65;  L.  als 
angewandte  Socialpolitik  173—76, 
20'^— 208;  systematische  Neuorgani- 
sation 191,  226  ff.;  Charakteristik 
derselben  245—47 ;  Lokalverwaltg.  u. 
die  Theorie  Gneists  vom  Selfgovern- 
ment  745 — 93;  Erfolge  der  mod.  L. 
801—804;  L.  u.  Selbstverwaltung 
819-826. 

London,  Bedeutung  für  die  Entstehung 
des  Radikalismus  69—70;  Sanitäts- 
gesetzgebung für  London  180;  muni- 
dpales  Parteiwesen  in  L.  278 S  280', 

BI. 

Magna  Charta,  Beschränkung  der  königl. 
Centralgewalt  durch  die  M.Ch.  16—17. 
Maine,  Sir  Henry  182»,  792». 


Mandamns  (writ  of)  272,  273',  299,  620> 
637,  643,  662,  731. 

Martineau,  Miss  120,  799. 

Mayor,  Stellung  d.  M.  in  den  unrefor- 
mierten  Städteverfassnngen  128, 157; 
Erwählung  d.  M.  274;  Rechtsstellung 
275,  297,  813*,  315«,  321,  382,  407, 
411,  509;  sociale  Position  276,  290- 
291,  verglichen  mit  dem  Bürger* 
meister  nach  österreichischem  und 
preufsischem  Rechte  309. 

Medical  Officer  of  Health  194;  in  Städten 
337,  403;  in  Grafschaften  448-44; 
in  Urb.  Distr.  526—27;  in  Rur.  Distr. 
543—44;  in  der  Armenverwaltff.603; 
Verhältnis  zum  Loc.  Gor.  Board 
659-60. 

Mill,  James  106. 

Mill,  John  Stuart  106,  121,  144,  215-19, 
752-53. 

Mittelklasse,  Entwicklung  der  79  fil,  94, 
98-101,  108  ff.,  140;  Einflnfs  auf 
Verwaltungsreform  133—208;  Ein- 
flufs  auf  Reform  der  Städteverwaltg. 
151 ;  Einflnfs  auf  Sanitätsgesetzgebg. 
172,  180,  184,  198-99;  d.  M.  u.  die 
Grafschaftsverwaltg.  202;  d.  M.  u. 
die  Reform  d.  Lokalverwaltg.  über- 
haupt 205—208;  Fortdauer  der 
Führerstellung  derM.  undderGentiy 
in  der  Verwaltung  290,  456  ff.,  457», 
824. 

Mittelschulwesen  678-79,  805. 

Moderates  278  ff.,  278',  282. 

Mohl,  Rob.  V.,  M.  u.  Bentham  131. 

Montesquieu  88—90. 

Morley  John  72',  86«.  792». 

Mort  Main  (Statutes  of)  379— 80. 

Municipalsocialismus  278  —  82,  279  K 
28P,  372,  381-82,  520  ff.,  520 ',  708, 
804. 

Municipalstädte  (Borough  Councils), 
älteres  Städtewesen  31;  Verfall  des- 
selben 32—33,  40-41,  55,  64;  Zu- 
stand im  Anfang  des  XIX.  Jahrb. 
151—58;  Charrkteristik  d.  Städte- 
ordnung 159—62;  Desorganisation 
d.  Städteverwaltg.  trotz  Retorm  165 — 
168;  Rechtsquellen  der  heutigen 
Städteverwaltg.  251—59;  Zahl  der 
M.  257*;  Geltungsgebiet  der  Städte- 
ordnung 260—64;  Gemeindemitglied- 
schaft  264—69 ;  Bildung  des  Boroueh 
Council  269—76;  socialer  u.  poli- 
tischer Charakter  der  end.  Städte- 
verwaltung 277—91;  Wahlordnung 
292— 307;  verwaltungsordg.  u.  Com- 
mittees  309-20,  326— 28;  Bye  Laws 
157,  329-334;  städtische  Beamten- 
schaft 335-53;  allgem.  Charak- 
teristik der  M.  Verwaltung  354—57; 
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Funktionen  d.  M.  Gemeinde:  all- 
gemeineB  357—59;  Wirkungskreis  d. 
M.  nach  der  Städteordnung  860-62; 
Wirkungskreis  d.  M.  nach  der  Sani- 
tät8gesetzgebang862— 66;  Wirkungs- 
kreis d.  M.  nach  Local  Acts  367—73; 
Aufsicht  derCentralbehörde874— 76; 
städtische  Finanzverwaltg.  874--402; 
Gerichtsbarkeit  in  den  M.  405—12; 
Verhältnis  zu  den  Grafschaften  506^ 
508,  510-14;  M.  Distr.  Counc.  517; 
Übertragung  der  Befugnisse  eines 
Parish  Council  an  M.  575  >. 
Museums  and  Gymnasiums  Act  257  ^ 
366. 

W. 

Nahrungsmittelfälschung,  Gesetze  gegen 

364,  443. 
Nassau  Senior  144,  146,  147 >. 
National  Liberal  Federation  241,  284. 
Newcastle  Programme  242. 
Nuisance  Removal  Acts  (1846)  185. 

O. 

Öffentliches  u.  Privatreeht  684 \  688^ 
689. 

Orders  in  Council  46,  330—31,  615,  614»; 
General-  u.  Special  Orders  im  Armen- 
wesen 632;  verfassungsrechtliche 
Stellung  d.  General  0.  £33. 

Overseers  291  \  293,  297;  365  >,  495, 543, 
565,  570—74,  576—78,  579»,  597,  603, 
639,  781. 

Oxford,  die  Universität  und  die  Kom- 
munalverwaltung von  0.  361. 


Paine,  Th.  96. 

Panopticon  Benthams  119. 

Parish  Clerk  575. 

Parish  Constable  197;  670. 

Parish  Council  556—60;  Bildung  des- 
selben 568 — 69;  Verwaltungsordnung 
u.  Wirkungskreis  569—79;  Finanz- 
wirtschaft 579—82,  58P. 

Parish  Meeting  556—60;  Bildune  d.  P. 
M.  562—64;  Wirkungskreis  u.  Organe 
564—67. 

Parlament,  Entstehung  22;  Bedeutung 
für  den  Rechtscharakter  der  Ver- 
waltung 23,  49,  50,  51,  52  (s.  Private 
Bill  Legislation);  politische  Macht  d. 
P.  im  XV.  u.  XVI.  Jahrh.  26—27; 
Korrumpierung  des  Wahlrechtes  zum 
P.  33,  4Q— 41,  46;  aristokratischer 
Charakter  d.  P.  im  XVUI.  Jahrh. 
53—58;  d.  P.  seit  der  Reformbill 
134—137;.  P.  u.  Lokalverwaltg.  in 
Bedlieh,  Engl.  LokalTerwaltniig. 


historischer  Entwicklung  682—83, 
689—93,  692 >,  694—701,  709-23; 
Standing  Committees  d.  P.  715—17; 
Select  Committees  699—704;  Stan- 
ding Orders  721  ^ 

Parlamentarische  Regierun gs weise,  Ent- 
stehung. 12— 14;  Charakteristik  43— 
52;  P.  R.  u.  die  innere  Verwaltung 
632  ff.;  711-23. 

Parliamentary  Agents  703  ^ 

Parliamentary  Boroughs  54,  63,  93,  103, 
155,  212,  223,  26P,  416. 

Parochial  Electors  518,  537,  562,  568, 
597. 

Parteiwesen  (Tories^.  WhigsX  geringe 
Bedeutung  des  P.  für  die  innere 
Verwaltg.  «4—65,  73-74,  101,  182, 

225,  454;  Umbildung  der  Whigs  zur 
liberalen  Partei  210  ff.,  Demokrati- 
sierung d.  P.  212—13,  222-23,  225— 

226,  227,  233;  Bedeutung  d.  P.  fttr 
die  Municipalverwaltg.  276—88, 278  S 
280  \  281 S  356  M  Bedeutung  für  die 
Grafschaftsverwaltunff  450  ff.;  Be- 
deutung für  die  Kirchspielverwaltg. 
198 ^  583  ff.:  gegenwärtige  Organi- 
sation der  Parteien  283-85;  d.  P. 
u.  die  Verwaltungsthätigkeit  des 
Parlamentes  621— &,  756,  787. 

Patronage  in  der  älteren  Verwaltung 
63,  in  den  Boroughs  351. 

Peel,  Sir  Robert  161,  200,  201, 203,  669 >. 

Personation  300. 

Petition,  älteste  Form  der  Verwaltungs- 
akte des  Pari.  48,  696  ff. 

Petty  Sessional  (Court)  Divisions  187, 
190,  409,  418  ff,  419  ^ 

Physiokraten  81. 

Pitt  (der  ältere)  83,  92. 

Pitt  (der  jüngere)  98,  95,  119,  451. 

Place,  Fr.  72»,  102. 

Pocket  (Rotten)  Boroughs  55,  93,  101, 
103. 

Polizeiverwaltung,  ältere  30,  165—197, 
204»;  Reform  d.  P.  208—204;  Head 
(Chief)  Constable  337,  344—347;  P. 
in  Boroughs  345—50,  346%  348  % 
350',  362,  383-84,  403;  in  Graf- 
Schäften  432,  443,  446,  447, 474,  482, 
482',  671;  Entwicklung  der  Central- 
behörde  in  d.  P.  669—74;  Charak- 
teristik des  Systems  674—76,  785. 

Poor  Law  Board,  Einrichtung  147; 
Wirksamkeit  149, 173;  vgl.  auch  Loc 
Gov.  Board. 

Poor  Law  Parish  549. 

Poor  Rate  29,  141  ff ,  142»,  192,  397, 
528,  573,  577,  586. 

Prärogative  11,  13,  46,  54,  56,  613,  687, 
690,  711,  717,  770—72. 

Prefsfreiheit  69,  615". 
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Priesüey  8ö,  96,  111. 

Primrose  League  284. 

Private  Bill  (Local,  Special)  Lejnslation, 
konstitutionelle  Bedeutung  &  ff.,  47 ; 
Ausbildung  in  neuerer  Zeit  48--49 ; 
:i66ff.,  :^7';  P.  B.  L.  u.  Stidtever- 
waltg.  158,  166—68.  263;  P.  B.  L. 
in  Grafschaften  481;  P.  B.  L.  in 
UrbanDistr.  523, 530—31;  Geschichte 
d.  P.  B.  L.  691—97;  Bedeutung  der- 
selben für  d.  innere  Verwaltg.  697-»— 
698;  gefirenwärtige  Gestalt  698—700; 
das  geltende  Verfahren  700—704, 
700*;  Kosten  704';  Umfang  der 
Special  Legislation  705—709. 

Private  Bill  Office  700'. 

Private  Street  Works  Act 257',  360,730*. 

Privy  Council,  Enstehung  d.  P.  C.  25; 
rein  formelle  Bedeutung  in  der  heu- 
tigen Verfassung  9,  9',  13,  258;  P. 
C.  und  die  Sanitätsverwaltg.  188  ff.; 
Funktion  als  Centralbehörde  der 
inneren  Verwaltg.  unter  den  Tudors 
27-28,64, 724',724-28;  Abschaffung 
desselben  in  dieser  Funktion  39, 
729',  729;  richterliche  Funktion 
694—95;  P.  C.  u.  Cabinet  258—59, 
612-13,  712,  713  ff,  714',  719\  766, 
770;  P.  C.  als  Unterrichtsbehörde 
220,  678. 

Programme,  Radical  226-27. 

Progressives  278  ff.,  278',  280  \  282. 

Prohibition  (Writ  of)  733. 

Provisional  Order  417,  420,  627,  635, 
647—53,  648',  666,  720—21. 

Public  Health  (Water)  Act  540,  625. 

Public  Works  Loans  Act  390-92. 

Puritanismus  689. 


Quarter  Sessions  s.  Friedensrichter. 
Quo  Warranto  (Writ  of)  153,  273'. 

R. 

Kadikalismus,  Entwicklungsstadien  d.R. 
76—77;  Entstehung  d.  R.  79—85; 
R.  u.  Pariamen tsreform  85—86;  Ein- 
wirkung auf  das  Parteiwesen  86; 
im  Parlam.  92;  hemmende  Wirkg.  d. 
franz.  Rev.  auf  den  engl.  R.  95—97 ; 
Wiederaufleben  nach  1815,  98—103; 
Philosophical  Radicals  105—108. 

Rate  Collectors  527,  528,  597,  603. 

Rathbone  229',  230. 

Rechnungsrevisoren  s.  Distr.  Auditors. 

Rechtshistorische  Schule  764. 

Recorder  157,  349,  382,  397,  410—11, 
512,  573. 

Red-Ta])eism  646. 


Referees,  Court  of  702. 

Reformbills,  erste  R.  78,  134,  101—105, 

210,  277,  416;  zweite  R.  135,  210—12, 

214;   dritte  R.  185,  228,  416;  R.  u. 

die  W&hlerzahl  224'. 
Registrar  (of  Births)  172,  172«,  500. 
Relieving  officer  602. 
Repräsentativprincip  in  d.  Verwaltung 

216  ff.,  236-87. 
Richard  II.  61. 

Richteitum,  englisches  19,  88—39,  66  ff. 
Riot  Act  478»,  482. 
Ritchie  226,  234,  428. 
Rivers    Pollution    Act    (Flufssanitäts- 

Polizei)  364,  436,  480-81,  480',  538, 

625. 
I  Römisches  Recht  688'. 
I  Rousseau  81,  96. 
I  Rule  of  the  Law  8  ff.,  10',  47  ff.,  49  ff., 

50»,  874,  614,  631',  638,  687-89, 

691,  729,  737. 

I  s. 

iSalisbury,  Lord  226-27,  482». 
I  Sanitätsgesetzgebung   und  -Verwaltung 
I       (Public    Health),    Begründung    der 
modernen  inneren  Verwaltung  Eng- 
lands   durch    d.    S.   169,   170—208; 
erstes  Sanitatsgesetz  178—79;  Fort- 
bildung 184—86,  187—92,  222;  Aus- 
bildung d.  S.  zur  angewandten  Social- 
politik  231—32;  dieS.  u.  dieBoroughs 
254',  362—63,  364  ff,  375;  die  S.  u. 
County  Councils  480  ff.;  die  S.  u.  die 
neue     Kommunalorganisation     516, 
519-20,  538-40,  5^',  572  ff.,  623', 
!       660 ff.;  die  S.  u.  d.  Loc  Gov.  Board 
'       624—27, 644—65;  Erfolge  d.  modernen 
S.  800-801. 

Sanitätsinspektoren  179,  194,  337,  408, 
500,  52e-27,  543. 

Sektenwesen,    Einflufs   auf  die  demo- 
kratischen Ideen  82. 

Selbstverwaltung,  Theorie  der  deutschen 
S.  743,  807—26,  816',  818'. 

Select  Bodies  32  ff,  41,  53,  158,  155. 

Select  Vestries  36  ff.;  S.  V.  Act  195. 

Selfgovernment  157,  195,  373,  451,  743, 
745-795,  760',  807. 

Septennial  Act  60,  85. 

Sheriff  411,  412',  417'. 

Sidgewick,  H.  742. 

Simon,  Sir  John  170',  180,  181»,  623'. 

Smith,  Adam  83. 

Smith,  Toulmin  36',  182—83,  183»,  680, 
760',  786-89,  789'. 

Social demokratie  in  England  u.  Deutsch- 
land 756. 

Socialpolitik     u.    Verwaltung    175—76, 
207-208,  231  ff,  624  ff. 
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8tadtgemeinden,  Yereiaigang  u.  Aus- 
dehnunff  von  262-68. 

Standing  Joint  Committee  480,  482  ff., 
482';  8.  auch  Polizeiverwaltung. 

Standing  Orders  in  Boroughs  807',  821 ', 
821—28,  807—57  passim;  in  Gounty 
Councils  422',  sowie  422-468  pas- 
sim, 442';  in  Distr.  Counc.  525  ff.; 
des  Stand.  Joint  Committee  482'; 
des  Parlamentes  701. 

Statutes  (Private,  Public,  Personal, 
28,  48,  705'. 

Stein,  Freih.  von  811-12,  811». 

Stein,  Lorenz  von  759'  ". 

Sternkammer  27,  38,  679,  725  ff. 

Stipendiary  Magistrates  510,  522. 

Strafverfolgung,  Kosten  der  859. 

Strafsenverwaltung  48,  208,  868,  479, 
511,  520,  588,  541,  552',  570,  578. 

Sturge  Bourne  144. 

Summary  Jurisdiction  208,  868,  780'. 

Surveyor  179,  837,  448,  526,  548. 


juristischer  Charakter  d.  V.  656—57; 
V.  der  Lokalbehörde  329  ff ,  332— .35, 
657  ff.;  s.  auch  Orders. 
Verwaltung  (innere).  V.  u.  die  Mittel- 
klasse 188  ff.,  178—175;  V.  u.  Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit 405,  464, 
470 ff,  472',  780';  Wesen  d.  V.  683; 
V.  in  England  u.  den  kontinentalen 
Staaten  688-^9,  684',  688',  691, 
709;  Kontrolle  d.  V.  durch  das  Parla- 
ment 719',  736—38;  zur  Theorie  der 
y^  741 43, 

!  Vestry  (Select,*  Open),  196  ff.,  548,  563', 

566,  570,  582';  s.  auch  Kirchspiel. 
I  Village  Hall  570. 

Vincke,  Freih.  v.  171,  612',  614',  811. 
Volksschulwesen,    geschichtliche   Ent- 
wicklung 220— 22;  Lokalorganisation 
d.  V.  607—10;  Statistik  609»,  610', 
805«. 
Voluntary  Schools  607,  610'. 


T. 

Technical  Education  485,  487,  510,  676, 

805«.- 
Theaterpolizei  477*,  479  ■. 
Tierseuchengesetze  864,  478,  677. 
Times,   Opposition   gegen    Poor   Law- 

Reform  147. 
Tory  Democracy  279. 
Town  Clerk  158,  160,  297,  298,  301,  308, 

336,  :«7,  338-43,  388».  342',  351, 

385 — 88  passim. 
Town  Meeting  369,  870'. 
Township  29,  182,  552,  556',  559. 
Tramways  Act  257',  804. 
Treasurer  160,  325,  336,  385—86,  443, 

492,  526. 
Treasury  193,  434',  617. 
Triennial  Art  601. 

U. 

Union  s.  Armenräte, 
ütilitarianismus  s.  Bentham. 

V. 

Vaccination  Act  595',  601'. 
Valuation  List  397,  402,  495,  577,  601. 
Vereinigung  von  Kirchspielen  (Grouping) 

263,  658. 
Verfassung,  englische,  ihr  historischer 

Charakter  7,  Entwicklung  aus  dem 

Common  Law  8  ff.,  682—738  passim. 
Verordnungsgewalt  d.  L.  G.  B.  646—54; 

Beispiel  von  Verordnungen  654—56; 


Wahlkorruption  bei  Kommunalwahlen 

306-307. 
Wahldelikte  (Corrupt  and  illegal  Prac- 

tices)  in  Boroughs  300—305,  301'; 

in  County  Councils  427'. 
Wahlgerichtshöfe,  Verfahren  vor  303— 

305,  303'. 
Wahlkosten  in  Boroughs  271*,  in  County 

Councils  427. 
Wahlrecht  in  den  Boroughs  160,  267— 

269,  292-99. 
Wählerlisten  291—93,  291',   425,  518, 

537,  562. 
Walpole,  die  Squirearchie  u.  W.  583. 
Ward  Meeting  in  Kirchspielen  568. 
Wards  284«  294. 

Webb,  Sidney5,'  143',  198',  278',  546'. 
Wesley  82. 

Westminster  Review  120,  121'. 
Wilhelm  IIL  12,  13,  41,  45,  58,  59,  85. 
Wilhelm  IV.  167,  755. 
Wilkes  83  ff 
Wohnnngsgesetzgebung  366,  381,  505, 

573,  583,  626. 
Workhouse  119,  600—604. 

Y. 

Yorkshire,  Ridings  of  416,  417',  439'. 

Z. 

I  Zweckverbände  in  der  Lokalver^altung 
I       591  ff 
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